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Haar: Färbemittel. Auf Mittel 
zur Färbung der Haare ift die Bewilli- 
gung nicht leicht zu ertheilen, da felbe, 
wenn fie auch mit für fih unſchädlichen 
Mitteln bewirkt wird, doch immer für 
die Erhaltung der Gefundheit nicht 
gleihgültig ift. (Hofdeer, v. 12. Mai 
1798, n. d. Rggs. Int. v. 21. Juli 
1798, Barth. Ergänzungs-Band. ©. 
369.) 

— — Aus gefundheitspolizeilihen 
Rückſichten wird in Folge a. h. Ent- 
fhliegung vom 10. Mai 1842 die Er: 
zeugung und der Berfauf des unter dem 
Namen „Selenite * befannten Haar- 
farbungsmittels, fo wie die Einfuhr des— 
felben zum Abſatze und zum eigenen 
Gebrauche im ganzen Umfange der Mo— 
narchie allgemein verboten. (Hfkr. D. 
vom 12. Juni 1842 3. 20431 an 
ſämmtliche Länderftellen und Gam.-Ge- 
fällen » Verwaltungen. Circ. der n. ö. 
Rgg. vom 18. Juli 1842 3. 38728. 
DBdg. des fteierm. Gub. vom 1. Juli 
3 11348; des böhm. Gub. vom 8. 
Juli 3. 36554; des mähr. ſchl. Gub. 
v. 2. Sept. 1842 3. 28092. Pol. ©. 
©. 70. Bd. Nr. 74.) 

ee Bictualien- 
händler. 

Haarpuder, ſ. Himmelftein. 


Zaleieko, Handb. d. Poliz. Wei, IL. 
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Hacking wird in den Wiener Po— 
lizei= Bezirk einbezogen, ſ. Polizei: 
Bezirk, . 

Hadernfammler, |. Strazzen: 
fammler. 

Hafner, Berbot der grünlich gold» 
fhillernden Gefchirre, ſ. Geſchirre. 

Hafnerglafur. Das Vermahlen der 
bleihältigen Hafnerglafur und des Gip- 
fes auf Fruchtmühlen ift bei 50 Thlr. 
Strafe unterfagt. (Hofdeer. vom 5. 
Juni 1792, n. 6. Rggs. Bdg. vom 8. 
Aug. 1823 3. 36298. 

Haftftöde an der Donau, f. Do: 
nau: Schifffahrt. Pat. v. 20. Jän. 
1770 $. 16, Donauftrom = Polizei: 
Borfchrift 8. 10. 

Hahnemann’fche Weinprobe ift 
in den Apotheken bereit zu halten, f. 
Getränke, Giftverfauf. (Bdg. vom 
10. Dec. 1803 $. 18.) 

— Heilart, f. Homöopathie. 

Handarbeiten, weiblihe. Da die 
Berfertigung weiblicher Kleidungsftüce 
zu den weiblichen Handarbeiten gehört, 
fo fteht e8 auch Denjenigen, weldye von 
der Regierung Befugniffe zum Unter« 
richte in den weiblichen Handarbeiten 
überhaupt erhalten haben, frei, ihre 
Zöglinge auch im der Berfertigung 
weiblicher Kleidungsftücde zu unterrich— 

| 


Handarbeiter. 


ten. Jedoch dürfen, in fo lang noch 
in Beziehung auf die Frauenfchneider 
das Innungsſyſtem fortbeftehet, derlei 
Induftrialfcehulen keineswegs in förm— 
lihe Schneiderwerfftätten, zur Beein- 
trächtigung der Innung umgeftaltet 
werden, und man fann den Inhaberin: 
nen foldyer Induftrialfchulen nicht ges 
ftatten, die von ihren Zöglingen dafelbft 
verfertigten Kleidungsftüde zu verkau— 
fen. Diefelben dürfen von den die In— 
duftrialfchulen beſuchenden Zöglingen 
nur den Stoff, den diefelben mitbrin- 
gen, und feiner Zeit wieder mit fi nad) 
Haufe nehmen, zu weiblichen Kleidungs- 
ſtücken verfertigen laffen, und ihnen die 
Anleitung zur Verfertigung derfelben 
geben, und es kann ihnen nach dem 
Sinne des Hofdecreted vom 16. Sept. 
1813 nur der Verkauf jener weiblichen 
Kleidungsſtücke geftattet werden, welche 
fie auf eigene Hand, und ohne irgend 
einen Gehilfen verfertigen, weil nur 
unter diefer Bedingung die Berfertigung 
weiblicher Kleidungsjtüde, als freie 
Beihäftigung erflärt ift. (N. ö. Rggs. 
Ddg. vom 13. Det. 1815. Barth. 9. 
u. G. Gef. 4. Bd. ©. 11.) 

Handarbeiter, ſ. Krankenhaus. 

Handel, Wenn fih ein Handels- 
werber annaßen follte, feiner Firma fich 
eher zu bedienen, oder die Handlung 
cher anzutreten umd auf eigene Rech— 
nung zu führen, bevor er die angefuchte 
Handlungsgerechtigfeit erhalten hat, fo 
foll derfelbe diefe Handlung an ſich zu 
bringen, unfähig fein. (Hofentſchl. v. 
8. Jänner 1770.) 

— — Diejenigen Waaren, die in 
unbefugtem Handel betreten werden, 
find in Beſchlag zu nehmen, und nad 
Befchaffenheit der Umftände in Verfall 
zu ziehen. (Hofdeer. vom 23. Juni 
1796.) 

— — Den unbefugten Rufterreitern 
ift mit Einziehung ihrer Mufter und 
mit Geld» oder Leibesftrafe gedroht, 


2 Bandelsiente. 


(Hfder. vom 24. Dec. 1801, f. Hand: 
Iungsdiener, Mufterreiter. 

Handel, verbotener, der Sihiffer, 
f. Elbe: Schifffahrt. (Bdg. vom 2. 
Jänner 1846 $. 27.) 

— — unbefugter mit Druckſchriften, 
f. Druckſchriften. 

— — mit Gegenftänden, die nur 
zum Gebrauche bei dem Fatholifchen 
Gottesdienfte dienen, ift den Jeraeliten 
verboten, f. Juden. 

— — umbefugter, mit Bulver und 
Salpeter, f. Schießpulver. 

— — der, mit ausländifchen Wei— 
nen ift freigegeben, |. Weine. 

Handelsgerihte, Wirkungskreis 
derfelben, f. Gerichtsbarkeit. (Pat. 
vom 20. Nov. 1852 8. 57.) 

Handelsleute, fremde, welde die 
Sahrmärkte befuchen, haben blos ihren 
Paß bei-dem Kreidamte des Viertels, 
worin der Jahrmarkt gehalten wird, 
oder bei dem Drtd » Magiftrate anzuſu— 
hen. (Bdg. d. Polizei- Minifter. vom 
25. März 1801. $. 2. Krop. Gef. 
Stanz 15. Bd. ©. 175.) 

— — fremde, und Commis voya- 
geurs müffen nicht nur von ein und dem 
andern der hiefigen Handelshäufer über 
den Zweck ihrer Reife das vorgeſchrie— 
bene Zeugniß beibringen, fondern be— 
denfliche follen insbefondere auch übers 
wacht werden. (Bol. Hfft. Decr. vom 
6. März; 1811.) 

— — Degen Abftellung der unbe: 
fugten Händler auf dem Wiener Plabe 
ift verordnet, daß das Mercantil» und 
Wechſelgericht, fo oft ihm von einem 
unbefugten Händler die Anzeige ge- 
ſchieht, hierüber die Unterſuchung pfle- 
gen, und nah Berhältnig in erfter In» 
ftanz erfennen foll. Gegen Jene, welde 
unbefugter Gefchäfte überwiefen find, 
find angemeffene Geldftrafen, Befchlag- 
nahme der Waare zu verhängen, und 
bei Fremden fann vom Mercantil» und 
Wechfelgerichte auch auf ihre Abſchaf— 


Handelsleute. 
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Handlungs bücher. 


fung von Wien angetragen werden. vor den Verkaufsgewölben wird verbo- 


(Hoffammer-Berordnung vom 9. Juli 
1804.) ‘ 

Handelsleute. Auf keinen Fall 
fann es die Sache des Mercantil= und 
Wechſelgerichts fein, bei Angelegenhei- 
ten, wobei demfelben blos die Einlei- 
tung der nöthigen Erhebung zuftehet, 
via facti vorzugehen, Strafen zu verhän 
gen, und die des unbefugten Handels 
fi ſchuldig mahenden Fremden 'eigen- 
mächtig abzufhaffen. (Hffr. Vdg. vom 
2. Aug. 1808.) 

— — Te nachdem eine Behörde ir— 
gend ein Befugniß ertheilet hat, kommt 
ihr aud das Erkenntniß zu, in wie fern 
dasfelbe gemißbraucht worden fei. In 
feinem Falle ift aber den Behörden ge- 
ftattet, ſich diesfalls Eigenmächtigkeiten 
zu erlauben, als unter dem Borwande 
der Beflrafung unbefugten Handelns 
voreilige Maßregeln gegen die gefeß- 
mäßige Freiheit des Commerzes im All- 
gemeinen zu ergreifen, umd es ift fidh 
ftreng an den Geift jener Verordnung 
zu halten, weldhe unterm 2. Aug. 1808 
erlaffen wurde. (Hfkzl. Vdg. vom 11. 
April 1809. n. ö. Rggs. Int. vom 1. 
Mai 1809.) 

— — Zur Befeitigung des immer 
mehr überhandnehmenden unbefugten 
Mätelnd der nah Wien fommenden 
Fremden, vorzüglich galizifcher Jsrae— 
liten, wurde dem Mercantil- und Wedh- 
felgerichte, mit Bezug auf die frühere 
Verordnung vom 9. Juli 1804 aufge- 
tragen, auch feiner Seits gegen diefen 
Unfug forgfamft zu wachen, und bei 
Entdeckung derfelben nah Borfchrift 
der erwähnten Verordnung das Amt 
zu handeln. (MR. ö. Rggs. Bdg. vom 
9. Jänner 1816.) 

— — deren Reht zum Berfchleiß 
geiftiger Getränfe, |. Branntwein. 

— — Bevortheilungen des Publi- 
cums, f. Gemwerbslente. 

— — das Aushängen der Waaren 


ten, f. Gemwölbs - Anslagen. 
Dandelsleute. Die Führung der 
ihnen von ausländifhen Höfen verlie- 
henen Titel, ſ. Hoflieferanten. 
— — wegen Befuches der würtem- 
bergifchen Märkte, f. Würtemberg. 
Handelsrechte, deren Ausübung 
in Breußen, f. Preußen. 
Handlungs = Befugniffe dürfen 
nur moralifchen und rechtlichen Werbern 
ertheilt werden. (Hoffmr. Decr. vom 
17. Auguft 1830 3. 28314, n. ö. 
Reggs. Bdg. vom 27. Auguft 1830 
3. 47432, n. d. Prv. ©. ©. 12. Thl. 
Nr. 252.) 


— — f. Zaren. 

— — f. Gewerbe, (Bdg. vom 
4. Mai 1833.) 

HandInngsbüher. Erneue 
rung der Borfhrift wegen Füh— 
rung der Handlungsbüder. 
Da aus den vorkommenden Unterfu- 
Hungen gegen biefige israelitifche Han- 
deldleute, wegen Schußgebung an ihre 
Blaubensgenoffen zu unbefugtem Hans: 
del wahrgenommen wird, daß die vor— 
geſchriebenen Handlungsbücher von den 
befagten Handeldleuten nicht gehörig 
geführt werden, wodurd jene Unfüge 
um fo leichter bemäntelt werden fönnen ; 
und, nachdem die zur Verhandlung der 
Regierung gelangenden Grida - Fälle 
bürgerliher Handelsleute zeigen, daß 
auch bei diefen Handelsleuten die Kübh- 
rung der Handlungsbücher häufig nur 
fehr mangelhaft gefchieht, fo hat die 
Herrſchaft allen in ihrem Jurisdictione- 
Bezirke befindlichen bürgerlihen und 
tolerirten israelitifhen Handelsleuten, 
die noch immer in Kraft beftehende Hof- 
verordnung vom 1. December 1768 in 
Erinnerung zu bringen, wornab auf 
die unordentlihe Führung der Hands 
(ungsbüdher der Berluft des Hand- 
lungsrechtes gefeßt ift, und diefelben 
zugleich mit dem Inhalte der unterm 
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Handlungsdiener. 


27. März 1798 3. 5382 an den Wie- 
ner Magiftrat erlaffenen Regierungsd- 
Verordnung neuerlich befannt zu ma— 
hen, welche die zu führenden Hand- 
lungsbücher namentlich vorſchreibt. 
(Vdg. der n. ö. Rgg. vom 3. Jänner 
1838 3. 73590 von 1837. Prov. ©. 
©. 20. Bd. Nr. 2.) 

Handlungsdiener, fremde. Den 
commis voyageurs, wenn fie fi} be- 
friedigend über ihre Perfon und die 
Nothwendigkeit ihres Hierfeind ausge: 
wiefen haben, ift zwar nitmals eine 
unbeftimmte Aufenthalts-Erlaubnig zu 
ertheilen, jedoch ihnen von 4 zu 4 Wo- 
hen nach jedesmaligem Ausweife ihres 
weiter nothwendigen Hierfeind die Auf- 
enthaltsfcheine zu verlängern. (Pol. 
Hfft. Deer. v. 3. Det. 1808.) 

— — fremde, find zum ftrengen 
Ausweiſe ihrer hiefigen Gefhäfte zu 
verhalten, und von ihnen nicht nur bes 
friedigende Zeugniffe über ihre Ge— 
ſchäfte, fondern auch eine Bürgfchaft 
und Gutftehung über ihre Perfon und 
gute Gefinnung abzuverlangen, welche 
wenigftens von 2gutgefinnten Handels- 
häufern unterföhrieben fein müſſen. 
(Bol. Hfft. Deer. v. 24. April 1810.) 

— — fremde (commis voyageurs), 
müffen den Ausweis und die Gefchäfte 
ihrer Reife von einem rechtlich befann- 
ten Handlungshaufe verificiren laſſen. 
(Amtsunterricht für die Kremden=Com- 
miffion vom 18. Det. 1810.) 

— — fremde, find von der Frem— 
densCommiffion zu einem volljtändigen 
und beruhigenden Ausweis über ihre 
Perfon und voriges Leben zu verhals 
ten, und es ift fih von ihrem moralis 
fhen Character und Geſchicklichkeit die 
Ueberzeugung zu verſchaffen. (Bol. 
Hfft. Decr. vom 6. Juni 1812.) 

— — fremder, wenn ein folder ſich 
genügend ausgewiefen, und erft ein Un— 
terfommen fuchen will, fo kann ihm 
hierzu eine kurze Friſt gegeben werden; 


Landwerksgefellen. 


diefe ift aber nach dem Verlaufe nicht 
zu verlängern, fondern der Fremde ift 
von bier wegzuweiſen. (Pol. Hfit. 
Decr. vom 6. Juni 1812.) 

Handlungsdiener. Wegen der 
Conduite der Handlungsdiener insbe— 
fondere, ift eine angemeffene Strenge 
in Ausfertigung der Zeugniffe anbefoh- 
len. Als jedoh wahrgenommen wurde, 
daß bei Austellung der Zeugniffe über 
die Berdienftlichkeit der Individuen, 
welche Handlungsbefugniffe anfuchen, 
immer häufige Unfüge getrieben wer- 
den, jo wurde verordnet, jederzeit genau 
darauf zu ſehen, ob die producirten 
Zeugniffe nicht umrichtig feien, bei dem 
mindeften Zweifel, welcher bei der Ein- 
fiht derfelben fi darbietet, unter eige- 
ner ftrenger Berantwortung,, die ge 
nauefte und erfchöpfendfte Unterſuchung 
darüber einzuleiten, und gegen diejeni- 
gen, die fih wegen unrichtiger Angaben 
der Berfälfhung fhuldig machen, for 
gleich, und mit eremplarifcher Strenge 
den beftehenden Gefegen gemäß Amt zu 
handeln. (N. 6. Rggs. Vdg. v. 4. Jän. 
1818.) 

— — Beftimmungen binfihtlich der 
Entrihtung der Krankenhaus = Ber: 
pflegögebühren für felbe, ſ. Kranken: 
haus, Vdg. vom 26. Det. 1846 und 
Krankenhaus: Berpflegsgebühren, 
Ddg. vom 9. März 1842. 

— — Banderbüdher finden bei den— 
felben keine Anwendung, f. Wander: 
bücher. (Bdg. vom 5. Nov. 1829.) 

andlungs-Krankenverein, ſ. 
Krankenhaus. (Bdg. vom 26. Det. 
1846.) 

Handſchuhmacher dürfen Bruch— 
bänder verfertigen und verkaufen, ſ. 
Bruchbänder. 

Handwerker, Vorſchrift in Anſe— 
hung der Reiſen nach Frankreich, ſ. 
Päſſe. (Bdg. vom 4. Aug. 1825.) 

—— sburſche, ſ. Geſellen. 

andwerksgeſellen, Vorſchriften 


Handwerksgefellen. 


bei der Berehelihung, f. Ehebewilli⸗ 
gung. 

Handwerkögefellen, Einwanderung 
ausländifher, ſ. Gefellen. 

— — ausländifhe, ſ Gefellen. 

— — Erwirkung der Aufenthalts: 
Berlängerungen für reifende, durch die 
k. k. Gefandtfchaften ohne Abnahme 
ihrer Wanderbücher, f. Wanderbüdher. 

— — Behandlung der ausländifchen, 
binfichtlich ihrer heimathlichen Reifepäffe, 
f. Wanderbücher. 

— — Vorſchrift bei Verlängerung 
der Reifebewilligungen für, auf der 
Wanderung befindliche Handwerkägefel- 
len, f. Wanderbüder. 

— — Uebergabe der Wanderbücher 
an die Orts-Polizeibehörde zur Aufbe— 
wahrung, ſ. Wanderbücher. 

— — ſ. Geſellen. 

Handwerksgruß. Der obwohl 
durch die General-Handwerksordnung 
und neuen Zunftartikel ſchon abgeſtellte, 
doch aber hier und da noch beſtehende 
Mißbrauch wegen Ablegung des ſoge— 
nannten Handwerksgrußes, und der hier— 
wegen von den wandernden Geſellen zu 
entrichtenden Gebühr, wird bei den Ge— 
werbſchaften eingeſtellet, und iſt auf die 
Befolgung dieſes Verbotes ſtets zu wa= 
hen. (Hofdeer. vom 25. Dec. 1780.) 

— — Auf gleihe Weife wurde der 
üble Unfug mit dem fogenannten Will- 
kommbecher oder Willkommstrunke ein- 
geftellt und verordnet, diefe Becher zu 
verkaufen und das dafür gelöfte- Geld 
in die Gefellenlade einzulegen, und zum 
nöthigen Gebrauhe zu verwenden. 
(Hofdecr. vom 23. Mai 1781. Barth. 
H. u. ©. Gef. 2. Bd. ©. 72, f. In: 
nungsmißbrände. ) 

Handzielfpiel, ſ. Hanferlfpiel. 

Hängftätte der Hauthändler find 
zwar nicht in abgelegene oder gar außer 
der Linie gelegene Orte zu verweifen, 
wenn aber gegen ſchon beftehende, Be- 
ſchwerden vorfommen, oder wenn neue 
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errichtet werden ſollen, ſoll über die Zu⸗ 
läffigfeit derfelben von der Ortsobrig— 
feit immer im Einvernehmen mit der 
Polizei⸗Bezirks⸗Direction und nach eins 
geholtem Arztlihen Befunde erkannt 
werden (M. ö. Rggs. Decr. vom 28. 
Jänner 1823 3. 3821. Prov. ©. ©. 
Nr. 20.) 

Hanferlfpiel, Die k. ?. vereinigte 

Hofkanzlei hat mit Decret vom 18. v. 
M. 3. 23813 erinnert, daß nad der 
einftimmigen Beurtheilung der Hofcom- 
miffion in politifchen Gefegfahen und 
der Hoffanzlei, das fogenannte Hans 
ferlfpiel auf dem Billard als fein 
Wagefpiel zu betrachten fei, da der Er— 
folg nicht vom bloßen Zufalle, fondern 
auc von einiger Geſchicklichkeit abhängt. 
Dasfelbe fei daher auch nicht zum Ber: 
bote geeignet, fondern es werde rückſicht— 
lich der dabei gerügten Mißbräuche des 
Spielens um hohes Geld, des Wettens 
und des Spielend der Dienftboten und 
Handwerker blos darauf ankommen, daß 
die Polizeibehörden durch ftrenge Auf- 
fiht die Beftimmungen des Circulares 
vom 16. Mai 1804 handhaben. (N. 
d. Rggs. Deer. vom 3. Nov. 1817 
3. 47534/4927.) 
Das Hanferl- oder 
Hanswurft-Spiel, bei weldhem Ge: 
winn oder Verluft blos von dem zufäls 
ligen Laufe der durch ein ſchnecken— 
artig gewundenes Rohr geworfenes, und 
auf ein mit 90 Nummern verfehenes 
rundes Bretchen fallende Kugel abhängt, 
wird unter der im Strafgefeß enthalte: 
nen Sanction hiermit im ganzen Um» 
fange des illirifchen Gubernialgebietes 
ala verboten erflärt. (Hfkzl. Decr. v. 
27. Jun. 1832 an das illyr. Landes⸗ 
Gub. Kundgemaht am 6. Sept. 1832. 
Krop. G. ©. 58. Bd. Nr. 159.) 

— — Rüdfihtlih des wünſchens— 
werthen Verbotes des ſogenannten Han⸗ 
ſerlſpieles fand ſich die k. k. Pol. Ob. 
Dir. veranlaßt, unter Anführung aller 


Aanferlfpiel. 


Gründe und Belege, welche dafür fpre- 
heit, daß diefes Spiel allgemein ver: 
boten werde, neuerdings unterm 18. 
Sept. v. 3. an die Landesitelle eine 
Borftellung zu machen. Mit dem Re- 
gierungd=Decrete vom 17. Febr. und 
5. März d. 3. 3. 3845, wurde jedoch 
anher bedeutet, daß der Antrag, das for 
genannte Hanferlfpiel zu verbieten, be— 
reits mit h. Hofkanzlei-Decrete vom 
18. Oct. 1817 3.23813, Regierungs⸗ 
Verordnung vom 3. Nov. 1817 3. 
47534 zurückgewieſen worden fei, daß 
fi jeit diefer Zeit aber zu Folge der 
gepflogenen Erhebungen die Umftände 
nicht dergeftalt geändert haben, um mit 
Grund auf das Verbot diefes Spieles 
in den Kaffeehäufern Wiens antragen zu 
fönnen, die k. k. Pol. Ob. Dir. habe 
vielmehr die k. k. Pol. Bzks. Directio- 
nen zur aufmerkfameren und ftengeren 
Handhabung der Regierungs - Circular- 
Verordnung vom 16. März 1804 als 
dies bisher der Fall gewefen zu fein 
fheint, anzuweifen. (LCirc. der k. k. 
Bol. Ob. Dir. vom 12 März 1841 
3. 3248/453.) 

Hanferlfpiel. Aus Anlaß des vor- 
gekommenen Falles, daß gegen einen 
hiefigen Kaffeefieder wegen Geftattung 
des Hanferl» oder Handzielfpieles um 
Geld von Dienftboten und Taglöhnern 
im 3. Uebertretungsfalle auf Gewerbs— 
verluft erfannt wurde, hat die hohe 
Landesſtelle über den hierortigen mo— 
tivirten Beriht vom 31. März d. 3. 
3. 5175 dieſes Erfenntniß mit dem h. 
Decrete v. 14. April 1847 3. 19021 
zwar als ordnungsmäßig erflärt, im 
Gnadenwege aber dem Necurrenten die— 
ſes Mal den Gewerbaverluft nachgefe- 
hen, ihm jedoch den Betrieb des Hand« 
zielipieles wegen des hiebei verübten 
Mißbrauches für immer verboten, 
und denſelben angewiefen, den dies- 
fälligen Spielapparat fogleich aus fei- 
nem Locale zu entfernen. Ueber den 


Häringe. 


weiteren bierortigen Antrag, die k.k. 
Polizei-Dber-Direction zu ermächtigen, 
in derartigen Fällen das Verbot der 
Ausübung des Handzielfpieles auf kür— 
zere oder längere Zeit, oder für immer, 
unmittelbar felbft ausfprechen zu 
dürfen, hat die hohe Landesſtelle in 
eben diefem Decrete zu beftimmen ger 
funden, daß die Bolizei-Dber-Direction 
in jedem einzelnen Kalle nad dem Ge- 
feße vorzugehen habe, derfelben aber 
unbenommen bleibe, . im weiteren In— 
ftanzenzuge über die Behandlung des 
Straffalligen geeignete Anträge zu ftel- 
len. Bon diefer hohen Entſcheidung 
wird die k. k. Polizei-Bezirks-Direction 
zu ihrer Wiſſenſchaft und Darnachach— 
tung mit dem Bedeuten in die Kennt— 
niß geſetzt, daß es ihre Sache ſei, in 
den Localitäten, wo das Handzielſpiel 
Statt findet, genaue Aufſicht zu pfle— 
gen, gegen die Uebertreter des a. h. 
Spielpatentes das vorſchriftsmäßige 
Amt zu handeln und gegen den Inhaber 
des Locales, gegen welchen im 3. Ueber: 
tretungsfalle auf den Berluft des Ge- 
werbes zu erkennen ift, dann wenn die 
Verhandlung im Wege des Necurfes 
oder der Gnade der h. Randesitelle vor: 
gelegt wird, nach Umftänden auf Ein» 
ftellung des Handzielfpieles auf be— 
ftimmte Zeit oder für immer anzutragen, 
um dadurch den Folgen diefes verderb- 
lihen Spieles möglihft entgegen zu 
wirken. (Decr. der k. f. Bol. Ob. Dir. 
vom 12. Mai 1847 3. 7709/1412.) 
Harfeniften: Gefellfchaften, Re- 
gelung derfelben in Wien, ſ. Volks: 
fänger-Gefellfchaften. 
äringe. Die Wiener magiftra- 
tifhen Fiſchbeſchauer find verpflichtet, 
bei den Häringern oft unvermu— 
thet nachzufehen, und außer der Ueber: 
zeugung von der richtigen Beobadh- 
tung des Gewichtes auch die Vor— 
räthe von Stodfifhen und Härin- 
gen zu unterfuchen, ob jene gehörig 


Häringer. 


gebeizt, und die Lauge oder Aſche nicht 


mit zu vielem Kalke verfeßt, diefe, 


aber noch frifh, und nicht vielleicht 
fhon über ein Jahr lang aufbehal- 
ten, und nur durch Kunftgriffe dem 
Aeußerlichen nach verkaufbar zugerich- 
tet find. (Wr. Fifhbefchauer - Inftruc- 
tion v. 6. Aug. 1804. $. 24. Barth. 
H. u. ©. Gef. 7. Bd. ©. 417.) 

Häringer. Regulirung ihrer Ver— 
faufshütten, ſ. Stände. 

Hafen. Das Befchauen bei den zu 
Markt gebrachten Hafen ift auf das 
Strengfte vorzunehmen, indem befann- 
ter Maßen felbe vielen Krankheiten un- 
terliegen, folglich auch hier mehr zu 
beforgen ift, daß dur den Genuß 
eines ſolchen Wildpretes fhadliche Fol— 
gen entftehen können. Der Berfauf der 
Hafen ohne Balg darf zwar ferner: 
hin an Parteien, die es verlangen, ge- 
fhehen, doch ift das Ausziehen derfel- 
ben erft nad dem Berkaufe zu veran- 
laffen, und des Eckels und der Unrein- 
lichkeit wegen, bei fchärffter Ahndung 
nicht auf freier Gaffe zu geftatten, fo 
wie das Rupfen des Federwildprets 
auf freier Gaffe ferner auf das Schärfite 
verboten bleibt. Da übrigens die bür- 
gerlihen Wildprethändler in Wien 
gleihfalld die Erlaubniß haben, ihre 
Wildpretgattungen auf dem Wildpret- 
marfte zu verkaufen, fo kommt in Rüd:- 
jiht der Beſchau auch alles Dasjenige 
zu beobachten, was dieferwegen be- 
fonders vorgeſchrieben ift. (Wr. Markt: 
richter-Juftruction vom 6. Aug. 1804. 
88. 30—32. Barth. 9. u. ©. Gef. 
71.8. ©. 416—417.) 

— — Der Verkauf junger Hafen 
wird nur vom 1. März bis legten Mai 


Hausapotheken. 


als zuläffig bewilligt, vor dem Eintritt 
des Monates März aber bei Confis— 
cations » Strafe allgemein  unterfagt. 
(Vdg. des böhm. Gub. v. 3. Mai 1816 
3. 18425.) 

Häufelfpiel od. Hänfeln ift als‘ 
ein verbotened Spiel zu behandeln. 
(Hfd. v. 26. März 1789. Krop. Gef. 
of. 17. Bd. ©. 351.) 

Hausapothefen. Nah dem An- 
trage der vernommenen medicinifchen 
Bacultät wird die Beftimmung erlaffen, 
daß nebft den zu dem Roth = Apparate 
gehörigen, und durch Regierungs-Ver— 
ordnung vom 3. September 1817 2. 
36502, ohnehin jedem Wundarzte auf 
dem Lande vorräthig zu haben befoh- 
lenen Arznei» Körpern, ein jeder 
zur Haltung einer Haus-Apo— 
theke berechtigte Land-Wund— 
arzt noch die in dem mitfolgen— 
den Verzeichniſſe aufgeführ— 
ten Arznei-Körper vorräthig 
haben müſſe. 

Die Quantität, welche von jedem 
dieſer Arznei-Körper vorhanden ſein 
ſoll, muß für jeden einzelnen Kreis 
und Diſtrict dem billigen Ermeſſen der 
betreffenden Kreis- und Diſtricts-Aerzte 
überlaſſen bleiben; doch haben dieſe 
immer Rückſicht zu nehmen, daß bei 
den dem Verderben unterliegenden und 
nicht zu oft gebrauchten, die geſetzmä— 
Bige Quantität fo gering, ale nach der 
Eigenfhaft und Wirkung des Arznei— 
Körpers möglich ift, beflimmt werde. 
Das Kreisamt hat nun hiernach das 
Weitere zu verfügen, und auf die Hand- 
habung diefer Anordnung durch das 
Kreis-Sanitäts-PBerfonale gehörig wa— 
hen zu laffen. 


Berzeihniß. 


Acelas amoniae solulus, 

„  plumbi acidulus solulus. 
Assa foetida. 
Borax. 


Aufgelöfter effigjaurer Ammoniaf. 
Bleizucker. 

Stinkender Aſand. 

Borar. 


Bausapotheken. 


Aether sulfuricus, 
Camphora. 
Cortex mezerei. 

„ quercus. 
Carbhonas magnesiae, 
Emplast. diachy. simpl. 
Extract. eichorei. 
dulcamarae, 

J gentianae. 

hvoscyami. 

— squillac. 

> laraxaci. 

Folia digilalis purpureae. 

„ trifolii febrini. 
Gummi arabieum, 

Herb. absynthii, 
malvae, 

„  imenthae crispae. 
Lichen islandicus, 
Liquor acidus Halleri. 
Manna calabrina. 
Murias ammoniae. 

„  hydrargyri mitis. 
Nitras lixivae. 

Oleum terebinthinae. 


Oxidulum stibii hydrosulferat. aurant, 


„ rubrum, 
Oxymel simplex. 
* squillae 


Pulvis cantharidum. 
„ ehinae fuseae. 


„ Teglae. 


» Jimalurae ferri, 

» liquiritiae. 

„  salep. 
Radix acori. 

„  bardanae, 

„  gentianae, 

„ graminis. 

„  liquiritiae, 

„ salep. 

„  taraxaci. 

„  valerianae silvestris. 
Roob sambuci. 

„ jJuniperi, 
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Schwefel = Xether. 
Kampfer. 
Geidelbaft: | „.. 
Eiden- Rinde. 
Kohlenfaure Magnefte. 
Einfaches Bleipflafter. 
Wegwart⸗ 
Bitterſüßſtängel⸗ 
Enzianwurzel— 
Bilfenfraut- 
Merzwiebel- 
Löwenzahn. 

Rothe Fingerhut- * 
ne N Slãtter. 
Arabiſches Gummi-Pulver. 
Wermuth— 

Pappel⸗ Kraut. 
Krauſemünze⸗ 
Jsländiſches Moos. 
Halleriſche Säure. 
Gemeine Manna. 
Salmiak. 

Berfüßtes Queckſilber. 
Gereinigter Salpeter. 
Terpentinöl. 

Goldſchwefel. 
Mineraliſches Kermes. 
Einfacher 
Meerzwiebel⸗ 
Spaniſches Fliegen— 
Feines braunes Fieber: 


Extract. 


rinden⸗ 
ee ae 
„  Eifenfeils 
„  Süßholzwurzel- 
„  Salepwurzel- 
Reine Kalmus— 
„  Kletten- 
„ Enzian- 
„ Gras: 
. Süßholz Wurzel. 
„  Salep- 


„ Xöwenzahn: 

" Baldrian= 
Hollunderbeerens | 
Wahholderbeeren- | Salfe. 


Sauerhonig. 
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Species altheae. 
Semina cimae. 
Spiritus saponis, 
Sulfas ferri purus. 
„ Jixivae, ı 
„  sodae, 
Sulfur depuratum, 
Sulfuretum hydrargiri stibiatum. 
Tartras lixivae acidulus depuratus 
(Cremor tarlari). 
Tinelura amara, 
(N. ö. Reg. Bdg. v. 26. Dec. 1826 
3. 65024. Bm. ©. ®. 3. 1816. ©. 
247— 250.) 
Diefed Verzeichniß der Arzneikörper, 
welche in jeder Hausapotheke eines 
Landwundarztes vorräthig fein follen, 
wurde den übrigen Landesftellen mit 
dem Bemerken mitgetheilt, daß die Be- 
ftimmung der Quantität für jeden ein— 
zelnen Wundarzt dem billigen Ermeffen 
der betreffenden Kreid- und Diftricts- 
Herzte überlaffen: bleibe, daß ferner 
jedem Inhaber einer Hausapotheke frei 
ftehe, auch noch mehrere als die in dem 
Berzeichniffe enthaltenen Arznei Artis 
fel, mit Ausnahme der Gifte, 
vorräthig zu haben, und daß endlich 
der bereits beftehenden Verordnung ge— 
mäß alle Präparate und Compoſita aus 
einer Öffentlichen Apothefe abgenom— 
men, und fih mit Faſſungsbücheln 
hierüber ausgewiefen werde. (Hfkzl. D. 
v. 21. Juni 1827, an fämmtl. Länderft. 
mit Ausnahme von N. Defterr., Mai— 
land, Benedig u. Dalmatien. Pol. ©. 
©. 55. Bd. Nr. 76.) 
Hausapotheken. Jeder zur Hal« 
tung einer Hausapotheke beredhtigte 


- Chirurg foll fih mit den in den beige- 


ſchloſſenen Verzeichniffen A u. B ange— 
führten Geräthſchaften und In— 
firumenten verfeben. (Steierm. Gub. 
Bdg. vom 10. Jän. 1827 3. 27445. 
Prov. ©. für Steiermart I. 1827. 
Nr. 3.) 
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Eibiſch⸗Spezies. 

Wurmſamen. 

Seifengeiſt. 

Feines ſchwefelſaures Eiſen. 
Doppelſalz. 

Glauberſalz. 

Gereinigter Schwefel. 
Spießglasmohr. 
Weinſteinrahm. 


Bittere Tinctur. 
Verzeichniß A. 

a) Ein Medicinal-Kaſten mit Glas— 
thiiren und Schubladen. 

b) Ein Tifh für die Zubereitungen 
und Erpeditionen der Arzneien. 

ce) Gewichte von 1 Gran bis zu 1 
Pfund. 

d) Wage von 1 Gram bis zur Unze 
und eine Taramage. 

e) Zimentirte Kandel von 1 Unze 
bis zu einem Pfund. 

f) Ein Bleiner metallener, ein ferpen- 
tinfteinener umd gläferner Mörfer. 

g) Meffingene Pfanne. 

h) Eine Pillenmafdine. 

i) Spateln. 


Berzeihniß B. 

a) Ein Mderlaßzeug mit 2 Lanzetten 
zur Aderlaß und Eröffnung eines Ab- 
ceſſes. 

b) Ein Verbindzeug mit gerader und. 
krummer Scheere, geradem und krum— 
men Piſtori, Sonde und Feuerſchwamm. 

c) Mund- und Haloſpritze ſammt 
Mutterröhrl. 

d) Manns- und Weiberkatheter. 

e) Das Inſtrument zur Stillung des 
Naſenblutens. 

f) Die Angina-Lanzette. 

g) Ein kurzer und ein langer Hald- 
ftoßer aus Fifchbein. 

h) Zwei Halszangen. 

i) Das Compreſſorium zur verlegten 
Rippenpulsader, Touranquet. 


Bausapothpehen. 


k) Die Nadel zur Unterbringung der 
Fippenpulsader. 

1) Die Nadel zur Bauchnaht und 
mehrere Arterien-Radeln. 

m) Die Eleineren Sectiong » Inftrus 
mente. 

n) Einige Bougies. 

0) Smpfnadeln. 

p) Klyftierfprige. 

q) Inftrumente zu Zahnoperationen. 

r) Geburtshülf-Inftrumente. 

s) Mehrere Egel. 

Hausapothefen. Seine k. k. Ma- 
jeftät haben mit a. h. Entſchließung v. 
18. Mai 1841 bei Entfcheidung der 
Frage, ob ein Wundarzt in der Nach— 
barſchaft einer Hffentlihen Apotheke 
eine Hausapotheke halten dürfe oder 
nicht, zu verordnen gerubt, daß in jols 
hen Fällen bei dem Umftande, als die 
Standpuncte der Apotheken und chi— 
rurgifhen Dfficinen veränderlih find, 
und als bei benadhbarten Ortfchaften, 
befonders wenn fie in eine bedeutende 
Länge ausgedehnt find, die Verände— 
rung des Gtandpunctes beider Ge- 
werbe fich leicht ihre Entfernung über 
eine halbe Meile vermindern kann, le 
diglid das Ausmaß des gebräuchlichen 
Weges von der Grenze eines Drtes bie 
zu der Grenze eined andern Drtes zu 
Grunde gelegt werde, und daß fomit 
diefer Weg wenigftens die Länge von 
2000 EurrentsKlafter beitragen müffe, 
damit dem Wundarzte das Recht, eine 
Hausapothefe zu halten, zukomme. 
(Hl. Dec. vom 21. Mai 1841 3. 
16137, n. d. Reg. Vdg. v. 27. Mai 
1841.83. 29235. An. ©. 3. B. 1841. 
Nr. 26.) 

— — lim die Befiker öffentlicher 
Apotheken nicht ohne Noth zu beein: 
trächtigen, andererfeitd aber auch das 
Bedürfniß der von ſolchen entfernter 
liegenden Ortſchaften berüdfichtigend, 
wird verordnet, daß Eis auf weitere 
Verfügung nur jenen als vechtlich und 
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verläßlich befannten Doctoren der Me- 
dicin und geprüften Wundärzten, welche 
über eine Meile von einer ordentlidhen 
Apothefe wohnen, ferner den Bades 
ärzten; wenn in dem Badeorte feine 
öffentlihe Apotheke befteht, geftattet 


- fein fol, Hausapothelen mit 


Beobahtung der in dieſer Be- 
jiehbung in den übrigen from 
läandern beftehbenden Vorſchrif— 
ten zu halten. Zur mögliden Ber- 
hütung der Ausfolgung fhledhter Arz- 
neimittel hat der Comitats-Phyſicus 
jährlich wenigftens einmal unentgeltlich 
die Vifitation dieſer Hausapotheken 
vorzunehmen, wo er außer Berückſich— 
tigung der Qualität der vorgefundenen 
Stoffe, fi die Ueberzeugung zu ver- 
fhaffen bat, ob unter den, von dem 
Wundarzte eingefammelten vegetabili- 
ſchen Heilmitteln ſich feine unechten be» 
finden — ob die zufammengefegten 
Arzneien aus einer Öffentlichen Apo— 
theke bezogen werden, welches der von 
dem vifitirenden Phyficus zu vidirende 
Faffungsfchein des Apothekers nach— 
weifet, in dem Zeit und Menge des 
bezogenen Heilftoffes angegeben fein 
müffen. Uebrigens hat der Phyſiker bei 
diefer Unterfuhung ebenfo vorzugehen, 
wie bei der Bifitation der öffentlichen 
Apotheken und dabei mit den nöthigen 
Mopdificationen auf den 7., 8., 9., 11., 
15., 18., 19. und 20. Bunct der mit 
der Borfhrift vom 17. Juni 1. J. 3- 
3647, erlaffenen Ordinationd » Norm 
zu achten. Um dort, wo der Wundarzt 
für Private Arzneien verabfolgt, Ueber: 
theuerungen und andern Willfürlich- 
feiten vorzubeugen, ift er verpflichtet, 
der abgegebenen Arznei das Recept, 
auf weldhem der Preis des Medicamen- 
tes deutlich angefeßt werden muß, bei- 
zulegen. In jenen Fällen, wo der Arzt 
Arzneien auf Rechnung einer Kommune 
liefert, der es aber frei ſteht, mit ihm 
einen Contract wegen Bercentennachlaß 


Hausapotheken. 


abzuſchließen, hat er fi ſchon bei der 
Ordination firenge an die vorgeſchrie— 
bene Norm zu halten. Es fteht der 
Commune frei, vor Berichtigung der 
Medicamentenrechnung die Recepte an 
die höhere Behörde zur Genfurirungs- 
veranlaffung zu leiten. Jede erwiefene 
Unredlichkeit oder Unzufömmlichkeit 
eines Arztes bei Erpedition einer Arz« 
nei aus feiner Hausapotheke macht den- 
felben verantwortlich, und er kann da- 
durch dieſes Rechtes verluftig werden. 
(Bdg. des faiferl. Commiffärs in Uns 
gan v. 29. Juli 1850. Ung.2. G. B. 
Nr. 235.) 

Hausapothefen. Die Wundärzte 
find verpflichtet, blos die zufammen- 
gefegten Arzneien und chemiſchen Prä- 
parate aus den öffentlihen Apotheken 
au beziehen, f. Apotheken. (Vodg. v. 

2. Sept. 1835.) 

— — im Kinderfpital auf der Wie- 
den, ſ. Kinderfpital. 

— — der Thierärzte und Kur 
fhmiede, ſ. Thierärzte. 

Hausbälle find  nläufig bei der 
Behörde zu melden, und es dürfen in 
jenen Zeitperioden, wo die Abhaltung 
öffentlicher Bälle nicht geftattet ift, auch 
feine Hausbälle abgehalten werden, ſ. 
ae Normatage, Tanz: 
inufifen. 

— — Fürdie Bewilligung zu Haus- 
bällen ift eben fo wie bei öffentlichen 
Bällen in den Föniglihen Städten, 
Kreisftädten und Städten, die eine 
Volkszahl von 3000 Seelen enthalten, 
als Zare der Betrag von 2 fl. C. M., 
in den übrigen Städten und Märkten 
von 1 fl., endlih in den Dörfern won 
30 fr. C. M. zu Handen des Local—⸗ 
Armeninftitutes zu entrichten. In Prag 
it von Hausballen auch noch zum Po— 
lizeifonde eine Gebühr von 24 fr. bis 
zu 4 fl. C. M. zu entridten. (Vdg. d. 
böhm. Bub. vom 30. Jänner. 1830 3. 
3500. Obent. 2. Bd. ©. 473, ſ. 
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Hansdurchfucungen. 


Zanzmufifen, Tanzmuſik-Licenz⸗ 
Gebühren. 

Hausböden dürfen von Niemand 
mit offenem Lichte betreten werden, f. 
Feuerlöſchordnung für Wien, $. 6. 

Hauscanäle. Wegen Herftellung 
gemanerter Hauscanäle, ſ. Bauord: 
nung für Wien, $. 18. 

— — deren Räumung betreffend, 
f. Unrathöcanäle. 

Haus-Commiſſariat der Polizei- 
Dber- Direction hat fi genau inner- 
halb der Gränzen feines inftructions- 
mäßigen Wirkens zu halten, in Folge 
deffen es berufen ift, die ihm zukom— 
menden Anzeigen aufzunehmen, in Fal- 
len wo periculum in mora obwaltet, 
nad Erforderniß des Augenblicks ſchleu— 
nig einzufchreiten, übrigens aber unter 
Einem unverweilt die betreffenden Be- 
zirks-Direction hievon in Kenntniß zu 
ſetzen, und derſelben die weitere vor— 
ſchriftsmäßige Amtshandlung zu über— 
laſſen. (Polizeihofſtelle-Weiſung v. 14. 
Juli 1825.) 

Hausdruckereien. Auf die Ver— 
tilgung der vorfindigeu und bereits vers 
botenen Hausdrucereien, wodurd Die 
Verbreitung der bösartigen Schriften 
am leichieften bewirkt werden kann, 
ift alle Aufmerkfamkeit zu tragen, und 
der Polizei darüber die Aufſicht be: 
fonders einzuprägen. (Hofderret vom 
9. Februar 1793. Kankas Handbud 
©. 110.) 

Hausdurchſuchungen. Die hohe 
Polizei Hofftelle hat ſchon vorlängft 
ans guten Gründen zu verordnnen be= 
funden, daß die Haudvifitationen zur 
Aufſuchung der corpora delicti oder an- 
derer abzunehmenden Gegenftände nie— 
mals den Amts- umd Polizei» Diener 
oder den Civilwachleuten felbftftäudig 
überlaffen, fondern jederzeit in Gegen— 
wart und unter der perfönlihen Lei- 
tung von Bezirfsbeamten vorgenommen 
werden follen. Handelt es fi daher 





Hansdurdhfuchungen, 


um eine Hausdurhfuhung in einem 
fremden Bezirke und es wird ſolche 
nicht unmittelbar von der die betref- 
fende Unterfuchung führenden Bezirks— 
Direction unter gehöriger Affiftenz vor— 
genommen, fo ift die Bezirfd-Direction, 
in deren Bereiche die Pifitation Statt 
finden foll, jederzeit entweder mittelft 
Note oder im kurzen Wege um die Ver: 
anftaltung der Durchſuchung anzuges 
ben, und hat felbe hiezu einen Bezirks: 
Beamten zu verwenden. In der Regel 
foll das diesfällige Anſuchen fchriftlich 
gefchehen, aber auch für den Fall, ale 
ſolches durch einen Polizeidiener oder 
Eivilwahmann b. m. geftellt wird, ift 
demfelben die Vornahme der Vifitation, 
wie gefagt, nicht felbftftändig zu geftatten 
oder ihm hiezu wieder ein Diener oder 
Wahmann als Affiftenz beizugeben, 
fondern, da jede Bezirk -Direction in 
ihrem Bereiche für die Beobachtung der 
beftehenden Verordnungen verantwort- 
lich ift, hat fie auch in einem folchen 
Falle einen Beamten zur Vifitation zu 
beftimmen, und das von der geftiren- 
den Bezirfd-Direction abgeordnete Ins 
dividuum nur der nöthigen Auskünfte 
wegen beizuziehen. (Gircular der k.k. 
Pol. Ob. Dir. vom 28. Februar 1838 
3. 2723.) 

Hansduchfuchungen. Die den 
Bezirks » Directionen wiederholt zuge 
fommene Weifung, daß Haus: und 
MWohnungsdurhfuhungen, die aus An— 
laß anhängiger Vorunterſuchungen 
nothwendig werden, ſtets von einem 
Beamten perſönlich vorzunehmen und 
nicht einem Polizeidiener oder Civil— 
wachgemeinen zu überlaffen find, fcheint 
nicht immer befolgt zu werden. Da 
dur eine ſolche Außerachtlaſſung be- 
fonderd in bedeutenden Fallen zum 
Nachtheile der Borunterfuhung der 
Zwed der Bifitation meiftens unvoll- 
ſtändig erreicht, oder auch eine durch 
das Refultat desfelben bedingte ſchleu— 
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nige Derfügung verzögert wird, fo fin- 
det man ſich veranlaßt, obige Vorſchrift 
den Bezirks⸗Directionen neuerdings zur 
genauen Darnachachtung einzufchärfen. - 
(Eire. der-?. k. Bol. Ob. Dir. vom 27. 
Mär; 1846 3. 5436/1116.) 

Hausdurchſuchungen. Vornahme 
duch die Gränz- und Gefällenwache 
zur Aufgreifung polizeilih gefährlicher 
Menfhen, f. Gränzwache, Gefäl: 
lenwache, Finanzwache. 

— — nah Feuergewehren, ſ. Ge: 
wehre. 

— — dürfen Jagdinhaber eigen— 
mächtig nicht vornehmen, ſ. Jagdwe⸗ 
ſen 8. 26. 

— — ſ. Häuſer-Reviſionen, Bi: 
fitationen. 

— — von Seite der Gensd’armerie, 
f. Gensd’armerie (Bdg. v. 18. Jän. 
1850, $. 18.) 

Hanseigenthümer follen ſtets im 
Stande fein, über ihre Hausparteien 
Auskunft zu ertheilen. (N. ö. Reg. D. 
v. 10. Febr. 1816.) 

— — ihre Berpflihtung in Bezug 
auf die polizeilihe Meldung ihrer 
Wohnparteien, f. Wohnungsverän- 
derungen. 

Haufen, todte, wenn das Fleiſch 
no körnig und zum Genuffe tauglich 
ift, follen vor dem Berkaufe gehörig 
eingefalzen, und wenigften® 8 Tage 
lang liegen gelaffen werden. (Miener 
Fifhbefhauer -Inftruction v. 6. Aug. 
1804. Barth. 9. u. Gef. G. 7. Br. 
©. 418.) 

Hänfer, wegen Abftellung der die 
förperlihe Sicherheit gefährdenden Ge- 
länder, f. Geländer. 

— — Erbauung am Glacid, f. 
Glacis. 

— — deren Sperrung zur Nacht— 
zeit, ſ. Hausthore. 

— — neugebaute, Vornahme der 
Sanitäts-Befhau, f. Bewohnungs⸗ 
Gonfens, 


Hänfer-Ausräucherung. 


Häufer-Ansräucherung zur Neu- 
jahrszeit, Weihnachten und des Feſtes 
der drei Könige ift einzuftellen, (Hofd. 
vom 21. Nov. 1785. Krop. Gef. Joſ. 
8. Bd. ©. 704.) 

Häuſer-Einſegnung wird unirten 
Griechen geftattet. (Hofentihl. v. 13. 
Zuli 1787. Krop. Gef. Iof. 10. Br. 
©. 874.) 

Häufer-Revifionen follen im Mo- 
nat wenigftens einmal, jedoch mit aller 
Beicheidenheit und bei Tag vorgenom- 
men werden; hierbei ift auf Alles zu 
fehen, was zur Beförderung der gemei- 
nen Sicherheit und zum Nutzen des 
Publicums gereihet, insbejondere fol 
auf die neu eingezogenen Wohn: und 
Afterparteien und Bettgeher gejehen 
werden, ob fie gehörig angezeigt find, 
und die Hauseigenthümer, Infpectoren 
diesfalld angegangen werden. Insbe— 
fondere ift in den Pferdeftällen, auf Bö— 
den genaue Vifitation zu halten, ob fi 
dajeldft dienftlofes und liederliches Ge- 
finde aufhalte. (Bdg. in Wien v. 26. 
April 1765. Krop. Gef. M. Therei- 4. 
Br. ©. 378. Pol. Drdng. für Wien 
vom 2. März 1776. Krop. Gef. M. 
Thereſ. 8. Bd. ©. 621.) 

— — beſonders in. verbädhtigen 
Häuſern ſollen öfters vorgenommen 
werden, und mit den betretenen er— 
werbloſen Individuen vorſchriftmäßig 
das Amt gehandelt werden. (Pol. Hfit. 
Weiſg. vom 6. Mai 1822 u. 19. Juli 
1823.) 

— — Es ift wöchentlih eine 
angemefjene Häuferzahl mit Nüdficht 
auf die Vervollftändigung des Anzeige: 
wejens und die Abftellung polizeilicher 
Gebrehen mit der gehörigen Strenge 
und Eindringlichkeit auf die vorſchrifts— 
mäßige Weife zu revidiren. (Decr. der 
k. k. Bol. Ob. Dir. v. 31. Dct. 1835 
an ſämmtl. Bzks. Dir.) 

Hänfer = Revifionen follen mit 
unausgefepter Thätigkeit vorgenommen 
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werden, damit die Nefiden; von beftim- 
mungsloſen Individuen gereinigt werde. 
Diefe Bifitationen find befonders auch 
in den Herbergen öfters zu wiederholen, 
dann jene Handwerksburſche, welche 
durch längere Zeit arbeitslos find, und 
feine Subfiftenz-Mittel haben, zur Fort- 
feßung ihrer Wanderung zu verhalten. 
Eben jo ift auch auf den Aufenthalt 
und das Benehmen der Beurlaubten 
und der Juden ein befonderes Augen- 
merk zu richten, und darauf zu fehen, 
ob fie einen zureichenden Erwerb oder 
Unterftügung haben. (Bol. Ob. Dir. 
Eirc. vom 16. Febr. 1824.) 

Hänfer = NRevifionen haben die 
Bezirkö- Directionen fleißig vorzuneb- 
men, und fih die Anhaltung aller ar 
beitslofen, verdächtigen oder jonft 
bedenklihen Individuen alles Ern— 
ftes angelegen fein zu laſſen. (Bol. 
Hfſt. Weifg. an die Pol. Ob. Dir. vom 
15. Febr. 1825.) 

Hausgloden. Da die allgemeine 
Sicherheit überhaupt, befonders aber 
bei Entftehung einer Feuersbrunft, Waf- 
fergefahr zc. nädtliher Weile nothwen- 
dig macht, daß die Häufer in- und vor 
der Stadt mit Hausgloden verfehen 
werden, um fich im erforderlichen Falle 
von der gefchwinderen Eröffnung der 
Hausthore verfihert halten zu können, 
wurde verordnet, daß fammtlihe Haus— 
eigenthümer in Wien, deren Häufer mit 
feiner Glocke verfehen find, die Auſchaf— 
fung einer Hausglode fi ſogleich an— 
gelegen halten follen. (N. 6. Rggs. 
Decr. vom 2. Jänner 1789.) 

Hauſiren mit Fiſchen, Krebfen, 
Schildkröten ift bei Gonfiscationsftrafe 
verboten. (Hflzl. Deer. vom 22. Aug. 
1810. Rggs. Eirc. vom 1. Sept. 1810. 
Barth. H. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 57.) 

— — mit Büchern, f. Buchhänd: 
ler, Druckſchriften. 

— — mit Holjfohlen ift verboten. 
(Kohlen -Marktordnung vom 11. April 
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1816. Barth. 9. u. ©. Gef. 7. Br. 
©. 392), ſ. Kohlen, Kohlenverkauf. 

Hanfiren mit dürcem und friſchem 
Obſte ift verboten. (N. ö. Rggs. Vdg. 
vom 18. Febr. 1820. Barth. H. u. ©. 
Gef. 7. Bd. ©. 413.) 

— — Die f. ?. allgemeine Hoffam- 
mer hat im Einvernehmen mit der kak. 
Hoffanzlei unterm 8. Mai 1840 3. 
51708 den Beſchluß gefaßt, daß auf 
die MWebertretung des Verbotes des 
Haufirens mit Loſen und Ge 
winnft » Dbjecten die in $. 451 
des Gef. St. G. enthaltene Straf 
beftimmung angewendet werden foH, 
worauf für jede foldhe Uebertretung 
eine Strafe von 2 bis 100 fl. aus- 
zufprechen iſt. (Circular der k. k. n. ö. 
Rgg. vom 22. Juni 1840. Kundmchg. 
der ob der Enns'ſchen Rgg. vom 25. 
Juni 1840 3. 17601. Prov. G. ©. 
3. 1840 Nr. 71 des böhm. Gub. vom 
6. Juli 1840 8. 34176.) 
aufirhandel. 

— — f. Lotterieloofe, Montur: 
ftüde, Obft, Zuderzeltel. 

Hauſirer dürfen kein altes Kupfer 
kaufen, oder mit Kupferfliden ſich ab- 
geben. (Wr. Innungs- Drdng. v. 10. 
Dec. 1745. Barth. H. u. ©. Gef. 6. 
Bd. ©. 564.) 

— — fremde, dürfen ihre Holzwaa- 
ren in Wien nur zur Marktzeit feil ha— 
ben. (Wr. Handwerfe-Ordg. vom 27. 
Jänner 1751. Barth. 9. u. ©. Gef. 
6. Bd. S. 695.) 

— — mit Beuteltühern. Das 
Haufiren mit Beuteltüchern kann zwar 
bei der beftehenden Verfaſſung den un— 
garifchen und Froatifhen Bauern nicht 
eingeftellt werden; doc erfordert die 
Ordnung und die Borfiht gegen die 
Unterfchleife, daß fie ſich über die inlän- 
difhe Erzeugung diefer Tücher mit At— 
teftaten ihrer Obrigkeiten ausweifen, 
und hernach um die gewöhnlichen Haus 
firpäffe bei der öfterreichifchen Behörde 


— 
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anfuchen, gegen welche ihnen fodann 
das Haufiren zu geftatten if. Wenn 
aber bei denfelben ausländiſche Beutel: 
tücher angetroffen würden, fo ift nad) 
den Geſetzen gegen fie zu verfahren. 
(Hofdecr. vom 14. Nov. 1793. Barth. 
9. u. ©. Gef. 7. Bd. ©. 271.) 

Hanfirer, fremde. In Folge Regie 
rungs= Decreted vom 27. Nov. 1832 
3. 67173 find in Hinkunft alle frem: 
den Haufirer zum Behufe der Nadıtrags- 
zahlung der Erwerbfteuer und Vidirung 
der Haufirpäfle nicht mehr an das ftäd- 
tifhe Steueramt, fondern an das ftäd- 
tifhe Paß - Departement zu weifen. 
(Note des Wr. Magiftrates v. 7. Dee. 
1832 3. 47429. Bol. Ob. Dir. Circ. 
vom 31. Dec. 1832 3. 6797.) 

— — umbefugte, mit Erdgefhirr- 
waaren find zu überwachen, und die 
Betretenen unter Einfendung der abzu- 
nehmenden Waaren der ka k. Cammeral⸗ 
Verwaltung zum gefeklihen Berfahren 
anzuzeigen. (Deer. der k. k. Bol. Db, 
Dir. vom 2. Aug. 1835 3. 8270.) 

— — Borfhriften bei Aus 


fertigung von Haufir-PBäffen . 


und Erwerbfteuerfheinen für 
fremde Haufirer. Ueber die Ans 
frage, wie fi bei Ausfertigung von 
Haufir-Päffen und Ermwerbfteuerfcheinen 
für fremde Haufirer, wenn diefelben mit 
ungeftempelten Haufir-Bäffen ericheinen, 
und die Entrihtung der Erwerbfteuer 
und Stempelgebühren mit der Angabe, 
daß fie in Defterreih den Haufirbandel 
nicht betreiben, verweigern, oder ihre 
Päffe gar nicht abholen, zu benehmen 
fei, wird erinnert: Jedermann, der in 
Nieder-Defterreich den Haufirhandel bes 
treiben will, muß nad den beftehenden 
Haufir= und Erwerbfteuer » Borfchriften, 
mit einem Haufir-Paß umd Erwerb» 
ftenrerfcheine verfehen fein. Kommt nım 
ein Haufirer aus einer fremden Provinz, 
der mit diefen beiden Documenten ver» 
fehen ift, und er will von feinem Bes 
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fugniffe in Nieder-Defterreih Gebrauch 
machen, fo ift derfelbe nach dem Regie- 
rungs =» Eirculare vom 18. April 1817 
nur verpflichtet, die Erwerbfteuer-Nach- 
tragszahlung zu leiften, das ift: er hat 
auf die ſchon bereit? gezahlte Erwerb» 
fteuer fo viel darauf zu bezahlen, ale 
nothwendig ift, um die für die Haufirer 
in Nieder» Defterreih vorgefchriebene 
Erwerbfteuer von 5 fl. EM. zu ergän- 
zen. Hat ein foldhes Individuum zwar 
einen Hauſir-Paß, aber feinen Erwerb- 
fteuerfchein, fo ift demfelben zu Folge 
des bei Gelegenheit, als mit a. h. Ent- 
ſchließung vom 28. Dec. 1813 den Be- 
wohnern der vormals illirifchen Bezirke, 
der Haufirhandel in den Alt Defterrei- 
chiſchen Staaten wieder geftattet worden 
ift, exrlaffenen hohen Auftrages der k. k. 
Gentral » Finanz» Hof- Commiffion vom 
21. Jänner 1814, ein Erwerbfteuer- 
ſchein gegen Erlag der vierjährigen Er— 
werbfteuer und des Stempels auszufol- 
gen, und deffen Hauſir-Paß zu vidiren. 
Hat aber ein nad Defterreich kommen⸗ 
des Individuum weder einen Haufir- 
Paß nod einen Erwerbfteuerjchein, jon- 
dern blos ein Reife» Eertificat, worin 
beftätiget wird, daß er zum Haufirhan- 
del berechtiget ift, fo find demfelben ge- 
gen Entrihtung der vorgefchriebenen 
Erwerbfteuer- und Stempelgebühr, 
Haufir- Pag und Erwerbfteuerfchein zu= 
gleich auszufertigen, Erklärt aber ein 
Fremder, weldher einen Haufir- Baß in 
Händen hat, bei der Behörde, Daß er den 
Haufirhandel in Nieder-Defterreich nicht 
betreiben wolle, fo kann derfelbe zu Feis 
ner Erwerbfteuer-Entrihtung verhalten 
werden, weil nad) dem fchon erwähnten 
Central » Finanz = Hof-Commiffions-De- 
erete ein fremder Haufirer erſt dann zur 
Entrihtung der Erwerbfteuer verpflich⸗ 
tet ift, wenn er ein Gebiet betritt, wo 
die Erwerbteuer eingeführt ift, und wo er 
von feinem Befugniffe Gebrauch macht. 
Der Haufir-Paß eines folden Haufirers 
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ift dann wie ein gewöhnlicher Reiſe⸗Paß 
zu betrachten, und blos zum Behufe der 
weiteren Reife zu vidiren, nur ift, um 
nah Möglichkeit dem unbefugten Hau: 
firhandel zu fteuern und das Ermwerb- 
fteuer-Gefäll vor Beeinträhtigungen zu 
bewahren, auf jenen Paß die Bemer- 
fung ausdrüdlich beizufeßen: „Ift nur 
ale ein gewöhnlider Reife: 
Paß zu.behbandeln, daher dej- 
fen Inhaber zum Haufirhbandel 
in Nieder-Defterreih dadurd 
nicht berechtiget iſt.“ Hiernach 
ſind auch die herumziehenden 
Muſikanten und alle übrigen, 
den Haufirern gleidhgeftellte 
Individuen zu behandeln. Die 
Päſſe, weldhe von den fremden Haufirern 
bei dem Magiftrate nicht abgeholt wer- 
den, find nach Ablauf der Paß-Zeit den 
Ausftellungs = Behörden mit dem Erſu— 
hen zu übermitteln, den betreffenden 
Parteien bei einer neuerlihen Paß⸗Aus⸗ 
fertigung einzufchärfen, daß fie fi we: 
gen ordnungsmäßiger Bidirung ihrer 
Päflfe, und wegen ihrer eigenen Sicher: 
heit, diejelben abzuholen haben. (Bdg. 
der n. ö. Rgg. vom 4. Dec. 1838 3. 
62494, n. ö. Prov. ©. ©. 20. Bd. 
Nr. 279.) ; 
Hanfirer, unbefugte. Da nad dem 
$. 385 des Gefällen- Strafgefeßes das 
Strafverfahren nur gegen Jene eintritt, 
welche in der unbefugten Ausübung des 
Haufirhandels, d. i. beim Waarenver- 
faufe von Haus zu Haus betreten wer: 
den, fo werden die ?. k. Polizei-Bezirks— 
Directionen in Gemäßheit einer Zu: 
fchrift der Wiener k. k. Cammeral - Bes 
zirks » Verwaltung vom 21. Febr. 1839 
3. 3191/V angewiefen, nur jene unbe: 
fugten Haufirer an die gedachte Ganımes 
ral=- Behörde zu ftellen, weldhe beim 
Haufirhandel betreten werden. Im letz⸗ 
teren Falle ift jedoch erforderlich, daß 
der Umftand des Haufirens gleich bei 
der Ergreifung mittelft einer Thatjehrift 
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oder eines Protocolld oder durch Auf- 
nahme von Zeugenausfagen, was im 
Grunde mit einigen Zeilen gefchehen 
fann, conftatirt werde, indem fonft die 
Abftellung der Partei an die Bezirks— 
Verwaltung größtentheils ohne Erfolg 
bleiben muß, da ein freimilliges Ger 
ftändnig nachträglich felten zu erzielen 
ift, und alle fonftige Behelfe zur Ueber— 
weifung mangeln. (Circ. der k. k. Bol. 
Db. Dir. vom 27. Febr. 1839 8. 
2780/355.) 

Hanfirer mit Lebensmitteln. Die 
Bezirks - Directionen werden über An— 
fuchen des hiefigen Magiftrates ange: 
wiefen, die Verfügung zu treffen, daß 
die im unerlaubten Haufiren mit Lebens— 
mitteln betretenen Individuen, wovon 
die nicht hieher Zuftändigen zur Hinweg— 
weijung vom hiefigen Plabe an die be- 
treffenden Behörden, die nah Wien 
Gehörigen dem hiefigen Magi- 
ftrate zur Beftrafung zu übergeben 
find, angehalten, und die Marktaufſichts— 
perfonen durch polizeiliche Aſſiſtenz 
fräftigft unterftüßt werden. (Eirc. der 
k. k. Pol. Ob. Dir. vom 2. Jänner 
1847 3. 23838.) 

— — Aus Anlaß der von Seite 
des hiefigen bürgerlichen Handelftandes 
erhobenen Beſchwerden gegen das Trei- 
ben unbefugter und die Uebergriffe be- 
rechtigter Haufirer, wird die k. k. Polis 
zei» Ober Direction angewieſen, nad 
ihrem Wirkungskreife mit Strenge und 
Nachdruck auf die Befeitigung des un— 
befugten oder die Gränzen der Berech— 
tigung überfohreitenden Haufirens hin— 
zuwirken. Die Regierung bat ferner 
vorgefhlagen, daß rüdfihtlih der Got- 
ſcheer Buben, deren ſich mehrere der be: 
fugten wälſchen Früchtenhändler als 
Haufirfnechte bedienen, jene Ordnung 
eingeführt würde, die mit Regierungs— 
Berordnung vom 27. Juli 1825 3. 
35296 rückſichtlich der Haufirfnechte der 
Salamihändler und Käſemacher feitge- 
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ſetzt wurde, und die im Weſentlichen 
darin beſtehen dürfte, daß jeder befugte 
wälſche Früchtenhändler, deren nach dem 
Handel= und Gemwerbsalmanadh vom 
Sabre 1845 in Wien und den Bor: 
ftadten 27 beftanden, die Anzahl der zu 
haltenden Haufirfnechte bei dem Magi— 
ftrate angebe, für jeden derfelben den 
obrigkeitlihen Erlaubnißſchein dajelbit 
erwirke, daß jeder Haufirfnecht diefen 
Erlaubnißſchein immer bei fih trage, 
um ſich auf jedesmaliges Begehren da- 
mit ausweifen zu können, und jeder 
ohne diefen Schein im Haufirverfchleiße 
Betretene angehalten, verhaftet und mit 
Abnehmung der Waare angefehen 
würde, wo es dann auch keinem der mit 
Haufir- Päften verfehenen Gotfcheer zu 
geftatten wäre, Aushelfer oder Haufir- 
knechte zu halten, wodurch ſich die über— 
häufte Zahl der Gotſcheer-Buben auf 
biefigem Platze vermindern follte. Die 
Regierung nimmt nun feinen Anftand, 
die Ausführung diefer Maßregel, wenn 
der Handelsjtand hiervon einen wejent- 
lihen Schuß feiner Erwerbsrechte er- 
wartet, und der Magiftrat gemeinfchaft- 
lich mit dem Bürger » Ausfchuffe die 
Ueberzeugung gewiunt, daß diefe Ber: 
fügung ohne bedeutende Störung des 
gegenwärtigen proviforifchen Zuftandes 
Hug ausgeführt und gehandhabt werden 
kann. (Decr. der n. ö. Rgg. vom 15. 
Juli 1848 Nr. 10612/1967.) 
Haufirer mit Lebensmitteln. Nach— 
dem jeit einiger Zeit das Haufiren mit 
Bictualien häufig vorfommt, diefes aber 
nad) dem $. 4 und 5 der zulekt vom 1. 
Juli 1848 erneuerten Marktvorfchriften 
unterfagt, und der Berfauf von Victua— 
lien außer dem Markte nur den mit 
Ständchenbefugniffen betheilten Perfo: 
nen erlaubt ift, jo wird diefe Anordnung 
mit der Bemerkung in Erinnerung ge: 
bracht, daß die im Haufiren betretenen 
Perfonen ftrenge, nach Umständen felbit 
mit der Abnahme der Waaren werden 
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beftraft, und die in Wien nicht Zuftän- 
digen überdies vom hiefigen Plaße ent: 
fernt werden. (Kundmahung des Wr. 
Magiftrates v. 2. Juli 1851 3.5070.) 
Haufirer, fremde. In Folge hoher 
Regierungs - Berordnung vom 27. Juli 
1833 3.38738 find den fremden Haus 
firern bei ihrer Ankunft an den Linien 
Wiens die Hauſir-Päſſe abzunehmen, 
dem hiefigen Magiftrate einzufenden und 
find die Haufirer anzuweiſen, daß fie 
fi wegen Bidirung ihrer Päſſe und 
Entrihtung der Erwerbfteuer und fon- 
ftigen Gebühren dahin zu wenden ha— 
ben. Da gemäß der nunmehr für die 
Paß-Manipulation beftehenden Norm 
den Neifenden ihre Päſſe u. dgl. bei 
ihrer Ankunft an den Linien Wiens 
nicht mehr abgenommen werden dürfen, 
anderfeitd das Intereſſe des Steuer« 
Aerars möglichft zu wahren und den bes 
züglicden Gewerbsvorjchriften Rechnung 
zu tragen, erhält das Bezirks - Commif- 
fariat den Auftrag, den ſich zur Abreife 
meldenden fremden Haufirern die Paß— 
Bifa erft dann zu ertheilen, wenn fi 
felbe über die bei dem hiefigen Magi- 
ftrate entrichtete Erwerbafteuergebühr, 
oder die vorgefchriebene Meldung dafelbft 
werden ausgewiefen haben. Unter 
Einem hat das Bezirks - Commilffariat 
die zur Baflantenbehandlung an den 
Eingangspunkten berufenen Organe an- 
zuweiſen, die zureifenden fremden Haus 
firer auf ihre diesfälligen Berpflihtuns 
gen aufmerkfam zu machen, jedoch auch 
dafür zu forgen, dag Niemand fih auf 
dem biefigen Plage unter dem Vorwande 
des Haufirend auf Grund der im Bes 
fie habenden Haufirpäffe einfchleiche, 
da hier in Wien, wo Detail-Handlungen 
aller Art in genügender Zahl beftehen, 
das Haufiren mit Ausnahme der befon- 
deren Begünftigungen der Gotfcheer 
möglichſt hintangehalten werden muß. 
(Deer. d. k. k. Stadthauptmannfhaft v. 
4. Sept. 1851. 3. 18444/4918. 
Baleiäty, Handb. d. Polig. Gef. IL 
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Hanfirer, fremde. Nachdem der 
hiefige Magiftrat das Anſuchen geftellt 
bat, daß den fremden Haufirern zum 
Behufe ihrer genauen Ueberwachung und 
zurWahrung der Intereffen des Steuer: 
Aerars die Haufirpäfle, wie ſolches zu 
Bolge der hohen Regierungs-Berordnung 
vom 27. Juli 1833 3. 38738 früher 
gefhah, gleich bei der Ankunft abge- 
nommen, umd dem Magiftrate mitge- 
theilt werden möchten, fo wird das. f. 
Bezirks-Commiſſariat mit Beziehung auf 
das hierortige Decret vom 4. Septem- 
ber 1.3. 3. 18444/4918 angewiefen, 
die fremden Haufirer, fobald demfelben 
deren Ankunft im Wege der Wohnungs: 
Anmeldung zur Kenntniß gelangt, fo: 
gleich vorzurufen, ihnen mit Berufung 
auf die beftehende hohe Borfchrift die 
Haufirpäffe abzunehmen, und folde fo- 
fort der betreffenden Abtheilung des 
hiefigen Magiftrates im kurzen Wege 
sub Eouvertgegen Empfangsbeftätigung 
zu. übermitteln, die Inhaber diefer Päſſe 
aber anzumeifen, daß fie fi wegen Zu— 
rüderlangung der Lebteren und wegen 
Berichtigung der vorſchriftsmäßigen Ge- 


bühren unverzüglih in dem erwähnten 


magiftratifchen Bureau zu melden haben. 
(Decr. der Stadthauptmannfchaft vom 
12. Dec. 1851. 3. 23958/5944.) 

— — Denn unbefugte Haufirer (mit 
Bictualien, Erzeugniffen der landwirth: 
fhaftlihen Induſtrie, Sand, Säge— 
fpähne 20.) nad den beftehenden Bor- 
fhriften dem Magiftrate zur weiteren 
Amtshandlung zuzuführen oder Ge— 
werbsleute wegen Berkaufes von Arti— 
feln, zu deren Führung fie nicht berech— 
tiget erfcheinen, dahin anzuzeigen find, 
ift dort wo nad den beftehenden Bor: 
fhriften die Eonfiscation zu verhängen 
fommt, gleih von polizeiliher Seite 
mit Befchlagnahme der beanftändeten 
Maare vorzugehen und Iebtere unter 
Mittheilung diefer Verfügung und mit. 
dem beftimmten Antrage auf Realifirung 
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der Eonfiscation dem Meagiftrate zu 
übergeben oder zur Dispofition zu ſtel⸗ 
len. (Deer. der k. k. Stadth. vom 7. 
Jänner 1852 3. 324/37.) 

Hanfirer in Baiern, f. Baiern. 

— — mit Drudigriften, ſ. Druck⸗ 
ſchriften. 

— — unbefugte, mit Erdgeſchirre, 
Erdgeſchirrhaͤndler. 

— — mit Fleiſch, ſ. Fleiſch. 

— — mit Südfrüchten, ſ. Got: 
ſcheer. 

— — auf Jahrmärkten, ſ. Jahr⸗ 
maͤrkte. 

— — mit Kohlen, ſ. Kohlen, 

— — mit Landbrod, ſ. Landbrod. 

— — ausländiſche, Verfahren gegen 
ſie in Anſehung der Paß-Controlle, ſ. 
Päſſe. (Bog. v. 28. Mai 1831 8. 25.) 

— — ſ Aſſiſtenz, Bürftenbin: 
derwaaren, Gotſcheer, Hauſirhan⸗ 
del, Haufirpäſſe, Hauſirpatent, 
Rußland. 

Hauſirhandel. Die genaue und 
ſtrenge Beobachtung der dermal über 
den Hauſirhandel beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten, und insbeſondere die größte Behut— 
ſamkeit bei der Ausſtellung und bei der 
Prüfung der ortsobrigkeitlichen Zeug— 
niſſe über den unbeſcholtenen Lebens— 
wandel der Bewerber um Hauſir-Päſſe 
wurde neuerdings allgemein eingeſchärft. 
(N. ö. Rggs. Vdg. v. 15. Juni 1829 
3.32478, n. ö. Prov. G. ©. 11.Thl. 
Nr. 156.) 

— — Gemäß der beftehenden Nor- 
mal⸗Verordnung, zu Folge welcher Aus- 
ländern der Haufirhandel in den k. k. 
Staaten auf Feine Art. geftattet ift, 
wurde beftimmt, daß jeder Ausländer, 
welcher mit einem, wenn glei von einer 
k. k. Miffion vidirten Paſſe die k. k. 
Staaten in der Abſicht betritt, um in 
denſelben zu hauſiren, in das Ausland 
zurückgeſchafft werde. (Pol. Hſſt. Erläſſe 
vom 2. Mai u. 11. Juni 1834. Rggs. 
Prafid. Vdggn. v. 7. Mai u. 19. Juni 
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1834 3. 848 u. 1168. Vdg. d. böhm. 
Sub. Präfid. v. 10. Mai u. 21. Juni 
1834 3. 3004 u. 3942. n. ö. Prov. 
G. ©. 16. Bd. Nr. 106.) 
Hanfirhandel, Die mit dem a. h. 
Patente vom 5. Mai 1811 in Abſicht 
auf den Haufirhandel bekannt gegebenen 
Borfhriften auf den Verkauf roher Na- 
turproducte und aller Erzeugniffe 
der landwirthfchaftlichen Induftrie durch⸗ 
aus feine Anwendung, fondern fie be- 
ziehen fich blos auf den haufirartigen 
Verkauf aller Erzeugniffe der gewerb- 
lichen Induſtrie, da die Ausdehnung 
der Haufirvorfchriften auf den Verkehr 
mit Urproducten und Erzeugniffen der 
landwirthichaftlihen Imduftrie ſchon 
nah dem Begriffe des Haufirhandels 
nicht zuläffig ift, und die Ueberwachung 
des bezeichneten Verkehres ausfchliepend 
in dem Bereiche der politifhen Behör- 
den liegt. Hieraus geht hervor, daß von 
den, die fraglichen Naturproducte und. 
landwirthihaftlihen Erzeugniffe zum 
Berkaufe bringenden Parteien, aud) die 
Erwerbſteuerſcheine von der Gefällen: 
auffiht oder von den Gefällenbeamten 
nicht zu fordern find, weil einerfeits die 
Eontrolle ihrer Beftenerung den Orts— 
obrigfeiten gefeglich zufteht, und ande— 
rerſeits jene Parteien, welche blos ihre 
eigenen Erzeugniffe, und zwar nicht ge 
werbmäßig zum Verkehre bringen, auch 
gar Feiner Erwerbfteuer - Entrichtung 
unterliegen. Hiervon wird die f. f. 
P. O. D. zur eigenen Benehmung und 
Verſtändigung der untergeordneten Aem⸗ 
ter und Organe in die Kenntnig gejebt 
und derjelben zugleich ein Eremplar des 
von der k. k. n. 6. Landesregierung hie: 
her gelangten DVerzeichniffes über die 
dem freien Bictualienhandel zuſte— 
henden Artikel mit dem Bemerken mit- 
getheilt, daß die in der 2. Abtheilung 
aufgeführten Artikel: Sand, Strob- 
wifhe, Sägefpähne, Shadtel- 
halm, Zinnfraut und Leimzelten 
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oder Haarlinſenkuchen ebenfalls in 
die 1. Abtheilung zum freien Bietualien- 
handel gehören, ımd daß dieſe 1. Ab- 
theilung nicht erfhöpflich ift, ſondern in 
diefelbe alle andern noch vorfommenden 
Naturproducte und landwirthfchaftlichen 
Erzeugniffe gehören. Zu den Artikeln, 
auf deren Verkauf die Haufirhandel-Be- 
flimmungen feine Anwendung fin: 
den, gehören alle Gattungen Milch: 
producte, Butter, Schmalz, Käſe 
jeder Gattung, Eier, Milh. Friſches 
oder geräuchertes Stechviehfleiſch, 
Shweinfhmalz,Sped,Schmeer. 
Mehl, Bohnen, Haarlinfenmehl, Gries, 
gerollte Gerfte, gelbe und braune Kleien, 
Reis. Hülſenfrüchte, Zwiebel, Kut- 
telfraut, Körnergattungen, Kim 
mel, Haarlinſenkuchen, Majoran, Kürbis, 
Plutzerkerne, Haferferne, Wacholder, 
Bogeldotter, Hanf, Kleefamen, frifche 
und gedörrte Zwiebel, Knoblaud, Gur- 
fen, rothe Rüben, frifches, dann faueres 
Kraut und Rüben, Erdäpfel. Uns 
fhlittwaaren, Seife, Kerzen. Ge— 
dörrtes und frifhes Obſt jeder Art. 


- Brennbol;, Kien, Wachholder und- 


dergleichen. Zündhölzchen, Shmwe- 
felfäaden, Schuhwichs. Heu, 
Stroh und Häderling. Schwarzer 
und weißer Reibfand und Bogelfand. 
Strob-, Baft- und Rohrwaſcheln, Zinn- 
fraut. Hanf und Leimzelten, Säge 
fpähne, endlih alle andern noch vor— 
kommenden, hier nicht aufgeführten Na— 
turproducte und landwirthſchaftlichen 
Erzeugniffe. (Eirc. der n. d. Rgg. vom 
21. März 1841 3. 15433.) 

Hanfirhandel in Rußland, f. 
Rußland. 

— — mit Arzneien in Sachſen, ſ. 
Sachſen. 

Hauſirknechte der waͤlſchen Wurſt⸗ 
und Käſemacher, ſ. Wurſtmacher. 

Hanfir-Päffe. Die Landesſtelle hat 
mit Decret vom 3. Auguft I. 3. 3. 
43143 aufgetragen, daß bei Ertheilung 
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von Hauſir-Päſſen die Berhandlungen 
auf das fhleunigfte und bei Erneuerung 
von derlei Bewilligungen innerhalb 6 
Wochen vom Tage des eingereichten Ge— 
fuches ihrem Ende zugeführt werden 
ſollen. Demnach find fünftig die bei 
den Bezirks-Directionen gemachten An— 
fragen wegen Befanntgebung der allen- 
falld in Moralitätshinfihten dortorts 
gegen die Haufirpaßmwerber beftehenden 
Anftande mit thunlichfter Schnelligkeit 
zu beantworten. (Eire. der k. k. Bol. 
Ob. Dir. v. 24. Jän. 1844 3.44725.) 

Haufirpatent. In der Erwägung, 
daß das Haufirpatent vom 5. Mai 1811 
nicht alle Theile des Reiches umfaffet, 
und der Gegenftand desfelben im Laufe 
der Zeit wefentliche Veränderungen er 
litt, die neuer Beftimmungen bedürfen, 
wird unter Aufhebung des bezogenen 
Haufirpatentes vom 5. Mai 1811 und 
der darauf bezüglichen nachträglichen 
Geſetze und Vorfchriften zur Regelung 
des Haufirhandels Folgendes angeord» 
net: 

8.1. Unter Haufirhandel wird der 
Handel mit Waaren, im Umberziehen 
von Drt zu Ort ımd von Haus zu 
Haus, ohne beftimmte Verkaufsftätte, 
verftanden. 

8.2. Der Haufirhandel kann nur 
mit befonderer Bewilligung und unter 
Bevbahtung der nachfolgenden Beftim- 
mungen betrieben werden. 

8. 3. Die Bewilligung zum Betriche 
des Haufirhandeld darf nur Perfonen 
ertheilt werden, welche 

a) öfterreichifehe Unterthanen find; 

b) das Alter von 30 Jahren erreicht 
haben; 

ce) nicht mit einer auffallenden edel- 
haften Krankheit oder dergleichen Ge- 
brechen behaftet find ; 

d) nicht wegen Schleihhandeld be- 
ftraft, oder bei einer vorausgegangenen 
Gefälle-Unterfuhung nur aus Mangel 
an Beweifen ſtraflos entlaffen wurden, 
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oder die nicht wegen einer ſchweren Ge- 
falld-Mebertretung geftraft, oder der ers 
baltenen Bewilligung verluftig erflärt 
worden find. ($. 20); 

e) von unbefholtenen Sitten und 
tadellofer politifcher Haltung find; 

f) im Bollgenuffe der bürgerlichen 
Rechte ftehen. 

Bon der Beftimmung b) darf unter 
gegebenen Umftänden ($$. 17 und 18) 
abgegangen werden. 

$. 4. Die Bewilligung zum Hauſir⸗ 
handel ertheilen die politifhen Kreis- 
behörden (Comitatsbehörden, Delega- 
tionen). 

8.5. Perſonen, welche fih um eine 

folhe Bewilligung bewerben wollen, 
haben dur das Bezirksamt bei der 
Kreisbehörde ( Comitatsbehörde, Dele- 
gation), in deren Bereiche ihr fefter 
Wohnfig liegt, darum anzufuchen und 
fi gehörig auszumeifen, daß fie nad 
$. 3 für eine ſolche Bewilligung geeig- 
net find. 
. 8.6. Die Bewilligung zum Haufir« 
handel wird durch Ausfertigung eines 
befonderen Hauſirpaſſes oder Hauſir⸗ 
büchels ertheilt. Diefe Bewilligung 
gilt nur für die Perfon, welche im Haus» 
fir-Documente bezeichnet ift, und es darf 
das Bewilligungd » Document weder an 
einen Andern abgetreten, noch auf ans 
dere Perfonen ausgedehnt werden. 

$. 7. Die Bewilligung zum Haufir- 
handel wird nur auf Ein Jahr er- 
theilt; doch kann eine Perſon, welde 
bereit® im Befige einer ſolchen ift, um 
Verlängerung der zugeftandenen Hau« 
firzeit bei der nach ihrem Wohnorte zur 
Berleihung competenten Behörde an« 
fuchen, und diefem Anfuchen foll will 
fahret werden, wenn nicht befondere 
Gründe für die Abweifung vorhanden 
find; diefe follen dem Bittwerber bei 
Ertheilung des Befcheides bekannt ge 
geben werden. Das Anfuhen um Ver⸗ 
längerung der Haufirzeit ift drei Mo« 
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nate vor Ablauf der bewilligten Frift zu 
ftellen und in dem Gefuche anzuführen, 
an welchem Tage und Monate und un« 
ter welcher Zahl die urfprüngliche Bes 
willigung zum Haufirhandel ertheilt 
worden if. Das zu diefer Angabe 
Nöthige ift aus dem Haufir-Documente 
zu entnehmen. 

8.8. Der Haufirhandel kann un- 
geachtet der erwirkten Bewilligung nur 
dann betrieben werden, wenn der Hau- 
firer die nachſtehende ihm obliegende 
Berpflihtung erfüllt, in jedem Drte, 
den er betritt, falls ſich dort eine polis 
tifche oder polizeiliche Behörde befindet, 
fein Haufir- Document von derfelben 
vidiren zu laffen. In Städten und 
Märkten, wo fi eine politifche oder 
polizeiliche Behörde nicht befindet, hat 
diefe Bidirung beim Magiftrate oder 
bei der Gemeindevorftehung zu geſchehen. 

$. 9. Die urfprüngliche Bewilligung 
zum Haufirhandel ift nur auf jenes 
Kronland befhränkt, in welchem fie er 
theilt worden ift. Betritt der Haufirer 
ein anderes Kronland, fo gilt feine Ber 
willigung nur für jene Orte, für welche 
fein Haufir-Document von der Behörde 
vidirt worden ift. Sollte aber der Haus 
firer in dem betretenen andern Kron- 
lande den Haufichandel ausüben wol- 
Ien, fo bat er fi binnen 10 Tagen 
vom Tage des Eintrittes in das Kron— 
land an eine Kreisbehörde diefes Kron- 
landes um die beftätigende Bidirung 
feines Hauſir-Documentes zu wenden, 
durch welche ihm die Haufirbemilligung 
auch für das ganze Kronland zu Theil 
wird. Eine foldhe beftätigende Bidi- 
rung ift dann zu verweigern, wenn über 
die Berfon ded Haufirerd oder über die 
Giltigkeit des Documentes, oder über 
die gefegmäßige Art der Ausübung des 
Haufirhandels gegründete Bedenken fi 
ergeben; die für das Kronland beftäti- 
gende Vidirung der Kreisbehörde iſt 
auf dem Haufir» Documente genau ers 
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fihilih zu mahen. In keinem Kalle 
darf aber die Dauer der urfprünglich 
ertheilten Bewilligung überfchritten, 
und ein neues Document kann nur in 
der im $. 5 und 7 vorgefchriebenen 
Weiſe bewirkt werden. 

8. 10. In fo ferne der Haufichan- 
del in einzelnen Städten oder Drtfchaf- 
ten nicht geftattet ift, darf er ungeachtet 
der ertheilten und erhaltenen Haufirbe- 
willigung in folden Orten nicht aus— 
geübt werden, und find diefe audges 
nommenen Drte in dem Documente für 
die Kronländer, die es betrifft, ur 
ſprünglich oder beziehungsweiſe bei der 
Bidirung ($. 9) zu bezeichnen. 

8.11. Im dem Gränzbezirke wird 
der Haufirhandel nur den Bewohnern 
desfelben von der competenten Behörde 
und zwar im Einverftändniffe mit der 
Finanz » Bezirtshehörde bewilliget, und 
das ausgeftellte Document ift nur dann 
in demfelben giltig, wenn darin Die 
Giltigkeit für den Gränzbezirk aus— 
drüdlich angemerkt ift. 

8. 12. Die Waaren, mit denen 
Haufirhandel getrieben wird, müffen in« 
ländifhen Urfprunges und mit dem 
Stämpel, dann mit den Bezugs » Aus» 
weifen verfehen fein. Selbft von den 
inländifhen Waaren find nachſtehende 
vom Haufirhandel ausgefchloffen: 

a) Material» und Specereimaaren, 
deftillirte Dele; 

b) alle zum Getränfe dienenden Flüfs 
figfeiten ; 

e) Zuder, Zuckerwerk, Chocolade, 
Lebkuchen und überhaupt alle Leder: 
biffen; 

d) Salben, Pflafter und überhaupt 
alle einfachen und zufammengefeßten 
Arzeneien für Menfhen und Thiere; 

e) alle Gifte; 

f) Quedfilber und Spießglan;; 

g) alle Präparate aus Quedfilber, 
Spießglanz und Blei; 

h) alle Knallpräparate; 
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i) alle Mineralfäuren ; 

k) Edelfteine, Gold und Silber, fo- 
wohl neu als alt, gebrochen, verarbei- 
tet oder unverarbeitet, geprägt oder un- 
geprägt, in Erzen oder ausgeſchmolzen; 
Scheidemünzgen aus was immer für 
Metallen; 

1) Kirchengefäße und Paramente; 

m) Militäar-Montursftüde und Waf⸗ 
fen aller Art; 

n) 2otterielofe und ähnliche Ans 
theildfcheine an einem Glücksſpiele; 

0) literarifhe und artiftifche Werke, 
wie: Bücher, Lieder, Kalender, Bilder, 
Statuen, Büſten; 

p) Gegenftände eines Staatsmono- 
poles. 

Ausnahmen, welche durch beſondere 
Umftände zuläſſig werden, find im $.17 
angegeben. 

8.13. Ein Haufirer hat fein Haufir- 
Document immer mit ſich zu führen, und 
der Obrigkeit jedes Marktes und jeder 
Stadt, durch welche er paffirt, zur Bei- 
fegung des ämtlichen Vidi worzuzeigen. 
Die Bidirung wird unbeanftändet vor» 
genommen, wenn fidy nicht gegen die 
Echtheit des Documented oder gegen 
die Perfon, die es betrifft, Bedenken 


ergeben. Uebrigens wird fi auf 8. 9 
bezogen. 
8. 14. Einem Haufirer, der dieſes 


Gefhäft bereits mehrere Jahre mit Be- 
willigung betreibt, und fi immer ta» 
dellos benommen hat, aber durch, mit⸗ 
telft eines legalen Zeugniffes erwiefene, 
körperliche Gebrechen in die Unmöglich— 
feit verfeßt wird, die für den Haufir- 
handel beftimmten Waaren felbft zu 
fragen, kann ein Gehilfe von der be» 
treffenden Behörde bewilligt werden. 
Diefer muß im Haufir-Documente eigens 
bezeichnet fein. 

8. 15. Damit einer PBerfon die Bes 
willigung ertheilt werden kann, den Ge- 
hilfen eines Haufirerd abzugeben, muß 
fie alle jene Eigenfchaften für fih aus- 
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weifen, die für Haufirhändler über: 
haupt im $. 3 vorgefchrieben find. 

8. 16. Das Haufiren mit Waaren- 
mengen, zu deren Fortfhaffung ein be— 
fpannter Wagen oder ein Raftthier be- 
nöthiget wird, ift nicht geftattet. 

$.17. Inbefonderer Berüdfihtigung 
der Nahrungsverhältniffe einiger Gegen 
den werden den Bewohnern derfelben 
befondere Begünftigungen bezüglich des 
Haufirhandels mit gewiffen Waaren zu— 
geſtanden. Sie beftehen darin, daß in 
joldhen Gegenden die Bewilligung zum 
Haufirhandel mit gewiffen Waaren auch 
folden Perfonen männlichen und weib— 
lihen Geſchlechtes ertheilet werden kann, 
weldhe das dreifigfte Lebensjahr noch 
nicht erreicht, jedoch das vierundzwan— 
zigfte zurücgelegt haben, und in den 
Vollgenuß der bürgerlihen Rechte ge- 
ſetzt find; endlih, daß die von der be— 
treffenden Kreisbehörde (Comitatsbe- 
hörde, Delegation) ertheilte Bewilligung 
für das ganze Reich, ſelbſt mit Einfluß 
aller fonft ausgenommenen Orte giltig 
ift. Die fo begünftigten Perfonen find: 

a) Die Bewohner des bisherigen 
nieteröfterreichifchen Bezirkes von Waid- 
bofen an der Thaya, in Bezug auf die 
in Diefem Bezirke erzeugten Zwirne und 
Bänder, fo wie dieBewohner von Karl: 
ftein und der Umgebung in Bezug auf 
Holz = Uhren; 

b) die Bewohner des böhmischen 
Erzgebirges, bezüglich der dort erzeug— 
ten Spißen und Stidwaaren; 

c) die Bewohner des Pufterthales in 
- Tirol, namentlich jene von Deffereggen, 
in Bezug auf Teppiche; 

d) die Bewohner von Balfugana 
und Gröden in Tirol, bezüglich der ih- 
nen bisher zugeftanden gewefenen Ars 
titel; 

e) die ſlovakiſchen Drahtbinder, die 
Leinwandhändler aus dem Arvaer Co: 
mitate, die Händler mit gemeinen Leis 
nen» und Baummwollmaaren von Gt. 
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Georgen, St. Nicolai, St. Peter in. 
Ungarn; 

f) die Bewohner von Gotfihee, 
Pöllant, Reifnig in Krain, bezüglich 
des Handeld mit Auftern, Baumöl, 
Sohannisbrot, Eitronen, Datteln, Dra- 
gawein, Feigen, Granatäpfeln, Hafel- 
nüffen, Calamari, Kapern, Kaftanien, 
Limonien, Xorbeerblättern, Mandeln, 
Margaranten, Mufheln, Bomeranzen, 
Reis, Sardellen, Schildfröten, Wein: 
beeren, Zibeben u. dgl. von ihnen bis— 
ber geführten Gegenftänden. 

$. 18. Denjerigen Berfonen, welche 
zur Zeit des Eintrittes der Wirkfamfeit 
diefes Geſetzes ſchon im Beſitze einer 
noch giltigen Haufirbewilligung find, ift 
der Haufirhandel bie zum Ablaufe die: 
fer Bewilligung geftattet, fie find aber 
an die in diefem Patente enthaltenen 
Beftimmungen gebunden; auch darf 
ihnen eine neue Bewilligung ertheilt 
werden, wenn fie auch der im $. 3, 
lit. b) ausgefprochenen Bedingung nicht 
entfprechen, und nicht zu den im $. 17 
angeführten gehören, vorausgefegt, daß 
gegen fte fein begründetes Bedenken 
obmwaltet und fie den übrigen bier ge— 
gebenen Borfchriften entfprechen. 

$. 19. Uebertretungen diejed Haus 
fir - Batentes werden mit nachſtehenden 
Strafen belegt: 

a) Ausländer ohne Unterfchied, 
welche im Haufiren betreten werden, 
und Staatsangehörige, welche fi mit 
einem Bewilligungs =» Documente gar 
nicht, oder nur mit einem bereits er- 
lofhenen, oder mit einem auf einen ans 
deren Namen lautenden ausweifen kön— 
nen, werden mit einer Geldftrafe von 
25—100 fl. belegt. Inländer werden 
zugleih vom Haufirhandel für immer 
ausgefchloffen ; 

b) Berfonen, die mit ausländifchen 
oder mit inländifchen der Stämpelung 
unterworfenen, aber ungeftempelten 
Waaren Haufirhandel treiben, endlich 
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folge, die ſich über den inländifchen 
Urfprung ihrer Waaren nicht gehörig 
audzumeifen vermögen, find nad den 
Gefällögefegen zu behandeln und ver: 
lieren das Haufirhandeld-Befugniß ; 

c) wer mit unerlaubten Baaren Haus: 
firhandel treibt ($. 12, lit. a—p) wird, 
abgefehen von der nah den beftehen- 
den allgemeinen und Gefälls » Strafger 
feßen ihn treffenden Ahndung, mit 
einer Geldftrafe von 5—25 fl. belegt, 
und im Wiederholungsfalle ganz vom 
Haufirhandel ausgefhloffen. Die uner- 
laubten Waaren find verfallen. 

d) wer fein Haufir- Document an 
einen Andern abtritt, verliert das Recht 
zum Haufiren; 

e) wer in einem anderen Lande, als 
in demjenigen, fiir welches das Haufir- 
Document lautet, ohne befondere Bes 
willigung der competenten Behörde 
länger alö 10 Tage haufirt, oder wer 
innerhalb der erften 10 Zage fein Do- 
cument nicht bei der im $. 8 bezeichne- 
ten Behörde hat der Vidirung unter- 
ziehen laffen, wer in Städten und 
Märkten eines Landes, für welches er 
die Haufirbefugniß erlangt bat, ohne 
vorausgegangene Meldung der Orts— 
obrigkeit Haufichandel treibt, ferner 
wer in dem Gränzbezirke haufirt, ohne 
dazu befonders befugt zu fein, wird im 
1. Betretungsfalle mit einer Geldftrafe 
von 2—5 fl., im 2. Betretungsfalle mit 
einer Strafe von 5—10 fl., im 3. Falle 
mit dem Berlufte des Haufirrechtes be- 
ftraft. Führt er überdied unerlaubte 
Waaren mit fih, fo unterliegt er noch 
überdies der hiefür feftgefeßten Strafe ; 

f) wer fih beim Haufiren eines Ge⸗ 
hülfen bedient, ohne hiezu ausdrücklich 
ermächtiget zu fein, wird mit einer 
Geldftrafe von 10 fl. belegt; 

g) wer fih zum Behufe des Haufir- 
handels eines Wagens oder Laftthieres 
bedient, verfällt in eine Strafe von 
20 —50 fl.; 
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h) andere hier nicht ausdrücklich er⸗ 
wähnte Uebertretungen der Haufir-Bor« 
ſchriften können mit einer Geldftrafe 
von 30 Kreuzern bis 2 fl. belegt wer« 
den. Kür die wegen Uebertretungen des 
Haufirgefeges verhängten Geldftrafen 
baftet die Waare, welche der Hanfirer 
bei Uebertretung des Geſetzes mit fidh 
geführt hat. 

$. 20, Die Unterfirhung von Ueber- 
tretungen des Haufirgefeßes, ſowie das 
Straf-Erkenntnig fteht den zur Behand⸗ 
lung und Beftrafung von Gefälls- 
Uebertretungen beftehenden Behörden 
zu. Die Strafgelder werden denfelben 
Beftimmungen zugewendet, welde in 
Anfehung der Gefälld - Strafgelder be- 
ftehen. Die Straf-Erfenntniffe find der- 
jenigen Behörde, weldhe das Haufir-Do- 
cument ausgeftellt hat, befannt zu geben. 

$. 21. Den einer Uebertretung des 
Haufir » Batentes Befchuldigten fteht 
gleich jedem anderen einer Gefälls- 
Uebertretung Angefchuldigten der Re- 
curs an die höhere Behörde nad den 
für Gefälls-Uebertretungen feftgefeßten 
Beſtimmungen zu. 

8. 22. Mit dem Vollzuge dieſes 

atentes werden die Minifter des Hans 
dels, der Finanzen und des Innern, 
dann der Chef der oberften Polizei- 
Behörde betraut. (Kaif. Pat. v. 4. Sept. 
1852; wirffam für das ganze Kaifer: 
reich, mit Ausfhluß der Militärgränge 
R. G. B. Nr. 252.) 

Hauſirpatent. Den Bezirkshaupt- 
mannfhaften und dem Wiener Magi: 
ftrate wird die nachfolgende mit dem 
Handeldminifterial»Erlaffe v. 29. Nov. 
1852, 3. 2560, herabgelangte Bor: 
fhrift zum Bollzuge der Gefege über 
den Haufirhandel zur Benehmungswiſ⸗ 
fenfhaft zugefertiget. (VBdg. der n. 6. 
Staith. v. 31. Dec. 1852 3. 43766, 
n. ö. L. R. B. J. 1853. Nr. 6.) 

Vorſchrift zum Vollzuge der 
Geſetze über den Hauſirhandel, 
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giltig für dasgefammte Kaifer- 
reih mit Ausfhluß der Mili- 
tärgranze. Zur Bolljiehung des a.h. 
Patentes vom 4. Sept. 1851 über die 
Regelung des Haufirhandeld werden 
folgende Beftimmungen bekannt ge 
geben: - 

8. 1. Die Kreisbehörden (Comitats- 
behörden, Delegationen, in den andern 
Kronländern, wo feine Kreisbehörden 
beftehen, die Statthaltereien), denen 
die Bewilligung zum Haufichandel mit 
Waaren ausfhließend übertragen ift, 
haben dafür zu forgen, daß die Be- 
willigung zum Haufirhandel nur foldyen 
Individuen ertheilt werde, welche ſich 
über die im $. 3 des Hauſirgeſetzes vor— 
gefchriebenen Eigenfhaften mit Rück— 
fiht auf die 88. 17 und 18 des Haus 
firgefeßes durch glaubwürdige Heug- 
niffe auszumeifen im Stande find. Sie 
haben bei der Beurtheilung, ob ein 
Geſuchswerber die im $. 3. d) und e) 
des Geſetzes geforderten Eigenfchaften 
befiße, mit aller Genauigkeit und Um— 
ficht vorzugehen, in&befondere auf die 
Untadelhaftigkeit und auf Unbedenklich- 
keit bezüglich der Sittlichkeit und des 
politifhen Verhaltens ihr Augenmerk 
zu richten, die beigebrachten Zeugniffe 
binfihtlih ihrer Glaubwürdigkeit ges 
nau zu prüfen, und die Geeigentheit des 
Individuums überhaupt durch paffende 
anderweitige Ermittlungen zu confta= 
tiren, dort aber, wo Polizei» Directio- 
nen oder Polizei» Commiffariate beftes 
hen, diesfalls fi mit diefen ins vor: 
läufige Einvernehmen zu feßen. Den 
Bezirks-Behörden (den Stadt-Magiftra- 
ten dort, wo fie den Kreis-Behörden un— 
mittelbar unterftehen), durch welche die 
Geſuche um Bewilligung zum Haufir- 
handel an die verleihenden Behörden 
gelangen (Haufirgefeß $. 5) wird zur 
Pfliht gemacht, die Umftände, welche 
nach dem Gefege die Bittfteller von der 
Erlangung diefer Bewilligung ausfchlie: 
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Ben, unverholen zur Kenntniß dieſer 
Behörden zu bringen. Anträge über 
Hauſirbewilligungs-Geſuche find nur 
nad der genaueften Erforfhung der 
Berhältniffe, insbefondere der Sittlich- 
keit und politifchen Unbedenklichkeit der 
Bittfteller zu ftellen, und die etwa bei- 
gebrachten Zeugniffe forgfältig zu prü⸗ 
fen. Den Gemeinden und ihren Bor: 
ftehern wird zur Pfliht gemacht, bei 
Ausftelung von Zeugniffen über das 
MWohlverhalten eines Haufirbewerbers 
mit aller Gewiffenhaftigkeit zu Werte 
zu gehen, wofür fie verantwortlich ge= 
macht werden. 

8, 2. Bei den im $. 7 des Haufir- 
gefeßes vorgefehenen Berlängerungs- 
Bewilligungen haben fammtlich betheis 
ligte Behörden und Drgane mit glei- 
her Borfiht und Strenge, wie bei der 
erften Berleihung, vorzugehen. 

8. 3. Die verleihenden Behörden 
haben über die ausgeftellten Beglaubi- 
gungs = Documente ein eigenes chrono— 
logifhes Regifter fammt einem alpha- 
betifhen Nachſchlagebuche (Inder) zu 
führen. In dem Regifter ift genau er: 
fichtlicy zu machen, ob und für welche 
Dauer die Bittfteller bereits früher eine 
Haufirbewilligung erhalten haben; auch 
find die gegen einen Haufirer verhäng- 
ten Strafen oder vorgelommenen Be— 
anjtändigungen in bdenfelben anzu— 
merken. 

8. 4. Die Bewilligungs:Documente 
für den Haufirhandel werden in Form 
von paraphirten Büchern nad dem am 
Schluſſe diefer Borjchrift angefügten 
Mufter auögefertiget. Die in ſolchen 
Documenten angefegten Rubriken müf- 
fen genau und vollftändig ausgefüllt 
werden. 

Diefe Rubriken beziehen ſich: 

a) auf die möglichſt vollftändige Be- 
ſchreibung der Perſon, mwelder die Be— 
willigung zum Hauſiren ertheilt wird, 
wobei Tauf- und Zuname, Vaterland 
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und Geburtsort, und Alter des Be— 
werbers und die Gemeinde, zu welcher 
der Haufirer zuftändig ift, nicht fehlen 
dürfen; 

b) auf die Zeit und das Kronland, 
für welche das Hauſirbuch giltig if. 
Wird der Haufirhandel im Gränzbe- 
zirke bewilliget, fo muß diefer Umftand 
unter namentlicher Anführung der Di— 
ftricte, für melde die Bewilligung zu 
gelten hat, ausdrüdlich angeführt wer« 
den (Haufirgefeß $. 11); 

ce) auf das Verzeichniß der Städte 
und Ortſchaften, in denen der Haufir- 
handel nit Statt finden darf (Haufir- 
gefeß $. 10); 

d) auf die Waarengattung, auf 
welche fih das Befugniß bezieht. Wird 
die Bewilligung zum Handel mit Waa⸗ 
ren ertheilt, unter denen auch controls 
pflihtige enthalten fein können, z. B. 
mit Webe- und Wirkwaaren; fo muß 
der Umftand, daß controlpflichtige Waa— 
ren von der Bewilligung ausgefchloffen 
find, im Haufirbuche bemerkt fein (Zoll- 
und Staats » Monopols » Drdnung 
$. 364); 

e) auf die Befchreibung der Perfon, 
die dem Haufirer ald Waarenträger be— 
williget wird; 

f) unter der Rubrik „Anmerkung“ 
insbefondere auch auf die gegen einen 
Haufirer verhängten Strafen oder vor: 
gekommenen Beanftändigungen. Jedes 
Haufirbuch ift mit der Zahl zu verfe- 
ben, unter welcher es im Regifter ein- 
getragen ift, fowie mit dem Tage, Mo» 
nate und Jahre der Ausftellung , dem 
Siegel und dem Namen der verleihen: 
den Behörde, und der Unterfchrift ihres 
Borftanded. Dem Hauſirbuche ift ein 
Auszug aus den $$. 6, 8, 9, 12, 13, 
16, 19 und 21 des Haufirgefeßes bei- 
zufügen. 

$. 5. In Städten und anderen Drt- 
fhaften, in denen der Haufichandel 
bisher nicht geftattet war, ift derfelbe 
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auch fortan nicht zuzugeftehen. Sollten 
auch für andere Drte ganz befondere 
Gründe beftehen, weldhe die Geftattung 
des Haufirhandels dafelbft als unzu— 
läffig erfcheinen laffen, fo haben die 
Kreis» Behörden (Comitats » Behörden, 
Delegationen) die diesfälligen Anträge 
im Wege der Statthaltereien an das 
t.:?. Handelöminifterium zu richten, 
weldes im Einvernehmen mit dem 
Minifterium des Innern und der ober: 
ften Bolizei-Behörde darüber entfheiden 
wird. 

8. 6. Das Haufirbuch wird mit Aus» 
nahme eines Betrages von 10 kr., wels 
her die Geſtehungskoſten des Buches 
zu decken beftimmt ift, und des Stem- 
peld von 30 Fr. unentgeltlich ausge: 
fertiget. j 

8. 7. Die Obrigfeiten der Orte, für 
welche die Vidirung des Haufirbuches 
vorgefchrieben ift ($$. 8 und 9 des 
Haufirgefeßes), haben dasfelbe mit 
dem Amtlihen Vidi umentgeltlih zu 
verfehen und darüber ein eigenes Vor— 
merfbuch zu führen. 

$. 8. Die beftäfigende Vidirung der 
Kreisbehörde, durch welche einem Haus 
firer aus einem anderen Kronlande die 
Haufirbewilligung auch in dem Kron— 
lande, in welchem die Kreis-Behörde den 
Sik hat, ertHeilt wird, hat ebenfalls 
unentgeltlich zu gefchehen. Die ertheilte 
Bewilligung ift in das im $. 3 diefer 
Vorſchrift erwähnte Regifter einzutra= 
gen und es hat fowohl, was die Bei- 
rüdung der Zahl des Regifterd in der 
Bidirungsclaufel, als die Anführung 
des Haufirbudhes, auf welches ſich die 
Bewilligung ftüßt, und der Dauer des— 
felben betrifft, das Gleiche zu gelten, 
was in diefen Beziehungen in den 
88. 3 und 4 diefer Vorfchrift in Anſe— 
hung der Haufirbücher und deren Regi- 
ftrirung für die verleihenden Behörden 
angeordnet worden ift. 

$. 9. Geht ein Haufirer mit Tod 
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ab, ſo hat die Abhandlungs-Behörde 
ſogleich das Hauſirbuch in Empfang zu 
nehmen und es der Kreis⸗Behörde (Co— 
mitat, Delegation), von welcher es 
ausgeſtellt wurde, einzuſenden. Die 
Ortsobrigkeit hat aber von jedem ſol—⸗ 
chen Sterbefalle eines Hauſirers der 
beſagten Kreis-Behörde (Comitat, De— 
legation) ungeſäumt die Anzeige zu 
machen. 

$. 10. Zur Ueberwadhung der Hau 
firer find vor Allem die k. k. Gensd’ar- 
merie, die Polizei= und "Finanzwache 
berufen. 

$. 11. In Haufir» Angelegenheiten 
geht dort, wo das Geſetz nichts Ande— 
res vorfchreibt, der Recurs in zweiter 
Inftanz an die Statthalterei und in 
dritter an das k. k. Handeldminifterium. 
Dort, wo die Verfügung von der Statt: 
halterei felbft ausgegangen ift, gebt 
der Recurs unmittelbar an das Mini- 
fterium. Gegen zwei gleichlautende Er- 
fenntniffe ijt ein Recurs nicht geftattet. 

Wien, den 22. Nov. 1852. 

Bon dem k. k. Minifterium für Han- 
del, Gewerbe und öffentlihe Bauten. 
(Zur Vollzugs-Vorſchrift des 

Haufir-PBatentes.) 
(In Octav.) 
Nr. (des Regifters.) 
1. Blatt. 
Haufirbud, 
1. Seite, 
in Folge des allerhöchflen Geſetzes vom 
4. Sept. 1852. 
Fur... 
Tauf- und Buname R 
Baterland und Geburts: 
ot . 
Wohnort u. Zuftändig- 
keits-Gemeinde 
Geburtsjahr 
Stand (ledig, verheira- 
tet, Witwer) . 
Religion. . 
Eigene Unterfehrift . 
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2. Seite. 
A 
Statur . s 
Geſicht 
Augen 
Nafe . 
Mund 
Haare 
Befondere Kennzeichen . 
Biltig bis ... (Beitanga- 
nad dem Kalendertage.) 
3. Seite. 
Für das Kronland ... 
im Gränzbezirke . 
und zwar in den Diftricten ... . ”) 
Verzeichniß der Städte und Ortfhaf- 
ten, wo zu Haufiren nicht geftattet ift: 


2. Blatt. 


Baar en, auf welche ſich das Befugniß 
bezieht 
a) nicht —— 


b) controlpflichtige die ee 
3. Blatt. 

MWaarenträger. *) 
(Angabe und Perfonsbefchreibung wie 
Seite 1 und 2.) 

4. u. 5. Blatt. 
Anmerkungen. 
6. bis 16. Blatt. 
Bidirungen. 
17. Blatt, 
Auszug aus dem a. h. Gefeke 
vom 4. Sept. 1852. 
8. 6.„DieHaufirbemwils- 
ligunggiltnurfürdie 
Perfonu f.w.biszu Ende. 
8. 8. (Im Ganzen.) 
$. 9. Bom Anfange bie 
„Kronland zu Theil 


wird. 

$. 12. (Ganz.) 

8.13. Bi „Vidi vorzu— 
zeigen.” 


+) zb durchzuſtreichen, wo der Fall nicht 
vorkommt. 


Hauskehridt,. 


8. 16. (Ganz.). 
$. 19. (Ganz.) 
. 8. 21. (Ganz.) 
Für Ausfertigung des Haufir- 
buches ift ein Betrag von 
10 kr. und die Stempelge- 
bühr von 30 fr. zu ent- 
richten. 
Letztes Dlatt, lebte Seite, 
Ausgefertiget von 
> re 
(L. S.) Unterfhrift des Vor—⸗ 
ftehers.) 

Hauskehricht und Unrath foll nicht 
auf die Gaffen und Straßen, fondern 
in den Häufern an einen beftimmten 
Drt geleert, fohin aber alle Wochen— 
marfttage von magiftratifchen Fuhren 
weggebradht werden. (Bdg. v. 11. März 
1789. Kp. Gef. Joſ. 17.Bd. ©. 465.) 

— — f. Straßenreinigung. 

Hauskomödien, ſ. Haustheater. 

Hauslacken. Nachdem die Gefah- 
ren, welche für Kinder aus dem Fort— 
befteben der fogenannten Hausladen 
entfpringen, fo lange nicht gänzlich ber 
feitiget erfcheinen, bevor diefe Waffer- 
behältniffe nicht mit einer feften, für 
Kinder unüberfteiglihen und undurd- 
dringlihen Berzäumung umgeben wer- 
den, fo findet die Regierung, zur Ver— 
meidung von ferneren Unglüdsfällen, 
Folgendes zu beftimmen: 

Die gegenwärtig beftehenden Haus— 
laden find binnen drei Monaten vom 
Zage der Kundmachung diefer Anord- 
nung mit einer 4 Schub hohen, aus 
feften Brettern beftehenden Wand zu 
umgeben, welde Einzäunung mit einer 
Thür zu verfehen ift, die durch einen 
für Kinder unerreichbaren Riegel ver- 
fchloffen gehalten werden muß. Hiebei 
bleibt es der Willfür der zur Errich— 
tung diefer Planken Berpflichteten über: 
lafjen, diefelben aus liegenden oder ſte— 
henden Brettern berguftellen, nur müf- 
fen die einzelnen Theile fo zufammen- 
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gefügt werden, daß dadurch das Durch⸗ 
friehen oder Hinaufflettern unmöglich 
gemacht werde. Das k. k. Kreisamt hat 
daher ſämmtliche politifhe Unterbehör: 
den :anzumweifen, auf die fogeftaltete 
Umzäunung der Hausladen mit aller 
Strenge hinzumwirken, und fi von dem 
Bollzuge diefer Anordnung bei Gele: 
genheit-der Local» Commiffionen gemü- 
gende Ueberzeugung zu verfchaffen. Auf 
die Unterlajfung diefer Vorſchrift wird 
eine Geldftrafe von 2fl.EM. feftgefegt, 
welche Strafe auch für den Fall einzu- 
treten hat, wenn die Derzäunung zwar 
urfprünglich hergeftellt, in der Folge 
durch Unterlaffung der nöthigen Aus— 
befferungen aber in einen Zuftand ge— 
fommen wäre, der zur beabfidhtigten 
Hintanhaltung der für Kinder aus den 
Hausladen entftehenden Gefahr nicht 
genügt. 

Die Kothfänge an den Aeckern find 
nur da, wo fie nahe an den Wohn- 
gebauden beftehen, und zwar nur auf 
der von den Aeckern abgekehrten Seite, 
mit einer fejten Verzäunung zu umge: 
ben, das k. k. Kreisamt hat aber dahin 
zu wirken, daß die Kothgruben mög- 
lihft feiht, und nur da, wo fie uner- 
läßlich nothwendig find, erhalten wer— 
den. Zugleich iſt zu erheben, ob Koth» 
fange nicht durch einen, an der abhän« 
gigen Seite der Aecker angebradhten Ie- 
benden Zaun erfeßt werden könnten, 
durch welchen das Waſſer ablaufen, das 
Erdreich aber aufgefangen werden fönnte. 
In diefem Falle hätten Kothfänge ganz 
zu unterbleiben, und wären an ihrer 
Stelle die Heer an den Abhängen ein: 
zuzäunen. Endlich find die erhobenen 
Strafgelder an das Armen-Inftitut der 
Gemeinde abzuführen, ſämmtliche Uns 
terbehörden für die genaue Vollziehung 
diefer Borfchrift ſtrenge verantwortlich 
zu machen, und die unteren Polizei- 
diener bei vorfommenden Fällen der 
Nachläffigkeit in Ueberwachung der.ge- 
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gebenen Vorſchrift von ihrer Seite einer 
angemeſſenen Strafe zu unterziehen. 
(D. ö. Reg. Vdg. v. 3. Sept. 1834 
3. 14964. Prov. ©. ©. für D. Deft. 
vom Jahre 1834. Nr. 169. Erneuert 
mit R. D. vom 18. Nov. 1841 3. 
30451. Prov. ©. ©. für D. Defterr, 
1841. ©. 351.) | 
Hansladen. Es haben ſich in neue— 
fter Zeit mehrere fehr bedauerlihe Un» 
glüdsfälle in Folge der mangelnden 
oder ungenügenden Verzäunung oder 
Umplantung der Hausladen ereignet. 
Man fieht fi demnach veranlaßt, die 
beftehende Vorfchrift wegen vollftändig 
fiherer Verzäunung der Hausladen 
(Regierungs-Decret vom 3. September 
1834 3. 14964, und Regierungs-De- 
cret vom 18. Nov. 1841 3. 30451, 
nit dem Beifaße zu erneuern, daß zus 
nächſt die Bürgermeifter, zur Handhas 
bung jener Vorſchrift berufen find. 
Die Bürgermeifter werden dafür verant- 
wortlich gemacht, daß bis längſtens 
vier Wochen die entiprechende Ber- 
zäunung aller noch unverficherten Haus: 
laden bergeftellt werde. Die Berzäu- 
nung ift in der Art herzuftellen, daß 
Kinder weder den Zaun oder die Planke 
überfteigen, noch durchkriechen, noch den 
Zugang, welcher durch eine fefte Thür 
mit einem Riegel zu verfchließen ift, 
öffnen fönnen. Auf die Unterlaffung 
diefer Herftellung oder der nöthigen 
Ausbefferung wird eine Geldftrafe von 
2 bis 10 fl. E.M. für den Hausbe- 
fißer feftgefeßt, umd es ift, wenn der: 
felbe dem Auftrage zur Herftellung der 
entfprechenden Berzäunung nicht unge: 
faumt nachkommen follte, diefe ohne 
Weiterd auf feine Koften durch den 
Bürgermeifter zu veranlaffen, wobei 
noch bemerkt wird, daß in Fällen, wo 
die unterlaffene oder nicht nad Bor: 
fhrift bewirkte Berzäunung der Haus: 
laden die Verunglüdung eines Men» 
hen zur Folge hatte, wider den zur 
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Berzaunung Berpflichteten die gericht: 
lihe Strafamtshandlung wegen Ber: 
gehen gegen die Sicherheit des Lebens 
eingeleitet werde. Die Bürgermeifter 
find in der Handhabung diefer Bor: 
fhrift von Seite der Bezirkshaupt- 
mannfchaften firenge zu überwachen, 
und in jedem Falle, wo nad oben er- 
wähntem Zeitpuncte eine nicht gehörig 
verfiherte Hauslacke angetroffen wird, 
auch dem Bürgermeifter eine angemef- 
fene Geldftrafe aufzulegen. (Erl. d. o. 
ö. Statth. v. 4. Nov. 1851 3.17102. 
2. ©. 3. Nr. 436.) 

Hauslehrer, ſ. Erzieher, Privat: 
lehrer, Privatlehranftalten, Pri⸗ 
vatunterricht. 

Hansmühlen zum eigenen Ge- 
brauch find geftattet, f. Mühlen. 

Hausnummern. Die dur das 
Patent vom 10. März 1773 8. 18 
wegen Numerirung der Häufer getrof- 
fene Berfügung, wird zur befferen Be- 
obachtung derfelben für diefe Haupt: 
und Refidenzftadt, wie auch die dem 
Magiftrate unterftehenden Vorſtadts— 
gründe, hiermit ernenert und verord- 
net, daß die auf den Hänfern gefekten 
Eonferiptiond » Nummern für beftändig 
ine und außerhalb der Häufer, in Ted» - 
barem Stande, und zwar in der Stadt 
mit rother, in den Borftädten aber mit 
fhwarzer Farbe von den Hauseigen- 
thümern unterhalten werden follen, wi: 
drigend von jenen, an deren Häufern 
entweder gar feine Nummern mehr vor: 
handen, oder doch unleferlich fein wer: 
den, die feitgefehte Strafe von 9 fl. 
für jeden Fall, unnachſichtlich einge- 
trieben werden wird. (Hfd. v. 9. März, 
fundgem. durch die n. d. Landesreg. d. 
17. März 1795. Krop. Gef. Fr. 5.8. 
S. 234.) 

— — Nahdem feit mehreren Jah: 
ren auf den bisher unbebauten Grün— 
den viele neue Häufer in Wien aufge: 
führt worden find, dadurch die Nume- 
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rirung der Häufer in ihrer arithmetifchen 
Drdnung auffallend unterbrochen wurde, 
fo fol zu mehrerer Bequemlichkeit der 
Einwohner fowohl, als der ankommen— 
den Fremden eine neue NRummerirung 
vorgenommen werden. Die dazu aufe 
geftellte Commiffion wird den Plaß be- 
flimmen, an weldhem das Haus für 
beftändig fowohl außerhalb ala von 
innen nummerirt fein foll, und der 
Inhaber, Sequefter, oder Adminiftrator 
des Haufes foll fih angelegen halten, 
daß die neuen Nummern in Hinkunft 
in= und außerhalb des Haufes in leö- 
barem Stande bei Berwirkung der ver- 
möge Patents vom 10. März; 1773 
hierauf feftgefegten Strafe von 9 fl., 
und die auf Koften des Hauseigenthü- 
mers vorzunehmende Ausbefjerung, un⸗ 
terhalten werde. (Ddg. des Wr. Magi- 
ſtrates v. 12. Sept. 1795. Bol. ©. ©. 
7.3). Nr. 32.) 

Haustheater. Die Erfahrung lehrt, 
daß Leute, welche fih mit Comödien— 
fpielen abgeben, in kurzer Zeit dafür 
eine joldhe Leidenfhaft faffen, daß fie 
es nicht mehr für eine Unterhaltung in 
freien Stunden betrachten, fondern für 
ein Gefhäft von Wichtigkeit anfehen, 
mithin hierdurch von ihren Amts» oder 
Gewerb3- und häuslichen Gefhäften 
abgezogen werden, und die meiften 
jungen Leute beiderlei Geſchlechtes da- 
durch einen romanhaften Schwung er= 
halten, welder mit ihrer Beftimmung 
im gemeinen Leben nicht immer ver: 
träglih ift. Zur Befolgung der aller- 
höchſten Gefinnungen Str. Majeftät 
wird daher den Kreisämtern aufgetra- 
gen, feft darauf zu halten, damit nicht 
nur den Beamten überhaupt, fondern 
auch der Bürgerclaffe auf keinen Fall 
zur Aufführung folder Privat « Comö- 
dien eine Bewilligung ertheilt werde. 
Sub. Vdg. in Böhmen v. 28. Det. 
1801. Krop. Gef. Franz. 15. Bd. ©. 
582.) S. Theater. 
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Haustheater. Hinfihtlich der Haus⸗ 
theater wurde der Pol.“Ob.⸗Direct. die 
allerhöchfte Entſchließung bekannt ge- 
macht, daß die Polizei nur jenen Par—⸗ 
teien, welche fi wegen Aufführung der 
Haus-Comödien gehörig melden, nad 
Befund die Erlaubniß zu geben habe, 
jedoch mit felber fo fparfamals 
möglih vorgegangen werden 
müffe. Uebrigens habe die Pol. Ob. 
Dir. das Publicum fo zu verftändigen, 
dag Se. Majeftät die Aufführung der 
Haus⸗Comödien nicht gerne fehen, und 
daß, wer ſolche geben wolle, vorläufig 
bei der Bolizei-Dber-Direction die Be- 
willigung anzufuchen habe. (Bol. Hfit. 
Der. v. 7. Jän. 1798.) 

Hansthore. Die Anordnung die 
Häufer zur Nachtzeit zu fperren, fol 
gehandhabt, jedoch gegen die Ueber: 
treter feine Strafe verhängt werden. 
(Hofd. v. 3. Juli 1788. Krop, ©. Joſ. 
15. Bd. ©. 688.) 

— — Wegen Sperrung der 
Hausthore zur Nachtzeit in 
Zrieft. Bei der wahrgenommenen völ- 
ligen Richtbefolgung der beftehenden, 
den Schuß der öffentlihen Drdnung 
und Sicherheit bezweckenden Vorſchrift, 
wegen Sperrung der Hausthore zur 
Nachtzeit, werden die Abfähe 5, 6 und. 
7 des Magiftrats» Edicted v. 8. Det. 
1831 3. 8399, nachſtehend zu Jeders 
manns Wiffenfhaft und genauer Dar: 
nachachtung neuerlih in Erinnerung 
gebracht. 

8.5. Da es die öffentlihe Sicher 
heit erheifcht, daß die Hausthore, um 
ſchlechten Leuten keinen Unterftand zu 
geben, jederzeit des Abends geſchloſſen 
werden, ſo wird hiemit verordnet, daß 
alle Hausthore vom 1. September bis 
Ende April ſtets mit dem Schlage 
10 Uhr, in den Monaten Mai, Juni, 
Juli und Auguſt aber längſtens um 
11 Uhr geſchloſſen werden. Auf die 
Uebertretung dieſer Vorſchrift iſt die 
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Geldftrafe von Einem Gulden für das 
erfte, von zwei Gulden für das zweite 
Mal und von drei Gulden für das 
dritte Mal, welde fodann auch noch 
erhöht, oder durch Arreſtſtrafe ver: 
fhärft werden wird, mit dem Beifabe 
feftgefeßt, daß mit diefer Strafe ftets 
gegen den Eigenthümer des Hanfes, 
oder Denjenigen, der hierüber die Ver— 
waltung zu führen hat, vorgegangen, 
und den PBatrouillen- Führern aufge 
tragen werden wird, die Hausthore öfr 
ters zu unterfuchen, die offen gefunde- 
nen durch die Dienftleute im Haufe 
fließen zu laffen, hievon aber in dem 
Rapporte des folgenden Tages die An— 
zeige zu erftatten. 

8.6. Damit aber die Hausthore zu 
diefer beftimmten Nachtsſtunde verläß- 
li gefperrt werden, fo wurde bereits 
und wird dermalen erneuert allen Haug 
eigenthümern oder ihren Steflvertretern 
fireng zur Pflicht gemacht, bei dem 
Hausthore eine Glode anzubringen, 
und fih mit den Hauseinwohnern ein- 
zuverftehen, damit das Hausthor, wel- 
ches zur vorgefchriebenen Stunde ge— 
fperrt fein muß, fpäter auf jedesmali- 
ges Anläuten, Jenen, welche in das 
Haus zu kommen haben, geöffnet 
werde. 

$. 7. Ferner wurde und wird neuer- 
dings verordnet, daß die Hauseigen— 
thümer ſtets bei eintretender Abend: 
dammermg unter dem Hausthor und in 
jedem oberen Stockwerke eine Laterne 
anzünden, oder wenn fie diefe Auslage 
zu beftreiten nicht vermögen, die Thore 
gleih mit der einbredhenden Nacht 
ſchließen laſſen. (Kundm. der k. k. Bol. 
Dir. zu Trieſt v. 8. März 1842. Zeit— 
Ihrift für 5. R. Jahrg. 1842. N. 2. 
©. 249.) 

Hausthore. Die k.k. Statthalterei 
hat mit Verordnung vom 29. Detober 
1852 3. 38806 befannt gegeben, daß 
laut Erlaſſes der k. k. oberſten Polizei— 


30 


Hauszins. 


Behörde vom 25. Dct. 1852 3. 6033 
III. es vom polizeilichen Standpuncte 
dermal keinem Anſtande unterliege, 
wenn die Verfügung getroffen wird, 
daß die Hausthore in den Vorftädten 
Miens, und zwar ohne Unterfchied, ob 
in denfelben die Gasbeleuchtung einge: 
führt ift oder nicht, gleichwie der innern 
Stadt, während der Wintermonate von 
Mihaeli bis Georgi erft um 10 Uhr 
Abends gefperrt werden. In fo fern 
aber auf dem hiefigen Platze die Hebung 
befteht, daß für das Auffperren der 
Thore eine Bezahlung geleiftet wird, 
und da gerade diefe Uebung die meifte 
Befihwerde gegen die ungleiche Thor: 
fperre in der innern Stadt und den 
Borftädten hervorgerufen hat, erheifche 
es die billige Rückſicht für alle Claſſen 
der Bevölkerung Wiens, daß in jenen 
Häufern, deren Abſchließung vermöge 
des bejonderen Intreſſe eined Haus— 
eigenthümers, vor 10 Uhr Statt fin- 
det, fiir das. Thoröffnen jenes übliche 
Entgeld, den Fall eines befonderen 
Uebereinfommend ausgenemmen, nicht 
eher ala mit dem Eintritte der allge- 
meinen Sperrftunde (10 Uhr) gefordert 
werde. Hiernach hat der Herr Bürger: 
meifter von Wien mit derfelben Verord— 
nung die Weifung erhalten, wegen Rea- 
lifirung diefer neuen Einrichtung die 
ndthige Verſtändigung an fümmtliche 
Hauseigenthümer zu erlaffen. (Dec. der 
k. k. Bol. Direct. v. 6. Nov. 1852 3. 
22683/2487.) Diefe Anordnungen 
wurden vom Gemeinderathe mit dem 
Beifabe kundgemacht, daß die aus dies 
fem Anlaffe etwa vorfommenden Be— 
fchwerden bei dem betreffenden k. k. Be— 
zirks-Polizei-Commiſſariate anzubrin« 
gen feien. (Kundm. des Wr. Gemein- 
derathed v. 8. Nov. 1852 3. 2646.) 
austhore, ſ. Fahren. 
ausvifitationen, f. Hans: 
durchfuchungen. 
Hanszins, Die gegen die Berheims 
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lichung des Hauszinſes feſtgeſetzten 
Strafen verjähren gemäß a. h. Ent— 
ſchließung v. 28. April 1832 nad Ber- 
lauf von 5. Jahren; es ift jedoch die 
Steuer des verheimlichten Hauszinfes 
jederzeit nachträglich zu entrichten. 
(Hr. D. v. 9. Mai 1832 3. 1454 
an fammtl. deutſche Länderft., mit Aus- 
nahme von Tirol. Bol. ©. ©. 60. Bd. 
Nr. 47.) 

Haut. Beitimmungen über die An« 
fprüche hinſichtlich ſolcher Thiere, die 
im k. k. Thierarznei-Inftitute fecirt wur- 
den, aber nicht dort umgeftanden find, 
ſ. Wofenmeifterei. 

— — des umgefallenen Viehes, f. 
Rinderpeft, Thierfeuchen. 

Hänte der am Rog oder Wurm ume 


geitandenen Pferde, ſ. Pferdehäute. 
äntehändler, j. Hängſtätten. 
äutetrodnung, ſ. Hängftätten. 


—— f- Spiele. 
ebammen. E3 ift zur allgemeinen 
Regel feftgefebt, daß, wo immer auf dem 
Lande in einer Gemeinde noch Feine 
Hebamme fih befindet, einer derlei ge— 
hörig geprüften und approbirten Berfon 
die angefuchte Niederlaffung in der Ge: 
meinde nicht nur nicht erfchweret, fone 
dern von der Ortsobrigkeit möglichit 
erleichtert, und es ihrer eigenen Sorge 
überlaffen werden foll, ob felbe von die= 
fer ihrer Niederlaffung binlängliche 
Nahrung erwarten könne. (Hof-V. v. 
29. Nov. 1790. R. Int. v. 10. Dec. 
1790.) 

— — Senen armen Randweibern, 
welche in einem Drte, wo eine geprüfte 
Geburtöhelferin nothwendig ift, Die Ge- 
burtshilfe ausüben wollen, wird fogar 
während ihres Unterrichtes auf der Wie- 
ner Univerfität und dem Gebärhaufe ein 
Geldbeitrag (vorher aus dem Landbru— 
derſchaftsfonde, jeßt von dem ftändifch- 
verordneten Kollegium) abgereicht; da— 
mit fie die Koften der Reife und ihres 
Aufenthaltes in Wien beftreiten, auch 
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fi die nöthigen Bücher anfchaffen kön— 
nen. Den erwünfcdten Endzwed aber 
volllommen zu erreichen, find folgende 
Puncte zu beobadhten: 

1. Werden jährlih 8 Landweiber, 
aus einem jeden Viertel zwei, diefen 
Beitrag, der in 60 fl. beftehet, zu er- 
halten haben. | 

2. Werden die Kreisärzte in ihrer 
jährlichen Pifitationsrelation der dir 
rurgifhen Apotheken, auch zugleich 
folgende 3 Anmerkungen beizurüden 
haben: 

a) In welchen Orten ihres Bezirkes 
eine unterrichtete und geprüfte Heb- 
amme nöthig fei. 

b) In welchen Drten ihres Bezirkes 
fi Weiber mit der Geburtshilfe abge— 
ben, ohne gehörig geprüfet zu fein. 

c) Welche von den Landweibern, ber 
fonders von den leßtern, des Unterrich- 
tes empfänglich, und für den Drt ihres 
Aufenthaltes nöthig fein. 

3. Bon diefer freisärztlichen Angabe 
wird ſich das Kreisamt durch die Kreis— 
bereifungen am leichteften überzeugen, 
um dann beftimmen zu können, von wel⸗ 
chem Drte eine derlei Candidatin zum 
Unterrichte abzuſchicken fein dürfte. 

4. Diejenigen Individuen felbft aber, 
welche die zugeficherte Aushilfe zur Er- 
lernung der Geburtehilfe erhalten wol- 
Ien, haben ein Zeugniß ihres guten Be- 
tragend und ihrer Armuth von ihren 
Dbrigfeiten und von dem Ortspfarrer 
beizubringen, welcher leßterer auch noch 
beizurücken bat, ob die Bittftellerin des 
Lefens und Schreibens kundig ift, oder 
nicht, auch haben diejelben den Drt 
anzugeben, wo fie ſich niederlaffen, und 
die erlernte Geburtshilfe ausüben wollen. 

5. Werden die diesfälligen Bitt- 
fhriften fammt den Vorfchlägen jähr- 
lich zweimal dem Kreisamte zu überge- 
ben, und gutähtlich an die Regierung 
zu begleiten fein, wo fodann von da 
das weitere Nöthige erfolgen wird, 
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6. Da der Lehreurd der Geburts⸗ 
hilfe auf der Univerfität in Wien zwei 
Mal des Jahres anfängt, fo hat das 
Kreisamt die Einfendung der Bittfchrifs 
ten fo einzuleiten, daß die gewählten 
Individuen auch noch ihre Reife nad 
Wien zur gehörigen Zeit antreten 
fönnen. 

7. Genießen aud die mit diefem 
Beitrage verfehenen Weiber nad voll- 
endetem theoretifchen Curſe während 
ihrer practifchen Ausbildung die freie 
Wohnung im Gebärhaufe, nebft freier 
Heitzung und Licht, auch haben fie für 
die Prüfung nichts zu bezahlen. 

8. Sind jene Individuen für diefe 
ihnen zufließende Gnade verpflichtet, 
daß fie fih in jenen Orten feßhaft ma- 
chen müfjen, welde fie vorher angege- 
ben Haben, und weder in Städte noch 
in Orte, wo ohnehin geprüfte Hebam- 
men find, künftig hinziehen, 

9. Werden durch diefe Einrichtungen 
die vom Kreisamte vorgenommenen 
Prüfungen der Landhebammen nicht 
nur vermindert werden, fondern endlich 
gar aufhören, (Hof-D. v. 10. April 
1795. R. Dec. v. 5. Mai 1795.) 

Hebammen. Da es fi öfters er- 
eignen könnte, daß eine mit einem Sti— 
pendium zur Erlernung der Hebammen«- 
kunſt für einen beftimmten Ort betheilte 
Hebamme, fih nad einiger Zeit von 
diefem Orte hinweg begebe, fo wurde 
den Kreisämtern aufgetragen, damit die 
erſte Abficht des Stipendiums, an be 
ftimmte, eine Hebamme höchft benöthigte 
Drte, eine geprüfte Hebamme zu geben, 
nicht vereitelt werde, bei der Ertheilung 
dieſes Stpendiums ſich von der damit 
betheilten Hebamme einen Revers aus: 
ftellen zu laſſen, worin fie fi ausdrüd- 
lich verpflichtet, daß fie die zu erhalten« 
den 60 fl. für den Fall zurückgeben 
wolle, wenn fie fih von dem Drte, für 
welchen fie fich beftimmt, hinwegbegebe. 
(R. 5. R. V. v. 1. Septemb. 1798.) 
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Hebammen. Den Hebammen ift alles 
Euriren der Schwangern, fowohl als 
der Kindbetterinnen und Kinder auf das 
nachdrücklichſte verboten, und die Kreis- 
ärzte find angewiefen, daß fie forgfältig 
darauf fehen, und die Uebertreter ſo— 
gleich bei der Behörde zur Abftellung 
und Beftrafung dieſes Unfuges anzei— 
gen, bei ihren Viſitationen aber auch 
nachſehen, wie die Hebammen die 
Kindsmutter ſowohl, als die neugebor- 
nen Kinder behandeln, und ob fie hier- 
in dem in Wien erhaltenen Unterrichte 
gemäß verfahren. Auch foll der Kreis- 
arzt felben fcharf einbinden, dag fie in 
Ermanglung anderer nüglicher Berufs: 
bücher wenigftens in ihrem Lehrbuche, 
womit jede Hebamme verfehen fein muß, 
fleißig nacdhlefen. (R. ö. R. 2. v. 13. 
Jän. 1798.) 

— — Ungeadtet des fhon längft 
beftehenden Verbotes, vermöge deſ— 
fen Hebammen fi mit Behandlung ins 
nerliher und äußerliher Krankheiten 
weder bei Schwangern und Kindbette- 
rinnen, noch auch bei neugebornen Kin- 
dern befaffen follen, wurde erhoben, daß 
fih mehrere derfelben folder Dinge, die 
nur dem Arzte oder Geburtöhelfer zu- 
ftehen, anmaßen: bei Schwangern und 
Gebärenden, Aderläffe, Bäder, Eliftire, 
Einfpriungen, Einfalbungen, hiernächſt 
auch innere Mittel gegen Krämpfe, 
Bauchſchmerzen, Nachwehen, Blutflüffe, 
weißen Fluß, Kindbetterfieber, Milch— 
fieber und Verſtopfungen verſchreiben, 
beſonders aber mit Purgirmitteln einen 
ſehr ſchädlichen Unfug treiben ſollen, 
und im Betretungsfalle, um der Strafe 
zu entgehen, ſich mit der Unwiſſenheit 
des beſtehenden Verbotes, wenigſtens 
bei der erſten Betretung, ſich zu ent— 
ſchuldigen verſuchen. Um nun dieſen 
ſchädlichen Unfug auf eine wirkſame Art 
zu beſeitigen, iſt es nöthig, jeder Heb— 
amme, bei ihrer Approbation und Auf—⸗ 
nahme ald Hebamme, nachdruckſamſt 
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einzubinden, und auch ſchriftlich mitzu- 
geben, daß felbe fih aller Behandlung 
inner: und Außerliher Krankheiten, fo- 
wohl bei Schwangern und Gebärenden, 
als auch bei Säugenden und neugebor- 
nen Kindern enthalten, mithin bei na= 
türlihen Geburten ſich blos auf die Lei— 
ftung der erforderlihen Hilfe befchrän- 
fen, bei eintretenden Krankheiten aber, 
oder widernatürlichen Geburten, einen 
Arzt, Wundarzt oder Geburtshelfer nach 
Berfhiedenheit der Umftände zur Hilfe 
leiftung rufen follen, indem jede dage— 
gen Handelnde im Betretungsfalle mit 
unnachſichtlicher Polizeihausftrafe be— 
legt werden würde. (N. ö. R. v. 5. 
Nov. 1803.) 

Hebammen. Die Hebammen dürfen 
an Gebärenden oder neugebornen Kin- 
dern nur in dringendften Zufällen, und 
bei einem abjoluten Abgange eined Ge— 
burtshelfers oder Arztes Hilfe Teiften, 
und find in allen andern Fällen, in wel- 
hen fie ſich mit Heilung der Kranken 
abgeben als Pfufcherinnen nad dem 
St. G. zu beftrafen. (Hfkzl. D. v. 8. 
Mai 1807 3. 8159, an die n. 6. Ro. 
3. 16143.) 

— — Inſtruction für Heb- 
ammen. 

$. 1. Hebammen find dem Kreis— 
amte, den Drtöobrigfeiten, und den 
Kreisärzten unmittelbar untergeordnet. 

$. 2. Nur Hebammen ,. weldhe mit 
einem von einer k. k. Univerfität, oder 
von einem k. k. Lyceum gefertigten Di- 
plome verjehen find, find befugt, in den 
k. k. Staaten die Hebammenkunft aus- 
zuüben. 

8. 3. Die Wohnungen der Hebam⸗ 
men ſollen mit einem Schilde bezeich— 
net ſein. 

8. 4. Hebammen ſollen ſich eines 
ehrbaren, rechtſchaffenen, nüchternen 
Lebenswandels befleißigen, verſchwiegen 
fein, und bei Tag und Nacht Gebähren— 
den, die ihre Hilfe bedürfen, dieſelbe 

Baleiäfy, Handb. d. Poliz. Geſ. IL, 
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mit Bereitwilligfeit und größtem Fleiße 
Teiften. 

$. 5. Bei ſchweren, gefährlihen Ge- 
burtsfällen, und wo eine Inftrumental« 
hilfe erforderlich fein kann, find Heb- 
ammen bei ſchwerer Berantwortung ver- 
bunden, noch zur rechten Zeit einen 
Geburtshelfer oder Arzt rufen zu laſſen. 

$. 6. Iſt das Leben des Kindes in 
wirklicher Gefahr; fo follen fie nie un« 
terlaffen, dasfelbe nothzutaufen. 

8. 7. Bei todtfheinenden reifen Kins 
dern, die ohne offenbare Zeichen der 
Fäulniß find, werden fie mit Fleiß und 
duch eine gehörig lange Zeit alle er- 
forderlihen Mittel verfuchen, diefelben 
zum Leben zu bringen. 

$. 8. Keine Hebamme darf nad der 
Geburt die Kindbetterin früher verlaf- 
fen; als bis diefe vor einem leicht mög— 
lihen Blutfturze gefichert ift. 

8.9. Es ift Hebammen unter Strafe 
verboten, Frauen oder Kindern Arz« 
neien, außer dem gewöhnlichen Säftchen 
für neugeborne Kinder, und außer der 
höchſten Noth zu reihen, oder zu ver- 
ordnen, noch den Kindern die Zunge zu 
löfen, fondern wenn Letzteres nöthig 
wäre, follen fie hierzu immer einen 
MWundarzt rufen. 

$. 10. Eines ſchweren Verbrechen 
und wirklichen Mordes nacht ſich jene 
fhuldig, welde zur Abtreibung einer 
Leibesfrucht Rath gibt, oder Hilfe 
Teiftet. 

8. 11. Frauenzimmer, welche ihnen 
zu einem fo fhändlichen Zwede Zumu— 
thungen machen, und Mittel, welde zur 
Abtreibung der Leibesfrucht dienen, von 
ihnen verlangen, find fie verbunden, der 
Polizeiftelle, oder der Ortsobrigkeit an- 
zuzeigen. 

8. 12. Wird eine Hebamme von der 
Obrigkeit oder einer Gerichtsſtelle zu 
einer Unterſuchung verwendet; ſo wird 
ſelbe nad) ihrem beſten Bewußtſein rich« 
tig und genau, derſelben das angeben, 
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was fie durch die Unterfuhung fand. 
(Gfkzl. Dec.v. 3.Rov. 1808 3.16135. 
N. ö. R. 3. 29874.) 

Hebammen. Rüdfihtlih der Be- 
feitigung der dem Unterrichte der Heb— 
ammenfunft im Wege ftehenden Hin- 
dernifje, wurde Nachſtehendes ver- 
ordnet: 

1. Sind die Seelforger verpflichtet, 
fowohl von der Kanzel ald auch in Pri« 
vatunterredungen die Würde und Widh- 
tigkeit diefed Standes auseinander zu 
fegen, und den Hebammen mehr Ach— 
tung zu verfhaffen. 

2. Können weder die Dominien, noch 
die Gemeinden zwangsweiſe verhalten 
werden, den Hebammen einen firen ®e- 
halt auszuwerfen, wohl aber find die- 
felben im gütlihen Wege dahin zu brin- 
gen, den bereits in verſchiedenen Bezir- 
fen ſich befindenden geprüften Hebams 
men einen Gehalt, jedoch ohne ausdrück⸗ 
liche Beftimmung einer Summe, derge 
ftalt zu ertheilen, daß ein derlei Gehalt 
doch nicht wohl weniger ala 40 fl. fei, 
und wozu die Dominien und Gemein- 
den die Hälfte beizutragen hätten. Ueb- 
rigens wird ed von ihrem jededmaligen 
Uebereintommen abhängen, was eine 
Hebamme an Raturalien zu empfan— 
gen hat. Zur Aushilfe kann auch die 
Steuercaffe in Anfprndh genommen 
werden, 

3. Wird den Kreisämtern aufgetra- 
gen, diejenigen Dominien, die nicht mit 
einer, der Bevölkerung, Localität und 
dem Umfange verhältnigmäßiger Anzahl 
von Hebammen verfehen find, zu ver 
halten längftens binnen 2 Jahren die 
noch nöthigen Weiber an die Univerfi- 
tät abzufenden, um den jedeömaligen 
Abgang fogleih im nächſten Eurfe zu 
erfeßen, und wenn fofort die Kreisäm- 
ter die für einen Bezirk nöthige Anzahl 
von Hebammen ausgemittelt Haben wer- 
den, fo hat rückſichtlich des, den nad 
und nad dahin anzuftellenden Hebemüt« 
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tern zu ertheilenden Gehaltes das ad 
2 Öefagte zu gelten. 

4. Die in Antrag gebrachte Befrei— 
ung der Hebammen. von obrigkeitlihen 
Frohndienften, und Bemeindebeiträgen 
und Gaben wird dahin genehmigt, daß 
diefe nur für die Perfon der Hebamme 
zu gelten hat. 

5. In der Vorausſetzung, daß die 
Zandweiber in eine ledige Perfon gar 
fein Vertrauen ſetzen, find diefe von 
dem Unterrichte in diefer Kunſt auszu- 
ſchließen, und da die Jahre, binnen wel⸗ 
hen eine Weibsperfon als zum Unter- 
richte tauglich erkannt wird, nicht ge- 
rade beflimmt werden können, fo find 
von denfelben jene, die nicht mehr weit 
von 50 Jahren entfernt find, auszu- 
ſchließen. 

6. Da es ſowohl dem beſtimmten 
Willen Sr. Majeftät, ald dem entfpre- 
chenden Zwecke des Unterrichts zumider 
ft, daß die Schülerinnen entweder bei 
dem Kreisfanitätsperfonale oder bei ei⸗ 
nem geprüften und erfahrenen Geburts- 
helfer die theoretifchen Kenntniffe im 
diefer Kunft einholen, und nur den 
practifhen zweimonatlihen Unterricht 
an der Univerfität erhalten follten, fo 
findet der dießfalld von mehreren Kreis⸗ 
ämtern gemachte Vorfchlag nicht Statt, 
und find die Schülerinnen nad der 
Weifung ad 3 an die Univerfität abzu- 
fenden. 

7. Die von dem Gubernium bereits 
getroffene Berfügung, daß dort, wo ge- 
prüfte Hebammen vorhanden find, den 
Ungeprüften die Ausübung der Kunft 
eingeftellt werden foll, ift von der E. f. 
Hofkanzlei als zweckmäßig anerkannt 
worden, und den Kreisämtern wird eine 
ſtrenge Wachſamkeit über die Befolgung 
dieſer Maßregeln hiermit aufgetragen. 

8. Da die Kenntniß des Leſens und 
Schreibens zur Erlernung der Hebam— 
menkunſt unerläßlich iſt, weil im entge⸗ 
gengeſetzten Falle nur Afterhebammen 
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gebildet würden, fo können und follen 
nur foldye zum Unterrichte zugelaffen 
werden, die des Leſens und Schreibens 
fundig find. Um aber dem Umftande, 
daß die weiblihe Schuljugend der min— 
dern Claſſe gar nicht zu dem Schulun- 
terrihte angehalten wird, zu begegnen, 
befiehlt die 8. k. Hoffanzlei in diefer 
Vorausſetzung, daß das Guberrium 

"darüber zu wachen habe, daß die weib- 
lihe Schuljugend auf dem Lande mehr 
als bisher, bis nad) vollendetem zwölf: 
ten Jahre unter ftrenger Aufſicht der 
Wirthſchaftsämter, geiftlichen und welt: 
lihen Schulauffeher, zum Schulunter- 
richte verhalten werde. = 

9. Wird in Rücdfiht der hoben 
Preife der Lebensmittel und bei dem 
Umftande, daß die Schülerinnen aud 
ihre Wohnung bezahlen müffen, das 
Taggeld einer Hebamme von 30 auf 
40 Er. zu erhöhen bewilliget. Hievon 
werden die Kreisämter zur genauen 
Darnachachtung mit dem Beiſatze ver- 
ftändiget, den 2. Abfak den Dominien 
befannt zu machen, auf den 3. Abſatz 
in Anfehung der Ausmittlung der An- 
zahl der Hebammen fih an diejenige 
Ausmittlung zu halten, welche in Folge 
hierortiger Verordnung vom 29. Juli 
1808 3. 15555 zu Stande gebradt 
worden ift, fo fern nicht wefentliche 
Anftände dagegen vorfommen follten, 
der 4. und 9. Abſatz ift im Kreife den 
Dominien und Gemeinden fund zu ma— 
hen; der 5. Abfak den Dominien und 
Magiftraten, um bei den Vorſchlägen 
hierauf den Bedacht zu nehmen; auf 
den 8. Abſatz, da die weibliche Jugend 
eben fo wie die männliche zum Schul- 
unterrichte verhalten wird, fo ift viel- 
mehr die Verordnung dabin auszudeh- 
nen, daß die weibliche Jugend mehr, 
als bieher gefchieht, zur Schreibefunft 
aufgemuntert und verhalten werde. 
Uebrigend ift in Betreff der von den 
Seeljorgern hierwegen zu befolgenden 
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Vorſchriften unter Einem an die Drdi- 
nariate das Nöthige erlaffen worden. 
(Hfkzl. D. v. 20. Mai 1813 3. 7973. 
DB. des böhm. Gub. v. 23. Juli 1813 
3. 26374. Obent. 2. Bd. ©. 482 
bie-485.) 

Hebammen. Se. Majeftät haben 
in Beziehung auf eine genauere Auf— 
fit über die Hebammen in Wien, aller- 
höchſt zu entſchließen befunden, daß der 
Polizei über die Hebammen, Schwan- 
gern und Gebärenden feine andere Auf: 
fiht eingeräumt werden folle, als die 
derfelben fhon gegenwärtig überlaffen 
ift, daß aber dagegen in Hinkunft aud 
feine Hebamme zur Praris zugelaffen 
werden folle, die fich nicht vorher über 
ihren untadelhaften Lebenswandel und 
gute Moralität ausgewiefen hat. (Hfkzl. 
D. v. 7. Dct. 1813 3. 15626, n. ö. 
R. DB. v. 4. Nov. 18133. 30657. 
Guld. San, V. 3. Bd. ©. 379.) 

— — Die Hebammen und Ge 
burtshelfer find verpflichtet, bei Taufen 
mit der ftrengen Gewiffenhaftigfeit und 
Wahrheit die Seelforger ald Führer 
der Geburtsbücher, was ihnen von dem 
Namen. der Kindesmutter und ihrer 
Berehelihung oder Nichtwerehelihung 
bekannt ift, zu unterrichten; indem fie 
fonft bei der erften hierin entdedten Un- 
wahrheit außer der gefeßlichen Strafe 
noch mit dem Berlufte des Rechtes, ihre 
Kunft auszuüben, werden belegt wers 
den. Die Seelforger find berehtiget, 
die Vorzeigung ihres Diploms zu for 
dern, wenn fie in deren Bezirke gar nicht 
befannt find. In allen größeren Städ- 
ten aber ift allen Geelforgern ein Ber: 
zeihniß der Geburtöhelfer und Hebam— 
men, welche zur Ausübung diefer Kunft 
berechtiget find, mitzutheilen. (Hfkzl. 
D. v. 21. Det. 1813 3. 16550, n. 6. 
R. V. v. 22. Nov. 1813 3. 32186. 
Guld. Sau. B. 3. Bd. ©. 380.) 

— — Ben die Seelforger die 
in. dem mit Gubernial-Decret vom 23, 
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Juli 1813 Nr. 26374 kundgemachten 
Hoffanzlei» Decrete v. 20. Mai 1813 
3. 7973 vorgezeichnete Pflicht genau 
erfüllen, nämlich fo oft wie möglich fo- 
wohl von der Kanzel ald auch in Pri- 
vatunterredungen die Wichtigkeit des 
Hebammenftandes auseinanderfegen, ift 
kaum zu glauben, daß fih die Domi— 
nien und Gemeinden im gütlihen Wege 
nicht herbeilaffen follten, für die aus 
der Geburtshilfe geprüften und in ihren 
Bezirken unumgänglich nöthig anzu— 
ftellenden Landweiber einen angemeffe- 
nen Gehalt zu beftimmen, befonderd 
wenn die Kreisämtır es fih ernftlich 
angelegen fein laffen, diefelben in dem 
erwähnten Wege zu dergleichen Gehalts— 
leiftungen zu vermögen. Laſſen fich aber 
die Dominien und Gemeinden hiezu 
ber bei, fo würde fodann höchſt wahr: 
fheinlich auch die Abneigung der Land— 
weiber, fih zur Erlernung der Hebam— 
menfunft an der prager Univerfität auf 
einige Zeit vom Haufe zu entfernen, 
verfhmwinden, und fofort dem allfeitig 
gefchilderten Mangel an geprüften Heb- 
ammen geftenert werden. Um diefem 
Bedürfniffe abzuhbelfen, find mit der ge- 
nannten Gubernial » Verordnung die 
Kreisämter und Gonfifterien zur Mit- 
wirkung angewiefen. (Hfkzl. D. v. 22. 
Sept. 1817 3. 5329. B. des böhm. 
Sub. v. 26. Det. 1817 3. 48862. 
Dbent. 2. Bd. ©. 485.) 

Hebammen. Zu dem Hebammen: 
Unterrihte an den Umniverfitäten und 
Lyceen werden nur Perſonen in einem 
. Alter unter 40 oder höchſtens 50 Jah: 
ren mit Ausschluß der Hochſchwangeren 
zugelaffen. (Stud. Hof- Comm.-D. v. 
25. Dec. 1819 3. 6856. Hfkzl. D. v. 
30. Aug. 1820 3. 5784, Deer. des 
fteierm. Gub. v. 24. März 1822 3. 
6567.) 

— — Die Candidatinnen für die 
Hebammen » Unterrichtdanftalten müffen 
fih über ihre Moralitit ausweifen kön— 
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nen (H0f:D. v. 7. Dct. 1812) und des 
Leſens und Schreibens fundig fein 
(Stud.-H0f-Com.-D. v. 23. Mai 1817 
3. 1115). Bon diefer leßteren Bedin- 
gung kann in den wendifchen Theilen 
Steiermarks (fteierm. Gub. D. v. 24. 
März 1822 3. 6567 u. v. 5. Nov. 
1832 3. 17208) und in Dalmatien 
(Stud.Hof⸗Com. D. v. 15. Mai 1834 
3. 2958) abgegangen werden. Ueber 
ihre Unterrichtsfähigkeit haben die Can— 
didatinnen ein bezirfsärztliches Zeug- 
niß beizubringen. (D. des böhm. Gub. 
v. 13. Juli 1815 3. 29198 u. v. 18. 
Mai 1822 3. 24701, fteierm. Gub. » 
D. v. 24. März 1824 3. 6577 u. o. 
ö. Rggs.-D. v. 28. Juli 1828 3. 
19784. Stub. 1. Bd. ©. 56.) 
Hebammen. In Gemäßheit der 
höchſten Entſchließung v. 25. Juni 
1825 wird der Landesſtelle aufgetra- 
gen, die Einleitung zu treffen, daß in 
das Taufbuch auch allemal der Name 
der Hebamme, melde die Entbindung 
vornahm, eingefchaltet werde. Kerner 
ift dem öffentlihen Sanitäts-Perſonale 
die Einficht der Taufbücher nicht nur zu 
geftatten, fondern ihm zur Pflicht zu 
machen, ſich von Zeit zu Zeit aus den- 
felben die Ueberzeugung zu verfchaffen, 
ob After = Hebammen bei Geburten ge- 
braucht wurden, und hiernach die vor- 
ſchriftmäßige Anzeige zu erftatten. Die- 
jenigen Individuen, welche ohne aus 
der Hebammenkunft: geprüft und mit 
dem Diplome verfehen zu fein, in Or— 
ten, wo eine geprüfte Hebamme befteht, 
und unter Umftänden, wo eine geprüfte 
Hebamme zur Entbindung leicht hätte 
herbeigeholt werden können, einer Ge- 
bärenden gegen Bezahlung Hilfe Teiften 
find ald After- Hebammen zu beftrafen. 
Was die Strafen der After-Hebammen 
betrifft, jo haben diefelben das erfte 
Mal in einer von Fall zu Fall mit Rüd- 
fiht auf die vorhandenen Umftände zu 
beftimmenden Geldftrafe zu beftehen, 
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das zweite und die folgenden Male ift 
das Strafgefeß auch auf die Hebammen 
anzuwenden, und diefelben find hiernach 
mit Arreft gleich jenen zu beftrafen, 
weldhe die Arznei- oder Wundarznei- 
kunſt, ohne hierzu beredhtiget zu fein 
ausüben. (Hfkzl. D. v. 2. Juli 1825 
3..20248 u. v. 18. Sept. 1825 3. 
26952, an fämmtl. Länderft.; Vdg. der 
ob der enf. Reg. v. 19. 3..17343, des 
mähr. Gub. v. 22. 3. 21845, d. böhm. 
Sub. v. 22. 3. 38810, d. krain. Gub. 
v. 27. 3. 11313, d. fteierm. Gub, v. 
30. Juli 3. 18063, der n. 6. Reg. v. 
4. 3. 48481 und des gal. Bub. v. 4, 
Dct. 1825 3. 56295. Pol. ©. ©. 
3. 1825.) 

Hebammen, den jüdifchen geprüf: 
ten, wird die Ausübung ihrer Kunft bei 
hriftlihen Frauen geftattet. Wegen der 
Rothtaufe muß von den Eltern des zu 
taufenden Kindes, eine rückſichtlich der 
Nothtaufe Hinlänglih unterrichtete 
Chriſten-Frau zugezogen werden, um 
wenn es erforderlich ſein ſollte, die 
Nothtaufe zu ertheilen. (HGfkz. D. v. 
4. Febr. 1830, an das böhm. Gub. 
Krop. G. S. Br. 56. Nr. 34. N. ö. 
R. V. v. 3. März 1830 3. 11576. N. 
ö. Prov. ©. ©. 12. Th. Nr. 46.), f. 
Inden: Hebammen. 

— — Zur Verhütung der vielen 
Unordnungen, welche aus dem Mangel 
ded nöthigen Beiftandes für. Gebäh— 
rende und für Jene, weldhe bei appro= 
birten Hebammen entbinden,, wurden 
folgende Maßregeln für nöthig be— 
funden: 

1. Jede geprüfte Hebamme ift ver- 
bunden, am Eingange ihrer Wohnung 
ein Schild aufzuhängen, das ihren Na— 
men und Zunamen mit dem Beifaße: 
„geprüfte Hebamme“ anzeigt und 
zwar auf einer fo eingerichteten Tafel, 
daß auch Derjenige, welcher nicht lefen 
fann, erkennen könne, daß diefes das 
Schild einer Hebamme fei. 


37 


Hebammen. 


2. Jede mit einem Diplome verfes 
bene Hebamme ift verpflichtet, der Orts— 
obrigfeit ihre Wohnung, und jeden 
Wechfel derfelben anzuzeigen. 

3. Die betreffenden Ortsobrigkeiten 
follen über die in ihrem Bezirke befind— 
lihen geprüften Hebammen ein eigenes 
Protocoll führen, das den Bor- umd 
Zunamen, das Alter, die Hausnummer 
und andere Bemerkungen über ihr mo« 
raliſches Betragen enthalten fol. 

4. Jede Hebamme muß, bevor fie 
eine Schwangere in ihr Haus aufnimmt, 
fih mit einem Erlaubnißfcheine verfes 
ben, welchen in dem Hauptorte des Kreis 
ſes der Kreisphififus, in andern Orten 
aber der Bezirke - Arzt oder Bezirks— 
Wundarzt, und in Ermanglung eines 
folden jener der Gemeinde ausftellt, 
und ohne welchen feine Aufnahme einer 
Schwangeren erfolgen kann. Es ver 
fteht fi, daß die-Hebamme bei Löfung 
des Erlaubnißfcheines. den Namen der 
Schwangeren verfchweigen dürfe, wenn 
fie es für nothwendig hält; auch darf 
der Arzt oder Wundarzt den Namen der 
Gebährenden, wenn er von der Weh— 
mutter davon in Kenntniß gefeßt wors 
den wäre, an Niemanden entdecken, 

5. Hat über die erhaltene Bewilli- 
gung eine Aufnahme Statt gefunden, 
fo kann unter feinem Borwande vor 
Verlauf von 21 Tagen nach erfolgter 
Entbindung die Entlaffung zugeftanden 
werden. 

6. Es hängt von dem Butbefinden 
des betreffenden Arztes oder Chirurgen 
ab, ob einer Hebamme diefer Erlaub- 
nißſchein mit Rüdfiht auf ihr Betras 
gen und ihre diesfälligen Kenntniffe 
ertheilt oder verweigert werden foll. 

7. Jene Hebamme, welche mit diefer 
Erlaubniß verfehen ift, hat die Pflicht, 
ohne Unterfchied ſowohl angefehene als 
arme Perfonen zu fich zu nehmen und 
ihnen die’erforderliche Hilfe und Woh— 
nung, fo weit es der Raum ihrer Woh- 
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nung felbft geftattet, angedeihen zu laf- 
fen, und das ftrengfte Stillfchweigen, 
wie es das Geſetz ihr auflegt, zu be- 
obadhten. 

8. Für diefe Hilfeleiftung darf die 
Hebamme von jeder Gebährenden, auch 
den Armen,. eine Nemuneration von 
15 fl. anfprechen. 

9. Zede Hebamme, welche diefen 
Borfchriften zumider handelt, wird das 
erfte Mal mit einer Strafe von 1 bie 
5 fl., und im Wiederholungsfalle von 
6 bis 10 fl. für den öffentlichen Wohl— 
thätigkeitsfond belegt. Im dritten Falle 
aber verliert fie für immer die Fähig— 
feit, Gebährende zu fih zu nehmen. 
Diefe Strafe kann im Falle der Zah— 
lungsunfähigfeit in doppelt fo viel 
Tage Arreft verwandelt werden, als 
- Gulden an Strafe zu bezahlen wären. 
(Kundm. des k. k. dalm. Gub. v. 24. 
Dec. 1833. Wagn. Ztfhft. 3. 1834. 
N. B. ©. 29.). 

Hebamme. Die k. k. Studienhof- 
Gemmiffion hat mit Erlaß vom 9. Mai 
1842 3. 2780 bedeutet, daß für ge 
burtshilflide Schülerinnen, weldhe auf 
gemeinfhaftlihe Koften der Gemeinden 
und Obrigfeiten gebildet werden, das 
pierzigfte Jahr ala Murimum 
beider Aufnahme in den Unter: 
richt zu gelten habe. Da aber auch 
Individuen unter- diefem Alter wegen 
Kränklikeit und ſchwacher Körper: 
Gonftitution bezüglich der wahrfchein- 
lihen Dauer ihrer Dienftleiftung zur 
Unterftüßung von Seite der Gemein: 
den und Obrigkeiten nicht geeignet fein 
fönnen, fo ift auch auf körperliche Kraft, 
geiftige Anlagen u. f. w. nöthige Rück— 
fiht zu nehmen. Für Schülerinnen auf 
eigene Koften ift bezüglich ihrer Zulaf- 
fung zum Hebammen = Unterrichte bei 
den beitehenden Borfhriften und dem 
darin geftatteten Spielraume, mit glei- 
her Rückſicht auf körperliche Beſchaf— 
fenheit, geiſtige Anlagen u. ſ. w. ſte— 
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hen zu bleiben. Dagegen Tann von 
einer Aufnahme lediger Weibs— 
perfonen in dieſemUnterrichte, 
da vermöge einer a. h. Entſchließung 
vom 5. Juli 1828 nur Frauen diefe 
Zulaſſung geftattet ift, feine Rede fein. 
(Dec. d. mähr. Gub. v. 3. Juni 1842 
3. 22040. Prov. ©. ©. für Mähren. 
3. 1842. Nr. 46.) 

Hebammen. Das Minifterium des 
öffentlichen Unterrichts hat zu bewilli- 
gen befunden, das künftig auch ledige 
Frauensperfonen zum Unterrichte in 
der Hebammenkunft zugelaffen werden _ 
dürfen, wenn felbe das zwanzigſte Le— 
bensjahr überſchritten haben, und ſich 
über die anderweitigen Erforderniffe 
zur Aufnahme in den Hebammen-Curs 
audzumeifen vermögen. (Erl. d. Minift. 
des öffentl. Unterr. v. 1. Oct. 1848 
an ſämmtl. Länder-Präfidien. Bol. ©. 
©. 76. Bd. Nr. 126.) 

— — Vorſchrift in Anfehung der 
Niederlaffungs-Bewilligung, f. Aerzte. 

— — Berpflihtung zur Anzeige bes 

denkliher Erkrankungen und Todes— 
fälle, f. Aerzte. (Vdg. vom 21. Juli 
1851.) 
— — deren Verpflichtung zur un— 
gefäumten Anzeige einer bei ſich aufge: 
nommenen fchwangeren Weibsperfon, 
f. Findelanftalt. (Bog. v. 12. April 
1828.) 

— — ÖGeftattung der Herbeirufung 
jüdifcher Hebammen zu Entbindungen 
hriftliher Frauen, f. Suden = Heb- 
ammen. 

— — f. Polizei: Bezirks: Heb: 
ammen, 

— — gerichtlihe Vorladungen, f. 
Sanitäts:Perfonale, 

— — deren Namen find in das 
Taufbud einzutragen, f. Taufbuch. 

— —- deren Entfhädigung bei Un- 
terfuchungen von Inquifiten und Schüb— 
lingen, f. Wnndärzte, 

— — f. Findelanftalt. 


Gebräifche Schrift. 
—— Schrift, ſ. jüdiſche 
r 


ift. 

Heidelberg, die vom dortigen Uni« 
verfitätö-Amte ausgeftellten Baffe wer: 
den in den k. k. Staaten nicht refpectirt, 
ſ. Päſſe. (Vdg. vom 11. Febr. 1852.) 

eilige Nacht, ſ. Chriſtnacht. 

eiligenbilder. Den Frauenbil- 
dern ift eine einfache Kleidung geftattet, 
wenn fie ſtark befucht find, und gar 
feine gefchnigte Kleidung haben, oder 
durch die Zeit fehr entftellt find. (Hfd. 
v. 30. Mai 1784. Kp. ©. Joſ. 6.2. 
©. 581.) 

— — Leber die Competenz zur Be— 
willigung der Aufftellung von religiö« 
fen Gegenftänden, als: heiligen Bil: 
dern, Statuen u. dgl. auf öffentlichen 
Pläßen, Straßen und Wegen hat die 
Regierung aus Anlaß eines vorgefoms- 
menen einzelnen alles Nachſtehendes 
feftzufeßen befunden: Die eigentliche 
Genfur, der auf öffentlihen Pläßen, 
Straßen und Wegen zur allgemeinen 
Anfhauung und Verehrung auszuſe— 
benden Bilder, Statuen und fonftigen 
Gegenftände, fo wie der Ausfprud, 
ob und welche Dbjecte diefer Art aufs 
geftellt werden dürfen, fteht ausfchlie- 
Bend der geiftlihen Obrigkeit zu, und 
ed wird den Drdinariaten anheim ge 
ftelit, ob und in wie weit fie dieſe Gen» 
fur und Geftattnng felbft ausüben oder 
anderen geiftlihen Organen überlaffen 
wollen. Die Aufftellung felbft kann 
jedod erft dann Statt finden, wenn 
die politifche Obrigkeit nah allfälliger 
vorläufiger Erhebung keine Anftände 
in Bezug auf Eigenthumsrehte, auf 
Paſſage, Sicherheitd- oder fonftige po- 
lizeilihe Nücfihten gefunden und in 
diefen Beziehungen ihre Zuftimmung 
ertheilt hat. Es hat daher die geiftliche 
Bebörde über die Zuläffigkeit des auf: 
zuftellenden Gegenflandes, dagegen 
aber die politifche Obrigkeit über den 
Standpunct und die Aufftellungs-Mo» 
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dalitäten abzufprehen. Den Parteien 
ift die Berufung gegen den Ausfprud 
der geiftlihen Autorität an das Ordi— 
nariaf, gegen die verweigerte Zuftim- 
mung der politifhen Obrigkeit aber an 
die höheren Behörden nad dem Inftan- 
zenzuge unbenommen. (Dec. der k. k. 
n. ö. Reg. v. 2. Dct. 1845 3. 47337, 
f. auch Gapellen. 

Heiligenbilder. Bezüglich der 
Aufftellung und Renovirung 
religiöfer Standbilder wur. 
den nahftehende Beftimmun- 
gen vorgezeihnet: Sollen relis 
giöfe Standbilder als Beförderungs- 
mittel des hriftlihen Sinnes, ihrer 
wichtigen Beftimmung entfpredhen; fo 
dürfen diefelben fowohl nah der Na- 
tur der Sade, ald auch nah kirchli— 
hen Berordnungen, welde in den lan— 
desfürftlihen Gefegen für Defterreih 
ihre volle Beſtärkung finden, nichts 
vorftellen, was der Wahrheit nicht 
vollfommen angemeffen ift; was die 
guten Sitten beleidigt oder gefährdet; 
was dem guten Gefchmade zumider ift. 
Hieraus folgt von felbft, daß die Auf: 
ftellung neuer Standbilder, fo wie die 
Renovirung der ſchon beftehenden, der 
eigenen Idee und Ausführung der 
Stifter und Theilnehmer nit allein 
überlaffen. bleiben könne, _ fondern 
hierauf der unmittelbare Einfluß von 
Seite der competenten Behörden ge- 
nommen werden müſſe. Dur die 
Hofdeerete vom 28. Mär; 1784 und 
17. März 1791 8. 2 und 9 find die 
Seelforger zunähft angewiefen, das 
Bolt von dem wahren Gebraude und 
dem Werthe religiöfer Bilder zu unter- 
richten, die Biſchöfe aber berechtigt, die 
Wahl der zur öffentlihen Verehrung 
auszufegenden Bilder zu treffen. Nach 
diefen gefeplihen Beftimmungen ftellt 
fi die Drdinationsbewilligung ſowohl 
zur Realifirung neuer Standbilder, ale 
zur Renovirung der fchon beftehenden 
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eben fo umerläßlich nothwendig dar, 
ald der Eurat » Geiftlichfeit bei dem 
diesfälligen Verfahren ein näherer Ein- 
fluß dergeftalt vorbehalten bleiben muß, 
daß Derjenige, der ein bleibendes Denf- 
mal feines frommen Sinnes durch ir 
gend ein religiöfes Standbild zu errich- 
ten beabfichtiget, diefe feine Abficht zu— 
nächſt dem Drtsfeelforger zu eröffnen, 
diefer dann die Sorge der Errichtung 
mit jenem zu theilen, ihm die Art der 
Ausführung an die Hand zu geben, und 
fein Augenmerk vorzüglih dahin zu 
richten habe, damit das beabfichtigte 
Werk nicht nur der religiös-hiſtoriſchen 
Wahrheit entfpreche, fondern auch dem 
geläuterten Gefchmade angemeffen fei. 
Da es jedoch in territorialsbehördlicher 
und polizeilicher Beziehung nicht gleich— 
giltig ift, ob und wo religiöfe Stand: 
bilder errichtet werden; fo dringt ſich 
die Heberzeugung von ſelbſt auf, daß 
das diesfällige Verfahren im Wege der 
gemeinfchaftlihen Einwirkung der kirch— 
lihen und politifhen Behörden in der 
Art gefhehen müffe, daß die Initiati— 
ven von den Seelforgern im vorläufis 
gen Einverftändniffe mit den Local- und 
Patronats-Aemtern auszugehen haben, 
und die Bewilligung auf Grundlage 
der unter der Gontrole der Kreis-Inge— 
nieure in technifcher Beziehung gepflo- 
genen Prüfung der diesfälligen Abbil- 
dungen und Infchriften, und nad) vor- 
läufiger Sicherftellung des für die Er» 
rihtung und künftige Inftandhaltung 
nothwendigen Fondes von den Ordi— 
nariaten erwirkt werde. Diefes Verfah— 
ren hat in Abficht auf die Errichtung 
und Reftaurirung der religiöfen Stand: 
bilder, ald: Erucifire, Statuen und der 
fogenannten Feldweg - Capellen über: 
haupt und im Allgemeinen Statt zu 
finden. 

Sn fofern es fih jedoch um den Bau 
förmliher Rand = Betcapellen, oder um 
fonftige neue Errihtungen und Reftau- 
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rationen von wichtigerem Belange hans» 
delt, ift nit nur die Prüfung der 
Riſſe und Zeichnungen im Wege des k. 
Kreisamtes an den Kreid-Ingenieur zu 
übertragen, fondern es hat hiebei zu— 
gleich die Amtswirkſamkeit der k. Kreis— 
Behörden genehmigend und unterftü- 
bend mit einzutreten. Hiebei ift es 
den Kreishauptleuten und Confiftorien 
überlaffen, welche Bälle fie der Prü- 
fung und Genehmigung des FE. £. Gu- 
berniums unterziehen zu follen für 
nothwendig finden; jedenfalld ift aber 
zur Errichtung von Gapellen, in denen 
allgemeine gottesdienftlihe Berfamm- 
lungen gehalten, oder auch nur heilige 


‚Meffen, wenn auch nur ein einziges 


Mal im Jahre gelefen werden follen, 
nebjt der Ordinariate = Bewilligung die 
Genehmigung und der Conſens der 
k. k. Landesftelle erforderlich. 

Belangend die Art und Weife zur 
Ermittlung und Sicherftellung des Er: 
haltungs-Fondes: fo ift diesfalld a) 
zwifchen dem zu errichtenden, und b) 
den bereits errichteten religiöfen Stand— 
bildern zu unterfcheiden. 

ad a) Mit der Präſidial-Verord— 
nung vom 17. Dec. 1831 3. 7571, 
ift die Errichtung von Land» Gapellen, 
Grucifiren und anderen Standbildern 
in fofern freigegeben worden, als die 
diesfalls gefeglichen VBorfihriften beob: 
achtet, und fir die ftete Unterhaltung 
derfelben gehorig fürgedadht werden 
foll, und es wird in Folge diefer Ver: 
ordnung die Ordinariats » Bewilligung 
zur Errichtung und Einweihung neuer 
Erucifire, Statuen und Gapellen erft 
dann ertheilt, wenn der nöthige Unter- 
haltungs-Fond nachgewieſen, das ift, 
ein angemeſſenes Capital baar erlegt, 
oder auf eine andere Art ficher geftellt 
worden ift. Dem zu Folge ift behufs 
der Errichtung und fünftigen Reftauri- 
tung der religiöfen Standbilder die Er- 
richtungs⸗ und Einweihungss-kicenz erſt 
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dann zu ertheilen, wenn das diesfällige 
Unterhaltungs-Capital oder die grund» 
bücherlich einverleibte Verbindlichkeits- 
Urkunde in die Kirchen-Caffe hinterlegt 
ift, jene Bälle ausgenommen, wo das« 
felbe Individuum, . welches auf eigene 
Koften ein religiöfes Standbild errichtet, 
nicht genug vermögend ift, um auch die 
künftige Unterhaltung dieſes Stand» 
bildes mit feinem beweglichen und un« 
beweglichen Vermögen fihern zu fön- 
nen, gleihwohl aber die ganze Ge- 
meinde dieſes Standbild oft ald das 
einzige religiöfe Erinnerungszeichen im 
Drte, auch künftig zu unterhalten 
wünfhet. In derlei Fallen kann dem 
gemeinfamen Wunfche gegen dem will 
fahrt werden, daß die ganze Gemeinde 
in solidum zur diesfälligen Unterhal- 
tung mittelft protocollmäßiger Erflä- 
rung, die gleichfalld in der Kirchen» 
Gaffe aufzubewahren, und von welcher 
eine beglaubte Abfchrift an den Seel- 
forger für das Pfarrarhiv auszufolgen 
ift, fih verbindlich made, ohne übri— 
gend die betreffende Gemeinde zur bü- 
berlihen Sicherftellung der übernom- 
menen Unterhaltungs-Berpflihtung zu 
verhalten. Das Quantum des von 
den einzelnen Gründern zu erlangen: 
den Unterhaltungs = Capitals beftimmt 
die Größe und Dauerhaftigkeit des zu 
errichtenden Standbildes, welches ſo— 
fort fruchtbringend anzulegen, feiner 
Widmung ftreng vorzubehalten, und 
zu diefem Ende in den Kirchenrechnun- 
gen ſtets in abgefonderter Evidenz zu 
halten ift. 
ad b) Die ſchon beftehenden Stand- 
bilder betreffend, find die Euratgeiftlichen 
und die Orts- und Patronatd » Behör- 
den angemwiefen, und die Aemter umd 
Magiftrate verpflichtet, ſolche im Wege 
der gemeinfchaftlihen Local-Aufnahme 
genau zu befichtigen, die in diefer oder 
jener Beziehung minder entfprechenden 
oder gar. anftößigen herauszubeben, 
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und die Umftaltung oder Reftaurirung 
mit denfelben vorzunehmen, zu wel- 
chem Ende in Fällen, wo bereits befte- 
hende Unterhaltungs =» Verpflichtungen 
in Vergeſſenheit gerathen fein follten, 
auf deren Erneuerung ftreng einzuwir— 
fen, hingegen an Drten, wo feine Do- 
tation, noch eine Unterhaltungs « Ber: 
pflihtung vorhanden ift, zunächſt der 
Eurat-Elerus die Pflicht auf fich hat, bei 
ſchicklichen Anläffen die zur zweckmäßi— 
gen Reftaurirung nothwendigen Koften 
im Wege der Aufforderung der Kirchen: 
finder fiher zu ftellen, ohne übrigens 
zugleih auf die Gicherftellung eines 
Fondes für die künftige Unterhaltung 
zu dringen. Berfteht fih übrigens die 
Geelforgegeiftlicgkeit darauf, das reli- 
giöfe Gefühl ihrer Eingepfarrten gehörig 
zu weden, und in Anfpruch zu nehmen, 
und leuchtet fie hierin mit dem Beir 
fpiele eigener Mildthätigkeit vor; fo 
fann es an fromm gefinnten Wohlthä- 
tern für derlei religiöfe Standbilder, 
und ſonach für die eintretenden Repa— 
raturen und nöthigen Umftaltungen 
derfelben, felbft in Ermanglung eines 
eigenen Fondes, niemals fehlen, beſon— 
ders wenn Local- und Patronats - Bes 
hörden die Geiftlichkeit in diefem Löb- 
lihen Unternehmen rege und fräftig 
unterftüßen, wofür diefelben verant- 
wortlich find. Sollte jedod in einzel- 
nen Fällen die Anfpruchnahme der Mild- 
thätigkeit den beabfichtigten Zweck den» 
noch verfehlen, fo ift unter ausdrücklichem 
Borbehalte der Patronats-Zuftimmung 
und Beobadhtung der diesfälligen gefeb- 
lichen Vorschriften geftattet, daß die Aus: 
befferung oder Umftaltung derlei in 
Frage ftehender Standbilder aus dem 
bhinreihenden Vermögen jener Kirche 
bewerfftelligt werde, zu welcher folche 
ihrem Standpunce nah gehören. 
Sollte aber auch dieſes Mittel unzu— 
reihend fein, fo find ſolche verftüm- 
melte, einen widrigen Eindrud gewäh- 
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rende Standbilder lieber gänzlich zu be« 
feitigen, hiebei ſich aber aller Vorſicht 
zur Vermeidung jedes öffentlichen Aer— 
gerniffes zu bedienen. 

Um endlich aber über den Beftand 
und Zuftand der verfchiedenen religiöfen 
Standbilder in den einzelnen Diöcefen 
und Kreifen eine wünſchenswerthe Con— 
trole zu erlangen, ift bei jeder Pfarr: 
und fonftigen Seelforge-Station ein Be: 
fhreibbud über die Standbilder zu ver- 
legen, und dahin alle von Zeit zu Zeit 
fih ergebenden Veränderungen, der Ur— 
fprung der Stiftung mit den Namen 
der betreffenden Gründer und Wohl: 
thäter, der Unterhaltungsfond mit Be— 
ziehbung, wer mit der Verrechnung 
betraut ift, aufzunehmen, und es haben 
die Bezirks-Vikäre hierüber die nöthige 
Auffiht zu führen, ſich bei den cano— 
nifhen Pifitationen um den Zuftand 
der in jedem Pfarr-Bezirfe befindlichen 
Standbilder genau zu erfundigen, bei 
Wahrnehmung jedes Gebrechens fofort 
das Geeignete mit den Patronats-Com— 
miffären und den Gemeindevoritehern 
einzuleiten und darüber alljährlich, wie 
über den Bauftand der gefammten kirch— 
lihen Gebäude den Bericht fowohl an 
das Eonfiftorium, ald an das Kreisamt 
zu erftatten. (Bdg. des böhm. Gub. v. 
30. Maı 1835 3. 19886. Prov. ©. 
©. für Böhmen. 17. Bd. Nr. 174.) 

Heiligenbilder, deren Aufpuß und 
Beleuchtung in Kirchen, Capellen und 
Privathäufern betreffend, |. Andach⸗ 
ten, Kapellen, Kirchen. 

— — ſ. Kapellen. 

— — f. Pfefferfuchen. 

Heiligung der Sonn: und Feiertage, 
f. Sonn» und Feiertagsheiligung. 

Heilungskoſten, Beftreitung für 
die in Ungarn paßlos ergriffenen zum 
Militärdienft untauglihen in den Mi- 
litärfpitälern verpflegten Individuen, 
f. Krankenhaus: Berpflegsgebüh: 
ten. (Vdg. v. 4. Dct. 1832.) 
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Heimatsrecht, Uebereinkunft mit 
Baiern, f. Staatsbürgerfchaft. 

— — preußifcher Unterthanen, f. 
Preußen. 

— — f. Zuftändigfeit. 

Heimatfcheine. Die Abfiht, den 
perfönlichen Berkehr innerhalb des Rei- 
ches möglihft zu erleichtern und die 
Ertheilung von Reifebewilligungen nur 
an die für die innere Sicherheit unum— 
ganglich nothwendigen Bedingungen zu 
fnüpfen, ferner das Bedürfniß, bei den 
Gemeiriden nah und nah die Aus— 
übung des ihnen zufommenden Wir: 
kungskreiſes anzubahnen, fowie die 
adminiftrativen Organe in ihrer Ge: 
ftion zu erleichtern, veranlaffen das 
k. k. Minifterium des Innern bis zur 
Erlafung des Heimat- und Fremden» 
geſetzes zu nachftehender proviſoriſcher 
Anordnung: 

1. Die Ausfertigung der Heimat: 
[heine ift von nun an in denjenigen 
Gemeinden, wo organifirte Magiftrate 
beftehen (mit Ausnahme des sub 4 weis 
ter unten angeführten Falles) dieſen 
und bei anderen Gemeinden den Bor: 
ftehern derfelben übertragen. 

2. Der Heimatfchein ift die Beftäti- 
gung von Seite der Gemeinde, daß 
der Perſon, welcher er verabfolgt wird, 
das Heimatreht (Zuftändigkeit), ſammt 
allen daraus entfpringenden Rechten in 
der betreffenden Gemeinde zuftehe. 

3. Iſt die Zuftändigkfeit an und für 
fi befannt, oder durch die beigebrach- 
ten Behelfe genügend nachgewieſen, fo 
darf weder die Ausfertigung, noch die 
Erneuerung des Heimatfcheind verwei⸗ 
gert werden. Ueber die Befchwerden ges ° 
gen die Verweigerung entfheidet im 
Berufungdwege der Bezirtshauptmann 
und in letzter Inftanz der Statthalter. 

4. Die Form des Heimatfcheines 
zeigt die Beilage. Derfelbe ift in einer 
der Landesſprachen für die Dauer von 
vier Jahren auszufertigen, und erfor« 
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dert den im StämpelsTarife Poſt Nr. 85 
für Reife» Urkunden vorgefchriebenen 
Stämpel. Diefer Paragraph dee Stäm- 
pel-Tarifes lautet folgendermaßen: 

„Reife = Urkunden, d. i. Urkun— 
den, welche Reifenden zu ihrer per- 
fönlihen Ausweifung oder Legitima- 
tion von den zur Handhabung der Po- 
lizei-Borfhriften im Inlande aufgeftell- 
ten Behörden, Aemtern und PBerfonen 
ausgeftelli werden, ohme- Unterfchied 
der Reifedauer und des Ortes, wohin 
die Reife gerichtet ift, und des Namens, 
er mag Pas, Baffierfchein, Reife-Eertifi- 
cat, Geleitihein, Wanderbuch 2c. heißen: 

a) für Dienftboten, Gefellen, Lehr: 
- jungen, Taglöhner, Arbeiter und über: 
haupt Perſonen, die von einem den 
gewöhnlihen Zaglohn nicht überftei- 
genden Erwerbe leben, und überhaupt 
Wanderbücher von jeder Ausfertigung 
6%; 

b) für andere Perfonen von jeder 
Ausfertigung 30 fr.” 

Ueber die ausgefolgten Heimatfcheine 
ift ein Regifter zu führen, und ift jeder 
Heimatfchein mit dem Nummer diefes 
Regiſters zu verfehen. 

5. Dem Heimatfcheine ift das Siegel 
der Gemeinde aufzudruden und der: 
felbe, wo Magiftrate beftehen, vom 


Bürgermeifter oder deffen Stellvertreter . 


und einem Magiftratsrathe, bei den 
übrigen Gemeinden yom Borfteher und 
einem Ausfhußmitgliede (Geſchwornen, 
Gerichtsbeifiger u. dgl.) zu fertigen. 

6. Würde in einzelnen Bemeinden 
der letzteren Art gegenwärtig die Per- 
ſönlichkeit des Vorſtehers nach der An— 
ſicht des Bezitkshauptmanns nicht die 
nöthige Garantie bieten, um ihm unter 
obiger Controle die Ausſtellung der 
Heimatſcheine anvertrauen zu können, 
ſo bleibt es dem Bezirkshauptmanne 
unbenommen, die Mitfertigung zweier 
von ihm zu benennenden Ausſchuß— 
glieder vorzufchreiben. 
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7. Sollte fih in Folge der Conſti— 
tuirung der Gemeinden nad dem Ge— 
meindegefeße vom 17. März 1849 die 
Zuftändigkeit Desjenigen, dem ein Hei: 
matfchein ausgefolıt wurde, ändern, fo 
muß ſich derfelbe um einen neuen bes 
werben. 

-8. Der Heimatfohein kann auch zur 
Reife im Inlande ald Reife» Urkunde 
(Paß) benügt werden. Um etwa ale 
Reiſei-Urkunde in ein anderes Kron— 
land zu dienen, ift die Vidirung des: 
felben erforderlich, welche gebührenfrei 
vom Bezirfshauptmanne, falld fein ge— 
jeglicher Anftand dagegen obwaltet, 
vorgenommen werden wird. Die BVidi- 
rung gefchieht durch Beifügung der 
Elaufel „Giltig zur Reife nah... . 
für die Dauer von...." welde zu 
unterfertigen und mit dem Amtsfiegel 
zu verfehen ift. 

9. Die Vidirung des Heimatſcheins 
darf höchſtens für jenen Zeitraum ge- 
fhehen, der von der Ajährigen Dauer 
des Heimatfcheind noch übrig ift. Den— 
jenigen Berfonen, die fid) im ſtellungs— 
pflihtigen Alter befinden, darf die Vi— 
dirung höchſtens auf ein Jahr ertheilt 
werden, feldft wenn ihr Heimatfhein 
damals noch für Sängere Zeit Giltig- 
keit hat. 

10. Auf Grundlage des Heimat» 
ſcheins kann auch der Statthalter die 
Ausfertigung eines Paffes ind Ausland 
bewilligen, wenn der Inhalt des Hei— 
matfcheined genügende Anhaltspuncte 
zur Beurtheilung bietet, Daß dagegen 
fein Bedenken obwaltet. Im entgegen: 
gefesten Kalle muß das gewöhnliche 
Berfahren bei Ertheilung von Päffen 
ins Ausland beobachtet werden. Die 
Ausfertigung eines Wanderbuches ift 
gleihfalld von der Beibringung eines 
giltigen Heimatfcheines bedingt. 

11. Kür Diejenigen Städte, wo 
Stadthauptmannfhaften oder Polizei: 
Directionen beftehen, bleiben hinſicht⸗ 
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lih der Pidirung oder Ausfertigung 
von Reife Urkunden die beftehenden 
Vorſchriften in Anwendung. Diefe 
Berordnung wird in Folge des hohen 
Minifterial-Erlaffes v. 23. Apr. 1850, 
3 8143, den Herrn Bezirkshauptmän— 
nern zur Darnahahtung bekannt ge 
geben. Den Gemeinden ift über die Art 
und Weife der Ausfertigung der Hei— 
matfcheine mit Benüßung der erhalte: 
nen Blanquetten eine ausführliche, um— 
ftändliche Belehrung zu ertheilen, wo» 
bei fie indbefondere auf die Wichtigkeit 
der hiedurch für die Parteien, denen 
fie ausgefolgt werden, gegemüber der 
Gemeinde begründeten Rechte aufmerf- 
fam zu machen find.. Endlich ift für 
diejenigen Fälle, wo der Gemeinde- 
Borftand oder die Ausſchüſſe nicht 
fhreiben können, mit Rüdficht auf den 
$. 6 diefer Vorfchrift wegen deren Na— 


Formular eines Heimatfcheine. 


Rronland 
Areis 


fir. Res Kegifters) 


Heimat: 
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mensfertigung durch eine andere des 
Vertrauens würdige vom Bezirfshaupt: 
manne zu beftimmende Perfon Für— 
forge zu treffen, und den Gemeinden 
überhaupt zur Pflicht zu machen, über 
die ausgefolgten Heimatfcheine ein Res 
gifter zu führen, und die Heimatfcheine 
mit der Nummer des Regifters zu be« 
zeichnen. (Erl. der n. ö. Statth. vom 
10. Mai 1850 3. 18220 8. ©. 2. 
Nr. 32. Kundm. der böhm. Statth. v. 
2. Mai 1850. 2. G. 3. Nr. 84, der 
o. d. Statth. vom 18. Mai 1850 3. 
10529. 2. G. B. Nr.219, der Statth. 
in Krain v. 30. Apr. 1850,28. ©. 2. 
Nr. 242, der Statth. in Salzburg v. 
4. Mai 1840, 8. G. B. Nr. 254, der 
Statth. in Kärnten v. 29. Mai 1850, 
8. ©. B. Nr. 239 der mähr. Statth. 
vom 14. Zuli 1850, 8. ©. 3. Nr. 
120.) 


——— ch ab 


Sein. 


womit von dem A — — beſtätiget wird, daß 


Name 
Beſchäftigung 
Ye .. . 
Stand (ledig oder verheiratet) 
Aufenthaltsort s 
in den Verband der Gemeinde 
recht beſitze. 
Derfelbe ift 
von Statur . 
hat Haare 
„ Augen i 
„ befondere N 


ſpricht 


den 


Eigenhändig⸗ untenſchrift der Partei. 


gehöre und in derſelben das Heimat— 


Dieer Stein iR iR auf die Dauer von vier ra biuig 
18 


Unterſchriften des Gemeindevorſtehers 
und des Ausſchußmitgliedes. 
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Heimatfcheine. Nachdem fih in 
Abſicht auf die Aufbewahrung der Hei- 
matjcheine, auf deren Grundlage die 
Bezirkshauptmannſchaften die Wander« 
bücher für die Handwerkögefellen aus: 
zufertigen haben, ungleich. benommen 
wurde, indem einige Bezirkshauptmann⸗ 
Tchaften den Handwerkögefellen auch den 
Heimatsfchein in Händen beließen, fo 
wird in Folge Erlaffes des hohen Mi— 
nifteriums des Innern vom 22. v. M. 
3. 8130, zur Berhütung des durch 
den Beſitz zweier verfchiedener Reife: 
Urkunden leicht möglihen Mißbrau— 
es, die Anordnung getroffen: daß 
die Heimatfcheine, auf deren Grund» 
lage die Bezirk! - Hauptmannfhaften 
Wanderbücher ausfertigen, zurück zu 
behalten, dem vorfchriftsmäßig zu füh- 
venden Berzeichniffe über die audgeftell- 
ten Wanderbücher beizulegen und forg- 
fältig aufzubewahren feien. Bei den 
ftattfindenden Berlängerungen der Wan— 
derbewilligung ift auf die Erneuerung 
der etwa mittlerweile erloſchenen Hei- 
matfcheine zu dringen, und darauf zu 
fehen, daß in dem Tert der Wander- 
bewilligung. und Berlängerung das 
Datum und die Regifterzahl des ur- 
fprünglihen oder erneuerten Heimat: 
fcheines aufgenommen werde. In glei- 
her Art ift ſich bei Ertheilung von 
Haufirpäffen zu benehmen. (Erl der 
fteierm, Statth. v. 2. Juni 1851. 2. 
G. B. Nr. 189, der o. ö. Statth. v. 
10. Zuli 1851 3. 9794. 8. ©. 2. 
Nr, 273.) 

Heimatfcheine. Das k. f. Minifte- 
rium des Innern hat unterm 13. Jan. 
1852 3. 28208, anher eröffnet, daß 
die von den Magiftraten der k. Städte 
ausgefertigten Heimatfcheine als Reife: 
Urkunden nicht zu gelten haben, und 
in Betreff der Reiſe-Urkunden ſich viel- 
mehr an die hierlandes beftehenden 
Paßvorſchriften zu halten fei, deren 
firenge Durchführung den Behörden 
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zur Pflicht zu machen iſt. (Erl. d. Mit. 
und Eiv. Gouv. in Ung. vom 27. 
Jänner 1852 3, 1106. Ung. 2.6.2. 
Nr. 22.) 

Heimatfcheine. Nah dem Minis 
fterial - Erlaffe vom 23. April 1850 
3. 8143, fann der Heimatfchein zur 
Reife im Kronlande als Reiſe-Urkunde 
benüßt werden; um aber als Reiſe— 
Urkunde zur Reife in ein anderes Kron- 
land zu dienen, muß derfelbe mit der 
dort vorgefchriebenen Vidirung verfe- 
ben fein. Die vielen und großen Uebel« 
ftände, die fi laut hohen Erlaffes des 
k. k. Minifteriumd des Innern vom 
26. Jänner 1852 3. 4306, aus der 
bisherigen Benügung der Heimatfcheine 
als Reife-Urkumden zur Reife im Kron- 
lande ergeben haben, beftimmen das 
k. k. Minifterium des Innern zu ver- 
ordnen, daß in Hinkunft Heimatfcheine 
auch zur Reife im Kronlande nur dann 
als Reife » Urkunden benüßt werden 
können, wenn fie von den Bezirke- 
hauptmannfhaften oder von den poli« 
tifhen Erpofituren oder in Gemeinden, 
in welden fih eine k. k. Polizei= Bes 
hörde befindet, von diefer zur Reife 
pidirt worden find, wobei ſich dieſe 
Behörden nah den für die Ertheilung 
von Reife» Urkunden beftehenden Bor: 
fohriften zu benehmen haben. (Kundm. 
des Statth. von N. Deft. v. 27. Jän. 
1852. 2. ©. 3. Nr. 57.) 

— — Fuhrleute und deren Knechte 
müffen mit Päſſen oder Heimatfcheinen 
verfehen fein, f. Päfle. (Bdg. vom 
29. Juli 1852.) 

— — Bezug der DBlanquetten, f. 
Paß-Blanquetten. 

— — ſ. Piſſe, preuß. Untertha⸗ 
nen, a Air Terre 

Heimfallsrecht, ſ. Findlinge. 
(V. v. 6. Sept. 1838.) 

Heimliche Gewehre, f. Gewehre, 
Waffen. .. 

Heirathsbewilligungen für Pas 


eizung. 


tental⸗Invaliden, ſ. Militär-Jn⸗ 
validen. 

Heizung. Die Erfahrung hat ge— 
lehrt, daß ſeit der Kundmachung der 
mit allerhöchſter Entſchließung vom 31. 
Dec. 1817 für, Wien und für die Vor— 
-ftädte genehmigten Feuerlöſchordnung 
mehrere, von dem bisherigen Gebrauche 
abweichende, ganz verjchiedene Behei« 
jungsarten der Gebäude erfunden, und 
daß diefelben von den Parteien eigen- 
mächtig und ohne hievon eine vorläu« 
fige Anzeige an die Obrigkeit zu machen, 
angewendet worden find. Es wurde da- 
her zur genauen Beobadhtung, und uns 
ter der im $. 3 der Feuerlöfchordnung 
ausgefprochene Berpönung der Anwen: 
dung eiferner Defenröhren und der 
Setzung eines ſolchen Dfens, ohne ma— 
giftratifche Bewilligung verordnet: daß 
bei Herftellung einer jeden Heizung, 
auf eine feit dem Erfcheinen der Feu— 
erlöfhordrung neu erfundene Art, in 
fo fern dieſe Herftellung nicht ſchon mit 
dem urfprünglichen Bauplane der obrig- 
feitlihen Bewilligung unterzogen wor: 
den ift, und eben fo bei jeder Umände- 
rung einer ſchon beftehenden Heizung 
auf eine bis dahin noch unbekannte und 
unausgeübte Art dem Magiftrate” der 
Stadt Wien vorläufig die Anzeige ge 
macht, und biezu deifen Bewilligung 
eingeholt werden müffe. (N. ö. Rggs. 
Eirc. v. 11. Dec. 1824.) 

Heizungen, wegen deren Anlage 
in neuen Gebäuden, ſ. Baupläne. 
(Rggs. V. v. 27. Febr. 1836. $. 12.) 

Hemmfchuh, ſ. Fuhrwerk, Rad- 
ſchuh, Straßen. 

Hengite, ſ. Befchälkeiter. 

Herberge. Jeder irgendwo einwan- 
dernde Geſell ift fhuldig nur in der 
Herberge, wenn ſich eine dafelbjt befin- 
det. einzukehren. (Hfkzl. D. v. 6. März 
1786. Obent 2. Bd. ©. 421.) 

Herberge. Zur Aufrechthaltung der 
Drdnung und Befeitigung aller Unzu« 
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tömmlichkeiten find eigene Herbergsväter 
aufzuftellen, welche zunächſt mit den 
Zunftvorftehern auf die Erhaltung der 
Ruhe und auf die Befeitigung aller Miß— 
brauche der Handwerkögefellen zu fe- 
ben, bei enttehenden Unruhen und 
Schlägereien aber- fogleich die Anzeige 
an die Polizei zu machen haben. Die 
Gefellen felbft haben fih auf den Her- 
bergen ruhig, friedfertig und gefittet zu 
betragen, dem Herbergsvater und Auf- 
fihtsmeifter anftäandig zu begegnen und 
Folge zu leiften, fidh des übermäßigen 
Zrunfes und des Spielend um Geld 
bei Arreftftrafe oder körperlicher Züch— 
tigung zu enthalten. (Bdg. des böhm. 
Gub. v. 20. Sept. 1787 und v. 19. 
Junt 1788. Obent. 2. Bd. ©. 421.) 

Herbergen. Als wahrgenommen 
wurde, daß bei den Herbergsvätern blos 
Protocolle über die in Arbeit einzubrins 
genden Gejellen, keineswegs aber über 
die Ein» und Auswandernden geführt 
werden; jo legte der Wiener Magiftrat 
eine Tabelle vor, nach welcher fünftig- 
hin die Herbergsväter die Ein- umd 
Auswandernden fowohl, als die in und 
aus der Arbeit tretenden Gefellen. mit 
wenig Mühe und zuverläffig vormerken 
können, und die Landesftelle genehmigte 
diefen Entwurf mit dem Auftrage, da- 
rauf wachen zu laffen, daß dieſes Vor— 
merkbuch nebft Regifter in alphabeti- 
[her Ordnung ohne Unterlaß und ge- 
nau geführt werde, fo daß jeder Her- 
bergsvater, der diesfalls in einer Uns 
ordnung betreten würde, zu betrafen 
wäre, (N. ö. Rggs-Beſcheid. v. 17. 
San. 1797.) 

— — Handwerkögefellen und Pro- 
feffioniften haben ſich gleich nach ihrer 
Ankunft in die für die Innung befte- 
hende Herberge zu begeben und länge 
ftend binnen 14 Tagen in Arbeit zu 
treten. (VBdg. des Bol, Minift. v. 25. 
März 1801. Krop. Gef. S. 26, Bd. 
©. 241.) 


Herbergen. 


Herbergen. Der Magiftrat wird an- 
gewiefen, allen Innungs = Commiffären 
zur Pflicht zu machen, daß fie von halb 
zu halb Jahr die Herbergen ihrer Innun- 
gen fleißig unterfuchen, und auf die Er- 
haltung einer fteten Reinlichkeit dafelbft 
mit aller Sorgfalt dringen. (N. 6. R. 
B. v. 12. Det. 1805. Ferro's ©. V. 
2. Thl. ©. 344.) 

— — Die Banderprotocolle find 
nicht blos bei den größeren Zünften, 
fondern bei allen einzuführen und ftete 
ordentlich fortzuführen, und es ift auf 
den Herbergen die Warnung gegen Bei« 
bringung falfcher- Wanderbücher anzu— 
heften. (Hflzl. Decret vom 25. Mai 
1815. Barth. 9. u. G. Gef. 2. Bo. 
©. 68.) 

— — Sämmtlichen Herbergsvätern 

Wiens ift die genauefte Führung der 
Geſellen- oder Wanderprotocolle auf 
das fhärffte und nahdrüdlichfte einge- 
bunden. (NR. 5. R. V. v. 14. März 
1816.) 

— — 68 ift ein Unfug, daß die 
Geſellen in einem Wirthshauſe ihre 
Herberge haben, und der Gajtwirth der 
Herbergvater ift. Es ift daher zu trach— 
ten, die Herberge in ein angemeffenes 
Zocale unterzubringen, oder, wenn und 
in jo lange diefes nicht möglich ift einen 
Herbergövater aus der Mitte der Mei- 
fter oder der Befugten herzuftellen, oder, 
wenn auch diefem unüberfteiglihe Hin- 
derniffe entgegen ftehen follten, fo hat 
abwehslungsmweife ein Meifter oder Be— 
fugter auf der Herbeige den ganzen 
Tag hindurch die Aufficht zu pflegen, 
und die Stelle eines Herbergvaters zu 
vertreten. (Rggs.-Befheid v. 21. Aug. 
1816. Barth. H. u. ©. Gef. 2. Bd. 
©. 68.) 

— — , fo wie auch Häufer, wo ſich 
vacirende Handwerksburſche aufzuhal- 
ten pflegen, find öfters zu vifltiren, und 
jene Gefellen, welche fi über 14 Tage 
ohne Arbeit hier aufhalten, ohne weis 
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ters von Wien fortzuweifen. GPolhofſt. 
Weiſ. v. 17. Juni 1821.) 

Herbergen. In Folge Weifung der 
k.k. Bolizeihofftelle v. 23. d. M. werden 
die Bezirks - Directionen zur öfteren 
Bifitirung der Herbergen mit dem Auf: 
trage aufgefordert, über den verlänger- 
ten Aufenthalt der vacirenden Hand» 
werksburſchen die Herbergsväter ver- 
antwortlich zu machen, ihnen ſolche vor⸗ 
ſchriftswidrige Conivirung ernftlih zu 
unterfagen, und fie im Nichtbefolgungs- 
falle ftrenge zu beftrafen. (Bol. - Dber- 
Dir.-Eirc. v. 27. Sept. 1822.) 

— — Sollen von den Bezirks - Di- 
rectionen fleißig vifitirt werden, damit 
jene Individuen, welde durd längere 
Zeit arbeitslos find, und keine Subfi- 
ftenzmittel haben, zur Fortfeßung ihrer 
Wanderung verhalten werden, und nicht 
dem biefigen Plabe als. Bettler und 
Gauner zur Laft fallen. (Bolhofft. Weiſ. 
v. 11. Febr. 1824 — v. 5. Mai 1824 
und 27, Aug. 1825.) 

— — Diet. f. Polizei » Hofitelle 
bat mit Erlaß vom 9. d. der PBoliz.- 
Ob. Dir. aufgetragen, die geeigneten 
Mafregeln zu ergreifen, um die bedeu— 
tende Zahl müßiggehender Handwerks— 
burfhen, weldhe dem Publicum durch 
häufiges, ungeftümes Betteln fo fehr 
zur Laſt fallen, zu mindern, und fie 
vom biefigen Plage zu entfernen. Die 
Polizei - Bezirks - Directionen wurden 
daher erinnert, die Aufgreifung arbeits- 
lofer Burſchen nicht nur durch öftere 
Bifitationen der Herbergen, und Win— 
felherbergen zu veranlaffen, fondern 
ihre Amtshandlungen auch auf die in 
Privathäufern, wie dies vorzüglich bei 
Schneidergefellen häufig der Fall ift, 
fih aufhaltenden Handwerksburſchen 
auszudehnen, zu diefem Ende die Häu— 
fer-Revifionen fleißig vorzunehmen, und 
die Nefultate im Tagrapporte erſichtlich 
zu machen. (Bol, O. Dir.-Eire. v. 17, 
Oct. 1825.) 


Herbergen. 


——— ſ. Geſellen. 
erbergöprotocolle, f. Fremden 


ar Demjelben oder 
dem Vorfteher, weldher das Wanderbuch 
führt, ift jede Aufnahme und jeder Aus- 
tritt eines Gefellen von dem Arbeitd- 
geber noch am nämlichen Tage, als dıe 
Beränderung gefchieht, bei Strafe an- 
juzeigen. (Rggs.-Beſch. v. 21. Aug. 
1816. Barth. H. u. ©. Gef. 2. Br. 
©. 79 u. 80.) 


— — soll der Gaflwirth nicht fein, ſ 


ſ. Herbergen. 
Derbergeväter, Haltung der Ge- 
fellenbücher, f. Fremdenbücher. 
Hercules-Pillen, die fogenannten, 
find als der menſchlichen Gejundheit 
fhadlih, verboten. (Gub. Kundm. in 
Böhmen v. 10. Juni 1796.) 
Hernals, Aufftellung eines Ar- 
menarztes dafelbft, f. Armenarzt. 
Helfifhe Unterthanen, Bench: 
men bei Abfhiebung furfürft 
lih Heffifher Unterthanen in 
ihre Heimath. Nad einer von Seite 
der f. f. geheimen Hof- und Staats— 
kanzlei erhaltenen Mittheilung hat die 
kurheſſiſche Regierung im gefandtfchaft- 
lihen Wege den Wunfh zu erkennen 
gegeben, daß künftig in Fällen, wo ohne 
voraudgegangene Nequifition einer kur— 
fürftlich heſſiſchen Behörde, kurheſſiſche 
Unterthanen in den k. k. Staaten an- 
gehalten, und zur Abfchiebung in ihre 
Heimath beftimmt werden, dieſe nicht 
an die Local = Polizei » Behörde ihres 
Heimathsortes, fondern an die kurfürft- 
lihe Polizei » Direction, oder an das 
Kreisamt desjenigen Bezirkes inftradirt 
werden möchte, welchen fie bei ihrer An— 
kunft im Kurftaate zunächſt betreten. 
Mittelft einer fpäteren geſandtſchaftli— 
hen Eröffnung find die Furfürftliche 
Polizei =» Direction zu Kaffel, das kur— 
fürftlige Kreisamt zu Hünfeld, dann 
die furfürftlihe Polizei - Direction zu 
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Hanau, ald jene Behörden bezeichnet 
worden, an deren eine oder die andere 
nad Verſchiedenheit der einzufchlagen- 
den Routen ſolche Schüblinge nad dem 
Wunfhe der kurheſſiſchen Regierung 
abzuliefern wären. (Hfkzl. D. v. 15. 
Mai 1837 3. 11608, an ſämmtl. 
Länderft. mit Ausnahme Mailand, Ve— 
nedig, Dalmat. Bol. G. ©. 65. DD. 
Nr. 80. V. der n. ö. R.v. 31. Mai 
1837 3. 30563.) 

ae der Ochfen am Viehmarkte, 

chlachtvieh. 

Heu ſoll nach dem Gewichte unver— 
fälſcht und trocken verkauft werden. 
(Hof-D. v. 5. Oct. 1792 Krop. Gef. 
Franz. 1. Bd. ©. 434.) 

Heubehältniffe, f. Feuerlöſch— 
Drduung. 

Heu: und Strohmarkft:Ordnung 
für die k. k. Haupt und Refidenzftadt 
Bien, f. Strohmarkt-Ordnung. 

Hen: und Strohmarft, ſ. Markt: 
Polizei-Auffihtsanftalt der Stadt 
Dien. $. 93.) 

HA Aberglauben, 

ieping, Errichtung eines Polizei 
Commiſſariates daſelbſt, ſ. Polizei: 
Bezirk von Wien. 

Sülfenfrücte, Aufhebung der Sa- 
gung, f. Satzung. 

Himmelftein fol nit zum Haar: 
puder gebraucht werden. (Hof-D. v. 2. 
März 1792. Krop. Gef. 1. Bd. ©. 6.) 

Hiurichtungen. Der oberfte Ge- 
richtshof hat-mit Decret vom 22. Juni 
1833 3. 3395 binfihtlih der 
Berwendung der bei Gelegen- 
heit von Hinrihtungen einge 
benden milden Gaben im Einver:- 
nehmen mit der k. k. vereinigten Hof: 
kanzlei an das Nieder» Defterr. Appel- 
lationg-Gericht die anliegende Vorſchrift 
erlaſſen: 

Beilage 1. Es kann fernerhin 
dem Publicum geſtattet werden, vor oder 
bei der Hinrichtung milde Gaben abzu« 


Hinrichtungen. 


reihen, wozu jedoch auf feine Weife 
aufgefordert werden darf. 

2. Nie dürfen derlei milde Gaben 
dazu verwendet werden, um dem Cri— 
minal⸗Gerichte für die ordentliche Ver⸗ 
pflegung des Inquifiten, die Hinrich- 
tungs=- oder andere Criminal » Koften 
einen Erfab zu gewähren. Nur wenn 
die Abfiht der Geber, dem Hinzurich- 
tenden in den lebten Tagen feines Le— 


bens eine beffere Verpflegung zu ver- fpie 


ſchaffen, ald das Eriminal-Geriht ihm 
zu geben verpflichtet ift, beftimmt aus- 
gedrückt wird, darf das zu einer beffe- 
ren, jedoch nie zu einer üppigen oder 
fhwelgerifhen Verpflegung Nöthige 
aus ſolchen Sammlungs - Geldern ent: 
nommen werden. 

3. Wenn die Geber ausdrüdlich be 
fimmen, wozu die Gabe zu verwenden 
fei, fo ift fih an diefe Beftimmung zu 
halten, in jo fern nicht das erftgedachte 
Berbot fehwelgerifcher Mahlzeiten da— 
durch überfchritten wird. 

4. Wenn die Gaben wie gewöhnlich 
ohne eine ausgedrückte Beftimmung ge— 
fpendet werden, fo find fie im Allgemei- 
nen zu milden Zweden, und zwar ein» 
verftändlih von dem Criminal-Gerichte 
und der politifhen Behörde zu verwen- 
den. Zu diefen gehören bei Katholiken 
Mepopfer für den Hingerichteten, Ent- 
[hädigung der duch das Verbrechen 
Beihädigten, vorzüglich wenn fie arm 
find, Betheilung von Armen überhaupt 
unter der Berpflihtung, für den Hin- 
gerichteten zu beten und Unterftüßung 
der dürftigen Familie des Hingerichte- 
ten. Wie viel zu jedem diefer Zwecke 
gewidmet werden folle, oder ob nicht 
das Ganze zu Einem derfelben zu wid— 
men fei, ift nach den Berhältniffen jedes 
einzelnen Falles und vorzüglich nad 
dem Betrage des eingegangenen Al— 
moſens von den vertheilenden Behör- 
den zu beurtheilen. Die der Familie des 
Hingerichteten oder ihm zum Eigen« 

Baleloty, Handp. d. Voliz. Gef. Il. 
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thume zufallenden Beträge find an deſ⸗ 
fen Perſonal⸗Inſtanz zur geſetzmäßigen 
Vertheilung zu übermachen. (Hfkzl. D. 
v. 8. Juli 1833 3. 16379. N. ö. R. 
V. v. 15. Juli 1833 3. 38302 und 
39860. R. ö. Prv. ©. ©. 15. Bd. 3. 
1833. Rt. 155.) 
Hinwegweifung, ſ. Abſchaffung, 
Abſchiebung, Ausweiſung 
Siefgelfpie, l. Meriandel- 


vie Hirſchling (giftiger) oder Reitzger, 
deſſen Beſchreibung. Dieſer Schwamm 
iſt dreifärbig, haarig, geſtrichelt, löche— 
rig, fleiſchig, etwas hohl, von blaſſerer 
Farbe, ſcharfem Geſchmack ſeiner Milch, 
wodurch er ſich von dem eßbaren Reitz— 
ger unterſcheidet, ſein Hut anfangs 
rund, nachher in der Mitte vertieft, die 
Samendecke iſt haarig, aber ohne Ring. 
Er wird den ganzen Herbſt in Wäldern 
und auf Haiden gefunden. Alle dieſe 
Schwämme, auch in geringer Menge 
genoſſen, ftören die Geſundheit; verur— 
ſachen Magenſchmerzen, Brechen, Baud- 
grimmen, ſchmerzhaften Durchfall, Ohn- 
machten, Krämpfe, endlich auch den Tod. 
Die eigene Erfahrung follte das Bau— 
ernvolk befonders im Kaurzimer, Czas⸗ 
lauer Kreife, vom Gebraud des Flie- 
genſchwammes wider die Herbftwechfels 
fieber abſchrecken, wovon öfters die 
fchredlichften Folgen entftehen. Diefe 
traurigen Wirkungen abzuwenden, ift 
anfangs ſchnell bewirktes Brechen nüß- 
lid, dann Mil oder Waffer mit Eſſig 
getrunken. Der Effig ift gegen das Gift 
der Schwämme ein fo wirffames Mittel, 
daß fie mit Effig zubereitet, einen gro— 
hen Theil ihrer Schädlichfeit verlie- 
ren. (Krop. Gef. Joſeph 17. Bd. ©. 
423.) 

Hirten, f. Gemeinde = Hirten, 
Biehhirten. 

Hochverrath, Behandlung der öfter- 
reichiſchen, preußifhen und ruffifchen 
Unterthanen, die fih des Hochverra— 


4 


Aodnerrath. 
thes fhuldig machen, ſ. Ausliefe⸗ 


rung. 

Hocnerrath, ſ. deutſcher Bund. 

Hochzeiten, j. Tanzmuſiken. 

Hochzeits⸗ und Todtenmahlzei: 
ten und das Schießen hiebei ift verbo- 
ten. (Hof - Entfl. v. 8. Juni 1785. 
Krop. Gef. Joſ. 8. Bd. ©. 38.) 

Hochzeitſchießen, Inhanuisfeuer 
20. 2c. find verboten. (Bdg. v, 17. 
Juni 1757. Krop. Gef. M. Ther. 3. 
Bd. ©. 350.) 

Höckler. Nur jene find zur Erlan- 
gung eines Höclerbefugniffes fühig, 
weldhe durch das Zeugniß des Grund: 
gerihtes und des Pfarrers beweifen, 
daß fie arm, wegen befouderer Umftände 
einer Rückſicht würdig, und zu fonftigem 
Berdienfte untüchtig find. Es find den- 
felben eigene Pläße und Ständchen nad 
einer der Bequemlichkeit des Publicums 
angemeffenen Bertheilung zum Berfaute 
anzumeifen, und es iſt ihnen nicht ger 
ftattet, außer den ihnen augewieſenen 
Standörtern zu verfaufen, ſowie aud 
Keinem erlaubt ift, unter irgend einem 
Borwande mit andern Feilſchaften, ald 
auf welhe das Befugniß ausdrücklich 
lautet, zu handeln. (Hof-Decer. v. 18. 
Febr. 1792.) 

— -— Die Hödlerbefugniffe können 
nur folden Leuten zugetheilt werden, 
welche fich ſonſt gut verhalten, jedoch 
Alterde oder anderer Gebrechlichkeiten 
halber zu einem andern Derdienfte nicht 
wohl geeignet find. (Hof⸗D. v. 9. Jän, 
1795. R. Int. v. 19. Febr. 1795 u. 
Hfkzl. D. v. 30. April 1804 3. 7152. 
N. 5. Reggs. Decr. v. 15. Mai 1804 
3. 8815.) 

— — Bei denfelben vorgefundenes 
unreifes Obft, wenn es nicht forb- und 
buttenweife zum Ginfieden verkauft 
wird, ift von den Marftrichtern zu wer« 
tilgen, und die Berkäufer dem Magi- 
ftrate anzuzeigen. (R. ö. R. V. v. 2, 
Aug. 1797, 
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Hödler, Die Höclerbefugniffe fol- 
len nur alten, gebrechlichen und gut ge= 
fitteten Leuten, welche fi den Lebens⸗ 
unterbalt auf feine Art zu erwerben 
vermögen, zu Theil werden. Es follen 
aber die mut dem Handel mit Lebens— 
mitteln ſich befaffenden Hödlerleute nicht 
ohne Noth und Grund vermehrt wer- 
den, fondern nah Maß als fie einge- 
ben, dadurch vermindert werden, daß 
fie nicht mehr erfeßt werden. Die Höd- 
lerftände follen übrigens nicht an Orten 
geduldet werden, wo fie die Baffage hin» 
dern, oder Gäſſen und Plätze verunftal- 
ten, und diefe Standhütten follen zur 
genaueften Befolgung der beftehenden 
Markt: und andern Borfchriften verbal: 
ten werden; daher ſämmtlichen Behör- 
den zur unverbrüchlichen Pflicht gemacht 
ift, über die genaue Befolgung der be- 
ftehenden Marktvorſchriften mit aller 
Strenge zu wachen. (Hflzl. D. v. 2. 
Jän. 1818. Bdg. der n. ö. R. v. 8. 
Jän. 1818.) 

— — Mit hoher Generah⸗-Com— 
mando-Verordnung iſt dem Wr. Platz⸗ 
Commando aufgetragen worden, mit 
aller Strenge darauf zu ſehen, Daß in⸗ 
nerhalb der Thore, bei und auf den 
Brüden, dann allen Zugängen von den 
Borftädten in die Stadt, den Debitle- 
rinnen und fonftigen mit Lebensmitteln 
handelnden Individuen auf feinem Ball 
erlaubt werde, die ihnen angemwiejenen 
Pläge zu verändern, umd dadurch die 
Paffage zu hemmen, ſo wie ed auch aus- 
drücklich verboten ift, daß diefe handeln- 
den Individuen fich in der Nähe einer 
Schildwache zum Berkaufe aufhalten. 
Eben fo iſt es auch mittelft hoher Re— 
gierungg » Circular-Berordnung ven 8. 
Jänner 1818 allgemein bekannt ger 
macht worden, daß Se. Maj. unterm 
28. Dec. 1817 angeordnet haben, daß 
die mit Lebensmitteln handelnden Höck⸗ 
lerinnen nicht ohne Roth, und Grund 
vermehrt, fondern nad dem Maße, ale 


Hödkler. 


fie eingehen, nicht mehr zu erfeßen feien, 
dag man diefe Stände nicht mehr an 
Drten leide, wo fie die Paffage hindern, 
und daß das Höderbefugnig nur alten 
gebrechlihen, und gut moraliſchen Leu- 
ten zu Theil werden foll, und diefe 
Standhälter zur genaueften Befolgung 
der beftehenden Markt: und fonftigen 
Vorſchriften zu verhalten feien. Bei dem 
Umftande, daß befonder# auf dem neuen 
Burgplage und in der Gegend des 
Aviſo⸗Poſtens vor der Burgthor-Brücke 
die Höclerinnen und Fifchweiber, dann 
fonftige mit allerlei Feilſchaften han- 
delnde Individuen und Kinder nicht 
allein diefe Gegend verunftalten, fon- 
dern, bei dem hänfigen Andrange von 
Menfhen, Tie Paffage bedeutend er- 
ſchweren, und die von dem Militär ftatt- 
findenden Abmweifungen gänzlich frucht— 
los bleiben, hat das k. k. Wr. Plab- 
Commando um die Mitwirkung der f. f. 
Polizei » Ober-Direction erfucht, damit 
den beftehenden allerhöchften Berord- 
nungen Genüge geleiftet werde. (Note 
des Br. Platz-Commando v. 28. März 
1821.) 

Höckler dürfen ihre Waare nicht 
auf dem Trottoir ausftellen, f. Trot⸗ 
toire. 

Hödler = Ordnung. Für die 
Hauptftadt Prag befteht nadı- 
ftebende Höckler Ordnung: 

$.1. Die Höcklerei wird auf den 
Kleinhandel mit Eßwaaren befchränft. 
Wer mit andern Feilſchaften hödelt, 
wird das erfte Mal mit der Conftsca- 
tion der Waare und mit dreitägigem 
-Arreft, das zweite Mal mit dem Waa- 
renverfall und achttägigem Arrefte, das 
dritte Mal mit der Berfallsftrafe und 
dem Berlufte des Höcklerbefugniſſes ge— 
ftraft. (Auch nach der Gubernial - Ber- 
ordnung dv. 1. Febr. 1816 Nr. 4016, 
können die Höcler bei erhaltener Li— 
zenz mit allen Eßwaaren im Kleinen 
handeln.) 
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$. 2. Die Höcklerei eignet nicht zur 
Erlangung des Bürgerrechtes. 

$. 3. Auf die Bewilligung zum Höd- 
lergewerbe haben Anſpruch: alte, er- 
werbsunfähige Prager Bürger, Bür- 
gerswitwen und zu andern Ermwerbe uns 
taugliche Dienjtboten, welche ſich aus— 
weifen, 10 Jahre ununterbrochen red- 
lich gedient zu haben. 

$. 4. Das Höcler-Befugniß ertheilt 
der Magiftrat im Einverftändniffe mit 
der Stadthauptmannfchaft. 

8. 5. Der Lizenzfchein wird vom 
Magiftrate ausgeftellt und von der 
Stadthauptmannfchaft Foramifirt und 
ift nur für den damit Betheilten giltig. 
Jeder Unfug diefer Art zieht den Ver— 
Iuft des Befugniffes nad) fih. (Mur bei 
Jenen, die gebrechlich find, ift vermöge 
Gubernial = Verordnung vom 2. März 
1815 Nr. 8167 die Subftituirung 
durch ihre Kinder nad) vorläufiger Prü— 
fung geftattet.) 

8.6. Unbefugte Höcler, wenn fie 
Prager find, werden mit der Gonfidca- 
tion der Waare, das zweite Mal eben 
fo und mit achttägigem Arrefte, und in 
jedem fpätern Fall mit der Confiscation 
und Arbeitshauseinfperrung geftraft. 
Fremde werden das erjte Mal mit Con— 
fiscation und Abſchaffung durch Schub, 
das folgende Mal mit Confiscation 
und ald Schubsrevertenten beftraft. 

$. 7. Die willtürliche Verwechslung 
des dem Höcler angemwiefenen Stand- 
plaßes wird das erfte Mal mit dreitä- 
gigem, das zweite Mal mit achttägigem 
Arreit, das dritte Mal mit dem Ge: 
werbsverluft beftraft. Der einen unbe— 
fugten Höckler in feinem Haufe duldende 
Hausbefißer wird mit 5 fl. beitraft. 
(Die Pläbe den Höcklern anzumeifen, 
fteht nach der Gubernial » Verordnung 
vom 11. Febr. 1817 Nr. 42263 dem 
Magiftrate zu.) 

$.8. Jeder Höckler muß eine ſchwarze 
mit feinem Namen, der Gaffe und der 

4° 
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Nummer des Kizenzfcheines vwerfehene 
Tafel aushängen, widrigens er mit 
30 kr., und im wiederholten Falle dop— 
pelt geftraft wird. 

$. 9. Unter Berluft des Befugniffes 
darf der Höckler Fein anderes Gewerbe 
betreiben. 

$. 10. Hödler dürfen zum Erfaufe 
der Feilfchaften nicht vor der zwölften 
Mittagsftunde auf dem Markte erfchei- 
nen, und ſich nie ald Berfäufer auf den 
Marft begeben. Die Strafe in beiden 
Fällen ift der Verluft des Befugniffes 
und der Geldwertb der betretenen 
Maare. 

$. 11. Jeder, wie immer geartete 
Vorkauf ift den Höcklern unter derfel- 
ben Strafe verboten. 

8. 12. Der Verkäufer darf die ein- 
mal verkaufte Waare unter Confisca— 
tion an feinen Dritten verkaufen. 

$. 13. Jede Ueberbietung ift den 
Höclern verboten. 

$. 14. Unter Confiscationsftrafe 
darf fich fein Hödler der Zwifchenhänd« 
ler bedienen. 

$. 15. Wer dem Hödler zum Unter: 
ſchleife behilflich ift, wird mit dem Geld- 
werthe der zu confiscirenden Waare, 
und ein Hödler mit dem Gewerböver- 
lufte beftraft. 

$. 16. Wegen uncimentirtem Maße 
und Gewichte wird der Höckler mit 15 fl. 
geftraft, bei überwiefenen Bevortheilun- 
gen diefer Art tritt das allgemeine Straf: 
geſetz in Wirkſamkeit. 

8. 17. Jeder ſich ungebührlich be— 
tragende Höckler wird eingezogen und 
mit einem wenigſtens 24ſtündigen Ar— 
reſte geftraft. 

8. 18. Jener Höckler, der mit feinem 
Kram die Gaffe verfchränft und den 
Pla nicht rein hält, wird mit 2 fl. ge- 
ftraft. Welcher ſchlechte Feilfchaften 
verkauft, dem werden felbe confiscirt 
und er noch mit dem Geldwerthe der- 
felben, nach Umftänden mit Arreft oder 
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mit körperlicher Züchtigung geahndet. 
Das Kaftanienbraten, Suppenkochen, 
Würſte und Bratenbraten auf offener 
Straße ift unter 3 Gulden Strafe ver- 
boten. Unter Eonftscation dürfen Höd- 
ler ihre Waaren an Sonn und Yeier- 
tagen Vormittags nicht länger als bie 
9 Uhr, Nachmittags nicht vor 4 Uhr 
verfaufen., Am Neujahr» und Ehrift- 
tag, Oſter- und Pfingftfonntage ift dies 
fer Berkauf unter 10 Reichsthalern ver- 
boten. Die nicht abgeräumte Kramitelle 
wird confiscirt, und unter derfelben 
Strafe ift die Errichtung fefter Stände 
verboten. 

$. 19. Der Angeber und Apprehen- 
dent diejer Uebertretungen erhält jeder 
die Hälfte der confiscirten Waare oder 
des Strafbetrages. 

$. 20. Die Auffiht auf dem Marfte 
haben das Marktauffichtsperfonale, die 
Stadtviertler und die Polizeiwache. 

$. 21. Die Oberauffiht hat der 
Magiftrat nebit der Stadthauptmann- 
haft. (Höclerordnung für Brag vom 
29. Mai 1813. 3. 19069. Obent. 
3. Bd. ©. 5—8.) | 

Hofagenten, ſ. Agenten. 

Hofärzte, ſ. Hofgebäude. 

—J— iſt mit aller 
Strenge hintanzuhalten. (Hfkzl. Decr. 
vom 31. Oct. 1804. Kanka Handb. 
©. 218.) 

— — Aus Anlaß vorgefommener 
Fälle, daß fich fremde Unterthanen nad) 
Wien begeben, um Seine Majeftät mit 
Befuhen um Unterftüßungen zu bebelli- 
gen, wurde bei den Umftande, wo ſolche 
Reifen in das a. h. Hoflager ohne Er- 
laubnig der Grundobrigkeit unftatthaft 
find, in Folge h. Hoflanzlei= Decretes 
vom 14. März d. 3. mittelft Regie- 
rungs = Prafidials Decretes vom 17. v. 
M. 3. 1115/P. anher aufgetragen, ger 
gen die ohne Paß und Bewilligung hier- 
orts erfcheinenden Untertbanen den Vor— 
Ichriften gemäß vorzugehen. Da hiemit 


Hofbehelligung. 


im einfachen alle deren Rüdweifung 
gemeint ift, fo haben die Polizei- Be- 
zirks-Directionen derlei Hofbehelliger 
weder in Privat» noch öffentlichen Orten 
zu dulden, fondern fie von hier zu ent» 
fernen, oder ſonſt nach Umftänden Amt 
zu handeln, und das Verfügte jedesmal 
anher anzuzeigen. (Circ. der k. k. Pol. 
Ob. Dir. vom 17. Mai 1842 3.5600/ 
2222.) 

Hofbehelligung , f. Winkel: 


fchreiber. | 
Hofburgtheater, ſ. Theater, 
Theater: san. 


Hofdiener, ohne Unterfhied des 
Ranges, müflen, wenn fie wegen 
Schulden oder Polizeivergehen 
angeklagt werden, dem Oberſthof⸗Mar— 
fhallamte angezeigt werden. (Bol. 
Hfft. Vdg. vom 24. Aug. 1803. Krop. 
Gef. Franz. 18. Bd. S. 280.) 

Hofgarten. Nah den beftehenden 
Vorſchriften, insbefondere nah dem h. 
Hoflanzlei = Decrete vom 3. Juni 1811 
3. 8041, R. 3. 21039 find alle jene 
Parteien, welche auf Gründen bauen 
wollen, die ſich zunachft eines k. k. Hof: 
gartens befinden, und wo die Ausficht 
des Letzteren durch den Bau beirrt wer- 
den könnte, verflichtet, fih vor Anfang 
des Baues nicht nur bei der f. f. Hof: 
garten-Direction, fondern auch mit Bei- 
fegung der Bauriffe bei der betreffenden 
k. k. Hofbaubehörde zu melden, und 
weder ohne Bewilligung diefer beiden 
Hofftants » Adminiftrationen den Bau 


anzufangen, noch bei der Ausführung. 


desfelben die zugeftandenen Gränzen zu 
überfchreiten, widrigens der Eigenthü- 
mer zur Abtragung des Gebäudes un: 
nachfichtlih verhalten werde Ebenſo 
haben jene Grundbefißer, durch deren 
Liegenfhaften eine Hofmwafferleis- 
tung geführt ift, im Falle fie eine 
die Wafferleitung berührende Unterneh 
mung, als Baue, Grabenführungen, 
Baumpflanzungen u. |. w. beabfichtigen, 
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vor Ausführung derfelben, der betref- 
fenden Hofbaubehörde die diesfällige 
Anzeige zu machen und deren Zuftims 
mung zu erwirfen. In neuerer Zeit 
bat ſich jedoch gezeigt, daß diefe Vor— 
fchriften umd die darauf bezüglichen 
Rechte des allerhöchſten Hofes ganz un— 
beachtet blieben. Die E. k. Bezirke: 
hauptmannfchaft Hieking und der Wie: 
ner Magiftrat wurden über Anfuchen 
des h. k. k. Hofmeifteramtes vom 5. d. 
M. 3.8553, Jahr 1852 mit h. Statt- 
halterei-Erlaffe vom 20. d. M. Nr. 931 
zur ftrengen Ueberwachung der diesfalls 
beftehenden Vorſchriften angewieſen. 
Die Bezirks-Comiſſariate werden hiervon 
zur Wiffenfhaft und nach Umſtänden 
zur Darnahahtung in vorkommenden 
Fallen in die Kenntniß gefeßt. (Decr. 
der Bol. Dir. vom 22. Jänner 1853 
3. 1393/195. 

Hofgarten, Bauführungen in der 
Nähe eines Hofgartens oder Schloffes, 
f. Bauordnung für Wien. $. 10. 

Hofgebäude. Die Aerzte, Wund— 
ärzte und Seelforger in den k. k. Hof: 
gebäuden follen in der Regel weder eine 
Section, noch ein Begräbniß vor Ab- 
lauf der im Gefeße zum Begräbniß be— 
ftimmten Zeit vornehmen, und in Fäl- 
(en, in welchen nad) demfelben, oder bei 
befondern Umftänden eine Abkürzung 
diefer Zeit Statt finden fann, darf diele 
Ausnahme nur nach erhaltener Zuftim: 
mung desjenigen Sanitäts » Beamten 
eintreten, welcher hierzu von dem f. f. 
erften Leibarzte Seiner Majeftät beftellt 
fein wird. (Bdg. dern. 6. Agg. vom 
239. Sanner 1839 3.5884, n. ö. Pıv. 
G. S. 21. Bd. Nr. 19.) 

— — Nadhträglih zu dem NRegies 
rungs=Decrete vom 29. Jänner 1839 
wird eröffnet, daß, wenn in den Hofge- 
bäuden die Beerdigung oder Deffnung 
einer Reiche vor der geſetzlich beftimmten 
Frift vorgenommen werden foll, zur Er— 
theilung der Erlaubniß hierzu der k. k. 


Hofgebäude. 


erfte Hofarzt oder in deffen Verhinde— 
rung ſtets der im Senio nächte Hofarzt 
ermächtigt fei. (Vdg. dern, d. Ran. 
vom 25. März 1839 3. 17202. n. ö. 
Prov ©. ©. 21. Bd. Nr. 59.) 
Hofgebäude. Aus Anlaß des vorge- 
fommenen Falles, daß von einem Bez.- 
Pol.-Commiffariate im Laufe einer Dieb- 
ſtahls-Vorunterſuchung zur Bifitation 
der Wohnung bei einer in der k. k. Hof- 
burgwache-Caſerne wohnenden Partei 
ohne Beiziehung eines k. k. Hoffouriers 
gefchritten wurde, und zufolge des dies— 
falls über Anfinnen des k. f. Heren 
DOberfthofmeifters herabgelangten hohen 
Erlaffes des Minifterium des Innern 
vom 24. Sept. 1851 3. 21428 inti- 
mirt mit Statthalterei » Decrete vom 6. 
Dct. 1851 3.32947, wird fammtlichen 
Bezirks - Commiffariaten zur genaueften 
Darnachachtung die Weifung ertheilt, 
daß polizeilihe Nahfuhungen in k. k. 
Hofgebäuden künftighin behufs der Be- 
ordnung eines f. k. Hoffouriers zur Aſ— 
fiftenzleiftung (mie fie biöher vorge: 
fhrieben war und jederzeit beobachtet 
wurde), bei dem k. k. Oberfthofmeifter- 


amte angemeldet werden müffen, von - 


welchem die Affiftenz ſolchen Falls ohne 
Verzug angeordnet werden wird. (Deer. 
der £. f. Stadthauptmannſchaft vom 9. 
Dct. 1851 3. 20980/1625.) 

— — Der GSicherheitsdienft wird 
dem Oberfthofmeifteramte übertragen, 
f. Oberfthofmeifteramt. 

— — Bauführungen in der Nähe 
derfelben, f. Bauordnung für Wien 
$. 10 und Hofgarten. 

Hofgefuche. Es ift der Fall vor- 
gekommen, daß eine an Se. Majeftät 
gerichtete Bittfchrift von der Hoffanzlei 
der Regierung zur Amtshandlung herab— 
langte, und von diefer mit derfelben 
MWeifung an die betreffende Unterbe- 
hörde erledigt, und von diefer Unterbe- 
Hörde aber an den Bittfteller dahin be- 
ſchieden wurde, daß Se. Majejtät über 
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erwähntes Gefuch feine nähere Ent: 
fhliegung zu erlaffen geruht haben. 
Diefer Befcheid Fam zur Kenntniß Sr. 
Majeftät, Höchſtwelche mit Cabinetſchrei⸗ 
ben vom 8. d.M. zu erinnern geruhten, 
der eben erwähnte Befcheid fei in der 
Hinfiht unzweckmäßig gewefen, da fos 
bald Allerhöchſt Diefelben über ein Ge— 
fuch nichts anzuordnen befinden, es bei 
der Amtsbandlung der betreffenden Be— 
hörden, folglich auch bei der gehörigen 
Abthuung des Gegenftandes der Bitte 
zu verbleiben habe, wornach in dem Be— 
fheide über jelbe der Erfolg der Amtes 
handlung zur Nachachtung des Gefuch- 
ftellerd gehörig ausgedrüct fein müſſe. 
Bon diefer allerhöchften Weifung wurde 
die Bolizei-Dber-Direction in Folge ho: 
ben HofkanzleisDecretes vom 12. d. M. 
in die Kenntniß geſetzt, und hat ſich die— 
jelbe genau nad der höchſten Willens: 
meinung zu benehmen. (MR. 6. Rggs. 
Deer. vom 23. Oct. 1819 3. 40147. 
Bol. Ob. Dir. 3. 6310.) 

Hoflammer. Nach der allerhöchft 
genehmigten Organifirung des Miniſte— 
riums der Finanzen, hört die Wirkſam— 
feit der bisher beftandenen allgemeinen 
Hofkammer auf, und die Geſchäfte der- 
felben übergehen, in jo ferne fie nicht 
dem Minifterium der öffentlihen Arbei— 
ten oder jenem der Landescultur, des 
Gewerbsweſens und des Handels zuge: 
wiefen wurden, an das Finanzminiftes 
rium. (Schreiben des k. k. Finanzmi— 
nifters vom 19. Mai 1848, an ſämmt— 
liche Länderftellen u. Cameral-Gefällen— 
Verwaltungen. Bol. G. ©. 76. Bd. 
Nr. 69.) 

Hofkanzlei. Seine k. k. Majeftät 
haben mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 10. Mai 1848 zu beſtimmen ge— 
ruhet, daß mit 15. Mai 1848 die ver— 
einigte Hofkanzlei ihre Activität ſchließe, 
und in das Miniſterium des Innern 
übergehe. (Schreiben des k. k. Mini- 
ſters des Innern vom 12. Mai 1848 


Hoflieferanten. 


an fammtliche Länderhefs. Pol. G. ©. 
76. Bd. Rr. 61.) 

Hoflieferanten. Seine f. f. Ma— 
jeftät haben mit a. h. Entfchließung vom 
4. Zuli 1846 anzuordnen gerubt, daß 
inländifhen Gewerbe» und Handels- 
leuten die Führung und die Anbringung 
der ihnen von ausländifchen Höfen ver- 
liehenen Titel dortiger Hoflieferanten 
oder Hofgemwerbsleute, auf ihren Ge- 
werb3»-oder Verkaufs » Rocalien nur in 
fo ferne geftattet werden könne, als die 
in Wien refidirenden Gefandtihaften 
jener Höfe dagegen feine Einwendung 
machen, und der Beweis hierüber bei 
der Local- Polizeibehörde beigebracht 
wird. Jedoch foll dergleichen mit frem— 
den Titel betheilten Gewerbs⸗ und Han- 
delsleuten nicht geftattet werden, aus— 
ländifhe Wappen auszuhängen oder 
diefelben auf eine andere, mit ihren Ti- 
teln in Verbindung gebrachte Art zu 
gebrauchen. (Hfkzl. Deer. vom 15. 
Sept. 1846 3. 28538 an fämmtliche 
Länderftellen. Bol. G. ©. 74. Bd. 
Nr. 104.) 

Hofmarfchallamt, demfelben find 
ohne Unterſchied des Ranges die Hof: 
diener, wenn fie wegen Schulden oder 
Polizeivergehen angeklagt werden, an— 
zuzeigen, ſ. Hofdiener. 

— — demfelben gebührt feine Cri— 
minal⸗Gerichtsbarkeit. (Juſtizhof⸗Decr. 
vom 5. Febr. 1819. Krop. Gef. Franz. 
41. Bd. ©. 75.) 

— — Seine Majeftät haben mit 
a. h. Entſchließung vom 30. Juli 1851 
zu bewilligen geruht, daß rückſichtlich 
des hier anfäffigen und domicilirenden 
fouveränen Fürften von Liechtenſtein, 
feiner Gemahlin ımd feiner im elterli- 


hen Haufe ſich aufhaltenden minderjäh- - 


rigen und unvermählten Kinder, ferner 
in Anfehung der hierlandes domiciliren- 
den Glieder des Haufes Bourbon älte- 
rer Linie bei allen in Oeſterteich ſich er- 
gebenden Redhtsangelegenheiten, welche 
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fih auf diefe, als erterritorial anzuſe— 
hende Berfonen, und auf ihr bewegliches 
Vermögen beziehen, das Oberfthofmar- 
Ihallamt in Ausübung feiner herkömm— 
lihen Gerichtsbarkeit über Perfonen, 
denen das Recht der Erterritorialität 
zukommt, einzufchreiten habe; — wo» 
gegen in Beziehung auf das den ge- 
nannten Perfonen gehörige Real» und 
Fideicommiß-Vermögen die Wirkfamkeit 
der ordentlichen Gerichtäbehörden un— 
verändert zu bleiben hat. (Erlaß des 
Juftiz- Minifter. v. 10. Aug. 1851 für 
den ganzen Umfang des Reiche. R. ©. 
B. Nr. 183.) 

Hofmarfchallamt. Das Oberfthof- 
marfchallamt wird in der Ausübung feis 
ner herkömmlichen Gerichtsbarkeit über 
die Mitglieder des Faiferlihen Hauſes 
und fiber die Perfonen, weldhen das 
Recht der Erterritorialität zufteht, oder 
dur) befondere Anordnungen einge: 
räumt wurde, aufrecht erhalten. Die 
von ihm früher über andere Perfonen 
ausgeübte Gerichtsbarkeit fteht den or- 
dentlihen Gerichten zu. Jedoch haben 
diefe in dem Falle, wenn in den faifer: 
lihen Hofgebäuden oder Luſtſchlöſſern 
in Wien oder in feiner nächften Umge— 
bung, oder wenn in den fonftigen Woh- 
nungen der Mitglieder des Faiferlichen 
Haufes oder der Erterritorialien ein ge— 
richtliher Act gegen eine in denfelben 
wehnende, den ordentlichen Civil- oder 
Militär Gerihtsbehörden unterftehende 
Perſon vorzunehmen ift, das Oberfthof: 
marfhallamt um die Vornahme anzu: 
gehen, es wäre denn, daß es fih nur 
um eine gerichtliche Zuftellung handelt. 
(Keif. Bat. von 20. Nov. 1852. Art. 
VR. G. B. Nr. 251.) 

— — Wegen Ausübung der Ge— 
richtsbarkeit über öſterreichiſche Unter— 
thanen, die als diplomatiſche Perſonen 
amt. k. Hofe accredititt find, ſ. Ge: 
richtöbarkeit. 

— — Der Sicherheitsdienft in dem 


Hofmeifler. 


f. ?. Hofgebäuden wird dem Oberfthof- 
meifteramte übertragen, ſ. Oberfthof: 
meifteramt. 

Hofmeifter, ſ Erzieher, Privat: 
lehrer, Privatlehranftalten, Pri: 
vatunterricht. 

Hofmeifteramt, ſ. Oberfthof- 
meifteramt. 

ofnormatage, ſ. Normatage, 
Scyauproductionen. 

ofräume, in den Hofräumen der 
öffentlihen Wohlthätigkeits-Anſtalten 
dürfen für Beamte und Diener feine Anz 
lagen von Gärten u. |. w. gemacht wer- 
den, ſ. Wohlthätigkeits-Anftalten. 

Hofreifen, Verbot der NRepartition 
der Koften für Feierlichkeiten bei Hof: 
reifen auf die Kreis-Infaffen, ſ. Reifen. 

Hoffchanfpieler. Einer Mittheis 
lung des k. k. Oberftfämmerer » Amtes 
vom 23. Febr. 1852 3.268 zu Folge, 
ift die Vorfchrift, nach welcher die k. k. 
Hoffhaufpieler nur mit befonderer Be- 
willigung auf Brivatbühnen fich verwen- 
den dürfen, aus Anlaß eines befonderen 
Falles dahin erneuert und erläutert wor: 
den, daß die Mitwirkung von Mitglie- 
dern der k. k. Hofbühne in Privat: 
thbeatern im Koftüme und unter 
Berlautbarung durd gedrudte 
Zettel ohne Bewilligung des erwähn- 
ten Hofamtes, die nicht von Seite der 
Mitwirkenden, fondern von jener- der 
Unternehmer einzuholen ift, nicht Statt 
finden dürfe. Hievon werden die Bes 
zirks-Comiſſariate zur Wiffenfhaft und 
weiterem Benehmen mit dem Bemerfen 
in die Kenntniß gefebt, daß die Nachwei— 
fung obiger Geftattung in vorkommen— 
den Fällen vor Ertheilung der hier: 
ortigen Bewilligung zu Privat— 
theatervorftellungen 
(Deer. der ?. k. Pol. Dir. v. 25. Febr. 
1852 3. 771/P.) 

Hofficherheitsdienft, ſ. Oberft- 
hofmeiſteramt. 

Hofſpritzen, Beſtimmung der Ent- 
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Holz. 


fernung, auf welche fie fahren, f. Feuer: 
fprigen. 

Hoftrauer. Da bei Sterbefällen 
höchſter Perfonen die Hoftrauer ge- 
wöhnlich ſehr bald nah Bekanntwer— 
dung des Trauerfalles am kaiſerlichen 
Hoflager zu tragen begonnen wird, und 
daher die entfernteren Provinzen erſt 
nach Verlauf von einigen Tagen nach 
dem Beginne der Hoftrauer, bisweilen 
nur wenige Tage vor deren Ende zur 
ämtlichen Kenntniß hierüber gelangen 
können, fo wird von den, dem k. k. 
Kriegsminifterium unterftehenden Mili— 
tärbehörden aus Anlaß einer jeden, 
Allerhöchſt angeordneteu Hoftrauer die 
Zragzeit derfelben in Folge höherer 
Weifung überall vom Tage der Publi— 
cation gerechnet. Es erfheint ange: 
meffen, daß fich in diefer Beziehung von 
den Civil» und Militär » Autoritäten 
gleihmäßig benommen werde. (Erlaß 
des Minift. des Innern vom 26. Dct. 
1849 an fümmtliche Länderchefs. R. ©. 
B. Nr. 436.) 

Hofwafferleitungen, Berpflihtung 
der Grundbefißer durch deren Liegen: 
bir eine Hofwaflerleitung geführt 
it, |. Hofgarten. 

Ho z, welches auf dem Markte vor 
dem Kärnthnerthore unverkauft geblie— 
ben iſt, ſoll nach geendetem Markte vom 
Eigenthümer eutweder zurückgeführt, 
oder auf die allgemeine Holzgeſtätte ge— 
bracht werden, und es iſt verboten, das— 
ſelbe außer den beſtimmten Holzplätzen, 
als in Gaſthäuſern, auf Gaſſen, Stra— 
en 2c. zu verkaufen, widrigenfalls es 
von den Holzſetzern in Befchlag zu neh: 
men ift. (Hofentfchliegung vom 25. Det. 
1793. Krop. Gef. Franz. 3. Bd. S.287.) 

— — jelbft erzeugtes oder auf dem 
Lande erfauftes, nah Wien zu führen 
und hier zu verkaufen, bleibt Jedermann 
frei. (Hofodg. vom 18. Sept. 1817. 
Rggs. Intin. v. 3. Det. 1817. Barth. 
9. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 33 bis 34.) 


Hol. 


Holz. Dur das Aufſchichten des— 
felben follen die Straßen nicht verftellt 
werden, worüber die Bezirfd-Directionen 
zu wachen haben. (Bol. Ob. Dir. Eirc. 
vom 12. Nov. 1822.) 

— — f. Holsfpalten. 

Holzauffangen. Um die Unfüge 
ernftlich abzuftellen, welche ſowohl auf 
der hiefigen Holzgeftätte, und durch die 


dafelbft arbeitenden Leute, ald auch auf. 


dem Strome von den Schifffnechten 
durch unrechtmäßiges Verfchleppen und 
Berkaufen des Holzes getrieben wer- 
den, wird hiemit nebft Beftätigung der 
fhon vielfältig ergangenen Verord— 
nungen Wolgended abermals bekannt 
gemadt : 

1) Hat Niemand das Recht fi von 
den auf dem Fluffe aufgefangenen, oder 
in den ausgeleerten Holzſchiffen zurück— 
gebliebenen Scheiten, unter was immer 
für einem Borwande etwas zuzueignen, 
oder fonft von fremdem Holze etwas an 
fih zu ziehen. Die aufgefangenen 
Scheite find den bürgerlihen Holzfeßern, 
und auf dem Lande dem nächſten Ge- 
meindegerichte, um fie den Inhabern 
zufommen zu machen, gegen das be= 
ſtimmte Auffanggeld pr. 1 Pfennig für 
jedes Scheit zu übergeben. 

2) Iſt feinem von den auf der Ges 
ftätte beftellten Arbeitsleuten, Holzſchei— 
bern, Legern, Aufladern, Holzhadern 
u.dgl. erlaubt, fich des Verkaufs einiger 
Scheite anzumaßen, aud folder nicht, 
weldhe ihnen vielleiht zur Belohnung 
ihrer Mühe möchten überlaffen worden 
fein, fondern, wenn fie doch dergleichen 
Sceite veräußern wollen, bat dieſes 
blos unter der Aufficht der Holzfeßer zu 
geſchehen. 

3) Auch den Schiffknechten iſt ver: 
boten, es ſei nun ſchon im hieher oder 
im Zurückfahren, einiges Holz zu ver- 
Außern, wovon auch jenes nicht ausge— 
nommen ift, fo ihnen auf der Rüdfahrt 
zum Kochfeuer überlaffen wird, weil 
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auch dieſes Holz nur zu ihrem Gebrauche 
und nicht zum Verkaufe beftimmt ift. 

4) Dergleichen von den Arbeitsleuten 
oder Schiffknechten veräußertes Holz 
wird, wo immer ein foldhes angetroffen 
werden möchte, allzeit und ohne Anhö— 
rung einer Entſchuldigung, fo wie fonft 
ein entfremdetes Gut behandelt, in Be- 
ſchlag genommen, dem Eigenthümer zu— 
rüctgeftellt, allenfalls von Amtswegen 
verfauft und configcirt werden. Es hat 
fih daher 

5) Jedermann zu hüten, von erwähn: 

ten Arbeitsleuten oder Schiffknechten 
Holz zu kaufen oder an Zahlungsftatt 
zu übernehmen, und derjenige, der da= 
gegen handelt, und in dergleichen Holz» 
käufe ſich einläßt, ſetzet ſich felbit der 
Gefahr aus, durch die gedachte Abnahme 
oder Confiscirung dieſes unrechtmäßig 
an ſich gebrachten Holzes Schaden zu 
leiden. Uebrigens hat es - 
6) In Anfehung der wirklichen Holz- 
diebe, bei den ohnehin beftehenden Ge— 
feßen fein Bewenden. (N. d. Rggs. 
Bdg. vom 14. Nov. 1792. Krop. Gei. 
Branz. 1. Bd. ©. 545 bis 547.) 

Holzbuden, deren Aufftellung bei 
* Mauthſchranken, ſ. Mauthſchran⸗ 

en. 

Hölzerne Gänge, ſ. Bauordnung 
für Böhmen $. 24 und $. 56. 

Hölzerne Gebäude, ſ. Bauord— 
nung für Böhmen $. 15 und $. 54. 

Hölzerne Hütten auf Gäffen und 
—— ſ. Glacis, Hütten, Ständ: 

en. 

Hölzerne Laternen. Es wurde 
vielfach die Erfahrung gemacht, daß 
nach der gepflogenen Erhebung über die 
Brandſchäden auch die auf dem flachen 
Lande im Gebrauche ſtehenden und üb— 
lichen hölzernen Laternen, die Urſache 
zur Entſtehung des Feuers gegeben 
haben. Da nach dem 8. 27 der Feuer: 
löſchordnung für Landftädte und Märkte, 
vom 25. Zuli 1785 ein jeder Hausin- 


Hölzerne Rauchſänge. 


baber und Hausvater mit gläfernen oder 
blechernen Laternen verfehen fein fol, 
die größere Koftipieligkeit diefer Later- 
nen aber auch dadurch vermindert wer- 
den dürfte, wenn die hölzernen Laternen 
am Dedel, Boden und den Seitenthei- 
len mit Blech überzogen würden, wo— 
durch die Feuergefährlichkeit diefer La- 
ternen wefentlih verringert werden 
könnte, fo bat das k. k. Kreisamt, bes 
fonders bei den Unterfuchungen über 
die Feuerfhäden darauf zu dringen, daß 
in diefer Hinfiht die fo wohlthätigen 
Borfhriften der Feuerlöfhordnung in 
dem unterftehenden Kreife genau bes 
folgt werden. (Vdg. des böhm. Bub. 
vom 6. Mai 1849. 8. G. 2. für Böh— 
men. Nr. 57.) 

Hölzerne Ranchfänge, ſ. Feuers: 
brünfte. 

Hölzerne Stadeln und Hütten zu 
erbauen wird verboten, f. Fenerlöfch: 
ordnung für Wien $. 4. 

Hölzerne Wohngebäude, Kein 
neues Gebäude darf mehr von Hol;, 
fondern jedes muß feuerfeft erbaut 
werden, und es wird zur Handhabung 
diefer Verordnung Folgendes feitgefebt: 

1) Jedes neue Wohngebäude muß 
von Stein oder Ziegeln, fomit feuerfeft 
erbauet, und das ohne Bewilligung der 
Landesftelle dennoh von Holz aufge: 
ftellte Gebäude muß binnen Jahr und 
Tag wieder abgetragen und feuerfeit 
überbaut werden, widrigenfalls dasfelbe 
nah Berlauf diefer Zeit ohne weiteres 
niedergeriffen werden wird. 

2) Der Zimmermann, welcher ein 
hölzernes Wohngebäude ohne vorherge: 
gangene Gubernialbewilligung aufitellt, 
ift nah dem St. ©. zu behandeln. 

3) Der Dorfrihter oder Gemeinde: 
vorfteher, welcher den vorſchriftswidrigen 
Bau dem vorgefebten Amte anzuzeigen 
unterläßt, ift mit einer Geldftrafe von 
25 fl. W. W. 

4) Die Ortsvorſteher in den Märk— 
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ten und Schußftädten, wo ein foldher 
gefebwidriger Bau unternommen wird, 
mit einer Geldftrafe von 50 fl.; 

5) Die Bürgermeifter in den freien 
Städten mit einer Geldftrafe von 
100 fl.; 

6) Die Herrfhaftsnorfteher, im jo 
fern denfelben in ihrer ämtlichen Ein- 
wirkung eine Schuld zur Laft fällt, mit 
einer Geldftrafe von 200 fl. W. W. 
zum Rocalarmenfonde zu belegen. Ends 
lich 

7) Iſt eine gleiche Strafe gegen die 
genannten Individuen auch dann zu 
erkennen, wenn die Dorfrichtet und Ge- 
meindevorfteher nach Verlauf der zur 
Umbauung eines gefeßwidrig aufgeftell- 
ten hölzernen Haufes eingeräumten ein- 
jährigen Frift die unterlaffene Abtra- 
gung desfelben dem obrigfeitlichen Amte 
anzuzeigen, und die Orts-, dann Herr- 
ſchaftsvorſteher auf die erhaltene dies- 
fällige Anzeige die zweckmäßige Berfü- 
gung zu treffen unterlaſſen. (Hoftzl. 
Deer. vom 25. Jänner 1816 3. 897 
art das böhm. Gub. Vdg. des böhm. 
Gub. vom 15. Febr. 1816. 3. 6344. 
Pol. G. ©. 3. 1816.) 

Hölzerne Wohngebände. Nach— 
träglich zu der hierortigen Verordnung 
vom 15. Febr. 1816 3. 6344 wird 
bekannt gemacht, daß ſich das Verbot, 
hölzerne Wohnhäufer zu errichten, auch 
auf die in dem Hofraume, dem Haus: 
frieden oder in der Nähe des Wohnhaus: 
fes gelegenen Stallungen, Schupfen, 
Scheunen oder fonftigen Nebengebäude 
erjtrede, da befonders in den erften fehr 
häufig durch Unvorſichtigkeit mit Feuer 
und Licht Feuersbrünfte entftehen; nur 
die vom Orte oder dem Wohnhaufe ent- 
fernten Scheuern können eine Ausnahme 
bilden, obgleich die Dauerhaftigkeit und 
Rückſicht auf den Waldftand auch hier: 
bei den Bau vom Holz widerräth. Auch 
find die Wirthfhaftsämter und Magi— 
firate auf die genauefte Beobachtung des 


Höherne Zäune. 


$: 15 der Waldordnung anzumeifen, 
dem zu Folge ſchon vorlängft alle höl- 
zernen Zäune verboten find, fie mögen 
aus Zaunftöcken oder was immer für 
einer Art gefpaltener oder ungefpaltener, 
gezimmerter und zufammengefchrottener 
Hölzer beftehen, und ftatt derfelben 
Mauern von Stein, gebrannten oder 
ungebrannten Ziegeln, oder die mindeft 
foftfpieligen Aufwurfsgruben mit oder 
ohne Steinterraffen anbefohlen worden 
find; worüber das Kreisamt bei Gele- 
genheit der Kreisbereifungen forgfam 
wachen zu laffen hat. Endlich ift zur 
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1793. Krop. Gef. Franz. 3. Bd. ©. 
315.) 
Holzgeftätten, ſ. Holzmarktord⸗ 
nung 
ARSTER, Holzſpalten. 
— ſ. Breunholz. 
olzElauben, [. —— 8. 61. 
olzkohlen, ſ. Kohlen, Maß. 
olzle ftätten, f Markt: Poli: 
zei kurfichts: :Anftalt für die Stadt 
Wien $$. 64—91. 
Holzmarkt vor dem Kärntnerthore 
in Wien, f. Markt: Polizei: Auf: 
.. Anftalt für die Stadt Wien 


Befeitigung der Ausbreitung des Feuers 8: 9 


die Anpflanzung hoher Laubbäume in 
den Dörfern an den Gebäuden mad: 
druckſamſt anzuempfehlen, da fie eine 
natürliche Feuerſchutzwand gegen die 
gegenüberftehenden Gebäude bilden, 
vorzüglich ift ſich dazu ſchneller aufwach⸗ 
fender Bappeln und Weiden, befonders 
leßterer, da fie die Infecten weniger 
lieben, zu bedienen, ohne darum zur Er⸗ 
reichung diefer Zwede andere nüßliche 
Baumgattungen, als Waldnüffe, hoch— 
ftämmige Birn- oder Lindenbäume aud- 
zufchliegen. Wenn bier die Obrigfeiten, 
die-Seelforger, die Beamten, die Schul: 
lehrer durch zweckmäßige Vorftellungen 
bewogen würden, mit Rath und mit 
den mehr als Alles vermögenden eige: 
nem Beifpiele dem Unterthan an die 
Hand zu gehen und vorzuleuchten, jo 
wäre an Erreichung des guten Zweckes 
nicht zu zweifeln. (Bdg. des böhm. 
Bub. vom 30. März 1816. 3. 12578, 
Kaufa 1. Thl. ©. 621.) 

Hölzerne Zäune, f. hölzerne 
Wohngebände, 

Holzfuhren, ſ. Holzwägen. 

Holzgeftätte. Auf diejer ift das 
Tabakrauchen, Lichter in den Holzhütten 
zu brennen, freie Lichter oder Fadeln 
auf den Holzpläßen zu haben, und 
andere dergleichen Unfüge verboten. 
(Hofentfhliefung vom 25. October 


— Ordnung für Wien. 

8. 1. Die Brennholz-Legſtätten theis 
len ſich nach der Art ihrer Benützung in 
Privativ- oder Sommunicativ - Pläße ; 
erftere find beftimmten Parteien zur 
ausfhließenden Benüßung, lebtere aber 
allen Parteien, welche Holz nad Wien 
liefern , zum Gefchafts = Betriebe über: 
laffen. 

$. 2. Dei Percipienten der Privat: 
pläße fann nur dann die Benützung der 
SKommunicativ-Legftätten geftattet wer: 
den, wenn der Privativ-Plaß gauz bes 
feßt ift, und durch Aufkafteln auf den— 
felben fein weiterer Raum gefchafft wer: 
den kann. 

$. 3. Die Brennholz-Legſtätten find 
ausfchliegend zum Verkaufe des Brenn: 
holzes beftimmt, der Verkauf des Brenu— 
holzes ift dafelbft von früh Morgens 
bis Abends geftattet. Mit einbrechender 
Dämmerung nad Beftimmung des 
Markt-Commiſſariats, muß der Verkauf 
und jede Arbeit auf den Legftätten ein- 
geftellt werden. 

$. 4. Im Wllgemeinen bleibt es 
Sorge der Lieferanten und Händler, 
fih die nöthigen Lager und Verkaufs— 
pläße felbft zu verfchaffen. Wegen Hand: 
habung der Drdnung und zweckmäßi— 
ger Benügung der Communicativ-Plätze 
bleibt die Zuweifung der Räume auf 
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den allgemeinen Legftätten der Markt: 
auffiht überlaffen, es dürfen daher 
Gommunicativ - Pläße oder Holjräume 
dafelbft nicht willfürlich befekt, oder 
ohne vorausgegangene Meldung beim 
Markt» Commiffariate von einem Holz- 
händler dem andern überlaffen werden. 

8. 5. Die Communicativ-Pläbe find 
als allgemeine Marktpläße zur Benüs 
kung für Jedermann beftimmt ; um aber 
auf felben immer binlänglihen Raum 
zur Holzaufftellung zu haben, muß 
ftrenge darayf gehalten werden, daß 
jeder einzelne Plab auf das zweckmä— 
Figfte benüßt, aud immer und überall 
fo oft und wo es nothmwendig erfcheint, 
aufgefaftelt, fih von einzelnen Händlern 
nicht zum Nachtheile anderer ausgebrei— 
tet, und überhaupt Fein Plab auch nur 
theilweife leer oder unbenützt belaffen 
werde. 

8. 6. Wenn Private Hölzer zum 
eigenen Gebrauche auf Communicativ- 
Plätze hinterlegen, fo müſſen dieſe 
Hölzer innerhalb drei Tagen wieder 
weggeſchafft werden, widrigens ſolches 
auf Koſten der Eigenthümer von Amts— 
wegen zu geſchehen hat. 

8. 7. Eine Errichtung, Transferirung 
oder Erweiterung einer Schreiber- oder 
Mächterbütte kann erft nah vorläufiger 
Meldung beim Markt -» GCommiffariate 
Statt finden. In feinem Falle begrün- 
det der Ankauf oder die Uebertragung 
einer ſolchen Hütte ein Recht auf Be: 
nüßung des Gommunicativ-Plaßes, wo 
felbe fich befindet. 

8. 9. Auf jeder Geftätte muß die 
vorgefchriebene Entfernung der Holz- 
ftöße von Donauufer und von den 
Häufern eingehalten werden. Die Holz- 
gaffen dürfen nicht durch Holzaufſtel— 
lung verengt, und dadurd die Zus und 
Abfahrt der MWägen gehemmt werden. 
Die Brennholzhändler find verpflichtet, 
die vom Markt-Commiſſariate ald noth— 
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wendig erfannten Ein» ımd Quergänge 
auf den Leaftätten herzuftellen. 

8. 10. Die Pläße, auf welchen das 
Brennholz zum Berkaufe aufgeftellt 
wird, müffen eben fein und Fleine Rin- 
nen zum Wafferablauf haben, aud die 
beftehenden Holzagäffen immer in gutem 
Stand erhalten werden. 

8. 11. Jede Berftellung des zum 
Anlanden der Schiffe und Ausfcheiben 
des Holzes nöthigen Raumes, denn der 
freizlaffende Holzweg ift Jedermann, 
mithin auch den Fuhrleuten unterfagt. 

8. 12. Auf den Communicativ⸗Plä⸗ 
ben foll das aufgeftellte Brennholz mit 
der Namens» Chiffre des Cigenthümers 
bezeichnet fein. 

8. 13. Auf den Holzpläßen ohne 
Ausnahme darf durchaus nicht geduldet 
werden, woraus nur immer eine Feuers» 
gefahr entftehen Tönnte, daher auch 
ſtrenge verboten bleibt, dafelbft mit 
offenem Lichte zu erfcheinen, Tabak zu 
rauhen, umd die noch glimmenden Ci— 
garren wegzumerfen. 

8. 14. Die Brennholzhändler find 
verpflichtet, die Preife ihrer Brennhöls 
zer nach der Gattung und dem Klafter- 
maße durch eigene auf den Verkaufs: 
pläßen affigirte Tarife dem Publicum 
befannt zu geben. Die Brennholzhänd: 
ler, welchen es übrigens frei fteht, die 
Preife der Hölzer felbft zu beftimmen, 
bleiben verpflichtet, die Preife auch im 
Berfaufe zuzuhalten, fo wie jede beab- 
fihtigte Aenderung des Tarifes zu mel- 
den. Bei jeder Aenderung der Preife 
find die Tarife dem Markt - Commiffa: 
riate zur Bidirung des Ober - Commif- 
fürs und des Leiters der Abtheilung für 
die Holzmarkt-Aufficht einzufenden. Die 
Affigirung der vidirten Tarife bei den 
Berfaufspläßen hat unweigerlich zu ge— 
fhehen, und es darf an denfelben we— 
der etwas corrigirt noch radirt werden, 

$. 15. Alle auf den Holzgeftätten 
zum Verkaufe aufgerichteten Klaftern 
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und Stöße müſſen vollkommen maßhäl- 
tig aufgerichtet und erhalten werden, 
worüber das Markt-Commiſſariat ge— 
nau zu wachen, das unmaßhältig auf: 
gerichtete, oder mangelhaft geſchlichtete 
Holz mit Zuziehung des betreffenden 
Händlers oder Geſchäftführers auf def- 
jen Koften duch die Holzleger umfchlich- 
ten zu laffen, den Abgang an Brenn- 
bol; zu erheben, und die Anzeige an 
die Behörde zu erftatten hat. Die er- 
bobene Unmaßhältigkeit, die mangel- 
hafte Schlihtung wird durh eine 
Geldftrafe von 10—50 fl. geahndet. 

$. 16. Zur Berfiherung, daß die 
Holzftöge und Klaftern im gehörigen 
Maße erhalten und nicht etwa nad) der 
Aufftellung durch Abnahme und Ent- 
tragen einiger Scheiter vermindert wer- 
den, haben die Markt -» Kommifjariate 
fleißig nachzuſehen, die Holzftöße und 
Klaftern nachzumeſſen, und bei entded» 
ten Gebrehen auch fogleih Amt zu 
handeln. 

$. 17. Bei der Einlieferung des 
zum Berfaufe beftimmten Holzes muß 
wegen des Eintrocknens und Zufammene 
feßens, je nachdem es troden oder feuch: 
ter ijt, ein Hebermaß aufgelegt werden, 
und zwar von 3 Zoll für das trodene 
und von 6 Zoll für das naffe pr. Stoß. 
Das zum Derkaufen aufgeſchlichtete 
Holz muß ſtets das geſetzliche Map 
haben. 

$. 18. Beim Holzlegen find am Ans 
fange des Kreuzftoßes nicht große drei— 
edige Scheiter, jondern jo viel möglich 
fogenannte Halbklüfte ald Querlage zu 
nehmen, die Scheiter jelbit jorgfältig 
zufammen zu legen und Zwijchenräume 
jo viel möglich zu vermeiden, der Kreuz. 
ftoß joll jo breit als es die Scheiter- 
"länge gibt, genau ausgelegt, gegen die 
Mittellage (KRaften) etwas vorftehen, 
die Mittellage feft, mit möglichit ge 
ringen Zwifchenräumen amfgejchlichtet 
und den Holzjtößen und Klaftern von 
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vorne und rückwärts die gleiche Höhe 
gegeben werden. 

$. 19. Das zum Verkaufe aufzuftel- 
lende Breunholz muß gleich bei der 
Ausladung gehörig fortirt werden; von 
den Scheitern find Halbklüfte, welde 
niht 3 Zoll in Durchmeffer enthalten, 
dann Stöde gefaulte äjtige, jo wie 
fremde Holjgattungen und zu kurze 
Scheiter abzufondern. Nur beim Mifch- 
ling, je nachdem es ein harter oder 
weicher ift, können alle Holzgattungen, 
aber auch nur in gleicher Scheiterlänge 
zufammengelegt werden. Das auf Flöf- 
fen anlangende Holz ift vor der Auf 
ftellung vom Schlamme zu reinigen. 
Das aus Flopbäumen oder zerfchlage- 
nen Zillen gewonnene und zum Der: 
kaufe beftimmte Holz, dann das joge- 
nannte Schnittholz ift hinfichtlid des 
Maßes und der Schlihtung jo wie an- 
deres Brennholz zu behandeln. 

$. 20. Beim Auffafteln muß genau 
das nämliche Holzquantum aufgekaftelt 
und nichts zurücgelaffen werden. 

8.21. Wenn gleich bei Dem aufge- 
kaftelten Holze das gehörige Quantum 
vorhanden ift, jedoch nicht in vor- 
ſchriftsmäßiger Form ſteht, ſo kann das 
Abtheilen eines gekaſtelten Stoßes nicht 
geſtattet werden, ſondern das Holz ſoll 
herabgeworfen, und behufs der Abthei— 
lung auf den Boden vorſchriftsmäßig 
aufgerichtet werden. Ueberhaupt iſt die 
Abtheilung eines Holzſtoßes auf zwei 
Klafter, zu welchem man mit dem zi— 
mentirten Maße nicht gelangen kann, 
verboten. 

$. 22. Das einmal aufgerichtete 
Brennholz darf nur auf Anordnung des 
Holzeigenthümers und nach gejchehener 
Meldung beim dienſtthuenden Markt— 
Commiſſäre von einem Plage zum ans 
dern überjeßt werden. 

$. 23. Zum Aufflaftern und Abmef- 
fen des Holzes darf fich nur zimentirter, 
an beiden Enden mit Eifen beſchlage— 
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ner Klaftermaße bedient werden. Das 
Meffen mit Stangen: oder Stöden 
bleibt durchaus verboten. 

8. 24. Jedes mit Holz beladene 
Fahrzeug ift fo fchnell als möglich in 
der Ordnung wie es anlandet, zu lee= 
ven, damit die Schifffahrt nicht ges 
hemmt und die Anländen möglichft frei 
gehalten werden. Die zum Ausfcheiben 
des Holzes beftimmten Scheiberfcharen 
haben das Ausiheiben nach Zumeifung 
des Fahrzeuges ohne Auffhub zu un— 
ternehmen, ſich aller unnöthigen An— 
fragen fo wie der Streitigkeiten um die 
Arbeit ftrengftens zu enthalten. Das 
Ausicheiben des Brennholzes darf nur 
während des Tages an den gewöhnli— 
hen Wocentagen geichehen. 

$. 25. Bei einem auf dem Waſſer 
entftehenden Unglücde find Holzarbeiter 
und Wächter zur Hilfe und Rettung 
verpflichtet. Das aufgefangene Hol; ift 
unter Bewahung zu halten, und dem 
Eigenthümer gegen angemeffene Ber- 
gütung der Mühewaltung zurückzuftellen. 

8. 26. Ungehorfames, unanftändi- 
ges und pflicptwidriges Benehmen von 
Geite der Wächter, Holzfcheiber oder 
Diener der Holzhändler vder Schwenm- 
inhabungen werden an dem Uebertreter 
beitraft. 

8.27. Weder die Arbeitsleute noch 
andere auf den Legftätten beichäftigte 
Perſonen haben das Recht, unter was 
immer für einem Borwande fih vom 
Holze etwas zuzueignen, was ihnen 
nicht von den Eigenthlümern freiwillig 
überlaffen wird. 

$. 28. Da die Handhabung diefer 
Vorſchriften die ftete Anweſenheit der 
Marktauffiht auf den Legftätten unbe— 
dingt erheifcht, jo haben fih die zur 
Dienftleiftung auf den Legſtätten be- 
ftimmten Markt-Commiſſäre am frühen 
Morgen auf der zugewiefenen Legftätte 
einzufinden und mit Ausnahme der Mit- 
tagsftunde muß abwechjelnd ein Markt: 
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Sommiffar im Amts » Locale bis zur 
Rückkunft der übrigen Beamten Four: 
nal halten. - 

8. 29. Glaubt fih eine Partei im 
Holzmaße oder in der Schlichtung ver: 
kürzt, fo hat fie fih an die Marktauf- 
ficht zu wenden, welche verpflichtet ıft, 
die Käufer gegen Uebervortheilung in 
Schuß zu nehmen, bei gegründeten Be- 
fehwerden die Käufer durch neue vor- 
ſchriftsmäßige Aufftelhung des Holzes 
klaglos zu ftellen, den Abgang am Holze 
genau nach dem Werthe zu erheben und 
die erhobene Uebertretung der Marft- 
ordnung dem Eommiffariate anzuzeigen. 
(Holzmarkt » Ordnung für Wien vom 
4. April 1851. Stub. 1. &. 2. Bd. 
©. 314, f. auch Donau-Canal.) 

Holzpläge, ſ. Holzmarkt-Ord⸗ 
nung. 

Holzſchiffe. Das Umtauchen der— 
ſelben im Wiener Donau-Canale iſt 
verboten, ſ. Donau⸗Canal. 

— — ſ. Donau:Ganal. 

Holzſpalten. Das Holzſpalten auf 
der Gaſſe iſt zwar zu geſtatten, jedoch 
ſoll von Seite der Polizei darauf ge— 
ſehen werden, daß die Vorbeigehenden 
gegen die Gefahr geſichert ſind, durch 
die hinwegſpringenden Scheiter oder 
Splitter beſchädigt zu werden. Zu die— 
ſem Ende ſoll das abgeladene Holz in 
den Gäſſen nicht zerſtreut hingeworfen 
werden, wodurch der Fahr- oder Geh— 
weg geſperrt wird. Die dagegen han— 
delnden Holzhader follen mit einer er- 
jpiegelnden Strafe belegt werden. (Bol. 
Hofft. Dec. v. 11. Dec. 1816. P. O. 
D. 3. 6760.) 

— — Zu Folge der Hoffanzlei- 
Decrete vom 6. Dec. 1844 3. 38643, 
und vom 22. März; 1845 3. 9335 
werden in Betreff des Sägens und 
Spaltens des Brennholzes auf den öf— 
fentlihen Gaffen und Pläßen der in- 
nern Stadt Wien aus öffentl. Rückſich— 
ten nachſtehende Anordnungen erlafjen: 
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8.1. Das Sägen und Spalten des 
Holzes wird nur in jenen Gäffen und 
Plätzen geftattet, die in dem angehäng- 
teri Berzeichniffe I. namentlich aufge: 
führt find. Hinfihtlih tiefer Gaffen 
und Pläge ift fortan die Kundmahung 
des Wiener Magiftrated vom 15. Det. 
1835 in fo fern genau zu beobachten, 
als durch diefelbe angeordnet wurde, 
dag die Wohnparteien derjenigen Häu— 
fer, deren Hofräume hiezu geeignet 
find, ihren Holzbedarf nur im Innern 
diefer Häufer fügen und fpalten laffen 
dürfen. 

8. 2. Dagegen wird das Sägen und 
Spalten des Holzes auf allen übrigen, 
in dem vorftehenden Verzeichniffe nicht 
benannten Pläbe und Gäffen der in- 
nern Stadt allgemein und ohne Aus: 
nahme verboten. 

$. 3. Diefes Verbot tritt am 1. Juni 
1845 in Wirkſamkeit. 

$. 4. Dem Publicum bleibt freige- 
ftellt, den Holzbedarf in ganzen Schei— 
tern verbrauchen, oder wenn fie Gele- 
genheit haben, dasfelbe im Innern der 
Häufer zum Verbrauche verkleinern zu 
lafjen. 

8.5. Die Holzhändler find verpflich— 
tet, zu geftatten, daß das bei ihnen 
angehäufte Holz auf ihren Kagerftätten 
von den Käufern durch die von diefen 
bedungenen Arbeitsleute verkleinert 
werde. 

$. 6. Yür diejenigen faufenden Bar- 
teien, welche von diefer Geftattung kei— 
nen Gebrauch machen wollen, ift die 
Borforge getroffen worden, daß fort 
während hinreichende Vorräthe von 
verkleinertem Holze jeder Gattung vor- 
handen, und die Preiſe auf den Lager— 
ftätten aus den Amtlich vidirten Tatifen 
erfichtlich feien. Die Marktauffiht ift 
angewiefen, die Maßhältigfeit zu über: 
wachen, und es fteht jeden Käufer frei, 
die Nachmeffung zu verlangen, und fi 
fowohl dieferwegen, ald wegen jeder 
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fonftigen vermeintlichen Beeinträchti- 
gung an die auf den Holzlegftätten be- 
findlihen Marktauffihts-Individuen zu 
wenden. Auch wegen fteter Bereitſchaft 
von geeigneten Wägen zur Verführung 
des verkleinerten Holzes ift die thun— 
lihe Einleitung getroffen worden. 

$. 7. Die Zufuhr des verkleinerten 
und nicht verkleinerten Holzes darf in 
den Gäffen und auf den Plägen, welche 
in dem angehängten Berzeibniffe nam- 
haft gemacht find, nur an den, in die: 
ſem Berzeichniffe beftimmten abwech— 
felnden Tagen der Woche Statt finden. 

$. 8. Das Abtaden und Hinweg- 
fhaffen des zugeführten verkleinerten 
Holzes in die Haushöfe oder Keller ift 
in allen Fällen unaufgehalten, und mit 
aller Befchleunigung zu bewerfftelligen, 
und die Gaffe jederzeit, fobald als 
möglich, von dem Holze frei zu machen. 
Die k. k. Polizeis Behörde wird dar: 
über wachen, daß in diefer Beziehung 
feine Verzögerung eintrete, und es ift 
in den diesfälligen Weifungen der po- 
lizeilihen Auffihts-Drgane die ge- 
nauefte Folge zu leiften. 

8.9. Wie bisher darf auch Fünftig 
in den Gäffen und auf den Pläßen, 
wo die PVictualien » Märkte gehalten 
werden, an den Markttagen, und zwar 
insbefondere am Freitag Vormittags 
auf der Geilerftätte, in der Weihburg-, 
Himmelpfort:, Johannes- und Rauben= 
ftein-Gaffe, fo weit nämlid die Markt: 
Parteien reihen, dann an eben dieſem 
Tage und an allen gebotenen Fafttagen 
in der Kohlmeffergaffe, und an Sam- 
ftag Vormittags auf der Freiung, in 
der Nenngaffe und im tiefen Graben, 
fo weit fih der Victualien- Markt er 
ftredft, fein Holz; abgeladen werden. 

$. 10, Uebertretungen aller vorfte- 
henden Anordnungen werden von der 
f. f. Polizei» Behörde nah Maßgabe 
der Umftände angemeffen geahndet 
werden. 
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I. Berzeihniß jener Gaſſen 
und Plätze der innern Stadt, 
auf weldhen das Holzfpalten 


und Sägen geftatt 


noritenplaß, Löwelbaſtei, Dominikaner: 


baftei, Mölkerbaftei, 


Stubenthorbaftei, Drachengaſſe, Haf— 
nerſteig, Schulhof, Salzgaſſe, Lau— 


et wird: Mi— 


Schottenbaſtei, 
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renzerbaftei, Nikolaigaffe, Dreifaltig- 
feitshof, Am Schanzel, Fähnrihhof, 
Biberbaftei, Kreuzgaffe, Elendbaftei, 
Fifherthorbaftei, Schulgaffe, Haarhof, 
Wagnergaffe, Wafferkunftbaftei, Kron- 
gaffe, Jakoberhof, Ruprechtsſteig, Bi- 
berbaftei, Blutgaffe, Lazzenhof, Au— 
winfel, Auguftinerbaftei. 


Berzeihniß 


derjenigen Straßen und Gaffen der innern Stadt, in weldem die Zufuhr des 
Holzes vom 1. Juni 1845 angefangen, nur an abwechjelnd beftimmten Tagen 
der Woche auf einer oder der andern Seite geftattet ift. 























Nummer der Gaffen 











oder Straßen. 


Teinfaltftraße . . . 
Hohe Brüden. . . 
Tiefer Graben 
Saljgries 
| Kohlmarkt 
MWallnerftraße. . . 
Naglergaſſe . . .. 
Wipplingerſtraße 
Salvatorgaſſe 
Currentgaſſe ... 
Spenglergaſſe 
Tuchlauben .... 
Krebsgaſſe . . .. 
Preßgaſſe . . . .. 
Seitenſtättengaſſe 
Rothenthurmſtraße 
Landeskron u, Weis 
tergaffe . ... . | 
Bauernmarlt ... . 
Goldfhmidgaffe u. | 
Eisgrübl } 
Stod im Eifenplap 
Biſchofgaſſe . . . - 










.1 





Haarmarft .... | 






ö —_ — — — — — 


Alter Fleifhmarkt . | 
j 


Benennung der Gaffenfeiten nad einem befannten 


Haufe, auf welder am 


| Montag, Mitwoch und 


Freitag 


Aponiſchen Hauſes 


der Kaſerne 
des Dreilauferhauſes 


Eſterhazy ſchen Hauſes 
Eſterhazy ſchen „ 
des Rathhauſes 


des Pfarrhofes 
des Seitzerhofes 
* Ofenlochgaſſe 
zum rothen Krebs 
der Salzgaſſe 
israelit. Bethauſes 
braunen Hirſchen 


Bellegard'ſchen Hauſes 


Gundelhofes 


| des Trattnerhofes 


| Kaffeehaus 


des Bifhofhofes 


Laurenzer Gebäudes 


Haus zum rothen Mandl 


Dienftag, Donnerftag un 


Sonnabend 


Johannes-Capelle 
Fleiſchbänke 
Bäcker-Innungshaus 
Michaelerhaus 

der Nuntiatur 


k. k. Hofkanzlei 


Haus zum großen Chriſto 
der & f. Bol. Ob. Direct. 


Muſikvereins 
Sina'ſchen Hauſes 
Neuſtätterhofes 
Seitenſtättenhofes 
Haus zur großen Gans 
Stadtgerichtes 


Kammerhofes 
des Eisgrübels 


Welzer'ſchen Hauſes 
Haus zum ſüßen Löchel 
Waghauſes 

Stadt London Gaſthof 


j 






KHolerfilberer. 


Namen der Baffen 


Montag, Mittwoh und 
Freitag 


oder Straßen. 


| 
’ 
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Benennung der Gaffenfeiten nach einem bekannten 


Haufe, auf weldher am 


Diehftag, Donnerftag und 
Sonnabend 


| Holz zugeführt werden darf. 


heil. Kreugerhof 


Shönlaterngaffe . zur ſchönen Laterne | 
Adlergaffe . .. . | Müllerfhen Gebäude Küßdenpfennig 

Unt. Bäderftrape . | Köllnerhofes Regendburgerhofes 
Köllnerhofgaffe . . | Darwarhofes langen Haufes 
Obere Bäderftraße | Regensburgerhofes Federls hofes 
u. Schulgaſſe . . . 2 & 
Wollzeile... . . | Schwarzenberg-Haus Biſchofhofes 
Rimmerſtraße... zur ſcharfen Ede tiefen Hauſes 
Grß. Schulenſtraße tiefen Bierhaufe goldenen Ente 
Singerftraße . . . deutſchen Haufe Branziskaner-Klofters 
Kärnthnerftrage.. . E. H. Carl Gafthof der Mehlgrube 
Weihburggaffe . . | Gafthof z. Kaiferin v. Deſt. E. k. Börſe 
Himmelpfortgaffe . | Meiplifhen Haufe €. H. Earl Gafthof 
Sohannesgafle ... k. k. Münzamtes Urfulinerflofter 
Annagaffe . . der St. Anna⸗Kirche Täubelhofes 
Krugerftraße . des Haufes zum Wallfiſch Sf. Efterhaz'fhen Haufe. 
Planken- u. Neu- Neunerſchen Kaffeehaufes | Leidenfroftfhen Kaffeeh. 

burgergaffe " " 

Seilergaffe . . . . | Matfchaderhofes Haufe zu den 7 Körben 
Spiegelgaffe . k. k. Verſatzamt zum goldenen Ochſen 
Dorotheergaffe .. proteſtantiſchen Kirche zum Jägerhorn 
Unt. Bräunerſtraße k. k. Stallburg Fries ſchen Hauſes 
Ob. Bräunerſtraße Michaelerhauſes Hofapotheke 


' 
(Eire. dern. 5. R. v. 30. März 1845 

Holzverfilberer. Wiewohl der 
Holzhandel freigegeben ift, fo beftehen 
do in Wien als Mitteldmänner zwi— 
ſchen Holzhändiern und Confumenten, 
die befondere Elaffe von Holzverfilbe- 
tern, welde in eine Innung vereinigt 
find, die eine eigene Dronung und 
eine eigene Lade hat. (Wr. Innungs— 
Ordnung v. 22. Jän. 1795.) 

Holzvorrath, ſ. Feuerlöſch-Ord⸗ 
nung. 

Holzwaarenmarkt, Nah den bes 
ftehenden Marktvorſchriften ift zur Auf 
ftellung des von den Randleuten zum 

Baleidfy, Handb. d. Polij. Gel. II 


3. 19417. Bol.-Db.- Dir. 3. 5923.) 
fogleihen Berfaufe auf Wägen nad 
Wien gebrachten Brenn», Tiſchler- und 
Kienbolzes, der Sägfpäne, Leitern, 
Röhren, Ninnen, Heugabeln, Stan- 
gen u. dgl. Holzgeräthe, der Raum 
zwifchen dem Kohlmarkte und der zum 
Theater an der Wien führenden Straße 
vor dem Kärnthnerthore, beftimmt. 
Nachdem in lepterer Zeit fih mehrere 
Landleute mit Brenn und Tifchlerholz 
unbefugterweife in der Mapleinsdorfers 
und Mariahilfer Hauptftraße aufge 
ftellt,, ja fogar mit Feilfhaften haufirt 
haben, fo wird diefer Unfug hiermit 
5 


HYolzwägen. 


unterfagt, und es werden die erwähn- 
ten Holzwaaren « Berfaufer mit dem 
Beifage auf den bezeichneten Marft- 
plag vor dem Kärnthnerthore gewiefen, 
daß zur Aufftelung der Fuhrwerke mit 
Brennholz auch der nächſt der Jefuiten- 
Kaferne liegende Theil des Kalkmark— 
tes benüßt werden kann. Webertretuns 
gen der Marktvorfchriften werden mit 
Geld-⸗ oder Arreftftrafen und nad Um— 
ſtänden felbft mit Gonfiscation der 
Feilfchaften geahndet. Der am Kohlen- 
markte amtirende Markt: Commiffär ift 
beauftragt, den Holzwaarenmarft zu 
überwahen, und an denfelben haben 
fih aud die Marktparteien mit allen- 
fälligen Befchwerden zu wenden, (Runde 
mahung des Wr. Magiftr. v. 20. Mai 
1851 3. 24253.) 

Holzwägen. Zur Abftelung des 
Unfuges der Ueberladung der Hol;wä- 
gen ift den ſämmtlichen Kleinfuhrwer: 
fern und bürgl. Großfuhrleuten mit 
Androhung einer Geldftrafe von 10fl. 
W. W. eingebunden worden, ihre 
Holzwägen, wenn damit 2 Klafter 
Hol; in 3 Schuh langen Scheitern ver- 
führt werden, wenigjtens mit 3, nad 
Umftänden and mit 4, und wenn eine 
Klafter des obigen Holzes geladen 
wird, allemal mit 2 Pferden zu be- 
fpannen. Eben fo wurden die ſämmtli— 
hen Holzſchwemminhaber, Holzhändler, 
bürgl. Holzverfilberer und derfelben 
Schreiber für die genauefte Handha- 
bung diefer Borfhrift bei dem Aufla- 
den des Holzes auf den Legſtätten bei 
Bermeidung einer Geldftrafe von 10 fl. 
W. MW. für die Erfteren, und eine Ar- 
reftftrafe für die Legteren verantwort- 
lich gemadt. Auf gleiche Weife hat das 
k. k. Hauptzollamt dur die Maga 
zins-Berwaltung den ſämmtlichen Mar 
gazineuren und dem Mittel der Ge— 
fhwornen eingebunden, daß, wenn 
bei Ausfolglaffung und Transporti— 
rung der Kaufmannsgüter aus den 
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bauptzollämtlihen Magazinen fowohl, 
als den Bancalifhen Auf- und Ab- 
ladplägen am Waſſer einer der Ge- 
ſchwornen ſich beikommen laffen follte, 
bei einem Pferde eine größere Ladung 
als 15 Centner, und bei 2 Pferden 
von mehr ald 30 Gentner zu geftatten, 
derfelbe ohne weiters zu  Dderfelben 
Strafe, welche wegen Ueberladung der 
Holzwägen von Seite des Magiftrats 
verhängt ift, werde verhalten werden. 
Die fammtlichen k. k. Polizei « Bezirks- 
Directionen wurden von diefer Berfü- 
gung zu dem Ende verftändigt, damit 
auf die Befolgung gewaht, und die 
Uebertreter dem Magiftrate, oder nad 
Umftänden dem f. f. Hauptzollamte 
zur Beftrafung angezeigt werden. (Bol. 
Db. Dir. Eirc. v. 18. Dec. 1823.) 

Holzwägen, unbefugte Aufftellung 
derjelben auf der Mapleinsdorfer und 
Mariahilfer Straße, ſ. Holzwaaren- 
marft. 

Homöopathie, Aufhebung des 
Berbotes der Ausübung der 
bomdopathifhenseilmethode. 
Ge. ?. k. Majeftät haben mit a. h. 
Entfhließung vom 6. Febr. 1837 es 
von der unterm 13. Det. 1819 herab— 
gelangten, mit dem Hoffanzlei = De- 
crete vom 21. Det. 1819 bekannt ge- 
machten a. 5. Entſchließung, mittelft 
welcher die Ausübung der Homdopathi« 
fhen Heilmethode allgemein und ftreng 
verboten wurde, abkommen zu laſſen 
befunden. Hievon wird die Randesftelle 
zur weiteren Verfügung mit dem Bei- 
faße in die Kenntniß geſetzt, dag in 
Bezug auf die zur Aufrechthaltung der 
beftehenden Grundfäße und Vorſchrif— 
ten gegen das Eindrängen Unbefugter 
in dıefer Heilmethode, fo wie hinficht- 
lich der Arzneibereitung in den Städ- 
ton und auf dem flachen Lande zu er— 
greifenden Mafregeln von Seiner Ma— 
jeftät eine weitere Verhandlung ange- 
ordnet wurde, deren Refultat feiner 
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Zeit bekannt gemacht werden wird. 
(Hfkzl. Dec. vom 10. Febr. 1837 3. 
3458, an fümmtl. Länderft. Vdg. der 
n. 6. Reg. v. 2. Mär; 1837 3.10936; 
der 06 d. enns'ſchen Reg. v. 23. Febr. 
3. 5973; des fleierm., tirol., illyr. 
und mähr. fchlef. Gub. vom 3. März 
3. 3154, 4364, 1797 und 7222, 
des böhm. Gub. v. 25. Febr. 3. 9089 
und des gal. Gub. v. 4. März 1837 
3. 12461. Pol. ©. ©. 65. Band. 
Nr. 20.) 

Homöopathie. In Betreff der ein- 
zuführenden Maßregel, bei Anwen: 
dung des homöopathiſchen Heilverfah- 
rend haben Se. k. f. Majeftät laut 
herabgelangter allerhöchfter Entſchlie— 
fung vom 5. Dec. 1846 Nachftehen- 
des anzuordnen geruht: „Die gegen 
unbefugte Ausübung der Arznei, und 
Wundarzneitunde, dann Curpfuſche— 
reien überhaupt beftehenden Borfchrife 
ten haben auch bei Boranftellung der 
homöpathifhen Heilmethode ihre Ans 
wendung zu finden. Die für diefe Heil« 
methode erforderlihen Stamm-Tinctu- 
ren und Präparate dürfen nur aus den 
Apotheken verfchrieben werden; dieſe 
Arzneien können aber fodann von den 
der homöopathiſchen Heilmethode er- 
gebenen Aerzten und Wundärzten vers 
dünnt und verrieben, und ihren Pa— 
tienten jedoch unentgeltlich verabreicht 
werden, doh muß bei den lebteren 
immer ein Arzneizettel, auf welchem 
die verabreichte Arznei genau mit dem 
Grade ihrer Berdünnung oder Verrei— 
bung angegeben, und diefe Angabe 
mit der Namens »Unterfchrift des Arz- 
tes oder Wundarztes beftätigt ift, hin- 
terlegt werden. Wenn bei Anwendung 
der homöopathiſchen Heilmethode der 
gegründete Verdacht eines ahndungs— 
würdigen Benehmens des Arztes oder 
Wundarztes entftanden ift, fo ift wer 
gen Beurtheilung des Falles nicht nur 
die Facultät, fondern es find auch im- 
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mer theoretifch und practiſch ausge— 
zeichnetere Aerzte der homöopatiſchen 
Heilmethode zu vernehmen, und es ift 
fodann mit Berückſichtigung aller Um— 
ſtände, nad der klaren Abſicht, welche 
den Borfhriften zum Grunde liegt, zu 
entſcheiden.“ Bon diefer a. h. Entſchlie— 
gung wird die Landesftelle im Nachhange 
zn dem hierortigen Decrete vom 10. 
Februar 1837 zur weiteren angemefje- 
nen Berfügung in die Kenntniß gefeßt. 
(Hfkzl. Decr. vom 9. Dec. 1846 3. 
41021 an ſämmtliche Länderftellen; 
kundgemacht in Nied. Deft. am 18., in 
Ob. Deft. am 24., in Mähr. u. Schleſ. 
am 30. Dec. 1846, Pol. ©. ©. 74. 
Bd. Nr. 130.) 

Homöopathie. Se. k. k. Majeftät 
haben hinfihtli der von mehreren ho— 
möopathifhen Aerzten in Wien beziel- 
ten Errihtung eines Privatvereines für 
phifiologifhe Arznei » Prüfungen über 
den Gegenftand des diesfälligen Ger 
fuhes am 19. d. M. die nachſtehende 
a. h. Entſchließung zu faffen und an 
die vereinigte Hofkanzlei zu erlaffen ge- 
ruht: „Ich geftatte, daß fih in Wien 
ein Berein von homöopathiſchen Aerzten 
und diplomiſirten Wundärzten auf 
Grundlage der vorgelegten Statuten, 
jedoch unter den von der vereinigten 
Hoffanzlei proponirten Modiftcationen 
und unter den nachfolgenden Bedingun- 
gen bilde: 

1. Daß diefer Verein ausdrüdlich 
nur als eine Privat» Bergefellfhaftung 
zu gelten habe. 

2. Daß die Mitglieder diefes Vereins 
die phiftologifhe Prüfung der homöo— 
pathifhen Arzneimittel immer nur an 
ihrem eigenen Körper oder an Thieren 
vornehmen dürfen. 

3. Daß von dem Bereine die in 
Kraft beftehenden allgemeinen Sanitäts- 
und Medicinal-Vorſchriften ftrenge be- 
obachtet werden. 

4. Daß der Perein eine Modificirung 
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und Ergänzung feiner Statuten nur 
nach vorläufig durch die Behörden ein- 
gebolter Genehmigung vornehmen dürfe, 
und 

5. daß die genaue Beobachtung der 
Statuten und des Reglements von einem 
aufzuftellenden Commiſſär überwacht 
werde.“ (Deer. der Pol. Hofft. vom 
23. Dec. 1846 an die Pol. Ob. Dir. 
3. 4708 C—C.) 

Hößgang, Vorſichten bei den Fahr— 
ten auf der Donau durch den Hößgang, 
f. Donau: Schifffahrt. (Vdg. vom 
4. Mai 1844.) 

Huffchläge an der Donau, f. Do: 
nau:- Schifffahrt. (Pat. v. 20. Jän. 
1770 8. 16, Donauftrom = Polizei- 
Borfhrift $. 16—19.) 

Huffchmiedgefellen, ſ. Kranken: 
bausverpflegsgebühren. (Bdg. v. 
6. März 1841.) 

— — ſ. Leichdorn. 

unde. Bauernhunde, welche ohne 
Klöppel, nämlich ohne einen angehäng— 
ten Prügel auf den Feldern herumlau— 
fen, und das Wild aufftöbern nnd leicht 
verfolgen, follen von den Fägern erfchof- 
fen werden. (Hofdeer. vom 24. Wai 
1771. Obent. 3. Bd. ©. 12.) 

— — Alle Hunde, welde entweder 
wirklich herrenlos find, oder ohne Hals- 
band nicht allein auf abfeitigen Orten, 
fondern auch in den Haupt» oder andes 
ren Gaffen, fowohl in Städten als 
Marktfleden und Dörfern berumirren 
und herumftreifen, fie mögen wem im— 
mer gehören, find von dem Abdeder 
aufzufangen und zu erfhlagen. (Hof: 
decr. v. 11. Sept. 1783, böhm. Gub. 
Bdg. vom 9. Aug. 1787, 15. Sept. 
1795, 7. März 1802.) Das Halsband 
bat den Namen des Eigenthümers des 
Hundes, feinen Wohnort und die Con- 
feriptionsnummer des Haufes zu enthals 
ien. (Vdg. des böhm. Gub. vom 29. 
Sept. 1816 3. 36176, Obent. 3. Bd. 
©. 10.) 
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Hunde find dem Gewerbsmanne auf 
dem Lande nur in jo fern geftattet, ale 
er ſolche höchſt benöthiget, und den 
Bauern ift nicht mehr als höchſtens ein 
anzuhängender Haushund bewilliget. 
(Hofodg. vom 28. April 1785. Krop. 
Gef. Joſ. 8. Bd. ©. 361.) 

— — find, fobald es finfter wird, 
nicht aus dem Haufe zu laffen. (Bol. 
Bdg. für Mähren vom 12. Juni 1786. 
Krop. Gef. Joſ. 10. Bd. ©. 279.) 

— — die man nur im Verdachte der 
Wuth hat, follen, wenn fie Menfchen 
oder Thiere gebiffen haben, nicht augen« 
blicklich getödtet, fondern vielmehr, wenn 
man ihrer ohne Gefahr habhaft werden 
fann, unter gehöriger Pflege am Leben 
erhalten werden, damit man richtig bes 
obachten umd beurtheilen könne, ob fie 
auch wirklih mit der Wuth behaftet 
find; indem man fich oft zur Beruhigung 
der Gebiffenen auf die Art überzeugte, 
daß der Hund, den man für wüthig 
hielt, es nicht war, und oft durch an« 
dere Urſachen veranlagt wurde, Mens 
fhen und Thiere, die ihm in den Weg 
kommen, zu befhädigen. Uebrigens ift 
bis zur volllommenen Evidenz, daß der 
Hund nit wüthig war, der Gebiffene 
nad der bisher gewöhnlichen Art zu be- 
handeln, und bei den weiteren Anzeigen 
über den Gefundheitsftand des Gebiffe- 
nen, aud von jenem des Hundes, fo 
viel es thunlich ift, Erwähnung zu ma- 
hen. (N. ö. Rggs. Decr. vom 13. 
Febr. 1810 3.4679. Guld. San. Vdg. 
3. Bd. ©. 203.) 

— — wüthig fheinende, follen nicht 
fogleich getödtet werden. Es find fünf: 
tighin die Hımde, die ald verdächtig der 
Wuth zur Beurtheilung in das Thier- 
arzneis$nftitut überbracht werden, nicht 
fogleih tödten zu laſſen, fondern fie 
find vielmehr unter gehöriger Pflege 
auf Koften ihrer Eigenthümer am Leben 
zu erhalten, um fich genau zu überzeus 
gen, ob der Verdacht der Wuth auch 


Hunde. 


wirklich gegründet war, da es der Bei« 
fpiele genug gibt, daß man Hunde für 
wüthend hielt, die es nicht waren. (N. 
6. Rggs. Decr. vom 20. Febr. 1810. 
8. 5141, n. d. Rggs. Decr. vom 31. 
Aug. 1812 3. 24156. Guld. San. 
Vdg. 3. Bd. ©. 204 u. 261.) 

Hunde, Folgende Vorfchläge von der 
Direction des ThierarzneisInftitutes, die 
verdädhtigen oder wüthigen Hunde be» 
treffend, find den Polizei-⸗Bezirks⸗Direc⸗ 
tionen befannt gemacht worden. 

1. Sollen die gedadhten Directionen 
feinen Hund in das ThierarzneicInftitut 
zur Unterfuhung ohne eine verfiegelte 
ſchriftliche Note ſchicken, in welcher die 
Befchreibung des Hundes, umd die Urs 
ſache, warum er unterfucht werden foll, 
aufgezeichnet ift, Damit das Thierarznei- 
Snftitut die gewiffe nöthige Ueberzeu— 
gung erhalte, daß der von der Partei 
dem Abdeder u. f. w. überbradhte Hund 
auch wirklich derjenige ift, den die Pos 
Vizei= Bezirks » Direction unterfucht umd 
beurtheilt Haben will. 

2. Soll kein zur Unterfuhung in das 
ThierarzneisInftitut zu ftellender Hund, 
(da doch jeder derfelben jo lange ent: 
weder der Wuth verdächtig, oder doch 
wenigftens für frank oder biffig gehals 
ten werden muß, bis das Gegentheil 
erwiefen ift,) ohne daß wan fich desfel- 
ben hinlänglich verficdhert, d.h. denfelben 
mit einem Maultorbe, oder was nod 
befjer fein dürfte, mit einem Knebel im 
Maule verfehen bat, und derfelbe an 
eine Schnur gebunden und feftgehalten 
wird, oder in einen Sad gebunden ift; 
nicht aber, wie es öfters geihah, ganz 
frei überbradht werden, damit fo jede 
ohne diefe VBorficht leicht mögliche Vers 
unglüdung an Menfchen und Thieren 
im Thierarznei = Inftitute verhindert 
werde. 

3. Sollen offenbar wüthige, oder 
andere fogleih zu vertilgende Hunde 
nicht erft in das Thierarznei» Inftitut, 
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um dafelbft vertilgt zu werden, gebracht 
werden, denn, da in dem Thierarznei⸗ 
Inftitute fein eigener, zum Tödten der 
Hunde beftimmter Ort vorhanden, das 
felbft auch überhaupt Fein Aasplatz ift 
und fein kann, fo müffen folde Hunde 
erft jedes Mal von da zum Abdecker ge«- 
führt umd dort ihrer Beftimmung nad 
vertilgt werden; wodurd jedes zeite 
raubende, die Tödtung des Hundes ver« 
zögernde Hin= und Herſchicken und die 
Gefahr des Verunglücdens durch einen 
wüthigen Hund verhütet wird. 

4, Sollte aus eben diefem Grunde, 
dag nämlich das Tödten der Hunde in 
dem Thierarzei-Inſtitute nicht Statt 
finden fann, bei der Ueberbringung 
eines zu unterfuchenden Hundes auch 
jedesmal ein Abdeckerknecht von Seite 
der Polizei⸗Bezirks⸗Direction requiriret 
werden, welcher dennad dem Ausſpruche 
des Thierarznei- Inftituts zu vertilgen« 
den Hund fogleich mitzunehmen, und das 
über ihn gefällte Urtheil an dem eigente 
lihen Beftimmungsorte zu vollziehen 
hat. (Rggs. Vdg. v. 26. Juni 1813 
3. 17918. Guld. San. Vdg. 3. Br. 
©. 331.) 

Hunde. Wenn eine arme Perfon 
von einem wüthenden Hunde befchädigt 
wird, hat in der Regel der vermögliche 
Eigenthümer den Erfaß der Heilungs- 
foften zu tragen, fonft aber hat die 
Drtsögemeinde fammt der Grundobrig- 
feit gemeinfhaftlih ein Dritttheil, die 
andern beiden Drittel der Staatsſchatz 
auf fih zu nehmen. (Hofdeer. v. 11, 
Jänner 1816.) 

— — Als biffig find diejenigen an- 
zufehen, welche ohne gereizt worden zu 
fein, Jemanden anfallen oder beißen, 
und find folhe Hunde ohne alle Rück— 
fit zu tödten. (Pol. Hofit. Weifung 
v. 27. Oct. 1820, 29. Mär; 1821 u. 
13. Oct. 1823.) 

— — Wenn wüthige Hunde an« 
dere nützliche Hausthiere verleken, die 
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deshalb vertilgt werden müffen, fo hat 
der Eigenthümer des Hundes, wenn er 
zahlungsfähig ift, den Schaden zu er— 
feßen, im entgegengefeßten Falle aber 
hat der Eigenthümer des gebiffenen und 
vertilgten Thieres den Schaden ala 
Folge eines Zufalles allein zu tragen. 
Gfkzl. Deer. an das Tir. Gub. vom 
19. Apr. 1821. Krop. Gef. Franz. 45. 
Bd. ©. 263.) 

Hunde, Mit Decret dert. k. n. 6. 
Landesregierung vom 31. Aug. 1826 
wurde dem k. k. Kreisamte V. U. W. W. 
die Verordnungen wegen Vertilgung der 
Hunde in Erinnerung gebracht, und 
dasſelbe angewieſen, deren Handhabung 
zu überwachen, und die Ortsobrigkeiten 
in Fällen der Außerachtlaſſung mit aller 
Strenge zur Verantwortung zu ziehen, 
die Kreiscommiſſäre aber und das Sa— 
nitãts⸗Perſonale, insbeſondere in Fällen 
von Kreisbereiſungen, zur beſonderen 
Aufſicht auf dieſen höchſt wichtigen Po— 
lizei- und Geſundheitszweig, und zur 
Nachweiſung in den Protocollen beauf⸗ 
tragt. Nach dem Inhalte der unterm 
9. Mai 1785, 11. Dec. 1795 und 27. 
Juli 1796 hinausgegebenen Vorſchrif— 
ten werden jene Hunde geduldet, welche 
zur Betreibung eines Gewerbes, zur Be— 
wachuug und Jagd höchſt nothwendig 
ſind, dann wird dem Landmanne ein 
Hund zur Bewachung ſeines Hauſes ge— 
ſtattet, der aber angehängt, oder in 
einem geſchloſſenen Haushofe eingeſperrt 
ſein muß; ſo wie denjenigen, welche ihr 
eigenes Auskommen haben, einen Hund 
zur Bewachung ihres Zimmers zu halten 
erlaubt iſt, der aber immer mit einem 
Halsbande verſehen ſein muß, und zur 
Nachtzeit nicht außer Haus gelaſſen wer: 
den darf, ferner werden Jene, welche 
außer zum Gewerbe und zur Jagd mehr 
als einen Hund halten, oder felben nicht 
an die Kette legen, unnachſichtlich mit 
drei NReihsthalern Strafe belegt, fo 
wie nicht minder alle überflüffigen, her— 
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renlos herumlaufenden, mit feinem Hals- 
bande verfehenen, und zur Machtzeit 
ohne ihren Herrn außer dem Haufe an— 
getroffenen Hunde unverzüglich erſchla— 
gen werden müſſen, endlich haben alle 
Dominien und Ortsobrigfeiten, die Bes 
amten, Drtsrichter, Jäger und andere 
Borfteher, die bei fonft bemerkter Sorg— 
lofigfeit der oben feſtgeſetzten Strafe 
unterliegen, auf die genaue Befolgung 
diefer Anordnung ftrenge zu wachen. 
Nach dem weiteren Sinne der angeführ: 
ten VBorfchriften haben die Abdeder ihre 
Bezirke oft zu durchftreifen, und die frei 
herumlaufenden Hunde zu tödten, wo— 
von dann jene, die fi durch obrigfeit- 
lihe Zeugniffe ausweifen können, die 
meiften Hunde vertilgt zu haben, eine 
ihrem Eifer angemeffene Belohnung von 
der Randesitelle erhalten werden. (Eire. 
des ka k. Kreisamtes V. U. W. W. vom 
1. Sept. 1826, Wagner Zeitſchr. N. B. 
Jahrg. 1826. 

Hunde, wuthverdächtige, de— 
ren Beobachtung im Thierarz— 
nei-Inſtitut. Transportirung 
der Aeſer. Die Anſicht, daß nur 
ſolche Hunde zur Beobachtung in das 
Thierarznei-Inſtitut geſchafft werden 
ſollen, die Menſchen oder Hunde gebiſ— 
ſen haben, und von denen es zweifelhaft 
iſt, ob ſie wüthend ſind oder nicht, daß 
aber alle Hunde vertilgt werden ſollen, 
die von entſchieden oder muthmaßlich 
wüthenden Hunden gebiſſen, begeifert, 
oder auch blos angefallen worden ſind, 
wird vollkommen gebilliget. Sehr koſt— 
bare Hunde, an denen dem Eigenthü— 
mer ſeines Erwerbes, oder des hohen 
Preiſes wegen ſehr viel gelegen iſt, und 
wo nicht ausgemittelt werden kann, ob 
ſie mit einem wüthenden oder wuthver— 
dächtigen Hunde in Berührung waren 
oder nicht, können, wenn die Eigenthü— 
mer die von der Thierarznei⸗Inſtituts— 
Direction zu beftimmenden Koſten-Pau— 
ſchale im Boraus erlegen, und wenn die 
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Thierarznei » Inftituts = Direction mit 
Rückſicht auf die Zahl der bereits im 
Inftitute in Beobachtung ftehenden, oder 
noch zu erwartenden wuthverdächtigen 
Hunde es font thunlich findet, zur Be— 
obahtung in das Inftitut übernommen 
werden, ſonſt ift mit ſolchen Hunden wie 
mit andern zu verfahren. Die Behält- 
niſſe zum Transporte der Hunde-Gada- 
ver find jo zu verfertigen, daß fie auf 
einen Wagen geftellt werden fönnen, 
welche dann die Freimannsknechte, wenn 
fie die in der Stadt und den Borftädten 
vertilgten Hunde zur St. Marrer Linie 
binausführen, mitnehmen können. Ein 
folder Aaskaſten ift jedes Mal, wenn er 
von dem Thierarznei= Juftitute abgehen 
gemacht wird, zu verjperren, und der 
Schlüſſel dafelbft zurüdjubebalten. Dem 
Abdeckerknechte, welcher den Kaften weg— 
führt, ift ein Zettel, worin die Anzahl 
der Aeſer und der Tag ihrer Abfuhr 
anzumerfen ift, mitzugeben. Diefen 
Zettel hat der Abdeckerknecht an den bei 
der St. Marrer Linie ftationirten Po— 
lizei⸗ Corporal abzugeben. Diefer wird 
einen Dann zur Begleitung des Kaſtens 
von der Linie zur Aasgrube abordnen, 
welcher den Aaskaften dafeldft zu eröff- 
nen, der Berfcharrung der Aefer und der 
Reinigung des Kaftens beizuwohnen, 
und dann den Schlüfjel wieder auf die 
Wachſtube zurüdzubringen hat. (Vdg. 
der n. 6. Rgg. vom 23. Sept. 1826 
3. 45808, n. ö. PBrov. ©. ©. 8. Thl. 
Nr 234.) 

Hunde. Berfahren hinſichtlich 
der, der Wafferfheu verdächti— 
gen Hunde. Da von dem funftge- 
mäßen Befunde über das wirkliche oder 
blos vermuthete Dafein der Hundswuth 
die Behandlung der von wuthverdädhtis 
gen Hunden verlegten Menfchen und 
Thiere wefentlih abhängt, jo wurde, 
um zur Gewißheit der wirklihen Wuth 
eines derfelben verdächtigen Hundes zu 
gelangen, im entgegengefeßten Falle 
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aber die Beihädigten aus ihrer ängſt⸗ 
lihen Ungewißheit zu reißen, und fie 
von der Fortfeßung der fonft nöthigen 
ärztlihen Behandlung zu befreien, fol« 
gende Anordnung erlaffen: 

1. Hunde, welche der Wuth verdäch— 
tig find, follen, wenn fie weder Men— 
fhen noch Thiere verlegt haben, fchleu« 
nigft getödtet, und ohne fie zu öffnen, 
auf die vorgefchriebene Art verfcharrt 
werben. 

2. Hat dagegen ein der Wuth ver« 
dachtiger Hund einen Menfhen oder ein 
Nutzthier befhädigt, fo darf derfelbe 
nicht fogleich getödtet, fondern er muß, 
wenn man feiner ohne Gefahr habhaft 
werden kann, wo möglich eingefangen, 
an einem ficheren wohlverwahrten Drt 
forgfältig eingefperrt, an eine Kette ge— 
legt, und unter genauer Handhabung 
der nöthigen Vorſichten beobadtet 
werden. 

3. Die Bertilgung eines ſolchen 
Hundes bat erft einzutreten, wenn fich 
die beftimmten Merkmale der Wuth 
äußern. Bei dem Tödten und Verſchar— 
ren desfelben, fo wie hinſichtlich der 
Bernihtung oder Reinigung der von 
feinem Geifer befudelten Gegenftände, 
muß fich jedoch zur Berhütung weiterer 
Unglüdsfälle genau nad den beftehens 
den Borfchrifteu benommen werden. 

4. Die von einem verdächtigen Hunde 
beihädigten Menſchen und Thiere find 
übrigens fo lange, ald der Beweis, daß 
der Hund nicht wüthend war, nicht voll- 
fommen beruhigend bergeftellt ift, nad 
der bisher vorgefchriebenen Art ärztlich 
zu behandeln. (Bdg. des böhm. Bub. 
vom 20. Febr. 1827. Krop. G. S. 53. 
Bd. Nr. 43.) 

Hunde, wuthverdädtige, find von 
den Eigenthümern nicht unmittelbar in 
das Thierfpital zu überfenden, fondern 
jederzeit bei der Polizei- Behörde zu 
melden, welche deren Ueberbringung in 
das Thierarzueis Inftitut veranftaltet. 
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(Bdg. dern. ö. Rgg. v. 2. März 1827 
8. 11858, n. ö. Prov. ©. ©. 9. Bd. 
Rr. 73.) 

Hunde, wuthverdächtige. So wie die 
PolizeisDber-Direction bisher alle Ko— 
ften an das Thierarznei-Inftitut beſtrit— 
ten hat, die aus der Uebergabe wuth⸗ 
verdächtiger Hunde aus dem Bereiche 
ſämmtlicher Bezirks» Directionen inner 
der Linien Wiens an das Inftitut, und 
aus der ſonach erfolgten Hinwegführung 
und Verſcharrung der Cadaver, fo wie 
der Reinigung der Behältniffe entſprun— 
gen find, eben fo find in den Fällen, 
wo dergleihen wuthverdächtige Thiere 
aus Ortſchaften außer den Linien Wiens 
in das XThierarznei- Inftitut gebracht 
werden, die aus diefem Anlaffe unter 
was immer für einem Titel auflaufenden 
Koften von der betreffenden Ortsobrig— 
feit, gegen den ihnen freigelaffenen Re— 
greß an die Eigenthümer foldher Thiere 
zu beftreiten.. (Vdg. der n. 5. Rgg. 
vom 11. Dec. 1828 3. 68351. Prov. 
®. ©. 9. Bd. Nr. 290.) 

— — bösartige. Es ift zur Kennt— 
niß der Regierung gefommen, daß fi 
neuerlih ein Unglücksfall vernadhläffig- 
ter Verwahrung bösartiger Hunde zu— 
nächſt diefer Hauptftadt ereignet habe, 
Der 8.7 der Eircular-Berordnung vom 
25. Juni 1821 3. 7316 beftimmt: 
„ Jedermann, fohin auch der befugte 
Eigenthümer eines Hundes, ift für den 
Shaden, den fein Hund anrichtet, ver: 
antwortlich; es hat daher jeder Eigen- 
thiimer eines Hundes, befonders wenn 
der Hund zornig uud biffig ift, denfelben 
fowohl bei Haufe, ald wenn eraußer dem 
Haufe davon Gebrauh macht, fo zu 
verwahren, daß Niemand befchädiget 
werde. Die Bauern haben insbefondere 
ihre Hunde, wie bereit® $. 3 angedeutet 
wurde, an die Kette zu legen und immer 
an der Kette zu halten.“ Der 8. 8 
beftimmt: „Die Bernadhläffigung der 
im obigen Baragraphe bezeichneten Vor⸗ 
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fihten ift ala ſchwere Polizei» Mebertre- 
tung uach dem $. 145 des 2. Theiles 
des Strafgeſetzbuches zu behandeln. 
Die k. k. Kreisimter haben daher die 
Diſtricts-Commiſſariate mit allem Nadh- 
drucke anzumeifen, genau nach den be= 
ftehenden Borfchriften unnahfichtlich 
fowohl im gegenwärtigen als in jedem 
vortommenden Kalle das Amt zu hans 
deln. (Ob der Enns’fche Reggs. Vdg. 
vom 27. Dec. 1829 3. 2605, Prov. 
G. ©. für Ob. Deft. vom 3. 1829.) 

Hunde. Berfabren bei dem 
Einfangen herrenlofer Hunde 
und deren nachherige Behand» 
lung. Die Regierung findet binficht- 
lih des Vertilgens der herrenlofen und 
überflüffigen Hunde für die k. k. Haupt« 
und Refidenzftadt und die Vorftädte 
Wiens, Nahftehendes zu erinnern: 

1. Wichtige Sanitäts - Polizei-Rüd- 
fihten erfordern es, daß die überflüffigen 
herrenlofen, läftigen, von wüthenden 
gebiffenen oder der Wuth verbächtigen 
oder wirflih wüthenden Hunde vertilgt 
und unfhädlih gemacht werden. Zu 
diefem Zwede war bisher in der Haupt- 
und Refidenzftadt Wien das Erfchlagen 
der Hunde mittelft eines kurzen Knittels 
üblih. Diefes Verfahren wird gänz- 
lich abgeftellt, und es hat die Bertilgung 
der überflüffigen und herrenlofen Hunde 
inner der Linien Wiens vom 1. Juli 
1838 angefangen, nicht mehr durch das 
Erfhlagen derſelben mittelft eines 
MWurfprügels zu gefchehen, fondern der- 
lei Hunde find mit der Wurf 
fhlinge zu fangen, in einem nach— 
fahrenden Kaftenwagen unterzubringen, 
lebend in das Wafenmeifterei- Gebäude 
abzuführen. 

2. Zur Einfangung der herrenlofen 
Hunde hat der Wafenmeifter wenigftens 
wöchentlich ein Mal in jedem Vorſtadt⸗ 
Polizei-Bezirke und zwei Mal in der 
inneren Stadt Wien an unbeftimmten 
Tagen in den erften Morgenftunden bin- 
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dur, außerdem aber auch no fo oft, 
ala es von Seite der Polizei» Behörde 
anbefohlen wird, durch feine Knechte 
ftreifen zu laffen. Der dazu beftimmte 
Knecht hat ſich bei der betreffenden Be— 
zirks-Direction zu melden, welche ihm 
einen Mann von der Polizei-Wache zur 
Affiftenzg mitgeben wird. Bei diefer 
Streifung find alle herrenlofen Hunde, 
ohne Unterfhied und ohne Rüdfiht auf 
die Perfon des Eigenthümers unnach— 
fihtlic einzufangen. 

3. Gleich beim Einfangen als bif- 
fige, von wüthenden oder der Muth 
verdächtigen Thieren gebiffen, der Wuth 
ſelbſt verdächtige, oder wirklich als be- 
reits wüthend erfannte Hunde, zumal 
wenn fie Menfchen oder Thiere gebiffen 
haben, find ſogleich gehörig verwahrt, 
einzeln am Stride und mit dem Maul: 
forbe verfehen, von den Abdeckerknech— 
ten nad den beftehenden Borfchriften 
unter Bolizei- Begleitung und mittelft 
fhriftliher Anmeifung in das k. k. 
Thierarzneis Inftitut zur Unterfuchung 
und weitern Beobachtung zu überbrin- 
gen, wo fodann das Weitere verfügt 
werden wird, in weldhem falle fih der 
Waſenmeiſter fammt feinen Knechten der 
ferneren Weifung der Polizei» Behörde 
und der Thierarzneis-Inftitut3-Direction 
genau zu fügen haben wird. 

4. Die als herrenlos erfannten Hunde 
find mit Vorfiht auf die fhon in meh 
reren ProvincialsHauptftädten übliche 
Weife mittelft Schlingen von Draht, 
Striden oder Riemen zu fangen. Große, 
ftarfe oder biffige, oder fonft gefährliche, 
fodann mit einem Maultorbe oder 
Maulriemen zu verfehen, und die 
dergeftalt eingefangenen Hunde hierauf 
in einem zunachſt nadhfahrenden, eigens 
dazu eingerichtetem Wagen unterzu— 
bringen. 

5. Zur fogleihen Unterbringung und 
Berwahrung der eingefangenen Hunde 
hat die auf der Streifung begriffenen 
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Knechte ein anderer, mit einem eigenen 
Hundewagen zu begleiten. 

6. Den Wafenmeifter » Knechten ift 
das Einfangen der Hunde nur auf den 
Öffentlichen Plätzen, Räumen, Straßen 
und Gaffen geftattet, und es ihnen 
nicht erlaubt, Hunde unter den 
Einfahrten und Eingängen, in 
den Höfen derHäufer, in®ärten 
und andern zu Gebäuden gehö— 
rigen Räumen aufjufuhen und 
dahin zuverfolgen, und es ift den 
zum Hundefang beftimmten Knechten ein- 
zufhärfen, daß fie fich ihr Gefchäft zwar 
eifrig angelegen fein laffen, aber dabei 
auch dem Publicum durch feine vermeid- 
lihe Beläftigung, oder den Behörden 
durch ein Auffeben erregendes Betragen, 
zu Klagen Anlaß geben. (Bdg. der n. 
ö. Rgg. vom 7. Juni 1838 3. 14064, 
Prov. G. S. 20. Bd. Nr. 129.) 

Hunde. Beftimmung der Ber 
pflegstoften für eingefangene, 
dem Thierarznei-Spitale zur 
BehandInng übergebenen 
Hunde. Die Regierung hat mit Rück— 
ſicht auf das hinfichtlich des Einfangend 
herrenlofer Hunde eingeführte neue Ber: 
fahren, die Einleitung getroffen, daß 
für Hunde, weldhe nach dem $. 3 des 
des Regierungs » Decretes vom 7. Juni 
1838 dem XThierarznei> Inftitute zur 
Behandlung übergeben werden, die Ber: 
pflegsfoften bei der Polizei-Bezirks-Di- 
rection Schottenviertel auf 14 Tage 
vorhinein im Betrage von 3 fl. EM. 
bezahlt werden können. Sollte jedoch 
ein Hund länger ald 14 Tage im Thier- 
arznei- Inftitute behandelt werden, fo 
hat der Eigenthümer des Hundes für 
die längere Behandlung, und zwar für 
jeden Tag 12 fr. EM. bei der k. k. 
Thierarznei» Inftituts = Direction unmit= 
telbar zu entrichten. (Vdg. dern. ö. 
Rgg. vom 30. Juni 1838 3. 37248, 
Prov. G. S. 20. Bd. Nr. 153.) 

— — Alle Hunde, welche in einer 


Hunde. 


Gegend betreten werden, durch die kurz 
zuvor ein wüthender Hund geftreift hat, 
ftehen wenigftens entfernt in dem Ver— 
dachte einer Vermifchung mit dem Leb- 
teren, find daher ala bedenklich zu be= 
trachten, und werden bei den hiezu ins— 
befondere veranlaßten Abdeckerſtreifun— 
gen ohne allen Anftand ausnahmslos 
eingefangen. Solde Hunde müffen, 
wenn nicht der Umftand, daß fie Men» 
fhen oder Thiere gebiffen haben, ihre 
Unterfuhung und Beobachtung im Thier- 
arzneisInftitute nothwendig macht, gleich 
bei dem Eintreffen in der Wufenmeifterei 
ohne weiters vertilgt, und es muß in 
einem folhen Falle der Kaftenwagen 
und was immer in der Abdecerei mit 
den vertilgten Hunden in Berührung 
fam, auf das forgtältigfte gereinigt wer- 
den. Auch die Halsbänder folder Hunde 
dürfen den Eigenthümern nur dann ver— 
abfolgt werden, wenn fie durchaus von 
Metall verfertigt und der vorfhriftmä- 
Bigen Reinigung unterzogen worden 
find. (Eire, der k. k. Pol. Ob. Dir. 
vom 7. Febr. 1839 3. 1267.) 
Hunde. Zum Einfangen find auch jene 
Hunde geeignet, welche ſelbſt mit einem 
Halsbande verfehen, fih auf den Glas 
cien und auf freien Plätzen in Gefell- 
[haft mit andern herumtummeln, und 
welche in gewiſſer Beziehung, weil fie 
von den Eigenthümern entfernt find, 
und von denjelben ſchlecht überwacht 
werden, als herrenlos gedacht werden 
fönnen. Bei dem Auftreten wüthender 
Hunde ift eine allgemeine im Tage öf— 
ters zu wiederholende Hundeftreifung 
‚ und unbedingte Einfangung zu veran- 
laffen, wobei alle Hunde, welde zur 
Zeit diefer Streifung mit oder ohne 
Halsband auf öffentliher Straße er: 
fheinen, ohne Rüdficht einzufangen und 
fogleich zu vertilgen find, davon werden 
nur jene Hunde ausgenommen, weldye 
getragen oder an einer Schnur geführt 
werden, Dieſe Beitimmungen find dem 
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Publicum zu verlautbaren, und es hat 
die Republication diefer Vorſchriften 
wenigftens eiumal im Jahre Statt zu 
finden. Das Einfangen der Hunde 
bat der Wafenmeifter wenigſtens zwei 
Mal in der Woche in jedem Vorftadts 
Polizei Bezirke in den erften Morgen: 
ftunden durch mehrere Stunden hin» 
durch und dreimal in der inmern Stadt, 
außerdem aber auch fo oft ala es von 
Seite der k. k. Polizeis Behörde anber 
fohlen wird, vorzunehmen, wobei die 
Polizei Wache Affiftenz zu leiften hat. 
Ingbejondere ift das Augenmerk auf die 
Blacien, auf den freien Plab bei dem 
Burgthor, und auf die fonftigen offenen 
großen Pläße zu richten, wo ſich die 
Hunde gewöhnlid in Maſſen fammeln 
und dort ihr Unwefen treiben. (Vdg. 
der n. ö. Rgg. vom 19. Juni 1839 3. 
30645, Brov. G.S. 21. Bd. Nr. 111.) 

Hunde. Auf die Berminderung der 
unnöthigen Hunde auf dem flachen 
Lande iſt durch ftrenge Handhabung der 
ſchon beftehenden Berordnungen hinzu— 
wirken, insbefondere aber die Falle von 
vorkommenden withenden, oder vers 
dächtigen Hunden zn benützen, um uns 
verzüglih in der betreffenden Gegend 
eine ausgiebige Vertilgung der Hunde 
einzuleiten. (Vdg. der n, 5. Rgg. vom 
19. Febr. 1840 3. 6135, Kn. ©. V. 
3. 1840 Nr. 10.) 

— — Hinfihtlih der in Wien zur 
Berminderung der unnöthigen Hunde 
eingeführten Maßregeln wird Folgendes 
feftgejeßt : 

1. Die Beftimmung, welche Hunde 
dem Einfangen unterliegen, bleibt die 
bisherige, nur find künftig die unter 
dem Namen Bulldogs befannten, dann 
die bairiſchen Fanghunde unbedingt ein— 
zufangen, ſobald ſie inner den Linien 
öffentlich, es möge mit oder ohne Hals— 
band fein, erfcheinen, ohne an einem 
kurzen Stride oder an einem Wagen 
geführt zu werden. 
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2. Das Auslöfen der einmal einge- 
fangenen Hunde hört in Zufunft auf, 
fie find vielmehr ohne weitere Aufbe— 
wahrung fämmtlih ohne Ausnahme zu 
vertilgen. (Vdg. der n. ö. Rgg. vom 
29. April 1840 3. 21009, PBrov. ©, 
©. 22. Bd. Nr. 71.) 

Hunde. Das Einfangen und 
Bertilgen der Hunde betref- 
fend. Mit den bisher erlaffenen Ans 
ordnungen wegen Einfangens und Ber: 
tilgens der überflüffigen und herren— 
lofen Hunde ift der dabei beabfichtigte 
wohlthätige Zweck nod nicht vollkom— 
men erreicht worden, indem fich leider 
noch immer häufige Fälle ergeben, daß 
die Gefundheit und das Leben der Be- 
wohner duch wuthkranke Hunde der 
fürchterlichſten Gefahr ausgeſetzt wer- 
den, wovon die Urfache nur in der über 
großen Anzahl von übel gehüteten Hun— 
den zu fuchen ift. lm diefen Gefahren 
wirkſamer zu begegnen, werden in Folge 
Decrets der hoben k. k. n. ö. Landes: 
regierung vom 29. Aprild.3. 3.21009 
nachfolgende Beftimmungen feftgefeßet: 

1. Zum Einfangen find nit nur 
jene Hunde geeignet, welche mit feinem 
vorfhriftsmäßigen Halsbande verfehen 
find, fondern ohne Rüdfiht auf ein 
Halsband auch diejenigen, welche fich 
auf den Glacien oder auf freien Pläßen 
auffihtslos und allein Herumtreiben, — 
welche zur Nachtszeit ſich ſelbſt über: 
laſſen auf den Straßen umherlaufen, 
oder welche den Waſenmeiſterknechten 
von den Polizei-Beamten als zum Ein— 
fangen geeignet, in beſonderen Fällen 
angezeigt werden. 

2. Die unter dem Namen Bulls 
8.098 befannten, dann die bairifhen 
Banghunde find ebenfalls ohne Rück— 
fiht auf ein Halsband unbedingt einzu- 
fangen, fobald fie inner den Linien vor— 
fommen, und nicht an einem kurzen 
Stride oder in einem Wagen geführt 
werden. 


75 


Hunde. 


3. Alle einmal eingefangenen Hunde 
find ohne weitere Aufbewahrung, und 
ohne alle Ausnahme fogleich zu vertil— 
gen; es hat daher das Auslöfen folder 
Hunde von nun an ganzlic aufjuhören. 

4. Beim Borfommen wüthender 
Hunde werden allgemeine, im Tage öf- 
ters zu wiederholende Hundeftreifungen 
in jenen Gegenden veranlaßt, welde 
ein der Wuth verdächtiger Hund durch« 
ftrihen hat, und hiebei find alle auf der 
Gaffe befindlihen Hunde ohne Unter- 
fhied und ohne Rückſicht auf ein Hals 
band einzufangen und ausnahmslos zu 
vertilgen, weil bei denfelben die Ver— 
muthung obwaltet, daß fie mittelbar 
oder unmittelbar mit dem wiütheuden 
Hunde in Berührung gerathen fein 
fonnten, und weil in einem ſolchen drin- 
genden Falle, wo es ſich um das Reben 
und die Gefundheit der Bewohner, und 
um die Befeitigung der fürchterlichſten 
und zerftörendften Krankheit handelt, 
eine Liebhaberei nicht berückſichtiget 
werden fann Bei diefen außerordents 
lichen Hundeftreifungen werden nur jene 
Hunde mit dem Einfangen verfchont, 
welche getragen, oder an einer Schnur 
geführt werden. Diefe Beflimmungen, 
wodurch die früheren vom 4. und 19. 
Suli 1839 außer Kraft gefeßt werden, 
haben mit 1. Juli d. 3. in volle Wirk» 
famfeit zu treten. (Kundmachung des 
Dr. Magifte, vom 11. Juni 1840 3. 
28158.) 

Hunde. Die k. k. n. ö. Regierung 
bat in der Abficht, die traurigen Folgen 
der Hundewuth nah Thunlichkeit zu 
mindern oder hintanzuhalten, mit Der 
cret vom 6. Juni 1841 3. 30355 ver- 
ordnet, daß jeder Hund, welder auf 
Plägen, Straßen und an gangbaren 
oder vom Publicum befuchten Orten, 
mithin außer der Wohnung des Eigen- 
thümers erfcheint, mit einem Maul— 
forbe oder Nafenriemen, welder 
dem Hunde unmöglich macht, Menihen 
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oder Thiere zu beißen, verfehen fein 
müffe, widrigens derfelbe als herrenlos 
angefehen, eingefangen und vertilgt 
werden würde, vorbehaltlich der fonfti- 
gen Folgen, welche dem Eigenthlimer 
des Hundes nad dem St. G. und $. 
1320 des a. b. ©. zu treffen haben. 
(Kundmachung des Wr. Magiftr. vom 
19. Suni 1841.) 

— — Anordnungen über die 
Auffiht auf die Hunde in Ti 
rol. Um den traurigen Unglücefällen 
und ſchrecklichen Folgen, welche durch 
die Mittheilung der Hundewuth den Men- 
fhen bedrohen, fo viel als möglich zu 
fteuern, und um das Publicum vor den 
bedeutenden Beläftigungen, die durch 
das unmäßige Halten der Hunde, und 
durch die Bernadhläffigung derfelben von 
Zeit zu Zeit fi vermehren, zu bewah⸗ 
reu, hat das Gubernium die in diefer 
Augelegenheit erlaffenen älteren Ver— 
ordnungen vom 3. Juni 1783, 28. No⸗ 
vember 1794, 14. Juli 1797 und 12. 
Mai 18320 zu republiciren, und folche 
mit zweckmäßigen Erläuterungen zu vers 
mehren befchloffen. 
Berpflidtungder@igenthümer. 

8. 1. Jeder Eigenthümer hat feinen 
Hund mit einem Halabande von belie= 
bigem Stoffe zu verfehen, auf welchem 
der Name Desjenigen angebracht fein 
muß, weldhem der Hund angehört. 
Fremde Befiker, die fi über acht Tage 
an einem Orte aufhalten, find an diefe 
Vorſchrift gleichfalls gebunden. 

8. 2. Jeder Befißer eined Hundes 
hat die Obliegenheit, demfelben die nö— 
thige Nahrung, namentlich auch Trank 
zu verabreichen, und ihm ein geeignetes, 
vor ftrenger Kälte und vor großer Hibe 
fhüßendes Obdach zu gewähren. Kein 
Kettenhund darf fo angehängt fein, daß 
er den Strahlen der Mittagsfonne bloß 
gegeben wäre. 

$. 4. Jeder Eigenthümer ift ver- 
pflihtet‘, jene Einwirkungen zu entfer- 
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nen, durch welche die Hundswuth ger 
wöhnlih erzeugt wird; hierunter find 
nebft der ftrengen Kälte und großen 
Hibe, der Mangel an frifhem reinen 
Waffer, ungefunde Nahrung, befonders 
der Genuß von faulem Fleifhe, Fette 
und Blut, zu ftarfe Erhikung, wie nicht 
minder felbft unmäßige Züchtigung und 
Unreinlichkeit zu zählen. 

8. 4. Nach eingetretener Nacht dür— 
fen Hunde nicht mehr frei herum laufen, 
am wenigften dürfen ſolche über Nacht 
auf die Gaffe hinausgefperrt werden, 
wodurch die nächtliche Ruhe vorzüglich 
für Kranke oft fo bedeutend geftört 
wird, 

8. 5. Das Mitnehmen der Hunde 
in Kirhen und an andere öffentliche, 
der Andacht gewidmete Drte ift unter 
fagt. 

8. 6. Einem gleihen Berbote unter« 
liegt das Mitnehmen der Hunde in-die 
Fleiſchbänke. 

8. 7. Nah der Beſchaffenheit der 
Hunde ift e8 insbefondere unterfagt: 

a) Läufige Hündinnen ind Freie zu 
laffen, 

b) edelhafte oder Franke Hunde aus« 
zuführen, und 

ec) Hunde, die, ohme gereizt zu wer- 
den, die Leute beißen, oder auch nur 
anfallen, zu befißen. 

8.8. Nah der @igeufhaftdes 
Gewerbes. Fuhrleute dürfen unter 
den über Naht aufgeftellten Wägen 
feine Hunde anhängen oder zurücklaſſen; 
Wirthe und Hausknechte find verpflich- 
tet, dafür zu forgen, daß dies nicht vor 
ihren Gafthäufern geſchehe. Mebger 
dürfen fich ihrer Hunde zum Viehhetzen 
nicht bedienen. 

$. 9. Hofbefiker auf dem Lande, die 
eined großen Kettenhundes zur Bewa— 
hung ihres Anweſens bedürfen, dürfen 
ſolchen zur Nachtzeit nur dann loslaffen, 
wenn fie einen gefchloffenen Hofraum 
haben. 
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Amtshandlung der Local: 
Polizeibehörden. 

$. 10. In jenen Ortfchaften, in wel: 
hen fi eigene Bolizeibehörden, Land» 
gerihte oder politifh -öconomifhe Ma— 
giftrate befinden, haben diefe, in allen 
übrigen Gemeinden aber die Gemeinde- 
vorfteher für die Handhabung der Po- 
lizei Sorge zu tragen. Es ift die Aufs 
gabe der Behörden, Unglüdsfälle möge 
lichſt zu verhüten, kleinere Verſehen po= 
lizeilich abzuwenden, ſchwere Polizei— 
Uebertretungen geſetzlich zu beſtrafen. 

$. 11. Kommt es zur Kenntniß der 
Borftehung oder der competenten Bes 
hörde, daß Befißer von Hunden diefe 
Thiere in Beziehung auf Nahrung vers 
nadläffigen, fie ohne Auffiht herum 
laufen laſſen, oder fie graufam behan— 
deln, oder daß arme, vom Almofen les 
bende Leute Hunde halten, die, da es 
ihren Eigenthümern felbft an der nöthi= 
gen Nahrung gebricht, oft Mangel und 
Noth teiden ; jo find die geeigneten 
Wege einzufhlagen, diefem Mipftande 
zu begegnen, und nöthigen Balls die 
Abihaffung folder Hunde zu verfügen. 

$. 12. In größeren Ortſchaften und 
Städten, in welhen es an fließendem 
Waſſer gänzlich gebricht, oder wo Brun—⸗ 
nen, Bäche oder Flüffe durch Archen 
abgefhloffen find, ift dafiir zu forgen, 
daß an einem Plabe den Hunden der 
Zugang zum Waffer verfhafft, oder an 
den Brunnen 2c. Behältniffe mit Waffer 
angebracht werden. 

8. 12. Einen Gegenftand der allge- 
meinen Klage bildet in Städten das 
Heulen der aus den Häufern gefperrten 
Hunde. Bei der Unmöglichkeit, jedes- 
mal durch den meiftend außer den Dit- 
haften wohnenden Wafenmeifter plöß- 
lihe Ruhe zu fchaffen, ift es den Nacht⸗ 
wächtern, Bezirkswächtern, Polizeidie- 
nern, Gerihtsdienern, zur Pflicht zu 
machen, wo es die Nähe gejlattet, den 
Wafenmeifter zur Einfangung des Huns 
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des in Kenntniß zu feßen, ſonſt aber den 
Eigenthümer eines ſolchen Hundes zu 
weden, oder aber auszuforſchen, und 
das BVorgefallene Tags darauf anzu— 
zeigen. 

$. 14. Bom Wafenmeifter eingefan- 
gene Hunde werden in den Fällen der 
88. 1, 4, 5 und 6 von diefem längfteng 
durch 3 Tage ordentlich verwahrt, mit 
gefunder Nahrung verfehen, und wenn 
fih der Eigenthümer längftens binnen 
drei Tagen um die Auslöfung nicht 
meldet, oder darauf verzichtet, erlegt. 
Dem Wafenmeijter ift es verboten, eine 
gefangene, von den Eigenthümern nicht 
abgeholte Hunde zu verkaufen. Die 
Auslöfungstare wird ald Regel mit Ein« 
fhluß der Verpflegskoſten in Städten 
und Märkten auf 1 fl., für andere Ort— 
[haften auf 30 fr. R. W. feftgefebt, 
wenn durch Uebereinfommen, oder durch 
Beftimmungen der Obrigkeit fein ande- 
rer Ablöfungsbetrag feftgefeßt wird. 
Die Obrigkeiten haben insbefondere 
darauf zu ſehen, daß nad) den Borfchrifs 
ten vom 7. Juni1817 u. 27. Febr. 1818 
(. Wafenmeifter) der Zuftand der 
Mafenmeifter möglichft verbeffert, und 
dadurd) die Ausführung der polizeilichen 
Mapregeln möglich gemacht werde. Nach 
8. 6 der legtgenannten Verordnung ift 
auch das Auffihtsperfonale der Behör— 
den anzumweifen, die MWafenmeifter in 
Beziehung auf ihre Pflichterfüllung ger 
nau zu überwachen, 

$. 15. Alle bisher erwähnten Ver- 
nadhläffigungen find nach den Eingangs 
erwähnten älteren Verordnungen mit 
2fl. R.W., und im Falle der Zahlungs: 
unvermögenheit mit einer angemeffenen 
Arreftftrafe zu beftrafen. Die Hälfte 
von den Geldftrafen hat dem Anzeiger, 
die andere Hälfte dem Local-Armenfonde 
zuzufallen. 

8. 16, 17 und 18 wurden die Bes 
flimmungen des St. ©. $$. 141, 145 
und 146 republicitt, 
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8. 19. Ueber die Mittel, der Hunde- 
wuth vorzubeugen, und die Beſchädi— 
gung zu verhüten, dann über die Be- 
handlung gebiffener Menfchen wird ſich 
auf die hierüber erfhienenen abgefon- 
derten Verordnungen, insbefondere auf 
die 88. 90 bis 108 der Verordnung 
vom 12. Juni 1817, dann auf die Ver: 
ordnung vom 12. Mai 1820 bezogen. 
(Circ. Bdg. des k. k. Gub. für Tirol 
u. Vorarlberg v. 1. April 1841, Zeit: 
fchrift für 6. R. Jahrg. 1841. N. 2. 
©. 233.) 

Hunde, Die Regierung genehmiget 
folgende Vorkehrungen gegen die Ueber: 
zahl und Gefährlichkeit der Hunde: 
Der Wafenmeifter zu St. Veit hat nicht 
nur in jedem Notbfalle auf Requifition 
der Polizei » Behörden oder der Orts— 
obrigkeit, fondern auch regelmäßig jede 
Woche zu einer im Voraus unbeftimm- 
ten Zeitin den Ortſchaften Reindorf, Ru- 
ftendorf, Braunbirfhen, Fünfhaus und 
Sechshaus Streifungen vorzunehmen, 
die als herrenlos anzufehenden, oder bei 
außerordentlihen Umftänden alle vor— 
kommenden Hunde einzufangen und in 
der Waſenmeiſterei zu vertilgen. Bon 
den Streifungen ift den Ortögerichten 
die Anzeige zu machen, von denfelben, 
oder wo möglich von der Polizei = Bes 
hörde Affiftenz zu nehmen, und die Zahl 
der gefangenen Hunde beftätigen zu 
laffen; dieſe Beftätigungen find der 
Herrſchaft St. Beit zu übergeben, welche 
zu wachen und zu beftätigen hat, daß 
die gefangenen Hunde wirklich vernichtet 
worden find; über das Ergebniß ift 
dem k. k. Kreisamte unter Anfhluß der 
Beftätigungen monatlich Bericht zu er— 
ftatten. Als Entfhädigung erhält der 
Wafenmeifter für jeden eingefangenen 
Hund 3 kr. C. M. und jährlid won der 
Gemeinde Fünfhaus 25 fl., Sechshaus 
25 fl., Braunhirſchen 25 fl., Ruftendorf 
10 fl. C. M. Dem Kreisamte wird ed 
überlaffen, ähnliche Maßregeln aud in 
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Gaudenzdorf, Meidling, Hiking, Pen- 
ing, Simmering und Döbling (von 
wo die Beranlaffung zu diefer Verhand⸗ 
lung ausgegangen ift) einzuleiten. (R. 
V. v. 12. Jän. 1842 3. 14001 An. 
S. V. J. 1842. Nr. 102.) 

Hunde. Seine ?. k. Majeftät haben 
laut h. Hofkanzlei-Decretes v. 7. Juni 
1843 3. 18123 mit a. h. Entſchlie— 
Bung v. 3. Juni 1843 die Anzeige über 
die Maßregeln zur Verminderung der 
Hunde in Wien zur Wiſſenſchaft zu neh— 
men, und zugleich a. h. zu befehlen ge- 
ruht, daß die Behörden die beftehenden 
Borfchriften fortan mit angemeffener 
Genauigkeit in Ausführung zu bringen 
haben. Indem man der Bez. - Direct. 
diefe, mit 5. Rggs.Decrete v. 21. Juni 
1843 3. 33317 anher befannt gege- 
bene a. h. Willen&meinung mit dem 
Auftrage mittheilt, ſich die diesfalls be- 
ftehenden Vorſchriften zur genaueften 
Darnachachtung gegenwärtig zu halten, 
kann man zugleich die, felbft von der 
hoben Landesftelle ebenfalld gemachte 
Bemerkung nicht umgehen, daß nod 
immer viele Hunde, ohne mit dem vor« 
gefhriebenen Maulkorbe verfehen zu 
fein, in der Stadt, am Glacis, an öf— 
fentlihen Pläßen und in den Borftäd- 
ten frei und unbeanftändet umberlaufen, 
wodurd die Landesregierung eben be: 
ftimmt wurde umter Einem der Bol,» 
Db.- Direct. die zulegt erfloffene Vor— 
ſchrift, wornach alle, außer den Häufern 
ohne Maulkorb betretenen Hunde eins 
zufangen und zu vertilgen find, neuer- 
lid in Erinnerung zu bringen. Die Ur— 
fache des ungenügenden Kortganges der 
in Rede ftehenden Mafregel ift vorzüg- 
li in dem Umftande zu ſuchen, daß der 
Hundefang immer nur zu einer und der— 
felben Zeit, nämlih in den Morgen: 
ftunden Statt findet, daß das Erſchei— 
nen der Abdederfnechte zu diefem Zwecke 
in jedem Bezirke zu ſchnell ruchbar und 
ihre Berufsverrichtung von den beige- 
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gebenen Organen der Polizei « Aufficht 
nicht immer gehörig unterftüßt wird. 
Man muß daher den Bez. » Direct. zur 
angelegentlihen Pfliht mahen, dem 
Einfangen der, mit feinem Manltorbe 
verfehenen Hunde eine größere Aufmerk⸗ 
ſamkeit zuzuwenden, dafür zu forgen, 
daß diefe Maßregel fo viel ala möglich 
ohne vorausgehende Berlautbarung 
und zeitweife unvorgefehen auch in den 
Nahmittagsftunden vorgenommen, da— 
bei der Bezirk in verfchiedenen Richtun— 
gen und öfters diefelbe Straße oder 
Gegend wieder zurück durdhftreift und 
überhaupt mit Eifer umd Thätigkeit 
vorgegangen werde, wozu die Abde- 
Aerfnehte anzumweifen, und durch die 
apiftirenden Wachleute nachdrücklich 
zu verhalten ſind. Den Letzteren aber 
iſt insbeſondere und bei Vermeidung 
empfindlicher Ahndung einzuſchärfen, 
daß ſie ſich in der Nähe der, ihren 
Dienſt verrichtenden Abdeckerknechte zu 
halten, dieſelben zur Thätigkeit anzu— 
eifern, ſie auf die Gegenden, wo ge— 
wöhnlich aufſichtsloſe Hunde bemerkt 
werden, aufmerkſam zu machen, Reni— 
tenzen angemeffen zu begegnen, und fich 
jeden unzwedmäßigen Benehmens vor: 
züglich aber jeder vorläufiger Warnung 
der Hundehälter, fo wie überhaupt je 
des ähnlichen pflichtwidrigen Einver- 
ftändniffes mit denfelben zu enthalten 
haben. (Eirc. der ka k. Pol.-Db.-Direct. 
v. 10. Jul. 1843 3. 9522/1711.) 
Hunde. Es ift die Wahrnehmung 
gemacht worden, daß in leßterer Zeit 
in der Stadt und den Vorftädten Wiens 
wieder eine größere Anzahl von Hun— 
den ohne den vorgefchriebenen Maul- 
forb auf den Etrafen und Pläßen an- 
getroffen, und daß diefe, die perfönliche 
Sicherheit bezwedende Maßregel troß 
wiederholter behördlicher Kundmahung 
von Seite der Eigenthümer der Hunde 
vielfältig übertreten wird. Da aber hie: 
durch, wie neuerlich wiederholt vorge 
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fommene Fälle darthun, das Leben und 
die Gefundheit der Menſchen in nicht 
geringem Grade bedroht find, fo wird 
zu Folge hohen Erlaffes des Minifters 
des Innern v. 19. März 1850 3.5155 
verordnet: 

1. Jeder Hund, der auf Pläben, 
Straßen und gangbaren oder vom Pur 
blicum befudhten Orten innerbalb 
der Linien Wiens erfheint, er mag 
an einer Schnur geführt werden oder 
nit, muß mit einem das Beißen ver- 
bindernden metallenenMaulftorbe 
verfehen fein, widrigenfalls derfelbe ale 
herrenlo8 angefehen, eingefangen und 
vertilgt werden wird. Die Auslö« 
fung und NRüdftellung der 
Hunde an ihre Eigenthümer 
wird unter feiner Bedingung 
mebhrgeftattet. 

2. Die Eigenthümer der ohne den 
vorgefchriebenen Maulkorb im Freien 
betretenen Hunde, werden mit einer 
Geldftrafevon 2 bis 20 fl. C. M. ge- 
ahndet. (Kundm. der k. k. Stadthptm. 
v. 8. April 1850.) 

Diefe Vorfhrift wurde aud 
aufdiellmgebungenvon Wien, 
in fo weit diefelben inden Pos 
lizeisBezirfvon Wien gehören, 
ausgedehnt. (Vdg. des Minift. des 
Inn. v. 22. Oct. 1850 3. 22708. 
Erl. der n. ö. Statthalt. v. 12. Der. 
1850 3. 42696.) 

Hunde. In Beziehung auf die ge- 
drucdte Kundmachung v. 8. April d. J., 
das Einfangen und unbedingte Bertil- 
gen der herrenlofen Hunde betreffend, 
wird den k. k. Bezirfs-Commiffariaten 
in Gemäßbheit der hohen Statthalterei« 
Decrete v. 7. April und 14. Mai 1850 
3. 12593 und 20331 noch Nachſte— 
hendes zur Wiffenfhaft und genaueften 
Darnachachtung eröffnet. 

t. Weder der Wafenmeifter noch defr 
fen Knechte dürfen fich beigehen laſſen, 
einen, ohne den vorgefihriebenen Mauls 
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korb an einen öffentlichen Orte betreter 
nen und eingefangenen Hund zurückzu— 
geben, und ed wurde mit h. Minifterials 
Decrete v. 19. März d. 3. 3. 5155 
beftimmt, daß gegen den Wafenmeifter 
im 1. Webertretungsfalle mit Verhän— 
gung einer Geldftrafe von 25>—100 fl., 
und bei Wiederholung mit der Einzie- 
bung feines Gewerbes und feiner dienft« 
lihen Bezüge vorzugehen, gegen feine 
Knechte aber auf eine nad Umftänden 
mit Faſten verfchärfte angemefjene Freis 
heitöftrafe zu erkennen fei. 

2. Nicht nur die Eigenthümer der 
ohne den vorgefähriebenen Maulkorb im 
Freien beiretenen Hunde, fondern alle 
Eigenthümer, deren Hunde ohne Maul« 
korb betreten werden, ed mag dies im 
Freien, auf Straßen und Plätzen oder 
in Haushöfen, Kafeer, Schanf- und 
Gafthäufern, Gafthausgärten 2c. 2c. ges 
fhehen, find mit einer Gelditrafe von 
2 bis 20 fl. zu belegen, und es wird 
bier bemerkt, daß der Ort des Erfchei« 
nens eines nicht gehörig verwahrten 
Hundes, nad der ausdrüdlihen Erläu— 
terung der hohen Gtatthalterei v. 14. 
Mai 1850 feinen Unterſchied mache 
und daß gute Gründe für die Ausdeh- 
nung der Verordnung auf die erwähns 
ten gangbaren und befuchten Orte [pres 
hen, da bisher die meiften Beſchädi— 
gungen von Perfonen dur Hunde in 
Haushöfen vorgefommen und Collifio- 
nen mit unverwahrten Hunden in 
Schanflocalitäten leichter ald im Freien 
möglich, aber auch dıe Eigenthümer der- 
felben leichter zu eruiren find. Hiernach 
haben die f. k. Bezirks - Commiffariate 
ihre Drgane anzueifern und zu beleh- 
ren, vorkommende Webertretungsfälle 
diefer Vorfchriften aber in Unterfuhung 
zu ziehen und den Act vorzulegen. 
Hiebei wird das f. k. Bezirks-Commiſ—⸗ 
fariat darauf aufmerffam gemacht, daß 
in den bereits vorgefommenen Fällen, 
in welden die Eigenthümer folder un- 
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verwahrter Hunde, mit den Teßteren von 
der Militärpolizeiwahe zum Bezirks— 
Commiffariate wegen Uebertretung der 
beftehenden Borfchrift geftellt werden, 
wohl die Beftrafung der Eigenthümer, 
nit aber die Vertilgung der Hunde 
unbedingt einzutreten hat, daher nur in 
dem Falle, als diefe Maßregel aus be- 
fonderen Gründen verhängt wurde, der 
betretene Hund und zwar mit fchriftli« 
her Weifung in die Abdeckerei abzuge- 
ben ift. Nie aber follen die Wachorgane 
den Eigenthümer nöthigen, ſich mit den 
beanftändeten Hunde unmittelbar zum 
Wafenmeifter zu begeben, da dem Lep- 
teren die Hinausgabe des Hundes, er 
mag gefund oder Frank befunden wers 
den, ftrenge unterfagt ift, und die Zu— 
rückweiſung der Eigenthümer leicht zu 
erceffiven Auftritten vor der Wohnung 
des MWafenmeifters Anlaß geben würde, 
vor welcher derfelbe dann nicht gehörig 
gefhügt werden könnte. (D. der k. k. 
Sthptm. v. 23. Mai 1850 3. 8913.) 

Hunde. Zur Gefundheitspolizei ger 
hören auch die Borfichten zum Schuße 
des Lebens und der Gefundheit vor 
Gefährdungen durch verwahrlofte, wü- 
thende oder wuthverdächtige Hunde und 
derlei andere Thiere. Borgelommene 
Fälle der Außerachtlaſſung diefer Vor— 
fihten, und die entſetzlichen Folgen, die 
aus einer ſolchen Nachläffigkeit ent- 
fpringen können, machen nothmwendig, 
den Bürgermeiftern nachftehende Weis 
fungen zur Befolgung einzufchärfen. 

$. 1. Der Bürgermeifter hat dafür 
zu forgen, daß der Abdeder oder Was 
fenmeifter alle berrenlofen und unnütz, 
ohne Auffiht und Halsband herumlau— 
fenden Hunde fogleich vertilge, und zu 
diefem Behufe in den verfhiedenen Dt- 
ten der Gemeinde unvermuthet Nach— 
ſicht pflege. 

$. 2. Es kann zwar nicht verwehrt 
werden, überflüffige oder entbehrliche 
Hunde zu halten; doch darf Niemand 
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durch ſolche Hunde beläftiget oder ge: 
fahrdet werden. Der Bürgemeifter wird 
feine Gelegenheit zu verfäumen haben, 
um auf die freiwillige Verminderung 
der für gewerblide oder häusliche 
Zwede entbehrlichen Hunde in der Ge- 
meinde hinzumirken. 

8.3. Nicht Jedermann in der Ges 
meinde erfennt und beachtet die erften 
und gewöhnlihen Krankheitserfchei- 
nungen feines Hundes; nicht Jeder ſucht 
zu rechter Zeit Hilfe. Es wird daher 
Pflicht des Bürgermeiſters, die Hunder 
hälter auf die Kennzeichen entitehender 
Krankheiten und auf die nöthigen Vor: 
ſichten gelegentlih aufmerffam zu ma— 
hen, und fie durch feine Drgane und 
duch vertraute Gemeindeglieder zu 
überwaden, damit nöthigen Falls durch 
Strenge einer Gefahr vorgebeugt werde. 
Um dem Biürgermeifter diefe Pflicht zu 
erleihtern, wird ein Auszug aus der 
mit Regierungs =» Berordnung vom 30. 
November 1834 3. 36528 (Nro. 229 
der Prov. Gefeh- Sammlung) fundge- 
machten Belehrung über die Thierfeu- 
chen abgedrudt, worin über die Wuth— 
frankheit der Hunde und anderer Hause 
thiere der geeignete Unterricht ertheilt 
wird. (S. Hundswuth.) 

$. 4. Da die Hundehälter eine bes 
fondere Obforge der Gemeinde in An: 
ſpruch nehmen, und ihr dadurch auch 
Auslagen verurfachen, fo ift es nicht 
unbillig und hat feinen Anftand, wenn 
der Gemeinde» Ausfhuß dafür eine be 
fondere, wie ſich verfteht, geringe Ab- 
gabe zur Gemeindecaffe befchließt. 

8.5. Der Eigenthümer eined Huns 
des, an welchem Kennzeichen einer 
Krankheit zum Vorſchein kommen, ift 
verpflichtet und nöthigen Falls zu ver: 
halten, den Hund einzufperren und an 
eine Kette zu legen, damit der Hund 
“genauer beobachtet werde, und bei ein- 
tretender Wuth nicht ausreiße und ent: 
fomme. Wenn aber auch nur der Ber- 

Baleisfy, Haudb. d. Polig. Geſ. IL 
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dacht der eintretenden Wuth fich ergibt, 
fo bat der Eigenthümer bei fonftiger 
Strafe dem Bürgermeifter die Anzeige 
zu machen, damit er die arztliche Unter- 
ſuchung einleite, und wenn diefe wirk— 
lih Spuren der Wuth ergibt, die Ver— 
tilgung verfüge. 

8. 6. Briht ein mwüthender oder 
wuthverdädhtiger Hund, oder ein ander 
res derlei Thier in einer Gemeinde aus 
oder ein, fo ift gleich Lärm zu machen, 
damit fih Jedermann hüte, vorzüglich 
die Heinen Kinder bewahre, und Hunde - 
und anderes Vieh einfperre. Der wü— 
thende oder wuthverdädhtige Hund oder 
das fo befhaffene Thier ift aber mit 
gemeinſchaftlicher Hilfe, fo weit es als 
lenfalld ohne Gefahr gefchehen kann, 
lebendig einzubringen, außertem aber 
fogleich zu tödten. Der Bürgermeifter 
hat genaue Erkundigung einzuziehen, 
woher der Hund oder das Thier ges 
fommen, wer der Eigenthümer desfel- 
ben und ob davon irgend ein Menſch 
oder Vieh in oder außer dem Orte an— 
gegriffen worden fei. Scheint der wü— 
thende Hund oder das wüthende Thier 
aus einer anderen Gemeinde entlaufen 
zu fein, fo ift den Nachbargemeinden 
fogleih Nahriht zu geben und dabei 
auch die Gattung, Größe, Farbe u. ſ. w. 
des Hundes oder Thieres zu befchreiben 
und anzudeuten, ob ein Menfch oder 
Thier bereits verlegt worden fei, damit 
hiernach auch in den andern Gemeinden 
weiter nachgeforfht und vorgeforgt 
werde. Zugleich ift die Anzeige darüber 
an die Bezirkshauptmannfchaft zu er— 
ftatten, damit diefe, fo fern es nöthig 
erfcheint, einen Sanitätsbeamten ab» 
fende, und allfällige fonft erforderliche 
Verfügungen treffe. 

8. 7. Wurde ein Menſch von einem 
wüthenden oder wuthverdächtigen Hunde 
oder Thiere gebiffen, geritzt, geftreift, 
oder auch nur von deffen Geifer berührt, 
fo ift alfogleih der nächſte Arzt oder 
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Wundarzt herbeizuholen. Bis zur Ans 
kunft des Arztes oder Wundarztes muß 
die Wunde mit Salzwaffer, Effig, Sei- 
fenwaffer oder ſcharfer Lauge gut aus— 
gewaschen und fo lange gerieben wer» 
den, bis ein heftiger Schmerz entfteht, 
oder die Wunde ftark blutet. 

$. 8. Wüthende oder wuthverdäch— 
tige Hunde oder andere dergleichen 
Thiere müffen in der Regel ohne Nach— 
fit getödtet werden, und nur in dem 
Falle, wenn ein Menfh von einem der 
Wuth verdächtigen Thiere verlegt oder 
berührt worden ift, foll das verdächtige 
Thier (jedoch nur wenn man desfelben 
ohne Gefahr habhaft werden kann) noch 
fo lange in Berwährung genommen 
werden, bid man fi von dem Vorhan— 
denfein, oder der nicht eingetretenen 
Wuth zur Beruhigung des Verletzten 
durch Kunftverftändige die Ueberzeu— 
gung verfchafft hat 
8.9. Iſt ein Hund oder fonftiges 
Bieh von einem wüthenden Hunde oder 
anderen Thiere verlekt, berührt oder 
beyeifert worden, fo hat der Eigenthü— 
mer oder wer fonft darum weiß, dem 
Bürgermeifter zur Einleitung der ange: 
meſſenen Vorforge bei fonftiger Strafe 
die Anzeige zu machen. Alle von einem 
wüthenden oder wuthverdädhtigen Hunde 
oder anderen Thiere gebiffenen oder be— 
rührten Hunde find ohne Ausnahme zu 
vertilgen. Eben fo müffen auch andere 
Hausthiere ald Hornvieh, Schweine, 
Schafe u. f. w. fobald ſich beftimntere 
Merkmale der Wuthkrankheit zeigen, 
vertilgt werden. 

8. 10. Die getödteten mwüthenden 
oder wuthverdächtigen Thiere müſſen 
ſammt der Haut in Gegenwart des 
Bürgermeiſters oder eines Abgeordne— 
ten von dem Waſenmeiſter an einen ab— 
gelegenen Orte recht tief verſcharrt wer: 
den. Die Häute der wegen der Wuth 
oder als wuthverdächtig vertilgten 
Zhiere vor deren Verſcharrung abzuzies 
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ben und zum Gebrauche zu verwenden, 
ift unter ſchwerer Verantwortung unters 
fagt. Desgleihen ift auch verboten, 
folhe Thiere in das Waſſer zu werfen. 

8. 11. Alles, was wüthende Hunde 
berührt, oder mit ihrem Geifer beſchmutzt 
haben, als vorzüglih der Stall, die 
Streue, Geſchirre, in welchen ihnen die 
Nahrung gereiht wurde u. ſ. w. muß 
verbrannt, das Eifenwerk aber ausge 
glüht werden, wobei aber nichts mit 
den bloßen Händen, fondern Alles nur 
mit Haken und Zangen angefaßt wer- 
den darf. 

$. 12. Die Behandlung der von 
wüthenden Thieren verlegten Menfchen 
bat fih genau nad der ärztlihen An« 
ordnung zu richten. Dasfelbe gilt von 
der Behandlung wirflih wuthkranker 
Menfchen. (Erl. der o. ö. Stth. v. 10. 
Juli 1851 3. 11226. 2.6.23. Nr. 
275.) 

Hunde. Die ungewöhnlih große 
Anzahl der Fälle der Hundswuth, welche 
fich feit- kurzer Zeit ereignet haben, dann 
die häufigen Befhädigungen dur wü— 
thbende Hunde erfordern die ftrengite 
Auffiht und die unnachfichtlihe Hand— 
habung der bezüglich der Hunde befte- 
henden Polizei-Borfhriften. Unter diefe 
gehört insbefondere jene, daß nach dem 
Negierungs = Circulare vom 14. Mai 
1781 umd nach dem Hof= Decrete vom 
13. April 1785, die Haushunde, welche 
Bauern und andere Wirthichaftsbefiker 
halten, an Ketten angehängt fein müſ— 
fen. Diefe Borfchrift wird beinahe nir- 
gends beobachtet, allenthalben laufen 
diefe Hunde frei herum, werden von den 
Befigern und ihren Dienftleuten mit 
auf die Felder genommen, und vermeh— 
ven dadurch die Gefahr der Verbreitung 
der Hundswuth. Selbft Bürgermeifter 
und Gemeinde-Borftände beachten diefe 
Borfihrift nicht. Die Herrn Bezirks— 
hauptmänner werden demnach aufge 
fordert, auf die ftrengfte Beobachtung 
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diefer Vorſchrift mit allem Ernſte zu 
dringen, und jene Bürgermeifter, welche 
fih im diefer Beziehung eine Nachläſ— 
figfeit zu Schulden fommen laffen, oder 
wohl gar ihren Gemeinden mit einem 
übeln Beifpiele vorgehen, mit den ge 
ſetzlichen Strafen unnahfichtlich zu be 
legen, Ferner ift darauf zu dringen, 
daß alle frei herumlaufenden Hunde 
eingefangen, und ohne Ausnahme ver— 
tilgt werden, daher die Wafenmeifter zu 
verhalten find, unausgefeßt Streifun: 
gen vorzunehmen. (Erl. der o. ö. Stth. 
v. 18. Sept. 1851 3. 15744. 8. ©. 
B. Rr. 379.) 

Hunde. Das Berbot der Ver 
wendung der Hunde als Zug 
vieh. Die im heurigen Jahre viel häu— 
figer als fonjt vorkommende Hundes 
wuth, und die vielen Berleßungen an 
Menfhen und nüßlihen Hausthieren, 
weldhe durch wüthende, oder wuthver— 
dächtige Hunde verurfacht worden find, 
erheifhen die Entfernung aller jener 
Umftände oder Beranlaffungen, welche 
zur Hervorrufung der Hundswuth bei- 
tragen können. Unter diefe gehört die 
Berwendung der Hunde als Zugvieh, 
wodurd fie oft übermäßig angeftrengt 
werden. Es wird daher das Einſpan— 
nen der Hunde allgemein verboten, und 
die Handhabung diefes Verbotes den 
Bürgermeiftern übertragen. Im Falle 
der Uebertretung haben die Bürgermei— 
fter jene Strafen zu verhängen, zu wel— 
chen fie durch die $$. 122 und 124 des 
allgemeinen Gemeindegefeßes berechti- 
get find. In der Landeshauptftadt Linz, 
dann in den Orten, wo fich erponirte 
Polizei» Sommiffäre befinden, wird die 
Handhabung diefed Verbote den k.k. 
PolizeisBehörden nad $. 12 des Wir- 
kungskreiſes für diefe Behörden über: 
tragen. (Erl. d. o. 5. Stth. v. 18. Det. 
1851 3. 17511. 2. ©. 3. Ar. 423.) 

— — 68 ift wiederholt vorge: 
fommen, daß bei der Benüßung 
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der Hunde als Zugthiere, ſich 
Uebelſtände ergeben, welche ſich als 
Thierquälerei herausſtellen, wie z. B. 
wenn die Hunde unverhältnißmäßig 
ſchwer beladene Karren ziehen ſollen, 
und der Eigenthümer des Fuhrwerkes 
ſelbſt ſich auf dasſelbe ſetzt. Das Be— 
zirks-Commiſſariat wird mit Bezug auf 
das hierämtliche Decret v. 16. Dec. 
1851 3. 25450/2080 (f. Thierquä⸗ 
lerei) aufgefordert, in derlei vorfom« 
menden Fallen Amt zu handeln. (D. 
der Pol.» Direct. v. 27. Juli 1852 3. 
13948/1635.) 

Hunde. Mit Bezug auf die beiden 
hierämtlihen Decrete v. 16. Dec. 1851 
3. 25450/2080 (f. Thierquälerei) 
und 27. Juli 1852 3. 13948/1635 
(ſ. Hunde) in Betreff der Thierquälerei 
und der Benüßung der Hunde 
als Zugvieh, wird den Bezirks— 
Sommiffariaten eröffnet, daß die k. k. 
n. ö. Statthalterei mittelft Erl. v. 25. 
Novbr. 1852 3. 40377 erklärt bat, 
fich nicht in der Lage zu befinden, rück— 
fichtlich des zweiten Punctes ein allge 
meines Verbot zu erlaffen, daß jedoch 
angeordnet wurde, in diefer Sache eine 
ftrenge Ueberwachung zu pflegen, die 
wahrgenommenen auffallenden und öf— 
fentlihes Aergerniß erregenden Miß— 
handlungen der Hunde fowohl, als au- 
derer zum Zuge verwendeten Thiere ab: 
zuftellen und der gefeglihen Ahndung 
zuzuführen. Das Bezirks-Commiſſariat 
wird insbefondere auch angewiefen, jede 
Beläftigung des Publicums durch Die 
mit Hunden befpannten Wägelchen und 
Karren, fo wie namentlid) das mit 
Hergernig verbundene Befteigen folder 
Fuhrwerke durch die Führer bintanzus 
halten, wobei es fich von felbft verfteht, 
dag die zum Zuge verwendeten Hunde 
ebenfalls mit den vorgefchriebenen 
Maulkörben verfehen fein müffen. (D. 
der Bol.» Direct. v. 6. Jän. 1853 3. 
24984/2729.) 


6° 


Hunde. 


Hunde, im Walde und Felde allein 
herumiscende find zu erlegen, |. Jagd⸗ 
wefen. $. 20. 

— — deren Bertilgung in den Drt- 
fhaften Nußdorf, Heiligenftadt und 
Grünzing, ſ. Wafenmeifter. 

— — f. Thierquälerei, Wafen: 
meiſter. 

Hundsbiß. An ſelbem Verunglückte 
find in das allgemeine Krankenhaus 
abzugeben. (R. ö. Rage. Vdg. v. 21. 
Aug. 1739. Krop. Gef. Joſ. 17. Bd. 
©. 423.) 

— — fein Biß eines Hundes, er 
fei auch noch fo unbedeutend, ift für 
gering zu achten und zu vernachläſſi— 
gen, wohl aber immer ohne allen Ver— 
[hub dem Rath und Hilfe der Aerzte 
zu unterziehen. (Gub. ®. in Böhm. v. 
15. Juli 1794. Krop. Gef. Franz, 4 
Bd. ©. 378.) | 

— — Häufige Erfahrungen haben 
bewiefen, daß die fürdhterliche Krankheit 
der Wafferfhen an Perfonen, welde 
von einem wüthigen Thiere gebiffen 
worden waren, oft erft nach längerer 
Beit ausbrach, welches meiftend der 
Fall war, wenn Anfangs die Anwen— 
dung der als gegen diefe Krankheit 
ſchützend allgemein befannten Außerli- 
hen Heilmittel vernachläffiget wurde, 
Daher ift ſchon fo oft verorduet wor— 
den, daß die äußerlihe Behandlung 
nach erfolgtem Biffe fo bald als mög- 
lich eingeleitet, und mit größter Thätig- 
feit fo lange fortgefeßt werde, bie es 
wahrfcheinlih wird, daß durch die Ei- 
terung der gebijfenen Stelle alles etwa 
durch den Biß in den Körper des be> 
handelten Individuums gefommene 
Wuthgift herausgebradht, und ſonach 
jede Gefahr eines Ausbruches der Waf- 
ferfheu möglichft entfernt wurde. Nun 
kann dies zwar, befonders bei geringer 
Berlegung, oft nur eine Behandlung 
von 2 bis 3 Wochen bezweden; allein 
die fhredlihen Folgen diefer Krankheit 
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fordern die größte Vorſicht, und redkt— 
fertigen daher auch eine längere ſelbſt 
ſchmerzhafte Behandlung eines ſolchen 
Individuums. Ungeachtet num fein vor« 
fichtiger Arzt einen Gebiffenen vor Ber- 
lauf von 6 Wochen aus der ärztlichen 
Behandlung entlaffen wird, fo findet 
man doch nothwendig, beftimmt und 
ausdrücklich die Frift von 6 Wochen 
feftzufegen, vor welcher fein von einem 
verdächtigen Thiere gebiffenes Indivi— 
duum aus der ärztlihen Behandlung 
entlaffen werden darf. Sind ſolche Um— 
ftände vorhanden, welche eine längere 
Behandlung erheifchen, fo ift diefes dem 
vernünftigen Ermefjen des Arztes über—⸗ 
laffen; doch ift hievon jedesmal an das 
Kreisamt, unter Befanntmahung der 
Beweggründe die Anzeige zu machen, 
welche fohin an die Regierung einzube- 
gleiten ift. (N. 6. Rggs. Vdg. v. 4. 
Nov. 1816.) 

Hundsbiß. In Berfolg der Ver— 
ordnung vom 4. Nov. 1816, in welcher 
befohlen wurde, daß die von verdächti« 
gen Hunden gebiffenen Berfonen wenig- 
ftend duch 6 Wochen ärztlih zu ber 
handeln find, wird weiter verordnet: 
daß folhe Perfonen nah Beendigung 
der Behandlung der öffentlihen Sicher— 
heit wegen, immer noch durch einige 
Zeit, unter Polizei » Aufficht gejtellt 
werden müſſen. Die Beflimmung der 
Dauer diefer Aufficht bleibt jedoch dem 
vernünftigen Ermeffen des behandeln: 
den Arztes überlaffen. (N. d. Rggs. 
Vdg. v. 19. Dec. 1816. Krop, Gef. 
Franz. 37. Bd. ©. 253 u. 418.) 

— — , f. Sanitätsauslagen. 

Hundscomödien, ſ. Schaupro: 
ductionen. 

undsmelde, f. Gleiſe. 
undspeterfilie, |. Feldfchier: 


in 

Eunbiwnth. Sobald der Drid« 
vorfteher die Anzeige von einem wü— 
thenden Hunde erhält, fo hat derfelbe 
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fogleih die Erhebung zu pflegen, ob 
nicht ein Menfih oder ein anderes Thier 
von demfelben befhädiget worden fei, 
fo wie die Berfügung zu treffen, daß 
ein folder Hund, felbft, wenn er nur 
der anfangenden Wuth verdächtig ift, 
in feiner oder eines feiner Amtsgehilfen 
Gegenwart zur Verhütung weiterer Un- 
glücdsfälle von dem Waſenmeiſter todt 
gefchlagen, und fohin ohne ihn zu öffe 
nen, fammt der Haut an einem abgele- 
genen Orte 4 bis 5 Schub tief, mit 
ungelöfhtem Kalke beftreut, verfcharrt, 
und vor dem Wiederausgraben durch 
andere Thiere, ald Schweine u. f. w. 
durch darauf geſteckte Dornſträuche ge 
fihert werde. Beim Tödten und Bere 
ſcharren ſelbſt ift ſich in Acht zu neh— 
men, daß man vom Blute oder Geifer 
des Hundes nicht beſpritzt, oder ſonſt 
damit beſudelt werde. Alles, was ſolche 
Hunde vor ihrem Tode mit dem Geifer 
beſchmutzten, oder berührten, als vor— 
züglich der Stall, die Streue, die Ge— 
ſchirre, Ketten u. ſ. w. muß verbrannt, 
das Eifenwert Hingegen ausgeglüht 
werden, wobei aber nichts mit bloßen 
Händen, fondern Alles nur mit Haden 
und Zangen angefaßt werden darf. 
Wenn ein wüthiger Hund, oder was 
immer für ein anderes wüthiges Thier 
von einem andern Orte fömmt, fo muß 
dasfelbe auf der Stelle getödtet wer— 
den, fogleich ift fo viel wie möglich, ge— 
naue Erkundigung einzuziehen, woher 
der Hund oder das Thier gekommen, 
wer der Eigenthümer davon gewejen, 
und ob von demfelben nicht etwa ein 
Menſch, oder einiges Vieh in oder au: 
Ber dem Orte angefallen worden fei. 
Nicht minder muß der Ortévorſteher 
fogleih den benachbarten Drtsfchaften 
die Nachricht mit Angabe der Gattung, 
Größe, Farbe und anderer auffallender 
Merkmale des Hundes oder andern mit 
der Wuth befallenen Thieres geben, da» 
mit man überall die nothwendige Nach— 
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forfhung zu halten, und allem weitern 
Unglüde vorzufommen im Stande fei. 
IR ein Hund, oder ein anderes nützli— 
chrs Hausthier von einem mithigen 
Hunde, oder einem andern wüthigen 
Thiere gebiffen, oder font mit deffen 
Beifer, Blut u. f. w. befudelt worden, 
fo hat der Eigenthümer desfelben unter 
ſchwerer Verantwortung es fogleich dem 
Ortsvorſteher anzuzeigen, welcher dafür 
zu forgen bat, daß der gebiffene oder 
befudelte Hund fogleich getödtet, und 
wie oben gefagt worden, verfcharrt 
werde, andere gebiffene oder befudelte 
nüßliche Hausthiere aber unter die Auf— 
fiht eines Kunftverftändigen geftellt 
werden. Weil aber das zahme Vieh als 
ler Gattung, von einem andern wüthis 
gen Thiere gebiffen werden kann, ohne 
daß der Eigenthümer des Biehes etwas 
davon weiß, foll. derfelbe ftet4 auf die 
Kennzeichen der herannahenden Muth 
aufmerffam fein, und fobald ihm fein 
Bieh in diefer Hinficht verdächtig wird, 


dasfelbe fogleih von dem andern Vieh 


abfondern, umd bei voller Ueberzeugung 
des Uebels unter fonft zu gewärtigender 
Ahndung nad) dem Strafgefeße, die un— 
verweilte Anzeige an den Ortsvorſteher 
machen. Die Kennzeichen der heranna= 
henden Wutb bei andern Thieren beſte— 
hen hauptfächlich darin, daß fie traurig 
werden, wenig ‚oder gar nichts freflen, 
noch faufen, und endlih das Waffer 
und alles Flüffige fihtbar verabfcheuen. 
Dies Letztere ift das Hauptmerkmal, 
und läßt an dem Dafein der Wuth kaum 
mehr zweifeln. Kommt aber das Uebel 
endlich zum völligen Ausbruch, fo ftel- 
len fih aud die meiften jener Kennzei— 
hen ein, die bei einem wüthenden 
Hunde fi zeigen, und alsdann ift für 
Menſchen ünd Thiere die nämlihe Ge— 
fahr der Anſteckung bei allen Thieren 
wie bei den Hunden vorhanden. Wenn 
aber bei einem foldhen Thiere die Wuth 
feloft dennoch wirklich ausbrechen follte, 
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fo hat der Drtsvorfteher Alles, was in 
Rückſicht auf Tödtung, Verſcharrung, 
Tilgung der mit ſolchen Thieren in Ber 
rührung gefommenen Dinge angeord- 
net ift, vornehmen zu laffen. Auf den 
unglücklichen Fall, dag ein Menfch von 
einem mit der Wuth befallenen Hunde, 
oder andern Thiere gebiffen, aufgerißt, 
geftreift, eder auch nur begeifert worden 
wäre, ift fogleih ein Arzt oder Wund— 
arzt zur Hilfe herbei zu rufen, da von 
der erften fchnellen Hilfe in diefem Aus 
genblicke das ganze künftige Schieffal, 
Leben oder Tod des Befchädigten ab- 
hängt, und die beften Mittel, wenn fie 
fpäter angewendet werden, immer nur 
unfiher und fehr oft fruchtlos find. 
Alles Gewand, oder die mit dem Geifer 
des wüthigen Thieres befleckten Klei— 
dungsſtücke des Gebiſſenen müſſen un— 
verzuͤglich abgenommen und wohlver— 
wahrt, bis daß ſie durch Feuer vertilgt 
werden können, bei Seite geſchafft wer— 
den. Die ärztliche Aufſicht und Behand— 
lung eines ſolchen Verunglückten hat 
wenigſtens durch acht Wochen zu dau— 
ern. Iſt bei einem gebiſſenen Menſchen 
die wahre Hundswuth mit Waſſerſchen 
vollfommen ausgebrochen, fo bleibt 
zwar wenig oder gar feine Hoffnung 
zur Rettung des Unglüdlihen übrig; 
allein man muß ihn, jedoch unter der 
gehörigen Borfiht, daß Niemand von 
ihm befhädigt werde, oder fonft dabei 
Schaden leide, immer mit Schonung 
und Menfchenliebe behandeln, und die 
Borfhriften des Arztes genau beobach— 
ten; bei der Hilfe, die man ihm leitet, 
aber ſich wohl in Acht nehmen, dag man 
die unmittelbare Berührung des Gei— 
fers und aller mit demfelben befledten 
Sachen, follte derfelbe daran auch ſchon 
ganz vertrodnet fein, vermeide. Die 
Beifpiele haben gelehrt, daß dieſes 
Wuthgift durch die Länge der Zeit 
feine Wirkſamkeit nicht verliert, fondern 
wenn dasjelbe durch Befeuchtung wie: 
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der erweicht wird, die Wuth mitzuthei— 
len noch immer vermögend ſei. Nach 
dem Ableben eines ſolchen verunglück— 
ten Menſchen muß der Leichnam, ſobald 
wie möglich recht tief begraben, und mit 
ungelöſchtem Kalke beſtreuet werden. 
Alles, was der Speichel des Kranken 
berührt hat, ſeine Kleider, die Geſchirre, 
woraus er gegeſſen oder getrunken hat, 
Alles, was er an oder in den Mund ge— 
bracht, oder ſonſt mit ſeinem Geifer, 
Blute, Schweiße u. ſ. w. beſudelt hat, 
als z. B. die Betten, das Leinenzeug, 
die Eplöffel, KAliftier - Röhrchen u. dal. 
müſſen forgfältig verbrannt werden, 
feloft die Iunftrumente, womit die Biß— 
wunde erweitert, eingefchnitten, oder 
fonft behandelt wurde, miüffen ausge— 
glüht, oder fonft durchs Feuer vertilgt 
werden. Die Stube, wo er gewohnt 
bat, muß am Fußboden abgehobelt 
oder mit fcharfer Lauge gefcheuert, die 
Wände mit frifhem Kalke übertündht, 
und dort, wo er etwa hingefpuct, der 
Mörtel herabgefhlagen, und frifch ans 
geworfen werden. Bei diefem ganzen 
Neinigungsverfahren muß jedoeh die 
unmittelbare Berührung des Geifers, 
und aller mit demfelben befleckten Sa— 
hen, jollte derfelbe auch daran ſchon 
ganz vertrocknet fein, vermieden werden. 
Die Angehörigen eines foldhen Unglück: 
lihen haben daher nach dem Ableben 
desfelben die Geräthe des Verftorbenen 
gewiffenhaft anzugeben, ale fonft die 
dawider Handelnden fi nad dem 
Strafgefeße ſchuldig machen. (Vdg. des 
k. böhm. Landes-Gub. v. 6. Juli 1825 
3. 35400. Krop. Gef. Franz. 50. Bd. 
©. 320—330.) 

Hundsmwuth. Die Hoffanzlei hat 
fih in Folge eines fpeciellen Einfchrei- 
tens bewogen gefunden, zu geftatten, 
daß die innere und äußere Obduction 
der an der Wafferfheu Berftorbenen 
von jedem, an einer öffentlichen medi- 
cinifchen Lehranſtalt angestellten Pro— 
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feifor oder Arzte vorgenommen werden 
dürfen: in fo fern fich derfelbe diefer 
Obduction freiwillig unterziehen will; 
jedoch mit der Beſchränkung, daß von 
der wirklichen operativen Theilnahme 
felbf alle Hörer der Medicin oder Chi: 
rurgie ausgefchloffen werden. (Hfkzl. 
D. v. 14. Mai 1825 3. 11511, an 
fammtliche Länderft., ohne Trieft und 
Defterr. o. d. Enns. Krop. Gef. Franz. 
50. Bd. ©. 216.) 

Hundswuth. Auszug aus der 
in Folge Hoffanzlei-Decretes 
v. 13. Nov. 1834 3. 27250 fund- 
gemachten Belehrung über die Thier- 
feuchen. 

8.54. Die Wuth bei Hunden 
und andern fleifhfreffenden 
Thieren. Die Wuth (Hunde 
wuth, Wafferfheu) ift eine all 
gemein bekannte, höchſt furchibare und 
ſchnell verlaufende Krankheit, bei wel: 
her in dem Speichel der davon ergrife 
fenen Thiere ein eigenthümlicher Ans 
ftefungsftoff fih findet. Bei Hunden 
und andern fleifchfreffenden Thieren 
(Fühfen, Wölfen, Kaben) kann ſich 


die Wuth ſowohl von felbft, ala auch 


durch Anſteckung entwiceln. Die wahr: 
fheinlihften Urfahen, melde zur 
Selbftentwidlung der Wuth Gelcgen- 
heit geben, find: öftere und bedeutende 
Wetterabwechslungen, welche eine plöß- 
lihe Unterdrüfung der Hautausdün— 
ftung veranlaffen, fo, daß die Wuth 
in manchen Jahrgängen fehr häufig, in 
anderen wieder feltener erfcheint; fer— 
ner die heftigen Aufwallungen von 
Zorn oder Grimm, vorzüglich während 
der Brunftzeit, wo die Hunde fih am 
grimmigften herumbeißen; boshafte und 
biffige Hunde, ſodann ſolche von fehr 
vermifchter oder baftardirter Abkunft 
feinen ebenfalls zur Entwicklung der 
Wuthkrankheit geneigter ald andere zu 
fein, fo auch verzärtelte Schooßhunde 
häufiger als foldhe, die mehr im freien 
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und bei einfacher Koft leben. Die An« 
ftedung gefunder Thiere durch wuth— 
franfe wird durch eine Art von Im— 
pfung vermittelt, indem bei dem Biffe 
des wüthenden Hundes der Speichel 
oder Geifer in die Wunde dringt. Die 
bloße Befudlung von behaarten, oder 
mit einer dichten Dberhaut bedeckten 
Theilen bewirkt feine Anſteckung. Ob- 
gleih in den häufigften Fällen nur 
duch den Biß allein die Anftelung zu 
erfolgen pflegt, fo hat leider die Er- 
fahrung gelehrt, daß auch die bloße 
Beleckung eines mit einer zarten Ober« 
baut bededten Theiles duch einen wü— 
thenden Hund hinreihend war, dieſe 
erfchredlihe Krankheit herbeizuführen, 
Schon vor dem wirklichen Ausbrude 
der Krankheit kann man verfchiedene 
Veränderungen an den Hunden wahr« 
nehmen, aus weldhen fi jedoch die 
Muth keineswegs fiher und mit Ber 
ftimmtheit erfennen läßt, wenn man 
nicht weiß, daß der Hund von einem 
andern wüthenden Thiere gebiffen wor« 
den ift, und ihn deshalb genauer bes 
obadhtet. Der Augenftern ift, auch im 
hellſten Lichte, ungewöhnlich groß, der 
Blick dabei verändert, ſcheu und wild, 
die Schnauze meift troden. Die Hunde 
find mürrifh und ſcheu, verfhmähen 
alle Speifen und Getränke, in dem 
letztern plätfchern fie blos mit der Zunge 
herum, ohne jemals davon etwas hinab 
zuſchlingen. Gerne verfriehen fie ſich 
in einen dunkeln Winkel, wo fie eine 
Zeit lang flille liegen, ohne auf den 
Zuruf ihres Heren zu achten. Bon Zeit 
zu Zeit knurren fie oder bellen wohl 
auch noch, bei jeder Bewegung ſchwan— 
fen fie auf den Hinterfüßen fehr, laffen 
dabei meiftens den Schweif hängen, 
ohne ihn einzubiegen. Die wirkliche 
Wuth entwicelt fih oft [don am drit— 
ten Tage nad) diefen erften Krankheits— 
äußerungen, welche nicht felten ganz 
überfehen werden, In diefer Zeit kom— 
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men die Hunde aus ihrem finſtern 
Schlupfwinkel hervor, reißen ſich wohl 
auch los, wenn fie angebunden waren, 
und laufen auf der Straße wie mit ge- 
ſtrecktem Halfe, halbgeſenktem Kopfe 
und vom After weggehaltenen Schweife; 
zuweilen im Zickzack oder im Seife 
herum, bald ermüdet ſetzen fie ſich auf 
den Hintertheil und fchleppen fih an 
einen dunfeln Ort hin, von dem fie 
bald auf das Neue fortrennen. Sind fie 
eingefperrt, fo rafen fie in ihrem Ge— 
fängniffe herum. Man bemerkt nun 
fhon eine fehr auffallende und eigen» 
thümliche Veränderung in ihrer Stimme. 
Ihr Bellen, welches mit in die Höhe 
gerichtetem Halfe und Kopfe gefchieht, 
befteht nur in einigen wenigen Lauten, 
die in ein kurzes, winfelndes Geheul 
fich endigen, und eine große Heiferkeit 
oder Trodenheit der Kehle verratben. 
Sie beißen wild um ſich herum, zer= 
raufen das Stroh ihres Lagers, zer 
nagen mit dem größten Ingrimm alles 
Holzwerk, den Strid, womit fie an- 
gebunden find; beißen ih ihre Ketten, 
in das Mauerwerk, fchnappen in die 
Luft und felbft in ihren eigenen Kör— 
per. Im Laufe fallen fie Alles, was 
ihnen in den Weg kommt, mit Biffen 
an, ja fie zerfleifhen wohl auch ihren 
eigenen Körper, wohin fie immer mit 
den Zähnen langen können. Iſt nun 
die Wuth ganz ausgebrohen, fo ift 
die Maulhaut dunkelroth, das Maul 
mit Schleim und Geifer gefüllt, die 
Zunge hängt angefchwollen aus dem 
felben hervor, das Auge ift flarr, ger 
röthet, der Bli wild, die Haare über 
den ganzen Leib firuppig. Meift find 
fie jet fhon ganz wafferfchen, manche 
plätfhern jedoch mit der Zunge im 
Maffer, ohne etwas davon zu genie- 
Ben. Beim Anblick hellglängender Ge: 
genftände, auch wenn fie von den Son- 
nenftrahlen getroffen werden, verfallen 
fie in Raferei. Zuweilen liegen diefe 
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wuthkranken Thiere wie unbeweglid in 
einem Winkel, leiden an Wafferfcheu 
und andern Zufällen der Wuthkrant- 
heit, jedoh ohne zu beißen. Diefen 
Zuftand nennt man die ftille Wuth. 
Unter folben Zufällen, welche ohne 
bekannte Urfahe bald in die heftigfte 
Muth ausarten, und bald wieder durch 
längere ruhige Zwifchenräume unter: 
brochen werden, nimmt die Ermattung 
nah 24—48 Stunden, vom Aus— 
bruche der Wuth an, immer mehr über: 
band, die Hunde Fönnen fih kaum 
mehr aufrecht erhalten, fondern ſchwan⸗ 
fen und zittern; das Geifern verliert 
fih, das Maul wird immer trocener, 
ſchwärzlich- oder bläulich-roth, die 
Zunge bleifärbig, die Augen und das 
ganze Geficht höchſt entitellt, die Thiere 
find felbft blind ; die fehr heifere Stimme 
laffen ſie nur felten mehr. hören; der 
Hinterkiefer hängt entweder wie ges 
lähmt herab, fo daß das Maul gar 
nicht gefchloffen werden fann, oder ed 
ift Kinnladenzwang zugegen; endlich 
erfolgen Anfälle von Krämpfen und 
MWürgen im Halfe, mit welchen ge 
wöhnlib am vierten Tage nad) dem 
Ausbruche der Wuth, und oft ſchon 
früher der Tod eintritt, Im Ganzen 
erftrecft fich der Berlauf der offenbaren 
Krankheit auf eine Woche. Im gewöhn— 
lihen Falle treten die Zufälle der 
Krankheit erſt in drei Wochen nad 
dem Biffe, manchmal etwas früher, 
manchmal auch fpäter ein. 

$. 55. Die Wuth bei den von 
Pflanzen fi nährenden Thieren, den - 
Pferden, Rindern, Schafen, Schwei- 
nen und Ziegen foheint, allen bieheris 
gen Erfahrungen nah, blos allein 
durch den Biß eined wüthenden Hun— 
des, Fuchſes, Wolfes u. f. w. hervor— 
gebracht zu werden, aber niemals wie 
bei dieſen leßteren urfprünglid und 
von ſelbſt fih zu bilden. So ereignet 
es ſich nicht felten, daß mehrere Haus: 
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thiere zugleich in die Wuth verfallen, 
wenn wüthende Hirten» oder Bauern- 
hunde auf Landftraßen, auf Weiden 
und Viehtriften herumrennen, oder 
fonft wo immer im Freien unter die 


Herde oder in die Viehftälle gerathen, . 


wo fie dann die großen Hausthiere, 
Pferde und Rinder gewöhnlich in die 
Füße oder auch indie Ohren und andere 
Theile beißen. Bor dem Ausbruche der 
Muth, welche oft bald nad dem Biffe, 
manchmal erft 3—4 Wochen nach dem 
Biffe erfolgt, find ſolche Thiere fehr un« 
ruhig und ängftlih, verfchmähen das 
Futter und Getränf, indem fie ſich fo viel 
‚als möglich vom Barren entfernen ; wie 
bei dem Hunde find ihre Augen bald 
gloßend und geröthet, der Blick fcheu 
und wild, dad Maul voll Geifer und 
Schaum, die Stimme fehr heifer, und 
das Haar fruppig, fie ftehen traurig 
mit gefenktem Kopfe und Ohren, nad 
längerer Ruhe fahren fie plößlich wie 
aufgeſchreckt zuſammen, fehütteln Hals 
und Kopf, ſchwanken im Kreuze hin 
und her und zittern heftig an den 
Sliedern, oder werfen und wälzen fich 
auf dem Boden.. Sehr oft tritt ein 
fruchtlofer Zwang zum Miften ein, 
viele find waſſer- und lichtſcheu, an— 
dere nicht. Manche Thiere find gleich 
im Anfange fo rafend, daß fie wild 
um ſich herum beißen, oftmals zufam- 
menftürzen, und bald unter heftigen 
Zudungen und Krämpfen verfcheiden. 
MWüthendes Nindvieh hört man fehr 
oft brüllen, mit einem dumpfen und 
heifern Raute; die Zunge wird dunkel: 
roth und dann ſchwärzlich; im Hinter: 
leibe hört man ein beftändiges Knur— 
ren und Boltern; das Zittern fängt 
gewöhnlih an den gebiffenen Glied: 
maſſen zuerft an, und verbreitet ſich 
von da aus über alle übrigen Theile 
des Körpers. Wüthende Pferde beifen 
und ſchlagen rafend um ſich her, und 
zerfleiſchen ihren eigenen Körper, wenn 


89 


Hundswuth. 


ihnen kein anderer Gegenſtand vor— 
kommt. Zwiſchen dem 4. und 7. Tage 
nach dem Ausbruche der Krankheit er— 
folgt gewöhnlich der Tod. 
Verhütungs- und Vorbau— 
ungs-⸗Maßregeln. Da alle und 
felbft die gerühmteften Arzneimittel zur 
Heilung der einmal ausgebrochenen 
Wuth bisher völlig zweifelhaft und 
nutzlos geblieben find, fo find wenig— 
ſtens die ftrengften Maßregeln zur 
Verhütung ihrer weiteren Berbreitung 
duch Anſteckung und Mittheilung des 
Giftes von kranken auf gefunde Thiere 
höchft nothwendig, wofür auch allent: 
halben durch ftrenge Gefeße geforgt ift. 
Zur Berhütung der Selbftentwidlung 
der Wuth bei Hunden wird fi wohl 
aus dem Grunde nicht leicht ein Mit: 
tel finden laffen, weil und die Art 
und Weife diefer Entwicklung zu wer 
nig befannt ift, und oft von unbefann- 
ten Einwirkungen der Luft und Wit- 
terung abzuhängen fcheint, die fi 
nicht verhindern laſſen. Das Entman- 
nen, (Eaftriren, Schneiden) der Hunde, 
das Tollwurmſchneiden, und andere 
abergläubifch angewandte Operationen 
fönnen den Ausbrud der Wuth gewiß 
nicht verhüten. Wünſchenswerth aber 
ift es, daß alle überflüffigen und blos 
aus LKiebhaberei gehaltenen Hunde all- 
gemein vermindert, und das freie Um— 
herlaufen derfelben durchaus unterfagt 
würde. Befonders foll man zur Brunft: 
zeit auf die Hunde Acht haben, ihr 
haufige® Zufammentommen und Her: 
umbeißen möglichſt verhüten, jeden 
wuthverdächtigen Hund fogleich in ge 
naue Berwahrung bringen und. abge: 
fperrt unter Auffiht halten; biffige 
Hunde find fteid an der Kette zu hal: 
ten, und zur Zeit, wo in der Gegend 
oder in dem Drte nur Ein mwüthender 
Hund fih gezeigt hat, müffen alle 
Hunde eine Zeit lang in ficherer Ber: 
wahrung gehalten und beobachtet wer 
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den, die auf dem Lande frei laufenden 
und herrenlofen Hunde aber getödtet 
werden, Jene Hunde aber, die wirklich 
fhon von einem mwiüthenden oder der 
Wuth verdädtigen Hunde gebiffen 
wurden, find fogleih zu erfchlagen, 
Das Einfperren und genaue Beobach— 
ten ift bei allen Hunden ohne Unter: 
fhied nothwendig, weldhe einen Men- 
fchen gebiffen haben, weil es dann 
darauf ankommt, fih zu überzeugen, 
ob fie wirklich wüthend gewefen feien 
oder nicht. Alle frei umberlaufenden 
Hunde find fogleih zu erfchlagen oder 
zu erfchießen, und die Aeſer einzufchar- 
ren; alles Stroh, das ihnen zum La— 
ger diente, das Holz, das fie benagt, 
oder fonft mit ihrem Geifer befudelt 
haben, muß verbrannt, das eiferne 
Geräth, 3. B. die Kette, an der fie an— 
gelegt waren, muß ausgeglüht werden. 
Menn au die Faltgewordenen Aeſer 
feine Anſteckungsgefahr drohen, fo 
muß man fih doch forgfältig hüten, 
mit wunden Händen oder Fingern 
daran zu greifen. Zur Sicherung der 
übrigen Hausthiere ift e8 auf Dörfern 
und Maiereien höchſt nothwendig, fo- 
bald ein wüthender Hund irgendwo 
im Freien fich gezeigt bat, die Vieh— 
ftälle wohl zu verfchliegen und ganz 
befonders die Herde auf der Weide in 
Acht zu nehmen, damit Fein einziger 
fremder Hund derfelben nahe komme. 
Iſt jedoch ein wüthender oder der Wuth 
verdächtiger Hund unter eine Herde 
gerathen, und hat auf mehrere Stüde 
gebiffen, fo ift es unerläßlih, alle 
Thiere der Herde an der Oberfläche 
des Körpers genau zu unterſuchen, ins— 
befondere an Füßen, Ohren, Schweif 
und Schnauze. Die Verleßten werden 
von der übrigen Herde abgefondert, 
fogleich behandelt, und unter Aufficht 
gehalten. Jede Bißwunde, auch die 
kleinfte, welche fich findet, wird ſo— 
gleih mit Salzfäure, oder in deren 
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Ermanglung mit Effig und Kochſalz 
wiederholt ausgewaſchen, und die ſpa— 
nische Fliegenfalbe eingerieben, fo lang 
und fo oft, bis die Wunde ſtark geei- 
tert hat, worauf man fie zuheilen läßt. 
Wo die Stelle des Biffes erlaubt, da 
wird die Bißwunde mit einem fnopf- 
oder Folbenförmigen, rotbglühenden 
Eifen bis in den Grund gebrannt. Leis 
ftet man diefe Hilfe augenblidlih nad 
dem Biffe, fo werden die Thiere in 
den meiften Fallen dadurd "vor dem 
Ausbruche der Krankheit verwahrt. 
Sind Thiere vor längerer Zeit, ohne 
daß man es in Erfahrung gebracht hat, 
gebiffen worden, und die Wuth nun 
fhon im Ausbruche, jo find die Er— 
krankten fogleich abzufondern, und an 
Ketten befeftigt in fichere Verwahrung 
zu halten, und zu beobachten. Sobald 
num einige beftimmtere Merkmale der 
Krankheit, Kopffhütteln, Mangel an 
Freßluſt und Durft, öfters Brüllen, 
Toben und Rafen, Lichticheu 2c. ein» 
tritt, jo ift die Gegenwart der Wuth 
fhon gewiß, wenn auch feine merfliche 
Waſſerſcheu zum Borfcheine gekommen 
it, um fo gewiffer, wenn man weiß, 
daß ein wüthender Hund, Wolf, 
Fuchs unter die Herde oder in den 
Stall gerathen fei. Im diefem alle 
müffen die Kranken fogleih mit der 
Keule erfchlagen, oder beffer, erjchoffen 
werden. Die Aeſer werden fogleih an 
einen entlegenen Drt ausgeführt, und 
mit der Haut verfharrt; die Ställe 
müffen wohl gereinigt werden, bevor 
man wieder gefundes Vieh in diefelben 
einftellt; mit allen Dingen, die in der 
Umgebung des kranken Thieres waren, 
und von deffen Auswurfftoffen verun— 
reinigt fein könnten, muß man, der 
Vorſicht wegen, fo verfahren, wie bei 
wüthenden Hunden. Da dem früher 
Geſagten zu Folge, die Heilung der 
ausgebrohenen Wuth auch bei Rindern, 
Schafen und Schweinen eben fo wie 
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bei dem Hunde und bei dem Menſchen 
bisher durch kein Mittel gelungen iſt; 
ſo hat man zur Verhütung des Aus— 
bruches ganz vorzüglich auf die ſchnellſte 
und eingreifendſte äußere Behandlung 
der Bißwunde zu ſehen, wovon bei— 
nahe ganz allein die Heilung abhängt, 
und dieſe örtliche Behandlung der von 
wuthkranken Thieren hervorgebrach— 
ten Verletzungen iſt auch beim Men— 
ſchen das einzige verläßliche Hilfsmit— 
tel, um dem Ausbruche der Krankheit 
und der Wuth zuvorzukommen. Der 
Genuß des Fleiſches, der Milch und 
anderer Abfälle von getödteten wuth— 
kranken Thieren iſt mit Recht allent— 
halben auf das Strengſte verboten. 
(Krop. G. ©. 60. B. ©. 428 -436.) 

Hundswuth. Zur Wiſſenſchaft und 
Richtſchnur in vorkommenden Fällen 
wird eröffnet, daß die k. k. vereinigte 
Hofkanzlei mittelſt Decretes v. 7. Jän. 
1841 in einem ſpeciellen Falle erkannt 
habe, der durch die Vertilgung der Ef— 
fecten einer an der Hundswuth verſtor— 
benen Perſon herbeigeführte Schaden 
könne wohl nicht den Eigenthümer oder 
ſeine Erben treffen, da die Vertilgung 
durch ausdrückliche Vorſchriften ange— 
ordnet, und aus öffentlichen ſanitäts— 
polizeilihen Rüdfihten für unbedingt 
nothwendig erkannt ift. (Hffzl. Dec. v. 
7. Jan. 1841 3. 225. Vdg. d. n. ö. 
Reg. v. 20. Jan. 1841 3. 2765. Pr. 
G. ©. 23. Bd. Nr. 3.) 

— — Die f. f. vereinigte Hofkanz— 
lei bat unterm 22. Sept. 1843 3. 
28563 aus Anlaß eines befonderen 
Falles über die Erſatzpflichtig— 
feit bei Bertilgung der von 
einer wafferfheuen Perfon ge- 
braudten Effecten, Folgendes 
anher eröffnet: 

„Bas den durch die Bertilgung der 
Effecten einer von der Wafferfcheu be- 
fallenen Berfon herbeigeführten Scha— 
den anbelangt, fo wurde fchon mit 
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Hoffanzleis Decret vom 7. Jan. 1841 
3. 225 ausgefprochen, daß ein folder 
Schaden wohl nicht den Eigenthümer 
oder feine Erben treffen könne, da die 
Bertilgung durch ausdrückliche Vor— 
ſchriften angeordnet, und aus öffent— 
lichen ſanitäts-polizeilichen Rückſichten 
für unbedingt nothwendig erkannt iſt. 
Was die Vergütung der Heilungskoſten 
für arme von wüthenden Hunden be— 
ſchädigte Perſonen anbelangt, ſo gibt 
hierüber die a. h. Entſchließung vom 
3. Hofkanzlei-Decrete vom 11. Jän. 
1816 3. 418 Maß und Ziel. Nach 
diefem ift in der Regel der vermögliche 
Eigenthitmer eines tollgewordenen Hun— 
des zum Erſatz ſämmtlicher Kurkoſten 
der durch dieſen gebiſſenen Perſonen 
zu verhalten, ſonſt aber hat die Orts— 
gemeinde ſammt der Grundobrigkeit 
gemeinschaftlich ein Drittel, die andern 
beiden aber der Staatsſchatz auf fid 
zu nehmen. Diefe a. h. Entſchließung 
macht einen Unterſchied, ob fi die 
Heilungsfoften in einem öffentlichen 
Krankenhauſe ergeben haben oder nicht, 
es muß fih ſonach rücdfihtlih der Be- 
richtigung der in einem öffentlichen 
Krankenhauſe erlaufenen derlei Hei— 
lungsfoften an die erwähnte a. h. Ent« 
[hliegung gehalten werden, und es 
wird rückſichtlich des der Grundobrig- 
keit und der Gemeinde treffenden Drit- 
tels nach der bisherigen Gepflogenbheit 
fürzugehen fein. Rückſichtlich der Ver— 
gütung für die vertilgten Effecten, fo 
wurde mit den an die ob der ennfifche 
Negierung erlaffenen Hoffanzlei- De- 
creten vom 16. u. 30. Dec. 1801 3. 
33981 u. 35834 feftgefeßt, daß ein 
derlei fich ergebender Schaden von dem 
Eigenthümer des wüthenden Thieres 
und bei deffen Unvermögenheit von der 
ganzen Gemeinde, wo ein derlei Vieh- 
eigenthümer ſich befindet, eingebracht 
und eingetrieben werden joll. Mit dem 
Hofkanzlei-Decrete vom 7. Jän. 18941 
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3. 225 wurde der Grundfaß aufges 
ftellt, daß der durch die Bertilgung 
der Effecten einer an der Hundswuth 
verftorbenen Perſon  herbeigeführte 
Schaden nicht den Eigenthümer oder 
feine Erben treffen kann, und daher 
auch mit Rückſicht auf den nad ob der 
Enns erfloffenen oberwähnten Hof: 
Decrete die Gemeinde Wopfing in Nie: 
deröfterreih zur Erfagleiftung eines 
folden Schadens für verpflichtet er: 
klärt. Nur rücdjichtlih der im allgem. 
Krankenhaufe aus Urfache der Waſſer— 
ſcheu vertilgten Effecten bat zu Folge 


des Hofkanzlei» Decreted vom 5. Jän. 


1. 3. 3. 527 eine Bergütung nicht 
Platz zu greifen, und ſolche der Kranz 
kenhaus-Fond zu tragen. Nach diefen 
Borihriften ift demnach der durch die 
aus Anlaß der Wafferfcheu vertilg- 
ten Effecten herbeigeführte Schaden 
mit Ausnahme jenes des allgemeinen 
Kranfenhaufes vor Allem von dem 
Eigenthümer des wüthenden Thieres 
und bei deffen Unvermögenheit von der 
Gemeinde, wo fi der Thiereigenthü- 
mer befindet, zu vergüten,. Es ift fein 
Grund vorhanden in diefer Beziehung 
für die Haupt: und Refidenzftadt Wien 
etwas Anderes zu ftipuliren, und es 
bleibt nur noch die Frage übrig, wer 
diefe Vergütung dann zu leiften habe, 
wenn der Eigenthümer des wüthenden 
Thieres, durch welches das Unglüd 
herbeigeführt wurde, unbefannt ift, 
und nicht ausgemittelt werden fann. 
Die Pertilgung der Effecten gefhieht 
aus öffentlichen, Sanitäts- und Poli- 
zeirueffihten zur Sicherung der Mit: 
bürger; bei diefer Sicherung ift zunächſt 
am meiften jene Gemeinde betheis 
ligt, wo die von einem wüthenden 
Thieregebiffene oder von der 
MWafferfheu befallene Perſon 
dervorgefhriebenenärztlihen 
Behandlung unterzogen wird, 
und ſonach die bis zur allfälligen Ab- 
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gabe in ein Krankenhaus mit Ddiefer 
Perfon in Berührung gefommenen Ef: 
fecten zur Verhütung der weiteren Ber- 
breitung dieſer Krankheit vertilgt wer- 
den müffen, da ohne diefe Bertilgung 
der Gefundheitszuftand diefer Gemeinde 
am meiften gefährdet wurde, es kann 
daher auch in einem ſolchen Falle die 
Bergütung der vertilgten Effecten nur 
diefe Gemeinde treffen. (Dec. der 
f. ka n. 6. Reg. vom 4. Detober 1843 
3. 55708.) 

Hundsmuth. Aus Anlaß der hier- 
ortigen Beridterftattung über das Vor. 
fommen eined wüthenden Hundes, hat 
die h. Statthalterei unterm 13. d. M. 
3. 15085 zu verordnen befunden, daß 
es in Fällen, wo Individuen von wü- 
thenden oder der Wuth verdädtigen 
Hunden nicht gebiffen worden find, 
nicht genüge, wenn im den diesfälligen 
Berichten nur im Allgemeinen bemerft 
wird, daß die vorfhriftsmäßigen Vor— 
fehrungen, um weiteren Nachtheilen 
vorzubeugen getroffen wurden, fondern 
daß die eingeleitete Vorkehrung ſowohl 
in Anfehung der befhädigten Berfon, 
als rücfichtlich der mit dem wuthfran« 
fen oder verdächtigen Hunde in Berüh— 
rung gekommenen Thiere und Gegen: 
ftände immer fpeciell und ausführlich 
anzuführen feien, um hiernach urtheis 
len zu können, ob den diesfalls befte- 
henden Vorschriften auch in jeder Be: 
ziehung gehörig entiprochen wurde. 
(Deer. der kak. Stadthauptmannfhaft 
vom 27, April 1850 3. 6769/1550.) 

— — Vorſichten gegen die 
häufiger erfheinende Hunde: 
wuth. Das Ueberhandnehmen wüthen: 
der und wuthverdächtiger Hunde muß 
die genaxefte Sorgfalt der Gemeinde» 
Borftände zur Abwendung dieſes ſchreck— 
lichen Uebel und feiner traurigen Fol: 
gen dahin in Anſpruch nehmen, daß: 

1. alle berrenlofen Hunde fogleich 
vertilgt werden; 
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2. auf die vernünftige DBermindes 
zung aller für gewerbliche umd häus— 
liche Zwecke entbehrlihen Hunde ges 
wirkt werde. Wenn in diefer Beziehung 
von den Gemeinde: Borftänden jede 
ſchickliche Gelegenheit zu eindringlichen 
Borftellungen über das verderbliche 
Uebel der Hundswuth benüßt wird, fo 
ift von der Einfiht und dem befferen 
Pflihtgefühle der Landbewohner zu 
erwarten, daß fie diefe nicht unkoft« 
fpielige und in ihren Folgen fo bes 
denkliche Hundsliebhaberei befchränfen 
werden; 

3. da es von Seite der Hundebefiker 
fo häufig geſchieht, daß fie die erften 
und gewöhnlihen Krankheitd » Erfchei- 
nungen ihrer Hunde nicht beachten oder 
noch viel weniger in der gehörigen Zeil 


eine verftändige Hilfe fuhen; fo muß 


ed fih jeder um das Wohl. der. ihm 
anvertrauten Gemeinde beforgte Bor- 
ftand zur vorzüglichen Pflicht machen, 
nicht nur den Hundehältern diefe na— 
türliche Obliegenheit einzufchärfen, ſon— 
dern auch duch feine Organe und Ber: 
trauensmänner ftete Notizen ſich zu 
verfihaffen, und auf diefe Art eine thä- 
thige Ueberwachung herzuftellen ; 

4, ift durch den Big eines mwüthen- 
den oder wuthverdächtigen Hundes 
wirklich ein Unglü angerichtet wor— 
den, fo hat der Gemeinde-Vorftand mit 
thunlicher Befeitigung aller Haus- und 
Nothmittel, welche entweder nach ihrer 
Natur oder zwedwidrigen Anwendung 
gewöhnlich mehr fchaden ala nützen, 
die Herbeirufung der nächſten Arzt- 
lichen Hilfe anzuordnen, fofort 

5. die Anzeige an die Bezirkshaupt— 
mannfchaft zu erjtatten, und endlich 

6. die Einleitung zu treffen, daß 
das müthende oder wuthverdächtige 
Thier, wenn e8 bereits in Gewahrfam 
ift, bis zur Ankunft des von dem Ber 
zirkshauptmanne anzuordienden Sa— 
nitäts-Beamten unſchädlich gehalten, 
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im entgegengejeßten Falle aber mit 
Aufbietung der entſprechenden Gemein- 
defräfte, und nach Bedürfnig feldft im 
Vereine mit Nachbar» Gemeinden aufs 
gefuht, und wenn es ohne Gefahr 
fein fann, lebendig eingebracht und der 
Unterfuhung des Sanitäts- Beamten 
vorbehalten werde, denn hievon hängt 
die größte Beruhigung für den zu wäh— 
(enden Heilplan und für die übrigen 
polizeilihen Maßregeln ab. Was bier 
von Hunden gefagt worden ift, gilt 
auh von dem PVerdachte oder dem 
Ausbruche der Wuth bei den übrigen 
Haudthieren, wornach man fich der 
Hoffnung überläßt, daß der Herr Ber 
zirfehauptmann nicht nur den regen 
Eifer der Gemeinde» Borftände, fon: 
dern auch den gefunden Sinn der Land» 
bewohner zu benüßen wiffen werden, 
um nad den obigen zwar kurzen aber 
wohlgemeinten und genügenden An— 
deutungen jeme herzzerreißenden Fol— 
gen der Hundswuth, welche nur Jener 
ermefjen kann, der die Auflöfungs- 
Sceneeines ſolchen unglücklichen Opfers 
jemals gefhaut hat, nah Möglichkeit 
bintanzuhalten. Der Staatsbürger, der 
forgfame Familienvater, der müde Ar« 
beiter, Keiner von Allen kann der Rube 
und Erholung genießen, wenn er nicht 
die Ueberzeugung hat, daß äußere Ge- 
fahren und Uebel, gegen welche er ſich 
felbft nicht verwahren kann, von Dens 
jenigen befeitigt werden, denen er in 
diefer Beziehung fein volles Bertrauen 
gefhenktt hat, in dem Streben zur 
Rechtfertigung diefed Bertrauend wer- 
den die Gemeinde = Vorftände die Auf: 
forderung, die Anleitung und den Muth 
zum Handeln finden. (Erl. des n. ö. 
Gtatth. v. 17. Dct. 1850. 8.6.2. 
Nr. 81.) 
Hundswuth, ſ. Sanitäts-Aus: 
lagen. 
uren, f. Freudenmädchen. 
ufaren, die von Privaten als 
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Bediente gehalten werden, dürfen Sä— 
bel und Säbeltafhen tragen. (Aller: 
höchſte Entfhl. vom 23. Juli 1829, 
Hfkzl. D. v. 5. Aug. 1829 3. 17791, 
Vdg. des böhm. Gub. 17. Aug. 1829, 
3. 35946. Nur dürfen die Verzierun— 
gen den militärifchen nicht gleich fein. 
(Hfd. v. 24. Juli 1787. Krop. ©. ©. 
of. 13. Bd. ©. 261.) 

Hutmachergefellen. Nah einer 
von dem fteiermärfifchen Guberniun 
an die k. f. vereinigte Hofkanzlei er— 
ftatteten und von Ddiefer mit Decret 
vom 2. Det. 1843 3. 29697/1252 
anher eröffneten Anzeige, beftehen nicht 
nur in der Provinz Steiermark, ſon— 
dern auch in andern öfterr. Provinzen 
bei den Gefellen der Hutmaher Ins 
nung mehrere gefeßwidrige Unfüge und 
Mißbräuche und zwar namentlich 

a) das Ausſchenken der fremden Hut— 
machergejellen, vermöge welcher dieſe 
von dem einheimifchen Gefellen auf der 
Herberge an Sonn- und Feiertagen bie 
fpät in die Nacht bewirthet werden. 

b) Der Unfug, daß ein Gefelle, der 
aus der Arbeit entlaffen wird, und 1 
bis 3 Tage vacirend ift, vor Verlauf 
von 3 Monaten von feinem Meifter in 
Arbeit genommen wird, 

c) Das Schlagen jener Gefellen, 
welche am Freitage anfommen, und mıt 
Verfhweigung ihrer Ankunftszeit am 
Sonntage bei der Zeche erfcheinen. 

d) Die Beſchimpfung jener Gefellen, 
weldhe aus der Zeche ausgeichloffen 
werden, wenn fie fich zur Zeche nicht 
einfaufen, was zur Folge hat, daß ein 
befhimpfter Gefelle bei feinem Meifter 
mehr Arbeit erhält. 

e) Das Aufnehmen der zureifenden 
Gefellen durch Gefellen, welche in loco 
arbeiten, endlich 

f) der Mißbrauch, daß ein in Peſth 
freigefprochener Gefelle von keinem 
Meiſter in Arbeit aufgenommen wird, 
weil fonft alle übrigen Gefellen die 
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Merkftätte verlaffen. Die k. k. Bol. 
Db. Dir. wird von diefen Mißbräuchen 
zu dem Ende in die Kenntniß geſetzt, 
um falls fie daſelbſt beftehen follten, 
wegen Abftellung derfelben die geeig: 
nete Amtshandlung eintreten zu laſſen. 
(Deer. der k. E. n. 6. Reg. v. 12. Dct. 
1843 3. 58003.) 

Hütten an Hofgebäuden können 
nur mit Bewilligung des Oberfthof 
marfchallamtes errichtet werden. (Hof: 
Vdg. v. 23. Febr. 1785. Barth. H. u. 
G. Gef. 7.8. ©. 169.) 

— — die an Häufern ftehen, be- 
dürfen zu ihrer Errichtung der Ein: 
willigung des Hauseigenthümers. (Hfd. 
v. 31. Aug. 1786. Barth. H. u. ©. 
Gef. 7.8. ©. 169.) 

— — Die Errihtung neuer vor 
den Linien Wiens ift nicht geftattet. 
(N. 5. Reg. Bdg. vom 3. Dec. 1812. 
Barth. H. u. ©. Gef. 7. B. ©. 167.) 

— — hölzerne. Dem Magiftrate 
und den Dominien Wiend wird der 
Auftrag ertheilt, mit aller Strenge 
darüber zu wachen, daß Feine neuen 
hölzernen Hütten aufgeftellt, daher die 
wider Vermuthen feit der Feuerlöſch— 
Drdnung vom Jahre 1817 neu herge— 
ftellten ohne weiters caffirt, an jenen 
hölzernen Hütten aber, welche icon 
vor dem Erfcheinen obiger Feuerlöſch— 
Drdnung bejtanden haben, feine be« 
deutenderen Reparaturen mehr zuge- 
laffen, fondern wie eine ſolche noth— 
wendig wird, die Abtragung eingeleitet 
werde. (Vdg. d. n. ö. Reg. v. 28. Sept. 
1832-3. 52756. n. 6. Pr. G. ©. 14. 
Bd. Rr. 229.) 

— — Regulirung der Berkaufs- 
hütten und Stände im Innern der 
Stadt Wien, f. Stände. 

— — am Glacis, f. Glacis. 

— — fiehe hölzerne, Wohnge: 
bäude, Mauthichranfen. 

üttenrauch, j. Arſenik, Gift, 
Giftverkauf. 


Illiriſche Bücher. 
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Slirifche Bücher, deren Einfuhr 
betreffend, f. Bücher. 

Illumination, ſ. Feierlichkeiten. 

Impfärzte find zum Erfage deſſen 
zu verhalten, was fie ungebührlich auf: 
rechneten. (U. h. Entſchl. v. 4. Hfkzl. 
D. v. 7. Febr. 1822. Krop. ©. ©. 
46. Bd. ©. 111.) 

Impfärzte, derenBerpflichtungen, f. 
Smpfung. (Hflzl. D. v. 9. Juli 1836.) 

Smpfauslagen werden auf den 
Staatsfha übernommen. (Hfkzl. D. 
v. 16. Nov. 1820 3. 34229.) 

Smpfbericht. In dem jährlich zu 
erftattenden Haupt-Impfberichte, find 
künftig, nah Einvernehmen des be- 
treffenden Sanitäts - Perfonales über 
folgende Buncte die Aufklärungen bei: 
zufügen, und zwar: 

1. Ob unter der Anzahl der natür- 
lihen Pockenkranken, weldhe, und wie 
viele vorfommen, die bereits die Vac- 
eine überftanden haben, dann 

2. ob bei diefen der Verlauf der 
Krankheit eben fo bösartig und der 
Ausgang tödtlih war, wie bei den 
Nihtvaccinirten? oder ob fie nicht viel- 
mebr zu der Form der unechten gehör- 
ten? (N. 5. Reg. Vdg. vom 22. März 
1829 3. 10950. Prov. ©. ©. für 
Defterr. u. d. €. XI. Thl. Nr. 80, f. 
Smpfungs-Ausweife.) 

Smpf: Inftitnt in der Findelan- 
ftalt, f. Findelanftalt., (Bdg. v. 29. 
Juni 1831 8. 27 und 28.) 

Smpf-Prämien. In Zukunſt has 
ben die Aerzte in Wien an den Prä- 
mien für die größte Anzahl geimpfter 
Kinder feinen Antheil mehr zu neh— 
men, fondern diefelben find nur den 
Landärzten zuzuwenden. „(Hfljl. D v. 
21. Sept. 1811 an dien. ö. Reg. 
Krop. ©. ©. 30. Bd. ©. 176.) 


Impf- Prämien. Se. Majeftät ha- 
ben mit a. h. Entſchl. v. 10. Apr. 1826 
zu bewilligen gerubt, daß die Impfpreiſe 
allgemein in Conventions-Münze ver: 
abfolgt werden, wovon die Impfärzte 
zu ihrer Aufmunterung zu verftändigen 
find. (Hfkzl. D. vom 20. April 1826 
3. 10533, n. d. Reg. Vdg. v. 10. Mai 
1826 3. 22745. Bm. ©. 3. %. 1826. 
©. 85.) 

— — Ge. ?. f. Majeftät haben in 
Gemäßheit einer a. h. Entſchließung 
vom 2. Dec. 1843 fih nicht beftimmt 
gefunden, die Impf-Prämien ganz auf 
zulaffen. Jedoch haben Se. Majeftät 
a. h. zu befehlen geruht, daß künftig 
bei Bertheilung der Impf- Prämien 
niht nur auf die größere Zahl der 
mit gutem Erfolge Geimpften, auf die 
größeren Schwierigkeiten, welche zu 
überwinden waren, auf mäßige Diäten: 
Anforderungen, oder gänzliche Ber: 
zihtleiftungen auf Diäten und Ausla— 
gen, fondern auch auf das Verhältniß 
der Zahl der Geimpften zur Zahl der 
Impflinge, auf den Eifer und das 
ganze Benehmen des Jmpfarztes, auf 
feine Sorgfalt für guten Impfftoff und 
fortwährende Unterhaltung desfelben 
von hierzu nicht ohnehin ſchon ver- 
pflihteten Impfärzten, auf feine vor: 
züglihe Sachkenntniß und Genauigkeit 
im Impfgefhäfte, auf die Bollftändig: 
feit feiner Impf-Ausweife, endlich auf 
befondere Verdienfte, welche ſich der 
Smpfarzt durch fleißige Revaccinirung, 
Negenerirung der echten, Auffindung 
der originären Kubpode und erfolgs 
reihe Impfung mit derfelben, dann 
durch Befiegung der gegen die Impfung 
beftehenden Borurtheile erworben has 
ben dürfte, gehörige Rüdficht zu neh— 
men ift. (Hftzl, D. vom 6. Dec. 1843 
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3. 38834, an fämmtl. Landerft. Pol. 
G. ©. 71. Bd. Nr. 132.) 

SImpf = Prämien, ſ. Impfung. 
(GGHfkzl. D. vom 9. Juli 1836 im Ein- 
gange u. I. 8. 14.) 

Smpf-Renitenten. Bon der ab: 
gefonderten Borlegung der Impf-Re— 
nitenteneAusweife hat es abzufommen, 
da diefe einen integrirenden Theil der 
Haupt » Impfberihte auszumachen ha- 
ben. (Hfkzl. D. vom 10. Febr. 1825 
3. 29825, o. d. Reg. D. v. 12. Febr. 
1825 3. 4269, o. ö. Prov. ©. ©. 
Nr. 23, f. Impfung. Vrg. vom 21. 
Febr. 1812.) 

Impfſtoff. Die k. k. vereinigte Hof- 
kanzlei hat aus öffentlichen Rücfichten 
und zur Hintanhaltung verheerender 
Seuchen fih bewogen gefunden, im 
Thierarznei = Inftitute in Wien auf öf- 
fentliche Koften eine Schutzpocken-Impf— 
anftalt zur Gewinnung eines ftets wirf- 
famen cultivirten Schafpocken-Impf— 
ftoffes zu unterhalten, und es wird 
diefer cultivirte Schafpocken-Impfſtoff 
von Seite der Inftitut =» Direction une 
entgeltlih an die Parteien in den 
gewöhnlihen Amtsftunden ertheilt. 
(Bdg. d. n. ö. Reg. v. 27. Dct. 1836 
3. 59129. Prov. G. ©. 18. Bd. 
Nr. 261.) 

— — deffen Sammlung, Aufbe- 
wahrung und Berfendung betreffend, 
ſ. Smpfung. (Hffzl. D. vom 9. Juli 
1836. 1. $. 9.) 

Smpfung. Errichtung derfelben in 
Wien. (Kundm, der n. ö. Reg. v. 20. 
März 1802. Krop. ©. ©. 16. Bd. 
©. 218.) 

— — Ein jedes an den natürlichen 
Blattern verftorbene Individuum foll 
von dem Priefter eingefegnet, muß aber 
ohne alle Begleitung zur Erde beftattet 
werden. Diefe Erdebeftattung ohne alle 
Begleitung muß bei allen Religions: 
Verwandten Statt finden. Die Orts— 
obrigkeiten und Seelſorger bleiben un— 
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ter zu verhängender ftrenger Ahndung 
für die Beobachtung diefer Anordnung 
verantwortlih. Für die Hauptftädte 
der Provinzen und für jene Städte, in 
welchen der Sik eines Kreisamtes ift, 
wird verordnet: 

Jedes Kamilienhaupt, unter deffen 
Angehörigen ein Individuum von den 
Blattern ergriffen wird, und ein jeder 
Arzt oder Wumdarzt, der zu einem 
Blatternden gerufen wird, ift unter 
firenger Ahndung verbunden, die Ans 
zeige hievon fogleih an die Polizei— 
Direetion des Ortes oder Diftrictes, 
in deren Mangel an den Magiftrat zu 
machen. Die Polizei « Direction oder 
der Magiftrat muß ohne allen Zeitvers 
[uft an das Haus, in weldhem ſich das 
blatternde Kind befindet, eine Tafel 
heften laffen, auf welder fehr leferlidh 
gefchrieben fein muß: „Hier find bei 
N. N. die Blattern,” damit Jedermann 
von der Gefahr unterrichtet werde, und 
ihr ausweichen könne. Die Familien— 
häupter, welche die Baccination vers 
weigern, werden zu Protocoll vernom- 
men, und das Verzeihniß ift der Lan— 
desſtelle einzufenden. Die Eltern und 
Bormünder eines jeden Individuums, 
weldhe® an den natürlichen Blattern 
ftarb und durch felbe verfrüppelt wurde, 
und von welchen die überftandene Bac- 
cination nicht ausgemwiefen werden kann, 
werden mit Namen, Stand und Wohs 
nung in der Zeitung der Provinz bes 
fannt gemacht, ald von Borurtheil ges 
blendete Menfchen, welche ihre Ange— 
hörigen lieber in der ſchmerzvollen 
Krankheit der Blattern zu Grunde ge 
ben, oder verfrüppeln laffen, als fie 
mittelft einer. fo leichten und ficheren 
von Gott und der Staatöverwaltung 
ihnen angebotenen Mitteld der Kuh— 
pocden = Impfung am Leben erhalten 
wollen. (Hfkzl. D. v. 21. Febr. 1812, 
an fammtliche deutfhe Länderſtellen 
Bdg. der n. ö. Regierung vom 27. 
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Febr. 1812. 3. 5659/302. P. D. D. 
3. 1551.) 

Impfung. Die Normal» Berord- 
nung vom 27. Febr. 1812 3. 5659, 
wornach alle Familienhäupter, melde 
in der Haupt= und Kreisftadt die Vae— 
cination verweigern, der Regierung 
anzuzeigen find, ift fich gegenwärtig zu 
halten. (Hfkzl. D. v. 28. Mai 1816, 
3. 9595, n. ö. Reg. Vdg. v. 23. Juni 
1816 3. 21931. Guld. ©. V. 4. Br. 
©. 251.) 

— — in der Stadt und den 
Borftädten Wiens. Damit die Pac: 
cination in der Hauptftadt mit Thätig- 
feit betrieben werde, wurde die Bol. 
Db. Dir. neuerdings auf die über dies 
fen Gegenftand angeordneten Maßre- 
geln aufmerkſam gemacht, und zur ges 
naueften Handhabung derfelben aufge 
fordert. Es ift daher 

1. alle Jahre am 8. Mai in ein je 
des Haus der Stadt von der Polizei— 
Dber-Direction, in den Borftädten von 
den Bezirks⸗Directionen die nöthige An- 
zahl Faffionsbögen zu geben, damit in 
felben von den einzelnen Parteien in den 
betreffenden Rubriken die Hausnume 
mer, der Name und Stand des Fami— 
lienvaterd, die Namen und das Alter 
der noch nicht vaccinirten Kinder, end» 
li die Erklärung des Familienvaters, 
ob er diefe Kinder impfen laffen wolle, 
gewiffenhaft eingetragen werde. 

2) Alle Jahre am 20. Mai, wo die 
Faſſionsbögen von den Hauseigenthü- 
mern an die Polizei « Ober » Direction 
und an die Bezirks » Directionen aud- 
gefüllt zurücdgelangt fein müffen, hat 
die legale Vaccination durch einen 
Impfarzt, in Begleitung eines Polizei— 
Commiſſärs ihren Anfang zu nehmen. 

Sn den vier Vierteln der Stadt fol 
fie. durch die beiden Stadtärzte und 
Stadtarmenärzte, in den Vorſtädten 
durch die Polizei » Bezirksärzte und 
Wundärzte vorgenommen we 
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3. Ein jeder diefer öffentlichen Impf- 
ärzte kann ſich einen oder mehrere be— 
fugte Impfärzte, in welde er fein 
Vertrauen ſetzt, zu Gehilfen nehmen. 

4. Die Impfung muß in den Bor- 
ftädten immer in den Wohnungen der 
Polizei» Bezirksärzte oder Wundärzte 
vorgenommen werden, wohin die El— 
tern ihre Kinder zu bringen haben. 

5. So wie die Faffiondbögen in 
der Stadt an die PolizeisDber-Direr- 
tion zurücgelangt find, fo find die Ber: 
zeichniffe der nicht vaceinirten Kinder 
aus felben zu verfaffen, und einem je- 
den Stadtarzte und Stadt-Armenarzte 
das Verzeichniß des ihm zugewiefenen 
Diftrieted mit der Erinnerung mitzus 
theilen, alle jene Kinder zu vaccini— 
ten, deren Eltern ſich nicht ausdrücklich 
die Impfung derfelben von ihren Haus— 
ärzten vorbehalten haben. 

6. Diefes ift auch von den Polizei— 
Bezirks-Directionen der Vorftädte, in 
Betreff der Berzeichniffe für die Polizei- 
Bezirksärzte und Wundärzte zu beob- 
achten. 

7. Alle die öffentlihen Impfärzte 
haben mit Ende des Jahres ihre Impf- 
Protocolle fammt den sub Nr. 5 be 
merkten Berzeichniffen in der Stadt 
der Polizei: Ober- Direction, in den 
Borftädten den Bezirks - Directionen 
zu übergeben, und zugleich in den Ver— 
zeichniffen in der Rubrik „Anmerkung“ 
genau erfichtlich zu machen, welche von 
den aufgeführten Individuen entweder 
gar nicht zur Impfung gebracht wor: 
den find, oder welche wegen Krankheit 
nicht geimpft werden konnten. 

8. Einem jeden mit Erfolg vaccinir« 
ten Kinde ift von dem Impfarzte das 
vorgefchriebene gedrudte Zeugniß zu 
ertheilen, und es find die Eltern zu 
ermahnen, dasfelbe wohl aufzubewah- 
ren, um fi in jedem vorkommenden 
Falle damit ausweifen zu können. 
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Berzeichniffe von den öffentlichen Impf— 
ärzten zurückgelangen; fo find fie ge— 
nau durchzugehen, und von jenen El— 
tern, die ihre Kinder nicht zur Im— 
pfung brachten, die etwaigen Zeugniffe 
der von einem Privat = Jmpfarzte viel: 
leiht an demfelben vorgenommenen 
Impfung abzuverlangen. Liegen diefe 
BZeugniffe vor, fo find diefe Kinder in 
der betreffenden Rubrik der Nr. 5 be- 
merkten Verzeichniffe als geimpft, mit 
Beifegung des Namens des Impfarztes 
anzumerfen. 

10. Werden binnen 14 Tagen nad 
der geichehenen Abforderung diefe Zeug— 
niffe nicht beigebracht, fo ift zu unter« 
ſuchen, ob die Kinder nicht etwa aus 
Renitenz der Eltern gar nicht geimpft 
wurden, in weldhem Falle nad den 
beftehenden Verordnungen Amt zu han- 
deln ift. Da es der Polizei Ober - Di- 
rection durch genaue Handhabung die= 
fer Maßregeln leicht fein wird, ein 
vollftändiges Summarium der in jedem 
Jahre geimpften Kinder zu verfaffen; 
fo hat fie die Vorlegung beftimmt in der 
feftgefeßten Zeit jedes Mal vorzulegen, 
welcher auch die Nr. 5 bemerkten Ber- 
zeichniffe aus der Stadt anzufchließen 
find. (Regierungs « Berordnung vom 
3. Suni 1817 3. 21760 an die Po— 
lizei » Ober- Direct. Guld. S. V. 4. B. 
©. 284.) 

Impfung. Die Amtshandlung bei 
dem Ausbruche natürlicher Blattern in 
der Stadt Brünn und den VBorftädten, 
fo wie die alljährlih vorzunehmende 
Häuferbegehung behufs der Schuß: 
poden-Impfung wird der Polizei- Di- 
rection übertragen. (Circ. des mähr. 
ſchleſ. Gub. vom 23. Febr. 1827 3. 
4720. PBrov. ©. ©. für Mähren und 
Schleſ. 3. 1827. Nr. 25.) 

— — GSämmtlihe Privat- und in 
öffentlihen Dienften ftehende Merzte 
und Wundärzte, welde ſich mit der 
Vaccination in der Stadt und in den 
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Borftadten Wiens befaffen, wurden auf- 
gefordert, alle von ihnen vorgenomme- 
nen Impfungen mittelft gedruckter 
Tabellen bei den k. k. Polizei = Ber 
zirfö-Directionen, in deren Bezirk fie 
wohnen, in der Stadt aber bei dem 
eriten Stadt: Phyficus bis Ende De- 
cember eines jeden Jahres zu überrei- 
hen. Mit den gedruckten Tabellen und 
den Impf-Zeugniſſen werden fie auf 
ihr Anmelden in dem Regierungs-Sa— 
nitäts = Departement betheilt werden. 
(Bdg. der n. ö. Reg. v. 30. Dec. 1833 
3. 71503. Kn. ©. ®. 3%. 1833. 
Nr. 43.) 

Impfung. Die folgende von Sr. 
Majeftät fanctionirte neue Borfhrift 
über die Leitung und Aus— 
übung derKubpoden-IJmpfung 
wurde mit Hoffanzleir-Decret v. 9. Juli 
1836 3. 13192 ſämmtl. Länderftellen 
mit Ausnahme jener zu Mailand, Ve— 
nedig und Dalmatien zur allgemeinen 
Kundmahung und Darnachachtung mit 
der Bemerkung mitgetheilt, Daß es 
zwar in Bezug auf die Entfhädiguns 
gen der Impfärzte und auf die Impf- 
Prämien bei dem bisherigen Syſteme 
zu verbleiben, jedoch die Ränderftellen 
mit aller Genauigkeit und Strenge dars 
über zu wachen haben, damit der 
Staatsſchatz nicht durch ungebührliche 
Aufrehnungen im diefer Beziehung in 
Anfpruch genommen werde. 

Borfhrift über die Kuhpo— 
den: Impfungindent.f. Staa 
ten. 

1. Abſchnitt. Vorſchrift in 
Bezug aufdie Leitung. 

$. 1. Die Oberleitung des Geſchäf— 
tes der KRubpoden » Impfung führt in 
jeder Provinz die Randesftelle mittelft 
des bei derfelben angeftellten Sanitäte- 
Referenten und Protomedicus , welcher 
legtere zugleih Impfungs-Director ift. 

$. 2. In den Kreifen eines Landes 
beforgt die befondere Leitung dieſes 
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Geſchäftes das Kreisamt mittelft des 
Kreisarztes, 

8. 3. Niemand darf die Kuhpoden- 
Impfung ausüben, als geprüfte Aerzte 
und Wundärzte. Sollten jedoh noch 
Merzte und Wundärzte vorhanden fein, 
die hierzu während ihres Studiums 
an öffentlichen Lehranſtalten nicht bes 
fähigt worden find; fo müſſen diefel- 
ben eine eigene Grlaubniß zur Aus- 
übung der Impfung haben. 

$. 4. Dieſe Erlaubniß ertheilt in 
der Hauptftadt das Gubernium auf das 
Gutachten des an der öffentlichen Impf— 
anftalt angeftellten Arztes; im Sreife 
das Kreisamt nah dem Gutachten des 
Kreisarztes. 

8.5. Beftehen über die Kenntniffe 
derer, welche eine ſolche Befugniß nach— 
ſuchen, gegründete Zweifel; fo follen 
fie angewiefen werden, bei dem an 
der öffentlichen Impfanftalt in der 
Hauptjtadt der Provinz angeſtellten 
Arzte oder bei dem Kreisamte einigen 
dergleichen Impfungen und derjelben 
ganzen Verlaufe beizuwohnen, wobei 
leßtere ihnen zugleich die nöthigen Er- 
klärungen ertheilen werden. Iſt diefes 
gefchehen, fo jollen fie ohne weiters die 
Erlaubniß, ſelbſt Impfungen vorzus 
nehmen, erhalten. Die bewährte Vor— 
fiht ift befonders bei älteren Wund— 
ärzten und in jenen Ländern nothwen- 
dig, wo ed noch Wundärzte gibt, welche 
nicht an k. k. Univerfitäten oder Lyceen 
ordentlich gebildet werden. 

8. 6. Auch Militär» Merzte, welche 
die Daccination an Civil-Kindern aus- 
üben wollen, müffen von vorgefchrie- 
benen Civil» Behörden die Erlaubniß 
dazu erhalten, und diefe kann ihnen 
nur mit der Bedingniß erteilt werden, 
daß fie fih genau an die den Eivil- 
Aerzten deswegen gegebene Inftruction, 
welde ihnen daher mitzutheilen ift, 
halten, und wie diefe, die vorgefchrie- 
benen Berichte an das Kreisamt oder 
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Gubernium einfenden, je nachdem fie 
in einen Kreife oder in der Hauptftadt 
der Provinz, ihre Impfungen vorge, 
nommen haben. Dagegen haben ihnen 
die nämlichen Bortheile und Genüffe 
zu Statten zu kommen, welche den bei 
dem Impfungsgefchäfte verwendeten 
Eivil-Werjten bewilligt find, 

8. 7. Es muß immer dafür geforgt 
werden, daß guter, fo viel möglich 
frifher und echter Kubpodenftoff vor- 
räthig fei, und an alle Impfärzte, die 
desfelben bedürfen, zu allen Zeiten 
verfendet werden fönne. 

$. 8. Dafür hat vorzüglid in der 
Hauptjtadt der Brotomedicus, und im 
Kreife der Kreisarzt zu forgen, welde 
allen Impfärzten, die eines Impfftoffes 
bedürfen, felben zu allen Zeiten unent- 
geltlih mittheilen, oder überfenden 
müffen. Zu diefem Ende foll an dem 
Drte des Guberniums oder des Kreis- 
amtes dad ganze Jahr hindurch ges 
impft, und auf diefe Art eine eigene 
Smpfungsanftalt unterhalten werden, 
in der man ununterbrochen Kinder vae— 
cinirt, von denen der Jmpfitoff theils 
aufgefammelt, theils ſogleich fortge- 
pflanzt wird, 

$. 9. Die Auffammlung, Aufbe- 
wahrung und Berfendung des Impf- 
ftoffes aefchieht folgender Maßen: 

1. Mittelft zweier kleinen Glasplat- 
ten, welche genau auf einander paffen, 
damit aller Luftzutritt zu dem Stoffe 
abgehalten werde. Auf die Mitte einer 
diefer Glasplatten, und zwar jener, 
welche mit einer linfenförmigen Aus- 
höhlung verfehen ift, bringt man den 
Impfftoff durch unmittelbare Berüh— 
rung derfelben mit der eingeſtoche— 
nen Kubpode. Die Glasränder wer- 
den dann mittelit Wachs, Glaferkitte 
oder einer mit Mehlkleifter beftrichenen 
Papierleifte verklebt, und fo der Impfs 
ftoff an einem fühlen, trodenen, weder 
einem bedeutenden Wechfel der Tempe⸗ 
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ratur, noch einem ſtarken Richte aus— 
gefeßten Orte aufbewahrt. Sollen die 
Slasplatten weit verfendet werden, fo 
fann man fie noch mit einem umwun— 
denen Faden befeftigen, um deren Ver— 
ſchieben zu verhindern. Beim Gebrauche 
ift der aufbewahrte Stoff mittelft eines 
mit lauem Waffer etwas befeuchteten 
Pinfeld flüffig zu machen, auf die 
Spitze einer Lanzette an beiden Seiten 
zu ftreihen, und damit die Impfung 
porzunehmen. 

I. Mittelft Tränkens elfenbeinener, 
myrthenblattförmiger, fein zugefpißter 
und ın hölzernen Kapfeln nach Art der 
Nadelbüchfen eingefchraubten Impfna— 
deln, womit jeder Smpfarzt beim Ab— 
nehmen des Stoffes verfehen fein folle. 
Mit derlei mit Kuhpocken-Lymphe ger 
träntten Nadeln Tann die Impfung 
auch gleich geichehen, nachdem die ein- 
getrocknete Materie mit nicht zu ware 
men Wafferdämpfen oder Durch wieder- 
holtes Anhauchen erweicht wurde. 

3. Mittelft kleiner gläferner Röhr— 
hen, worin fih der Impfftoff durch 
Lingere Zeit frifch erhält. Diefe Röhr- 
chen find von nicht fehr dickem Glafe 
mit einem gefchloffenen Ende und einer 
entgegengefegten Mündung, deren Räns 
der etwas nach außen vorftehen, in der 
Länge von 1—1'/, Zoll und im Lichte 
etwas weiter ald der eines größeren 
Thermometerd. Die Lymphe wird mit 
einer gefurchten Impfnadel aus der 
angeftochenen Kuhpocke aufgefaßt und 
tropfenweife in das Röhrchen eingetra- 
gen, bis diefed beinahe voll ift. Mit 
Wachs oder Glaferfitt wohl verfchlof- 
fen, in einer Federfpule wohl aufbes 
wahrt, und an einem fühlen, finftern 
Drte gehalten, bleibt die Materie ſehr 
lange flüffig, und wenn fie fih etwas 
verdidt haben follte, darf man nur 
den geöffneten Tubulus über lauwarme 
Waſſerdämpfe halten, wodurd die Flüf- 
ſigmachung alebald erfolgt. Statt obi— 
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ger Glasröhren kann man fih auch der 
in mehreren Ländern gebräudplichen, 
fpindelförmigen feinen Glasröhrchen, 
fogenannten SHarnröhrchen bedienen. 
Die Methode, fih derfelben zu bedie- 
nen, ift folgende: 

Man ſetzt das längſte Ende eines 
foldyen Harnröhrchens in einem bedeu— 
tend ftumpfen Winkel in den Tropfen 
Lymphe der geöffneten Puftel, ohne 
jedoh die Spike desfelben in die Pu— 
ftel ſelbſt tiefer einzufenken. Hört die 
Einfaugung eher auf, ald das Röhr— 
hen gefüllt ift, weil die feine Oeffnung 
durch die verdickte Lymphe ſich gefüllt 
hat, fo freihet man das einfangende 
Ende gelinde zwifchen zwei Fingern, 
oder bricht fehr wenig von demfelben 
ab, und läßt auf diefe Art das Röhr- 
hen fich füllen. Die Verſchließung der 
Enden der Röhrchen gefihieht auf die 
vorbefagte Art, und man fchüßt dies 
felben vor dem Abftogen und Zerßre- 
hen, indem man felbe in eine Feder— 
fpule gibt, und in feine Horn» oder 
Holzipäne gibt. Um die Lymphe zum 
Gebrauche heraus zu bringen, bricht 
man die beiden Enden der Röhrchen 
etwa 1'/, Linie ab, Hält den Bauch 
derfelben mit einer Pincette, ſetzt einen 
fteifen, jehr dünnen Strohhalm, oder 
einen feinen meffingenen Tubulus über 
die Spitze, fo daß er den Bauch der 
Röhre einfchließt, bläſt nun ganz ge 
linde die Lymphe auf eine Glasplatte, 
von welcher man ohne Verzug, wie 
aus einer Puſtel impft. 

$. 10. Der Impfftoff muß aufges 
fammelt werden, wenn er noch im durch— 
fihtigen poröfen Zuftande ift, das ift, 
bei einem regelmäßigen Verlaufe der 
Kuhpocken beiläufig von 6 bis 9 Tage. 

8. 11. Hat man den Impfftoff nach 
der $. INT. 1 u. 2 angegebenen Methode 
in trodenem Zuftande aufbewahrt, fo 
laßt fih nicht genau beftimmen, wie 
lange diefer getrocknete Impfftoff feine 
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Kraft erhalte. Man impfte damit nach 
2, ja zuweilen nad) 4, 6 und noch mehr 
Monaten mit Erfolg, doch ift man dej- 
fen um fo ficherer, je jünger der Impf— 
ſtoff it. Beſitzt man aber Impfſtoff 
nad) der Methode Rr. 3 in kleinen glä— 
fernen Röhrchen im flüfjigen Zuftande 
aufbewahrt, jo kann damit felbft nad 
11 Monaten mit dem beten Erfolge 
geimpft werden. Um aber im jenen 
Füllen, wo man fich getrockneten Impf— 
ftoffes bedienen muß, von dem Erfolge 
der allgemeinen vorzunehmenden Vac— 
cinationen (j. B. bei ausbrechenden 
Poden-Epidemien) fiherer zu fein, fol 
fih der Impfarzt zuerft in einem Kinde 
frifhe Materie bereiten, und mit dies 
fer dann das Impfgeſchäft weiter fort: 
feßen. 

8. 12. Soll die Kuhpoden » Im: 
pfung das leiften, was durch felbe für 
die Menfchheit bewirkt werden kann, 
d. i. größtmöglichſte Berminderung und 
endlich gänzliche Ausrottung der Kin: 
derblattern; fo muß felbe allgemein 
verbreitet werden. Died kann nur ges 
fhehen, wenn 

1. das Volk in Hinficht derfelben 
richtige Begriffe erlangt, und die Vor— 
theile davon kennen lernt, wornach es 
nicht fehlen fann, daß die Kuhpocken— 
Impfung nicht allgemein Eingang fin- 
den follte, 

2. müffen aber für das bereitwillige 
Bolt auch allenthalben Impfärzte in 
zureichender Zahl vorhanden fein, durch 
welche ed, und befonders der unbemit— 
telte Theil desfelben der Wohlthat un: 
entgeltlih theilhaft werden kann. 

$. 13. Erſteres fann vorzüglich be: 
wirft werden: 

a) durh Seelſorger, Volkslehrer 
und Schullehrer. Diefe Angelegenheit 
fol zwei Mal des Jahres dem Volke 
an's Herz gelegt werden; aber aud 
außerdem follen die erfitgenannten Glaj- 
fen von Menfhen Feine Gelegenheit, 
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wozu Todesfälle an Kinderblattern 
ganz vorzüglich geeignet find, ungenüßt 
laffen, die Menfchen für die Kuhpocken— 
Impfung empfänglicd zu machen, und 
zwar um fo mehr, als Privat » Unter- 
redungen gewöhnlich leichter Eingang 
finden, als der Unterricht von der 
Kanzel. 

b) Dur das Beifpiel der Güterbes 
fier, der oberen Elaffen von Menfchen, 
der Landesbeamten, welches um fo 
wirffamer fein wird, wein das gemeine 
Volk Gelegenheit erhält, an deren Kin— 
dern den Berlauf der Kuhpocken-Im— 
pfung zu beobachten. Diefe follen da— 
ber der an ihren Kindern vorgenommes 
nen Impfung die größtmöglichfte Pu— 
blicität geben. 

ce) Durch Volksſchriften, welche un: 
entgeltlih zu vertheilen find, aus wel— 
hen der unterrichtetere Theil des Bol: 
kes theils für fich felbft Ueberzeugung 
ihöpfen, theil® fo viel Kenntniß von 
der Sahe erlangen kann, daß er im 
Stande ift, feine Ueberzeugung auch 
auf Andere zu übertragen, Sehr gut 
zu diefem Zwede ift die vom Grafen 
Hugo von Salm verfaßte Volks: 
fhrift: „Was find die Kuhpo— 
den, und wozu nüßen fie?“ Hie— 
ber gehört auch die vergleichende Ueber: 
ficht der natürlichen Blattern, der ge— 
impften Blattern, und der Kuh oder 
Schutzblattern in Rüdfiht ihrer Wir: 
tungen auf einzelne Perſonen, und auf 
die ganze menfchliche Gefellfchaft, welche 
die Jenner'ſche Gefellfchaft in London 
herausgab, und Graf Harrach in's 
Deutſche überfeßte. Beide könnten zus 
fammen gedruckt vertheilt werden. End— 
li follte glei bei der Taufe (bei Ju— 
den bei der Befchneidung) eines neu 
gebornen Kindes, wo die Empfindune 
gen der Eltern meift höher geftinmt, 
und die Beforgniffe fir das fo eben er: 
haltene Kind immer größer find, ein 
dahin Bezug habender Unterricht, im 
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Form eines Briefes, von dem Seelfor: 
ger an die Eltern ausgetheilt werden. 
Diefe Volksſchriften müffen in alle 
Sprachen, deren ſich die öfterreichifchen 
Untertbanen ald Mutterfprachen bedie- 
nen, überfeßt werden. 

d) Ungeblatterte, welche nicht ein 
Gertificat der überftandenen Kuhpocken— 
Impfung aufweifen können, follen fein 
Etipendium erlangen, aud in fein öf- 
fentlihes, umentgeltlihes Erziehungs: 
Inftitut u. ſ. w. aufgenommen werden 
können. Auch find jene Berfonen, 
welde um Betheilungen won den Ar: 
mensInftituten anlangen, oder diefelben 
bereit® genießen, wenn fie die perivdi- 
[hen Beträge abholen, zu befragen: ob 
fie ihre Kinder haben vacciniren laffen, 
wobei ihnen im Berneinungsfalle zu be 
deuten ift, daß fie ihre Kinder um fo 
gewiffer bei erfter Gelegenheit vaccini— 
ven laffen, und fi dariiber mit den 
Impfungszeugniffen auszuweiſen ha- 
ben, als im widrigen Falle ihnen nicht 
nur Feine neue oder größere Betheilung 
mehr ertheilt, jondern die bereits zuge: 
wiefene entzogen werden würde. 

e) Den Seelforgern ift es zur Pflicht 
zu machen, bei der Impfung in ihrem 
Kirhfprengel zu erfcheinen, um fowohl 
hiedurch als noch mehr durch Gründe 
der Moral und Religion dem Bolfe 
Beruhigung und Zutrauen zu der Im— 
pfung einzuflößen. Eben fo find die 
Drtsbehörden verpflichtet, einen Be— 
amten bei jeder Hauptimpfung gegen- 
wärtig fein zu laffen, fo wie auch der 
Gemeindevorftand künftig hierbei zu 
erfcheinen hat. Beide haben ferner das 
dem Impfarzte angeordnete Tagebuch, 
worin vorzüglich die echten Impfungen 
erfichtlich zu machen find, nad jedem 
Zage bei der Impfung und bei der Nach— 
fiht mit Gewiffenhaftigfeit zu unterfer= 
tigen, welche Unterfertigung und Be— 
ſtätigung auch dem Geelforger zur 
Pflicht gemacht wird. 
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b) Die Zöglinge der Waifenhäufer, 
und von was immer für Verſorgungs— 
anftalten des Staates müffen alle vae— 
cinirt werden, im Falle fie der Vacci— 
nation noch bedürfen. 

$. 14. Um in den Provinzen eine 
zureichende Anzahl thätiger Impfärzte 
zu erhalten, foll es — 

a) allen Kreisärzien, Stadt- und 
Land-Phyſikern zur beſonderen Pflicht 
gemacht werden, die Kuhpocken-Im— 
pfung nad ihren Kräften zu verbreiten, 
und bei allen minder Bemittelten felbe 
unentgeltlich vorzunehmen. 

b) Allen Aerzten und Wundärzten, 
welche nicht fhon laut $. 4 zur Im— 
pfung befähiget find, und daher auch 
erft darum anfuchen foll, wenn der an 
der öffentlichen Impfanftalt angeftellte 
Arzt, oder der Kreisarzt dazu einrathet, 
die Erlaubniß zur Kuhpocken-Impfung 
ertheilt werden. 

c) Alle Yerzte und Wundärzte, welche 
fi zum Unterrichte in der Kuhpocken— 
Impfung melden, müffen auch zu dem— 
felben zugelaffen werden, und Niemand 
darf, bei fchwerer Ahndung abgewiefen 
werden. 

d) Auf Impfärzte, welche fih durch 
die Kuhpocden- Impfung befondere Ver— 
diente erwerben, foll bei Beförderun- 
gen Rücficht genommen werden, auch 
follen den anggezeichnetften auseror- 
dentlihe Belohnungen eriheilt werden. 

e) Für Gegenden, wo der Kreisarzt, 
die Land-Phyſiker und Wundärzte nicht 
zureihen, follen eigene Impfärzte be= 
ſtimmt und zur Impfung dahin abge- 
fandt werden, um vom halben April 
bi8 Ende Dectober dafelbft allgemein 
Kuhpoden-Impfungen vorzunehmen. 

8. 15. Kinderblattern = Impfungen 
dürfen nirgends und unter feinerlei Ber 
dingung vorgenommen werden, da felbe 
fehr anſteckend find, und daher fo leicht 
verbreitet werden. 

$. 16. In Hinfiht der Ausweiſe 
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über Kubpoden «- Impfung ift fih fol 
gender Maßen zu benehmen: 

a) Die Kreisämter erhalten von den 
Kreid- und andern Impfärzten ganz» 
jährig mit Ende November die Impfung- 
Ausweiſe in Tabellenforn ; 

b) gleichzeitig mit den Ausweifen 
der Impfärzte müffen die Dominien und 
Magiftrate verläßliche Namensverzeiche 
niffe der Individuen, welche auf ihren 
Gütern oder in Städten die Kuhpocken 
im Jahre echt überftanden haben, an 
die Kreisämter einfenden, wozu fie eben- 
falld Mufter » Tabellen erhalten. Hie- 
durch wird eine Controlle gegen die 
Berichte der Impfärzte erlangt. 

ec) Die Kreisämter haben ihre Aus- 
weife, denen die Ausweife der Smpfärzte 
beigefhloffen fein müffen, welche fie 
aber wieder zurücerhalten, Tängftens 
bis Ende Jänner an die Landesftelle 
zu befördern, auch in dem Kalle, wenn 
ein Dominium oder Magiftrat in Eins 
fendung feines VBerzeichniffes zurückge— 
blieben wäre, von welchem die Kreis- 
ämter ohnehin auch fpäter den erforder: 
lichen Gebrauch machen können. 

d) An die Hofftelle werden von den 
Zänderftellen ganzjährige Provinz-Aus- 
weife nach der mitgetheilten Mufter- 
Tabelle längftens bis 1. Mai des näm— 
lihen Jahres eingefendet. Die kreis— 
amtlichen Eingaben find diefen Brovinz- 
Ausweiſen nur in ſolchen Fallen beizu- 
legen, in welchen die Randesitelle aus 
bejonderen Urſachen hiezu ſich verpflich- 
tet hält. 

II. Abſchnitt. Vorſchrift für 
Aerzte und Wundärzte, welche 
der Kuhpocken-Impfung ſich 
widmen. 

Die 88. 1—31 enthalten die Bes 
ſchreibung des Verlaufes der ech’en und 
unechten Kubpoden, die Regeln zur 
Verhütung der Erzeugung und Fort 
pflanzung falfher Schußpoden, die 
Vorſchriften über die zuverläffigfte Art 
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zu impfen, über die Auffaffung und 
Aufbewahrung der Schutzpocken-Lym— 
phe, endlich über das diätetiſche Ver— 
halten und die medieinifche Behandlung 
bei den Kuhpocken. 

$. 32. Folgende allgemeine 
Borfhriften find von allen 
Impfärzten zu befolgen: 

Schlägt die Impfung das erfte 
Mal nit an, fo muß Ddiefelbe wie- 
derholt werden; und gelingt fie in ei» 
nem Jahre auch wiederholt nicht, fo 
wird diefelbe im nächſten wieder vorge: 
nommen, Die Wiederholung der Im— 
pfung in demfelben Jahre kann aber 
nur dann Statt finden, wenn diefelbe 
mit den übrigen Berufsgefchäften des 
Impfarztes vereinbarlich ift; denn es 
wäre Verluft, wenn der Impfarzt wer 
gen ein paar Kindern, bei denen die 
Impfung nicht anfchlug, noch länger an 
denfelben verweilen follte, um an diefen 
die Impfung noch ein Mal vorzuneh- 
men, da er es inzwifchen verfäumte, die 
Kinder ganzer Ortſchaften zu vacciniren. 

$. 33. Jeder Impfarzt muß feine 
Impflinge während des Berlaufes der 
Kuhpocke forgfältig beobachten, um von 
der Echtheit diefer, und von der Sicher: 
ftellung jener vor den Menfchenblattern 
verfichert zu fein. Im diefer Hinficht 
bleibt es zwar die Pflicht der Impf— 
ärzte, die in ihrem Wohnorte oder fehr 
nahe demfelben befindlichen Impflinge, 
deren Beſuch mit feinen weiten Aus— 
lagen für den Staatsſchatz verbunden 
ift, wenigftens 2mal zu befichtigen, und 
den Berlauf der Baccine in ihren Pro: 
tocolle anzumerken, für die von ihren 
MWohnorte weiter Entfernten hat aber 
nur eine Nachſicht und zwar am achten 
Tage zu geſchehen, die in Aufrechnung 
gebracht werden kann. 

8. 34. Das Impfen in fogenannten 
Concurrenz » Orten kann nod ferner 
Statt finden, wobei in jenen Gegen» 
den, wo die Pfarren ſehr ausgedehnt 
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find, außer den Pfarrorten für den Um— 
freis einer Stunde noch andere Drte 
als Impf-Sammelpläße beftimmt wer: 
den können. Diefe Eoncurrenz - Drte 
haben die Kreisämter über Einver: 
nehmen der Bezirks » Obrigkeiten und 
der Land = Phnfifer ein für alle Mal 
feftzufegen, jedoch foll e8 dem Impf- 
arzte oder der Obrigkeit unbenom— 
men bleiben, diesfalld nad Umftänden 
nothwendige oder zweckmäßig erſchei— 
nende Abänderungen in Vorſchlag zu 
bringen. Die Seelſorger ſind verpflich— 
tet, in jeden Märzmonate einen Aus— 
weis über die im vergangenen Jahre 
gebornen Kinder zu verfaſſen, und den— 
ſelben unmittelbar an die politiſchen 
Obrigkeiten zu übergeben, welche ihn 
nebſt einem ſeparirten Ausweiſe, ent— 
haltend die Rubriken: 

a) Der in früheren Jahren nicht 
Geimpften; 

b) der zwar Geimpften, bei denen 
aber unechte Pocken erſchienen, oder bei 
denen die Impfung nicht gehaftet hat, 
und endlich 

c) der in dem Impfbezirke inzwiſchen 
überfiedelten Individuen, die fich über 
die überftandenen Kubpoden oder Men 
fchenblattern nicht ausweifen können, 
dem Impfarzte zu feinen Amtsgebrauche 
zu überfenden haben. 

$. 35. Ueber jeden Impfling, der 
die Kuhpocken echt überftanden hat, 
muß der Impfarzt zwei Zeugniffe, wo- 
zu er die gedrudten Kormulare erhält, 
ausfertigen, wovon er eines den Anger 
hörigen des Impflings zur Aufbewah- 
rung, das andere dem Magijtrate oder 
dem Drtsrichter übergibt, welcher es 
der Ortsobrigfeit zur Eintragung in 
ein gemeinfchaftliches Protocoll über: 
liefert. 

$. 36. Er felbft führt ein befonde- 
red Journal, worin Tag für Tag die 
Namen und die Zahl dır Geimpften, 
die verwendete Zeit und die etwa zu— 
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rücgelegte Reife ſammt der Meilen: 
Diftanz anzugeben, fo wie auch die ge: 
pflogene Nahficht und vorgenommene 
Impfung auszumeifen find. Ueber die: 
ſes Journal ift ganzjährig mit Ende 
des Militär-FJahres mittelft der empfan— 
genen gedruckten Tabellen genauer Be: 
richt an das Kreisamt (in der Haupt: 
ftadt an dad Gubermium) zu erftatten. 
Diefe tabellarifchen Ausmweife find zu— 
verläffig bis Ende November einzufchis 
den. Befondere und merkwürdige Er- 
ſcheinungen, welche an den Impflingen 
beobachtet, aber in den Tabellen nicht 
angemerkt werden können, wird der 
Impfarzt in einem eigenen, den Zabel: 
len beigefchloffenen Berichte anzeigen, 
in welchem er auch die Seelforger und 
Drtsobrigkeiten des flachen Landes auf: 
führen wird, weldhe feinem Verlangen 
gemäß der Haupt-Impfung beimohnten, 
oder auf eine andere Art diefes Gefchäft 
begünftigten und beförderten, wie nicht 
minder Jene, welche demjelben Hinder- 
niffe entgegen feßten. 

8. 37. Kreisärzte und Impfärzte 
follen, wenn fi die Gelegenheit dars 
bietet, auch auf die Geſundheit der in 
den vorhergebenden Jahren Geimpften 
einen Rückblie nehmen, und davon in 
ihren gewöhnlichen Berichten gehörig 
Erwähnung machen, vorzüglich aber es 
genau anmerken und einberichten, wenn 
fie eine bedeutende Veränderung in dem 
Gefundheitszuftande nach der Impfung 
bemerken, von der fie Gründe zu haben 
glauben, dag die Impfung auf diefelbe 
Einfluß gehabt habe. 

$. 38. Die Eltern und Angehörigen 
der Impflinge find nah vollbrachter 
Impfung von den Smpfärzten zu be- 
lehren, daß fie es ja alfogleih dem 
nächften Impfarzte anzeigen follen, wenn 
ein geimpftes Kind mıt einer Krankheit 
befallen wird, welche fie für die Men- 
fchenblattern halten. 

$. 39. Solche Fülle muß der herbei- 
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geholte Impfarzt immer auf das Sorg- 
fältigfte unterfuchen, und in feinen ges 
wöhnlichen Berichten darüber genaue 
und gewiffenhafte Auskunft geben, es 
deutlich beftimmen, wenn der Kranke 
die Kuhpocken überftanden habe, wofür 
er den Ausſchlag halte, und wenn es 
Menfhenblattern find, au die Gründe 
beifügen, nad denen er fie für echte oder 
unechte Menfchenblattern hält. Eben fo 
muß er hierüber die nöthige Aufklärung 
ertheilen, und unzeitige Furcht, und 
ungegründetes Mißtrauen zu zerftreuen 
fuchen. 

$.40. Das Befinden der Geimpften 
während einer Menfchenblattern-Epide- 
mie in dem Orte, ift ebenfalls den Bes 
richten mit Genauigkeit beizufügen. 
(Bol. ©. ©. 64. Bd. Nr. 105. Vdg. 
der. n. ö. Rgg. v. 27. Nov. 1836 3. 
59077, des böhm. Bub. v. 26. Det. 
1836 3. 51581.) 

Impfung. Ueber den Antrag zur 
Einführung von Impf-Protocollen bei 
allen Seelforgern wurde beftimmt: 

1. Die Einführung von fortdauern- 
den Impfbüchern oder Impf-Protocollen 
hat nicht Statt zu finden, und bei den 
bisherigen Berfahren zu verbleiben. 

2. Das ſchon längere Zeit in Hebung 
befindlihe vorgedrudte „Verzeichniß 
der in der Pfarre N. vorgefundenen 
impfungsfähigen und geimpften Kinder“ 
ift auch für die nachbenannten Elabo- 
vate zu benüßen, und zwar: 

a) Bei den von den Obrigkeiten, 
Richtern uno Seelforgern zu beftätigen- 
den, von den Impfärzten zu führenden 
Tagebüchern über die Impfung (Impf- 
Inftruction vom 3. 1836. I. Abſchnitt, 
8.13 lit, e); 

b) bei den von den Impfärzten ganz- 
jährig mit Ende November deu Kreid- 
ämtern vorzulegenden Impfausweifen 
(1. Abfchnitt $. 16 lit. a); 

c) bei den von den Dominien und 
Magiftraten den Kreisämtern einzufen- 
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denden Namens» Verzeichniffen der Ge—⸗ 
impften (lit. b) und 

d) bei den Journalen der Impfärzte 
($. 36). Hinſichtlich des Impfgefchäftes- 
in Wien wird es bei der biäherigen 
Manipulation belaffen. (Bdg. der n. ö. 
R. v. 24. Sept. 1837 3. 37873. An. 
©. 2. 3. 1837. Nr. 72.) 

Impfung. Die Bezirks-Directionen 
werden angewiefen, das Impfgeichäft 
genau nad den diesfalls beftehenden 
Berordnungen, nämlich der Rggs. Vdg. 
vom 20. März 1802 u. 3. Juni 1817 
unter ihrer Verantwortung mit aller er: 
forderlihen Thätigkeit zu betreiben, und 
dem entjprechend zu veranlaffen, daß: 

1. Nach der Georgi-Ausziehzeit d. i. 
am 8. Mai jedes Jahres die gedrudten 
Faffionsbögen jedem Hauseigenthümer 
für fib und feine Zinnsparteien mit 
dem Auftrage zugeftellt werden, daß 
felbe, gehörig ausgefüllt, längſtens bis 
20. deffelben Monates der Bezirks-Di— 
rection zugeftellt werden. 

2. Wie diefe Faſſionsbögen einlaus 
gen, find aus felben durch einen hiezu 


‚beauftragten verläßlihen Beamten und 


zwar in den Borftädten von jedem Bor: 
ſtadtsgrunde insbefondere 3 Verzeich— 
niffe zu verfaffen: 

a) Leber jene Individuen mit Namen 
und Wohnort, welche ſich bereitwillig 
erklärt haben, ihre Kinder und Ange: 
börigen durch den öffentlichen Arzt im: 
pfen zu laffen, und 

b) über jene, welche ſich erklärt ha- 
ben, ihre Kinder und Angehörigen durd) 
ihren Hausarzt impfen zu laffen, und 

e) über die NRenitenten, d. i. Jene, 
welche ſich geradezu äußern, daß fie 
ihre Kinder und Angehörigen nicht im: 
pfen laffen wollen. Sind nun diefe 
Auszüge geordnet, fo ift dem öffentli- 
hen Impfarzt zu bedeuten, daß er den 
Tag und Stunde zu beftimmen habe, 
an weldhem er die Impfung beginnen, 
was jedoch) cinige Tage vor dem Impf— 
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tage gefchehen muß. Die Bezirks - Di- 
rection hat dann einen Theil der sub a 
bezeichneten Eltern, mit der vom Arzte 
beftimmten Anzahl Kinder und Ange- 
hörigen, die er zu impfen gedenfet, an 
den Drt, wo die Impfung vorgenoms 
men wird, ein paar Tage vor dem bes 
fimmten Smpftage vorzuladen, und 
fährt dann auf diefe Art an dem vom 
Arzt beitimmten Impftagen fo lange 
fort, bis alle sub a erwähnten Sndivis 
duen vaccinirt fein werden. 

3. Muß bei diefer öffentlichen Im— 
pfung jederzeit ein Bezirks - Beamter 
gegenwärtig fein, welcher in feinem dies- 
fälligen Verzeichniffe diejenigen Indivi— 
duen anzumerken hat, die erfchienen und 
geimpft worden find, wornach er die 
Ausgebliebenen zur nächften Impfung 
neuerlih vorzuladen bat. Da aber 
auch nothwendig ift, daß die vaccinirten 
Individuen zur Befihtigung, ob felbe 
auch richtig die echten Kuhpocken erhal: 
ten haben, wieder erfcheinen und zu dies 
fer Befihtigung von dem Arzte gewöhn— 
lich der achte oder neunte Tag beftimmt 
wird, fo ift auch fogleich bei der Im— 
pfung den Eltern zu bedeuten, daß fie 
mit ihren geimpften Kindern oder Ans 
gehörigen an beftimmten Tage und 
Stunde bei dem Impfarzte wieder zu 
erjheinen haben, wie im Widrigen ih: 
nen fein Impfungzeugniß erfolgt wer- 
den fönne. Diefe Maßnahme ift um fo 
nothmwendiger, ald dem öffentlichen 
Impfarzte nicht wohl aufgebürdet wer: 
den kann, daß er alle von ihm vaccinir— 
ten Individuen in ihren Wohnungen 
unterfuche, 

ad b find von diefen Yamilienglies 
dern nach DBerlauf von 4, längſtens 
6 Wochen vom 1. Juni an gered- 
net, die Impfzeugniffe zur Einfiht ab» 
zuverlangen, wornach in dem diesfälli- 
gen BVerzeichniffe diejenigen Impflinge 
angemerkt find, von welchem die Impf- 
zeugnifje vorgewiejen worden find, den 
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Uebrigen ift aber ein weiterer Ter— 
min von etwa 8 oder 14 Tagen mit 
dem Bedeuten zu ertheilen, daß fie im 
Widrigen als Renitenten behandelt 
werden würden. 

Wenn fohin die Impfungszeugniſſe 
in der mit Berordnung vom 20. Auguft 
1816 3. 28990 feftgefegten Zeit 
von den öffentlihen Impfärzten an 
die Bezirks » Directionen einlangen, 
find felbe genau zu durchgehen, und 
von jenen Eltern, die ihre Kinder 
dennoch nicht zur öffentlichen Impfung 
gebracht haben, fo wie von jenen, welche 
fih erflärt haben, ihre Kinder vom 
Haudarzte impfen zu laffen, aber die 
Zeugniffe noch nicht vorgewiefen haben, 
die Zeugniffe der von einem Privat: 
impfarzte vielleicht an denfelben vorge- 
nommenen Impfung abzuverlangen. 
Werden die Zeugniffe beigebracht, fo 
find diefe Impflinge im Berzeichniffe a 
eben fo wie ad b bemerft wurde, als 
geimpft mit Beifeßung des Namens des 
Impfarzted anzumerken. Werden bin- 
nen des feftgefeßten Termins diefe Zeug- 
niffe nicht beigebracht, fo ift zu unter: 
ſuchen, ob die Kinder nicht etwa aus 
Renitenz der Eltern nicht geimpft wur— 
den, in welchem Falle nach den beite- 
henden Berordnungen Hfkzl. Dec. v. 
28. Mai 1816 3. 9595, Rggs. Dec. 
v. 23. Juni 1816 3. 21931, in Ber« 
bindung mit dem h. Hfkzl. Dec. v. 10. 
Febr. 1825 (f. Impfrenitenten) 
Amtzuhandeln ift. Ueberhaupt hat jener 
Beamte, welcher das Impfgeſchäft be— 
ſorgt, durch Belehrung der&ltern über die 
Vortheile und den Nutzen der Impfung, 
über ihre Berantwortlichfeit, wenn ihre 
Kinder an den matürlihen Blattern 
fterben, dann daß fie für ihre Kinder 
ohne das Impfungszeugniß weder ein 
Stipendium erlangen, noch felbe in ein 
öffentliches Erziehungs» Inftitut unter« 
bringen fönnen, dahin zu wirken, daß 
fie fi der Impfung ihrer Kinder uns 
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terziehen. Bei dem Umftande, daß die 
Renitenten größtentheils dergemeineren 
und ärmern Volksclaſſe angehören, fo 
ift diefer Elaffe vorzüglich zu Gemüthe 
zu führen, daß fie im Falle ihrer Ver— 
armung weder auf eine Unterftüßung 
noch eine Betheilung aus dem Armen- 
oder fonftigen Fonde einen Anſpruch 
haben, wenn ihre Kinder nicht ſämmt— 
lich geimpft worden find. Da man fer- 
ner bemerkt hat, daß eben diefe Volks— 
claffe in dem Faffionsbogen häufig die 
Aeußerung abgibt, daß fie ihre Kinder 
durch den Hausarzt impfen laffen wer— 
den, ohne einen zu haben, oder ohne felbft 
einen Arzt zu kennen, fo hat man ver- 
anlaßt, daß in den legten Rubriken der 
Faffionsbögen „Erklärung des Fami— 
lienvaters, ob er feine Kinder vor dem 
gefeßmäßigen Termin von feinem Haus: 
arzte impfen laffe” noch beigefügt wurde, 
„deſſen Rame beizuſetzen iſt.“ Dieſe 
Rubrik iſt bei Reviſion der Faſſions— 
bögen bezüglich der gemeinen Volks— 
claſſen vorzüglich zu beachten und mög- 
licht dahin zu wirken, daß ihre Kinder 
noch vor der Atljährigen Ausziehzeit 
der Jmpfung unterzogen werden, indem 
fie fonft auf einen andern Bezirk über: 
ziehen und fomit der Impfung ihrer 
Kinder entgehen. Die f. f. Pol. Be;. 
Directionen haben demnach, fobald fie 
aus den Impfungs-Faſſionsbögen die 
mehrerwähnten 3 Verzeichniffe verfaßt 
haben werden, fogleich ihre Impfärzte 
dahin zu verftändigen, daß felbe Tag 
und Stunde zur Impfung beftimmen 
und dann nach vorftehender Weiſung 
felbe in folange fortfeßen, bis alle im 
Berzeichniffe A vorfommenden Indivi- 
piduen vaccinirt fein werden, mitunter 
aber auch die im Berzeichniffe B enthal« 
tenen Individuen zur Borweifung der 
Zeugniffe zu verhalten, und die Reni— 
tenten durch entfprehende Belehrung 
dahin zu vermögen, daß fie ihre Kinder 
der Impfung unterziehen. (Circ. der 
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t. f. Pol. Ob. Dir. v. 14. Mai 1839 
3. 26.) 

Impfung. Nachträglich zu der we— 
gen thätigerer und entfprecdhenderer Be— 
förderung der öffentlihen Kuhpocken— 
Impfung den Pol.-Bez.-Direct. unterm 
14. Mai d. 3. ertheilten Weifungen, 
wird felben eröffnet, daß die Landes— 
ftelle die Anträge der Pol. Db. Direct. 
zur Förderung dieſes Zweiges der po- 
lizeilihen Wirkſamkeit nicht nur geneh— 
migt, fondern auch zur Durchführung 
derfelben das Erforderliche an das erz- 
bifhöflihe Conſiſtorium und an die 
Drtsobrigkeiten erlaffen und angeord— 
net hat: 

1. Daß die öffentlihe Impfung 
Grund- oder Pfarrweife im Gemeinde: 
hauſe, in der Pfarrfchule oder in einem 
fonft dazu geeigneten Locale, worüber 
fich die dazu berufenen Theile im freund» 
fhaftlihen Wege zu verftehen haben, 
vorgenommen werde, umd 

2, daß, um diefer Impfung mehr 
Bertrauen und Anfehen zu verfchaffen, 
fi die Ortsfeelforger oder Abgeordnete 
derfelben, die k. k. Pol. Bez. Direct., 
die Schullehrer, Grundrichter, Armen: 
väter perfönlich dabei einfinden, und 
durch Belehrungen und Mahnungen die 
Eltern für diefe Anftalt empfänglich 
machen, indbefondere, daß auf die be- 
kannten Renitenten fräftigft eingemirkt, 
und für den guten, beilfamen Erfolg 
weder Müh noch Wort gefpart werde; 

3. wird die Vorſchrift vom Jahre 
1836 $. 13, wornad für feine Familie 
um eine Betheilung oder Aushilfe aus 
dem Armenfonde eingefchritten werden 
darf, deren Kinder fi nicht mit den 
Impfungszeugniffen ausweifen können, 
in Erinnerung gebracht. 

4. Iſt die öffentliche Impfung in den 
4 Stadtvierteln von dem Sanitäts- 
magifter, von den beiden Stadtarmen- 
ärzten und von dem Stadtarmen-Wund- 
arzte vorzunehmen, weil der mit den 
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Geſchäften des Gerichtsarztes beauf- 
tragte Stadtarzt wegen feiner ander« 
weitigen vielfeitigen Verwendung, nicht 
in Anſpruch genommen werden kann. 
Bon diefer Beftimmung werden die bes 
theiligten Aerzte unter Einem in die 
Kenntniß geſetzt. In diefe 4 Stadtvier- 
tel haben ſich die genannten Aerzte ein- 
zutheilen, und das Refultat der k.k. 
Pol.Ob.⸗Dir. und dem Wiener Magi— 
ftrate befanni zu geben, die Verabfol— 
gung der Gratification für die Zubrin— 
gung der Geimpften zur Abnahme des 
Impfftoffes unterliegt in Wien, nach— 
dem diefe Auslagen ohnehin der Ma- 
giſtrat beftreitet, feinem Anftande. (D. 
der f. En. 6. R. v. 28. Mai 1839 
3. 28716. Pol.Db.Dir. 3.8994/243.) 

Impfung. EinführungderRe 
vaccinationderbereitd Geimpf— 
ten, zur lebenslängliden Si— 
herunggegendie Menſchenblat— 
ters. Die in der neueren Zeit gemach— 
ten Erfahrungen haben unfehlbar dar— 
gethan, daß felbft die echt verlaufene 
Vaccine nicht Jedermann lebenslänglich 
vor den Menſchenblattern ſchütze. Bei 
Erörterung der Frage, auf welche Weife 
die Dispofition zur Blatternfrankheit 
dur die Baccination am ficherften für 
die Lebenszeit getilgt werden könne, 
wurde die Revaccination ald das ficherfte 
Mittel zum möglichſten Schuße der Ge- 
impften bei Blattern-Epidemien 
anerfannt. Diefelbe wird daher bei dem 
Umftande, daß für dieſe Maßregel be- 
reitd mehrere Erfahrungen das Wort 
führen, bei Blattern= Epidemien 
hiermit allgemein angeordnet. 
Sollten die dortländigen Impf= Aerzte 
nicht mit echtem Schußpocenftoffe ver: 
fehen fein, fo ift es am gerathenften, daß 
fih anderswoher, allenfall® von dem 
Wiener Hauptimpf = Inftitute ein wirk— 
famer neuer Impfftoff verfchafft, damit 
ein neuer Eyclus von Impfungen vor— 
genommen, und and die fortwährende 
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Eonfervirung dieſes Stoffes von Seite 
des Impf » Directors forgfältigft geſe— 
ben werde. Sollte aber irgendwo eine 
beginnende Blattern- Epidemie fich zei— 
gen, dann ift ed dringend notwendig, 
fo wie diefes bereits in Nieder = Defter- 
reich eingeführt ift, nicht nur die Roth— 
impfung aller Ungeimpften von Haus 
zu Haus vorzunehmen, fondern da: 
mit die Nevaccination der bereits Ge: 
impften zu vereinigen, welche leßtere 
auch überall, mwofelbft ſich dazu Gele 
genheit darbietet, vorzunehmen ift. Die 
Refultate der Revaccinationen find von 
der Randesftelle in dem Hauptimpfbe- 
richte alljährig in einem abgefonderten 
Ausweife der vereinigten Hofkanzlei er- 
fihtlih zu machen. Da übrigens die 
Dberflählichkeit und Gleichgiltigkeit, 
mit welcher bei der Schußpodenimpfung 
an vielen Drten in Abgang einer zweck— 
entfprechenden Controlle von den Impf—⸗ 
ärzten vorgegangen wird, der vor Blat- 
tern ſchützenden Baccination im Wege 
ftehen, und bei deren Kortbeftand der 
große Nußen, den die Baccination der 
Menfchheit gewährt, immer mehr und 
mehr vereitelt werden muß; fo find zur 
Befeitigung diefer Gebrechen die Impf: 
Aerzte zu verhalten, 

a) bei dem Abnehmen des Impfftoffes 
mit der größten Borficht zu Werke zu ges 
hen, diefer nur von vollfommen gefun- 
den Geimpften, und niemals fpäter als 
am fiebenten oder am Anfange des ach: 
ten Tages nah der vollbrachten Im— 
pfung abzunehmen, jenen Impfſtoff hin- 
gegen, welcher nicht in zelligen, ſon— 
dern in blafigen Puſteln enthalten ift, 
und auf einen angebrachten Einſtich 
fogleih ausfließt, zur Weiterimpfung 
gar nicht verwenden; 

b) die Geimpften bis zur Beendi- 
gung des Berlaufes auf das forgfäl- 
tigfte zu beobachten, und in demjenigen 
Füllen, wo der regelmäßige Verlauf der 
Fuftel, und die Symptome der Reac- 
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tion vermißt, oder wo die Geimpften 
der weitern Nachficht des Impf- Arztes 
entzogen werden. Feine Schußpocden- 
Impfungszeugniſſe auszuftellen. 

e) Zur Controllirung der Impfärzte 
die öffentlich angeftellten Kreid-, Di- 
ſtricts- Bezirks: und Stadt - Aerzte zu 
verhalten, und es zugleich den Unterbe- 
hörden zur befondern Pflicht zu machen, 
durch alle ihnen zu Gebote ftehenden 
Mittel auf die gehörige Genauigkeit 
und Sorgfalt bei dem Impfgeſchäfte 
von Seite der Impfärzte einzumirken. 
(Hfkzl. D. v. 30. Juli 1840 5.17742, 
an fämmtl. Ränderft. Vdg. der n. ö. R. 
v. 14. Septbr. 1840 3. 51039. Bol, 
G. ©. 68. Bd. Nr. 93.) 

Impfung. Ueber das Hoffanzlei- 
Decret v. 30. Juli 1840 3. 17742 
die Revaccination der bereits 
Geimpften betreffend, find aus 
Anlaß einer Anfrage nachſtehende Er- 
läuterumgen erfloffen: 

1. Ein Zeitpunct, wann nad der 
eriten Impfung die Revaccination vor- 
zunehmen ift, ift durch das Hofkanzlei— 
Decret v. 30. Juli 1840 3. 17742 
nicht vorgezeichnet, und zu wünfchen ift 
es, daß, zumal bei Blattern-Epidemien, 
alle früher bereits Geimpften einer noch— 
maligen Impfung unterzogen, oder diefe 
wenigftend vorzugsweiſe bei allen jenen 
Individuen, die vor längerer Zeit oder 
nicht mit ganz günftigem Erfolge ge- 
impft wurden, bei denen ſonach die 
Echtheit der überftandenen Impfung 
einem Bedenken unterliegt, mit mög- 
lichſter Befchleunigung vorgenommen 
werde. 

2. Die Maßregeln gegen Revaccina= 
tions» Renitenten können feine andern 
und ftrengern fein, als die gegen Im— 
pfungs⸗ Renitenten geſetzlich vorgezeich— 
neten; daher ſich auch gegen die erſte— 
ren Renitenten ganz ſo zu benehmen iſt, 
wie gegen jene, die ſich der Impfung 
entziehen. Bezůglich des Impfſtoffes, 
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ſeiner Unterhaliung und ſeines Bezuges 
iſt ſich nach den Anordnungen des $. 8 
des J. Abſchnittes der Impf-Inſtruction 
vom 9. Juli 1836 auf das Genaueſte 
zu benehmen, und bei ſich ergebenden 
Bedenken gegen ſeine Güte und Wirk— 
ſamkeit ſich an das hierländige Haupt— 
inſtitut zu wenden. 

3. Hinſichtlich der Nachſichtspflege 
bei den Revaccinirten iſt ganz in jener 
Art und nach denfelben Modalitäten 
vorzugehen, wie dies bei der erften Vac— 
cination angeordnet iſt. 

4. Befondere Reifen zur Eontrolli- 
rung des Smpfgefchäftes find außer 
Fällen von offenbar ordnungsmwidrigen 
Vorgängen biebei geſetzlich naht zuläf- 
fig, auch in der Regel nicht fo unerläß- 
ih nothwendig, da die nöthige Con— 
trolle der Impfärzte von Seite des 
Kreisarztes bei andern Gelegenheiten 
und Gefcdäftsreifen füglich Statt fin- 
den kann. 

5. Die Refultate der Revaccination 
find von den Impfärzten im eigenen 
und abgefonderten, nach den vorgezeich- 
neten Formularien abgefaßten Impf— 
protocollen erfichtlih zu machen und 
eben fo von dem k. k. Kreisamte hier- 
über ein hieraus verfaßter, abgefonder- 
ter, fummarifcher Ausmeis dem jährli- 
hen Impfberichte beizulegen. In diefem 
legteren Ausweiſe find jedoch jene Rub- 
riten, welche auf die Nachweiſung der 
noch nicht geimpften, ungeblatterten 
Kinder, fo wie jener, welche nah echt 
überftandenen Schußpoden mit Mens 
fhenblattern befallen wurden, Bezug 
nehmen, hinmwegzulaffen. (B. des böhm. 
Gub. v. 6. Nov. 1840 3. 53065. 
Dbent. 3. Bd. ©. 92.) 

Impfung. Die mehrfeitig erhobe— 
nen Zweifel und Bedenken hinfichtlich 
der wahren Schußfraft des eingeimpf- 
ten Kubpodenftoffes, machen es im Ins 
terefje der Menfchheit und der Wiſſen— 
haft wünfhenswerth, die Schupkraft 
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der originären im Vergleiche mit der hu— 
manifirten Kuhpocke gegen die Blattern- 
frankheit zu erproben. Es wird daher 
der Landesftelle aufgetragen, es dem 
öffentlichen Sanitätsperfonale und den 
Impfärzten zur Pflicht, den fonftigen 
im Lande practicirenden Privatärzten 
und Wundärzten, dann Thierärzten 
aber zur zwanglofen Aufgabe zu ma— 
hen, über den Beſtand der originären, 
zur Impfung der Menfchen mit Erfolg 
geeigneten Kuhpocke, die entfprechenden 
Erhebungen und Nahforfhungen zu 
pflegen, und im Auffindungsfalle mit 
der Devon genommenen Lymphe Im— 
pfungen an Kinder und an Kühen vor- 
zunehmen und den Erfolg genau zu 
beobachten, ferner über die Möglichkeit 
der Regenerirung der echten Bode durch 
die Einimpfung des vorhandenen hu— 
manifirten Stoffes bei den Kühen Ber: 
ſuche anzuftellen, wozu insbefondere 
der Landesthierarzt, anzumeifen ift. 
Hievon ift auch die hiefige Thierarznei- 
Inftituts-Direction mit dem Beiſatze zu 
verftändigen, daß fie auf das Erfcheinen 
der Pockenkrankheit an Kühen ihre Auf: 
merkſamkeit zu lenken und im vorfom- 
menden Falle die Anzeige an die k.k. 
Regierung zum Behufe der anzuftellen- 
den Smpfverfuche zu machen habe. Das 
erzielte Refultat hat fi die Landes— 
ftelle vorlegen zu laffen und feiner Zeit 
zur hierortigen Kenntniß zu bringen. 
(Hfkzl. D. v. 18.Nov. 1841 3.35778. 
N. 6. Rggs.-Vdg. v. 12. Dec. 1841 
3. 68433. An. ©. V. 3. 1841. Nr. 
62. Eine gleihe Berordnung erging 
für Böhmen mit Decr. des böhm. Gub. 
v. 20. Dec. 1841 3. 67509 u. 7. 
Dec. 1848. böhm. 8. G. B. 3. 1848. 
Nr. 2.) 

Impfung. Aus Anlaß eines ſpe— 
ciellen Falles wird der Landesſtelle zur 
Pflicht gemacht, zur Verminderung der 
Koften der Impfanftalt die Einleitung 
‚zu treffen, daß zu den Noth-Impfungen 


110 


Impfung. 


bei Ausbrüchen der Blatternkrankheit 
nicht einige Impfärzte abgefondert, fon- 
dern daß diefelben durch die ohnehin 
zur Behandlung der Blattern-Epidemie 
verwendeten Aerzte und Wundärzte voll- 
bracht werden. (Hofkzl. Deer. vom 8. 
Juni 1843 3. 17713 an ſämmtl. Län— 
derftellen mit Ausnahme von Mailand 
und DBenedig, Bol. 6. ©. 71. Bd. 
Nr. 66.) 

— — Die Statthalterei findet in 
Bezug auf die Beforgung des Impf— 
Geſchäftes folgende proviforifhe Ver— 
fügungen zu erlaffen: 

$. 1. Das Impfwefen, in deſſen 
Dberleitung an die Stelle der Negie- 
rung die Statthalterei und an die Stelle 
der Kreisämter die Bezirkshauptmann— 
haften getreten find, bleibt vorläufig 
noch an die Pfarreintheilung gebunden, 
und jede Pfarrgemeinde fteht in dieſer 
Beziehung unter der Bezirfshauptmann- 
Ichaft, in deren Gebiete ihre Pfarrkirche 
liegt. Der Bezirkshauptmannichaft 
fteht zur Leitung des Impfgeſchäftes in 
den ihr zugemwiefenen Pfarren der Ber 
zirksarzt zur Seite, deſſen Wirkſamkeit 
fid) nad der bisherigen Sanitäts-Ein- 
theilung des Landes über jene Pfarren 
eritredt. Es kann daher ein Bezirks— 
arzt bezüglich verfchiedener Pfarren das 
Impfgefhäft im Namen verfchiedener 
Bezirkshauptmannſchaften zu leiten ha— 
ben. Un lebtere find daher auch all- 
fällige Borftellungen gegen Berfügungen 
des Bezirksarztes zu richten. Die Be- 
zurfshauptmannfchaft entfcheidet darüber 
nah Umftänden im Einvernehmen mit 
dem FE, k. Kreisarzte oder einem ande— 
ven Bezirksarzte. 

$. 2. Der Bezirfsarzt fteht, abgefe- 
ben von Fragen feiner Kunft und Wif- 
jenfchaft, im Impfwefen zur Bezirks— 
bauptmannihaft in einem ähnlichen 
Berhältniffe wie ein erponirter Bezirks— 
Commiſſär. Er bejtimmt oder beläßt 
innerhalb feines Gebietes im Namen 
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des betreffenden Bezirtshauptmannes 
die Impfbezirte und Impfärzte. Er 
leitet bei den Gemeinimpfungen die 
Commiffion. Der Bezirfshauptmann- 
{haft fteht es frei, im Falle fie es nö— 
thig findet, dazu auch einen andern 
Commiſſär abzuordnen, fo wie fie über- 
haupt dem Bezirkdarzte alle Unterftü- 
kung angedeihen laflen wird. 

$. 3. Die Seelforger haben den 
Ausweis über die im vergangenen Jahre 
gebornen Kinder, welchen fie bisher an 
die politiihen Ortsobrigkeiten zu über: 
geben hatten, nunmehr unmittelbar an 
den Bezirksarzt zu leiten, welcher ihn 
alsdann nebft dem vorgefchriebenen ſe— 
parirten Ausweife der in früheren Jah— 
ren nicht Geimpften, dann der nicht mit 
Erfolg Geimpften und der in den Impf- 
bezirk inzwifchen überfiedelten Indivi- 
duen, welche fich über die überftandenen 
Kuhpoden oder Menfchenblattern nicht 
ausweifen können, dem Impfarzte zu 
feinem Amtsgebrauche überfenden wird. 
Das Materiale zu dem legterwähnten 
Ausweife wird dem Bezirkdarzte von 
der betreffenden Bezirkshauptmannſchaft 
aus den von den Diſtricts-Commiſſa— 
riaten übergebenen Acten, oder wo 
diefe noch nicht übergeben fein foll- 
ten, von den Diftrictd - Commilffariaten 
(Pfleggerichten) unmittelbar zu erfolgen 
fein. 

$. 4. An der Pflicht der Seelforger 
und der Gemeindevorftände die Im— 
pfung nah Möglichkeit zu befördern, 
bei derfelben zu erfcheinen, und das 
Tagebuch des Impfarztes gewilfenhaft 
zu fertigen, wird nichts geändert. 

$. 5. Die Borforge für echten Impf— 
ftoff fteht zumächft den Kreis- und Be— 
zirfsärzten im Einvernehmen mit dem 
Zandesprotomedicus zu. Doch liegt 
auch jedem Arzte, dem ein Impfbezirk 
anvertraut ift, die Pflicht ob, günftige 
Gelegenheiten zur Sammlung, Aufbes 
wahrung umd Mittheilung des Impf- 
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ftoffes an andere Impfärzte gewiffenhaft 
zu benüßen. 

$. 6. Privatimpfungen vorzunehmen 
ift auch fernerhin jedem Arzte freige- 
ftellt. | 
8.7. Bon dem Impfzeugniffe ift die 
Eine der beiden Ausfertigungen, welche 
bisher der Ortsobrigkeit überliefert 
werden mußte, fernerhin dem Bezirks— 
arzte zur Eintragung in ein gemein- 
ſchaftliches Protocol zu übergeben. 

$.8. Der Bezirksarzt hat die vor- 
gefhriebenen Impfungs = Ausweife der 
Impfärzte zu fammeln, den fummarifchen 
Impfausweis getrennt nach den ver- 
fhiedenen Bezirtshauptmannfchaften an- 
jufertigen, und durch diefe mit dem Jah— 
resſchluſſe an die Statthalterei vorzu- 
legen. 

$. 9. Ebenfo find die eine abgejon- 
derte Eingabe bildenden Impfparticn- 
larien von dem Bezirksarzte, nad Be— 
zirfshauptmannfchaften getheilt, durch 
diefe zu überreichen. 

$. 10. Alle fonftigen Vorfchriften 
über das Impfwefen bleiben, fofern fie 
durh die gegenwärtige proviforifche 
Berfügung feine Abänderung erleiden, 
in voller Wirkfamkeit. (Erl. der o. ö. 
Statth. vom 10. April 1850 3.8929, 
82. G. 2. Nr. 138.) 

Smpfung. In Siebenbürgen wurde 
das Impfwefen geregelt durch die Ver: 
ordnung des Civil» und Militär: Gous 
verneurd vom 24. April 1850 Nr. 30 
des fiebenb. &. ©. 2. 

— — . Blattern, 

— — deren Vornahme dur den 
Stadtarmenarzt betreffend, f. Stadt: 
armen-Aerzte Inftruction $. 28. 

Smpfungs:Ausweife. Se. Ef. f. 
Majeftät haben mit a. h. Entſchließung 
vom 27. März 1841 die Aufhebung 
der Namens» Derzeichniffe, welche nad 
dem $. 16, Abſch 1 der mit dem Hofe 
fanzleis-Decrete vom 9. Juli 1836 hin- 
ausgegebenen Impfvorſchrift von den 
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Dominien und Obrigkeiten den Kreis: 
ämtern über jene Individuen, welche die 
Impfung nicht überftanden haben, eins 
zufenden find, zu genehmigen, zugleich 
aber anzuordnen geruht, daß von den 
Dominien und Obrigkeiten zur Erleich— 
terung der Kreisämter in Verfaſſung 
ihrer Impfoperate ftatt diefer Namene- 
Berzeichniffe nunmehr ſummariſche Aus- 
weise einzufenden, dann daß eben fo zur 
leichtern Berfertigung der fummarifchen 
Ausweiſe der Dominien und Obrigfeis 
ten die bisherigen Ausweife der Impf— 
ärzte nach dem geänderten, mit dem für 
die Dominien und Obrigfeiten in Har— 
monie ftehenden Formulare einzufenden 
feien. (Hfkzl. Deer. vom 2. Apr. 1841 
3. 10376 an ſämmtl. Ränderftellen mit 
Ausnahme von Mailand, Venedig und 
Dalmatien. Bol. G. S. 69. Br. 
Nr. 39, Deer. des böhm. Gub. vom 
1. Juni 1841 3. 27231, Prov. ©. ©. 
für Böhmen Nr. 140.) 
Impfungs-Ausweiſe. Die f. f. 
n. 5. Rgg. bat mit Decret vom 16. 
Sept. 1843 3. 49380 in Folge Hof- 
anzlei-Decretes vom 10. Auguft 1843 
3. 11119 Abfchriften von den dahin 
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gelangten abgeänderten Ausweiſen lit. 
A und B zum Gebrauche bei Berfaffung 
der jährlichen Impfoperate ftatt der 
nummehr ganz aufzuhören habenden 
früheren diesfälligen Ausweife, mit dem 
Beiſatze anher mitgetheilt, daß diefelben 
mit dem Verwaltungsjahr 1844 in An— 
wendung zu bringen find, und in die 
Colonne „Anmerkung“ alle Daten auf: 
zunehmen feien, die auf den Erfolg des 
Impfgeichäftes ſowohl in ftatiftifcher, 
als adminiftrativer Beziehung, noch we: 
fentlihen Bezug nehmen, und für die 
feine eigenen Colonnen errichtet wur« 
den. Rüdfichtlic der Ausweifung der 
Revaccinationen und Auslagen der 
Impfärzte werden die k. k. Kreisämter 
und die k. k. Polizei-Dber-Directionen 
nah den Beftimmungen des mit der 
RegierungssBerordnung vom 14. Sept. 
1840 3. 51034 eröffneten h. Hofkanz⸗ 
lei Decretes vom 30. Zuli 1840 3. 
17742 (f. Impfung) zur Erſichtlich— 
mahung in einem abgejonderten, dem 
Hauptimpf=Berichte beizulegenden Aus— 
weife angewiefen. (Circ. der k. k. 
Pol. Ob. Dir. vom 30. April 1844 
3. 15534/448.) 
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Impfzeugniffe find ftämpelfrei. 
(A. h. Pat. vom 9. Febr. 1850, T. P. 
117U.R.6.8.6©.589) 

Impoſt, ſ. Mufil:Impoft. 

Sneorporationstare für Wund- 


ärzte, |. Wundärzte. 
Snöuftriefchulen, weibliche, f. 
Handarbeiten. 
Infectionsfperre. Die Rolizei- 


Bezirks - Directionen haben dem Infee— 
tionsfperrer jederzeit auf feine Meldung 
ſogleich die thätigfte Affiftenz zu leiſten 
und jene Wäſche, welche er zur Reini- 
gung abzunehmen den Auftrag hat, von 
den Parteien abnehmen, ohne fidh hier: 
in durch ein anderweitiges Zeugniß 
eines Arztes, daß die Krankheit nicht 
anſteckend fei, abhalten zu laffen. (Rund: 
mahung für Wien vom 13. Febr. 1796, 
Ferro's Sanit. Bdg. 1. Thl. ©. 110.) 
1. Zur Bertilgung werden 
durch die Siechknechte die Betten, Klei- 
der und Effecten von Denjenigen abge- 
nommen, welche a) an der Wafferfchen, 
b) an graffirenden anſteckenden Kranf- 
heiten geftorben find. . 

2. Die Reinigung durh den Wä— 
fher und die ſechswöchentliche Auslüf- 
tung der. Betten und Wäſche machen 
folgende Krankheiten nothwendig: alle 
bösartigen Krankheiten, Faulfieber, Ner- 
venfieber, Gallfieber, Schleimfteber, 
Ruhr, Krebs, Beinfrebs, Scharbod, 
bösartige zufammenfliegende Blattern, 
Brandblattern, Petechien, weißer Friefel. 

3. Zur Reinigung und vier- bis fünf 
wöchentlichen Auslüftung: Innerliches 
Apoftem oder Eiterung, Lungenfucht, 
die auch unter den gleichbedeutenden 
Benennungen, des Lungenapoftemg, 
Bruſtgeſchwürs, Eiterfades u. dgl. vor— 
fommt. Abzehrung, Schwindfucht, 
Dörrſucht, fchleihendes Fieber, Flecken, 
Blattern, Scharlah, Kindbetterinnen- 
fieber. 

4. Zur ſechswöchentlichen Sperre: 
Hitzige Fieber, Entzündung, rheumatis- 
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fche Fieber, Brand. Wenn diefe Krank⸗ 
heiten aber bösartig gemwefen, fo find 
die Betten, Kleider, Wäſche und Effec- 
ten zur Reinigung abzunehmen. 

5. Nicht allein das Bett, fondern 
auch Bettwäfche, Leibeswäſche, Kleider 
und Effecten, die der Verftorbene wäh- 
rend feiner Krankheit benüget hat, follen 
abgefordert, und abgenommen, oder, 
was nicht zur Wäfche gehörig ift, wenig» 
ſtens theild im Haufe ausgelüftet, theils 
gewaschen werden. 

6. Wenn ein Bett oder Effecten, die 
nur zu fperren find, freiwillig hergege- 
ben werden, fo find fie abzunehmen. 

7. Bei Armen wird das Bett in Ge- 
genwart des Infectionsfperrers zertren- 
net und eingeweichet, wenn es aber 
fhon fortgefchleppet oder verfchenket 
worden, muß der Infectionsfperrer fel- 
be3 unter Bedrohung der gerichtlichen 
Anzeige berbeifhaffen, und einweichen 
laffen; wenn es aber ſchon, doch nicht 
im Haufe eingeweiht wäre, fo muß er 
dahin gehen, um den Nugenfchein ein- 
zunehmen. 

8. Dem Infectionsfperrer ftehet es 
nicht zu, Leute, welde die Waſchkoſten 
bezahlen können, eigenmädtig von der 
Reinigung: freizufprechen, fondern er 
muß um die Einwilligung zu dem Sani- 
tätsmagifter ſchicken. 

9. Im Falle man die Wäſche zur 
Reinigung herzugeben verweigerte, hat 
fih der Infectiongfperrer in der Stadt 
an die k. k. Ober-Bolizei-Direction,, in 
den Borftadten aber an die Polizei-Be- 
zirfö-Direction, oder die Ortsrichter, an 
welche deswegen von der Landesftelle 
fhon die Verordnung ergangen ift, zu 
wenden. 

10. Bei der Abnahme der Betten, 
der Bett: und Leibeswäſche, Kleider und 
Effecten, fol Alles von Stüd zu Stüd 
genau aufgefchrieben, eine Abfchrift da— 
von dem, Eigenthümer, und eine dem 
Wäſcher gegeben, und die Matragen, 
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Ducheten abgewogen, und das Gewicht 
vorgelegt werben. 

11. Wer die Waſchkoſten vorhinein 
zu wiffen verlanget, dem muß die Reis 
nigungs = Preisipecification zur Einfiht 
beigejeßet werden. 

12. Dem Infectionsfperrer lieget es 
ob zu beforgen, daß die Betten fammt 
allen übrigen Stüden richtig, veinlich 
und nett zurüdgeftellet werden. 

13. Es ift weder erlaubt, eine frei- 
willige Discretion anzunehmen, nod 
weniger eine zu begehren. (Kundm. f. 
Wien vom 11. Juni 1796, Ferro's 
Sanit. Vdg. S. 129.) 

Infectionsfperre, f. Infections: 


äſche. 

Jufectionswäſche. Auf dem Lande 
haben die Todtenbeſchauer die Noth- 
wendigfeit der Vertilgung oder Reini: 
gung der verfchiedenen Geräthihaften 
in ihren Beſchauzetteln zu beftimmen, 
und fo viel ala möglich ift, diefelbe in 
ihrer Gegenwart zu veranlaffen. (In: 
ftruetion für die Todtenbefhauer vom 
21. Aug. 1787.) 

— — Bei Epidemien auf dem 
Rande follen die Dominien felbft über 
die genaue Befolgung der Reinigungs» 
vorfohriften wachen. (Bdg. der n. ö. 
Rgg. vom 5. März u. 22. Apr. 1796.) 

— — Bei dem Umftande, daß bie- 
her nur dann die Wäfche von Blattern- 
kranken dem Infections-Wäſcher zur 
Reinigung übergeben wird, wenn der 
Kranke geftorben ift; die Gefahr der 
weiteren Anftedung aber dur die 
Wäſche immer gleich groß bleibt, wenn 
auch der Kranke genefen ift; fo ift es 
nothwendig, daß alle Wäfche überhaupt, 
der Kranke mag geftorben oder genefen 
fein, dem Infectiong = Wäfcher zur Rei- 
nigung übergeben werde. Zu dieſem 
Ende find die Familien, in welder fid 
ein Blatternkranfer befindet, anzuwei— 
fen, diefe Wäfche abgefondert aufzubes 
wahren, umd felbe wöchentlih, oder 
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wenn fie wollen, auch täglih dem In— 
fectiong-Wäfcher zur Reinigung zu über- 
geben. Der Wäfcher ift dann verbun— 
den, diefe Reinigung fogleich vorzuneh— 
men, und die Wäfche in der nächſten 
Woche, wie es hier gebräuchlich ift, der 
Familie wieder zurüczuftellen. Den 
übrigen Wäſchern muß durchaus verbo- 
ten werden, ähnliche Wäfche zu über: 
nehmen, weil dadurch die Anſteckung 
fehr leicht weiter verbreitet wird. (N. 
ö. Rggs. Decr. vom 22. Sept. 1815 
3.30417 an die Stadthauptmannſchaft 
u. die Bol. Ob. Dir.) 

Infectionswäfche. Die von dem 
Wiener Magiftrate entworfene öffentliche 
Warnung vor den Folgen der Berheim- 
lihung einer irficirten Wäſche und der 
Reinigung derfelben durch einen andern 
ald den ftädtifhen Infectionswäfcher, 
ift unverzüglich fund zu machen, und 
auf die Befolgung der darin enthaltenen 
Weifungen mit allem Nachdrucke hinzu- 
wirken. 

Warnung. Es hat fidh gezeigt, daß 
die Angehörigen jener Berftorbenen, de» 
ren Leib⸗ und Bettwäfche, wegen Gefahr 
der Anſteckung zur Reinigung durch den 
Infections-Wäſcher von dem Reichenbe- 
ſchauer bezeichnet wird, beim Erfcheinen 
des Infectiong-Wäfchers nicht felten die 
Wäſche verheimlihen, oder fhon je- 
mand Anderem zur Reinigung überge- 
ben haben, blos aus Beforgniß, daß fie 
von dem Infectiong - Wäfcher nicht alle 
ihm verabfolgten Stüde zurüd bekom— 
men, oder im Wäſcherlohne überhalten 
werden. Da aber auf diefe Weife nicht 
nur die Wäſche verheimlicht, fondern 
auch die mit den Reinigungs-Borfihten 
ganz unbekannten fremden Wäfcher von 
der Anſteckung Teicht felbft ergriffen 
werden, und felbe noch weiter verbrei- 
ten können, fo wird von den gemein- 
ſchädlichen Felgen eines ſolchen Verfah— 
rens hiermit Jedermann gewarnt und 
zugleich aufmerkſam gemacht, daß man 
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bei der zur zweckmäßigen Reinigung 
der inflcirten Wäſche am Althan Nr.17 
beftehenden öffentlihen Wafch - Anftalt, 
fowohl für die verläßlihe Rückſtellung 
der dem Infections-Wäſcher anvertrau- 
ten Wäſchſtücke nad ihrer Zahl, Gat— 
tung und Beichaffenheit, als aud für 
die möglich wohlfeilfte Bezahlung durch 
die obrigkeitlich beftimmten fehr billigen 
Wafhpreife und durch die feſtgeſetzten 
Pflichten des Infectiong-Wäfhers, dann 
des ihn überwahenden Infections— 
Sperrerd hinlänglih vorgeforgt hat. 
(Bdg. der n. d. Rag. vom 29. März u. 
4. Juni 1826 3. 14414 u. 26431, 
n. ö. Prov. G. ©. %. 1826.) 
Infectionswäſche. Verbindlich» 
feiten des Infectionswäſchers. 
Das Geſchäft des Infectionswäſchers 
beſteht ausſchließend in Reinigung der 
inficirten Leib⸗ und Bettwäſche, und in 
der Wiederzuſammenſetzung der zertrenn⸗ 
ten gereinigten Wäſchſtücke zum ferneren 
Gebrauche, wenn ſelbe verlangt wird. 
Die Uebernahme der inficirten Wäſche 
und die Ablieferung der gereinigten 
Wäſche geſchieht von dem Infections— 
Wäſcher in Gegenwart des Infections— 
Sperrers, welcher auch die Art der Rei— 
nigung der inficirten Wäſche nach dem 
Grade der Gefährlichkeit beſtimmt. Bei 
Uebernahme der infieirten Wäſche wird 
über die empfangenen Stücke ein drei— 
faches Verzeichniß verfaßt, und ein Ver— 
zeichniß der betreffenden Partei ausge— 
händiget, das zweite von dem Infee— 
tiong » Sperrer übernommen, das dritte 
Berzeichniß aber von dem Infectiond- 
Wäſcher zurückbehalten. Findet die 
Partei die zurückgebrachte Wäfche oder 
einige Stüde derfelben nicht gehörig 
gereinigt, jo hat fie folches dem Infec- 
tiond= Sperrer fogleich anzuzeigen, und 
wenn diefer die Anzeige gegründet er- 
fennt, jo muß der Infections-Wäſcher 
die ganze oder theilmeife bemängelte 
Wäſche wiederholt reinigen, und er darf 
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dafür feine befondere Bezahlung auf— 
rehnen. Der Infections-Wäſcher ift 
verpflichtet, für die zur Reinigung er- 
haltenen, aber verlorenen oder verwech— 
felten Wäſchſtücke der betreffenden Partei 
auf ihr Begehren jene Entfhädigungen 
zu leiften, welche nach billiger Beurthei- 
lung der angegebenen Befhaffenheit der 
verlorenen oder verwechfelten Stüde 
von dem Infections-Sperrer ausge— 
fprodhen wird. Wenn jedoch die Partei 
die gereinigte Wäſche ohne Anftand 
übernimmt, fo hat derfelbe, nach dem 
für jedes Stüd feftgefeßten Preife, den 
Wäfherlohn dem Infectiong-Wäfcher zu 
zahlen, dann die gefchehene Zahlung 
mit eigenhändiger Unterfchrift oder mit 
Kreuzzeichen auf den Wäſcherverzeich— 
niffen zu beftätigen, und dem Wäfcher 
ift verboten, unter was immer für einem 
Vorwande einen höheren Zahlungsbe- 
trag abzuforden. Die Imfectiond- 
Wäſche jener Parteien, welche ihre Ars 
muth durch Zeugniffe der k. k. Polizei 
Behörde, oder auf andere glaubwürdige 
Weiſe darthun, wird unentgeltlich ge— 
reiniget, und der Wäſcher hat bei der 
Wäſche der Armen die nämlichen Pflich— 
ten, wie bei der Wäfche der Zahlungs— 
fähigen zu erfüllen. (Vdg. der n. ö. 
Rgg. vom 4. April 1828 3. 16941, 
Prov. G. S. 10. Bd. Nr. 69.) 

SInfectionswäfcher, f. Affiftenz. 

Ingenienr-Reglement. Auszug 
aus demfelben 3. Hauptftüd, 6. 
Abfhnitt, enthaltend die Vor— 
[hriften in Bezug auf das 
Eigentbum und die Gränzen 
des fortificatorifhen Terrains, 
dann die Benüßung diefes Ter- 
rains, ferner die Eivil-Bauten 
auf demfelben. 

8.1. Der zu einem feiten Platze ge- 
hörige fortificatorifhe Terrain kommt 
in zweifacher Rüdfiht zu betrachten. 

a) In jo weit er dem Fortificatorium 
wirklich eigenthümlich angehört; 
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b) In fo weit die Grundfäße des 
Genie» und Fortificationsweiens zur 
vollften Bertheidigung des Platzes und 
der dazu gehörigen Werke einen Einfluß 
des Kortificatoriums auf den umliegen- 
den Xerrain, fowohl innerhalb ala 
außerhalb der Befeftigungen erfordern. 

8.2. Die dem Fortificatorium wirk⸗ 
lich eigenthümlich angehörigen Terraing- 
ftreden find, ungeachtet der darauf Ber 
zug nehmenden Grundfäße des Genie- 
und Fortifications⸗Weſens, dennoch nad 
denjenigen Berhältniffen, unter denen 
Befeftigungen angelegt worden find, 
und nach den dabei beftandenen und 
aufrecht gebliebenen Rechten der Ge- 
meinden und Privaten faft in allen 
feften Plätzen verfchieden. Defto wid: 
tiger ift e8, daß in jedem Plabe das 
wirkliche fortificatorifhe Eigenthum ge- 
naueftens durch alle zu Gebote ftehen- 
den Behelfe ausgemittelt, das etwa im 
Streit Befangene ganz in das Reine 
gebracht, das Verlorengegangene vindi= 
cirt und die Begränzung desfelben durch 
Sekung von Grängfteinen gefichert, 
endlich nach Map des Bedürfniffes und 
der vorhandenen Hilfsmittel getrachtet 
werde, die zu fortificatorifchen Zweden 
nöthigen Gründe in das fortificatorifche 
Eigenthum zu erwerben. 

8. 3. Der durch die Grundfäße des 
Genies und Fortificationswefend zur 
vollften Bertheidigungsfähigkeit eines 
feften Platzes und der dazu gehörigen 
Merle geforderte Einfluß des Fortifis 
catoriumd auf den umliegenden Terrain, 
betrifft innerhalb der Befeftigungen eine 
binlänglihe freie Communication an 
dem Fuße der inneren Böfchung des 
Hauptwalles , und außerhalb der Befe- 
ftigungen die gänzliche Entfernthaltung 
aller Anlagen und Baugegenftände, 
welhe der Annäherung des Feindes 
von irgend einem Bortheile fein könn— 
ten, auf eine beftimmte Stelle, die ge- 
wöhnlich zu 600 Klafter von den aus» 
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fpringenden Winkeln des Glacis⸗Kam⸗ 
med angenommen wird. 

8. 4. In beiden Beziehungen haben 
für die Kortifications-Tocal-Directionen 
nachſtehende Beflimmungen zu gelten: 

a) Sowohl der innerhalb der Befe- 
ftigungen zur freien Communication ers 
forderlihe Raum, als die außerhalb der 
Befeftigungen von dem Glacid-Kamme 
zu beftimmende Strede, muß durch die 
Kortificationd Local» Directionen mit 
Gränzfteinen, jedoch ohne Nachtheil der 
wirklich beſtehenden Eigenthumsrechte 
Anderer, bezeichnet werden. 

b) Es iſt von den Fortificatione— 
Local-Directionen in keinem Falle zu 
geſtatten, daß innerhalb jenes Raumes 
und dieſer Strecke irgend eine neue 
Baulichkeit bewirkt, oder auch ſonſt 
eine, die freie Communication im Ins 
nern oder die Vertheidigung nah Außen 
hindernde Anlage vorgenommen werde. 

e) In Beziehung auf Straßen, Wege, 
Canäle, Gräben und Damme dürfen in 
der vom Glacis-Kamme beftimmten 
Strede durchaus feine ſolchen geduldet 
werden, welche mit dem Fuße des Gla- 
cis gleich laufen, und es haben nicht 
nur alle neuen Anlagen von Straßen, 
Wegen, Schifffahrtscanälen, Dämmen 
2c., fondern aud alle Arbeiten an den- 
felben, nicht minder alle Arbeiten an 
ſchiffbaren Flüffen, welche einen feften 
Plaß oder einen Theil der davon ab» 
hängenden Werke durchkreuzen, aud 
dort wo diefe Arbeiten den politifchen 
Behörden zuftehen, ftetd unter Mitwir- 
fung der Fortificationd-Local-Direction 
zu gefcheben. 

d) Hinfihtlih folder Baulichkeiten 
und Anlagen, welche innerhalb der Be- 
feftigungen auf dem zur Communication 
erforderlichen freien Raum, und außer« 
halb der Befeftigungen auf der von dem 
Blacid » Kamme beftimmten Strede bes 
reits beftehen, ift von den Fortifications⸗ 
Rocal» Directionen auf das gründlichite 
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zu unterſuchen, ob die Baulichkeit oder 
Anlage in ihrem Urfprunge wirklich mit 
Recht und Befugniß, und etwa mit Ein- 
willigung des Fortificatoriums unter 
befonderen Bedingungen gefchehen ift. 
Im verneinenden Falle ift die Entfer: 
nung derfelben im ordnungsmäßigen 
Wege einzuleiten. Im bejahenden Falle 
ift zwar die Baulichfeit oder Anlage 
ungeftört zu belaffen, jedoch nicht nur 
für die grundbücherlihe Vormerkung 
der daran, bei der urfprünglichen Be— 
willigung gefnüpften befonderen Be— 
dingungen, die pflichtmäßige Sorge zu 
tragen, fondern auch, wenn diefelben 
in Kriegszeiten oder aus eigenem Wil- 
len der Befißer, oder felbft zufällig, 
demolirt werden follten, die Wiederans 
legung oder Wiedererbauung, ohne be— 
fondere Erlaubniß des Genie» Haupt» 
amtes, nicht mehr zu geftatten. 

e) Es ift von der Fortifications-Lo— 
cal= Direction einvernehmlich mit der 
Drtsobrigkeit, die Anordnung und 
Kundmahung einzuleiten, daß die Ver— 
führung von Schutt, Erde, Unrath u. 
f. w. innerhalb der vom Glacis-Ramme 
beftimmten Strede, unter Strafe, die 
weitere Verführung auf eigene Koften 
zu beforgen, nur auf die von den For— 
tificationd » Local= Directionen beftimms 
ten Abladungsorte gefchehe. 

8.5. Selbſt im ganzen Innern des 
feften Platzes dürfen ohne Genehmi— 
gung des Genie-Hauptamtes feine Ges 
bäude, von was immer für einer Art 
fie fein mögen, aufgeführt, oder bei 
Heritelluugen weſentlich geändert wer: 
den. Die Pläne zu allen folden 
Bauführungen und Herftellungen müſ— 
fen daher durch die Fortificationd = Ro: 
cal:Direction, welcher fie durch die po— 
litiſche Obrigkeit im ordentlihen Wege 
mitzutheilen find, geprüft, und mit den 
nöthigen Bemerkungen, wobei vorzüg- 
lih auf die Höhe des Gebäudes und 
dahin zu ſehen ift, daß in jedem Ge- 
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bäude der Keller und das Erdgeſchoß 
gewölbt, und das Dach mit Ziegeln 
eingededft werde, an das Genie-Haupts 
amt eingefendet werden. 

8.6. Eben fo wenig darf im gan 
zen Innern eines feſten Platzes eine 
Straße, oder ein offener Plaß verän- 
dert werden, oder irgend_eine Ausmün— 
dung von Ausführunge-Ganälen außer 
dem feften Plate gefchchen, ohne vor— 
berige Genehmhaltung des Genie» 
Hauptamtes und ohne Mitwirkung der 
Fortificationg =» Rocal » Direction bei der 
Aufführung. 
8.7. Alle Officiers des Ingenieur 
Corps und alle Fortificationd » Baubes 
amten find von der Pachtung fortifica- 
torifher Gründe und Localitäten gänz- 
lich auszuſchließen. Sonft ift bei den 
Verpachtungen der fortificatorifehen 
Gründe und Xocalitäten genau darauf 
zu halten, daß keine Befhädigung der: 
felben oder Beeinträchtigung ihrer Form 
eintrete, und dort wo Inundationen 
fi befinden, die Inundationd » Keffel 
keineswegs erhöht werden. 

8.8. Das Weiden des Viehes auf 
den Wallgängen, Bruftwehren, Bö— 
{Hungen der Werke und auf dem Gla- 
cid und der Esplanade ift gänzlich un- 
terfagt, und felbft bei anderen fortifi- 
catorifchen Wiefen darf von der Fortis 
fications-Rocal-Direction die Benüßung 
zu Meideplägen nur mit befonderer 
Erlaubniß des Commandanten geftattet 
werden. 

8.9. Die auf den eigenthümlichen 
fortificatorifhen Gründen fich ergeben» 
den Nußniefungen an ®raferei, .wo, 
und in fo weit fie nicht als fortificato- 
rifhe Einkünfte zu verrechnen kommen, 
find an den Feftungs> Kommandanten, 
den Artillerie» Director, den Fortiftca- 
tions »Rocal= Director und den erften 
Plap-Dfficier überlaffen. 

$. 10. Damit die Schildwachen auf 
den Wallgängen die erhaltenen Befehle 


Ingenieur-Reglement, 


120 


Ingenieur-Reglement. 


Straf: Regulativ 
bei Befhädigungen an fortificatorifchen Werken und Pflanzungen, dann auf dem Glacis und der Esplanade mit Bezug auf 
das Allerhöchſt fanctionirte Reglement für das Ingenieur» Corps. 
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Beſchädigungen von größerer Bedeutung an den bier bemerkten Gegenftänden und jene an Barrieren, Poternen, Feftungs- 
Thoren, Gebäuden ꝛc., dann Entwendung von außen und Kafematten, Werken an Eifen ꝛc. follen mit Zuziehung der Civil⸗ 
Behörde commiffionell erhoben, und der Erfag verhältnigmäßig eingehoben werden. Derjenige, duch den eine derlei Pfändung 
bewirkt wird, erhält "/, von dem beftimmten, und wirklich eingebrachten Strafbetrage ald Remuneration aus der Fortificationg- 
Bau⸗Caſſe. Uebrigens hat die Militär-Behörde die Geldftrafen zu verhängen, die hierauf Bezug nehmende, militärifch polizei- 
liche Verhandlung zu pflegen, jedod darf die Geldftrafe keineswegs in eine körperliche Beftrafung umgewandelt werden. Gfkzl. 
D. vom 29. April 1831 8, 9056 an ſämmtliche Länderftellen mit Ausnahme von Steiermark u. Jllir., Pol, G. ©. 59. Br. 
Nr. 26, 1. 5. Rggs. Vdg. v. 22. Mai 1831 2. 28127, Prov. ©. ©. 13. Thl. Nr. 89.) 


Ingenienr-Beglement. 


in Betreff der obzuwachenden Perfonen 
ohne Anftand und Jrrung erfüllen kön— 
nen, find alle zu fortificatorifchen Ge- 
ſchäften berufenen Individuen, welche 
nicht durch ihre Uniform allgemein er: 
kannt werden können, durch ein unifors 
mirtes Individuum zu begleiten. Die 
zum öffentlichen Gebrauche beftinmten 
Communicationd-Wege find durch Weg- 
zeiger, Gebäude oder Gränzpfähle zu 
bezeichnen. (Siehe nebenftehende Seite.) 

Ingenieur = Neglement. Die 
Straferkenntniffe gegen Eivil-Berfonen, 
welche ſich Beſchädigungen fortificatos 
rifher Werke zu Schulden fommen laſ— 
fen, find von der politifchen Behörde 
zu fällen, f. fortificatorifche Werke 
und Pflanzungen. 

Innungen. Gewerbsleute, welche 
das Meiſterrecht auf ein zünftiges Po— 
lizei- oder Commercial-Gewerbe erlan- 
gen, ſind verpflichtet, ſich bei ihrer in 
dem Orte ihres Gewerbsbetriebes be— 
findlichen Zunft einverleiben zu laſſen. 
Es iſt übrigens ſtreng darüber zu wa— 
chen, daß nirgends illegal beſtehende 
Zünfte geduldet, und an Orten, wo 
keine legal anerkannten Zünfte beſte— 
hen, auch die betreffenden Gewerbsleute 
nicht gezwungen werden, ſich in ent— 
fernten Orten in Zünften incorporiren 
zu laffen. (Hfkzl. Deer. vom 13. Juni 
1834 an die Ränderftellen in Böhmen, 
Mähren, Galizien, Steiermark, Illirien 
u. Tirol, Bol. G. ©. 62. Bd. Nr. 71, 
Vdg. des galiz. Gub. vom 17. Juli 
1834 3. 39164, Prov. ©. ©. für 
Galiz. Nr. 130.) 

— — Ueber die Frage: wer zu 
einer Innung gehört, kann nur das 
Innungs-Protocoll entfcheiden, und die 
Aufführung eines Individuums in die— 
fen Brotocolle entfcheidet auch über die 
Berpflihtung der Berpflegsgebühr für 
dasjelbe, welche Verpflichtung jedoch in 
Folge des $. 10 der Gircular » Berord- 
nung v. 30, März 1837 fih auch auf 
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die fremden noch im Gefellenbuche nicht 
eingetragenen Individuen erſtreckt. 
Diefer Grundfaß ift in Beziehung auf 
die Hereinbringung der Verpflegstoften 
von den Innungen für die Zukunft zum 
Anhaltspunkte zu nehmen. (Vdg. der 
n. ö. Rgg. v. 2. Mai 1838 3.21061, 
Prov. G. S. 20. Bd. Nr. 99.) 

Innungen. Berzeichniß derfelben, 
welche Baufchalbeträge an die barmher- 
zigen Brüder in Wien zahlen, f. 
Barmherzige Brüder. 

— — dürfen in Innungsangele- 
genheiten feine Gorrefpendenz mit aus— 
wärtigen Zünften unterhalten, f. In— 
nungsmißbräuce. 

— — Vorſchrift wegen Entrich— 
tung der Verpflegsgebühren in das 
Prager Krankenhaus, ſ. RKrankenhaus. 
(Vdg. vom 25. Juli 1829.) 

— — deren Verpflichtung zur Ent— 
richtung der Krankenhaus = Verpflegs- 
gebühren, f. Krankenhaus. (Rggs. 
Ddg. vom 30. März 1837 88. 9, 10 
und 11.) 

— — Beftimmungen binfihtlich der 
Aufnahme der Gefellen und Jungen 
folder Innungen in das k. k. allge: 
meine Krankenhaus, die an andere 
Heilanftalten Paufchalbeträge leiften, 
f. Kranfenhaus. (Vdg. vom 21. 
Juli 1842.) 

— — f. Krankenhaus - Ber: 
pflegsgebühren. (Bdg. v. 17. April 
1839.) 


Snuungs = Gommifläre, In— 
ftrucetion für die Innungd 
GCommiffäre $. 1. Nachdem der 
Innungs-Commiſſär die Stelle des 
Magiftrates als allgemeine Innungs- 
behörde fir Wien vertritt, fo hat er bei 
den gewöhnlichen und den auf Anord« 
nung des Magiftratd eintretenden be— 
fonderen Berfammlungen darüber zu 
wachen, daß die allgemeinen Innungs- 
angelegenheiten, oder der zur Befpre: 
Hung und Berathung vorgezeichnete bes 
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fondere Gegenftand, mit aller Rube, 
Drdnung und ohne alle Störung ver: 
handelt, daß bei den gewöhnlichen Ber: 
fammlungen die inzwifchen erfloffenen 
Berordnungen kundgemacht, und er hat 
nicht zugulaffen, daß Gegenftände, 
weldhe nicht ftrenge zu den Innungs— 
Angelegenheiten gehören, dem allge 
meinen Intereſſe und den Abfichten der 
Staatsverwaltung entgegen wären, zur 
Verhandlung gezogen, daß über obrig- 
feitlihe Verordnungen oder höhere 
Entfheidungen und Verordnungen ge- 
frittelt, oder wohl gar gegen das 
Staatsoberhaupt oder gegen obrigfeit- 
liche Perfonen gefhmäht werde; er hat 
forgfältigft zu verhindern, daß fich bei 
der Innung oder bei ihren Verſamm— 
lungen der guten Ordnung widerſtrei— 
tende Parteien bilden, perfönliche Ge- 
häffigfeiten aufgeregt werden; vielmehr 
eifrigft dahin zu wirken, daß der die 
Wiener Bürgerfchaft auszeichnende Ge- 
meinfinn erhalten, die fortfchreitende 
allgemeine Gewerbsbildung und Thä— 
tigkeit auf jede Weiſe, insbefondere 
fhon mit Hintanhaltung aller ſchädli— 
hen Mißbräuche und Gewohnheiten ge— 
fördert werde. Da hierbei das Ber: 
halten der Hilfdarbeiter den wichtigiten 
Einfluß einnimmt, fo hat er indbefon- 
dere auch die genaue Beobachtung der 
. beftehenden Gefellenordnung und die 
dahin gehörigen Vorſchriften über or: 
dentlihe Sittlichkeit, Arbeitszeit und 
Benehmen der Gefellen und Lehrlinge 
zu ihren Arbeitögeberif und Meiftern 
und umgekehrt das entjprechende Ver— 
halten der Legteren zu den Erfteren ges 
nau zu überwachen. 

8.2. Wenn minder wichtige Strei- 
tigkeiten vor die Innungsverfammlung 
gebracht, oder außer derfelben bei ihm 
hierüber geflagt wird, fo hat er foldhe 
nah dem Geifte der beitehenden Ges 
werböverfaffung und nad den bejonde- 
sen Innungsvorfcriften abzuthun, in 
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dem Falle, als fi die Parteien mit feis 
nem Ausfpruche nicht begnügen, hat er 
diefe zur Austragung an den Magiftrat 
zu weifen, und wenn die Streitfahe an 
fih fhon von Bedeutung ift, und in 
ihren Folgen allgemeine Wichtigkeit er— 
langen könnte, wird er fogar verpflich- 
tet, diefe dem Magiftrate felbft anzu— 
zeigen, Sollten wider alles Vermu— 
then in einem befonderen Falle größere 
tumultuarifche Störungen bei den Ins 
nungsverfammlungen eintreten, fo wird 
es mit kluger Anwendung der zur Auf: 
rechthaltung des obrigkeitlichen Anſe— 
hens zuftehenden Mittel zuerft die 
Sorge des Commiffärs fein, die Auf: 
regung zu befchwichtigen, in dem Falle 
als aber er dies zu bewirken nicht im 
Stande wäre, oder in einem fonft fehr 
dringenden alle, wird es feiner Um— 
ficht überlaffen, entweder die Derfamm- 
lung felbit aufzuheben, oder feldft den 
Beiftand der Polizeibehörde in Anſpruch 
zu nehmen. 

8.3. Bei dem Aufdingen der Lehr- 
linge bat fih der Commiſſär zu über: 
zeugen, daß diefe mit dem Tauffcheine 
und dem Schulzeugniffe oder mit einer 
diefelben vertretenden Urfunde verfehen 
fein. Im Ermanglungsfalle ift der 
Bater oder Lehrherr anzumeilen, daß 
die Dispend von Beibringung diefer 
Urkunden, bei dem Magiftrate erwirkt 
werde. Bei der Aufdingung find übri— 
gend die Lehrherrn durdy den Commif- 
far zu verftändigen, daß fie ihre Lehr— 
linge zum Befuche des Religions » und 
Miederholungs » Unterrichtes während 
der ganzen Lehrzeit ftrenge zu verhalten 
babe. 

8. 4. Bei dem Freifprehen hat ſich 
der Commiffär zu überzeugen, daß der 
Junge wirflih aufgedungen, und daß 
er auch mit dem Zeugniffe über den ka— 
techetifhen Unterriht und über den 
Beſuch der Wiederholungsfhule ver— 
ſehen fei. 
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$.5. Was die Berwaltung des In« 
nungsvermögens betrifft, fo ift es die 
vorzüglichfte Pflicht des Commiffärs, 
die Innungsvorfteher in der ordnungs— 
mäßigen Gebahrung zu überwachen, 
Das Innungsvermögen iſt in einer 
eigenen Caſſe, unter dreifacdher Sperre 
zu verwahren, zu welcher der Commiſſär 
einen Schlüffel, Die beiden andern aber 
die beiden Vorfteher zu übernehmen has 
ben. Der Commiffär hat darauf zu 
fehen, daß zur diesfälligen Verrechnung 
das eigens vorgefchriebene Empfangs» 
und Ausgabe » Journal ftet3 ordentlich 
geführt, daß jede Empfangs- und Aus- 
gabspoft fogleich eingeftellt, daß keine 
andern als die beftimmten Einnahmen 
und in dem bemilligten Ausmaße ein« 
gehoben, daß aber auch feine andern 
Ausgaben beftritten werden, als foldhe, 
die, in fo ferne fie wiederfehrend find, 
in ihrer Gattung und der Ziffer nad 
fhon obrigkeitlih genehmigt find, oder 
weldhe, in fo ferne fie zu den außerger 
wöhnlichen gehören, nad der hohen 
Regierungs » Verordnung vom 7. Dct. 
1835 3.53588 den Betrag von 25 fl. 
nicht überfteigen, und felbft die unter 
diefem Betrage nur dann, wenn der 
Bedarf und die Auslage nothwendig, 
und durch den vorhandenen Gafeüber- 
ſchuß gededt if. Bon der ordentlichen 
Führung des Journals hat fi der 
Commiſſär bei den Innungs-Berfamms 
lungen jederzeit die Ueberzeugung zu 
verfhaffen. Zur Erhöhung und Ber- 
minderung der firen Einnahmen und 
Ausgaben muß eine befondere Bewilli— 
gung eingeholt werden. Sollten die 
Rückſtände fih haufen, fo hat der Com» 
miffar die Vorfteher und Redhnungs- 
leger an ihre Pflicht zu erinnern, nad 
fruchtlofer Mahnnng aber die entdeckten 
Gebrechen dem Magiftrate anzuzeigen. 

8.6. Ueber Einnahmen und Aus— 
gaben ift jährlih Rechnung zu legen, 
welche mit dem Journale übereinftim- 
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men muß. Diefe Rechnung ift der ver- 
fammelten Innung vorzulefen, und 
falls feine Anſtände erheben wirden, 
mit der Bemerkung dieſes Umftandes 
von dem Commiſſär zu fertigen und von 
einem Ausſchuſſe fertigen zu laffen, und 
ſolche ift fodann, falls die Innung nicht 
ausdrüdlih von ihrer Legung an den 
Magiftrat befreit fein follte, mit den 
fammtlihen Beilagen zur buchhalteri— 
fhen Cenfur und Erledigung an den 
Magiftrat zu überreichen. 

$. 7. Iſt dagegen die Innung von 
der Rechnungslegung enthoben, fo 
kömmt mit Ablauf eines jeden Jahres 
und mit Hinweifung auf das Empfangd« 
und Ausgaben-Fournal ein Rehnungs- 
Ertract, welcher fummarifh alle Ein- 
nahms- und Ausgabspoften, insbefon« 
dere auch ſchließlich den baaren Caſſe— 
reſt und das anderweitige Stammver⸗ 
mögen erfehen läßt, dem Magiftrats- 
Präſidium vorzulegen, von welchem von 
Zeit zu Zeit auch die Scontrirung der 
Innungs= Caffen veranlaft umd die 
Ueberzeugung eingeholt werden wird, 
daß bei der Bermögensverwaltung und 
Berrehnung ſich vorſchriftsmäßig be» 
nommen werde. 

$. 8. Zu den Obliegenheiten des 
Innungs-Commiſſärs gehört ferner die 
Borforge, daß dort, wo genehmigte In— 
nungsartifel, Statuten vorhanden find, 
diefe im Fahre vor der Verfammlung 
einmal gelefen werden, und endlich daß 
er die Wahl der Vorfteher auf folde 
Weiſe Leite, daß jeder anwefende Meifter 
feine Stimme unbefangen und freigeben 
fann; von Abwefenden darf weder eine 
friftlihe noch eine Stimme in ihrem 
Namen von einem Dritten abgegeben 
werden, und es ift dariiber forgfamft zu 
wachen, daß die durch Statuten oder be- 
fondere Verordnungen beftimmte Dauer 
des Vorſteheramtes nicht überfhritten 
werde. Die Gemwählten find übrigens 
mit Anmerkung der Stimmenzahl dem 


Innungsladen. 


Magiftrate zur Beftätigung anzuzeigen. 
(Hflzl. Decr. vom 18. Zuli 1842 3. 
20228, n. 9 Rggs. Vdg. vom 26. 
Zuli 1842 3. 44212, Kn. San. Vdg. 
3%. 1842 Rr. 57.) 

Sunungsladen, ſ. Gefellen- Auf: 
lagen. 

Innungsmißbräuche. Es ift in 
neuerer Zeit wiederholt die Wahrneh— 
mung gemacht worden, daß die Gefellen 
verfchiedener Innungen, ungeachtet der 
fhon wiederholt ergangenen ernften 
Abmahnungen und Strafandrohungen 
fih doch noch mancherlei verbotene 
Innungsgebräude und Unfüge 
erlauben, namlich: 

1. das fogenannte Gefellenma- 
hen, das Gefellen-Eintrinken, 
das Bruderfchaft trinken, das Abfordern 
oder Hergeben eined Pathen- oder 
Schwärzgelded und anderer, allerlei 
Namen habender Taren bei der Frei: 
fprechung. 

2. Das Abrichten der eben freige- 
fprochenen Rehrjungen zu allerhand be- 
fonderen Handwerksſprüchen, Ceremo— 
nien und Zunftgebräuchen, ferners die 
Ausſtellung von Geſellenſcheinen 
über die geſchehene Freiſprechung und 
Aufnahme in die Geſellſchaft. 

3. Die an die Jungmeiſter ergehende 
Aufforderung zur Ablöſung der Geſel— 
lenſchaft, Aufhebung der Bruderſchaft 
und des Dutzens durch den Erlag eines 
Betrages an die Geſellen zum Vertrin— 
ken oder ſonſtigem Zwecke; die Meiſter— 
geſchenke und Bewirthungen der älteren 
Meiſter und Geſellen von Seite der 
Jungmeiſter. 

4. Das Ausſchenken, der Will— 
kommstrunk und die Geſellenzechen 
bei der Ankunft oder Abreiſe eines Ge— 
ſellen, die Beſuche von Seite der ar— 
beitslo8 gewordenen zugemanderten 
Geſellen in den Werkftätten der Arbeits- 
geber in der Abfiht, um von den in 
Arbeit befindlichen Gefellen, etwa gar 
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unter Einftellung der Arbeit, bewirthet 
zu werden. 

5. Die Unterhaltung von Corre— 
fpondenzen in Innungs- oder Gefellen- 
fhafts-Angelegenheiten mit auswärti— 
gen Zünften, Gefellfchaften oder ein- 
zelnen Innungsgliedern ohne Borwiffen 
der Obrigkeit. 

6. Die Abhaltung von Gefellen- 
gerichten. 

7. Die Verrufs- oder Beſchim— 
pfungs-Erklärungen von einzel» 
nen Arbeitögebern oder Drtfchaften. 

8. Winkelzuſammenkünfte zu 
Berathfchlagungen über Innungs =» An- 
gelegenheiten ohne Beifein des obrig- 
feitlihen Innungs-Commiffärs. 

9. Geldfammlungen ohne Ge- 
nehmigung der Obrigkeit und Vorwiſſen 
des Innungs-Commiffäre. 

10. Das Zufhiden der arbeite» 
los gewordenen oder eingewanderten 
Gefellen in Arbeit gegen die obrigkeit- 
lih genehmigte Zuſchickordnung, nas 
mentlih das Zuſchicken der Gefellen 
unter einander durch die fogenannten 
Srtengefellen oder andere bereitd in 
Arbeit befindliche Gefellen. 

11. Das Abreden der Geſellen aus 
ihren Werkftätten durch Verheigung von 
fogenannten Frachtgeſchenken. Diefe 
und abnlihe Zunftmißbräuche und Un— 
füge werden hiermit, in Folge hoben 
Regierungs = Decretes vom 12. Auguft _ 
1846 3. 46799 wiederholt auf das 
Strengfte verboten, und es wird ein 
jeder hieran Theil nehmende Gefelle 
ſchon im erften Betretungsfalle mit Ar— 
reft und wenn auch noch gegen ein 
Strafgefeß gehandelt würde, nah Vor— 
fchrift desfelben unnachfichtlich beſtraft 
und nad Umftänden auch vom hiefigen 
Plage entfernt werden. Die Meijter 
und insbefondere die Herbergsväter 
haben jeden folchen Unfug fogleich dem 
Magiftrade zur Kenntniß zu bringen 
und werden im Fall der Unterlaffung 


Innungs-Hlifbräude. 


einer ſolchen Anzeige, oder wenn fie gar 
noch derlei Unfüge dulden, oder fonft 
denfelben Vorſchub Leiften follten, fonft 
im erften Betretungsfalle unnachſichtlich 
mit Geldſtrafen belegt und die Herbergs⸗ 
väter noch insbefondere mit der Ent: 
fernung von der Herberge beftraft wer- 
den. (Kundmachung des Wr. Magiftr. 
vom 17. Sept. 1846 3. 50909.) 

JInnungs-Mißbräuche. Die in Ge- 
mäßheit des Regierungs-Auftrages vom 
12. Auguft 1846 3.46799 in Abſicht 
auf die Hintanhaltung der bei mehreren 
hiefigen Innungen noch beftehenden 
Gefellen » Unfüge vom hiefigen Magi- 
firate erlaſſene Kundmachung vom 17. 
Sept. 1846 wurde den Bezirkd-Direc« 
tionen zur Kenntnißnahme mit dem 
Auftrage übermittelt, dem Magiftrate 
bei der Bollziehung derfelben nach 
Thunlichkeit und auf das Kräftigfte zu 
unterftüßen, und namentlich jeden wahr- 
genommenen Unfug dem Magiftrate mit 
Beziehung auf die Dortämtliche Zufchrift 
vom 17. Sept. 1846 3. 50909 zur 
Abſtellung und weitern Amtshandlung 
fogleih anzuzeigen. (Circ. der k. k. 
Pol. Ob. Dir. vom 8. Det. 1846 3. 
18116.) 

— — Maßregeln zur Hintanhal- 
tung derfelben, ſ. Gefellen. 

— — der Hutmader, ſ. Hut: 


machergefellen. 
— — f. Handwerksgruß. 
Sunungs:Borfteher. Obwohl 


Zunftvorfteher und Aelteſte nit in 
die Claſſe der öffentlichen oder ftädti- 
fhen Beamten gehören, fo befleiden fie 
dod eine Art Borfteheramt; es liegt 
ihnen die Erhaltung der Ordnung ihrer 
Zunft ob, ihnen ift die Führung der 
Zunftbüder und die Verwaltung der 
BZunfteinfünfte anvertraut, und die übri— 
gen Zunftglieder find ihnen in Zunft: 
angelegenheiten Folgfamkeit und Ach— 
tung zu leiften ſchuldig. Da nun ein 
Zunftworfteher oder Aeltefter, welcher 
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wegen einer ſchweren PBolizeislleberire- 
tung abgeurtheilt, oder mit welchem Die 
Unterfuhung blos aus Abgang recht- 
licher Beweife aufgehoben worden ift, 
das Vertrauen und die Achtung feiner 
Zunftgenoffen nothwendig verlieren 
muß; fo fand das k. k. Landesguber- 
nium die aus Anlaß eines fpeciellen 
alles gejtellte Anfrage: ob ein ale 
ſchwerer Polizei-Uebertreter verurtheil« 
ter Zunftvorſteher oder Aelteſter von 
dieſem ſeinem Poſten zu entfernen ſei? 
dahin zu beantworten: daß zwar auch 
in einem ſolchen Falle über die Zuläf- 
figfeit der ferneren Belaffung des Ab- 
geurtheilten in feinem Poſten berathen 
werden müffe, daß aber die Entjcheis 
dung hierüber jener Behörde, von wel« 
her derjelbe ald Zunftvorfteher oder 
Aeltefter beftätigt worden ift, und 
welcher die Dberaufficht über Die Zunft 
führt, zuftehe. (Böhmische Gub. Ver- 
ordnung v. 25. Febr. 1836 3. 8263. 
Prov. G. ©. für Böhmen v. 3. 1836. 
Nr. 59.) 

Sugnifiten, ſ. Arreſtanten. 

— — ſ. Krankenhaus. (Bdg. v. 
10. Sept. 1835.) 

— — Beſtimmung hinſichtlich des 
Erſatzes der Verpflegskoſten für aus— 
ländiſche Inquiſiten und Sträflinge, 
ſ. Verpflegskoſten. 

— — Entſchädigung der Wund— 
ärzte für die Unterſuchung der Inquiſi— 
ten, |. Wundärzte. 

Sugquifiten- Spital, Bei Ueber- 
gabe erfrankter Arreftanten in das Ins 
quifiten- Spital ift ſtets in den dies- 
fälligen Urkunden anzumerken, wohin 
diefelben im Genefungsfalle abzugeben 
feien, und ift auch die betreffende Un— 
terfuhungs » Behörde hievon zu vers 
ftändigen. (Dec. der Pol. Ob. Dir. v. 
16. Febr. 1834 3. 1509/325.) 

— — Bei Berihtigung und Ein- 
bringung der Verpflegskoſten für In— 
quifiten im Wiener Inquifiten-Spitale, 


Inquifiten-Spital, 


die ſchon bei ihrer Verhaftung bereits 
frank waren, finden die in folder Be- 
ziehung bei den allgemeinen Kranfen- 
häufern eingeführten Beftimmungen 
feine Anwendung, fondern es ift fi 
diesfalld an die Vorfchriften des St. 
®. zu halten. Es hat demnach in die- 
fer Beziehung von der an den Wiener 
Magiftrat und die Krankenhaus - Dis 
rection unterm 4. Dct. 1823 3.46714 
erlaffenen Verordnung fein Abkommen. 
(Hoffanzleis Decret v. 24. Dec. 1834 
3. 32101. Bdg. d. n. Reg. v. 3. Jän. 
1835 3. 203. An. ©. V. J. 1834. 
Nr. 83.) 

SInquifiten = Spital. Es ift zur 
Kenntniß derfandesftelle gelommen, daß 
in das Inquifitenfpital in der Alfervor- 
ftadt, auch Schwärzer, oder andere blos 
polizeilich angehaltene Individuen, wenn 
erftere während ihrer gefänglihen Ahals 
tung erkranken, und leßtere im kranken 
Zuftande aufgegriffen werden, abgegeben 
werden, was den beftimmten Anord- 
nungen zumwiderlaufe. Denn ſchon das, 
bei der Errichtung des Prov, Inquifi 
ten-Spitals in der Leopoldſtadt erflof- 
fine Hofdecret vom 31. Aug. 1827 
fage ausdrüdlih, es fei in Abficht auf 
die Aufnahme in jenes Spital, dieſe 
Anftalt in der Regel, blos zur Unter— 


bringung ſolcher kranker Arreftanten, 


beftimmt, welche bisher vom Criminal» 
gerichte als EriminalsInquifiten, dann 
ans dem Polizeihaufe und vom Senate 
in ſchwere Polizei= Hebertretungen in 
das Prov. Strafhaus abgegeben worden 
feien. Dagegen feien ſolche politifche 
Arreftanten, welche ſchon bisher nicht 
im Prov. Strafhaufe, fondern im allg. 
Kranfenhaufe verpflegt worden, in der 


Regel fortan in das allgemeine Kranz 


kenhaus abzugeben. Eben fo fpreche fich 
das Hofkanzlei-Decret vom 10. Sept. 
v. 3. beftimmt dahin aus, daß aufge: 
griffene Bagabunden, welche bei ihrer 
Aufgreifung ſchon Frank find, nicht in 
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das magiftratifhe Inquifiten- Spital, 
fondern in das allgemeine Kranken— 
haus aufzunehmen feien, da dies Feine 
eigentlihen Inquifiten feien. Der Ma- 
giftrat wurde daher angemiefen, ‚hier- 
nad für die Zukunft diefe beftehenden 
Vorſchriften aufs genauefte zu beob- 
achten. (Note des Wr. Magiftrats an 
die ka k. Bol. Ob. Dir. vom 5. Mai 
1836 3. 16340. Eirc. der Bol. Ob. 
Dir. v. 6. Juni 1836 3. 6360/1201.) 

Inguifiten= Spital. Aus Anlaß 
eines fpeciellen Falles, daß von Geite 
eines hierortigen Departements, kranke, 
in polizeiliher Unterfuhung befindliche 
Individuen, in das magiftr. Inquifitens 
Spital zur Verpflegung gegeben, und 
an die dortige Verwaltung die aufge 
laufenen Berpflegsfoften unmittelbar 
vergütet worden find, hat der Magi— 
ftrat mit Note v. 19. v. M. 3.34705 
hieher eröffnet, daß, nachdem die ger 
nannte Verwaltung ſchon mehrmals 
angewiefen wurde, feinerlei Beträge in 
Empfang zu nehmen, fie auch beauf- 
tragt wurde, Fünftig in derlei Fällen 
nah Beendigung der Berpflegung eines 
ſolchen Individuums, unter Anſchluß 
des Kurkoften » Berzeichniffes die An- 
zeige unmittelbar an den Magiftrat zu 
erftatten, der fich fodann vorbehält, uns 
mittelbar die ka k. Pol. Ob. Direction 
um Bergütung folder Berpflegstoften 
zu erfuchen. Die Bezirk! = Directionen 
haben zwar Individuen, die fih in 
blos polizeiliher Unterfuhung befins 
den, nah Weifung des Iektergangenen 
Eireulard vom 6. Juni d. J. 3. 
6360/1201 im Erkranfungsfalle in 
das k. k. Krankenhaus, und nur folche 
Arreftanten, die fih in einer Vorunter- 
fuhung befinden, und fodann dem 
Magiftrate über ſchwere PolizeisUeber- 
tretung oder dem Eriminalgerichte über« 
liefert werden, in das magiftratifche 
Inquifiten» Spital abzugeben. Sollte 
fich jedoch der bei einer Bezirks-Direc— 
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tion wohl höchſt felten zu erwartende 
Fall ereignen, daß die Abgabe eines in 
blos polizeiliher Unterfuhung befind- 
lihen Individuums, an deffen ficherer 
Berwahrung und Berhütung jeder Mög— 
lichkeit zur Flucht, wegen Wichtigkeit 
und Dringlichkeit des Falles viel gele- 
gen ift, in das magiftratifhe Inquiſi— 
ten» Spital als nothwendig erfcheinen 
würde, für welches die Berpflegsgebühr 
fodanıı auch durch die PolizeisBehörde 
vergütet werden müßte, fo haben die 
Bezirks» Directionen unter Einem die 
nothwendigen Schritte zur Sicherſtel— 
lung der Berpflegsfoften aus dem Ber: 
mögen des Arreftanten, oder bei feinen 
zahlungspflichtigen Anverwandten nad 
den beftehenden Normalien einzuleiten, 
hierüber die unverzügliche Anzeige bie» 
her zu erflatten, derlei eingebrachte 
Geldvergütungen jedoh nicht unmit- 
telbar an die Inquifiten-Spitald-Ber- 
waltung einzufenden, fondern hierüber 
das diesfällige Einfchreiten des Magi— 
ftrated abzuwarten. (Eirc. der k.k. Pol. 
Db. Dir. vom. 12. Auguft 1836 3. 
9694/1775.) 

Sugquifiten = Spital. Dem k.k. 
Polizeihaus-Commando fowohl als den 
fämmtlihen Bezirks» Directionen wird 
bei Abgabe polizeiliher Arreftanten in 
das Inquifiten- Spital zur Pflicht ge= 
macht, in Hinkunft nur wirklich Kranke, 
die aber bei Zeiten, fo lange noch eine 
Hilfe möglih ift, in das Inquifiten- 
Spital abzugeben, und jederzeit eine 
zwedmäßige ärztlihe Beſchau voran- 
gehen zu laffen, welche die Stadt: 
Phyſiker, Bezirlsärzte, Bezirks-Wund⸗ 
ärzte und der Polizeihaus-Wundarzt 
in der Regel perfönlih zu beforgen 
haben, und nur in deren Verhinderung 
und bei Dringlichkeit des Falles ein an- 
derer anerkannter und befähigter Wund- 
arzt oder Doctor der Medicin dazu ver: 
wendet werden darf. (Circ. d. k. k. Bol. 
D. D. 0.9. Juni 1843 3. 7150/1253.) 


127 


Irrenanflalt. 


Snquifiten-Spital. In Folge hie 
bergeftellten Anſuchens der k. k. Landes: 
gerihts-Gefangenhaus - Verwaltung v. 
23. Sept. 1850, ift bei jedesmaliger Ab- 
gabe eines Inquifiten in das Inquifiten- 
Spital des k. k. Landesgerichtes, nicht 
nur das Nationale des kranken Inqui— 
fiten umftändlich anzuführen, fondern 
es ift auch ein doppeltes Verzeichniß 
der dem rreftanten gehörigen und 
ihm belaffenen Kleidungsftüde und fon» 
ftigen Effecten behufs deren Protocol« 
lirung beizuſchließen. (Dec. der k. k. 
Stadthauptmannfchaft vom 28. Sept. 
1850 3. 17783/3776.) 

Snfpections-Gebühren, ſ. Ball: 
Infpections- Gebühren, Theater: 
Snfpection. 

Inftitute gelehrte, f. Arademien. 

SInftrumente, die ein Wundarzt 
auf dem Lande vorräthig haben muß, 
f. Wundärzte. (Bdg. vom 13. April 
1826.) 

SISnternuntiatur, |. Türkei. 

Invaliden, ſ. Militär - Inva: 
liden. 

Snvaliden-Gebühr, ſ. Militär: 
Snvaliden-Gebühr. 

Serenanftalt. Se. Majeftät ge- 
ftatten die Erridtung von Pri« 
vat-Irrenanſtalten unter folgen» 
den Bedingniffen: 

1. Können nnr Aerzte befugt wer- 
den, eine Irrenanftalt zu errichten. 

2. Muß der Arzt, weldher die Er- 
laubniß zu der Errichtung einer ſolchen 
Anftalt, die von der Landesftelle zu 
ertheilen ift, erhält, ald ein Mann 
von vorzüglihen Kenntniffen über die— 
fes Geſchäft befannt fein, und eben fo 

3. überwiegende Beweife der rein- 
ften Moralität beibringen. 

4. Muß ſich der, eine ſolche Anftalt 
unternehmen wollende Arzt mit dem 
hierzu nöthigen Bermögen ausweifen. 

5. Darf der Unternehmer einer Pri⸗ 
vat- Srrenanftalt fein Amt befleiden, 


Irrenanflalt. 


welches ihn hindern könnte, ſich der 
Anftalt mit angeftrengtem Eifer zu 
widmen. 

6. Muß derfelbe einen detaillirten 
Plan über die Errichtung feiner An- 
ftalt, mit Angabe des Locals und des 
Perfonale, der Landes» Behörde vor- 
legen, welche denfelben vor der Ent- 
fheidung von dem jeweiligen Srren- 
arzte und der medic. Facultät prüfen 
zu laffen hat. 

7. Da aber die Anzahl der in ein 
ſolches Irren-Inftitut aufzunehmenden 
Kranken ſich im Allgemeinen nicht beftim- 
men läßt, da fie von der Größe des Locals 
und des dabei angeftellten Berfonals 
abhängt; fo muß die vorgefegte Be— 
hörde darauf fehen, daß in eine folde 
Anftalt nicht mehr Wahnfinnige aufge: 
nommen werden, ald mit gegründeter 
Wahrjcheinlichkeit gehörig verpflegt 
werden fönnen, und daß überhaupt die 
Zahl der Kranken mit den möglichen 
Bemühungen des Arztes zur Befeiti- 
gung des Wahnfinnes im Berhältniffe 
ftehen. 

8. Muß auf die Abfonderung beider 
Geſchlechter die gehörige Rückſicht ge- 
nommen werden. 

9. Iſt dem Unternehmer einer der- 
gleihen Anftalt, die in vielen Fällen 
nöthige Verfehwiegenheit vorzüglich an« 
zuempfehlen; damit außer ibm und der 
vorgefegten Behörde Niemand von der 
Anwefenheit diefes oder jened Wahn 
finnigen in der Anftalt unterrichtet fei. 

10. Bleiben die Privat-Jrrenanftal- 
ten der Randesftelle untergeordnet, je- 
doch müfjen unvermuthete Unterſuchun— 
gen von Seite der betreffenden Sani— 
täts - Beamten vorgenommen, und ein 
wachfames Auge der Polizei Behörde 
auf diefelben getragen werden. 

11. Bleibt der Vorſteher der Anftalt 
für alle Verlegungen, welche die Wahne 
finnigen fih felbft oder Andern zufü- 
gen, verantwortlich. 
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12. Muß der Wahnfinn eines Jeden, 
der in em ſolches Inſtitut aufgenom- 
men wird, durch ein Arztliches Zeugniß 
bewährt fein, damit Niemand als 
wahnfinnig aufgenommen werde, der 
ed nicht iſt; es muß daher in jeder 
Privat-Irrenanftalt ein eigenes Locale 
für die neuanfommenden BWahnfinnigen 
vorhanden fein, in welchen fie während 
der eriten Tage ihres Aufenthaltes bes 
obachtet werden können; endlich 

13. wird der Unternehmer einer Its 
renanftalt vorher die Preife zu beftim- 
men haben, gegen weldhe er Wahn: 
finnige aufzunehmen gefonnen ift. (Hfkz. 
Dec. vom 26. Nov. 1813 3. 17915, 
n. ö. Reg. Vdg. vom 23. Dec. 1813 
3. 36854. Guld. Sanit. Vdg. 3. Bd. 
©. 383.) 

Strenanftalt. Der Inhaber 
einer Privat-Jrrenanftalt bat, 
wenn ihm Kranke von der Reife un« 
mittelbar zufommen, oder wenn Kranke 
ohne vorher ärztlich behandelt worden 
zu fein, wo immerhin zu ihm gebracht 
werden, und wenn feine ärztlichen 
Zeugniffe oder Krankheitsgeſchichten 
mitgebracht werden, jedesmal fogleidh 
und zwar vor der wirklichen Aufnahme 
derfelben, einen hiefigen Arzt beizuzie- 
ben, und von diefem ſich ein Arztliches 
Zeugniß ausftellen zu laffen, daß der 
aufgenommene Kranke wirklid gemüths- 
frank fei. Ferner, wenn ein Gemüths- 
kranker aus einer Öffentlichen Irrenan— 
ftalt unmittelbar in die Privat-Irren— 
anftalt gebracht würde, fo hat der In— 
haber darauf zu bejtehen, daß der Pri— 
mar-Arzt, in deffen Abtheilung diefer 
Kranke war, ein Zeugniß, über deſſen 
Krankheit ausftelle. Sollte jedoch die 
Ausftellung diefes Zeugniffes von der 
öffentlichen Irrenanftalt verweigert wer⸗ 
den; fo ift die Anzeige an die Regie 
rung zu machen, damit von diefer der 
Auftrag dazu an diefelbe erlaffen werde. 
Uebrigend hat der Inhaber einer Pri— 
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vats Irrenanftalt jede neue Aufnahme 
eined Gemüthskranken in feine Anftalt 
von nun an immer fogleich der Landes» 
ftelle mit Beifügung des Namens, Cha- 
racterd und Alters des Jrrfinnigen, 
dann, wer ihn dahin abgegeben hat, 
und von welchem Arzte das Zeugniß 
über den Wahnfinn ausgeftellt worden 
fei, anzuzeigen; endlich aud der Re- 
gierung vierteljährig einen Ausweis 
über die aus feiner Anftalt entlaffenen, 
und in diefelbe zugewachfenen Gemüths⸗ 
kranken vorzulegen. (N. ö. Reg. Vdg. 
vom 9. Mai 1823. 3. 20066. Guld. 
©. 2.5. Bd. ©. 321.) 
Srrenanftalt. Da in den von Sr. 
Majeftät unterm 26. Nov. 1813 feldft 
fanctionirten Bedingungen zur Grün- 
dung einer Privat-Irrenanftalt der Be- 
fiß eines eigenthünnlichen Haufes nicht 
enthalten ift, fo ift in vorfommenden 
Fällen nur dann die Bewilligung zur 
Gründung einer ſolchen Anftalt zu er 
theilen, wenn der Unternehmer durch 
einen ordentlichen Contract mit dem 
Hauseigenthümer von einer augenblid- 
lichen Auffündung und vor Beränder 
rungen, die feinem Inftitute zum Nach— 
theile gereichen könnten, ficher geftellt 
ift. Der Protomedicus, jo wie die bei— 
den Stadtärzte find zur öfteren unver 
mutheten Unterfuchung der Privat-Ir- 
renanftalt zu verhalten, und es ift von 
demfelben jederzeit ein eigener Bericht 
über den Befund dieſer Unterfuchung 
an die Regierung zu erftatten, welde 
über die Bollziehung diefer Anordnung 
fo wie auch über die monatweife Nach— 
fiht in den Sanitäts-Anſtalten von 
Seite des Protomedicud ftrenge zu wa- 
hen, und gegen Diejenigen, welche die 
fer Anordnung nicht gemäß handeln, 
ftrenge Amt zu handeln bat. Da die 
Dienftesobliegenheiten der öffentlichen 
Sanitäts-Beamten mit der lebernahme 
einer Euratel über Gemüthskranke durch⸗ 
aus nicht vereinbarlih find, fo find 
Baleiöfy, Haudb. d. Poliz. Gef. IL 
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diefelben von nun an hievon auszu— 
fließen, und es wird von diefer Maß— 
regel nicht nur der oberfte Gerichtähof, 
fondern e3 werden hievon auch ſämmt— 
liche Länderftellen in die nöthige Kennt- 
niß gejebt. Die Ausdehnung diefer 
Verfügung auf die Aerzte überhaupt 
ließe fich indeffen nicht wohl durch zu— 
reihende Gründe rechtfertigen. (Hfkzl. 
D. dv. 6. Juli 1823 3. 34865, n. ö. 
Reg. Vdg. v. 25. Juli 1823. 3. 35347. 
Bub. S. 2.5.2. ©. 334.) 

Srrenanftalt. Die Gemeinden der 
deutfchen Staaten Defterreih find, fo 
wie ed in dem lombard. venetian. Kö— 
nigreiche bereitd Statt findet, von der 
Entrihtung der Berpflegsgebühren für 
arme wahnfinnige Gemeindeglieder, 
welche in den öffentlichen Irrenanſtal— 
ten untergebracht werden, von nun an 
gänzlich zu entheben, und hat diefe 
Enthebung auch für die Zünfte- und 
Innungsgenofien, welche wahnfinnig 
werden, zu gelten. (U. h. Entfchl. vom 
28. Juni 1824. Hfkzl. Dee. v.8. Juli 
1824. Krop. Gef. Franz. 49. Bd. 
©. 551.) 

— — Nah dem Inhalte des von 
St. Majeftät mit a. h. Entſchließung 
vom 12. Jän. 1827 ergangenen Ber 
fehles, hat der Befiker einer Privat- 
Irrenanftalt, bei Irrſinnigen, welche 
ohne ärztliches Zeugniß, und ohne 
Krankengeſchichte in feine Anftalt ger 
bracht werden, fogleich die Anzeige hie— 
von den beiden Stadtärzten zu machen, 
welche nach genauer Unterfuhung und 
unter eigener Haftung die Wahrheit, 
nämlich: ob ein Wahnfinn vorhanden 
fei oder nicht, ſchriftlich zu beftätigen 
oder zu verneinen, das angeblich wahn- 
finnige Individuum dahin zurückzuſtel— 
len, wohin es gehört, oder auf freien 
Tuß zu feßen; derfelbe hat ſonach bei 
jeder Anzeige über die Aufnahme eines 
Irrſinnigen, jederzeit auch das ärztliche 
Parere in Driginal mit vorzulegen, 
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welches ihm dann immer gleich wieder 
wird zurücgeftellt werden. Wenn nad 
dem Refultate der von beiden Stadt: 
ärzten gepflogenen Unterfuhung der 
Fall eintreten follte, dag ein in die Pri— 
vatsIrrenanftalt als irrfinnig Abgege- 
bener von ihnen nicht als irrfinnig ans 
erkannt worden ift, fo haben diefelben 
jogleih der Regierung die Anzeige zu 
machen, fo wie überhaupt bei den ihnen 
obliegenden periodifhen Unter: 
fuhungen diefer Privat-Irren— 
anftalt, ihr bejonderes Augenmerk 
darauf zu richten, ob nicht etwa ein 
vom Wahnfinne bereitd geheiltes Indie 
viduum noch länger in derfelben ange 
halten werde. Ueber die Refultate ihrer 
periodifchen Unterfuchungen in den Pris 
vat= Irrenanftalten haben die GStadt- 
ärzte alle Bierteljahre Beriht an die 
Regierung zu erftatten. (Hflzl. Dec. v. 
31. San. 1827 3. 1699, n. ö. Reg. 
Vdg. v. 12. Febr. 1827 3. 8143. Bm. 
©. V. 3. 1827. ©. 263 u. 264.) 

Srrenanftalt.e Die Ueberwa— 
hung der Privat-Irrenanfals 
ten betreffend. Mit a. h. Entſchl. 
vom 12, Det. 1827 wurde verordnet, 
daß die beftehenden Privat » Frrenan- 
ftalten von den betreffenden öffentlichen 
Sanitäts-Beamten ſtets gehörig unter 
fucht und überwacht, und bei der Auf— 
nahme der Irren in felben die beftehen« 
den Geſetze und Anordnungen genau 
beobachtet werden. Die Bol. Ob. Dir. 
hat daher die betreffenden Polizei- Bes 
zirks-Aerzte und Wundärzte, in deren 
Amtsbereiche ſolche Anftalten ſich bes 
finden, fowie der Magiftrat die beiden 
Stadtärzte und die Inhaber der An— 
ftalten zur ftrengften Handhabung der 
diesfälligen Pflichten bei eigener Ber: 
antwortung anzumweifen. (Hfkzl. D. v. 
18. Det. 1827 3. 27255. Vdg. der 
n. 6. Reg. v.22. Nov. 1827 3. 60643. 
Prov. G. ©. 9. Bd. Nr. 284.) 

— — Aus Peranlaffung einer Ans 
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frage des. Inhabers einer Privat- 
Irrenanftalt, wie er fih in jenen 
Fallen zu benehmen habe, wenn Gei— 
ftesfranfe in feine Anftalt abgegeben 
werden, deren Krankengeſchichte und 
Krankpeits-Zeugniß von ausländiichen 
Aerzten ausgeftellt find, findet die Re- 
gierung ganz jene Vorfichten vorzuzeich- 
nen, die Se. Majeftät laut Reg. Dec. 
vom 12. Febr. 1827 3. 8143, für 
jene Falle vorzufchreiben geruhten, wenn 
Irrſinnige in dieſe Anftalt ohne Kran— 
kengeſchichte und ohne ärztliches Zeug- 
niß abgegeben werden. Hiernah haben 
fi) die Stadtärzte in vorkommenden 
Fällen auf das genauefte zu benehmen. 
(N. 6. Reg. Vdg. v. 23. Jän. 1829 
3.3253. Bm. 6.9. 3.1828. ©. 403.) 

Srrenanftalt. Die Aufnahme eines 
jeden Beiftesfranfen in dem Privat- 
Koftorte für unbeilbare Irren— 
ift fünftig der Regierung gleich nach dem 
jedesmaligen Eintritte eines ſolchen 
Kranken, unter Beilegung des ärztlie 
hen Zeugniffes und der Krankenge— 
[hichte, anzuzeigen, fo wie am Schluffe 
eines jeden Jahres eine Weberfichts- 
Tabelle über den Stand des Koftortes 
der Regierung vorzulegen ift; in wel- 
cher die im diefer Anftalt im Verlaufe 
des Jahres BVerpflegten, neu Aufge- 
nommenen, Gntlaffenen oder Berftor- 
benen mit Bezeichnung ihres Alters, 
Geſchlechtes, der Art ihres Wahnfinnes 
und der Zeit ihres Aufenthaltes allda, 
aufgeführt erfcheinen. (N. ö. Reg. Vdg. 
vom 27. Jan. 1829 3. 72837 (1828). 
Bm. ©. 2. %. 1829. ©. 407.) 

— — Da Dr. Guftav Görgen fid 
über die zur Fortführung einer Privat: 
Irrenanftalt vorgefchriebenen Eigen» 
haften ausgewiefen, und fomit den 
Forderungen und Bedingungen entfpros 
hen hat, die deßwegen allerhöchften 
Orts feftgefeßt und anbefohlen worden 
find, jo findet fi die Regierung be- 
ftimmt, demfelben die Bewilligung zur 
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Fortſetzung der von feinem verftorbenen 
Bater errichteten Privat-Irrenanftalt in 
den zu diefem Zwecke errichteten Haufe 
in Döbling Hiermit zu ertheilen. Es 
verfteht fi übrigens, daß die Abſon— 
derung beider Geſchlechter ftrenge beob⸗ 
achtet werden muß, jo wie aud dem 
Dr. Görgen Berfhwiegenheit zur Pflicht 
gemacht wird, da es in vielen Fällen 
nöthig ift, daß außer ihm und der vor— 
gefekten Behörde Niemand von der Ans 
wefenheit diefes oder jenes Patienten in 
der Anftalt etwas erfahre. Auch bleibt 
diefe Anftalt der Landesſtelle unmittel- 
bar untergeordnet, daher er auch die 
felbe durd monatliche Ueberreichung 
eines Ausweifes von dem Stande der 
Kranken in Kenntniß zu fepen hat. (R. 
ö. Reg. Vdg. vom 22. Febr. 1843 3. 
8639. Kn. S. V. J. 1843. Nr. 21.) 

Srrenanftalt wegen Einbringung 
der Berpflegskoften für die darin befind- 
lichen Ungarn, ſ. Ungarn, 

— — in Prag. Borfhrift in An- 
fehung der Aufnahme und der Bers 
pflegd- Gebühren, f. Krankenhaus. 
(Bdg. v. 25. Juli 1829.) 

Irrſinnige geiftlihen Standes find 
an die barmh. Brüder abzugeben. (Hfd. 
vom 3. März 1783. Krop. Gef. Joſ. 
1. Bd. ©. 370.) In Ermanglung der 
Elifabethiner und Barmherzigen aber 
ald Kranke in Klöftern zu behandeln. 
(Hp. v. 20. Juni 4783.) 

—— die Koſtörte für ſtille und 
blöde Irre find mit Privat-Irrenan— 
ſtalten nicht zu verwechſeln. Bei Berück⸗ 
ſichtigung der Frage, ob Wundärzten 
geſtattet werden könne, Blöde und un— 
bedenkliche Itren zu verpflegen, und 
unter ihrer Aufſicht in ihren Häuſern zu 
behalten, müffen die Hofverordnungen 
vom 26. Nov. 1813 3. 17915, und 
vom 20. Febr. 1815 3. 2912. Regie 
rungs-Intimation vom 23. Dec. 1813 
3. 36854 und vom 2. März 1815 3. 
6780 zum Anhaltspuncte genommen 
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werden. Die Verordnung vom 26. Nov. 
1813 ſpricht ausdrücklich nur von Pri⸗ 
vat⸗Irrenanſtalten, das iſt von ſolchen 
Privat-Inſtituten, wo Wahn— 
ſinnige aller Art unter der Leitung des 
Eigenthümers ärztlich in phyſiſcher und 
pſychiſcher Beziehung behandelt werden. 
Daher au in diefer Verordnung die 
Anordnung, daß nur wirklich graduirte 
Heilärzte, die legal ihre Fähigkeit in 
Behandlung der Irren vorher fchon er- 
probt haben, zur Erridtung folder 
Privat-Inftitute zugelaffen werden fols 
len, enthalten ift. Bon Koftorten, die 
fein characteriftiihes Merkmal eines 
Inftitutes an fich tragen, wo unter Auf— 
fiht verläßlicher Verfonen, Blöde oder 
ruhige Geiftesfranfe in Koft, Quartier 
und Ueberwahung unter der Behand— 
lung eigens berufener Aerzte gebracht 
werden können, ift in diefer Verord— 
nung feine Rede. Auch kann man, ohne 
den Privatrehten einzelner Familien zu 
nahe zu treten, die Angehörigen eines 
Wahnfinnigen eben fo wenig hindern, 
denfelben in einen Privat-Koftort zu 
geben, ald man einen Vater oder einen 
Bormund hindern kann, fein unmüns 
diges Kind, oder feinen Pupillen, mit 
welchen allerdings ein Jrrer gleich zu 
achten ift, in ein Koftort abzugeben. Daß 
der Zuftand diefer Unglücklichen es vor- 
züglich erfordere, von dem Staate beach— 
tet zu werden, und daß derlei Orte immer 
unter ftrenger Controlle der Polizeis 
Behörde ftehen müſſen, verfteht fih von 
felbft. Wenn aber die Ueberwahung 
der Polizei und politifhen Behörde 
eingeleitet, die Curatel- Behörde das 
mit einverftanden ift, und die ärztliche 
Bihandlung durch einen hiezu geeigne« 
ten Arzt geſchieht, jo find folde Orte 
eine Wohlthat für ganze Familien for 
wohl, als für die unglüdlichen Indi— 
viduen felbft und es können felbe nie 
zu ſchädlichen Mißbräuchen Anlaß oder 
Klage geben. (Hfkzl. Deer. v. 26. Dec. 
9 * 
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1822 3. 35440. Reg. Bdg. vom 22. 
San. 1823 3. 2383. Guld. San. V. 
5. Bd. ©. 301.) 

Srrfinnige. Die Landesftelle hat 
die Einleitung zu treffen, daß derjelben 
in allen jenen Fällen, wo ein Irrſinni— 
ger, weſſen Standes er immer fein mag, 
nicht von feiner Perfonal » Inftanz in 
die Irrenanftalt abgegeben wird, alſo— 
gleich die Anzeige erftattet werde, da- 
mit die Landesftelle ftets in den Stand 
gejeßt werde, die competente Perfonals 
Inftanz zur Einleitung der weiters nö— 
thigen Verfügungen in die Kenntnig zu 
ſetzen. (Hfkzl. D. v. 21. Juli 1825 an 
fammtl. Länderſt. Krop. Gef. Franz. 
50. Bd. ©. 360.) 

— — Bei den Irrfinnigen ift über 
ihren Krankheitsjuftand ſtets das Pa- 
tere eined Arztes abzufordern, und das 
eines Wundarztes ift diesfalld niemals 
hinreihend. (Bolizeihofft.- Weifung an 
die Bol. Ob. Dir. v. 18. Jän. 1821.) 

— — Da von den politifchen Be— 
hörden in die Gratzer Irrenanftalt Irre 
finnige fhon auf das ärztliche Zeugniß 
des Wahnfinnes, ohne vorläufige vor- 
ſchriftsmäßige Intervenirung der Juſtiz⸗ 
Gerichte nicht abgegeben werden follen; 
fo wurde in Gemäßheit der Hffzl. Vdg. 
vom 21. Juli 1825 verordnet: daß in 
jenen Fällen, wo es fih um die Ab- 
Lieferung eines Irrſinnigen in die Grä- 
ber Jrrenanftalt handelt, die politifche 
Obrigkeit oder die Polizei-Behörde fich 
immer vorerft mit dem betreffenden Ber: 
fonal= Zuftiz« Gerichte in das nöthige 
Einvernehmen zu feßen, fih den für 
die gefeglich als irrfinnig erklärte Per— 
fon aufgeftellten Eurafor namhaft ma— 
hen zu laffen, und den diesfälligen 
Aufnahmsgeſuchen diefe gefegliche Er— 
flärung mit Belanntgebung des ge: 
richtlich aufgeftellten Curators beizufüs 
gen habe. (Kundm. des fteierm. Gub. 
v. 15. Mai 1827. Kp. ©. ©. 53.82. 
Nr. 114.) 
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Srrfinnige. Die Ortsbehörden fo 
wie die Sanitätd-Individuen find ftreng 
verpflichtet, Darauf zu fehen, und dahin 
zn wirken, daß die Geiftesfranken vom 
Rande, bei denen ohnehin nur höchft 
felten eine zweckmäßige Arztlihe Be- 
handlung Statt finden kann, möglichft 
bald nad dem Ausbruche der Krankheit 
der Irrenanftalt zur Heilung übergeben 
werden. (Bdg. des böhm. Gub. vom 
1. Mär; 1833 3. 8983. Obent. 2.2, 
©. 398.) 

— — Die Gerihtsbehörden haben 
das Reſultat der über den Geifteszu- 


-ftand einer wahn- oder blödfinnig er- 


klärten Berfon gefchloffene Amtshand- 
lung, fo wie den Namen des Baters, 
des Bormundes oder gerichtlich beftell- 
ten Curators der betreffenden Behörde, 
welcher die Verwaltung des Irrenhau— 
fes oder der diesfälligen Anftalt, worin 
der Wahn- oder Blödjinnige unterges 
bracht wird, zugewiefen iſt, unver- 
weilt befannt zu geben. (Vdg. d. n. ö. 
Reg. vom 16. Sept. 1837 3. 52453. 
Kin. ©. B. J. 1837. Nr. 70.) 

— — Bei der Einfendung geiftes- 
franfer Individuen in die Srrenanitalt 
find die Ortsbehörden auf das ftrengfte 
verpflichtet, unter eigener Verantwor—⸗ 
tung in allen Beziehungen dafür zu fore 
gen, daß der Geiftesfranfe auf Feine 
MWeife weder an feinem Körper noch an 
feiner Gefundheit Shaden erleide, ſon— 
dern in jeder Hinfipt forgfaltig ver- 
wahrt, und gegen die Einflüffe der raus 
ben Witterung oder Jahreszeit mög— 
lichſt gefhügt werde. (Bdg. des böhm. 
Bub. vom 11. San. 1838 3. 662, 
Dbent. 2. Bd. ©. 398.) 

— — Aus Anlaß des Falles, daß 
ein Mann wegen religiöfer Melandholie 
ohne nähere Aufklärung, woher diefe 
rührt, in das k. k. allg. Krankenhaus 
abgegeben wurde, hat die k. k. Polizei- 
Hofftelle in Erledigung des Commif- 
fiong-Protocolld vom 8. d. M. zu er- 
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innern befunden, daß in der Folge im: 
mer genau aufzuklären ift, woher bei 
derlei Geiſteskranken die religiofe Mes 
lancholie rühre, worin fie beftehe, und 
ob felbe etwa durch Einwirkung dritter 
Perfonen veranlaßt worden fei. (Eire. 
der ka k. Bol. Ob. Dir. vom 13. Juni 
1839 3. 8229.) 

Srrfinnige. Der in dem Berichte v. 
9. Juni 1839 3. 6852 begutachtete 
Antrag der k. f. Krankenhaus-Diree— 
tion, gebefjerte oder ungeheilte Irren 
in der Regel, daher in allen Fällen 
und unbedingt den aufgeftellten Gura- 
toren zu übergeben, ift nicht gefeblich, 
weil die Curatoren eigentlich für das 
Dermögen, und weniger für die Perfon 
des Euranden zu forgen haben, und 
weil andere Individuen berufen durch 
Berhältniffe und Verwandſchaft einem 
ſolchen Unglücklichen näher ftehen, und 
oft eher die Mittel und den Willen 
haben können, für ihn auch außer der 
Anftalt zu forgen. Don diefem Antrage 
kann daher in der angedeuteten Art 
fein Gebrauch gemacht werden. 

In der Frage ftehen: 

a) geheilte und 

b) ungeheilte Jrrfinnige; 

ad a liegt der Ausfpruch der Hei- 
lung von dem berufenen Arzte vor, und 
fann das Individuum ohne Beforgniß 
aus der Anftalt gebradht werden, fo 
ift davon allerdingd der Gurator und 
der font zur Uebernahme gefeglich Be- 
rufene zu verftändigen, damit diefelben 
wegen Uebernahme das Weitere veran- 
laffen; bier fann fih daher ohnehin 
nicht leicht ein Anftand ergeben. Dien- 
lich iſt die Mittheilung einer folchen 
Entlaffung an die betroffene Polizei- 
Bezirks » Direction und durch diefe an 
den Polizei- Bezirfdarzt wegen Nach— 
ſichtspflege. 

ad b. Ein ungeheilter Irre ſoll fo 
leicht nicht aus der Anftalt gebracht 
werden, weil durd ihn die Sicherheit 
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immer gefährdet bleibt. Wünſcht aber 
gleichwohl Jemand einen ſolchen Un- 
glüclichen in feine befondere Obforge, 
fo muß 

a) über die Zuläffigkeit der betrof- 
fene Primarazt einvernommen werden, 
und derjelbe vor Allem dazu feine Zu: 
ftimmung geben. 

b) muß über die perfönlihen und 
fonftigen Berhältniffe eines folhen Ins 
dividuums die Grfundigung eingezo- 
gen, und nur wenn dieje in jeder Bes 
ziehung beruhigend ausfällt, und dar« 
aus für den Unglüdlihen ſelbſt und 
für das Allgemeine nichts Nachtheiliges 
zu beforgen ift, kann diefe Bewilligung 
ertheilt werden. 

e) ift darüber auch immer der Eur 
tator einzuvernehmen, endlich 

d) ift von einer foldhen Entlaffung 
auch die Polizei-Bezirks-Direction, die 
e8 betrifft, zur weiteren Mittheilung 
an den PolizeisBezirfsarzt zur gehöri- 
gen Ueberwachung in die Kenntnip zu 
feßen. (Decr. der k. E. n. 5. Reg. vom 
19. Juni 1839 3. 34102. Kn. ©. V. 
3. 1839. Nr. 42.) 

Irrſinnige. Nach dem Hofkanzlei- 
Decrete v. 21. Juli 1825 foll von jeder 
Abgabe einer adeligen oder unadeligen 
Perfon in eine Irrenanſtalt, fobald die 
Abgabe nicht durch deren Perſonal-In— 
ftanz gefhah, der Regierung zur Ber: 
ftändigung der Perſonal-Inſtanz die 
Anzeige erftattet werden, und die Be— 
fißer von Privat» Jrrenanftalten und 
Koftorten für Irre find insbefondere 
verpflichtet, der Regierung, der Auf: 
ficht wegen, jede Aufnahme ohne Un: 
terfchied anzuzeigen. Ferner find alle 
Behörden, weldhe die Abgabe eines 
Irrſinnigen in eine Srrenanftalt verfü« 
gen, verpflichtet, dann ſogleich die 
Perfonal-Inftanz zu verftändigen, oder 
dafern fie auch der Regierung Bericht 
zu erftatten haben, die bewirkte Ber: 
fändigung in dem Bericht anzuzeigen. 
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Wenn endlich aus einer öffentlichen oder 
Privat-Heilanftalt eine Perfon, wegen 
eingetretenen Irrſinns in eine Irrenab⸗ 
theilung oderin eine abgefonderte Irren- 
anftalt überfegt wird, muß die Heilan- 
ftalt, wenn fie fih zu Wien befindet, 
der Regierung, außer Wien aber un— 
mittelbar der Perfonal » Inftanz, die 
Anzeige erftatten. Diefe zwar längft 
beftehenden aber nicht immer genau 
befolgten Beftimmungen werden zur 
pflihtmäßigen Nahahtung biemit 
neuerdingd in Erinnerung gebracht. 
(Bdg. dern. d. Reg. v. 4. Oct. 1840 
1840 3. 54647. Pr. ©. ©. 22. 2. 
Nr. 172.) 

Irrſinnige. Das vorgelegte Formu— 
lar zur Berfaffung von Reverfen bei 
Uebernahme der Irfinnigen wird von der 
Regierung genehmiget, und es hat die 
k. k. Krankenhaus-Direction in Zukunft 
die Parteien, welche mündlich oder 
ſchriftlich um Ueberkommung von In— 
dividuen aus der hiefigen Irrenanſtalt 
anfuchen, zur Ausftellung eines derar- 
tigen Reverfes zu verhalten, oder fid 
nöthigenfalls zur Erlangung eines fol: 
hen an die Landesftelle zu wenden, 
niemals aber die Irren ohne diefe Ver- 
fiherung hinauszugeben. 

Revers. 

Der Gefertigte verpflichtet ſich hie- 
mit, den aus der k. k. Wiener Irren⸗ 
anftalt im Zuftande über- 
nommenen mit aller Sorg⸗ 
falt zu überwachen, damit er weder fih 
felbft noch ſonſt Jemand Anderem 
Schaden zufügen kann, und für allen, 
wegen Mangels der erforderlihen Auf: 
fit entftehenden Schaden zu haften, 

Datum 


wi 


ee. 01.2. 8. he 


Unterfrift. 
Der Gefertigte Eurator des N. N. 
hat gegen diefe Uebernahme nichts zu 
erinnern. 


. 8 0. 0.» 


Unterfhrift des Curators. 
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Die geferligte Ortsobrigkeit beftäti- 
get, daß der Reverdaudfteller zur Ueber- 
nahme des legitimirt und 
in der Lage fei, die eingegangenen Ber: 
bindlichkeiten zu erfüllen. (N. ö. Reg. 
Ddg. v. 29. Dec. 1841 3. 71073 und 
28. Febr. 1842 3. 10384. An. ©. 
B. 3. 1842. Nr. 23.) 

Irrſinnige. Da ſich der Fall fo oft 
wiederholt, daß bei Heberbringung eines 
Geiſteskranken in die öffentlichen k. k. 
Srrenanftalten ungenügende und hödhft 
mangelhafte Krankengeſchichten einlan- 
gen, fo fand ſich die k. k. n. ö. Regie» 
rung laut Berordnung vom 24. März 
1843 3. 11500 veranlaßt, ein For- 
mulare zurAusftellung folder 
Kranktengefhihten zu entwerfen 
und in Drud legen zu laffen. Das 
polizeibezirks⸗ und armenärztliche Pers 
ſonale ift demnach angewiefen, ſich die 
im nachfolgenden Formulare enthalte- 
nen Fragepunkte bei Erftattung von 
Krankengefhichten, behufd der Unter» 
bringung eines Geiſteskranken in eine 
öffentlihe Irrenanftalt genau gegen= 
wärtig zu halten. (Circ. der k. k. Bol. 
Db. Dir. vom 31. März 1843 3. 
4505/720.) 

Formular 
zur Ausftellung von Kranken— 
gefhihten geiſteskranker Per— 
ſonen, behufs ihrer Aufnahme 
in eine öffentliche Irren-An— 
ſtalt. 

1. Namen, Alter, Stand, Beihäf- 
tigung, Geburt und letzter Aufenthalts: 
ort des Kranken. 

2. Was für Krankheiten (Kinder, 
Entwidlungd- und andere Krankheiten) 
überftand dieſes Individuum bis zum 
Beginne diefer Geiſteskrankheit? Hier 
find auch die allenfalls erlittenen Ber: 
legungen, befonders die des Kopfes, 
anzumerken. 

3. Litt das Individuum ſchon frü- 
ber an Irrſinn? Wie oft und wie lange 
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war es ſchon in einer Irrenanftalt? 
Wie wusde es aus ſolcher entlaffen? 

4. Hinfichtlich der disponirenden und 
veranlaffenden Momente find befonders 
noch folgende zu berückſichtigen: 

a) Phyſiſche Momente, ald: erbliche 
Anlage, wobei zu erforfchen ift, welche 
Blutsverwandte des Kranken an Irr— 
finn litten oder noch leiden ; körperliche 
Entwidlung ; Geſchlechtsleben; monat» 
lihe Reinigung; Schwangerfchaften, 
Kindbetten u. f. w. 

b) Pſychiſche Momente, als: Er⸗ 
ziehung; Entwidlung der intellectuellen 
und moralifhen Fähigkeiten; religiöfe 
Tendenz; moralifhe Aufführung; Um— 
gang mit Andern; vorherrfchende Neis 
gungen und Lieblingsbeſchäftigungen; 
Leidenſchaften; häusliche Verhältniſſe; 
die merkwürdigeren Lebensereigniſſe, 
und der Einfluß, den dieſe auf das Ger 
müth und den Geift des Kranken hat- 
ten. 

5. Wann und wie außerten ſich die 
erften Spuren diefer Geiftesfrankheit? 

6. Welchen Berlauf nahm diefe Geis 
ſteskrankheit von ihrem erften Auftreten 
bis zum Tage der Unterfuhung? Welche 
abnorme Erfheinungen zeigten fih von 
phyſiſcher und pſychiſcher Seite? Wo» 
durch wurden Rückfälle oder Verſchlim— 
merungen, wenn foldhe Statt fanden, 
veranlaßt? 

7. Wurde dieſe Geiſteskrankheit 
ſchon Arztli behandelt? Worin beftand 
diefe Behandlung und was hatte fie für 
einen Erfolg? 

8. Was für ein Bild bietet diefe 
Geiftestrankheit bei der gegenwärtigen 
Unterfuhung dar? Hier follen alle 
phyſiſchen und pſychiſchen Krankheits— 
Symptome, wie ſie eine genaue und 
umfaſſende Erforſchung entdeckt, aufge: 
zeichnet werden. 

9. Diagnoftifhe Entwicklung und 
Benennung der ſpeciellen Krankheits— 
form. 


135 


Irrfinnige. 


10. Eignet fich der Kranke mehr für 
die Abtheilung der heilbaren oder für 
jene der unheilbaren Geiftesfrankheiten, 
und worin befteht die Gefahr, die man 
für ihn, oder für feine Umgebung und 
die öffentliche Sicherheit zu beforgen 
hat. 

Irrſinnige. Um den Uebelftänden 
zu begegnen, welche fich bei der gegen- _ 
wärtigen Berwendung des Beobach— 
tungszimmers im allgemeinen 
Kranfenhaufe und bei den biöher 
beobachteten Beftimmungen über Auf— 
nahme, Behandlung, Ueberwachung und 
Trandferirung oder Entlaffung der dort 
behandelten Kranken gezeigt haben, fin- 
det das Minifterium des Innern laut 
Erlaffes vom 26. Jän. 1852 3. 1552 
Folgendes zu verfügen: s 

1. Zum BZwede der Beobachtung 
von Individuen mit zweifelhaften See: 
lenzuftänden find zwei Zimmer des all: 
gemeinen Krantenhaufes zu beftimmen, 
in deren Einem Individuen männlichen, 
und in deren Anderm jene dee weibli- 
hen Gefchlechtes unterzubringen find. 

2. Nur Kranke mit zweifelhaften 
Seelenzuftänden, fie mögen ſich als 
folde während der Behandlung in die 
fer oder jener Abtheilung des Kranken: 
haufes erweifen, oder fie mögen als 
folhe von Außen in das Krankenhaus 
gebracht werden, find im Beobachtungs— 
locale unterzubringen. Zweifellos Jr: 
finnige oder des Irrſinns mit Grund 
Verdächtige find unmittelbar in das 
Irrenhaus abzugeben, woraus folgt 
daß mit Säuferwahnftnn (Delirium po- 
tatorum) Behaftete, nicht in das Beob— 
ahtungslocale, fondern in das Irren— 
haus zu mweifen find. 

3. Diefem Grundfaße entfprechend 
ift jeder Arzt gehalten, in feinem Pa— 
tere, auf deffen Grundlage die Auf- 
nahme in das Beobachtungslocale des 
Krankenhaufes oder in das Irrenhaus 
zu erfolgen hat, den Grund einer Zus 
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weifung in die eine oder andere Anftalt 
genau und beftimmt anzugeben. Iſt 
der in das Beobadhtungslocale des 
Krankenhaufes zugewiefene Kranke vor 
der Zumweifung ärztlih behandelt wor— 
den, fo ift dem ärztlichen Parere eine 
vom behandelten Arzte verfaßte Krank— 
heitsgeſchichte beizufchließen oder läng- 
ftens binnen 8 Tagen nachzuliefern; ift 
derfelbe aber nicht ärztlich behandelt 
worden, fo hat die einliefernde Behörde 
durch ihren betreffenden Arzt, oder auf 
andere Weife alle den Zuftand des 
Kranken, die muthmaßliche Urſache ſei— 
ner Geiftesftörung u. f. w. aufklärende 
Erhebungen zu pflegen, und längftend 
binnen 8 Tagen an das Krankenhaus 
einzufenden. ine Mittheilung an die 
betreffende Gerichtöbehörde über die ger 
ihehene Einlieferung eines Kranken in 
das Beobahtungslocale behufs der 
Aufftellung eines Curators hat nicht 
Statt zu finden, da eine ſolche Mitthei« 
lung erft nad) Conftatirung der Geiftes- 
ſtörung von der Gtatthalterei von 
Niederöfterreih im ordnungsmäßigen 
Wege gefhehen wird. 

4. Niemand darf aus dem Beobach— 
tungslocale in eine andere Abtheilung 
des SKrankenhaufes gebracht werden, 
ohne daß eine vorläufige Gonfultation 
des Primarius jenes Locales mit dem 
Primarius der Abtheilung, in welche 
der Kranke abgegeben werden foll, vor 
ausgegangen ift. 

5. Wenn der Primarius des Beobs 
achtungslocales das Nichtworhandenfein 
des Irrſinns bei einem daſelbſt unters 
gebrachten Kranken conftatirt hat, fo ift 
von ihm fogleih die Entlaffung des 
Kranken in der gewöhnlichen Weife ein- 
zuleiten. Entlafungen aus dem Beob— 
achtungslocale gegen Reverſe dürfen 
nicht Statt finden. 

6. Wenn gleih dad Beobachtungs— 
locale nicht die Behandlung des Dahin» 
gebrachten zum Zwecke hat, fo ift doch 
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von dem Primarius bis zur erfolgten 
Gonftatirung des Seelenzuftandes des 
Kranken das Nöthige zu verfügen, und 
zwar entweder ohne, oder nad) gepflo= 
genem Einvernehmen mit dem Irren— 
arzte. Ueber den Zuftand der im Bes 
obachtungslocale Verpflegten hat der 
Primarius der Krankenhaus» Direction 
von 3 zu 3 Tagen Bericht zu erftatten. 
Bon diefer Berfügung des Minifterium 
des Innern wird die k. k. Stadthaupt⸗ 
mannfchaft wegen der nöthigen Wei- 
fung an das polizeiärztliche Perfonale, 
in Kenntniß gefeßt. (Decr. dern. ö. 
Statthalterei vom 11. Febr. 1852, 
3. 3263.) 

Irrfinnige. Nach einer Mittheilung 
der k. k. Irrenhaus-Direction werden 
in letzterer Zeit häufig auch aus De— 
tentionshäuſern Kranke mit ein— 
fachen Anweiſungszetteln ohne Krank— 
heitsgeſchichte der k. k. Irrenanſtalt 
übergeben, welche ohne eine auf Wahr— 
heit beruhende Erhebung der Lebens— 
verhältniffe des Kranken, das rationelle 
Heilverfahren nicht einleiten zu können 
erklärt, und das Anfuchen ftellt, daß in 
allen Fällen, wo die Ausftellung einer 
Krankheitsgefhichte nicht möglich ift, 
wenigftens eine beglaubigte Auseinans 
derfeßung der Lebens- und National- 
verhältniffe des Kranken entweder ſo— 
glei mitgefendet, oder im Fürzefter 
Frift nahgetragen werden. (Decr. der 
k. f. Stadthauptmannfhaft vom 20. 
April 1852 3. 7697/982.) 

— — Bon nun an haben die An- 
zeigen der Bezirks» Commiffartate an 
das k. k. Landesgericht wegen Curatels- 
Beitellung auch rüdfihtlic folder Per— 
fonen, welche in die k. k. Irrenanftalt 
abgegeben werden, zu unterbleiben. 
(Erl. der n. ö. Statth. vom 6. Juni 
1852, 3. 17708, Deer. der Stadt: 
hauptmannfhaft vom 11. Juni 1852 
3. 11634/1375.) 

— — Die hohe k. k. n. ö. Statt- 
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halterei hat in Folge einer dahin ge- 
langten Eröffnung des k. k. n. ö. Lan— 
des» Militär- Gommando vom 16. No— 
vember 1852 3. 15093, daß im hieſi— 
gen k. k. Garnifonsfpitale eigene Loca— 
litäten zur Beobachtung und Heilung 
geiftesfranfer Militär» Indi- 
piduen vorbereitet find, mit Erlaß vom 
1. Dec. 1852 3. 42258 verordnet, 
daß bei Irrfinnsfällen von, erwiefener- 
maßen dem Militärftande angehörigen 
Individuen, ftetd deren unmittelbare 
Ablieferung an das k. k. Wiener Gar- 
nifongfpital zu veranlaffen, und in je 
nen Fallen, wo fi der Militär» Cha- 
rafter der bereitd aufgenommenen In- 
dividuen erft nachträglich herausftellen 
follte, von der k. k. Krankenhaus⸗ oder 
Irrenhaus⸗Direction wegen Uebernahme 
des Geiſteskranken bei der Direction 
des k. f, Wiener Garnifongfpitals uns 
verweilt einzufchreiten fei. (Decr. der 
k. k. Bol. Dir. vom 6. Dec. 1852 3. 
25566/2775 C. A. IL) 
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Irrſinnige, Uebereintunft mit 
Baiern, f. Baiern. 


— — öffentlihe Sanitätöbeamte 
dürfen feine Guratel über Gemüths— 
kranke übernehmen, ſ. Curatel. 

— — zuſtändiges Geriht für die 
Beftellung eines Curatord, f. Ge: 
tichtsbarfeit. (Pat. vom 20. Nov. 
1852 88. 83—86.) 

— — Vorſchrift in Anfehung der 
Berpflegsgebühren im; Prager Irren— 
baufe, f. Krankenhaus. (Bdg. vom 
25. Juli 1829.) 

— — aus Ungarn, ſ. Ungarn, 

— — f. Wundärste. 

Söraeliten, ſ. Juden. 

— — f. Eidesablegung. 

Söraelitinnen, Aufnahme in die 
Gebäranftalt, ſ. Findelanftalt, Ge: 
bäranftalt. 

Stalienifche Früchtenhändler, ſ. 
Hauſirer. 

Italieniſche Wurſt- und Käſe— 
macher, ſ. Wurſtmacher. 


Jot. 


Jagd, Abnahme der Gewehre, ſ. 
Gewehre, Jagdweſen 8. 21. 

Jagdbarkeit, von der Pachtung 
find Geiſtliche ausgeſchloſſen, ſ. Geiſt— 
liche. 

Jagden find an Sonn- und Feier- 
tagen verboten. (Hfkzl. Decr. vom 
27. Aug. 1812. Krop. ©. ©. 32. Bd. 
©. 56) f. auch Jagdweſen $. 16. 

Sagdfrevel, ſ. Forftfrevel. 

Sagdgefeb. Seine k. k. Majeftät 
haben Folgendes verordnet: 

8.1. Das Jagdrecht auf fremdem 
Grund und Boden ift aufgehoben. 

$. 2. Eine Entſchädigung für das 
aufgehobene Jagdrecht. findet zu Gun- 
ften des bisherigen Berechtigten nur in 
den Fallen Statt, wo es ſich erweislich 


auf einen mit dem Eigenthitmer des da— 
mit belafteten Grundes abgefchloffenen 
entgeltlihen Vertrag gründet. Die Mo» 
dalitäten der Ablöfung in diefen Fällen 
werden durch die zur Durchführung des 
Geſetzes vom 7. September 1848 be- 
ftellten Zandescommiffionen feftgeftellt 
werden. 

8. 3. Jagdfrohnen und andere Lei: 
ftungen für Jagdzwede find ohne Ent: 
ſchädigung aufgehoben. 

8. 4. Die Jagdgerechtigkeit in ge— 
ſchloſſenen Thiergärten bleibt in der 
Art, wie felbe bisher zugeftanden , auf: 
recht, es mögen die in dem abgeſchloſſe— 
nen Jagdbezirke gelegenen Grundſtücke 
dem Eigenthümer der Jagd oder dritten 
PBerfonen gehören. 5 
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8. 5. Jedem Befiker eined zufam» 
menhängenden Grundeompleres® von 
wenigſtens zweihundert Joch wird die 
Ausübung der Jagd auf diefem eigen- 
thümlihen Grundcompfere geftattet. 

8.6. Auf allen übrigen in den $$. 
4 und 5 nicht audgenommenen, inner: 
halb einer Gemeindemarkfung gelegenen 
Grundftüden wird vom Zeitpuncte der 
Wirkfamfeit dieſes Patentes die Jagd 
der betreffenden Gemeinde zugewiefen. 

8. 7. Die Gemeinde ift verpflichtet, 
die ihr zugemwiefene Jagd entweder un: 
getheilt zu verpachten, oder felbe durch 
eigens beftellte Sachverftändige (Jäger) 
ausüben zu laffen. 

8.8. Der jührliche Reinertrag der 
den Gemeinden zugewiefenen Jagd ift 
am Schluffe jedes Verwaltungs = oder 
Pachtjahres unter die Gefammtheit der 
Grundeigenthümer, auf deren in der 
Gemeindemarfung gelegenem Grundbe- 
fiße die Jagd von der Gemeinde aus: 
geübt wird, nad Maßgabe der Ausdeh- 
nung des Grundbefißes zu vertheilen. 

$. 9. Jede Gemeinde ift bei einer 
Strafe von zehn bis zweihundert Gul- 
den EM. dafür verantwortlih, daß 
feine andere Benüßung der ihr zuge 
wiefenen Jagd als die im $. 7 bezeidh- 
nete Statt finde. Ueber die Beobachtung 
diefer Anordnung haben die Berwal- 
tungsbehörden zu wachen. 

8. 10. Wildfrevel und Wilddieb- 
ftähle, fie mögen von einzelnen Gemein» 
degliedern oder von Auswärtigen be— 
gangen worden fein, find nad) dem be— 
ftehenden Strafgefeße zu ahnden. 

8.11. Den einzelnen Grundbefißern 
bleibt das Recht auf Entfhädigung für 
erlittene Wild» und Jagdfchäden und 
deffen Geltendmahung nad den beſte— 
henden Vorfchriften gegen die nach die— 
fem Patente zur Ausübung der Jagd 
berufenen phyſiſchen und moralifchen 
Perfonen gewahrt. 

$. 12. Die beftehenden jagdpolizeis 
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lichen Vorſchriften bleiben, in ſo weit 
ihnen das gegenwärtige Patent nicht 
entgegenſteht, aufrecht, und wird den 
Behörden die genaue Handhabung zur 
ſtrengſten Pflicht gemacht. 

$. 13. Jagd-Pachtverträge, welche 
mit den Beſtimmungen dieſes Patentes 
nicht vereinbar ſind, treten von dem im 
8. 14 beſtimmten Zeitpuncte außer 
Wirkſamkeit. Allfällige Entfhädigungs- 
anſprüche aus ſolchen Verträgen ſind 
auf dem Rechtswege auszutragen. 

8. 14. Dieſes Patent tritt vom 
Tage der Kundmachung in Wirkſamkeit. 
(A. h. Pat. vom 7. März 1849, wirk— 
ſam für jene Kronländer, für welche 
das Patent vom 7. Sept. 1848 erfloſ⸗ 
fen ift. R. ©. B. Nr. 154.) 

Jagdgeſetz. Ueber die hinſichtlich 
des neuen Jagdgeſetzes vom 7. März 
1849 zur Sprache gebrachten Zweifel 
wird im Einvernehmen mit dem Mini— 
ſterium für Landescultur und Bergwe— 
ſen Folgendes erinnert: Die angeregte 
Frage: in welchem Sinne das Jagdge— 
ſetz vom 7. März 1849 das Wort Ge— 
meinde verſtanden wiſſen wolle, be— 
langend, wird erklärt, unter der im $. 6 
des Jagdgeſetzes bezeichneten Gemeinde, 
wird die Gemeinde, wie diefelbe jetzt 
beiteht, verftanden, und zwar bezüglich 
aller nah dem ftabilen Grundfteuer: 
Gatafter zu diefer Gemeinde zugemeffe- 
nen Grundftüde, in fo weit diefelben 
nit zu einem zufammenhängenden 
eigenthümlichen Grundcomplere von 
200 Jochen oder darüber gehören, oder 
in einem gefchloffenen Thiergarten fich 
befinden. Die in dem $. 8 des Jagd: 
patentes vom 28. Febr. 1786 enthal- 
tene Ausſchließung des Bauern- 
und Bürgerftandes von der 
Ausübung einer Jagdbarkeit 
ift durch das neue Jagdgeſetz 
aufgehoben. Die Frage, welde 
Behörde über die Beobadhtung des 
Jagdgeſetzes zu wachen und dasfelbe 
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zum Bollzuge zu bringen habe, betref- 
fend, bezeichnet diesfalld der $. 9 des 
Geſetzes ausdrüdlih und allgemein die 
Berwaltungsbehörden; es fteht ihnen 
alfo aud die Unterfuhung und Ent: 
fheidung jener Fälle zu, in welden 
Gemeinden unter ſich oder gegen Bel: 
ber größerer Grundcomplere wegen 
Ausübung der Jagdbarkeit im Sinne 
des berufenen Geſetzes in Streit gera- 
then, und hierbei feine Privatrechtätitel 
zur Sprache kommen würden. Was 
die Berwaltung des Jagdrechtes anbe- 
langt, fo bezieht fi diefer Gegenftand 
auf den Wirkungsfreis der Gemeinde- 
Berwaltungsorgane und müffen nad 
dem proviforifchen Gemeindegefehe be— 
urtheilt und erledigt werden; indem 
der $. 8 des Jagdgeſetzes wohl über 
die Vertheilung des jährlichen Rein- 
ertrages der den Gemeinden zugewiefe- 
nen Jagd eine befondere Beitimmung 
enthält, die Behandlung der zur Jagd 
gehörigen Bermwaltungsgefhäfte aber 
nah den allgemeinen Regeln, die für 
die Gemeindeverwaltung gelten, Statt 
zu finden hat. 
Beifak für Krain. 

Hinfihtlih des Anfragepuncted we— 
gen der Hutweiden wird die Anficht ge- 
billigt, daß die Eigenthümer der Hut- 
weiden unbedingt wie jeder andere 
Grundbefiger in Anfehung der Aus- 
übung des Jagdrechtes zu behandeln 
feien. (Erlaß des Minift. des Innern 
vom 10. Sept. 1849 an die Länder- 
ftellen von Nied. Defterr., Krain und 
Böhmen. R. G. B. Nr. 386.) 

Sagdgefeh. Dieim $.9 des Jagd- 
gefeßes vom 7. März 1849 feſtgeſetzte 
Beftrafung der Uebertretung der ebenda 
8. 7 enthaltenen Vorfehrift gehört zur 
Sompetenz der DVerwaltungsbehörden 
und nicht der Strafgerichte. (Erl. des 
Juſt. Min. vom 9. Mai 1851. R. ©. 
B Nr, 115.) 

— — In Gemäßheit des, von Sr. 
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k. k. Majeftät mit a. h. Entſchließung 
vom 23. September d. J. erhaltenen 
Auftrages, daß bis zur Erlaſſung eines, 
das Jagdweſen definitiv regelnden Ge— 
ſetzes im adminiſtrativen Wege alle 
Maßregeln zu treffen ſeien, welche zur 
Beſeitigung der Uebelſtände geeignet 
ſind, die in dem Bereiche, für welchen 
das a. h. Jagdpatent vom 7. März 
1849 in Ausübung ſteht, insbeſondere 
bezüglich der den Gemeinden zugewieſe— 
nen Jagd Statt gefunden haben, wird 
Nachſtehendes verordnet: 

$. 1. Das Jagdrecht auf dem, den 
Gemeinden nad $. 6 des a. h. Jagd— 
patentes vom 7. März 1849 zur Aus- 
übung der Jagd zugemwiefenen, oder 
denfelben eigenthümlichen Grundbefike 
darf, den Fall des $. 10 der gegen: 
wärtigen Berordnung ausgenommen, 
von nun an nicht anders, als im Wege 
der, durch die politifche Bezirksbehörde 
vorzunehmenden Verpachtung ausgeübt 
werden. 

8.2. Die Verpachtung hat im Wege 
des öffentlihen Aufrufes in der Regel 
am Amtsorte der politifchen Bezirksbe— 
hörde zu gefchehen. Die Ausfchreibung 
ift fo weit thunlich, drei Monate vor 
Ablauf des früheren Pachtes durch öf— 
fentlihen Anfchlag bei der genannten 
Behörde nad Umftänden auch auf eine 
ausgedehntere Art Fund zu machen. 

8.3. Als Pächter der Jagd ift nur 
Derjenige zuzulaffen, gegen welchen in 
diefer Eigenfhaft fein Bedenken ob» 
waltet. Die Gemeinde, als folde, 
iftvonderPadhtung einer Jagd 
ausgefähloffen, und alle die Umge- 
hung diefer Borfchrift bezielenden Pacht⸗ 
verträge find ungiltig. 

8.4. Der Verpachtungs⸗Act unter- 
liegt der Beftätigung der politifchen 
Bezirksbehörde. 

8. 5. Kann die Verpachtung einer 
ſolchen Jagd nicht erzielt werden, ſo 
hat die politiſche Behörde, mit Aus⸗ 
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fhluß der eigenen Ausübung durch die 
Gemeinde, die entiprechende anderwei- 
tige Verfügung zu treffen. 

8.6. Die Dauer der Padhtzeit ſoll 
in der Negel nicht unter fünf Jahre 
und nur aus erheblihen Gründen auf 
eine kürzere Zeit, niemald aber unter 
drei Jahre feftgefeßt werden. 

$. 7. Der Jagdpächter hat einen 
zweijährigen, ftets in Geld feftzufeßen- 
den Pachtbetrag in vorhinein zu erle- 
gen, wovon die eine Hälfte ald Cau— 
tion, die andere Hälfte ald Pachtſchil— 
ling des erften Jahres zu gelten bat. 
Die Eaution kann aud in Staatspapies 
ven, nad dem Börfencourfe ded Er: 
lagstages berechnet, erlegt werden. 

8. 8. Der einjährige Pachtbetrag 
muß immer vier Wochen vor Beginn 
eines jeden Bachtjahres, bei fonftiger 
neuerlicher Licitation des Pachtes auf 
Koften und Gefahr des Pächters, in 
vorhinein entrichtet werden. 

$. 9. Die Cautions- und Pachtbe— 
träge find bei dem Steuer-Amte zu er- 
legen. Bier Wochen nad Ablauf der 
Pachtzeit wird dem Pächter der Cau— 
tionsbetrag, in fo weit er nicht für Er- 
faß oder Strafbeträge in Anſpruch ge— 
nommen wird, über Anweiſung der po— 
litifchen Behörde erfolgt. 

$. 10. Ausnahmsweife, und wenn 
der Pacht felbft den, im der gegenwär— 
tigen Verordnung vorgezeichneten Bes 
dingungen entfpricht, kann die politi- 
[he Bezirksbehörde bereits bejtehende 
PBachtverträge nad Einvernehmung der 
betreffenden Gemeinde auch ohne Ein- 
leitung einer öffentlichen Licitation nad) 
Maßgabe der Vorſchrift diefe Berord: 
nung verlängern. 

8.11. Hinfihtlich der Vertheilung 
des jährlihen Nein-Ertrages der Jagd 
ift fih nad der Beitimmung des $. 8 
des a. h. Jagdpatentes vom 7. März 
1849 zu benehmen., 

$. 12. Die theilweife oder gänzliche 
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Ueberlaffung gepachteter Jagden in Af- 
terpacht oder an Dritte gegen Vergü— 
tung in Geld oder Vorbehalt eines 
Theiles des Jagd Erträgniffes darf 
ohne Zuftimmung der politifchen Be- 
hörde, bei fonftiger Ungiltigkeit des Ge- 
ſchäftes und Straffälligkeit der Par- 
teien, nicht Statt finden. Ebenjo ift 
der Austaufh einzelner Theile an ein- 
ander gränzender Jagdgebiete von der 
Genehmigung der politifchen Behörde 
abhängig. 

$. 13. Die Jagdpächter, fo wie die 
im $. 5 des a. h. Jagdpatented vom 
7. März 1849 bezeichneten Grundbe- 
fißer müffen unter eigener Berantwor: 
tung zur Beauffihtigung der 
Jagd gelernte Jäger oder doch 
wenigftens von der politifchen Bezirks: 
behörde dazu ale befähiget erkannte 
fachkundige Perfonen beftellen, und der 
genannten Behörde namhaft machen. 

$. 14. Mit Bewilligung der politie 
[chen Behörde kann auch der Jagd-In— 
haber jelbft (Grund - Eigenthüümer oder 
Jagdpächter) als ſachkundiger Auffeher 
beftellt werden. 

8.15. Zu diefer Nachweifung (88. 
13 und 14) wird den dermaligen Jagd— 
Inhabern eine dreimonatliche Frift vom 
Tage der Kundmachung diejer Verord— 
nung zugeftanden. Erfolgt die Nach— 
weifung nicht, fo find die ſelbſtberech— 
tigten Sagdbefißer dazu durch die geeig- 
neten Vollzugsmittel zu verhalten, ge— 
gen die Jagdpächter ift aber fofort mit 
Auflöfung der Pachtung und Wieder: 
verpachtung auf ihre Gefahr und Ko— 
ften vorzugehen. 

$. 16. Einwendungen aus einem 
privatrechtlichen Titel gegen den Voll— 
zug der, in diefer Verordnung enthal- 
tenen Beftimmungen finden nicht Statt. 

$. 17. Zur Ausübung der Jagd im 
eigenen oder fremden Namen ift Nie- 
mand berechtiget, der nicht in Gemäß: 
heit des a. h. Patentes vom 24. Detos 
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ber 1852 ($$. 14 und 19) (f. Waffen) 
die Bewilligung zum Tragen der Jagd» 
waffen erhalten bat. 

$. 18. Jede Uebertretung oder Um— 
gehung diefer Borfchriften ift von der 
politifhen Behörde mit einer Geld» 
ftrafe von 25 — 200 fl. EM. zu bele- 
gen, welche dem Armen » Snftitute des 
Drted, wo die Uebertretung begangen 
wurde, zufällt. Wenn die zu verhän- 
gende Geldftrafe an umd für ſich oder 
mit Rüdfiht auf die Berhältniffe des 
Straffälligen nicht eingebradht werden 
fann, fo ift fie in Arreſtſtrafe von je 
Einem Tag für fünf Gulden zu ver- 
wandeln. (Vdg. des Minift. des Inn. 
v. 15. Dec. 1852, wirkſam für die 
Kronländer Defterreich unter u. ob der 
Enns, Salzburg, Tirol, Steiermarf, 
Krain, Kärnthen, Görz und Gradisfa, 
u. Iſtrien, Trieft, Böhmen, Mähren, 
Schleſien, Galizien und Lodomerien, 
Krakau u. Bukowina, R. ©. B. Nr. 
257.) 

Sagdwefen. Die jagdpolizeis 
lihenPBorfhriften werdenneu- 
erdings kundgemacht. Da zur 
Regelung des Jagdwefend die Hand— 
habung der jagdpolizeilihen Vorſchrif⸗ 
ten ſowohl im Intereffe der Jagd felbft, 
als zum Schuße des Aderbaues unum— 
gänglich nothwendig ift, fo werden in 
Folge Auftrages des Minifteriums des 
Innern vom 15. December 1852 3. 
5681, alle diesfalls beftehenden gefeß- 
lihen Beftimmungen, in fo fern fie mit 
dem Jagdpatente vom 7. März 1849 
und den hiezu erlaffenen nachträglichen 
Berordnungen nicht im Widerfpruche 
ftehen, hiemit neuerdings kundgemacht, 
und deren genaue Beobachtung zur 
Pfliht gemacht. 

1. Das Jagdrecht befteht in dem 
Befugniffe der in dem a. b. Patente 
vom 7. März 18549 bezeichneten Jagd» 
Inhaber oder. deren Pächter, die in ih— 
vem Jagdreviere im Freien vorkommen⸗ 
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den nüklichen Wildgattungen nah Zus 
läffigkeit der Natur der Wildthiere, und 
in einer dem Yeld-, Wein: und Wald— 
baue im Allgemeinen umfchädlichen 
Menge zu begen, diefelben zur Zeit ih— 
rer beiten Benußbarkeit kunſtmäßig zu 
fangen oder zu erlegen, nebſtbei auch 
alle ſchädlichen Raubthiere zu jeder Jah« 
reszeit nah Thunlichkeit zu tödten, oder 
deren Brut zu zerftören. 

2. Jeder Befiger oder Pächter eines 
Sagdbezirkes hat die Freiheit, in Wäl— 
dern, Auen oder Gebüfchen, Faſanen 
einzufegen, Hafen und anderes Wild 
in feinem Bezirke mit Hunden zu jagen 
oder zu hegen, in fo fern diefes ohne 
Beſchädigung was immer für eines 
Grund-Eigenthümers gefchieht, welde 
der Jagd =» Inhaber zu vergüten ges 
halten fein wird. 

3. Shwarzmwild (MWildfhweine) 
darf nur in gefchloffenen und gegen 
allen Ausbruch gut gefiherten 
Thiergärten gehalten werden. Wenn 
ein Schwarzwildftüd außerhalb ei— 
nesThiergartend angetroffen wird, 
fo ift es Jedermann zu allen Jahres- 
zeiten erlaubt, dasfelbe, wie Wölfe, 
Füchſe, oder ein anderes ſchädliches 
Raubt hier zuerlegen; vonder Schuß 
waffe dürfen jedoch hiebei blos die Waf— 
fenberechtigten Gebrauch machen. (Siehe 
Waffen.) | 

4. Jeder Jagd » Inhaber ift befugt, 
in feinem Bezirke fih auch in Anfehung 
des vorüberziehenden Wildes in 
der jagdmäßigen Zeit feines Jagd- 
rechtes zu bedienen, und das Wild, 
welches während diefer Zeit feinen 
Bezirk betritt, auf alle mögliche, ihm 
felbft gefällige Art zu fangen, zu fchies 
Ben oder fonft zu erlegen, 

5. Ein in dem eigenen Wildbanne 
angeſchoſſenes und verwundetes 
Wild, das in einen fremden Wildbann 
überfegt, darf daher nicht verfolgt 
werden, fondern es bleibt dem Befiger 
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desjenigen Banned, in den es ſich ge- 
zogen bat, frei, mit demfelben, wie mit 
feinem Eigenthume, zu falten. 
6. Fangeifen und Schlingen 
zu legen, und Wolfsgruben zu ma- 
hen, wird jedem Jagdbefiger in feinem 
Banne geftattet. Zur Verhütung alles 
Schadens und Unglüdes aber, müffen 
dabei ſolche Zeichen aufgeftedt wers 
den, die von Jedermann leicht wahr: 
genommen und erkannt werden können. 
7. In jenen Gegenden, wo Bären, 
Luchſe und Wölfe vorkommen, ift die 
bisher üblich gewefene Zufammenwir- 
fung der Gemeinden durch allgemeine 
Jagden, von welchen ſich die Inſaſſen 
nicht ausfchliegen dürfen, in Anwen— 
dung zu bringen. Für die Erlegung 
jhädlicher Raubthiere werden aus dem 
Staatsſchatze folgende Prämien verab- 
folgt, ale: 
für eine Bärin . 40 fl. €. 
für einen Bären . . 30 u u m 
für eine Wölfin oder 


MN 2:0: 25 
für einen Wolf oder 

Ruhe . — | er 
für einen jungen Bä- 

ven, Wolf oder 

Luchs unter Einem 

Sahıe . a | 


Jedem bei der politifchen Bezirksbe— 
hörde anzubringenden, und von diefer 
der Statthalterei vorzulegenden Eins 
fhreiten, um die Anweifung der Prä- 
mien ift der authentifche auf der eigenen 
Ueberzeugung der einfchreitenden Local⸗ 
behörde fih gründende Beweis von der 
Thatfache der erfolgten Tödtung eines 
ſolchen Raubthieres beizulegen. 

8. Jedermann ift berechtigt, feinen 
Wald und feine Wiefen nad den befte- 
henden Forftgefegen zu benügen. 

9. Auch in Anfehen des Vieh— 
triebes in die Wälder und Auen 
verbleibt e8 bei dem, was hierüber in 
dem Forſtgeſetze vorgefchrieben ift. 
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10. Die unteren politifchen Behör- 
den haben darauf zu fehen, daß die 
Jagd Inhaber das Wild zum Nachtheile 
der Eultur nicht übermäßig hegen, und 
fie follen Diejenigen, bei denen fie einen 
zu großen Anwachs des Wildftandes 
wahrnehmen, ohne Nachſicht zur anges 
meffenen Berminderung desfelben 
anhalten. 

11. Jeder Grund » Eigenthümer if 
befugt, feine Gründe, fie mögen in oder 
außer den Waldungen und Auen fein, 
wie auch feine Waldungen und Auen 
mit Blanten oder Zäunen, von was 
immer für einer Höhe, oder mit 
aufgeworfenen Gräben gegen das Ein» 
dringen des Wildes, und den daraus 
folgenden Schaden zu verwahren. Doch 
follen foldhe Planten, Zäune und Grä- 
ben nicht etwa zum Fangen des 
Wildes gerichtet fein. Auch find bei 
Gegenden an Wäſſern alle 500 Schrite 
in den Planken oder Zäunen Thöre zu 
machen, damit bei großer Anſchwellung 
des Waffers fih das Wild durch diefel- 
ben retten könne. 

12. Jedermann ift befugt, fobald ein 
fühlbarer Nachtheil zu beforgen fteht, 
von feinen Feldern, Wiefen und Wein- 
gärten das Wild auf wagimmerfür 
eine Art, fei ed durch Errichtung von 
Scheuchgegenſtänden, durch Nachtfeuer, 
Bewachung duch Menfchen oder Hunde 
u. dgl. abzutreiben. Sollte bei einer 
ſolchen Gelegenheit ein Wildſtück fich 
duch das Sprengen verlegen, oder 
zu Örunde gehen, fo ift der Jagd» 
Inhaber nicht berechtiget, dafür einen 
Erfaß zu fordern. 

13. Auf Saaten, angebauten Grund» 
ftüden von was immer für einer Art, 
außer, wenn diefelben im Winter feit- 
gefroren find, und vor geendigter Weine 
lefe in Weingärten ift weder den Jagd» 
Inhabern noch den Jägern erlaubt, un« 
ter was immer für einem Borwande zu 
jagen, zu treiben, oder mit einem Vors 
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ftehhunde darauf zu ſuch en, felbft nicht 
unter dem Vorwande, den Eiern und 
Neftern von Fafanen und Rebhühnern 
nachzufehen. Wenn ein Jagd» Inhaber 
diefed Berbot ſelbſt übertritt, fo ift er 
mit 25 Ducaten zu beftrafen, welche die 
politifhe Behörde einzutreiben, und 
Demjenigen, auf deffen Grund die 
Uebertretung gefchehen ift, zuguftellen 
hat. Sonftige Jäger aber follen mit 
dreitägigem Arrefte bei dem Bezirksamte 
beftraft werden. 

14. In der nächſten Umgebung der 
Drtfchaften, Häufer und Scheuern darf 
zwar das Wild aufgefuht, auch mit 
Nepen gefangen, nicht aber mit Schuß- 
waffen erlegt werden. Ebenfo hat in 
diefer Nähe die Aufftellung folder 
Schlageiſen oder Fallen zu unterbleiben, 
welche für Menfchen oder Thiere gefähr« 
lich werden könnten. 

15. Bei Streif-, Treib- und Kreis- 
jagden dürfen bei ſchwerer Verantwor— 
tung des Jagdleiterd nur foldhe Indi- 
viduen ald Schüßen zugelaffen werden, 
weldhe nicht nur Waffenpäffe befigen, 
fondern die auch mit Schießgewehren 
umzugehen, und fich bei ſolchen Jagden 
nah Waidmannsbrauh zu benehmen 
wifjen. Finden jedoch Treibjagden in 
Wäldern oder Auen Statt, fo ift fol« 
ches bekannt zu machen, damit jich die 
darin befindlichen Holzfammler, Holz— 
bauer, Fuhrleute 2c. zuvor entfernen 
fönnen. 

16. An Sonn- und Feierta- 
gen dürfen keine Treib- und Kreisjag- 
den Statt finden. 

17. Der Grundbefißer hat das Recht, 
die unverzügliche Vergütung aller Wild- 
ſchäden, fie mögen inden Jagdbezirken 
an Feldfrüchten, Weingärten oder Obft- 
bäumen gefchehen fein, zu verlangen, 
und fo fern feine Anfprüche nicht im 
gütlihen Wege unter alljälliger Ver— 
mittlung des Gemeindevorftandes be- 
friediget werden follten, dieſelben bei 
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dem competenten Bezirfögerichte geltend 
zu machen. 

18. Die Jagdgerechtigkeit foll nicht 
verhindern, daß zur Beförderung der 
Landescultur Jedermann, der in einem 
Jagdbezirke Gründe befikt, diefelben 
unbeſchränkt genießen, folglid darauf 
Wohnungen und Wirthichaftsgebäude 
erbauen, die Wiesböden von Unkraut 
und Dornen reinigen, ohne alles Hin- 
dernig abmähen und fein Vieh darauf 
zur beftimmten Zeit weiden könne. Nur 
dürfen bei diefer Benügung weder die 
Wald» Ordnung, nod die Polizei- und 
Sicherheitsgeſetze übertreten werden. 
Daher muß jederzeit, wenn einzelne 
Hütten, Häufer oder andere Gebände 
in Auen, Waldungen oder anderen von 
Dörfern entfernten Orten errichtet wer- 
den follen, die Bewilligung durch die 
Kreisbehörde (jeßt politifche Bezirks— 
behörde) eingeholt werden. 

19. Hingegen follen aud die Jagd- 
Inhaber gegen alle Beeinträchtigung 
ihrer Rechte gefhügt, und da die Wild— 
dieberei und das Raubſchießen in fo 
mancher Beziehung felbft der öffentli- 
hen Sicherheit gefährlich ift, demfelben 
auf alle Art vorgebaut werden. 

20. JagendeHunde eines anderen 
nachbarlihen Jagd = Inhabers, die das 
Auffichtsperfonale in der Regel ohnehin 
kennt, follen zwar nach Thunlichkeit ges 
fhont, und wenn fie ein verwundetes 
Wild ftellen oder greifen, wo möglich 
feftgenommen und dem Eigenthümer 
zurücigeftellt werden. Andere nicht zum 
Jagdbetriebe beftimmte, im Walde und 
Felde allein herumirrende Hunde, 
find dagegen zu erlegen, 

21. In einem fremden Jagdbezirke 
darf fi Niemand, außer auf der Straße 
oder dem Fußfteige bei der Durchreife 
mit einem Gewehre, jelbft wenn er mit 
einem Waffenpaffe verfehen wäre, be— 
treten laffen. Die Uebertreter dieſes 
Berbotes follen eingezogen und beftraft 
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werden. Die Jagdberechtigten umd de— 
ren Auffichtöträger haben fich mit ihren 
Waffenpäffen bei Begegnung an den 
Revierdgrängen, auf gemeinfchaftlichen 
Wegen, oder dort, wo der Durchgang 
durch ein Jagdrevier nad einem andes 
ven unvermeidlich ift, gegenfeitig aus— 
zumeifen. 

22. Wer ein Wild findet, welches 
fi ſelbſt gefpießt oder fonft beſchädiget 
hat, und zu Grunde geht, darf fi das- 
felbe keineswegs zueignen. 

23. Ueberhaupt ift fremdes Wild, 
von was immer für einer Gattung, 
fangen oder fohießen, wie die Entfrem« 
dung jedes anderen Eigenthumes ein 
Diebftahl, Es werden daher die Wild- 
ſchützen, fowie die Borfhubleifter und 
Theilnehmer von den Gerichten nad 
dem Strafgefeße beftraft werden. 

24. Wenn in einem Wildbanne ein 
bewaffneter Wildſchütz auf Zurufen 
der Jäger fih nicht ergibt, fondern zur 
Wehre ftellt, fo find die Jäger beredj- 
tiget, fih der nöthigen Vertheidigung 
zu gebrauchen, um ihr Leben zu fhüßen. 

25. Uebrigens wird allen Gemeinde: 
vorftänden, und den zum Dienfte der 
öffentlihen Sicherheit aufgeftellten Or— 
ganen zur Pflicht gemacht, Diejenigen, 
welhe unbefugt einem Wilde nachftel- 
len, ſolches fangen oder fhießen, aus— 
zuforfhen, fie ald Diebe einzuziehen, 
und dem Gerichte zu übergeben, 

26. Bei gegründetem Argwohne 
alfo, dag ein Wild unerlaubter Weife 
gefällt worden, werden die Jagd-Inha— 
ber angewiefen, fib an die Gerichte 
oder an die Staatsanwälte zu wenden, 
damit diefe die zur Auffindung des 
fihtbaren Gegenftandes des Vergehens 
oder Verbrechens allenfall® nöthige 
Unterfuhung vornehmen. Den Jagd: 
Inhabern felbfi aber wird eine 
eigenmädtige Hausdurdfu- 
hung, es ſeidurch ſich oderihre 
Jäger, ſtrenge unterſagt. 
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27. Die Jagd» Inhaber ftehen in 
diefer Eigenschaft, und in Fällen, 
die in die gegenwärtige Verordnung 
einfhlagen, unter den Bezirtsämtern, 
in Civil» und Straffällen aber unter 
der Gerichtöbehörde. (Erl. der n. ö. 
Statth. vom 27. Dec. 1852 3.45482, 
n. ö. L. 6.3. Rr. 473.) 

Säger. Die Jägerkleider dürfen 
nur gelernte Jäger tragen, und es ift 
das Tragen derfelben den Bedienten, 
die feine gelernten Jäger find, unter: 
fagt. Ein Dienftherr welcher einem 
Bedienten, der fein Jäger ift, die Jä— 
ger⸗Livrée tragen läßt, unterliegt im 
erften Uebertretungsfalle einer Geld: 
ftrafe von 100 bis 200 fl. zu Handen 
des Armenfondes; der Diener aber, 
welcher ohne ein gelernter Jäger zu 
fein, er mag wirklich in einem Dienfte 
ftehen oder nicht, eine ſolche Livree 
trägt, einer Polizeiarreftfitafe von 3 
bis zu 8 Tagen, welche Strafe nad 
Umftänden dur Faſten oder körper— 
liche Züchtigung zu verfhärfen kömmt. 
Die Kleidung ift Demjenigen, dem fie 
gehört, zu belaffen, ihm jedoch die aus— 
drüdlihe Warnung zu ertheilen, von 
derfelben feinen unerlaubten Gebraud) 
zu machen. (Hofdecr. vom 7. März 
1804. Obent. 3. Bd. ©. 40.) 

— — Din k. k. Jügern wird in 
den ihnen zugewiefenen I. f. Jagdrevie- 
ren bei Berrihtung ihres Dienftes be- 
hufs der Auf» und Nahfiht und der 
Habhaftmahung der Wilddiebe das Be⸗ 
tretender&ifenbahn ohneBefchrän- 
fung auf die im Allgemeinen erlaubten 
Zugänge geftattet, jedoch zur Pflicht 
gemacht, daß fie fih entweder durch 
ihre Kleidung kennbar zu machen, oder 
mit einem Ausweife zu verfehen haben. 
Auch haben fie alle jene Vorſichten, die 
für den Betrieb der Eifenbahnen wegen 
der Aufrechthaltung der perfönlichen 
Sicherheit beftehen, genau zu beobadhs 
ten, indem den Betriebdorganen der 
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Eifeubahnen feine Verantwortung auf- 
erlegt werden kann, wenn ein Jäger 
wegen Hintanfeßung der allgemein ge> 
botenen und aus dem Betriebe der 
Eifenbahn ſich ergebende Borfichten in 
vielleicht zu regem Dienfteifer eine Ber- 
unglückung erleiden follte. Cine Aus: 
dehnung des Rechtes zum Betreten der 
Eifenbahn auf alle auch blos in Privat— 
dienften ftehenden Jäger liegt dermal, 
wo es fich lediglich um das Einfchreiten 
des 8. k. Oberſthof- und Landjäger— 
meifteramtes handelt, nicht in der Frage, 
daher das obige Zugeftändniß ſich blos 
auf die k. k. Jäger in ihren Dienftes- 
verrichtungen zu beſchränken hat. (N. ö. 
Rggs. Vdg. vom 18. Nov. 1847 3. 
59097, Deer. ver, k. P. O. D. vom 
2. Jänner 1848 3. 22011/4018, ſ. 
auch Eifenbahn Vdg. vom 23. Der. 
1838.) 

Säger, warn denfelben das Befug- 
niß zufteht, ein Feuergewehr abzuneh- 
men, f. Gewehre, Sagdwefen $. 21. 

— — f. Livree = Verzierungen. 

Sahves:Paffirfcheine, ſ. Paſſir⸗ 

cheine. 

Jahrmärkte und Wochenmärkte 
ſollen nie an einem Sonn= oder gebote— 
nen Feiertagen gehalten, fondern auf 
den nächſten Werktag verlegt werden, 
auch ſoll die Marktzeit nicht um fo 
viele Tage verlängert werden, als Feier- 
tage dazwifchen liegen. (Hoftefcript v. 
14. Suni 1770, Hofdeer. v. 11. Juni 
1771, Krop. Gef. M. Thereſ. 7. Bd. 
©. 363 u. Hfkzl. Decr. vom 29. Mai 
1807, Krop. G. ©. 23. Bd.) 

— — Bon allen Obrigkeiten follen 
den Fabricanten, Profeffioniften und 
Krämern der Befuch der Jahrmärkte, fo 
wie die vor» und nachmittägige Aus- 
legung der Waaren geftattet werden. 
(Vdg. vom 25. Nov. 1772, Krop. ©. 
M. Thereſ. 6. Bd. ©. 549.) 

— — Dad Recht zum Befuche der 
Sahrmärkte ift nicht blos auf förmlich 

Baleiäfy, Handb, d. Poliz. Geſ. IL 
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legitimirte Kauf: und Handeldleute bes 
ſchränkt, fondern es ift auf den Jahr: 
märften eine volllommene Freiheit des 
Verkaufes aller erlaubten, das ift durch 
die Geſetze nicht außer Handel gefehten 
Maaren geftattet. (Hofdecr. vom 20. 
Mas 1775, 24. Juni 1784 u. 29. 
Nov. 1794, Dbent. 3. Bd. ©. 53.) 

Jahrmärkte. Ausländifhe Der: 
fäufer dürfen nur auf den Hauptjahr- 
märften erfheinen. (U. h. Entſchlie— 
Bung vom 11. Dct. 1782.) 

— — Die Gemeinden in Mähren 
haben jährlich die Anzeige zu machen, 
warn die Zahrmärkte abgehalten und 
wegen der einfallenden jüdifchen Feier: 
tage etwa auf andere Tage verlegt 
werden müſſen. (Vdg. vom 6. Sept. 
1783, Krop. Gef. Joſ. 3.Bd. S.494.) 

— — Allen erbländifhen Krämern, 
Fabrifanten und Händlern wird er- 
laubt, die Märkte und Kirchtage zu be: 
fuhen. (Vdg. vom 7. Juli 1784, 
Krop. Gef. Joſ. 7. Bd. ©. 494.) 

— — Die Jahrmärkte zu Klagen: 
furt und Laibach, wie jene zu Gräz und 
Linz find dergeftalt frei erklärt, daß fie 
von in⸗ und ausländifhen Handelsleuten 
befucht werden können. (Hofdecr. vom 
9. Dec. 1788, Krop. Gef. Joſ. 9. Bd. 
©. 187.) 

— — Der Ollmützer St. Georgi« 
Jahrmarkt ift jederzeit am St. Georgi- 
tage, dag ift am 24. April jeden Jah: 
res abzuhalten. (Hofdeer. v. 3. Mai 
1786, Krop. Gef. Joſ. 11. Bd. ©. 
218.) 

— — Der Stadt Lemberg ift ein 
Jahrmarkt bewilliget, der alljährlich 
am erjten Montage nad dem Dreikö— 
nigstage anzufangen und vier Wochen 
zu dauern hat. (Hofdeer. v. 6. Nov. 
1786, Ktop. Gef. Sof. 11. Bd. ©. 
218.) 

— — Der Mifbraud, den Han- 
delöleuten auf den Jahrmärkten die 
Auslegung der Waaren erft Nahmit- 
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tags zu geftatten, wird eingeftellt. 
(Gub. Bdg. in Böhmen vom 11. Juni 
1787, Krop. Gef. Joſ. 14. Bd. S. 90.) 

Jahrmärkte. Der Jahrmarkt zu St. 
Georg unter dem Schloſſe des rutheni— 
ſchen Biſchofs wird abgeſtellt, hingegen 
ein Jahrmarkt den Montag nach St. 
Johannis des Täufers durch 14 Tage 
in der Stadt Lemberg angeordnet. 
(Gub. Vdg. in Galiz. vom 12. Juni 
1787, Krop. Geſ. Joſ. 14. Bd. S. 
139.) 

— — Der in Prag acht Tage nad 
dem Fefte St. Wenzel abzuhaltende 
Töpfer und Holzwaarenmarkt wird auf 
die Woche nah dem Fefte der heiligen 
Dreikönige überfeßt. (Hofdecr. v. 12. 
Febr. 1788, Krop. Gef. Jof. 16. Bd. 
©. 455.) 

— — Für die Stadt Therefienftadt 
wurden zwei Jahrmärkte bewilliget, 
nämlich den erften Montag nad den 
Dfterfeiertagen, und den erften Montag 
nad Wenzeslaifefte. (Hofdeer. vom 6. 
Auguft 1789. Krop. Gef. Joſ. 18. Bd. 
©. 190.) 

— — Auf Jahrmärkten foll nur 
bis 8 Uhr Abends Licht, und zwar in 
Laternen in Hütten gebrannt werden; 
auch fol zwifchen den Hütten weder 
Tabak geraucht, noch Glutfeuer erhals 
ten, noch mit Windlichtern hin und 
wieder gegangen werden. (Rggs. Vdg. 
vom 13. Febr. 1784, Krop. Gef. Joſ. 
6. Bd. ©. 268, dann Wiener Feuers 
löfhordnung vom 22. April 1818, 
Krop. Gef. Franz. 39. Bd. ©. 213 u. 
Feuerlöſch-Ordnung für Landftädte u. 
Märkte vom 7. Sept. 1782 8. 37.) 

— — Die zu Markt kommenden 
Verkäufer haben ihre Waaren entweder 
in Magazinen oder Gewölben, Nieder 
lagen oder auch in Marktbuden und 
Ständen auf dem Marktplage zum Ver— 
faufe auszubieten. (Hofdeer. vom 22. 
Seyt. 1791.) Die Berkaufspläße in 
Marktbuden und Ständen dürfen die 
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Verkäufer fih nicht felbft wählen und 
befegen, fondern fie haben fi darum 
bei der Ortsbehörde zu melden, melde 
diefelben anzumeifen hat. (Vdg. des 
böhm. Gub. vom 12. Dec. 1820. 
Dbent. 3. Bd. ©. 55.) 

Sahrmärkfte. Den Berkäufern auf 
dem Marfte ift geftattet, ihre Waaren auf 
ausdrüdliche Beſtellung von einzelnen 
Kaufluftigen in die Häufer zu bringen. 
(Hofdeer. vom 25. Jänner 1773.) 
Förmlich Haufiren dürfen fie nicht, wenn 
fie mit feinem Hauſirpaſſe verfehen 
find. (Hofdecr. vom 24. Mai 1821 
u. 14. Sept. 1821. Obent. 3. Bd. 
©. 55.) 

— — Seder Verkäufer, welcher in 
feiner Marktbude übernachten will, hat 
hiervon der Polizeibehörde die Mel- 
dung zu machen, und fi da des Ge- 
brauches des Lichtes nnd der Kohlen 
zu enthalten. (Hofdeer. vom 25. Juni 
1822. Obent. 3. Bd. ©. 60.) 

— — Zum Befuhe der Fahr: 
märfte ift der Ausweis mit einem Ge- 
werbsrechte oder mit einem Erwerb⸗ 
fteuerfcheine nicht erforderlih. (EHfkzld. 
v. 27. Febr. 1822.) Den Gewerbs— 
leuten ift vielmehr auch das Recht 
zuerfannt, auf Jahrmärkten in Folge 
der Marftfreiheit was immer für Waa— 
ren zu verkaufen, wenn auch die Erzeu- 
gung oder der Berfauf derfelben außer 
ihrem Befugniffe liegt; nur müffen fie 
den Berkauf, fo wie die Marktfieranten, 
auf den von der Drtsbehörde ihnen 
angewiefenen Marktpläßen, nicht aber 
in ihren Gewölben betreiben. (Hof 
entfheidung v. 31. Dec. 1822. Obent. 
3. Bd. ©. 54.) 

— — Die Befhränfung einzelner 
Gewerbsleute bei Berfauf ihrer Waaren 
fann auf gewiſſe Stunden des Tages, 
dann daß die fremden Gewerbsleute den 
einheimifchen fir die Befchau der zu 
Markt gebrachten Waaren eine Gebühr 
entrichten, jo wie jeder andere derlei 
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Unfug bei Jahrmärkten ift unterfagt. 
(Bdg. des böhm. Bub. vom 14. Aug. 
1824.) 

Sahrmärkte. Auf Jahrmärkten find 
alle Arten Glüdsfpiele gänzlih und 
ſtreng verboten. (Bdg. des böhm. Gub. 
vom 10. Februar 1826, Obent. 3. Bd. 
©. 57.) 

— — Die Bewilligung zur Aende— 
rung der Jahrmarktstage fteht der Lan— 
desftelle zu. Die Berleihung der Jahr: 
marftd » Privilegien, dann die Erwei— 
terung der ſchon beftehenden bleibt 
noch ferners der Hoffanzlei vorbehalten. 
(Hoftzl. Decr. vom 11. Mai 1832 3. 
9558. Pol. G. ©. 60. Bd. Nr. 49, 
n. ö. Rggs. Bdg. vom 20. Juni 1832 
3. 32249.) 

— — Die Ertheilung der Bewilli- 
gung zur Verlängerung der Dauerzeit 
bereits beftehender Jahrmärkte kommt, 
laut 5. Hoffanzleis Decrete v, 24. Apr. 
d. 3. 3. 9831, nach der Analogie des 
Befugniffes, welches den Länderftellen in 
Abfiht auf die Abänderung der Jahr- 
marktötage, durch Berordnung vom 
11. Mai 1832, eingeräumt ift, gleich: 
falls den Länderftellen zu. (D. ö. Neg. 
Ddg. vom 6. Mai 1834 3. 13289, 
Prov. ©. ©: für D. Deft. 3. 1834. 
Nr. 100.) 

— — Se. f. f. Majeftät haben mit 
a. h. Entſchließung vom 15. Mai I. J. 
zu geftatten gerubt, daß die in Böh— 
men beitehende Beſchränkung der Berlei- 
hungvonJahrmarkts-Privilegien 
nur an Marktgemeinden oder an Dorf— 
gemeinden unter der Bedingung, daß 
fie Marktgemeinden werden, befeitiget, 
und dem Gubernium geftattet werde, in 
Zukunft auch für Dorfgemeinden, für 
welche fich die Verleihung eines folden 
Privilegiums aus öffentlihen Rückſich— 
ten und nach den Drtsverhältniffen 
techtfertiget, um diefelbe einzufchreiten. 
(Hfkzl. D. v.20. Mai 1847 3. 17076, 
Dec. des böhm. Gub, v. 4. Juni 1847, 
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3. 33360. Prov. ©. ©. für Böhmen. 
3. 1847. Nr. 139.) 

Sahrmärkte. Das Handelöminifte- 
rium, an welches die Leitung der das In— 
ftitut der Jahrmärkte betreffenden Ange: 
legenheiten übergegangen ift, hat befchlof- 
fen, bis zur definitiven Regelung durch 
den, in Berathung befindlichen neuen 
Handels⸗Codex, es von der bisher übli- 
hen Ertheilung förmlicher Privilegien 
zur Abhaltung von Jahrmärkten abkom— 
men zu laffen, und proviforifch die 
Bewilligung hiezu mittelft einfacher 
Eonceffionen zu ertheilen. (Erlaß des 
Handeldminift. v. 4. Mai 1549 an die 
Ränderftellen von Ob. u, Nied. Deft., 
Böhmen, Mähren, Galizien, Steierm. 
Tirol, Illyrien, Dalmatien u. Küften- 
land. R. ©. B. Nr. 238.) 

— — in Bien. Die bisher unter 
dem Namen Jubilate und Allerheiligen: 
Markt in der Stadt Wien abgehalte- 
nen zwei Jahrmärkte werden von num 
an unter der Benennung Frühjahr- und 
Herbftmarft und zwar der erfte vom 
Montag 14 Tage nah Dftern, der 
zweite vom 15. Det. eines jeden Jah— 
red angefangen durch 14 auf einander 
folgende Tage abgehalten und es find 
überdies drei Tage zum Ein- und Aus— 
paden der Waaren und Berfaufögegen- 
fände eingeräumt. Als Abhaltungs- 
Locale ift vor der Hand der Plaß der 
Esplanade rechts vor dem Scotten- 
thore gegen das Neuthor beftimmt. 
Hinfihtlih des bisher unter der Ber 
nennung: „Margarethen-Markt“ abge 
haltenen Jahrmarktes tritt außer der 
Abkürzung auf 14 Tage feine Berän- 
derung ein. (Erl. des Handeldminift. 
v. 12. Sept. 1849, an fümmtl. Län- 
derhefs. R. ©. B. Nr. 390.) 

— — Beſuch derfelben in Baiern, 
f. Baiern. 

— — Anordnungen in Bezug auf 
den Bücherverkauf, |. Buchhändler, 
(Bat. v. 18. März 1806. $- 15.) 

1 * 
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Sahrmärkte. Auf denfelben dürfen 
feine Zinngießerwaaren ausgefpielt wer: 
den, f. Zinngießer. 

— — ſ. Kircmeihmärkte. 

— — f. Glüdsfpiele, Märkte, 
Spiele. 

Sahrmarkt - Ordnung für die 
kak. Hauptftadt Prag. 

8.1. In der k. k. Hauptftadt Prag 
beftehen für die verfchiedenen Handels» 
waaren nachftehende Hauptjahrmärkte, 
und zwar: 

Für die CEommercialwaaren. 

1. Zu St. Wenzeslai auf dem alt: 
ftädter Ring. 

2. Zu Maria Lihtmeß auf dem Roß- 
marfte in der Neuftadt. 

3. Zu St. Beit auf dem Fleinfeitner 
Ringe. 

Für die Holz- und Töpfer 
waaren. 

1. Zu St. Wenzeslai mit den Holz- 
waaren auf dem Graben, und mit den 
Zöpferwaaren auf dem Kapuzinerplak 
in der Neuftadt. 

2. Zu Maria Lihtmep auf denfelben 
Pläpen. 

3. Zu Mittfaften, oder an dem mitt⸗ 
leren Raftenmittwoh auf denfelben 
Plätzen. 

5. Zu St. Veit mit den Holzwaaren 
auf dem Graben in der Neuſtadt, und 
mit den Töpferwaaren auf der Inſel 
Kampa in der Kleinſeite. 

6. Zu St. Margareth, mit den 
Holzwaaren auf dem Graben, mit den 
Töpferwaaren auf dem Kapuzinerplatze 
in der Neuſtadt. 

Für den Pferdehandel. 

1. In der erſten Woche nach Oſtern, 
auf dem Viehmarkte in der Neuſtadt. 

2. Acht Tage vor dem St. Michaels— 
fefle, ebendafelbft. 

Die Dauer der voranftehenden Com— 
merciale, Holze und ZXöpferwaaren- 
märfte ift mit Einfchluß des Beſtim— 
mungstaged auf 14 Zage, nebſt 3 
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Zagen zum Auspaden, und 3 Zagen 
zum Einpaden der Waaren, folglich 
im Ganzen auf 20 Tage bejtimmt. 

8. 3. Während dem zun Auspaden 
der Waaren beftimmten 3 Tagen (je 
doh mit Einrechnung des Sabbath 
bei den Juden) ift der Kleinverfauf und 
Ausfhnitt der Waaren verboten, und 
nur den Großhändlern, den k. k. lan— 
desbefugten Fabrikanten und Mari: 
lieferanten geftattet, ihre Waaren all 
ingrosso zu verkaufen. In den legten 
drei Markttagen aber haben die den 
Markt befuchenden Handelsleute ihre 
Waaren einzupaden und fortzuführen, 
oder in eigenen Gewölben unter der 
Sperre des Magiftrats und Mitjperre 
des Handlungsftandes bis zum näch— 
ſten Markttage niederzulegen. Jede 
Uebertretung dieſer Vorſchriften wird 
mit einer Geldſtrafe von 6, und nach 
Umſtänden von 12 Reichsthalern, wo- 
von dem Angeber das Drittel zu Theil 
würde, und jeder unbefugte Waaren- 
verfauf mit deren Confiscation beftraft 
werden. Außer der Jahrmarktzeit ift 
feinem zum beftändigen Handel in Prag 
nicht befugten fremden Handeldmanne, 
und auch feinem Haufirer, der nicht 
mit einem legalen vom Prager Magi- 
ftrate auggeftellten oder beftätigten 
Haufirpaß verfehen ift, irgend ein 
Maarenverkauf und die Haltung offe- 
ner Berfaufsgewölbe und Berfaufs- 
niederlagen in Prag, unter den feftge- 
feßten Strafen, nad Befund der Um- 
ftände unter Gonfiscation der Waare 
geftattet, wovon blos die landesbefug- 
ten Fabrikanten nah vorläufiger Ans 
meldung bei dem-f. k. Landesguber- 
nium ausgenommen find. 

$. 4. Es ift Niemandem erlaubt, 
während des Marktes auf einen an— 
dern, ald den ihm von der Marktauf- 
fiht eigens angewiefenen ſchickſamen 
Plage feinen Stand oder Bude zu er- 
richten, oder die Gaffen und Pläße will: 
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fürlih zu verftellen, daher ſich jeder 
Markthändler vorläufig um die Anwei— 
fung feines Verkaufftandortes, für wel: 
hen er außer dem feftgeftellten Stand- 
gelde keine andere Abgabe zu entrichten 
hat, bei dem ftädtifhen Marktmeifter 
zu melden, und bei vorfommenden Ans 
ftänden an den Magiftrat oder die f. f. 
Stadthauptmannfhaft zu verwenden 
hat. Uebrigens ift jedem fremden Marft- 
befucher, er mag auf dem Marktplatze 
eine Bude errichtet haben oder nicht, 
geftattet,, fein Gewölbe, Magazin oder 
Niederlage, in was immer für einem 
Stadtviertel zu öffnen, und darin den 
Handel mit erlaubten Waaren während 
der Marktzeit zu betreiben. (Jahrmarkt: 
Drdnung für Prag vom 2. Dec. 1820 
3- 55088. Kundgem. durch den Mag. 
in Brag am 23. Dec. 1820.) 

Sahrmarft: Ordnung für Wien. 

1. Nah dem Inhalte des Patents 
vom 25. Mai 1772, heißt es: 

Zur befferen Einrichtung der Wiener 
Haupt » Jahrmärkte ift folgende Drd- 
nung feftgejeßt: 

a) Soll der Jubilate-Markt an dem 
darauf folgenden Montage, und der 
Allerheiligenmarkt am 2. Nov. jeden 
Jahres anfangen, erfterer aber mit Ein- 
begriff der Zahlwoche, bis auf den 
Sonnabend vor Pfingften, und leßte- 
rer bis auf den Sonnabend vor dem 
eriten Advent » Sonntage einfchließig 
dauern. 

b) Dafern fih ein Fierant oder 
Markthändler erfühnte, vor Anfang 
des Marktes öffentlich oder heimlich im 
Kleinen zu verkaufen, foll auf ge- 
fchehene Anzeige entweder die im Ber: 
kaufe betretene Waare für verfallen er- 
fannt, oder der Marfthändler verhals 
ten.werden, eine dem Preiſe der ver: 
äußerten Waaren gleichkommende Geld: 
ſtrafe, wovon dem Anzeiger das Drit« 
tel zuzueignen ift, zu erlegen. 

c) Haben die Markthändler während 
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der lebten drei Tage der vierten Woche 
alle übrig gebliebenen Waaren einzu: 
paden, damit während diefer drei Tage 
die zur weiteren Berfendung beftimm: 
ten Waaren dem Haupt = Mauthamte 
übergeben, die übrigen aber entweder 
von dem bürgl. Handelftande verfiegelt, 
und in das Wiener Stadtunterfammer: 
amt bis zum nächſten Markte eingefekt, 
oder aber in den eigenen Gewölben 
dem Markthändler unter Mitfperre des 
Handelftandes, welche am legten Tage 
des Marktes unfehlbar zu gefchehen hat, 
bis zum nachfolgenden immer aufbe- 
halten werden können. Nach eben die- 
fer Borfchrift werden auch die Wiener 
Fabrifanten, Krämer und fogenannten 
Parfümeurs alle übrig gebliebenen Waa- 
ren, mit welchen fie außer der Markt: 
zeit zu handeln nicht befugt find, ent» 
weder unter den gehörigen Mauthvor- 
fehungen zu verfenden, oder aber ſolche 
gehörig zu verfiegeln, und in das Stadt: 
Unterfammeramt in die Derwahrung zu 
bringen haben. Wenn jedoch ein oder 
der andere auf dem Wiener Markte fich 
einfindende Händler, Krämer oder Fa— 
brifant die übrig gebliebenen Waaren 
einem der Wiener bürgl. Handelsleute 
in Commiffion geben wollte, fo foll 
dazu jederzeit ein folcher gewählt wer- 
den, der außer der Marktzeit mit der 
ihm in Commiffion gegebenen Waaren— 
gattung zu handeln berechtiget ift. Da 
hingegen, wenn bei andern zum Handel 
nicht berechtigten Parteien einige von 
den Marfthändlern überlommene Kauf: 
mannswaaren angetroffen würden, follen 
folche verfallen, und gedachte Parteien 
außerdem noch gehalten fein, eine Geld» 
ftrafe von 4 Rthlr. für jeden Betre- 
tungsfall zu erlegen, wovon dem An— 
geber der dritte Theil abzureichen fein 
wird. 

d) Sind fowohl die Markthändler, 
als die Wiener Handelsleute ſchuldig, 
ihre auf die Jahrmärkte geftellten 
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MWechfelbriefe nach dem Inhalte des 37. 
Artikels der Wechſel-Ordnung vom J. 
1763 in der vierten Woche bis den leß- 
ten Bofttag vor Ausgang des Marktes 
ausfchließig zu bezahlen, weil im Wi— 
drigen, wenn nämlich die Zahlung in 
ſolcher Zeit nicht abgeftattet würde, den 
Präfentanten bevorftünde, ohne Beob— 
achtung der fonft gewöhnlichen Refpect- 
tage den legten Bofttag vor Ausgang 
des Marktes zu proteftiren. 

e) Iſt Niemandem erlaubt, während 
des Marktes auf andern, als auf den 
von dem Stadt Unterfammeramte ei- 
gens angewieſenen ſchicklichen Plätzen, 
Stände zu errichten, oder die Gaſſen 
und Plätze willkürlich zu verſtellen, 
ſondern es hat ſich dieſerwegen Jeder— 
mann an das erwähnte Stadt-Unter— 
fammeramt zu wenden. 

2. Durch Hofs Verordnung vom 6. 
Mai 1784 wurde ferner feftgefeßt: 

Fremde Kaufleute, welche die Wiener 
Sahrmärkte befuchen, follen mit Ende 
derfelben ihre unverfauft gebliebenen 
Waaren, wenn fie foldhe nicht gleich an 
einen anderen Drt zur Meffe weiter 
abführen, fondern bis zur fünftigen 
Marktzeit in Wien laffen wollen, ent» 
weder in dem BZollamte liegen laffen, 
oder in einem eigenen Gewölbe, unter 
der Gegenfperre des Handelftandes 
feldft verwahren, damit fie außer der 
Marktzeit in den unter einem erdichte 
ten Namen erbländifcher Parteien ges 
mietheten Gewölben mit foldhen feinen 
Handel treiben können. 

3. Das Hof-Decret vom 28. Juni 
1796 ordnet an: Es kann fein An- 
ftand fein, zur Beruhigung der Wiener 
Handelsleute die bisher nicht aufge 
hobene Borfhrift zu erneuern, und 
über deren Befolgung zu wachen, näm— 
lih: daß die zu einem beftändigen Han— 
del in Wien nicht berechtigten, die 
Sahrmärkte befuchenden Handelsleute 
verbunden find, ihre Waaren, melde 
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fie während des Marktes nicht verfauft 
haben, nach deſſen Ende entweder zu: 
rückzuführen, oder wenn fie foldhe in 
Wien in Magazinen oder Gewölben 
niederlegen wollen, diefelben der Mit: 
fperre des Magiftrats und des biürgl. 
Handelftandes zu unterziehen, oder 
dergleihen Waaren einem befugten 
Handeldmanne zum Verſchleiße zu über: 
geben. 

4. Das höchſte Hof-Decret vom 22. 
Sept. 1791, welches nachftehende Bor: 
ſchriften ertheilt: 

Es ift genehmigt worden: 

a) Daß den die hiefigen Jahrmärkte 
befuchenden Marktfieranten künftig drei 
Tage vor Eröffnung des Marktes zum 
Auspaden der Waaren gegen dem bes 
ftimmt fein follen, daß in dem der Er- 
öffnung der Märkte vorhergehenden 
drei Tagen ihren Marftfieranten aller 
Kleinverfauf und Ausfchnitt bei Gon- 
fiscation der im Verkaufe betretenen 
Waare, dann einer Geldftrafe von 
12 Rthlr. auf jeden Fall verboten, je 
doch denfelben diefe drei Tage hindurch 
ihre Gefchäfte im Großen abzumaden 
unbenommen fein fol; dann 

b) daß während des Margarethen- 
Keopoldftädter Marktes keinem Markt: 
fieranten außer in der2eopoldftadt, als 
dem Marftorte und Plaße, einen Klein- 
verkauf oder Ausfchnitt auszuüben ge- 
ftattet, jedoch in Abficht auf diejenigen 
Marktfieranten, die in, hiefiger Stadt 
felbft zu Marktzeiten ihren Handel in 
Niederlagen oder Gemwölben pflegen, 
diefe Begünftigung während des Mar- 
garethen- Marktes in der Stadt Ge: 
wölbe halten zu dürfen, nicht weiter 
mehr ausgedehnt, fondern blos auf die 
mit Tuhwaaren und wollenen Zeugen 
im Großen handelnden Parteien ber 
ſchränkt, mithin auch diefen während 
des erwähnten Marktes in der Stadt 
fein Ausschnitt, und zwar bei Confis— 
cation der im Kleinverfaufe oder Aus— 
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fchnitte betretenen Waaren, dann eben 
einer Geldftrafe von 10 Rthlr. aeftat: 
tet werden ; übrigens auch den Marft: 
fieranten in dem Margarethen» Markte 
nicht nur in der Hauptftraße, fondern 
auch in andern Gaffen der Leopoldftadt, 
Gewölbe zu ihrem Markthandel zu 
miethen, freigelaffen fein fol. 

Diefe höchſten Anordnungen werden 
daher fümmtlihen, die hiefigen Jahr— 
märfte befuchenden Handels» und Ge: 
werbsleuten, dann Fieranten und Markt— 
bändlern zur unerläffigen Richtſchnur 
und genaueften Befolgung bei Vermei- 
dung der gefeglich beftimmten Strafe mit 
dem Beifage in das Gedächtniß zurückge— 
führt, daß den zur firengen Handha— 
bung diefer höchſten Jahrmarkts-Vor— 
ſchriften eigens aufgeftellten magiftrati- 
ſchen Jahrmarkts » Gommiffarien nicht 
nur mit der gebührenden Achtung zu 
begegnen, fonvdern aud ihren hierauf 
Bezug habenden Anordnungen gehörig 
Folge zu leiften fei. (Wr. mag. Kundm. 
v. 26. Mär; 1824.) 

Sefuiten. Mit a. h. Entſchließung 
vom 11. Det. 1842 wurde genehmigt, 
Daß die Ausnahme von dem Amortifa- 
tiond = Gefeße, welde in Folge der 
a. h. Entſchl. vom 4. April desfelben 
Jahres den Jeſuiten in Galizien ger 
ftattet worden ift, auf die Gorporatio- 
nen dieſes Drdens in den deutfchen 
und lombardifchevenetianifchen Provin- 
zen unter genauer Beobachtung derfels 
ben Bedingungen ausgedehnt werde. 
Hiebei haben Se. f. k. Majeftät aus: 
drücklich zu verordnnen geruht, Daß nicht 
nur dag MAnerbieten zur Erwerbung 
eines Neal Vermögens durch die Je— 
fuiten der a. h. Genehmigung zu unter- 
ziehen fei, fondern jede Vermögens— 
erwerbung derfelben zur a. h. Kenntniß 
gebracht werde. (Hfkzl. D. v. 17. Det. 
1842 3. 32113, an ſämmtliche Län— 
derftellen mit Ausnahme von Galizien. 
Gircular der n. 5. Reg. vom 24. Oct. 
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1842 3. 63053. Pol. &. ©. 70. Bd. 
Nr. 123.) 

Sohannisfener, Hochzeitsſchießen 
und dergleichen wird verboten. (Vdg. 
v. 13. Febr. 1754. Krop. Gef. Mar. 
her. 2. Bd. ©. 330. Bdg. vom 17. 
Juni 1757. Krop. Gef. M. Ther. 3. 
Bd. ©. 350. Hfd. v. 6. Juli 1752. 
Kanka ©. ©. ©. 115.) 

Sohannes:Spitals:-Stiftungen, 
f. Armen: Iuftitut. Unterriht für 
die Armen-Inftituts-Vorfteher. $. 3. 

Sohanniter-Orden, f. Orden. 

Sonifche Staatsangehörige, Paß— 
behandlung, f. Päſſe. (Vdg. vom 4. 
März 1852.) 

Sofefs:Academie, f. Findelan: 
ftalt. (Bdg. v. 14. Aug. 1834.) 

— — f. Eivilpraris, Militär: 
Aerzte, Militär-Wundärzte. 

Sournale, ſ. Zeitungen. 

Juden. E3 wird den Juden künftig 
unterfagt, mit Kirchengefäßen, Bara- 
menten, Grucifiren, Bildern der Heili- 
gen, überhaupt mit Gegenftänden, 
weldhe in ihrer Form nur zum Ge: 
brauche beim katholiſchen Gottesdienite 
dienen, zu haufiren, auf Märkten, in 
Zrödlerbuden u. dgl. damit zu han- 
deln, oder in öffentlichen Verſteigerun— 
gen an fi zu bringen. (Hfkzl. D. vom 
20. März 1828, an die Länderftellen 
in Böhmen, Mähren, Galizien und 
dem Küftenlande. Kundgm. in Mähren 
am 3., im Küftenlande am 4 April, 
in Galizien am 9. Juni 1828. Pol. 
®. ©. 56. Bd. Nr. 20. Diefe Berord- 
nung wurde auch auf die Provinz Nies 
deröfterreich ausgedehnt und ald Norm 
vorgezeichnet. (Hfkzl. Dec. v. 19. Dec. 
1839 3. 35107. Circ. d. n. ö. Reg. 
v. 12. Jän. 1840 3. 1333. Pol. ©. 
©. 67. Nr. 138.) 

— — Laut a. h. Entſchließung v. 
16. Mai 1829 find die Juden von 
dem Betriebe des Apothekerge— 
werbes audgefhlofjen. (Hoftzl. 
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Dec. v. 26. Mai 1829 3. 11804, an 
fämmtl. Länderft. Kundgene. in R. Deft. 
mitR. Eirc.v.12. Juni 1829 3.32171, 
in Süyrien am 20., in Galizien am 
26. Juni, in Mähren und Schlefien am 
24. Juli 1829. Pol. ©. ©. 57. Bd. 
1. Abth. Nr. 61.) 

Juden. Die Juden find in Zukunft, 
zu Bahtungen vonVerzehrungs— 
teuer» DObjecten nicht zuzulaf- 
fen, jedoch kann hiedurch jenen Jsrae— 
liten, welche foldye Gewerbe betreiben, 
die der Verzehrungsfteuer unterliegen, 
das Necht nicht benommen werden, ſich 
mit der Gefälld-Berwaltung, in Bezug 
auf die Steuerentrihtung abzufinden. 
(Gfkzl. Dec. v. 27. Apr. 1830, an das 
mähr. fchlef. Landesgubernium. Krop. 
Gef. 56. Bd. Nr. 107.) 

— — Diet. f. Hoffanzlei hat die 
Strafen für die Uebertteter des Verbo— 
tes, demgemäß die Juden mit Bildern 
der Heiligen, Kirchengefäßen und der- 
gleichen nicht handeln dürfen, in der 
Art zu beftimmen befunden, daß über 
den Zuwiderhandelnden, bei der etften 
Betretung eine Geldftrafe, welche der 
Hälfte des Werthes des Gegenftandes 
gleichkommt, oder eine ihr entfprehende 
Arreftftrafe, bei der zweiten Betretung 
die Gonfiscation des Gegenftandes, 
und bei den folgenden Betretungsfäl- 
len nebft der Konfiscation noch eine 
Geld» oder Arreftftrafe, nach Beſchaf— 
fenheit der Umftände verhängt werde. 
Zugleih hat die k. k. Hoffanzlei er— 
klärt, daß mit dem bezogenen Kreis— 
f‘hreiben den Juden der Handel mit 
Bildern der Heiligen, ohne Aus— 
nahme verboten fei, und der beſtim— 
mende Zwifchenfaß: „welche in ihrer 
Form nur zum Gebraude beim chrift- 
lihen Gottesdienfte dienen," fich blos 
auf das zunädft ftehende Hauptwort 
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Juden. Dievereinigte Hofkanzlei hat 
dem k. k. Hoffriegsrathe hinfichtlich der 
Verpachtung fortificatorifdher 
Grundſtücke au Israeliten eröff- 
net, daß diefelbe anſtandslos Statt fin- 
den könne, wenn diefe jüdifhen Pächter 
die gepachteten Grundſtücke entweder 
felbft bearbeiten oder dur Judenhände 
bearbeiten laſſen. (Hffzl. Dec. vom 19. 
Aug. 1836, an das böhm. Gub. Krp. 
G. ©. 62. Bd. Nr. 149.) 

— — Den nah der Türkei 
ausgewanderten und wieder 
hieher zurüdfommenden Js— 
raeliten, von welchen mit Grund zu 
vermuthen iſt, daß ſie die Auswande— 
rung aus dem öſterr. Staatsgebiete 
dahin, blos zur Erſchleichung der mit 
der türkiſchen Unterthanſchaft allhier 
verbundenen Vorrechte unternommen 
haben, kommen die Begünſtigungen der 
türkiſchen Unterthanen nicht zu Statten. 
(Vdg. d. n. ö. Reg. v. 10. Jän. 1838 
3. 1849. Pv. G. ©. 20. B. Nr. 12.) 

— — Berpflidtung der Ju— 
den zur Concurrenz hinſichtlich 
derSchubsbeförderungskoſten. 
Die k. k. Hofkanzlei findet zu verord— 
nen, daß die Juden dort, wo die 
Schubsbegleitung durch gedungene 
Convoyanten geſchieht, und wo es ſich 
ſonach um die Umlage der Koſten han— 
delt, zu denſelben beizutragen verpflich— 
tet ſind. Zu dieſer Beitragsleiſtung 
find fie in dem Bezirke, wo fie wohnen, 
nah Maß der Hauszins- oder Haus— 
Glaffenfteuer und der Erwerbiteuer 
beizuziehen. (Hflzl. Dec. vom 2, Aug. 
1838, an das mähr. fchlef. Land. Gub. 
Kundgem. am 25. Aug. 1828. Krop. 
G. ©. 64. Bd. Nr. 115.) 

— — Beftimmung der Eon 
eurrenz-Pfliht der Juden zu 
dem Bezirks-Straßenbau. Die 


„Gegenſtände“ beziehe. (Hfkzl. D. v. k. k. vereinigte Hofkanzlei hat mit Der 


25. Dec. 1830, an das goliz. Land. 
Bub. Kundgem. am 14. Jän. 1831.) 


cret von 2. Aug. 1838 hinfichtlich der 
Goncurrenz der Juden in Mähren und 
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Schlefien zum Bezirk! - Straßenbau 
Folgendes feftzufeßen gerubt: 

1. Die Juden in Mähren und Schles 
fien haben zu dem Baue und der Er- 
haltung der Bezirkäftraßen eben fo wie 
die Ehriften nah Maßgabe ihres Be— 
fies, und in fo fern fie nur Häufer 
haben, nah Maßgaben der Hausclaf- 
fen= oder Haugzinsfteuer, wo fie von 
ihnen bezahlt wird, zu concurriren. 
Was die Erwerbfteuer anbelangt, fo 
werden hiemit alle erwerbfteuerpflichtie 
gen Juden, ohne Rüdfiht, ob fie 
eigene Bezüge haben oder nicht, nad 
Map der Erwerbfteuer ald concurrenz- 
pflichtig erklärt. 

2. In fo fern die Juden in der Ge- 
meinde, welcher fie angehören, nicht 
ftabil wohnen, fo benüßen fie auch die 
Straßen dieſes Bezirkes nit. Es ift 
daher entfprechender, wenn fie nad 
Maßgabe der erfterwähnten 2 Steuern, 
dort wo fie wohnen, zu den Bezirks— 
Straßenbaulichkeiten als concurrenzs 
pflihtig zu erklären, und wenn fie 
eigene Bezüge haben, fo find auch diefe 
zur Concurrenz einzubeziehen. (Ofkzl. 
Dec. vom 2. Aug. 1838, an das k.k. 
mähr. fhlef. Land. Gub. Kundgem. am 
22. Sept. 1838. Krop. ©. ©. 64. 2. 
Nr. 116.) 

Juden. Man findet zu geftatten, 
daß inländifihe Juden auch zu 
Pachtungen von Privat» Brüden- und 
Wegmauthen zugelaffen werden dürfen, 
und daß diefe Zulaffung in den betref— 
fenden Kicitationg- Ankündigungen auf 
genommen werde, (Hflzl. Decr. vom 
29. Nov. 1838, an das mähr. ſchleſ. 
Sub. Krop. ©. ©. 64. Bd. Nr. 184.) 

— — ©e. k. k. Majeftät geruhten 
mit a. h. Entfchl. vom 30. Juni 1840 
ſich geneigt zu erklären, den Betrich 
desBergbaues auf Steinkohlen 
und damit verwandte Producte auch ein⸗ 
zelnen Israeliten zu geftaiten, und in 
diefer Beziehung die k. k. Hofkammer 
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im Münz- und Bergwefen zu ermäch— 
tigen, vorkommende Gefuhe unter 
Ruͤckſichtsnahme auf die Eigenthünlich- 
keiten und Vorrechte der Provinzen und 
Corporationen, mit dem Antrage der, 
für jeden einzelnen Fall zu beobadhten- 
den Bedingungen, der a. h. Entfchei- 
dung vorzulegen. (Hfkzl. D.v. 2. Spt. 
1841 3. 26203, n. ö. Prov. ©. ©. 
23. Bd. Nr. 158.) 

Juden. Den Jeraeliten in Galizien 
it unbenommen, ganze Herrfchaften 
oder herrfchaftlihe Güter in zeitlichen 
Pacht zu nehmen, weil fie nah $. 34 
der Judenordnung vom 7. Mai 1789 
nur in fo ferne davon ausgeſchloſſen 
waren, ald mit denfelben der Bezug 
unterthäniger Leiftungen und Giebig- 
keiten verbunden war, diefer Grund 
aber jeßt in Folge der mit dem Kreis» 
fhreiben vom 22. v. M. 3. 34563 
kundgemachten Aufhebung aller unter: 
thänigen Frohnen und Leiftungen ent: 
fällt. Im Grunde der vorerwähnten 
Sudenordnung bleibt den Jeraeliten, 
bis durch ein neues Gefek etwas An- 
dered beftimmt wird, umterfagt, ein» 
zelne Rufticalgründe käuflich an fi 
zu bringen oder zu pachten, es kann 
ihnen aber nicht verwehrt werden, ganze 
Bauernwirthſchaften anzufaufen, wenn 
fie fih darauf häuslich niederlaffen, und 
fie felbft bebauen. (Galiz. Präftdial- 
Erlaß vom 11. Mai 1848, Zeitfchrift 
für ö. R. ©. €. 3. 1848. ©. 152.) 

— — Die Regierungs-Berordnung : 
vom 7. Juni 1793, wornad Juden- 
finder, welche ein Gymnafium befuchen 
wollen, mit einer fohriftlihen Erlaub— 
niß der Randesftelle verfehen fein müf- 
fen, wird außer Wirkſamkeit gefebt. 
(Erlaß des Minift. des Unterrichts v. 
19. Dec. 1848 an die Länderchefs von 
Nieder: u. Oberöfterr., Galizien, Illi— 
rien, Tirol, Küftenland, Steiermarf, 
Böhmen und Dalmatien. R. ©. 2. 
Nr. 38.) 
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Juden. Die k. k. n. ö. Landesregie- 
rung bat in Erledigung mehrerer derſel— 
ben vorgelegten Aufenthaltsgefuche frem— 
der Seraeliten mit Decret vom 15. März 
dv. 3. dieſe Geſuche zur hierortigen 
Amtshandlung und gleihmäßigen Be- 
nehmung in Hinkunft mit der Weifung 
zurückgeſchickt, daß nunmehr die frem- 
den Jsraeliten in Bezichung auf den 
Aufenthalt in Wien lediglich den allge 
meinen Paß- und Polizei - Vorschriften 
unterliegen. (Decr. der Stadth. vom 
21. Mär; 1849 3. 446.) 

— — Jeder Israelite kann num 
ungehindert zur chriſtlichen Religion 
übertreten, ohne wie bisher der vorläu— 
figen Bewilligung der Landesftelle zur 
Erlangung des Saframentes der Taufe 
zu bedürfen. Hievon wurde auch das 
Wiener f. e. Eonfiftorium zur Darnadı- 
ahtung von Seite der Landesftelle in 
Kenntniß gefebt. (Dec. dern. ö. Reg. 
v. 21. Apr. 1849 3. 41221. Dec. der 
k. k. Stadthauptmannfchaft v. 26. Apr. 
1849 3. 17902.) 

— — Durch das a. h. Patent vom 
20. Det. 1848 $. 4 find die Juden- 
feuern, fowie alle auf den Juden als 
folche beitehenden Paß- und fonftige 
Drtd-Polizeifteuern aufgehoben. Da 
zu den Judenfteuern auch die Taren zu 
redinen find, welde die Juden als 
ſolche nad) der Hof- und Länder: Tar- 
ordnung an das Aerar zu entrichten 
“hatten, fo können diefelben, in fo fern 
fie ih auf Eonceffionen beziehen, nicht 
mehr eingehoben werden. (Decr. des 
F. M. v. 11. Mai 1849 3. 9763. 
L. ©. 8. für Böhmen. 3. 1849. 
Nr. 70.) 

— — Die Jeracliten find hinficht- 
lich des polit. Ehe-Conſenſes an 
feine andern als die hierüber für alle 
übrigen Staatsbürger noch beftehenden 
Borfchriften gebunden. (Dec. der n. ö. 
Regierung vom 11. Sept. 1849 3. 
36270 an die k. k. Stadth, 3. 17475.) 


154 


Juden. 


Inden. Zwifchen den Regierungen 
von Defterreih und Rußland wurde 
ein Uebereinfommen wegen der Zurück: 
fendung der Seraeliten, welche aus 
dem Gebiete des einen Kaiferreiches in 
das Gebiet ded andern unbefugter 
Meife getreten find, abgefchloffen. (Mi- 
nifterial-Erflärung des Min. des Neuß. 
v. 8. Nov. 1849. R. G. B. Nr. 23.) 

— — Schon nad den allerhöchften 
Entfchließungen vom 21. Aug. 1820 
und 24. Febr. 1833, und den Stu- 
dien = Hofcommiffions = Decreien vom 
27. Dct. 1820, 21. April 1829 3. 
1729, und 28. Febr. 1833 3. 1286, 
war den Israeliten geftattet,; die Bor- 
lefungen über das Kirchenrecht zu 
beſuchen. Nur war verboten, ſie aus die— 
ſem Gegenſtande zu Prüfungen zuzu— 
laſſen, oder ihnen auch nur Frequen— 
tations⸗Zeugniſſe hierüber auszuſtellen. 
Von dem Verbote, ſie über das Kir— 
chenrecht zu prüfen, hat es, in ſo weit 
als überhaupt Prüfungen nach den 
neueren Studiengeſetzen noch zuläſſig 
ſind, von dem Verbote aber, ihnen 
über den Beſuch dieſer Vorleſungen 
Frequentations-Zeugniſſe auszuſtellen, 
unbedingt abzukommen. (Bdg. d. Unt. 
Min. v. 14. Jän, 1850 für die Uni- 
verfitäten zu Wien, Prag, Olmütz, 
Krakau, Lemberg, Grab und Innsbrud. 
R. G. B. Nr. 33.) 

— — Wenn ſich ein Israelite um 
Zulaſſung zur Richteramts-Prü— 
fung meldet, und alle geſetzlichen Erfor— 
derniſſe bis auf den Beleg der Frequen— 
tation oder der Prüfung aus dem Kir— 
chenrechte beibringt, iſt demſelben ohne 
weiters ein angemeſſener Termin zur 
Vornahme der Prüfung mit dem Be— 
deuten anzuberaumen, daß auch jene 
Theile des Kirchenrechtes, welche der 
öſterreichiſche Richter zu kennen noth— 
wendig hat, Gegenſtand der Civil— 
Richteramts-Prüfung ſein werden, und 
daß in dieſer Richtung auch die Prü— 
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fung vorzunehmen. (Erl. d, Juft. Min. 
v. 1. März 1850 an die Apell. Ger. 
zu Wien, Prag, Brünn, Klagenfurt, 
Innsbruck und Lemberg. R. ©. B. 
Rr. 77.) 

Juden. Se. Majeftät haben mit a.b. 
Entſchließung vom 22. Jan, d, 3. zu 
genehmigen gerubt, daß die in dem 
allerhöchften Pulver- Patente vom Jahre 
1807, 88. 4 und 19, enthaltenen Be- 
flimmungen wegen Ausfhliehung 
der Jsraeliten von der Erzeu— 
gung des Pulvers und Salni— 
ters, fowie von dem Handel mit 
diefen Artikeln aufgehoben werden. 
In Folge diefer allerhöchften Beftim- 
mung wird vom Minifterium des 
Kriegswefend angeordnet, daß künftig 
in den über die Pulver» und Salniters 
Berfchleigbefugniffe von den Artillerie- 
Behörden audzufertigenden Urkunden 
die Elaufel wegen Ausſchließung der 
Jsraeliten weggelaffen, die mit dieſer 
Elaufel verfehenen Urkunden der derma- 
ligen Verſchleißer aber eingezogen und 
mit neuen verwechfelt werden. (Vdg. 
des Hr. Min. vom 12. März 1851 für 
alle Kronländer. R. ©. B. Nr. 65.) 

— — Degen Einführung or 
dentliher Geburtd-, Tramung # 
und Sterbe-Matrikeln für die 
Ssraeliten im Kronlande Un 
garn und der Bildung eigener 
Gultusgemeinden wurde Nachſte— 
hendes fejtgejeßt: 

8. 1. Für die israelitifhe Bevölke— 
zung find abgefonderte Geburts, Trau- 

ungs- und Sterbe-Protocolle nad den 
beiliegenden Kormularien A. B. u. C. 
in deutfcher Sprache zu führen. 

$. 2. Diefe Protocolle haben ale 
Bormerkungen für alle Jeraeliten zu 
dienen, welche zufammen unter einem 
gemeinfhaftlichen geiftlichen Oberhaupte 
(Rabbiner, Religionsweifer oder Predi- 
ger) ftehen umd eine eigene Cultus— 
gemeinde bilden. 
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$. 3. Die Bereinigung der Jsrae— 
liten in Eultusgemeinden darf nur die 
Religionsübung zum Zwecke haben. Sie 
hat auf die ftaatsbürgl. Stellung der 
einzelnen Glieder der Eultusgemeinden 
feinen Bezug und ändert nichts in den 
gefeglihen Rechten und Verpflichtun— 
gen der Jsraeliten in ihrer Eigenſchaft 
als Glieder jener Ortögemeinden, wel: 
hen fie verfaffungsgemäß angehören. 

8.4. Die nicht in gefchloffenen Ge- 
meinde = Bezirken, fondern auf dem 
Lande einzeln wohnenden Seraeliten 
find — in fo fern dies nicht ſchon frü- 
ber gefhah, verpflichtet, fih und ihre 
Angehörigen einer israelitifhen Cul— 
tusgemeinde des Kronlandes Ungarn 
einzuverleiben und diefe ihre Gemeinde: 
zuftändigkeit binnen 3 Monaten vom 
Tage diefer Anordnung der Local-Be- 
hörde ihres Wohnſitzes anzuzeigen. 

8. 5. Jene idraelitifhen Familien, 
die fih nach Berlauf des vorgefchriebe- 
nen Termins von 3 Monaten über ihre 
Zuftändigkeit zu einer israelitifchen 
Eultusgemeinde nicht ausgewieſen ha- 
ben werden, find von der Kocal » Be- 
hörde ihres Wohnfiges der unmittelbar 
vorgefegten politifchen Behörde anzu- 
zeigen, welche ohne Verzug die Prove- 
nienz, Landeszuſtändigkeit, Aufent- 
haltsbewilligung und Befchäftigung 
fammtliher Familienglieder zu erör- 
tern und mit Borlegung der diesfälli- 
gen Nachweifungen dem Comitats-Vor— 
ftande den Antrag zur Zumweifung die— 
fer Familie, oder nach Umftänden ein: 
zelner Glieder derfelben an eine der 
nächſten israelitifhen Cultusgemeinden 
oder zur Abſchaffung der fi in ihrem 
Wohnſitze unbefugt Aufhaltenden an 
den Drt ihrer Zuftändigkeit zu erftat- 
ten hat. 

8. 6. Der Comitats-Vorſtand, oder 
in den unmittelbar dem Obergejpan un: 
tergeordneten Freiftädten der Bürger: 
meifter, hat auf Grundlage diefer Nach⸗ 
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weifungen und mit Rücdfiht auf ört- 
lihe, fo wie auf individuelle Verhält- 
niffe der betreffenden Kamilienglieder, 
die Zumweifung derfelben an eine idrae- 
litifhe Eultusgemeinde, mit Freilaffung 
des gewöhnlichen Inftangenzuges im 
politifhen Wege, von Amtswegen aus— 
zufprehen, und wegen Entfernung der 
unbefugt Anmwefenden nad den dies— 
fall beftehenden Vorſchriften unver: 
züglich das Amt zu handeln. 

$. 7. Die Führung und Aufbewah- 
rung der Geburts, Trauungs- und 
Sterbe-PBrotocolle, fo wie die Ausfer- 
tigung vollftändiger und richtiger Aus- 
züge aus denfelben, in der Form als 
Geburts-, Trauungd- und Todten- 
heine haben die Gemeinde-Rabbiner zu 
beforgen. 

$. 8. Bei der Ausftellung der Ge- 
burts⸗, Trauungs- und Todtenfcheine 
find in Bezug auf Taren, Stämpeln 
und ämtliche Beglaubigung, alle jene 
Borfchriften zu beobachten, welde für 
ähnliche Documente der hriftlichen Be- 
völferung des Kronlandes Ungarn be 
ftehen. 

8.9. Die Rabbiner find für die voll- 
ftandige und richtige Führung der Pro: 
tocolle, fo wie für die verläßliche Aus: 
fertigung der Auszüge verantwortlich, 
und haften für die Bolftändigkeit und 
Richtigkeit der Vormerkungen, fo wie 
der Ausfertigungen auch in dem Falle, 
wenn fie fich in dieſem Gefchäfte durch 
Rabinats - Subftituten oder Gemeinde- 
Notäre vertreten Laffen. 

$. 10. Unordentliche und unrichtige 
Gebarungen mit den Protocollen und 
bei Ausfertigung von Auszügen find, 
in fofern fie ihrer Befchaffenheit nad 
nicht der Amtshandlung der k. k. Straf: 
Behörden zugeführt werden müſſen, nach 
Umftänden mitangemeffenen Geldftrafen 
zu ahnden, und bei ſich herausftellender 
Unverläßlichkeit ift der betreffende Rab- 
biner feines Amtes zu entfeßen. 


156 


Iuden, 


8. 11. In jenen Gemeinden, wo 
gar feine, unvollftändige oder der in 
dem $. 1 vorgefchriebenen Korm nicht 
entfprechende Matrikeln befteben, find 
unverzüglich neue Geburts, Trauungs— 
und Sterbe » Protocolle nad) dem vor- 
gefhriebenen Mufter zu verlegen. Zu 
diefem Behufe haben die Vorfteher der 
israelitifchen Eultusgemeinden gemein» 
fhaftlih mit den israelitifheun Seel— 
forgern, mit Benüßung der Regifter 
über die bewirkte Volkszählung und 
anderer bei den israelitifhen Seelfor- 
gern, Befchneidern und Anftalten vor: 
handenen Vormerkungen, fo wie mit 
Einvernehmung aller jener PBerfonen, 
welche über die erforderlihen Daten 
verläßlihe Auskünfte geben können, 
die Auflage der Protocolle in der vor: 
geichriebenen Form auf Koften der be- 
treffenden israelitifhen Eultusgemeinde 
zu bewirken, und diefelben fodann, als 
lerfeitö gehörig beglaubigt, den Ge: 
meinderabbinern zur weiteren Beforgung 
zu übergeben. Die politifhen Behör- 
den haben über den Bollzug diefer An- 
ordnungen zu wachen. 

$. 12. Damit dieRabbiner die Fuͤh— 
rung der Protocolle weiterhin gehörig 
beforgen können, wird verordnet: 

a) Jedes Familienhaupt hat unter 
einer Geldftrafe von 4 fl, C. M., oder 
im "alle der Unvermögenheit zur Zah: 
lung der Geldftrafe, unter Arreft von 
zwei Tagen, jede in feiner Familie vor: 
fommende Geburt, Trauung, und jeden 
Todesfall dem Gemeinde-Rabbiner oder 
dem von ihm beftellten Protocollsfüh— 
rer binnen längftens drei Tagen anzu— 
zeigen, und die zur Eintragung in die 
Protocolle erforderlihen Daten anzu— 
geben. 

b) Die Hebammen und Geburtöhel- 
fer find unter derfelben Strafe ver- 
pflichtet, jede Geburt, zu welcher fie 
berufen werden, binnen längſtens drei 
Tagen dem Gemeinde » Rabbiner oder 
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feinem Stellvertreter zur Kenntniß zu 
bringen. 

e) Bei Kindern männlihen Ges 
ſchlechts dürfen die Befchneider die Be 
fhneidung nicht eher vollziehen, und 
bei dem weiblichen Geſchlechte darf der 
Name der Neugeboinen nicht frühes in 
dem Bethaufe veröffentlicht werden, 
bevor der Rabbiner oder der von ihm 
beftellte Protocollsführer die gefchehene 
Anzeige der Geburt durch einen Bes 
glaubigungsjchein beftätiget hat. Diefe 
Beglaubigungsfcheine unterliegen ale 
amtliche Ausfertigungen feiner Taren« 
und feiner Stämpelgebühr. 

d) Jene Befchneider, welde eine Be 
fhneidung vornehmen, ohne daß die 
gefhehene Anmeldung der Geburt nad» 
gewiefen ift, unterliegen der oben bes 
zeichneten Strafe, welche Strafe bei 
wiederholten Webertretungsfällen zu 
verſchärfen ift. 

e) Wenn eine Trauung durch einen 
Anderen ald den Gemeinde-Rabbiner 
vollzogen werden will, jo ift hievon 
vorläufig dem Gemeinde-Rabbiner, ber 
hufs dreimaliger Auflündigung des 
beabfihtigten Ehebündniffe in dem Ge- 
meindebethaufe, die Anzeige zu er 
ftatten und darf die Trauung erſt nad) 
beigebrachter Beftätigung des Rabkiners 
über die gefhehene Verkündigung, oder 
über die von der betreffenden Behörde 
erhaltene theilweife oder gänzliche Nach» 
fiht derfelben vorgenommen werden. 
Die Bewilligung der Nachſicht von den 
Aufgeboten ertheilt in den dem Di: 
ftrictö » Dbergefpan unmittelbar unter 
geordneten Städten der Bürgermeifter, 
in allen andern Gemeinden die Comi— 
tats-Behörde,. Derjenige, welcher eine 
Zrauung vornimmt, bevor die Beftäti- 
gung über die gefchehene Berfündigung 
oder die erhaltene Dispens vorgewie— 
fen wird, verfällt in die oben bezeiche 
nete Strafe, welche bei wiederholten 
Uebertretungsfällen zu verſchärfen ift. 
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f) Die Beerdigung eines Jsraeliten 
darf nicht vorgenommen werden, bevor 
die Befihtigung des Leichnams von 
dem hierzu berufenen Todtenbefchauer 
volljogen, der von diefem auszuftel- 
lende Todtenzettel dem Gemeinde-Ra- 
biner oder dem von ihm beftellten No— 
tär behufs der Immatriculirung des 
Sterbefalld vorgewiefen und dafelbft 
mit der Viſa verfehen worden ift. Für 
jede Beerdigung ohne vorläufige Bor- 
weifung eines von dem Rabbiner oder 
deffen Bertreter vidirten Todtenzettels 
find die Auffeher der Leichenhöfe und 
die Todtengräber mit der oben ausge: 
fprochenen Strafe zu belegen, und ift 
diefe Strafe bei wiederholten Ueber: 
tretungsfällen zu verfchärfen. 

g) Ohne vorläufige Befihtigung des 
Leichnams durch die von den Behörden 
aufgejtellten Todtenbeſchauer ſoll durch⸗ 
aus keine Beerdigung vorgenommen 
werden; wenn übrigens die Beerdi— 
gung keinen ſolchen Aufſchub geſtattet, 
daß die Vidirung des von dem Todten- 
beſchauer auszuftellenden Todtenzettels 
durch den Rabbiner oder feinen Stell 
vertreter derfelben vorhergehen könnte, 
bat der Todtenbeſchauer die ertheilte 
Bewilligung zur unauffchieblichen Bes 
erdigung, unter den oben feſtgeſetzten 
Strafen, dem Rabbiner oder feinem Be- 
ftellten binnen längftens drei Tagen 
anzuzeigen, 

$. 13. Alle nad den Beftimmungen 
diefer Berordnung eingehenden Straf: 
gelder find dem israelitifchen Armen: 
fonde, oder wo ein folcher nicht be- 
fteht, den israelitifhen Armen jener 
Gemeinde zuzumwenden, welder der 
Schuldtragende angehört. 

$. 14. Die Orts-, Bezirks- und 
Comitats-Vorſtände find verpflichtet, 
die vollftändige und richtige Führung 
der Brotocolle und die verläßliche Aus— 
fertigung der Auszüge aus denfelben 
zu überwadhen, und über entdeckte Uns 
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regelmäßigkeiten ohne Verzug vor- 
fhriftgemäß das Amt zu handeln, ins- 
befondere find diefe Protocolle bei den 
Revifionen der Bolfszählung einer forg- 
fältigen Prüfung zu unterziehen, und 
die entdeckten Gebrechen, fo wie die zu 
ihrer Abftellung getroffenen Maßregeln 
in den Schlußberichten über die vollzo— 
genen Revifionen anzuzeigen. (Circ. der 
ung. Sth. v. 4. Juli 1851. Ung. L. 
G. 8. Nr. 153.) 
Formular A. 
Geburts-Protocoll. 

Dasfelbe hat folgende Rubriken zu 
enthalten: 1. Name der Gebornen, 
2. Datum der Geburt, 3. Geſchlecht, 
4. Eigenfchaft ob ehelich oder unehelich, 
5. des Daterd Bor- u. Zuname, 6. der 
Mutter Bor: u. Zuname, 7. Wohnung 
der Eltern, 8. Name der Hebamme, 9. bei 
Knaben der Tag der Befchneidung und 
Name des Beſchneidungs-Operateurs, 
10. bei Mädchen der Tag der Namens» 
Ertheilung, 11.Rame der Pathen oder 
Zeugen. 

Formular B. 
TZrauungsd-Protocoll. 

Enthält folgende Rubriken: 1. Des 
Bräutigamd Bor: u. Zuname, Stand, 
Character und Geburtsort, 2. Name, 
Stand und Wohnort feiner Eltern, 
3. fein Wohnort und Hausnummer, 
4. feine Altersjahre, 5. fein Stand, 
6. der Braut Namen und Geburtsort, 
7. Name, Stand und Wohnort ihrer 
Eltern, 8. ihr Wohnort und Haus 
nummer, 9. ihre Altersjahre, 10. ihr 
Stand, 11. Datum der Trauung, 
12. Drt der volljogenen Trauung, 
13. Name der Beiftände, und des 
Zrauungs-Berrichtenden. 

Bormular C, 
Todten- Protocolle. 

1. Bor: und Zuname des Verftorbe- 
nen, 2. Datum des Sterbend , 3. Ges 
burtsort, 4. Stand oder Befchäftigung, 
5. Gefhledt, 6. Stand, 7. Alter, 
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8. Ort, Gaffe und Hausnummer, wo 
der Sterbefall Statt gefunden, 9. Ort 
der Beerdigung, 10. Krankheit und 
Todesart nad Ausweis der Todten- 
beihau, 10. Anmerkung. 

Juden. Proviſoriſche Statu- 
ten für die israelitiſche Reli— 
gionsgenoffenfhaftin Wien. 

$. 1. Die israelitifhe Gemeinde in 
Wien ift eine Religionsgenoffenfhaft 
und fein politifcher Verband. 

8.2. Der Zwed der israelitifchen 
Religiong = Gemeinde ift, ihren Mit- 
gliedern die Theilnahme an allen von 
ihr unmittelbar erhaltenen, jeßt befte- 
henden, oder in Zukunft noch ins Le— 
ben tretenden rituellen, Unterrichte- 
und Wohlthätigkeits » Anftalten zu ge 
währen, und die Erhaltung und För- 
derung derfelben auf die zweckdienlichſte 
MWeife fiher zu ftellen. 

8.3. Bis zur Feftitellung eines de- 
finitiven Statutes bilden diejenigen 
Jsraeliten, welche das Bürgerrecht 
oder die Zuftändigkeit für Wien bereits 
befißen und in Zukunft befißen werden, 
fo wie Jene, welche bis zur Ertheilung 
der Berfaffung vom 4, März 1849 
mit behördlicher Bewilligung in der 
Stadt und der Umgebung anfäffig wa- 
ren, und daher auf die Zuftändigfeit 
Anſpruch haben, fammt ihren Frauen 
und Kindern die israelitifche Religions: 
Gemeinde, und müffen fih in die fo- 
fort zu eröffnende Matrifel eintragen 
laffen. 

8. 4. Zu den Rechten der Gemeindes 
mitglieder gehören: 

I. Active und paffives, nur den 
Männern zufommendes Wahlrecht zur 
Ernennung ded Gemeindevorftandes; 

II. das Recht der Theilnahme für 
fi, ihre Frauen, Witwen und Kinder 
an allen gottesdienftlihen Anftalten, 
Unterrihts-Anftalten und rituellen Ein- 
richtungen der Gemeinde. 

$. 5. Jedes Gemeindemitglied iſt 
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verpflichtet, wenn feine Armuth nicht 
erwiefen ift, fih durch Entrichtung 
eines directen jährlichen Beitrages an 
der Erhaltung der Gemeinde-Anftalten 
zu betheiligen. Es werden zu diefem 
Behufe ſechs Elaffen und zwar nad 
den Beträgen von 10, 20, 40, 60, 
80 amd 100 fl. C. M. feſtgeſetzt. Die 
Gemeindemitglieder werden aufgefor- 
dert, fi in eine diefer Claffen nad 
gewiffenhaftem Ermeffen ihrer Vermö— 
gensverhältniffe einzureihen. 

8.6. Eben fo find alle Zeraeliten, 
welche durch ein Jahr hier wohnen, 
ohne einer der im $. 3 genannten Ca— 
tegorien anzugehören, zur Theilnahme 
an den gottesdienftlihen, Unterrichts- 
und rituellen Anftalten der Religions— 
Gemeinde berechtiget; dagegen find fie 
verpflichtet, zur Erhaltung derfelben 
verhältnigmäßig beizutragen, und fi 
zu diefem Ende ebenfalls in eine für fie 
zu eröffnende Matrifel eintragen zu 
laſſen. 

8. 7. Der Geſammt-Vorſtand bildet 
aus ſeiner Mitte eine Commiſſion, 
welche die eingegangenen Erklärungen 
der Selbſtfaſſion zu prüfen, etwaige 
Bedenken in denſelben auf dem Wege 
der Berftändigung zu beheben und hier— 
nad die Beitragsliften zu entwerfen 
bat. In diefe Beitragsliften find auch 
die neu aufzunehmenden Mitglieder 
nah gleihem Borgange einzutragen, 
und alle drei Jahre die diesfällige Re— 
viſion und etwaige Modificationen vor— 
zunehmen. Es fteht der Gommiffion zu, 
fih zu diefem Behnfe mit Vertrauens: 
männern zu verftärfen. 

$. 8. Rückſtändig gebliebene Be- 
träge ſich nach Vorſchrift der a. h. kaif. 
Berordnung vom 10. Mai 1851 ein- 
zubringen. 

8. 9. Jeder der Religions-Gemeinde 
neu Beitretende, welcher nach $. 5 bei: 
tragspflidtig ift, hat auch eine Auf- 
nahmsgebühr zu erlegen, tiber deren 
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Betrag er ſich mit dem Vorſtande zu 
einigen hat. Witwen und Kinder von 
Gemeindemitgliedern ſind von dem Er— 
lage des Aufnahmsbeitrages befreit. 
Die im letzteren Falle freiwillig gelei— 
ſteten Beiträge werden nad der Be— 
ftimmung des Spenders den refpecti- 
ven MWohlthätigkeits » Anftalten zuge: 
wiesen. 

$. 10. Die Gemeinde wird in allen 
Religions- und Eultus » Angelegenhei- 
ten durch den von ihr felbit gewählten 
Borftand repräfentirt, und deren An- 
gelegenheiten durch denfelben verwaltet. 

$. 11. Der Borfland befteht aus 
fünf Vertretern und fünfzehn Beirä- 
then, außerdem beftehen Vorfteher der 
einzelnen Inftitute, welche deren fpe- 
cielle Angelegenheiten, jedoch unter 
Dberaufficht des Gemeindevorftandes, 
leiten. 

8. 12. Alle diefe Aeınter find Ehren- 
ftellen und als foldye unbefoldet. 

$. 13. Bier Wochen vor der im 
November jeden Jahres ftattzuhaben- 
den Wahl der Borftandsmitglieder teilt 
der Borftand das Berzeichnig der Wahl: 
berechtigten den Gemeindemitgliedern 
zu, und beftimmt den Tag der Wahl. 

$. 14. Sollte Jemand gegen die 
Anführung oder Weglaffung eines Na- 
mens Einfprache zu erheben Willens 
fein, fo bat er feine diesfällige fchrift- 
liche Aeußerung 14 Tage vor der Wahl 
dem Vorftande mitzutheilen, der hier- 
über vechtzeitig und endgiltig ent— 
ſcheidet. 

88. 15, 16 und 17 enthalten die 
Beſtimmungen über das active und paſ— 
ſive Wahlrecht und über die Vornahme 
des Wahlactes. 

8. 18. Den Wahlact überwacht und 
vollzieht eine Commiſſion, beſtehend 
aus einem Vertreter, zwei Beiräthen 
und zwei hiezu von dem Vorſtande ein— 
zuladenden Gemeindemitglicdern. 

$. 19. Die nad diefem Wahlmos 
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dus neu gewählten Vertreter und Bei- 
räthe bleiben 5 Jahre im Amte. Nach 
Ablauf derfelben trifft jedes Jahr einen 
Bertreter und drei Beiräthe die Reihe 
des Austrittes, und zwar in den nächſt— 
folgenden 5 Jahren nah dem Xofe, 
fpäter nah dem Amtsalter. Diefer 
Austritt findet Ende December Statt. 
Die Amtswirffamkeit der Neugewähl- 
ten beginnt am darauffolgenden 1. Jän- 
ner. Die Austretenden können wieder 
gewählt werden. 

8. 20. Die Vertreter wählen aus 
ihrer Mitte einen Vorfißenden auf die 
Dauer eined Jahres. 

8. 21. Zur Faffung eines Beſchluſ— 
fes in den Sitzungen der Vertreter ift 
die Anmwefenheit von 3, in gemein- 
ſchaftlichen Sigungen der Vertreter und 
Beiräthe, die von 12 Mitgliedern (drei 
Bertreter und neun Beiräthe) erforder- 
lich. Bei gleiher Stimmenzahl fteht 
dem Borfigenden ein Doppel» Votum 
zu. Abwefende können weder fchriftlid 
votiren, noch ſich dur ein anderes 
Mitglied vertreteie laffen. 

$. 22. Ueber alle Verhandlungen 
wird ein Protocol vom Secretär ge- 
führt, und diefes von allen Anwejen- 
den unterzeichnet, den Abwefenden aber 
zur Kenntnißnahme und Vidirung mite 
getheilt. 

$. 23. Der Borfißende ift berechti— 
get, die Mitglieder zu Sigungen ein- 
zuberufen, auf Verlangen von 5 Mit- 
gliedern des Gefammtoorftandes ift er 
hierzu verpflichtet. Die Sikungen der 
Bertreter haben in der Regel wöchent— 
ih, die des Gefammtvorftandes mo- 
natlih, und zwar in der erften Woche 
jedes Monate, Statt zu finden. 

$. 24. Die Vertreter find verpflich- 
tet, für die Ausführung der in den 
Sitzungen gefaßten Befchlüffe zu forgen. 

$. 25. Die Leitung ſämmtlicher Ge— 
meinde-Angelegenheiten liegt den Ver: 
tretern ob; ebenjo die Bertretung nach 
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Augen den Behörden und den einzel- 
nen Mitgliedern der Gemeinde gegen- 
über, In Betreff der Führung der 
Geburtd-, Trauungs- und Gterbe- 
Negifter ift fich jederzeit genau nad) 
den hierüber beftehenden geſetzlichen 
Beftimmungen zu achten. In wid 
tigen Repräfentations-Fällen haben die 
Vertreter durch von ihnen hiezu be- 
ftimmte Mitglieder des Beirathes ſich 
zu verftärken. a 

$. 26. Ehrenämter und ſolche Dien- 
ftesftellen, zu denen eine befondere Bils 
dung oder eine höhere Intelligenz er- 
forderlich find, wie Seelforger, Lehrer, 
Secretär, Verwalter u. f. w., verleiht 
der Gefammtvorftand. Die anderwei- 
tigen Dienftesftellen werden von den Ber- 
tretern, ohne Zuziehung des Beirathes, 
verliehen. Die Entlaffung der Ge- 
meinde-Angeftellten findet nach den bei 
deren Aufnahme zu Grunde gelegten 
Principien Statt. 

$. 27. Die Bertreter legen dem Bei— 
rathe jährlich den Boranfchlag des Ge- 
meindehaushaltes und der Beiträge zur 
Mitgenehmigung und die geſchloſſene 
Jahresrehnung zur Ertheilung des 
nöthigen Abfolutoriums vor. Die Jah: 
resrechnung bleibt jedem Mitgliede im 
Archive der Gemeinde 14 Tage nad) 
dem Abſchluſſe offen. 

8. 28. Bei Contrahirungen von Ans 
(eben, Verkäufen oder Ermwerbungen, 
Berträgen, Vergleichen u. dgl. m. von 
höherem Belange ift die Zuftimmung 
des Beirathes erforderlih. Gleiches 
findet in Beziehung auf alle fonftigen 
wichtigeren Angelegenheiten der Ge— 
meinde unerläßlic Statt. 

8. 29. Der Beirath ift berufen, die 
gegenwärtigen Statuten auszulegen, 
wenn zwifchen den Vertretern und den 
Gemeindemitgliedern eine Divergirende 
Anſicht entiteht. 

8. 30. Aenderungen in den Statur 
ten können nur unter Zuſtimmung von 
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zwei Drittheilen, d. i. von mindeſtens 
14 Borftands - Mitgliedern beantragt 
werden, dürfen jedoch erft nach ein- 
verftändlich ertheilter Genehmigung von 
Seite der Minifterien des Innern und 
des Cultus in Wirkffamkeit treten. 

Diefe proviforifhen Statuten der 
israelitifchen Religionsgenoffenfchaft in 
Wien werden in Folge der von dem 
k. k. Minifterium des Eultus und Un- 
terrichts vom 27. Dec. 1851 3. 4274, 
im Ginverftändniffe mit dem Minifte- 
rium des Innern ertheilten Ermächti— 
gung genehmiget. (Erl. der n. ö. Stth. 
v. 14. Jän. 1852 3. 633.) 

i Suden, türkifche, f. türfifche Ju— 
en, 

— — Aufnahme der Judenkinder 
in die Findelanftalt, ſ. Findelanftalt, 
Gebäranftalt. 

Juden-Aerzte. Israelitifhe gra- 
duirte Aerzte find wie andere zu be 
handeln. (Hffzl. D. v. 25. Aug. 1799, 
n. ö. Reg. Decr. v. 20. Sept. 1799. 
Barth. Beiträge. ©. 198: $. 190.) 

— — Aerzte und Wundärzte, welche 
israelitifihe Glaubensgenoffen find, 
follen in der Regel zu gerichtlichen Lei— 
hen = Unterfuhungen nicht zugelaffen 
werden. In Fällen jedoch, wo die 
durh die Inſtruction für Leichenber 
ſchauer zu diefem Gefchäfte beftimmten 
Sanitätd-Individuen wegen eines lega= 
len Hinderniffes bei Leichen » Unterfu- 
Hungen nicht erfcheinen können, oder 
Gefahr am Berzuge vorhanden ift, kön— 
nen ausnahmsweife, und wenn fein 
Hriftliher Arzt oder Wundarzt in der 
gehörigen Zeit aufgefunden werden 
kann, auch jüdiſche Sanitäts-Indivi— 
duen hiezu verwendet werden. Damit 
aber derlei Leichenbefchauen gehörig 
vorgenommen, und feine Bedenken ge— 
gen diefelben erregt werden können, ift 
es unerläßlih, daß den israelitifchen 
Merzten und Wundärzten, bevor fie 
den obengenannten gerichtlichen Wet 
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vollziehen, ein ihren Religions « Ge- 
bräuchen entfpredhender Eid, unter Be- 
obachtung der für fie beftimmten Feier— 
lichfeiten, in jedem einzelnen. Falle ab— 
genommen werde. (Hfkzl. D. vom 18. 
Dec. 1828, an das galiz. Gubernium. 
Kundgem. am 28. Jän. 1829. Krop. 
G. ©. Br. 54. Nr. 220.) 

Suden: Bälle. Juden dürfen in der 
Faftenzeit feine Bälle abhalten, ſ. Ju— 
den⸗Ehen. 

Suden:Begräbnißpläße, ſ. Grä— 
ber, Leichenhöfe. 

Juden-Bethaus in Wien, die 
Statuten desſelben wurden genehmigt. 
(A. h. Entſchl. vom 27. Jän. 1837. 
Hl. D. v. 3. Febr. 1837 3. 2558, 
n. 5. Reg. Bdg. vom 19. Febr. 1837 
3. 9035, n. ö. Prov. G. ©. 19. Bd. 
Nr. 21.) 

Suden = Dienftboten,. Die Israe- 
liten in Prag find in der Haltung und 
Aufnahme riftlicher Dienftboten un— 
beirrt zu belaffen. (U. h. Entſchl. vom 
17. Juni 1828, Hfkzl. D. v. 27. Juni 
1828. Kp. ©. ©. 54. Bd. Nr. 117.) 

Juden-Ehen. Se. Majeftät haben 
für alle Erbländer feitgefeßt, daß Ju— 
den, die den vorgefchriebenen Normal» 
Unterricht erhalten zn haben, fich nicht 
ausweifen können, die Heirathsbewilli— 
gung nicht ertheilt werden fol, und 
dag von nun an, alle dermalen unter 
dem 16. Jahre fi befindenden Juden 
zu diefem Schulbefuhe zu verhalten 
find. (Hfd. v. 15. Apr. 1786, n. ö. 
R. Vdg. v. 28. Apr. 1786 3. 8905. 
Krop. G. Joſ. 10. Bd. ©. 579.) 

— — Die beftehende Vorſchrift, 
nad welcher jeder Jude, der ſich ver- 
ehelichen will, das Zeugniß des erhal- 
tenen Normal » Unterrichts beizubrin, 
gen hat, erſtreckt fich nur auf diejenigen 
Juden, weldhe das für den Normal- 
Unterricht, der bekannter Mapen vom 
6. bis zum vollendeten 12. Jahre 
dauert, vorgefchriebene Alter, mithin 
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das 13. Jahr nicht überfchritten haben. 
(Hfd. vom 8. Aug. 1786. Deer. der 
n. ö. Reg. vom 15. Auguft 1786 3. 
17913. Ktop. Gef. Joſ. 10. BP. 
©. 580.) 

Suden-Ehen, Den Juden ift zwar 
die Schließung der Ehen zur Advents- 
und Faftenzeit nicht zu unterfagen, je- 
doch ift nicht zuzugeben, daß fie in dieſen 
gebotenen Zeiten ihre Hochzeiten mit 
Mufit, Tanz, oder ähnlichen Erlufti- 
gungsarten begehen. (Hfd. v. 8. Det. 
1807. Krop. Gef. Franz 23. Bd. 
©. 712.) 

— — Don der Berordnung, daß 
jeder Jsraelite und jede Jsraelitin bei 
dem Kreisamte vor ihrer Verehelichung 
fi einer Prüfung aus dem moralifch- 
religiöſen Lehrbuche Bne-Zion zu un- 
terziehen haben, kann auch gegenwär« 
tig nicht abgegangen, und feine Be— 
fchränfung auf ein gewiſſes Alter oder 
eine gewiffe Zeitfrift zugegeben werden. 
(Stud. Hofe. Dee. v. 12. Febr. 1813, 
an das böhm. Gub. u. v. 11. März 
1813 an das mähr. Gub.) 

— — Eine ohne Beobachtung der 
geſetzlichen Borfchriften geſchloſſene 
Juden-Ehe iſt ipso facto ungiltig, weil 
fie eigentlich gar nicht zu Stande ge- 
fonmen ift, und es bedarf demnach bei 
folhen Ehen des Verfahrens nicht, wel- 
ches im Allgemeinen bei einer mit einem 
Hinderniffe behafteten Ehe vorgefihrie- 
ben ift, daher diefe Borfchriften, na— 
mentlih die 88. 94 und 97 des a. b. 
G. 8. auf Juden - Ehen nicht anwend- 
bar find. (U. h. Entfhl. vom 5. Dec. 
1826. Hfkzl. D. v. 10. Dec. 1826, 
an ſämmtl. Läanderft., mit Ausnahme 
von Steiermark und Defterreich ob der 
Enns. Bol. &. ©. 54. Bd. Nr. 100.) 

— — Das Minifterium des In— 
nern findet im Einvernehmen mit dem 
k. k. Finanzminifterium zu beftimmen, 
dag es ſowohl von der nadhträglichen, 
als künftigen Einhebung der Schleier— 
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tare bei Verehelihungen der Israeliten 
in Niederöfterreih abzufommen habe. 
(Erl. des Min. des Innern v. 4. Der. 
1848. R. ©. 3. Rr. 3.) 

Suden-Ehen, f. Inden. (Vdg. v. 
11. Sept. 1849.) 

Juden-Feſttage. Israeliten dür- 
fen an ihren Fefttagen nicht vor Gericht 
geladen werden. Diefelben haben im 
Jahre, ohne den wöchentlichen Sabbath: 
Zagen, 13 Feiertage, und zwar: 

2 Tage, den 15. und 16., dann 
2 Tage den 21. und 22. des Monats 
Nifan, im Monat. April, unter dem 
Namen Diterfeft, eigentlih aber das 
Feſt des ungefäuerten Brodes, welches 
ganze acht Tage zu effen geboten ift. 
Die vier Zwifhentage, nämlih vom 
16. bis 21. find nur Halbfefte, wo 
man die zum Lebensunterhalte nöthige 
Arbeit verrichten darf. 

2 Tage, als den 6. u. 7. des Mo— 
nats Sivan, gewöhnlih im Monate 
Mai, unter dem Namen Pfingitfeier- 
tage. 

2 Tage als Neujahrfeft, d. i. den 
1. und 2. Tieri, trifft gewöhnlich im 
Monate September. Zehn Tage her— 
nad ift 

1 Tag, der Verföhnungdtag, und 
5 Tage nach diefem find 

2 Tage Lauberhüttenfeft, nämlich 
vom 15. bis 16. Tieri. Am 22. Det. 
fällt endlich 

1 Tag das Beſchlußfeſt, und am 23. 

1 Tag das Freudenfeft. (Juſt. Hfd. 
v. 17. Jän. 1818. Krop. Gef. Franz. 
40. Bd. ©. 14 u. 15.) 

Suden-Geburts:, Trauungs- u. 
Sterbebücher, i. Juden-Matrikeln. 

Juden-Gefälle. Den Pächtern der 
Juden-Gefälle iſt die Führung des 
k. k. Wappens oder Adlers durchaus 
unterſagt, es bleibt ihnen jedoch un— 
benommen, ihr Privatſiegel mit einer 
das Gefäll bezeichnenden Unterſchrift 
zu verfehen. (Hfkzl. D. v.6. Juli 1826, 
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an das galiz. Land. Gub. Kundgem. 
am 13.. Sept. 1826. Krop. ©. ©. 
52. Bd. Nr. 166.) 

Suden= Gemeindevorfteher. Da 
die Juden» Gemeindevorfteher mit De- 
ereten angeftellt find, beftimmte Pflich- 
ten zugewiefen haben, und über die 
Erfüllung ihrer Amtspflichten in Eid 
genommen werden, daher denfelben 
auch eine ſolche Gewalt anvertraut ift, 
von der fie den in dem St. ©. ange: 
deuteten Mißbrauch der Amtsgewalt 
machen können, wie diefed ſich auch 
aus den Hofdecreten v. 9. Nov. 1816 
und 13. Juni 1817 der Juftiz.Gefeb- 
fammlung Elar ergibt; fo unterliegt es 
feinem Bedenken, daß auch ein Juden- 
Gemeinde» Borfteher ald ein Beamter 
angefehen, und fonch aud wegen 
Mißbrauch der Amtsgewalt zur Unter: 
fuhung gezogen und beftraft: werden 
könne. (Hfkzl. D. v. 11. Febr. 1828, 
an das f. ?. böhm. Bub. Krop. ©. ©. 
54. Bd. Nr. 28.) 

Suden-Befleitsnane, ſ Ju: 
den-Namen, 

Suden-Hebammen, Es fann den 
jüdifhen Hebammen, die gleih den 
hriftlichen ihre Befähigung, diefe Hilfe 
zu leiften, dargethan haben, nicht ver- 
wehrt werden, wenn fie von einer ge- 
bärenden Chriftin zu Hilfe gerufen 
werden, ihr diefe zu leiften, Die Heb- 
amme jüdifcher Religion ift jedoch bei 
der Entbindung einer Chriftin verpflich- 
tet, fobald fie eine nahe Todesgefahr 
für das Kind oder die Gebärende wahr: 
nimmt, die Angehörigen hievon bei Zei- 
ten in Kenntniß zu feßen, damit die 
Nothtaufe oder die Verleihung der 
Sterbefacramente nicht verfäumt werde. 
Die Unterlaffung diefer Mittheilung 
an die Angehörigen wird mit der ver- 
dienten Strafe geahndet werden. Die 
jüdifche Religion der Hebamme kann 
ferner kein Hinderniß fein, diefelbe Zeu- 
genfhaft ala Hebamme abzulegen, wie 
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fie die hriftliche Hebamme ablegt. Die 
Hofkanzlei= Berordnung vom 27. Juli 
1826 3. 21173, durch welche den jü- 
difhen Hebammen nur unter gewiſſen 
Beſchränkungen die geburtähilfliche 
Dienftleiftung bei chriftlihen Frauen 
geftattet wurde, wird demnach für auf- 
gehoben erklärt. (Vdg. des Unt. Min. 
v. 3. Sept. 1850, an die Statthalter 
von Mähren und Schlefien. R. G. B. 
Nr. 348, f. auch Hebammen, Dog. 
v. 4. Febr. 1830.) 

Juden-Kinder. Vorſchrift über die 
Bewilligung der Taufe, ſ. Zuden— 


aufe. 

— — f. Findelanftalt. (Bde. v. 
19. Nov. 1846, Gebäranftalt. Bdg. 
v. 24. März 1841.) 

Suden- Kranfenanftalt, f. In: 
den:Spital, 

Juden - Lehrer. Die Lehrer der 
Jsraeliten müſſen wie die Lehrer der 
Katholiten und Afatholiken in der Lehr- 
art vorfhriftmäßig unterrichtet und mit 
dem gefeßmäßigen Zeugniffe verfehen 
fein, fie mögen entweder bei einer 
Schule angeftellt werden, oder Privat- 
unterricht bei einzelnen Familien erthei- 
len wollen, (Polit. Berf. der deutfchen 
Säulen. $. 469.) 

— — Privatlehrer, israelitiſche, 
haben ſich allen den in der deutſchen 
Schulverfaſſung für alle Privatlehrer 
vorgefchriebenen Bedingungen zu un 
terziehen. (MR. ö. Reg. Vdg. v. 21. Mai 
1822 3. 20517. Krop. Gef. Franz 
46. Bd. ©. 490.) 

— — Ge. Majeftät Haben mit höch— 
fter Ertfhließ. v. 8. Jan, 1826 über 
den Unterriht israelitifcher Pri— 
vatlehrer folgende Grundfäße zu ge 
nehmigen geruht: 

1. Jsraelitiſchen Privatlehrern, wenn 
fie fih mit dem erforderlichen Lehrfä— 
higfeits - Zeugniffe und über eine unta- 
delhafte Moralität ausweisen, wird ges 
ftattet, israclitifche Kinder im allen 
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Lehrgegenftänden, aus welchen fie ſelbſt 
geprüft find, privat, und nur einzeln in 
den Wohnungen der Eltern nah den 
allgemein beftehenden Vorſchriften zu 
unterrichten. 

2. Es wird aber den israelitifchen 
Privatlehrern nicht geftattet, chriſtliche 
Kinder weder in den lebenden Sprachen 
noch in den gewöhnlichen Elementar: 
Begenftänden zu unterrichten. 

3. Sollte die Randesftelle aus Kos 
cale und befonderen Rückſichten für 
zwedtmäßiger eradhten, den Privat-Un- 
terriht der israelitifhen Privatlehrer 
noch mehr zu befchränfen, um etwa die 
dort oder da beftehende öffentliche is- 
raelitifhe Schule dadurch mehr zu he— 
ben und zu befördern, fo wird diefe 
Berfügung dem Ermeffen der Landes» 
ftelle überlaffen. (Studien-Hofcommifr 
fiond-Decr. vom 13. Jänner 1826 3. 
326, an fämmtl. Länderft. Pol. ©. ©. 
54. Bd. Nr. 3.) 

Sudenlehrer. Kein israelitifcher 
Privatlehrer darf Unterricht ertheilen, 
ohne durch ein pädagogiſches Lehrfähig- 
feitözeugniß und durch eine gute Mo» 
ralität fih dazu zu eignen oder auszu— 
weifen. (Studien-Hofcommiffiond-D. 
vom 15. Juli 1826, an das gal. Kan: 
desgub., Krop. G.S. 52.Bd. Nr. 173.) 

— — An die iöraelitifhen Re— 
ligionslehrer im hiefigen Bethaufe und 
an der hiefigen israelitifchen Schule ift 
bei neuen Anftellungen für die Zukunft 
die Forderung zu ftellen, daß fie die 


philofophifhen Studien an einer erb- .... 


landifchen Lehranftalt zurückgelegt ha— 
ben und daß fie, falls die Errichtung 
einer idraelitifchen theologifchen LXehr- 
anftalt Statt finden follte, die Prüfung 
aus der israelitifhen Religionslehre 
abzulegen haben. (U. 5. Entſchl. v. 
27. Jänner 1837, Hftzl. D. vom 3. 
Febr. 1837 3. 2558, n. ö. Rggs. D. 
vom 19. Febr. 1837 3. 9035, n. ö. 
Prov. G. ©. 19. Bd. Nr. 21.) 
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Sudenlehrer, [.Iuden-Rabbiner. 

— — f. Juden-Schulen. 

Suden-Leihenhof in Wien, f. 
Leichenhöfe. 

Juden-Matrikeln. In Beruͤckſich⸗ 
tigung, daß die Geburts⸗, Trauungs- 
und Todtenbücder für Jsraeliten ſowohl 
von dem erften israelitifchen Religions- 
lehrer, ald auch von der k. k. Polizei» 
Ober⸗Direction zur Controle geführt 
werden, überdies der Erftere fämmtliche 
religiöfe und alle darauf Bezug. haben» 
den Gefchäfte bei dem Bethaufe zu ver: 
fehen bat, bat auch in Zukunft der 
erfte israelitifhe NReligionslehrer, der 
die Stelle des Rabbiners vertritt, alle 
Geburts⸗, Trauungs- und Todtenfheine 
nad den anliegenden drei Formularien, 
auf dem gehörigen Stämpel, und un- 
entgeltlich mit der Borfiht auszuftellen, 
daß diefelben fowohl von ihm und zwei 
Vertretern umterfertigt, aber auch von 
der k. k. Polizei» Ober» Direction, zur 
Controle mit der ämtlichen Beftätigung 
verſehen werden. 

Beilage. 
Geburts-Zeugniß. 

Bon dem Unterzeichneten wird hier- 
mit bezeuget, deß am. . ten... . dies 
fes Jahres Ein taufend acht hundert 
BITTER dem... ... von feiner Ehe- 
gattin ein... .. geboren, und 
de. felben am..ten....18.. der 
Name... . beigelegt wurde, welches 
auch in dem Geburts» Protocolle der 
israelitifden Einwohner Wiend Folio 
eingetragen if. Zur Urkunde 
deffen meine eigenhändige Fertigung. 

DWienam..ten.... 18.. 

N. N. 
israelitiſcher Religionslehrer. 
Geſehen am... von dem 
Bertreter der israel. Ein- 
wohner Wiens 
N. N., N. N. 
Beſtätigung der k. k. Pol. Ob. Dir. 
Wien am 


—— 
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Trauungs⸗Zeugniß. 

Von dem Unterzeichneten wird a 
mit bezeuget, daß am. . ten. im 
Jahre Ein taufend acht hundert . 
das Brautpaar: Herr... ., ehelidjer 
Sohn des Herrn ..... ‚ gebürtig aus 
ald Bräutigam, mit der 
Tochter des Herrn gebürtig aus 

als Braut, in Gegenwart der Bei: 
fände. . vom. in nad 
ieraelitifcjen Geſehen und Gebräuchen 
getraut, und deren Ehe eingeſegnet 
worden, welcher Trauungs-Act auch 
unter demſelben Datum, in dem Trau— 
ungs-Protocolle der israelitiſchen Ein— 
wohner Wiens Folio .... eingetragen 
ift. Zu deffen Urkunde meine eigen- 
bändige Fertigung. 


„on 0. MIV ALU ULIUMUHL , Mi Wohn 0.00 * 


eo...» 


Wien am..... 18 
NN. 
israelitifcher Religionslehrer. 
Gefehen am ..... von den 


Bertretern der ieraei. Ein⸗ 
wohner Wiens. 
Beſtätigung der k. k. Bol. Ob. Dir. 
Wien am 


Todtenſcheine. 

Von dem Unterzeichneten wird hier— 
mit bezeuget, daß am ..ten..... im 
Zahre Ein taufend at hundert ..... 
den ..... — A in einem Alter 
ee zu ..... verftorben und am 
..ten ..... 18.. auf dem israeliti— 


{hen Gottesader nächſt Wien vor der 
Nußdorfer Linie beerdigt worden ift. 
Die Beranlaffung des Todes wurde 
laut des obrigkeitlihen Beerdigungs— 
ſcheines von der abgeordneten Todten⸗ 
befhau für .... erfannt. Welcher 
Sterb» und Beerdigungdfall in dem 
SterbesProtocoll der israelitifhen Ein- 
wohner Wiens Folio .... eingetragen 
ift. Zu deffen Urkunde meine eigenhäne 
dige Fertigung. 

Wien am 


israelitifcher Religionslehre. 
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Geſehen am .... 
Bon den Vertretern der 
israelitifhen Einwohner 
Wiens. 
Beftätigung der ?. k. Pol. Ob. Dir. 

Wien am 
(N. 5. Rogge. Bdg. vom 1. Juni 1831 
8. 28691, n. d. Prov. ©. ©. 13. Thl. 
Nr. 118.) 

Suden-Matrifeln. Die von dem 
israelitifhen Neligionslehrer in Wien 
zu führenden Geburtd-, Trauungs« und 
Sterbregifter fönnen die k. k. Vol. Ob. 
Dir. von ihrer Pflicht zur Führung 
diefer Bücher nicht entbinden, vielmehr 
hat der Religionslehrer, der zwar über 
die bezeichneten Acte nunmehr auch ver: 
läßliche Negifter zu führen berechtiget 
fein foll, jeden einzelnen Fall auch der 
k. £. Pol. Ob. Dir. zur Einfhaltung 
in ihre Bücher, welche allein vollen 
Glauben haben, anzuzeigen. Die von 
den Religionslehrern verfaßten Aus— 
züge aus ihren Geburts», Trauungd« 
und Sterbregiftern, dürfen ohne Beitä- 
tigung der ?. k. Pol. Ob. Dir. bei fon« 
ftiger Strafe Niemandem ausgefolgt 
werden, und find ohne diefe Beftätigung 
auf jeden Fall ungiltig. Es ift ferner 
der Juden-Spitald-Berwaltung die bes 
reits beftehende Pflicht zu erneuern, 
jeden Todesfall zur Kenntniß des Res 
ligionsfehrers zu bringen, damit er 
nicht nur feine Todtenregifter vervoll- 
ftändigen, fondern auch die weitere An« 
zeige an die k. k. Pol. Db. Dir. machen 
fönne, Damit aber die Geburtsfälle 
der Behörde nicht entzogen werden, fo 
wird unter einem durch die betreffenden 
Behörden allen Hebammen und Ge- 
burtöhelfern bei der mit hohem Hofbe- 
fheide vom 26. Aug. 1790 beftimmten 
Strafe von 50 fl. EM. neuerdings zur 
Pfliht gemacht, jede Geburt und Be 
fhneidung eines Judenfindes entweder 


dem israelitifhen Religionslehre (Rab- 


biner) oder der £. £, Pol. Ob. Dir. ans 
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zuzeigen. Leßtere hat ſodann alle ihr 
unmittelbar angezeigten Geburtsfalle 
dem NReligionslehrer ebenfalld mitzu- 
theilen. (Hofkzl. Decr. vom 3. Febr. 
1837 3. 2558 in Folge a. h. Entfchl. 
vom 27. Jänner 1837; Vdg. d. n. ö. 
Rgg. vom 19. Febr. 1837 3. 9035, 
n. ö. Prov, G. ©. 19. Bd. Nr. 21.) 

Juden-Matrikeln. Der mit Hof: 
fanzleisDecrete vom 22. December 
1837 3. 29444 herabgelangte Unter: 
richt zur Führung der Juden 
Matriteln, wurde mit nachſtehenden 
Weifungen mitgetheilt und zwar: 

1. Haben die in dieſem Unterrichte 
enthaltenen Vorſchriften mit 1. Novem— 
ber 1839 in Wirkſamkeit zu treten, zu 
diefem Behufe find, 

2. von dem k. f. Kreisamte nad 
vorläufiger Rüdfprache mit den Aems 
term und Magiftraten Bezirke zu be- 
flimmen, für welche die jüdifhen Ma— 
trifelführer zu ernennen und zu bes 
eiden find. 

3. Das Gefhäft der Matrikelfüh— 
rung darf nur einem folhen Manne 
anvertraut werden, der nicht nur mit 
den Berhältniffen feiner Glaubendge- 
noffen, die in dem Bezirke, für welchen 
die Matriteln zu gelten haben, wohnen, 
vollfommen vertraut, im Orte, wo die 
Matrikeln zu führen find, wohnhaft, 
und feiner Beihäftigung nach nicht ges 
nöthigt ift, fih aus diefem Orte öfter 
und befonders auf längere Zeit zu ent- 
fernen, fondern der auch allgemein als 
ein rechtſchaffener, wahrheitsliebender, 
aufgeflärter und hiemit des in ihn ge— 
fegten Zutrauens vollfommen würdiger 
Mann bekannt, endlich auch der deut: 
fhen Sprade und Schrift zur Genüge 
mächtig ift. Nach den a. h. Borfchriften 
ift dieſes Geſchäft 

a) den Ortsrabbinern, 

b) Schullehrern, 

ce) Religionsweiſern, 

d) Schulſingern und 
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e) wenn feine diefer Perfonen vor: 
handen ift, einem hiezu tauglihen Haus: 
vater anzuvertrauen. 

4. Die Ernennung des Matrifel- 
führers fteht dem Kreisamte unbeſchränkt 
zu. Wer dieſes Amt zu erhalten 
wünfcht, muß diesfalls ein eigenhändig 
gefhriebenes Geſuch bei feinem vorge: 
fegten Magiftrate oder Amte einbrin- 
gen. Das Kreisamt wird fodann die- 
fen Bittfteller über die nöthigen Kennt- 
niffe zur Matrifelführung prüfen, den 
geeignet Befundenen mittelft eines eige- 
nen Decretes anftellen und hierauf ber 
eiden. 

5. Der ernannte Matrikelführer hat 
bei dem Kreisamte auf die für die Je: 
raeliten vworgefchriebene Art zu ſchwö— 
ren, daß er alle ihm befannt werdenden 
Geburtd-, Trauungs- und Todesfälle 
in die ihm anvertrauten Matrikeln ge- 
nau nad der ihm mitgetheilten Beleh- 
rung eintragen, die vorgejchriebenen 
Auszüge auf das Genauefte verfaffen, 
in der beftimmten Zeit überreichen, und 
die Matrifeln nebft allen dazu kommen— 
den Documenten wohl verwahren wolle. 

6. Die Matrikelführung der Juden 
wird vor Allem durch die von dem Seel- 
forger des Wohnortes über denfelben 
Bezirk geführte zweite Matrik controls 
lirt, da eine doppelte Matrifelführung, 
der Eontrole wegen, ſchon mit der Ber: 
ordnung vom 12. Inni 1794 für 
zweckmäßig erfannt wurde. Im Uebri- 
gen fteht die Aufficht über die richtige 
Führung der JZuden-Matrifel dem Amte, 
dem Drtöfeelforger, dem Bezirfsvicar 
und dem Kreidamte zu. (Decr. des 
böhm. Gub. vom 24. April 1838 3. 
1818, Prov. ©. ©. für Böhmen vom 
3. 1838 Nr. 107.) 

Juden-Matrikeln. Vorſchrift 
über die Führung der Geburts— 
Matrikeln der Juden. Unter den 
Israeliten beſteht ſehr häufig der Miß— 
brauch, daß den unehelichen Kindern, 
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insbefondere jenen, zu welchen ſich der 
uneheliche Erzeuger als Vater bekennt, 
und als folder in die Geburtömatrif 
eingetragen wird, gegen die ausdrück— 
lihe Vorſchrift des $. 165 des a. b. 
G. B. der Familienname des Vaters 
und nicht, wie es gefchehen follte, der 
Gefhlehtöname der Mutter beigelegt 
wird. Um diefem, in der Folge nur zu 
Beirrungen Anlaß gebenden Uebelftande 
zu begegnen, find die jüdifchen Matri- 
felführer anzuweifen, ſich bei der Ein» 
tragung jüdifcher Geburtsfälle künftig. 
hin genau zu überzeugen, ob die betref- 
fenden Eltern den hierortigen Heiraths— 
confens erhalten haben und wirklich ge 
traut worden find, ferner in der 6. Rur 
brik der nad) dem, mit der Gubernial« 
- Berordnung vom 24. April 1838 
3. 1818 vorgefchriebenen Formulare 
verfaßten Geburtsmatrit nebft dem 
Bornamen, welcher dem neugebornen 
Kinde beigelegt wird, wenn dasjelbe 
ehelich ift, den Kamiliennamen des Va— 
ters, wenn es aber unehelich ift, den 
Gefhlehtsnamen der Mutter anzufüh- 
ren. Weiters ift den jüdiſchen Matri- 
felführern die genauefte Befolgung der 
in den $$. 17 bid 35 des mit jener 
Berordnung bekannt gemachten Unter- 
richtes zufammengeftellten Borfihriften 
in Diefer Beziehung . wiederholt zur 
ftrengften. Pfliht zu machen. Das 
Kreidamt hat aber bei jedem vorkom— 
menden Anlaffe dahin zu wirken, daß 
jener Mißbrauch, wo er Statt findet, 
fogleih gerügt und abgeftellt werde, 
daß vorzüglih die unter den Juden, 
zur Umgehung der hinfihtlih ihrer 
Heirathen geſetzlich beftimmten Befchrän- 
kungen, fehr häufig beftehenden Con» 
ceubinate nicht geduldet, und von Fall 
zu Fall fogleich die nöthigen Maßregeln 
ergriffen werden, damit die betreffenden 
Perfonen entweder getrennt, oder wo 
es geftattet ift, zur Eingehung einer ges 
feßmäßigen Ehe verhalten werden. Bon 
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diefer Borfehrift wird auch der Gurat- 
clerus dur die biſchöflichen Confifto: 
rien verftändigt. (Vdg. des böhm. 
Bub. vom 28. Febr. 1845 3. 10561, 
Prov. G. ©. für Böhmen 27. Bd. 
Nr. 61.) 

Juden-Matrikeln. Der von der 
Hofkanzlei mit Decret vom 19. März 
1846 3. 6171 genehmigte Unterricht 
über die Führung der Geburts-, Trau—⸗ 
ungs= und Sterbe- Matrifeln der Js— 
raeliten in Mähren, dann der diesfälli« 
gen Controlirungs-Maßregeln durch 
Führung der Controls-Matrikeln von 
Seite der katholiſchen Ortsſeelſorger 
wurde kundgemacht. (Cire. des mähr. 
Gub. vom 28. Mai 1846 3. 14585, 
Prov. G. ©. für Mähren Nr. 51.) 

— — Nahträglid zu dem mit Gu: 
bernial= Girculare vom 28. Mai 1846 
3. 14585 befannt gemachten Untere 
richte über die Führung der Geburts, 
Zrauungd- und Sterbe- Matriteln der 


. Zeraeliten und der diesfälligen Con— 


trolirungs» Mafregeln wurden die For- 
mulare über die Geburts-, Trauungs- 
und Sterbe-Matrifeln, dann die Eides- 
formel für die jüdischen Matrikelführer 
zur allgemeinen Kenntniß und Darnach— 
achtung vorgezeichnet. (Circ. des mähr. 
Gub. vom 13. Aug. 1846 3. 29288. 
Pıov. ©. ©. für Mähren Nr. 80.) 

— — Die Correfpondenz der is: 
raelitifchen Matrifelführer mit den k. k. 
Behörden in Matrikel» Angelegenheiten 
ift ſowohl bei der Auf-, als bei der Ab— 
gabe portofrei zu behandeln, muß je- 
dod auf der Adreffe mit der Bemer- 
fung: „in ämtlichen Matrik-An— 
gelegenheiten“, verfehen fein. (Er- 
laß des H. M. vom 25. Juli 1849. 
R. G. B. Nr. 338.) 

— — find in deutfcher Sprache zu 
führen, f. Iuden:Rabbiner, Juden: 
Namen. 

— — Vorſchrift wegen Führung 
derfelben in. Ungarn, ſ. Juden, 


Iuden- Matrikeln. 


Suden- Matrikeln, ſ. türkifche 
Juden. 

Suden- Namen. Israeliten follen 
einen beftimmten Geſchlechts⸗ und deut- 
[hen Vornamen wählen, daher jeder 
Hausvater verhalten ift, für feine Fa- 
milie — der Bormund für feine Wai— 
fen, und eine jede ledige, weder in der 
väterlihen Gewalt, noch unter einer 
Bormundfhaft oder Euratel ftehende 
Mannsperfon einen beftimmten Ge— 
ſchlechtsnamen zu führen, das weibliche 
Gefhleht im ledigen Stande den Ge- 
ſchlechtsnamen ihres Vaters — verhei— 
tathet, den ihres Mannes zu nehmen, 
jede einzelne Perſon aber ohne Aus— 
nahme einen deutfhen Bornamen fi 
beizulegen, und ſolchen Zeitlebens nicht 
abzulegen. — Derjenige, ohne Unter- 
ſchied des Geſchlechtes, der feines auf 
beftändig angenommenen deutfchen Bor: 
und Geſchlechtsnamens fih künftig 
nicht, jondern eines andern gebrauchen 
follte, wird, wenn er vermöglich ift, mit 
50 fl. zu betrafen, ift er aber unver» 
möglih, aus allen k. k. Ländern mit 
feiner Familie abzufhaffen fein. — 
Doch haben alle aud unter einem ans 
dern Namen von ihm ausgejtellten 
Schuldſcheine, wenn er deffen überzeugt 
wird, gegen denjelben immer zu gelten. 
(Batent v. 23. Juli 1787. $. 1—7 
lit. b. Krop. Gef. of. 14. Bd. ©. 
536.) 

— — Bur Bermeidung aller Un- 
ordnungen, die in politifhen ſowohl 
als gerichtlichen, und felbft in Pri- 
vatgefhäften entftehen müffen, wenn 
bei einer Claffe von Menfhen und Fa- 
milien feinen beftimmten Geſchlechts— 
namen und die einzelnen Perfonen kei— 
nen fonft befannten Vornamen haben, 
wurde verordnet: Daß bei der Juden 
[haft auch in Weft-Galizien ein jeder 
Hausvater für feine Familie, der Vor: 
mund für feine Waifen, und eine jede 
unverehelichte weder in väterlicher Ge- 
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walt, noch unter einer Vormundſchaft 
oder Curatel flehende Mannsperfon 
einen bejtimmten Gefchlehtsnamen zu 
führen, das weibliche Geſchlecht umver- 
ehelihten Standes den Geſchlechtsna— 
men ihres Vaters, verheirathet den ih— 
res Mannes beizubehalten, jede einzelne 
Perfon aber ohne Ausnahme einen deut- 
ihen Vornamen fih beizulegen, und 
ſolchen zeitlebens nicht abzuändern ge— 
halten fein fol. Alle bisher in der jü- 
difhen Spradhe oder nach dem Orte, 
wo fi Jemand entweder für beftändig, 
oder auf eine Zeit aufgehalten, 3. B. 
Schaulem, Jöplitz, Jochim, Eollin ꝛc. 
üblich geweſenen Benennungen haben 
daher gänzlich aufzuhören. Niemandem 
wird geſtattet, die Namen eines adeli— 
gen, oder fonjt befannten Geſchlechtes 
anzunehmen, und da fern fich etwa ein 
folder einfchleichen follte, jo foll der 
unbefugt angenommene Geſchlechtsname 
fogleich abgeändert, und dafür auf die 
vorgefchriebene Art der jüdifhen Fami— 
fie ein anderer Vorname beigelegt wer- 
den. Eben dies hat in der Zukunft 
überall und zu jeder Zeit zu gefchehen, 
fo oft fih Jemand darüber befchwert, 
dag ein Jude feinen Gefhlehtsnamen 
führe. Jeder Hausvater, und fonft jede 
als eine eigene Familie betrachtete ein- 
zelne Berfon in dem neuen Antheile 
Galiziens hat fich längſtens bis 1. Juli 
1. 3. bei dem Kreidamte, oder dem vom 
felben hierzu beftimmten Commiffär mit 
einem in deutfcher Sprache abgefaßten, 
von den Gemeindevorftehern und Orts— 
rabbiner oder Religiondweifer unterfer- 
tigten Zeugniffe über die Familie, von 
der er abftanımt, und über den Namen, 
den er bisher geführt, auszuweiſen, da= 
felbft für fih und für feine ganze Fa— 
milie den neuen deutfchen Bornamen, 
der ihm auf dem erfibefagten- Zeugniffe 
von dem Sreisamte oder Commiſſär 
ſchriftlich und ordentlih zu betätigen 
ift, zu empfangen, und ſodann fi da— 


Juden Namen. 


mit bei dem Magiſtrate oder der Grund⸗ 
obrigkeit von dem Hauptorte der Ge- 
meinde, zu welcher er gefchrieben ift, 
auszumeifen, welche Grundobrigkeiten 
und Magiftrate Darüber ein ordentliches 
Protocoll zu führen haben. 

Mit 1. Zuni 1805 müffen die Bes 
ſchneidungs- und Geburtsbücher ohne 
Ausnahme in deutfher Sprache ge 
führt, dann alle Geborene, Geftor- 
bene und Getraute, nicht anders, 
ala mit dem deutfchen Bor: und ih— 
ren auf immer beftimmten Gefchlechts- 
namen eingetragen werden. Um der 
Argliſt, womit dieſem Geſetze aus— 
zuweichen verſucht werden dürfte, vor— 
zubeugen, und ſelbem eine deſto zuver— 
läffigere Beobachtung zu verſichern, wer: 
den auf die Hebertretung folgende Stra- 
fen feſtgeſetzt: 

a) Derjenige Rabbiner, der vom er— 
ften Juni 1805 die Geburtd-, Trau— 
ungs- und Sterbfälle nicht in deutfcher 
Sprache führen, oder nicht nach den be- 
ftimmten Namen eintragen follte, wird 
zum erftenmale mit 50 fl. rhn. zu be- 
ftrafen, das zmweitemal aber fogleich fei- 
nes Dienftes zu entlaffen, und für dienft« 
unfähig zu erklären fein. 

b) Derjenige, ohne Unterfchied des 


Geſchlechtes, der fich künftig nicht ſei— 


nes angenommenen deutichen Vor⸗ und 
Geſchlechtsnamens, jondern eines an- 
dern gebrauchen follte, wird, wenn er 
vermöglich ift, ebenfalld mit 50 fl. ch. 
zu beftrafen, ift er aber unvermöglich, 
mit feiner Familie aus allen k. k. Staa- 
ten abzufchaffen fein, doch haben alle 
auch unter einem andern Namen von ihm 
ausgeftellten Schuldfcheine und fonft 
übernommenen Verbindlichkeiten, wenn 
er deffen überzeugt wird, gegen denfel- 
ben volle Kraft. 

c) Diefe Strafgelder follen zur 
Hälfte den jüdifhen Domeftical - Fon- 
den eines jeden Landes, die andere 
Hälfte aber Demjenigen zufallen, der ei- 
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nen folchen Unterfchleif entdeckt und 
anzeigt. (Patent v, 21. Febr. 1805. 
Krop. Gef. Franz 20. Bd. ©. 116 
bis 120.) 

Suden- Namen. Das Patent vom 
23. Juli 1787 verbietet den Juden, 
fremde unverftändliche jüdifhe Namen 
zu führen, und ordnet dagegen aus: 
drücklich an, daß fie ſich deutfcher Vor- 
namen zu bedienen haben; daher es 
durch diefes Patent den Juden in Böh- 
men, fowie ed in andern Provinzen der 
Fall ift, ſchon an und für fich geftattet 
ift, ihren neugebornen Kindern beliebige 
deutfche Bornamen zu geben. Nur darf 
den Juden nicht geftattet werden, was 
das erwähnte Patent ausdrüdlich ent- 
halt, die Bornamen, welche fie gegen- 
wärtig führen, etwa aus diefem Anlaffe 
ändern zu wollen. (Hfkzl. D. v. 6. Nov. 
1834, an das böhm. Gub. Krop. ©. 
©. 62. Bd. Nr. 133.) 

— — Nah dem Sinne des hieror- 
tigen Decretes vom 6. November 1834 
find die Israeliten nicht zu befchränfen, 
alle beliebigen deutfchen Bornamen zu 
führen, ohne ſolche, deren fi auch Chri— 
ften bedienen, davon auszunehmen, nur 
darf diefen Bornamen Fein foldyer Bei- 
faß beigefügt werden, durch welchen die— 
fer Vorname ausfchließend die Bezeich- 
nung eines hriftlichen Heiligen würde. 
(GGHfkzl. D. v. 20. Juli 1836, an das 
böhm. Bub. Krop. ©. ©. 62. Bd. Nr. 
133.) 

— — Nah dem Erlaß des Mini- 
fterd des Innern vom 22. d.M., 3. 
21907, können die bei den Jsraeliten 
inUngarn häufig vorgefommenen eigen- 
mächtigen Aenderungen ihrer Borna- 
men, im Hinblide auf die allerhöchfte 
Borfhrift vom 23. Zuli 1787, fo wie 
auf die mit dieſen eigenmächtigen Na— 
mensänderungen verknüpften Uebel- 
ftände von nım an durchaus nicht mehr 
geftattet werden. Sollten einzelne Js— 
raeliten aus triftigen Gründen die Aen— 


Juden-Privatlehrer. 


derung ihrer Vornamen wünfchen, fo 
ift die Bewilligung hierzu ſtets ord— 
nung&mäßig anzufuchen, und daß dies— 
fällige Gefuh durch die betreffenden 
Behörden nah der für Namensände- 
rungen vorgefehriebenen allgemeinen 
Norm, von der bezüglich der israeliti— 
[hen Vornamen abzugehen fein Grund 
vorhanden ift, dem Minifterium zur 
Entfheidung vorzulegen. (Kdm. des 
faif. Commiſſ. in Ung. v. 28. Nov. 
1850. Ung. 2. ©. 3. Nr. 403.) 

Suden: Privatlehrer, f. Juden: 
lehrer. 

Suden-Rabbiner. Bannflüche der 
auswärtigen jüdifchen Rabbiner haben 
ohne landesfürftlihe Genehmigung 
feine Giltigkeit, die Rabbiner, oder Re— 
ligionslehrer, welche diefelben in den 
inlandifchen Synagogen, oder Schulen 
verbreiten, werden ihres Amtes entfekt, 
und, wenn fie Ausländer find, über die 
Gränzen verwiefen. (Note des Staats: 
fanzlers v. 19. Dec. 1781.) 

— — haben die Geburt, Trauung- 
und Gterbfälle in deutfcher Sprade 
und nach den beftimmten Namen einzu« 
tragen, und die Bücher in deutfcher 
Sprache zu führen, im Widrigen diefel« 
ben zum erjtenmale mit 50 fl. zu be- 
firafen, das zweitemal aber fogleidh 
ihres Dienftes zu entlaffen, und für 
dienftesunfähig zu erklären find. (Pat. 
v. 23. Juli 1787. $. 7 lit. a. Krop. 
Gef. Joſ. 14. Bd. ©. 537.) 

— — , deren Bannflühe find, fo 
lange die Regierung die Giltigkeit der: 
felben nicht anerkennt, ungiltig, und die 
Berbreiter derfelben find mit 50 Rthirn. 
oder körperlicher Züchtigung zu beftra- 
fen. Die Rabbiner aber, die folhe vers 
fünden, find, wenn fie Ausländer find, 
aus dem Lande zu fchaffen, die Einge- 
bornen aber ihred Amtes zu entjeßen. 
(Hfkzl. D. v. 25. Mai 1808. Krop. 
Gef. Franz. 24. Bd. ©. 495.) 

— — Us folder kann Keiner ges 
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wählt werden, der nicht die philoſophi— 
fchen Wiffenfhaften, Naturrecht, Ethik 
auf einer k. k. Univerfität mit gutem 
Fortgange gehört, und hierüber Zeug- 
niffe erhalten hat. (Studien = Hofcom. 
D. v. 20. Juni 1817. Krop. Gef. 
Franz. 38. Bd. ©. 316.) 

Suden- Rabbiner. In Folge h. 
Hfkzl. Deer. v. 7. Juli 1836 3. 17719 
und 1135, wird dem Kreisamte aufge: 
tragen, fämmtlichen Judengemeinden 
des Kreifes, und jenen Drisobrigkeiten, 
in deren Bezirke fih Judengemeinden 
befinden, zur genaueften Darnachach— 
tung befannt zu machen, daß gemäß 
eines erlaffenen allerh. Befehles, vom 
1. Sept. 1846 an, fein Rabbiner, Re: 
ligionsweifer, oder Schulfinger mehr 
aufgenommen und vom Kreisamte be- 
ftätigt werden darf, welcher nicht die 
philofophifhen Studien, worunter be= 
fonders aud die Pädagogik, mit genü— 
gendem Fortgang an einer inländifchen 
Lehranftalt zurückgelegt hat. Dem Kreid- 
amte wird zur Pflicht gemacht, die pünct- 
lihe Befolgung diefer allerh. Anord- 
nung feinerfeits auf das Genauefte zu 
überwachen. Uebrigens fand die h. Hof: 
Fanzlei im eingangsbezogenen Decrete 
zu bemerken, daß hinfichtlich der Reli— 
giondweifer, da über deren Aufnahme 
feine Anzeige erftattet wird, eine Evi- 
denzeinleitung nothwendig werde. Dem 
Kreisamte wird daher aufgetragen, den 
unterftehenden Judengemeinden mit Bes 
zug auf diefe Verordnung zu bedeuten, 
daß gleich von nun an, jede Aufnahme 
und jeder Austritt eines Religiondweis 
fer oder Schulfingerd immer fogleich 
dem Kreidamte zum Behufe der Meber- 
fiht angezeigt werde, vom 1. Septbr. 
1846 an, aber jede derlei Ernennung 
vor deren Bollziehung dem Kreisamte 
zur Beftätigung vorgelegt werden müffe. 
Das Kreisamt hat feinerfeits ſogleich 
eine genaue Evidenz über fämmtliche 
bei allen Gemeinden des Kreifes beftes 
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hende Religionsweifer und Schulfinger 
einzuführen, und felbe fortan zu erhal« 
ten. (Circ. des k. k. galiz. Gub.v. 10. 
Febr. 1837 3. 45522. Zeitfehr. für 
5. R. 3. 1838. N. B. ©. 133.) 

Suden = Rabbiner, f. Juden⸗ 
lehrer, Iuden- Namen. 

Iuden = Religionslehrer, f. Su: 
ben = Xehrer, Juden = Rabbiner. 

Suden = Schrift, f. JZüdiſche 
Schrift. 

Suden-Schule. Den Juden ift ge: 
ftattet, für ihre Kinder eine eigene nor— 
malmäßig eingerichtete, mit Xehrern von 
ihren Religionsgenoffen befeßte Schule 
auf ihre Koften zu errichten, und zu 
diefem Ende tauglihe junge Leute auf: 
zufuchen, welche fie zum ordnungsmä- 
ßigen Unterrichte in der Normalſchulart 
an die Wiener-Normal-⸗Schuldirection 
anweifen follen. (Bat. v. 2. Jan. 1782.) 

— — Die Shul-Diftrictd-Auffeher 
haben aud die in ihren Bezirken be- 
findlihen jüdifhen Schulen zu unter: 
fuchen, den Unterricht in Glaubensleh— 
ren und Geremonien jedoch keineswegs 
zu beirren, fondern ſich nur in fo weit 
in die Kenntniß desselben zu jeßen, um 
überzeugt zu fein, daß nichts den Ge- 
fegen Widriges vorfomme. Ihre Bifi- 
tationsberichte erftatten fie an das 
Gonfiftorium, damit diefed auch von 
den jüdifhen Schulen die Kenntniß 
und eine vollftändige Ueberſicht des 
ganzen Sthulwefens in der Diöcefe 
habe. (H0f-D. v. 14. Aug. 1805.) 

— — Bu derfelben ift die jüdiſche 
Sugend zu verhalten. (Allerh. Entſchl. 
v. 22. San. 1820.) Auch jüdifche 
Mädchen follen eifrigft in die öffentlis 
hen Schulen geſchickt werden. (Hof-D. 
v. 16. Zuli 1793.) 

— — Sn allen jüdifhen Schulen 
wurde dad Bud: Bne-Zion, ein reli- 
giöfes, moralifches Leſebuch für die 
Jugend israelitifher Nation, welches 
die Lehren von der Erkenntniß Gottes, 
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von der Beftimmung des Menfchen, 
und von den Pflichten desfelben ent— 
hält, als ein geſetzliches Lehrbuch ein- 
geführt, auf deffen zweckmäßige An- 
wendung von Allen, denen die Unter: 
ſuchung der jüdifhen Schulen obliegt, 
genau gewacht werden muß. (Hfd. vom 
14. Dec. 1810.) 

Suden- Schulen. Die Jsraeliten 
müffen in denjenigen Orten, wo fie 
feine eignen Schulen haben, ihre Kin- 
der in die hriftlihen Normal» Schu- 
len ſchicken, um in dieſen wenig: 
ftend das Lefen, Schreiben und 
Rechnen zu lernen. Ihre jhulfähigen 
Kinder follen daher wie die Kinder der 
Katbolifhen und Akatholiſchen verläß- 
lich befchrieben, und deren Zahl befon- 
ders angemerkt werden, fie mögen ein- 
zeln aut Beitandhäufern wohnen, oder 
eigene Gemeinden ausmachen. Wo fie 
eigene Gemeinden ausmachen, foll die 
Beſchreibung von den Judenälteſten 
mit unterfchrieben werden. — Wo fie 
die Schulen mit den katholiſchen und 
afatholifhen zugleich beſuchen, follen 
fie in Abficht auf ihre Hebungen und 
Meinungen in der Religion nicht beirrt 
werden, und die Freiheit haben, bei dem 
Religiond-Unterrichte und bei dem Ge: 
bete fih von der Schule zu entfernen. 
— Ro fie ihre eigenen Schulen haben, 
find diefe derfelben Oberaufſicht unter: 
geordnet, welcher die Volksſchulen der 
Katholifhen unterftehen, jedoch ohne 
mindefte Beirrung ihres Glaubens und 
Gottesdienftes. (Berfaff. der deutſchen 
Volksſchulen 88. 466, 467 u. 468.) 

— — In Abfiht auf das Schul: 
ſchicken und die Strafe ded doppel— 
ten Schulgeldes ift zwifchen Juden- 
und Chriſtenkindern fein Unterfchied 
zu machen. (Verf. der deutfchen Volke— 
fhulen, $. 474.) 

— — ſ. Juden-Lehrer. 

Juden-Spital. Dem Anſuchen 
der Wiener israelitiſchen Einwohner⸗ 
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ſchaft um amtliche Einbringung der für 
die Berpflegung auswärtiger Jsraeliten 
ausftehenden Beträge, wurde Feine 
Folge gegeben, nachdem das Israeliten⸗ 
Spital eine Privatanftalt ift, auf 
weldhe zwar die Zandesftelle bei ihrer 
urſprünglichen Errichtung, feitdem aber 
nicht den mindeften Einfluß genommen 
bat. (Vdg. der n. d. Reg. vom 5. Mai 
1834 3. 24660. Kn. ©. V. Nr. 28.) 

Suden = Sterbe = Protocolle, ſ. 
Suden-Matrifeln. 

Suden- Steuern find aufgehoben, 
f. Iuden. (Vdg. v. 11. Mai 1849.) 

Suden = Synagoge, |. Iuden: 
Bethans. 

Suden:Faufe. Bei einem jüdifchen 
Ehepaare, wo fih der Gatte nachher 
zur katholiſchen Religion bekennt, follen 
auch alle jene Kinder beiderlei Ge— 
ſchlechts, welche noch vor der Taufe 
des Vaters geboren find, jedoch die 
annos discrelionis (das zur Ueberle- 
gung reife Alter) noch nicht erreicht ha— 
ben, ebenfalls getauft, und in der ka— 
tholifchen Religion erzogen werden, in 
dem Falle aber, wenn der Bater bei 
dem Judenthume verbleibt, und die 
Mutter zur Fatholifchen Religion über- 
tritt, die Kinder ohne Unterſchied des 
Geſchlechtes, der Religion des Vaters, 
in fo lange als diefer lebt, zu folgen 
haben, nach deffen Tode hingegen, und 
wenn von feiner Seite kein jüdifcher, 
die Verforgung der Kinder über ſich 
nehmender Großvater vorhanden ift, 
der fatholifhen Mutter unbenommen 
bleibe, ihre Kinder, welche die annos 
discretionis noch nicht erreicht haben, 
ohne Unterfchied des Gefchlechtes, in 
der Fatholifchen Religion zu erziehen. 
(Hfd. v. 19. Febr. 1790. Krop. Gef. 
of. 18. Bd. ©. 593.) 

— — Bon nun an haben bei dem 
Uebertritte eines jüdifchen Vaters zur 
katholiſchen Religion alle Kinder, welche 
die annos discretionis noch nicht er= 
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reicht haben, der Religion ihres Va— 
ters zu folgen. (Hfkzl. D. v. 19. Juli 
1808. Krop. Gef. Franz. 25. Bd. 


©. 39.) 

Juden-Taufe. In Anfehung der 
Verordnungen v. 19. Febr. 1790, und 
19. Juli 1808, von mehreren Behör- 
den aufgemworfene Frage: Welche Jahre 
als die Unterfcheidungsjahre (anni dis- 
eretionis) zu betrachten feien, bis zu 
welchem bei dem Uebertritte eines jüdi- 
fhen Vaters zum Chriftenthume, deffen 
Kinder mit dem Vater zu taufen feien? 
wurde Folgendes beſchloſſen: 

Zur richtigen Erklärung der erwähn- 
ten Berordnungen habe die Beftimmung 
der Unterfheidungsjahre nad) der Vers 
ordnung vom 15. Febr. 1765 zu ger 
fhehen, und zwar, daß die Kinder 
unter vollen fieben Jahren in der Regel 
mit dem Vater zu taufen find, den über 
fieben Jahre alten aber frei zu laffen 
ift, dem zum Chriftenthume übertreten- 
den Bater zu folgen, oder im Juden- 
thume zu bleiben. Bei Anwendung dies 
fer Vorſchrift fei jedod in Ueberein- 
ſtimmung mit den übrigen Gefeßen zu 
beobachten: 

1. Der zum Chriftenthume überfres 
tende Bater könne feine Kinder beider: 
lei Geſchlechtes, von was immer für 
einem Alter, auch wider Willen der im 
Judenthume verbleibenden Mutter zur 
Taufe mit fich führen, wobei die nicht 
volle fieben Jahre alten Kinder in der 
Regel ohne weiters zum Uebertritte zu— 
zulaffen find; den über ſieben Jahre 
alten aber den Webertritt nur auf ihre 
eigene abgegebene Einwilligung zu ges 
ftatten ift. 

2. Sollte fi der faum zu vermu— 
thende Fall ergeben, daß ein unter 
fieben Jahren altes Judenkind ſich wei« 
gern würde, feine Religion mit dem 
Bater zu verändern ; fo wäre in Uebers 
einftimmung mit der Verordnung vom 
31. März 1782 in einer aus politie 
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ſchen Beamten und mit dem Seelſorger 
beſtehenden Commiſſion zu erörtern, ob 
dieſes Kind aus religiöſen Beweggrün— 
den ohne äußere Anlockung, und mit 
hinreichender Kenntniß feiner Religiond« 
ſätze bei der Religion, in der es gebo— 
ren iſt, bleiben wolle, und dieſe Unter- 
fuhung fei nah 6 Monaten, binnen 
welchen dieſes Judenfind durch ämt— 
liche Veranlaſſung über die Lehre des 
Chriſtenthumes zu unterrichten wäre, 
zu wiederholen; bei abermaliger Wei— 
gerung aber ſei dieſem Kinde kein 
Zwang anzuthun. 

3. Durch dieſe Verordnung ſei je— 
doch in feinem Falle die väterliche Ge— 
walt über die gegen die Taufe fich weis 
gernden Kinder, fo lange fie noch 
nah den bürgerlihen Gefeßen unter 
des Vaters Gewalt ftehen, aufgehoben, 
damit daher der zum Chriftenthume 
übergetretene Vater an der Belehrung 
feiner in Annahme der Taufe verweis 
gernden Kinder, die noch unter der 
väterlihen Gewalt nad den Gefeken 
ſtehen, pflichtmäßig arbeiten könne, 
ftehe ihm frei, fie an einen folden Ort 
zu geben, den er für den angemeſſen— 
ften halt, wo fie zwar nad ihren Re— 
ligiong-Grundfäßen leben können, wo 
er aber ungehindert duch fich felbft 
oder durch jemand Andern fie für die 
Annahme der hriftlichen Religion ge- 
winnen fann, fo duch drei Jahre, 
wenn fie unter diefer Zeit nit aus 
der väterlihen Gemeinfchaft treten, foll 
er fie jelbft unter feiner häuslichen Ge— 
walt behalten können. Bei Kindern, 
die bei Vollendung diefer drei Jahre 
noch nicht volle zwölf Jahre alt find, 
hätte diefe häusliche Gemeinfchaft mit 
dem zum Chriftenthume getretenen Va— 
ter bis zu ihrem vollendeten zwölften 
Lebensjahre zu dauern. (Hfkzl. D. v. 
6. Dec. an ſämmiliche Ränderftellen ; 
fundgem. in Steiermark und Kärnthen, 
am 21., in N. Defterr, am 27. Dec. 
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1810. Krop. Gef. Franz. 28. Bd. ©. 
519 bis 521.) 

Suden:Taufe, In Betreff der 
Taufe israelit. unehelicher Kin— 
der wurde verordnet: Nah den 
$$. 139, 148 des allg. bürgl. Gefeß- 
buches fteht das Recht und die Pflicht, 
die Kinder zu erziehen, den Aeltern zu, 
und die in $. 140 in Anfehung der 
Religion angedeuteten politifchen Vor— 
ſchriften unterfagen die Taufe von Ju— 
denkindern ohne Einwilligung der El— 
tern. Das unehelihe Kind unterfteht 
jwar nach dem $. 166 der eigentlichen 
väterlihen Gewalt feines Erzeugerd 
nicht, aber es unterliegt nicht blos dem 
Willen der Mutter; die Taufe eines 
ſolchen unehelihen Judenkindes Tann 
daher auf das bloße Verlangen der jü— 
difhen Mutter nur dann vorgenommen 
werden, wenn fogleich &riftliche Pfle- 
geältern vorgeftellt werden, melde 
das Kind übernehmen, und fich ver- 
pflihten für deffen Erziehung und 
Berforgung Sorge zu tragen, die 
jüdifhe Mutter aber allen Rechten 
auf dieſes ihr Kind entfagt. 
Außer diefem Falle muß nah dem 
$. 166 des allg. bürgl. Geſetzbuches 
dem Kinde gerichtlich ein Bormund auf: 
geftellt werden, und nur auf deſſen 
Beiftimmung kann die Taufe des Ju— 
denfindes Statt finden; wenn vorher 
noch die nöthige Borficht in Anfehung 
der Verpflegung des Kindes bei hrift- 
lichen Berfonen getroffen und ficher ge: 
ftellt ift, da man nicht zugeben kann, 
daß ein getauftes Kind in die Erzie- 
hung zu jüdifhen Berfonen komme. 
(Hftzl. D. vom 13. Apr. 1815. Krop. 
Gef. Franz. 35. Bd. ©. 235.) 

— — Bei israelitifhen Kindern], 
welche zur chriftlihen Religion über: 
treten, hat es fein Abkommen, daß jü— 
difche Eltern oder Gerhaber nah Maß- 
gabe ihres Vermögens den zum Chris 
ftenthume übertretenden Kindern die 
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Kindstheile realiter oder mittelft Bürg- 
[haft verfihern. Es ift aber dafür 
zu forgen, daß getaufte Judenkinder 
von ihren Eltern wegen des Uebertrit- 
tes zur chriftlihen Religion in ihren 
Rechten nicht gekränkt werden. (Hffzl. 
D. vom 20. Sept. 1821. Krop. Gef. 
Stanz. 45. Bd. ©. 704.) 

Juden-Taufe. Vorſchrift über 
die Bewilligung der Taufe jü— 
diſcher Kinder. Ge. k. k. Majeſtät 
haben mit allerh. Entſchl. vom 8. Mai 
1838 die Laͤnderſtellen der deutſchen 
Provinzen zu ermächtigen geruht, die 
Taufe jüdifcher Kinder, welche das 7., 
nicht aber das 14. Lebensjahr über« 
fohritten haben, dann zu bemilligen, 
wenn nachgewieſen ift, daß fie Die Taufe 
aus freiem Willen begehren, in der 
fatholifhen Religion gehörig unter- 
richtet find, und deren Vater oder in 
deffen Ermanglung Derjenige, welder 
bei dem Kinde Batersftelle vertritt, 
feine Beiftimmung bierzu gibt. Fehlt 
diefe Beiftimmung , fo ift der Fall wie 
bisher an die vereinigte Hoffanzlei zur 
Einholung der a. h. Schlußfaſſung 
Sr. Majeftät vorzulegen. (Hofkanzlei- 
Decret vom 13. Mai 1838, an fammtl. 
deutfche Länderft. Pol. ©. ©. 66. 2. 
Nr. 58.) 

— — Hierzu ift die vorläufige Be— 
willigung der Landesftelle nicht mehr 
erforderlich, f. Inden. (Vdg. vom 21. 
April 1849.) 

Inden » Todten = Protocolle, f. 
Juden-Matrikeln. 
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Juden-Trauuugs-Protocolle, 
ſ. Suden-Matrifeln. 

Jüdiſche Gebetbücher, deren Ein- 
fuhr betreffend, ſ. Bücher. 

Jüdiſche Hebammen, ſ. Hebam⸗ 
men, Juden⸗Hebammen. 

Zidifcher Leichenhof in Wien, 
ſ. Leichenhöfe. 

JZüdiſche Schrift. Ueber die Frage, 
ob die in dem Hofdecrete v. 22. Det. 
1814 3. 1106 der Juſtiz⸗Geſetzſamm⸗ 
lung enthaltene Borfhrift auf Namens» 
fertigungen in jüdifcher oder hebräifcher 
Schrift, welche auf einer in landes— 
übliher Sprahe im Inlande ausge: 
ftellten Privat-Urkunde oder auf öffent: 
lihen Urkunden vorlommen, Anwens 
dung finde, wird in Folge allerhöchſter 
Entfhliegung von 14. Febr. 1846 er: 
flärt, daß dergleichen Namensfertigun: 
gen blos als Handzeihen anzufehen, 
mithin auf folhe Art unterfertigte 
Schriften, nad den für Urkunden, die 
mit einem Handzeichen des Ausftellers 
verfehen find, geltenden Borfchriften 
zu beurtheilen feien. (Hfkzl. D. vom 
4. März 1846 3. 7135, an ſämmtl. 
Länderftellen. Pol. G. ©. 74. Bd. 
Nr. 29.) 

Surisdiction, ſ. Gerichtsbarkeit, 
Militär-Gerichtöbarkeit. 

Surisdictions - Norm, f. Ge: 
richtsbarkeit, Militär: Gerichts: 
barkeit. 

Juwelen, Bezeihnung der in die 
Et. Schaptammer gehörigen, f. Schaf: 
kammer. 


Raffechäufer. 


175 


Baffeefieder. 


K. 


Kaffeehäuſer. In denſelben iſt der 
ſtudirenden Jugend alles Spielen ver— 
boten. (Hfd. v. 8. Mai 1803. Krop. 
Gef. Franz. 17. Bd. ©. 176.) 

— — in denfelben darf fein Tabak 
in Päckchen oder theilweife an Gäfte, 
noch weniger über die Gaffe verkauft 
werden. (N. ö. Reg. Bda. v. 2. Mai 
1805. Krop. Gef. Franz. 20. Br. 
©. 345.) 

— — Das Verbot in den erften 
Stockwerken Spielzjimmer zu halten 
betreffend, f. Billard. 

— — gefeßlihe Sperrftunde, f. 
Dffenhalten. 

— — Aufftellung der Plachen, f. 
Plachen. 

— — Abgabe an den Polizeifond 
in Prag, ſ. Polizeitaxe. 

— — Die Offenhaltung an Sonns 
und Feiertagen betreffend, ſ. Sonn— 
u. Feiertagsheiligung. 

— — Anheftung des Spielverbo- 
tes, ſ. Spiele. 

— — Taxen für das längere Ofs 
fenhalten in Böhmen, f. Tanzmu⸗ 
fifen. 

— — Gebühren für das längere 
Dffenhalten derfelben, f. Tanzmuſik⸗ 
Lirenz-Gebühren. 

— — f. Billard, Surrogat: 
Kaffeeſchänken, Zeitungen. 

Kaffeefieder. Se. Majeftät haben 
aus Anlaß des zur a. h. Kenntniß ge 
langten Umftandes, daß einem Kaffees 
fieder in Wien die Bewilligung zum 
Ausſchank von Wein und Bier ertheilt 
worden ift, mit a. h. Entſchließ. vom 
10. April 1832 zu befehlen geruht, 
es fei auf der bisherigen Uebung zu 
halten, vermöge welder diefer Aug: 
ſchank nur Kaffeefiedern am flachen 


Lande, wenn es die örtlichen Verhält- 
niffe nöthig machen, zugugeftehen fei. 
(Hflzl. Deer. vom 13. April 1832 3. 
7884, n. d. Reg. Vdg. v. 25. April 
1832 3. 22497, n. ö. Po. Gef. ©. 
14. Th. Nr. 76.) 

Kaffeefieder. Nah der Anficht, 
welche die Regierung beiihrer Berfügung 
v. 2. Aug. 1822 (f. Kellner) hinficht- 
lih des bei den Wirthen im Dienfte 
befindlichen Kellner= Berfonals geleitet 
bat, gehören aud die Gewerbsgehilfen 
der Kaffeefieder nicht in die Kathegorie 
des Dienitgefindes, da fie nach dem 
durch die Wiener Dienftboten-Drdnung 
$. 4 aufgeftellten Begriffe bei den Kaf- 
feefiedern nicht als Privaten zu häus- 
lihen Dienftverrichtungen, fondern zum 
Behufe des Gewerböbetriebes gleich an- 
deren Arbeitögehilfen ſich verdingen, 
daher der Beſtimmung des gedachten $. 
gemäß nicht nach der Dienftboten-Drd» 
nung, fondern nad den Junungs— 
Vorſchriften zu behandeln find. Die 
Entjheidung der Streitigkeiten, die 
zwifchen den SKaffeefiedern und ihren 
zum Gewerböbetriebe aufgenommenen 
Dienftleuten vorfallen, kommt daher 
dem Magiftrate ald der Innungs = Bes 
hörde zu. In Anfehung der fonftigen 
männlichen und der weiblichen Dienft- 
boten, die nicht zum Gewerböbetriebe 
verwendet werden, ift fih genau an die 
Vorſchriften der Gefinde-Drdnung vom 
1. Mai 1810 zu halten. (Hfkzl. D. v. 
9. Jan. 1834 3. 120. Vdg. der n. ö. 
Reg. v. 26. Jän. 1834 3. 4504. Pr. 
G. S. 16. BP. Nr. 7.) 

— — Den Kaffeefiedern am Rande 
ftcht das Befugniß zum Gebraude 
eined Schanfzeigers umd zur Aushän— 
gung von Getränfes Preis - Tarifen an 
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der Außenſeite ihres Locales nicht zu. 
(GGfkzl. D. v. 17. Dec. 1835 3.33095. 
Rggs. Vdg. vom 25. Dec. 1835 3. 
72263. Pv. G. ©. 17.8. Nr. 414.) 

Kaffeefieder. Abnahme eines Bei- 
trages zum Local» Polizeifond für die 
Bewilligung zum längeren Offenhalten, 
f. Polizeitaren. 

— — Beſtimmung wegen Haltung 
von Zeitungen, f. Zeitungen, 

— — Verbot des Gebrauches un- 
verzinnter Tupferner und meffingener 
Geſchirre, f. Zuderbäder. 

— — f. Billard, Gefdirre, 
Hanferlfpiel. 

Kaffeefiedergewerbe. Die Kaffee- 
ſchanks-Befugniſſe follen nicht ohne 
Notwendigkeit vermehrt werden. (Hfv. 
vom 21. Febr. 1794. Rggs. Int. vom 
14. März 1794.) 

— — Die Wiederbefegung der als 
nothwendig anerkannten Kaffeefiederge- 
werbe unterliegt feinem Anftande. (Hfv. 
v. 13. Dct. 1808) und bei erlöfchenden 
Rechten, find diefelben jo viel als mög- 
li zu vermindern. (Hfkzl. V. v. 5. Apr. 
1818. Rggs. Int. v. 21. Apr. 1818.) 

— — Auch die Transferirung der 
Perſonal⸗Kaffeeſchanks-Gerechtigkeiten 
iſt, ohne die wichtigſte Urſache, gar 
nie und zu nahe an die alt radicirten 
Kaffeehäufer auf feine Weife und aus 
gar feiner Urſache, geftattet. (Hfbeſchd. 
vom. 19. Dec. 1794. Barth. H. u. ©. 
Gef. 4. Bd. ©. 556—557.) 

— — feine Obrigkeit auf dem 
Lande, Städte und Märkte nicht aus- 
genommen, foll fünftig befugt fein, ein 
Kaffeehausgewerb, und was diefem ges 
wöhnlich anflebt, als die Haltung des 
Billard ohne Genehmhaltung der Lan- 
desftelle zu verleihen. (Hfdeer. vom 9., 
fundgenm. von Regier. ob der Enns den 
19., in Böhmen, Mähren u. Schlefien 
den 22., in Tirol den 23. Febr. 1803. 
Krop. Gef. Franz. 17. Bd. ©. 63.) 

— — Die wiederholten allerhöch— 
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ften Weifungen wegen Berminderung 
der Kaffeefchank-Befugniffe können nur 
dort ihre Anwendung finden, wo in 
einem Orte ſchon mehrere Befugniffe 
diefer Art beſtehen. Hier ift die aller- 
höchſte Entfhliefung vom Jahre 1803 
zu berüdfihtigen. Wenn nun gleich 
diefe Vorſchrift, welche das Berlei- 
hungsreht von Kaffeefihanf-Befugnif- 
fen mit Uebergehung der Magiftrate 
und Obrigkeiten auf dem Lande den 
Länderftellen zuweifet, im Allgemeinen 
von dem Grundſatze ausgeht, daß Kaf- 
feehäufer auf dem Lande zum Müßig- 
gange und zur Spielſucht führen, fo 
wird doch dadurch die Erridhtung von 
Kaffeefhank-Befugniffen auf dem Lande 
nicht ſchlechterdings unterfagt, fondern 
die Tendenz ift dahin gerichtet, daß 
damit zwar allerdings in befchränftem 
Mafftabe, aber doch immer mit Beob- 
ahtung der Kocalverhältniffe, vorge 
gangen werde. (Hfkzl. Vdg. v. 30.Nov. 
1818. Barth. H. u. ©. Gef. 4. Br. 
5. 557 u. 558.) 

Kaffeefiedergewerbe. Die Ver— 
mehrung der Kaffeeſchänken vorzüglich 
auf dem Lande, ift nicht deswegen, weil 
dort Erfrifhungen gereicht werden, ſon— 
dern aus dem Grunde verboten, weil 
Kaffeeſchänken zugleich berechtigte Spiel- 
häufer find. (Hfkzl. D. vom 28. Juli 
1821.) 


— — auf dem Lande. Hinfichtlich 
des Wirkungskreiſes der Ortsobrigkei— 
ten des flachen Landes bei Verleihung 
von Kaffeehaus-Gerechtigkeiten erfolgte 
die Erläuterung: daß zwar nach der 
a, h. Entfhließ. vom. 9. Febr. 1803 
nur der Regierung das Recht zuftche, 
über die Entftehung eines Kaffee 
haufes nah gefhehenerr Würdigung 
der Local» Verhältniffe abzufprechen, 
daß aber durch diefe a. h. Entjchlie- 
Bung, wenn die Landesjtelle die Ent- 
ftehung eines Kaffeehaufes für einen 
Dit als zuläffig ausgeſprochen hat, 
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den Ortsobrigkeiten das Recht zur 
Berleihung diefes Schanfgewerbes an 
ein geeignetes Individuum im erſter 
Snftanz nicht befchränft worden fei, 
und daß fie daher in diefen Fallen, wie 
bei den andern Gewerbs-Berleihungen 
vorzugehen haben. (Hfkzl. D. vom 14. 
Febr. 1828 3. 3041. Bdg. der n. 6. 
Reg. vom 27. Febr. 1528 3. 9888, 
n. ö. Po. G. ©. 10. Bd. Nr. 32.) 
Kaffeefiedergewerbe,. In einem 
ſpeciellen Balle wurde auf dem Lande 
eine Kaffeefhanf- Gerechtigkeit verlies 
ben, und bei diefer Gelegenheit aus— 
gejprochen, dag der Geift der Vorſchrif— 
ten, welde der Errichtung von Kaffees 
Ichanfgewerben auf dem Lande entge- 
genjtehen, vorzüglich dahin gerichtet ift, 
den vom täglichen Erwerbe lebenden 
Drtöbewohnern feine Gelegenheit zur 
Nährung der Spielfucht zu geben. 
(Gfkzl. D. v.2. Juli 1835 3. 16323, 
n. ö. Rggs. Vdg. vom 13. Juli 1835 
3. 37459. Prov. G. ©. 17. Br. 


Kaffee : Surrogate dürfen ohne 
dazu erhaltene Befugniß nicht erzeugt 
werden, |. Surrogat-Kaffee. 

— — ſ. Eichorienwurzel:Kaffee, 
urrogat:faffee. 

Keiergeäu, Ueber den vorgefom- 
menen Zweifel, ob die unbefugte Füh— 
rung des fogenannten Kaifergrün uns 
ter $. 117 oder 119 II. This. St. ©. 
zu fubfumiren fei, und in welche Ka— 
thegorie der mit Regierungs » Decrete 
vom 21. März 1839 3. 10195 eröff- 
neten Hoffanzleis-Berordnung vom 24. 
San. 1839 (f. Giftverfauf) die frag- 
liche Farbe ihrer Natur nah, und in 
dem Geifte der beftehenden Vorſchriften 
gehören, hat die Landesſtelle nach ein— 
geholtem Gutachten der medic. Facul— 
tät entjchieden, daß, da das Kaifer- 
grün als wefentlichjten Beſtandtheil 
arfeniffaures Kupferoryd enthalte, wie 

Baleidty, Handb. d. Poliz. Gef. IL 
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das Scheelifche oder Mitisgrün, felbes 
allerdings im die erfte Kathegorie der 
obgenannten Normal: Borfchrift gehöre, 
obſchon das Kaifergrün nicht ausdrück— 
lich darin vorkommt, dap demnach alle 
anf giftige Farben Bezug habenden 
Verorduungen, und insbefondere jene, 
welche für die erjte Kathegorie giftiger 
Mineralien und Präparate befteben, 
auf das Kaifergriin eben fo auch auf das 
Kirchbergergrün, Neugrün, Schweinfur« 
tergrün und Mineralgrün, welche eben- 
falls dem Mitisgrün ähnliche Farben 
bezeichnen, in Anwendung zu bringen 
fei. Es hat demnach wegen Gefährlich- 
feit diefer Farben der $. 117 des 
I. Thls. St. G. allerdings bier Ans 
wendung zu finden. (Deer. der k. k. n. 
6. Reg. v. 20. Det. 1845 3. 62318.) 

Kaiferfchnitt. Berftorbene Schwan— 
gere jollen mit Borfiht geöffnet wer: 
den, und jeder Wundarzt ift unter 
ftrengfter Ahndung verpflichtet, in ſol— 
hen Fällen den fogenannten Kaifer- 
fchnitt vorzunehmen; doch muß vorerft 
die Bewerfftelligung der Geburt auf 
natürlıhem Wege und die Wiederbele- 
bung der Schwangeren verjucht wer- 
den. (Pdg. v. 2. Apr. 1757, vom 7. 
April 1793 und vom 1. April 1801. 
Stub. 2. Bd. ©. 12.) 

Kälber. Kein Kalb darf gefchladh- 
tet werden, welches nicht wenigſtens 
40 Pfund im Gewichte hat. Die Ueber- 
treter diefer Beitimmungen find, wenn 
fie nicht unter die Fleifhhauer gehö— 
ren, mit der Gonfiscirung des Fleiſches 
zu beftrafen; Fleiſchhauer aber, welche 
von einem geringeren Kalbe das Fleifch 
verfaufen, find nebſt der Gonflecirung 
des Fleiſches auch noch mit jenen Stra- 
fen zu belegen, welche bei dem Fleifch- 
verfaufe auf die Ueberfchreitung der 
beftimmten Fleifchtare und auf die Be- 
vortheilung des Publicums im Ge— 
wichte feftgefeßt find. (Vdg. des böhm. 
Gub. vom 2. Zuli 1795 3. 15964, 
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4. März 1805 und 12. April 1805 
3. 11564. Obent. 3. Bd. ©. 103. 
Diefe Berordnungen wurden neuer- 
dings zur genaueften Darnachachtung 
mit dem Beifügen fundgemadht, daß 
die Uebertreter derfelben mit Confisci— 
rung des Fleifches oder nah Umſtän— 
den mit einer angemefjenen Geldftrafe 
zu Handen des Local-Armenfondes be« 
legt werden. (Kundm. der böhmifchen 
Statth. v. 16. März 1852 8. 4499. 
2. G. 2. für Böhmen. Nr. 100.) 

Kälber. Se. k. k. Majeftät haben 
wegen Berbefferung der Viehzucht, und, 
um das ihr nachtheilige, zu frühe Ste- 
hen der Kälber hintan zu halten, zu 
befehlen gerubt: Daß außer dem, von 
der Ortsobrigkeit zu beurtheilenden er- 
weislichen Falle einer ganz befonderen 
Nothwendigkeit, Fein Kalb geftochen 
werden darf, welches nicht wenigftend 
40 Pfund im Gewicht hat, doch bleibt 
es Jedermann unbenommen, feine Käl— 
ber auch unter dem Gewichte von 40 
Pfund zu verfaufen. Ueber die richtige 
und genaue Befolgung diefer höchſten 
Vorſchrift ift von jeder politifchen Orts⸗ 
obrigkeit ftrenge Auffiht zu führen. 
(Hfd. v. 14. Jän., fundgem. von dem 
fteierifh = Färnthnerifhen Gubern. den 
30. Mär; 1808. Krop. Gef. Franz. 
24. Bd. ©. 74.) 

— — ter und Gewicht der zur 
Schlachtung beftimmten Kälber, ſ. 
er (Bdg. vom 23. Aug. 

1822. 8.4 

— — Roenung der bei dem Trans⸗ 
porte Statt findenden Unfüge, ſ. 
Thierquälerei. 

Kälberfuhrwerf, ſ.Landkutſcher. 

Kälberhändler. Vorſchrift wegen 
Einfahren der mit Kälbern beladenen 
Schiffe in den Wiener Donaucanal, f. 
Donaucanal. (Bdg. vom 17. Octo— 
ber 1845.) 

Kalender, unbefugter Verſchleiß 
derfelben, ſ. Druckſchriften. 


178 


Aaltenmarkt. 


Kalk dürfen die Fragner, Fütterer, 
Käfeftecher und Greißler mit Ausflug 
der Victualienhändler führen. (Vdg. v. 
26. Nov. 1816. Hfkzl. Vdg. vom 23. 
Det. 1817. Barth. H. u. ©. Gef. 4. 
Bd. ©. 217.) 

— — ift nur nad fog. Mütteln zu 
verkaufen, f. Maß. 

Kalkbrennen. Niemand ift in 
Defterreich unter der Enns befugt, Kalt- 
gruben und Kalkbrennereien, die er 
ſchon befißt, zu benußen, oder neu an— 
zulegen, der hierzu nicht durch befon- 
dere Bewilligung des Kreidamted be— 
rechtiget wird. Dieſe Bewilligung wird 
in der Regel niemals verweigert, fobald 
die Forſtgeſetze e8 zuläffig machen, und 
die dabei vorgefchriebenen Bedingniffe 
erfüllt werden. Die auf eine Kalkbren— 
nerei vom Kreisamte ertheilte Bewilli— 
gung ift nicht über drei Jahre auszu— 
dehnen; nad Berlauf diefer Periode 
ift die Bewilligung zu erneuern, und 
auch der Reluitiond=- Preis zu beftim:- 
men. Wer ohne angefuchte und erhal: 
tene Bewilligung eine Kalfgrube eröff: 
net, ift mit einer angemefjenen, von 
dem Kreisamte zu verhängenden Geld- 
fitafe zu belegen. Dem Hofbauamte 
bleibt noch ferner beim Kalkverkauf das 
Borkaufsrecht vorbehalten. Der Ber- 
fauf des nad Wien gebradten Kalkes 
bat ansfhlieglih nur auf dem Wiener 
Kallmarkte gegen genaue Beobachtung 
der Marktvorſchriften zu gefchehen. Die 
Uebertreter diefes Gebotes werden mit 
der Eonflscation der Ladung und des 
Zuges beftraft, wovon dem Angeber 
ein Drittel abgereiht werden wird. 
(Hftzl. Bdg. vom 23. Jän. 1814 an 
die n. d. Reg. Krop. ©. ©. 34. Br. 
©. 19.) 

Kallmarkt, ſ. Markt- Polizei: 
rg Anftalt der Stadt Wien, 
$. 9 


Ralte Eßwaaren, f. Eßwaaren. 
Kaltenmarkt. Denſelben darf jeder 


Baltenmarkt. 


bürgerlihe Bäder beſuchen. EEfbeſchd. 
vom 2. Dec. 1781. Barth. H. u 
ef. 4. Bd. ©. 307.) 

Kaltenmarft. Da der kalte Markt 
in Bien einzig und allein nur zum Ber: 
faufe des altgebadfenen, unge 
wichtigen, oder wegen eined gerin- 
gen Fehlers in der Bearbeitung audge- 
fhoffenen Brodes beftimmt ift, fo ift den 
Brodbefchauern mitzugeben, darauf zu 
fehen, daß fein zu altes vom Schimmel 
angegriffenes, oder aus einer andern Ur» 
fahe ganz ungenußbares Brod dafelbft 
verkauft werde. (Wiener magiftr. Brod- 
befhau » Inftruction 27. Zuli 1804 
8. 24. Barth. 9. u. ©. Gef. 7. Br. 
©. 434.) 

Kameral-Gefällen : Berwaltun: 
gen, ſ. Gameral = Gefällen = Ber: 


waltungen. 
Kamine, uggenberg’fche 
Luftſtrom⸗ — auchfänge. 


Kaminfener, ſ. Rate 

Kammerhandel, f. Gewerbe. 

Kammerherenfhlüffel darf nur 
derjenige Handwerker verfertigen, bei 
dem von dem f. k. Kammer - Fourieren 
nad dem dazu erhaltenen Modelle eine 
Beftellung gemacht wird. (Hflzl. Deer. 
vom 13. Mai 1825 3. 14310, n. ö. 
Reg. Eirc. vom 25. Mai 1825. Krop. 
Gef. Franz. 50.8. ©. 215.) 

Kanäle, ſ. Canäle, Unraths- 
Eanäle, 

Kannen von Meffing oder Kupfer, 
ſ. Geſchirre. 

Kanonenſchüſſe, ſ. Feuer-Sig— 
nale. 

Kapellen. Der übermäßige Aufputz, 
Prunk und Beleuchtung fowohl in den 
Kirchen und Kapellen, ald auch der Hei— 
ligen in Privathäufern, Brüden und 
fonftigen Gegenden wird gänzlich auf: 
gehoben. Auf gleiche Weife werden die 
um die Dämmerungszeit in Privathäu- 
fern gewöhnlichen Andachten, und die 
öfters nächſt den Stallungen, Holzge- 
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wölben, Heu: und Strohbehältniſſen 


G. angebrachten, und äußerſt gefährlichen 


Beleuchtungen, die mehr aus Unterhal—⸗ 
tung und Zerftreuung als aus Vereh— 
rung der Heiligen befucht werden, ums 
terfagt. (Hof-Decr. v. 14. Mai 1782. 
Krop. Gef. Joſ. 1. Pd. ©. 301.) 

Kapellen. Hauskapellen dürfen ſich 
die Güterbefißer mit Erlaubniß der Or- 
dinarien zum Meßlefen bedienen. (Vdg. 
v. 24. Dct. 1783.) 

Doch foll diefe Erlaubnig nicht fo 
leicht ertheilt werden, weil fie den Ber 
fuch der Pfarrkirchen hindert, und zu 
Mißbräuchen Anlaß gibt. (Vdg. v. 17. 
März 1791.) 

— — Bur Errihtung von folden 
Kapellen, wie fie gewöhnlich an Stra— 
gen, Wegen und im Bereihe von 
Grundftüden zur Erwedung religiöfer 
Gefinnungen in einem folden Maß— 
ftabe erbaut werden, daß das gläubige 
Bolt fih zur Berrihtung des Gebetes 
außer dem inneren Raume derfelben 
verfammelt, ift die Einholung der Gu— 
bernialbewilligung nit nothmwendig ; 
doc darf deren Ausführung nicht ohne 
Borwiffen der geiftlihen und weltlichen 
Behörden, welche hiebei auf eine folide 
und gefhmadvolle Bauart und Befei- 
tigung alles Anftandswidrigen zu fehen 
haben, gefhehen. Was aber die Orts— 
fapelle anbelangt, welche eigentlich die 
Stellen von wirklihen Kirchen oder 
Gebethäufern vertreten, und von den 
Inſaſſen in der Abfiht erbaut werden, 
um bei der Entlegenheit der Pfarrkirche 
und der hieraus hervorgehenden Uns 
möglichkeit, immer darin dem Gottes- 
dienfte beizumohnen, ſich von Zeit zu 
Zeit in derfelben zur Andahtsübung 
zu verfammeln, fo ift zur Erbauung 
folder Kapellen die einverftändliche Be— 
willigung des Randesguberniums und 
des Drdinariated nothwendig. Die Ers 
theilung der Erlaubnig zur Ablefung 
von Meffen in folden bewilligten Ortö- 
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kapellen gehört in den Wirkungskreis 
des Eonfiftoriums. (Hfkzl. D. v. 23. 
Mai 1834 3. 12740. Vdg. des böhm. 
Gub. v. 19. Sept. 1834 3. 38940. 
Obent. 3. Bd. ©. 107.) 

Kapellen, ſ. Heiligenbilder. 

Kapern. Nah einer Anzeige des 
füftenlandifhen Guberniums find in 
Trieft mit Kupfer-Oxyd vergiftete von 
Sicilien auggeführte Kapern im Hans 
del vorgefunden worden. Da nad) dem 
Refultate der diesfalld im Wege der 
t. k. Staatskanzlei gepflogenen Erhe- 
bungen die Kapern ſchon von den 
Producenten und Speculanten in Si— 
cilien jene gefundheitsfchädliche Beimi— 
{hung erhalten, diefer im ftarken Ber: 
brauche ftehende Artikel von Trieft aus 
in alle Theile der Monarchie werjendet 
wird, ſomit dadurd der öffentliche Ge: 
fundheitszuftand im hohen Grade ge- 
fährdet erfcheint, und nach der Aeuße— 
rung der medicinifchen Facultät in Wien 
eine Reinigung diefer Waare mit Effig 
— pie fie von dem Füftenländifchen 
Gubernium angeordnet wurde — nicht 
die hinreichende Beruhigung gewährt, 
fo wird der Zandesftelle aufgetragen, 
die in der ihr unterftehenden Provinz im 
Handel vorkommenden Kapern eimer 
genauen chemischen Unterfuchung unter: 
ziehen, und jene, welde fupferhaltig 
befunden werden, ohne weitere Rück— 
fihtnahme fogleich vertilgen zu laſſen. 
Uebrigend hat laut Mittheilung der 
ft. k. Staatöfanzlei auch die könig. 
neapolitanifche Regierung die nöthigen 
Berfügungen getroffen, damit diefer ges 
fährliche Unfug abgeftellt werde. (Hfkzl. 
D. v. 11. April 1844, an ſämmtl. 
Länderft. Pol. G. ©. Nr. 48.) 

Karrenfchleifer, |. Schleifer: 
farren. 

Karten für Eifenbahnfahrten , f. 
Eifenbahn = Betriebs = Ordnung 
8. 88. 

Kartenmaler. Kein Kartenmaler 
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foll unter Strafe von 20 Rehthlr. ſich 
unterfangen, einige Karten zu verfau- 
fen, ohne daß auf einem oder dem ans 
dern Blatte von jedem Spiele defjen 
Namen oder anders fennbares Zeichen 
deutlich beigedruct werde. (Hef-Bodg. 
v. 1. Dct. 1768. Hof-Vdg. v. 5. Aug. 
1779. Hof-Vdg. v. 12. Dec. 1785.) 

Kartenmaler. Die inländifchen 
Kartenfabritanten find verbunden, auf 
einem Blatte in jedem Spiele 

1. ihren Ramen, 

2.ihren Wohnort und 

3. die Jahrszahl, wann die 
Karten fabricirt worden, anzuzeigen. 
(Bat. v. 5. Oct. 1802 $. 51.) 

— — dürfen obne fpecielle Bewil: 
ligung feine Preffe halten, . Kupfer: 
Druckpreſſe. 

Kartenſpiele dürfen in Surrogat— 
Kaffeeſchänken nicht Statt finden, ſ. 
Surrogat-Kaffeeſchänken. 

— —, ſ. Spiele. 

Käſe ſoll nur in verzinnten, fupfer- 
nen Geſchirren, der ſogenannten Primce 
oder Nachkäſe aber in irdenen Geſchir— 
ren verfertiget und aufbewahrt werden. 
(N. ö. R. Vdg. v. 6. Juni 1804. Krop. 
Gef. Franz. 18. Bd. ©. 500.) 

— — 63 wurde allgemein befannt 
gemacht, daß in den Meiereien, und wo 
fonft Käfe verfertiget wird, die dazu 
gebrauchten kupfernen Geſchirre jeder: 
zeit wohl verzinnt fein follen, und ift 
darauf von Herrfchaften und Ortsob— 
rigfeiten zu fehen, daß die Verzinnung 
immer im guten Stande erhalten werde. 
Eben fo find auch. die kupfernen Ge- 
fhirre, worin man weichen und fetten 
Käfe aufbewahren will, wohl verzinnt 
zu halten. Diejenigen, welde gegen 
diefe für die Erhaltung der Geſundheit 
fo nöthige Berordnung handeln, wer: 
den nach dem St. Gef. bejtraft werden, 
(N. 5. Rage. Vdg. v. 20. Juni 1805. 
Krop. Gef. Franz. 20. Bd. ©. 452.) 

Käſemacher, ſ. Wurftmacher. 


Aaſernen. 


Kaſernen, ſ. Militär-Kaſernen. 

Käsſtecher dürfen nichts Fettes in 
kupfernen oder meſſingenen Geſchirren 
aufbewahren, f. Giftverkauf. (Bdg. 
v. 10. Dec. 1803 $. 22.) 

— — fünnen an Sonn= und Feier: 
tagen bis 9 Uhr früh umd Nachmitag 
von 4 Uhr an, jedoh ohne Auslage 
und bei halbgeöffneten Laden verkau— 
fen, f. Sonn: und Feiertagsheili= 
gung. 

Kaftanienz und Bratelbraten 
oder Kochen auf der Gaffe bei ſtarkem 
Winde wird verboten. (Pol. Ord. für 
Mähren v. 12. Juni 1786. Krop. Gef. 
of. 10. Bd. ©. 283.) 

— — und Bratelbraten auf der 
Gaffe an Sonn» und Feiertagen wird 
verboten. (Pol. Ord. für Mähren v. 
12. Juni 1786. Krop. Gef. Joſ. 10. 
Bd. ©. 284.) 

Katharrhzeltel oder Zahnftocher 
follen von Knaben und Mädchen nicht 
verkauft werden, worauf die Bezirks— 
- Directionen ftrenge zu wachen haben. 
(Bol. Hofft. Vdg. vom 31. Mai 1824 
intimirt den Bez. Dir. mit Bol. D. D. 
Circ. v. 11. Juni 1824. Bol. Hofft. 
Vdg. v. 26. März 1825 intimirt den 
Bez. Dir. mit Pol. D. Dir. Eire. d. 
6. April 1825.) 

— — mit denfelben zu haufiren ift 
verboten, auch ift unterfagt, daß ſolche 
von Grünzeughändlern verkauft wer- 
den. Befonders ift auf Kinder, welde 
mit derlei Katharrhzeltel, Blumenfträu- 
en, Lotteriezetteln, Zahnftochern und 
andern derlei geringfügigen Sachen 
haufiren, ftrenge zu wachen. (Rgsbeſch. 
v. 3. Suni 1825 3. 28274. Bol. D. 
Dir. Eirc. v. 13. Juli 1825 3. 3402.) 

Katholifhe Eltern dürfen ihre 
Kinder nicht in die griehifhe Schule 
ſchicken, ſ. Griehifhe Schule. 

Katholifche Geiftlihe, Straf: 
und Dieciplinar » Amtshandlungen ges 
gen diefelben. ©. Kirche. 
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Katholifcher Gottesdienft, Wir- 
fungsfreis der Regierungsbehörden in 
Anfehung desselben, f. Kirche. 

— — ſ. Kirche. 

Kaufleute, Behandlung derjenigen, 
die ſich Bevortheilungen des Publi— 
cums erlauben, f. Gewerbslente. 

— — das Aushängen der Waaren 
vor den Berfaufgewölben wird verbo- 
ten, f. Gewölbsauslagen. 

Kaufmannsgemwölbe, |. Gewöl: 
be, Gewölbsdächer. 

Kegelaufſetzen, dazu follen ſchul— 
fähige Kinder von 6 bis 12 Jahren bei 
Strafe nicht verwendet werden. (Bdg. 
v. 3. Juli 1778. Krop. Gef. M. Ther. 
8. Br. ©. 202.) 

Kegelbahn, Abgaben an den Poli- 
jeifond in Prag, f. Polizeitare. 

Kegelbahngebühren. Der Antrag 
die Kegelbahngebühren für den Pro— 
pincial-Strafhaus-Fond, nah der Ei: 
genfchaft, ob die Kegelbahn gededt oder 
ungedect ift, zu beftiinmen, und für 
erftere Gattung eine Gebühr von jähr- 
lihen 3 fl. und für legtere von 2 fl. 
C. M. abzunehmen, wird genehmiget. 
(Hfkzl. D. v. 25. April 1823. Krop. 
Gef. Franz. 48. Bd. ©. 295.) 

Kegelfpiel in Gärten, während 
des Haupt-Gottesdienftes ift verboten. 
(Bdg. v. 22. Aug. 1754. Krop. Gef. 
M. Theref. 2. Bd. S. 398. Hof-D. 
v. 3. Juli 1788. Krop. Gef. Sofeph. 
15. Bd. ©. 688.) 

— — Nah der Anzeige, daß in 
mehreren Orten erlaubte Spiele, ja fo: 
gar das Kegelfcheiben um ein fehr ho— 
bes, und keineswegs angemeſſenes Geld 
gefpielt werde, wurde Jedermann be= 
fohlen, fi des überhaupt verbotenen 
allzuhohen Spieles zu enthalten, bes . 
fonders aber wurde den Wirthsleuten 
auf das Schärffte und bei Strafe einer 
drei, acht, -aud nad) Umftänden meh: 
rere Tage dauernden Sperrung ihrer 
Wirthshäufer unterfagt,dergleichen hohe 
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Spiele in ihren Gaſthöfen zugulaffen, 
und ihnen im Gegentheile befohlen, 
ihre Gäfte um fo gewiffer von ſolchen 
abzumahnen, widrigeng fie zur Verant- 
wortung gezogen werden. (Hof-Vdg. 
v. 21. Nov. 1785. Krop. Gef. Jof. 
8. Bd. ©. 175.) 

Kegelfpiel um verſchiedene Sachen, 
Prätioſen u. dgl. ift verboten, beſon— 
derd aber den Gaftwirthen auf ihren 
Kegelftätten. (Hof-D. v. 3. Oct. 1785.) 

— — Davon Seite der f. f. Lotto— 
gefällen » Direction höchſten Orts die 
Beſchwerde angebradht wurde, daß das 
Ausfheiben und Ausfpielen 
verſchiedenerSachen in denWirths— 
hausgärten ſo ſehr überhand nehme, auch 
ſelbſt die Erfahrung dieſes beſtätiget, ſo 
wurde aufgetragen, die Grundgerichte 
hievon zu verftändigen,dann daß ſelbe auf 
die Hintanhaltung dieſes Unfuges mit 
allem Ernſte durch ihre Grundwächter 
invigiliren, und die Uebertreter ohne 
Berzug der Polizei-Direction anzeigen 
follen. (Hof D. f. R. Deft. v. 3. Sept. 
1793. Krop. Gef. Franz. 3. Bd. ©. 
212.) 

— — Man hat wahrgenommen, 
daß, den höchſten Vorfchriften zumie 
der, fehr häufig aufden Kegelplä- 
ben verfhiedene Sahen ausge 
[hoben werden. 

Die Dominien haben daher diefen 
Unfug fogleich abzuftellen, auf die Hand— 
habung der hierwegen beftehenden Ver: 
- ordnungen zu wachen, und fih von Be— 
folgung derfelben dur öftere unver— 
muthete Nachficht zu überzeugen, da im 
Betretungsfalle nicht nur die feitgefeb- 
ten Strafen verhänget, fondern aud 
nebft dem Wirthe, die Obrigkeit wegen 
Mangel der nöthigen Aufficht mit einer 
empfindlihen Strafe werde belegt wer- 
den. (N. ö. R. V. v. 28. Nov. 1797. 
Krop. Gef. Franz. 10. Bd. ©. 478.) 

— — Leber Anfrage: Db das 
Ausfpielen der Prätiofen und Effec- 
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ten auf der Kegelbahn nicht von der 
Urt fei, daß hierauf das Lottopatent in 
Anwendung gebracht werden könne? hat 
man die Weifung dahin zu ertheilen bes 
funden, daß diefe Fälle nicht nad) dem 
Lotto = Patente, welches nur von Zah— 
lenlotterien fpricht, beurtheilt, ſon— 
dern bei dem beftehenden Verbote vom 
Jahre 1785 als ein Bolizeiverge- 
hen angefehen werden müffen. (Hfkzl. 
Decr. vom 5. Dec. 1811 3. 17805. 
N. 5. Rggs. V. v. 23. Dec. i811 3. 
39891. Krop. Gef. Franz. 30. Bd. 
©. 328.) 

Kegelfpiel. In Anfehung des Aus: 
jpielend von Gewinnften auf Kegel— 
ftätten hat ed bei dem unter dem 3. 
Dct. 1785 erlaffenen unbedingten Ver— 
bote zu verbleiben, und find die Ueber: 
treter mit einer arbiträren, von 
Fall zu Fall, nad Umftänden zu bemef- 
fenden Strafe zu belegen, wobei fi in 
Anfebung der Mitfpieler und der 
Wirthe nad den allgemeinen Zurech— 
nungsgrundfäßen der Mitfchuld und 
Theilnahme zu benehmen ift. (Hfkzl. D. 
v. 3. Det. 1817. Krop. Gef. Franz. 
39. Bd. ©. 73 u. 74.) 

— — Das Ausfpielen von Prä- 
tiwfen, Effecten und andern Saden im 
Kegelfpiele ift der dienenden Claſſe un- 
ter Gonfiscationdftrafe verboten. (Vdg. 
des mähr. Gub. v. 28. Dct. 1825. 
Dbent. 2. Bd. ©. 425.) 

— — Das in den Hofkanzlei⸗De— 
creten vom 3. Detober 1785, 5. Dec. 
1811 und 3. Det. 1817 gegründete 
Verbot des Ausſcheibens von Ge- 


‚winnften auf den SKegelbahnen der 


Wirths- und Kaffeehäufer, wurde mit 
dem Beifage allgemein befannt gemacht, 
daß von nun an, im Falle einer Ueber: 
tretung nicht nur wie bisher gegen den 
Wirth, welcher dieſes Ausfcheiben von 
Gewinnften auf feiner Kegelbahn zuließ, 
fondern auch gegen den Ausfpieler und 
gegen die Mitfpielenden, nah Maß 
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ihrer Schuld, unnachſichtlich werde vor« 
gegangen werden. (Hfkzl.Beſch. v. 20. 
Yan. 1826. 3. 1568. Cire. dern. ö. 
R. v. 27. Dec. 1826 3. 64999. Krop. 
G. ©. Bd. 52 Nr. 319.) 

FE in Wirthshäuſern, f. 


Begelmirfel ift ein Hazardfpiel, 
ſ. Spiele. 

Keller. Die Abhaltung der Tanz- 
mufiten in Schanfkellern ift nicht ge- 
ſtattet, ſ. Tanzmuſiken. (Vdg. v. 29. 
Dt. ‚sa 

‚ deren Herftellung, f. Bau: 
ordnung. für Böhmen $$. 17 u. 56. 

Kellereingänge, deren Berficher 
rung betreffend, ſ. Kellerthüren. 

Kellerhaldbeeren. Dem Antrage 
der Regierung, die Einfuhr und den 
Verkehr der Kellerhaldbeeren allgemein 
zu verbieten, wurde feine Folge gege- 
ben, hingegen die Regierung angewie« 
fen, darüber zu wachen, daß in etwa 
vorkommenden Fallen die Verfälſchung 
des Effigd oder des Bieres mit Keller: 
halsbeeren ftrenge nach den beftehenden 
Borfhriften geahndet werde. (Hftzl. 
D. v. 13. März 1834 3. 5874. Vdg. 
der n. ö. Rgg. v. 8. April 1834 3. 
16542. Au. ©. 3. J. 1834. Rr. 20.) 

Kelleröffuungen dürfen zur Ver— 
meidung von Unglücdsfällen nicht mit 
einem bloßen Quereifen, fondern fie 
müffen mit eifernen Dedeln, in welchen 
Luftlöcher angebracht werden fünnen, 
unter Strafe von 4 fl. verwahrt wer: 
den. (Bol. Drd. für Prag v. 25. Juni 
1787.) 

— — Sn der Regel follen alle 
auf die Gaffe gehenden Deffnungen 
der unterirdifhen Gewölbe entwe— 
der mit einem Thürchen, das vor: 
jugsweife von Eifenblech fein fol, ver: 
fhloffen, oder, wo dieſes wegen des 
nöthigen Luftzuges nicht Statt haben 
fann, mit Drabtgittern verwahrt fein, 
und es find. daher ſolche Deffnungen, 
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die entweder gar nicht, oder nur mit 
einem Kreuzgitter verwahrt find, nicht 
zu dulden. Es wird daher den Bezirks- 
Directionen auf ausdrücklichen Befehl 
der hohen Bolizeihofftelle zur Pflicht 
gemacht, eine eigene Refpicirung im Bes 
zirte vorzunehmen, und jene Hausin« 
baber, in deren Häufern ſolche unver- 
wahrte gegen die Gaffe gefehrte Keller 
löcher angetroffen werden, zu verhalten; 
daß felbe auf eine der oben angeführ« 
ten Arten, je nachdem ed dem unterir- 
diſchen Locale zufagt, binnen eines pe— 
remtorifhen Termines verwahrt werden. 
(Pol. Db. Dir. Eirc. v. 26. Apr. 1822.) 

Kelleröffnungen, ſ. Ganal:Deff: 
nungen. 

Kellerſchank ift eine Gattung des 
Weinſchankes im Kleinen und an fißende 
Säfte. (Hfkzl. Vdgen. v. 23. Dec. 
1813. Kellerfchant - Odg. v. 29. Jän. 
1814.) 

— — Da dem Mittel der Wirthe 
feine Stimme über die gefebliche Eig- 
nung einer Rocalität zum Kellerſchanke 
zufteht, indem darüber nur die Behör- 
den zu erkennen haben, fo ift die Bers 
nehmung diefes Mitteld aus ähnlichen 
Gelegenheiten zu unterlaffen. (Hfkzl. 
D. v. 8. Juni 1837 3. 13233. Vdg. 
der n. ö. Rgg. v. 14. Juni 1837 3. 
34340. Prv. G. ©. 19. Bd. Nr. 115.) 

Kellerfchänfen. Jedem zum ordent: 
lihen Ausſchanke Berechtigten fteht die 
Aushängung eined Schankzeigers zu, 
und da Kellerfhänker ungezweifelt förm⸗ 
lihe Weinſchankbefugniſſe beſitzen, fo 
fann ihnen das Recht, Schanfzeiger zu 
führen, nicht abgefprochen werden, Da 
den Gaft- und Schanfwirthen das Aus— 
ſtecken blecherner Weinzeiger nirgends 
ausſchließend bewilligt, den Kellerfhän- 
fern hingegen nirgends gefeßlich unter» 
fagt worden ift, fo ftehet es den leßte- 
ren frei, fich der Weinzeiger aus Blech 
oder natürlichem Zannenreifig zu bedie— 
nen, (Vdg. der n. 5. R. v. 7. März 


cretes v. 
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1838 8. 12275. N. ö. Prv. ©. ©. 
20. Bd. Nr. 62.) 

Kellerfchänfen. Verbot der meffin: 
genen Bippen, der kupfernen Kan 
nen und Gefhirre, ſ. Geſchirre. 
(Pdg. v. 15. Septbr. 1821 und 21. 
Mär; 1832.) 

— — Bolizeiftunde für die Sper— 
rung derfelben, ſ. Offenhalten. 

Kellerfhanf: Ordnung für die 
Stadt Wien und ihre Borftädte: 
Die Beilage A) enthält die neue Keller— 
ſchank-Ordnung, welche der Landesſtelle 
zur Kundmachung mit dem Auftrage 
zugefertiget wurde, an die geeigneten 
Behörden die beſondere Weiſung zu er— 
laſſen, bei Verleihung der Weinſchanks— 
Befugniſſe in den Vorſtädten in Anſe— 
hung des Locals die ausdrückliche Be— 
dingung vorzuſchreiben, daß der Ein— 


oder Zugang der Schenke nur von der 


Gaſſe ſein dürfe. Bei dieſer Gelegen— 
heit ſieht man ſich übrigens veranlaßt, 
darauf aufmerkſam zu machen, daß die 
höchſte Entſchließung vom 29. Decem— 
ber 1810 das Recht des Bierſchankes 
keinerdings allen Kellerſchänken, ſon— 
dern nur den eigens berechtigten bür— 
gerlichen oder befugten Weinſchankwir— 
then eingeräumt habe, wornach ſich da— 
her zu benehmen iſt. (Hfkzl. D. v. 23. 
Dec. 1813, an dien. ö. Rgg. Kundg. 
am 29. Jän. 1814.) 

A) Kellerfhanf-DOrdnung für 
die Stadt Wien und ihre Bor 
ftädte. 

Da die Kellerſchank-Ordnung v. 12, 
Mai 1751 duch nachgefolgte fpätere 
Verordnungen in mehreren Puncten 
wefentlihe Abänderungen erlitt; fo 
wird in Rolge des k. k. Hofkanzlei-De— 
23. Dechr. 1813 die ange: 
führte Kellerfhant = Ordnung hiermit 


außer Kraft geſetzt, und in Hinficht auf 


den Weinfhant im Großen und Klei— 
nen Folgendes verordnet: 
8. 1. Der Weinverfauf in Gebin- 
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den oder auch in andern Gefchirren, in 
fo fern die jedesmal zum Berfaufe ge— 
brachte Quantität Weins nicht unter 
fünf Wiener Maß beträgt, und nicht an 
fisende Gäfte abgereicht wird, ift Jeder: 
mann gejtattet. 

2. Der Weinſchank im Kleinen 
und an fißende Gäfte ift zweierlei, in 
fo fern er in öffentlichen Kellern oder 
in ordentlihen Wohnungen und Ge: 
bäuden ausgeübt wird. Der Weinſchank 
der legtern Art ift ein Gegenjtand be> 
fonderer Verleihung, und wie andere 
Gewerbsrechte mit Rückſicht auf die 
darüber bejtehenden Borfchriften zu be— 
a 

$.3. Der Beinfhanf i in öffentlichen 
Kellern kann in der Stadt von foldhen 
Perfonen ausgeübt werden, welche 

a) mit eigenen Weingarten verfehen 
find, oder 

b) ein bürgerlihes Haus eigenthüm— 
lich beſitzen, oder 

e) hausfäffige Bürger find. Bor Er- 
Öffnung des Kellerſchankes find jedoch 
diefe Perfonen verbunden, hiervon dem 
Wiener Stadtmagiftrat die vorläufige 
Anzeige zu erftatten, und ift nach der 
Vorſchrift des Erwerbiteuer » Patentes 
der Erwerbfteuer-Schein zu Löfen. 

-$. 4. Diejenigen Kellerſchänken, 
welche ein bürgerliches Haus eigenthüm— 
lich beſitzen, oder hausanſäſſige Bürger 
ſind, haben das Recht, den Kellerſchank 
nur in ihrem Hauſe und zwar entweder 
ſelbſt auszuüben, oder auch denſelben 
in Beſtand zu verlaſſen; es muß jedoch 
hiervon vorläufig jedes Mal die An— 
zeige an den Wiener-Stadtmagiſtrat er— 
ftattet, ihm der Beftandnehmer nambaft 
gemacht, und die Erledigung hierüber 
abgewartet werden. Der Magiftrat if 
verpflichtet, von der Beitandnahme alle 
jene Perſonen auszuſchließen, welche in 
irgend einer öffenlichen Beziehung ver: 
dDächtig find, aus welchem Grunde der 
Magiftrat in jedem vorfonmenden Falle 
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auch die k. k. Polizei-Oberdirection um 
ihre Zuſtimmung erſuchen wird. 

8. 5. In den Vorſtädten iſt der Kel— 
lerſchank nur denjenigen Perſonen ge— 
ftattet, welche hierzu von der geeigneten 
Behörde befugt worden find. Solche 
Befugniffe find bei der Drtsobrigkeit, 
die es betrifft, anzufuchen, und können 
nur nach vorläufiger Rückſprache mit 
der E. k. Polizei-Bezirks-Direction und 
mit ihrer Zuftimmung verliehen werden. 

8. 6. Jeder berechtigte oder eigend 
befugte Kellerfhänker darf fein Recht 
oder Befugniß nur in einem einzigen 
Keller ausüben, und bei dem Schank— 
feller außer dem unmittelbar dazu ge— 
hörigen Behältniffe, und den etwa im 
Kellerhalfe befindlichen Nebengewölben 
zu ebener Erde keine befondere Trink: 
ftube oder ein befonderes Zimmer unter 
was immer für einem Borwande halten. 

8.7. Den Kellerfchänten fteht es 
frei, alle Gattungen des inländifchen 
Meines, und um die denselben entfpre- 
chenden Preife auszufhänken; fie find 
jedoch verbunden, ſowohl die Gattun— 
gen als die Preife ihrer Schankweine 
an einer ausgehängten Tafel öffentlich 
anzuzeigen. 

8.8. In den Schanfkellern dürfen 
an die fihenden Gäfte nur Brod von 
jeder Gattung, dann überhaupt nur 
folde Speifen, welde feiner vorläufi— 
gen Küchenbereitung bedürfen, als Käſe, 
Nettige, Mandeln, abgereicht werden. 

$.9. Die Schanffeller dürfen an 
Werktagen ded Morgens nicht vor 9 Uhr, 
an Sonn: und Feiertagen nicht vor 
11 Uhr eröffnet, und müffen in den 
Borftädten im Winter Abends bis 9 Uhr 
und im Sommer-bis 10 Uhr, in der 
Stadt aber im Winter und im Som: 
mer fpäteftens bis 11 Uhr gefchloffen 
werden. 

$. 10. In den Schanfkellern dürfen 
zur Bedienung der Gäfte nur Manns» 
perfonen gebraucht, und Feine Spiele 
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unter was immer für einem Namen ge— 
duldet, auch ſoll darin von Niemandem, 
und zwar auch nicht von den eigenen 
Kellerſitzern übernachtet werden. 

8. 11. Die Verletzung dieſer Vor— 
ſchriften, in ſo fern ſie nicht unter jene 
von ſchweren Polizei-Uebertretungen 
gehören, und folglich als ſolche zu be— 
handeln ſind, iſt das erſte Mal mit ei— 
ner Arreſtſtrafe von 1 bis 3 Tagen, 
oder mit einer Geldbuße von 25 bis 
100 fl., das zweite Mal mit einer nad) 
Umftänden auch durch Faften verfchärf: 
ten Wrreftftrafe von 2 bie 6 Tagen, 
oder einer Geldftrafe von 100 bis 
200 fl., und das dritte Mal mit dem 
Berlufte des Schankrechtes zu beftrafen. 
(Krop. Gef. Franz. 33. BB. ©. 616 
— 620.) 

Kellerfchanf- Ordnung. Zufolge 
der mit HofkanzleisDecrete v. 17. Dec. 
1831 eröffneten a. h. Entihließung v. 
11. Dec. 1831 ift das erneuerte Hofe 
gefuch der biefigen Kellerfhänfer und 
Abänderung der 88. 8 und 9 der Kel— 
lerfhanf- Ordnung mit Beziehung auf 
die dem Magiftrate unterm 2. Jänner 
1831 3. 71705 befannt gegebenen a. 
h. Entfhliegung v. 14. Dec. 1829 
zurückgewieſen, und da der a. h. Ver- 
ordnung zufolge die abweisliche Erle- 
digung umter Anführung der Motive 
erlaffen werden foll, fo ift den Bittitel- 
lern zu bedeuten, daß die durch die be— 
ftehenden pofitiven Normen zwifchen den 
Gewerbsgattungen gezogenen Gränzlis 
nien in der Regel aufrecht erhalten wer: 
den müffen, daß daher nachdem zwi— 
fhen SKellerfhänfern und förmlichen 
Wirthsgewerben in Abficht auf die Be— 
dingungen ihrer Erlangung ein wefent: 
licher Unterfchied beftehet, den erfteren 
außer dem Weinſchanke feine Gerecht— 
fame eingeräumt werden könne, die 
nad der beftehenden Gewerbsabgrän— 
zung nur den Wirtben zufomme, daß 
ferners eben fo wenig der Vortheil des 
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Publicums, die von den Kellerſchänkern 
binfichtlih der frühern Deffnung der 
Schankkeller, und der Abreichung kalter 
Speifen gewünfchte Ausdehnung ihrer 
verfaffungsmäßigen Gewerbsgränzen er- 
beifcht, indem bei der großen Zahl von 
eigentlihen Schankgewerben, die ge- 
meine Bolksclaffe hierbei nicht in Ver— 
leginheit kommen kann, und feit dem 
vieljährigen Beftande der Kellerſchank— 
Drdnung fih noch niemals die Noth- 
wendigkeit geäußert hat, Daß die gemeine 
Claſſe die Befriedigung ihres Bedürf- 
niffes in den frühen Morgenftunten 
ſchlechterdings nur in den Schankkellern 
auffuche, daß endlich die Verzehrungs— 
fteuer nicht die Gewerbsleute, fondern 
das confumirende Publicum trifft, und 
fonit der hieraus abgeleitete Anſpruch 
auf eine Begünftigung von felbft ent: 
falle. (NR. ö. R. D. v. 27. Dec. 1831 
3. 68631.) 

Kellerthüren. Sämmtlihe unter 
den Hausthüren noch befindliche Keller: 
eingänge follen zur Vermeidung von 
Unglüdsfällen mit Gittern in halber 
Mannshöhe und von jelbft zufal- 
lenden Thüren verfehen fein. Die 
Unterlaffung ift eine ſchwere Polizei- 
Uebertretung. (R. ö. R. Bdg. v. 23. 
Dec. 1808 3. 31890. Lütz. 1. Bd. 
©. 353.) 

— — Die Borfchrift der Regie- 
rungs-Verordnung v. 23. Dec. 1808 
wurde dahin ausgedehnt, daß auch die 
im Innern der Seller etwa vorhande— 
nen Fallthüren auf die nämliche Art, 
wie die unter den Hauseingängen be- 
findlichen Kellerthüren verwahrt werden 
follen, widrigenfalld bei einem vorkom— 
menden Unglücksfalle die Beftrafung 
nah dem St. ©. eintritt. (Hfkzl. D. 
v. 28. Mai 1824 3. 15005. Vdg. der 
n. ö. R. v. 9. Juni 1824 3. 27226.) 

— — Damit foldhe mit einem Ge: 
länder forgfältig verwahrt werden, ha- 
ben die Bezirks - Directionen bei den 
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Häuferrevifionen ftrenge zu fehen. (Po: 
lizeihofft. Weif. an die Pol. Ob, Dir. 
v. 5. Suni 1823.) 

Kellerthüren, die unter den Haus— 
eingängen beftehen,, follen möglichft 
befeitigt werden. (Pol. Hofft. Weif. an 
die P. O. D. v. 9. Dec. 1824.) 

Kellervifitationen wegen verfälfch- 
ter Weine. Da die Regierung bei Ger 
legenheit als das Erzeugen vom Weine 
aus Weinlager verboten wurde, auch 
die Bornahme jährlicher Keller » Bifita- 
tionen anzuordnen befunden hat, der 
hiefige Magiftrat aber erachtet, daß zu 
ſolchen Bifitationen in der Stadt ein 
Beamter der Polizei-Dber-Direction, in 
den Borftädten aber ein Beamter der 
betreffenden Polizei-Bezirks⸗-Direction 
fammt dem Bezirksarzte beigezogen 
werden follen; fo wurde die Pol. Ob. 
Dir. angewiefen, zu diefen Viſitatio— 
nen über jedesmaliged Anfinnen des 
hiefigen Magiftrates Die bezeichneten 
Individuen abzuordnen, und die Be- 
zirkd-Directionen hiernach entfprechend 
anzumweilen. Was die Beiziehung der 
Stadt-Phyfiter zu folden Bifitationen _ 
anbelangt, fo liegt es ganz in dem 
Wirkungskreife des Magiftrates, im 
Falle er fie hierzu für nothwendig fin- 
det, an diefelben das Geeignete zu er» 
lafjen. (N. 5. Reg. Dec. vom 3. Mai 
1821 3. 18746. Guld. Sanit. B. 5. 
Br. ©. 211.) 

Kellner. Die Oberkellner, Zimmer: 
fellner, die Kellerjungen, Weinträger 
und Hausknechte des Mittels der bür- 
gerlihen Weinwirthe find nach den In— 
nungs = Artikeln, die anderen männli- 
hen und weiblihen Dienftboten der 
Wirthe nach der Vorfhrift der Dienft- 
boten-Drdnung zu behandeln. (Bdg. 
der n. 6. Reg. vom 2. Aug. 1822 3. 
36197, n. ö. Prov. ©. ©. 4. Br. 
Nr. 195.) 

Kerzen. Nah der num beftehenden 
Uebung werden die Kerzen häufig in 
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Bunden und in Paketen mit Umſchlag 
ohne Angabe eines Gewichtes verkauft, 
und hiebei die Käufer, da ein ſolcher 
Bund Kerzen im Verkehre gewöhnlich 
für ein Pfund gehalten wird, ſehr oft, 
wie die Erfahrung lehrt, im Gewichte 
verkürzt. Nach der h. Reg. Vdg. vom 
26. Aug. 1846 3. 45553 iſt der Ver⸗ 
fehr nah Bunden und Paketen, die 
mit feiner Angabe des Gewichtes ver- 
fehen find, zwar dem freien Ueberein- 
kommen zwifchen Käufer und Berfäufer 
überlaffen, allein bei Berfäufen nad 
Bunden und Paketen, die mit einer 
Gewichtsangabe bezeichnet find, oder 
wo die Kerzen ausdrüdlih nad dem 
Gewichte verlangt werden, find die 
Erzeuger und Berfchleiger zur Abgabe 
des angekündigten oder verlangten vol- 
len Gewichtes verbunden. Um nun das 
Publicum vor Berkürzungen in diefer 
Beziehung zu warnen, wird diefe hohe 
Anordnung mit Genehmigung der k. k. 
n. 6. Zandesregierung vom 18. Nov. 
1846 mit dem Beifügen zur allgemeis 
nen Kenntniß gebracht, daß die dawi— 
der handelnden Kerzen» Erzeuger und 
Berfhleißer über bei dem Magiftrate 
anzubringende Befchwerden firenge wer- 
den beftraft werden. (Kundm. des Wr. 
Magiftr. v. 3. Dec. 1846 3. 69661/ 
5626.) 

Kerzen. Die Beftimmung des 
Gewichtes für den Berfauf der 
Kerzen betreffend. Da bei dem 
Kerzenverfaufe mannigfache Gewichts: 
abweihungen wahrgenommen werden, 
weldhe den allgemeinen Berkehrs-Inter- 
effen abträglich find, und Beeinträchti— 
gungen des Publicums zur Folge ha— 
ben, fo fand fi das Handelsminifte- 
rium laut Erlaffed vom 119. d. M. 3. 
3085-H beftimmt, mit Berufung auf 
die Minifterial» Erläffe vom 13. Sept. 
und 18. Rov. 1848 3. 1192 u. 1931 
(Regierungsd-Berordnungen an die n. 
ö. Kreisämter vom 20. Sept. und 25, 
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Nov. 1848 3. 44732 und 52881) 
neuerlih anzuordnen, daß in allen 
Kronländern und Theilen der Monar: 
hie, wo das Wiener Gewicht als das 
gefegliche eingeführt ift, der gewicht» 
weife Berkauf aller aus Wachs, Stea- 
rin, Unfhlitt und anderen Fettftoffen 
erzeugten Kerzen nah der Gewichts— 
einheit des Wiener Pfundes A 32 Loth 
gefhehen und daß im gewerblichen Ber- 
fchleige oder Berkehre jedes hiezu vor— 
bereitete Paket folder Kerzen mit einer 
den Gewichts⸗Inhalt bezeichnenden Auf⸗ 
fhrift verfehen fein müffe. Die Nicht: 
befolgung diefer Anordnung ift als eine 
Umgehung der Markt-Bolizei-Drdnung 
zu behandeln und zu beftrafen. (Erf. 
der n. ö. Statth. vom 26. Juli 1851 
3. 23974, 8. ©. B. Nr. 232, der 
fteierm. Sth. vom 23. Juli 1851, 8, 
G. B. Nr. 221, der böhm. Sth. vom 
31. Suli 1851 3. 19269. &. ©. 3. 
Rr. 195.) 

Kerzen. Zur Befeitigung der hin 
fihtlich der Auslegung der Verordnun— 
gen über den Kerzenverfauf nad dem 
Wr. Gewichte angeregten Zweifel, hat 
das Handelsminifterium mit Erlaß v. , 
28. Juni 1852, Nr. 3600, diefelben 
dahin näher erläutert, daß zwar der ge— 
wichtsweife Verkauf von Kerzen jeder: 
zeit nad) der Gewichtseinheit des gefeh- 
lihen Wr. Pfund, jomit nur in ganzen, 
halben und Biertel » Pfunden und in 
Wiener Centnern zu gefchehen habe, was 
jedoch den Kleinverfauf von Kerzen in 
einzelnen Stücken nicht verwehrt, daß 
aber Kerzen in Paketen, aud in Ge- 
wichtsgrößen unter oder über Einem 
Wiener Pfunde gepadt und zum De- 
tailverfaufe unter der Bedingung ges 
bracht werden können, daß das wirk— 
lihe Gewicht der in einem ſolchen Pa- 
tete enthaltenen Kerzen, ohne Ein- 
rechnung der Emballage, jedesmal nad 
dem Wiener Gewichte in Pfunden und 
Lothen, auf dem Umfchlage des Pate 
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tes mit bleibender, leicht leſerlicher, 
hinreichend großer Schrift gedruckt, er— 
ſichtlich gemacht werde. Hiedurch iſt 
nicht verwehrt, das Gewicht auch nach 
Mehrfachem, oder Theilen anderer Ge— 
wichtseinheiten anzugeben, jedoch hat 
dies auf eine ſolche Weiſe zu geſchehen, 
daß die Angabe nach dem Wiener Ge— 
wichte an Deutlichkeit und Beſtimmt— 
heit nichts verliere. (Erl. d. n. ö. Sth. 
v. 25. Juli 1852 3. 24109.) 

Kerzen dürfen an Sonn- und Feier: 
tagen von den Delerern im Winter 
von 4, im Sommer aber von 6 Uhr 
Nachmittags an, verkauft werden, ſ. 
Sonn: u. Feiertagsheiligung. 

— — von Unflitt peſtkranker Rin- 
der, f. Unfchlitt. 

Keflelprobe, ſ. Dampfkeſſel. 

Kettenſteg über die Wien nächſt 
der Bärenmühle. Se. Majeftät haben 
mit a, h. Entfchliegung vom 19. Febr. 
1830 den Bauunternehmern des Ket— 
tenfteged das angefuchte Privilegium 
auf 30 Jahre zum Bezuge einer Mauth- 
gebühr von jeder über die Brücke ges 
henden Perfon mit 1 Kreuzer W. W., 
und wenn diefe Währung aufgehoben 
werden follte, mit '/, Kr. EM. aller: 
anädigft zu bewilligen geruht. Nach 
Ablauf diefer Privilegiumsfrift, hat 
diefer Steg in das Eigenthum der 
Stadt Wien mit der Berbindlichkeit zu 
deffen Erhaltung überzugehen. (N. ö. 
Reggs. Eirc. vom 4. Auguft 1830 3. 
42446, n. ö. Br. Gv. G. ©. 12. Th. 
Nr. 235.) 

Keule. Die Amtsgewalt wegen der 
Anwendung der Keule bei der- Rinder: 
peft auf einen unkundigen Dorfrichter 
zu übertragen, kann nicht Statt finden, 
weil hierdurch leicht Unfüge grober Art 
und verantwortliche Unzufömmlichkeis 
ten entftehen können; es müßte denn 
fein, daß der Eigenthümer des Viehes 
die Bollführung diefer Maßregel wegen 
Deutlichkeit der bereitd vorhandenen 


188 


verdächtigen Thieren vorfindet. 


Keule. 


Symptome der Ninderpeft wünſchte. 
(N. 6. Reg. Vdg. v. 27. Jan. 1836. 
3. 4123. An. ©. V. 3. 1836. Nr. 7.) 

Keule. Se. ?. t. Majeftät haben mit 
a. h. Entſchließ. vom 24. Dec. 1844 
über die Fragepumcte: 

a) Wann und in welcher Ausdeh- 
nung ift die Keule bei der Rinderpeft 
anzuwenden, 

b) wann und unter weldhen Moda— 
litäten ift eine Entfhädigung für die 
getödteten Thiere zu leiften und 

ce) weldher Mafftab des zu leiften- 
den Entfhädigungs-Betrages ift feſtzu— 
feßen, wie ift diefer auszumitteln, und 
von wen hat die Beftimmung der Kathe— 
gorie eines getödteten Rindes, ſowohl 
in Hinfiht auf die MWerthbeftimmung 
nad Alter, Schlag und Beichaffenheit, 
als auch auf den Gefundheitszuftand 
desjelben auszugehen, und wer hätte 
hiebei zu interveniren? nachftehende 
Directiven zu genehmigen gerubt: 

Ada) Da der eigentliche Zwed der 
Anmendung der Keule darin befteht, 
die Rinderpeft gleich im Entftehen zu 
erfticken und ihrer Weiterverbreitung 
mit möglichiter Sicherheit vorzubeugen, 
fo erfcheint ala ein wefentliches Erfor— 
derniß, daß das Borhandenfein der 
Ninderpeft aus den Krankheitserfcheis 
nungen, dem Sectiondbefunde, dem 
Derlaufe umd der Contagiofität der 
Krankheit unzweifelhaft und vollkom— 
men conftatirt und der Beweis herge- 
ftellt fei, Daß die Seuche in Folge einer 
Einfchleppung entftanden, oder durch 
Uebertragung des Anſteckungsſtoffes 
von einem Thiere auf das andere über: 
gangen fei, und fich blos in einer Herde 
und in einem einzigen Stalle oder nur 
in einigen wenigen Ställen einer Ort— 
ſchaft zeigt, und daſelbſt fih nicht ſchon 
eine bedeutende Zahl von kranken und 
Die 
Keule ift daher nur bei dem erften Ent— 
ftehen der conftatirten Rinderpeft anzus 
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wenden, wo die Tilgung der Seuche 
noch mit einem Schlage in Ausſicht ge— 
ſtellt iſt und noch nicht mit Grunde be— 
fürchtet werden muß, daß der Anſte— 
ckungsſtoff — auf was immer für eine 
Art und Weife auch auf die übrigen 
Stallungen und benadhbarten Ortſchaf— 
ten übertragen und verbreitet werden, 
ſonach eine mehrfeitige Mittheilung 
durch einen Viehmarkt, gemeinschaft 
lihe Weide und Tränke, durch Vieh— 
hirten, durch nach der Ortslage begün— 
ftigte häufigere Gommunicationen, leb- 
haften Verkehr u. f. w. erfolgt fei, und 
zwifhen dem erften Grfcheinen .der 
Seuhe und ihrer Erkenntniß nicht 
ſchon ein zu langer Zeitraum verſtri— 
hen ift, da in allen diefen Fällen der 
ganze Ort ald wahrſcheinlich angefteckt 
und die Seuche auch im andere Ort— 
ſchaften verfchleppt betrachtet werden 
muß, daher die Anwendung der Keule 
jweclos jein würde Kommen jelbft 
nad Anwendung der Keule neue Er- 
franfungsfälle vor, fo ift mit Grund 
zu vermutben, daß die Seuche ſchon 
eine größere Ausbreitung erlangt habe, 
und die Keule ihrer ferneren Verbrei— 
tung im Drte und ihrer Berfchleppung 
in anderen Ortfchaften nicht mehr Ein- 
halt zu thun vermöge, daher in einem 
folden Falle von diefer Maßregel fein 
weiterer Gebrauch zu machen ift. Aus 
diefem Grunde darf auch zur Abkür— 
zung einer ſchon mehr ausgebreiteten 
Rinderpeft und als prophilactifche Maß— 
regel die Keule nicht angewendet wer- 
den, da fonft ohne den Zwed der Un— 
terdrückung der Seuche zu erreichen, 
die Summe der Entfhädigung außer 
allem Berhältniffe vermehrt werden 
würde, Nur gegen das Ende der Seuche, 
wenn nämlich in den meiften Ortjchaf: 
ten des Landes Diejelbe bereits getilgt 
ift, fie fich nur mehr auf einige wenige 
Stüde befhränft und man zur Gewiß— 
heit gelangt ift, daß von den lepter- 
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krankten Stüden feine Uebertragung 
des Contagiums Statt gefunden haben 
konnte, darf zur Abkürzung der Seude 
und zur gänzlichen Zeritörung des Au— 
ſteckungsſtoffes im Lande auch zur Ans 
wendung der Keule gejchritten werden. 
Jederzeit find aber jowohl in Fällen, 
wo die Keule in Anwendung kommt, 
als auch in jenen, wo dieſes nicht ge= 
fchieht, die in dem Viehſeuchen-Unter— 
richte vom Jahre 1834 vorgeſchriebe— 
nen fanitäts » polizeilichen Mapregeln 
ftrenge in Ausführung zu bringen und 
genau handzuhaben. Um den Zwei, 
welcher der Anwendung der Keule zum 
Grunde liegt, nämlich die Erſtickung 
der Ninderpeft in dem Momente ihres 
Entjtehens fiher zu erreichen, find der 
Keule alle gleih nah dem Ausbruche 
der Seuche frank befundenen Thiere 
ohne Ausnahme zu unterziehen, die 
übrigen aber zu contumaciren. 

Die Beitimmung wann und in welcher 
Ausdehnung die Keule mit Nücficht auf 
diefe Normen anzuwenden ift, hat von 
einer eigenen aus dem zur Seuchen— 
behandlung abgeordneten Kreis- oder 
Diſtriets-Arzte oder Landes-Thierarzte, 
dem Oberbeamten der betreffenden po— 
Iitifchen Obrigkeit, und zweien wirth« 
Thaftsverftändigen Individuen aus dem 
Gemeindevorftande beftehenden Com: 
miſſion, die aud) die Einleitung der 
fonft gefeßlich vorgezeichneten oder weis 
ters nöthigen Sicherheitömaßregeln zu 
veranlajfen hat, auszugehen. Diefe 
Commiffion bat daher auch hinfichtlich 
des Gebrauches der Keule, wegen der 
dabei obwaltenden Gefahr am Berzuge 
gleich unmittelbar die erforderliche Eine 
leitung zu treffen, und dieſe Maßregel 
ohne weiters in Vollzug zu jeßen, von 
dem Geſchehenen aber unverzüglich un: 
ter Beibringung der Erhebungs = Pros 
tocolle dem betreffenden Kreisamte die 
umftandliche Anzeige zu erftatten, wels 
ches das diesfällige Verfahren ftrenge 
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zu überwadhen und nicht zu redhtferti- 
gende Vorgänge im eigenen Wirkungs- 
freife abzuftellen und zu ahnden, wenn 
es nöthig ift, die Einflußnahme der 
Zandesftelle anzufuchen, diefelbe aber 
jedenfalld von den Ergebniffen in die 
Kenntniß zu feßen haben wird. 

Ad b) Nur für die an der conftatir- 
ter Rinderpeft erkrankten oder derfel« 
ben verdädhtigen und über ausdrück— 
lihe Anwendung der berufenen Come 
miffionen oder Behörden der Keule un— 
terzogenen Rinder hat die Bergütung 
aus demStaatsſchatze aber auch nur 
unter der Bedingung zu gefchehen, daß 
der Eigenthümer derfelben durch Außer: 
adhtlaffung der beftehenden Sanitäts- 
Vorſchriften an der Einſchleppung der 
Seuche nicht irgend eine Schuld trägt, 
oder deren Ausbruch nicht verheimlicht 
hat, was aber jederzeit ftandhältig er: 
wiefen fein muß. In folden Fällen 
wird die Vergütung des vollen Werthes 
des getödteten Thieres geleiftet. Diefe 
Vergütung wird unter gleichen Berhält« 
niffen auch den Dominien und Domi- 
nical-Örumdbefigern erfolgt, zumal die 
Anwendung der Keule ohne alle Aus- 
nahme Statt finden muß, diefelben 
aber, wenn fie von der Entfhädigung 
ausgeſchloſſen fein follten, wohl nicht 
ohne offenbare Unbilligkeit zur Geftat- 
tung der Bertilgung ihres Viehes ver- 
halten werden könnten. 

Ad ec) Der verläßlichfte und billigfte 
Mapftab der zu leiftenden Entſchädi— 
gung ift derjenige, durch welchen der 
Eigenthümer des erfchlagenen Viehes 
die volle Vergütung feines wahren 
Werthes nach den in der Gegend übli— 
hen Marktpreifen mit Rücficht auf das 
Alter, den Schlag und die Befchaffen- 
beit desfelben erhält. Diefer ift im 
Wege der Schäßung auszumitteln. Da 
ohnehin die Beftimmung, ob die Keule 
in Anwendung zu bringen ift, und 
welhe Stüde derfelben unterzogen 
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werden ſollen, im commiſſtonellen Wege 
geſchehen muß, ſo hat auch dieſe Com— 
miſſion die für jedes erſchlagene Stück 
an die Eigenthümer zu leiſtende Ver— 
gütung mit Beiziehung zweier beeide- 
ter oder zu beeidender in dem ange- 
ftedten Orte oder dejjen nächſten Um— 
gebung nicht anfäffiger Schägleute die 
zur Dermeidung einer weiteren Berbrei- 
tung der Seuche nicht vermöge ihres 
Berufes oder Gewerbes mit Vieh zu 
verfehren haben, nad obigen Grund- 
fügen zu erheben, und die üblichen 
Marktpreife der Umgegend erfichtlich zu 
machen. Da aber nach der Aeußerung 
der ThierarzneisInftituts-Direction und 
der medic, Facultät in Wien von den 
als ſeuchenverdächtig erfchlagenen bei 
der Section aber noch vollfommen ge— 
fund befundenen Thieren das Fleiſch 
zur Nahrung für die Menfchen und die 
übrigen verwerthbaren Theile, fo wie 
von der ſchon bei Xeben oder durch die 
Section als Frank erkannten, die Haut, 
Hörner und das Fett unter Beobadı- 
tung der nöthigen Borfichten anftande- 
los benügt werden können, fo hat die 
Gommiffion auch gleihmäßig den Werth 
diefer noch benußbaren und dem Vieh— 
eigenthümer zu überlaffenden Theile 
auszumitteln, und von der zu leiften- 
den Vergütung in Abzug zu bringen. 
Ueber den ganzen Vorgang find von 
der Commiſſion eigene Protocolle auf: 
zunehmen, in diefen das erfchlagene 
Vieh nah Gefchleht, Alter, Schlag, 
Beichaffenheit und Gefundheitszuftand 
mit Angabe der Urfahe des Erfchla- 
gens, des Sectiond=Befundes, des aus— 
gemittelten Schätzungswerthes, des zu 
deſſen Grundlage genommenen Marft- 
preifes und des Werthes der benütz— 
baren Theile erfihtlich zu machen, und 
diefelben im Wege der Kreisämter der 
Randesftelle zur Prüfung und Anweis 
fung der Vergütung einzufenden. (Hfkzl. 
Decr. vom 28. Dec. 1844 3. 41335, 
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an ſämmtl. Länderft., n. ö. Reg. Vdg. 
v. 11. Jän. 1845 3. 1869. Vdg. der 
ob der ennf. Regier. vom 21. Jänner 
1845 3. 980. Pol. G. S. 72. Bd. 
Nr. 165.) 

Keule. Ueber die Anwendung 
der Keule beider Rinderpeft. 

1. Wenn in verdächtigen Zeiten bei 
vorfommenden Krankheiten von Rin- 
dern die Art des Krankfeins zmeifel- 
haft und gegründeter Verdacht vorhan- 
den ift, daß fie an der Rinderpeft er- 
krankt feien, fo ift die Anwendung der 
Keule zur Ermittlung dee Sad- 
verhaltes durch die Section un— 
ter der Bedingung geftattet, daß 

a) die Krankheit von einem, im 
Dienfte des Staates ftehenden, oder 
von einer politifhen Behörde hiezu 
autorifirten Arzte als verdächtig aner- 
kannt ift, und daß 

b) die von dem Arzte bievon in 
Kenntniß gefeßte Ortöbehörde im Ver- 
eine mit dem Arzte den Werth des zu 
ſchlachtenden Thieres nach den hierüber 
weiter unten angegebenen Rüdfihten 
feftfeße. 

2. Die Keule ift ferner bei bereits 
ceonftatirtem Borhandenfein der 
NRinderpeft in der öfterr. Monarchie 
anzuwenden: 1. bei ihrem erften Auf- 
tauchen in gefunden Ortſchaften, und 
2. wenn aus dem Character, Grade 
und Zeitraume der Seuche, aus den 
auf ihren Gang und ihre verderblichen 
Dirkungen Einfluß nehmenden Um— 
ftänden, und aus den Erfolgen der 
gegen die Seuche bereitd getroffenen 
und genau gehandhabten veterinär-po- 
lizeilichen Maßregeln und fofort fi 
ein hoher Grad von Wahrfcheinlichkeit 
ergibt, dag nur durch die Anwendung 
der Keule entweder: 

a) die Seuche ganz getilgt, oder 

b) ihre Weiterverbreitung ganz oder 
im hoben Grade verhindert, umd das 
duch 
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c) der freie Verkehr ſicher und ſchnell 
wieder hergeftellt werden kann. 

Die definitive Entſcheidung, ob bei 
conftatirtem VBorhandenfein der Rinder- 
peft in der öfterr. Monarchie die Keule, 
und in welder Ausdehnung fie an- 
zuwenden fei, hängt von dem dazu er— 
nannten politifhen Commijfäre ab, wel- 
cher auf die erhaltene Anzeige über das 
Auftauchen der Rinderpeft oder ale fol- 
her verdächtigen Krankheiten oder über 
das Fortfchreiten derfelben in inficirten 
Ortſchaften mit Zuziehung des mit der 
Beforgung der veterinär- polizeilichen 
Mapregeln beauftragten und wenn es 
thunlich ift, eines zweiten mit der Rin- 
deryeft vertrauten Arztes, dann zweier 
als Schägleute zu beeidenden wirth: 
ſchaftskundigen Vertrauensmänner den 
Stand der Sache zu erheben, und auf 
Grundlage des veterinär-ärztlichen Gut: 
achtens in Betreff der Anwendung der 
Keule zu verfügen, die Anordnungen 
zur Ausführung des Verfügten zu tref— 
fen, und über das Ganze umftändlich 
an feinen politifhen Vorgeſetzten zu 
berichten hat. 

3. Bis zur definitiven Entfheidung 
der Frage, von wem und wie die Ent« 
ſchädigung für die dur die Keule we- 
gen der Rinderpeft getödteten Rinder 
an die Befier derjelben geleiftet werde, 
wird die Entfhädigung aus der 
Staatscaffe auf die jedesmalige Anz 
weifung des polit. Bezirkd-Borftandes 
geleiftet. Für Rinder, welche unter ge- 
nauer Erfüllung der sub I geftellten 
Bedingungen darum der Keule über: 
liefert wurden, damit man beitimmt 
wiffe, ob die verdächtige Krankheit auch 
die Rinderprft fei, wird den Beſitzern 
derfelben derjenige Betrag ala Entſchä— 
+ geleiftet, welder nah Abzug 
des Werthes der nach den beftehenden 
Vorſchriften verwerthbaren Theile des 
getödteten Rindes von der durch die 
Drtöbehörde und den Arzt für dass 
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felbe feitgefegten PVergütungsfumme 
entfallt. Für Rinder, welche bei be- 
reitd conftatirtem Borbhandenjein der 
Ninderpeft in der öfterreichiichen Mon— 
archie nah Beſchluß des politifchen 
Commiſſärs der Keule unterzogen wer— 
den, wird nur dann eine Bergütung 
geleiftet, wenn ftandhältig erwiefen tft, 
daß der Eigenthümer des getödteten 
Nindes weder durch Außerachtlaſſung 
der beitehenden veterinär = polizeilichen 
VBorfhriften irgend eine Schuld an 
dem Erkranken desjelben trage, noch 
den Ausbruch der Krankheit verheim— 
licht habe. Der für jedes einzelne Stüd 
entfallende Entſchädigungsbetrag ift aus 
dem durch die beiden beigezogenen als 
Shäpleute beeideten Vertrauensmän— 
ner bejtimmten Werthe des Rindes und 
aus den davon abzuziehenden Werthe 
der verwerthbaren Theile desjelben zu 
entziffern. Damit ſowohl jene Eigen- 
thümer, deren Rinder zur Erlangung 
der Gewißheit über das Borhandenfein 
oder Nichtvorhandenfein der Rinderpeft 
getödtet wurden, als auch jene, deren 
Rinder auf Befchlug der Commiifion 
der Keule unterzogen und Die von der 
Commiſſion ichuldlos befunden wur— 
den, in den Stand gejeßt werden, den 
erlittenen Abgang möglichft bald durch 
den Ankauf neuer Rinder zu erjeßen, 
werden vie politifhen Bezirks - Bor: 
ftande ermächtiget, Die von den Orts— 
behörden und Vertrauensmännern aus— 
gemittelten Etſatzpoſten beider Be— 
zirkscaſſe anzumeifen und an die 
höhere Behörde darüber zu berichten. 
4. Zur Ausmittlung des Wer- 
tbes der Rinder, welde der Keule 
unterworfen werden follen, haben die 
betreffenden Ortsbehörden und die ald 
Schätzleute beeideten Commiſſionsglie— 
der den in der Gegend üblichen Markt— 
preis, das Alter und den Schlag jedes 
Nindes zu bericfichtigen. Da von den 
als ſeucheverdächtig erfchlagenen, bei der 
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Section aber noch volllommen gefund 
befundenen Thieren das Fleifh zur 
Nahrung für den Menſchen und die 
übrigen verwerthbbaren Theile, fowie 
von den fchon bei Leben oder durch die 
Section als frank erfannten die Haut, 
Hörner und das Fett unter Beobadh- 
tung der vorgejchriebenen Borfichten 
anſtandslos benüßt werden können, jo 
haben die Ortsbehörden und Gommij- 
fionsglieder auch gleichmäßig den Werth 
diefer noch benüßbaren und dem Eigen 
thümer des Rindes zu überlaffenden 
Theile auszumitteln. Der politifche 
Commiſſär und dıe Ortsbehörden haben 
ihre der politifchen Behörde vorzule— 
genden Entfhädigungsanträge für Die 
einzelnen Viehbeſitzer auf dieje vorges 
nommenen und erjichtlih gemachten 
Schäßungen zu gründen. (Erlaß des 
Min. d. Inn. vom 11. Sept. 1850 3. 
18751. Erl. der Sth. von N. Deft. v. 
12. Sept. 1850 3. 3365. 8. ©. 2. 
Nr. 66. Vdg. des faif. Commiſſärs in 
Ung. vom 17. Dec. 1850. Ung. 8. ©. 
B. Nr. 312. Circ. der mähr. Sth. v. 
15. Spt. 1850. Mähr. 8. G. B. Nr. 
138, des galiz. Gub. vom 17. Sept. 
1850.28. G. B. Nr. 518, der böhm. 
Sth. vom 15. Sept. 1850, 8. ©. 2. 
Nr. 160, der Sth. in Benedig vom 
6. Det. 1850, 8. ©. B. Nr. 267.) 

Keule. Gebrauch des Fleifches von 
dem blos als jeucheverdächtig erjchla- 
genen Biehe, ſ. Fleiſch. (Vdg. vom 
27. März; 1845.) 

Kinder unter 5 Jahren follen in 
eine Wiege, oder andern dergleichen 
Ort, nicht aber in das Bett der Eltern 
gelegt werden. (N. ö. Rggs. Decr. v. 
14. Sept. 1754. Krop. Gef. Joſ. 6. 
Bd. ©. 155.) 

— — melde vor der Taufe fterben, 
können auf Freidhöfen begraben wer: 
den. (Hfd. vom 28. Apr. 1785. Krop. 
Gef. Sof. 8. Bd. ©. 677.) 

— — deren Ueltern im Arreſte, oder 
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verurtheilt find, müffen von ihren Be- 

freundeten, oder Ortsobrigkeit und Ge- 
meinden, bis fie das 12. oder 14. Jahr 
erreichen, und zum Dienen, und zur 
Erlernung eines Handwerkes fähig 
find, mit Koft und Kleidung erhalten 
werden. (Hofentichl. v. 23. Febr. 1786. 
Krop. Gef. 11. Bd. ©. 819.) 

Kinder. Das Herumtragen von 
Würften, Bregen, Eßwaaren u. dgl. ift 
jungen Knaben und Mädchen zur Ber- 
meidung der Damit verbundenen ver- 
ſchiedenen Gelegenheiten zu einem müſ— 
figen.und fittenverderbenden Leben nicht 
zu erlauben. (Bdg. des böhm. Gub. v. 
27. Apr. 1809 und Präſ. Bdg. vom 
2. Juni 1815. Obent. 3.3. ©. 123.) 

— — Berpflegung ehelider 
Kinder, deren Eltern im allge 
meinen Krantenhaufe oder Ar- 
refte fi befinden. Die Direction 
des allgem. Kranken- und Findelhaufes 
hat die Anfrage gemacht: wie fie fi 
mit jenen Kindern zu verhalten habe, 
welche bei Erkrankung ihrer Eltern mit 
diefen aus Mangel einer anderweitigen 
Unterkunft in das allgem. Krankenhaus 
gewiefen, oder von ihnen mitgebracht, 
oder während der Krankheit folder 
Mütter, deren Umftände ihre vorläufige 
Ueberfeßung in das Gebärhaus nicht 
zulaffen, in Krankenzimmern geboren 
werden, dann mit jenen Kindern, die 
zwar Frank find, aber noch nicht das 
zur Aufnahme im Krankenhauſe erfor 
derlihe 4. Jahr ihres Alters erreicht 
haben, endlich auch mit jenen Kindern, 
die von dem Criminal» Senate auf die 
Dauer der Nrreftzeit ihrer Eltern in 
das Findelhaus angewiefen werden? 

Hierüber wurde der Kranfen- und 
Bindelhaus » Direction folgende Wei— 
fung ertheilt: 

Es iſt weſentlich zu unterfheiden, 
ob eheliche Kinder auf immerwährende 
Berforgung, oder nur auf einige Zeit 
in die Findelanftalt gegeben werden. 

Baleisty, Handb, d. Poliz. Gef. IL 
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Diefer lebtere Fall tritt bei den in Er- 
krankung der Eltern in das allg. Kran« 
kenhaus angewiefen werdenden, oder 
von den kranken Eltern felbft mitge- 
brachten gefunden Kindern ein, die alfo 
nur aus Mangel einer andermweitigen 
Unterkunft auf die Dauer der Kranf- 
heit ihrer Eltern, bisher in das Fin- 
delhaus zur einftweiligen Aufbewah- 
rung gekommen find. Obfchon der Re 
gel nach die Findelanftalt ſich mit den 
ehelihen Kindern gar nicht befaffen 
fol, obſchon mit den: franten Eltern 
nicht auch ihre gefunden ehelichen Kin- 
der in das allg. Krankenhaus mit an- 
gewiefen werden follen, und obſchon 
die Gemeinden, und bier die Armen- 
anftalten, in foldhen Fallen diefe Kin- 
der in ihre einftweilige Berforgung zu 
nehmen haben würden, fo treten jedoch 
hierbei auch öfters ſolche Rüdfichten ein, 
welche hierunter eine Ausnahme gebie- 
ten, beſonders da in den wenigften Or— 
ten bisher eine Anftalt befteht, welche 
zur zeitlihen Aufnahme folder Kinder 
geeignet wäre, und.wo ed den Gemein- 
den oder Armenanftalten an einer augen- 
blicklichen Gelegenheit gebricht, für diefe 
Kinder eine Unterkunft aufzufinden. 
Um alfo in folden Fällen diefe Kin- 
der nicht ohne Auffiht zu Laffen, und 
um felbe nit dem Schickſale Preis zu 
geben, können diefe ehelichen Kinder 
für die Krankheitsdauer ihrer Eltern 
zwar einftweilen in das Findelhaus, 
immer aber nur auf Rechnung der Ge: 
meinde, oder jener Armenanftalt, die 
es betrifft, genommen und in derfelben 
verpflegt werden; fobald aber der in 
das allgem. Krankenhaus gefommene 
kranke Bater oder Mutter folder Kin- 
der ihre Gefundheit wieder erhalten, 
oder diefe Eltern im Krankenhauſe fter- 
ben, fo find im erfteren Falle diefe 
Kinder ihren Eltern bei dem Austritte 
derjelben fogleich mitzugeben, im letz⸗ 
teren Falle aber müfjen hingegen diefe 
13 
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Kinder der betreffenden Gemeinde oder 
Armenanftalt zu ihrer weiteren Berfor« 
gung zugeftellt werden. Diefe Anord» 
nung bat auch rüdfichtlich jener Kinder 
ihre vollftändige Anwendung, welche 
während der Krankheit folder verehe- 
lihter Mütter, deren Umftände ihre 
vorläufige Ueberfegung in das Gebär- 
band nicht zulaffen, in Krankenzim- 
mern geboren werden. MWollten aber 
eheliche Kinder der Findelanftalt in im- 
merwährender Berforgung überlaffen 
werden, jo verfteht es ſich von jelbft, 
daß jeder folder Antrag um fo mehr 
zurückzuweiſen fei, als die Findelan— 
ſtalt zur Aufnahme ehelicher Kinder 
gar nicht geeignet iſt, und die Verſor— 
gung ehelicher armer Kinder einzig in 
den Pflichten der Gemeinden, und hier 
der Armenanſtalten liegt, welche über- 
haupt für ihre Armen zu forgen haben. 
Was die weitere Anfrage der Findel- 
haus» Direction, wie fih nämlich in 
Anfehung jemer Kinder zu verhalten 
fei, weldhe von dem Griminal- Senate 
auf die Dauer der Nrreftzeit ihrer El- 
tern übergeben werben, betrifft; fo tre⸗ 
ten auch bier eben jene Rüdfichten ein, 
welche eben erwähnt worden find. Es 
kommt namlich hiebei auf die Borfrage 
an, ob diefe Kinder ehelich oder ımehe- 
lich erzeugt. worden find? Erftere find 
ebenfalld mur auf Koften der Gemein- 
den oder der Armenanftalten gleichfam 
als ein zeitliches Depofitum in die Fin— 
delanftalt zu übernehmen; legtere aber 
gegen Entrihtung der Aufnahmstare 
ganz der Findelanftalt zu überlaffen. 
Die Findelhaus » Direction hat fi 
rücfihtlich der erfteren aber aud zur 
bejonderen Pflicht zu machen, daß, wie 
jene Arreftanten, deren eheliche Kinder 
einftweilen in die Pflege des Fidel: 
haufes gegeben worden, nach überftan- 
dener Mreſtzeit wieder auf freien Fuß 
geſetzt werden, denjelben auch aljogleich 
ihre Kinder zurückgeſtellt; im Falle aber 
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derlei Arreftanten während ihrer Arreft- 
zeit fterben, diefe Kinder den Gemein 
den oder Armenanftalten, die es be— 
trifft, zu ihrer weiteren Berforgung zu— 
geftellt werden. Bei jenen kranken Kin- 
dern endlich, welche das zur Aufnahme 
in das allg. Krankenhaus feftgefeßte 
4. Jahr ihres Alters noch nicht erreicht 
haben, fommt es darauf an, ob diefe 
kranken Kinder mit ihren ebenfalls er- 
krankten Eltern in das allgem. Kran- 
kenhaus fommen, oder ob ſelbe eltern- 
108 und verlafjen find? im diefen bei- 
den Fällen müffen felbe ohne Rüdficht 
des Alters beibehalten und gepflegt 
werden; treten aber diefe Umftände bei 
ihnen nicht ein, und find ihre Krank— 
heitsumftände von der Art, daß felbe 
ohne fhädlihe Folge auf ihren Zu— 
ftand wieder weiter gebracht werden 
können, fo find diefe Kinder an ihre 
Eltern, oder an jene Perfonen, welche 
über felbe die Auffiht haben, wieder 
zurüd zu weifen. (R. ö. Rggs. Deer. 
vom 9. Dec. 1812 3. 34198. Guld. 
Sanitäts-Berordnung. 3.8. ©. 271.) 

Kinder. Die Berpflegung un- 
ehelicher Kinder betreffend. Der Zu: 
fall, wo ein uneheliches Kind geboren 
wird, kann nicht ala Richtſchnur bei 
der Beftimmung dienen, wer die Aus- 
lagen für feine Verpflegung in einer 
öffentlichen Anftalt beftreiten fol. In 
diefen Fällen ift vor Allem zu erheben. 
ob die Mutter des Kindes im Stande 
fei, die Koften zu tragen. Iſt fie es 
nicht, fo hat die Gemeinde, wo fie fid) 
(nämlich die Mutter) zulegt ununter- 
brochen durch 10 Jahre aufgehalten 
hat oder wenn ihr Aufenthalt nirgends 
fo lange gedauert hätte, die Gemeinde 
ihres Geburtsorted die Koften zu be— 
ftreiten. (Hflzl. D. v. 11. Mai 1929 
3. 12791, n. ö. Rggs. Vdg. vom 17. 
Juni 1820 3. 22434 und v. 22. Mai 
1822 3. 23820. Guld. 5.8. ©.149.) 

— — Denjelben ift ftrenge verbos 
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ten; mit Blitmenfträngen, Bulnftöchern, 
Zuckerzeltchen, und andern derlei ger 
ringfügigmn Sachen im Prater, auf 
dem Glacis, der Baftei, und andern 
derlei öffentlihen Orten zu handelü. 
(Bol. Hof. Dec. vom 21. Apr. 1822, 
intimirt den Bezirks » Direchtonen mit 
Pol. Ob. Dir. Eirc, v. 30: Apr. 1822, 
f. Kotarrhgelteln.) 

- Kinder. DieAemter und Magiftvate 
haben darüßer zu wachen, daß die Orio⸗ 
ſchulaufſeher ihrer: Verpflichtung, die 
Schulkinder von dem nächtlichen Be- 
fuche der Wirthshäuſer md Tanzmuft- 
ten abzuhalten, gehörig nachkommen, 
fofort die Kinder, wo fie diefelben an 
folden Orten finden, nad Haufe zu 
fhaffew, und die Eltern, die folchen 
Unfug begünstigen, vor einer von dem 
Amte oder dem Magiftrate zu gemärti- 
genden Beftrafung, die Kinder aber vor 
einer in der Schule ihnen bevorftehen- 
den Züchtigung, denn fie ſich nochmals 
an einem ſolchen Drte betreten laffen, 
zu warnen haben. An Orten, wo feine 
Säulen, daher auch keine Ortsſchul⸗ 
aufjeher beftehen, find die Dorfrichter 
und Geſchwornen verpflichtet, die dies: 
fällige Aufficht zu führen, nnd die den 
Drts » Schulauffehern worgeföhriebenen 
Mapregeln zur Abftellung dieſes Un— 
fuged anzuwenden: (Vdg. des Böhm. 
Sub. vom 7. Yan. 1831 3. 43323. 
Dbent. 3: Bd. ©. 123. Diefe Bor 
ſchrift bezieht fich übrigens auf die Wie- 
derholungsſchüler nicht. Vrdng. des 
böhm. Gub. vom 10. Sept. 1835 3. 
41686. Obent. 3. Bd. ©. 123.) 

— — VBorfähriften in Be 
treff der Eintragung vor der 
Berehelihung der Eltern er. 
jeugter Kinder „als ehelich“ in 
das Zauf- oder Geburt! +» Pro 
tocoll. Bei der Frage, ob und wann 
der Geelforger berechfiget jei, ein vor 
der Verehelichung feiner Eltern erzeug- 
tes Kind als eheli in das Tauf⸗ oder 
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Gchurks + Protoxoll einzutragen, find 
drei Fälle zu unterſcheiden, nämlich: 

1. Wenn der Trauungsfchein zeig, 
daß der anf die gefegliche Weiſe als 
Bater eines Kindes erwiefene Mann 
nit der Kindesmutier über 6 Monatt 
feit der Geburt diefes Kindes vereher 
licht ift. 

2. Wenn der Trauungoſchein Bar 
thut, daß der betreffende Mann mit 
der Kindesmutter noch nicht durch volk 
6 Monate verehrelicht ift, und 

3. wenn die Verehelichung erft nady 
der Geburt des Kindes erfolgte. 

Im eriten alle ift nah der mit 
Regierungs-Erlaffe v. 22: Row. 1813 
3. 32186, Hindusgegebenen Inftruo- 
tion, der Name ded Manned, den es 
betrifft, mit Gewißheit im die Rubrik 
„Bater” einzutragen, imdb das Kind 
als ehelich geboren beſtimmt anzumer⸗ 
ten, felbft wenn ber Bater das Kind 
nicht als fein eigenes anſehen wollte. 
Im zweiten gegebenen Falle aber muß 
fi der Mann in Gegenwart zweier un« 
bedenklicher Zeugen ausdrücklich erklä⸗ 
ten, dad Kind als fein Kind anzuer⸗ 
kennen, um dasfelbe als ehelich eintra- 
gen zu können. Im dritten Kalle end⸗ 
lich fteht dem Seelforger zunächſt gar 
feine Amtshandlung zu, fondern ri 
bat, wenn fich eine Baxter bei ihm wer 
gen Tauf-Protocolle-Berihtigung mel⸗ 
den follte, diefelbe unmittelbar an ihre 
Berfonal » Behörde zu weifen. Diefer 
kommt es zu, im erfter Inftanz! Amt zu 
handeln, indem fie die Behelfe, wegen 
Herftellung des Beweifes über die wirk⸗ 
li vorhandene Ehe der Eltern, die 
es betrifft, über die Identität der Per- 
fonen zu fammeln, und fohin die Legi⸗ 
timation eines Kindes durch die nach⸗ 
gefolgte Ehe der Eltern: außer Rwrifel 
zu feßen hat. Die ganze Berhandlung 
wird ſodann der Regierung‘. vorgelegt, 
welche, wenn ſie den Beweis üher Die 
Legimation des Kindes durch die nach⸗ 
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gefolgte .Ehe.. der Eltern gefeßmäßig 
hergeftellt findet, dem betreffenden 
Pfarrer, zur Berichtigung. des Tauf- 
Protocolld den nöthigen Auftrag ers 
theilt. (N. ö. Rggs. Vdg. v. 24. Juni 
1841 3. 32919. Pr. &. ©. 23. Bd. 
Nr. 120.) 

Kinder. Der Wiener Magiftrat hat 
hieher mitgetheilt, dag in Folge Hof- 
fanzleisDecretes vom 11. Febr. 1846 
3. 4158, intimirt dur das Negier. 
Dec. vom 20.. April 1846 3. 10402, 
für krüppelhafte, krankhafte, oder 
ſchwachſinnige Kinder des Waifenhaus 
ſes, — in dem Verſorgungshauſe in 
der MWähringergaffe eine eigene voll 
kommen eingerichtete Anftalt bergeftellt 
worden ift, in welche zu jeder Zeit der» 
lei Kinder abgegeben werden können. 
Demnach erhalten die Bezirks-Direc- 
tionen den Auftrag, alle derlei Kinder, 
in. fo fern ſich diefelben nicht etwa zur 
Aufnahme in das k. k. Findelhaus eig- 


nen, nicht mehr in das f. k. Waifen-- 


haus, ſondern gleich unmittelbar in 
das Berforgungshaus in der Währin- 
gergaffe oder aber an den Magiftrat 
felbft, übrigens unter genauer Mitthei- 
lung der auf. die Zuftändigfeitd - Ver- 
hältniffe einfchlägigen Daten und Be- 
helfe, zu übergeben, welche Berfah- 
rungsweife auch bei den durch Krank⸗ 
heits- oder Berhaftsdauer der El- 
tern unterzubringenden Kindern um fo 
mehr zu beobachten ift, als hierdurch 
Gelegenheit geboten wird, mit denfel« 
ben in der fürzeften Zeit eine angemef- 
fene Berfügung treffen zu können, 
Uebrigens haben ſich die Bezirfs-Di- 
rectionen die hierortigen Aufträge vom 
17. Juli und 25. Auguft v. J. 3. 
11633/2316 und 14421/2828 (f. 
Waifenhans) demfelben bekannt ge- 
gebenen Beftimmungen gegenwärtig zu 
halten, (Circ. der ka k. Pol. Ob. Dir. 
vom 27. Juni 1846 3. 11167/2334.) 

— — der umbefugt Ausgewander: 
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ten, f. Auswanderungs = Patent 
88. 16—18. 

Kinder blatternde, follen nit an 
öffentlihe Orte getragen werden, |. 
Blattern. 

— — blatternde, f. Blattern, 
Impfung. 

— — deren Verpflichtung zum Be- 
fuche der Chriftenlehre und des Wie- 
derholungs-Unterrichtes, ſ. Chriſten⸗ 
lehre, Fabrikskinder, Lehrlinge, 
Wiederholungsſchule. 

— — Erziehung bei gemiſchten 
Ehen, ſ. Ehen. 

— — deren Verwendung in Fa— 
briken, ſ. Fabrikskinder. 

— — Verpflegung im Findelhauſe 
auf die Arreft- oder Krankheitsdauer 
der Eltern, f. Findelanftalt. 

— — Berichtigung der Verpflegs— 
koften für die auf beftimmte Zeit in 
der Findelanftalt untergebrachten Kin- 
der, ſ. Findelanftalt. (Vdg. v. 17. 
Sept. 1844.) 

— — wmeggelegte, f. Findelan- 
ftalt. 
— — ehelihe und uneheliche, de- 
ron zuftändiges Gericht, f. Gerichts: 
barkeit. (Bat. vom 20. Nov. 1852 
$. 20 und 21.) 

— — Das Verbot des Schleifens 
am Glatteife, ſ. Glatteis. 

— — denfelben follen Hebammen 
die Zunge nicht Löfen, f. Hebammen. 

— — israelitifche, deren Taufe be— 
treffend, f. Inden-Taufe. 

— — fchulfähige, follen nicht zum 
Kegelauffeßen verwendet werden, 1. 
Kegelaufſetzen. 

— — wegen körperlicher Züchti— 
gung derſelben, ſ. körperliche Züch⸗ 
tigung. 

— — die mit ihren kranken Eltern 


in das Krankenhaus gebracht werden, 


f. Krankenhaus. 
— — von Armen-Pfründlern, die 
in das Krankenhaus aufgenommen wer: 
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den, f. Krankenhaus. 
Dct. 1836.) 

Kinder, deren Zuftändigkeit in Ab- 
fiht auf die Entrihtung der Kranken— 
hausgebühren betreffend, f. Kranken: 
haus: Berpflegsgebühren. (Hftzt. 
D. v. 4. Febr. 1836.) 

‚ die mit der Krätze behafte— 
ten, find vom Schulbeſuche auszuſchlie— 
Ben, ſ. Krätze. 

— — unreife todtgeborne, ſ. Zei- 
chenbeſchau. 

— — uneheliche, ſ. Sittlichkeit. 

— — deren Verwendung bei Thea— 
ter⸗Vorſtellungen, ſ. Theater. 

— — unterſtandsloſe; die Abgabe 
derfelben,, in das k. k. Waifenhaus be- 
treffend, |. Waiſenhaus. 

— — Abgabe in dad Waifenhaus, 
ſ. Waifenhaus. 

— — f. Koftkinder, Religions: 
Unterridt. 

Kinderballete werden abgeftellt, f. 
Theater. 

Kinderfpielerei-Gefdhirre, ſ. &e- 
fohirre, — 

Kinderſpielzeug, ſ. Oſtereier, 
... en preng sies, 

Rinde pital. Brivatfpitalfür 
armekranke Kinder. Das von dem 
Med. Dr. Ludwig Wilhelm Mauthner 
geftellte Anfuchen, um die Bewilligung 
zur Errichtung eines Spitals für arme 
franfe Kinder, welches er aus eigenen 
Mitteln Herzuftellen, zu erhalten und 
felbft zu beforgen beabfichtiget, wird ge— 
nehmiget und dabei folgende genau zu bes 
obachtende Anordnungen vorgefchrieben. 

1. Sollen in diefes Kinderfpital 
nur arme Kinder beiderlei Geſchlechts 
von jeder Religion und jedem Stande, 
fo wie Findlinge, in fo weit fich dieſel— 
ben ihrer Krankheit nach zur Aufnahme 
eignen, aufgenommen werden. 

2. Ueber den Eintritt der Kranken, 
den Austritt und die Todesfälle find 
genaue Bormerkungen zu führen. 


(R. V. v. 30. 
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3. Als Affiftent kann nur ein gras 
duirter Med. Dr. verwendet werden, 
welcher in der Anftalt zu wohnen und 
fi, fo weit es die eigenthümlichen Ver: 
hältniffe diefer Anftalt zulaffen, nad 
der Inftrucetion der Krankenhaus = Se: 
cundar⸗Aerzte zu benehmen hat. 

4. Ueberbrachte kranke Kinder, bei 
denen Gefahr am Berzuge haftet, dür— 
fen unter feinem Borwande abgemwiefen 
werden. 

5. Bon jedem Todesfalle ift die An- 
zeige an das Todtenbefchreibamt zu ma— 
hen, umd es hai die Todtenbefchan 
durch die hiefigen ftädtifchen. Todtenbe— 
ſchauer zu gefchehen. 

6. Die von den Kindern mitgebrady- 
ten Kleidungsftüde und fonftigen Ef: 
feeten find genau zu verzeichnen, aufzu— 
bewahren, und bei der Entlaffung zus 
rückzuftellen, und es find die von an- 
ftedenden Krankheiten herrührenden 
Effecten nah Maß der Umftände, ent: 
weder abgefondert im Haufe zu reinis 
gen, oder der Infectiond- Wafchanftalt 
zur Reinigung zu übergeben. 

7. Die Beiftellung der für das Spi- 
tal benöthigten Arzneien hat aus öf- 
fentlihen Apotheken zu geſchehen und 
es kann nur zugeftanden werden, ein: 
fache Aufgüffe, Abfude und Theilungen 
der Pulver im Haufe bewerfftelligen zu 
laſſen. 

&. Der Borfteher dieſes Spitals hat 
mit Ablauf jedes Solarjahres eine nad 
den Krankheiten fpecificirte Lifte von 
den aufgenommenen, geheilt oder un: 
geheilt entlaffenen, oder verftorbenen 
und verbliebenen Kinder, in einer Ta: 
belle vorzulegen, im Einbegleitungsbe- 
richte die Reiftungen, Berbefferungen 
und Bervolllommnungen erfichtlich zu 
machen, und ordentlich verfaßte Kran- 
fengefhichten über intereffante Erfran- 
fungsfälle demfelben beizufchliegen. Im 
Uebrigen ift ſich nach dem allgemeinen 
fanitätspolizeilihen Vorſchriften zu be⸗ 
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nehmen. Dem Dr: Mauthner wird üb» 
rigens bewilliget: 

a) den erkrankten Kindlingen aus 
allen Borftadibezirten, deren Pflege: 
Barteien fich feines ärztlichen Rathes 
bedienen wollen, auf Koften des Fin. 
delhaus » Kondes nad der für die Be- 
handlung der Findlinge vorgefchriebe- 
nen Norm zu verfchreiben. 

b) Für Kinder folder mittellofer 
Parteien, welche fir fih und ihre Kin- 
der auf den unentgeltlihen Bezug der 
Arzneien nach den beftehenden Bor: 
ſchriften Anſpruch haben, und welche in 
Borftadtbezirten Spittelberg, St. Ul- 
rich, Neubau und Schottenfeld wohnen, 
bei feinen Ordinationen und ambulan« 
ten Krankenbeſuchen gegen dem die 
Arzneien auf Koften des Krankenhaus: 
und Armeninftitutd » Kondesd aus den 
Öffentlichen Apothefen zu verfhreiben, 
daß er hiebei alle die für Polizeis 
Bezirksärzte rückſichtlich der Armen: 
frantenpflege beftehenden Borfchriften 
auf das genauefte beobachte, umd die 
von ihm in diefer Abficht verfchriebenen 
Recepte von dem PolizeirBezirkdarzte 
zu St. Ulrich noch vor der Berabfol- 
gung der Arznei unterfertigen laffe. 

c) Das Berfhreiben der Arzneien 
auf öffentliche Koften für die in Dr. 
Mauthner's Kinderfpitale untergebrach⸗ 
ten Findlinge und Kinder dürftiger El— 
tern kann aber nicht geſtattet werden. 
Hievon hat die k. k. Polizei-Dber-Di- 
rection ſaͤmmtliche Polizei-⸗Bezirlsärzte, 
die beiden Stadtärzte und Stadtarmen- 
ärzte und das bürgerliche Apotheker- 
Haupt » Gremium in die Kenntniß zu 
feßen, den Polizei-Bezirksarzt zu St. 
Ulrich aber insbeſondere anzumeifen, 
fi von dem Vollzuge der diesfalld er- 
laffenen Borfhriften zu überzeugen, 
und allenfalld entdeckte Gebrechen oder 
bemerkte Abweihungen ungefäumt durch 
die k. k. Polizeibehörden zur Kenntniß 
der Regierung zu bringen. Die k.k. 
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Bindelhaus-Direction hat diefe Anord- 
nungen dem biefigen Findelkinder-Auf: 
jeher befannt zu geben, Dr. Mauthner 
aber fih wegen Mittheilung der benö— 
thigenden Information an den k. k. 
Bezirkdarzt zu St. Ulrich zu wenden. 
(GGfkzl. D. v.19. Mai 1837 8. 11417. 
N. ö. R. V. v. 26. Mai u. 30. Nov. 
1837 3. 30016 u. 66649. An. ©. 
V. v. 3. 1837. Nr. 38.) 

Kinderfpital. Der in Antrag ge 
brachte unter dem Schutze Allerhöchſt 
Ihrer Maj. der Kaiſerin Maria Anna 
ſtehende Kinderſpitals-Verein und deſ— 
ſen Statuten werden genehmiget. (R. 
ö. R. V. v. 2. Mär; 1842 3. 12621. 
Kn. ©. V. 3. 1842. Nr. 24.) 

— — Die angefuhte Bewilligung 
zur Haltung einer Hausapotheke für 
das Kinderfpital auf der Wieden, wird 
gegen dem ertheilt, daß fi auf den 
Bedarf des Spitals beſchränkt, und 
feine Arznei an Auswärtige dispenfirt 
werde, ferner daß feine chemiſchen Brä- 
parate und Compoſita im Spitale er- 
jeugt, fondern diefelben gegen Faſſungs⸗ 
büchel, mit welchen fich jederzeit audge- 
wiefen werden kann aus berechtigten 
Apotheken bezogen werden, endlich daf 
die Erpedition durch ein volllommen ge- 
eigneted Individuum beforgt werde. (R. 
ö. R. 8. v. 8. April 1842 3. 19870. 
Kn. ©. V. J. 1842. Nr. 32.) 

— — Die Ef. k. vereinigte Hofs 
kanzlei hat die Anzeige der Regierung 
über die Gründung und bereits am 19. 
März 1842 erfolgte Eröffnung eines 
unentgeltlihen Kinderfpitald für die 
Gemeinden des Polizei» Bezirkes Wie- 
den zur angenehmen Wiffenfhaft ge— 
nommen. (Hftzl. D. v. 6. Mai 1842 
3. 12064. R. 5. R. D.v. 17. Mai 
1842 3. 29408. An. ©. 3.5. 1842. 
Nr. 36.) 

— — Geine k.k. Majeftät haben 
mit allerhöchfter Entſchließung vom 29. 
April d. 3. über das Geſuch des Ber- 
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eines zur Errichtung eines unentgeltli⸗ 
hen Kinderfpitald auf der Wieden um 
einen jährlihen Unterftüßungsbeitrag 
für dieſes Spital Allerhöchſt zu ent- 
fheiden geruht, daß das bezeichnete 
Kinderfpital, eben fo wie jenes ded Dr, 
Mauthner, der Privat « Wohlthätigkeit 
überlaffen bleiben müffe. (Hfkzl. D. v. 
5. Mai 1843 3. 14126. Rggs. V. v. 
13. Mai 1843 3. 27150. Kn. ©. V. 
3%. 1843. Rr. 51.) 

Kinderfpital. Bezüglich der Auf: 
nahme kranker Kinder in das St. Annen- 
Kinderfpitalift zu Folge der h. Statthals 
terei-Berordnnung v. 18. Juli 1849 3. 
28717 feftgefeßt, daß dasfelbe jene 
kranken Kinder aufnimmt, welche mit- 
telft Kopfzetteld vom k. k. allgemeinen 
Krantenhaufe dahin zugewiefen werden. 
Zugleich beforgt die Verwaltung des 
allgemeinen Krankenhauſes hinſichtlich 
dieſer Pfleglinge die Einhebung der 
einbringlichen Verpflegsgebühren für 
den Fond jenes Kinderſpitales, deſſen 
Zuflüſſe nach Zuſchrift der Direction 
desfelben aber dadurch geſchmälert wer- 
den, daß von einigen Bezirld-Commif- 
fariaten Franke Kinder direct ohne Ber- 
mittlung des allgemeinen Krankenhau— 
fed dem Kinderfpitale zugewiefen wer- 
den, daher die Einbringung der Ver— 
pflegskoften von Seite der Berwal- 
tungsfanzlei des allgemeinen Kranken- 
hauſes entfällt. Die Bezirks - Commif- 
fariate werden hievon mit dem Auftrage 
verftändigt, arme Franke Kinder immer 
unmittelbar zur Aufnahme in das k. f. 
allgemeine Krankenhaus zu  weifen, 
welches fie dann ohnehin dem St. An- 
nen-Rinderfpitale zuſchickt. (Decr. der 
Stadthauptmſch. v. 9. Novbr. 1851 
3. 23039/182 .) 

Kinderwart:Anftalten, ſ. Klein⸗ 
finderwart: Anftalten. 

Kirchbergergrün, f. Kaifergrün. 

Kirchen. Die in den Kirchen befte- 
henden Gebräuche, vermöge weldher den 
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Statuen und Bildern befondere ‚Klei- 
der, Hemde, Strümpfe, Schuhe ange- 
legt, Perücken aufgefeßt, goldene, fil- 
berne und andere Herzen, Füße, Hände, 
Ringe und dergleichen angehängt und 
andere Putzwerke beigebracht werden, 
follen abgeftellt und dafür nad Um— 
ftanden nothwendige Kircheneinrichtun- 
gen, oder falls deren fein Mangel ift, 
anftatt diefer Statuen und Bilder bef- 
fere und kunftmäßigere beigefchafft wer: 
den. Ingleihen follen die innern Wände 
vieler Kirchen zierende Opfer, Opferta- 
feln, hölzerne Füße, Krüden, Säbel, 
Panzer, Ketten und dergleichen nad 
und nad weggefhafft, und diefe Opfer, 
in fo weit fie einen innern Werth ha— 
ben, zur Vergrößerung des peculii ec- 
elesiae verwendet werden. (Hof-D. für 
die k. k. Erbländer v. 9. Febr. 1784. 
Krop. Gef. Joſeph 6. Bd. ©. 579 bie 
580.) 

Kirchen, Jede Statue hat nur allein 
aus der Materie zu beftehen, aus wel- 
her fie verfertiget ift, und muß folglich 
deren Kleidung eben fo von Stein, 
Gold oder Silber fein, ohne daß die 
Statue mit einem andern Stoffe beklei- 
det werden dürfe, (Hof-D. v. 29. April 
1784.) 

— — , in denfelben find alle un- 
ſchickſamen Verzierungen, ald: Opfer, 
anftößige Gemälde, ex votosBilder ab- 
zuftellen. (B. v. 5. Juli 1785. Krop. 
Gef. Joſeph 8. Bd. ©. 701, dann 
Hofentfhl. v. 1. Sept. 1787. Krop. 
Gef. Joſ. 13. Bd. ©. 667.) 

— — bei denfelben ift verboten, 
Ständen mit Gebeten und Bildern 
an Sonn- und Feiertagen aufzumachen. 
(Bol. Drd. f. Mähren v. 12. Juni 1786. 
Krop. Gef. Joſ. 10. Bd. ©. 284.) 

— — in der Kirche und beim Ein- 
gange derfelben ift der Berfauf von 
Wachskerzen, Wahsfiguren verboten. 
(Hof D. v. 30. Mai 1788. Krop. Gef. 
Sof. 15. Bd. ©. 954.) 
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Kirchen. Ueberdas Verhältniß 
der katholiſchen Kirche zur 
Staatsgewalt werden nachſte— 
hende Beſtimmungen erlaſſen: 

8. 4. Sowohl den Biſchöfen, als 
den ihnen unterſtehenden Gläubigen 
ſteht es frei, ſich in geiſtlichen Angele— 
genheiten an den Papſt zu wenden, 
und die Entſcheidungen und Anordnun— 
gen des Papſtes zu empfangen, ohne 
dabei an eine vorläufige Zuſtimmung 
der weltlichen Behörden gebunden zu 
ſein. 

8. 2. Den katholiſchen Biſchöfen 
ſteht es frei, über Gegenſtände ihrer 
Amtsgewalt und innerhalb der Grän— 
zen derfelben an ihren Clerus und ihre 
Gemeinden ohne vorläufige Genehmi— 
gung der Staatöbehörde Ermahnungen 
und Anordnungen zu erlaffen; fie ha— 
ben jedoh von ihren Erläffen, in fo 
fern fie äußere Wirkungen nad fi 
ziehen, oder öffentlich Fundgemacht wer- 
den follen, gleichzeitig den Regierungs- 
behörden, in deren Bereich die Kund— 
mahung erfolgen, oder die Anwen— 
dung gefhehen fol, Abfchriften mitzu- 
theilen. 

8. 3. Die Verordnungen, durch 
welche die Kirchengewalt bisher gehin- 
dert war, Kirchenftrafen, die auf bür- 
gerliche Rechte feine Rückwirkung üben, 
zu verhängen, werden außer Kraft 
gefeßt. 

$. 4. Der geiftlihen Gewalt fteht 
das Recht zu, Iene, welche die Kirchen» 
ämter nicht der übernommenen Ber: 


pflihtung gemäß verwalten, in der ſetz 


durch das SKirchengefeb beftimmten 
Form zu fufpendiren oder abzufegen, 
und fie der mit dem Amte verbundenen 
Einkünfte verluftig zu erklären. 

8.5. Zur Durhführung des Er- 
fenntniffes kann die Mitwirkung der 
Staatöbehörden in Anfprucd genommen 
werden, wenn denjelben der ordnungs- 
mäßige Borgang der geiftlichen Behörde 
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durch Mittheilung der Unterfuhungs- 
acten nachgewiefen wird. (Kaiferl. B. 
v. 18. April 1850, giltig für Ober: u. 
Ried. Defterr., Salzburg, Steiermark, 
Kärnthen, Krain, Görz u. Gradiska, 
Iftrien, Trieft, Tirol u. Vorarlberg, 
Böhmen, Mähren u. Schlefien, Gali- 
zien, Krafau, Bukowina u. Dalmatien. 
R. G. B. Nr. 156.) 

Kirche. Ueber die Beziehun— 
gen derkatholiſchen Kirche zum 
öffentlichen Unterrichte werden 
nachſtehende Beſtimmungen er— 
laſſen: 

$. 1. Niemand kann an niederen 
oder höheren öffentlichen Lehranſtalten, 
ala Fatholifher Religionslehrer oder 
Profeffor der Theologie wirken, ohne 
die Ermächtigung hiezu von dem Bi- 
ſchofe erhalten zu haben, in deſſen Diö— 
cefe fi die Anftalt befindet. 

$.2. D& Bifhof kann die, Jeman- 
dem ertheilte Ermächtigung jederzeit 
wieder entziehen; die bloße Entziehung 
diefer Ermächtigung macht jedoch einen 
von der Regierung angeftellten Lehrer 
nicht des ihm gefeglich zuftehenden An— 
fpruches auf einen Nuhegehalt ver- 
Iuftig. 

8.3. Es bleibt Sache der Regie- 
rung, Männer, welche vom Bifchofe die 
Ermähtigung zum Bortrage der Theo- 
logie erhalten haben, an den theologi- 
fhen Facultäten zu Profefforen zu er- 
nennen, oder ald Privat» Docenten zus 
zulaffen, und diefe verwalten ihr Amt 
nah Maßgabe der academifchen Ge- 


etze. 

8. 4. Dem Biſchofe ſteht es frei, 
ſeinen Alumnen die Vorträge, welche 
fie an der Univerfität zu beſuchen haben 
und deren Reihenfolge vorzuzeichnen, 
und fie darüber in feinem Seminarium 
prüfen zu laffen. 

8.5. Zu den ftrengen Prüfungen 
der Gandidaten der theologifhen Doc- 
torwürde ernennt der Bifchof die Hälfte 
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der Prüfungs-Commiſſaäre aus Män- 
nern, welche jelbft den theologifchen 
Doctorgrad erlangt haben. 

8. 6. Es kann Niemand die theolo- 
giſche Doctorswürde erlangen, der nicht 
vor dem Bifchofe oder dem von ihm 
dazu Beauftragten, das tridentinifche 
Glaubensbekenntniß abgelegt hat. Mit 
der Durchführung diefer Beftimmungen 
ift Mein Minifter des Eultus und Un— 
terrichts beauftragt. (Kaiferl. Bdg. v. 
23. Apr. 1850, wirkſam für alle Kron- 
länder, für welche die kaiſtl. V. v. 18. 
April 1850 erfloffen if. R. ©. 2. 
Nr. 157.) 

Kirche. In Betreffder Straf: 
und Disciplinar- Amtshand- 
lungen gegen katholiſche Geift- 
lie, dann des Wirkungskrei— 
fed der Regierungsbehördenin 
Angelegenheiten des katholi— 
[hen Gottesdienftes und der 
Pfarr-Concursprüfungen. 

Durch die kaiſrl. Verordnung v. 18. 
April 1. J., find die allgemeinen Be- 
ſtimmungen über die Stellung erfloffen, 
welche die katholiſche Kirche in den 
Kronländern einzunehmen hat, für 
welche jenes Allerböchfte Patent erlaffen 
worden ift. Zugleich haben Se. Mai. 
mit Beziehung auf die Befchlüffe der 
im vorigen Jahre zu Wien ftattgehab- 
ten Berfammlung der Bifchöfe jener 
Länder Allerhöhft anzuordnen geruht: 

1. Daß, wenn ein fatholifcher 
Geiftlier feine Stellung und 
dieihm in derfelben für firdli- 
he Zwecke zuftehenden Befug- 
niffe, zu anderen Zweden in 
der Art mißbraudt, daß feine 
Entfernungvom Amtefürnotb: 
wendig erfannt wird, die Be- 
hörden fih deshalb vorerft mit 
feinen firhliden Borgefegten 
ins Einvernehmen fegenfollen; 

2. Daß es jedem Bifhofefrei 
ftehen folle, den Gottesdienft 
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in feiner Diödcefeim Sinne der 
von der Berfammlung der Bir 
ſchöfe gefaßten Beſchlüſſe zu 
ordnen und zuleiten. 

In diefen Beihlüffen haben die Bi- 
ſchöfe es fich zur Pflicht gemacht, Alles, 
was an der beftehenden Gottesdienft- 
ordnung zwedmäßig und heilfam ift, 
forgfam aufrecht zu halten und feine 
Abänderung ohne Zuftimmung der Pro- 
vinzialfynode zu machen; fie haben 
ausgefprochen, daß fie in der veränder- 
ten Stellung der Gefeßgebung eine 
doppelte Aufforderung finden, jeder 
willfürlihen Neuerung und jedem Miß- 
brauche, welcher fich beim Gottesdienfte 
einfhleichen könnte, mit unermüdlicher 
Thätigkeit zu begegnen. 

3. Daß die vollſtändige Durch— 
führung der von der Verſamm— 
lungderBiſchöfeüberdiePfarr— 
Concursprüfungen getroffe— 
nen Beſtimmungen, unter dem 
Vorbehalte, daß dieſelben nicht 
ohne gepflogene Rückſprache 
mit der Regierung, abgeändert 
werden, kein Hinderniß finden 
ſolle, jedoch dort, wo und in ſo 
weit als jene Beſchlüſſe nicht 
zur Richtſchnur genommen wer— 
den, bei der Pfarr-Concurs— 
prüfungnaddenbisherigenAn- 
ordnungenvorgegangenwerde. 

Zur Durhführung diefer Allerhöch— 
ften Entfhliegungen wird Nachftehen- 
des angeordnet: 

1. Sinfihtlidh des Straf: und 
Disciplinarverfahrens gegen 
fatholifhe Geiftlihe. Nachdem 
den Bifhöfen die felbftftändige Ausü- 
bung der kirchlichen Strafgewalt durch 
die 88. 3 und 4 der faiferlichen Ber: 
ordnung vom 18. April I. 3. einge 
räumt worden ift, fo hat ed von dem 
durch Hofkanzleis Decret vom 3. März 
1792 angeordneten Berfahren, dem 
zufolge DisciplinarsUnterfuhungen ge: 


Kirche. 


gen katholiſche Geiftliche mittelft einer 
aus geiftlihen und weltlichen Beamten 
zufammengefeßten Gommiffion vorzu- 
nehmen waren, abzukommen. Ihrerſeits 
werden die weltlichen Behörden inner: 
halb ihres gefeglihen Wirkungskreiſes 
ebenfalls felbftftändig vorzugehen und 
e8 werden denfelben dabei folgende Be- 
ftimmungen zur Richtfchnur zu dienen 
haben: 

a) Wenn ein katholifcher Geiftlicher 
eined Berbrechend oder eines der ge- 
rihtlihen Amtshandlung unterliegen- 
den Vergehens beſchuldigt wird, fo iſt 
die Angelegenheit der competenten Ge- 
richtsbehörde zu überweifen und die po- 
litifche Behörde wird dabei nur in fo 
weit einzufchreiten haben, als fie durch 
die gefeklihen Borfchriften überhaupt 
zur Unterftüßung der Gerichtsbehörden 
angemiefen ift. 

b) Benn gegen einen katholifhen 
Geiftlihen Beſchwerden anderer Akt, 
über feine geiftlihe Amtsführung oder 
fein Betragen in einem geiftlichen Amte 
erhoben werden, jo haben fi die poli- 
tifhen Behörden in der Regel in eine 
Amtshandlung darüber nicht einzulaf- 
fen, fondern diefelben an den kirchlichen 
Borgefegten zu verweilen. Sollte je- 
doch von diefem feine Abhilfe geſchafft 
werden, und Grund zu der Beforgniß 
vorhanden fein, daß daraus Gefahr 
für die öffentliche Ruhe und Ordnung 
hervorgehe, oder follte das Benehmen 
eines Geiſtlichen der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung unmittelbar Gefahr dro— 
ben, fo wäre hievon fogleich die Ans 
zeige an den Statthalter (Landeschef) 
su erftatten, welchem ed obliegen wird, 
fih über die erforderlichen Maßregeln 
mit dem Biſchofe in das Einvernehmen 
zu fegen und zu beurtheilen, ob zu dies 
fem Ende die politifhe Behörde zur 
Erhebung des Ihatbeftandes zu fahrei- 
ten habe. Ohne Weifung des Statt: 
halters (Landeschefs) ift mit Erhebung 
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des Thatbeftandes nur dann vorzuge⸗ 
ben, wenn Gefahr am Berzuge ift, und 
in ſolchen allen gleichzeitig die An- 
jeige an den Statthalter zu erftatten. 
Die den politifhen Behörden obliegende 
Pflicht, den Vollzug der in Betreff der 
Führung der Matrikeln, des Schul: 
und Armenweſens beftehenden gejegli- 
hen Vorſchriften zu überwachen, bleibt 
durch diefe Beftimmungen unberührt. 

2. Hinfihtlih des Gottes— 
dienftes. In die Angelegenheiten des 
Gottesdienfted® haben die politifchen 
Behörden nicht anordnnend einzugreifen, 
fondern lediglich darauf zu achten, daß 
fih allenthalben nah obigen Beihlüf- 
fen der bifhöflihen Berfammlung be- 
nommen werde, und wenn wider Er- 
warten Abweichungen davon ftattfinden 
follten, den Landeschef in die Kennt- 
niß zu feßen, welcher darüber mit dem 
Bifhofe das Einvernehmen zu pflegen, 
das Geeignete zu veranlaffen oder nö— 
thigenfalle an das Minifterium die An- 
zeige zu erftatten haben wird. 

3. In Betreff der Pfarr-Con— 
cursprüfungen. Sobald dem Statt» 
halter (Landeschef) von den Bifchöfen 
des Kronlandes die Mitteilung ge= 
macht worden fein wird, daß von ihnen 
die Eraminatoren für die Pfarr » Eon- 
cursprüfung aufgeftellt und die nöthi- 
gen Einleitungen zum Bollzuge der 
Beſchlüſſe der bifhöflihen Berfamm- 
lung getroffen wurden, haben die poli- 
tifhen Behörden auf dieſe Angelegen- 
heit feinen weiteren Einfluß mehr zu 
nehmen. Nur wenn hervorfommen follte, 
daß ein von den Beſchlüſſen der bifchöf- 
lihen Berfammlung abweichendes Ber- 
fahren von der geiftlihen Behörde be- 
obachtet werde, hätte fi der Statthal- 
ter (Randeschef) mit Rüdfiht auf den 
in der obenangeführten Allerhöchſten 
Entſchließung vom 18. April I. 3. aus- 
gedrückten Vorbehalt mit dem Bifchofe 
ind Einvernehmen zu feßen oder an das 
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Miniſterium des Cultus und Unter⸗ 
richts zu berichten. (Exl. des M. des 
Unterer. v. 15. Zuli 1850, wirkſam für 
alle Kronländer, für welche die kaiſerl. 
Vdg. v. 18. April 1850 gilt. 2. ©. 2. 
Rr. 320.) 

Kirche, evangeliſche, ſ. Evange⸗ 
liſche Kirche. 

— — Schutz der geſetzlich aner- 
kannten, ſ. Grundrechte. 

— — Verpflichtung der Beamten 
zum Beſuche derſelben an Sonn⸗ und 
Feiertagen, ſ. Gottesdienſt. 

— — in derfelben und in den Kir- 
hengruften find Leichen nicht zu belaf- 
Ir f. Gruft, Leihen, Leichen: 

e. 


— — übermäßiger Aufputz und 
Beleuchtung derſelben, ſ. Kapellen. 

Kicchenfefte, ſ. Kichweihmärkte, 
Kirchweihtage, Märkte. 

Kirchengefäße, die zum Gebrauche 
bei dem katholiſchen Gottesdienfte die— 
nen, dürfen Juden nicht kaufen, f. 
Juden 

Kicchengewalt, deren Berhältnif 
zur Staatögewalt, ſ. Kirche. 

Kirchengewölbe. Es ift die Wahr⸗ 
nehmung gemacht worden, daß die Deff- 
nungen in den Scheiteln der Kirchen- 
gewölbe bei einem Kirchendachbrande 
fehr nachtheilig find, und eine gewölbte 
Kiche keinen Schuß gegen Feuer ger 
währt, wie man allgemein annimmt, 
wenn ſolche Deffnungen beftehen. In 
Gemäßbeit des Erlaffes des hohen Mi- 
nifteriums des Cultus und Unterrichts 
v. 18. Auguft 1850 3. 2290/2045, 
wurde hierauf mit dem Auftrage auf: 
merffam gemacht, dafür zu forgen, daß 
die in der Regel kleinen Deffnungen in 
den Gewölbſcheiteln der beftehenden 
Kirchen feuerſicher verfchloffen werden. 
(Erl. des gal. Gub. v. 29. Aug. 1850, 
gal. 2. &. B. Rr. 480, der o. ö. Sth. 
v. 3. Septbr. 1850 3. 20097. 8. ©. 
B. Nr. 431.) 


203 


Bindweihmätkte. 


Kirchen =: Mahlzeiten find abge- 
(haft. (Hof⸗Entſchl. v. 16. Aug. 1769. 
Krop. Gef. Maria Theref. 5. Bd. ©. 
443.) 

Kirchenmuſiken, zu denfelben fol 
len nirgends Frauenzimmer genommen, 
oder zugelaffen werden, mit alleiniger 
Ausnahme derjenigen, die vermöge ihres 
Standes dazu verbunden find, als die 
Frauen, Töchter, Schweftern von Ehor- 
regenten, Schulmeiftern 2c. auch jollen 
feine ſolche Mufitftüde producirt wer- 
den, die mehr für ein Theater, als für 
die Kirche componirt find. (Hfkzl. D. 
v. 19. Dec. 1806. Krop. Gef. Franz. 
22. Bd. ©. 192.) 

Kirchenrecht, aus demfelben dür- 
fen Juden geprüft werden, f. Inden. 

Kirchenſitze dürfen nicht verkauft 
werden, (Hof-D. v. 14. Mai 1783. 
Krop. Gef. Joſ. 2. Bd. ©. 407.) 

Kirchenftrafen, die auf bürgerliche 
Rechte keine Rückwirkung üben, können 
durch die Kirhengewalt verhängt wer- 
den, f. Kirche. 

Kirchhöfe, ſ. Leichenhöfe. 

Kirchtage. Der Unfug, daß hier- 
lands die fogenannten Kirchtäge in ei- 
nigen Ortſchaften durch mehrere Zage 
gehalten und gefeiert werden, ift überall 
dur das Kreisamt abftellen zu laffen 
und außer dem Kirchweihtag feldft, nur 
noch höchftend ein Tag zu dem foge- 
nannten Nachkirchtag zu .geftatten. 
(Hof-D. v. 28. Juli 1778. N. 6. R.- 
Circ. B. v. 31. Zuli 1778. Krop. ©. 
M. Ther. 8. Bd. ©. 207.) 

— —, f. Lebzelter. 
Kirchthürme, |. Blitzableiter. 
— ſ. Maibäume, Tanz: 

n 


en. 
Kirhweihmärkfte find an Sonn: 
und Feiertagen verboten. (Bdg. v. 15. 
Febr. 1772. Krop. Gef. M. Ther. 6. 
Bd. ©. 438.) 
— — Die Kirhtagmärfte dürfen 
nur von den Driseinheimifchen, dann 
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den benachbarten Handels- und Ge— 
werbsleuten mit erlaubten Waaren be— 
ſucht werden, und es iſt der Verkauf 
ſolcher Krämerwaaren und Gewerbser— 
zeugniſſe auf den Kirchtagmärkten wech— 
ſelſeitig auf die benachbarten Kreiſe in 
der Art beſchränkt, daß jeder Gewerbs— 
und Handelsmann die Kirchtage des 
Kreiſes, in welchem er domicilirt, dann 
jene in den unmittelbar an den Kreis 
ſeines Aufenthaltes angrenzenden Krei— 
ſen, gleichviel ob letztere zu denſel— 
ben oder zu einer andern Provinz ge— 
hören, zu beſuchen berechtigt iſt. (Hfkzl. 
D. v. 26. Novbr. 1817. Com. Hfcom. 
D. v. 8. Septbr. 1818, kundgem. in 
Böhm. mit Gub. D. v. 19. Sept. 1818. 
Obent. 3. Bd. ©. 134.) 

Kirchweihtage, nur ein Kirchweih: 
tag ift auf dem Lande abzuhalten. (V. 
v. 31. Juli 1778. Krop. Gef. 8. Bd. 
©. 207.) 

— — auf denfelben ift den Leb— 
zeltnern und Wachsziehern der freie 
Verkauf geftattet. (Vdg. v. 13. Mai 
1784. Barth. 9. u. ©. Gef. 4. Br. 
©. 353.) 

— — follen in allen deutſchen Län- 
dern auf den dritten Sonntag im Mo- 
nat Detober verfeßt werden. (Hof: 
Entſchl. v. 12. Oct. 1786. Krop. Gef. 
%of. 10. Bd. ©. 234.) 

— — Auf eine gefihehene Anzeige, 
binfihtli der an Werktagen an dem 
Kirchweihfeſte annoch begehenden Feier: 
lichkeiten wird verordnet, daß an den 
Werktagen der alten Kirchweihfefte die 
Spiele und Tänze in Wirthshäuſern 
auf dem Lande und in Städten in den 
Ländern allgemein verboten werden fol- 
len. Die Webertreter find mit Ztägigem 
Arrefte zu beftrafen. (Hof-D. v. 30. 
Aug. 1787. Krop. Gef. Jof. 13. Bd. 
©. 283.) 

Kirchweihtage, an diefen und an 
allen Sonn: und Feiertagen ift den 
Lebzeltern der öffentliche Verkauf, aus 
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fer der gewöhnlichen Gottesdienftzeit, 
erlaubt. (Hfkzl. B. v. 9. Juli 1787. 
Barth. H. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 353.) 

Kirchweihtage. Der an manden Dr- 
ten übliche Mißbrauch, anKichweihfeften 
abgefchälte, glatt gemachte Fichtenbäume 
aufzuftellen, an den Gipfel derfelben 
verfhiedene Kleiderftoffe, Bänder und 
andere Gegenftände aufzuhängen, und 
felbe Demjenigen als Belohnung zu— 
zuerfennen, welcher fie durch hinanklet- 
tern erreicht, ift unter Strafe von 5 
Reihsthle. oder nad Befchaffenheit der 
Umftände auch unter angemeffener kör- 
perliher Strafe auf das ftrengfte un- 
terfagt. (B. des böhm. Gub. v. 12. 
Juni 1788. Obent. 3. Bd. ©. 135.) 

— — an denfelben follen feine 
Tanzhütten, Zelte und Tanzböden in 
den Gärten geduldet werden, worüber 
die Bezirks-Directionen ftrenge zu wa— 
. haben. (Bol. D. Dircts. Eirc. v. 

6. Aug. 1822.) 

— — f 2ebzelter. 

Kirfchlorbeer = Waffer. Da das 
Kirfchlorbeer-Waffer (aqua laurocerasi) 
unter jene Arzneien gehöret, deren Be— 
reitung und Verkauf nur den öffentli- 
hen Apothekern vorbehalten ift, dem- 
ungeachtet aber fih der Fall ergeben 
bat, daß ein Material: Waarenhändler 
eine beträchtliche Partie diefes Waſſers 
bezogen und erfaufet hat, ohne dabei 
felbft die beim Giftverfaufe nöthigen 
Borfihten zu ‚beobachten; ſo ift die 
Einleitung zu treffen, daß wegen diefes 
unbefugten Verkaufes gelegenheitliche 
Unterfuhungen vorgenommen werden. 
(Hfkzl. Brafidial - Note v. 17. Dechr. 
1829 3. 1537. Rggs.-Präſidial-Der. 
v..21. Dec. 1829 3. 2083. Bm. ©. 
B. 3. 1929. ©. 467 n. 468.) 

— — Die f. f. vereinigte Hof: 
fanzlei hat dem Joſeph Freiherrn v. 
Pasqualati in Wien die Bewilli— 
gung zur Erzeugung und zum Verkaufe 
des Kirfchlorbeerwaffers aus den in fei- 
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nen Plantagen erzeugten Blättern des 
Prunus laurocerasus unter nachſtehen⸗ 
den Modalitäten ertheilt: 

1. Daß diefes pharmacentifhe Prä- 
parat (aqua laurocerasi) auf das ge- 
nauefte nad) Vorſchrift der jedesmali- 
gen ofterreihifchen Pharmacopoe, und 
zwar unter Leitung eines Magifterd der 
Pharmacie bereitet werden müffe; 

2. daß diefe Bereitungsart auf der 
Etiquette genau und deutlich erſichtlich 
gemacht werde; + 

3. daß dem Erzeuger bei der Berei- 
tung, Aufbewahrung und bei dem Ber- 
faufe des Kirfchlorbeerwaflers die ges 
naue Befolgung der in Bezug auf den 
Bifthandel beftehenden. Verordnungen 
zur Pflicht gemacht werde; 

4. daß demfelben eine für die menfch- 
lihe Gefundheit völlig unſchädliche 
Befeitigung der Abfälle aufgetragen 
werde; 

5. daß der Handverkauf dem Erzeu- 
ger unterfagt fei, und daß er das aus 
den Blättern bei ihm verfertigte Prä- 
parat erft dann den zum Handel mit 
Arzneien Berechtigten, und den öffent: 
lichen Apothekern und den zur Haltung 
von Hausapothefen berechtigten Aerzten 
und Wundärzten abgeben dürfe; wenn 
es von der Apotheker⸗Viſitations⸗Com⸗ 
miffion als dazu geeignet befunden 
worden ift; 

6. foll hieraus für den öffentlichen 
Apotheker durhaus Fein Zwang zur 
Abnahme des Kirfchlorbeerwaflerd vom 
Freiherrn v. Pasqualati erwachfen, 
fondern es muß den Erfteren freigeftellt 
bleiben, diefes Präparat nad der befte- 
henden Borfchrift auch ſelbſt verfertigen 
zu können. Hievon wird die Landes- 
ftelle zur ‚weiteren Berfländigung der 
Unterbehörden und der Apothekergre- 
mien mit dem. Beifage in die Kenntnif 
gefeßt, daß nach den angeftellten Ber- 
fuchen in 100.000 Theilen des aus den 
Pasqualatiihen Plantagen bereiteten 
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aqua laurocerasi, 100 Theile Blau: 
fäure vorgefunden wurden, daß endlich 
die alljährlihe Fehfung 100 bis 120 
Gentner Blätter abwirft, woraus eine 
eben fo große Gewichtsmenge des frag- 
lihen Arzeneiftoffes bereitet werden 
kann. (Hfkzl. D. v. 31. März 1848, 
an fammtl. Länderft. [mit Ausnahme 
der Provinz Niederöfterreih]. Pol. ©. 
©. 76. Bd. Nr. 40.) 

Kiffowifche Lebenseffenz. Der Ber: 
kauf derfelben ift wegen ihrer Schäd- 
lichkeit allgemein verboten. (Hof:D. v. 
20. Dec. 1737. Kanka Hdb. ©. 384.) 

Klaubhol;, ſ. Forſtgeſetz. 8. 61. 

Dun in gemeinen Schän- 
ken, ſ. Muſik 

Klederling „ſ. Aas, Waſen⸗ 
meiſter. 

Kleeſamen, ſ.Victualienhäudler. 

Kleider, ſ. Handarbeiten. 

Kleidung auffallende, [. Abzeichen. 

Klein’fcher Apparat, ſ. Eifenbahn. 

Kleinfuhlente. Zur Hintanhaltung 
und Dermeidung von Nüdftänden bei 
den beitehenden und neu eintretenden 
Kleinfuhrleuten hat ſich die Regierung 
veranlagt gefunden, dem k. k. n. ö. 
Provinzial» Zahlamte ald Lohnwagen- 
Gefälls-Caſſe nachfolgende Vorſchrif— 
ten zur zukünftigen, genauen Darnach— 
achtung zu ertheilen: 

1. Da die bisher zwar zum Theil 
ſchon beſtandene Vorausbezahlung der 
Licenz-Gebühren, ſo wie die zukünftige 
Ausfertigung der Licenzen ſelbſt auf 
die Dauer nur Eines Jahres alle bis— 
herigen Unzukömmlichkeiten am beſten 
und auf die einfachſte Art behebt, ſo 
wurde der von dem k. kan. ö. Provin— 
cialeZahlamte als Lohnwagen⸗-Gefälls⸗ 
Caſſe vorgelegte Entwurf der Kohn: 
wagenamts-Licenz genehmiget, und jo: 
mit wurde der Monat Julius jeden 
Jahres ftatt des Monats September 
als Zahlungs-Termin feftgefeßt. 

2. Der $. 7 der bisherigen Licenzen 
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bat ganz hinweg zu bleiben, indem für 
die Zukunft feine Rüdftände mehr vor- 
handen fein fönnen, folglich in diefer 
Beziehung au nie ein Pönale abge- 
fordert werden fann, für anderweitige 
Uebertretungen aber wurden in dem 
$. 3 und 8 ohnehin die nöthigen Maß— 
regeln feftgefebt. Die alten noch vor— 
handenen Rüdftände werden bis zur 
gänzlihen Tilgung nah dem bisheri- 
gen Verfahren fortan eingetrieben wer- 
den, zur gehörigen Evidenzhaltung je- 
ner Parteien aber, welche ihre Licenz⸗ 
Gebühr in dem Monate Julius jeden 
Jahres nicht erneuern follten, und de— 
ren Licenz daher von felbft erlofchen ift, 
wird von Seite des k. k. Brovinzial- 
Zahlamtes als Lohnmwagen » Gefälls- 
Caſſe ein jährliher Ausweis der Ne- 
gierung vorgelegt werden, in Folge 
deffen fodann die Driginal » Licenzen 
felbft jo wie die Wagentafeln oder 
Nummern durch die Magiftrate oder 
Dominien, die es betrifft, mittelft des 
k. k. Kreisamtes eingehoben und abge- 
fordert werden müffen, welche der Re— 
gierung nachträglich vorzulegen find. 
(Rggs. Bdg. vom 7. Auguft 1833. 3. 
39405. Pv. ©. ©. 15. Bd. 3. 1833. 
Nr. 177.) 
Lohnwagenamts-Licen;. 
RN 


r. 
gültig vom 183 bis 1. Juli 183 
Mit gegenwärtiger Licenz wird dem 
wohnhaft Hs. Nr. 
die Bewilligung ertheilt, ſowohl Klein⸗ 
als Zeiſelfuhrwerk mit einem Wagen 
Nr. zu verrichten, wofür er den Auf— 
ſchlag zu der k. k. Lohnwägen-Gefälls⸗ 
Caſſe mit Gulden fr. C. M. ent- 
richtet hat. t 
Sollte derfelbe gefonnen fein, auf 
ein nachfolgendes weiteres Jahr diefe 
Licenz erneuern zu wollen, fo muß er 
in den erften 14 Tagen des Monates 
die vorhinein zu zahlende Gebühr 
von 6 fl. C. M, bei der k. k. Lohnwa- 
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gen⸗Gefaͤlls⸗Caſſe entrichten, widrigens 
das Befugniß von ſelbſt erloſchen iſt, 
und ihm die Wagentaferln unverzüg- 
lich abgenommen werden. 

Insbefondere ift zu merken: 

1. An den Tagen, wo der Eigen- 
thümer einer foldhen Licenz Zeifelfuhr- 
wer? verrichtet, ift demfelben durchaus 
unterfagt, fih in der Stadt oder in 
den Borftädten, jene Pläße ausge— 
nommen, welde ihm von der f. f. 
Polizei-Ober⸗Direction werden ange- 
wiejen werden, aufzuftellen, ſondern 
jeder ift bemüßigt, zu der ihm zunächſt 
gelegenen Linie zu fahren, welches aber 
an jenen Tagen, wo derfelbe Kleinfubr: 
wer? verrichtet, nicht zu gelten hat. 
Nur den außer den Linien Wiens wohn- 
haften befugten Kleinfuhrleuten ift ge- 
ftattet, ſich aud in ihren Wohnorten 
auf den ihnen von der Obrigkeit ange: 
wiefenen Pläßen mit ihren Fuhrwerken 
aufzuftellen. 

2. Jedem, der nicht mit einer Lohn⸗ 
wagenamts-Licenz verfehen ift, ift es 
bei einer Geldftrafe von -5 fl. C. M., 
das zweite Mal von 10 fl. C. M. und 
das dritte Mal bei Confiscation des 
Wagens und der Pferde verboten, Lohn⸗ 
fuhren zu verrichten; daher jeder be- 
fugte Lohnfuhrmann zum Kennzeichen 
die ihm ertheilte Nummer fowohl auf 
beiden Seiten als rückwärts des Wagens 
noch ehe er Fuhren verrichtet, von dem 
Amtsdiener der Rohnmwagen « Gefälls- 
Caſſe anjchreiben zu laffen hat, wofür 
er die Gebühr von 30 kr. C. M. für 
jeden Wagen zu entrichten hat. Die 
Unterlaffung der Anſchreibung wird 
mit 3 fl. beftraft. 

3. Die Licenz gewährt nur ein per⸗ 
ſönliches Recht für die Zeit, als er fie 
gelöfet; fie darf daher weder verkauft 
noch ausgeliehen werden. Der Berfauf 
oder die Ausleihung einer ſolchen Li- 
cenz zieht den Verluſt des Befugniffes 
nad) ſich. 
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4. Wer an feiner Statt einen Knecht 
fahren laſſen will, muß fich bei der 
Polizei » Bezirtö»Direcfion um einen 
Erlaubnißfchein hierzu bewerben. 

5. Niemand darf fi mit feinem 
Zeifelmagen vor 4 Uhr des Morgens 
zu der Linie oder auf den ihm ange- 
wiejenen Pla binftellen, und feiner 
nah 10 Uhr Abends fih noch dafeldft 
aufhalten. 

6. Jeder, der überhaupt gegen die 
in diefer Licenz ertheilten Vorſchriften 
handelt, unterliegt eben derjelben 
Strafe, welche im $. 2 über die Stö- 
rung der Lohnfuhrleute verhängt ift. 

7. If ſich genau nach den Zoll-'Boft- 
und Bolizei-Anordnungen zu benehmen 
und zur Ermwerbftener - Aufnahme zu 
melden. (R. d. Rggs. Vdg. v. 7. Aug. 
1833 3. 39405 u. n. ö. Rggs. Cire. 
v. 15. Juli 1835 3. 36052. Pr. ©. 
©. 17. Bd. Nr. 217.) 

Kleinfuhrleute. Die k. k. vereinte 
Hoflanzlei hat beftimmt, daß es den 
Zeifelmagen-Inhabern oder Kleinfuhr- 
leuten überlaffen werde, für ihre vor 
den Linien aufzuftellenden Wägen die- 
jenige Form zu wählen, die ihrem und 
dem Intereffe des Publicumsd am mei- 
ften zufagt. Dagegen ift die Regierung 
angewiefen worden, diejenigen Zeiſel⸗ 
wägen = Inhaber und Kleinfuhrleute, 
welche von andern Wägen, als den 
ihnen allein zuftehenden offenen oder 
gedeckten Leiterwägen Gebraud machen 
wollen, einer höheren Gebühren Ent- 
richtung zu unterziehen. Demgemäß 
findet die Regierung anzuordnen, daß 
diejenigen NKleinfuhrleute, welche an 
den Tagen, wo diefelben kein Klein» 
fuhrwerk verrichten, vor den Linien 
fogenanntes Zeifelfuhrwert mit anderen 
als offenem oder gedeckten Leiterwägen 
unternehmen wollen, außer der bisher 
für Kleinfuhrleute oder Zeiſelwägen— 
Inhaber mit Regierungs-Circulare vom 
19. Sept. 1821 (fiehe Lohnwagen⸗ 
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amtögefäll) beftimmten jährlichen Ge⸗ 
bühr von 6 fl.E. M., für die zweite 
Licenz, zur Führung eines von ihnen 
zu wählenden Wagens noch den Be— 
trag von 9 fl. C. M. zu bezahlen ha- 
ben. Die Zahlung ift in den erften 14 
Tagen ded Monats Juli vorbinein, 
jährlich bei der Lohnwagen-Caſſe zu 
entrichten, widrigens das Befugnig von 
felbft erlofhen ift. Im Bewilligunge- 
falle ift der Licenz Inhaber verpflichtet, 
zur Herftellung der gehörigen Gontrole, 
und zur Hintanhaltung von Webertre- 
tungen der beftehenden Polizei⸗Paß— 
und Poſt-Vorſchriften, fi mit dem 
Magen und dem erhaltenen Licenz- 
Scheine bei dem k. k. n. ö. Provinzial- 
BZahlamte wegen Bezeichnung des Wa- 
gend, durch den hiezu eigens beftimm- 
ten Amtödiener der Lohnwagen-Ge— 
fälla-Gaffe zu melden, für welde Be- 
zeichnung die Gebühr von 30 kr. EM. 
für jeden Wagen an die Gefälls- Caffe 
zu entrichten ift. _ 

Da die Beifelwägen » Inhaber mit 
den ihnen zu führen zugeftandenen 
Wägen fo wie jene mit einfachen KXei- 
terwägen fi nur vor den ihmen zu= 
nächft gelegenen Linien aufftellen dür- 
fen, um von dort Perfonen über Land 
zu führen; fo wird Ddiesfalld insbe 
fondere erinnert, daß diefe Yuhrleute 
weder in die Stadt, noch in die Vor- 
ftädte mit leeren Wägen zur Auffin- 
dung einer Lohnfuhr fi begeben, oder 
etwa Parteien blos innerhalb den Li- 
nien führen dürfen; widrigenfalls fie 
nach den für foldhe Uebertretungen in 
der Vorftadt - Lohnkutfcher - Ordnung 
enthaltenen Beflimmungen beftraft wer- 
den würden. Jedem, der nicht mit der 
gehörigen Lohnwagenamts-Licenz ver- 
ſehen ift, bleibt es fortan unterfaut, 
Lohnfuhren zu verrihten. Die Dawi— 
derhandelnden werden im erften Betre- 
tungsfalle mit einer Geldftrafe von 
5 fl. EM., im zweiten mit einer Geld» 
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ftrafe von 10fl. EM., das 3. Mal hat 
der Berfall des Wagens und der Pferde 
zu Bunften des Angebers und des Ar- 
menhaus-Fondes einzutreten. (Hfkzl. 
D. vom 4. Apr. 1834 3. 9338, an 
die n. ö. Reg. Kundgem. mit Rggs. 
Cire. vom 9. Mai 1834 3. 24013. 
Krop. ©. ©. 60. Bd. Nr. 72. n. ö. 
Prov. G. ©. 16. Bd. Nr. 86.) 

Kleinfuhrleute. Denaußer den 
Linien Wiens wohnhaften, mit 
Licenzen verfehenen Sleinfuhrleuten 
darf nicht verwehrt werden, fich mit 
ihren Fuhrwerken oder den fogenannten 
Zeifelwagen in ihren Wohnorten 
auf jenen Plätzen aufzuftellen, welche 
ihnen von der Ortsobrigkeit angewiefen, 
und von diefer als hierzu geeignet er- 
kannt worden find. Da hierdurch die mit 
Regier.» Circ.-Berordn. vom 9. Mai 
1834 befannt gemachte Beftimmung, 
daß fämmtliche mit Licenz.Scheinen ver: 
fehenen Kleinfuhrleute fi nur von der 
ihnen zunächft gelegenen Linie aufftel- 
len dürfen, in Anfehung der außer den 
Linien Wiens wohnbaften Kleinfuhr- 
leute abgeändert worden ift, fo wurde 
diefe Abänderung mit dem Bedeuten 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß 
die Ortsobrigfeiten und beziehungd- 
weiſe BolizeisBehörden dieſe Fuhrwerke 
genau zu überwachen haben, damit ſich 
hiebei keine unbefugten Individuen ein— 
ſchleichen, gegen welche ſodann nach den 
beſtehenden Vorſchriften zu verfahren iſt. 
(GGHfkzl. D. v. 28. Juni 1835 3. 15822. 
Rggs. Circ. vom 15. Juli 1835 8. 
36052. Pr. ©. ©. 17. Bd. Nr. 217.) 

— — Die von den Kleinfuhrleuten 
bei den Ortsobrigkeiten eingezahlten 
Lohnwagenamts-Gebühren find zur Er- 
ztelung einer Gleichförmigkeit in der 
Eaffe » Manipulation in Zukunft ftets 
von Monat zu Monat der Regierung 
zu überreihen. (Vdg. der n. ö Reg. v. 
13. Juni 1836 3. 29143. Prov. G. 
©. 18. Bd. Nr. 169.) 
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Kleinfuhrleute. Uebertretungen 
derfelben, ſ. Lohnkutſcher. 
— — ſ. Lohnkutſcher, Lohn: 
— 
leinfuhrwerks-Licenz. Nach den 
Inhalte des Regierungs-Decretes vom 
5. Juli 1837 3. 38094 hat die Lan— 
desjtelle mitgetheilt, daß fich felbe zur 
rg: einer allgemeinen Norm hin- 
fihtlich des erforderlichen Alters zur 
Erlangung einer Kleinfuhrwerks-Li— 
cenz nicht beftimmt finde, da die Hand- 
babung der Pferde mehr von der Ge- 
ſchicklichkeit, Behendigkeit und Nüch— 
ternheit des Individuums als von ſei— 
nem Lebensalter abhängt, und habe 
ſich die Polizei-Behörde von Fall zu 
Fall bei den um eine Kleinfuhrwerks— 
Licenz einſchreitenden Individuen, welche 
das 20. Lebensjahr noch nicht erreicht 
haben, gutachtlich zu äußern, wornach 
die Bezirks-Directionen ſich zu beneh— 
men haben. (Circ. der k. k. Pol. Ob. 
Dir. v. 6. Aug. 1837 3. 10068/539.) 
— — GErlöfhung der Kleinfuhr- 
werks⸗Licenzen. Da die Falle ſich öf- 
ters ergeben, daß Parteien, denen von 
ihren Obrigfeiten Licenzen zu Stell— 
fahrten ertheilt worden, dem $. 2 der 
Licenz zuwider, ihren Wagen zur Ber 
zeihnung nicht bei der Lohnwagen— 
Gefälle-Gaffe verführen, und es eben 
fo nicht felten gefchieht, daß irgend 
einem Individuum eine Kleinfuhrwerfs- 
Licenz verliehen, diefe aber in der Folge 
bei der Lohnwagen-Gefälls-Caſſe nicht 
behoben wird, fo findet die Regierung 
für die Zukunft anzuordnen, daß nad) 
Verlauf des Termined von 6 Monaten 
in dem einen und andern alle, die Li— 
conz für erlofhen erklärt wird. (Vdg. 
der n. ö. Reg. vom 10. Febr. 1840 
3- 8029. Pr. &. ©. 22. B. Nr.30.) 
— — DadieBerleihung derbe 
fonderen Befugniffe zur Betreibung des 
Kleinfuhrwerkes in Wien und der näch— 
ften Umgebung des Kreifes V. U. W. W. 
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von nun an den Obrigkeiten als 
erſte Inſtanz überlaſſen wird, 
ſo ſind die Geſuche um die Ertheilung 
ſolcher Befugniſſe, ſo wie die Anzeigen 
über deren Zurücklegung künftig nicht 
mehr bei der Regierung, fondern unmit- 
telbar bei derjenigen Ortsobrigkeit, wel- 
her die Partei unterfteht, zu überrei- 
hen. (Vdg. u, Kundm. der k. k. n. ö. 
Landesregierung v. 2. März 1843 3. 
11077. Kp. ©. ©. 69. Bd. Nr. 20.) 

Kleinfuhrwerks- Licenzen ertheis 
len die polit. Behörden, f. Stellfuhr: 
werks⸗Licenz. (Bdg.v.6.Nov. 1852.) 

Kleinkinder: Schulen. Grund: 
füge bei deren Errichtung. Bei 
Errichtung der Kleinkinder- Schulen, 
deren Zweck darin befteht, die noch 
nicht fchulfähigen Kinder der ärmeren 
Volksclaſſe gehörig zu befhäftigen, dür⸗ 
fen folgende Rüdfihten nicht außer 
Acht gelaffen werden. 

a) Sollen fie feine Staatsanftalten 
fein, fondern ihre Errichtung ift den 
Privaten überlaffen; jedoch die Statu- 
ten bedürfen der Gutheißung der Re- 
gierung ; 

b) fie dürfen feine Zwangsanftalten 
fein, wozu die Eltern gezwungen wären; 

ec) es ift zu wünfhen, daß die Auf 
nahme unentgeltlich gefchehe. 

d) Der politifchen Behörde fteht die 
Auffiht auf die polizeilide Ordnung 
zu; fo wie den Seelforgern das Gitt« 
liche. 

e) Dod dürfen diefe Vorſchulen die 
beftehbenden Schulanftalten nicht bes 
irren, noch weniger an deren Gtelle 
fommen. (Rggd. Dec. vom 30. Dec. 
1829 3. 58786, an die k. k. Bol. Ob. 
Direction.) 

Kleinkinderwart-Anftalten. Se. 
Majeftät haben mit a. h. Entſchließung 
vom 21. Febr. 1832 die Einführung 
von Kleinfinderwart-Anftalten, und das 
Fortbeſtehen der Vereine, melde ſich 
zum Behufe derfelben gebildet haben, 

Baleiöfy, Handb. d. Pol. Gef. IL 
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gegen dem zu genehmigen gerubt, daß 
diefelben zunähft unter Auffiht der 
Eonfiftorien zu ftehen, Feine Kinder 
über 5 Jahre aufzunehmen, fih nur 
durch freiwillige Beträge zu erhalten, 
und unter feinem, wie immer gearteten 
Borwande einen Beitrag oder eine Uns 
terftügung aus dem Normalfhuls oder 
einem anderen Fonde anzufpredhen, mit: 
bin im ftrengften Sinne nur als Pri— 
vat-Bereine und Anftalten nicht als 
Schulen, zu beftehen haben, zu gench- 
migen gerubt. (Stud. Hfcommiff. Dec. 
vom 26. Februar 1832 3. 857, an 
fammtl. Länderftellen. Bol. &. ©. 60. 
Bd. Nr. 21. Ddg. der n. ö. Reg. vom 
14. März 1832 3. 14046, n. ö. Pr. 
G. ©. 14. Bd. Nr. 37.) 

Klingelbeutel, mit dem, ift die 
Sammlung unter der Predigt, wenn 
das Geld für den Prediger, und nit 
der Kirche gehören foll, verboten. (Hfd. 
vom 14. Mai 1783. Krop. Gef. Joſ. 
2. Bd. ©. 407.) 

— — foll mit einer ordentlichen 
Sperre verfehen, gehörig verfchloffen 
gehalten, nad jeder Abfammlung der 
Gemeinde, oder höchſtens alle Wochen 
von dem Pfarrer in Gegenwart der 
Kirhenväter eröffnet, und das gefam:- 
melte Geld gemeinfhaftlich gezahlt, ſo— 
gleich eingefchrieben, und nad dem 
8. und 10. $. des Kirchenpatents vom 
9. Dec. 1759 aufbewahrt werden. (R. 
ö. Rggs. Vdg. vom 4. März 1813. 
Krop. Gef. Franz. 33. Bd. ©. 106.) 

— — Zu Folge a.h. Entſchl. v. 19. 
Jän. 1834 wird die Anordnung v. 15. 
Suni 1785, daß Sammlungen mittelft 
des Klingelbeuteld in den Kirchen nur 
vor der Predigt und insbefondere weder 
während des Hochamtes noch während 
einer ftillen Meffe vorgenommen wer: 
den, aufgehoben, und die Beitimmung 
der Zeit, wann in den Kirchen mit 
dem Klingelbeutel gefammelt werten 
darf, dem Ordinariate gegen dem über 

14 
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laffen, daß es von ihren diesfälligen 
Anordnungen vorhinein die Landes- 
ftelle in die Kenntniß zu feßen habe. 
(GGfkzl. D. vom 27. Jänner 1834 3. 
2514, an ſämmtl. Länderft. Vdg. der 
n. d. Reg. vom 5. Februar 1834 3. 
6751. Prov. G. ©. 16. Bd. Nr. 23.) 

Klofter, Herftellung der Clauſur, 
ſ. Geiftliche. 

— — Bornahme der Leichenbefchau 
in den Klöftern der Klofterfrauen, f. 
Leichenbeſchau. (Vdg. vom 15. Juni 
1837.) 

— Eur Beiftliche. 

Klofter : Apotheken. Nur den 
Eonventen der barmberzigen Brüder 
und der Elifabethinerinnen ift geftaitet, 
Privat: Apotheken zu halten, und aus 
denfelben den in ihren Häufern befind- 
lihen Kranken Arzneien zu verabreis 
hen. (Hfd. vom 23. Mai und Pat. v. 
11. Juni 1770. Hfd. v. 2. Juli 1774.) 

— — Zum öffentlihen Medicamen- 
ten⸗Verkaufe find nur die Klofter-Apo- 
theken der barmberzigen Brüder berech— 
tigt, den übrigen Klöftern ift derjelbe 
bei 100 Ducaten Strafe unterfagt. 
Sanitätd- Hauptnorm vom 10. April 
1773, 88. 7 u. 8. Solde Apotheten 
müffen einen geprüften Provifor an 
ihrer Spitze haben, find jedoch nicht 
verpflichtet, ihre Lehrlinge aufdingen 
und freifprechen zu laffen, fondern koͤn— 
nen fie ohne Beobachtung diefer Bor: 
fihten der gefeglihen Prüfung unters 
Be er. v. 4. Febr. 1822. Stub. 

2. Bd. ©. 75, ſiehe auch Geiftliche. 
Vog v. 25. Nov. 1813.) 

Kloftergeiftliche, r. Geiſtliche. 

Kloſtergrüfte. Schachten in Spi— 
tälern, dann bei den Barmherzigen und 
ie find abzuftellen, ſ. 

uft. 


Knalfidißns, f. Kunallkügelchen. 
Knallkü ügelchen. Die Erzeugung 
und der Verkauf der Knallkügelchen 
und Knallfidibufe wurde unter unnad- 
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ſichtlicher Geldſtrafe von 10 Reichsthl. 
verboten. (Vdg. des böhm. Gub. vom 
10. Dec. 1814. Obent. 3. B. ©. 137.) 

Knallkügelchen und Knallfidibus zu 
erzeugen und zu verkaufen ift verboten. 
Durch die Ausftreuung und das Zertreten 
der Knallkügelchen in Theatern, Wirths- 
häufern und anderen öffentlihen Ox— 
ten, und dur einen ähnlichen Unfug 
mit dem Knallfidibus, die angebrannt 
das Licht auslöfchen, umd dur einen 
plöglihen Knall die dafür unvorberei- 
teten Menfchen erſchrecken, wird mehr- 
fältig Mißbrauch getrieben. Da bie 
durch nicht nur Ruhe und Vergnügen 
geftört wird, fondern auch Kinder, Ner- 
venfranfe und ſchwangere Frauen an 
ihrer Gefundheit Schaden nehmen fön- 
nen, auch weder die einen noch die an— 
dern von irgend einem Nutzen find, fo 
wird die Erzeugung und der Verkauf 
der erwähnten Knallkügelchen und der 
Knallfidibus hiemit allgemein verboten. 
(Hflzl. Decr. vom 4. April 1809 3. 
5279, an ſämmtl. Länderft. Bol. ©. 
©. 32. Bd. S. 79, wiederholt durch 
das Rggs. Eirc. vom 26. Febr. 1811 
3. 9584. Guld. Sanit. Vdg. 3. Bd. 
©. 219.) 

Kuall-:Präparate. Die k. k. ver: 
einigte Hoffanzlei hat in Anfehung 
der Erzeugung und des Berfau- 
fed von Knall» Präparaten fol 
gende Vorschriften feftzufeßen befunden: 

1. Die Bereitung des Knallſilbers, 
dann die Einfüllung desfelben in die 
fupfernen Kapfeln (Hütchen), melde 
beide Arbeiten von einander nicht zu 
trennen find, hängt von der Bemilli- 
gung der Randesftelle ab, die diefe Er: 
laubnig nur Demjenigen zu ertheilen 
hat, der ſich über feine chemiſchen Kennt— 
niffe gehörig auszumweifen vermag, und 
der das zu diefer Fabrikation geeignete 
Locale befigt. 

2. Die Erzeugung obiger Knall-Prä= 
parate und das Füllen der Kapfeln mit 
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demfelben hat in einem foldhen Locale 
zu gefchehen, das aus einem leichten 
Material erbaut, und wenigſtens 30 
Klaftern von jedem bewohnten oder 
unbewohnten Gebäude und von der 
Straße entfernt liegt. Die Uebertra- 
gung eines ſolchen ſchon beftehenden 
Laboratoriums an einem andern Dit, 
darf ohne Genehmigung der Landes- 
ftelle nicht Statt finden. 

- 3. Dem Fabrikanten ift nur erlaubt 
zwölf Loth Knallfilber oder Knall: 
quedfilber zu bereiten, und er darf feine 
neue Quantitätdavon erzeugen, bis der 
bemerkte Vorrath in die Kapfeln (Hüt- 
hen) eingefüllt ift. 

4. Der Fabrikant darf das mit dies 
fen Ingredienzen gemifchte Präparat, 
ohne daß dasfelbe in die Kapfeln ein- 
gefüllt ift, aus feinem Laboratorium 
nicht geben, und der Verkauf des Prä- 
parates bleibt blos auf die gefüllten 
Kupferhütchen befchränkt, die ein Ge- 
genftand des freien Verkehrs find. (Hfkzl. 
D. vom 15. Mai 1828 3. 11183, an 
fämmtliche Länderftellen. Kundgem. in 
Steiermark am 26. 3. 9860, in Illi— 
rien am 29. 3. 11315, in Oeſterreich 
ob der Enns, in Mähren und Böhmen 
am 30. Mai 3. 14724, 22746 und 
24471 in Galizien am 4. 3. 37320, 
in Zirol am 7. Juni, in Mailand und 
Benedig am 13. Juni, in N. Defterr. 
mit Rggs. Eirc. vom 3. Juli 1828 
3. 28711. Bol. ©. ©. 56.2. Nr. 48.) 

Knall = Präparate. Aus Anlaß 
eines vorgefonmenen Falles der Be— 
Thädigung eines Arbeiterd in einer 
Zündhütchen-Fabrik hat die hohe Hof- 
kanzlei erinnert, fie finde zwar feinen 
Grund der Vorfhrift vom 15. Mai 
1828 3. 11183, über die Erzeugung 
von Knall» Präparaten und Zündhüt— 
hen neue geſetzliche Beftimmungen bei— 
zufügen, es verftehe ſich aber von feldft, 
daß jeder Unternehmer einer Yabrika- 
tion von was immer für einer gefähr- 
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lichen Art verpflichtet fei, die Arbeiter 
welche er dazu anfnimmt, forgfältig zu 
wählen, fie gleih bei der Aufnahme 
mit den dabei eintretenden Gefahren 
befannt zu machen, fie über die zu 
beobachtenden Vorfichten zu belehren, 
über deren Befolgung zu wachen, und 
forgfältig Alles zu befeitigen, was Ge- 
fahr bringen Tann; daher auch die 
große Anhäufung von leicht entzünd- 
baren Borräthen im Arbeitszimmer zu 
vermeiden, umd wenn ein Unternehmer 
durch Unterlaffung obiger Borfichten an 
einem fich ereigneten Unglüdsfalle eine 
Schuld trägt, ift ohnehin zu erwarten, 
daß die Gerichte ihn über eine gegen 
ihn angebrachte Klage zur gebührenden 
Erfagleiftung verhalten werden. (Hfkzl. 
D.v. 12. Febr. 1835 3. 2468. Reg. 
3. 10358. Kn. ©. Vdg. v. 3. 1835. 
Nr. 14.) 

Knall = Präparate. Beförderung 
auf Eifenbahnen, ſ. Eifenbahn = Be: 
trieb8- Ordnung $. 12. 

— — f. Feuerwerkskörper, Ku— 
pfer⸗Zündhütchen, Schießbaum⸗ 
wolle, Zündhölzchen. 

Knallpulver, bertholetiſches, ſiehe 
bertholetiſches Knallpulver. 

Knoppern, ſ. Maß. 

Kochen bei ſtarkem Winde auf der 
Gaſſe iſt verboten. ($. 39 der Polizei: 
Drdn. für Brünn vom 12. Juni 1786. 
Krop. Gef. Joſ. 10. Bd. ©. 282.) 

Kochgefchirre, irdene mit metall- 
freier Glafur, ſ. Gefdhirre. 

— — f. Geſchirre, Padfong. 

Kohlen und Aſche follen niemale 
in hölzernen Gefchirren, oder auf 
Hausböden aufbewahrt werden, f. 
Feuerlöſch-Ordnung für Wien $.5e 

— — f. Maf. 

Kohlen: Ausmaß. Da die Holz 
fohlen nad dem $. 5 der Kohlenmarft- 
Drdnung vom 11. April 1816 unter 
feiner Bedingung anders, ald nach dem 
Ausmaße in zimentirten Stübichen 

14 * 
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veräußert, und hiernach die Käufe ab- 
geichloffen werden müffen; fo wird, um 
allen Uebervortheilungen möglichft vor— 
zubeugen, noch die Art des Aus— 
maßes hiemit näher beftimmt. Wenn 
der Stübich bis zur Hälfte mit Kohlen 
gefüllt ift, müffen die wegen ungleicher 
Größe und Geftalt der Kohlen fi er- 
gebenden Höhlungen und BZwifchen- 
räume mit kleineren Kohlenkörpern ges 
nau ausgeglichen werden; dann find 
die Kohlen von den Wägen in den Stü— 
bich fo lange mit der Krücke zu fcharren, 
bis der Stübih aufgehäuft, das- ift, 
mit dem fogenannten Gupf verfehen 
ift. Diefer Gupf muß die Höhe einer 
ftehenden ftarfen Hand erreichen, und 
die Kohlen den Rand des Stübichs 
nicht deden. Die Beftimmung, ob das 
Ausmeſſen mit oder ohne Gupf zu ges 
ſchehen hat, bleibt immer dem wechfel« 
feitigen Einverftändniffe des Käufers 
und Berfäufers überlaffen, Haben fi 
aber die Parteien in Abficht der Art 
des Ausmaßes nicht einverftanden ; fo 
müffen die Kohlen jedesmal mit Gupf 
abgemeffen werden. (Vdg. der n. ö. Reg. 
vom 21. Juni 1827 3. 32561. Pr. 
G. ©. 9. Bd. Nr. 192.) 
Kohlendunft. Schon öfters hat ſich 
der traurige Fall ereignet, daß Men- 
chen durh den Dunft brennender 
Kohlen, welde fie mit fih in das 
verfchloffene Zimmer genommen haben, 
und nächft welchen fie gemeiniglich zur 
Nachtzeit eingefchlafen find, unter Lei- 
den, ohne Hilfe erhalten zu können, er» 
ftieft find. Es wird daher Jedermanı 
hiemit gewarnt, feine brennenden Ko b- 
[en in ein verfchloffenes Zimmer mit 
fih zu nehmen oder zuzulaffen, daß 
diefed von jemand Anderem gefchehe. 
Den einzigen erlaubten Ball ausge: 
nommen, daß ein Gewerbömann wegen 
feined Gewerbes, ein Kohlenfeuer in 
feinem Zimmer halten müßte, welches 
gegen dem geduldet werden kann, daß 
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derfelbe jedesmal auf die Pfanne mit 
brennenden Kohlen einen Topf mit 
Waſſer, aus welchem die auffteigenden 
Waſſerdämpfe die Schädlichkeit des 
Kohlendunftes vermindern, zu feßen 
gehalten fein ſolle. Diefed wird zur 
allgemeinen Wiffenfhaft und Darnach— 
achtung mit dem Beifabe bekannt ge— 
macht, daß der an der Nichtbefolgung 
einer oder der anderen diefer Anordnun— 
gen fchuldig befunden, nah Maßgabe der 
Beftimmungen des St. ©. unnachſicht⸗ 
lich beftraft werden wird. (Vdg. der n. 
ö. Reg. vom 10. März 1808 3. 2886. 
Krop. Gef. Franz. 24. Bd. ©. 312 
bis 313.) 

Kohlendunft, wie die vom Koh— 
lendunft Erſtickten gerettet werden fol- 
len, f. Scheintodte. 

Kohlenfeuer, Profefftoniften, die 
auf demjelben Mineralien fehmelzen, 
follen in freie Orte gefchafft werden. 
(Rggs. Vdg. v. 17. Dec. 1784. Krop, 
Gef. Joſ. 7. Bd. ©. 534.) 

— — oder offened Licht während 
der Marktzeit in den Markthütten zu 
unterhalten, ift verboten, f. Feuer— 
löſch-Ordnung. 

— — ſ. Gütrtler. 

Kohlenmarkt, ſ. Markt-Polizei⸗ 
Aufſichts-⸗Anſtalt der Stadt Wien 
88. 94—95. 

Kohlenmarkt-Ordnung, ſ. Koh: 
lenverkauf. 

Kohlenverkauf. Um jedem ord— 
nungswidrigen Verkaufe und Unterhan— 
del mit Holzkohlen Schranken zu ſetzen, 
und zu bewirken, daß die Gewerbs— 
leute und Fabriken dennoch Brennſtoff, 
ſo viel möglich von den erſten Erzeu— 
gern, erhalten, wurde in folgender 
h. Entſchließung nachſtehende Markt— 
ordnung für Wien erlaſſen: 

1. Iſt Jedermann vom flachen Lande 
zum Kohlenhandel nach Wien berech— 
tigt, jedoch mit der Beſchränkung, daß 
er ſeine Kohlenabladungen nur allein 
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auf dem hiezu eigens beſtimmten Markt⸗ 
platze verkaufe, und ſich vom unbefug— 
ten Haufirhandel enthalte, 

2. Der Marktplatz ift außerhalb des 
Kärnthnnerthores zwifchen dem linken 
Ufer des Wienfluffes und dem Getreide- 
marfte am dortigen Abzugsgraben, ges 
genüber vom jägerifchen Haufe. Zur 
Auffiht und Erhaltung der Ordnung 
find dajelbft in den gewöhnlichen Markt— 
ftunden eigene Beamte unter dem Na— 
men: magiftratifche Kohlenmeffer, auf: 
geftellt. 

3. Hat ein Laudhandler Kohlenfuh— 
ren auf Beftellung, fo muß er ſich über 
die Art der Beftellung und den Namen 
Desjenigen, der fie gemacht hat, bei den 
Marktbeamten glaubwürdig ausweifen, 
welche ihm dann, uach genauer Erhe- 
bung der Umftände vom Marftplaße 
wegzufahren geftatten, und das ge 
wöhnliche Zeichen erfolgen können, wel— 
ches der Händler, wie bisher, auf dem 
Rückwege bei den k. k. Linienämtern 
vorzeigen muß- 

4. Die Kohlen müffen auf dem 
Markte in guter Qualität und echtem 
Maße verkauft werden, und jener Hand- 
ler, welchem diesfalls ein Bergehen zur 
Laft fallen follte, wird nah Umftänden 
mit Conftscation der Waare, oder ala 
ein Betrüger nach den Geſetzen ange: 
fehen und beftraft werden. 

5. Um aber die Käufer gegen alle 
Uebervortheilungen möglichft zu verfi- 
hern, ift vero.dnet, daß die Kohlen 
unter feiner Bedingung nad dem Ge: 
jichte, fondern nur nach dem Ausmaße 
in zimentirten Stübichen veräußert, und 
hiernach die Käufe abgeſchloſſen wer: 
den dürfen, Den beeideten magiftrati- 
fhen Kohlmeffern ift die Abmaßgebühr, 
und zwar von dem Verkäufer für jeden 
Magen mit 3, von dem Käufer aber 
für jeden Stübich mit 1 fr., für der- 
malen aber, und nur bid auf weitere 
Verordnung mit 1'/, fr. zu entrichten. 
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6. Das Kohlenabtragen auf dem 
Markte ift von num an Jedermann frei 
geftattet, ohne hierzu eines befonderen - 
Erlaubnipfcheines zu bedürfen; jedoch 
ift Denjenigen, die ſich dieſem Erwerbe 
zu widmen gedenken, nachdrücklich uns 
terfagt, fih in den Handel ſelbſt zu 
mengen, auf die Preisbeftimmung Eins 
fluß zu nehmen, oder den Kohlenhänd- 
lern bei den Linien vorzumarten, und 
Kauffunden anzurathen. Wer ſich eines 
folden Unfuges [huldig machen follte, 
wird von dem Arbeiten auf dem Marfte 
ausgefhloffen, und nah Umftänden 
ftrenge bejtraft werden. 

7. Die Erlaubniß zum kleinweiſen 
Kohlenverfhleiß in befonderen Gewöls 
ben, und Einfeßen in der Stadt oder 
den Borftädten muß man bei dem Ma: 
giftrate ſchriftlich anſuchen, weldhe nad) 
Umftänden und mit Rüdfiht auf die 
Teuerficherheit der gewählten Kohlen: 
behältniffe ertheilt werden wird. Allein, 
da dem Publicum ftet3 die Gelegenheit 
unbenommen fein muß, fich feinen Koh— 
lenbedarf von dem erften Erzeuger oder 
urfprüngligen Händler anfhaffen zu 
fönnen, fo dürfen weder die erwähnten 
Kohlenverfhleißer im Kleinen, nod 
die übrigen zum Kohlenverfauf berech— 
tigten Gewerbsbeſitzer, zugleich mit 
dem Publicum auf dem öffentlichen 
Marktplatze kaufen oder ablöfen, ihnen 
wird 

8. die eilfte Vormittagsſtunde feft: 
gefeßt, zu welcherfie den Markt befuchen, 
und den Landhändlern ihre erübrigten 
Kohlen zum Wiederkaufe ablöfen kön— 
nen. Wer immer aus ihnen, es fei ein 
befugter Wiener Kohlenhändier, oder 
ein zum Verſchleiße berechtigter Ge— 
werbabefißer, fih vor der erlaubten 
Stunde auf dem Markte einfinden, oder 
den Landhändlern unterwegs etwas ab- 
gekauft zu haben überwiefen werden 
follte, würde nach Befund der Umftände 
mit Gonftscation der widerrechtlich er— 
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fauften Kohlen, oder auch mit dem 
Gewerböverlufte beftraft werden. (Koh: 
lenmarkt-Ordn. vom 11. April 1816. 
Barth. H. u. ©. Gef. 7. Bd. ©. 392 
bis 395.) 

Kohlenverfauf. Nahdem wahrges 
nommen wurde, daß, im Widerfpruche 
mit den beftehenden Borfchriften, häufig 
mit Holztohlen haufirt, dann das Ab» 
laden und Abmeffen derfelben auf den 
Straßen wahrgenommen werde, fo 
werden die erwähnten Vorſchriften mit 
Nahfolgendem in Erinnerung gebracht: 

1. Es ift Jedermann erlaubt, Holz: 
fohlen vom Lande zum Berfaufe nad 
Wien zu bringen, jedoch darf deren 
Verkauf nur auf dem dazu beftimmten 
Marktplage außerhalb dem Kärnthner— 
thore zwifhen dem Tinten Wienufer 
und dem Getreidemarkt gefchehen. 

2. Das Hauſiren mit Kohlen, fo 
wie das Abmeſſen derfelben auf der 
Gaſſe ift verboten. 

3. Die Kohlen dürfen nur in Sä- 
den verpadt in die Berwahrungsorte 
in ber innern Stadt und in den Bor: 
ſtädten verführt werden, weshalb die 
Kohlen auf dem Marktplatze abgemef- 
fen, und in Säde gefüllt werden müſ— 
fen; zu dieſem Zwecke werden die erfor: 
derlihen Stübihe und Sädfe von den 
dafelbft befindlichen ftädtifhen Markt: 
Commiſſär gegen Berichtigung der feft- 
geſetzten Gebühren, dargeliehen. 

4. Ausnahmsweife ift ed zwar er- 
laubt, beftellte Kohlenlieferungen in 
ganzen nicht eingeſackten Wagenladun- 
gen an die Beftellungsorte in den Bor: 
ftadten abzuführen, und im Innern der 
Haushöfe abzuladen, wenn der Haus: 
eigenthümer dagegen nichts einzumwen- 
den bat; jedoch muß in einem ſolchen 
Falle die Kaufpartei vorher die Anzeige 
bei dem Vorftande der betreffenden Ge— 
meinde machen. 

5. Jede Mebertretung diefer Vor— 
Ihriften wird an dem Käufer und Ber: 


214 


Rohlenwägen, 


kaͤufer mit Geldftrafen von 2 bis 10 fl. 
C. M. geahndet. 

6. Den Hilfsarbeitern (Kohlenab- 
trägern) am Markte ift ed zwar geftat- 
tet, fih zur Arbeit anzubieten, fie dür— 
fen fi jedoch weder den Marktparteien 
aufdringen, noch in den Handel felbft 
einmengen, bei vorfommenden foldhen 
oder anderen Unfügen werden diefelben 
vom Markte entfernt. (Rundm. des 
Dr. Magiftr. vom 17. Jänner 1850 
3. 965.) 

Kohlenwägen. Denfelben ift der 
Eintritt in die innere Stadt Wien un- 
terfagt, und die Hereinbringung der 
angekauften, und bereit abgemeffenen 
Kohlen zum Hinterlegen in den Ber: 
wahrungsörtern ift nur in Säden er- 
laubt. Die Beftimmung, wer die Säde 
zur Hereinbringung der Kohlen anzu— 
fhaffen habe, gegen welches Entgelt fie 
auszuführen find, oder in welcher Art 
die geladenen Kohlenfäde in die innere 
Stadt gefhafft werden follen, bleibt 
übrigend dem wechfelfeitigen Einver- 
ftändniffe der Parteien überlaffen. (Hof- 
FanzleisDeer. vom 10. Nov. 1821, n. 
d. Rggs. Decr. vom 18. Nov. 1821. 
Barth. Ergänz. Bd. ©. 164.) 

— — Die feit dem Jahre 1821 
für die innere Stadt beftehende Verfü- 
gung wird auch auf die Borftädte Wiens 
ausgedehnt, fomit angeordnet, daß 
vom 1. Nov. 1838 an, auch in den 
Borftädten die Holzkohlen nicht auf 
offenen Kohlkrängwägen, fondern blos 
in Säden, wohl verpadt zum Berfaufe 
hereingeführt werden dürfen, fo wie, 
daß weder Käufer, noch Verkäufer 
Holzkohlen auf offener Straße auszu— 
leeren berechtiget, fondern verpflichtet 
find, felbe in Säden verpadt in die 
zu ihrer Hinterlegung beftimmten Ber: 
wahrungsorte zu Schaffen. (Bdg. der n. 
6. Reg. v. 23. Aug. 1838 3. 46232. 
Prov. G. ©. 20. Bd. Nr. 208.) 

— — Bei Erlaß des Verbotes, be- 
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treffend das Abladen der Kohlenwä— 
gen in der innern Stadt, ift die Re- 
gierung im Sabre 1821 von dem 
Grundfage ausgegangen, daß durd 
diefe polizeiliche Mafregel die Kohlen- 
erzeuger felbft, die aus den Waldun- 
gen mit ihren Erzeugniffen auf den 
Kohlenmarkt kommen, fo wenig als 
möglih, dagegen aber Diejenigen in 
Anfpruh genommen werden follen, 
welche die Kohlen entweder zum eige- 
nen Gebrauche, oder zu weitern Er— 
zeugniffen benügen. Hieraus folgt, daß 
fhon dortmal nur das Abladen der 
Kohlenwägen in den Gäffen, und die 
beftandene Gewohnheit abgeftellt wer« 
den wollte, die Kohlen, durch das Aus- 
ziehen einiger Ruthen der Wagenkränze 
in die Stübiche zum Meffen auf offe- 
ner Straße im Innern der Stadt zu 
leeren. Um nun diefes zu vermeiden, 
ward befohlen, daß fein Kohlenwagen 
in feiner Geftalt das Innere der Stadt 
befahren dürfe, fondern daß fich jeder 
auf dem in der Kohlenmarkt » Ordnung 
beftimmten Plage aufftellen müffe. 
Diefe zur Reinlihkeit, Bequemlich- 
feit des Publicums, und aus Geſund— 
heitsrückſicht für ſelbes im Jahre 1821 
eingeführte Maßregel wollte daher das 
Herumfahren der Kohlenwägen in den 
Straßen, und den Kauf und Verkauf 
derſelben auf der Straße, der ohne 
eine vorläufige Entleerung der Kohl— 


wägen, und ohne vorläufiges Abmeſſen 


nicht Statt finden kann, vermieden, 
und auf den hiezu beftimmten Markt» 
plaß hingewiefen wiffen. 

Die Kohlenbauern find daher im 
Jahre 1821 au nicht verhalten wor» 
den, ihre Waaren gleich in Säden zu 
bringen, weil die Regierung die An« 
fände und Schwierigkeiten einer fol: 
hen Verfügung für den Erzeuger felbft 
eingefehen hat. Allein die Regierung 
glaubte fordern zu können, daß Derje- 
nige, welder Kohlen in größern oder 
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kleinern Partien kauft, fi jenen An— 
ordnungen zu unterziehen habe, welche 
aus Hffentlihen Polizeirückſichten, und 
mit Hinfiht auf den größern Theil des 
Publicums zu erlaffen für nothwendig 
erfannt wurden. Das allgemeine In— 
tereffe bleibt immer das vorherrſchende, 
welchem das Intereffe oder die Bequem— 
lichkeit Einzelner nachſtehen muß. Seit 
17 Jahren befteht diefe Maßregel klag— 
los in der innern Stadt, und es ift 
nicht abzufehen, warum felbe nicht auch 
in den Borftädten durchgeführt umd 
warum Das bedeutend zahlreiche Pu— 
blicum diefer ausgedehnten Theile der 
Refidenz, nicht auch mit eben jener 
Rückſicht behandelt werden foll, welche 
man für dad Publicum der innern 
Stadt gehabt hat. Wenn man die Be: 
ftimmung binfichtli des Verbotes des 
Abladend der Kohlenwägen in den 
Straßen der Borftädte nah jenen 
Grundfägen zur Ausführung bringt, 
welche der ganz analogen für die innere 
Stadt feit dem Jahre 1821 beftehen- 
den Maßregel zur Grundlage gedient 
haben, fo dürfte kaum bezweifelt wer- 
den können, daß es nicht gemeint fei, 
die Kohlenbauern zu verhalten die Koh- 
fen fhon in Säden verpadt inner die 
Linien hereinzubringen, fondern es iſt 
diefen Kohlenbauern nur verboten mit 
ihren Kohlenwägen in den Straßen der 
Borftädte zu dem Ende herumzufahren, 
um ihre Waaren auf offener Straße zu 
verfaufen, fomit felbe daſelbſt gan; 
oder theilweife auszuleeren und in Stü- 
bichen zu meffen. Diefe für die Vor- 
ftadte angeordnete polizeiliche Verfü— 
gung ändert daher gar nichts an dem 
bisherigen Verfahren, daß in der 
Negel die Kohlen bis auf den 
biefigen Kohlenmarkt auf den 
üblihenKohlenwägengebradt, 
dafelbft, wenn die Käufer oder 
Berfäufer es verlangen, abge- 
meffen, fodann aber erft in 
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Säde gepadt, und auf diefe 
Art von Denjenigen, die fie ge 
fauft haben, in die Vorftädte 
verführt werden follen. 

Bon der Berpflihtung, die Kohlen 
auf den biefigen Kohlenmarkt zu füh- 
ren, findet nach der ganz richtigen Be— 
gründung des Magiftrats und der k.k. 
PolizeisDber-Direction nur dann eine 
Ausnahme Statt, wenn die Kohlen- 
lieferung in ganzen Wägen oder großen 
Ladungen ſchon vorher beftellt wurde, 
‚die Kohlen daher nicht zum theilweifen 
Verkauf in den Vorſtädten herumges 
führt, fondern von der Linie directe 
an den Ablieferungsort befördert wer— 
den. Aber auch in diefem Falle, welcher 
ohnehin nicht ſehr häufig fi ereignen 
kann, weil nur ausgedehntere Gewerbes 
oder Fabrifs » Unternehmungen derlei 
größere Kohlenbeftellungen zu machen 
pflegen, darf weder das Ausleeren, 
nod das Abmeffen der Kohlen auf of« 
fener Straße Statt finden, fondern in 
einem folden Falle kann, vorausge- 
jet, daß der Hauseigenthümer dage- 
gen nichts einzuwenden hat, das Ablees 
ren der Kohlen im Innern des Haus— 
hofes geftattet werden, doch muß die 
betreffende Partei hievon vorläufig die 
Meldung an das betreffende Grund» 
gericht machen, welches darauf zu fer 
ben, und dafür zu haften hat, daß das 
Herausftürzen der Kohlen aus den Wä- 
gen auf offener Straße unterbleibe, fo 
wie daß die im Hof des Hauſes aus— 
geleerten Kohlen in die dafür beftimm- 
ten Zagerftätten fo ſchleunig als mög- 
lich gebracht und eingefchüttet werden. 
(Bdg. der n. ö. Reg. v. 11. Jän, 1839 
3. 412. @irc. der Pol. Ob. Dir. vom 
10. Febr. 1839 3. 1597/201.) 

Kohlenwägen. Einer beim hiefi- 
gen Magiftrate vorgelommenen Be- 
ſchwerde zu Folge, foll der Unfug des 
Haufirfahrens mit Kohlen, wodurd der 
Pächter des ftädtifhen Kohlenmaßge- 
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falles beeinträchtigt, und die Kaufpar- 
teien durch ſchlechtes Maß verkürzt, fo 
wie auch in Folge des Ableerens der 
Kohlen aus offenen Kohlenwägen Be- 
läftigungen der Baffanten herbeigeführt 
werden, in hohem Grade überhand 
nehmen. Um einem diesfalld von dem 
hiefigen Magiftrate wegen Abftellung 
diefed Unfuges anher gelangten Anfu- 
hen zu entfprechen, werden die Be— 
zirks-Directionen mit Beziehung auf die 
magiftr. Kundmahung vom 18. Sept. 
1838 angewiefen, auf derlei Kohlen- 
haufirer und auf das Ableeren der Kohlen 
auf offener Straße ohne Säde zu invi« 
giliren, die Contravenienten im Betre- 
tungsfalle ſammt ihren Fuhrwerken 
zum biefigen Magiftrate zu ftellen, fo 
wie auch den Pächtern des ftädtifchen 
Gefälles über ihr Anfuchen die erfors 
derlihe Affifteng zu leiften. (Circ. der 
k. £. Bol. Db. Dir. vom 4. Nov. 1847 
3. 19613/3606.) 

Kokelskörner, f. Fifchlörner. 

Kollinsty’fche Schwabenpulver. 
Nah dem vom hiefigen Magiftrate mit 
Zuſchrift vom 12. v. M. 3. 2455 an 
her mitgetheilten Befunde der hiefigen 
medic. Facultät, enthält das Kollind- 
ky'ſche Schwabenpulver-Arfenik, und ift 
daher der Berfauf desfelben als eines 
der menſchlichen Gefundheit gefährli- 
hen Artikels nicht zu geftatten. Diefes 
Vertilgungspulver ift weißgrünlich, ge 
ruchlos, gröblich und in Viertelfeitlfläfch- 
hen enthalten und letztere mit einem 
gedrudten mit „Kollinsty“ fignirten 
angeflebten Gebrauchszettel verfehen 
und in verfchiedenen Verſchleiß⸗Locali— 
täten bisher verkauft worden. 

Auch das Fernolent'ſche Schwaben- 
pulver, welches derfelbe aus dem Kols 
linsty’fhen und anderen Ingredienzen 
zufammenfeßte, und welches in Fläſch— 
hen mit der Auffchrift „Gegen die Kü- 
henfchwaben“ verwahrt ift, übrigens 
aus einem gerucdhlofen, gröblichen, 


Kölner Waffer. 


ſchwarzgrauen Pulver beſteht, ift aus 
eben demfelben Grunde zum Verkaufe 
nicht geeignet. (Eirc. dert. ?. Bol. Ob. 
Dir. v. 8, März 1844. 3 3281/5683.) 
Der Handel und Gebrauch diefes arjes 
nithältigen Pulverd wurde verboten, 
und die Uebertreter als ftrafbar er- 
klärt. (Kundm. der ob der ennf. Reg. 
vom 1. Aug. 1844.) 

Kölner Waffer. Die medic. Facul⸗ 
tät zu Prag bat bei Gelegenheit einer 
Borftellung gegen den fo fehr überhand 
nehmenden unbefugten Verkauf inner: 
licher und äußerlicher Arzneimittel auch 
den Unfug zur Sprache gebracht, wel« 
her bei dem allgemeinen Berfaufe des 
Kölnerwaffers durch Beigebung markt— 
ſchreieriſcher Gebrauchözettel, in wels 
hen diefes Waffer ald eine Univerfal- 
Arznei angepriefen erfcheint, getrieben 
wird. Hierüber wurde beftimmt: daß, 
weil das Kölnerwaffer als eine aromas 
tifche flüchtige Effenz, als ein vorzüg— 
licher Artikel für den Putztiſch, unter 
die Barfumerie-Waaren gehört, deffen 
Berkauf in diefer Eigenfchaft allerdings 
noch ferner unbedingt zu geftatten fei; 
dagegen dürfen denfelben feine medic. 
Kräfte und Wirkungen beigelegt, viel 
weniger noch darf es durch marktfchreie- 
rifhe Gebrauchszettel ald eine Univer: 
fal-Arznei angerühmt werden. (Hftzl. 
Dec. vom 2. Aug. 1817 an ſämmtl. 
Länderft. Krop. Gef. Franz. 39. Bd. 
©. 1.) 

Kölner Wafler, ſ. Effenzen. 

Kolonifirungen, ſ. Eolonifirun: 
gen. 

Komödianten, Päſſe für felbe nach 
Sachſen, Preußen und Baiern dürfen 
nicht ausgefertigt werden, ſ. Muſi—⸗ 
kanten. 

Komödianten-Truppen, herum⸗ 
ziehende, beſonders auf dem Lande, 
ſollen nicht mehr geduldet werden, auch 
hier nicht ſo viel Komödienhütten und 
andere Arten von Spectakeln in den 
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Marktzeiten, außer derfelben gar kei— 
nes geduldet werden. (N. 5. Rggs. D. 
vom 10. Febr. 1795.) 

Komödianten = Truppen. Wenn 
Komödianten-Truppen, Seiltänzer, Bä- 
rentreiber und andere Gaufler in der 
nähften Umgebung Wiens erfcheinen, 
und in den nahe gelegenen Dörfern ihr 
Unweſen treiben, hat die Polizei-Dber- . 
Direction zur Abftellung derfelben fi 
mit dem Kreisamte in das erforderliche 
Einverftändnig zu feßen. (Polizeihofft. 
Deecr. vom 27. Juli 1825. P. D. D. 
3. 4291.) 

— — deren Befteuerung, f. Er- 
werbftener. 

— — f. Schau - Produrtionen. 

Komödien, ſ. Theater. 

Körner-Marft, ſ. Marftpolizei- 
Auffichtsanftalt der Stadt Wien. 
8. 60. 

Körper, ſchwere, ober den Dachge— 
fimfen aufzuftellen, ift in der Regel 
nicht geflattet, f. Bauordnung für 
Wien. $. 19. 

Körperlihe Berlegungen. Die 
Bezt3.-Directionen werden angemwiefen, 
bei Klagen oder Anzeigen über körper: 
lihe Verlegungen künftighin, es möge 
bereit3 ein anderweitiges Parere vor: 
liegen oder nicht, den angeblich Berlep- 
ten dur das ihnen zugemwiefene ärzt- 
liche Berfonale (Stadtarmen- oder Po— 
lizei-Bezirkdarzt oder Wundarzt) unter: 
ſuchen zu laffen, wobei diefelben nicht 
nur im Allgemeinen auf ihre diesfälli- 
gen Inftructionen, fondern bei Fällen 
von ſchwankender Befhaffenheit, oder 
fonftiger Bedenklichkeit auf die diesfäl- 
ligen Berhältniffe aufmerffam zu ma— 
hen find. Sohin haben die Bezirks: 
Directionen rüdfihtlih der Angaben 
der Parteien in Beziehung auf Arbeits- 
unfähigkeit und die Nothwendigkeit 
einer eigentlichen ärztlichen Behandlung 
Statt gehabter Bettlägerigkeit u. dgl. die 
nöthige eindringlidhere Prüfung und 


Körperliche Züchtigung. 


Erhebung eintreten zu laffen, da derlei 
Angaben bekanntlich nur zu häufig im 
hohen Grade übertrieben zu fein pfle— 
gen; und erft dann, wenn der Thatbes 
ftand der Mebertretung nach dem Straf: 
geſetze vollkommen ficher geftellt er- 
fheint, ift die Anzeige an das betref- 
fende Gericht zu machen. (Eircular der 
k. k. Bol. D. Direct. v. 8. Det. 1844 
3. 13811/2405.) 

Körperliche Züchtigung. Ueber 
die von einem Bezirke - Gommiffariate 
geftellte Anfrage, ob in dem Falle ala 
Bäter oder Bormünder bei der Unzu— 
länglichfeit der häuslichen Zuchtgewalt 
gegendievon unmündigenKindern 
oderMündelnbegangenenGefepüber- 
tretungen um Ahndung der Uebertreter 
durch körperliche Züchtigung das Anfu- 
hen ftellen, diefem Begehren zu willfah— 
ren fei, wird Nachftehendes angeordnet: 
Da in einem Falle, in welchem ein Bas 
ter oder Bormund, Lehrherr oder Schul- 
lehrer die körperliche Züchtigung eines 
Kindes oder Mündeld, Lehrjungen oder 
Schülers nachſucht, diefe Strafart nur 
ald Surrogat der häuslichen Zuchtges 
walt betrachtet werden kann, mit Bezug 
auf welche, in jo fern fie nicht in Miß— 
handlung ausartet, feine gefeßliche Be- 
fhränfung obwaltet, unterliegt es kei— 
nem Anftande, diefelbe dann anzuwen— 
den, wenn dur die Erhebungen die 
Zweckmäßigkeit derfelbenfihherausftellt, 
und durch ein ärztliches Parere darge: 
than wird, daß bei der Anwendung 
diefer Strafe der Gezüchtigte weder an 
Körper, noch an der Gefundheit Scha- 
den zu nehmen Gefahr läuft. (D. der 
Stadbthptm. am 24. Dechr. 1851 3. 
26247/2166.) 

— — Mit a. h. Entſchl. v. 4. Mai 
1852 wurde geftattet, daß die För- 
perlihe Zühtigung als Disci- 
plinarftrafein den Strafhäu— 
fern und Gefangen: Anftalten 
der Gerichte wider Sträflinge und 
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Unterfuchungs - Gefangene, dort, wo 
eine Nothwendigkeit hierzu vorhan— 
den ift, unter nachſtehenden Einſchrän— 
tungen und Borfihtsmaßregeln mit 
Aufhebung der in Folge kaiſerl. Ent- 
ſchließung vom 22. Mai 1848 in Be- 
zug auf die daſelbſt im Abfage III ent« 
haltene Beftimmung wieder eingeführt 
werde. Diefe Disciplinarftrafe hat nur 
in folgenden Fällen in Anwendung zu 
fommen: 

a) bei grober wörtlicher oder thät- 
liher Beleidigung der Beamten, wie 
auch der Wache und des fonftigen Auf: 
ſichts-Perſonales; 

b) bei boshafter Beſchädigung oder 
Zerftörung von Arreft-Einrihtungsftü- 
en und Effecten oder von Nahrungs- 
mitteln, ausgenommen in Fallen des 
vorhandenen Thatbeftandes von Ber: 
bredhen ; 

c) bei Zufammenrottungen und bei 
thatliher Widerftandleiftung gegen die 
Borgefegten, die Wache oder das Auf- 
ſichts-Perſonale; 

d) in anderen Webertretungsfällen 
nad fruchtlofer Anwendung der gelins 
deren Strafmittel, und endlich 

e) wenn mit Rüdfiht auf die Ge- 
müthsart und Bildıngsftufe des zu be» 
ftrafenden Individuums, jedoch nur bei 
erheblicheren Disciplinar-Bergehen, die 
Anwendung jeder anderen Strafe im 
Borhinein als unwirkſam anerkannt 
werden follte. Mit Stodftreihen dür- 
fen nur erwachſene Männer, mit Ru— 
thenftreihen aber Sünglinge, die das 
18. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
haben, und Weibsperfonen, jedesmal 
gegen vorläufige Befichtigung und Be— 
urtheilung durch einen Heil: oder Wund- 
arzt gezüichtiget werden. Die Zahl der 
Streiche foll ſich nie über 20 erftreden. 
Zur Berhängung diefer Strafe, welcher 
die Aufnahme eines kurzen Eonftitutes 
über den Straffall vorangehen muß, ift 
in den Strafhäufern der Borftand, 


Korrefpondenz. 


wenn fie nit 10 Steiche überfchreitet, 
gegen nachträgliche Anzeige an die vor 
gefeßte politifhe Behörde, außerdem 
aber gegen vorläufig einzuholende Ber 
willigung der vorgefeßten Behörde er- 
mädhtiget. Gegen Unterſuchungs-Ge— 
fangene und Sträflinge in den Gefan- 
gen = Anftalten der Gerichte darf diefe 
Strafe nur in Folge Beichluffes des 
Berichtes verhängt, und ed muß der 
Vollzug in dem Disciplinar-Strafpro- 
tocolle angemerkt werden. (Erl. des 
Juſt. Minift. v. 6. Mai 1852. R. ©. 
B. Nr. 102.) 

Korrefpondenz,f.ECorrefponden;. 

Koften - Erfah bei ftrafrehtlichen 
und polizeilichen Unterfuchungen, f. 
Baiern. 

— — für die Polizeiauffiht auf 
Eifenbahnen, f. Eifenbahn. (Hftzl. 
D. v. 30. Juni 1838 $. 10 und Ei— 
fenbahn-Betriebs-Ordnung $. 89.) 

Koftgeber dürfen an Sonn- und 
Feiertagen Jedermann mit ihnen zuſte— 
benden Artikeln verfehen, ohne jedoch 
ein wie immer gearteted Spiel zu ge- 
ftatten. S. Sonn: und Feiertage: 
heiligung. 

Koftkinder. Die hohe k. k. n. ö. 
Zandesregierung hat durch Erlaß v. 8. 
dv. M. 3. 17476 dem Dr. Mauthner 
und Gonforten die Genehmigung und 
Gründung eines Bereines zur Beauf: 
fihtigung der Koftlinder mit der Be- 
merfung ertheilt, daß diefe Genehmi- 
gung Tediglih die Bedeutung einer 
Gonceffion oder Zulaffung habe, und 
keineswegs die Erklärung in fich fchließe, 
daß die Staatsverwaltung die Errich- 
tung des Unternehmend und die zur 
Erreihung des beabfihtigten Zwedes 
gewählten Mittel entfprechend finde, 
oder daß das Unternehmen die davon 
erwarteten Bortheile gewähren werde, 
wovon ſich die Theilnehmer felbft die 
erforderliche Ueberzeugung zu verfchaf: 
fen haben. Hievon werden die Bezirks— 
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Directionen zur Wiffenfhaft mit dem 
Bemerken verftändiget, daß diefer Ver— 
ein auch zur Uebernahme von unentgelt- 
lihen Vormundfchaften ſich bereit er— 
klärt hat, und daher von diefer Eoncef- 
fion auch das Wiener Civilgericht un« 
ter Einem Seitens der hohen Randes- 
ftelle verftändigt worden ift. (Circ. der 
t. k. Bol. D. Dir. v. 26. April 1847 
3. 6935.) 

Kothfänge auf oder nahe an den 
Straßen zu errichten, ift verboten. (V. 
v. 6. Sept. 1762. Krop. Gef. Maria 
Theref. 4. Bd. ©. 121.) 

— —, f. Hausladen. 

Krakau. Die Stadt Krakau und 
ihr Gebiet murde mit dem öfterreichi- 
fhen Kaiferftaate wieder vereinigt. (A. 
b. Pat. v. 11. Nov. 1846. Krop. ©. 
©. 72. Bd. Nr. 133.) 

— — , paßpolizeilihe Behandlung 
jener Reifenden, welche die öfterreichifch- 
preußifche Eifenbahn benügen, ſ. Päſſe. 
(Bdg. v. 15. Juli 1852.) 

Krämer, den fremden ift nur geftat- 
tet, die Hauptmärkte zu befuchen. (9. 
Entſchl. v. 11. Oct. 1782. Rggs. Int. 
21. Pet. 1782. Barth. H. u. ©. Gef. 
2. Bd. ©. 278.) ©. Jahrmärfte. 

Kranke. Berbindlichkeit der Ge— 
meinden zur Berpflegung der Kranken, 
f. Armen: Berforgung. 

— — , Beförderung derfelben auf 
Eifenbahnen, ſ. Eifenbahn - Be- 
trieb8-Ordnung $. 9. 

Kranke Arreftanten, ſ. Ingui- 
fitenfpital. 

— — Grundfäße hinſichtlich der 
Entlafung der unbeilbaren armen 
Kranken aus dem Wiener allgemeinen 
Krankenhaufe, f. Krankenhaus, (2. 
v. 30. April 1845.) 

— — Militär: Beurlaubte find bei 
Zeiten in ein Militärfpital abzugeben, 
f. Militär-Benrlaubte. 

— — deren Stellung zum Militär, 
f. Militär-Recrutirung. 


Aranke Arreflanten. 


Kranke Arreftanten arme, in der 
Stadt, deren Behandlung betreffend, 
ſ. Stadtarmen-Aerzte. 

— — zahlungsunfähige, aus Un- 
garn find in den Krankenanftalten un« 
entgeltlich zu behandeln, f. Ungarn, 

Krankfen-Anftalt. Einem geprüfs 
ten Wundarzte und Geburtshelfer in 
Wien wurde die Bewilligung zur Er— 
richtung einer Privat-Verpflegs— 
Anſtalt für Kranke unter folgen: 
den Bedingungen ertheilt: 

1. Daß er einen zur bierortigen 
Prarid berechtigten und accreditirten 
Arzt, welcher in der Nähe der Anftalt 
wohnt, nambaft made, der bereit fein 
wird, in allen dringenden Fällen den 
in feiner Anftalt untergebrachten Kran 
fen Beiftand zu leiften; 

2. daß er einen Preid-Tarif zu bes 
ftimmen habe, um welchen die Kranken 
in feiner Anftalt verpflegt werden. 

3. Daß eine firenge Abfonderung der 
Kranken nad dem Geſchlechte beobachtet 
werde; 

4. daß die ſchwer Erkrankten zeitlich 
zur Erfüllung der Pflichten ihrer Reli- 
gion verhalten werden; 

5. daß über die Berftorbenen die 
erdnungsmäßig auggeftellten Todten- 
zeitel zeitlich den Todtenbefchreiberamte 
überliefert, und vor der Todtenbefhau 
feine Leichen-Section oder Beerdigung 
Pla greife; 

6. daß zur Beifeßung der Berftor: 
benen ein ordentliches heizbares Locale 
als Leichenkammer ausgemittelt, jo wie 
alle vorfommenden ſchweren Verletzun— 
gen oder zur gerichtlichen Leichenbeſchau 
fih eignenden Fälle der betreffenden 
Polizeis Behörde ungefäumt angezeigt 
werden. Eben fo ift ; 

7. wegen Abhandlung der Berlafs 
fenfchaften der Berftorbenen die betref— 
fende Perſonal-Inſtanz ungefäumt in 
die Kenntniß zu feßen; endlich 

8. find die erforderlichen Arzneien 
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aus den öffentlihen Apotheken gegen 
vorfchriftsmäßige Ordination der Aerzte 
zu beziehen, und es ift jährlich mit Ab» 
lauf des Monats December ein ordent- 
licher Zahlen⸗Rapport über die behan- 
delten Kranken mit Nachweiſung der 
Krankheitsform der entlaffenen Gene- 
fenen und Geftorbenen nebft den Ber: 
bliebenen der Regierung zu überreichen. 
Damit diefe Borfhrift genau befolgt 
und fih auch Feine Abweichungen von 
den allgemein beftehenden Sanitäts— 
und Polizei-Vorſchriften erlaubt wer: 
den, wird die kak. Polizei-Ober-Direc⸗ 
tion zur Aufſicht über dieſe Anftalt an- 
gewiefen, dem Wiener Magiftrate aber 
aufgetragen, die beiden Stadt-Phyſiker 
anzumweifen, in derfelben fo wie bei den 
Privat » Irren- und Berpflegsanftalten 
vierteljährig Nachficht zu pflegen, und 
darüber der Regierung Bericht zu er: 
ftatten. (Bdg. der n. 6. R. v. 25. Mai 
1838 3. 28017. An. ©. V. 3. 1838. 
Nr. 35.) 

Kranfen-Anftalt der barmberzigen 
Brüder, f. barmherzige Brüder. 

— — der barmberzigen Schweitern, 
f. barmherzige Schweftern, Kran- 
kenhaus. 

— — jüdifhe, ſ. Judenſpital. 

— — am Lande, f. Landipitäler. 

Krankengefhichte, ſ. Irrfinnige. 

Krankenhaus, allgemeines in Wien, 
wurde den 20. Juni 1784 errichtet. 
(Krop. Gef. Jof. 6. Bd. ©. 485.) 

— — Das Krankenhaus in Brünn 
wurde am 17. Dec. 1785, Krop. Gef. 
Joſ. 8. Bd. ©. 318; in Prag den 
11. Nov. 1790 (Krop. Gef. Leopold. 
2. Bd. ©. 179); in Graz den 13. 
Sanner 1796 (Krop. Gef. Franz. 7. 
Bd. ©. 28); in Linz den 11. Jänner 
1791 errichtet. 

— — Den Strohverkauf im 
allgem. Krantenhaufe in Wien 
betreffend. Ueber die Anzeige, daß 
im allgemeinen Krankenhauſe an ver: 


Krankenhaus. 


ſchiedene Parteien Stroh aus den Kran: 
fenbetten verkauft werde, und da hie- 
duch unter der armen Claſſe der Men- 
hen leicht Krankheiten verbreitet, oder 
das Vieh angeſteckt werden könnte; fo 
wurde den Beamten des allgemeinen 
Krankenhauſes wiederholt aufgetragen, 
wenigftend das Stroh derjenigen Kran- 
fen, welche geftorben find, fo wie auch 
derjenigen Reconvalescenten, weldye mit 
einer anftedenden Krankheit behaftet 
waren, jedesmal alfogleich zu vertilgen. 
(R. D. v. 2. Dec. 1797. Ferro’ ©. V. 
1. Thl. ©. 278.) 

Krankenhaus. Die Regg. hat ver- 
ordnet, daß vor dem Krankenhaufe, wo 
gegen die Gaffe zu überall Kranke lies 
gen, zur Sommerszeit ergiebig 
und fleißig aufgeipribt werde. 
Dem Director des allgemeinen Kran— 
kenhauſes wurde demnach aufgetragen, 
hierauf eine befondere Aufmerkfamteit 
zu haben, und durch das unterftehende 
Perfonale auf den genauen Bollzug 
diefes Befehls nicht allein ftrenge zu 
wachen, fondern auch nach Befund jede 
Nachläſſigkeit an den Schuldtragenden 
gehörig zu ahnden. (R. D. v. 20. Juli 
1807 3. 25138. Guld. ©. V. 3. Bd. 
©. 31.) 

— — in Prag. Hinfihtlid 
der Entrihtung der Verpflegs— 
beträge derim Pragerallgemei- 
nen Kranten- und Curhauſe, 
welches letztere als eine Abtheilung des 
allgemeinen Krankenhauſes anzufehen 
ift, dann derim Irren- und Ge— 
bärhaufe aufgenommenen Ber- 
fonen wurde folgende Norm er- 
laffen: 

1. Der tägliche Berpflegs-Betrag in 
den erwähnten Prager Wohlthätigkeits- 
anftalten macht 

a) für die Verpflegung in der erften 
Glaffe 1 fl. 

b) in der zweiten Elaffe 36 Er., und 

e) in der dritten Claſſe für Prager 
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Einwohner 12 fr., für Auswärtige aber 
20 fr. C. M., welcher Berpflegsbetrag 
auf gleiche Weiſe für alle oben ange: 
führten Anftalten zu bezahlen fömmt. *) 

2. Jene Weibsperfonen, welche ge- 
gen Bezahlung nach der dritten Claſſe 
im Gebärhaufe verpflegt werden, und 
weder ihren Namen, noch ihren Ge- 
burts⸗ oder vorigen Aufenthaltsort nach 
den Statuten des Gebärhaufes anzu- 
geben ſchuldig find, können nur für 
Auswärtige angefehen werden, und ha- 
ben folglich die für diefe beftimmte Ver: 
pflegsgebühr zu entrichten. 

3. Info fern Innungen oder Ge 
meinden für ihre kranken Mit- 
glieder, Gefellen, Jungen ı. 
dgl. Baufhalbeträge in das allgemeine 
Krankenhaus zu entrichten pflegen, find 
diefe Beträge jederzeit nach den über 
die hierwegen eingeleiteten befonderen 
Verhandlungen erfolgten Beftimmuns« 
gen an das allgemeine Krankenhaus 
abzuführen. 

4. Jene Innungen, welche keine Pau— 
fchalbeträge an das allgemeine Kran: 
kenhaus entrichten, find verpflichtet, für 
ihre kranken Gejellen, Jungen, Arbeis 
terinnen u. ſ. w., die in das allgemeine 
Krankenhaus zur Heilung gebracht wer⸗ 
den, die Verpflegsgebühr nach der für 
die Prager Einwohner feftgefekten drit- 
ten Claſſe zu bezahlen. Solche zu einer 
Innung gehörige Individuen haben da- 
her, wenn fie erkranken, und in das all- 


*) Laut Erl. ded Minift. des In. v. 11. 
Febr. 1850 3. 25467, Statthalterei»Ber- 
ordnung dv. 22. Febr. 1850 find die Ber- 
pflegs » Gebühren im Prager allgemeinen 
Krantenhaufe für die 1. Elaffe auf 1 fl. 
5 fr. und für die 2. Glaffe auf 45 fr. 
pr. Tag erhöht und laut Minifterial » Er 
laffe v. 13, Mai 1852 3. 9903, Stattb. 
Kundmachung v. 21. Mai 1852 3. 11308 
für die 3. Claſſe für Einbeimifhe mit 
18 fr. und für Fremde mit 30 fr. für den 
Tag beftimmt worden. ©. Krankenhaus: 
Berpflegsgebühren. 
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gemeine Krankenhaus gebracht werden, 
fhriftlihe Anweifungen ihrer Innungs- 
vorfteher mitzubringen, in welchen die 
Bezahlung nach der dritten Claffe für 
diefelben von Seite der Innung ver: 
fihert werden muß. Derjenige In— 
nungsvorfteher, welcher die Ausftellung 
diefer Anweifung für ſolche zur Innung 
gehörige Perfonen verweigern follte, 
wird nicht nur zum Erlage der Ber- 
pflegsgebühr felbft verhalten, ſondern 
noch insbefondere mit einer Geldftrafe 
von 2 fl. EM. für jede Verweigerung 
belegt werden. Die Berpflichtung der 
Innungen, für ihre in das allgemeine 
Krankenhaus zur Heilung gebrachten 
Gefellen, Jungen, Arbeiter und Arbei- 
terinnen die Verpflegsbeträge zu ent— 
richten, hat Statt, die Innungen mö- 
gen in eine andere, in Prag beftehende 
Krankenanftalt, wohin fie gewöhnlich 
ihre Kranken zu bringen pflegen, Pau— 
fehalbeträge Teiften oder nit, und es 
mögen die zur Innung gehörigen, und 
in das allgemeine Krankenhaus gebrach- 
ten Individuen in oder außer den Häu- 
fern ihrer Wrbeitögeber wohnen; ja 
dieſe Verpflichtung erſtreckt fih auch 
auf jene Geſellen, welche von der 
Fremde zureiſen, und noch keine Arbeit 
gefunden haben, ſie mögen in dem Ge— 
ſellenbuche eingetragen ſein oder nicht, 
indem dieſe Geſellenwanderungen nur 
den Innungen zum Vortheile gereichen, 
und es alſo billig iſt, daß ſie zu den, 
durch die zufällige Erkrankung eines 
ſolchen zu ihrer Innung gehörigen 
Wanderers dem Krankenhauſe zumadh- 
ſenden Ausgaben wenigſtens den geſetz⸗ 
lichen Beitrag leiſten. 

5. Jene einzelnen Künſtler, 
Fabrikanten oder Profeſſioni— 
ſten, welche zu keiner Innung 
gehören, ſind verbunden, für ihre 
kranken Geſellen, Jungen, Arbeiter und 
Arbeiterinnen, welche zur Heilung in 
das allgemeine Krankenhaus gebracht 
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werden, ebenfalls die Verpflegsgebühr 
nach der für die Prager Einwohner be— 
ſtimmten dritten Claſſe zu bezahlen. 
Dieſe in das Krankenhaus kommenden 
Kranken, ſie mögen in oder außer dem 
Hauſe des Arbeitsgebers wohnen, ha— 
ben daher die Anweiſung ihrer Arbeits⸗ 
geber mitzubringen, worin von diefen 
die Bezahlung der Verpflegsgebühr für 
die Kranken verfihert werden muß. Die 
Verweigerung der Ausftellung einer fol: 
hen Anweifung von dem Arbeitögeber 
zieht diefelben Folgen nah fi, die 
oben in dem $. 4 für die, die Anmei- 
fung verweigernden Innungsvorfteher 
beftimmt find. 

6. Für die erkrankten Prager 
Dienftboten, die in das allgemeine 
Krankenhaus zur Heilung gebracht wer- 
den, ijt von den Dienfthältern in dem 
Falle, wenn nämlich die erkrankten 
Dienftboten in ihrem Dienfte bleiben, 
für die Zeit, welche diefelben in dem 
Krankenhaufe zugebracht haben, bis zu 
ihrer Herftellung,, die Bezahlung nad 
der für die Prager Einwohner geltenden 
dritten Claſſe zu leiften. Sollte jedoch 
ein Dienfthälter, um ſich vielleicht einer 
länger dauernden Bezahlung zu entzie— 
ben, einen Dienftboten während der 
Krankheit entlaffen, fo hat der Dienft- 
hälter bei Ueberbringung des Franken 
Dienftboten einen monatlihen Betrag 
der Berpflegsgebühr nad) der dritten 
Claffe in das Krankenhaus abzuführen. 
Jeder Dienfthälter ift daher verbunden, 
in der fehriftlihen Anweifung, die der 
kranke Dienftbote in das allgemeine 
Krankenhaus mitzubringen hat, beftimmt 
auszudrüden, ob der erkrankte Dienft- 
bote in feinem Dienfte bleibt, oder von 
ihm entlaffen worden ift. Gegen jene 
Dienfthälter, welche die Austellung 
der zur Aufnahme der Dienftboten in 
das allgemeine Krankenhaus erforderli: 
hen Anmweifungen verweigern follten, 
ift auf eben jene Art vorzugehen, wie 
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e3 in dem $. 4 für die einer ähnlichen 
Weigerung fih ſchuldig machenden Ins 
nungsvorfteher vorgefchrieben ift. Mit 
derjelben Behandlung und Strafe wird 
endlih auch gegen jene Dienfthälter 
vorgegangen, welche, um fidh der Be- 
zahlung zu entziehen, einen kranken 
Dienftboten aus dem Dienfte entlaffen, 
ohne die Ueberbringung desfelben in 
das allgemeine Krankenhaus zu veran- 
laffen. Wenn ein Dienftgeber felbft 
zahlungsunvermögend ift, muß diefer 
Umftand in dem dann für den Dienftbo- 
ten anzufuchenden pfarrlihen Meldzet- 
tel von dem Pfarrer und Armenvater 
befonders unter ihrer Dafürhaftung bes 
ftätiget werden. 

7. Die Berpflegsbeträge find gleich 
bei dem Eintritte eines Kranken in das 
allgemeine Krankenhaus in der Regel 
für einen Monat, bei Wahnfinnigen 
aber für drei Monate, und bei Schwanz 
geren wenigftend 14 Tage vorhinein, 
und fo fort, ohne eine Betreibung ab» 
zumwarten, jederzeit worhinein zu entrich- 
ten; jedoch wird ftets bei dem Aus— 
tritte oder nach dem Tode der Berpfleg- 
ten der Ueberreft an den vorhinein be= 
zahlten Verpflegsgebühren zurück ges 
zahlt. Jeder eintretende Kranke und 
Irrſinnige ohne Unterfcied der Ber: 
pflegsclaffe hat ein Zeugniß von dem 
Eigenthümer oder Verwalter des Hau— 
fes, wo er wohnt, mitzubringen, in dem 
der Vor⸗ und Geſchlechtsname des 
Kranken, fein Alter, Geburtsort, Stand 
und perfönliche Eigenfchaft genau an— 
geführt, und daß er wirklich in dem 
Haufe des Ausſtellers wohnhaft ift, 
beftätiget fein muß, 

8. In das allgemeine Krankenhaus 
werden allewahrhaft armen Kran— 
ten, weldhe von Prag gebürtig find, oder 
fih ſchon durch 10 Jahre ununterbro- 
hen dafelbft aufgehalten haben, in dem 
Falle, wenn fie feine Verwandten in 
auf und abfleigender Linie, die die 
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Berpflegskoften beftreiten können, noch 
fonft einen Erwerb haben, und wenn 
fie nicht zu ſolchen Kathegorien gehören, 
für welche nad} den $$. 4, 5.und 6 die 
Innungen, oder einzelne, zu feiner In— 
nung gehörige Künftler, Fabrikanten, 
Profefftioniften oder endlich die Dienft- 
hälter, die Berpflegsgebühren entrichten 
müffen, fobald fie mit den die Armuth 
beftätigenden Zeugniffen ihrer Pfarrer 
und Armenväter verfehen find, wie bis- 
ber umentgeltlih zur Verpfle— 
gung und Heilung übernommen. Je- 
doch hat es bei jenen armen Kranken, die 
aus dem Armeninftitute, oder fonft aus 
einem öffentlihen Berforgungs- und 
Pfründlerfonde einen Genuß haben; bei 
der gefeglichen Beobachtung, vermöge 
welcher für die Dauer ihrer Verpflegung 
in dem allgemeinen Krankenhauſe die 
fem jener Genuß zugufallen hat, fein 
Berbleiben. Die Pfarrer und Armen- 
väter find dafür verantwortlich, daß fie 
zahlungsfähigen Kranken, oder foldhen, 
für welche nad) den $$. 4, 5 und 6 die 
Berpflegsgebühren von Innungen, Fa—⸗ 
britanten, einzelnen Künftlern und Pro— 
feffioniften, oder endlich den Dienfthäl- 
tern bezahlt werden .müffen, feinen 
Meldzettel zur unentgeltlichen Berpfle- 
gung im allgemeinen Krantenhaufe aus: 
ftellen; fondern fie haben ſolche Per— 
fonen, die fich bei ihnen um Meldzettel 
melden follten, an die f. k. Stadthaupt- 
mannfhaft anzuweifen, welche zwar die 
bilfsbedürftigen Kranken unverzüglich 
in das allgemeine Krankenhaus abzu- 
geben, in der auszuftellenden Anwei— 
fung aber zugleich Denjenigen, weldyer 
zur Bezahlung der Berpflegsgebühren 
verbunden ift, namhaft zu machen hat. 

9, Jene wahrhaft armen Perfonen, 
welche nicht von Prag gebürtig find, 
fih nicht duch 10 Jahre ununterbros 
hen daſelbſt aufgehalten haben, und 
für welche nicht etwa nach den Beftim- 
mungen der $$. 4, 5 und 6 eine In⸗ 
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nung, ein Fabrikant, Künftler oder Pro- 
feffionift, der zu feiner Innung gehört, 
oder ein Dienfthälter den Verpflegsbe— 
trag zu leiften hat, werden zwar, wenn 
fie in Prag erkranken, umd mit Zeug: 
niffen ihrer Pfarrer und Armenväter 
über die Unvermögenheit, einen Ber- 
pflegsbetrag zu entrichten, verfehen find, 
ebenfalls ohne Entrichtung einer Ber- 
pflegögebühr in das allgemeine Kran- 
kenhaus zur Heilung und Berpflegung 
übernommen, jedod hat es bei der An- 
ordnung fein Bewenden, daß die für 
ſolche Perfonen aufgelaufenen Ber: 
pflegsgebühren nach der dritten Elaffe 
von den gefammten Unterthanen jener 
Kreife hereinzubringen find, wo diefe 
Perfonen geboren wurden, oder wo fie 
fih durch volle 10 Jahre ununterbro- 
hen aufgehalten haben. Bei der Einhe- 
bung diefer Koften ift die in diefer Hin— 
ficht erfloffene Vorſchrift vom 18. Jan. 
1827 3. 2676 (Prov. ©. ©. für 
Böhm. 9. Bd. ©. 38) von Seite der 
Kreisämter zur genaueften Richtſchnur 
zu nehmen. 

10. Eine Ausnahme von Ddiefen 
allgemeinen Anordnungen findet nur 
Statt: 

a) Bei den in das allgemeine Kran⸗ 
kenhaus zur Heilung abgegebenen Ar: 
reftanten, wenn dieſe erft nach ihrer 
Verhaftung erkrankten; 

b) bei vermögenslofen, mit einer 
epidemifchen Krankheit behafteten In⸗ 
dividuen; 

:c) bei armen, von der Wuth ver« 
dachtigen Hunden befhädigten Perfonen; 

d) bei den luſtſeuchekranken und von 
der Polizei ergriffenen Freudenmädchen, 
in fo fern fie eingeborne oder denfelben 
gleihzuhaltende Prager find, und ſelbſt 
die Heilkoften zu beftreiten nicht vermö- 
gen; endlich 

e) bei zahlungsunfähigen Ungarn, 
die in das allgemeine Kranken» und 
Curhaus abgegeben werden. 
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11. Für die in das allgemeine 
Krankenhaus angewieſenen Arreſtanten 
bat, wenn fie nicht bereits zur Zeit ih— 
rer Berhaftung frank waren, jener Fond, 
dem die Verpflegung diefer Arreftanten 
obliegt, die Eurfoften zu tragen, da 
letztere als Gerichtskoſten anzufehen 
find. Bei epidemifh Kranken über- 
nimmt der Staatsfhag im Falle der 
erwiefenen Zahlungsunfähigkeit zwei 
Dritttheile der Kranken» oder Curhaus— 
verpflegsgebühren, dagegen hat das 
legte Drittel die Grundobrigkeit zu lei- 
ften. Die Eurkoften für mittellofe, von 
der Muth verdäadhtigen Hunden gebifr 
fene Individuen hat in der Regel der 
Hundeeigenthümer zu entrichten. Iſt 
diefer jedoch nicht befannt, oder felbft 
zahlungsunfähig, jo werden zwei Dritt= 
theile der Koften aus dem Gtaats- 
ſchatze vergütet, das legte Drittel aber 
bat die Ortsgemeinde und die Grund- 
obrigfeit gemeinſchaftlich zu bezahlen. 
Für die von der Polizei aufgegriffenen, 
an der Luftfeuche erkrankten Freuden— 
mädchen, welche mittellos, von Prag 
gebürtig, oder den Pragern gleich zu 
achten find, hat die Prager Stadtge- 
meinde die Berpflegskoften, und zwar 
ganz zu tragen. Mittellofe Ungarn find 
dagegen, ſelbſt wenn fie noch nicht volle 
10 Jahre in Prag zugebraht haben 
follten, unentgeltlih in das allgemeine 
Kranken- und Curhaus aufzunehmen, 
weil arme Unterthanen aus den deut: 
fhen Provinzen bei ihrer Erkrankung 
in Ungarn gleichfalls in den dortigen 
Spitälern unentgeltlich verpflegt werden. 

12. Alle wahrhaft armen Ir— 
ren ohne Rüdficht ihres Geburts oder 
Aufenthaltortes werden, wenn fie feine 
Berwandten in auf: und abfteigender 
Linie, die die Berpflegskoften beftreiten 
können, noch fonft einen Erwerb haben, 
und ihre Bahlungsunfähigkeit durch 
das Zeugnig ihres Pfarrbezirkes ord- 
nungsmäßig nachweiſen, unentgeltlich 
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zur Heilung und Berpflegung in das 
Irrenhaus aufgenommen. Nur bei mit- 
tellofen irrfinnigen Ungarn müffen die 
Berpflegögebühren von den ungarifchen 
Behörden entrichtet werden, weil in Un: 
garn Feine Irrenanftalt beftcht, folglich 
auch die Beobachtung der Reciprocität 
bier nicht Statt findet. 

13. In dem Gebärhaufe wer- 
den endlih alle jene Schwangern un: 
entgeltlich verpflegt, welche fich zur Auf- 
nahme in die practifche Schule für an- 
gehende Hebammen und Geburtähelfer, 
dann zum Ammendienfte in der Findel- 
anftalt durch vier Monate freiwillig 
herbeilaffen. 

14. Me außerderHauptftadt 
wohnenden Berfonen, die im Er- 
franfungsfalle in das allgemeine Kran: 
ken⸗ und Curhaus, dann in die Irren— 
anftalt gebracht werden, müffen mit 
Zeugniffen ihrer Ortsobrigkeiten über 
die Zeit des Aufenthaltes in ihrem 
Wohnorte, oder über ihre Dermögens- 
verhältniffe, fo wie über jene ihrer zah— 
lungspflichtigen Verwandten verfehen 
ſein, und es muß in dieſen Zeugniſſen 
auch nicht nur der Bor und Ger 
ſchlechtsname des Kranken oder Irren, 
fein Alter, Stand und feine perfönliche 
Eigenfhaft, fondern auch deſſen Ge- 
burts⸗ und derjenige Ort, in dem er fi 
etwa durch 10 Jahre ununterbrochen 
aufgehalten hat, mit Anmerkung des 
Kreifes, wo er liegt, der Pfarre und 
der Herrfchaft, zu der er-gehört, genau 
angeführt werden. Wenn ein jolder 
Kranke oder Irre mit unvollftändigen, 
unrichtigen Anweifungen, oder wohl 
gar ohne eine Anweiſung in die erwähn- 
ten Unftalten gefendet werden follte, ift 
die Verpflegsgebühr der Obrigkeit jener 
Gemeinde, woher der Kranke gekommen 
ift, zur Laft zu fohreiben und von ihr 
einzutreiben. 

15. Bei zahlungsfähigen Irr— 
finnigen muß in jenen BZeugnifjfen 

Baleisfy, Handb. d. Polis. Gef. IL, 
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auch die Claſſe, nach welcher dieſelben 
in dem Irrenhauſe verpflegt werden ſol⸗ 
len, angegeben, und eine von der Drtd- 
obrigkeit beftätigte Haftungsurkunde, 
bei deren Abfaffung die Beftimmungen 
der Berordnung v. 13. Aug. 1825 3. 
39656 zur genauen Nachachtung zu 
nehmen find, zur Sicherſtellung der 
pünctlihen Entrihtung der Verpflegs⸗ 
gebühren in vierteljährigen Anticipat- 
raten eingelegt werden. Endlich iſt bei 
Ueberlieferung von Bahnfinnigen über- 
haupt auch ein von einem Kreid- oder 
einem Stadtarzte, in deren Abgange 
aber von einem PBrivatheilarzte ausge: 
ftellted Zeugniß über die beftimmte Ges 
genwart des Wahnfinnes, und die von 
dem behandelnden Arzte ausgefertigte 
Krankheitsgefhichte mitzubringen. Die 
leßtere muß über das Alter und die 
Gefundheitöumftande des Kranken, die 
Entftehungsveranlaffung des Irrfinnes, 
deſſen Zufälle, Verlauf und. Dauer, fo 
wie über die angewendeten Heilmittel 
einen genauen Aufihluß gewähren, 
(S. Ierfinnige.) 

16. In allen Fällen jedoch, wo Irre 
in das Irrenhaus überbracdht werden 
follen, müffen fi die Ortsobrigkeiten 
ftetS vorläufig wegen deren Aufnahme 
an die Krankenhausdirection verwen— 
den, umd ihrem diesfälligen Anfuchen 
die in $$. 14 und 15 angeführten Be- 
helfe beifchliegen. Die Krankenhaus: 
direction beftimmt fodann, ob und warn 
die Aufnahme erfolgen könne, Für je 
den Fall der Außerachtlaffung diefer 
Vorſchrift ift eine Geldftrafe von 6 fl. 
EM. feſtgeſetzt. 

17. Ohne Beibringung der vorge 
fhriebenen Zeugniffe und Urkunden 
faun überhaupt die Aufnahme von 
Kranken und Irren in das allgemeine 
Kranken: und Curhaus, jo wie in das 
Irrenhaus nur dann veranlaßt werden, 
wenn die Kranken nicht ohme Gefahr 
abgewiefen, und zur Beibringung der 

15 
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nöthigen Documente verhalten werden 
fönnen; wenn bei Irren der Wahns 
finn offenbar ift, und wegen deren Ge- 
meinfhäadlichkeit Gefahr am Verzuge 
baftet. 

18. Unterftandlofe Berfonen, 
die irgendwo in Prag frank oder wahn- 
finnig gefunden werden, find durch die 
f. Stadthauptmannfchaft in die eben 
erwähnten Anftalten anzuweifen. Diefe 
bat zugleich den Geburtsort oder jenen 
Drt, in weldem fich foldhe Perfonen 
etwa ununterbrochen durch 10 Jahre 
aufgehalten haben, fo wie die Parteien, 
denen nad den obigen Beftimmungen 
die Entrihtung der Verpflegsgebühren 
für diefe Berfonen obliegt, zu erheben 
und in den Anweifungen namhaft zu 
maden. Eben diefes ift auch von den 
Gerichtsbehörden, welche Kranke oder 
Wahnfinnige in dassallgemeine Kran- 
fen= und Curhaus, fo wie in die Irren« 
anftalt überbringen laffen,, auf das ge: 
nauefte zu beobachten. 

19. Die Leiheneinfegnungs- 
arten für im allgemeinen Kranfen= und 
Eurhaufe, dann in der Irren- und Ges 
bäranftalt verftorbene Perfonen find 
folgendermaßen feftgefegt: 

a) Für eine ftille Einfegnung mit 
33 kr., 

b) für eine Einfegnung mit Kreuz, 
en aber ohne Gefang, mit 2 fl. 
4 kr., 

ce) für eine Einfegnung mit Kreuz, 
Laternen und Aufſatz, jedoch gleichfalls 
ohne Gefang, mit 4 fl. 24 kr., 

d) für eine Einfegnung mit Kreuz, 
Laternen, Auffag und Gefang, mit 
7.9 kr., und 

e) für eine Einfegnung mit Kreuz, 
Laternen, Auffag, Gefang und Affiften- 
ten, mit 11 fl. 24 fr. EM. 

Die Gebühr für die Abholung ei— 
nes Kranken in das allgemeine Kran- 
kenhaus in einem Tragbette oder Seſ— 


ſel ift: 


226 


Krankenhaus. 


a) Bon der Altſtadt mit Einſchluß 
der Judenftadt mit 40 kr., 

b) von der obern Neuftadt mit 30 Er., 

ce) von der untern Neuftadt mit 40 Er., 

d) von der Kleinfeite mit 48 fr. umd 

e) vom Hradfhin mit 1 fl. C. M. 
beftimmt. 

Diefe Gebühr ift ſtets zu entrichten, 
wenn nicht die unentgeltliche Abholung 
von den Pfarrbezirken oder dert. Stadt: 
hauptmannſchaft ausdrücklich angefucht 
wird. (Hfkzl. D. v. 25. Juli 1829 3. 
3311. Kundm. des böhm. Gub. v. 
13. Aug. 1829 3. 34801. Prov. ©. 
©. für Böhmen. 3. 1829. Nr. 146.) 

Krankenhaus. Vorfhrift we 
gen Behandlung dervoneinem 
in dem allgemeinen Kranken— 
baufe Berftorbenen hinterlaj- 
fenen Effecten. In Folge der mit 
der k. k. oberften Juftizftelle getroffe- 
nen Uebereinkunft findet man die bei 
der hiefigen Krankenanftalt beftehende, 
mit den allgemeinen Geſetzen nicht ver- 
einbarlihe Uebung, vermöge weldher 
die von den verftorbenen Kranken hin- 
terlaffenen Effecten nur binnen 3 Mos 
naten vom Tode ded Kranken gerech— 
net, den Erben erfolgt, nad Verlauf 
diefer Frift aber, als ein dem Kranken— 
hauſe heimgefallenes Eigenthum bes 
trachtet werden, in fo fern dieſe Hebung 
nicht auf einem befonderen, der Anftalt 
verliehenen Privilegium beruht, abzus 
ftellen, und für die Zukunft folgende 
Directiven feftzufeßen: 

Nach dem Ableben eines Kranken ift 
der betreffenden Abhandlungs » Inftanz 
von der Krankenhaus» Direction ein 
Verzeihnig der von dem BVerftorbenen 
binterlaffenen und in der Verwahrung 
der Krankenhaus » Verwaltung befind- 
lihen Effecten mit dem Erfuhen zu 
übergeben, längftens binnen eines Zeit: 
raumes von 3 Monaten, der Kranten- 
haug-Direction, die hinfichtlich diefer 
Effecten zu treffen beabfichtigte Verfü— 
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gung eröffnen zu wollen. Sollte nad 
Berlauf diefes Zeitraumes eine foldhe 
Beifung der Krankenhaus » Direction 
nicht zufommen, fo fteht es fodann 
diefer legteren frei, die in der Rede 
ftehenden Effecten, um außer jeder 
Berantwortlichkeit gefeßt zu werden, 
bei der Verlaß-Abhandlungs -» Behörde 
zu deponiren. Sollte aber die Ab» 
handlungs-Behörde nicht in loco und 
die Heberfendung der Effecten mit Aus» 
lagen verbunden fein, welche leicht außer 
Berhältnig mit dem Werthe ftehen könn— 
ten, fo hat die Krankenhaus-Direction 
falls binnen der beftimmten Frift feine 
Weifung der Abhandlungs-Inftanz ein- 
langt, die Anzeige an das Appella- 
tionsgericht zu machen, welches fodann 
die geeignete Verfügung treffen wird. 
(Hfkzl. Dec. vom 5. Aug. 1829 3. 
18738. Vdg. der n.ö. Reg. v. 20. Aug. 
1829 3. 45528. Kp. ©. ©. 55. Bd. 
Nr. 151. Pr. ©. ©. 11.8. Nr. 201.) 

Krankenhaus. Vorſchrift we 
gen Ginantwortung der von 
einem im allgemeinen Kran— 
fenhbaufe hinterlaffenen Klei- 
dungs- und Waſchſtücke von der 
Abhandlungs-Inſtanz jure 
erediti an die Krankenhaus— 
Berwaltung. Im fo fern es fi in 
jenen Fällen, wo die hinterlaffenen 
Kleidungs- und Wäſchſtücke die Ver— 
pflegs- umd Beerdigungstoften im 
Schäßungswerthe nicht erreichen, und 
die vor Gericht einvernommenen Inter: 
effenten, Erben oder Curatoren diefe 
Gegenftände nicht übernehmen können, 
diefelben jedoh dem Kranfenhaufe als 
Bergütung oder auf Abrehnung der 
erwähnten Koften eigenthümlich zu 
überlaffen erklären, um die Genehmi« 
gung handelt, die von der Abhand- 
lungs-Inftanz der Krankenhaus - Ber: 
waltung refpective dem Krankenhaus— 
Fonde jure crediti einzuantwortenden 
Kleidungsd- und Wäſchſtücke der vers 
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forbenen Kranken zigenthiimlich über 
nehmen zu dürfen; fo Tann diefelbe 
von Seite der Landesitelle feinem An- 
ftande unterliegen, weil hiedurch den 
Beftimmungen des h. Hofkanzlei-De— 
cretes vom 5. Aug. 1829 nicht zumi« 
der gehandelt wird; nur muß jedoch 
bier ausdrücklich beigefügt werden, daß 
die Annahme nur auf Abrechnung der 
aufgelaufenen Verpflegskoſten Statt 
finden könne, und daß fomit dem Kran- 
kenhaus-Fonde der weitere Anſpruch 
gegen die zahlungspflichtigen Verwand- 
ten oder jonftigen Parteien hinſichtlich 
des nicht ganz berichtigten Verpflegs- 
betrages, noch immer vorbehalten blei- 
ben müffe. In jenen Fällen jedoch, wo 
die Verlaſſenſchafts-Effecten eines ver- 
ftorbenen Kranken wegen des großen 
Werthed von Seite des Sperr-Com— 
miffärs übernommen werden, und es 
fih fonah um Berichtigung der Beer- 
digung und der Berpflegsgebühren han- 
delt, die von den Erben oder von den 
Berlaffenfhafts-Uebernehmern nicht be- 
richtige werden; fo find diefe Gebüh- 
ren dann von den aus der öffentlichen 
Berfteigerung der Verlaffenfchafts - Ef: 
fecten eingehenden Licitations-Geldern 
nah ihrer Zulänglichkeit von dem 
Sperr-Commiffär b. m, an die Kran- 
fenhaus » Caffe gegen Empfangſchein 
abzuführen, wo derfelbe übrigens der 
Krankenhaus» Berwaltung zur gehöri- 
gen Legitimation über den abgeführten 
Betrag einen Gegenfihein einzuhändi- 
gen hat. (N. ö. Rggs. Vdg. vom 21. 
Mai 1830 3. 25489, n. d. Prov. ©. 
©. 12. Th. Nr. 157.) 

Krankenhaus, Die Reftbeträge der 
von einer Partei für feinen erkrankten 
Dienftboten in vorhinein entrichteten 
Monatsgebühr, find nur dem Ueber: 
bringer der über den bezahlten Mo— 
natsbetrag ausgeftellten Quittung zus 
rüczuftellen. (N. ö. Rggs. Vdg. vom 
16, Dec. 1830 3. 66757.) 

15* 
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Krankenhaus der barmherz. 
Schwefternin®ien, DieRegierung 
findet dem von St, Majeftät genehmig- 
ten Inftitute der barmherz. Schweftern 
zu Wien die angefuchte Bewilligung 
zur Errichtung eined Krankenhauſes 
und einer Hausapotheke in dem Haufe 
zu Gumpendorf Nr. 195 unter nach— 
folgenden Bedingungen zu ertheilen: 

1. In die Krankenanftalt follen nur 
arme Kranke beiderlei Gefchlechtes von 
jeder Religion und jedem Stande auf: 
genommen werden, 

Ausgeſchloſſen bleiben: 

a) mit äußeren Uebeln, 

b) mit venerifhen Krankheiten, 

c) mit unheilbaren Krankheiten, 

d) mit der Kräge Behaftete, 

e) Kinder unter 4 Jahren. 

2. Ueber den Eintritt der Kranken, 
den Austritt und die Todesfälle find 
genaue Bormerkungen zu führen. 

3. Sowohl der Primar- als der 
Gecundararzt follen geprüfte Doctoren 
der Medicin fein, erfterer foll täglich 
wenigſtens Eine Bifite machen, leßte- 
rer im Haufe wohnen umd fich fo weit 
es die Verfchiedenheit der Verhältniffe 
zulaßt, nad der Inftruction der Krau— 
kenhaus⸗Secundar⸗Aerzte benehmen. 

4. Die Vorfteherin des Inſtitutes 
bat alle Monate eine fpecielle Lifte von 
den aufgenommenen, geheilt oder uns 
geheilt entlaffenen oder verftorbenen 
Perfonen und von den im Haufe zur 
rücgebliebenen, mit Ende des Jahres 
aber eine allgemeine das ganze Jahr 
umfaffende Tabelle der Regierung vor— 
zulegen. Diefe Tabelle muß von dem 
Primararzte unterfertigt werden. 

5. Den Kranken ift bei Zeiten der 
ihrer Religion oder Confeſſion ange 
meffene geiftliche Beiftand zu verfchaffen. 

6. Im Haufe ift eine Todtenfammer 
zu errichten und von jedem Todtenfalle 
ift die Anzeige an das Todtenbefchreibs 
amt zu machen. 
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7. Die von den Kranken mitge- 
brachten Kleider und fonftigen Effeeten 
find ihnen aufzubewahren und bei der 
Entlaffung zurüdzuftelen. Bon den 
Effecten der DVerftorbenen ift der Ab— 
handlungs-Inftanz die Anzeige zu ma— 
hen, es fei denn, fie müßten vertilgt 
werden, 

8. Die Apothefe und das Labora- 
torium find fo einzurichten und zu be- 
forgen, wie es in dem Elifabethiner- 
Spitale gefhieht. Ueber die Bedin- 
gungen, unter welchen die barmherzi- 
gen Schweftern und in Zukunft auch 
die Apotheferinnen der Elifabethine: 
rinnen und anderer Drdendgemeinden 
zur felbftftändigen Beforgung des Apo— 
thefergefchäftes werden zugelaffen wer- 
den, wird die weitere Weifung nad: 
folgen. Inzwiſchen wird den barmher— 
zigen Schweftern gejtattet, ihre Haus— 
apotheken durch einen approbirten Pro— 
vifor verfehen zu laffen. 

9. Bon der wirklihen Eröffnung 


des Krankenhaufes ift der Regierung 


feiner Zeit die Anzeige zu machen. 

10. Da nicht alle Buncte der Bes 
nehmung erfchöpft werden können, foll 
das in dem Elifabethiner-Spitale vor: 
gefchriebene oder übliche Verfahren zur 
Richtſchnur dienen. (Rggs. Vdg. vom 
3. Mai 1832 3. 22638. Pr. ©. ©. 
14. Th. Nr. 95.) 

Im Nahhange zu der obigen Ber- 
ordnung wird in Beziehung auf die 
felbfiftändige Beforgung der Haus— 
apotheke feftgefeht, daß diejenige Per- 
fon, der diefes Gefhäft anvertraut 
wird, ſich einer jährigen Lehrzeit bei 
einem öffentlihen Apotheter und der 
Zirocinal = Prüfung bei dem Wiener 
Gremium unterziehe und hiebei gemit- 
gende Beweife der fich eigen gemachten 
Keuntniffe zur Beforgung einer Haus— 
apothefe ablege, worüber fie auch ein 
Zeugniß zu erhalten hat, mit welchem 
fie ih auf jedesmalige Anforderung 
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ausweifen muß. (Bdg. der n. ö. Reg. 
vom 19, Juli 1832 3. 38244. Prov. 
G. ©. 14. Th. Nr. 166.) 

Krankenhaus, allgem. in Wien. 
Hinfihtlih der Nachweiſung des in 
Wien vollftredten Decenniums bei den 
in das k. k. allgem. Krankenhaus aufs 
zunehmenden Gratis » Kranken wurde 
beftimmt, daß nur diejenigen ald Gra- 
tis⸗Kranke aufgenommen werden, welche 
nebjt der bisher üblichen und vorge: 
fhriebenen Nachmeifung der Armuth 
und ded Mangeld an Pflege und War: 
tung bei Haufe auch über das zurück— 
gelegte Decennium den Beweis liefern 
können, daher die k. k. Bol. Ob. Dir. 
die Einleitung zu treffen hat, daß von 
Seite der k. k. Pol Bez. Dir. auf den 
Meldzetteln oder auf den Armuths- 
Zeugniffen , fo wie auch auf jenen An- 
weifungen, welche die Polizei-Bezirks- 
Directionen zur unentgeltlihen Auf: 
nahme eines Kranken in das Kranken— 
haus unmittelbar felbft ausfertigen, die 
Bemerkung beigefügt werde, daß der 
Kranke das Decennium in Wien zus 
rückgelegt habe, oder aber für den Fall, 
Daß diefes den Bezirks » Directionen 
nicht befannt fein follte, von felben 
auf der Anweifung bemerkt werde, daß 
fie in dieſer Beziehung die Erhebun- 
gen einleiten und der Krankenhaus— 
Berwaltung nachträglich befannt geben 
werden. (Vdg. der n. ö. Reg. vom 14. 
Sept. 1832 3. 51038, n. ö. Pr. ©. 
©. 14. Th. Rr. 221.) 

— — in Prag. Um jeder Verzö— 
gerung in der Abholung von aus— 
wärtigen unbeilbaren Kranken wenig: 
ſtens für die Folge wirkſam zu begeg- 
nen, wird die Kranfenhaug » Direction 
ermächtigt, derlei unheilbare Kranke in 
allen jenen Fällen, wo von Seite der 
Dominien oder Magiftrate der Auffor- 
derung wegen Abholung eines Kranken 
aus dem Krankenhaufe nicht binnen 3 
Wochen entfprochen wird, auf Koften 
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des ſäumigen Amtes oder Magiſtrates 
in die Heimath zurückzuſenden. (Gub. 
Vdg. vom 21. Febr. 1833 8. 4647. 
Prov. G. S. für Böhmen. J. 1833. 
Nr. 54.) 

Krankenhaus. Diet. t. Volizei-Be- 
zirks-Directionen haben künftig in den 
Armuthe - Zeugniffen und Meldzetteln 
zur unentgeltlihen Aufnahme in das 
allg. Krankenhaus den allgemeinen Aus» 
drud: Handarbeiter oder Hand: 
arbeiterinnen zu befeitigen, umd 
die Beihäftigung und den fonftigen 
Erwerb des aufzunehmenden Indivi— 
duumsd genau anzugeben, ob es bei 
einer Innung, in einer Fabrik, bei 
einem Künftler oder Profeffioniften als 
SHandarbeiter ſich befinde, oder zu Haufe 
für felbe arbeite, oder ob es ſich einen 
Unterhalt durch Arbeit bei Haufe oder 
außerhalb demfelben, jedoch nicht für 
beftimmte Innungen, Fabrikanten, 
Künftler oder Profeffioniften, fondern 
auf eigene Hand und Rechnung ver- 
ihaffe. (Vdg. der n. ö. Reg. vom 18. 
Mai 1834 3. 10695. An. ©. V. J. 
1834. Nr. 35.) 

— — Sämmtliche Dominien, Ma- 
giftrate und Pfarrer auf dem Lande 
find anzumweifen, jenen kranken Land— 
leuten, welche fih der Heilung we— 
gen nah Wien in das k. k. 
allgemeine Krankenhaus be- 
geben wollen, von den Pfar— 
tern und den Ortsobrigkeiten 
beftätigte Zeugniffe über ihre 
Zahlungsfähigkeit oder Zahlungsun- 
fähigkeit mitjugeben. Insbeſondere find 
die Ortsobrigkeiten verpflichtet, derlei 
Individuen Anmweifungen auszuferti- 
gen, in denen ihr genaues Nationale 
mit der Angabe des leptvollftreciten 
Decenniums, mithin ihre Zuftändigkeit 
enthalten fein muß. Endlich ift jede 
foldye Partei verpflichtet, von dem 
nächft gelegenen Arzte oder Wundarzte 
ein Zeugniß beizubringen, daß ihre 
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Krankheit auf dem Lande nicht geheilt 
werden kann, (Vdg. der n. ö. Reg. v. 
5. Jan. 1835 3. 1106. Prov. ©. ©. 
17. Bd. Nr. 3.) 

Krankenhaus, Den Kindern, welde 
mit ihren Eltern in das allgem. Kran- 
kenhaus gebracht, und auf Krankheits- 
dauer ihrer Eltern einftweilen im Fin— 
delhauſe untergebracht werden follen, 
ift eine eigene ſchriftliche Anweiſung 
vom Bezirkdarzte auszuftellen. (N. ö. 
Rggs. Big. vom 24. März 1835 8. 
16325. Pr. ©. ©. 17. Bd. Nr. 86.) 

— — in Wien. Den aus dem 
Krankenhauſe tretenden Parteien find 
jene, zu ihrer 2egitimirung und Aus— 
weifung-nothwendigen Behelfe auszu- 
folgen, welche zum Behufe der Ein: 
bringung der Berpflegsfoften nicht un— 
umgänglich nothwendig find. Insbe— 
fondere ift diefes rückſichtlich der Paffe 
und Wanderbücher der Fall. (M. ö. 
Rggs. Vdg. vom 21. Febr. 1835 3. 
10002. An. ©. Pdg. vom 9. 1835. 
Nr. 19.) 

— — Entridtung der Cur— 
und Berpflegsfoften für Eri- 
minals und PBolizei- Inguifi- 
ten. Die beftehenden Vorfchriften, daß 
Schüblinge, die von hier in ihren 
Geburtsort abgefhoben werden, und mit 
der Ruftfeuche behaftet find, vorläufig 
in das allgem. Krankenhaus abgegeben 
und dann erft nah Haufe abgefchoben 
werden follen, haben durch die Hofkanz— 
lei: Entfheidung v. 24. Dec. 1834 3. 
32101 (j. Inguifiten=Spital) feine 
Aenderung erlitten. Diefe Hofkanzlei— 
Entſcheidung findet aber auch rückſicht— 
ih der aufgegriffenen Vaga— 
bunden, welde bei ihrer Aufgreifung 
ſchon frank find, und nicht in das ma— 
giftratifche Inquiftten-Spital, fondern 
in das allgem. Krankenhaus abgegeben 
werden, feine Anwendung, da diefe feine 
eigentlihen Inquifiten find, und bei den— 
felben die Beftimmungen des Straf-Ge- 
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ſetzbuches nicht Platz greifen. Was die 
Eur: und Verpflegskoſten für Inquifiten, 
die ſchon bei ihrer Verhaftung frank be- 
funden wurden, betrifft, fo ift fih nad 
dem erwähnten Hoftanzleis-Decrete vom 
24. Dec. 1834 zu benehmen. (Hfkzl. 
D. vom 10. Sept. 1835 3. 23447. 
Rggs. Vdg. vom 24. Sept. 1835 3. 
52229. An. ©. V. vom I. 1835 Nr. 
74. Erneuert mit Deer. dern, ö. Reg. 
vom 12. Jän. 1848. 3. 63558.) 
Krankenhaus. Behandlung 
der Effectenvon®Perfonen, die 
indem Krantenhaufe in Wien 
verftorben find. Geit dem Befte- 
hen der Verfügungen des Hofkanzlei— 
Derretes vom 5. Auguft 1829 ift die 
f. £. Krankenhauss-Direction nicht mehr 
berechtigt, die von den Berftorbenen in 
der Kranken», Gebär- und Irrenanftalt 
hinterlaffenen Effecten an Private zu 
erfolgen. Es ift daher die Einleitung 
zu treffen, daß alle Verlaſſenſchafts— 
Effecten an die Abhandlungs-Inſtan— 
zen und nicht an Parteien erfolgt wer- 
den. Gehören die Effecten ſolchen in 
der Gebär-, Irren- oder Krankenanftalt 
verftorbenen Perſonen, welche mit Rück: 
fiht auf die beftehenden Borfchriften ala 
nah Wien zuftändig und ald arm an— 
zufehen find, denen fomit die Wohlthat 
der umentgeltlihen Behandlung zus 
kommt: fo bat die Anftalt weder wegen 
einer rückſtändigen Berpflegsgebübhr 
nod wegen einer Zragfeffelgebühr, noch 
wegen einer Leichentare auf den Nach— 
lag Anſpruch zu machen, woraus er— 
folgen wird, daß die Erben den Nach— 
laß von der Abhandlungs - Inftan;z 
fhneller und ungefchmälert erlangen 
werden. Sollten jedoch die nachgelaſ— 
fenen Effecten einer Perfon von obge- 
dachter Eigenfhaft von einem foldhen 
Merthe fein, daß dadurch die Armuth 
derfelben, folglich auch ihr Recht auf 
eine unentgeltliche Behandlung in Zwei- 
fel füme, fo müßte die Erhebung ein- 
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geleitet, und nah Maßgabe des Ergeb: 
niffes ungeachtet obiger Berfügung aus- 
nahmsweiſe der Erfab für Verpflegd- 
£often, Zragfeffelgebühren und Leichen— 
taren angefprochen werden. (Vdg. der 
n. d. Reg. v. 3. Mai 1836 3. 24076. 
Prov. G. ©. 18. Bd. Nr. 139.) 
Krankenhaus. Meld- und An— 
fragzettel für Arme, die in das 
Krankenhaus und deren Kinder 
in das Findelhaus aufgenom: 
men werden. Mit der Rggs. Bdg. 
vom 18. April 1824 wurden bereits 
die Armen » Inftituts » Vorfteher ange- 
wiefen, bei Ausfertigung der Meldzet- 
tel zur Aufnahme in das allg. Kran— 
fenhaus, wenn die dahin angewiefene 
Perfon eine Betheilung genießt, jedes» 
mal die Abhör-Nummer, dann die Be: 
theilung und den Umftand, ob die Per- 
fon ledig, verwitwet oder noch verche- 
liht fei, und im legteren Falle, wo 
der Ehegatte derfelben wohne und wenn 
mit der in das Krankenhaus angewie- 
jenen Berfon auch eheliche Kinder, weil 
fie zu Haufe feine Pflege haben wür— 
den, dahin gebracht werden müffen, 
den Namen der Kinder, dann weldes 
von denfelben und was für eine Bes 
theilung es genießt, in dem Meldzettel 
anzufegen, weil dergleichen Kinder ſo— 
dann von der Krankenhaus-Direction 
an die Findelanftalt übergeben und da— 
felbft auf Rechnung des Armen Infti- 
tut-Fondes verpflegt werden, die Ars 
menpfründen derfelben aber während 
ihres Aufenthaltes im Findelhaufe ein- 
gezogen werden müffen. Bon den mit 
pfarrlihen Meldzetteln in das allgem. 
Krankenhaus angemwiefenen Perfonen 
wird auf diefe Art die Direction des- 
felben in die Kenntniß gefeßt, ob diefe 
Perfonen abgehört und betheilt feien, 
oder welche Betheilung allenfall® die 
mitgebradpten Kinder genießen, und 
von dieſen Kindern erhält bei ihrer 
Ueberfegung in die Findelanftalt die 
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Findelhaus-Direction Kenntniß. Es 
ereignen ſich jedoch nicht ſelten Fälle, 
wo wegen Gefahr auf dem Verzuge 
kranke Perſonen nach Umſtänden auch 
mit ihren Kindern unmittelbar von der 
k. k. Polizei-Ober-Direction oder von 
den k. k. Bezirks-Directionen in das 
Krankenhaus angewieſen, oder daß von 
der Polizei-Behörde, dem Wiener Ma— 
giſtrate und den Obrigkeiten inner den 
Linien Wiens bei Verhaftungen die 
verhaftete Perſon zur Heilung in das 
Krankenhaus, oder daß bei der Ver— 
haftung der Eltern die Kinder aus 
Mangel einer andern Pflege in die 
Findelanſtalt abgegeben werden müſſen. 
In ſolchen Fällen iſt es nun, wegen 
Einziehung der Armen» Pfründen der: 
lei Berfonen oder ihrer Kinder wäh— 
rend ihres Aufenthaltes im Kranken: 
oder im Findelhaufe durchaus noth- 
wendig, daß die betreffenden Armen- 
Inftitut-Borfteher von der Anmweifung 
folder Perfonen oder Kinder in das 
Kranken oder Findelhaus in die Kennt- 
niß fommen, um die Betheilung fifli- 
ren zu können. Um diefes zu bewerf- 
ftelligen, haben die k. k. Bolizei-Dber- 
Direction, die k. k. Polizei « Bezirke: 
Directionen, der Magiftrat umd die 
Dbrigkeiten in Wien fih in den eben 
bezeichneten Fällen mittelft eines An- 
fragzetteld (welche Zettel bei der k. k. 
Rechnungs-Eonfection in Armenfachen 
b. m. behoben werden fönnen) bei der 
Pfarre, wo eine folde Perſon zuletzt 
gewohnt Hat, zu erkundigen, ob die 
Perſon oder das Kind eine und welche 
Betheilung genieße. Diefer Umftand 
ift dann von den Pfarrern fogleih auf 
dem Anfragzettel anzumerken, welcher 
Zettel fodann von der anmeifenden 
Behörde der Krankenhaus- und bezie- 
hungsweife der Kinder der Findelhauss 
Direction mitzutheilen ift, welche hie- 
von den vorgefhriebenen Gebraudy zu 
machen bat. (Vdg. der n. d. Reg. vom 
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30. Dct: 1836 3. 59715. Prov. ©. 
©. 18. Bd. Nr. 262.) 

Kranfenhaus in Wien. Die Res 
gierungs-Circularien vom 4. Mai und 
28. Juni 1811 und am 4. Mai 1814 
enthalten zwar jene allgemeinen Bor: 
ſchriften, welche in Abſicht auf 
die Aufnahme der Hilfsbedürf— 
tigen in das. f. allgem. Kran— 
fenhbaus zu Wien, fo wie aud 
binfihtlih der Verpflegsko— 
ten zur Richtſchnur zu dienen haben. 
Nachdem aber die Erfahrung gelehrt 
hat, daß fidh einerfeits in Anwendung 
diefer Grundfäße auf die verfchieden- 
artigen vorfommenden einzelnen Fälle 
noch immerfort Anftände ergeben, an— 
derfeits aber fidh feit der Kundmachung 
jener Verordnung die Verhälmiſſe in 
mancher Hinfiht geändert haben, fo 
werden zur künftigen Befeitigung der 
Erfteren, zu Folge h. Hofkanzlei-De— 
cretes vom 18. Febr. 1837 folgende 
Anordnungen zur allgemeinen Kennt— 
niß gebracht: 

8. 1. Alle Perſonen ohne Unter— 
ſchied des Standes, welche ſich um die 
Aufnahme in das hieſige allg. Kran— 
kenhaus bewerben, oder um deren Un- 
terbringung dafelbft eingefchritten wird, 
müffen mit einer fchriftlihen Urkunde 
verjehen fein, worin von einer Polizei» 
Orts- oder Gerichtsbehörde 

a) der Tauf- und Geſchlechtsname 
und zwar bei verheiratheten weiblichen 
Individuen ſowohl der Familienname 
als der Zuname des Gatten, 

b) das Alter, 

e) die Religion, 

d) der Stand, Character oder Ber 
ſchäftigung, 

e) der Geburtsort mit Beifügung 
der Herrſchaft, Pfarre, des Kreiſes und 
des Landes, ferner 

N) der Aufenthaltsort oder Wohnort, 
fo wie hauptfählih die ausdrüdliche 
Angabe, ob und wo der Aufzunehmende 
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zulegt ununterbrochen dur) 10 Jahre 
fih aufgehalten hat, und wohin er fo- 
mit zuftändig ift; dann endlich 

g) ob und welche zahlungspflichtige 
Anverwandten er hat, genau und rich— 
tig angegeben find. 

$. 2. Bon der Beibringung folder 
in der obgenannten Art ausgeftellten 
Urkunden find jedoch alle Jene befreit: 

a) weldhe mit Anweifungen von ir— 
gend einer Behörde oder einer Partei, 
bei welcher fie dienen, und von welcher 
die Verpflegsgebühren beftritten wer— 
den, verfehen find; 

b) die zu einer Innung gehören und 
Innungszettel beibringen; 

c) alle Jene, welche mit einem hieſi— 
gen Armen- Inftitute eine Betheilung 
genießen, und ihr Pfründenbücel, Tä- 
felhen oder den eigens dazu beſtimmten 
Meldzettel bei der Aufnahme aufjus 
weifen vermögen; 

d) auch werden obige Urkunden von 
jenen nad Wien zuftändigen Indivi— 
duen nicht gefordert, für welde fo- 
gleich die vorfchriftsmäßige Vorhinein- 
zahlung der Verpflegsgebühren geleiftet 
wird. Für ſolche Perfonen genügt ein 
Zeugniß des Eigenthümers oder Admi- 
niftrators des Haufes, wo fie wohnen, 
Selbft in jenen Fällen, wo nah $. 1 
die vorgefchriebenen Urkunden als Be— 
dingniß der Aufnahme gefordert wer- 
den, wird auf die fogleihe Beibringung 
derjelben nicht gedrungen, wenn rüd- 
fihtlidy der Aufnahme des Kranken Ge- 
fahr auf dem Berzuge haftet; es müſ— 
fen jedoch fodann nachträglich die erfors 
derlihen Erhebungen tiber die Natio- 
nalitäts-Verhältniffe des Kranken (wie 
fie im $. 1 angegeben find) gepflogen, 
und die vorfhriftsmäßigen Documente, 
in der Fürzeften Zeit ausgefertigt und 
beigebracht werden. 

8. 3. Die zur Aufnahme anfommen: 
den Kranken theilen ſich 

a) in ſolche, für welche gleich baare 
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Einzahlung der ganzen Verpflegsgebüh— 
ven geleiftet wird; 

b) für welche Antheilzahlungen ge- 
leiftet werden, und endlich in foldhe; 

e) welche unentgeltlich verpflegt wer- 
den. 

8. 4. Es hat noch ferner bei der 
duch Gireular = Verordnung vom 17. 
Dct. 1821 erfolgten lebten Beftimmung 
der Berpflegegebühren fein Verbleiben, 
nach welcher der tägliche Verpflegsbe— 
darf wie bisher auch in Zukunft‘ 

a) für einen Kranken in der 1. Claſſe 
mit 1 fl. 20 fr. 

b) In der 2. Claffe mit 51 fr. 

e) In der 3. Claffe mit 18 fr. für 
biefige zahlungspflichtige Einwohner, 
und mit 32 kr. C. M. für auswärtige 
zu zahlen fommt. 

Zu den hieſigen Einwohnern werden 
jene gerechnet, weldhe entweder von 
Wien gebürtig find oder nirgends an— 
derswo fih ununterbrochen durch 10 
Jahre aufgehalten oder weldhe aus ir- 
gend einer anderen Urſache die gefeß- 
lihe Zuftändigfeit nad Wien erlangt 
haben. Alle übrigen gehören zu den 
Auswärtigen und haben daher die hö— 
here Gebühr der 3. Claffe, das ift täge 
lich 32 Er. zu bezahlen. 

$. 5. Für die im allgemeinen Kran- 
fenhaufe umentgeltlih Verpflegten ift 
die Gebühr für einen Monat bei der 
Krankenhaus» Verwaltung vorhinein zu 
entrichten, bei dem Austritte oder Ab- 
leben des Kranken wird der allfällige 
Ueberſchuß der bezahlten Verpflegsge— 
bühren gegen Borzeigung der bei der 
geleifteten Zahlung erfolgten Quittung 
zurücbezahlt, jedoch muß die Gebühr 
nad der 1. Claſſe noch für 4 und nad 
der 2. Claſſe für 6, und nad der 3. 
Claſſe für 8 Tage dann beridhtigt wer- 
den, wenn der Kranke die Verpflegung 
durch einen Fürzeren Zeitraum als durch 
einen Monat genofjen hat. 

$. 6. In Beziehung auf die erkrank⸗ 
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ten hiefigen Dienftboten, die in 
das allg. Krankenhaus zur ärztlihen Be- 
handlung gebracht werden, hat es zwar 
in der Hauptfahe bei den Beftimmun- 
gen der $$. 84, 85 und 86 der un- 
term 1. Mai 1810 erlaffenen Gefinde- 
ordnung auch noch ferner zu verbleiben, 
nur ift von den Dienfthältern in dem in 
$. 84 jener Gefindeordnung ausge: 
drüdten Falle, wenn nämlich die er 
krankten Dienftboten im Dienfte ver- 
bleiben, für die ganze Zeit, welche die- 
felben im allgem. Krankenhauſe bis zu 
ihrer Heilung oder. bis zu ihrem Able- 
ben zugebracht haben, die Bezahlung 
nad) der 3. Berpflegsgebühren-Elaffe zu 
leiften ; in dem in $. 85 jener Gefinde- 
ordnung ausgedrückten Falle aber, wenn 
ein Dienfthälter, um ſich einer vielleicht 
langer dauernden Bezahlung zu ent- 
ziehen, einen Dienftboten während der 
Krankheit entlaßt, hat der Dienftgeber 
bei Ueberbringung des Franken Dienft- 
boten einen Monatsbetrag der Ber: 
pflegögebühren nad der 3. Claſſe an 
das Krankenhaus abzjuführen. In fo 
fern nun von einem Dienftgeber die 
Berpflegägebühr der 3. Claffe für einen 
Dienftboten geleiftet wird, ift dieje ohne 
Rückſicht auf die Zuftändigkeit des 
Dienftgebers, wenn diefer feiner Amti- 
rung oder Befhaftigung nah in Wien 
wohnt, mit täglih 18 fr., wenn er 
aber außer den Linien Wiens bleibend 
wohnt, mit täglih 32 fr. C. M. feft- 
gefeßt. Für den Fall, als der Franke 
Dienftbote an der Luftfeuche leidet, ift 
der Dienftgeber nicht verpflichtet, die 
Koften der Behandlung, fo weit fie nur 
jenes Uebel betreffen, zu beftreiten. 

8. 7. Jeder Dienftgeber ift demnach 
verbunden, in der fchriftlichen Anwei- 
fung, die der kranke Dienftbote in das 
allgem. Krankenhaus mitzubringen hat, 
den- Umftand beftimmt auszudrücken, 
ob der erkrankte Dienftbote in feinem 
Dienfte bleibt, oder von ihm entlaffen 


Brankenhaus. 


worden ift, welcher Umftand aud von 
der betreffenden k. k. Polizei» Bezirks- 
Direction, oder von der. k. k. Polizei: 
Dber-Direction beftätigt fein muß. 
Jener Dienftgeber, welder einen 
franfen Dienftboten die hier erwähnte 
Unweifung verweigert, oder demfelben, 
um ſich der Berpflegskoften - Bezahlung 
zu entziehen, aus dem Dienfte entläßt, 
ohne die Unterbringung des Dienftbo- 
ten in das allgem. Krankenhaus zu 


veranlaffen, wird nicht nur zur Bezah- - 


lung der Berpflegsgebühren für die 
ganze Dauer der Krankheit verhalten, 
fondern noch überdies mit einer Geld- 
ftrafe von 2 fl. C. M. belegt werden. 
Wenn ein Dienftgeber felbit zahlungs- 
unfähig fein follte, jo muß diefer Um— 
ftand in der für den Dienftboten anzu— 
juchenden Spitaldanmweifung von der 
betreffenden Bolizei-Behörde beftätiget 
werden. 

8.8. Zur Erzielung einer Gleiche 
fürmigfeit und erforderlihen Vollftän- 
digkeit der zum Behufe der Aufnahme 
von Dienftboten in das allgem. Kran- 
fenhaus auszuftellenden Dienftzeugniffe, 
fo wie zur Erleichterung des Publicums 
und der k. k. PolizeisBehörden werden 
zu diefem Zwecke erforderliche Dienft- 
zeugniffe mit den nothwendigen Rubri— 
fen verfehen, nah dem am Schluſſe 
beigefügten Formulare A in Drud ge: 
legt, und damit ſämmtliche Bezirke: 
Directionen, die Polizei» Bezirkd- und 
Stadt-Armenärzte, und ſämmtliche in 
Wien ihre Praris ausübenden Aerzte 
und Wundärzte, fo wie die Armenväter 
betheilt werden, bei melden im Erfor— 
dernißfalle von den Hausbefigern und 
Haus » Adminiftratoren eine beftimmte 
Anzahl unentgeltlich behoben, und für 
die Parteien verwendet werden Fann. 
Bei diejer Einrihlung wird es daher 
nur darauf anfommen, daß die in den 
gedrudten Dienftzeugniffen enthaltenen 
Rubriken von jedem Dienftgeber ordent⸗ 
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lich ausgefüllt und fodann der k. k. 
Polizei- Bezirks - Direction zur weiteren 
Amtshandlung überbradht werden. 

$. 9. Jene Individuen, welche zu 
einer Innung gehören, die entweder 
Paufhalien oder kopfweiſe die Ver— 
pflegsgebühren in das allgem. Kran- 
kenhaus bezahlt, müffen zur Aufnahme 
in die Krankenanftalt einen von den 
betreffenden Innungs=PVorftehern aus- 
gefertigten Innungszettel beibringen. 

Die Verpflichtung der Innungen für 
ihre in das allgem. Krankenhaus zur 
Behandlung gebrachten Gefellen, Jun— 
gen, Arbeiter und Arbeiterinnen die 
Verpflegsgebühren zu entrichten, Hat 
Statt, die Inmungen mögen in eine 
andere hier beftehende Krankenanftalt, 
wohin fie gewöhnlich ihre Kranken zu 
bringen pflegen, Pauſchalbeträge leiſten 
oder nicht, und es mögen die zur In— 
nung gehörigen und in das allg. Kran- 
kenhaus gebrachten Individuen in oder 
außer den Häufern ihrer Arbeitsgeber 
wohnen, ja diefe Verpflichtung erſtreckt 
fih auch aufjene ®efellen, welche von 
derFremde zureiſen, und nody feine 
Arbeit gefunden haben, fie mögen in 
dem Gefellenbuche eingetragen fein oder 
nicht, indem die Gefellenwanderung 
nur den Innungen zum PVortheile ge- 
reiht, und es alſo billig ift, daß fie 
zu den duch die zufällige Erkrankung 
eines foldhen zu ihrer Innung gehörigen 
Manderers dem hiefigen Krantenhaufe 
zuwachfenden Ausgaben, wenigfteng den 
gejeßlihen Beitrag leiften. Gegen jene 
Innungsvorfteher, weldhe die Ausitel- 
lung der zur Aufnahme eines kranken 
Gefellen, Jungen, Arbeiterd oder Ar— 
beiterinnen in das allgem, Krankenhaus 
erforderlichen Innungszettel verweigern 
follten, wird auf diefelbe Art vorge: 
gangen, wie ed im $. 7. der gegenwär- 
tigen Berordnung für die der ähnlichen 
Weigerung ſich ſchuldig machenden 
Dienftgeber vorgejchrieben ift. Bon die⸗ 
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fer Vorfehrift machen jedoch jene Ge- 
fellen eine Ausnahme, welde in ihrem 
früheren Arbeitsorte erfrankt find, und 
denfelben blos in der Abficht verlaffen 
haben und hieher gereift find, um fi in 
der hiefigen Krankenanftalt heilen zu 
laffen, in welchem Falle die Verpflegs- 
gebühren von jener Innung, zu welder 
der Meifter gehört, oder auch von den 
legtern felbft bezahlt werden müffen. 
Wenn endlich ein Kranker, der als Ge— 
felle, Lehrling, als Arbeiter oder als 
Arbeiterin, einer Innung angehört, an 
der Ruftfeuche erkrankt, fo werden die 
Berpflegskoften, in fo weit fie zur Hei— 
lung der Luſtſeuche allein erwachfen, der 
Innung nicht aufgerechnet. 

8. 10. In fo fern Innungen oder 
Gemeinden für ihre erfrankten Mitglie- 
der, Öefellen, Zungen u. f.w. Pauſch al—⸗ 
beträge an das allg. Krankenhaus zu 
entrichten pflegen, find diefe Beträge 
jederzeit nad) der über die hierwegen 
eingeleiteten befonderen Verhandlungen 
erfolgten Beftimmungen an das allgem. 
Krankenhaus pünctlich abzuführen. 

8. 11. Jene Innungen, welche Feine 
Paufhalbeträge in das allgem. Kranken» 
haus entrichten, find verpflichtet, für 
ihre Franken Gefellen, Jungen, Arbei- 
ter und Arbeiterinnen, die in das allg. 
Krankenhaus gebracht werden, die Ver— 
pflegsgebühr nad der 3. Claſſe zu be- 
zahlen. 

8. 12. Jene einzelnen Künftler, Fa- 
brifanten und Gewerbs- oder Han: 
delsleute, welde zu feiner In— 
nung gehören, find verbunden, für ihre 
kranken Commis, Subjecten, Gefellen, 
Jungen, Arbeiter und Arbeiterinnen, 
welche zur Heilung in das allg. Kranken⸗ 
haus abgegeben werden, ebenfalls die 
Berpflegsgebühren nad der 3. Claſſe zu 
vergüten, diefe in das Krankenhaus ge- 
wiefenen Kranken, fie mögen in oder 
außer dem Haufe des Arbeitgebers woh— 
nen, haben die im 8. 1 bezeichnete und 
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im 8. 8 beſtimmte Spitalsanweiſung 
mitzubringen, worin von dieſen die Be— 
zahlung der Verpflegsgebühr für die 
Kranken verſichert werden muß. Die 
Verweigerung einer ſolchen Anweiſung 
von dem Dienſtgeber ziehet dieſelben 
Folgen nad ſich, die im $. 7 der ge— 
genwärtigen Verordnung für die, die 
Anweiſung verweigernden Dienftherren 
beftimmt find. 

$. 13. Jene, welche von dem Wr. Ar- 
men-Inſtitute betheilt find, ha— 
ben fi) wegen Anweifung zur Aufnahme 
in das allgem. Krankenhaus mit ihren 
Bücheln oder Täfelchen bei dem Pfarrer 
um den Meldzettel zu bewerben, gegen 
deffen Vorweifung oder Abgabe fie in 
das allgem. Krankenhaus unbeanftän- 
det werden aufgenommen werden, 

8. 14. Mle wahrhaft armen 
Kranke, welche zwar feine Betheilung 
genießen, aber von Wien gebürtig find, 
oder fih ſchon durch 10 Jahre ununter- 
brochen hier aufgehalten haben, das ift, 
ſolche, welche hieher zuftändig find, 
werden, wenn fie feine Verwandten in 
auf und abfteigender Linie, die die Ber- 
pflegsfoften beftreiten können, noch 
fonft einen Erwerb haben, und wenn 
fie nicht zu ſolchen Kathegorien gehören, 
für welche nad den $$. 6,7, 9, 10, 
11 und 12 diefer Verordnung Die 
Dienftgeber, Innungen oder einzelne 
zu feiner Innung gehörige Künftler, 
Fabrikanten, Handelsleute, Profeffio- 
niften die Verpflegsgebuͤhren entrichten 
müffen, fobald fie mit den vorſchrifts— 
mäßigen und von den Eigenthümern 
oder den Adminiftratoren des Haufes 
wo fie wohnen, und der k. k. Polizei— 
Bezirks⸗Direction beftätigten Armuths- 
zeugniffe verfehen find, wie biöher un» 
entgeltlid in das allg. Krankenhaus 
zur Berpflegung und Heilung aufge: 
nommen. Die Hauseigenihümer und 
Adminiſtratoren, insbefondere aber die 
k. k. Boligei- Bezirks » Directionen wer⸗ 


Krankenhaus. 


den ftrenge angewiefen, und dafür ver- 
antwortli gemacht, daß die zur un— 
entgeltlihen Aufnahme eines Kranken 
in den Armuthözeugniffen (melde nad 
den angehängten Formularen B in 
Drud gelegt werden) enthaltenen Ru— 
briten genau ausgefüllt, und daß jene 
Eigenfchaften, melde einen Kranken 
zur unentgeltlichen Verpflegung geeig- 
net machen, deutlich herausgehoben 
und das diesfällige Ausnahme -Docu- 
ment, wozu der Bedarf von den Haus- 
eigenthümern oder Adminiftratoren bei 
der Bolizeis-Bezirkd-Direction, den Po: 
lizei» Bezirfsärzten und Stadt-Armen— 
arzten umentgeltlih behoben werden 
fann, vorſchriftsmäßig und vollftändig 
ausgeftellt werde. 

8. 15. Wenn vacirende Dienft- 
boten, die fih in Wien aufgehalten, 
wegen Krankheit die Aufnahme in das 
allgem. Krankenhaus anfprehen, fo 
haben fie zur Herftellung des Beweifes 
ihrer gegenwärtigen wirklichen Dienft- 
lofigteit, nebft den von den k. f. Po— 
ligei = Bezirks » Directionen vidirten 
Dienftzeugniffen auch noch die für-die 
Zeit der Dienftlofigkeit vorgefchriebe- 
nen polizeilichen Meldzettel beizubrin- 
gen, auf weldhe letztere ihnen bei ihrem 
Austritte aus dem Krankenhauſe eine 
furze Beſtätigung über die Zeit ihres 
Aufenthaltes im Kranfenhaufe zu er- 
theilen ift. Uebrigens verfteht es ſich 
von felbft, daß in jenen Fällen, wo 
vacırende Dienftboten ohne diefe Aus— 
weife, aber mit ſolchen Gebrechen ſich 
zur Aufnahme melden, daß fie nad 
ärztlihem Befunde füglich nicht zurück— 
gewiefen werden fönnen, in die Kran 
fenanftalt aufgenommen, jedoch die er- 
forderlihen Erhebungen nachträglich 
ohne Zeitverluft eingeleitet werden 
müffen. SHinfihtlid der vacirenden 
Dienftboten ift auf ihr früheres Dienft- 
verhältniß feine Rückſicht zu nehmen, 
fondern in Bezug auf den Betrag der 
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aufzurechnenden Verpflegskoſten und 
deren Einbringung find fie nah Maß— 
gabe ihrer Vermögens- und Kamilien- 
umftände und ihrer Zuftändigkeit fo 
zu.behandeln, wie es in diefer Berord- 
nung für andere Perfonen vorgeſchrie— 
ben ift, für welche Niemanden nach den 
88. 6, 7, 9, 10, 11 u. 12 eine Zah- 
lungspflicht zukommt. 

$. 16. Ale außer den Linien 
Wiens wohnenden Perfonen, die im 
Erkrankungsfalle in das allg. Kranken— 
haus gebracht werden, müſſen mit Zeug« 
niffen ihrer Ortsobrigkeiten über die Zeit 
ihres Aufenthaltes in diefem Wohnorte 
verfehen fein, und es muß darin nicht 
nur der Bor: und Gefhlehtename des 
Kranken (bei verheiratheten oder ver- 
witweten Berfonen weiblichen Geſchlech⸗ 
tes Sowohl ihr Familienzuname als 
der Zuname des Gatten), fein Alter, 
Stand, und deffen perfönliche Eigen- 
haften, fondern auch fein Geburts: 
und derjenige Ort, in den er fi etwa 
durch 10 Jahre ununterbrochen aufges 
halten hat, mit Anmerkung der Pro- 
vinz, des Kreifes oder Gomitated, wo 
er liegt, und der Herrfchaft, zu der er 
gehört, genau angeführt werden. Wenn 
ein ſolcher Kranker mit unvollftändigen, 
unrichtigen Anmweifungen oder wohl gar 
ohne eine Anmweifung in das allgem. 
Krankenhaus gelangen follte, wird die 
Berpflegsgebühr ohne weiters der Ge— 
meinde, woher der Kranke gekommen 


iſt, zur Laft gefchrieben und von ihr 


eingetrieben werden. 

8. 17. Rüdfihtlih der Handlungs: 
Commis, Subjecten, Gefellen, Jun— 
gen, Arbeiter und Arbeiterinnen, die 
außer den Linien Wiens bei einem Han- 
deldmanne, Meifter, Fabritanten oder 
anderen Gewerbömanne in Arbeit fte- 
ben, dann hinfichtlich der bei den Dienft- 
gebern außer den Linien Wiens im 
Dienfte ftehenden Dienftboten, welche 
im Erkrankungsfalle in das allgem. 
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Krankenhaus gebracht werden ſollen, 
haben für ihre Innungen, Fabrikan— 
ten, Meifter, Dienfthälter und Dienft- 
geber eben jene Berpflichtungen in Be- 
ziehung auf die zu entrichtenden Ver— 
pflegsgebuͤhren Statt, welche in Rück— 
ſicht auf dieſe Claſſen, die ſich in Wien 
befinden, durch den $. 6, 7, 9, 10, 11 
und 12 der gegenwärtigen Verordnung 
vorgefchrieben find, und diefelben in 
Gemäßheit des $. 4 als auswärtige 
gehalten, die höhere Berpflegsgebühr 
nah der 3. Claſſe, nämlih täglich 
32 fr. C. M. zu bezahlen. Demnach 
haben die betreffenden Ortsobrigkeiten 
in den für ſolche Kranke auszuftellen- 
den Zeugniffen auch immer die Innung, 
den Handeldmann, Fabrifanten, Mei: 
fter oder Dienftgeber, welcher die Zah: 
lung zu leiften ſchuldig ift, anzuführen, 
den Verpflegdbetrag einzubringen, und 
mit dem Kranken an die Cafe des all- 
gemeinen Krankenhauſes einzufenden. 
8. 18. Unterftandslofje Perſo— 
nen, die irgendwo hier erfrankten, find 
durch die k. k. Polizei-Bezirks⸗Directio⸗ 
nen in das allg. Krankenhaus anzuwei— 
fen. In diefer Anweifung find alle jene 
auf das Nationale Bezug habenden Um- 
ftände, wie fie im $. 1 vorgefchrieben 
find, genau anzugeben, und der f. f. 
Krankenhaus-Berwallung entweder ſo— 
gleich bei der Uebergabe des Kranken 
oder ohne weitere Aufforderung in für: 
zefter Frift nachträglich zu überfenden. 
$. 19. Für jene kranken Perfonen, 
weldhe aus irgend einem Unterſu— 
chungs-oder Schuldenarrejte in 
das allg. Krankenhaus übergeben wer: 
den, muß die Berpflegsgebühr nach der 
3. Claſſe, im Falle der Kranke nicht 
ausdrücklich in eine höhere Claſſe an— 
gewiefen wird, von der Unterſuchungs— 
Behörde oder dem Kläger beftritten 
werden, und es richtet fich die höhere 
oder mindere Gebühr diefer Verpflegs- 
Elaffe innmer nad) dem Orte, wo der 
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Kläger als zahlungspflichtige Perſon 
wohnt. 

$. 20. Nach derſelben Claſſe müſſen 
die Gebühren für die durch Unglücks— 
fälle beſchädigtenPerſonen entrich- 
tet werden, fo wie ſich die Verpflichtung 
nah den jeweiligen Umftänden richtet, 
fo zwar, daß entweder nad vorausge: 
gangener Unterfuchung der als fchuld- 
tragend Erkannte, oder der Berpflegte 
felbft und jeder nad) feiner Zuftändig- 
feit die niedere oder höhere Verpflegs- 
gebühr der 3. Elaffe zu leiften hat. 

$. 21. Diejenigen Perfonen, für 
welche bei dem Eintritt in die Kranken» 
anftalt die Verpflegsgebühr nicht baar 
erlegt wurde, und welche weder zu einer 
Innung oder zu einem Armeninftitute 
gehören, noch nad den im $. 14 an— 
gegebenen Beftimmungen zur unent- 
geltlihen Verpflegung geeignet find, 
werden zwar auch aufgenommen, jedoch 
bat es in Bezug auf die nachträgliche 
Einbringung der diesfälligen Verpflegs— 
gebühren bei den im Regierungs-Cir— 
culare vom 21. Dct. 1825 enthaltenen 
Borfohriften zu verbleiben, wornac die 
Hereinbringung diefer Berpflegsgebüh- 
ren die gefammten Unterthanen des 
Kreifed, wohin der Verpflegte zuftän- 
dig ift, in Anipruch genommen werden, 
und fodann die freisweife Repartition 
auf dem flachen Rande nach dem Grund: 
fteuergulden in den Stätten aber nad) 
den Hauszindfteuergulden zu gefchehen 
hat. 

$. 22. Die Begräbniß=- Taren 
für die in der Kranfenanftalt verjtorbe- 
nen Berfonen, für welche feine befonderen 
Leichenbegängniffe angeordnet werden, 
find wie bisher für Perfonen, die nad) 
der 1. Claffe verpflegt wurden, auf Afl., 
für nad der 2. Claſſe Berpflegte auf 
2 fl. und für nad der 3. Claſſe Ber: 
pflegte auf 1 fl. C. M. feftgefekt. 

$.23. Die allfällige Transporti- 
rungderKranken mitdem Tragbette 


Krankenhaus. 


oder Tragfeffel der Krankenanftalt durch 
die Krankenhaus - Seffelträger Tann 
nur aus dem Polizei-Bezirke Alfervor- 
ftadt gefchehen, für welche in das allg. 
Krankenhaus AU fr., in das Spital 
der barmherzigen Brüder in der Leo— 
poldftadt aber, oder in das Spital der 
Elifabethinerinnen auf der Randftraße, 
oder auch im jenes der barmh. Schwer 
ftern in Gumpendorf der Betrag von 
1fl.EM., zur Kranktenhauscaffe zu ent⸗ 
richten ift. Wegen Transportirung eines 
Kranken mittelft des Tragbettes oder 
Zragfeffeld aus den übrigen Polizei— 
Bezirten wurden mit Regierungs«-Ber- 
ordnung v, 22. Mär; 1832 3.12894 
zur fchnelleren und bequemeren Leber- 

Formular A. 
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bringung der Kranken oder plößlic 
Berunglücdten in ein biefiges Spital 
eigene Tragbett-Anftalten in allen Po— 
lizeisBezirken errichtet, wornach ſich die 
Angehörigen eined zu übertragenden 
Kranken oder plötzlich Verunglückten, 
behufs feiner fchnellen Unterbringung 
in irgend einem Spitale in der innern 
Stadt bei dem Haus-Commiffariate der 
k. k. Polizei» Ober: Direction in den 
Borftädten aber bei den betreffenden 
k. k. PBolizei- Bezirks» Directionen zu 
melden haben. (Hflzl. D. v. 18. Febr. 
1837 3. 12356. Vdg. der n. ö. Reg. 
vom 30. März 1837 3. 12234. n. ö. 
Prov. G. ©. 19. Bd. Nr. 35.) 


Dienft: Zeugniß 


zur Aufnahme in das k. k. allgem. Krankenhaus für 


gebome 


Character 


| Religion 


| ledig, verheirathet, 
| Witwer, Witwe 


Geburts ort 


Herrſchaft 


Dienſtort und Haus— 
Nr. 


Zuſtändigkeit 
Land 
Kreis 


Herrſchaft 





Rrankenhaus. 


Diefed in meinem Dienfte (meiner 
Arbeit) erkrankte Individuum, welches 
nah der Genefung wieder in meinen 
Dienft zurüctritt (nunmehr gänzlich 
von mir entlaffen ift) wird gegen Erlag 
ded Imonatlihen (für die Dauer der 
Krankheit ganzen) Berpflegöbetrages 
(wegen Zahlungsunfähigkeit einftwei- 
len unentgeltlih) dem k. k. Kranten- 
hauſe in die Pflege übergeben. 

Wien, am 

Hausinhaber fammt Character 

Dienftgeber (Mrbeitögeber) ſammt 
Character. 

Mit Tragbett (Tagſeſſel), transpor- 
tabel. K. k. BolizeirBezirksarzt. 


Formular B. 
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Beftätigung der E. f. Bol. Bez. Dir. 


1. Ob das Nationale, Dienft« oder 
Arbeitsverhältuig richtig ift? 

2. Ob die Dienft- oder Arbeitsent- 
laflung angezeigt wurde? 

3. Ob der Dienftgeber zahlungsfä- 
big ift? 

4. Wohin der Berpflegte zuftändig ift? 

5. Ob der Berpflegte zahlungsfä- 
big if? 

k. k. Boligei-Bezirkg-Direction. 


Wien, am 
dirigirender Ober⸗Commiſſär. 


Armuths-Zeugniß 
zur Aufnahme in das k. k. allgem. Krankenhaus für 


geborne 





Character 


Alter 


Religion 


ledig, verheirathet, 
Witwer, Witwe 


| 
| 
Geburtsort | 
Land | 
Kreis | 
verrſchaft 
Dienſtiort u. Haus: | 
Nr. 
| 


Zuftändigfeit 





Land | 





Kreis | 
Herrſchaft | 





Krankenhaus. 


Dies erkrankte Individuum, welches 
wegen feiner Armuth nicht im Stande 
ift, die Heilungsfoften zu beftreiten, 
wird mit dem Bemerken dem k. E. allg. 
Krankenhaufe überfendet, daß derfelbe 
zur unentgeltlihen Pflege geeignet ift. 

Wien, am MN. 

Hauseigenthümer fammt Tharacter. 

Mit Tragbett (Tragfeffel), transpor- 
tabel. k. k. Polizei-Bezirksarzt. 

Beſtätigung der k. k. Pol. Bez. Dir. 

1. Ob das Nationale richtig ift? 

2. Wohin der Berpflegte zuftändig ift? 

3. Ob und wer für ihn zahlungs- 
pflichtig ift? 

4. Ob der Berpflegte zahlungsfä- 
big ift? 

k. k. Polizei-Bezirks⸗Direction. 

Wien, am 

k. k. ditigirender Ober-Commiſſär. 

Krankenhaus in Prag. Weber die 
Modalitäten der Kranfenaufnahme nad) 
den diesfalld für Wien beftehenden Be- 
flimmungen wurde der Krankenhaus: 
Direction in Prag Folgendes bedeutet: 

Im Allgemeinen und im Wefentlichen 
flimmen die Vorſchriften der hierauf 
Bezug nehmenden Gub. Eirc. Berordn. 
vom 13. Aug. 1829 3. 34801 mit 
jenen, welche für Wien erlaffen wor: 
den find, überein, 

Man findet daher nach dem Vorbilde 
der Legteren blos anzuordnen: 

1. Daß künftighin, d. i. v. 1. Juni 
1838 angefangen die pfarrlihen Meld— 
jettel, behufd der Aufnahme in die 
Krankenanftalt zur Erzielung einer grö- 
ßeren Gontrole derfelben — jedod 
mit Ausnahme jener für Armen Inftis 
tuts⸗Portioniſten — in der Regel, d. i. 
wenn feine Gefahr am Verzuge haftet, 
auch noch von dem betreffenden k. E. Po» 
ligei= Bezirks» Gommiffariate nicht nur 
bezüglich der Dürftigkeit, ſondern aud) 
bezüglich der Ortszuſtändigkeit zu bes 
fätigen ferien, und wenn der erwähnte 
Yusnahmafall eintritt, die Beftätigung 
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wenigftend 


nachträglid 
werde; dann 


2. daß die Berpflegsgebühren für die 
durch Unglücksfälle befhädigten Perſo— 
nen zunächſt der nach vorausgeganges 
ner Unterſuchung als fehuldtragend 
Erkannten, fonft aber nach den allgem. 
Directiven zur Berichtigung zu liquis 
diren find, Uebrigend wird der Prager 
Magiftrat dafür forgen, daß zur Trans— 
portirung der Kranken in das Kranken— 
haus in jedem Stadttheile eine ange- 
meſſene Anzahl von entſprechenden und 
gefällig ausſehenden Trag-Apparaten 
vorhanden find, und zum Kranken— 
tragen nur taugliche, anftändig gekleis 
dete und nüchterne Individuen verwen— 
det werden. (Bub. Bdg. vom 3. Mai 
1838 3. 19956. Prov. G. ©. für 
Böhmen v. 5. 1838. Nr. 119.) 

Krankenhaus. Es ift die Veran— 
ftaltung zu treffen, daß die Oberfran- 
fenpfleger ämtliche Auffchreibungen 
(Journale) führen, in welche von den— 
felben die den Kranken abgenommenen 
Pretiofen und Gelder fogleih einzu: 
tragen find. Nach der gepflogenen Jour— 
nalifirung haben dann die Oberkran— 
fenpfleger die Depofiten an die Kran: 
kenhaus⸗Verwaltung mittelft der bishe— 
rigen Gegenfcheine abzuführen, jedem 
diefer Gegenfcheine aber von nun an 
angefangen, jene Journals-Artifel bei— 
zufügen, unter weldhem das Depofitum 
in dem Oberkranfenpfleger » Journal 
aufgeführt erſcheint. (Bdg. dern. ö. R. 
v. 12. Mai 1838 3. 25485. Kn. ©. 
DB. 3. 1838 Nr. 32.) 

— — auf der Wieden. Die 
Eröffnung diefes Krankenhaufes wurde 
mit nachfolgender öffentlicher Kundma— 
hung befanntgegeben: Rücfichtlich der 
Kranfenaufnahme in diefes Kranken— 
haus haben mit Genehmigung der h. 
Landesftelle vom 13. October 1841 3. 
56107, folgende Beftimmungen zur 
Richtſchnur zu dienen: 


beigebracht 


Krankenhaus. 


1. In diefes Krankenhaus werden 
Kranke beiderlei Geſchlechtes und von 
jedem Religions = Bekenntniffe aufge: 
nommen. 

2. Diefed Krankenhaus ift vorzugs— 
weife für fpitalsbedürftige Bewohner 
des Polizei-Bezirkes Wieden beftimmt ; 
doch werden in dringenden Fällen, und 
fo weit e8 der Belegraum geftattet, auch 
Kranke aus andern Polizei = Bezirken, 
aus der innern Stadt und aus den 
Umgebungen Wiend aufgenommen. 

3. Für Leidende mit einer innerli= 
hen Krankheit, ift eine medicinifche; 
für folde mit einem äußern Gebrechen 
oder Schaden, eine hirurgifche Abthei- 
lung, jede unter der Leitung eines eige- 
nen Primararztes errichtet worden, 

4. In dieſes Krankenhaus werden 
vorzüglich folhe Kranke aufgenommen, 
welche fih zu Haufe die nöthige arzt- 
lihe Hilfe und Pflege nicht verfchaffen 
fönnen, und die entweder zur Claſſe 
der Armen gehören, oder für weldhe nad) 
den beftehenden Verordnungen von den 
Kranken felbft, oder von dritten Perfo- 
nen die Verpflegskoſten zu entrichten find. 

5. Bon der Aufnahme bleiben aus— 
gefchloffen: 

a) mit unheilbaren und chronischen 
Krankheiten Behaftete, wenn feine Ge- 
fahr am Verzuge ift; 

b) Geiſteskranke; 

e) nah Ungarn Zuftändige, wenn 
die Zahlung nicht fogleich geleiftet wird; 

d) mit den natürlichen Blattern oder 
mit der Wafferfheu Behaftete; 

e) Kinder unter 4 Fahren; 

f) Syphilitifche, welche dem Bauern 
ftande angehören, und hieher zur Hei— 
lung angewiefen werden. 

6. Für Arme und Zahlungsunfa- 
hige werden unter 100 Kranfenbetten 
jedesmal 10 in Bereitfchaft gehalten; 
für die Zahlungspflihtigen find aber 
die möglichft billigen Verpflegskoften 
feſtgeſetzt. 


Zaleisty, Handb. d. Voliz. Geſ. IL 
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7. Für einen zahlungspflichtigen 
Kranken, der zu den Gemeinden des 
PolizeisBezirkes Wieden gehört, ift ein 
täglicher Verpflegsbetrag von 16 fr. 
EM. zu entrichten; für einen Kranken, 
welcher nicht zu den Bewohnern des 
Polizei = Bezirkes Wieden gehört, und 
aus den benachbarten Gemeinden inner 
den Linien Wiens dahin überbracht 
wird, find täglih 18 fr. CM,, und für 
Auswärtige täglich 32 Fr. EM. zu bes 
zahlen. 

8. Zu den Bewohnern des Polizei- 
Bezirkes Wieden werden alle Jene ge 
rechnet, weldhe entweder in Wien gebo- 
ren find, oder die Zuftändigfeit nad 
Wien aus einer gefeglihen Urſache er— 
langt haben, und welche zur Zeit der 
Erkrankung ihren ordentlihen Wohnfig 
oder Bedienftung in einer der zum Po— 
lizei-Bezirke Wieden gehörigen Gemein» 
den haben. 

9. Dienftboten, Handlungs-Commig, 
Subjecte, Gefellen, Jungen, Arbeiter 
und Urbeiterinnen, weldhe in Erkran— 
fungsfällen in diefed Krankenhaus 
überbracht werden, und für welche der 
Dienftherr, Handeldömann, Meifter, 
Fabrifant oder Gewerbsmann nad) den 
beftehenden Berordnungen die Ber: 
pflegskoften zu entrichten hat, werden, 
wenn fie bei einem Bewohner der zum 
PolizeisBezirke Wieden gehörigen Ge- 
meinden im Dienfte ftehen, eben fo, wie 
die Einwohner diefer Gemeinde rück— 
fihtlich der Berpflegsgebühren für die 
Zeit behandelt, als fie auf Koften des 
Dienſt- oder Arbeitsgeberd verprlegt 
werden. Für die übrige Zeit der Ver— 
pflegung haben aber die geſetzlich Zah— 
lungspflichtigen die Verpflegskoſten nach 
der entfallenden höhern Kathegorie zu 
beftreiten. 

10. Die Traggebühr für Kranke 
durch die Spitalsfranfenträger wird für 
Kranke aus dem Polizei» Bezirke Wie- 
den auf 30 kr., für Kranke aus benach— 


16 
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barten Bezirken aber auf 40 fr. EM. 
feftgefeßt. 

11. Die Berpflegsgebühren müffen 
bei der Hausverwaltung für einen Mo» 
nat vorhinein entrichtet werden. Bei 
dem Austritte oder dem Ableben des 
Kranken wird der etwaige Weberfchuß 
gegen Borzeigung der über geleiftete 
Bezahlung erfolgten Quittung zurück 
vergütet. Jedoch muß diefe Gebühr 
für acht Tage bezahlt werden, wenn 
auch der Kranke eine kürzere Zeit ver- 
pflegt worden fein follte. 

12. Da diefe Krankenanftalt zur 
Aushilfe des k. k. allgemeinen Kran- 
fenhaufes ins Leben getreten ift, fo ge- 
ſchieht aud die Einhebung und Eintrei- 
bung der PVerpfleggebühren nad den, 
für das allgemeine Kranfenhaus befte- 
henden Directiven. 

13. Hinfihtlih der Aufnahme und 
Zahlungspflichtigkeit der erkrankten 
Dienftboten, der Gefellen, Jungen, Ar: 
beiter und Arbeiterinnen von Innun— 
gen, der einzelnen Künftler, Fabrifan- 
ten, Gewerb3- und Handelsleute, welche 
zu feiner Innung gehören, fie mögen 
innerhalb oder außerhalb der Linien 
Wiens wohnhaft fein, und deren Gom- 
mis, Gubjecte, Gefellen, Jungen, Ar— 
beiter oder Arbeiterinnen haben vor der 
Hand beziehungaweife auf den Abfak 
7 aud für diefe Kranfenanftalt die 
gleichen Beftimmungen zu gelten, wie 
fie in dem Rggs. Circul. v. 30. März 
1837, 88. 6, 7, 9, 11, 12, 15, 16 u. 
17 für das hiefige allgemeine Kranken: 
haus zur Nichtfchnur für die einzelnen 
Fälle vorgefchrieben find. 

14, Zur Erzielung einer ungefäum- 
ten Aufnahme von Dienftboten und 
zahlungspflichtigen Kranken, welche zu 
feiner Corporation gehören, werden zur 
Erleichterung des Publicums Kranken: 
aufnahmsdzeugniffe mit den nothwendi— 
gen Rubriken verfehen, in Druck gelegt, 
und damit die k. k. Polizeis-Bezirkd-Dir. 
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fo wie die Grundgerichte des Pol.Bez. 
Wieden, der E. k. Pol.» Bez. Arzt, die 
adjungirten k. k. Armenärzte, fo wie 
ſämmtliche dortfelbft ihre Praris aus— 
übende Aerzte und Wundärzte, dann 
die k. k. Armenväter betheilt werden, 
bei welchen im Erfordernißfalle von den 
Haudbefigern oder Hausadminiftratoren 
eine beftimmte Anzahl unentgeltlich be- 
hoben, und für ihre Parteien verwen- 
det werden kann. Bei diefer Einrich- 
tung wird es nur darauf ankommen, 
die in diefem Aufnahma-Documente ent= 
haltenen Rubriken ordentlich ausgefüllt, 
mit dem Erkrankten in das Kranken— 
haus zu überbringen. 

15. Innungsmitglieder benöthigen 
zur Aufnahme des von dem betreffen- 
den Innungsvorfteher ausgefertigten 
Innungszetteld nad den in obgenanne 
ten Rggs. = Eirculare vom 30. März 
1837, $. 9 enthaltenen weiteren Be- 
flimmungen. 

16. Aus verfhiedenen hiefigen Fon— 
den betheilte Pfründner haben fich be- 
hufs der Aufnahme mit ihrem Büchel 
oder Täfelchen bei der zuftändigen 
Pfarre um den Meldzettel zu bewerben, 
gegen deffen Borweifung und Abgabe 
fie, fo weit es der Belegraum zuläßt, 
entweder auf Koften ihres Pfründner- 
genuffes, oder gegen Berichtigung der 
ganzen Verpflegskoften beziehungsweiſe 
auf den Abſatz 7 verpflegt werden. 

17. Alle wahrhaft armen, nad) Wien 
zuftändigen Berfonen, haben in Erfran» 
fungsfällen zur Erwirkung einer unents 
geltlihen Aufnahme und Berpflegung 
jene Documente beizubringen, welche 
nad $. 14 des vorbenannten Circulars 
auch zur unentgeltlichen Verpflegung im 
f. k. allgemeinen Krankenhauſe erfor 
derlih find. 

18. Hinfihtlih der Begräbnißtare 
wird fich einftweilen nach dem beftehen- 
den Stolpatente benommen werden. 
(Kundm. der Direction des Bezirkes 


Krankenhaus. 
Krankenhaufes Wieden, v. 19. Nov. 
1841.) 


Diefe von der Regierung bezüglich 
des Krankenhaufes auf der Wieden ge- 
troffenen Verfügungen haben mit a. 5. 
Entſchließung v. 2. Juli 1842 nad 
trägli die a. b. Genehmigung erhal- 
ten, wobei der a. h. Wille dahin aus: 
geſprochen wurde, daß diefe Anftalt in 
ihrer gemeinnüßigen Wirkfamteit nah 
aller gefeglihen Möglichkeit unterftüßt 
werde. (Hfkzl. D. v. 7. Juli 1842 3. 
20840. Eirc. der Bol. Ob. Dir. v. 6. 
Aug. 1842 3. 12333/2072.) 

Krankenhaus. Laut Zufchrift des 
biefigen Magiftrates v. 16. Juni d. 3. 
3. 29463 hat nad Inhalt des h. Reg— 
gierungsd-Decretes v. 31. Mai l. 3.3. 
31373 die h, £. k. Hofkanzlei mit De— 
cret v. 19. desfelben Monats 3. 14608 
gelegentlich der Entfcheidung eines vor- 
gelommenen Falles die Beftimmungen 
erlaffen, daß bei jenen Innungen, die 
für die Heilung ihrer Zunftgenoffen an 
andere Krankenanftalten Paufchalbe- 
träge entrichten, deren Gefellen und 
Jungen nur in dringenden unabmweis- 
baren Fällen in das k. k. allgemeine 
Krankenhaus aufzunehmen feien. (Eirc. 
der k. k. Pol. Ob. Dir. v. 21. Juli 
1842 3. 10415/4455.) 

— — auf der Wieden Da 
im Bezirks⸗Krankenhauſe Wieden In— 
dividuen aufgenommen werden, welde 
einer Innung angehören, und durch 
diefed DVerfahren die Vergütung für 
derlei Individuen auf den Kranken— 
hausfond entfällt, fo ift es aud billig, 
daß diefer Fond die diepfälligen Ge- 
bühren, in fo fern die Innungen Pau— 
ſchalbeträge an das Krankenhaus ent- 
richten, zum Zwede der künftigen Aus- 
mittlung der Baufchalbeträge in Vor— 
merfung bringe. Zu diefem Behufe ift 
der Wiedner Spitale-Berwaltung auf 
getragen, die mittelft Anmweifung einer 
Innung angehörigen Individuen abge 
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ſondert auszuweiſen. (N. d. R. Vdg. 
v. 2. Sept. 1842 3. 51266. Kn. ©. 
V. J. 1842. Nr. 67.) 

Krankfenhaus.Berfahrenmitden 
Verlaffenfhafts-Effecten der 
im biefigen allgemeinen Kran 
kenhauſe Berftorbenen. Es find 
für die Zukunft alle Berlaffenfchafts- 
Effeeten von den im Krankenhauſe ge- 
ftorbenen Individuen, ohne Rückſicht 
auf eine etwaige Forderung der Anftalt, 
den Parteien, welchen die Berlaffenfchaft 
von der berufenen Abhandlungs » Be- 
hörde zugemwiefen ift, zu erfolgen, nur 
müffen die Berpflegstoften - Ausftände 
bei Aufnahme der Todtenfälle von 
Seite des Sperr- Commiffärd von der 
Kranfenhaus- Verwaltung gehörig an- 
gemeldet werden. Die Begründung da- 
für ift, daß nad den beftehenden Vor— 
fchriften das Verfügungsrecht über die 
Berlaffenfhafts-Effecten nicht der Kranz 
kenhaus-Verwaltung, fondern der Ab- 
handlungs-Behörde zufteht, mithin fol- 
gerecht die Erfolglaffung von derlei Ef- 
feeten jenen Parteien von Seite des 
Krankenhaufes nicht verweigert werden 
kann, welchen fie von den Abhandlungs- 
Behörden eingeantwortet wurden, umd 
welche fih damit ausweifen fönnen. 
Hiernach find die 88. 12 und 13 der 
Inftruction des Kleiderverwahrers ab- 
zuändern. (Hflzl. D. v. 15. Dec. 1842 
3. 38050. Vdg. dern. ö. R. v. 30. 
Dec. 1842 3. 76036. Prov. &. ©‘ 
24. Bd. Nr. 236.) 

— — auf der Wieden In 
dem Falle, wo in dem Bezirks - Krans 
kenhauſe Wieden Innungsglieder ver- 
pflegt werden, wofür in das allgemeine 
Krankenhaus Paufhalbeträge entrichtet 
werden, find in Zukunft die für derlei 
Innungsglieder auflaufenden Gebühren 
nach den allgemeinen für dad Wiedner 
Krankenhaus beftehenden Statuten, 
nämlih mit 10 Procent Abzug, von 
Quartal zu Quartal aus dem Kranten- 
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bausfonde zu bezahlen. Zugleich find 
durch den Wiener Magiftrat die Innun— 
gen des Wiednerpolizei-Bezirkes, welche 
Paufhalbeträge an das allgemeine 
Krankenhaus entrichten, zu verftändigen, 
daß ihre Innungsglieder nicht nur im 
allgemeinen Krankenhaufe, fondern auch 
im Bezirks⸗Krankenhauſe Wieden Auf: 
nahme finden können. (R. 6. R. Vdg. 
v. 10. Mai 1843 3. 24348. An. ©. 
B. 3. 1843. Nr. 52.) 

Krankenhaus auf der Wieden. 
Das Bez.-Krankenhaus auf der Wieden 
ift zur Aushilfe des allgemeinen Kran— 
fenhaufes in das Leben getreten, und 
in Abfiht auf die Einhebung der Ber: 
pflegögebühren an die für das allge: 
meine Krankenhaus beftehenden Direc- 
tiven gebunden, Da nun im allgemei- 
nen Krankenhauſe die erkrankten armen 
Unterthanen jener Staaten, mit welchen 
rüdfihtlid der Krankenverpflegung das 
Reciprocitäts-Verfahren in Defterreidh 
beobachtet wird, glei die nach Wien 
zuftändigen Armen unentgeltlich zu ver- 
pflegen find, fo ift nad den obigen 
Statuten auch das Wiedner Bezirks: 
Krankenhaus zur gleichmäßigen unent- 
geltlihen Behandlung der erwähnten 
Ausländer gehalten. (N. 6. R. Dog. 
v. 13. Sept. 1843 3. 47460. Kn. ©. 
B. 3. 1843, Nr. 110.) ©, Kranken: 
haus-Berpflegsgebühren, 

— — auf der Wieden. Die 
Regierung, findet fih zwar nicht be- 
ſtimmt, dem aus Rüdfihten für. den 
Krankenftand geftellten Antrage ge— 
mäß anzuordnen, daß im Bezirks— 
Krankenhaufe Wieden von jenen Ins 
nungen, welche in das hiefige k. k. all- 
gemeine Krankenhaus jährlihe Paus 
fhalbeträge für die Verpflegung ihrer 
erkrankten Innungsglieder zahlen, nur 
ſolche Individuen aufgenommen werden, 
deren Krankheitszuftand die Ueberbrin— 
gung ind allgemeine Krankenhaus nicht 


geftattet, fondern, es hat diesfalls ber. 
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der Negierungs-Entfheidung vom 10. 
Mai 1843 3. 24348 zu verbleiben, 
und es ift auch um fo weniger gültiger 
Grund vorhanden, von denfelben ab- 
zumweichen, al& der Krankenhausfond bei 
den Nichtbeftande diefes Bezirks-Kran- 
fenhaufes für die Etablirung von Fi- 
lialen größere Opfer bringen müßte, 
Die Bezirks - Krankenhaus - Direction 
wird angewiefen, genau darauf zu fer 
ben, daß Individuen, die zu paufcha- 
litten Innungen, jedoch nicht zum Po— 
lizei » Bezirke Wieden gehören, in die 
dortige Anftalt nicht aufgenommen wer- 
den. (N. 6. Rggs. Vdg. v. 28. Sept. 
1843 3. 52684. An. ©. B. J. 1843. 
Nr. 116.) 

Kranfenhaus auf der Wieden. 
Se. f. k. Majeftät haben mit a. h. Ent- 
[hliegung vom 23. Decbr. 1843 zu 
bewilligen geruht, daß dem Wiedner 
Bezirks-Spitale für die Dauer von 10 
Jahren jährlid 3500 fl. EM. auf 25 
Krantenbetten für arme erkrankte Rei- 
jende, oder doch Fremde aus dem Hofr 
fpitalfonde ausgezahlt werden. Hiebei 
ift jedoch diefer Krankenhaus-Direction 
zur Pflicht zu machen, über die wirk— 
lie. Erfüllung, diefer Verbindlichkeit 
vierteljährige Ausweife der n. ö. Res 
gierung vorzulegen, um daraus erfehen 
zu können, wie.viele Kranke, und von 
welcher Herkunft im diefen Betten. vere 
pflegt wurden. Die Zuweifung armer 
erfranfter Reifender oder doch fremder 
in. die Betten ift der Bolizei-- Bezirke- 
Direction Wieden zu übertragen, umd 
die von derſelben auszufertigenden 
Meldzettel haben die Controle für die 
Erfüllung der Bedingung bei der Auf— 
nahme zu bilden. (Hfkzl. D. v. 28: 
Dec. 1843 3. 41093. N. 5. R. Vdg. 
v. 4. Jän. 1844 3. 308 u. 1019, 
Kn. S. 2. 3. 1843. Nr. 145.) 

— — Die k.k. Krankenhaus - Dir, 
wird angewiefen, daß den in Dieihrer Dir, 
unterftehenden Anftalten- durch die Bes 
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börden gegen Wiederübernahme 
nad erfolgter®enefung abgege- 
benen Individuen das Dermweilen 
außer der Anftalt nur unter Haftung 
und auf Beranlaffung der den Kran- 
fen übergebenden Behörde, und fonft 
unter feinem Borwande geftattet wer- 
den darf, und daß ſolchen Individuen 
die erforderlihen Hausfleider aus dem 
Magazine der Anftalt verabfolgt und 
felbe zu deren Benüßung verhalten wer: 
den. (D. der f. k. n. 6. R. v. 30. Apr. 
1845 3. 25387.) 

Krankenhaus. Hinſichtlich der 
Entlaffung derumbeilbarenar- 
men Kranken aus dem biefigen 
ft. k. allgemeinen Krankenhaufe 
werdennahfolgende®rundfäße 
feftgeftellt: 

1. Iſt der Wiener Magiftrat ver- 
pflichtet, jene unheilbaren Kranken, de 
ren Zuftändigfeit nah Wien 
außer Zweifel ift, über Aufforde- 
rung der f. k. Krankenhaus » Direction 
altfogleih von felber zu übernehmen, 
wobei die k. f. Krankenhaus-Direction 
dem Magiftrate zugleih die Acten, 
welche diefe Kranken betreffen, mitzu- 
theilen hat. 

2. Ebenfo ift der Wiener Magiftrat 
verpflichtet, jene unheilbaren Kranken 
deren Zuftändigkeit nah Wien wohl 
angeblih und wahrfcheinlich, aber nicht 
außer Zweifel geftellt ift, über Auffor- 
derung der £, f. Krankenhaus-Direction 
fammt den ihre Aufnahme betreffenden 
Documenten, und den während ihrer 
Behandlung von der k. f. Krankenhaus» 
Direction eingeleiteten Gorrefponden- 
zen und Erhebungen über ihre Zuftän: 
digkeit felbft dann zu übernehmen, wenn 
diefe Erhebungen noch zu keinem Re- 
fultate geführt haben, und fomit deren 
Zuftändigkeit nach Wien noch zweifel- 
haft ift, wo es Sache des Magiftrates 
fein wird, die weiteren Erhebungen über 
deren Zuftändigkeit felbt zu pflegen. 


245 


Arankenhaus. 


3. Hinfihtli der, der Pro: 
vinz Niederöfterreihs zuftän- 
digen, jedoh Wien nicht angehöri« 
gen unheilbaren Kranken, hat es bei 
der hierortigen Verordnung v. 17. Det. 
1844 3. 60822, zu verbleiben, wonach 
die £, k. Krankenhaus » Direction vor: 
läufig das betreffende Dominium zu de 
ven  Webernahme aufjufordern, und 
wenn diefelbe innerhalb eines der Ent— 
fernung angemeffenen Zermind nicht er- 
folgt, diefe Kranken ſodann mit Mit- 
theilung der Aufnahms-Documente und 
Eorrefpondenzen, dem Wiener Magi- 
ftrate zur Uebernahme anzuzeigen hat, 
deffen Pflicht es dann ift, felbe hierauf 
ungefäumt zu übernehmen, und die weis 
tere Amtshandlung wegen ihrer Ueber: 
nahme durch ihre betreffende Zuftän- 
dDigkeits: Behörde zu veranlaffen. 

4. Hinfihtlid derin Die übrigen 
deutfherbländifhen Provin— 
zen, fo wie nah Ungarn, Sieben: 
bürgen, Dalmatien, Jllirien 
undindielombardifh-venetia- 
nifhen Staaten zuftändigen 
unheilbaren Kranken, bat die 
k. £, Krankenhaus + Direction während 
ihrer Behandlung die erforderliche Cor: 
refpondenz wegen ihrer Uebernahme 
mit den betreffenden Behörden ſelbſt 
zu pflegen. Im Kalle aber deren Ueber: 
nahme von Seite diefer Behörden bin- 
nen einer Zeitfrift von zwei Monaten 
bei den die Provinz Niederöfterreich 
begrenzenden, und von 3 Monaten bei 
den entfernter gelegenen Ländern nicht 
erfolgt, hat der Wiener Magiftrat fo- 
dann diefe Kathegorie unheilbarer Kran 
ken über Anzeige der k. k. Krankenhaus— 
Direction, welche demſelben alle ſelbe 
betreffenden Aufnahms-Documente und 
Correſpondenzen mitzutheilen hat, un— 
verweilt zu uͤbernehmen, und wegen 
Ausmittelung ihrer Zuſtändigkeit und 
Uebernahme von Seite ihrer betreffen— 
den Zuſtändigkeits-Obrigkeit, die weis 
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tere Amtshandlung zu pflegen. Damit 
aber die vorläufig von der f. k. Kran- 
fenhaus » Direction wegen Uebernahme 
diefer Kranken zu pflegenden Corre— 
fpondenzen von Seite der betreffenden 
Behörden mit entfprechender Befchleu- 
nigung beantwortet werden, findet fi 
die Regierung veranlaßt, unter Einem 
ſämmtliche Ränderftellen der Monarchie 
um entfprehende Anweifung der un: 
terftehenden Drtsobrigkeit und betref- 
fenden Behörden in dieſer Beziehung 
anzugehen. Jeneunheilbaren Kran— 
ken, welche ausländiſchen Staa— 
ten zuſtändig ſind, ſo wie jene, 
deren Heimaths-Verhältniſſe 
gänzlich unbekannt ſind, und 
zu deren Eruirung gar Feine Anhalts— 
puncte vorhanden find, oder Daten er: 
hoben werden können, ift der Wiener 
Magiftrat verpflichtet, allfogleich über 
Aufforderung der k. f. Krankenhaus: 
Direction zu übernehmen, wo es dann 
nad ihrer Uebernahme Sache des Ma- 
giftrates fein wird, die weitere, felber 
zur Ausmittlung ihrer Zuftändigfeits- 
gemeinde und Uebernahme durch felbe 
zweddienlich fcheinende Amtshandlung 
zu veranlaffen. 

6. Uebrigend wird der Wiener Ma- 
giftrat angewiesen, für jene unheilbaren 
Kranken, welche derfelbe, obgleich fie 
niht nad Wien zuftändig find, nad 
den voraufgeftellten Grundfäßen provi- 
ſoriſch in die Verforgung zu überneh- 
men hat, bis zur Bewerfftelligung ihrer 
Uebergabe an die betreffende Zuftändig- 
feits » Obrigkeit, in der Art Sorge zu 
tragen, daß felbe bis zu diefem Zeit: 
puncte in das Berforgungshaus in der 
MWähringergaffe untergebracht, und da- 
felbft unter Vorbehalt des Regreſſes, in 
Bezug auf die ihre Verpflegung auf: 
laufenden Koften, gleich andern hie: 
her zuftändigen Individuen verpflegt 
werden. 

7. Diefem gemäß dürfen derlei un— 
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heilbare übrigens bürgerlich unbeſchol⸗ 
tene Kranke, bis zur Ausmittlung ihrer 
Zuftändigkeit weder in Verhaft genom— 
men, noch nah Ausmittlung derfelben 
im Wege des Schubes an ihre Zuftän- 
digfeits » Obrigkeit befördert werden, 
fondern e8 hat deren Beförderung da— 
hin auf andere fchicliche Weife zu ge- 
ſchehen. 

8. Hievon darf nur bei polizeilich 
bezeichneten Individuen eine Ausnahme 
gemacht werden, welche allerdings in 
Berhaft zu nehmen, und mit Schub in 
ihre Heimath zu befördern find, wobei 
jedoch eine durch ihren Krankheitszu— 
ftand allenfalls gebotene ſchonende Rück— 
ſicht nicht vernadhläffigt werden darf. 

9. Jene gewefenen Kranken, welche 
zweifellofe Ausweife über ihre Zuftän- 
digkeit in Händen haben, find, fobald 
gegen felbe keine polizeilichen Bedenken 
obwalten, von der k. k. Krankenhaus— 
Direction ohne Weiteres bei ihrer Ge— 
nefung gänzlich zu entlaffen, und nicht 
unter dem Titel des Mangels an Unter- 
ftand und Erwerb oder wegen Erhe— 
bung ihrer Zuftändigfeit an die k. k. 
Polizei » Direction Alfervorftadt zu 
übergeben. 

10. Bei polizeilich bezeichneten gänz- 
lich ausweislofen, nicht unheilbaren 
Kranken hat bis auf weitere Verfügung 
die k. k. Krankenhaus » Direction fich 
noch vor deren gänzlicher Genefung an 
den Wiener Magiftrat zu wenden, da— 
mit derfelbe ihre Vernehmung und die 
auf die Erhebung ihrer Zuftändigkeit 
Bezug nehmenden Verhandlungen früh: 
zeitig einleiten könne, um den Uebel« 
ftand zu befeitigen daß derlei Indivi— 
duen bei ihrer Entlaffung aus dem all- 
gemeinen Krankenhauſe, womit ihre Ab- 
gabe an die Orts-Polizei-Behörde ver: 
bunden ift, nicht zu lange in Arreft an- 
gehalten zu werden brauchen und au 
ihre Zuftändigkeits-Obrigkeit in Schub 
gefeßt werden können, (N. ö. R. Vdg. 
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v. 30. April 1845 3. 22003. Prov. 
G. ©. 27. Bd. Nr. 82.) 

Krankenhaus. Im Nahhange 
zur Rgs. Vdg. v. 30. April 1845 
3. 22003 wurde verordnet: 

1. daß die Aufnahmsdocumente für 
die aus dem allgemeinen Krankenhaufe 
entlaffenen unheilbaren Kranken dem 
Wiener Magiftrate bei der Uebernahme 
diefer Kranken von der Krankenhaus: 
Direction in amtlich ausgefertigten Ab- 
fhriften übergeben und die Original: 
Aufnahmd-Documente bei der Kranken⸗ 
haus Direction behufs der Verpflegs— 
rehnung zurücdbehalten werden follen. 

2. Daß in Anfehung derjenigen In— 
dipiduen, welche das Aufnahmd-Docu- 
ment nicht beibringen, gleich, oder fo 
bald ald möglich nad ihrer Aufnahme 
in das Krankenhaus, alle in ihren Hän— 
den befindlichen Urkunden und Behelfe, 
aus welden ihre Zuftändigfeit und 
BZahlungspflichtigkeit erfehen werden 
kann, als: Bäffe, Wanderbücher, Dienft- 
bücher u. f. w. in jenem alle, wo fie 
unmittelbar vor ihrem intritte fid 
hierorts aufgehalten haben, der betref- 
fenden Polizei» Bezirtd-Direction, wo 
fie zulegt gewohnt, gleichzeitig mit den 
ohnehin von der Krankenhaus » Direc- 
tion an die Polizei » Bezirf3-Direction 
des legten Wohnortes ergebenden Note, 
wenn fie aber unmittelbar von aus— 
wärts in das Krankenhaus gelangten, 
der Polizei » Bezirks » Direction in der 
Alfervorftadt, behufs der Verfaſſung 
der Aufnahme =» Documente zu überge- 
ben, und fofort die in Rede ftehenden 
Individuen bei ihrer Entlaffung aus 
dem Krankenhaufe anzuweifen find, 
fi die erwähnten Behelfe bei der be- 
treffenden Polizei-Direction abzuholen. 
(D. dert. En. 5. R. v. 8. Apr. 1846 
3. 19504. Bol. DO. Dircts. Circ. v. 5. 
Mai 1846 3. 7198/1508.) 

— — Be dem Umftande, wo 
der bürgerliche Handelsjtand im Jahre 
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1843 mit Genehmigung der Lan- 
desftele einen Handlungs - Kranken: 
verein in der Art gründete, daß das 
Bezirks » Krankenhaus auf der Wieden 
denfelben einen abgefonderten Zract 
zur ausfchlieglihen Benügung gegen 
Entrihtung eines Paufchalbetrages 
überließ, in welden die erkrankten 
Handlungsglieder Hilfe und Pflege fin- 
den, find in Zukunft foldhe Individuen 
ohne Anweiſung des Gewerbövoritan- 
des nicht mehr in das k. k. allgemeine 
Krankenhaus aufzunehmen, fondern an 
den Gremial«- Kranken Berein zur Auf: 
nahme in das Bezirks » Krankenhaus 
auf der Wieden zu weifen, mit Auss 
nahme unabweisbarer Fälle, wo näm— 
lid der Erfrankte in einem foldhen Zu— 
ftande fich befindet, daß er ohne Ge- 
fahr nicht weiter transportirt werden 
fann, in diefem Falle hat die k.k. 
Krankenhaus » Direction im Geifte der 
Normal-Berordnung v. 30. März 1837 
in der möglichſt fürzeften Zeitfrift von 
der Aufnahme eines folden Kranken 
dem Vorfteher des bürgerl. Handels: 
ftandes, wegen nadträgliher Erwir— 
fung der Anmeifung in die Kenntnif 
zu feßen, für weldhe Individuen fodann 
auch die Vergütung der Verpflegsko— 
ften nach der beftehenden Vorfchrift wie 
bisher geleiftet werden muß. (V. der 
n. 6. R. v. 7. Oct. 1846 3. 49460. 
Circ. der £. k. Bol. D. Dir. v. 26. Det. 
1846 3. 19181/3922, ſ. aud Kran: 
fenhaus-Berpflegsgebühren. Vdg 
v. 9. März 1842.) 

Krankenhaus in Trieft. Um die 
Aufnahme und Behandlung der Hand: 
mwerföleute, Dienftboten und Laftträger 
in dem Civilfpitale zu Trieſt nad all» 
gemeinen vorſchriftmäßigen Grundfä: 
gen zu reguliren, und um die Berpflegs- 
gebühren den gegenwärtigen Umftänden 
anzupaffen, hat die h. k. k. Hoffanzlei 
mit Decret vom 22. März; 1847 3. 
6117/366, mitgeteilt mit Gubernial- 
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erlaffe v. 19. April 3. 7473/821 fol- 
gende Directiven feftzufegen befunden: 
1. Die in der Eurrende v. 29 Dec. 
1827 3. 10424 enthaltene Beftim- 
mung der unentgeltlihen Auf: 
nahme der Handwerksleute, 
Dienftboten und Laſtträger in 
dem Triefter Eivilfpitale, ohne Unter: 
ſchied ihrer Zuftändigfeit hat für die 
Zufunft blos auf die nad Trieſt zu— 
ftändigen Individuen, oder in fo fern 
für die Berichtigung der Berpflegsge- 
bühren eine gegenfeitige Neciprocität 
beftcht, Anwendung zu finden. Die in 
Trieft wohnhaften Dienftgeber, Brofef- 
fioniften und Yabrifanten werden aber 
verpflichtet fein, für ihre in das allge— 
meine Krankenhaus abgegebenen Dienft: 
boten, Gefellen, Jungen und Arbeiter 
ohne Unterfihied, ob fie nach Trieft zu— 
ftändig find oder nicht, die Gebühr von 
täglichen 20 Kreuzern zu entrichten und 
Dienftgeber nur dann gehalten, die 
Krankheitsgebühr für Die ganze Ber: 
pflegözeit zu entrichten, wenn fie den 
Dienftboten im Dienfte behalten, im 
entgegengefeßten Falle aber diefelben 
nur zur Berichtigung der Imonatlichen 
Gebühr verpflichtet find. Fremden Na- 
tionen angehörigen wandernden Hand- 
werksburſchen wird die ihnen von der 
Currende v. 29. December 1827 zuge— 
ficherte freie Aufnahme bewilliget. 

-2. Da der Spitaldfond, fo wie die 
Tonde der k. k. Staatswohlthätigkeits— 
Anſtalten auf die Vergütung des vollen 
Aufwandes für die Verpflegung der 
Kranken einen giltigen Anſpruch ha— 
ben, ſo werden für das Civilſpital mit 
Rückſicht auf die gegenwärtigen Ver— 
hältniſſe folgende Claſſen der Ver— 
pflegsgebühren in Anwendung gebracht: 

1. Claſſe mit Extrazimmer und einem 
eigenen vom Spital beizugebenden 
Krankenwärter täglich Einen Gulden 
zwanzig Kreuzer. 

2. Claſſe. Ertrazimmer mit gemein— 
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ſchaftlichem Krankenwärter täglich Ei— 
nen Gulden. 

3. Claſſe. In allgemeinen Kranken— 
Sälen, die Auswärtigen täglich zwei 
und dreißig Kreuzer. 

4. Elaffe. In allgemeinen Kranken: 
Sälen, die Einheimifchen täglich zwan— 
zig Kreuzer. 

3. Für die f. $, Irrenanftalt 
werden folgende Berpflegsgebühren 
feitgefeßt: 

1. Claffe täglih Einen Gulden 
zwanzig Kreuzer; 

2. Claſſe, täglih Einen Gulden; 

3. Glaffe, täglich dreißig Kreuzer. 

Für die kak. Gebäranſt alt. 

1. Claſſe, täglich Einen Gulden zehn 
Kreuzer; 

2. Claſſe, täglich fünfzig Kreuzer; 

3. Claſſe, täglich vier und zwanzig 
Kreuzer. 

4. Für die ehelichen Kinder, welche 
in dringenden Fällen und nur zeitweiſe 
in dem Findelhauſe zu Trieſt unterge— 
bracht werden, wird die bisher mit täg— 
lichen zehn Kreuzern bemeſſene Ver— 
pflegskoſtenvergütung beibehalten. 

J. Im Einklange mit den von der 
Hofkanzlei ausgeſprochenen oder geneh— 
migten Grundſätzen, werden die Ver— 
pflegsgebühren in der hieſigen Anſtalt 
zu zahlen verpflichtet ſein: 

a) Alle vermöglichen Individuen 
und zwar nach bisheriger Uebung in 
der Regel antieipando und nur gegen 
folide Bürgschaft nachträglich. 

b) Die Gapitäne und Padroni für 
ihre Seeleute. 

c) Die Eonfule für die Fremden 
ihrer Nationen. 

d) Die Obrigkeiten für ihre armen 
Infaffen (Rreisconcurren;). 

11. Zur unentgeltlihen Aufnahme 
follen berechtigt fein: 

a) Alle armen Einwohner von Zrieft 
und deffen Territorio,, die hier geboren 
und hieher zuftändig find, wenn für fie 
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nicht jemand Anderer zahlungsfähig 
iſt, z. B. Capitäne, Padroni für ihre 
Seeleute. 

b) Einwohner jener Provinzen und 
Staaten, mit denen die Reciprocität 
beſtehet. 

III. Die hinſichtlich der Art und 
Weiſe der Aufnahme der Kranken in's 
Spital und der diesfälligen Verpflich— 
tung der Stadtärzte beſtehenden Direc- 
tiven bleiben in voller Kraft. (Berlaut- 
barung des Triefter k. E. pol. öfon. 
Magiftr. v. 21. Juni 1847. Zeitfhr. 
für 6. R. ©. €. 3. 1847. ©. 187 u. 
188.) 

Krankenhaus. Um auch die bei 
der Ausführung der mit dem Reggs. 
Decr. v. 8. April 1846 3. 19504 und 
zwar in Folge eines einhelligen Com— 
miffionsbefchluffes, welchem aud die 
Krankenhaus -Direction ihre volle Zu: 
fimmung gab, getroffenen Maßregeln 
wegen Ueberfommung der Aufnahms- 
Documente bezüglich der aus dem k. k. 
allgemeinen Krankenhauſe entlaffenen 
Individuen fih mitunter ergebenen, 
von der Direction des k. k. allgemeinen 
Krankenhauſes nahträgli zur Sprade 
gebrachten Uebelftände für die Zukunft 
zu befeitigen, wird der k. k. PBolizei- 
Dber-Direction aufgetragen, die Ver— 
fügung zu treffen, daß die Polizei - Be- 
zirkö = Divectionen alle ihnen von der 
k. k. Krankenhaus-Direction zugeſchick— 
ten Urkunden und Behelfe, aus welchen 
die Zuſtändigkeit und Zahlungspflich— 
tigkeit der in dem k. k. allgemeinen 
Krankenhaufe verpflegten Individuen 
erſehen werden kann, fo lange aufbe- 
wahren, bis fie von den Parteien abges 
holt, und unmittelbar in Empfang ge= 
nommen werden. (D. der k. k. n. ö. R. 
v. 15. April 1848 3. 17627.) 

— — Dur einen Erlaß des Herrn 
Statthaltere von Rieder » Defterreich 
ddo. 8. d. M. 3. 2811 ift die Direc 
tion,des hiefigen k. k. allgemeinen Kran⸗ 
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tenhaufes angewiefen, Individuen, 
weldhedahin zur Heilung, aufgefperr- 
ten ZimmerngegenUebernahme 
von der Gicherheitäbehörde übergeben 
werden, für die Zukunft den Verkehr 
nad) Außen und den Empfang von Bes 
ſuchen nicht ohne fpecielle Einwilligung 
der Stadthauptmannfchaft zu geftatten. 
(D. der Stdthptm. v. 13 Nov. 1851 
3. 23359/1864.) 

Krankenhaus. Vorſchrift bei Auf: 
nahme der Armenpfründner, ſ. Armen 
Inſtitut. Unterricht für die Vorfteher 
desfelben. 8. 21. 

— — Borfhrift wegen Hintanhal« 
tung unrechtmäßiger Pfründenbehebung 
während der Verpflegszeit der Pfründ- 
ner im Krankenhaufe, f. Armen: 
pfründner. (Vdg. v. 17. Nov. 1840.) 

— — die Abgabe eines Pfründ— 
ners dahin ift dem Pfarrer anzuzeigen, 
f. Armen-Pfründner. 

— — der barmherzigen Schweftern 
in der Leopoldftadt, f. barmherzige 
Schweſtern. 

— — wegen Unterbringung der 
Dienſtboten in das Krankenhaus, ſ. 
Dienſtboten. 

— — Zeitpunct der täglichen Ab» 
fahrt der Leichenwägen, ſ. Leichen: 
wägen. 

— — Aufnahme der Militär-Beurs 
laubten in die Militär - Spitäler, f. 
Militär-Benrlanbte. 

— — melde kranke Arme dahin 
anzumeifen find, f. Stadt : Armen: 
ärzte. 

— — Erhebung der Zuftändigkeit, 
ſ — 
ſWarmherzige Brüder, 
Gefellen’- Auflage rt: ten: 
Spital, Kind erpital, itär: 
Beurlaubte, 

Krankenhäuſer am Lande, f. 
Zandfpitäler. 

Krankenhaus: VBerpflegsgebüh- 
ren. In Rüdfiht der Beiziehung der 
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Befugten jeder Innung zur Verpfle- 
gung der Franken Gefellen und Lehr: 
jungen, wurde Folgendes verordnet: 
Es fei ganz möglich, daß die Befugten 
oder fogenannten Decreter zu den Pau— 
ſchalbeträgen an das allgemeine Kran- 
fenhaus in das Mitleiden gezogen wer- 
den, weil fie 

1. eben jener Bortheile wie die Mei- 
fter, rücfichtlich der Gefellen und Lehr: 
jungen theilhaftig find. 

2. Zur Innung gehören. 

3. Das Recht haben, fo wie die 
Meifter ihre Gefellen und Lehrjungen 
bei Krankheitsfällen auf Koften der In- 
nung verpflegen zu laffen; 

4. folglich, da, wo fie gleiche Vor— 
theile genießen, auch zu gleichen Lei— 
ftungen verpflichtet find. Die Befugten 
find daher rückfichtlich der Pauſchalbe— 
träge für die Verpflegung ihrer kranken 
Gefellen und Lehrlinge, felbe mögen in 
ihren Häufern wohnen oder nit, fo 
wie die Meifter zu behandeln, und ift 
die Stadthauptmannfhaft angewiefen, 
bei dem gewöhnli im October jeden 
Jahres, mit Zuziehung der Provincial- 
Staatd-Buchhaltung, der Krankenhaus: 
Direction und Verwaltung, nad vor- 
läufiger von leßterer verfaßten Berech— 
nung, die nach Billigkeit zu bemeffen- 
den Paufhalbeträge für jede Innung 
zu beftimmen, und für die Befugten ge- 
hörig mit einzurepartiren, übrigend 
aber den Wr. Magiftrat zu Ddiefer 
Paufhalbehandlung beizuziehen. (Re— 
gierungs » Verordnung v. 3. Septbr. 
1816. Barth. H. u. ©. Gef. 2. Br. 
©. 181 u. 182.) 

Krankenhaus: Berpflegsgebüh: 
ren. Die k. k. Hoffanzlei hat befohlen, 
daß die bisher in W. W. entrichteten 
Verpflegsbeträge, dann die Be- 
gräbniß- Taren und die Taren für 
ein TZragbett oder Seffel, in dem 
hiefigen allgemeinen Kranken, Gebär- 
und Irrenhauſe v. 1. Nov. 1821 an, 


in C. Mze. und zwar folgender Maßen 
entrichtet werden follen. 

1. Die Berpflegebeträge find: 

a) Für einen Kranken, der nach der 
erften Claſſe verpflegt wird, mit täglich 
Einen Gulden zwanzig Kreuzer EM.; 

b) für einen Kranken der nach der 
zweiten Claffe verpflegt wird, mit täg- 
lihen ein und fünfzig Kreuzern EM, ; 
und 

c) für einen Kranken, der nach der 
dritten Glaffe verpflegt wird, für hie- 
fige Einwohner mit täglihen achtzehn 
Kreuzern, und für auswärtige mit täg- 
lichen zwei und dreißig Kreuzern EM. 
zu entrichten. 

2. Die Begräbniß-Taren werden für 
den Fall, wenn feine befondern Leichen— 
begräbniffe angeordnet werden, vom 1. 
Nov. 1821 an, für Perfonen, die nad 
der erften Claffe verpflegt wurden, auf 
4 fl., für Berfonen, die nach der zwei- 
ten Glaffe verpflegt wurden, auf 2 fl.; 
und für Perfonen, die nach der dritten 
Claſſe verpflegt wurden, auf 1 fl. EM. 
feftgefeßt; jedoch find diefe Begräbniß- 
Taren nur dann zu entrichten, wenn 
die Erben eines Berftorbenen, die von 
ihm im allgemeinen Krankenhauſe zu— 
rüdgelaffenen Kleidungsſtücke vermit- 
telft der Anweifung der Abhandlungs- 
behörden, die es betrifft, binnen der 
hierzu beftimmten Zeitfrift von drei 
Monaten nah dem Todestage über- 
nehmen. 

3. Die Gebühr für die Abholung 
eines in das allgemeine Krankenhaus 
zu dringenden Kranken in einem Trag- 
bette oder Seffel wird vom 1. Novbr. 
1821 an, auf Einen Gulden EM. be- 
ſtimmt, und ift allezeit zu entrichten, 
wenn nicht die unentgeltliche Abholung 
von den Pfarrbezirken oder von der 
Polizei» Bezirkö-Direction ausdrücklich 
angefucht wird. (Hfkzl. D. v. 26. Juli 
1821. NR. 5. Rggs.-Int. v. 17. Det. 
1821. Krop. Gef. $r. 45. 2d. ©.519.) 
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Krankenhaus : Berpflegsgebüh: 
ren. Die Verpflegung der Indi- 
viduen aus dem lomb. venet. 
Königreiche. Da in den Krankenan— 
ftalten des lomb. venet. Königreiches 
die Einrichtung befteht, daß dafelbft 
die Verpflegung der Individuen aus 
andern Provinzen der Monarchie unent- 
geltlih beforgt wird, fo ift fih aud 
hierortd nah dem gleichen Grundfaße 
zu benehmen, und fomit die Reciprocität 
zu beobachten. (Hfkzl. Dec. v. 3. Juli 
1823 3. 20330, n. ö. Rggs. Vdg. v. 
28. Juli 1823 3. 34058.) 

— — In Hinkunft hat nicht mehr 
der Wr. Magiftrat die Berpflegskoften 
für diejenigen Inquifiten in ſchweren 
Polizei-Uebertretungen, welche zur Zeit 
ihrer Verhaftung bereits frank find, an 
das Krankenhaus zu bezahlen, fondern 
die Krankenhaus» Direction hat die 
Berpflegskoften für dergleichen Inqui— 
fiten auf die Art einzuheben, wie es 
bei denjenigen Perfonen gefchieht, die 
von den Bolizei-Directionen, den Pfar- 
rern u. f. w. in das Krankenhaus ge 
wiefen werden, oder ſich felbft dahin 
ftellen. Der Magiftrat hat den Anmei- 
fungen, welche ſolchen Individuen in 
das Krankenhaus mitgegeben werden, 
den Umftand, daß es derlei Inquifiten 
find, jederzeit beſtimmt beizufeßen; fer- 
ner der Krankenhaus » Direction alles 
Dasjenige mitzutheilen, was ihr zu 
wiffen nöthig fein kann, um die Ber: 
pflegskoften einzuheben. Für diejeni- 
gen Imquifiten in fchweren Polizei— 
Uebertretungen, welche während des 
Berhaftes erkranken, hat der Magiftrat 
wie bisher, die Eurkoften ald Gerichts— 
foften zu tragen. (Rggs. Vdg. vom 4. 
Dct. 1823 3. 46712. Guld. Sanit. 
Vdg. 5. Bd. ©. 342.) 

— — für die in dem allg. Kran- 
fenhaufe in Wien verpflegten armen 
Perfonen, welche nit von Wien ge: 
bürtig find, ſich nicht durch 10 Jahre 
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ununterbrohen in Wien aufgehalten 
haben, und für welche nicht etwa die 
Berpflegsgebühr von einer Innung, 
einem Fabrikanten, Künftler oder Pro- 
fefftoniften, der zu Feiner Innung ge 
hört, oder von einem Dienfthälter, oder 
endlih von den Verwandten in auf 
und abfteigender Linie zu entrichten 
fommt, find laut a. h. Entfchließ. vom 
17. Juni 1825 für die Hereinbringung 
diefer Verpflegsgebühren, welche freis- 
weiſe zu gefchehen hat, die gefammten 
Unterthanen des Kreifes in Anſpruch 
zu nehmen, und es hat diefe Ereisweife 
Repartition auf dem flachen Lande nad 
dem Grundfteuergulden, und in den 
Städten nad dem Hauszinsſteuergul— 
den zu gefhehen. (N. ö. Rggs. Eirc. 
vom 21. Oct. 1825. Krop. ©. ©. 
51. Bd. ©. 206.) 

Krankenhaus = Berpflegsgebüh: 
ren. Die Beftreitung der uneinbringlichen 
Heilungsfoften für die in Ungarn 
paßlos ergriffenen, zum Mili« 
tärdienft untaugliden Unter- 
thanen der confceribirten Pro- 
vinzen, wenn fie während der Trand- 
portirung in ihre Heimath erkranken, 
und in den Militärfpitälern verpflegt 
werden, trifft den Gameral= Fond in 
dem Kalle, ald deren Mittellofigkeit 
erwiefen ift, und die betreffende Obrig— 
keit feine bei unbefugten Entfernun- 
gen vorgefhriebene ämtlihe Einfchrei- 
tung unterlaffen hat. (Hflzl. Dect. 
vom 4. Det. 1832 3. 22465, an 
fämmtl. Ränderft., mit Ausnahme von 
Mailand, Venedig, Zara und Inns— 
brud. Pol. ©. ©. 60. Bd. Nr. 133, 
n. 6. Rggs. Ddg. vom 19. Det. 1832 
3. 58124.) 

— — Die mit dem Hoffanzlei-De- 
crete vom 15. Juli 1825 befannt ge: 
machte a. h. Entſchließ. vom 17. Juni 
1825, wegen kreisweiſer Hereinbrin- 
gung der Berpflegsgebühren für aus: 
wärtige, in Kranken⸗ oder Berforgungs- 
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Anftalten untergebradte Individuen 
macht feinen Unterfchied zwifchen öf— 
fentlichen und Local-Anſtalten, und die 
Tendenz der diesfälligen Borfhriften 
geht nur dahin, die möglichjt entipre= 
chende Unterbringung und Pflege der 
Kranken zu erzielen; diefes wird aber 
nur erreicht, wenn von allen Anftalten 
die Auslagen auf ſolche Art vergütet, da 
fonft auswärtige Kranke allenthalben, 
mit alleiniger Ausnahme der öffentlichen 
Anſtalten zurüctgewiefen werden wür— 
den, was oft mit den größten Nach— 
theilen für ihre Gefundheit, ja ſelbſt für 
ihr Leben verbunden fein kann. Der 
Landesjtelle wird daher bedeutet, daß 
die Hereinbringung der Berpflegs: und 
Heilfoften-@ebühren für in Local-An— 
ftalten untergebrachte auswärtige In— 
dividuen in politifhe Verhandlung zu 
ziehen find, und daß dieje Hereinbrin- 
gung, wenn die Verwandten in auf: 
und abfteigender Linie arm find, und 
fonft Niemand zu deren Berichtigung 
gefeglich verpflichtet ift, fo wie bei den 
öffentlichen Kranfenanftalten kreisweiſe 
zu gefhehen habe. (Hfkzl. D. vom 17. 
Febr. 1833-an das mähr. ſchleſ. Land. 
Gub. Krop. &. ©. 3. 1733. Nr. 41.) 

Krankenhaus: Verpflegsgebüh: 
ren. Die zu dem Wiener Boli- 
jei=- Bezirke gehörigen, außer 
den Linien gelegenen Ortſchaf— 
ten können, da fie zu den zur Be 
ftreitung der Ausgaben des Kranken: 
Inftitutes beftimmten Local: Quellen 
nicht in das Mitleiden gezogen, nod 
zu den Gefammterforderniffen der Stadt 
Wien und deren Bedeckung etwas beis 
tragen, die unentgeltlihe Auf 
nahmeihrer armen Kranlenin 
das Wiener allgem. Kranken— 
haus nicht anſprechen, und ſie 
ſind in dieſer Hinſicht ſo zu behandeln, 
wie andere Kranke vom Lande. Die 
Verpflegskoſten des hieſigen k. k. allge 
meinen Krankenhauſes für arme nach 


dieſen Ortſchaften zuftändige Kranke 
find daher gleich jenen für andere der: 
lei Kranke des flachen Landes im Wege 
der Kreisrepartition einzubringen. So 
wie diefe Entfheidung fih nur auf die 
wahrhaft armen Kranken der zum hie: 
figen Polizei- Bezirke gehörigen außer 
den Linien gelegenen Ortſchaften und 
keineswegs auf ſolche Kranke, für 
welhe Verwandte, Dienftgeber, In— 
nungen u. dgl. die Verpflegskoſten zu, 
berichtigen gefeßlich verpflichtet find, 
fi erftredt, fo verfteht es fih von 
felbft, daß, da der Krankenhaus⸗-Fond 
die vollen Berpflegskoften im Wege der 
Kreis: Nepartition erhält, dieſer der 
Genuß der Armen - Inftituts » Portion 
eines derlei Kranken für die Dauer der 
Verpflegung desfelben eben fo wenig 
zuzufallen habe, als derfelbe zwei Drit- 
theile der Medicamenten-Koften für die 
zu Haufe verpflegten armen Kranken 
derlei Ortſchaften zu beftreiten hat. 
(Hffzl. D. vom 6. März und 29. Mai 
1835 3. 5003 und 12883. Vdg. der 
n. 6. Reg. v. 28. Juni 1835 3. 14323 
und 31554. Prov. ©. ©. 17. Bd. 
Nr. 61.) 

Krankenhaus : Berpflegsgebüh: 
ren. Bei Einbringung der Verpflegsges 
bühren durch die Kreis-Repartition be— 
gründet der Umſtand, ob die Verpfle— 
gung der zahlungsunfähigen Indivi- 
duen, um deren Vergütung es fi 
handelt, in dem Kranfenhaufe 
der einen oderandern Provinz 
gefhah, feinen fernern Unterfchied, und 
es ift daher mit der Einhebung diefer 
Krankenhaus Verpflegsgebühren nad 
eben jenen Borfchriften vorzugehen, 
welche für die Einbringung jener des 
Wiener allgemeinen Kranfenhaufes in 
Kraft beftehen. (Hfkzl. D. v. 13. Juli 
1835 3. 17946. Dog. der n. ö. Reg. 
vom 25. Juli 1835 3. 50318. Prov. 
G. ©. 17. Bd. Nr. 249.) 

— — vinſichtlich der wechſel— 
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feitigen unentgeltlihen Ber 
pflegung erfranktter und ver 
unglüdter unbemittelter Un 
tertbanen wurde mit dert. ſäch— 
fifden Regierung folgendes 
Uebereintommenabgefhloffen: 

1. Die Eur: und Berpflegstoften 
von erkrankten oder verunglüdten Ans 
gehörigen des einen oder des andern 
Staates werden im Allgemeinen von 
den Stiftungd- oder Gemeinde = Caffen 
derjenigen Drte, wo diefelben einen 
Unfall erleiden, beftritten, ohne daß 
deshalb ein Erfaß in Anfpruch genome 
men werden kann. Auch wird jede Re— 
gierung die geeignete Vorkehrung tref- 
fen, daß bei ſolchen Fällen jedem. An— 
fpruche der Menfchlichkeit Genüge ge: 
[hehe und fein Verſäumniß eintrete. 

2. Da jedoh diefe Verbindlichkeit 
immer nur fubfidiarifch bleibt, fo ift 
der verurfachte Aufwand in dem Falle 
nad billiger Berechnung zu erfegen, 
wenn entweder der betreffende Reifende 
diefen Erſatz aus eigenen Mitteln zu 
leiften vermag, oder wenn die nad 
privatrechtlihen Grundfägen zu feiner 
Ernährung und Unterftüßung verpflich— 
teten Perſonen, nämlich feine Ascen— 
denten und Descenten oder ein Ehe- 
gatte desfelben dazu vermögend find, 
was erforderlichen Falled durch ämt— 
liche Nachfragen bei der heimathlichen 
Behörde zu erheben ift. 

Betreffend die k. preußiſche Re- 
gierung, fo ift mit der Minifterial- 
Berordnung an ſämmiliche Provinzial- 
Regierungen vom 20. April 1827 be- 
reits der Grundfaß feftgeftellt worden, 
dag für die Verpflegung erfrankter 
hilfebedürftiger Individuen fremder 
Staaten weder den Provinzial noch 
den Communal-Behörden der preußi- 
Then Monarchie ein Erſatz der aus ihren 
Fonds gemachten. Verwendungen bei 
den fremden Behörden in Antrag. ge: 
bracht werden dürfe, wogegen aber auch 


im umgekehrten Falle die diesfällige Er- 
ftattung aus Staats- oder Gommunals» 
Tonden abzulehnen ift. Der Zweck 
einer Uebereinkunft in der fraglichen 
Hinficht wird fomit erreicht, wenn fich 
die k. k. öfterr. Behörden gegemüber 
den k. preuß. Unterthanen ſolchen Fäl— 
len auf gleihe Art benehmen, welches 
denn auch in Hinkunft zu gefchehen hat. 
Uebrigens bat das k. preuß. Minifte- 
rium beigefügt, daß in Fällen, wo 
eine öfterr. Behörde die Sache von der 
Art finden follte, die Erftattung der 
fraglihen Koften entweder aus dem 
Bermögen des Individuums felbft oder 
dem feiner etwa hiezu geſetzlich ver- 
pflichteten Verwandten im Wege Red)- 
tens herbeizuführen, die k. preuß. Be— 
hörden in Zuverfiht auf eine gleiche 
Willfährigkeit von Seite der k. k. öfterr. 
Behörden im umgekehrten Falle gern 
bereit fein werden, auf diesfällige Res 
quifition diejenigen Erkundigungen ein« 
zuziehen, und deren Ergebniß mitzu« 
theilen, auf welche es der diesfeitigen 
Behörde zu jenem Zwecke ankommen 
dürfte. Hiernach ift fi in vorfommen- 
den Fällen zu benehmen. (Hfkzl. D. v. 
23. Sept. 1835 3. 24790. Rgs. Vog. 
v. 22. Det. 1835 3. 55344. Bo: ©. 
©. 17. Bd. Nr. 321.) 
Krankenhaus: Berpflegsgebüh: 
ren. In Abfiht auf die Einbringung 
der Krantenhausgebühren von den Zah: 
lungspflichtigen wird bemerkt, daß Kin- 
der zwar allerdings dem Zuſtändigkeits⸗ 
Drte ihrer Eltern zu folgen haben, die: 
fes jedoch nur fo lange dauern könne, 
als erftere nicht felbftftändig find; ſo— 
bald fie aber ihre Selbſtſtändigkeit er- 
langt haben, und ihrem Erwerbe felbft 
nachzugehen in der Lage find, können 
fie nicht mehr dem Zuftändigfeits-Drte 
ihrer Eltern folgen, ſondern find nad 
den ihnen eigenthümlichen Verhältnif- 
fen als jelbitftändige Berfonen zu bes 
handeln. (Hfkzl. D. v. 4, Fehr, 1836 
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3. 2506. Vdg. der n. d. Reg. vom 
27, Febr. 1836 3. 8816. Prov. ©. 
©. 18. Bd. Nr. 39.) 

Krankenhaus - Berpflegsgebüh: 
ren, Einbringung der Ber: 
pflegsloften für die in das 
faif. königl. allgemeine Kran- 
kenhaus gebrachten armen Pro— 
feſſioniſten. 

Bei dem die unentgeltliche Aufnahme 
in das allgem. Krankenhaus nachſu— 
chenden kranken Profeſſioniſten muß 
zwiſchen Meiſtern und Befugten, dann 
deren Geſellen, Lehrjungen, Hilfarbeis 
tern und Hilfarbeiterinnen unterſchieden 
werden. Die Meiſter und Befugten ſind 
der Regel nach verpflichtet, die Ver— 
pflegskoſten für ihre Perſon aus eige— 
nen Mitteln zu beſtreiten, und können 
nur dann unentgeltlich gleich allen nad) 
Wien zuftändigen Perfonen aufgenome 
men werden, wenn ihre Armuth und 
Zahlungsunfähigkeit durch vorſchrifts— 
mäßige Armuthszeugniſſe erwieſen iſt. 
Verehelichte oder unverehelichte Geſel— 
len, dann Lehrjungen, Arbeiter und 
Arbeiterinnen, welche irgend einer In— 
nung angehören, können aber nur auf 
Koſten derjenigen Innung, zu der ſie 
gehören, verpflegt werden, weshalb bei 
dieſen Individuen keine Gratis-Be— 
handlung Platz zu greifen hat, und 
behufs ihrer Aufnahme in das Kran— 
kenhaus nicht Armuthszeugniſſe, ſon— 
dern ſchriftliche Anweiſungen ihrer In— 
nungs-Vorſteher beigebracht oder in 
dringenden Fällen nachgetragen werden 
müffen. Die Berpflichtung der Innuns 
gen für ihre in das allgem. Kranken— 
haus zur Heilung abgegebenen Geſel— 
len, Jungen, Arbeiter und Arbeiterin- 
nen die Verpflegskoſten zu entrichten, 
bat fih auch auf jene Gefellen zu er 
ſtrecken, welde von der Fremde zureis 
fen, und noch Feine Arbeit gefunden 
haben, fie mögen im Gefellenbude ein- 
getragen fein oder nit, und ed mag 


wo immer hin von den Innungen für 
ihre Verpflegung ein Baufihal- Betrag 
geleiftet werden oder nicht. Demnach 
bat es rücfichtlih der Aufnahme die 
fer Individuen bei dem biöherigen Ber: 
fahren rücffichtlid der Beibringung der 
Innungs = Anweifungen zu verbleiben, 
wobei es fih von felbft verfteht, daß 
in dringenden und gefahrvollen Erfrans 
tungsfällen feinem derlei Individuum 
ohneInnungs-Anweiſung die Aufnahme 
verweigert werden darf, fondern nad 
der erfolgten Aufnahme von der Krane 
fenbaus-Berwaltung die Innungs-An- 
weifung nachträglich von den Innungs— 
Borftehern abgefordert werden muß. 
(Bdg. der n. 6. Reg. vom 13. Mai 
1836 3. 26616.) 

Krankenhaus: Berpflegsgebüh: 
ren. Die Hereinbringung der Auslage, 
welche dem hiefigen allgem. Kranken— 
haufe für die Berpflegung eines aus 
MWürtemberg gebürtigen Braufnechtes 
erwachfen find, kann durch die k. f. Ges 
ſandtſchaft nicht veranlaßt werden, indem 
mit der k. würtemb. Regierung fo wie 
mit den meiften übrigen deutfchen Buns 
deöftaaten wegen gegenfeitiger unent- 
geltliher Krankenpflege reifender Hands 
werfögefellen und der zur ärmeren Elaffe 
gehörigen Perfonen förmliche Minifte- 
rial-Erflärungen ausgewechfelt worden 
find. (Hfkzl. D. v. 21. Dec. 1838 3. 
31850. Vdg. der n. 5. Reg. vom 2. 
San. 1839 3. 74142. Kn. ©. V. J. 
1838. Nr. 94.) 

— — Erklären erkrankte, in das 
Krankenhaus gebrachte Dienftboten 
oder Gefellen, für welche nach dem 
Gejege die Dienftgeber oder die Innun- 
gen die Berpflegsfoften zu entrichten 
haben, diefe Bezahlung felbft aus Eige- 
nem beftreiten zu wollen, jo treten fie 
dadurch aus den früheren fie ſchützen— 
den Verhältniffen, und find nad ihrer 
Zuftändigkeit zu behandeln, dergeftalt, 
daß die zu dem hiefigen Einwohnern zu 
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rechnenden Individuen nad $. 4 des 
Eirculared vom 30. März 1837 die 
Berpflegögebühr mit 18 kr., die foge- 
nannten Auswärtigen aber die Ber- 
pflegsgebühr mit 32 fr. C. M. täglich 
zu entrichten haben, Der Umftand, daß 
fih diefe Zufage in manden Fällen 
nicht realifiven, und die Zahlung gleich- 
wohl von dem Dienftgeber oder der 
Innung entrichtet werden muß, ent- 
fheidet nichts, weil dann wieder die 


gefeglihe Beſtimmung eintrifft und, 


Dienftgeber oder Innung fodann, den 
nach den gefeglichen Beftimmungen ent- 
fallenden Betrag zu berichtigen haben. 
(Bdg. d. n. ö. Reg. v. 27. März 1839 
3. 16512. Prov. ©. ©. 21. Bd. 
Nr. 62.) 

Krankenhaus - Berpflegsgebüh: 
ren, Der Krankenhaus-Direction wird 
bedeutet, daß es bezüglich der Beftim- 
mung der Berpflegsfoften füran 
der Syphilis erkrankte Gefel- 
len und Lehrlinge bei der Anord- 
nung des 8. 9 der Circular-Vor— 
fhrift vom 30. März 1837 zu ver- 
bleiben habe, und daß den Innun— 
gen das Recht belaffen werde, in ein- 
zelnen Fällen, wenn fie nämlich noch 
vor der Unterbringung eines ſyphilitiſch 
kranken Individuums in die k. k. Kran- 
fenanftalt von diefem BZuftande eine 
gewiffe Kenntnig erlangen, die ver- 
langte GSpitaldanweifung zu vermweis 
gern, und auf diefe Art ſowohl ihr, ale 
auch das Vermögen ihrer Gefellen vor 
Nachtheil zu verwahren. (Vdg. der n. 
6. Reg. v. 17. April 1839 3. 19201. 
Kn. ©. 3. J. 1839. Nr. 24.) 

— — 68 ift billig, daß der Flei- 
ſchergeſell, welcher bei einem Gewerbs⸗ 
manne dient, der nicht der Fleiſcher— 
Innung angehört, und dahin auch keine 
Auflagen zahlt, auch keinen Anſpruch 
auf die Verpflegskoſten-Beſtreitung von 
Seite der Innung habe. Um für die 
Zukunft eine Eontrole aufjuftellen, ift 


vor Allem auf die Beibringung der Ins 
nungözettel zu fehen. Wenn diefe nicht 
beigebracht werden, fo hat zumädhft die 
Polizei » Bezirks » Direction oder die 
Krankenhaus-Berwaltung gleich bei der 
Aufnahme beizufeßen, bei welchem Mei- 
fter, Arbeits: oder Dienftgeber das auf: 
zunehmende Individuum zulegt gedient 
babe, wie der Meifter heiße, wo er 
wohnt, womit er fich befchäftige, wor: 
nach fi die Frage, wer die Koften zu 
berichtigen hat, von felbft beantwortet. 

2. Zur Hintanhaltung von doppel- 
ten Zahlungen (bei den barmberzigen 
Brüdern) hat der Wiener Magiftrat der 
k. k. Polizei-Dber-Direction und Kran- 
fenhaussDirection diejenigen Innun— 
gen namhaft zu machen, welche von 
der Krankenanftalt der barmh. Brüder 
Paufhalbeträge entrichten, damit die- 
felben gleih von Anfang dahin zur 
Verpflegung gewiefen werden. 

3. Der Fleifcher » Innung ift durch 
den Magiftrat zu bedeuten, daß fich mit 
ihre nur dann in eine Paufchal = Ber: 
handlung eingelaffen werden fönne, wenn 
fie ſich berbeilaffe als Pauſchalbetrag 
wenigſtens 2 Drittel derjenigen Summe 
zu entrichten, weldhe nah Zjährigem 
Durchſchnitte bei der kopfweiſen Bes 
zahlung der Verpflegstoften entfallen 
würde. (Vdg. dern. ö. Reg. vom 31. 
Suli 1839 3. 41701. An. ©. V. 3. 
1839. Nr. 52.) 

Krankenhaus - Berpflegsgebüh: 
ren. Einhebung der Verpflegs— 
gebühr für Dienftboten, deren 
Dienſtgebergänzlich zahlungs— 
unfähig find. Es ift der Zweifel an— 
geregt worden, in welchem Wege für 
einen im allgemeinen Krankenhauſe zu 
Wien behandelten Dienftboten, der den 
Dienftgeber treffende imonatlihe Be— 
trag der Berpflegagebühren in dem Falle 
einzubringen fei, wo der außer den Li— 
nien Wiens wohnende Dienftgeber we— 
gen gänzliher Dürftigkeit die ſchuldige 
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Zahlung nicht leiften fann, Die Re— 
gierung findet fich beftimmt vorzuſchrei— 
ben, daß hinſichtlich der DVerpflegs- 
foften» Zahlung der. erkrankte Dienft- 
bote in dem gedachten Falle eben fo 
behandelt werde, ald ob er in gar kei— 
nem Dienftverhältniffe geftanden hätte; 
es ift nämlich der ganze Verpflegsfo- 
ften-Rücftand (mit Einfhluß der un- 
einbringlichen den Dienftgeber treffenden 
Monatsgebühr.) 

1. Bon den Behandelten felbit und 
aus deffen Vermögen, 

2. von den zahlungspflichtigen und 
vermöglichen Verwandten, 

3. von der Zuftändigkeits-Gemeinde 
des Behandelten, folglich der dortigen 
Kreis » Concurrenz zu verlangen. Bei 
biefigen Dienftgebern hingegen wird im 
Falle ihrer gänzlichen Unvermögenheit 
(bei dem Umftande, ald das allgemeine 
Krankenhaus eine Rocal-Anftalt ift), die 
Amonatlihe Berpflegsgebühr als un— 
einbringlich ab = und fomit der Stadt- 
gemeinde zur Laft gefchrieben und erft 
der Reft wird von dem behandelten 
Dienftboten felbft, feinen Verwandten 
oder der Goncurrenz feines Kreifes ge— 
fordert. (Bdg. der n. d. Reg. vom 29. 
Apr. 1840 3. 22791. Prov. ©. ©. 
22. Bd. Nr. 72.) 

Krankenhaus - Berpflegsgebüh- 
ren, In Folge eined vorgefomme- 
nen Balles, über Verpflegsgebüh— 
ren-Entrichtung für einen Er- 
frankten, und imk. k. allgemei- 
nen Krankenhauſe behandelten 
Arbeiter, hat die k. k. Hofkanzlei 
mit Decret vom 30. April 1840 Fol⸗ 
gendes beftimmt. 

Der $. 12. des Regierungs = Circu- 
lars v. 30. März 1837 enthält wört— 
li die Beftimmung, daß jene einzelnen 
Künftler, Fabrifanten, Gewerbs- und 
Handeldleute, weldhe zu feiner Innung 
gehören, verpflichtet find, für ihre er- 
frankten Commis, Subjecte, Gefellen, 


Zungen, Arbeiter und Arbeiteritinen, 
welche zur Heilung in das allgemeine 
Krankenhaus abgegeben werden, die 
Berpflegsgebühren nach der 3. Claffe 
zu vergüten. Es liegt nun ſchon in 
dem Wortlaute diefes Paragraphes, daß 
nur jene Commis, Gefellen, Arbeiter zc. 
gemeint fein können, welche ein Künſt— 
ler, Badrifant oder Gewerbömann zum 
Betriebe feines Gewerbes oder Ges 
fhäftes aufgenommen bat, wie dies 


auch aus der Entgegenhaltung des $. 10 


über die Verpflichtungen der Jungen 
deutlich erhellet. Die Ausdehnung der 
Verpflichtung zur Leiftung der Ver— 
pflegatoften auf Taglöhner, und folde 
Arbeiten und Handlungen, die nicht 
zur Betreibung eined Gewerbes oder 
Gefhäftes, fondern zu einer anderen 
Verrichtung zeitlih aufgenommen wer— 
den, ift in feiner Vorſchrift begründet, 
und würde viele Unzukömmlichkeiten 
duch eine offenbar ungerechte Bedrür 
kung der Obrigkeiten herbeiführen. 
(Hflzl. Deer. vom 30. April 1840 3. 
11757. Vdg. der n. ö. Neg. vom 11. 
Mai 1840 3. 27009, n. d. Prov. ©. 
©. 22. Bd. Nr. 75.) 

Krankenhaus : Berpflegsgebüh- 
ren, Beftimmungen hinfidtlid 
der Berpflegstoften » Beitrei- 
tung für die im Auslande er— 
krankten unbemittelten Faif. 
öfterr. Untertbanen. Um den fi 
wiederholenden unmittelbaren Spital- 
foften-Reclamationen der Landesſtellen 
bei ausländifchen Regierungen, mit Aus- 
nahme von Baiern, Preußen und Sad: 
fen, mit denen Befondere mit dem Hof: 
Decrete v. 11. Dct. 1833 (1. Baiern) 
und vom 23. Sept. 1835 bekannt ge- 
machte Uebereinkommen getroffen wur: 
den, weiterhin vorzubeugen, findet fich 
die vereinigte Hofkanzlei veranlaft, 
ſämmtlichen Landesftellen zu bedeuten, 
daß die k. k. Gefandtfchaften in Stutt- 
gart, Baden, Darmftadt, Mecklen⸗ 
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burg- Schwerin, Naffau fehon früher 
angewiefen worden find, bei den ge 
nannten Regierungen die volllommene 
Reciprocität für die im Auslande er- 
franfenden unbemittelten faif. öfterr. 
Unterthanen in Betreff ihrer ument- 
geltlihen Verpflegung in den dortlän- 
digen Aranfenanftalten in Anspruch zu 
nehmen, welche auch von jenen Re— 
gierungen dur Minifterial-Note zuge: 
fichert worden ift. (Hflzl. D. vom 29. 
1840 3. 83121, an fämmtl. Länderft. 
Bdg. der n. ö. Reg. v. 12. November 
1840 3. 64690. Pol, ©. ©. 68. BP. 
Nr. 111.) 

Krankenhaus - Berpflegsgebüh- 
ren. Für einen Krankenhaus» Ber: 
pflegsgebühr-Reftanten, der zwar ſchon 
jehr lange von feinem Geburtsorte ab- 
wefend, von dem aber fein anderer 10— 
jähriger ununterbrochener Aufenthalte: 
ort nachzuweiſen ift, ift die Geburts: 
gemeinde oder vielmehr die betreffende 
Kreisconcurren; die ausftehende Ber: 
pflegsgebühr zu berichtigen fchuldig, 
wenn der Reftant felbit oder deſſen An— 
gehörigen zahlungsunfähig find, (Hfkzl. 
D. vom 26. Nov. 1840. Vdg. der n. 
ö. Reg. vom 19. Dec. 1840 3. 70097. 
Kn. ©. V. J. 1840. Nr. 73.) 

— — Verpflegsgebühren— 
Beſtreitung für kranke Huf— 
ſchmiedgeſellen, welche von Ar— 
beitsgebern verwendet werden, 
die nichtzur Wiener Hufſchmied— 
Innung gehören. Se. Majeſtät 
haben mit a. h. Entſchließung vom 2. 
März 1841 allerhöchſt zu befehlen ge— 
ruht, daß die Innung der Wiener 
Hufſchmiede nur zur Zahlung der für 
die wirklich bei den Schmiedmeiſtern im 
Dienſte ſtehenden Geſellen und Arbei— 
ter aufgelaufenen Krankheitskoſten zu 
verhalten ſei, wogegen bei jenen Ar— 
beitern, welche bei, nicht zur Innung 
gehörigen Gewerbsleuten im Dienſte 
ſtehen, die allgemeinen Grundſätze in 

Zaleiolh, Handb. d. Pol, Geſ. IL 


Abſicht auf die Hereinbringung der Ver— 
pflegsfoften in Anwendung zu bringen 
feien, und wornach daher das gewöhn— 
liche Dienftverhältniß einzutreten habe. 
Der Dienftherr hat demnach bei Ab— 
gabe feines Arbeiters in das Spital zu 
erklären, ob er denfelben noch ferner 
im Dienfte zu behalten gefonnen ſei 
oder nicht. Im erften Falle hat er alle, 
im zweiten aber nur die Verpflegs— 
foften für einen Monat im vorhinein 
zu entrichten, wobei ihm der Anſpruch 
auf den Rückerſatz bleibt, wenn der 
Gefelle früher genefet. Dagegen find 
jene Schmiedgefellen, welche anderen, 
der Innung fremden Arbeitdgebern zu— 
geſchickt werden, für die Zeit, während 
welcher fie fich bei foldhen befinden, von 
den Befellen-Auflagen von vierteljährig 
30 fr. zu befreien, fie haben jedoch die: 
felbe von dem Zeitpuncte an, wo fie 
aus fremden Dienften treten, mieder 
an das Mittel zu verabfolgen. Hieraus 
fließt auch, daß dag Mittel für jene 
Gefellen, die von fremden Arbeitäge- 
bern ins Spital gefendet, aber von 
ihnen nicht mehr im Dienfte behalten, 
und für welche nur für einen Monat 
die Berpflegsfoften entrichtet werden, 
wenn fie länger als einen Monat frant 
find, die weiteren Koften zu entrichten 
babe, da es auch für fremde aus der 
Ferne zureifende Gefellen, die noch bei 
feinem Meifter in Arbeit ftehen, die 
Krankheitstoften nah den Directiven 
zu beftreiten, verpflichtet iſt. Alles 
Uebrige in Anfehung der Auflagen für 
die Innung hat unverändert zu bleis 
hen. (Hftzl. Dec. vom 6. März 1841 
3. 7411. Vdg. der n. 6. Reg. vom 
17. März 1841 3. 15209. Prov. ©: 
©. 23. Bd. Nr. 49.) 

Krankenhaus: Berpflegsgebüh: 
ren. Errihtung der Kranfen- 
haus = Verpflegsgebühren für 
Handlungs: Commisd. Das bie 
fige bürgl, Handels» Gremium ift laut 
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8. 9 des Eirc. vom 30. Mai 1837 
verpflichtet, die Verpflegskoſten für 
diejenigen Individuen zu  beftreiten, 
welche zur Zeit ihrer Aufnahme in das 
allgem. Krankenhaus fih noh den 
Handlungsgefhäften widmeten, und in 
die Kathegorie der Handlungs-Commig 
gehörten. Bei diefer Verpflichtung ift 
wohl zu unterfcheiden zwifchen Commis, 
welche in einer Condition fanden und 
dort erkrankten, und zwifchen foldyen, 
weldhe in dem Augenblide ihrer Er- 
krankung feine Condition hatten oder 
zugereift find. Nur für die Lebteren 
tritt die Verpflichtung der Verpflegs— 
koften-Berichtigung von Seite des Gre- 
miums ein, weil für die Erfteren nad 
$. 12 der Handelsmann ohnehin die 
Verpflegskoſten für feinen erkrankten 
Commis zu beftreiten hat, was übri- 
gens nicht ein befonderes Uebereinkom— 
men der Handelsleute mit dem Gre— 
mium ausschließt. Dagegen ift es ganz 
in der Billigfeit gegründet, diejenigen 
Individuen, welche zwar die Handlung 
erlernten, ſich jedoch zur Zeit ihrer Er- 
krankung einem andern, der Handlung 
fremdartigen Geſchäfte widmeten, nicht 
mehr ald Handlungsdiener, fondern 
nad den allgemeinen Directiven zu 
behandeln, zu welchem Ende bei Auf: 
nahme derlei Kranken darauf zu fehen 
ift, daß fie entweder mit der Aufnahms- 
Bewilligung von Seite des Gremial— 
Borftandes verfehen fein müffen, oder 
daß fie doch ſolche Behelfe beibringen, 
aus welchen ihre legte Condition, ihre 
legte Beſchäftigung zu erfehen ift, oder 
daß diefes Verhältniß im Wege der po— 
lizeilihen Erhebungen möglichſt fchnell 
ins Klare geftellt werde. Es verfteht 
fih hiebei von felbft, daß für den Fall 
der Zahlungsunfähigkeit des Handels- 
herrn das Gremium an feine Stelle ala 
Zahler einzutreten hat. Nach diefem 
Grundſatze find alle fünftig vorkom— 
menden Fälle zu behandeln. (Vdg. der 


n. d. Reg. vom 9. März 1742 2. 
12550, n. ö. Prov. ©. ©. 24. Br. 
Nr. 50 ſ. auch Krankenhaus. Vdg. 
v. 7. Dct. 1846.) 

Krankenhaus : Berpflegsgebüh- 
ren. In Abfiht auf die für jene Ar- 
beiter, welche bei, nicht zu Innungen 
gehörigen, einzelnen Künftlern, Fabri—⸗ 
fanten, Gewerbs⸗- und Handelsleuten 
dienen, und in oder außer dem Haufe 
des Arbeitsgeber wohnen, hereinzu— 
bringenden Krankenhaus - Berpflegsto- 
ten finden die allgemeinen, für gewöhn— 
lihe Dienftboten geltenden Normen 
Anwendung. (N. ö. Rggs. Vdg. vom 
1. Juni 1842 3. 30818. Kn. ©. V. 
3. 1842. Nr. 41.) 

— — Zufolge Erhebungen befteht 
bei den Plattirern feine Auflage, 
fo wie auch feine Gemeincaffe zur De- 
ung der Berpflegstoften ihrer Lehr⸗ 
linge ımd Gefellen, es können daber 
nur die Arbeitögeber, und nicht die 
Repräfentanten der Innung zur Zah— 
lung derfelben verhalten werden. Die 
k. k. Polizei-Dber-Direction hat daher 
die fümmtlihen Bezirks - Directionen 
anzuweifen, dag in den Aufnahmds 
Documenten der Plattirer, deren zah— 
Iungspflichtige Arbeitögeber oder Lehr» 
herren genau angegeben werden, um die 
Einbringung der Berpflegsktoften von 
diefen auf directivmäßigem Wege veran⸗ 
laffen zu fönnen. Zugleich hat auch bei 
den übrigen Handwerfd - Innungen ein 
gleiches Verfahren einzutreten, indem 
dadurch weitwendige Schreibereien ver⸗ 
mieden werden, (Rggs. Bdg. vom 29. 
März 1843 3. 15885. An. ©. V. 3. 
1843. Nr. 37.) 

— — Ge. Ef, Majeftät haben mit 
a. h. Entfhl. vom 24. Juni 1843, die 
von der Randesftelle getroffene Einrich- 
tung, wornach die Berpflegsgebühren 
für mittellofe, in den Spitälern 
der Kreisftädte behandelte Kranke 
im Wege der KreissConcurrenz einzus 
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bringen find, nachträglich zu genehmi- 
gen gerubt. (Hfkzl. Dec. vom 30. Juni 
1843, an das k. k. Gub. in Galizien. 
Bol. ©. ©. T1. Bd. Nr. 72.) 

Krankenhaus - Berpflegsgebüh- 
ren. Bereits mit dem Hoflanzlei- De- 
erete vom 13. Aug. 1833 3. 19752, 
wurde angeordnet, daß die Vorſchrift, 
vermöge welcher die Innungen oder 
Meifter für die Gefellen, Jungen oder 
fonftigen Arbeiter die Krankenhaus: 
Verpflegskoſten zu berichtigen verpflich⸗ 
tet find, au für Tirol Anwen- 
dung zu finden habe. Nach diefer Bor- 
ſchrift hat fi diefe Verpflihtung aud 
auf Gefellen, welche aus der Fremde 
zureifen, zu erſtrecken. (Hflzl. D. vom 
7. und 27. Juli 1843 3. 19380 und 
22615. Rggs. Bdg. vom 19. Juli und 
5. Aug. 1843 3. 39876 u. 43806. 
Kn. ©. 2. I. 1843. Nr. 89.) 

— — Die Hoflanzlei » Berordnung 
vom 15. Juli 1825 3. 19309 wegen 
Hereinbringung der Krantenhaus-Ber- 
pflegögebühren durch kreisweiſe 
Repartition ift auf die Pro— 
vinz Dalmatien, der befonderen 
dort obwaltenden Berhältniffe wegen, 
niht ausgedehnt, und auf diefe 
Provinz nit anwendbar befunden 
worden. (Hfzkl. D. v. 12. Apr. 1845 
3. 23629, n. ö. Rggs. Vdg. vom 11. 
Mai 1845 3. 23629, n. ö. Prov. ©. 
©. 27. Nr. 64.) 

— — ©e. f.f. Majeftät haben mit 
a. h. Entfhliegung v. 4. März 1848 
die Berpflihtung der Meifter und In— 
nungen zur Berichtigung der Kranken⸗ 
haus⸗Verpflegskoſten für die in Arbeit 
ftebenden und erkrankten Gefellen und 
Lehrlinge, fo wie die Dienftgeber für 
ihre Dienftboten, aufrecht zu erhalten 
gerubt, dagegen allergnädigft bewilligt, 
daß die fraglichen Koften der auf der 
Wanderfchaft begriffenen und auf 
der Durchreiſe ohne in eine Arbeit 
getreten zu fein erfrantten Geſel— 


Ien, falls folde nicht von ihnen oder 
ihren geſetzlich verpflichteten Angehöri- 
gen berichtigt werden können, im 
Wegeder Goncurrenz jenes Krei- 
ſes, wohin fie zuftändig find, und be- 
züglich der vier älteren Kreife im Lande 
ob der Enns, im Wege der Landes- 
Concurrenz, wenn aber die Gefellen 
Ausländer find, nach den allgemeinen 
Directiven der Berichtigung der Ber- 
pflegsgebühren für Ausländer einge 
bracht werden. (Hfkzl. D. v. 10. März 
1848, an fämmtl. Länderſt. mit Aus⸗ 
nahme Mailand, Benedig und Dalma- 
tien. Bol. ©. ©. 76. Bd. Rr. 26.) 

Krankenhaus : Berpflegsgebüh- 
ren. Das Minifterium des Innern hat 
mit dem Erlaffe vom 11. Februar 
1.3 3. 25467 die Verpflegsaebühren 
im Bragerallg. Krantenhaufe 
für die 1. Claffe auf den Betrag von 
15.5 fr, und für die 2. Claſſe auf 
45 fr. pr. Tag zu erhöhen befunden. 
(Kdm. d. Stth. in Böhm. v. 22. Febr. 
1850. 2. ©. B. Nr. 45.) 

— — Proviſoriſche Berfü- 
gung zur rechtzeitigen Ein 
bringung der Krankenhaus— 
Verpflegskoſten. Es liegt zwar 
nicht in der Abficht des Minifteriums 
des Innern, gegenwärtig, wo über die 
künftige Stellung und das Verhältniß 
der Spitäler noch Nichts entſchieden 
ift, irgend eine principielle Aenderung 
in der Verwaltung derfelben eintreten 
zu laffen. Allein die durch die früheren 
Geſetze angeordnete Einbringung der 
von den zahlungspflictigen Parteien 
nicht einzutreibenden Krankenhaus⸗Ver⸗ 
pflegögebühren durch die Umlage auf 
die beftandenen Kreife ift gegenwärtig 
wegen der geänderten politifhen Ein— 
theilung’nicht mehr durchführbar, und 
es ftellt ſich demnach, um die Kranken⸗ 
anſtalten vor Verlegenheiten zu vers 
wahren, eine proviforifhe Anordnung 
in diefer Hinficht als dringend not 
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wendig dar. Das f. f. Minifterium des 
Innern hat demnah in genauer Wiür- 
digung aller hier eintretenden Rüdfidh- 
ten mit dem Erlaffe vom 23. Detober 
1850 3. 7143/555, angeordnet, daß 
die von den Parteien wegen Zahlungs 
unfähigfeit nicht einbringbaren Kran— 
fen Derpflegstoften auf ſämmtliche di- 
recten Steuern (ald Grund-, Haus-, 
Erwerb: und Einfommenfteuer) der je 
Bigen Kreife und dort, wo Kreid umd 
Land zufammenfallen, auf die erwähn- 
ten Steuern des Landes umgelegt und 
eingehoben werden follen. Hinfichtlich 
der nah Wien zuftändigen, in einer 
hiefigen ‚oder auswärtigen Kranfen- 
anftalt verpflegten Parteien ift fich we- 
gen Einbringung der Verpflegskoſten 
nad der bisherigen Gepflogenheit zu 
benehmen. Das Nämliche gilt auch von 
den Berpflegsgebühren, welche für Aus— 
länder, die im Kronlande verpflegt 
wurden, oder für Inländer, die im 
Auslande verpflegt wurden, in An— 
fpruch genommen werden. Um nun bei 
der Einbringung diefer Kranken = Ver- 
pflegskoften das Benehmen der Behör- 
den für die Zukunft einfach zu regeln, 
die häufigen Verluſte zu vermeiden, 
und den Krankenanftalten den redhtzei« 
tigen Erfaß der vorgefchoffenen Ge- 
bühren zu fichern, wird folgender Ge- 
ſchäftsgang zur unabweichlichen Richt- 
ſchnur vorgefchrieben. 

1. Der Borftand der Kranfenanftalt 
ift verpflichtet, am Schluffe eines jeden 
Monats einen individuellen Ausweis 
über die von den Parteien nicht berich— 
tigten oder fiher geftellten Verpflegs— 
gebühren verfaffen zu laſſen. 

2. Die Kranfenanftalt Bat aus dem 
Gefammtausweife nah der Zuftändig- 
keit der verpflegten Parteien fpecielle 
Ausweife zu verfaffen, und zwar: 

a) für den Wiener Magiftrat über 
die nad Wien zuftändigen Parteien; 

b) für jede der niederöfterr. Bezirke: 
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hauptmannfhaften über die den einzel- 
nen Bezirken des Kreifes Nied. Defter- 
reich zuftändigen Parteien ; 

e) für jedes Kronland der öfterr. 
Monarchie nach den bisher fpeciell vor- 
gefhriebenen Abtheilungen, in fo fern 
nad der bisherigen Gefeßgebung ein 
ſolches Kronland zur Vergütung der 
Verpflegskoſten gehalten ift, und endlich: 

d) für jeden auswärtigen Staat nah 
der Zuftändigkeit der verpflegten Aus- 
länder, in fo fern nach der bisherigen 
Gepflogenheit eine ſolche Bergütung 
angefprodhen werden Fann. 

3. Diefe fpeciellen Ausweife find für 
jede Rüdftandspoft mit den vorhande- 
nen Aufnahms-Documenten und Zuftän- 
digkeitö-Behelfen oder Erhebungen zu 
belegen, und für a), b) und c) nad) der 
bisherigen Borfchrift unmittelbar an 
die berufene Behörde im Eorrefpon- 
denzwege zu leiten, dagegen ift aber 
der belegte Ausweis d) rüdfichtlic der 
verpflegten Ausländer mittelft eines 
befonderen Berichtes zur Einbringung 
des Rückſtandes im minifteriellen Wege, 
wie bisher, der Statthalterei unmittel- 
bar vorzulegen. 

4. Gleichzeitig mit der Verfendung 
der docnmentirten Special = Ausweife 
hat die Direction der Krankenanftalt 
eine zufammengeftellte Abfchrift der sub 
Nr. 2 bezeichneten Ausweife, in welche 
zur Erleichterung blos die Namen der 
Parteien und die Verpflegskoften- Be- 
träge aufzunehmen find, an die k. f. 
niederöfterr. Provinzial» Staatebud)- 
haltung zu übergeben, welche diefe Ueber- 
fiht zur Evidenzhaltung der eingebrach— 
ten und rüdftändigen Poften benüßen 
und zu dieſem Behufe durch die Ein- 
fiht in die Journale und Gaffebücher 
der Landeshauptcaffe 2. Abtheilung die 
jedesmalige Aufflärung oder Ergän— 
zung fi verfchaffen wird. 

5. Bis die Grundfäße über die Zus 
ſtändigkeit und Zahlungspflichtigkeit der 
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Parteien, der Innungen, Anverwand- 
ten, Dienft- und Arbeitgeber u. ſ. w. 
im Wege der Gefebgebung vereinfacht 
fein werden, müffen die Bezirföhaupt: 
mannfchaften fi zur Aufgabe machen, 
nach genauer Erhebung aller Daten die 
einzelnen Berpflegspoften im Sinne 
der bisherigen Grundfäße, und zwar 
längftens binnen 6 Wochen nach dem 
Empfange des Monatdausweifes von 
den Bahlungspflichtigen einzuheben, 
und 

a) den documentirten Driginal-Mo- 
natsausweis, 

b) die dazu gehörigen eingebrachten 
Geldbeträge, und 

ce) rüdfihtlih der ganz oder theil- 
weife nicht eingebrachten Beträge die 
obwaltenden Anftände und gepflogenen 
Erhebungen mit dem Gutachten über 
die meiterd geeigneten Berfügungen, 
oder über die Zumeifung einzelner Be— 
träge an die Goncurrenz des ganzen 
Kreiſes Niederöfterreih der Statthal- 
terei vorzulegen. 

6. Die Statthalterei wird die einge: 
gangenen Gelder monatlih der Kran- 
fenanftalt zuwenden, über die vorge: 
brachten Anftände die weitere Verhand— 
lung durchführen, über die zur Kreis» 
Concurrenz geeigneten Rüdftände die 
buchhalterifhe Evidenzhaltung veran- 
laffen, und am Schluffe des Jahres 
die Umlage auf die bezeichneten Steuer: 
gulden beforgen. Ueber die hiebei zu 
beobachtende Manipulation, die Be- 
theiligung der Gemeindecaffen, die Mit- 
wirkung der Steuerämter, und die Art, 
wie die umgelegten Berpflegskoften ihrer 
Beftimmung zugeführt werden follen, 
wird die nähere Weifung in der In» 
ftruetion über die Behandlung der Be- 
zirte-Goncurrenz-Gelder enthalten fein. 
(Erlaß des n. ö. Stth. vom 27. Det. 
1850. 8. ©. 3. Nr. 85.) 

Krankenhaus : Berpflegsgebib: 
ren. Die Verpflegsgebühr für die 3. 
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Elaffe im Prager allg. Kranken— 
hauſe wird für Einheimifche mit 18 kr. 
und für Fremde mit 30 fr. für den Tag 
bewilligt. (Erl. des Min. des Inn. v. 
13. Mai 1852 3. 9903. Kundm. der 
Statth. in Böhmen v. 21. Mai 1852 
3. 11308. 2. ©. 3. Nr. 184.) 

Krankenhaus = Berpflegsgebüh: 
ren deren Einbringung für die außer den 
Linien Wiend domicilirenden Pfründ— 
ner, f. Armenpfründner. 

— — lebereintommen mit Baiern 
wegen Heilung und Berpflegung der 
unbemittelten beiderfeitigen Untertha- 
nen, f. Baiern. 

— — für franzöfifche Unterthanen, 
f. Frankreich. 

— — für arme, von wüthenden 
Hunden beſchädigte Perfonen , fiehe 
Hundswuth. (Bdg. vom 4. Detbr. 
1843.) _ 

— — Beflimmung, wer zu einer 
Innung gehört, und wem die Berpflich- 
tung zur Zahlung der Verpflegskoſten 
obliegt, |. Innung. 

— — umentgeltlihe Behandlung 
der armen Unterthanen jener Staaten, 
mit welchen das Reciprocitäts » Berfah- 
ren in Defterreih beobachtet wird, f. 
Krankenhaus, (Bdg. v. 13. Septbr. 
1843) und SKranfenhans = Ber: 
pflegsgebühren. (Bdg. v. 24. Sept. 
1835 u. 29. Dct. 1840.) 

— — für fopfilitifhe Schüblinge 
und für Syphilitifhe aus dem Bauern- 
ftande find gleich den Verpflegskoſten 
für Syphilitifche, welche in feine der 
genannten beiden Kathegorien gehören, 
einzubeben, ſ. Luftfeuche. 

— — Beftreitung derfelben für 
jene erkrankten Beurlaubten,, welche 
nicht in ein Militär-Spital aufgenom- 
men werden. S. Militär = Beur: 
laubte. 

— — zur Zahlung derſelben ſind 
Stiefältern für ihre Stiefkinder nicht 
verpflichtet, ſ. Stiefältern. 
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Krankenhaus: Berpflegsgebüh- 
ren deren Einbringung für irrfinnige 
Ungarn, f. Ungarn. 

— — f. Armen = Berforgung, 
Arreftanten, Gefellen = Auflage, 
Ingnifiten: Spital, Iuden: Spi: 
tal, Landfpitäler, Militär: In: 
validen, Selbftverftüämmler, Un: 

an, 
Krankentragbetten, deren Auf: 
ftellung inden Borftadt-Bezir- 
fen Wiens. Zur fihnelleren Trans— 
portirung der Kranken in das k. k. alls 
gemeine Krankenhaus find in den Po— 
lizei-Bezirken der Wiener Borftädte mit 
Ausnahme des Alfergrundes, wo wie 
bisher zu diefem Behufe die Kranken: 
träger im k. k. allgemeinen Kranken: 
haufe benübt werden fönnen, Tragbet- 
ten aufzuftellen und Träger und für 
den Fall ihrer Verhinderung Subftitu: 
ten für diefelben zu beftellen. Die Aus- 
führung Ddiefer Traganftalt und die 
Auffiht hierüber haben die k. k. Poli⸗ 
jeir-Directionen zu beforgen. Zu Trä- 
gern oder im Falle ihrer Verhinderung 
zu deren Subftituten find die Haus— 
meifter in der Umgebung des Aufbe- 
wahrungsortes der Tragbetten, die Lei- 
henträger bei der Pfarre oder deren 
Subftituten, die Laternanzünder und in 
der Leopoldſtadt die ohnehin im Klofter 
der barmherzigen Brüder vorhandenen 
Träger fürzumählen. Der zu entrich— 
tende Lohn für jede Transportirung ift 
von den Parteien, wenn fie zahlungs— 
fähig find, zu berichtigen und nur in 
fo fern, als die Zahlungsunfähigkeit 
erwiefen ift, die diesfällige Auslage von 
dem Kocal » Polizei » Fonde zu tragen. 
Für die innere Stadt felbft ift die Auf- 
ftellung von ſolchen Tragbetten und 
Beitellung von Trägern nicht nothwen- 
dig, und es können hierzu wie bisher 
in den wenigen Erforderniß- Fällen, wo 
die Ueberbringung in das allgemeine 
Krankenhaus durd Tragen unerläßlich 
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ift, die im Todtenamte beftehenden Lei» 
henträger gegen einen auszumittelnden 
billigen Lohn bemüßt werden. Uebri— 
gend unterliegt es keinem Anftande, 
daß fih das Publicum diefer aufjtellen- 
den Tragbetten und Träger nad Erfor- 
derniß auch zur Transportirung in ans 
dere Kranken- oder Heilanftalten, wie 
zum Beifpiel in das Spital der barm— 
herzigen Brüder oder zu den Elifabe- 
thinerinnen, gegen einen billig auszus 
mittelnden Lohn bedienen könne. (M. 
d. Rage. Vdg. v. 22. März 1832 3. 
12894. Prov. ©. ©. 14. Th. Nr. 58. 
Vdg. dern. ö. Regg. v. 14. Febr. 1833 
3. 7999 u. v. 8. Septbr. 1833 3. 
46607. Brov. &. ©. 15. Bd. Nr. 30.) 

Krankentragbetten. Da jene Bar- 
teien, welche vorfchriftsmäßig die Kran 
fenhaus =» Verpflegögebühren für ihre 
Hilfsarbeiter oder Dienftboten zu tra» 
gen haben, auch zur Entridhtung der 
Gebühr für die Transportirung derfel- 
ben in die Kranfenanftalt ausdrüdlich 
verpflichtet erfcheinen, fommen derlei In⸗ 
dividuen keineswegs auf Rechnung des 
Local⸗Polizei-Fondes zu transportiren, 
fondern e8 muß diefen Parteien die 
Berfhaffung folder Individuen in die 
betreffende Kranfenanftalt nad Erfor- 
derniß der Umftände in der Regel ledig- 
lich überlaffen bleiben. Sollte jedoch 
wegen Saumfeligfeit einer ſolchen Par— 
tei, oder einer plößlihen Erkrankung 
oder Berunglüdung eine derlei Trand- 
portirung wegen Gefahr am Berzuge 
von Amtöwegen verfügt werden müffen, 
ift die zahlungspflihtige Partei auch 
alfogleih zur Entrihtung der Tragge- 
bühr zu verhalten, und wenn dies allen- 
falls nicht auf der Stelle effectuirt wer- 
den könnte, die Gebühr nachträglich 
durch nahdrüdliches Amtliches Ein- 
fhreiten und erforderlichen Falls auch 
erecutive hereinzubringen. (D. dert. f. 
Pol. Ob. Dir. v. 29. Jan. 1835 3. 
884/192.) 


Krankentragbetten. 


Krankentragbetten. Die auf 
Koften des Polizei = Kondes durch 
die in den Bolizei = Bezirken der 
Borftädte beftehenden Krankentrag- 
Anftalten in die verfchiedenen Spi— 
täler trandportirten Kranken find zwar 
von Fall zu Fall, und noh am Tage 
des Transportes, oder wenigftend an 
dem zunächſt folgenden, namentlich, 
kurz und ohne Beilage im Tagrapporte 
aufzuführen, fohin aber noch Namen, 
Beihäftigung und Wohnort befonders 
zu verzeichnen, diefem Berzeichniffe die 
Beftätigung der, bei jeder Partei mit 
pflihtmäßiger Genauigkeit zu erheben: 
den Zahlungsunfähigkeit, fo wie das, 
von dem Bezirksarzte ebenfalld nad 
gewiffenhafter Weberzeugung abzuge- 
bende Zeugniß des nothwendigen Ge- 
brauches eines Tragbettes beizufügen, 
und das fomit ausgefüllte Verzeichniß 
nebft der, nad demfelben adjuftirten 
Quittung der Krankenträger mit dem 
Schluſſe eines jeden Monats anher 
vorzulegen. (Eirc. der k. k. Bol. Ob. 
Direct. v. 8. Oct. 1837. 3. 14051.) 

— — In Gemäßheit des h. Statth. 
Decret: v. 29. Mai 1850 3. 21700 
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wird hiermit allgemein befannt gemacht, 
daß die für die Hebertragung der Kran— 
fen oder plößlih Berunglüdten in die 
hiefigen Spitäler bewilligten Trans— 
portsbeträge auch auf das inzwifchen 
ind Leben getretene Bezirks - Kranken» 
haus auf der Wieden und das Spital 
der barmherzigen Schweftern im der 
Keopoldftadt ausgedehnt und nad) Ber: 
hältnig der Entfernung in nachfolgen- 
der Art mit dem Bemerken feſtgeſetzt 
worden feien, daß die Kranken des Pos 
lizei = Bezirkes Alfervorftadt von den 
Trägern des k. k. allgemeinen Kranken: 
hauſes ausfchliegend nur in diefes, und 
für die dort beftehenden Gebühren 
transportirt werden. Die Angehörigen 
eines zu übertragenden Kranken oder 
plöglih DVerunglüdten haben ſich zu 
diefem Ende in der innern Stadt bei 
den Haus » Kommiffariate der k. f. 
Stadthauptmannfhaft in den Vorftäd- 
ten aber bei den betreffenden k. k. Com— 
miffariaten der nachbenannten PBolizei- 
zeibezirfe zu melden, und allda mit An: 
gabe des verlangten Spitales die für 
felbes beftimmte Zraggebühr vorhinein 
zu erfeßen. 


Arankentragbetten. 
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Wahrhaft zahlungsunfähige Kranke 
oder plötzlich Verunglückte werden auf 
polizeiliche Anordnung in die verlang— 
ten Spitäler unentgeltlih überbracht, 
und den Trägern ift ftrenge verboten, 
eine Traggebühr felbft anzunehmen, oder 
ein Geſchenk zu fordern. Uebrigens be- 
ziehen fh diefe TraggebührenBeftim: 
mungen auf den Umfang des ganzen 
Polizei» Bezirkes Wiens, daher auch 
auf die außer den Linien Wiens liegen: 
den, zum Polizei = Bezirke gehörigen 
Gründe, mit Ausnahme Reindorf, 
Braunhirſchengrund, Ruftendorf, Fünf— 
und Sechshaus, deren Gemeinden die 
Ueberbringung ihrer Kranken oder Ver— 
unglückten in ein Spital innerhalb der 
Linien, wie bisher, noch ferner ſelbſt 
zu beſorgen haben. (Kndmachung des 
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Wiener » Magiftrates v. 30. Septbr. 
1850 ) 

Kranfentragbetten, im k. k. all- 
gemeinen Kranfenhaufe, Gebühr für 
die Benügung, f. Krankenhaus. (R. 
Vdg. v. 30. März 1837 $. 23.) 

— — in Prag, ſ. Krankenhaus. 
(Bdg. v. 25. Juli 1829 $. 19 u. v. 
3. Mai 1838.) 

Kranfenträger. Säimmtlihen Pol. 
Bezks. Direct. wird die unabläffig fort: 
gefeßte, genauefte Ueberwahung und 
Controlirung der Kranfenträger ihres 
Bezirkes in der Erfüllung der von letz— 
teren gegen die ihnen erfolgte Bezah— 
lung übernommenen Berbindlichkeiten 
ohne mindefte Beläftigung der Par: 
teien zur Pflicht gemacht, und felben 
aufgetragen, die von ihnen aufgenom— 
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menen Krankenträger über jede dies— 
fällige Vernachläſſigung oder jedes fon- 
ftige DVerfehulden, ftreng zur Berant: 
wortung und Strafe zu ziehen, jene 
unter ihnen aber, welche ſich beigehen 
laffen, die Transportirung der Kran— 
fen durch andere von ihnen hiezu eigen- 
mächtig gedungenen Individuen ver 
richten zu laffen, oder welche ſich erlau— 
ben, den betreffenden Parteien Trink» 
gelder abzufordern, ja felbft auch nur 
die ihnen freiwillig angebotenen anzu— 
nehmen, ohne weiters ſogleich zu ent— 
laffen und niemals wieder zu verwen- 
den. Um aber den erwähnten Mißbrauch 
des Abforderns oder der Annahme der 
Zrinfgelder von Seite der Krankenträ- 
ger möglichſt Einhalt zu thbun, haben 
die Bez. Directionen das diesfällige 
Berbot, fo viel es ohne öffentliche 
Publication gefchehen kann, zur Kennt: 
niß der Parteien zu bringen, und fol: 
ches indbefondere den Pfarrern, Grund 
richtern und Armenvätern ihres Bezir- 
fes mit dem Erfuchen befannt zu ge 
ben, jeden zu ihrer Kenntniß gelangen 
den Uebertretungsfall der Bez. Direct. 
zur Amtshandlung und Ahndung an— 
zuzeigen. (Circ. der kak. Pol. Ob. Dir. 
v. 15. Juni 1840 3. 8216/244.) 

Kranfenträger. Zur Uebertragung 
der erfrankten Zwangsarbeiter in das 
k. £. allgem. Krankenhaus find nicht die 
in Polizei » Bezirke Mariahilf ex offo 
aufgeftellten Träger, fondern die Kran- 
fenhaus » Seffelträger zu verwenden. 
(Rggs. Decr. v. 24. Dechr. 1834 3. 
65591.) 

— — undderen Subftituten, 
f. Kranfentragbetten. 

Kranken: Transportirung. Die 
Direction des k. E. allgemeinen Kran: 
Tenhaufes hat anher eröffnet, daß es 
fi bereits fehr oft ereignet habe, daß 
Kranke, welche mit legalen Anweifun- 
gen durch die dortigen Seffelträger da- 
bin abgeholt werden mußten, während 
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des Transportes geftorben, und fomit 
tod überbradht worden feien. Da nun 
nad den beftehenden Verordnungen die 
ärztlichen Anweifungen vorzüglich dazu 
dienen follen, den Behörden fomwohl, 
als den Angehörigen folder, der Wohl- 
that des allgemeinen Krankenhauſes 
würdiger Kranken, die Beruhigung zu 
verfhaffen, daß die Befchaffenheit der 
Krankheit eine derlei Uebertragung wirf- 
(ich zulaffe, und fomit das Leben die- 
fer Individuen dadurch nicht gefährdet 
fei, fo erhält die Pol.» Bez.-Dir. hier: 
mit den Auftrag 

1. nicht nur den Bezirks-Phyſikate, 
fondern allen in ihrem Bezirke befind- 
lihen Aerzten und Wundärzten in Er- 
rinnerung zu bringen und einzuſchär— 
fen, daß fie unter eigener Verantwort— 
lichkeit verbunden feien, nur bderlei 
Kranke zur Uebertragung in Das allg. 
Krankenhaus anzumeifen, weldhe nad 
reifliher Prüfung , ohne Lebensgefahr 
transportabel feien und 

2. forgfam zu überwachen, daß ähn- 
lichen Unzufönmlichkeiten für die Folge 
dadurch begegnet werde, daß bei jedem 
hierauf bezüglichen Falle das gehörige 
Amt gehandelt werde. (Circ. der Bol. 
Db. Dir. v. 17. März; 1832 3. 776.) 

Kranken-Unterſtützungsvereine. 
Es hat ſich von mehreren Seiten der 
Wunſch laut werden laſſen, den be— 
ſtehenden Kranken- Unterftü- 
tzungsvereinen die Wahl ihrer Ver— 
ſammlungsorte frei zu laſſen, ſo wie 
auch ihnen zu geſtatten, ihre wöchent— 
lichen Auflagen-Zuſammenkünfte auch 
in den Gaſthäuſern, wie es ſchon vor 
Jahren der Fall geweſen iſt, wieder ab— 
halten zu dürfen. Das Verbot, derlei 
Verſammlungen in den Gaſthäuſern der 
Vorſtädte abzuhalten, hat zwar bis nun 
beſtanden, und man hat dieſes Verbot 
vorzüglich aus dem Grunde erlaſſen, 
weil ſich gewöhnlich an die Spitze zur 
Gründung von derlei Vereinen Wirthe 


Kranken-Unterflübungspereine. 


geftellt haben, welche mehr ihr eigenes 
Intereffe im Auge halten, als den Zwed 
des Bereined. Bei den feither geänder- 
ten Berhältniffen, und bei dem Um— 
ftande, da Berfammlungen von Berei- 
nen fich in einem öffentlihen Gafthaufe, 
in Bezug auf Ruhe, Drdnung und 
Sicherheit weit leichter überwachen laf- 
fen, als in einem Privathaufe, hat es 
für dermalen, und auf unbeftimmte Zeit 
von dem Verbote, derlei Vereinsver— 
fammlungen in Gafthäufern abzuhalten, 
abzufommen. Es find daher diesfalls 
der Abhaltung feine Hinderniffe in den 
Meg zu legen, nur hat der betreffende 
Wirth der Polizei = Bezirks - Direction 
den Tag der wöchentlich abzuhaltenden 
Berfammlung anzuzeigen. (Decr. der 
n. ö. Regierung vom 19. März 1848 
3. 15272.) 
Kranfen-Unterflügungsvereine. 
Bei Gelegenheit, ald mehrere Kran— 
fen = Unterftügungsvereine die Ber- 
pflihtung, für ihre in einer öffentlichen 
Heilanftalt untergebradhten armen Mit- 
glieder die Berpflegstoften zu entrich- 
ten, ablehnen zu fönnen glaubten, bat 
die k. k. n. ö. Statthalterei mittelft Er- 
laffes v. 6. Jänner 3. 45546 die nad: 
ftehenden leitenden Grundſätze aufzu— 
ftellen befunden, nad welcher fi in 
Zukunft ohne Ausnahme zu benehmen 
fein wird. Die Statthalterei, weit ent- 
fernt, irgend einem Vereine, oder den 
einzelnen Mitgliedern desfelben in Ers 
frankungsfällen die Verlaffung der 
häuslihen Pflege und die Benükung 
der öffentlichen Heilanftalten mit Zwang 
zur Pflicht zu machen, findet es im Ge— 
gentheile wünſchenswerth, daß die wohl- 
thätige häusliche Pflege der Kranken 
vermehrt werde. Bei der Verpflichtung 
aber, die öffentlichen Heilanftalten für 
den Bedarf der ganzen Bevölkerung in 
fteter Bereitfchaft zu halten, fann es 
den Behörden nicht gleichgiltig fein, daß 
Individuen, welche für Krankheitsfälle 
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von Bereinen Unterftüßungsbeiträge be 
ziehen, die letztern für ſich oder ihre 
Familien zu andern Zweden verwens- 
den, und überdies als perfönlih arm 
und zahlungsunfähig die öffentlichen 
Heilanftalten unentgeltlich in Anfpruch 
nehmen, und gerade in der Lage, für 
welche fie die Hilfe des Vereines ge- 
nießen, dennoch dem öffentlihen Fonde 
ausfchliegend zur Laft fallen wollen. 
Es kann fehr wohl gefhehen, daß Ber: 
eine, welche die ihnen angefonnene Ber- 
pflihtung auf fih nehmen, durd eine 
Reihe von Jahren feinen Beitrag an 
eine öffentliche Heilanftalt leiften dürfen 
und daß jene Verpflichtung erft in jenen 
einzelnen Fällen hervortritt, in welchen 
die häusliche Pflege eines erkrankten 
Bereinsmitgliedes mit feinen Berhält- 
niffen und den öffentlichen Sanitäts- 
vorfhriften ſich nicht vereinigen läßt. 
In diefen Fällen ift ed aber nicht nur 
billig, fondern in der ftrengften Rechts— 
pflicht gegründet, daß der Verein jenen 
Beitrag, den er fir die Pflege des er- 
krankten Vereinsmitgliedes ftatutenmä- 
ßig zu leiſten hat, nicht zu Handen des 
der eigenen Pflege entbehrenden Ver— 
eindgliedes und zu fremdartigen Zwe— 
den, als z. B. zur Unterftügung der 
Familie des Erkrankten, fondern gerade 
an jene öffentlihe Anftalt, welche dem 
Erkrankten die durch die Statuten zu- 
geficherte Pflege leiſtet, abführe, wobei 
es ſich von feldft verfteht, daß die öf- 
fentlihe Anftalt von dem Vereine für 
die Dauer der Krankenverpflegung kei— 
nen höheren Betrag fordern dürfe, ala 
den andere zahlungsfähige Parteien zu 
leiften verpflichtet find, während die öf- 
fentlihe Heilanftalt dann, wenn der 
Bereind-Unterftügungebetrag kleiner ift, 
ald der tarifmäßige Zahlungsbetrag 
anderer Parteien in der nämlichen Ab» 
theilung, ſich mit diefem niederen Ber: 
einsbetrage begnügen, und den Abgang 
im Wege der gewöhnlichen Eoncurrenz 


Kranken-Unterflübungspereine. 


anfpredhen müßte. (D. der Pol. Dir. in 
Wien, v. 19. Jän. 1853 3. 424|59. 


€. A. 1.) 

Kranfen-Unterflügungsvereine, 
f. Bereine. 

Kranken = Verpflegsfoften, Be 
ftimmung binfihtlih der Verpflegsko— 
ften für die im Auslande erfrankten un— 
bemittelten öfterreihifchen Unterthanen, 
f. Krankenhaus-Verpflegsgebüh— 
ren. (Vdg. v. 29. Det. 1840.) 

— — umentgeltlihe Behandlung 
der armen Unterthanen jener Staaten, 
mit weldhen das Reciprocitäts » Verfah- 
ren in Defterreich beobachtet wird, f. 
Krankenhaus, (Bdg. v. 13. Septbr. 
1843.) Krankenhaus: Berpflegsge: 
bühren. (Vdg. v. 24. Sept. 1835 u. 
29. Det. 1840.) 

Kranfenwärter. Zum Kranten- 
wärterdienfte find in Zukunft nur ſolche 
Individuen aufzunehmen, welde mit 
allen fonft geforderten Eigenfchaften 
auch eine folche körperliche Conftitution 
verbinden, die eine längere Dienftzeit 
hoffen läßt, und insbefondere find in 
den Jahren bereitd vorgerüdte Indivi— 
duen zum MWärterdienfte nicht mehr auf» 
zunehmen. (Hfkzl. D. v. 27. Juli 1833 
3. 15950. Vdg. der n. ö. Rgg. v. 5. 
Aug. 1833 3. 42470. Kn. ©. 8.3. 
1833. Nr. 23.) 

Krankheit, anſteckende, Reinigung 
der MWäfhe und Kleidungsftüde, ſ. 
rn: = Sperre, Infertions: 


äſch 

Krankheitskoſten, ſ. Beamten: 
Krankheitskoſten. 

Krankheits-Seugniſſe für Stu— 
dirende, ſ. Studirende. 

— — ſ. Zeugniß. 

Krrätz. Die von Abtreibung desfel- 
ben erhaltene Teſte follen die Gold- 
und Gilberdrahtzieher an das k. f. 
Hauptmünzamt abliefern. (Drahtzieh- 
Drd. v. 25. Sept. 1775. Barth. H. u 
®. Gef. 6. Br. ©. 431.) 
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KräpedesGoldesund Silbers. 
Der Einkauf und Verkauf desfelben ift 
nur den Gold» und Silberarbeitern und 
derlei Gewerbsleuten, ſonſt Niemandem 
ohne hauptmünzämtlihen Paß oder 
Erlaubniß geftattet. (Hof-Deer. v. 21. 
Aug. 1806. Rggs. Eirc. v. 21. Aug. 
1806. Barth. H. u. ©. Gef. 6. Bd. 
©. 355) 

— — f. Gold, Goldarbeiter. 

— — Zur mögliäften Hintanhal- 
tung der Weiterverbreitung der Kräße, 
haben die Drtsbehörden in Ueberein- 
ftimmung mit der Geiftlichkeit und dem 
Sanitätöperfonale dem Landvolke, den 
Schulvorftehern und Lehrern nebft Em- 
pfehlung der Reinlichkeit zur angele- 
gentlichften Pflicht zu machen, daß die« 
felben dafür forgen, damit Kranke die 
fer Art zur Vermeidung der Anftedung 
möglichft ſchnell ihrer angemeffenen Hei- 
lung zugeführt, die mit der Krätze be» 
bafteten Kinder von dem Schulbefuche 
ausgeichloffen, und ſowohl diefe, als 
auch die erwachfenen derlei Kranke von 
den Gefunden ungefäumt abgefondert, 
fofort jedes Umfichgreifen dieſes Uebels 
fräftigft bintangehalten werde. (Vdg. 
des böhm. Gub. v. 23. Juni 1831 3. 
25154, v. 21. Sept. 1832 3. 39472, 
v. 19. Nov. 1833 3. 53102, v. 13. 
Dec. 1834 3. 58885 und 24. Sept. 
1838 3. 52294. Obent. 3. Bd. ©. 
141.) 

— — Da die Kräße als eine dro- 
niſche, blos contagiöfe Krankheit keines— 
wegs den epidemifchen Krankheiten bei- 
zuzählen ift, fo erfcheint es unzuläffig, 
die Auslagen aus Anlaß der Behand» 
lung diefer Krankheit auch nur theil- 
weife dem Cameral-Fonde aufjubürs 
den. In fo fern daher die mit diefer 
Krankheit Behafteten, nit in einem 
öffentlihen Krankenhauſe behandelt 
werden, in welchem Falle die Heil- und 
Berpflegskoften ohnehin nach den dies- 
falls beftehenden Directiven einzubrin« 
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gen find, werden die in der Frage ſte— 
henden Koften gleich jenen aus Anlaß 
anderer fporadifcher und chronifcher 
Krankheiten zu beftreiten fein. (Hfkzl. 
D. v. 8. Aug. 1845 3. 24268 an die 
Länderſt. von Mähren und Schlefien, 
Galizien, Böhmen, Tirol, Küftenland, 
Nieder: u. Dber: Defterreih. Pol. ©. 
©. 73. Bd. Nr. 104. Deer. der k.k. 
n. ö. Regierung vom 27. Aug. 1845 
3. 51009.) 

Krätze, mit der Heilung derfelben 
kann im Nothfalle zwangsweife vorge: 
gangen werden, ſ. Luſtſeuche. 

— — Vorſchrift wegen Aufnahme 
der mit der Kräße behafteten, zur Mili- 
tar-Dienftleiftung berufenen Individuen 
in die Militär » Spitäler, |. Militär- 
Spital. 

Krägmühle. Die Bewilligung zur 
Errichtung einer Kräß- oder Reini: 
gungsmühle von Gold und Silber wird 
Privaten nur gegen dem ertheilet, daß 
von Seite der Behörden bei Ausfindig- 
mahung des für diefe Anftalt gewid- 
meten Rocales alles Dasjenige eingelei- 
tet werde, was in Beziehung der dabei 
eintretenden Vorfihten, wegen allfälli- 
ger Benützung des Mühlwaſſers, und 
wegen der Polizeivorfhriften in Anfes 
hung der Sicherheit gegen alle Feuers— 
gefahr zu beobachten ift. Uebrigens ift 
ein folder Unternehmer nicht nur zur 
genauen Befolgung der in der Gilber- 
arbeiterordnung enthaltenen Beftim- 
mungen und Vorfchriften, und zur ge— 
nauen Buchführung anzumweifen, ſon— 
dern ihm ift noch insbefondere zur 
firengen Pflicht zu machen, fi blos 
auf die Verarbeitung der ihm von den 
Gold» und Silberarbeitern, und den 
übrigen in Gold und Silber arbeiten- 
den Gewerbsleuten übergebenen Kräbe 
zu beſchränken, und ſich forgfältig vor 
der Uebernahme oder dem Anfaufe der 
Krätze von fremden, ihm unbekannten 
Parteien zu enthalten; wobei es ji 
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von felbft verftehe, daß bei diefem Un- 
ternehmen, ald Privatanftalt, jeder 
Zwang rüdfihtli der Gold- und Sil- 
berarbeiter befeitiget, und es dem freien 
Ermeffen eines Jeden überlaffen bleiben 
müffe, feine Kräße, wohin er will, zum 
Reinigen zu übergeben, fo wie aud, 
daß der linternehmer felbft der Ober— 
aufficht des f. E. Hauptminzamtes, dem 
die Einfihtnahme in die Manipulation» 
und Rechnungsgebahrung geftattet fein 
muß, unterzogen bleibe. (Com. Hfcom. 
v. 29. Septbr. 1819. Reggs. Int. v. 
6. Dct. 1819. Barth. H. u. ©. Gef. 
6. Bd. ©. 360 u. 361.) 

Kräuter, |. Dürrfräutler. 

Kränterertracte dürfen Materali- 
ften und Specereimaaren- Krämer nicht 
führen. (Reggs. Vdg. v. 10. Dechr. 
1803. Barth. 9. u. ©. Gef. 5. Bd. 
©. 69.) 

Kränterhandel. Borfhriften 
für den öffentliden Kräuter: 
bandel. Wenn einer Seits nicht zu 
verfennen ift, daß der öffentliche Ber: 
kauf frifiher, auch getrodneter Kräuter 
und Wurzeln dur eigene, fogenannte 
Kräuterhändler, dem Publicum, zumal 
der ärmeren Claffe desfelben in mans 
hen Beziehungen Bortheil gemwähre; 
fo ıft es anderer Seit auch außer allem 
Zweifel, daß diefer Berfauf durch Mans 
gel hinreichender Kenntniffe, oder durch 
Eigennuß von Seite der Berfäufer fehr 
nachtheilig werden könne. Um daher 
den zu beforgenden Nachtheilen mit 
entfprehendem Erfolge zu begegnen, 
wird Nachſtehendes verordnet: 

1. Der öffentlihe Kräuterhandel ift 
ausſchließend mit folgenden Kräutern 
und Wurzeln, fowohl im frifhen, als 
im getrockneten Zuftande erlaubt: 

Bachlangen, Brenneffel, Brunnkreß, 
Cichorien-Kraut und Wurzel, Dillen, 
Ehrengreiß, Eibiſch-Kraut und Wurzel, 
Enzian-Wurzel, Erdrauch, Gamanderln, 
Graswurzeln, Gundram oder Gudel— 
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rebe, Huflattih, Hühnerdarm, Johan⸗ 


neskraut, Iſop, Käspappel, Kalmus— 
Wurzel, Kamillen, Kerbelkraut, Klap— 
perroſe, Klettenwurzel, Krauſemünz, 
Kuttelkraut ſpaniſches, Lavendel, Le— 
berkraut edles, Löffelkraut, Meliſſen, 
Pappelblüh ſchwarze, Ringelblume, 
Röhrelkraut und Wurzeln, Röckerl- oder 
Bänfeblumen, Rofen, Rosmarin, Sal- 
bey, Sauerampfer , Schafgarben, 
Schwarzwurzel, Scabiofen, Taufend- 
guldenkraut, Wegerich gefpikter, Wein- 
rauten, Wermuth. Alle andern Kräus 
ter unter was immer für einem Vor— 
wande zu verkaufen, ift durchaus ver- 
boten. 

2. Mit diefen zum Verkaufe erlaub- 
ten Kräutern und Wurzeln darf außer 
der gehörigen Reinigung von Erde, 
Staub oder fonft einem Unrathe feine 
anderweitige Zubereitung vorgenommen 
werden; fie dürfen folglih nicht zer- 
ſchnitten, noch weniger zu Pulver 
gemacht oder gar mehrere derfelben mit 
einander vermifcht, und unter der 
Benennung Thee, Specie® zum Um: 
ſchlag, zum Bade u. dgl, zum Verkaufe 
gebracht werden, indem foldhe Zuberei- 
tungen nur den Apothefern zuftehen. 

3. Das Befugniß zu diefem Kräu— 
terhandel darf von nun an an Nieman- 
den ertheilt werden, welcher ſich nicht 
mit einem Zeugniffe ausweifet, daß er 
fih die vollfommene Kenntniß ſowohl 
aller zum Handel erlaubter Kräuter 
und Wurzeln, als auch der ihnen ähn— 
lihen, der Gefundheit jedoch nachthei- 
ligen Kräuter und Wurzeln eigen ge 
macht hat. 

4. Diefed Zeugnig kann aber nur 
Derjenige erhalten, welcher in der dar- 
über mit ihm vorgenommenen Prü— 
fung binlängliche Beweife jener Kennt- 
niß abgelegt hat. 

5. Diefe Prüfung, welche fich jedoch 
nur allein auf die Erfenntnif und Uns 
terfcheidung der Kräuter und Wurzeln 
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zu befchränfen hat, wird bei dem Kreid- 
amte der Kreisarzt, in Gegenwart des 
Stadtphyficus, oder in Ermanglung 
deffen, in Gegenwart eines andern Med. 
Dr. und mit Beiziehung eines geprüf- 
ten Apothefers vorzunehmen und das 
von allen dreien zu unterfertigende 
Zeugniß auszuftellen haben. 

6. Einer gleihen und ftrengen 
Prüfung haben fih auch in jenen 
Drten, wo Kräuterhändler beftehen, die 
von Magiftraten oder von der betreffen- 
den Ortsobrigkeit zur Aufficht über die- 
fen wichtigen Gegenftand aufzuftellen- 
den Markt» oder Polizei-Auf- 
ſeher zu unterziehen, und hat fi 
bei diefen die Prüfung auch auf die 
Kenntniß der vom Lande zum Verkauf 
gebrahten Schwämme zu erftreden, 
indem auch bei diefem Nahrungsartifel 
die genauefte Aufficht nicht entbehrt 
werden kann. 

7. Diefe Auffeher find verpflichtet, 
alle zum öffentlihen Verkauf gebraten 
Kräuter und Wurzeln, welche nicht un— 
ter den zuvor angegebenen umd zum 
Verkauf erlaubten enthalten find, fo 
wie alle für verdächtig erkannten 
Schwämme fogleich dem Berfäufer ab- 
zunehmen und zu vertilgen,, auch diefe 
im wiederholten Betretungsfalle dem 
Magiftrat oder der Ortsobrigkeit an- 
zuzeigen. 

8. Bon Zeit zu Zeit, und jedesmal, 
wenn ed von der Polizeis-Behörde, oder 
der Drtsobrigfeit nothwendig befunden 
werden follte, werden dieje befugten 
Kräuterhändler durch einen Magiftrats- 
oder von einem obrigkeitlichen, dazu be- 
auftragten Beamten, mit Zuziehung 
des Stadtphyſtcus, oder in Ermang- 
lung deffen, im Beifein eined Med. 
Dr., und eines der geprüften Marft- 
aufjehers unverſehens zu unter 
ſuchen fein, um ſich die beruhigende 
Ueberzeugung von dem gefeglichen Bes 
ftande dieſes Handels zu verſchaffen. 
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(Hflzl. Deer. vom 9. Mär; 1826 3. 
6689, an das mährifch » fchlefifche 
Zandes-Gubernium. Kundgem. am 31. 
Mär; 1826 3. 8271. Krop. ©. ©. 
52. Bd. Nr. 61.) 

Kränterhandel, ſ. Dürrkräutler, 
Giftverkauf. 

Kräuterhändler ſollen weder Arz— 
neien bereiten und verkaufen, noch weni— 
ger eigner Curen ſich anmaßen, ſondern 
lediglich bei ihrer Handlung verharren, 
widrigens gegen ſolche Uebertreter nebſt 
Confiscirung der Arzneien noch mit bes 
fonderer Strafe vorgegangen werden 
würde. (Pat. v. 24. Juli 1753. Barth. 
9. ©. Gef. 5. Bd. ©. 64. Sani- 
tätshauptnormativ v. 2. Jan. 1770.) 

— — bloß dazu berechtigte, dürfen 
Giftkräuter verkaufen, f. Giftverkauf. 
(Bdg. v. 19. Dec. 1803 $. 13.) 

Kräutler find unentgeltlich aus der 
Kräuterfunte zu prüfen, f. Giftver- 
fauf. (Vdg. vom 22. Juli 1797.) 

Krebfe, gefottene, zu verkaufen, ift 
verboten; im Betretungsfalle werden 
die gefottenen Krebſe vertilgt, und die 
damit Handelnden follen mit angemej- 
fener Strafe geahndet werden. (N. ö. 
Rggs. Vdg. vom 4. Sept. 1806. Kp. 
Gef. Franz. 22. Bd. ©. 4.) 

— — todte, dürfen nicht auf dem 
Markte geduldet, jondern follen ſo— 
gleich hinweggeſchafft und vertilgt wer- 
den. (Fifhbejchauer » Inftruction vom 
6. Aug. 1804. Barth. H. u. ©. Gef. 
7.3». ©. 419.) 

— — dürfen bei fehwerer Strafe 
nur lebend verkauft werden, fo wie das 
Haufiren mit felben bei Confiscationd- 
Strafe verboten ift, ſ. Fifche. 

Kreditspapiere, ſ. Ereditspa- 
piere. 

Kreisärzte, deren Berpflihtungen 
bei einer Epidemie, |. Brechdurch⸗ 
fall-Epidemie. 

Kreis » Medicinalräthe, deren 
Organismus und Wirkungskreis, ſ. 
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Medicinal⸗Verwaltung. (Bdg. v. 
1. Dct. 1850, $$. 10— 14.) 
Kreis: Präfident, dem, fteht die 
Entfheidung in zweiter Inftanz in Lo— 
cal-Bolizeis-Angelegenheiten zu, ſ. Po⸗ 
lizei:Behörden, Grundzüge der Or- 
ganifation $. 31.) 
Krenzbild, f. Heiligenbilber. 
Kreuzpartifeln. Der Verkauf der 
Kreuzpartifeln und Reliquien fowohl 
in oder außer dem Verſteigerungswege, 
fo wie auch deren Befhlagnehmung in 
Concurs- und Berlaffenfchafts-Fällen, 
dann deren Mebertragung an Afatho- 
lifen oder Erben wird nicht geftattet, 
und es find in allen diefen Fällen, wenn 
fih Kreuzpartikeln oder Reliquien in 
fogenannten Reliquiarien befinden, mit 
Zuziehung eined Commiffärd des ka— 
tholifhen Confiftoriums, wenn diefes 
im Orte fi befindet, fonft aber des 
katholiſchen Drtsfeelforgers die Kreuz- 
partifeln oder Reliquien von der Faf- 
fung zu trennen, und wenn dieſes un— 
thunlic befunden werden follte, die— 
felbe fammt der Faffung an das Gon- 
fiftorium, oder den Drtsfeelforger zu 
übergeben. Die Art, wie ſich die Orts— 
feelforger zu benehmen, wie fie über 
die übernommene heilige Sache zu ver- 
fügen haben, ift von dem Ordinariate 
zu beftimmen. (Hfkzl. D. v. 16. Nov. 
1826, an alle Länderftellen in Folge 
a. h. Entfhl. vom 10. Nov. 1826. 
Kundgem. in Mähren am 1. in Kla- 
genfurt, am 9. in R. Dejterreih, am 
10. in Defterreih ob der Enns, am 
14. in Galizien, am 26. Jan. 1827. 
Pol. &. ©. 54. Bd, Nr. 88.) 
Kreuzweg =: Andadht. Se. ft. f. 
Majeftät haben mit a. h. Entſchl. vom 
27. Sept. 1837 anzubefehlen geruht: 
ed joll den Drdinariaten im Einver- 
nehmen mit der Landesftelle unbenom— 
men fein, die Kreuzweg: Andacht dort, 
wo fie ed rathſam finden, unter der 
Bedingung, daß dadurd weder die 
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Sottesdienft-Ordnung noch der Unter- 
richt in der Kirche und Schule beein- 
trädhtiget werde, und gegen dem zu 
geftatten, daß die DOrdinariate nicht 
blos diefe Andacht dem Zwede derfel- 
ben gemäß leiten, fondern aud dafür 
forgen, daß dem Curat-Clerus biebei 
feine ungebührlicheLaft auferlegt werde. 
(Hftzl. D. v. 6. Det. 1837 3. 24483, 
an fämmtl. Länderft., mit Ausnahme 
von Mailand, Venedig und Dalma- 
tien. Bol. ©. ©. 65. Bd. Nr. 142. 
Vdg. der n. ö. Reg. vom 20. October 
1837 8. 58405.) 

ig erichte, Competenz der- 
felben, j. Belagerungs = Gejeßes: 
Uebertretungen. 

Krippenf nel mit lebenden Perſo⸗ 
nen, ſ. Bar ing. 

Krifolliprung des Weinfteines in 

fupfernen Gefäßen, ſ. Weinftein. 

Krügelfpiel, ſ. Mariandelfpiel. 

** Verbot des Durch— 

ziehens der Sturzträme über 
dem Rauchmantel-Gewölbe in 
den Küchen oder unter den Ein— 
heizen. Da die Erfahrung bewährte, 
daß das Durchziehen von Sturz- und 
Dippelboden-Trämen über den Rauch— 
mantel-Gewölbungen der Küchen, oder 
was gleichviel ift, unter den Einheizen, 
einen feuergefährlihen Zuftand bildet, 
und felbft ſchon zur Brandentftehung 
geführt hat, fo wird zur künftigen ge 
naueften Darnahadtung verordnet, 
daß bei neuen Bauten die Sturz = oder 
Dippelboden-Träme über diefen Küchen: 
gewölbungen oder unter den Einheizen 
immer auszuwechſeln, d. h. mit den 
übrigen Sturzbodenträmen in der Art 
zu verbinden find, damit das Wechſel— 
holz an der Außenfeite des Heizplatzes 
zu liegen fomme, und fih an die Ka- 
minzulagmauer der Länge nah an— 
fliege. Nur in den äußerft felten vor— 
fommenden Fällen, wo eine ſolche Aus- 
wechslung wegen nicht abzuändernder 
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örtlicher Umftäande abfolut unthunlid 
erfcheinen follte, dürfen ausnahms- 
weife und mit fpecieller Bewilligung 
die Heizpläße nebft einer 6 Zoll hohen 
Erdanfhüttung mit einem doppelten 
Biegelpflafter verfehen werden, Bei den 
bereiß beftehenden Gebäuden ift auf 
Aenderung in der gegenwärtigen Art 
nur allmälig hinzuwirken, wenn in 
Folge der ohnehin jährlih vorzuneh- 
menden Feuerbefhauen eine ſolche Heize 
ala offenbar feuergefährlih erkannt 
würde, oder wenn eine Reparatur oder 
Aenderung der Heize von der betref- 
fenden Partei beabfichtigt wird. (Hfkzl. 
Decret vom 24. März 1842 3. 6016. 
Eirc. des mähr. ſchleſ. Gub. vom 30. 
Apr. 1842 3. 14022. Prov. ©. ©. 
für Mähren, Nr. 36.) | 

Küchen, deren Herftellung, f. Bau: 
ordnung für Böhmen $. 2 u. 56. 

— — follen mit Steinen gepflaftert 
fein, f. Feuerlöſchordnung. 

Küchenausbrennen ift verboten, 

f. Beuerlöfhordnung für die Land- 
tädte und Märkte $. 17, für das of 
fene Land $. 20. 

Küchenfchelle dürfen die Kräutler 
nicht verkaufen, ſ. Giftverfauf. (Vdg. 
vom 22. Juli 1797.) 

Kügerlfpiel, Würfeln und Rein- 
ftechen ift verboten. (Pat. v. 12. Der. 
1752. Krop. Gef. M. Theref. 1. Bd. 
©. 431.) 

Kuhpoden - Impfung, ſ. Im: 


pfung. 
Kummeter, f. Fiaker, Lohnkut— 


er. 

Kundmahungen. Die Bezirke: 
Polizei: Commiffariate haben im Ein: 
verftändniffe mit den Grundgerichten 
dahin zu wirken, daß in ihren Bezirken 
nur an den von ihnen beftimmten Dr- 
ten, die in der Preßordnung angedeu- 
teten Kundmahungen affigirt werden, 
und durchaus nicht zu dulden, daß zu 
dieſem Zwecke andere, als die dazu ge» 


Kundmachungen. 


eignet erklärten Localitäten zur Benü— 
tzung in Anſpruch zu nehmen ſeien. 

Hiebei find die Paſſage- und ſonſti— 
gen Rückſichten genau zu beachten und 
die Einwilligung der etwa dabei bethei— 
ligten Eigenthümer der Localitäten ein— 
zuholen. Bei ſich etwa ergebenden Ver— 
änderungen iſt die Anzeige von Fall zu 
Fall anher zu erſtatten, damit die 
Stadthauptmannſchaft ſtets eine ge— 
naue überſichtliche Kenntniß aller Affi- 
girungsplätze haben könne. (Cire. der 
k. k. Stöthbmfh. vom 21. Jän. 1851 
3. 11286.) 

Kundmahungen, Hinfihtlih der 
Kundmahungvon Geſetzenund 
Berordnungen haben im ganzen 
Umfange des Reiches nachfolgende Be- 
flimmungen in Wirkfamfeit zu treten: 

8. 1. Zur verbindenden Kundma- 
hung der Gefeße und Berordnnun- 
gen find künftig das Reiche - Gefep- 
blatt und die Landes - Regierungsblät- 
ter beftimmt. 

8. 2. Für alle im Reichs-Geſetzblatte 
erjcheinenden Gejeße und Verordnun— 
gen ift künftig der deutfche Tert ala 
der alleinige authentifche anzufehen. 

Die hinfihtlich der Ueberfeßungen 
in andere Landesiprachen entftehenden 
Zweifel find daher ſtets nach dem deut: 
fhen Texte zu löfen. 

8. 3. Das Reiche » Gefekblatt hat 
künftig nur in der authentifchen Geſe— 
Besfprache zu erfcheinen. Die Ueberfe- 
Bungen in die Landesſprachen werden 
durh die Landes » Regierungsblätter 
veröffentlicht werden. 

8. 4. In das Reichs-Geſetzblatt find 
aufzunehmen und Durch dasſelbe fund» 
zumachen: 

a) Alle Batente und Faiferlihen Ver: 
ordnungen: 

b) alle zur öffentlichen Befanntma- 
hung beftimmten Staatsverträge mit 
andern Staaten; 

ce) Bejtimmungen über Syftemifirung 


272 


Aundmachungen. 


und Organiſation von öffentlichen Be— 
hörden; 

d) die Anordnungen, welche von 
den Miniſterein oder andern oberſten 
Verwaltungs-Behörden des Reiches, 
innerhalb ihres Wirkungskreiſes, mit 
verbindender Kraft, zur Auslegung oder 
Vollziehung der Geſetze, ſowie zur Feſt— 
ſtellung von Rechtsbeziehungen oder 
Obliegenheiten erlaſſen werden. 

Die Verlautbarung dieſer Geſetze 
und Verordnungen hat durch das Reiche- 
Geſetzblatt zu geſchehen, ohne Unter— 
ſchied, ob dieſelben für den ganzen Um— 
fang des Reiches, oder nur fuͤr einzelne 
Kronländer, Landestheile oder Orte 
des Reiches Wirkſamkeit erlangen ſol— 
len. In allen Fällen iſt aber in dem 
kundzumachenden Erlaſſe ſelbſt deutlich 
auszudrücken, für welchen Umfang des 
Staatsgebietes er zu gelten haben ſoll. 

8. 5. Von der Verlautbarung durch 
das Reichs-Geſetzblatt ſind ausgenom— 
men diejenigen Miniſterial-Erläſſe, wo— 
durch Induſtrie-Privilegien verliehen 
oder als übertragen, verlängert oder 
erloſchen erklärt werden, und diejeni— 
gen, wenn auch von einem Miniſterium 
ausgehenden Verfügungen, welche ſich 
nur auf den Wirthſchaftsbetrieb vom 
Staats-Eigenthume oder von in Staats— 
regie ſtehenden Anſtalten oder Unter— 
nehmungen, wie z. B. Preistarife, Ver: 
änderungen in dem Poſten-Ausmaße 
oder Telegraphen-Stationen, Poſtritt— 
geldern u. dgl. beziehen. Die Verlaut— 
barung folder Erläffe hat durch die 
Amtsblätter der Wiener Zeitung, durch 
die zu Öffentlichen Kundmachungen be 
ftimmten Zeitungsblätter der Kronlan- 
der, und durch alle jene Mittel zu ge 
fhehen, welche von den, derlei Verfü— 
gungen erlaffenden Behörden nad) Um— 
ftanden für zwecdienlich erachtet wer: 
den ($$. 9 u. 13). 

8. 6. Nur über befondere a. h. Ber 
willigung kann fi zur Kundmachung 
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von Geſetzbüchern oder anderen Ge- 
feßen von großem Umfange, auf die 
Einfhaltung des Kundmachungs- oder 
Einführungs - Patentes in das Reichs— 
Geſetzblatt beſchränkt werden. In fol 
hen Fällen ift das Geſetz felbft, gleich- 
zeitig fowohl im authentiſchen Terte, 
als auch in den nah den Umftänden 
erforderlihen Landesfprahen, auszu⸗ 
geben. 

$. 7. Alle in das Reih3-Gefepblatt 
gehörigen Geſetze und Verordnungen 
find als geſetzlich kundgemacht anzufes 
ben, fobald fie felbft, oder in den Fäl- 
len des 8. 6, die Erläffe, womit fie in 
Wirkfamkeit gefebt werden, in dem 
Reichs⸗Geſetzblatte eingerückt erfcheinen. 

$. 8. Die verbindende Kraft der, 
durch das Reichs - Gefekblait Fundge- 
machten Gefeße und Verordnungen ber 
ginnt, wenn denfelben nicht ausdrüc- 
lih eine andere Beftimmung beigefügt 
wird, in allen Theilen des Reiches, für 
welche fie Wirkfamfeit haben, mit dem 
Unfange des 45. Tages nah Ablauf 
desjenigen Tages, an welchem das be- 
züglidhe Stüd des Reichs-Geſetzblattes 
erfcheint. Es ift deshalb anf ‘jedem 
Stüde des Reichs-Geſetzblattes der 
Zag der ftattgefundenen Herausgabe 
und Verjendung ausdrüdlich anzu— 
geben. 

8. 9. An die Stelle der bisherigen 
Landesgeſetz⸗ und Regierungsblätter 
bat in Zukunft, für ein oder mehrere 
Kronländer, ein Landes -Regierungs- 
blatt zu treten, welches unter der Auf— 
fiht und Leitung der politifchen Lan— 
desbehörde desjenigen Kronlandes, wo 
ed ausgegeben wird, in zwei gefonder- 
ten Theilen zu erfcheinen hat. 

Der erfte Theil hat unter fortlau- 
fenden, mit Ende jedes Jahres abzu- 
fhliegenden Zahlen zu enthalten: 

a) Bon den im Reiche -» Gefeßblatte 
ericheinenden Gefeben und Verordnun— 
gen (5. 4) und zwar mit Beziehung 

Balelsfy, Sandb. d. Poliz. Gef. IL 
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auf Stück, Nummer und Ausgabstag 
desſelben, alle diejenigen, welche, wenn 
auch nur theilweiſe, in demjenigen 
Staatsgebiete Wirkſamkeit zu haben be— 
ſtimmt find, wofür dieſes Landes-Re- 
gierungsblatt beftimmt if. Diefe Ge- 
feße und Verordnungen find aber in 
das Landes» Regierungsblatt, ſowohl 
im autbhentifhen (deutfchen) Terte, als 
auch in der Ueberfeßung in allen jenen 
Sprachen aufzunehmen, welche in dem 
betreffenden Staatögebiete landesüblich 
find. 

b) von den übrigen im Reichs-Ge— 
fegblatte enthaltenen Geſetzen und Ver—⸗ 
ordnungen, eine kurze Anzeige des Ge- 
genftandes, ebenfalld mit Beziehung 
auf Stüd, Nummer und Ausgabstag 
desfelben. 

Der zweite Theil bat, gleichfalls 
unter eigenen, fortlaufenden Nummern, 
in allen in den betreffenden Staats— 
gebieten landesüblichen Sprachen, die 
von den Landesbehörden in ihrem Wir: 
kungskreiſe erlaffenen Anordnungen, 
Berfügungen und Belehrungen in öf— 
fentlihen Angelegenheiten, fo weit fie 
zur Berlautbarung geeignet find; dann 
aber auch jene Erläffe der Minifterien 
oder oberften Verwaltungs » Behörden 
des Reiches, welche von diefen zur Ein- 
[haltung in die Landes » Regierungd« 
blätter befonders bezeichnet werden, 
aufzunehmen. Die in diefem zweiten 
Theile der Landes » Regierungsblätter 
enthaltenen Erläffe find mit dem Tage 
als geſetzlich kundgemacht anzufehen, 
an weldhem fie in dem Landes Regie: 
rungsblatte eingerückt erfcheinen, und 
ihre verbindende Kraft beginnt mit dem 
Anfange des 15. Tages nah Ablauf 
desjenigen Tages, am welchem fie im 
Landes = Regierungsblatte erfchienen 
find, wenn nicht ein anderer Zeitpunct 
ausdrüclich feſtgeſetzt wird. 

8. 10. Die landesfürftlihen Behör- 
den find mit dem Reichs = Gefeßblatte, 
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fo wie in jedem Kronlande mit dem 
Landes - Regierungsblatte von Amts- 
wegen zu betheilen. Diefe Betheilung 
ift mit Rückſicht auf die Befchaffenheit 
und den Umfang der Behörden, und 
mit Beſchränkung auf das ftrengite 
Amtsbedürfniß, nad einem gleichförs 
migen Maßſtabe feſtzuſetzen. 

8. 11. Bei jeder politiſchen Bezirks⸗— 
Behörde hat das Reichs-Geſetzblatt 
und das Landes - Regierungsblatt, in 
den bezüglihen Landesfprahen des 
Kronlandes, in dem Amtslocale auf: 
zuliegen, und es ift in den vorgeſchrie— 
benen Amtsftunden Jedermann in die- 
felben die Einficht zu geftatten. 

$. 12. Die Gemeinden find zur 
Haltung des Reichs » Gefegblattes in 
der Regel nicht verpflichtet, wohl aber 
haben fie fih das Landes-Regierungs- 
blatt de3 Kronlandes, dem fie ange: 
hören, in ihrer Landesſprache beizu- 
ſchaffen. Um jedoch die Kenntniß der 
Geſetze möglichft zu verbreiten, ift nicht 
blos die Ausgabe jedes einzelnen Stü- 
des des Reichs-Geſetzblattes mit kur— 
zer Inhaltd-Angabe in den zu officiel- 
len Kundmahungen beftimmten Zei- 
tungen jedes Kronlandes zu verlaut- 
baren, fondern es ift überdies dafür zu 
forgen, daß die fchleunige Erlangung 
des Reichs⸗Geſetzblattes und der Lan— 
des-Negierungsblätter für Jedermann 
thunlichft erleichtert, die Beftellung auf 
diefelben von jedem Poſtamte ange: 
nommen, der Preis desfelben möglichft 
billig geftelt, und die Verfendung als 
lenthalben, nah Art der Zeitungen 
eingeleitet werde. 

8.13. Nah Maßgabe der Umftände 
und des daraus hervorgehenden Erfor- 
derniffes find zur möglichſten Berbrei- 
tung der, im Reichs-Geſetzblatte mit 
verbindender Kraft kundgemachten Ge— 
feße und Berordnungen, auch noch an— 
dere Arten der Beröffentlihung, ale: 
Einrückung in die ämtlichen Landeszei— 
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tungen, Öffentlicher Anfchlag und an— 
dere landesübliche Mittel der Berlaut- 
barung anzuwenden. Dasfelbe gilt von 
den in den Randes-Regierungsblättern 
erfheinenden Anordnungen. 

$. 14. Für die Militärgrenze wird 
binfihtlih der Kundmachung von Ge- 
feßen und Verordnungen eine bejons 
dere Beitimmung erfolgen. 

8. 15. Mit dem Anfange der Wirk- 
ſamkeit dieſes Geſetzes haben das 
Patent vom 4. März 1849 Rr. 153, 
fo wie die Verordnung vom 7. Dec. 
1849 Nr. 31, und vom 20. December 
1850 Nr. 473 des Reichs» Gefehblat- 
tes, außer Geltung zu treten. (Kaif. 
Pat. vom 27. Dec. 1852 wirkfam für 
das ganze Reih. R.G. B. Nr. 260.) 

Kundfchaften, ſ. Gefellen, Her: 
bergen, Wanderbücher, 

ünfte, ſ. Schau: Productionen. 

Kunfthändler, Die Kunfthändler 
follen mit Rupferftihen u. Zeich— 
nungen von allen Gattungen, und 
gedruckten Büchern umd Werken, deren 
Haupteigenfhaft die Kupfer 
ausmachen, Landkarten, geftochenen 
Mufitalien, dann mit trodenen Farben 
oder Baftellen, mit verfchiedenen Elei- 
nen Gemälden, Wachs⸗ und Gypsab- 
drüden, dann mit allen zu Künften ge 
eigneten Werkzeugen und Erfordernif- 
fen, als optifhen, phyſikaliſchen und 


‚mathematifchen Inftrumenten und Wer- 


fen, auch mit Tuſch, Garmin und Blei- 
und andern Reißftiften von allen Gat- 
tungen, dann mit Giegellad, Federfie- 
fen und Zeichnungspapier Verkehr zu 
treiben, bemüßigt fein, dergeftalt je- . 
do, daß zur Vermeidung alles Mip- 
verftandes in Anfehung des Zeich— 
nungspapieresd, diefer Artikel auf 
Regal» und gefärbtes Zeichnungspa- 
pier befchräntt fei. (Hfbſchd. vom 15. 
Jan. 1787.) 

— — ihre Befugniffe in Anfehung 
des Bücherhandels, ſiehe Buchhänd- 


KAunfipändler. 
ler. (Patent vom 18. März 1806, 
S. 14.) 
Kunfthändler, ſ. Buchhändler. 


— — in wie ferne denfelben das 
Halten eigener Preſſen geftattet fei, f. 


— 
unſthändlers-Witwen, ſiehe 
Buchhändlers- Witwen. 

Kunfthandlung, ſ. Bilderhan: 
dels-Befugnifle. 

— — ſ. Rachdruck. 

Kunſtkaffee, ſ. Cichorienwurzel⸗ 
Kaffee, Eichelkaffee, Surrogat: 
Kaffee. 

Kunftreiter, bleibende Befugniffe 
zur Producirung von Reitfünften wer- 
den nicht ertheilt, ſ. gymnaftifche 
Künfte. 

— — f. Schau:Produrtionen. 

Kunftwerke. Laut a. h. Entſchl. v. 
"49. Sept. und 23. Nov. 1818 wurden 
über die Ausfuhr und den Der 
fehr mit Kunſtwerken und Sel- 
tenheiten folgende Beftimmungen 
zur genaueften Nachachtung feftgefebt: 

1. Es fei in dem ganzen Um: 
fange der Monarchie verboten, 
Gemälde, Statuen, Antiken, Münz- 
und Kupferftich- Sammlungen, feltene 
Manuferipte, Eodices und erfte Drucke, 
überhaupt ſolche Kunft- und Literatur- 
Segenftände auszuführen, welche zum 
Ruhme und zur Zierde des Staates 
beitragen, und durch deren Veräuße—⸗ 
zung in der Maffe der übrigen in der 
Monarchie vorhandenen Gegenftände 
diefer Art, eine ſchwer zu erfeßende 
Lücke und ein wefentlicher Berluft ent- 
ftehen würde. 

2. Ein Berfuh der Ausfhwärzung 
folder Kunftfhäßge wird mit der Eon- 
fiscation des ausführenden Gegen- 
ftandes, und eine wirklich Statt ge- 
habte Ausfuhr mit Erledigung des 
doppelten Werthbetrages des außer 
Landes gebrachten Kunſtwerkes beftraft 
werden. 
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3. Da es nie in der Abficht der 
Staatöverwaltung liegen könne, lebende 
Künftler in ihrem rechtmäßigen Er- 
werbe zu beſchränken, ihmen die Mittel 
zu höherem Berdienfte und Gewinne 
zu benehmen, und dem Kunftfleige auf 
irgend eine Weiſe Feffeln anzulegen, 
fo verfteht es fih von felbft, daß diefe 
befhränfenden Verfügungen fich feines» 
wegs auf Werke lebender Meifter be- 
ziehen dürfen, 

4. Um den Befißern der mehr ge- 
dachten Gegenftände ein Feld offen zu 
laffen, mit ihrem Eigenthume zu ver- 
fügen, wird der Verkehr im Innern 
der Monardhie, und daher aud der 
Verkauf und die Ausfuhr derfelben aus 
einer Provinz in die andere frei und 
ungehindert geftattet. 

5. Die Entſcheidung der Frage, ob 
ein oder der andere Kunft- und Litera- 
tur-Gegenftand unter die Zahl derjeni« 
gen zu rechnen fei, deren Ausfuhr vers, 
boten ift, ftehet der Landesftelle nad 
Einholung des Gutachtens derjenigen 
Academien der bildenden Künfte oder 
Bibliothel- Direction zu, deren Wir, 
kungskreis fih auf jene Provinz er» 
ſtreckt. 

6. Die früheren Verordnungen über 
dieſen Gegenſtand ſind aufgehoben. 
(Hflzl. Deer. vom 28. Dec. 1818, an 
ſämmtl. Länderft. Eirc. der n. ö. Reg. 
vom 2. Febr. 1819. Pol. &. ©. 46. 
Bd. Nr. 124.) 

Kunftwerke, f. Archäologifche 
Bunde. 

Kupferdruder = Befugniffe find 
nit ohne alle Schranken zu verviel- 
fältigen, auch darf ſolches Leuten nicht 
ertheilt werden, die vom Kupferdrude 
feine hinreihenden Kenntniffe befißen, 
und die nicht mit einer wohleingerichte- 
ten PBreffe verfehen find. (Hfodg. vom 
3. San. 1794.) 

— — darf nur vertrauten und 
sechtlihen Individuen zu Theil wer 
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den. (Hofkanzlei»Decret vom 15. Juli 
1817.) 
Kupferdruder- Befugniffe. Als 
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5397. Prov. ©. ©. fir Steiermark 
J. 1826.) 

Kupferdrnderprefie, ſ. Kupfer: 
echer. 


ein Kupferdrucdergefell den Befik der ſtech 


perfönlichen Eigenfhaften, die zum 
felbftftändigen Betriebe der Kupfer 
drucderei den gefeglihen Beftimmun- 
gen nad erforderlich find, auf eine 
dergeftalt befriedigende Art ausgewie— 
fen hatte, daß felbft die Wiener Ku— 
pferdruder zu Gunften desfelben das 
Wort geführt haben, als ferner nad 
der Eröffnung der k. k. Polizei= Hofe 
ftelle in Polizei-Rückſichten gegen die 
Perfon des Bittftellers gar fein Be- 
denken obwaltete, überdied auch noch 
die Academie der bildenden Künfte ihn 
einer befonderen Empfehlung für wür— 
dig erkannte, fo trug die Commerz⸗ 
Hofeommiffion kein Bedenken, demſel⸗ 
ben das angeſuchte Kupferdruder « Be- 
fugnig zu verleihen. (Commerz-Hofe 
commiffiond-Decret v. 18. März 1823. 
Barth. Ergänz. Bd. ©. 340 u. 341.) 
— — Beftimmung der Drie, für 
welche ſolche verliehen werden dürfen, 
f. Buchdruder-Befugnifle. 
Kupferdruderei, |. Buchhänd⸗ 
ler. (Bat. vom 18. März 1806 $. 1.) 
— — f. Privilegien. 
Kupferdrudprefie. Die Karten: 
maler gehören nicht umter jene Claſſe 
der Gewerböleute, welchen der Gebrauch 
einer Kupferdruckpreſſe geftattet ift, weil 
diefelbe zum Betriebe ihrer Fabrikation 
nicht nothwendig if. Es iſt ſtrenge 
darüber zu wachen, daß derlei Kupfer- 
druckprefien zur Vermeidung jedes Miß— 
brauches nur von den hiezu beredhtig- 
ten Gewerbsleuten, und insbefondere 
von feinem Kartenmaler, wenn er nicht 
ausdrüdlich dazu die Bewilligung er- 
wirkt hat, gehalten werden. Die Ueber: 
treter diefer Vorſchrift unterliegen der 
im St. G. ausgedrüdten Strafe und 
dem Verluſte der Preffe. (Bdg. des 
fteierm. Gub. vom 15. Mär; 1826 8. 


— — in Bezug anf das unbefugte 
Halten derfelben, fiehe Steindruck⸗ 
prefien. 
Kupfergeld, Verbot des Auffam- 
melns und Einwechſelns der Kupfer: 
fheidemünge mit Aufgabe, f. Agio⸗ 
tage. 

Kupfergefhirte, Vorgang bei Bor- 
nahme der Revifion der Kupfergeſchirre, 
f. Geſchirre, Marktpolizei : Auf- 
fihtsanftalt in Wien 8. 95. 

— — f. Gefdirre. 

Kupferhütchen, ſ. Feuerwerks⸗ 
körper, Knall⸗Präparate, Kupfer- 
zündhütchen. 

Kupferne Gefäße, Kriftallifiren 
des Meinfteind in foldhen Gefäßen, f. 
MWeinftein. 

Kupferne Wurftfprigen. Da der 
Gebrauch der kupfernen und meffinge- 
nen Sprigen zum Wurſtmachen ala 
gefundheitsfchädlich erfannt wurde, fo 
findet die Regierung die Verfertigung 
fowohl, ald den Gebrauch folder Spri- 
gen allgemein zu unterfagen; daher die 
etwa bereits vorhandenen fogleich zu ver⸗ 
tilgen und unbrauchbar zu machen find. 
Diefe Anordnung ift allen Gewerbs- 
leuten, die fi mit der Erzeugung fols 
her Sprißen etwa abgeben könnten, fo 
wie allen mit der Wurft-Erzeugung fi 
befhäftigenden Individuen gehörig be- 
fannt zu machen, und durd eine ent- 
fprechende Gontrole auch gehörig hand- 
zubaben. Uebrigens hat die medic. Fa— 
cultät bemerkt, daß, wenn die weißble- 
henen Sprigen für zu wenig dauerhaft, 
und die aus ganz reinem Zinn bereite- 
ten koftfpielig gehalten würden, es am 
zweckmäßigſten wäre, fich gußeiferner 
Sprigen zu bedienen, die auf guten 
Gießereien bei den Fortfhritten, die 
man gegenwärtig im dünnen Gießen 
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gemacht hat, ficher hergeftellt werden 
können. (N. 6. Rggs. Bdg. und Cire. 
vom 16. Febr. 1829 3. 1500. Bm. 
S. V. J. 1829 ©, 410 u. 411.) 

Kupferne Wurftfprigen. Ueber 
die von dem bürgerlichen Fleiſchſel— 
here Mittel geftellte Bitte, um Ge: 
ftattung eines Termined, um fich der 
gegenwärtig im Gebrauche befindlichen 
meffingenen oder Fupfernen Sprigen 
zum Wurſtmachen entledigen und Spri— 
tzen aus verzinntem Eiſenbleche an: 
ſchaffen zu können, bewilliget zwar die 
Regierung zur gänzlichen Befeitigung 
der noch vorhandenen meffingenen oder 
fupfernen Sprigen den peremtorifchen 
endlichen Termin bis lebten Dct. 1829, 
nach deffen Ablauf aber bei Consfisci— 
rung einer foldhen Sprike, und fonfti- 
gen gefeglihen Ahndung Feine meffin- 
genen oder fupfernen Sprigen mehr 
angetroffen werden dürfen. Jedoch will 
die Regierung dadurch keineswegs die 
Geftattung ausfprehen, daß bis zu 
diefem Zeitpuncte fich fortwährend der 
mejfingenen oder kupfernen Sprigen 
bedient werden dürfe, fondern der Mas 
giftrat hat vielmehr dahin zu wirken, 
dag mit der Anfchaffung der ftark ver: 
zinnten eiſenblechenen Sprigen ſogleich 
begonnen und in dem Maße der Ge— 
brauch der meſſingenen und kupfernen 
Spritzen immer mehr vermindert werde. 
Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß zur Verzinnung der eiſenblechenen 
Spritzen ganz reines Zinn verwen— 
dei werden anüffe, ‚weil nur auf dieſe 
Art ſolche verzinnte Sprigen von der 
medic. Facultät ald ganz unfchädlic 
für die Gefundheit erklärt wurden. Der 
Magiftrat hat daher diefe Beſtimmung 
genau handzuhaben. (N. öfterr. Rggs. 
Verordng. vom 6. Auguft 1829 2. 
42381. Bm. ©. 3. 3. 1829. ©. 440 
u 441.) 

Kupferne Branntwein = Deftil: 
lir: Apparate, ſ. Branntwein, 
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Aupferſtecher. 
kön Wagſchalen, ſ. Flei- 


— Geſchire, ſ. Geſchirre. 

— — Verbot des Gebrauches, ſ. 
Zuckerbäcker. 

Kupferplatten bei den Schänken 
ſind zu caſſiren, ſ. Geſchirre. 

Kupferfcheidemänge, Verbot des 
Auffammelnd und Einwechfelng gegen 
Aufgabe, f. Agiotage. 

Kupferfchmiede haben das ver- 
zinnte Kupfergeſchirr mit der Jahres- 
zahl zu verfehen. (Pat. v. 11. Aug. 
1773. Rggs. Vdg. v. 6. Febr. 1818. 
Barth. H. u. G. Gef. 6. Bd. ©. 559.) 

— — f. Gefdirre. 

Kupferftecher. Es kann den Ku: 
pferftechern nicht unterfagt werden, ei— 
gene Kupferdrudprefien zum Abdrude 
ihrer eigenen Platten zu halten. Auch 
den Kupferſtichhändlern ift erlaubt, ſich 
Preffen anzufhaffen, um vermittelft 
derfelben ihre eigenthümlichen Platten 
abdrucken laffen zu können, jedoch find 
beide zur genaueften Beobadhtung der 
Bolizeivorfhriften verbunden. (Hfvdg. 
v. 24. Jän. 1791.) 

— — Mit Pol. Hofſtelle-Decrete v. 
15. Zuli 1839 wurde verordnet: Ob 
und in wie fern das Hofdecret v. 24. 
Jänner 1791, welches den Kupferſte— 
hern und Kupferftihhändlern das Hal- 
ten eigener Preffen zum Abdrude ihrer 
eigenthümlichen Platten geftattet, durch 
den Inhalt der a. h. Entſchl. v. 7. des 
Hflzl. Deer. v. 12. Septbr. und des 
Rggs. Circulares v. 5. Oct. 1819 (f. 
Steindruckpreſſen), vermöge welchem 
für die Zukunft unterfagt wird, Stein: 
druckpreſſen oder Kupferdruckpreſſen zu 
halten, ohne hiezu befonders befugt zu 
fein, aufgehoben oder befchränft werde, 
entfcheidet zuwörderft der Grundfag, 
daß Geſetze und Vorſchriften in der 
Negel nicht zurückwirken, und daß da— 
ber die leßtere Verordnung nur vom 
Tage ihrer Kundmachung an, für jene 


Aupferſtiche. 


Gewerbsleute und ſonſtigen Individuen 
zu gelten hat, welche von da an die 
Kupferſtecherei oder Kupferſtichhandel 
auszuüben begonnen haben, daß hinge— 
gen jene Kupferftecher und Kupferftich- 
händler, welche bereits vor dem Jahre 
1819 im Grunde des Hofdecretes v. 
J. 1791 im Befiße von Kupferdrud: 
preffen waren, darum nicht zu beirren, 
fondern Tediglih zu überwachen find, 
damit fie diefelben, nur zu den in dem 
legtbezogenen Hofdecrete ausgedrückten 
Gebrauche benügen. Hievon wird die 
k. £. Ober-Direction mit dem Auftrage 
in die Kenntniß gefegt, forgfältig dar- 
über zu wachen, daß, fo fern in der 
Perſon jener hiefigen Kunft- und Muſik— 
händler, welche ihre Berechtigung zum 
Beſitze der Kupferdruckpreſſe lediglich 
aus dem allegirten Hof Decrete vom 
24. Jän. 1791 herleiten, eine Aendes 
rung vorgehen follte, für die Zukunft 
die Verordnung v. 3. 1819 aufrecht 
erhalten werde. Säammtlihe Bez. Dir. 
werden hievon zur Wiffenfchaft und 
Darnachachtung verftändigt. (Circ. der 
2. k. Bol. Ob. Dir. v. 22. Jan, 1840 
3. 10251/1519.) 

Kupferftiche, Verkauf durch Bud: 
händler, ſ. Buchhändler. 

— — ſ. Nachdruck. 

Kupferſtichhändlern iſt die Hal— 
tung eigener Kupferdruckerpreſſen ge— 
ſtattet, ſ. Aupferſtecher, Steindruck⸗ 


preſſen. 
Kupferſtichhändler, ſ. Kupfer: 
echer. 
Kupferzündhütchen. Zu Folge a. 
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b. Entfhl. v. 9. Dec. 1828, wird die 
Einfuhr chemiſcher Kupferzündhätchen, 
zum Gebraude bei den Percuffiond- 
Gewehren, gänzlich verboten. (Hfkam. 
D. v. 10. Dec. 1828 3. 48357, an 
fämmtl. Länderft. Kundgem. in Nied. 
Defterr. mit Rggs. Circ. v. 29. Dechr. 
1828 3. 72714, in Mähren am 29., 
in Steiermarf am 31. Dec. 1828 38. 
23976, in Böhmen am 1., in Küften- 
lande am 2., in Oberöfter am 7., in 
Illirien am 8., in Galizien am 29. 
Sän. 1827. Bol. ©. ©. 56. Bd. Nr. 
121.) 

Kupferzündhütchen. Die k. f. 
Hofkammer hat fih zu der Erklärung 
beftimmt gefunden, daß Kupferzünd- 
hüthen zu jenen Saden gehören, 
weldhe nah $. 2 der Fahrpoft » Drd- 
nung vom 6. Juli 1838 vom Trand- 
porte mit der Fahrpoft gänzlich aus— 
geihloffen find. (Hofkamm. Deecr. v. 
22. April 1847 3. 587, an fammtl. 
Länderft. Bol. G. ©. 74. Bd. Nr. 51. 
Eirc. der n. d. Regg. v. 9. Mai 1847 
3. 25085; des böhm. Gub. v. 10. 
Mai 1847 3. 28722, der o. d. Ennf. 
Rgg. v. 7. Mai 1847 3. 13325.) 

— — ſ. PFenerwerksförper, 
Knall: Präparate, Schiefbaum- 
wolle. 

Kuppler, ſ. Freudenmädchen. 

Kurpfuſcherei, ſ. Curpfuſcherei. 

Kurzwaaren-Stände, find im In⸗ 
nern der Stadt Wien zu caffiren, f. 
Stände. 

Kutfcher, ſ. Fahren, Fahr⸗Ord⸗ 
nung. 


J. 


Labetſpiel, ſ. Zwicken. 
Lachsfang, ſ. Bauführungen an 
ſchiffbaren Fluͤſſen. 


Lachsfang, ſ. Schifffahrt. 
Lacken, in Gräben und Abzügen 
ſtehende, ſollen beſeitigt werden, ſ. 


Lachen. 
— „Polizei-Bezirks⸗ 


erzte. 

Laden, ſ. Hauslacken. 

Lackirte Blechwaaren. Auf den- 
ſelben zu malen, iſt in jo fern freigege- 
ben, daß fi genau nad der Vorſchrift 
der ?. k. Polizei und Cenſur-Hofſtelle 
v. 15. Juni 1819 benommen werde, 
wornacd die Verfertigung und der Ber: 
kauf von Dofen mit unanftändigen Ge- 
mälden und Zeichnungen unter Strafe 
verboten ift. (M. ö. Rggs. Vdg. v. 
11. Dct. 1822. Barth. Ergänzge. B. 
©. 360.) ©. Dofen, Licitationen. 

Laden, f. Gewölbe. 

Ladung, ſ. Holzwägen. 

nd der Wägen, j. 
Fuhrwerk. 

Lampen. Mehrere Gewölbsinhaber 
fowohl in der innern Stadt als in den 
Borftädten haben in legterer Zeit vor 
ihren Auslagkaſten wegen befferer Be- 
leuchtung derfelben, Lampen gegen die 
Gaſſen fo niedrig angebracht, daß fie 
nicht nur die freie Paſſage beirren, fon- 
dern an beengten Pläßen felbft die för- 
yerlihe Sicherheit gefährden. Es ha— 
ben demnach die fammtlichen Gewölbs- 
befißer in der innern Stadt und den 
Borftädten, welche ſolche Lampen auf: 
ftellen, dieſelben wenigſtens 7 Schuh 
boch vomZrottoir anzubringen, und jene, 
weldhe diefe Höhe nicht haben, um fo 
gewiffer nach diefer Vorſchrift abzuän- 
dern, da fie fonft nicht nur nad den 
wegen Freihaltung der Baffage beftehen- 
den PVerordnungen beftraft, fondern 
auch die vorſchriftswidrig angebrachten 
Lampen von Amtswegen caffirt werden 
würden. (Kdm. des Wr. Magiftr. v. 
21. Dec. 1837.) 

Land. Gebrauh der Fadeln bei 
Bahrten auf das flache Land, f. Fener- 
fprigen. 

Landapotheker, |. Apotheker, 
Hausapotheken. 

Landbader, ſ. Wundärzte, 


279 


Candbrot. 


Landbrot. Das von den Müllern 
erzeugte Landbrot darf nicht in einem 
Laden verkauft werden, fondern fie dür- 
fen es nur in ihren Mühlen oder auf 
einem öffentlihen Marktplage verfau. 
fen. (Handwerks - Drd. v. 11. Jun. 
1746. R. ö. Rggs. Vdg. v. 11. Febr- 
1820. Barth. H. u. ©. Gef. 7. Bdi 
©. 387.) 

— — an Gäfte portiondweife aus- 
zufchneiden, ift fammtlichen Gaftwir- 
then frei geftellt. (Hflzl. Decr. v. 29. 
Jän. 1818; Int. dern. ö. Rgg. v. 16. 
Febr. 1818. Barth. H. u. G. Gef. 4. 
BP. ©. 511.) 

— — Im dem Bublicum von 
Wien den Zufluß und den Genuß des 
angenehmen Randgepädes deflo ge 
wiffer zu verfchaffen, ift Jedermann ohne 
Unterfchied die freie unbefchranfte Ein- 
fuhr des Brotes nah Wien ohne an 
ein beftimmted Satzungsgewicht, an 
eine Form oder fonft übliche Gattung 
gebunden zu fein, unter dem einzigen 
Vorbehalte geftattet, daß das einge 
führte Landbrot geſund und genießbar 
ift, und daß die Verkäufer fi den Pos 
lizeivorfhriften zu fügen haben. (Rggs. 
Kundm. v. 12, Juli 1811.) 

— — {nn der Brotzufuhr vom 
Lande, wie fie gegenwärtig zugeftanden 
ift, findet feine Befhränfung Statt. Nur 
entfpricht ed den Forderungen der Billig- 
feit gegen die Gewerbsleute, jo wie je- 
nen der. Bolizei- und Marktaufficht 
überhaupt, die Verkäufer des Landbro— 
tes, welde in allen Straßen und Plä- 
ben die Befugniffe ausüben, dem Zwede 
gemäß blos auf die zum PVictualien- 
handel bejtimmten Marktpläge zu be- 
ſchränken; und es ift Sorge zu tragen, 
daß in diefer Beziehung die Marktpoli- 
zei » Borfchriften gehandhabt werden. 
Gfkzl. D. v. 10. Dec. 1813.) 

— — Da die Regierungs-Derords 
nung vd. 12. Juli 1811 den Berfauf 
des Landbrotes aufdem öffent: 
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lihen Markte auf keine be 
ffimmten Zage der Woche be 
ſchränkt, das Hoffanzlei » Decret v. 
25. Juni 1814 vielmehr die hiefige 
Bäder » Innung mit ihrer gegen jene 
Verordnung überreichten Beſchwerde 
zurüdwies, und fein ſpäteres Gefek 
jene höhere Anordnung aufhebt, fo ver- 
mag eine entgegengefeßte Obſervanz 
nicht die Handhabung eines pofitiven 
Geſetzes zu hemmen. Die Innung der 
bürgerlichen Bäder wird daher mit ih: 
rem Gefuche, den Randbrotverkauf auf 
den Dienftag, Freitag und Samftag der 
Woche zu befhränfen abgewiefen, umd 
es find vielmehr die Landbroterzeuger 
in dem unbefchränften Verkaufe ihrer 
Erzeugniffe auf dem öffentlihen Markte 
unbeirrt zu laffen, (Rggs. Bdg. v. 14. 
Jan. 1820.) 

Landbrot. In Beziehung auf die 
Beihränfung des freien Brotver 
faufes auf die Markttage wurde 
die Reggierungs » Entfheidung v. 14. 
Jän. 1820 dahin berichtigt, daß der 
freie Brotverfauf nur an denjenigen 
(durch die Marktpolizei-Borfchriften be— 
flimmten) Tagen, an welchen öffent- 
lich Markt gehalten werden darf, 
Statt zu finden habe; indem diefer 
Verſchleiß dur die Hoffanzlei-Ber: 
ordnung v. 10. Sept. 1813 auf die 
Marktplätze beſchränkt wurde, welde 
Eigenfchaft die für den Markt beftimm- 
ten Orte nur am denjenigen Tagen ha— 
ben, an welchen öffentlih die Märkte 
nad) der Marktordnung gehalten werden 
dürfen. (Hflzl. Bdg. v. 28. Apr. 1820. 
Rggs. Int. v. 10. Mai 1820. Barth. 
9. u. ©. Gef. 7. Bd. ©. 389 bie 
391.) 

— — Der Berfauf desfelben ift 
auf den Brünner Wochenmärkten frei 
gegeben. Uebrigens hat die Markt: und 
Polizeiaufficht fortan über die Qnali- 
tät umd fanitätsmäßige Befchaffenheit 
desjelben ftrenge zu wachen. (Hfkzl. D. 
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v. 3. März 1824. Krop. Gef. Franz. 
49. Bd. ©. 439.) 

Landbrot. Ueber eine neuerliche Be⸗ 
ſchwerde der Borfteher der hiefigen Bä- 
cker⸗Innung, daß der gefeßwidrige Win- 
felverfauf des Landbrotes, und nament⸗ 
lih der Berfaufdesfelben außer 
den beftimmten Markttagen und 
Marktplätzen auf herum haufiren- 
den Wägen, ans Einfäken, bei Priva— 
ten, in Mehl» und Verſchleißläden der 
Kleinhändler, in neuerer Zeit wieder 
auf eine für das ganze Bäckermittel bes 
einträdhtigende Weife überhandgenoms 
men babe, ftellte der hiefige Magiftrat 
mittelft Note vom 21. April 1837 3. 
17402 wiederholt anher das Anſuchen 
um thätige Mitwirkung zur Abftellung 
diefesd Unfuges. Sämmtliche Bezirks— 
Directionen erhalten hiermit neuerdings 
den Auftrag, diefem Zweige des poli- 
zeilihen Wirkens die nöthige Achtſam— 
feit zu widmen, und die betretenen Ges 
werbsſtörer dem Magiftratein Gewerb3- 
fahen zur Beftrafung einzuliefern, oder 
anzuzeigen. (Circ. der k. k. Bol. Db. 
Dir. v. 19. Mai 1837 3. 6195/976.) 

— — In Betreff der Frage, ob der 
Berkauf des Schwarz= oder Landbrotes 
auch außer den Wocenmärkten zu ges 
ftatten fei, findet das h. Minifterium 
für Handel und Gewerbe im Einver- 
nehmen mit dem h. Minifterium des 
Innern nad den Inhalte des h. Mini- 
fterial » Erlaffed v. 4. Juli 1849 3. 
5180 zu beftimmen, daß dort, wo der 
freie Berfauf des Schwarz,= Haus- oder 
Landbrotes mit entfprechendem Erfolge 
bereits eingeführt ift, es bis zur Erlafs 
fung einer allgemeinen Norm hierüber 
bei der gegenwärtigen Einführung zu 
verbleiben habe. (Decr. des böhm. 
Bub. v. 9. Aug. 1849. 8. ©. 2. für 
Böhm. Nr. 134.) 

— — der Verkauf desfelben dur 
die Lurusbäder, ſ. Euxus⸗-Bäcker, 
Luxus⸗Gebãcke. 
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Landbrot, ſ. Bäder, Brotver- 
fchleiß. 

Landesfabrifen können in allen 
Hauptftädten der k. k. Staaten, Nieder» 
lagen errihten, und daraus ihre Er- 
zeugniffe verkaufen. (Vdg. v. 20. Aug. 
1787. Hof-D. v. 12. Zul. 1791. Hofe 
D. v. 26. Juli 1791.) 

Ihnen ift der Verkauf ihrer eige— 
nen Erzeugniffe bei Haufe, umd zu— 
gleich geftattet, auch im Drte ihres 
Fabriksbetriebes einen öffentlichen Ver— 
fhleißort zu halten; und in allen Pro— 
vinzial» Hauptftädten nad vorläufiger 
Anmeldung bei der Randesftelle Nieder: 
lagen zum Verſchleiße ihrer Erzeug- 
niffe zu errichten. (Com. Hofcom. D. 
vom 24. Dechr. 1817, an fämmtliche 
Ränderftellen. Krop. ©. ©. 39. Br. 
Nr. 319.) 

— — Künftig haben übrigend im 
Erlöfhungsfalle der Landesfabrik-Be— 
fugniffe, diefelben mögen durch Anheim— 
fagungen, Concurſe oder Abfterben her: 
beigeführt worden fein, die Erhebiumgen 
von Amtswegen vorauszugehen, ob 
und in welcher Brovinzial= Hauptitadt, 
eine Niederlage beftanden hat, um ſo— 
dann das betreffende Gubernium von 
dem Erlöfchen des Landesfabriks-Be— 
fugniffes in Kenntniß zu feßen, damit 
die weitere Verfügung an den Magiftrat 
der Hauptftadt, wegen Einftellung des 
Niederlagsrehtes erfolgen kann. Jede 
weitere Berftändigung der übrigen Gu— 
bernien und anderer Behörden, fo wie 
auch der Kreisämter und Dominien er: 
fheinet als zwecklos, und hat zu un: 
terbleiben. (Com. Hofcom. D. v. 8. 
Febr. 1817, an ſämmtl. Länderft. Krop. 
G. ©. 38. Bd. Nr. 38.) 

— — Directiven in Anfehung der 
Ertheilung, ſ. Gewerbe. 

Landesgeſetzblatt, ſ. Kundma- 
chung. 

Landes-Regierungsblatt, Ein- 
richtung desſelben, ſ. Kundmarmhung. 
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Landesthierarzt. Da ber k. k. 
nieder=öfterr. Landesthierarzt häufig 
zu Viehſeuchen und andern Beterinär- 
Gefchäften außer Wien verwendet wird, 
und deshalb oft längere Zeit hindurch 
von Wien abwefend ift, während das 
kk. Thierarznei-Inftitut ftets eine Aus⸗ 
wahl von Männern darbietet, welche in 
allen Zweigen der Thierheilfunde voll« 
fommen bewandert find, fo ftellt es fich 
als zweckmäßig dar, in allen Fällen 
von Biehfeuchen inner den Linien oder 
ähnlicher Beterinär- Gefhäfte nicht den 
k. k. Landesthierarzt, fondern die Mit- 
wirkung des Perfonales des k. k. Thier- 
arznei =» Inftitutes in Anfpruch zu neh» 
men. (R. ö. Rggs. Bdg. v. 27. März 
1839 3. 15127. Prov. ©. ©. 21. 
Bd. Nr. 55.) 

— — Für die Zufunft und zwar 
vom Jahre 1844 angefangen, ift der 
Veterinär - Hauptberiht, welchen der 
Landesthierarzt inftructiondmäßig an 
die Regierung zu erftatten hat, mit 
Schluſſe eines jeden Jahres abgefon- 
dert und zwar. längftens bis Ende Fe— 
bruar jeden Jahres, hierher vorzulegen. 
(Hffzl. D. v. 20. Febr. 1844 3. 5806. 
N. 3. 12771 u. Hfkzl. D. v. 29. März 
1844 3. 8621. N. ö. Rggs. Vdg. v. 
6. April 1844 3. 20829. Pro. ©. 
©. 26. Br. 3. 1844. Rr. 32.) 

— — Die Uebertragung der Ge— 
fchäfte desfelben an das Thierarzneis 
Inſtitut in den der Hauptftadt zunächft 
gelegenen Sanitätsdiftricten, ſ. Thier- 
arznei⸗Juſtitut. 

Landesthierärzte, ſ. Thierärzte. 

Landestrauer, während einer all⸗ 
gemeinen ſind vom Tage, an welchem 
die öffentlichen Schauſpiele wieder ih— 
ren Anfang nehmen, auch die Muſiken 
ohne Ausnahme zu geftatten. (Hof-D. 
v. 15. Juni 1792. Krop. Gef. Franz. 
1. Bd. ©. 250.) 

Landesverwiefene Fremde, Ber 
zeichniß derfelben, j. Fremde. 
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Landkutſcher. In Betreff des An- 
zeigsweſens ift angeordnet, daß die 
Kohn und Landkutfcher, wie auch jeder 
Andere, der fih zum Fuhrwerke gebraus 
hen läßt, alle Diejenigen, welche fie über 
Land führen, bei dem ſtädtiſchen Poli- 
zeiamte, falls fie aber von diefem Amte 
zu weit entfernt find, bei ihren Bezirks- 
auffehern anzeigen follen. Es wurde 
diesfalls verordnet, daß alle Lohn: und 
Landkutfcher, und überhaupt alle Jene, 
die fih mit dem Fuhrwerke über Land 
abgeben, nicht minder die auswärtigen 
Landkutſcher, welche Reifende nach Prag 
führen, und bier zur Rückfahrt wieder 
einige aufnehmen, zeitlich und möglich, 
den Tag vor ihrer Abreife aufgenom— 
menen Baflagierd bei dem ftädtifchen 
Polizeiamte melden, und nicht nur den 
Namen, Zunamen und Character der 
felben, fondern auch den Drt ihrer Ges 
burt, dann, woher fie gefommen find, 
und wohin fie reifen, anzeigen. Den 
gedrudten Zettel, welchen fie hernach 
von dem Polizeiamte unentgeltlich er- 
halten, und worin die Namen der ange: 
zeigten Paffagiers eingetragen fein wer: 
den, haben fie an die Polizeiwache bei 
den Stadithoren um fo gewiffer abzu« 
geben, ald fie widrigenfalld vor den 
Thoren zurüdgewiefen, und nach Um— 
ftänden noch befonders mit einer ange 
meſſenen Gelditrafe belegt werden wür: 
den. (Gub. Bdg. in Böhmen v. 16. 
San. 1789. Krop. Gef. Iof. 17. Br. 
©. 464 u. 465.) 

— — Wegen Behebung der 
Paffirfheinewurdefolgendes 
vorgeſchrieben: 

a) Hat die Pol. Ob. Direct. den 
Borftehern der bürgerl, Landkutſcher, 
fo wie deren Briefträgern aufzutragen, 
daß fie für jede Fuhr, die fie von hier 
mit Paffagieren machen, bei der Polizei 
einen Linien « Baffirfchein zu löſen ha- 
ben, Im diefem PBaffirfheine muß der 
Name des Kutſchers, dann die Namen 
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der Reiſenden eingetragen werden. Rei⸗ 
ſende, deren Päſſe entweder nicht in der 
Ordnung, oder die ſonſt unbekannt ſind, 
dürfen in den Linien-Pafſirſchein nicht 
eher aufgenommen werden, bis ſie nicht 
von der Polizei behandelt worden ſind. 
Dieſe Linien-Paſſirſcheine find vor der 
Hand unentgeltlih auszufolgen, und 
die Dauer ihrer Giltigkeit auf 3 Tage 
in felben auszudrüden. Zur Erleichte- 
rung der Landkutfcher und Briefträger 
fönnen diefe Linien =» Paffirfcheine eben 
fo bei der Pol. Ob. Direct. als bei den 
Bez. Directionen ausgefolgt werden. 
Die Linien-Polizei-Wache hat die Leute, 
weldhe in dem Wagen find, mit dem 
Linien = Baffirfcheine zu controliren, 
und jene Individuen, die in dem Scheine 
nit vorfommen, niht paffiren zu 
laffen, folde aber, welche etwa zus 
rücgeblieben find, in dem Scheine ans 
zumerken. Es iſt den Landkutſchern 
und Briefträgern bekannt zu machen, 
daß für die Uebertretung dieſer Vor— 
ſchrift im erſten Falle 10 fl. W. W., 
im zweiten Falle 20 fl. W. W. und im 
dritten Falle eine noch fchärfere Strafe 
feftgefeßt ift; für die Knechte find Die 
Borgenannten verantwortlich , jedod 
werden die Knechte bei befonderer Bos— 
beit auch Förperlich zu ahnden fein. 

b) Den zu Waffer Abreifenden hat 
die Pol. Db. Direct. die angetragenen 
Wafferpaffirfcheine vor der Hand auch 
unenigeltlich auszufolgen, und in diefen 
Scheinen auch ausdrücklich gedruckt 
vorzumerfen, daß fie nur auf 3 Tage 
giltig find. Die Pol. Ob. Direct. wird 
aber dem Gremium der hiefigen Schiff« 
meiftern und durch felbe den hier an» 
fommenden fremden Schiffmeiftern be— 
kannt machen, daß fie oder ihre Knechte 
künftig Niemand ohne einen Waſſerpaſ⸗ 
firfhein in ihre Schiffe aufnehmen, und 
von hier wegführen dürfen, unter der 
felben Strafe, die bei Landkutſchern 


feftgefeßt if. Die Waflerpaffirfcheine 


Landkutfiher. 


find an dem neu errichteten Wachthäus⸗ 
Ken an der Erdberger Linie abzuneh- 
men, wo fi überhaupt der Corporal 
und die Wache der Inftruction gemäß 
benehmen wird. Diefe Controle durch 
die Linien-Baffirfheine und durch Waf- 
fer » Baffirfcheine ift mit 1. Mail. J. 
in Gang zu fegen. Die Geldftrafen 
find übrigens gehörig an die Polizei— 
Caſſe bei dem nied. öfter. Taramte 
abzuführen. (Pol. Hofft. Decr. vom 
14. April 1812. Pol. Ob. Dir. 3. 
1921.) 

Landfutfcher. Bei Verleihung der 
Befugniffe zur Landkutfcher -» Nahrung, 
ift ſich blos nach den allgem. Gewerbs⸗ 
Borfihriften zu achten, auf deren genaue 
Befolgung von Geite der Ortsbehör— 
den zu wachen ift. (Hfkzl. D. v. 23. 
Juli 1824, Vdg. des königl. böhm. 
Bub. v. 15. Aug. 1824. Krop. Gef. 
Franz. 49. Bd. ©. 856.) 

— — Das Redht, Reifende mit 
Leiterwägen von Wien aus zu verfüh- 
ren, fomit auch das fogenannte Kälber: 
fuhrwerk auf der Reichsftraße zu betrei« 
ben, fteht jedem bürgerlichen Landkut— 
ſcher als ein Ausfluß feines Gewerbs— 
Befugniffes zu, und es ift jedem derfels 
ben unbenommen, dergleichen Fuhrwerk 
zu unternehmen, mit der Bedingung, 
daß er ſich pünctlich den hierwegen bes 
ftehenden allgemeinen Paß- und PBoli- 
zei: Vorfchriften unterziehe. (Bdg. der 
n. 6. R. v. 14, März 1827 3. 9890. 
Prov. G. S. Br. 9. Nr. 91.) 

— — ©e. }. f. Majeftät haben aus 
Anlaß eines fpeciellen Falles mit a. 5. 
Entfhliefung vom 29. December 1830 
zu befehlen geruht, daß ftrenge-über 
die Beobachtung der Vorſchriften hins 
fihtlih der Reifenden und der Päffe zu 
wachen, und dabei eine befondere Wach» 
famfeit auf die Landkutfcher und ſoge— 
nannten Stellfuhren zu richten fei. 
(Hfkzl. Präſ. D. v. 22. Dec. 1830 3. 
836. Rggs. Präf. Decr. v. 24. Dechr. 
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Landfpitäler. 


1830 3. 2438. R. 6. Prv. ©. ©. 12. 
Thl. Nr. 346.) 

Landkutſcher. Den fremden nad 
Wien fommenden Landkutfchern ift die 
Annahme von weiteren Fuhren nad 
jedem beliebigen Orte, ohne Beſchraͤn⸗ 
fung anf die Retourfuhren geftattet. 
(GGfkzl. D. v. 27. Jan. 1831 3. 1716. 
N. 6. Rggs. Bdg. v. 12. Febr. 1831 
3. 8066. N. ö. Prov. G. ©. 13. Thl. 
Nr. 14) j 

— — Den Landkutihern ift der 
Gebrauch von Gefellfhaftswägen nicht 
verwehrt; fie haben ſich jedoch der 
ftellfuhrartigen Benützung derfelben, 
in fo fern fie nicht dafür mit befonderen 
Ricenzen verfehen find, zu enthalten. 
(Hfkzl. D. v. 17. Mai 1832, an dien. 
ö. R. Krop. G. ©. Bd. 58. Nr. 121.) 

— — Ahndung derfelben bei Bes 
förderung von Reifenden ohne Paß, ſ. 
Päſſe. (Ddg. v. 14. Mai 1825.) 

— — Paßvorſchrift für die nad 
Baiern reifenden Fuhrleute, ſ. Paß. 

— — md deren Knete müffen mit 
legalen Reife » Legitimationen verfehen 
fein, f. Päſſe. (Bdg. v. 29. Juli 1852.) 

— — f. Lohnkutſcher. 

Landmüller, ſ. Müller. 

Landfpitäler. Die auf dem Lande 
befindlichen, den Obrigfeiten und Ge— 
meinden eigenthiimlich gehörigen Kran- 
fen» und Siechenhäufer find nicht auf- 
zubeben, fondern müffen da, wo fie be— 
ftehen um fo mehr beibehalten werden, 
als jeder Obrigkeit und Gemeinde ob» 
liegt, für ihre Kranken und Siechen 
felbft zu forgen; nur find Die zu derlei 
Snftituten gehörigen Bonds, dann de- 
ren Berwendung der öffentlichen Ber- 
waltung zu unterziehen, damit diefe 
leßtere darüber in Evidenz und Beruhi— 
gung ftehen. (Hof-Decr. v. 17. NRovbr. 
1787. Obent. 3. Bd. ©. 177.) 

— — Die Obrigkeiten und Stadt- 
gemeinden wurden mit Verordnung v. 
14. Jaͤnn. 1796 für die gehörige Ges 


Kandfpitäler. 


bahrung mit dem Bermögen der Land⸗ 
fpitäler verantwortlich gemacht und mit 
Bdg. dv. 9. Jän. 1800 angewiefen, fi 
die Grenzen der ihnen aus dem Patro- 
nats- und Berwaltungsrechte zuftehen- 
ven Rechte und Berbindlichkeiten auf 
das genauefte gegenwärtig zu halten. 
(Obent. 3. Bd. ©. 177.) 

Landfpitäler. Für die Aerzte, 
Wundärzte und Krankenwärter 
der auf dem Rande beftöhenden Kranken» 
anftalten in Berforgungshäufer wurde 
mit Bdg. des böhm. Bub. v. 16. März 
1833 3. 10972, und für die Beam- 
ten der Landfpitäler mit Vdg. des 
böhm. Bub. v. 5. Juli 1838 3.31776 
eine eigene umftändlihe Inſtruction 
hinausgegeben. (Dbent. 3. Bd. ©. 
146 u. 178.) 

Landſtreicher, Verpflichtung der 
Finanzwache zur Aufgreifung derſelben, 
ſ. Finanzwache. 

Landſtreicher, ſ. Vagabunden. 

Landvolk, Verkauf des Schiekpul- 
vers an dasfelbe, ſ. Schießpulver. 

Landwehrmänner, |. Militär: 
Beurlaubte. 

Landwundärzten ift die Behand—⸗ 
lung innerlicher Krankheiten in jenen 
Orien, wo ſich ein Arzt befindet, un— 
terſagt. (Hfkzl. D. v. 16. Oct. 1806. 
Krop. Gef. Franz. 22. Bd. ©. 57.) 

— — ſ. Wundärste. 

Längenmaße (hölzerne und eiferne 
oder meffingene) dürfen nicht ohne Zi- 
mentirung verkauft werden. (U. h. Ent: 
fhliefung vom 19. Det. 1782. Kund— 
mahung vom 30. Det. 1782. Barth. 
9. u. ©. Gef. 6. Bd. ©. 407.) 

Laften zu tragen oder zu führen, f. 
Sonn: u. Feiertagsheiligung. 

Laftwägen dürfen nicht durch die 
k. k. Burg fahren, (N. 6, Rggs. Vdg. 
‚vom 9. Mär; 1819.) 

— — dad Auf- und Abladen an 
Sonn-⸗ und Feiertagen, f. Sonn- u. 
Beiertagsheiligung. 
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Kaufpäffe. 


Laftwägen auf Eifenbahnen, deren 
Beſchaffenheit, f. Eifenbahn - Be: 
trieb8:Drdnung $-. 22—24.) 

— — Beftimmungen hinſichtlich des 
Einfahrens in die innere Stadt Wien, 
f. Frachtwägen. 

Laternen, ohne Laternen darf Nie 
mand mit einem Lichte auf Hausböden, 
in Schenern, Stallungen, Bebältniffen 
u. f. w., f. Feuerlöſch-Ordnung für 
Wien $. 6, 

— — mit den möthigen, follen 
Dienftgeber verfehen fein, |. Feuer: 
löſch-Ordnung. 

— — müſſen an jedem Eiſenbahn—⸗ 
zuge angebracht fein, ſ. Eifenbahn- 
Betriebs-Ordnung $. 46. 

Zaufpäffe. Aus Anlaß einer von 
der k. k. vereinigten Hofkanzlei gemach— 
ten Eröffnung, daß in Folge wieder— 
holter Wahrnehmungen die öffentliche 
Sicherheit auf dem flachen Lande durch 
das unftäte Herumvagiren der mit mi« 
litärifhen Laufpäffen entlaffenen Indi— 
viduen gefährdet werde, hat die k. k. 
PolizeisHofftelle fih mit dem k. k. Hof: 
friegsrathe zur Befeitigung jenes Ge» 
brechens die geeignete Rückſprache ge- 
pflogen, welde das Refultat herbei: 
führte, daß bereits den fümmtlichen 
k. k. Länder: und General-Gommanden 
ift die Weifung ertheilt worden, alle 
mit Laufpäffen aus dem k. k. Militär- 
dienfte oder aus der Militärhaft nad 
ihrer Heimath gewiefenen Individuen, 
fie mögen k. k. Unterthanen, oder 
Fremde fein, an die nächte politifche 
oder Polizei-Behörde abzugeben, damit 
deren Außerlandesfhaffung oder Ab- 
fendung in den Geburtsort unter Beob⸗ 
achtung der zweckmäßigſten Siherheits- 
Maßregeln bewerkitelliget werde. Die 
Polizei-Dber-Direction wurde von dies 
fem getroffenen Uebereinfommen ver- 
ftändiget, und derfelben aufgetragen, 
in dem Falle, als ihr derlei Leute von 
Seite der k. k. Militär-Behörden übere 


Länten. 


liefert werden, diefelben unweigerlich 
zu übernehmen, fohiu für deren fichere 
Abfendung, nad Maßgabe der Um— 
ftände jedoch felbft für ihre Transpor- 
firung an den in ihrem Laufpaſſe be 
zeichneten Geburtsort, wenn fie Ins 
länder find, oder über die k. k. Grenze, 
wenn fie Ausländer find, gehörige 
Sorge zu tragen. (Pol. Hfft. Dec. v. 
16. Juni 1825. Nr. 3630. Hfkzl. D. 
an fämmtl. Länderft. vom 25. Juni 
1825 3. 19613. Krop. Gef. Franz. 
50. Bd. ©. 289.) 

Läuten ift den Knaben und Kin— 
dern verboten, und ſolches den fammt- 
lihen Glöcknern und Kirchendienern 
mit dem Beifage in Erinnerung zu 
bringen, daß felbe, wenn fie Kinder 
zum Läuten verwenden, für jeden 
Uebertretungsfall dieſes Verbotes zur 
Berantwortung und Strafe gezogen 
werden würden. (Pol. Hfft. Vdg. vom 
27. Dec. 1823, Pol. Ob. Dir. Cire. 
vom 6. Jän. 1824.) 

— — f. Gewitterläuten. 

Lebensbeftätigungen bei Quit- 
tungen über Benfionen, Provifionenzc., 
f. Pfarrer. 

ebenseffenz (Kiſſow'ſche) ift ver- 
boten. (Hofdecr. vom 20. Dec. 1787. 
Kanfa Hdb. ©. 384.) 

Lebens-Magnetismns, ſ. Ma: 
guetismus. 

Lebensmittel, ftrenge Aufficht auf 
felbe bei Epidemieen, ſ. Brechdurch⸗ 
fall- Epidemie. (Bdg. vom 6. Juli 
1836 $. 25.) 

— — Haufirer mit denfelben, f. 
Hanfirer, Hanfirhandel. 

— — der Gabung unterliegende, 
f. Sagung. 

Erhensrettung, & Belohnung für 
Lebensrettung, ſ. Zaglia. 

— — Taglia in Fällen der Lebens» 
rettung ans Feuersgefahr, ſ. Taglia. 

— — eines Ausländers im Aus- 
lande, ſ. Zaglia. 
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Lebzelter. 


——* ſ. Scheintodte, 
Taglia. 

Lebzelten. Das Spielen um Leb— 
zelten iſt verboten. (Handwerksordn. 
vom 19. April 1749. Barth. H. u. ©. 
Gef. 4. Bd. ©. 354 u. 355.) 

Lebzelter. Damit die Meifter des 
Rebzelter-Handwerks ihre Nahrung und 
Gewerbe defto beffer ſuchen und ge- 
brauchen, ift ihnen erlaubt wie in Wien, 
fo auch in allen andern Städten, Märf- 
ten und Dörfern in dem Erzherzog: 
thume Defterreih unter der Enns zu 
Weihnachten, neuem Jahr und andern 
heiligen Zeiten, ihre Waaren öffentlich 
feil zu haben und zu verkaufen, fo je- 
doch, daß diefer Verkauf ohne Verhin- 
derung des Gottesdienftes geſchehe; 
(Handwerksordn. für N. Defterr. vom 
19. Apr. 1749 $. 19) und die Lebzel— 
termeifter in Defterreich unter d. Enns 
wurden mit der gebetenen Beibehaltung 
der Bezirksausmeffung zur Befuhung 
der Markt» und Kirchtage, ab=- und 
auf die geſetzmäßige Vorſchrift ange: 
wiefen, vermöge welcher alle Handwer- 
fer, Profeffioniften und Fabrikanten 
gegenfeitig alle Kirchtage und Märkte 
ohne Unterfhied mit ihren erzeugten 
Waaren zu befuchen, berechtigt find. 
Gofentſchl. vom 5. Oct. 1782.) 

— — Aller Handel, mit der eins- 
zigen Ausnahme der Pfefferküchler, ift 
an Sonn», Feier- und Wallfahrts- 
tagen verboten, und die wider dieſes 
Berbot handelnden Krämerleute find zur 
Strafe zu ziehen. (Bdg. vom 2. Nov. 
1783.) 

— — Den Lebzeltern und Wachs— 
ziehern ift der freie Verkauf ihrer Er: 
zeugniffe auf allen Sahrmärkten und 
Kirchtagen geftattet. (Bdg. v. 13. Mai 
1784.) 

— — Seinem Lebzelter, Pfeffer- 
füchler oder Wachszieher ift übrigens 
der Berfauf an Sonn» und gebotenen 
Beiertagen anders ald nad geendigtem 


Kebzelter. 


Sottesdienfte bewilliget, (Hfodg. vom 
29. Nov. 1784.) 

Lebzelter. Den Lebzeltern ift der öf- 
fentliche Verkauf ihrer Feilfchaften nicht 
nur an den ehemaligen Kirchweih⸗ fon- 
dern au an allen Sonn» und Feier: 
tagen, außer der gewöhnlichen Gottes» 
dienftzeit, aller Drten erlaubt. (Hfkzl. 
Vdg. v. 9. Juli 1787.) 

— — Den Lebzeltern bleibt daher 
unbenommen, auch andere Provinzen 
mit ihren Feilſchaften zu befuchen, nach⸗ 
dem der,.in der erft angeführten höch⸗ 
ften Hofverordnung enthaltene Aus» 
drud aller Orten allerdings für alle 
Drte in den k. k. Erblanden ohne Aus- 
nahme und Befchränfung auf ein befon- 
deres Erbland zu verftehen ift. (Rggs. 
Vdg. vom 20. Sept. 1796.) 

— — haben jedoh außer den 
ihnen zum Gewerbsbetriebe angewieſe— 
nen Drten, nur auf Jahrmärkte und 
Kirhtage ihre Waare zum Verkaufe zu 
bringen. (Rggd. Vdg. vom 24. Yan. 
1797.) 

— — ift der Verkauf der Spiel» 
werke aus ungenußbarem, gefärbtem 
Kornteige unterfagt. (Hfd. v. 29. Nov. 
1784. Kp. Gef. Iof. 6. Bd. ©. 127.) 
Diefes Berbot wurde in Böhmen mit dem 
Beifage republicirt, daß jede Uebertre— 
tung desfelben nicht nur mit der Ab» 
nahme der Waare, jondern auch noch 
mit einer dem Vergehen und den Ber: 
mögensumftänden des Schuldigen an— 
gemefjenen Geldftrafe künftig werde ge⸗ 
ahndet werden. (Bdg. des böhm. Gub. 
vom 17. Dec. 1820. Kp. Gef. Franz. 
44. Bd. ©. 425.) 

— — Regulirung derXebzels 
terftande in der innern Stadt 
und den Vorftädten Wiens. Die 
möglichſte Beſchränkung der Berkaufs- 
fände in der innern Stadt erſcheint 
um fo nothwendiger, als diefer Grund- 
faß bereits bei der im Jahre 1826 ver- 
anlaßten Regulirung fämmtlicher Ber- 
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Kebzelter. 


faufsftände (f. Stände) in der innern 
Stadt ausgefprochen wurde, wobei je, 
doch darauf billige Rüdficht genommen 


‚worden ift, daß die Bequemlichkeit des 


Publicumsd nicht benachtheiligt, und 
der Berdienft der Gemwerbtreibenden 
nicht zu empfindlich beeinträchtigt werde. 
Bon diefen Anfichten ausgehend wurde 
in der innern Stadt jedem der fieben 
Rebzelter ein Berfaufsftand zu folgen: 
den Zeiten aufzuftellen geftattet, und 
jwar: 

a) Bom Samftage vor der Pfingft- 
woche anzufangen, die ganze Woche 
hindurch. _ 

b) Am Vorabende vor Nicolaus. 

ec) Vom Weihnadhtabend anzufangen 
bis zum heil. drei Königstage. 

In den Borftädten Wiend wird je- 
dem Lebzelter zu eben diefen Zeiten die 
Aufftellung von drei Verkaufsſtänden 
und auch noch vor den Kirchweihfeſten 
jedem die Aufftellung von zwei Ver— 
faufsftänden geftattet. Hierbei wird je- 
doch ſowohl in der Stadt, als aud in 
den Borftädten zur unabweidhlichen 
Richtſchnur vorgefchrieben: - 

1. Daß diefe Stände die Lange von 
4, und die Breite von 2/, Schuh nie 
überfchreiten dürfen; 

2. daß weder eine vorfpringende 
Plache noch eine zeltartige Vorrichtung 
angebradht, wohl aber ein an das 
Ständen felbit befeftigtes Schutzdach 
errichtet werden darf. Endlich 

3. daß die Aufftellung diefer Stände 
nur auf folhen Plätzen zu geſchehen 
bat, die von dem Magiftrate oder den 
Drtsobrigkeiten im Einvernehmen mit 
den betreffenden k. k. Polizei-Bezirks— 
Directionen hierzu angewieſen werden, 
und wobei Bedacht genommen werden 
muß, daß das Trottoir nicht verſtellt 
werde. Unter dieſen Modalitäten und 
Beſchränkungen, iſt die Aufſtellung von 
Lebzelter⸗Verkaufsſtänden in der Stadt 
und in den Vorftädten geftattet, (N. ö. 


Kebzelter. 


Rggs. Vdg. vom 22. Juli 1841 3. 
35361 und 65965. Eirc. der Bol, 
Db. Dir. vom 13. Aug. 1841 3. 
10541/1732.) 

Lebzelter. Segen die wegen Reguli- 
rung der Lebzelterftande in der innern 
Stadt und den Vorftädten Wiens erlaf- 
jene Regierungs- Verordnung v. 22. Juli 
1841 3. 35361, weldye auch den Do— 
minien inner den Linien Wiens mit dem 
weiteren Regierung - Erlaffe vom 5. 
Dec. 1841 3. 65965 zur Nachachtung 
befannt gegeben wurde, haben die Bor- 
fteher der Kebzelter eine Vorftellung 
überreicht, worüber die Entjcheidung 
der Landesftelle dahin erfolgte, daß es 
in allen Beziehungen bei der Regie 
rungss» Berordnung v. 22. Juli 1841 
3. 35361 unabanderlich zu verbleiben 
bat, da aus öffentlihen Paſſage-Rück— 
fihten fich vielmehr eine noch weitere 
Beſchränkung der Lebzelterftände ala 
wünfchenswerth darjtellt, folglich eine 
Vermehrung oder Ausdehnung derfels 
ben nicht zugegeben werden kann. Die 
bürgl. Lebzelter find daher zur ſtreng— 
ften Nahadtung der Regierungs-Ver⸗ 
ordnung vom 22. Juli 1841 zu ver- 
halten, und hierin genau zu überwa- 
hen. Hiernach find die Verzeichniffe Der 
Standpläße der Lebzelter zu berichti- 
gen, und wenn allenfalls öffentliche 
Rüdfihten eine weitere Berminderung 
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Cderergeſellen. 


tion aufgetragen, jedem derlei Ber- 
faufsftand für den fich ergebenden Fall 
im Einverftändniffe mit der betreffen- 
den Bezirkö-Direction anzuweifen. Wes 
gen entfprehender Beauftragung der 
biefigen Dominien hat der Magiftrat 
die Anzeige an die Landesftelle erjtat- 
tet. (Circular der k. k. Pol. Ob. Dir. 
vom 25. Auguft 1844 3. 13557/ 
2370.) 

Lebzelter. Mit Hofkanzlei- Decrete 
v. 21. Jan. 1845 3.40265 wurde den . 
Lebzeltern in Wien über die von 
ihren Borftehern gegen die Regierungs- 
Entfheidung vom 6. Dec, 1843 3. 
67157, eingebrachte Borftellung bes 
willigt, daß jeder derfelben zu den in 
der Regierungd-Verordnung vom 22. 
Juli 1841 bezeichneten Zeiten fünf 
Berkaufsftände für die Gefammt- 
zahl der Vorftädte auf von dem Ma- 
giftrate oder den Drtobrigkeiten mit 
den betreffenden k. k. Polizei-Bezirkd- 
Directionen auszumittelnden Pläßen 
aufftellen, umd daß diefe Aufftellung 
zu Weihnachten acht Tage, von Weihe 
nachten bid zum Neujahrstage Statt 
finden dürfe. (Bdg. der n. ö. Reg. vom 
8. Febr. 1845 3. 6510.) 

— — Verkauf ihrer Erzeugniffe an 
Sonn» und Feiertagen, |. Sonnz u. 
Briertagtben net 

ſ. Kirchweihtage, Pfef: 


oder allfällige Verſetzung der Lebzelter— fertu 


ſtände erheiſchen, ſo iſt dieſe von der 
betreffenden Ortsobrigkeit im Einver— 
nehmen der k. k. Polizei-Behörde zu 
veranftalten. (Deer. der k. E. n. ö. Reg. 
vom 6. Dec. 1843 3. 67157.) 

— — Ueber Einſchreiten der hie— 
figen Lebzelter hat der Magiſtrat in er» 
fter Inftanz entfchieden, dag in Zukunft 
jedem auswärtigen Kebzelter auf jedem 
der in den Vorftadten Wiens vorkom— 
menden Kirhtagsfefte nur ein 
Verkaufsſtand geftattet werde, zu— 
gleich aber der ſtädtiſchen Marktinfper- 


gehrelier-Gtände im Innern der 
Stadt Wien, f. Stände. 

Leder. Die Zubereitung desfelben, 
ift den Wafenmeiftern verboten. (R. ö. 
Rggs. Vdg. vom 26. ee 1803. Kp. 
Geſ. Franz. 18. Bd. ©. 201.) 

Lederergefellen. Die Abſtel— | 
lung von Mißbräuden beiden 
Kederergefellen betreffend. Es 
ift zue Kenntniß der Regierung gefom- 
men, daß bei den Lederergefellen meh» 
tere Unfüge und Mißbräuche beftehen, 
dag nämlich Ä 


Lederergefellen. 


a) die wandernden Gefellen Säbel 
oder Degen tragen, 

b) daß fie von den Meiftern die Be— 
grüßung mit den Namen „Schulherr“ 
verlangen ; 

ce) daß fie von ihren Mitgefellen for- 
dern, ausgeſchenkt, das ift bewirthet 
zu werden; 

d) daß fie die Meifter, bei denen fie 
zufprechen, auch reihenweife verpflegen 
müffen, daß fie 

e) fih weigern, mit verheiratheten 
Gefellen in Arbeit zu treten; 

f) auf eigene Gefellenladen, und bei 
diefen Zuſammenkünfte ohne Aufficht 
eines obrigkeitlihen Zunft-Commiſſärs 
halten, und 

g) daß fie ſich die Lederabfälle, das 
Kederfleifch und die Haare unter einem 
befonderen Namen zueignen. 

Die Unfüge a) bis inclusive e) find 
fhon in der noch gegenwärtig in Wirk: 
famteit ftehenden Handwerfs-Drdnung 
vom 19. Apr. 1732 abgeftellt. 

Insbeſondere widerfpricht der Unfug 
ad a) den beftehenden Polizei - Bor- 
ſchriften, jener ad b) aber ift, wie alle 
Handwerkögrüße, mit dem h. Hof-De» 
crete vom 23. Dec. 1780 (Regierungs⸗ 
Eircular vom 15. Jan. 1781) jener 
ad d) durch das hohe Hoffanzlei- Des 
cret vom 23. Juli 1789 3. 2384 ab» 
geftellt, und zu diefem Ende die Er— 
richtung von Herbergen für wandernde 
Gefellen anbefohlen worden. Der Un- 
fug ad e) aber ift mit dem a. h. Pa- 
tente vom 1. Sept. 1770 verboten 
worden. Wenn es übrigens auch ad 
f) durch die Handwerks-Ordnung ges 
ftattet ift, Gefellenladen zu halten, das 
ift Beiträge in eine Eaffe zu legen, und 
wenn au durch das hohe Hofdecret 
vom 4. Det. 1790 3. 1833 geftattet 
worden ift, diefe Gefellenladen dort, 
wo fie beſtehen, beizubehalten; fo ift 
doch diefed nur unter der ausdrüdli- 
hen Bedingung gefhehen, daß die zu= 
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fammengelegten Beiträge zu feinem au⸗ 
dern Zwecke, als zur Unterftißung ar- 
mer, kranker und wahrhaft bürftiger 
Mitgefellen verwendet werden, daher 
auch diefe Beiträge befonders eingeho- 
ben und verrechnet werden müſſen; al- 
lein eigene Zuſammenkünfte der Gefels 
len in diefer oder einer andern, das 
Handwerk betreffenden Beziehung mit 
oder ohne Intervenirung eines obrigkeit- 
lihen Zunft-Commiſſärs find durchaus 
verboten. Was endlich ad g) die Ueber— 
laffung der Lederabfälle, des Leder— 
fleifches oder der Haare an die Gefellen 
betrifft, jo wird diefelbe, fie mag von 
den Gejellen gefordert werden oder auf 
einem freiwilligen Uebereinfommen zwi- 
fhen Meifter und Gefellen beruhen, 
hiermit ausdrücklich verboten, da fie 
zu manchen Unzufömmlichkeiten Ber- 
anlafjung geben könnte. Gegen die Ge- 
fellen, welche ſich einer ſolchen Ueber- 
tretung fchuldig machen , ift mit Arreſt⸗ 
ftrafe, welche nach Umftänden mit Fa- 
ften oder Züchtigung mit Stodftreichen, 
oder auch mit Abſchaffung aus dem 
Drte verfhärft werden kann, vorzuge— 
hen. Die Meifter aber, welche einer 
folhen Aufforderung entfprechen, oder 
ſich einer folden Uebertretung durch Die 
Geſellen theilhaftig mahen, find mit 
angemejjenen Geldftrafen zu belegen. 
Auf Verabredung der Gefellen aber, um 
fih duch gemeinfhaftlihe Verweige— 
rung der Arbeit, oder duch andere 
Mittel obige Zuftehungen zu erzwingen, 
wird die Beftimmung des Strafgefeb- 
buhes Anwendung finden. (Hflzl. 
Decr. vom 21. Nov. 1835 3. 50587. 
Vdg. des böhm. Gubern. vom 9. Dec. 
1835 3. 59301. Prov. G. ©, für 
Böhmen. 3. 1835. Nr. 376. Deer, d. 
Pol. Ob. Dir. vom 16. Aug. 1835 
3. 6162/1198.) ©. Innungs-Miß— 
bräuche, Gefellen. 

Lederermeifter. Den ſämmtlichen 
bürgerl. Zederermeiftern ift ausdrücklich 
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und bei ſchwerer Strafe verboten, mit 
rohen ungearbeiteten Häuten 
oder Fellen einen Handel zu 
treiben, nicht minder ein feuchtes 
Leder in ihren Gewölben zu haben, 
oder fonft zu verkaufen, und zwar in 
dem erſten Mebertretungsfalle bei 12 
Rthlr. Strafe, Das zweite Mal bei Con 
fiscationsftrafe der feuchten Waare, 
nebft Bezahlung der obigen Geldbuße, 
das dritte Mal aber bei Sperrung 
des Gewerbes. (Wr. Art. vom 16. 
Juni 1772 $. 12. Barth, 9. u. ©. 
Gel. 6. Bd. ©. 27.) 

Zederermeifter, ſ. Hängftätten. 

Legalifirungen kann jedes Bes 
zirkögeriht vornehmen, f. Gerichts- 
barkeit. (Bat. vom 20. Nov. 1852 
$. 92.) 

Legirung. Das Silber foll mit 
rothem Kupfer, das Gold aber mit pu— 
rem Silber oder purem Kupfer, mit 
einem Theile Kupfer oder endlich mit 
2/, Silber legirt werden; die Legirung 
des Goldes mit Tombak, des Silbers 
mit weißem Kupfer oder Spiauter ift 
dagegen verboten. (Pat. v. 28. Sept. 
1743. 8. 10.) 

— — Die Beſchickung des Silbers 
fol lediglich mit rothem Kupfer, des 
Goldes aber auf fünf Arten gefchehen, 
als: 

1. Mit purem Silber. 

2. Mit purem Kupfer. 

3. Zur Hälfte mit Silber und zur 
Hälfte mit Kupfer. ® 

4. Mit %, Kupfer und '/, Silber, 
endlich 

5. bei den emaillirten Arbeiten mit 
%/, Silber und '/, Kupfer. 

Kein Gold» und Silberarbeiter foll 
fih daher unterfangen, weder mit Mef- 
fing oder weißem Kupfer zu legiren, 
nod dergleichen Metalle zur gegoffenen 
Arbeit zu gebrauchen, und noch viel 
weniger aus ſolchen Materialien, oder 
falfhem Silber ein Gefäß zu machen, 

Baleiöty, Haudb. d. Bolig. Geſ. IL. 
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oder einen Theil desſelben zu verfäl⸗ 
fen, auch ein Kupfer, Meffing oder 
fonftiges Metall zu vergolden, es fei 
denn ein ſolches Zeichen in der Arbeit, 
daß man das unter dem Golde verdeckte 
Metall leicht erkennen kann; wie dann 
die Uebertreter dieſes Punctes aus der 
Bruderfchaft geftoßen, und fodann wei— 
ter beftraft werden. (Wiener Innungs— 
Drdnung vom 18. Det. 1775.) 

Zegirung. $. 1. Goldmwaaren, fo- 
bald fie 4 Ducaten und darüber wie: 
gen, follen nur nad dreierlei Battuns 
gen gearbeitet werden, jo daß nämlich 
das Gewicht eines Ducatens an feinem 
Golde 1 fl. 30 kr. oder 2 fl. 30 kr., 
eder 3 fl. 30 fr. hält. Die Waare un: 
ter diefen drei Gattungen bleibt dem 
Uebereintommen des Käufers und Ars 
beiters frei. 

8. 2. Die Ducatenfhwere von der 
erften Gattung zu 1 fl. 30 fr. muß 7 
Carat 6 Gran; von der zweiten zu 
2 fl. 30 fr. muß 13 Garat 1 Gran; 
von der dritten zu 3 fl. 30 fr. aber 
muß 18 Carat 5 Gran an feinem Golde 
enthalten. 

8.3. Alle Stüde und die Berzie- 
rungen einer Goldwaare müffen von 
gleicher Feine fein. Die Legirung des 
Goldes wird der Willfür des Nrbeiters 
überlaffen. 

8.4. Bei Goldwaaren hat endlich 
fein fogenanntes Remedium oder Nach— 
fit Statt. 

8.5. Silber foll nad der bereits 
beftehenden Drdnung nur nad) zweier: 
lei Feine, nämlich 13löthig oder 15lö— 
thig verarbeitet werden, und es müß- 
ten alle Stücke und Berzierungen cben- 
falld von gleicher Feine fein, der Zur 
faß oder die Regirung des Gilberd 
kann nur mit rothem Kupfer geichehen. 
(Bat. vom 23. Febr. 1788.) 

— — f. Punzirung. 

Lehenkuticher - Ordnung, jiehe 
Biafer, Lohnkutfcher-Drdnung. 

19 
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Lehenrößler, ſ. Landkutſcher. 

Lehm. Mit dem Kreisſchreiben vom 
20. Juni 1794 iſt die Miſchung des 
Kalkes mit Lehm bei Bauführungen 
aus dem Grunde unterſagt worden, 
weil eine ſolche Miſchung keine Ver— 
bindung zuläßt, und die Baufälligkeit 
der Gebäude zur Folge hat; nachdem 
aber auch der Gebrauch des Lehms als 
fein als Verbindungsmittel des Mauer- 
werks bei größeren Gebäuden von gleich 
nachtheiliger Wirkung ift, fo wird auch 
die Berwendung des bloßen 
Lehms als Berbindungsmittel 
beiHerftellung aller mit Stod- 
werfen verfehbenen Gebäude 
aus hartem Materiale, das ift 
aus Stein oder Ziegeln, unter der 
Strafe von 20 fl. bis 50 fl. C. M., 
welche fowoh! den Bauheren als den 
Baumeifter ſtets gleihmäßig zu treffen 
hat, hiemit ausdrüdlih unter- 
fagt. Der Gebrauch des Lehms zur 
Herftellung blos ebenerdiger Gebäude 
aus hartem Materiale, dann bei allen 
Gebäuden aus weichem Materiale, end» 
li bei allen Heizapparaten felbft in 
größeren Gebäuden der erfteren Art, 
unterliegt feinem Anftande. Zur Be- 
lehrung der Bauunternehmer in Fällen, 
wo der Lehm ald Verbindungsmittel 
geftattet ift, wird denfelben noch mit- 
gegeben, daß die Die der Grundmauer 
an der Sohle nicht unter 3, und oben 
nicht unter 2%, Fuß enthalten foll, 
jede Mauer einen gehörigen Berband 
der einzelnen Steine unter ſich bedinge, 
und daher darauf gefehen werden müffe, 
dag 

1. Tagerhafte Steine oder Ziegel ver: 
wendet werden, 

2. Zum Anwurf nur SKalfmörtel 
nad früherer Austrodnung der Mauer 
gebraucht werde, und 

3. die Näffe entweder wo möglich 
mit Dachrinnen, oder wenigſtens mit- 
telft eines abfchüffigen, unter der Dach— 
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traufe berzuftellenden Steinpflafters 
vom Gebäude entfernt werde. (Ddg. u. 
Kundm. des galiz. Gub. vom 20. Mai 
1839. Krop. G. ©. 65. Bd. Nr. 63.) 

Lehm. Das Graben von Lehm in 
der Nähe der Eifenbahn, f. Eifen: 
bahn-Betriebs-Ordnung $. 100. 

Lehmgrube, ſ. Schottergruben. 

Lehmichindeln, deren Berwendung, 
ſ. Bauordnung für Böhmen 88. 14 
und 63, 

Lehranftalten. Se. k. k. Majeftät 
haben mit a. h. Entſchl. vom 13. Febr. 
d. 3. allen betreffenden Behörden zur 
ftrengften Pflicht zu machen gerubt, dar- 
auf zu ſehen, daß auf die Erhaltung 
der Sittenreinheit in allen Eonvicten, 
Hcademien und anderen öffentlichen 
und Privat-Lehranftalten das forgfäl- 
tigfte Augenmerk gerichtet werde. (Stu- 
dien « Hofcommiffiong = Decret vom 27. 
Februar 1833 3. 1287. Reg. Deer. 
vom 11. Apr. 1833 3. 10107; Prov. 
G. ©. für Ober-Defterreih I. 1833. 
Nr. 49.) 

— — f. Erzieher. 

— — Beſuch deutfcher, nicht öfter: 
reichiſcher Lehranftalten, f. Frequen: 
tations-Zeugniffe. 

— — in Betreff der Zulaffung der 
Ausländer, ſ. Frequentations⸗Zeug⸗ 
niſſe. 

— — Vorſchriften für Privat-Lehr⸗ 
anſtalten, ſ. Privat-Lehranſtalten. 

— — ſ. Winkel-Lehranſtalten. 

Lehrer haben ſich aller Strafen zu 
enthalten, woraus den Kindern Scha— 
den entſtehen kann. (Hofentfhl. vom 
12. Mai 1785. Krop. Gef. Joſ. 10. 
B. S. 586. 2. Thl. Str. Gef. $. 172.) 

— — haben ihren Schülern Feine 
gegen die Religion ftreitenden Grund» 
füge anzuführen, und fih an das zu 
halten, was ihnen vorgefchrieben ift. 
(Hofd. v. 29. Dec. 1787. Krop. Gef. 
Joſ. 13. Bd. ©. 530.) 

— — Grumdfäge hinfihtlid des 
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Unterrichtes von israelit. Privatleh— 
rern, ſ. Juden-Lehrer. 

Lehrer. Verbot des Unterrichtes von 
israelit. mit feinen pädagogiſchen Zeug⸗ 
niffen verfehenen Privatlehrern, ſ. Ju⸗ 
den⸗Lehrer. 

— — Beſtimmung wegen Anftel- 
lung der Religionslehrer und der Pro⸗ 
fefforen der Theologie, ſ. Kirche. 

— — Wegen Ertheilung des Relı- 
gions⸗Unterrichtes durch Privatlehrer, 
ſ. Religions⸗Unterricht. 

— — f. Erzieher, Privatleh⸗ 


rer, Privat: Lehranftalten, Pri- 
vat= Unterricht, Winkel: Lehrans 
ftalten. 


— — f. Schullehrer. 

Lehrerinnen. Da fih die Unzus 
kommlichkeiten bei der Anftellung zu 
junger Lehrerinnen in den öffentlichen 
Erziehungsanftalten, fo wie die in 
einem ſolchen alle oft Statt finden- 
den Austritte derfelben nicht verfennen 
laffen, fo foll Sorge getragen werden, 
daß künftig bei Anftellung von Lehre- 
rinnen in folden Anftalten auf ein fol 
ches Alter derfelben, wo fich ein feiter 
Eharacter und ein beffer überdachter 
Entfhluß erwarten laßt, und kein bal- 
diger Wechfel der Gefinnung zu befor- 
gen ift, der gehörige Bedacht genoms 
men werde. (A. h. Entfhl. vom 30. 
Dct. 1826. Stud. Hofcomm. Deer. v. 
6. Nov. 1826, an fämmtl. Länderſt. 
Bol. ©. ©. 54. Bd. Nr. 80.) 

— ſ. Lehrlinge. 

Lehrlinge. Die Meifter follen die 

Lehrjungen gründlich unterweifen, auch 
vernünftig, und nicht mit unverdienten 
und übermäßigen Schlägen beftrafen, 
auch foldhes ihren Ehemweibern und Ge- 
fellen nicht geftatten, noch aud zu an« 
dern knechtlichen Arbeiten anhalten, bei 
fonftiger Strafe. (Handwerk3-Generale 
vom 19. April 1732 8. 9.) Denn die 
Zehrlinge follen in guter Zucht erhal- 
ten werden. (Pat. vom 6. Dec, 1759.) 
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Lehrlinge. Wenn ein Meiſter ſtirbt, 
und einen unausgelernten Jungen ver: 
läßt, fol die Obrigkeit auf gefhehenes 
Erfuhen dahin fehen, daß felber zur 
Erftrefung feiner Lehrjahre von einem 
andern Meifter angenommen, auch ihm 
deswegen eine längere Zeit, als die 
gefegten Jahre in der Lehre zu verhar- 
ren, nicht aufgetragen werde. Einen 
muthwillig aus der Lehre entlaufenen 
Jungen find ferner die Meifter nicht 
mehr wider Willen anzunehmen jchul- 
dig. Ein folder Junge ift übrigens da- 
durch des bereits entrichteten Lehrgel— 
des verluftig, und muß, falld er fi 
zu einem andern Meifter begibt, feine 
Lehrjahre wieder anfangen. (Handwks. 
Generale vom 19. April 1732.) 

— — bdenfelben ift das Degentra- 
gen in Städten und Märkten verboten. 
(Bat. vom 19. Dec. 1749. Barth. 9. 
u. ©. Gef. 2.2. ©. 96 u. 97.) 

— — follen fleißig in die Ehriften- 
lehre a werden. (Bat. v. 6. Dec. 
1759. 

— — Die Lehrjungen nit nur 
allein der Handwerker, fondern auch des 
Handelftandes und der Künftler, haben 
fih während ihrer ganzen Xehrjahre 
bei der pfarrlihen Chriftenlehre unun- 
terbrochen einzufinden, dabei fittfam zu 
betragen, und fi dem Ausfragen nicht 
zu entziehen. (Bdg. vom 1. Dct. 1778 
u. 26. Sept. 1786.) 

— — Da in via politica fein per- 
fönliher Zwang, außer wo ein perfön» 
liches Vergeben, als Unfleig oder an—⸗ 
dere üble Aufführung vorhanden, Statt 
bat, fo kann ein aus der Lehre vor 
Bollftredung der Lehrzeit entgangener 
Junge nit dahin geftellt werden. Wo- 
gegen dem Meifter, von dem der Xehr- 
junge eigenmädhtig wegging, unbenom- 
men ift, wegen der ex contractu ihm 
gebührenden Entfhädigung entweder 
an feinen Contrahenten, oder deffen 
Bürgen zu halten. Gofhbeſchd. vom 8. 
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Det. 1787. Barthı 8. u. G. Geſ. 2. 
Bd. ©. 43.) 

Lehrlinge. Sämmtlichen Innungen, 
Mitteln, Zünften und Gremien wird 
aufgetragen, allen Pfarr⸗Katecheten von 
Biertel- zu Vierteljahr, das Berzeich- 
niß der bei fämmtlihen Meiftern oder 
Bliedern der Innung befindlichen Lehr: 
jungen mitzutheilen; und jeder Lehr: 
herr ſoll aber über den fleifigen Be: 
ſuch, den Fortgang und die Aufführung 
feiner Lehrjungen bei dem Katecheten 
feines Pfarrbezirkes wenigftend monat: 
li einmal, bei eigener Dafürhaftung, 
genau fih zu erkundigen verbunden 
fein. (R. ö. Rggs. D. vom 21. Febr. 
1794.) 

— — As mißfällig bemerkt umd 
vernommen wurde: daß, ungeachtet des 
wiederholten Verbotes, mehrere Mei- 
fter ihre Lehrjungen, ftatt fie in der 
Profeffion zu unterrichten, vorzüglich 
im Anfange der Lehrzeit zu häuslichen, 
und zuweilen fehr fchweren Hausarbei- 
ten zu verwenden pflegen, fo wurde, 
in Gemäßheit Regierungs-Verordnung 
vom 14. Mai 1795, mit Wr. magiftr. 
Eirc. vom 26. Mai 1795, fammtlichen 
Innungen erinnert, daß, da diefes der 
Abfiht der Lehre ganz zumiderläuft, 
und auch oft zu Unglüdsfällen Anlaf 
gibt, die Meifter von was immer für 
einer Innung, ihre Lehrjungen vor« 
züglih zur Profeſſions-Geſchicklichkeit 
anleiten, und nicht mit häuslichen Ar- 
beiten befchäftigen follen; widrigens bei 
einer nochmal vorkommenden gegrüns 
deten Beichwerde, dem Meifter nicht 
nur der Lehrjunge weggenommen, fon- 
dern ihm auch fünftig einen Andern in 
die Lehre zu nehmen, nicht mehr geftat- 
tet werden würde. Meifter und Befugte 
fönnen übrigens auch außer Haufe 
Jungen verwenden und lehren, jedoch 
müffen fie bei ordentlichen Meiftern 
oder fabriksmäßig Befugten und zu den 
Zungen Berechtigten untergebracht fein. 
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(N. öfterr. Rggs. Vdg. vom 31. März 
1801.) 

Lehrlinge. Die Beſtimmung desje- 
nigen Meifters, zu welchem der vom 
erſten Lehrherrn entwichene Lehrjunge 
dann gegeben werden fol, darf nicht 
ohne Wiffen und Einwilligung des Da- 
ters des Lehrjungen gefchehen. (Hfodg- 
vom 1. Juli 1805.) 

— — Der Handelsftand hat fi 
die Verordnungen wegen Befudes 
der Chriftenlehre von Seite der 
Lehrjungen auf das genauefte gegen- 
wärtig zu halten, und auf die Befol⸗ 
gung alles Ernftes und um fo gewiffer 
zu wachen, ala im Widrigen mit uns 
nachſichtlicher Eincaffirung einer Strafe 
von 50 fl. rheinifh vorgegangen wer- 
den würde, (N. ö. Rggs. v. 20. April 
1817.) 

— — Da die Freifprehung der 
Jungen von den Innungs-Borftehern 
in Gegenwart der Innungs » Gommif- 
färe zu geſchehen hat, und da nicht abs 
zufehen ift, welche Bemühung der Alt 
gefellen zu einer Freiſprechung erfor 
derlich ift, wenn ed nicht etwa die alte 
Gewohnheit des Einführens bei der 
Geſellenſchaft fein foll, welhe Gewohns- 
heit nur den Keim zu Unfug enthält, 
fo ift die Einleitung zu treffen, daß die 
Altgefellen durchaus feinen Einfluß auf 
das Freifprehen der Jungen haben, 
und daß fie auch den entfernteiten Ans 
ſpruch felbft auf freiwillige Gaben der 
Zehrherren zum Behufe einer gemein: 
ſchaftlichen Verzehrung auf der Herberge 
verlieren. (Bdg. der n. 6. R. v. 16. 
Juli 1828 3. 38878. Pıv. ©. ©. 
Bd. 10. Nr. 171.) 

— — Aus Anlaß einer au die k.k. 
vereinigte Hoffanzlei gemachten An— 
frage, wie fi Lehrlinge beinicht 
zunftmäßig incorporirten Mei- 
fern den Beweis der überſtan— 
denen Lehrzeit verfhaffen fol 
len, wurde das k. f. Gubernium mit 
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dem Hofkanzlei » Decrete v. 23. März 
d. 3. 3. 1843, auf das an das k.k. 
böhm. Gub. über eine ähnlihe An- 
frage, unterm 1. Mai 1835 3. 10949, 
erlaffene Hoffanzlei = Decret gewiefen, 
wornach in den Fällen, wenn Gewerbs⸗ 


leute an Drten, wo keine Zunft befteht, 


auf die ihnen obrigkeitlih verliehenen 
Gewerbe förmliche Meifterrechte zu er- 
fangen beabfihtigen, und wenn für 
Lehrlinge an ſolchen Drten eine zunft« 
mäßige Aufdingung und Freifprechung 
gewünfcht wird, in diefen Fallen die 
Ablegung der Meifterprobe und die 
Aufdingung und Freifprehung bei ei- 
ner anderwärts beftehenden Zunft Statt 
zu finden habe, was jedoch niemals 
zwangsweiſe gefordert werden kann, 
fondern lediglih der Willfür der Ei» 
nen und der Andern zu überlaffen ift. 
Uebrigens fand die k. k. vereinigte Hof- 
Banzlei mit dem bezogenen Decrete v. 
23. März; 1838 3. 1843, noch den 
Beifag zu mahen, daß, wenn ſich die 
betreffenden Lehrlinge für die Zukunft 
gegen alle Anftände von Seite der In— 
nungen ficher ftellen wollen, fie auf der 
Grundlage des von ihrem Lehrmeifter 
erhaltenen giltigen Lehrbriefes die Freir 
fprehung bei weldher Innung immer 
anzufuchen haben. (Eirc. des k. k. mähr. 
ſchl. Landesgub. v. 24. April 1838. 
Zeitfchr. für 6. R. Jahrgang 1838. N. 
3. ©. 232.) 

Lehrlinge. Es hat fih der Fall 
ergeben, daß ein Drudwaarenfabri- 
fant, von welchem zwei, ihm mit 
Contract verbundene Lehrjun— 
gen mit Einverftändnig der Eltern 
ausgetreten waren, die Zurüditel- 
lung diefer Jungen bei der Bolizei-Be- 
börde nachſuchte, und von der betref- 
fenden Bezirks - Direction auf den 
Rechtsweg verwiefen wurde. Gegen 
diefes Erkenntniß der Bezirks⸗Direction 
bat der Lehrherr den Necurs an die 
Zandesftelle ergriffen, in deffen Erledi— 
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gung mit Rggs. Decr. v. 28. Novbr, 
1838 3. 65974, die Entſcheidung er- 
floß, daß hier die Anordnung des Hof. 
fammer:Decretes v. 28. Novbr. 1834, 
in volle Kraft trete, wornach diefe An- 
gelegenheit auf den Rechtsweg zu wei- 
fen fommt, weßhalb aud das Erkennt: 
niß der Bezirks-Direction die Beftätie 
gung der Regierung und Recurrent einen 
abweislihen Befcheid erhielt. Da Fälle 
diefer Art öfter zur polizeilichen Ver— 
handlung und Schlußfaffung gebracht 
werden, ſetzt man fämmtliche Bezirke» 
Directionen hievon zu ihrer Wiffenfchaft 
und Richtſchnur mit der Erläuterung 
in die Kenntniß, daß in dem Sinne der 
angezogenen b. HoflammersBerordnung 
in allen Fällen, wo in Betreff der Lehr— 
linge zwifchen ihren Lehrherren und ih— 
ren Eltern oder Bormündern, fei ed aus 
dem Lehrvertrage oder aus einem ans 
dern Privat-Rehtötitel, Streitigkeiten 
entſtehen, welche nicht gütlich beigelegt 
werden können, die Austragung derfels 
ben auf den Rechtsweg zu verweifen, 
feineswegs aber ohne Borwiffen und 
Einwilligung der Eltern oder Bormün« 
der eine polizeiliche Borlehrung mit den 
Lehrlingen zu treffen, fondern fich jedes 
folden Eingriffes in die perfönlichen 
Familienrehte forgfältig zu enthalten 
ift. (Circ. der 2. k. Pol. Ob. Dir. v. 
23. Decht. 1838 3. 17584/2454.) 
Lehrlinge. Da ſowohl nach den Be- 
ftimmungen des Handwerks » Generale 
v. 19. April 1732, ald auch nad) der 
Hof » Berordnung v. 8. Detbr. 1787 
ein Lehrjunge politifher Seits zur Boll: 
ſtreckung feiner Lehrzeit bei dem Meifter 
oder Befugten, von welchem deſſen Auf- 
dingung gefchah, nicht mit Zwang ver— 
halten werden kann, und da überhaupt 
feine Vorkehrungen mit Handwerfslehr- 
lingen ohne Einwilligung der Eltern 
oder Bormünder von Seite der Behör- 
den, nad dem Hof Erlaffe v. 1. Juli 
1805, getroffen werden dürfen, übris 
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gens aber die aus allfälligen Lehr⸗Con—⸗ 
tracten oder ftattgefundenen befonderen 
Berabredungen in derlei Fällen abge- 
leiteten Entfhädigungs-Anfprüche und 
Streitigkeiten ohnehin der civilrechtli- 
hen Entſcheidung vorbehalten bleiben, 
fo kann nad Inhalt eines Decretes der 
k. k. allgem. Hofkammer v. 27. Sept. 
1839, fein Rehrjunge gezwungen wer- 
den, feine Lehrzeit bei jenem Meifter 
oder Befugten, von dem derfelbe aufge: 
drungen wurde, zu vollftreden. (Hofe 
fam. Decr. v. 27. Septbr. 1839 3. 
41319. Bdg. der n. ö. Rgg. v. 11. 
Dct. 1839. Rggs. 3. 57467. n. 6. 
Prv. ©. ©. 21. Bd. Nr. 170.) 
Lehrlinge. Berechtigung der 
Meifterd- Witwen zur Aufdin- 
gungvonkehrjungen. Dader Wit- 
we eined Gewerbs⸗ undMeifterrehts-Be- 
fißers die Kortführung des Gewerbes, 
ohne Beſchränkung der damit verbun« 
denen Rechte nach dem Geſetze zufteht; 
fo muß ihr aud) das, mit dem Gewerbs— 
und Meifterrechte verbundene Befugniß, 
Kehrjungen aufdingen und halten zu 
dürfen, ohne Beſchränkung zugeftanden 
werden. Das Bedenken wegen nicht 
ordnungsmäßiger Ausbildung der Lehr: 
jungen ift nicht gegründet, da der Ge- 
werbätrieb felbft durch fachkundige Werk⸗ 
führer ausgeübt werden muß. (Hftzl. 
D. v. 14. Mai 1841 3. 10632, an 
fammtlihe Länderft. mit Ausnahme 
Mailand, Venedig u. Dalmatien. Vdg. 
der n. ö. Rgg. v. 2. Juni 1841 3. 
30094. Bol. G. ©. 69. Bd. Nr. 54.) 
— — Aufnahme und Freis- 
fprehung von Lehrjungen der, 
feiner Innung einverleibten 
Gewerbsleute. Jene Gewerbsleute, 
welche keiner Innung (weil ſie geſetzlich 
dazu nicht verhalten werden können) 
einverleibt find, können ihre Lehrjun- 
gen allerdings felbft aufnehmen und 
freifprechen, und ihnen allenfalls in Ge— 
genmwart eines oder zweier Meifter, je 
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doch ohne Intervenirung der Innung, 
darüber ein Lehrzeugniß ausfertigen, 
welches dann diefelbe Wirkfamkeit ha— 
ben wird, wie der von einer anerfann- 
ten Innung ausgeftellte Lehrbrief, gleich- 
wie dieſes auch bei Meiftern von ganz 


"unzünftigen Gewerben der Fall ift. Es 


wäre daher eine ftrafbare Anmaßung, 
wenn ſich eine Innung berechtigt hielte, 
einem Gefellen, welcher mit einem gefeß- 
mäßigen, jedod von der Innung nicht 
ausgefertigten Lehrbriefe begabt ift, bei 
der Bewerbung um Arbeit Hinderniffe 
in den Weg zu legen. Sollten jedoch 
Eltern oder Bormünder der, bei Mei- 
ftern, welche zu keiner Innung einver- 
feibt find, eintretenden Lehrjungen es 
wünfchen oder bedingen, daß die letzte— 
ven bei einer einfchlägigen Innung auf— 
gedungen und freigefprochen werden, fo 
können diefe Acte der Aufdingung und 
Freifprehung von einer Innung aus 
dem Grunde, daß der Kehrherr (in fo 
fern diefen das Gefeß dazu nicht ver: 
pflichtet) bei derfelben nicht einverleibt 
ift, nicht verweigert werden, und ed muß 
demnah auch ſolchen zu Feiner Zunft 
einverleibten Meiftern freigeftellt blei— 
ben, aus eigenem Antriebe ihre Lehr: 
linge bei einer legal beftehenden Innung 
aufdingen und freifprehen zu laffen. 
(Bdg. der n. 5. Rgg. v. 12. Det. 1842 
3. 59681. Prov. ©. ©. 24. Br. 
Nr. 186.) 

Lehrlinge. Aufnahme und Frei— 
ſprechung der Lehrjungen der— 
jenigen Gewerbsunternehmer, 
welche vom Zunftverbande ge— 
ſetzlich befreit ſind. Da mit jedem 
Gewerbsbefugniſſe das Recht verbunden 
iſt, Lehrjungen aufzunehmen und frei— 
zuſprechen; fo findet die k. k. Landes— 
regierung zur ferneren Vermeidung von 
zeitweiſe vorfommenden Anſtänden rück⸗ 
ſichtlich der Aufnahme und Freifpre- 
chung der Lehrjungen ſolcher Gewerbe, 
die unzünftig find, oder deren Unter: 
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nehmer deswegen, weil fih an ihrem 
Standorte feine gefeglihe Zunft ihres 
Gewerbes befindet, von der zwangd- 
weifen Einverleibung in den Zunftver- 
band befreit find, nadhfolgende in dem 
Geiſte der beftehenden Geſetze gegrüns 
dete Beftimmungen zur Belehrung und 
Richtſchnur zu veröffentlichen: 

1. Die Aufnahme eines Lehrjungen 
geſchieht im Wege des freien Ueberein- 
kommend zwifchen dem Lehrherrn und 
dem Lehrjungen oder deffen gefeßlichen 
Bertreter. Diefes Uebereintommen kann 
fih auf bloße mündliche Verabredung 
oder auf einen ſchriftlichen Vertrag ftüßen. 

2. Die gefchehene Aufnahme und 
der Tag des Eintritted des Lehrlinge 
ift von dem Lehrherrn bei deffen politi- 
ſchen Obrigkeit (Magiftrat, Pfleggericht 
oder Diftrictd-Commiffariat) unter Bor- 
lage des vorgefhriebenen Schulzeug- 
niffed und Nachweiſung der fonft zur 
Aufnahme in die Lehre des bezüglichen 
Gewerbes vorgezeichneten Erforderniffe 
fhrifilih oder mündlih zu Protocoll 
anzuzeigen. Die politifhe Obrigkeit 
hat diefe Anzeige gehörig zu würdigen, 
und nad Befund entweder zu genehmi« 
gen, oder die Genehmigung unter Auf 
führung der Beweggründe umd mit 
Borbehalt des Recurfes zu verfagen. 
Der Beiheid fammt Beilagen ift dem 
Lehrherrn zuguftellen, von der Berfa- 
gung der Genehmigung aber auch der 
Lehrling oder deſſen gefeglicher Vertre— 
ter wegen des auch ihnen zuftehenden 
Berufungsrechtes zu verftändigen. 

3. Durch die bloße Thatfahe der 
Aufnahme eines Lehrjungen verpflichtet 
fih der Lehrherr, den Lehrjungen voll: 
fommen auszulehren, und ihn ohne 
wichtige Urſache vor Ablauf der gefeß- 
lichen, herkömmlichen oder vertragsmä— 
Bigen Lehrzeit nicht zu entlaffen. Diefe 
Berpflihtung wird jedoh durch vie 
rechtskräftige Verweigerung der Ge- 
nehmigung der Aufnahme aufgehoben. 
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4. Nach vollendeter gefeßlicher oder 
herfömmlicher Lehrzeit hat der Lehrherr 
dem Lehrjungen ein Lehrzeugniß (Lehr⸗ 
brief) auszufertigen, worin unter Ans 
führung des Tages des Anfanges und 
des Endes der Lehrzeit dem Lehrjungen 
zu beftätigen ift, daß er das Gewerbe 
ordentlich erlernt hat, und daher fähig 
ift, nunmehr als Gefelle diefes Gewer- 
bed zu dienen. 

5. Mit diefem Lehrzeugniffe, dann 
mit dem Befcheide über die genehmigte 
Aufnahme, ferner mit den Zeugniffen 
über den Beſuch der Chriftenlehre und 
der Wiederholungsfchule, fo wie mit 
dem fonft zur Freifprehung bei dem 
bezüglihen Gewerbe erforderlihen Nach— 
weifungen haben ſich der Lehrherr und 
der ausgelernte Junge in Begleitung 
des Ortsvorſtandes oder zweier Män— 
ner der Gemeinde des Lehrheren zu 
deffen politifher Obrigkeit zu begeben, 
und um Beftätigung des Lehrzeugniffes 
zu bitten. 

6. Diefe Bitte ift von der politifchen 
Obrigkeit zu Protocol! zu nehmen. In 
diefem Brotocolle ift vom Ortsvorftande 
oder den beiden Gemeindemännern zu 
beftätigen, daß die Lehrzeit zwifchen dem 
angegebenen Anfange und Schluffe des- 
felben ohne wefentlihe Unterbrechung 
ordentlich vollſtreckt worden ift. 

7. Die politifche Obrigkeit hat das 
Lehrzeugniß gehörig durchzugehen, mit 
dem Beſcheide der genehmigten Auf: 
nahme und deffen Beilagen, dann den 
beigebrachten weitern Zeugniffen und 
erforderlihen Nachmeifungen zu ver: 
gleihen und nah Befund mit Beru- 
fung auf dad nah Punct 6 aufgenoms 
mene Protocol das Lehrzeugniß mit 
dem Beifaße, daß das Gewerbe unzünf- 
tig oder in dem Standorte des Lehr— 
herrn feine gefeßlihe Zunft desfelben 
Gewerbes befteht, zu beftätigen, oder 
diefe Beftätigung unter Anführung der 
Beweggründe und Borbehalt des Re 
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curſes an die politifhe DOberbehörde 
zu verweigern, und davon die Bethei- 
ligten zu verftändigen. 

8. Das beftätigte Lehrzeugniß bat 
diefelbe Kraft, wie ein ordentlicher von 
einer Zunft gehörig ausgefertigter Lehr— 
brief. (Kundm. der f. k. ob der enn. 
Zandesreg. v. 7. März 1844. Zeitfchr. 
für 5. R. Jahrgang 1844. N. B. ©. 
220.) 

Lehrlinge. Da bei verfihiedenen 
Innungen der nach der h. Regierungss 
Verordnung v. 1, Decbr. 1801 3. 
22963 mit einer Geldftrafe von 6 
Rthlrn. verpönte Unfug fo fehr über- 
hand genommen hat, daß Lehrherren ihre 
Jungen länger als durch die gejtattete 
Einvierteljährige Probezeit in der Lehre 
behalten ohne fie ordnungsmäßig auf: 
dingen zu laffen, wodurch diefelben oft 
1, 2 bis 3 Jahre Lehrzeit verlieren 
und ſelbſt nad deren Bollendung, indem 
ſie noch dazu ganz vorfhriftswidrig zu 
häuslichen und Mägdedienften verhals 
ten, aber nur wenig zu Profeffiondar- 
beiten verwendet werden, nicht die ge- 
hörige Ausbildung in der Profeffion 
erlangen, fo werden fünmtlihen In— 
nungsgliedern die diesfalls beitehenden 
Borfhriften zur künftigen genaueften 
Befolgung bei Vermeidung der fonft 
eintretenden gejeßlihen Ahndung bier 
mit in Erinnerung gebracht und es 
wird den Herren Borftehern, welche das 
gegenwärtige Decret mittelft Currenden 
ſämmtlichen Innungsgliedern befannt 
zu geben haben, zugleich zur ftrengften 
Pfliht gemacht, die gerügten Unfüge 
forgfamft zu überwachen und jeden vor» 
fommenden Fall zur weiteren Amts— 
handlung und Beftrafung dem Magi- 
firate anzuzeigen. (Circ. des Wiener 
Magiftr. v. 9. Nov. 1850 3. 52482.) 

— — deren Verpflichtung zum Ber 
fuche der Ehriftenlehre und des Mies 
derholungs » Unterrichts, ſ. Chriften: 
lehre, Wiederholungsfchule. 
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Lehrlinge, Vorkehrungen gegen 
Entweihungen, f. Entweichungen. 

— — wegen Befudh der EChriften- 
lehre und Wiederholungsfhule, ſ. Fa— 
briks-Kinder, Zeugniſſe. 

— — Mißbräuche bei der Freiſpre— 
chung, ſ. Junungsmißbräuche. 

— — vegen körperlicher Züchti— 
gung derſelben, ſ. körperliche Züch— 
tigung. 

— — deren Unterbringung in das 
k. k. allgem. Krankenhaus, ſ. Kran— 
kenhaus. (Rggs. Vdg. v. 30. März 
1837, 88. 9, 10, 11.) 

— — f. Stämpel. 

— — Maßregeln zur Gontrolirung 
des Beſuches des Wiederholungs-Unter⸗ 
richtes und der Chriftenlehre in Wien, 
ſ. Wiederholungsichule. 

— — Beftimmung des Alters für 
den Wiederholungs-Unterricht, |. Wie⸗ 
derholungsſchule. 

— — Einführung des Wiederho— 
lungs⸗Unterrichtes in den Volksſchulen, 
ſ. Wiederholungsſchule. 

— — Formular der Zeugniſſe über 
den Befuh des Wiederholungsunter: 
richtes, ſ. Zeugniſſe. 

Leichdorne. Da nad den beftehen- 
den Geſetzen alle Operationen, folglid 
auch das Ausfchneiden der Leichdorne, 
ald ein Erwerbszweig ausſchließend 
den geprüften Wundärzten zufteht, fo 
fann einem Bewerber hierum dasfelbe 
nur dann geftattet werden, wenn fi 
derfelbe mit dem Diplom einer inländi- 
[chen Lehranftalt ald approbirter Wund— 
arzt auszuweifen im Stande ift. (Vdg. 
der n. ö. Rgg. v. 3. Febr. 1833 3. 
6785. Hfkzl. D. v. 29. Aug. 1833 
3. 20865. Kn. S. V. J. 1833. Nr. 4.) 

Leichen follen vor zweimal 24 Stun- 
den nicht begraben werden, es wäre 
denn, daß die Kranken an den ſchweren 
Petehien oder Veit verftorben wären. 
(Hoftef. v. 13. Dechr. 1755 für Böh— 
men. Krop. Gef. Mar. There. 2. Bd. 
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S. 259. Hofrefe. v. 31. Jan. 1756. 
Krop. Gef. M. Ther. 3. Bd. ©. 312.) 

Leichen follen in den Kirchen nicht 
offen ausgelegt, Leicheneröffnungen nicht 
vor zweimal 24 Stunden bei fchwerer 
Strafe vorgenommen, die Todtentruhen 
von dem Tifchlermeifter wohlſchließend 
verfertiget, und Todtenkammern auf den 
Gottesäckern errichtet werden. (Hoftef. 
v. 31. Jän. 1756. Krop. Gef. Maria 
There. 3. Bd. ©. 312.) 

— — In jenen Sterbefällen, wo 
eine hitzige Krankheit, etwa gar mit 
Ausſchlag, vorhergegangen ift, und die 
Gewißheit des Todes durch den üblen 
Geruch ald das Merkmal der vorhande- 
nen Fäulniß angezeigt, dabei auch von 
dem Medicus ein fchriftlihes Zeugniß 
beigebradht wird, daß er von dem Tode 
der Perſon überzeugt ſei, kann der Leich- 
nam nad obmwaltender Befhaffenheit 
um mehrere Stunden früher begraben, 
und hiezu von der Ortsobrigkeit die 
Erlaubniß ertheilt werden ; gleichwie 
aber Alles von dem Urtheile des Medi— 
cus abhängt, alfo muß auch ein Medi» 
cus jedesmal dafiir haften, und wenn 
er ein ſolches Zeugniß unvorfichtig ab- 
gäbe, auf das fchärffte beftraft werden. 
(Bdg. v. 2. Juli 1757. Krop. Gef. M. 
Ther. 3. Bd. ©. 351.) 

— — Sollen von den Pfarrern 
nicht zu den Grabftätten begleitet, fon- 
dern nad dem höchſten Normale in die 
Pfarrlirhe gebracht, dafelbft eingefeg- 
net, jodann ganz in der Stille, und 
ohne Gepränge von den 4 Trägern ohne 
Begleitung des Geiftlihen zu Grabe 
gebracht werden. (Vdg. vom 2. April 
1785.) 

Bei Filialen, wo fih ein Gottes- 
ader befindet, follen die Leichen alldort 
eingefegnet, und nicht zur Einfegnung 
in die Pfarrkirche getragen werden. 
(Bdg. in Wien v. 28. Novbr. 1785. 
Krop. Gef. Iof. 10. Bd. ©. 833.) 

— — follen vor Verlauf von 48 
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Stunden nicht begraben werden. (Hof- 
D. v. 26. März 1797. Krop. Gef. ©. 
9. Bd. ©. 264.) 

Leichen dürfen Pfarrer vor Exhals 
tung des Zodtenbefchauzetteld nicht be⸗ 
graben laffen. (Rggs. D. v. 29. Jän. 
1798. Ferr. Sanit. B. 2. Th. ©. 6.) 

— — An anftedenden Krankheiten 
Berftorbene follen nicht zur Schau aus— 
geftellt werden. (Rggs. Decr, v. 11. 
März 1806. Ferro's Sanit. Vdg. 2. 
hl. ©. 356.) 

— — Die BolizeisHofftelle hat ver- 
ordnet, daß in denjenigen Fällen, wenn 
Menſchen todt gefunden werden, es fei 
ihr Tod duch Zufall oder durch Selbft- 
mord erfolgt, immer dem diepfälligen 
Berichte das ärztliche Parere in Ab— 
ſchrift beigelegt werden folle. (Circ. der 
Pol. Db. Dir. v. 5. Nov. 1820.) 

— — Benn ein Leihnam in eine 
entfernte Gegend abgeführt werden will, 
fo ift hierzu die Bewilligung der Lan— 
deöftelle erforderlich, weil in einem fol« 
hen Falle politifcher Seits jene Berfü- 
gungen getroffen werden müffen, die in 
Sanitäts » Rüdfihten noihwendig und 
ausdrüdlich vorgefchrieben find. Der 
Grund einer diesfalld zu treffenden 
Verfügung fällt aber in allen jenen Fäl— 
len hinweg, wo ein Leichnam in einen 
Leichenhof von den benahbarten Drt« 
fhaften um Wien verführt wird, und 
alfo der Leihnam noh an demſel— 
ben Tage an Drt und Stelle fommen 
fann, weil hier die nämlichen Berhält- 
niffe eintreten, wie bei Verführung der 
Leichname zu den gewöhnlichen Leichen⸗ 
höfen außerhalb der Linien der Refi- 
denzftadt; daher auch in ſolchen Fällen 
feine befondere Bewilligung der Lan- 
desitelle erforderlich ift. (Rggs. Vdg. 
v. 4. Jän. 1826 3. 63331. (1825.) 
Bu. ©. 2. 3. 1825 ©. 57. Erneuert 
mit Vdg. der n. ö. Rgg. v. 15. März 
1836 3. 15621. R. ö. Prov. G. ©. 
18. Bd. Nr. 85.) 


Leichen, 


Leichen. Die Regierung erfuchte um 
die Anordnung, damit die Leihen 
aus dem Militär» Spitale in 
den Monaten November, December, 
Sanuar und Februar um 7 Uhr 
Abends ; in den Monaten März, 
April, Mai und Dectober nach 10 Uhr, 
und in den Monaten Junius, Julius, 
Auguſt und September erft um Mitter- 
nacht auf den Leichenhof außerhalb der 
MWähringer Linie abgeführet werden. 
(Rggs. Notev.6. Juni 1827 3.29728. 
Bm. ©. 2. 3. 1827. ©. 285.) 

— — 68 bat bei der bisherigen 
Uebung rädfihtlih der Verwendung 
der Reichen des kak. Waifenhaufes und 
der hiefigen beiden k. k. Berforgungs- 
häufer für die anotomifhe Secir-Anftalt 
zu verbleiben, jedoch hat eine Widmung 
der Leichen, welche ein gezahltes Leis 
henbegängniß erhalten, für die Anoto» 
mie nicht Statt zu finden. (Studien: 
Hoffomm. Decr. v. 26. Juli 1834 3. 
3860. Bdg. dern. ö. Rgg. v. 6. Aug. 
1834 3. 42760. An. ©. V. J. 1834. 
N. 49.) 

— — Zur Damahahtung wird 
erinnert, daß von nun an die freie 
Transportirung der Leiden 
blo8 innerhalb des Umfreifes 
von 2Meilen oder einer Boft-Station 
von Wien Statt zu finden habe, daß 
dagegen in Fällen, wo die Leichen weiter 
als die ausgefprochene Diftanz geführt 
werden follen, aber doh noch an 
demfelben Zage in den Drt ih— 
rer Beftimmung anlangen fön- 
nen, der erfte Stadtarzt und Sani— 
täts » Magifter darauf Einfluß zu neh— 
men habe, und zu diefem Ende im Wege 
der k. k. Bol. Ob. Direct. davon in die 
Kenntniß zu feßen ift. Wo es fih um 
weitere Transportirung handelt, und 
wo die Leiche nicht an demfelben Tage 
an den Ort der Beftimmung gelangen 
kann, bat es bei der bisherigen Anord« 
nung, daß diesfalls nämlich die Bewil- 
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ligung der Landesſtelle einzuholen ift, 
zu verbleiben. (Bdg. der n. 5. Rgg. v. 
19. Aug. 1840 3. 45036. PBrov. ©. 
©. 22. Bd. Nr. 152.) 

Leichen. Die Uebertragung der Lei- 
hen aus den Drten in der Bukowina, 
wo fi keine Kirche unirten Ritus be— 
findet, in den nächften, mit einer ſolchen 
Kirche verfehenen Ort behufs des Lei- 
henbegängniffes nah katholiſchem Ri— 
tus, ift unter folgenden Sanitätsrüd- 
fihten geitattet: 

1. Daß die zu trandportirende Leiche 
gleich nad Berlauf von 48 Stunden 
und zwar in einem gut gefügten, von 
Innen verpichten, in dem Haufe des 
Todesfalles forgfältig vernagelten und 
nicht mehr zu öffnenden Sarge verführt 
werde. 

2. Daß die Berführung der Leichen 
höchſtens auf ſolche Diflanzen Statt 
finde, welche den nicht über die Nacht 
aufzufchiebenden Beerdigungsact mit: 
gerechnet, binnen einem Tage leicht zu— 
rüdgelegt werden können. 

3. Daß der Leichenzug, fo weit es 
nur immer möglich wird, die Baffirung 
bewohnter Ortſchaften vermeide, wenige 
fteng in denfelben nicht ftill halte, und 
daß um fo weniger eine Beifeßung der 
Reiche in Kirchen, Kapellen oder Wohn: 
häufern der paffirten Orte Statt finde. 

4. Daß die in den entfernten Pfarr: 
ort gebrachte Leiche unmittelbar auf den 
Leichenhof geführt, nad dort bei ge— 
ſchloſſenem Sarge bewirkter priefterli- 
her Einfegnung fogleich beerdigt, und 
erft in der Folge das Seelenamt abge- 
halten werde. Indem man hiernach un= 
ter Einem dem Bukowiner Kreisamte 
die weitere Berftandigung ſämmtlicher 
Dominien und Pfarreien aufträgt, ſetzt 
man hievon das Gonfiftorium in die 
Kenntniß. (Gal. Gub. Vdg v. 7. Mai 
1841 3. 80213 ex 1840. Prov. ©. 
©. für Galizien v. 3. 1841. Nr. 76.) 

— — Die Regierung findet ſich be- 
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ftimmt, bei der Ueberbringung 
der feihen aus den benachbar— 
ten Drifhaften, oder weiter 
entlegenen®egendennahWien 
jene Anordnungen in das Leben treten 
zu laffen, welche bei dem Transporte 
der Leihen von Wien nah entfernten 
Gegenden befolgt werden. Jede die Ab» 
fuhr einer Reihe nad Wien wünfchende 
Partei hat die Bewilligung hiezu bei 
der betreffenden Amtsverwaltung einzu: 
holen, weldye durch ihr Sanitätsperfo- 
nale die Beobachtung der bei einer der: 
lei Leichenabfuhr beftimmten gefeßlichen 
Vorſchriften zu überwachen hat. Die 
Reihe muß vorfhriftdmäßig verwahrt 
in einen doppelten Sarg gelegt werden, 
wovon der eine von hartem Holze und 
gut verpicht, der andere von Zink oder 
verlöthet fein muß. Bei der Ankunft 
der Leiche an der Linie ift ein ärztliches, 
von der betreffenden Amtsverwaltung 
legalifirte® Zeugniß, ein Reifepaß der 
Leiche, der die Art der Verwahrung der 
Leiche zu enthalten hat, bei den aufge- 
ftellten Wachpoften vorzuzeigen, worauf 
die Einfuhr der Leiche unbeanftändet 
erfolgt; in Abgang eines derlei Reife- 
paſſes wird jedoch die Reiche auf den 
nächſten Friedhof gebracht, und dajelbft 
in der Todtenfammer beigefeßt, und 
entweder beerdigt, oder unter Interve- 
nirung des Ganitätdmagiftere das 
Meitere wegen des Trandportes in die 
Stadt veranlaft. (Bdg. der n. ö. Reg. 
v. 15. Sept. 1849 3. 39581, an die 
k. k. Stdthptmſchft.) 

Leichen, deren Zerlegung in der Se— 
eiranftalt betreffend, |. Anatomie: 
Diener. 

— — der während einer Epidemie 
Berftorbenen, deren Beerdigung betref— 
fend, ſ. Brehdurcdfall - Epidemie. 
(Bdg. v. 6. Juli 1836. $. 27.) 

— — f. Findlinge. 

— — Eröffnung der Leihen ſchwan⸗ 
gerer Weibsperfonen, ſ. Kaiferfchnitt. 
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Leihen follen in reihenmäßiger 
Ordnung begraben werden, f. Leichen: 
höfe. 

— — find aus den Todtenfammern 
ungefäumt auf die Leichenhöfe zu fchaf- 
fen, f. Leichenwägen. 

Leichenbegängnifle. Der Unfug 
am Lande, die Reichen der Berftorbenen 
dur junge Leute zu Grabe tragen zu 
laffen, wurde in Nieder-Defterreich ein- 
geftellt, und verordnet, daß im Falle 
einer anſteckenden Krankheit, die Leichen 
von niemand Anderem, ald von den 
Zodtengräbern oder von den eigens 
beftimmten Todtenträgern zu Grabe ge- 
tragen werden, worauf fämmtliche Orts⸗ 
obrigkeiten und GSeelforger zu fehen 
haben. Zugleih ift auf den Umftand 
zu fehen, da in manchen Gegenden der 
Gebrauch befteht, daß Todtenmahle 
gegeben werden, wo der Todte, der an 
einer anftedenden Krankheit verftorben 
ift, noch im Bette liegt, und die Gäſte 
in der nämlihen Stube fih um ihn 
verfammeln, um ihn dann nad der 
Mahlzeit zu Grabe zu begleiten. Die- 
fer höchſt ſchädliche Mißbrauch iſt ernft- 
lich abzuſtellen, und den Leuten begreif⸗ 
lid zu machen, daß fie fi dadurch der 
größten Gefahr ausfegen. (Rage. Bde. 
v. 14. Jän. 1817 3. 1252. Guld. 
Sanit. Bdg. 4. Bd. ©. 274.) Siehe 
Gräber, Leihenhöfe. 

— — Borfhriftmwegen Befei- 
tigung ungebübrlider Weber: 
fhreitung des Stol» Patentes. 
Durch das a. h. Stol-Pat. find die Elaf- 
fen der Leichenbegängniffe feftgefebt wor⸗ 
den. Es dürfen demnach ſolche Feier⸗ 
lichkeiten, welche in einer höheren Con— 
duct⸗Claſſe angeführt werden, bei Lei— 
hen, die in einer niederen Claſſe beer- 
diget werden, nicht zugelaffen werden, 
weil fonft die drei Claſſen mit einander 
vermengt werden würden, uud weil es 
ohnehin jeder Partei frei fteht, die 
duch das Patent feftgefegte Claſſe zu 
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wählen. Es finden aber dermal auch 
Feierlichkeiten bei Leichenbegängniffen 
Pla, welche in dem Stol- Patente 
nicht vorfommen, ald: Berftärkung der 
Trauermuſik, ein größerer Umweg mit 
der Leiche bei dem Gange zur Kirche, 
die Begleitung der Leichen in den Bor: 
ftädten durch die Grundwädhter in der 
Galla-Montur u. dgl. 

Es würde wohl eine ſchwere Sache 
fein, diefe Gewohnheiten dort, wo fie 
feit Jahren in’Uebung find, dermal 
abzuftellen; um jedoch die möglichen 
Mißbräuche abzuftellen, müffen die da- 
für zu bezahlenden Gebühren mit Mä— 
Bigkeit beftimmt und an diefer Beftim- 
mung feftgehalten werden. Dort aber, 
wo derlei Berfhönerungen bisher nicht 
üblich waren, ift ihre Einführung nicht 
zu geftatten, fo wie auch für das Um— 
wegnehmen des Leichenzugeö zu der 
Kirche keine Korderung gemacht werden 
darf, da in dem Stol-Patente der Mit: 
gang ohnedem aufgenommen erjheint. 
Um aber die Beftimmungen des Stol- 
Patented gegen die eigenmächtigen 
Ueberfchreitungen von Seite der Kir— 
hendiener, Meßner und Eonduct-An- 
fager zu ſchützen, wird verordnet, daß 
vor jedem Leichenbegängniffe der Partei 
von dem Meßner und Eonduct : Anfa= 
ger ein nach den Forderungen der Par— 
tei verfaßter Koftenüberfchlag vorge: 
legt, und von diefem die eigenhändige 
Betätigung der Partei, daß fie mit 
. demfelben ganz einverftanden fei, bei— 
gelegt, alddann aber Die mit dieſer Be— 
ftätigung verfehene Leichenkoſten-Spe— 
cification dem betreffenden Pfarrer zur 
Vidirung vorgelegt, und nur die fo 
vidirte Specification mit der geftäm- 
pelten Quittung bei der Auszahlung 
des Betrages vorgezeigt, und die Quit— 
tung der Partei behändigt werde. In 
Beziehung auf die oben erwähnten hier 
und da üblichen, in dem Stol-PBatente 
nicht berührten Feierlichkeiten hat das 
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Eonfiftorium wegen Bemeffung der Ge⸗ 
bühren mit den Seelforgern die vor- 
läufige Rüdfprache zu pflegen, von 
ihnen eine im Einvernehmen mit den 
übrigen Kirchenvorſtehern feftzufeßende, 
für alle Fälle geltende Tarbeftimmung 
abzuverlangen, und fih fodann dar- 
über audzufprechen, wobei dem Eonfi- 
ftorium zugleich empfohlen wird, jeden 
unbilligen und überfpannten Antrag in 
die gehörigen Schranken zurückzuwei— 
fen. (Bdg. der n. ö. Reg. vom 8. Dct. 
1834 3. 49101. Pr. ©. ©. 16. Br. 
Nr. 235.) 

Leihenbegängniß. Gebühren im 
f. k. allgem. Krantenhaufe in Prag, f. 
Krankenhaus. (Bdg. vom 25. Juli 
1829 $. 19.) 

— — Gebühren im allgem. Kran« 
fenhaufe in Wien, f. Krankenhaus. 
(Vdg. vom 18. Febr. 1837 $. 22.) 

— — militärifhes, Abanderungen 
der diesfalligen Reglements-Vorſchrif— 
ten, fiehe Militär = Begräbniß- 
Drdnung. 

— — f. Beerdigung, Deutſch⸗ 
fatholifen. 

Leichenbeſchau foll vor dem Be 
gräbniffe am jedem Todten vorgenom⸗ 
men werden. (Bdg. vom 1. Aug. 1766. 
Krop. Gef. M. Ther. 5. Bd. ©. 76.) 

— — {In den Städten, wo eine 
Todtenbeſchau aufgeftellt ift, follen: 

8. 1. Die bei derfelben geführten 
Bücher aller Orten gleihförmig einge: 
richtet werden. In die erfte Rubrik ift 
der Monat und Tag einzutragen, da 
der Berftorbene zur Beſchau gekommen 
ift, dann folgt in der Nebenrubrif der 
Name desfelben. Unter der nächſten 
Gefhlehtsrubrif wird die Perſon mit 
der Zahl 1 in jene Rubrik von männ— 
lih oder weiblich eingetragen, wohin 
fie gehört. Aus Zufammenziehung bei- 
der Geſchlechtsſummen erwächſt die 
Hauptfumme der Geftorbenen. Das Als 
ter ift in fünf Fächer untergetheilt. Der 
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Beſchaute wird abermal mit der Zahl 1 
in das ihm zukommende Fach gefebt. 
Die Todesart hat zwer Hauptuntertheis 
lungen, deren jede in drei Rubriken 
abgefondert if. Im jede dieſer Rubri- 
fen ift der Kopf nicht blos mit der 
Zahl 1 einzutragen, fondern auch mit 
einer kurzen Anmerkung die Todesart 
anzuzeigen, wie 3. B. Lungenſucht, er 
henkt, vom Gerüfte gefallen ꝛc. Der 
Nutzen diefer Regifter fällt von fi 
jelbft auf, indem daraus nicht nur die 
Hauptfumme aller Berftorbenen, fon- 
dern auch befonders deutlich wird, wie 
viel von jedem Geſchlechte, von jeder 
Altersabtheilung, und durch welche Tor 
desart geftorben find, 
$. 2. Zu Ende eines jeden Jahres 
follen diefe Todtenbefchau » NRegifter in 
eine Haupt⸗Tabelle zufammengezogen, 
und längftens mit dem halben Jänner 
an die Kreisämter eingeſchickt werden. 
8. 3. Jedes Kreisamt hat aus den 
fämmtlichen, bei feinem Kreisamte ein- 
gelaufenen Befchauregiftern, desglei- 
hen aus den von den Pfarrern und 
Rabbinern eingetommenen Trauungs-, 
Geburtd- und Sterberegiftern die Zah 
len in den Kreistabellen zuſammenzu— 
ziehen, und ſolche längjtens bis Ende 
Jänner der Landesftelle einzufenden. 
$. 4. Wofern aus den eingefendeten 
Regiftern bei einem Kreife eine auffal- 
lende Veränderung in der Abnahme 
oder Zunahme der Bevölkerung über: 
haupt, oder in irgend einer Gegend 
insbefondere beobachtet wird, follen die 
Kreishauptleute ihre Tabellen mit einem 
Berichte begleiten, worin fie die wirk- 
li entdeckte oder vermuthliche Urfache 
einer ſolchen Veränderung anzeigen. 
8.5. Die Landesitellen ziehen aus 
den an fie gelommenen einzelnen Regi- 
ftern der Kreisämter eine Landes-Ta— 
belle zufammen, und begleiten diefelbe 
mit ihren Beobadhtungen und Erinne- 
zungen an die k. k. vereinigte Hofkanz— 


301 


Seihenbefchan. 


lei, wo mit Ende Hornung die Zabel: 
len aus allen Rändern eingelangt fein 
follen. 

8. 6. Die fummarifhe Hauptftadt- 
und Landes-Tabellen über Trauungen, 
Geburten und Sterblichkeit find als 
ein Öegenftand nüglicher politifcher Ber 
rechnungen von den Landesftellen alle 
Jahre dur den Druck bekannt zu ma- 
hen. (Pat. vom 21. Februar 1784.) 

Leichenbeſchau, hinfichtlih der im 
allgemeinen Krankenhauſe, ift angeord⸗ 
net, daß von Tag zu Tag das Ber- 
zeihniß der dafelbft Berftorbenen nad 
ihrer Eigenfchaft und Bedachtnahme der 
Krankheit verfaßt und in den Drud 
befördert werden foll. (N. ö. Rggs. 
Dog. vom 26. Mai 1784. Krop. Gef. 
of. 6. Bd. ©. 567.) 

— — Jr jenen Fällen, in welchen 
eine hitzige Krankheit vorhergegangen 
ift, und die Gewißheit des Todes fi 
durch den faulen Geruch, ald das Merk» 
mal der ſchon vorhandenen Faulung 
beftätiget, anbei aud von dem Medi- 
cus ein fchriftlihes Zeugniß beigebracht 
wird, daß er von dem Tode der Perſon 
verfihert fei, kann der Leichnam in 
Folge der beftehenden Berordnung vom 
22. Dec. 1755 und vom 2. Juli 1757 
ohnehin um mehrere Stunden früher 
ala nad) Verlauf der zweimal 24 Stun- 
den begraben werden. Gleichwie aber 
die diesfalld von der Dbrigkeit zu er 
theilende Bewilligung fi immer auf 
das Urtheil ded Arztes gründen foll, 
eben fo muß auch diefer dafür verant- 
wortlid fein, und darf von der Aus— 
nahme von dir allgemeinen gefeplichen 
Beftimmung nur in dringenden Fällen 
Gebrauch gemacht werden. In Gemäß 
heit diefer Berordnungen bat daher der 
Stadtmagiftrat den Befhauern die Be— 
lehrung zu ertheilen, daß fie jene Lei— 
hen, welche duch ihren Geftanf die 
anfangende Berwefung und folglich den 
gewiffen Tod wirklich anzeigen, vor der 
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beftimmten Zeit wegtragen laffen fün- 
nen; und den Todtengräbern mitzuge- 
ben, daß fie jene Leichen, die nur die 
mindefte Hoffnung der Wiederbelebung 
von fi geben, in den eigens dazu 
beftimmten Friedhofsbehältniffen bis zu 
der feitgefehten Begräbnißzeit aufbe- 
wahren. (Rggs. D. v. 5. Juni 1794. 
Ferro's Sanit. Vdg. 1. Th. ©. 39.) 

Leichenbeſchau. Damit in Zukunft 
der gefeßwidrige Unfug des zu frühen Be- 
grabens der Xeichen der durch die falſche 
Angabe der Zodesftunde herbeigeführt 
wird, befeitiget werde, ift den Todten- 
befchauern zur genauen Nachachtung zu 
bedeuten, daß fie künftig in ihren Be- 
Thauzetteln jedesmal anmerken follen, 
wer ihnen die Todesftunde angegeben 
habe, und aus welder Urſache der 
Leichnam früher als nach der gefeglichen 
Stunde zu beerdigen geftattet worden 
ſei. (Rggs. Vdg. vom 26. Sept. 1811 
3. 30690. Guld. Sanit. Vdg. 3. Bd. 
©. 232.) 

— — jede gerichtliche, ohne 
Ausnahme und Rüdfiht auf Stand 
und Bermögen der Angehörigen fol in 
dem allgemeinen Krantenhaufe, ſomit 
feine mehr in Privathäufer vorgenom- 
men werden. Die Trandferirung muß 
durch die Siechknechte gefhehen, und 
zwar mit einem von dem Polizei-Com- 
miffär, im Nothfall auch mit Dleiftift 
gefchriebenen und unterfertigten Zettel, 
in welchem angegeben wird, daß die 
Leiche gerichtlich zu befchauen fei. Zu— 
gleich hat die Polizei-Direction hievon 
dem Magiftrate die Anzeige zu machen, 
welcher den Gerichts - Kommiffär und 
Stadt-Armenwundarzt zur Section da- 
bin beordert. (HofkanzleisDecret vom 
6. Auguft 1812. Krop. Gef. 32. Bd. 
©. 33.) 

— — Die Todtenbefhau wurde 
nah einem umfaffenden Plane einge- 
führt in Niederöfterreich mit Hof- 
Decret vom 17. Nov. 1796, n. ö. 
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Rggs. Vdg. vom 10. Dec. 1796 8. 
21419, n. ö. Rggs. Vdg. v. 5. April 
1800 u. v. 18. Apr. 1824 3.11225; 
in Oberöfterreich dur Rggs. Dec. 
vom 18. Mär; 1816 3. 3175, und 
29. Mai 1818 3. 9578, v. 19. Sept. 
1819 3. 18302 und 22. März; 1825 
3. 7646; in Illyrien durch Hofd. 
vom 23. April 1796 und Gub. Vdg. 
v. 11. Apr. 1823 3. 4482; im Kü— 
ftenlande durch Gub. Vdg. vom 1. 
Febr. 1798 und 11. Dec. 1819 3. 
22837 und 26. Jän. 1822 3. 2104; 
in Tirol durch Gub. Vdg. v. 3. Apr, 
1829; in Böhmen durch Gub. Vdg. 
v. 8. Febr. 1822 3. 12740, und 11. 
Suni 1827 3. 23088; in Mähren 
dur Gub. Bdg. vom 23. Apr. 1799; 
in Galizien durch Gub. Vdg. vom 
21. Dct. 1796, 17. Febr. 1822 3. 
28098 u. 29. Apr. 1823 3. 22805; 
in Dalmatien durh Gub. Dec. vom 
26. Dct. 1816 3. 16448 u. 21. Febr. 
1821 3. 1808; in der Lombardie 
durch Gub. Dec. vom 19. Dec. 1815 
und im Benetianifchen durch Bub. 
Dec. vom 20. Apr. 1816 3. 10663. 
Stub. 2. Bd. S. 161 und Lutz. 1.8. 
©. 528 u. 529. (Einige der vollftän- 
digften diefer Perordnungen folgen 
nad.) 

Leichenbeſchau. Die gerichtliche 
Reichenbefchau ift nothwendig: 

1. Wenn Jemand nad einer erlitte- 
nen mechaniſchen Gewaltthätigkeit ge 
ftorben ift; 

2. bei Vergiftungsfällen, oder auch, 
wenn Jemand nad dem Genuffe irgend 
einer verdächtigen Speife, eines Ge- 
tränfes, einer Arznei u. dgl. unter 
plößlid darauf erfolgten heftigen, auf 
die Dermuthung einer Vergiftung hin— 
deutenden Zufällen ftirbt; 

3. wenn auch auf den blos Außer: 
lihen Gebrauch von Salben, Bädern, 
Haarpuder u. dgl, die ohne Berord- 
nung eines Arzneiverftändigen gebraucht 
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werden, der Tod unter den oben ge- 
nannten Zufällen erfolgt; 

4. bei Erwürgten, Erhängten, Er» 
drüdten, Ertrunfenen, Erſtickten; 

5. bei plößlich verftorbenen, vorhin 
ganz gefunden Berfonen, wo die Ur- 
ſache des Todes nicht befannt ift; 

6. bei, in Wohnungen, auf freier 
Gaſſe oder in andern Drten todt ge 
fundenen bekannten oder unbefannten 
PVerfonen; 

7. bei allen todtgefundenen, 
neugebornen Kindern ohne Unterfchied; 

8. bei Kindern, wo der Verdacht 
einer gewaltjamen Abtreibung oder einer 
gewaltfamen tödtlihen Handanlegung 
obwaltet; 

9. endlich auch bei Berftorbenen, die 
unter der Behandlung von Quadjfal- 
bern umd Afterärzten fterben, oder wo 
über die Unzweckmäßigkeit der voraus- 
gegangenen ärztlihen Behandlung eine 
Klage vor Gericht angebracht worden 
wäre, und überhaupt außerdem noch 
in allen jenen Fällen, in welchen irgend 
eine Gerichtsbehörde eine gerichtliche 
Leihenbefhau anzuordnen für nöthig 
findet. (Inftruction für Aerzte und 
Wundärzte bei gerichtlichen Leichenbe— 
Thauen vom J. 1814.) 

Leihenbefhan. Die Todtenbefhau 
ift nicht nur für die Sicherheit eines 
jeden Bürgers höchſt wohlthätig, in- 
dem fie der Gefahr des Rebendigbegra- 
bens vorbeugt, und die gewaltthätigen 
Zodesarten wegen zu befürchtender Ent: 
dedung verhindert, fondern auch für 
den Staat fehr vortheilhaft, weil 

a) die allgemeinen (Epidemien) und 
Ortskrankheiten (Endemien) von den 
ZTodtenbefhauern bei Zeiten entdedt, 
und im Entftehen unterdrüdt werden 
fönnen, und 

b) die Staatöverwaltung durch die 
Todtenbefhau fi über die vermehrte 
oder verminderte Sterblichkeit in ftete 
Evidenz zu feßen, und den allgemeinen 
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Geſundheits-Anſtalten die wirkſamſte 
Richtung zu geben vermag. Die Staatd- 
verwaltung hat daher ſchon in früheren 
Zeiten die Reihenbefihtigung 
durch eigens aufgeftellte Wundärzte in 
den Haupt= und größeren Provinzials 
Städten, und durch die Dorfrichter und 
Gefhmwornen auf dem flahen Lande 
angeordnet. Da aber der beabfichtigte 
Zweck durch diefe Beſchau-Anſtalt nicht 
erreicht wird; fo findet man für noth— 
wendig, daß die Todtenbefhauim 
ganzen Lande allgemein einge 
führt, und alle Gemeinden deutlich 
unterrichtet werden, wie diefelbe einge: 
richtet und geleitet werden müſſe. 

Das Gefhäft der Todtenbefhau ift: 

1. Die Beftimmung der Kranf- 
heit, woraus zu erjehen ift, ob au 
einem Orte oder in einer Gemeinde 
mehrere Menfhen an einerlei Krank— 
heit fterben, deren Berbreitung durch 
polizeilihe Sanitäts- Anfalten vorge: 
beugt werden könnte. 

2. Die äußerliche Befidti- 
gung des todten Körpers, um ſich zu 
überzeugen, daß a) der Tod wirklich er- 
folgt fei, und ob b) die Krankheit des 
Berftorbenen nicht von der Gattung 
fei, welche fih durch Anſteckung ver: 
breitete; endlih ob e) der Verftorbene 
nicht durch Gift oder angebrachte Ge- 
walt aus der Welt gefchafft worden fei. 
Damit dieſes Gefhäft allgemein und 
zwedmäßig geführt werden kann, wird 
Folgendes zur unabweichlichen Richt: 
ſchnur verordnet: 

Jede Gemeinde muß einen 
beftimmten Todtenbefhauer 
haben; diefer ift von dem Kreisarzte 
über die zur Zodtenbefhan erforderlis 
hen Kenntniffe vorläufig zu prüfen, und 
fann nur nad Vorweifung des Prü- 
fungs-Zeugniffes von dem betreffenden 
Diftrictd - Commiffariate in Eid und 
Pfliht genommen werden. In der Res 
gel ift der Orts » Chirurg ald Todten⸗ 
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beſchauer aufzuftellen; follten aber in 
einem Orte mehrere Wundärzte ſich bes 
finden, fo bleibt ed der Gemeinde über- 
laffen, fi einen von diefen zu wählen; 
doch hat diefelbe ihre Wahl dem Di- 
ftrictd « Gommiffariate und diefes dem 
Kreidamte anzuzeigen. Das Amt eines 
Zodtenbefhauers fann Niemandem une 
entgeltlich aufgetragen werden, daher 
die Gemeinde denfelben entweder jähr- 
lich überhaupt, oder für jede einzelne 
Beſchau etwas Beftimmtes anzumei- 
fen haben, über defjen Betrag jede Ge: 
meinde für fih mit ihren Todtenbe- 
ſchauern übereinzufommen, und die ges 
troffene Uebereinkunft dem Diftrictd- 
Commiſſariate anzuzeigen bat. Sollte 
die Gemeinde fid) mit dem Todtenbe- 
fhauer nit ausgleihen fönnen, fo 
bat der Diſtricts-Commiſſär einzufchrei- 
ten, und das Nefultat an das Kreid- 
amt zur Beftätigung gutächtlich einzu= 
berichten. Im Falle, daß die Ueberein- 
funft getroffen ift, etwas Beftimmtes 
für jede einzelne Befchau zu bezahlen, 
haben die Erben des Berftorbenen die 
Beſchaukoſten zu tragen; bei ganz Ar- 
men müffen diefelben von der Gemeinde 
übernommen werden. 

In den Kranken- und Berforgungs- 
Anftalten haben die dort angeftellten 
Wundärzte die Befchau zu beforgen. 

ad 1. Wenn ein Menfh auf was 
immer für eine Art geftorben ift, haben 
jeine Angehörigen, oder Jene, welche 
den Zodten zuerft entdeden, der Ortö- 
obrigkeit fogleich die Anzeige davon zu 
machen. Iſt der Tod auf eine Kranf- 
heit erfolgt, in welcher der Berftorbene 
von einem Arzt oder Wundarzt behan- 
delt worden ift, jo haben die Verwand— 
ten oder Angehörigen desfelben, und 
in deren Ermanglung die Ortsobrig- 
feit von dem Arzte oder Wundarzte 
einen Zodtenfhein, worin der Name, 
das Alter, der Sterbetag und die legte 
Krankheit des Verblichenen angezeigt 
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fein muß, abzufordern; nur eine gu 
große Entfernung des Wohnortes, des 
Arztes von einer oder mehreren Meilen 
fann von diefer Vorſicht entfchuldigen. 
Der Todtenfhein wird dem Todten— 
befhauer eingehändiget, und von ihm 
dem Befchauzettel beigelegt, welches in 
der Hauptftadt dem Sanitätd-Departe- 
ment und auf dem Lande an die Drtö- 
obrigfeit abgegeben werden muß. Wenn 
der Todtenbefhauer den Verftorbenen 
felbft behandelt hat, fo hat er die 
Krankheit nad feiner Anfiht in dem 
Beihauzettel aufzuführen, wenn aber 
der Verſtorbene von feinem Arzte be- 
handelt worden ift, oder die Entfer- 
nung des Arztes, welcher ihn beforgt 
bat, die Einholung des Todtenfcheines 
unmöglich oder zu foftfpielig macht, fo 
hat der Todtenbefchauer die Angehöri« 
gen des Verblihenen über die Zufälle 
feiner legten Krankheit audzufragen, 
und diefelben ſammt den an der Leiche 
bemerkten Zeichen in feinem Todtenzet- 
tel anzuzeigen. 

ad 2. Sobald einer Drtobrigkeit 
angezeigt wird oder Ddiefe wie immer 
erfährt, daß Jemand in der Gemeinde 
geftorben ift, fo hat fie den Zodten- 
befhauer fogleih zu feiner Amtshand⸗ 
lung herbeizurufen, diefer aber fi un- 
verzüglih in die Wohnung des Ber: 
ftorbenen zu begeben und fein Amt zu 
handeln. Sollte der Todtenbeichauer 
durch unauffchieblihe Berufsgeſchäfte, 
durch Krankheit oder durch andere nicht 
zu beſeitigende Zufälle verhindert wer- 
den, fo hat er den mächftgelegenen 
Todtenbeſchauer zu erfuchen, daß er in 
diefer Amtspflicht feine Stelle vertrete. 
Bei diefer Amtshandlung hat der Tod- 
tenbefchauer fein Augenmerk darauf zu 
richten: 

a) Db der Tod gewiß ift, damit fein 
Scheintodter begraben werde. Um die: 
fes beftimmen zu können, ift ter Kör— 
per des angeblich Verftorbenen mit An- 


Keicyenbefchan. 


ftändigkeit zu entblößen und genau zu 
unterfuchen, ob ſich feine Lebenszeichen 
an ihm verfpüren laffen. Entdedt der 
Zodtenbefchauer Lebenszeichen oder 
kann er weder aus den vorausgegan— 
genen Zufällen, noch aus der Unter 
fuhung des Körpers fiher fchließen, 
daß der Unterfuchte wirklih todt fei, 
fo bat er durch angebrachte Reize an 
dem Körper, durch reizende Gliftiere, 
durh Einblafen der Luft, und andere 
vorgeſchriebene Rettungsmittel zu ver- 
fuhen, den Körper zum Leben zurüd- 
zubringen. Wenn der Verſuch fruchtlos 
fein follte, fo ift die Begräbniß fo 
lange zu verfchieben, bis unzmweideutige 
Zeichen der eintretenden Fäulniß den 
wirklihen Tod beftätigen; wenn fi 
aber Zeichen des noch vorhandenen Le- 
bend äußern, jo hat der Todtenbe— 
fhauer alle ärztliche Hilfe anzuwenden, 
bis ein anderer Arzt, dem die Angehö- 
rigen den Scheintodten anvertrauen 
wollen, berbeigerufen wird. Für diefe 
Bemühung hat der Zodtenbefhauer 
eine befondere Belohnung anzufpre- 
chen. 

b) Ob die Krankheit des Verſtorbe⸗ 
nen unter die anſteckenden gezahlt 
werde. Zu diefem Ende hat der Tod— 
tenbefhauer aus dem vom Arzte oder 
Wundarzte ausgeftellten Todtenſchein 
und bei deſſen Ermanglung durch Aus: 
fragen der während der Krankheit ge- 
genwärtigen, und durch die genaue Be— 
fihtigung des Körpers, fih von ber 
Krankheitsform fo viel möglich zu über: 
zeugen. Iſt die Hundswuth, oder eine 
anftedende Seuche die Urfache des To- 
des, jo muß das Bett und Leinenzeug 
fowohl, als die Kleidung, welche der 
Berftorbene an und um ſich gehabt hat, 
verbrannt werden. Wenn der Berftor- 
bene mit Scorbut, vwenerifcher Krank— 
heit, fonftiger Verderbnig der Säfte, 
Rungenfucht, bösartigen äußerlichen 
oder innerlihen Gefchwüren behaftet 

Zaleiäty, Handb. d. Pol. Gef. IL 
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geweſen iſt, wenn an dem Leichname 
Petechien, Frieſel (ſobald dieſe keine 
Begleiter einer anſteckenden Seuche 
ſind) Blattern, oder ſonſt ein Aus— 
ſchlag bemerkt wird, ſo kann die Klei— 
dung, Bett und Leinenzeug nach mehr— 
mals vorgenommenem Waſchen, Reini— 
gung durch Mineralſäure und Durch— 
lüften den Angehörigen belaſſen wer— 
den. Bei den übrigen Krankheiten ſind 
die Betten, Leinenzeug und Kleidun— 
gen der Berftorbenen, nad geſchehener 
Reinigung und Auslüftung, wieder 
braubbar. Die Leichname, welche ge- 
ſchwind in Faulung übergehen, und 
jene der an anftedenden Krankheiten 
Berftorbenen find fogleih aus dem 
Haufe zu ſchaffen, und nah Befund 
des Todtenbeſchauers zu begraben. 

e) Ob fi feine gewaltfame Todes- 
art entdede? Wenn der Berblichene 
während feiner legten Krankheit häufig 
erbrodhen, über Schmerzen im Magen 
und Bauche viel geklagt hat, und in 
wenigen Tagen geftorben ift, wenn der 
todte Körper um die Magen- und 
Bauchgegend ungewöhnlid aufgelau- 
fen, und am Rüden und der Bauch— 
gegend ſchwarze, dunkelblaue Flecken 
bemerkt werden, fo hat es viele Wahr: 
fheinlichkeit, daß der Tod durch Gift 
erfolgt fei. Bernimmt der Todtenbe- 
fhauer diefe angeführten Zufälle, und 
entdedt er zugleich die angegebenen 
Zeichen oder andere Merkmale an dem 
Reichname, welche auf eine erlittene 
Gewalt fchließen laffen, ald: Verwun— 
dungen, Quetfhungen, einen blau uns 
terlaufenen Hals, Gefiht u. f. w., fo 
hat er die Anzeige an die Drtsobrig- 
feit zu machen, und auf eine gericht- 
lihe Beſchau anzutragen. Ueberhaupt 
find alle Leichen der Todtgefundenen, 
jähling Berftorbenen, und der auf eine 
offenbar gewaltfame Art Umgekomme— 
nen der gerichtlihen Beſchau zu unter 
ziehen, welche nach der Inftruction für 
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Aerzte und Wundärzte, wie fi bei ge- 
richtlichen Leichenbefchauen zu beneh— 
men fei, vom Jahre 1814 vorzuneh- 
men ift: Don diefer Inftruction muß 
jeder Todtenbefchauer ein Eremplar ſich 
anfhaffen. Nah vollendeter Befichti- 
aung bat der Todtenbefchauer feinen 
Beſchauzettel zu verfaffen, worin ans 
zumerfen ift: 

1. Der Name, das Alter, der Ster- 
betag, 

2. die Krankheit, wenn Zeichen eines 
gewaltfamen Todes fih an der Leiche 
vorfinden, find diefelben in den Be— 
fhauzettel aufzuführen, und die Noth- 
wendigfeit einer gerichtlien Beſchau 
anzumerken. 

3. Die Zeit, binnen welcher der 
Leichnam zu begraben ift. 

4. Was mit der Kleidung, Bett, 
Leinenzeug der Berftorbenen zu geſche— 
ben hat. 

Die Beichauzettel find in der Haupt- 
ftadt dreifah zu verfaffen, wovon 
eines mit dem ärztlichen Todtenfcheine 
in dad Sanitätg » Departement, eines 
an die k. k. PolizeisDirection und das 
dritte an den Pfarrer des Berftorbenen 
zu übergeben ift. Auf dem Lande find 
die Beichauzettel doppelt anzufertigen, 
und eines der Obrigkeit, und das 
zweite dem Pfarrer abzureichen. Uebri— 
gens hat der Todtenbefchauer ein eige- 
nes Sterbe-Regifter nah dem Formu— 
lare, welches der Hofverordnung vom 
2i. Februar 1784 beiliegt, zu führen, 
wozu derfelbe die gedrucdten Bogen 
von dem Kreisamte abzuverlangen hat. 
(Vdg. der f. k. 06 der ennf. Reg. vom 
18. März 1816 3. 3175.) 

Leichenbeſchau, gerichtlihe, dir- 
fen Hofärzte nicht vornehmen. Da nad 
dem Hofderrete vom 6. Aug. 1812. 
Negierungs » Intimation vom 8. Sept. 
desfelben Jahres 3. 23095 die ge- 
richtlichen Leichenbeſchauen ohne alle 
Ausnahme in dem allg. Krankenhaufe, 
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ſomit keine in Privathäuſern zu geſche— 
hen haben, fo find auch die k. k. Hof- 
ärzte zur Vornahme derfelben in kei— 
nem Falle berechtiget. 

Die k. k. Hoffanzlei hat daher das 
k. k. Oberft-Hofmeifteramt erfucht, die 
gedachten Hofärzte anzumweifen, feine 
Gection eines Leichnams, welcher nach 
der Todesart zur gerichtlichen Leichen- 
beſchau geeignet ift, ſelbſt vorzuneh— 
men. (Rggs. Beſch. vom 8. Mai 1820 
3. 15821. Hfkzl. Decr. vom 25. Mai 
1820 3. 14537. Rggs. Bdg. vom 7. 
Juni 1820 3. 24634. Guld. ©. ®. 
5. Bd. ©. 147.) 

Leichenbeſchau. Anftalt der 
Todtenbefhau. Die betreffenden 
Anordnungen wurden republicirt und es 
erfolgten nachſtehende Beftimmungen: 

1. Zur Bornahme der Leichenbefchau 
müffen überall eigene Todten— 
beſchauer aufgeftellt, und zur Kennt- 
niß der betreffenden Geeljorger aller 
Gonfeffionen, fo wie der Gemeinden 
gebracht werden. Da diefe Beichauer, 
um ihrer Beftimmung entfprechend nad)- 
fommen zu können, ärztliher Kennt— 
nifje bedürfen, fo wären allerdings 
Wundärzte für diefes Gefhäft vorzugs- 
weife geeignet, umd ihnen ausſchließ— 
lich die Leichenbefhau zu übertragen. 
Allein der allgemeinen Ausführung die- 
fer Maßregel ftehen theils örtliche Ver: 
hältniſſe, theild die geringe Zahl der 
beftehenden Wundärzte und ihre un» 
gleihmäßige Verteilung im Wege. Um 
jedoch fo viel, ald es nur immer diefe 
Umftände erlauben, dem öffentlichen 
Geſundheits- und Sicherheitsſtande 
diesfalls die größtmögliche Bürgſchaft 
zu verſchaffen, wurde angeordnet: 

1. In allen jenen Orten, wo ſich 
Wundärzte befinden, und welche von 
dem Aufenthaltsorte eines Wundarz— 
tes, derſelbe mag in dem Kreiſe, zu 
dem die Ortſchaften gehören, oder in 
einem benachbarten liegen, nicht über 
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eine Stunde entfernt find, die Leichen— 
beſchau ausfhlieglih Wundärzten zu 
übertragen, hiernach den jedem wund- 
ärztlichen Beſchauer zuzumweifenden Be- 
zirk auszumitteln, hiebei aber die nö» 
thige Rüdficht auf Gebirge und Flüffe 
nicht außer Acht zu Laffen. 

2. In Kranken und Berforgungs- 
bäufern ift die Beſchau durch die da- 
jelbft angeftellten Wundärzte, in rauen 
klöſtern durch die behandelnden Aerzte 
vorzunehmen, (fiehe Leichenbeſchau. 
DBdg. v. 15. Juni 1837). 

3. Bei herrfchenden epidemifchen und 
anftedenden Krankheiten zeigt fich die 
Bornabme der Todtenbefhau durch 
Kunftverftändige als unerläßlich noth— 
wendig. Da nun in jenen Gegenden, 
wo es ſonſt an dem nöthigen ärztlichen 
Beiftande mangelt, Aerzte oder Wund- 
ärzte für die Beforgung der Kranken— 
pflege unter ſolchen Umftänden ohne: 
bin nach den beftehenden Vorſchriften 
aufgejtellt werden müffen, fo find diefe, 
jo lange als die Seuchen herrfchen, zur 
Vornahme der ‚Leichenbejchau für deu 
Ball verpflichtet, wenn außerdem die 
Beihau in den: angeftedten Ortſchaf— 
ten nicht ftets von einem Kunftverftän« 
digen gepflogen wird. 

4. An jenen Orten, welde von 
einem. Wundarzte über eine Stunde 
entfernt liegen, ſo wie in Gebirgsor- 
ten, welche, durch einen großen Theil 
des Jahres unzugänglic find; weiters, 
wenn ein wundärztlicher Beſchauer er- 
franft oder. ftirbt, und fein anderer 
Wundarzt vorhanden ift, muß die Tod- 
tenbefhau, im leßteren Kalle jedoch 
nur. bis zur Wiederheritellung des 
wundärztlichen Befchauers oder bis zur 
Anftellung eines anderen Wundarztes, 
entweder dem Drtsworfteher, Richter 
oder, einem Geſchwornen aufgetragen, 
im Falle ihres Erkrankens oder Abjter- 
bens aber jogleich einem anderen geeig- 
neten Individuum anvertraut werden. 
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„U. Richt alle nad diefen Beftim- 
mungen aufzuftellenden Todtenbefchauer 
können zur unentgeltlihen Uebernahme 
diefes Gefchäftes verhalten, auch muß 
bei den die Beihau pflegenden Wund- 
ärzten überhaupt auf die möglichfte 
Hintanhaltung jedes nicht nothwendi« 
gen Zeitverfäumniffes hiebei wegen der 
ihnen obliegenden Pflege der Kranken 
und Gebärenden vorgedacht werden. 

In diefem Anbetrachte ift verordnet: 

1. Den unbefoldeten Sanitäts-In- 
dividuen, fo wie den bereits angeftell- 
ten Wundärzten von jenen Ortſchaften 
ihres Beſchau⸗Bezirkes, welche außer- 
halb der Grenzen des Dominiums oder 
der Gemeinde, aus deren Mitteln fie 
befoldet werden, liegen, für die 
Uebernahme der Todtenbefhau 
eine ihrer Mühewaltung ent- 
[prehende Bergütung aus den 
betreffenden Steuercaffen zu 
leiften, bei der Ausmittlung derfel- 
ben die nad einem 10jährigen Durd- 
fhnitte auf ein Jahr ausfallenden 
Sterbefälle zum Grunde zu legen, und 
wenn die Steuer-Fonds diefen Auf: 
wand zu beftreiten nicht vermögen, den 
hiefür nöthigen Betrag für die Stener- 
pflichtigen umzulegen. 

2. Ienen Wundärzten, welche eine 
Befoldung bereits beziehen, wurde da- 
gegen in dem Bezirke ihres Domi- 
niums oder ihrer Gemeinde, weiters 
den zur Beforgung der Krankenpflege 
bei herrfhenden epidemifchen und ans 
ftedenden Krankheiten eigens aufge: 
ftellten Sanitäts-Perſonen, da fie ohne- 
bin hiefür die normalmäßigen Taggel- 
der erhalten, emdlih den Ortsvorſte— 
bern, Dorfrichtern und Gefchwornen, 
die für ihre Dienftleiftung ohnehin 
einige Begünftigungen genießen, und 
deren Verwendung bei der Keichenber 
fhau, da fich diefe blos auf ihre Ge— 
meindeglieder zu befchränten hat, nicht 
bedeutend fein kann, die unentgelt- 
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lihe Vornahme der Beſchau zur 
Pflicht gemacht. 

3. Den nicht befoldeten und jenen 
angeftellten Wundärzten, welche nicht 
ohnehin ſchon eine Pferde - Paffirung 
beziehen, muß fir den Fall, daß fie 
die Leichenbefhau in einer von ihrem 
MWohnorte über eine halbe Stunde ent- 
fernten Gegend zu pflegen haben, die 
Fuhre von dem Erben des Berftorbe- 
nen, umd bei deren Ermanglung oder 
gänzliher Mittellofigkeit von der Ge- 
meinde desfelben geftellt werden. 

I. In einer eigenen Inftruc- 
tion werden den ZTodtenbefchauern 
ihre diesfälligen Obliegenheiten vorge— 
zeichnet. Damit indeß diefer von Seite 
der Beſchauer die nöthige Folgeleiftung 
gefihert werde, erhalten: 

1. Dominien, Magiftrate und Seel» 
forger den Auftrag, unter eigener Ber- 
antwortung darauf zu fehen, daß die 
Beſchau nad der Vorſchrift vorgenom- 
men werde, und Uebertretungen derfel- 
ben nicht ungeahndet bleiben. 

2. Sollte ein Befchauer, falls er 
zur Zeit einer zu pflegenden Beſchau 
nicht frank, oder in andermweitigen drin- 
genden Berufögefchäften nicht abwefend 
war, die Befchau in eigener Perfon zu 
pflegen unterlaffen haben, oder wohl 
gar jo vermeffen gewefen fein, den Be- 
ſchauzettel auszufertigen, ohne den 
Berftorbenen befichtigt zu haben, fo ift 
derjelbe mit einer Geldftrafe von 8 fl. 
zu Handen des Orts-Armenfondes oder 
mit einem dreitägigen Nrrefte, im wies 
derholten Betretungsfalle überdies mit 
der gänzlichen Entfernung von dem 
Beihaugefhäfte zu beftrafen. 

IV. Soll jedoch der Todtenbefihauer 
feinen Obliegenheiten genau nachzu— 
fommen in den Stand gefeßt, umd die 
mehrfachen wichtigen Zwede der Ber 
ſchau vollfommen erreicht werden, fo 
muß auch: 

1. jo wie ein Menſch von was im- 
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mer für einem Alter, auf was immer 
für eine Art geftorben ift, oder todt ge- 
funden, wie auch, wenn ein Kind todt 
geboren wird, von den Angehörigen 
oder von Jenen, die den Todten zuerft 
entdecken, nicht nur hievon fogleich in 
Städten dem Magiftrate, in Märkten 
dem Ortövorftande, und in Dörfern 
dem Richter die Anzeige gemacht, ſon⸗ 
dern zugleich auch der aufgeftellte Tod- 
tenbefhauer unter fonft zu gewärtigen- 
der Ahndung ungefäumt berbeigeholt 
werden. 

2. Sollten die Angehörigen diefes 
zu thun unterlaffen,, oder feine vor« 
handen fein, fo bat der Magiftrat, 
Drtsvorfteher oder Richter für die Her- 
beiholung des Beſchauers Sorge zu 
tragen. 

3. Starb der Entfeelte in einer 
Krankheit, in mwelder er von einem 
Arzte oder Wundarzte behandelt wurde, 
fo müffen die Angehörigen des Ber- 
ftorbenen, und in deren Ermanglung 
der Magiftrat, Ortönorfteher oder Rich: 
ter von diefem Arzte oder Wundarzte, 
wenn e3 nicht über eine Stunde ent- 
fernt ift, eine Krankheitsbeſchrei— 
bung abfordern und dem Todten- 
befhauer einhändigen. 

4. Diefe Befchreibung ift von jedem 
Arzte oder Wundarzte, der einen Ber- 
ftorbenen behandelt hat, unter eigener 
Fertigung und mit Beifügung der Qua- 
lification unmweigerlih und unentgelt- 
lich augzuftellen, in derfelben der Name 
und das Alter des PVerftorbenen, fo 
wie die lebte tödtende Krankheit ge- 
wiffenhaft anzugeben. 

5. Sollte die Krankheitsbeſchreibung 
falfch befunden werden, ſo foll der 
Ausfteller zur Hintanhaltung ähnlicher 
Beirrungen der Befchau mit einer Geld- 
ftrafe von 12 fl. zu Handen des Local- 
Armenfondes belegt werden. 

6. Bor Ankunft des Todtenbefchauers 
muß die Leiche jo unberührt und uns 
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verändert, als es nur moͤglich iſt, ges 
laſſen, und wenn es anders ſein kann, 
ſogar nicht von der Stelle und aus der 
Lage, in welcher der Menſch verſchied 
oder todt gefunden wurde, gebracht 
oder übertragen werden. 

7. Die Zeit des erfolgten Todes ift 
dem Zodtenbefchauer gewiffenhaft und 
genau anzuzeigen. 

8. enthält den Inhalt des $. 129 
des St. ©. 

9. Bei dem Wiederbelebung®- 
geſchäfte jener Menfchen, bei denen 
binfichtlich des erfolgten Todes irgend 
ein Bedenken obwaltet, ift dem Todtenbe- 
Schauer aller nöthige Vorſchub zu Leiften. 

10. Die Angehörigen, Dienftleute 
und Hausgenofien des Berftorbenen 
find, wenn deffen Krankheit anftedend 
war, zur gewiflenhaften Anzeige jenes 
Geräthed, Leinenzeuges und der Klei- 
dungsftüde, deren er fih in feiner 
Krankheit bediente, fo wie zur genauen 
Befolgung defien, was der Beſchauer 
wegen gänzlicher Bertilgung und Rei— 
nigung diefer Geräthſchaften anordnet, 
verpflichtet. 

11, 12 und 13 enthalten die Anz 
ordnungen der $$. 148, 149 und 151 
des St. ©. 

14. Ueberhaupt müſſen die Anord⸗ 
nungen der Befhau genau und pünct- 
lich volljogen, und die dawider Han- 
deinden der gefeßlichen Ahndung unter- 
zogen werden. 

15. Kein Seelforger, ohne Unter: 
ſchied der Gonfeffion, darf, ohne den 
von dem aufgeftellten Todtenbefchauer, 
oder im Falle nebft der gewöhnlichen 
au. noch eine gerichtliche Leichenbe- 
hau Statt gefunden hat, von den ges 
rihtlihen Befchauern ausgefertigten 
Beſchauzettel erhalten zu haben, einen 
Leichnam beerdigen, auch die Erdbe- 
ftattung nicht früher, bis nah Ablauf 
der im Befchauzettel vorgezeichneten 
Friſt vornehmen, 
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16. Wer dagegen handelt, iſt mit 
einer Geldſtrafe von 12 fl. zu Handen 
des Orts-Armenfondes zu belegen. 

17. Der vom Beſchauer am Beſchau—⸗ 
orte zurücdgelaffene Beihauzettel muß 
eben deshalb nebft der Krankheitsbe— 
fhreibung, wo dieſe eingeholt werden 
konnte, ſtets dem betreffenden Seelſor— 
ger eingehändigt, von diefem aber in 
das Sterbe- Regifter eingefchaltet, und 
die eingegangenen Befchauzettel jammt 
den allenfalls beigebrachten Krankheits⸗ 
befchreibungen müffen dem Dominium 
oder Magiftrate von 8 zu 8 Tage über: 
geben werden. 

18. Bei allen Dominien und Magi- 
ftraten find die mit dem Patente vom 
21. Februar 1784 angeordneten Be: 
fhausRegifter verläßlih zu führen, in 
diefelben die Beichauzettel nah Wei— 
fung des $. 1 diefes Patentes einzu— 
tragen, und in Gemäßbeit des $. 2 
diefe Regifter am Schluffe eines jeden 
Militärjahres, in eine Haupt = Tabelle 
jufammengezogen, bis zum 15. Nov. 
an das Kreisamt einzufenden. 

19. Werden Vernadhläffigungen der 
Kranken von Seite ihrer Angehörigen 
vom Todtenbefchauer angezeigt, fo ift 
nad Umftänden die Amtshandlung nad 
dem $. 114 des Strafgefehes 2. Theile 
einzuleiten. 
über das, in ſolchen Fällen mit dem 
Geräthe des Berftorbenen zu beachtende 
Berfahren zur Kenntniß der Magiftrate 
und Dominien gebracht werden, müffen 
diefe nicht nur darauf fehen, daß die 
Anordnung der Beſchau in Beziehung 
auf die Bertilgung, Reinigung und 
Lüftung der Geräthſchaften in Erfül— 
lung gehe, fondern derlei Todesfälle, 
zumal an Blattern, auch noch dem Ef. 
Kreisamte zur weiteren Verfügung ans 
zeigen. 

21. In jenen Fällen, wo nad) der 
Inſtruction für gerichtliche Leichenbe— 
fhauen vom Jahre 1814 nebſt der 


Leichenbefchan. 


gewöhnlichen, von dem hiefür aufge: 
ftellten Zodtenbefhauer zu pflegenden 
eine gerichtlihe Leihenbefhan Statt 
zu finden bat, haben die Dominien umd 
Magiftrate dafür zu forgen, daß mit 
der Leiche durchaus Feine Veränderung 
porgenommen, und der diesfälligen An— 
ordnung des Befchauers Folge gelei- 
ftet werde. Weiters haben diefelben, 
wenn der Fall zu einem Griminalver- 
fahren fi eignet, die Anzeige an das 
betreffende Criminalgericht zu erflatten, 
außerdem aber ſich gleichzeitig an das 
Kreisamt wegen Abfendung des Kreis» 
arztes oder Kreiswundarztes zur Vor— 
nahme der gerichtlichen Beſchau zu 
verwenden, oder, wenn Gefahr am 
Berzuge haftet, diefe durch jene Sani— 
tats-Individuen pflegen zu laffen, 
welche als geſchickte und zuverläffige 
Männer, denen ein fo wichtiges Ge- 
fhäft mit Beruhigung anvertraut wer— 
den kann, vom Kreisamte in Folge 
Bubernial= Berordnung vom 11. Jän- 
ner 1822 3. 50072 denfelben befannt 
gegeben worden find. (Bdg. des böhm. 
Gub. vom 8, Febr. 1822 3. 12740. 
Prov. G. ©. für Böhmen. 3. 1822.) 

Leichenbefhan ift jederzeit 
fhleunigft vorzunehmen. Zur 
Bermeidung der Rachtheile, welche aus 
verfpäteten Anzeigen der Todesfälle an 
die Abhandlungs » Behörden entftehen 
fönnen, wurde unter Anderm verordnet: 
der Magiftrat babe den XTodtenbe- 
fhanern und dem Todtenbefchreibeamte 
aufzutragen, daß die Todtenbefchan 
jedeamal mit möglichfter Befchleuni- 
gung vorzunehmen fei, daß fohin die 
Berftorbenen unverzüglih (und nicht 
erft nach mehreren Tagen, wie es bie- 
her fih mehrmal aus den Todtenzetteln 
ergeben hat) in die Todtenverzeichniffe 
aufzunehmen, diefe ohne Säumniß zum 
Drude zu befördern, und den Gerichtö- 
Behörden in Wien zuzumitteln feien. 
Die öffentlichen Krankenanſtalten ha- 


310 


Cichenbeſchau. 


ben aber darauf zu wachen, daß nicht 
nur die dahin gebrachten Pfleglinge 
mit Namen, Character, Wohnort und 
den fonftigen perfonellen Beftimmun- 
gen genau angegeben und aufgezeich- 
net, und darüber, fo viel e8 ohne Ge- 
fährde derfelben nur immer thunlich ift, 
glaubwürdige Beftätigungen beigebracht 
werden, damit fie im Falle ihres Ab- 
fterbend im den Kodtenverzeichniffen 
richtig aufgeführt werden; fondern es 
ift von der genannten Krankenanſtalt 
auch Sorge zu tragen, daß die fidh er- 
eignenden Todesfälle ohne Verzug ans 
gezeigt werden. (R. ö. Rggs. Vdg. v. 
15. Sept. 1822 3. 44329. Guldener 
©. 2.5. Bd. ©. 275.) 
Leichenbeſchau. Nah den befte- 
henden Anordnungen und namentlich 
nach dem Todtenbefhau-Eirc. vom 18. 
März 1816 und vom 19. Sept. 1819 
3. 18302 foll die Todtenbefhau nicht 
blos der Form nad beftehen, fondern 
fie muß auch alle jene wohlthätigen 
Zwecke erreichen, für welche fie einge— 
führt wurde. Da deffenungeadhtet Kla— 
gen von Behörden und Parteien vor: 
gefommen find, daß entweder die Lei— 
henbefhau nicht von geprüften eigene 
dazu aufgeftellten Individuen vorge: 
nommen werde, oder daß die Todten— 
befhauer entweder übertriebene Forde— 
rungen an die Parteien machen, oder 
die Barteien und Gemeinden die Ge: 
bühr zu zahlen verweigern, fo fieht fich 
die Regierung veranlaßt, fämmtliche 
Behörden und den Sanitäts- Indivi- 
duen die Todtenbefchau-Berordnung in 
das Gedächtniß zur genaueften Befol- 
gung zurüczurufen und anzuordnen, 
daß dort, wo die Gemeinde fich mit 
dem Todtenbefchauer rücfichtlich eines 
Entgeltes nicht ausgleichen kann, oder 
die Forderung des Todtenbeſchauers 
übertrieben erfcheint, oder fonft ein 
Anftand obwaltet, durch Intervenirung 
der politifhen Ortsobrigkeit eine bil: 
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lige Ausgleihung zu treffen, und das 
Refultat hievon dem betreffenden Kreid- 
amte zur Betätigung vorzulegen ift, 
überhaupt wird aber den Ortsobrigkei— 
ten die ftrengfte Imvigilirung auf die 
genaue Handhabung der in Todtenbe- 
ſchauſachen erfloffenen Berordnungen 
aufgetragen. (D. ö. Rggs. D. vom 22. 
Mär; 1825 3. 7646, 0. d. Prov. ©. 
©. Nr. 36.) 

Leichenbefhan. Eine Inftruction 
für den Leichenbefchauer wurde für 
Böhmen bekannt gemadt mit Bub. 
Bdg. v. 11. Juni 1827 3. 23088. Kp. 
G. S. 53. B. Nr. 145, für d, Defter- 
reich mit Cire. der ob der ennſ. Reg. 
vom 31. Dec. 1833 3. 31889, o. ö. 
Prov. ©. ©. 3. 1833 Nr. 190.) 

— — Die Koften der Leihenbefhau 
bei gewaltfamen und rein zu: 
fälligen Todedarten müſſen von 
den die Rocal» Polizei handhabenden 
Obrigkeiten getragen werden; diefe dür- 
fen daher an die Berlaffenichaft des 
zufällig Geftorbenen und Obducirten 
aus dem Grunde nicht regreffiren, weil 
die Amtshandlung in folhen Fällen 
blos zu einem öffentlichen Zwecke, und 
weder wegen eines Verlangens, noch 
wegen einer Schuld einer Partei ge- 
ſchieht, und es daher ganz an einem 
privatrechtlihen Titel zu einer ſolchen 
Regrepforderung gebricht. (Hfk. Dec. 
vom 19. April 1832, an das galiz. 
Gub. Krop. G. ©. 58. Bd. Nr. 91.) 

— — Du die Aerzte, Wundärzte, 
Geburtsärzte und Hebammen nicht über: 
all den im $. 94 des 2. Theile des 
Strafgeſetzbuches enthaltenen Verpflich— 
tungen nachkommen, und das Be— 
graben von Embryonen an un— 
anftändigen Drten, bei Armen ſehr 
häufig durch die abgeforderte Stolge- 
bühr veranlaßt wird, fo werden zur 
Beförderung der heilfamen Abficht des 
8. 94 und zur zwedentfpredhenden Be- 
erdigung von derlei Keibesfrüchten den 
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Herzten, Wundärzten, Geburtsärzten 
und Hebammen, die im $. 94 des 
2. Theils des Strafgeſetzbuches ent: 
haltenen Verpflichtungen mit dem Bei- 
fage in Erinnerung gebracht, bei Ent: 
bindungen lediger Weibsperfonen, je 
doh mit Schonung und ohne Zwang, 
dahin zu wirken, daß die todt ge: 
bornen oder bald nad der Ge 
burt geftorbenen Kinder nad 
Thunlichkeit befhaut und ge: 
hörig beerdiget werden, und es 
haben diefelben jo wie die Todtenbe- 
ſchauer überhaupt bei armen derlei Ent: 
bundenen in dem Befchauzettel das 
Wort gratis anzumerken; wobei es den 
Seelforgern zur Pflicht gemacht wird, 
diejenigen unreifen Menſchenfrüchte und 
lebendunfähigen Embryonen, bei denen 
auf dem Befchauzettel das Wort gratis 
vorfommt, ohne Abforderung eines 
Armutbszeugniffed umentgeltlih auf 
dem Kirchhofe beerdigen zu laffen. (R. ö. 
Reg. Vdg. v. 22. Aug. 1833 3.445988. 
Prov. ©. ©. 15. Br. 3. 1833. 
Nr. 186.) 

Leichenbeſchau, gerichtliche. Bei 
allen gerichtlichen Leichen-Sectionen ift 
fih nad den mit dem Hof-Decrete vom 
16. December 1814 3. 17088 feitge: 
fegten Inftruction zu benehmen, wor: 
nad laut $. 2 auf dem flachen Lande 
die Kreisärzte und Kreiswundärzte, 
wozu dermal au die Diftrictöärzte zu 
zählen find, als diejenigen Medicinal: 
perfonen anzuſehen find, welde ver 
Regel nad die gerichtlichen Leichenbe- 
fhauen (Obductionen) in allen in $. 3 
derfelben Inftruction angeführten Fal- 
len zu beforgen haben, und nur wenn 
die genannten Perfonen wegen eines 
gefeglihen Hinderniffes zu erjcheinen 
nicht im Stande wären, oder Gefahr 
am Verzuge haftet, können an ihrer 
Statt andere graduirte Aerzte oder 
approbirte Wundärzte, vie in der Ger 
gend als geſchickte und verläßliche Män— 
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ner bekannt find, auf Anordnung der 
Obrigkeit, nachdem ſie für einen jeden 
einzelnen ſolchen Act die Eidespflicht 
beſonders geleiſtet haben, ſubſtituirt 
werden. (Vdg. der n. ö. Rgg. v. 1. 
Mai 1834 3. 20422. Kn. S. V. J. 
1834. Nr. 27.) 

Leichenbeſchau. Mit a. h. Entſchl. 
v. 27. Mai 1835 wurde befohlen, daß 
dem Sanitäts-Perſonale die Vorſchrif— 
ten der Leichenbeſchau-Ordnung, gemäß 
welcher die beſtellten Todtenbeſchauer, 
wenn ſie Umſtände vernehmen oder 
Kennzeichen entdecken, welche auf eine 
Vergiftung oder eine äußere Gewalt— 
thätigkeit ſchließen laſſen, das Begräb— 
niß des beſichtigten Leichnams verſchie— 
ben und auf eine gerichtliche Leichenbe— 
ſchau anzutragen haben, dann die Vor— 
ſchrift v. J. 1814 der gerichtlichen Lei— 
henbeihau-Inftruction in Erinnerung 
zu bringen fei, vermöge welcher jeder 
Arzt oder Wundarzt die unerläßliche 
Pflicht auf fi hat, alle ihm befannt ge- 
wordenen Berwundungen und andere 
Berleungen von einiger Wichtigkeit, 
auf die der Tod erfolgte, ferner alle 
Todesfälle, wo der Verdacht einer zu: 
fälligen oder vorfeglihen Bergiftung 
Statt findet, dann, was immer für eine 
andere ſchon bekannte oder nur vermu— 
thete gewaltfame Todesart fobald als 
möglich der nächften obrigkeitlihen Be— 
börde anzuzeigen. (Hfkzl. D. v. 11. 
Juni 1835 3. 14155, an fämmtliche 
Landesft. Pol. ©. ©. 63. Bd. Rr. 85. 
Vdg. der n. ö. Rgg. v. 1. Juli 1835 
3. 35397. Prov. ©. ©. 17. Bd. Nr. 
197.) 

— — Bon jedem zur gerichtlichen 
Beihau geeigneten Leichname ift dem 
Magiftrate fogleich die Anzeige zu 
machen, und nicht erft nach 2 oder 3 
Zagen, wenn die Reichname wegen be- 
reits eingetretener Fäulniß nicht mehr 
gehörig fecirt werden können, und hie: 
duch der Zweck der gerichtlichen Lei— 
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henbefhau ganz vereitelt würde. (D. 
der ka k. Pol. Ob. Direct. v. 18. Juli 
1835 3. 7680.) 

Leichenbeſchau. Aus Anlaß der in 
Anregung gebrachten Einführung der 
allgem. Todtenbefhau in den Klöftern 
der Klofterfrauen, hat die h. Landesſtelle 
mit Decret vom 27. April 1837 3. 
18655 Folgendes anher erlaffen: Diefe 
Klöfter feien von der allgemeinen öffent: 
lihen Leichenbefhan durch ein eigenes 
Privilegium v. 30. März 1770 befreit 
worden, und blos verhalten, die Tod— 
tenbefhau bei jedem in ihrem Klofter 
fih ereignenden Todesfalle durch ihren 
Hausarzt vornehmen, und nad) der Re- 
gierungs = Berordnung vom 18. April 
1801 ein doppeltes Todten-Atteft (Be- 
ſchauzettel) ausjtellen zu laffen, wovon 
eines dem Todtenbefchreiber-Amte, das 
andere aber dem Todtenbejchauer zu 
übergeben fei. Da diejes Privilegium 
bisher durch Feine nachgefolgte aller- 
höchfte Entſchließung aufgehoben wor- 
den und fein Fall eines wirklichen Un- 
fuges vorgefommen fei, fo liege kein 
binreihender Grund vor, einen Antrag 
auf die Aufhebung der obgedachten Be- 
günftigung höchſten Orts zu ftellen, fon- 
dern der Magiftrat habe die diesfalls 
beitehende Verordnung zu republiciren, 
und davon unter andern aud das Kon- 
vent der barmberzigen Schweitern, und 
die betreffenden Hausärzte in Kenntniß 
zu ſetzen, die E. k. Pol. Bez. Direction 
aber zur Wachſamkeit auf allfällige Un- 
füge aufmerkſam zu machen. (Note des 
Wr. Magiftr. an die f. }. Bol. Ob. Dir. 
v. 15. Juni 1837 3. 23578.) 

— — Nah den beftehenden Ber- 
ordnungen muß jede Perſon, welche zu 
Wien außer den öffentlichen Spitälern 
und Franenklöftern ftirbt, fie mag von 
Eivil oder Militär fein, vor der Beer: 
digung der Todtenbeſchau von dem 
magiftr. Zodtenbejchauer und nöthigen— 
falls der gerichtlichen Leichenbeſchau 
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unterzogen werden. Es hat ſich nun- 
mehr der Fall ereignet, daß eine wegen 
eingetretenen plößlichen Todes zur ge— 
richtlichen Leichenöffnung beſtimmte 
Militär-Perſon ohne Todtenbeſchau be— 
erdigt wurde, weil die von dem Todten- 
befhauer der Pol. Bez. Direct. erftat- 
tete Anzeige über die Rothwendigkeit 
der gerichtlihen Dbduction von dies 
fer Behörde nur an das k. k. Militär: 
Commando und nicht an den hiefigen 
Magiftrat gelangte. Die k. k. Pol. Ob. 
Direct. wird demnach angewiefen, die 
Einleitung zu treffen, daß die von dem 
Zodtenbefhauer einlangenden Anzeigen 
über nöthig befundene gerihtlihe Ob- 
durction auch bei Militärperfonen von 
der k. k. Bol. Bez. Direct. dem hiefigen 
Magiftrate fchleunigft mitgetheilt wer: 
den. (Decr. der k. k. n. ö. Rag. v. 6. 
Zuli 1838 3. 24173. Pol. Ob. Dir. 
3. 9631/1354.) 

Leichenbeſchau. Die Koften einer 
blo8 ex causa publica vorgenommenen 
Reichenbefhau haben am Lande die poli- 
tifhen Obrigkeiten zu tragen. (Vdg. der 
n. 5. Rag. v. 15. Mai 1839 3.260386. 
Prov. ©. S. 21.3. Nr. 94.) 

— — gerichtliche. Sämmtlichen 
Bezirks-Directionen werden rückſichtlich 
der die ſchleunige Anzeige der zur 
gerichtlichen Obduction geeigneten Fälle 
an den Magiſtrat, welche immer unter 
Einem mit der Uebertragung des Leich— 
names in das allgem. Krankenhaus zu 
geſchehen hat, zur genaueſten Beobadj- 
tung neuerlih empfohlen, fo wie der 
Umftand in das Gedächtniß gerufen, 
dag in dem hiezu geeigneten ruͤckſichts— 
würdigeu Fällen ale: bei Standesper- 
fonen, $remden u. ſ. w. Die Bewil— 
ligung zur Bornahme der Ob— 
duction in der eigenen Woh— 
nungvondem Herrn Bürgermei- 
fterertheilt wird, umd bei denfel- 
ben von der Partei im fürzeften Wege 
einzuholen ift. (Circ. der k. k. Bol. 
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Ob. Direct. v. 18. Juni 1839 3. 
5236678. 

Leichenbefchan. Die k.k. vereinigte 
Hfkzl. hat rückfichtlich des den Doctoren 
der Medicin vor den Wundärzten bei 
der Todtenbefchau am Lande eingeräum- 
ten Borzugs unterm 16. Auguft I. 3. 
eröffnet, daß zwar an Orten, wo die 
Rocal-Berhältniffe es geftatten und die 
betreffenden Gemeinden fi damit zu- 
friedenftellen, die Todtenbefhau auch 
an Aerzte übertragen werden fönne, 
daß aber die Wundärzte von der Tod⸗ 
tenbefhau nit auszuſchließen, und 
jene, welche diefelben früher beforgt 
haben, und gegen welche feine Klage 
vorgefommen ift, felbft dann nicht von 
diefem Gefchäfte zu entheben feien, wenn 
ſich fpäter ein Arzt in ihrem Standorte 
anfiedelt, und zwar um fo weniger, ale 
fie in diefem Kalle ohmedies in ihrem 
Erwerbe befchräntt werden, indem ihnen 
an Drten, an welchen ſich ein Arzt be- 
findet, ohmedies die innere Praxis un— 
terfagt ift, und endlich daß den Gemein⸗ 
den das Recht, ihre Todtenbefchauer zu 
wählen, unbenommen bleibe. (Hfkzl. 
D. v. 16. Aug. 1840 3. 33748. Vdg. 
der n. ö. Rgg. v. 27. Aug. 1840 3. 
49036. R. ö. PBrov. ©. ©. 22. Bd. 
Nr. 150.) 

— — Im bei der bevorftehenden 
Aufhebung des niederen chirurgiſchen 
Studiums die Anfäffigmahung von 
graduirten Merzten auf dem flachen 
Lande fo viel möglich zu befördern, 
findet das Minifterium des Innern zu 
beftimmen, daß überall, wo ein gradu— 
irter Arzt anfäffig ift, diefem die Tod: 
tenbefhau des Bezirkes in Erledigungs- 
fallen ebenfo zugewiefen werde, wie dies 
bereits mit der Impfung und der Be- 
handlung der Findlinge der Fall ift. 
Es verſteht fih übrigens von felbft, 
daß das Recht der Gemeinden, den 
Todtenbefchauer ſelbſt zu wählen, unbe— 
irrt belaffen und nur auf die Wahl ei- 
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nes graduirten Doctors der Medicin, 
im Falle ein ſolcher im Bezirke ſich be— 
findet, beſchränkt wird. Ebenſo iſt jenen 
Wundärzten, welche durch die Wahl 
der Gemeinden bis jetzt die Todtenbe— 
ſchau in einem Bezirke beſorgen, dieſe 
in fo lange zu belaſſen, bis nicht entwe— 
der die Gemeinde felbft ihm diefe ab- 
nimmt, und diefelbe einem graduirten 
Arzte überträgt, oder durch den Abgang 
des die Todtenbeſchau beforgenden 
Wundarztes die Stelle des Todten— 
Beſchauers neu zu befeßen fommt, in 
welhem Falle felbft dann ein graduir- 
ter Arzt als Todtenbefhauer zu beftel- 
len ift, wenn der abgegangene Wunde 
arzt durch einen andern erjeßt wird. 
Uebrigens haben fih die graduirten 
Aerzte dem Todtenbefhau » Gefchäfte, 
wenn ihnen ſolches übertragen wird, 
gegen Bezug der von dem Wundarzte 
bezogenen Vergütung unweigerlih zu 
unterziehen. (Erl. des Minifteriumd 
des Inner v. 11. Novbr. 1848, an 
ſämmtl. Länderdhefs Pol. ©. ©. 76. 
Bd. Nr. 137.) 

Leichenbeſchau, gerichtliche. Die: 
ſelbe hat einzutreten, wenn Jemand 
todt gefunden wird, oder auf eine offen— 
bar gewaltſame Art um das Leben ge— 
kommen iſt, oder wenn der Todtenbe— 
ſchauer in dem Beſchauzettel darauf 
anträgt, dann zur Conſtatirung einer 
Epidemie, oder zu wiſſenſchaftlichen 
Zwecken. (Erl. der kärnth. Statth. v. 
18. Jän. 1851. L. G. B. für Kärn— 
then. Nr. 18. S. 28.) 

— — der Findlinge, Verfahren 
rückſichtlich der Reiſe-Porticularien, ſ. 
Findlinge. (Vdg. v. 3. Aug. 1837.) 

— — der Findlinge, ſ. Findlinge. 

— — Borfhrift in Bezug auf den 


Erfaß der Koften, ſ. Sanitäts:Aus: - 


lagen. 
— — deren Bornahme durch jüdi— 
{che Uerzte, ſ. Iuden-Aerzte. 
Leichenbefhanregifter find über 
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die Sterbefälle ordentlich zu führen. 
(Bdg. v. 21. Sept. 1784. Krop. Gef. 
%of. 6. Bd. ©. 563.) 

Leichenbefchau = Tare. Die k. k. 
Hofkanzlei hat den Antrag, die Beſchau— 
Tare der Todtenbefhauer in Wien, auf 
das urfprünglihe Ausmaß von 15 fr. 
EM. zurückzuführen genehmigt. (Hfkzl. 
Deer. v. 30. Aug. 1821 3. 24362. 
Rggs. Bdg. v. 18. Septbr. 1821 3. 
42466. Guld. Sanit. Bdg. 5. Bd. 
©. 232.) 

Leicheneröffnung, die nicht gericht: 
li, fondern nur zur Erkenntniß der 
Krankheit vorgenommen wird, hinficht- 
lich der ift vorgefchrieben: 

1. Darf eine Leiche erft nah der 
ämtlihen Todtenbefhau, und bei vor: 
handener voller Ueberzeugung des. wirk⸗ 
lich erfolgten Todes, fohin außer befon- 
dern höchſt dringenden Fällen nie vor 
der 24. aber auch nie nad der 48. 
Stunde eröffnet werden. 

2. Soll die Eröffnung nie ohne Ein- 
willigung der Berwandten des Berftor- 
benen (mit alleiniger Ausnahme jener 
Perfonen, die in einem Krankenhaufe, 
oder außer demfelben auf öffentliche 
Koften behandelt werden, und fohin 
geftorben find) vorgenommen werden. 

3. Iſt die Section einer Reiche nur 
von einem geprüften Arzte oder Wund— 
arzte vorzunehmen, umd der Arzt oder 
MWundarzt, welcher den Verftorbenen 
während der lebten Krankheit behandelt 
bat, joll bei diefer Eröffnung zugegen 
fein, oder wenigftens einen andern Arzt 
oder Wundarzt in feinem Namen eigens 
dazu fubflituiren. 

4. Der Arzt oder Wundarzt, der den 
Berftorbenen behandelt bat, foll jeder: 
zeit auf dem Todtenzettel die Stunde 
anmerken, in welcher die Eröffnung der 
Leiche zufolge des $. I vorgenommen 
werden darf, und vorgenommen werden 
wird, damit von Zeit zu Zeit von dem 
hierortigen Sanitätömagifter dort oder 
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da unvermuthete Nachſicht gepflogen 
werden fönne. 

5. Der Arzt oder Wundarzt, der 
die Leiche eröffnet, hat zu forgen, daß 
bei jeder Leicheneröffnung Zufammen- 
fauf und Auffehen vermieden, und hie— 
von Kinder, junge, empfindfame Leute, 
und fo viel möglich die nächſten Anver- 
wandten entfernt gehalten werden, vor: 
züglich aber, daß das Zimmer, worin 
die Section vorgenommen worden, for 
gleich wieder fehr gereiniget und aus— 
gelüftet werde, und daß in engen und 
Heinen Wohnungen durhaus feine 
Leihenöffnung vorgenommen werde, 
fondern in ſolchem Kalle wird geftattet, 
diefe in der Todtenfammer auf den 
Reihhöfen, gegen vorläufige Anmel- 
dung bei dem Sanitätdmagifter vorzu— 
nehmen. Sämmtliche Nerzte und Wund— 
ärzte wurden für die genaue Befolgung 
diefer Verordnung fchärfeftend verant- 
wortlih gemacht, und der Bolizei-Öber- 
Direction und dem hiefigen Magiftrat, 
dann indbefondere dem Sanitätsmagi— 
fter in der Refidenz, auf dem Rande 
aber ſämmtlichen politifhen Behörden 
und insbefondere allen Kreisärzten die 
genauefte Auffiht auf die pünctlidhe 
Befolgung diefer Verordnung aufgetra- 
gen. (N. 5. Rage. Vdg. v. 9. Juni 
1804. Krop. Gef. Franz. 18. Bd. ©. 
501.) ©. Leichenbeſchau. 

Leicheneröffnungen in Hofgebäu- 
den, f. Hofgebäude. 

— — find vor 2mal 24 Stunden 
nicht vorzunehmen, f. Leichen. 

Leichenhöfe. Da an vielen Orten 
noch immer der Mißbrauch befteht, daß 
die Berftorbenen neben ihren Anver: 
wandten und nicht in reihenmäßiger 
Drdnung auf den Bottesädern begra- 
ben werden, und dadurch gefchieht, daß 
öftere halbverweſte Körper ausgegra— 
ben, und dadurd der menfhlihen Ge- 
fundheit ſchädliche Ausdünſtungen fich 
verbreiten, fo wurde den Kreisämtern 
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aufgetragen, an allen Orten ihrer Des 
zirfe, wo diefer Mißbrauch noch im 
Schwunge geht, deffen Abfhaffung zu 
veranlaffen, und auf deffen künftige Un— 
terbleibung zu wachen, auch im Falle 
einer Widerfeplichkeit den Todtengräber 
mit Arreft, den Pfarrer aber, der diefen 
Mißbrauch ferner geftattete, das erfte 
Mal mit 3, das zweite Mal aber mit 
6 Reichsthalern zu beftrafen. (Hof-D. 
v. 5. Dec. 1783. Krop. Gef. Joſ. 6. 
Bd. ©. 548.) 

Leichenhöfe. Bon nun an follen alle 
Gruften, Kirhhöfe oder fogenannte Got: 
tesäcker, die fih inner dem Umfange der 
Drifchaften befinden, gefchloffen, und 
anftatt folder, neue, außer den Ort— 
f&haften in einer der Erhaltung der öf- 
fentlihen Gefundheitszuftände ange 
meffenen Entfernung vom Drte ausge: 
wählt werden. Kerner follen alle und 
jede Leiche, wie bisher fo auch künftig— 
bin, von ihrem Sterbehaufe aus, nad 
der legtwilligen Anordnung der Berftor- 
benen, oder nah Beranftaltung ihrer 
Angehörigen, nad Vorſchrift der Stol- 
und Gonductdordnung bei Tage oder 
auf den Abend in die Kirche getragen 
oder geführt, fodann nad abgefunge: 
nen gewöhnlichen Kirchengebeten einge: 
fegnet und beigefeßt werden, von dan- 
nen aus aber hernach von der Pfarre 
in die außer den Ortfchaften gewählten 
Gottesäcker zur Eingrabung überbradht 
werden. Zu diefen Gottesädern ift ein 
der Volksmenge angemeffener hinläng- 
liher Plaß zu wählen, welder feinem 
Waſſer ausgeſetzt, noch fonft von einer 
ſolchen Erdengattung ift, daß felbe die 
Faulung verhinderte. Iſt num diefer 
Grund ausgefucht, fo ift er mit einer 
Mauer zu umfangen, umd mit einem 
Kreuze zu verfehen. Endlich foll den 
Anverwandten oder Freunden, melde 
der Nachwelt ein befonderes Denkmal 
der Liebe, der Hochachtung oder der 
Dankbarkeit für den Berftorbenen dar: 
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ftellen wollen, allerdings geftattet fein, 
diefen ihren Trieben zu folgen ; Ddiefe 
find aber Tediglich an den Umfang der 
Mauer zu errichten, nicht aber auf den 
Kichhof zu fegen, um da keinen Plaß 
zu benehmen. (Hof-D. v. 23. Aug. u. 
13. Sept. 1784. Krop. Gef. Jof. 6. 
Bd. ©. 548 big 552.) 

Leichenhöfe. Se. k. k. Maj. haben 
auf einen von der k. ung. fiebenb. Hof: 
Eanzlei wegen gemeinfhaftlider 
Beerdigung verfhiedener Glau— 
bensgenoffen erftatteten Bortrag 
refolvirt: 

1. Ueberall, wo eine jede Reli- 
gionspartei der Inwohner einer Ge- 
meinde einen befonderen Gotted 
acker für fih Hat, fol diefelbe auch 
fünftig in dem Genuffe diefes Gottes- 
aders verbleiben. Eben fo verbleibt 
auch überall der usus des gemeinfchaft: 
lihen Begräbniffes verfohiedener Reli: 
gionsparteien in status quo, wo immer 
diefer bisher beftanden hat. 

2. Snwohnern von einer dritten Re- 
ligion eben diefer Gemeinde, welche mit 
feinem eigenen Friedhofe verfehen find, 
fteht e3 frei, in jenem der vorhandenen 
Gottesäder fih begraben zu laffen, wo 
fie e8 wünſchen, ohne an einen oder 
den andern der vorhandenen ausdrüd- 
lih gebunden zu fein. 

3. Einzelne Ortöinwohner einer jol- 
hen Religion, welche bei einer Gemeinde 
mit feinem Friedhofe verfehen ift, follen 
in dem vorhandenen Gottesader aud 
anderer Religion. begraben werden, und 
der nächte Geiftliche der Religion, zu 
welcher der Berftorbene fich bekannt hat, 
muß die Function verrichten; konnte 
aber jener zur angemefjenen Zeit nicht 
beigeholt werden, fo muß die in dem 
Drte anwefende Geiftlichkeit die Teiche 
zur Grabftätte begleiten. 

4. Jedem fteht es frei, jich mit dem 
öffentlichen Gepränge der Religion, zu 
welcher er fich befannte, begraben, des 
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im Orte befindlichen Geläutes ſich bes 
dienen, und das feiner Religion ange- 
meffene Zeihen an feiner Grabftätte 
fegen zu laffen, ohne fidh oder feinen 
Religionsgenoffen hierdurch ein befon- 
deres Recht zum Nachtheile Der andern 
Religionspartei zuzueignen, und der 
Geiftlihe, fo wie auch die Gemeinde 
der andern Religion, zu welcher eigent: 
lich der Friedhof gehört, darf hierein 
fein Hinderniß legen, viel weniger aber 
diefe nad der Sitte des Landes zum 
haracteriftifhen Kennzeichen der Reli- 
gion, zu welcher ſich der Todte befannt 
hat, ausgefegten Zeichen nad der Hand 
vertilgen. 

5. Bei allen Gemeinden, welche aus 
Anwohnern verfhiedener Religionen 
beftehen (mo man doch immer nebft den 
tatholifhen nur die fogenannten Tole— 
rirten, namlich Evangeliſchen, Refor- 
mirten und Nichtunirten verfteht), muß, 
wenn es um die Ausſteckung eines 
neuen Friedhefes zu thum ift, durch Die 
Kreisbehörde dafür geforgt werden, 
daß ein gemeinfchaftlicher Friedhof er: 
richtet werde; es fei denn, daß die zu 
große Population einer ſolchen Ger 
meinde, oder aber die phyſiſche Lage 
eines Ortes mehrere ald einen Friedhof 
erfordern würde. 

6. Wo für zwei oder mehrere Reli- 
gionsparteien ein. gemeinfchaftlicher 
Sottesader beftimmt wird, ift es der 
freien Willkür diefer Parteien zu über— 
laffen, ob fie den Kriedhof unter ſich 
firihweife eimtheilen, oder nad der 
Reihe ohne Unterfhied der Religion 
begraben werden wollen. Falls fie ſich 
hierüber nicht einverfichen können, fo 
ift durch die Kreisbehörde die Sache 
dahin zu entfcheiden, daß die Leichen 
fo, wie fie vorfallen, in einer auf ſich 
folgenden Reihe beigefeßt werden. 

7. Wenn Jemand bei Ermanglung 
des Friedhofes eigener Religion in den 
nächftliegenden Friedhof der Religion, 
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zu welcher er ſich befennet, begraben zu 
werden wünfcht, fo ift ihm diefes auch 
fünftig wie bisher zu geftatten. 

8. Neifende anderer Religion, als 
jener, welche in dem Rande tolerirt wer- 
den, müffen ebenfalls in dem vorhande- 
nen Friedhofe, er möge gemeinschaftlich, 
oder einer befondern Religion eigen 
fein, aufgenommen werden, und der in 
dem Drte anwefende Geiftlihe muß die 
Bunction verrichten, wobei jedoch Ju— 
den und Mohamedaner nicht verftanden 
werden. 

9. Berfteht es ſich von felbit, daß 
bei Errichtung gemeinfhaftlicher Fried— 
höfe die diesfalld beftehenden Sani- 
tätsvorfhriften immer gegenwärtig zu 
halten find. (U. 5. Entſchl. v. 26. Mai 
1788. Hof-D. v. 12. Aug. 1788. R. 
ö. Rggs. Bdg. v. 21. Aug. 1788.) 

Leichenhöfe in Wien. 

1. Es ift den Todtengräbern aufzu- 
tragen, daß fie künftig die Spitalglei- 
hen ebenfalld in die Reihe der übrigen 
Gräber, worein die Särge gefenket wer: 
den, begraben, und dieje Gräber, fobald 
6 Spitalsleihen darin find, alfogleich 
zuſchatren follen. Nur in dem Kalle 
dürfen mehrere Spitalsleihen in eine 
Grubelommen,*) wenn an einem Abende 
mehrere derfelben gebracht werden, doch 
darf ihre Zahl nicht zehm überfchreiten, 
die übrigen Spitalsleihen find fodann 
in die nächfte Grube zu legen, in wel- 
her Todte in Särgen liegen, wo fo- 
dann auch diefe Grube, wenn fie hier- 
durch mit 2 Kindern, vier, oder ohne 
Kinder 5 große Leichen enthält, auf der 
Stelle zuzufüllen ift. Ueberhaupt müf- 
fen die Spitalsleihen fpäteftens bis in 
der Früh ordentlih mit Erde bededt, 
und ihre Gräber vollends gefüllt fein. 

2. In die Gräber der Todten mit 


*) Eine Grube muß nad der Vorſchrift 
6 Schuh lang, 4 Schuh breit und 6 Schuh 
tief fein. 
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Särgen dürfen vorfhriftmäßig nur vier 
große Leihen und 2 Kinder, in Er- 
manglung der Kinder aber 5 große Lei— 
hen gelegt werden, es ift daher gar 
feine Urfache vorhanden, warum 2 Grä- 
ber mit Leichen zugleich offen fein foll- 
ten; den ZTodtengräbern ift demnad 
einzufchärfen, daß dieſes künftig mie 
mehr gefchehe, fondern, wenn ein Grab 
bereits vier große Leichen enthält, und 
es find feine Kinderleihen vorfindig, 
ift noch die fünfte große Leiche beizuler 
gen, und das Grab zuzumerfen. 

3. Um allen 2eichengeruch fo viel 
möglich abzuwenden, follen die Todten- 
gräber die Gemeindfärge jederzeit rein, 
fauber und offen halten, damit der Ge— 
ruch ſich verziehe, und die etwa hinein- 
gefommene Jauche abgewafchen werde. 
Eben fo müffen 

4. die Beifeßfammern von den Tod- 
tengräbern immer rein gehalten, und 
die etwa darin nöthigen Reparaturen 
jedesmal fogleich der Behörde gemeldet, 
und von felber ohne Säumniß vorge: 
nommen werden. 

5. Um fiher zu fein, daß dieje hie- 
mit getroffene Verfügung und die Ber- 
ordnung v. 30. Auguft 1784 von den 
Zodtengräbern auch befolgt werde, und 
diefe Leute unter einer ununterbroche— 
nen Aufficht ftehen; fo wird dem In— 
fectiong = Dber » Chirurgus hiemit zur 
Pflicht gemacht, wenigftend im Anfang 
täglich, nachher aber jeden zweiten oder 
dritten Tag fih auf einen oder den an— 
dern Gottesacker zu begeben, und nach— 
zufehen, ob alles Angeordnete gehörig 
befolgt wurde. Findet er, daß fich ein 
Todtengräber aus bloßer Halftarriyfeit 
oder Liederlichkeit hierin etwas habe zu 
Schulden kommen laffen, fo hat er fol« 
ches ohne weiters der nächften Polizei- 
Bezirks - Direction zu melden, welde 
den Schuldigen ſogleich in das Polizei- 
haus zu fhaffen hat, wozu er nah Be 
fund feines Vergehens auf der Stelle 
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gezüchtiget werden wird. Damit aber 
au die Landesftelle von der genauen 
Befolgung diefer Anordnung überzeugt 
werde, fo hat der Infectiong-Dber-Chi- 
rurgus über den Befund der Gottes- 
äder von Zeit zu Zeit feine Rapporte 
an den Sanitätsmagifter abzuftatten, 
welcher fie an die Landesftelle einzube- 
gleiten, und bisweilen durch den Au— 
genfchein fih von der Richtigkeit der- 
felben zu überzeugen hat. (N. ö. Rggs. 
Decr. v. 4. Juni 1796. Ferr. Sanit. 
Bdg. 1. Bd. ©. 126.) 

Keichenhöfe. Aus Unlag einer 
Trage des zu Wien befindlichen Conſi— 
ftoriums Augsburgifher Eonfeffion, ob 
namlih den Protejtanten bei Beerdi- 
gungen ihrer Glaubensgenoffen das 
Singen auf den Friedhöfen nad der 
Verordnung v. 12. Auguft 1788 er- 
laubt, oder aber nach der früheren vom 
23. Auguft 1784, unterfagt bleiben 
folle, wird demjelben die Weifung er- 
theilt, daß, nachdem die Verordnung v. 
12. Auguft 1788 blos als eine Erläus 
terung jener v. 23. Aug. 1784 anzu- 
fehen fei, und den Proteftanten, bei 
welden das Singen auf den Friedhö— 
fen ohnehin nicht wefentlich zum Ritus 
gehöret, immer noch freiftehe, die Leis 
chen in ihren Bethäufern, oder falls fich 
in dem Orte der Berftorbenen feines be- 
findet, in dem Haufe des Verftorbenen 
jelbft unter dem nad ihrem Ritus ge— 
bräudlichen Gefange feierlih beizuſe— 
Ben, von da aber nad der deutlichen 
Borfhrift v. 23. Aug. 1784 felbe im- 
mer verbunden bleiben, die Leichen in 
der Stille ohne Geſang auf die außer 
den Ortſchaften befindlihen Friedhöfe 
zur Beerdigung zu bringen, ſich auch 
gedachtes Konfiftorium, und feine Pre 
diger in Böhmen beſtimmt nach erwähn« 
ter Verordnung vom Jahre 1784 zu 
achten hätten; welches den Kreisämtern 
zur Wiffenfhaft und künftigen Nachach— 
fung, dann Verftändigung der dortkrei— 
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figen proteftantifchen Prediger mit dem 
Beifaße bedeutet wird, dag man hievon 
unter Einem ſämmtliche Geiftlichkeit 
durch die betreffenden Drdinariate ver— 
ftändigen laffe, wie auch dem Superin- 
tendenten bierwegen die gehörige Wei- 
fung ertheile. (Hof-D. v. 2., fundge- 
macht in Böhmen den 12. Dec. 1796. 
Krop. Gef. Franz. 8. Bd. ©. 416 u. 
417.) 

Keichenhöfe. Das Conſiſtorium 
erhielt den Auftrag, allen Bfarrern und 
Seelforgern zur ftrengften Pflicht. zu 
machen, der willtürlihen Eröffnung 
die Gräber unter feinen Borwande 
Statt zu geben, fondern auf die reihen» 
weije Beerdigung der Leihen bei cige- 
ner Derantwortung pünctlih zu drin- 
gen. (N. ö. Rggs. D. v. 16. Februar 
1807. Guld. San. Vd. 3. Bd. ©. 5.) 

— — Nachdem ed fih auf dem 
Lande hie und da ereignet hat, daß auf 
den Leichenhöfen der zur Beerdigung 
der Leihen benöthigte Pla durd die 
Errihtung befonderer Grabmäler übers 
mäßig verringert, und hiedurch die Bors 
ſchrift über die Art der Beerdigung der 
Todten felbft ganz außer Acht gelaffen 
wurde; fo ift für die Zukunft, jo wie 
bier in der Stadt, Niemandem die Er- 
richtung eines eigenen Grabmales an— 
dere, als nur an der Mauer des Lei— 
henhofes zu geftatten. (N. ö. Rogge. 
Deer. v. 23. Sept. 1807 3. 30055. 
Guld. ©. V. 3. Bd. ©. 37.) 

— — Nah den beftehenden Nor» 
malien find die Gräber auf den 
Reichenhöfen in einer fortlaufens 
den Reihe anzulegen, und es ift 
nicht zu dulden, daß die Berftorbenen 
außer der Neihe neben ihren früher 
beerdigten Verwandten beftattet werden, 
weil bei der Wiedereröffnung der frü— 
heren Plätze nach einer Reihe von Jah— 
ren öfterd halbverwefte Körper ausge— 
graben werden. Da diefe in Sanitätd- 
Rüdfihten erlaffene Verordnung keine 
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Ausnahme unter den verfchiedenen 
Blaubensgenoffen macht, und folglich 
für alle ohne Unterſchied gilt, fo ver- 
ſteht es fi von felbft, daß ſowohl die 
griehifh nicht unirte, als aud 
die ifraelitifde Gemeinde fid 
andiefe Ordnung genau zu hal— 
ten babe, zu weldem Ende der Ober: 
Infectiond-Wundarzt fortan dieftrengfte 
Auffiht darüber zu pflegen hat. Was 
die Denkmäler und die eigenen 
Gräber der nit unirten grie 
hifhen Gemeinde belangt, fo ift 
fein Grund vorhanden, für diefelbe et= 
was Anderes gelten zu laffen, ald was 
den Katholiken dieferwegen anbefohlen 
ift. Die befagte griedhifch- nicht unirte 
‚Gemeinde, die feinen eigenen Reichen: 
hof befißt, fondern einer beftehenden 
Uebung gemäß, ihre Leihen in dem 
allgemeinen Leichenhofe für die Katho— 
liten außer der St. Marrer - Linie auf 
einem abgefonderten Platze begraben 
läßt, und für eigene Gräber und Dent- 
mäler eine mindere Tare ala jene der 
Katholiten bisher bezahlte, hat ſich da- 
ber künftig ganz den für Katholiken be— 
ſtehenden Anordnungen zu unterziehen, 
und nicht nur allein die Bewilligung 
zur Errihtung von Monumenten und 
Ertragräbern an der Mauer, von Fall 
zu Fall, immer bei der niederöfterr. 
Regierung anzuſuchen, fondern fie hat 
aud die nämlichen für die Katholiken 
vorgefhriebenen Zaren zu entrichten. 
Um den bei der griechifch = nicht-unirten 
Gemeinde bei Setzung der Monumente 
eingeriffenen Unordnnungen vorzubeugen, 
ift die Wahl der Pläße zu den Gräbern 
und Denfmälern nicht mehr wie bisher 
der freien Willkür der Parteien zu über- 
lafjen, fondern es find die Pläße hierzu 
nad eingeholter Bewilligung, immer 
von dem Ober = Infectiongd « Wundarzte 
genau anzumeifen. Endlich, fo viel es 
den ifraelitifhen Leihenhof 
außer der Nußdorfer Linie ber 
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langt, fo ift fein Grund vorhanden, 
die Aufftellung der befonderen Gräber 
und Denkmäler in demfelben gerade an 
die Mauer zu beſchränken, weil befagter 
Leihenhof eın Eigentum der jüdiſchen 
Gemeinde ift, und weil die Nothwen- 
digkeit zur Erfparung des Raumes, die 
Ertra-Gräber und Denkmäler aus öko— 
nomifhen Rüdfihten, wie bei den Ka— 
tholiten, nur an die Mauer anzubrin- 
gen,. hier nicht vorhanden ift, indem 
die Koften zur Erweiterung des Lei— 
henhofes nicht, wie bei den Katholiken 
dem Kirchenfonde, fondern der ifraeliti- 
[hen Gemeinde felbft zur Laſt fallen, 
Aus diefem nämlihen Grunde fann von 
derjelben auch keine Tare für die Errich- 
tung der Gräber und Denfmäler abge: 
fordert werden, weil der Leichenhof ihr 
Eigenthum ift. Der Ober» Infections- 
Wundarzt hat übrigens den jüdiſchen 
Leihenhof gleihwohl öfters zu infpici- 
ren, und zu wachen, daß bei Beerdi- 
gung der Leichen nichts Sanitätswidri- 
ges vorgenommen werde. (N. ö. Rage. 
Vdg. v. 27. Dectbr. 1820 3. 46731. 
Guld. Sanit. V. 5. Bd. ©. 186.) 
Leichenhöfe. Um dem allgemein ge 
fühlten Bedürfniffe auh bezüglich 
einer gefälligen Art der Kirch— 
höfe zu entiprechen, wurde angeordnet, 
daß die Umfangsmauern der befteben- 
den umd künftig zu errichtenden Kird- 
höfe mit hochſtämmigen Baumen, wo- 
durch eine gefälligere Außenfeite und 
zur Sommerszeit Schuß gegen die bren» 
nenden Sonnenftrahlen gewonnen wird, 
bepflanzt, bei Anträgen auf die Errich— 
tung neuer Kirchhöfe aber auf das Por- 
tale oder den Eingang, auf die innere 
Eintheilung des Leichenhofes und die 
dem Eingange gegenüberftehende Haupt» 
feite ein befonderes Augenmerk geriche 
tet, und überhaupt alle jene Gebrechen, 
welche dem Zwecke einer gefälligen Aus 
Benfeite der Kirchhöfe entgegenftehen, 
befeitigt werden. (Dec. des böhm. Gub. 
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v. 18. Mai 1832 3. 19497. Obent. 
3. Bd. ©. 133.) 

Leichenhöfe. Wenn der Wr. Magi- 
ftrat fich beftimmt findet, Darauf einzura= 
then, daß von der Reg. zur Einfaffung 
eines Grabes auf einem zu Wien gehö- 
rigen Leichenhofe mit einem Gitter die 
Bewilligung ertheilt werde, fo hat der- 
felbe feinem Antrage jedesmal das 
Gutachten des Ober-Infectiong-Wund- 
arztes und des Sanitäts-Magifters beir 
zufghließen. (Kggs. Vdg. v. 2. Mai 
1835 3. 23920. Kn. ©. Vdg. v. J. 
1835. Nr, 40.) 

— — Aus Beranlaffung eines fpe- 
ciellen Falles hat die k. k. vereinigte 
Hoflanzlei erinnert, daß, wenn die Ent- 
fernung der Reihenhöfe von dem näch— 
ften Wohngebäude mehr als 5 Klafter 
beträgt, fo fei eine foldhe Entfernung 
hinlänglich, um jede Beforgniß einer 
fanitätswidrigen Einwirkung zu befei- 
tigen; indem es in der Provinz häufig 
vorfomme, dag Pfurrhöfe und Schul- 
häufer den Leichenhöfen nahe fituirt 
feien, ohne daß dieferwegen eine Trans— 
ferirung derfelben für nothwendig er 
fannt werde. (Hflzl. D. v. 24. Mai 
1835 3. 12404. Rage. Vdg. v. 30. 
Mai 1835 3. 29797. Kn. ©. V. v. 
3. 1835. Nr. 43.) 

— — Regulirung des Lei— 
henhofes zu St. Marrin Wien. 
Rüdfichtlih des St. Marrer Leichen- 
hofes findet die Regierung Folgendes 
anzuordnen: 

1. Da commifjionell erhoben wurde, 
daß auf dem Leichenhofe zu St. Marr 
die allgemeinen Schadhten bis 8 Schuh 
tief ohne Gefahr gegraben werden fün- 
nen, auch feit einigen Jahren fo tief 
gegraben und in felbe 8 bis 10 große 
Särze eingelegt worden find, fo findet 
die Regierung zur möglichften Scho- 
nung des Grdreiches und zum ergiebi« 
gen Auslangen des für die allgemeinen 
Schachten beftimmten Raumes anzuord- 
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nen, daß die Schadten 8 Schuh tief 
der Regel nach gegraben und in einen 
Schacht 10 große Särge oder 8 große 
und 4 Kinderfärge, von Spitalleichen 
aber, welche feine Särge haben, 15 ge 
legt werden können. 

2. Da die bisher gemachte Erfah: 
rung zeigte, daß die urfprüngliche Bor: 
ſchrift, wornach Denfmäler nur allein 
an der Mauer und längs derfelben an- 
gebracht werden jollten, blos auf kurze 
Zeit, nämlich bis zur Ausfüllung jenes 
Raumes erfüllt werden könne, daß durch 
das Befeftigen der Denfmäler an die 
Mauer und Aufftelung nächft denfelben 
in der Zeitfolge jede Reparatur an der 
Mauer Außerft erfchwert, und eine noth- 
wendige Erweiterung des Reichenhofes 
ohne Entfernung der Denkmäler bei- 
nahe unmöglich fein würde, daß über 
kurze Zeit abermals wieder zu gleichen 
Mapregeln wie in der letzteren Zeit ge— 
Ichritten werden müßte und daß es den 
um eine eigene Grabftätte ſammt Mo- 
nument einfchreitenden Parteien äußerſt 
viel daran gelegen ift, das Denkmal für 
den Verblichenen zunächſt feiner Ruhe— 
ſtätte aufgeführt zu wiſſen, es auch äu— 
Berft hart erſcheinen muß, derlei Par— 
teien in dem Augenblicke des Verluſtes 
ihrer Angehörigen den oft einzigen 
Troſt und letzten Wunſch verſagen zu 
müſſen, ſo findet die Regierung es bei 
dem neu einzufaſſenden Leichenhofe zu 
St. Marr von der bisherigen Vorſchrift 
rückfichtlich der Art der Aufitellung der 
Monumente ablommen zu laffen, und 
folgenden Vorgang anzuordnen: 

a) In diefem Leihenhofraume ift den 
Parteien nicht mehr zu geftatten, uns 
mittelbar an die Leichenhofmauer Dents 
mäler oder Denkfteine, fondern nur 
ganz frei ftehende Denkmäler zu. er- 
richten. 

b) Sind für Ertragräber mit Denk. 
mal und Umgitterung, dann für Ertra- 
gräber mit Denkmal und für einfache 


Keichenhöfe. 


Ertragräber, d. i. ohne Monument ab- 
gefonderte Pläbe und zwar in der Art 
zu beſtimmen, daß die umgitterten 
Srabftätten und Denkmäler ausfchlie- 
Bend nur allein in der Reihenfolge zu- 
nächſt der neu aufzuführenden Einftie- 
dungsmauer errichtet werden dürfen, 
daß dagegen in dem innern Raume von 
den umgitterten Ertragräbern mit den 
eigenen Gräbern mit Monumenten in 
der Art und Weife, wie diefes in den 
legteren Jahren der Ball war, forige- 
fahren, für eigene Gräber aber ohne 
Monument gleihfalld ein abgefonder- 
ter, dem Bedarf entfprechender Raum 
gewidmet werden foll. 

c) Diejenigen Parteien, welche eine 
Umgitterung der Grabftätte und des 
Monumentes nahfuhen, und in der 
Beitfolge die verftorbenen Berwandten 
in diefen Separatgräbern beigelegt zu 
haben wünfchen, find verhalten, die an- 
gekauften Gräber von Grund aus in 
der erforderlichen Tiefe ausmauern zu 
laffen. 

d) Ertragräber mit Monumenten, 
jedoch ohne Umgitterung, dürfen der 
Regel nah nicht ausgemauert werden 
und es kann nur mit Regierungsbewil- 
ligung für verdienftvolle Staatsmän— 
ner eine ausnahmsweiſe Ausmauerung 
wie bisher ohme Erhöhung der Taxe 
Platz greifen. 

e) Separatgräber ohne Monument 
dürfen aber in feinem Falle audge- 
mauert werden. 

3. Den Anverwandten eines Ber: 
ftorbenen, für welchen die Bewilligung 
zu einem Ertragrabe mit einem Denf- 
male nad den beftehenden Vorſchriften 
bemerkt worden ift, fteht das Eigen- 
thumsrecht auf diefes eigene Grab zu, 
und es kann demnach nur dann geftat- 
tet werden, die fernere Benügung derlei 
Grabftätten andern Parteien zu über- 
laffen, wenn die errichteten Monumente 
in einen fo verwahrloften und baufäl« 

Balelöty, Haudb. d. Polig. Gef. IL 
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ligen Zuftand gerathen follten, daß aus 
diefem Zuſtande gefchloffen werden 
fönnte, daß die Angehörigen des Ver— 
ftorbenen auf ihren Fortbeftand feinen 
Werth mehr legen, und wenn hierüber 
durh Einvernehmen der Verwandten 
die Heberzeugung verfhafft wird, daß 
fih diefe mit der Caffirung einverftan« 
den erklären, oder wenn die Verwand— 
ten nicht aufgefunden werden könnten, 
dad Monument aber wegen feiner Bau— 
fälligkeit und wegen der Gefahr vor 
Beſchädigung nicht ferner belaffen wer- 
den könnte, Auf eigenen Gräbern ohne 
Monument ruht Fein Eigenthumsrecht 
und es bat daher bei denfelben aud 
noch fernerbin nah Berlauf von 10 
Jahren wie bei den allgemeinen Schach— 
teu die Umgrabung und weitere Der: 
wendung einzutreten. 

4. Rüdfihtlich der Beilegungen der 
Berwandten in die Ertragräber vor 
der geſetzmäßigen Zeit wird Folgendes 
angeordnet: 

a) In eigene Gräber mit Monument 
und Grabesumgitterung dürfen gegen 
Entrihtung der Targebühr eines Er- 
tragrabes ohne Monument für jede 
Reihe anftandlos Beilegungen Statt 
finden; eben dasſelbe gilt 

b) bei jenen Ertragräbern mit Mo- 
nument, jedoch Umgitterung, wozu aus⸗ 
nahmsweife zum Ausmauern die Re 
gierungs - Bewilligung erlangt wurde. 

5. Bei nicht ausgemauerten Ertra- 
gräbern mit und ohne Monument dür- 
fen jedoch vor der Zeit die Eröffnungen 
der Gräber und Beilegungen der An— 
verwandten nur dann zugeftanden wer: 
den, wenn diefes der Sanitäts « Magis 
fter aus Sanitäts- und Polizei - Rüd- 
ſichten zuläffig finden follte, daher ohne 
feine fchriftlihe Beiftimmung feine Bei- 
fegung in nicht ausgemauerte eigene 
Gräber Platz greifen darf. (Vdg. der n. 
ö. Reg. v. 17. Nov. 1836 3. 64389. 
Prov. G. ©. 18. Bd, Nr. 281.) 
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Leichenhöfe in Wien. Mit Bezie- 
bung auf die hinfichtlich des St. Marrer 
Leihenhofes mit Reggs. Decr. v. 17. 
Novbr. 1836 3. 64389 dem Wiener 
Magiftrate ertheilte Weifungen, in fo 
fern dieſelben ſich nicht auf die indivi- 
duellen Verhältniffe jenes Leichenhofes 
- beziehen, wird Folgendes bedeutet: 

1. In Beziehung auf die Tiefe der 
Ausgrabung der Schadhte und die Zahl 
der in felbe beizulegenden Leihen, hat 
es in dem Mapleinsdorfer, Hundsthur— 
mer und Schmelzer Leichenhofe bei der 
bisherigen Uebung zu verbleiben, nur 
in dem Währinger Leichenhofe find in 
die 7 Schuh tiefen Schadhte 10 bis 12 
Leichen beizulegen. 

2. Was die Benützung des Raumes 
für die verfhiedenen Gattungen der 
Gräber betrifft, fo ft im Hundsthur— 
mer Leichenhofe künftig mit Erridh- 
tung von eigenen Gräbern mit Denk— 
mälern und Gittern bei der linken Ede 
am Eingange des Leichenhofes in der 
zweiten Gräberreihe zu beginnen, bei 
den eigenen Gräbern jedoch mit Monus 
menten ohne Umgitterung wie bisher 
fortzufahren, und der übrige für Schach— 
ten gewidmete Leichenhoftheil noch fort- 
an wie biäher zu benügen. Im Maß 
leinsdorfer Leihenhofe ift die 
Abtheilung der Gräber wie bisher bei— 
zubehalten und für die Zufunft der von 
der Commiſſion an Ort und Stelle be- 
ftimmte Pla für Ertra » Gräber mit 
Monument und Umgitterung zu ver 
wenden. Im Schmelzer Leiden: 
hofe find auf den neu einzufriedenden 
Raume an der neuen Leichenhofmauer 
die umgitterten Gräber, in der Mitte 
aber die unvergitterten mit Monument 
in fortgefegter Reihe aufzuftellen. 

3. In Beziehung auf die wegen Er- 
tihtung der Ertra» Gräber mit Monu— 
menten und Umgitterung einzig auf 
den Schmelzer Leichenhofe nothwendig 
werdende Erweiterung, wozu bereits 
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der Grund angekauft ift, ift derfelbe in 
der Art einzubeziehen, daß die 2 für- 
zeren Theile mit einer neu zu errichten: 
den Mauer, der längere aber, welcher 
die Breite des Reichenhofes ausmacht, 
durch Umfekung der dermal beftehenden 
Breterwand eingefriedet werde, 

4. Der Magiftrat hat das Erforder- 
derliche zu veranlaffen, daß die ſcharfen 
Spitzen an den Stäben der Grabesgit- 
ter an fämmtlihen Leichenhöfen auf 
Koften der Parteien befeitigt und in 
Zufunft feine derlei ſpitzig auslaufen— 
den Gitter mehr zu errichten geftattet 
werde, 

5. Endlih Hat der Magiftrat das 
Nöthige wegen Austrodinung des fums 
pfigen Bodens im Schmelzer Leichen⸗ 
hofe und Ausbefferung des zum Wäh— 
ringer Leichenhofe führenden fehr fchled- 
ten Weges zu verfügen. Sämmtlichen 
Pfarren ift übrigens die Weifung er- 
theilt worden, daß mit der zur Beerdi- 
gung überbradhten Reiche auch die Zet- 
tel, welche die Todtengräber zur Be- 
erdigung ermädhtigen, wie felbe von 
dem Kirchenmeifteramte zu St. Ste 
phan ausgefertigt zu werden pflegen, 
überfendet werden. (Bdg. der n. 6. R. 
v. 30. Juni 1837 3. 31280. An. ©. 
V. 3. 1837. Nr. 52.) 

Leichenhöfe. Nachdem die der Jour⸗ 
naliftit angehörigen hiefigen Literaten 
es ſich bereits wiederholt beifommen 
liegen, bei Bunctionen auf Friedhöfen 
duch Ablefung von Reden und Abfin- 
gen von Trauer » Santaten eine Feier: 
lichkeit zu verbinden, welche bisher dem 
fatholifchen Ritus fremd ift, fo fand 
fih die h. Polizei » Hofftelle veranlaßt 
mit Hof-Decrete v. 1. Nov. 1846 3. 
11823 anzuordnen, daß die Bezirke: 
Directionen, in deren Bereiche Fried- 
höfe liegen, ein befonderes Augenmerk 
auf derlei befondere Feftlichkeiten rich. 
ten, auch dahin tradhten follten, ſchon 
vor deren Veranftaltung Kenntniß zu 
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erlangen, um bei Zeiten hierüber die 
Anzeige machen zu Pönnen. In den 
Fällen, in welchen die betreffenden Be— 
zirfs-Directionen nicht in der Rage fein 
follten, ſchon das Project einer derar- 
tigen Feier vorläufig anzeigen zu kön— 


nen, hat felbe doch gleich nach deffen . 


Verwirklichung die Umftände, unter 
welchen, dann wie und auf was für Art 
diefe Feier flattgefunden, und zu wel— 
hen Bemerkungen diefelbe etwa Anlaß 
geboten habe, mit aller Genauigkeit zu 
erheben und hierüber unverzüglich einen 
umftändlihen Bericht zu erftatten. 
(Eirc. der ka k. Pol. Ob. Dir, v. 13. 
Nov. 1846 3. 1703/R.) 

“ Leichenhöfe, wegen Entfernung 
der Leichenhöfe aus denOrtſchaf— 
ten. Aus wichtiger ſanitätspolizeili— 
cher Rückſicht iſt durch viele ältere und 
neuere Verordnungen ausdrücklich be— 
ſtimmt worden, daß alle Leichenhöfe in 
einer angemeſſenen Entfernung außer— 
halb der Ortſchaften angelegt werden 
ſollen, und es iſt insbeſondere durch 
das in Kraft beſtehende Hofdecrel vom 
23. Aug. 1784 (Kaiſer Jofef II. Ge 
feße 6. Bd. ©. 584) verordnet, daß 
alle Gottesäcker, welche innerhalb eines 
bewohnten Drtes find, gefhloffen, und 
an entfernte Drte verlegt werden follen. 
Da in Oberöfterreih noch fehr viele 
Leichenhöfe fih mitten in Ortfchaften 
befinden, fo wird im Intereſſe des all- 
gemeinen Gefundheits » Zuftandes die 
obige Vorſchrift hiemit in Erinnerung 
gebracht, und die Bezirkshauptmann— 
fhaften zu deren ftrengfter Handhabung 
aufgefordert. Zu diefem Ende ift fich 
fogleich die Ueberzeugung zu verſchaf— 
fen, wo noch folche vorſchriftswidrige 
Reihenhöfe beftehen, und ift wegen 
Ausmittlung von neuen, zwedmäßig 
gelegenen Leichenhöfen die Verhand— 
lung durchzuführen, wobei wie immer 
Namen habende Einftreuungen nicht zu 
hören fein werden. (Erl. der o. öfterr. 
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Stth. v. 3. Juli 1851 3. 11747. 8, 
G. B. Nr. 260.) 

Leichenhöfe. Errichtung von Fa— 
miliengrüften, f. Gruft. 

— — Tare für die eigenen Gräber, 
f. Gräber. 

— — Borgang bei Bewilligung der 
eigenen Gräber und Denkmäler, fiehe 
Gräber. 

— — f. Todtengräber= Dienft: 
Drdnung. 

— — f. Matholifen, Gräber, 
Grabmäler, Gruft, Leichenwägen, 
Zodtengräber. 

Leichenkammern find bei den Kir 
hen zu errichten. (Hofdec. v. 7. März 
1771. Krop. Gef. M. Theref. 6. BP. 
©. 336.) 

— — follen von Stein gebaut, die 
Tenfter mit Drabtgittern, die Kammern 
felbft aber mit Defen verfehen werden, 
um im Winter das Erfrieren eines viel. 
leicht nur ſcheinbar Todten zu verhin- 
dern. Auf dem Boden ift eine 6 bie 7 
Zoll hohe Unterlage anzubringen, um 
die Särge darauf ftellen zu fönnen. In 
diefen Kammern müffen die Xeichen, 
welche men im Haufe durdh die vorge» 
fchriebenen 48 Stunden nicht behalten 
fann, mit offenem Sarge beigefeßt, und 
an ihre Hand eine Schnur befeftiget 
werden, die an einer Glode hängt, 
weldhe in dem Zimmer des nächſt woh— 
nenden Todtengräbers befindlih if. 
Diefe Kammern find auch zur Nachtzeit 
zu beleuchten, und die Thür foll von 
außen wohl verfchloffen, von innen aber 
leicht zu eröffnen fein. (Hofd. v. 22. 
Dec. 1796. Krop. Gef. Franz. 8. Bd. 
©. 441. U. h. Entfhl. v. 19: Febr. 
Hof» Decr. v. 25. Febr. 1797, an 
fammtl. Länderft. Bol. G. ©. 10. Br. 
Nr. 32.) 

— — Durd die Eonfiftorien und 
Superintendenten ift der Geiftlichkeit 
und den Schullehrern aufgetragen wors 
den, das Landvolf über die Heilfam- 
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keit der Anftalt der Leichenkammern, 
und darüber zu belehren, daß die Hin- 
terlegung der Leichen in die Xeichen- 
kammer die fhuldige Achtung und die 
Pfliht der Dankbarkeit der Hinterblie- 
benen gegen den abgefchiedenen Ange- 
hörigen feineswegs verleße, im Gegen- 
theile duch Verhütung der nachthei- 
ligften Folgen, welche daraus entftehen 
fönnen, wenn Leichen, befonders der 
an anſteckenden Krankheiten Berftorbe- 
nen, in Gemeinſchaft der Lebenden bei 
beſchränkten Wohnungen gelaſſen wer- 
den, der Pflicht der Selbfterhaltung 
entfpreche. Die Kreisämter wurden mit 
Hinweifung auf das Hfkzl. D. v. 17. 
Juni 1813, Gub. Bdg. v. 19. Aug. 
1813 3. 27656 beauftragt, mit allem 
Eifer zu forgen, daß in Städten und 
bevölferten Drifchaften, wo die eben 
angeführten Umftände befonderd Platz 
greifen, Leichenfammern baldmöglichft 
bergeftellt werden. (Bdg. des böhm. 
Gub. v. 27. Aug. 1823 3. 35501. 
Dbent. 3. Bd. ©. 218.) 

Leichenkammern dürfen nur mit 
einer heizbaren Kammer für die Leiche 
und einem Zimmer für den Wärter 
projectirt werden, ausgenommen die 
betreffenden Gomcurrenz = Pflichtigen 
würden fih freiwillig zu einem Mehr: 
baue herbeilaffen. (Vdy. des böhm. 
Bub. vom 18. Juni 1836 3. 29575. 
Dbent. 3. Bd. ©. 216.) 

— — Gef. Majeftät haben in 
Bezug auf die Frage, wer die Ko— 
ften der Erbauung und Erhal- 
tung der Leichenkammern zu be- 
flreiten habe, mit der a. h. Entſchlie— 
Bung vom 8. April 1845 Nachftehen- 
des zu beitimmen geruht: Die durch 
die Entſchließung vom 19. Febr. 1797 
normirten Leichenkammern find als eine 
Iocale Sanitäts - Polizei» Maßregel zu 
behandeln, daher die Koften für die 
künftige Errichtung derfelben, fo wie 
für die Erhaltung der beftehenden, in 
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wie fern nicht durch Privat» Verträge 
oder Lebereinfommen etwas Anderes 
feftgefeßt worden ift, aus dem für der 
lei Mafregeln beftimmten Bonds zu 
beftreiten. (Hftzl. Dec. vom 13. April 
1845 3. 12427, an fämmtl. Länderft. 
der deutfhen Provinzen. Decr. der n. 
ö. Reg. vom 27. Apr. 1845 3. 24692. 
Pol. ©. ©. 73. Bd. Nr. 52.) 
Leichenfammern. Die darin ein 
gefegneten Leichen find ungefäumt auf 
die Leichenhöfe zu bringen, f. Leichen- 


.. 
eihenöffnungen, f. Leichener: 
Öffnungen. 

Leichenreden. Da in Erfahrung 
gebracht worden ift, daß an verſchiede⸗ 
nen Orten bei den fidh ergebenden Lei— 
henbegräbniffen nicht allein einige zu 
widrigen Ausdeutungen Anlaß gebende 
Lieder abgefungen wurden, fondern 
daß auch einige und andere Bauern, 
welche fich hiezu fähig genug dünken, 
ordentlihe Leichenreden mit Einmi— 
fhung verfchiedener Schriftterte, und 
andere zur Auferbauung nicht dienfame 
Lehren in dem Sterb- und Gafthaufe, 
wo die Todtenzehrung vor fich geht, 
abhalten, au daß unter Weges mit 
Zragung und mit Führung des abge- 
lebten Körpers verfchiedene Unanſtän— 
digkeiten getrieben würden, und dieſes 
nun der guten Ordnung allerdings zu— 
gegenläuft; fo wird allen Obrigfeiten 
anbefohlen, ihre Unterthanen dahin 
anzumeifen, damit: 

1. bei den Keichenbegehungen feine 
andern ald von den Pfarrern geneh— 
migte Lieder gefungen, 

2. die Reichenreden auf die ledige 
Erzählung des Lebenslaufs von dem 
Berftorbenen eingefhrankt, hingegen 
alle Anführung einiger Schriftterte und 
der für diefen Ort fich nicht ſchickenden 
Lehren verboten, und zugleich 

3. alle unartigen Gebräuche, welche 
unterweges, da die Leiche zur Kirche 
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geführt oder getragen wird, oder da die 
Leich- ‚und Trauergäſte zurückkehren, 
vorzugehen pflegen, gänzlih und von 
nun an abgefchafft werden, und diefes 
zwar um fo gewiffer, als fonft bei ge- 
fhehener Anzeige einer Ddiesfälligen 
Zuwiderhandlung dergleichen Weber: 
treter, und zwar der Trauernde 2 Rthl., 
dann der Mitfingende 1 fl. Pönfall zu 
erlegen verhalten, jener aber, fo eine 
mit Schriftterten oder ungereimten Leh- 
ren angefüllte Reichenpredigt zu halten 
ſich anmaßen würde, Geftalt der Dinge 
nah, auch mit Leibesftrafe angefehen 
werden würde. (Vdg. Linz am 15. Sept. 
1754. Krop. ©. Mar. Th. 2. Bd. ©. 
400 u. 401.) 

Leichenreden und Gefänge dürfen 
Akatholiken nur auf ihren eigenen Kirch» 
höfen halten. Auf katholiſchen Kirch: 
höfen aber ift ſolches nicht zuzulaffen. 
(Hofentfhliefung vom 8. Jän. 1784. 
Krop. Gef. Joſ. 6. Bd. ©. 595.) f. 
Akatholiken. 

— — und das Einſegnen der Lei— 
hen bei Akatholiken ſoll nicht bei offe— 
nem Sarge gefchehen. (Reg. Decr. an 
beide atatholifhe Konfiftorien vom 
23. Juli 1798. Ferro's Sanit. Vdg. 
2. Thl. ©. 14.) 

— — dürfen auf fatholifhen Fried— 
höfen überhaupt nicht gehalten werden. 
(GHfkzl. D. vom 2. Dec. 1796 3. 2674 
vom 10. März 1797 3. 8270, und v. 
22. Dec. 1836 3.28823.) Die Ueber: 
wachung diefer Normen ift den Kreis- 
ämtern aufgetragen. (Vdg. des böhm. 
Bub. vom 8. Februar 1837 3. 649. 
Dbent. 3. Bd. ©. 219.) 

— — lieber den in Betreff der Be- 
erdigung akatholifcher Leihen unterm 
20. Det. 1836 3. 39818 erftatteten 
Bericht, ift der Landesftelle mit dem 
Hofkanzlei-Decrete vom 22. Dec. v. J. 
3. 28823, bedeutet worden, daß, fo 
fern auf katholiſchen Leichenhöfen, den- 
noch Leichenreden gehalten werden, da- 
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durch den für Böhmen erlaffenen Nor: 
men entgegen gehandelt wird, da Leis 
chenreden auf Fatholifchen Friedhöfen 
überhaupt nicht zuläffig find. Wovon 
die k. Kreisämter mit dem Auftrage in 
die Kenntniß geſetzt werden, darüber 
zu wachen, daß in diefer Beziehung 
den beftehenden Borfchriften überhaupt, 
indbefondere aber den h. Hofkanzlei— 
Decreten vom 2. Dec. 1796 3. 2674 
und 10. Mär; 1797 3. 8270, nit 
zuwider gehandelt werde. (Eirc. d. k. k. 
böhm. Bub. vom 8. Febr. 1837 3. 
649. Zeitſchr. für ö. R. Jahrg. 1838. 
N. B. ©. 183.) 
Leichen-Sectionen find nicht vor 
48 Stunden vorzunehmen, f. Leichen. 
— — in Hofgebäuden, f. Hof: 
gebäude. 
— — f. Leicheneröffnungen. 
Leihen: Vereine. Die E. f. ver- 
einigte Hofkanzlei hat die von der Re- 
gierung erftattete Aufklärung über die 
hierorts beftehenden Leichen =» Vereine, 
mit dem Bedeuten zur Kenntniß ge: 
nommen, daß diefe Vereine fih auf 
ihre eigenen Pfarrfprengel dergeftalt zu 
befchränten haben, daß ihnen nicht ge- 
ftattet ift, außerhalb derfelben um Mit- 
glieder zu werben. (Hfkzl. D. vom 26. 
Nov. 1829 3. 27181, n. ö. Rage. 
Vdg. vom 15. Dec. 1829 3. 67478, 
n. d. Prov. G. ©. 11. Thl. Nr. 293.) 
Leihenwägen. Es haben Se. Ma- 
jeftät in Gemäßheit eines herabgelang: 
ten Hofdecrets v. 17. Zuli 1790 zu er= 
kennen zu geben gerubt, vernommen zu 
haben, daß die Leihen nicht nur aus 
den Pfarren, fondern auch aus den 
Kranfenhäufern am hellen Tage und in 
der größten Hiße zur Sommerszeit um 
4, 5 und 6 Uhr Nachmittags auf die 
Friedhöfe geführt werden, daß die da- 
bei befindlihen Knechte oftmals mit 
dem Wagen auf der Straße halten, um 
in Wirthshäuſern zu trinken, und daß 
die Wägen in den Krankenhäuſern fo 
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ſchlecht befchaffen find, daß eingemachte 
todte Körper herausfallen; um allen 
weitern auch in Hinficht auf den Ge- 
fundheitszuftand nachtheiligen derlei 
Unfug zu heben, wollen Se. Majeftät 
den gefammten Pfarrern, befonders aber 
den Krankenhaufern gemefjenft verord- 
net wiffen, daß die Leichenwägen zur 
Sommergzeit von num an niemals vor 
9 Uhr Abends und in der Winterszeit 
“nie vor 6 Uhr Abends auf die Todes— 
äder geführt werden follen, und daß 
für die Erhaltung diefer Verordnung 
die Borfteher der Spitäler, fo wie auch 
dafiir zu haften haben, daß die Knechte 
nicht unterwegs mit den Todten ver- 
weilen, und die Wägen felbft in voll: 
fommen guten Stand gefeßt und er— 
halten werden. (Hfdecr. vom 28. Dct,, 
fundg. in N. Defterr, vom 14. Nov. 
1790. Krop. Gef. Leopold 2. Bd. ©. 
160—162.) 

Leichenwägen. — Beftimmung 
der Stunde des Abfahrens 
derfelben aus dem Militär- 
und Eivil- Spitale. Ueber das 
von dem bierländigen f. £. General- 
Militär » Commando geftellte Anus 
hen, um Beflimmung gewiffer Stun— 
den zur Abführung der Leichen aus 
dem Militär-Spitale, und über die von 
dem hiefigen Stadt-Magiftrate ſowohl 
ald von dem Sanitätd-Magifter einge: 
langte Aeußerung, bat man es bei 
der ſchon durch diesfeitige Verordnung 
vom 24. Sept. 1803 Prot. 3. 11797 
feftgefeßten Ordnung, vermöge deren 
vom 1. April bis legten October, mit: 
bin durh 7 Monate, 3 Stunden, da— 
gegen aber durch die übrigen 5 Monate, 
nämlih vom 1. November biß legten 
März 2 Stunden nah Sonnenunter- 
gang der Leichenwagen fowohl aus 
dem allgem. Krankenhaufe, als auch 
dem. k. Militär-Spitale abfahren fol, 
um fo mehr zu belaffen befunden, als 
hiedurch die beabfihtigte Befeitigung 
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des eckelhaften Anblids und der Ge- 
fundheit nachtheiligen Ausdünftung 
der Leichen hinlänglich erreicht, hier— 
nächſt auch nicht wohl thunlich ift, eine 
der verfhiedenen Abftufungen im der 
Länge oder Kürze des ab= und zuneh— 
menden Tages genau anpafjende Stun: 
denabtheilung zur Wegſchaffung der 
Leichen aus dem Civil» und Militär: 
Spitale zu beftimmen. Died wurde der 
öconomifhen Krankenhaus = Direction 
in Berfolg der oberwähnten Verord— 
nung vom 24. Sept. 1803 mit dem 
Auftrage erinnert, wegen genauer Be- 
folgung deffen und Abführung der Lei— 
hen aus dem. Krankenhaufe zur be 
ftimmten Stunde bei eigener Dafürhaf- 
tung das Erforderliche vorzufehren. 
(Rggs. Decr. vom 16. Jänner 1805. 
Ferro's Sanit. Vdg. 2. Thl. ©. 315.) 

Leihenwägen. Nachdem feit einis 
ger Zeit derlinfug bei mehreren Stadt- 
und Borftadt- Pfarren neuerdings übers 
band genommen hat, daß die Todten- 
wägen die Leichname vor der verord« 
nungsmäßig beftimmten Zeit am Tage 
aufnehmen, damit durh die Straßen 
fahren, und jene fohin viel früher, ala 
es gejtattet ift, durch die Linien auf die 
Leichenhöfe bringen; fo ift darüber: daß 
feine Leichen von Seite der Pfarreien 
vor der gewöhnlih erlaubten Abend- 
ftunde aufgenommen und damit durch 
die Straßen gefahren werde, und über: 
haupt durch die Handhabung der dies: 
fall® unterm 30. Aug. 1793 bekannt 
gemachten a. h. Entſchließung, welche 
ausdrüclich feſtgeſetzt, daß die Leich— 
name in den Zodtenwagen erft zwei 
Stunden nah Sonnenuntergang, uns 
ter fonft ficher zu erfolgender Ahndung 
im Unterlaffungsfalle, zur Linie hin- 
ausgeführt werden dürfen, auf das 
forgfältigfte zu wachen. (Rggs. Eirc. 
vom 28. Dct. 1807. 3. 34831. Guld. 
©. V. 3. Bd. ©. 46.) 

— — aus den Todtenfammern. Es 


ift der Fall eingetreten, daß die in eini- 
gen Todtenfammern angehäuft gewer 
fenen Leichen ſehr fpät, umd zwar erft 
am dritten und vierten Tage nad) ihrer 
Einfegnung aus. denfelben abgeholt, 
und gegen alle Wohlanftändigkeit mit: 
telft eines Leiterwagens auf den Leis 
henhof gefchafft worden find. Um da- 
ber durh Einführung einer Gontrole 
ähnliche Anhäufungen der Leichen in 
den Todtenkammern für die Zukunft 
möglichft zu begegnen, wurde das erz- 
bifhöflihe Confiftorium angewiesen, 
nicht nur die fämmtlihen Pfarrer der 
Borftadtgründe zur fleißigen Nachſichts⸗ 
pflege, ob die eingefegneten Leichen 
ungefäumt, und zwar längftens in dem 
darauf folgenden Tage von den Tod» 
tenfammern in die Leichenhöfe gebracht 
werden, zu verhalten, fondern diefel- 
ben zugleich anzumeifen, täglich ein 
Berzeichniß über die eingefegneten Leis 
hen au die betreffende BolizeisBezirkö- 
Direction abzugeben, damit fodann die 
Linien» Wahpoften an eben diefe Be- 
zirks-Directionen nach der Lage der 
Pfarren ihre Rapporte über die hin- 
andgetragenen oder verführten Leichen 
einjenden, und die Bezirks-Directionen 
aus der Bergleihung diefer beiden Da- 
ten ſogleich die Neberzeugung erhalten 
fönnen, ob Leichen bei einer oder der 
anderen Pfarre liegen geblieben find, 
in welchem Falle fie die fchleunige Mit: 
. theilung der betreffenden Behörde zur 
Amtshandlung zu machen haben wer- 
den. Die Beförderung der eingefegne: 
ten Zeichen aus den Todtenfammern 
mittelft Leiterwägen in die Leichenhöfe 
läuft ‚allerdings gegen alle Wohlan- 
ftändigkeit, die eigentlich nur die Be- 
quemlichkeit der Todtengräber zu bezie- 
len fcheint, umd ſchon in Sanitäte- 
Rüdfihten niemals geduldet werden 
fan. Das erzbifhöflihe Eonfiftorium 
hat auch in diefer Hinfiht den Pfar- 
ern der Vorftadtgründe das Nöthige 
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mitzugeben, und fie zugleich anzumei- 
fen, auf die Befolgung der beftehenden 
Anordnung, vermöge welcher die Lei— 
chen entweder nur mittelft des gewöhn- 
lihen Leichenwagens in den Leichenhof 
geführt, oder aber von den eigens 
dazu beftellten Todtenträgern dahin 
getragen werden dürfen, auch ihrerfeits 
genaue Sorge zu tragen. (Rggs. Bdg. 
vom 11. Mai 1818 3. 31732. Guld. 
©. 2.5.83. ©. 56.) 

Leichenwägen dürfen nicht durch 
die ?. £. Burg fahren. (N. ö. Rage. 
Bdg. vom 9. März 1819. Krop. ©. 
©. 41. Bd. ©. 142.) 

— — Die Leihenwägen aus dem 
Krankenhanfe haben in den Monaten 
November, December, Jänner und Fer 
bruar nicht vor fieben Uhr, in den Mo— 
naten März, April, Mat und Dctober 
nicht vor 10 Uhr Abends, endlid in 
den Monaten Juni, Juli, Auguft und 
September nicht vor 12 Uhr Nachts 
auszufahren. (Bdg. der n. 6. Reg. v. 
6. September 1826 3: 42971, n. ©. 
Prov. G. ©. 8. Bd. Nr. 206.) 

Reierkaften, ſ. Bettelmufifan: 
ten, Mufifanten, Päfle- 

Leihamt, ſ. gr wir 

Reihanftalten, ſ. Berfagamt. 

— — für Mufitalien, ſ. Muſika— 
lien-Zeihanftalten. 

‚Reihbibliothefen. Normen bin- 
ſichtlich derErrichtung vonLeih— 
bibliotheken. Das Handelsminiſte— 
rium hat aus Anlaß vorgekommener 
Anfragen, ob und in wie fern bei den 
dermalen aufgehobenen Cenſur-Vor— 
ſchriften, die, bezüglich der Errichtung 
von Leihbibliotheken beſtehenden, von 
der aufgelösten Polizei- und Cenſur— 
hofftelle am 26. Jän. und 2. Sept. 
1811 vorgezeichneten Directiven noch 
ferner zu beobachten feien, anzuordnen 
befunden, daß bis zu der in Ausficht 
ftehenden Einführung eines neuen Ges 
werbsſyſtems, bezüglich der Errichtung 
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von Leihbibliotheken, folgende Beftim- 
mungen proviforifch ald Norm zu 
gelten haben: 

1. Die Leihbibliotheten find aus öf- 
fentlihen Polizei-Rückſichten auf Bes 
fugniffe befchränfte Unternehmungen, 
und können außer den Haupt» und 
Provinzialftädten nur in ſolchen Orten 
errichtet werden, wo landesfürftliche 
Behörden beftehen, damit fie von den 
legteren binfichtli ihres Betriebes ge- 
hörig überwacht werden können. 

2. Die Bewerber um Befugniffe zur 
Haltung einer Leihbibliothek müſſen 
das öffentliche Vertrauen genießen, li 
terarifch gebildet fein, einen moralifchen 
Character haben und in dem Drte felbft 
anfäffig fein, 

3. Bon dem, mit dem Erlaffe der 
aufgelösten Polizei- Hofftelle vom 26. 
Yan. 1811 angeordneten Erlage einer 
Caution und der Entrihtung einer, für 
Humanitäts-Zmwede beftimmten, jährli= 
hen Recognition hat es für die Zus 
kunft abzufommen; dagegen find fo- 
wohl die Inhaber der bereits beitehen- 
den Leihbibliothefen, als auch die Be 
fugnißwerber der Entrichtung einer an— 
gemeffenen Ermwerbfteuer zu unterzie- 
ben; Erfteren find überdies die einge- 
legten Cautionen, fo fern fie nicht etwa 
mit gerichtlichen Berboten belaftet find, 
zurückzuſtellen. 

4. Zur Ertheilung der Leihbiblio— 
theks⸗Befugniſſe werden die Länderftel- 
len ermächtiget. Diefelben haben über 
vorfommende Geſuche, unter Freilaf- 
fung des Recurfes an das Handelsmi— 
nifterium, von Fall zu Fall zu entfcheis 
den, und fi hiebei hinſichtlich der 
Nothwendigkeit oder Zuläffigkeit des 
Beſtandes einer Leihbibliothek die Be— 
ſtimmungen des Miniſterial-Erlaſſes 
vom 10. September 1848 3. 1086, 
genau gegenwärtig zu halten. (Erlaß 
des Handelsminift. v. 14. Febr. 1849 
an die Länderft. von Ober⸗ und Nied. 
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Defterreih, Böhmen, Mähren u. Schle⸗ 
fien, Galizien, Steiermark, Tirol, Illi⸗ 
rien, Dalmatien, und dem Küftenlande, 
dann an den Grafen von Montecuccoli 
in Mailand, R. ©. B. Nr. 130.) 

Zeihbibliothefen. Der fünfte Ab- 
fa der Minifterial » Berordnung vom 
14. Febr. 1849, welcher hinſichtlich 
der Beſtrafung der unbefugten Haltung 
von Leihbibliotheken auf den 8. 64 
2. Thls. St. G. hindeutet, wird dahin 
abgeändert, daß das unbefugte Halten 
von Leihbibliotheken nicht als ſchwere 
Polizei-Uebertretung, fondern als Ge⸗ 
werbs⸗Befugniß⸗Anmaßung zu behan— 
deln und zu beſtrafen iſt. (Erlaß des 
Handelsminiſt. vom 15. Nov. 1849. 
R. G. B. Nr. 24.) 

— — Das k.k. Handeldminifterium 
ſieht fi gemäß Decretes vom 15. Juni 
1. 3. 3. 2877 veranlaft, die Bewilli- 
gung zur Errichtung neuer Leihbiblio— 
thefen feiner eigenen, im Einverneh— 
men mit dem Minifterium des Innern 
zu faffenden Entfheidung vorzubehal- 
ten. Der Erlaf des Handeld-Minifte- 
riums vom 14. Febr. 1849, mit wel- 
chem das Berfahren bei Verleihung von 
Leihbibliotheks-Befugniſſen vorgezeich- 
net wurde, erhält demnach die Erläu- 
terung, daß in den Fällen; wenn an 
irgend einem Drte die Zahl der bereits 
beftehenden Leihbibliothefen vermehrt, 
oder eine derlei Anftalt an einem Drte, 
wo bisher noch Feine beftand, errichtet . 
werden will, hiezu die vorläufige Ge- 
nehmigung des Handeldminifteriums 
einzuholen ift. Zu der individuellen 
Verleihung auch der neu zu errichten- 
den Leihbibliothefs » Befugniffe bleiben 
die Länder⸗Chefs (refpective Kreis-Prä- 
fidenten) noch fernerhin ermächtiget. 
(Erlaß des mährifhen Statth. vom 
1. Juli 1850. L. ©. 2. für Mähren. 
Nr. 186. Berordnung der böhmifchen 
Statthalterei vom 3. Juli 150. 8. ©. 
B. Nr. 123, der o. d. Statth. vom 
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10. Yuli 1850 3. 14993. 8. ©..2. 
Nr. 323.) 

Leihbibliothefen. Das Handelsmi: 
nifterium bat laut Zufchrift vom 29. Juli 
1851 3. 4878/H. dem Minifterium des 


Innern anheimgeftellt, auf Errihtung 5 


von neuen Leihbibliotheken geftellte An— 
träge, im Falle fih Anftände dagegen er» 
heben, ohne vorläufige Rüdfpradhe mit 
dem Handelsminifterium zurüdzumei- 
fen, und nur jene Geſuche der bezeich- 
neten Art an das Handelsminifterium 
zu leiten, rüdfichtli deren vom poli« 


tifchen Standpuncte fein Bedenken ob» dä 


waltet, worüber ſich fonadh das Han- 
delsminifterium die Entfcheidung vom 
gewerblichen Standpuncte aus vorbe« 
halten hat. Das Minifterium des In— 
nern hat demnach unterm 12. Auguft 
1851 3. 3957 die Statthalterei ange: 
wiefen, bei Beurtheilung von Anträgen 
auf die Errichtung neuer Leihbibliothe- 
fen vorzugsweife die politifchen Inter 
effen im Auge zu behalten, und falle 
fich diesfalls fein Bedenken ergibt, die 
Verhandlung nit mehr wie bisher 
den Handelsminifterium, fondern zus 
nächſt ihm zur Entſcheidung vorzule- 
gen. (Vdg der n. ö. Statth. vom 20. 
Aug. 1851 3. 27773.). 

— — ſ. Buchhändler: Witwen, 
Mufifalien-Zeihanftalten. 

— — f. Leſe-Cabinette. 

Leimſiederei. Ueber eine kuͤrzlich 
angeſuchte Bewilligung zur Errichtung 
einer Leimſiederei inner den Linien 
Wiens hat die Regierung auszuſprechen 
befunden, daß wegen der, für die Be— 
wohner der Reſidenz beläſtigenden Be— 
ſchäftigung der Leimfiederei für die 
Zufunft weder ein neues Leimſiederei— 
Befugniß inner den Linien Wiens mehr 
verliehen, noch ein altes an Jemand 


Andern innerhalb der Linien mehr über: 


tragen werden folle, daher es bei dem 
mit Rggs. Vdg. vom 31. Det. 1807 
(j. Hemifche Producte) ausgefpro- 
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henen Berbote der Errichtung und 
Uebertragung von Leimfiederei-Befug- 
niffen fein Verbleiben und von Erftat« 
tung des mit diefer Berordnung abge 
forderten Berichtes künftig abzufommen 
at. (Bdg. der n. ö. Reg. vom 1. Juli 
1840 3. 33707. Prov. Prov. G. ©. 
22. Bd. Nr. 117.) 

BEN) f. Hemifche Pro: 
ducte. 

Leinwanddrucker-Stände, ſiehe 
Stände, 
— — f. Gewölbe: 


Leinweber, deren Gewerbsrechte, 
f. Weber. 

Leitern, an die Häufer angelehnte, 
müffen vor der Naht aus dem Wege 
geräumt werden. (Bol. Ord. für Mäh— 
ten vom 12. Juni 1786. Krop. Gef. 
3. 10. Bd. ©. 276.) 

Leiterwägen dürfen nicht durch die 
f. £. Burg fahren. (N. ö. Rggs. Vdg. 
vom 9. März 1819. Krop. Gef. Franz. 
41. Bd. ©. 142.) 

— — Beftimmungen binfichtlich des 
Einfahrens in die innere Stadt Wien 
f. Frachtwägen. 

Lemberg, Vorfchriften bei Baufüh- 
rungen, |. Bauführungen. (Bdg. v. 
29. Aug. 1834.) 

Leoniſche Geſpinnſtwaaren mit 
gutem Gold- und Fadenſilber zu ver— 
miſchen, iſt bei ſchwerer Strafe verbo— 
ten, die vom falſchen Maſivdrahte ge— 
machte, und andere vergoldete und ver— 
ſilberte leoniſche Arbeit iſt nicht anders 
als mit einem ſichtbaren Zeichen des 
Buchſtaben N einzuführen und zu ver: 
faufen. (Bat. vom 28. Sept. 1743. 
$. 8. Barth. H. u. ©. Gef. 6. Br. 
©. 450.) 

Leopoldordens = Zeichen nadzu- 
machen ift den Gold» und Silberarbei- 
tern verboten, fiehe Ordens:Decora: 
tionen, 

Keopoldftadt, Spital der barm- 
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herzigen Schweftern dafelbt, ſ. barm⸗ 
herzige Schweſtern. 

Leopoldſtadt, ſ. Armenarzt. 

— — Markt⸗Ordnung in Anſehung 
des Margarethen-⸗Marktes, ſ. Markt: 
Ordnung. 

—— Bei der bisherigen 
Uebung, wornach der Feſttag des heil. 
Leopold für die Provinz Oeſterreich als 
ein Normatag gefeiert wurde, hat es 
zu verbleiben, daher an demſelben auch 
keine öffentlichen muſikaliſchen Acade— 
mien zu welch immer für einem Zwecke 
Statt finden dürfe, da dieſe wohl für 
jeden Fall in die Claſſe von öffentli— 
hen Schauſpielen gehören (Hfkzl. D. 
vom 12. Oct. 1826, an die n. ö. Reg. 
Krop. ©, S. Bd. 52. Nr. 247. Vdg. 
der mn. d. Reg. vom 26. Det. 1826 
3. 53296, n. ö. Prov. ©. ©. 8. Thl. 
Nr. 247.) 

Le Roy-Tiuctur. Die fo heftig 
wirkende und darum für die menfchliche 
Gefundheit fo bedenkliche draftifhe Me- 
thode des Le Roy wird fo fehr und 
auch ohne einen ärztlichen Rath anges 
wendet, daß dies felbft die öffentliche 
und Amtliche Aufmerffamkeit in höhe: 
rem Maße in Anſpruch nimmt. Es ift 
zwar in dem bei Befanntmahung der 
Apotheker-Taxe eifloffenen Kreisfchreis 
ben vom 28. Juni 1822 3. 34168, 
nämlich im $. 6 unter 20 Reichsthalern 
Strafe den Materialiften und Gewürz: 
främern unterfagt, im Kleinen, kreu— 
jerz oder grofchenweife, die den Apo— 
thekern vorbehaltenen Arzneimittel, wo— 
bin auch die von Le Roy angeordneten 
Brech- und Purgirmittel gehören, zu 
verfaufen, und nad dem $. 7 dürfen 
auch die Apotheker, die in der Tax— 
Drdnung mit einem Kreuz bezeichneten 
ArzneirArtitel nur nach der ordentli- 
lihen Anordnung eines befugten Arz: 
tes und Wundarztes hintangeben, wo- 
hin der Brechweinftein, die Jalappa, 
welche nebft anderen draftifchen Mit- 
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teln in den Receyten des Le Roy ent⸗ 
halten ſind, gehören. Da die Erfah— 
rung lehrt, daß ein außerordentlicher 
Mißbrauch mit dieſen ſo bedenklichen 
Brech⸗ und Purgirmitteln geſchieht, ſo 
ift das öffentliche und Privat-Sani— 
tät3= Berfonale im Kreife, ſo wie die 
Apotheker, und zwar erftere (befon- 
ders das aufgeftellte Sanitäte - Perfo- 
nale) nicht allein zur ftrengen Aufſicht 
gegen die Uebertreter der angeführten 
Vorſchriften, vorzüglich hinſichtlich die- 
fer Urzneien zu verhalten, und den 
Apothekern, Materialiften und Ge— 
würzkrämern die diesfällige Strafbar- 
keit in Erinnerung zu bringen, fondern 
Herzte und Wundärzte find auch auf- 
zufordern, das Bublicum bei allen Ge- 
legenheiten vor der Gefahr zu warnen, 
welche ihrer Gefundheit und felbft: ih— 
rem Leben fo heftig wirkende Mittel 
früher oder fpäter verurfachen könnten. 
(Galiz. Gub. Bdg. vom 4. Febr. 1834 
3. 7369. Prov. ©. ©. für Galiz. v. 
3. 1834. Nr. 15.) 

Lefe-Gabinette. Da der Erfah: 
rung gemäß, die fogenannten Lefe-Cas 
binette, flatt einigen Nutzen zu fchaf- 
fen, vielmehr ſchädlich geworden find, 
fo haben Se. Majeftät zu befehlen 
gnädigft geruht, daß diefelben in den 
gefammten öfterr. Staaten von nun an 
ohne Weiteres eingeftellt werden follen. 
Diefer allerhöchſte Befehl wird alfo 
hiermit allgemein bekannt gemacht. 
(Hfd. an jammtl. Länderft. v. 3. Aug., 
fundgem. von der Landesreg. ob der 
Enns den 10., von dem böhm., dann 
mähr. fchlef. Land. Gubern., von der 
weftgaliz. Hofcomm. und dem Tiroler 
Land. Gub. am 14. Aug. 1798. Ip. 
Gef. Franz. 12. Bd. ©. 57 u. 58.) 

— — f. Zeihbibliothefen. 

Rettern. Da die Buchſtaben und 
Ziffern aus Holz oder Meffing zum 
Merken der Wäſche, Bücher 2c. in der 
Regel auch von den Modelftechesn ver⸗ 
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fertiget werden, ſo iſt die Erzeugung 
dieſer Merkwerkzeuge, fo wie das Form— 
und Modelſtechen, als eine freie Be— 
ſchäftigung zu betrachten, und als ſolche 
zu behandeln. Nur verfteht ſich hiebei, 
daß diefe Erzeugung nur auf das Ber- 
fertigen einzelner Buchſtaben oder Zif- 
fern, die in hölzerne Handgriffe einge- 
falzt werden, beſchränkt ift, und den 
Erzeugern nicht geftattet werden fann, 
in einen und denfelben Handgriff ein 
ganzes Wort, oder einen Saß zum Be: 
hufe des Abdrudes einzufalzen. (Vdg. 
der n. ö. Reg. vom 7. Dec. 1842 3. 
70744. Pv. ©. ©. 24. Bd. Nr. 232, 
ſ. Buchftaben.) 

Leutgebreht. Da man wahrge- 
nommen hat, daß die n. 6. Behörden 
das Normale v. 17. Aug. 1784 ver: 
fdieden auslegen und fich hiebei auf 
einzelne in Barticular: Fällen erfolgte 
Entfheidungen der vereinigten Hof: 
fanzlei und zwar auf die vom 6. Dec. 
1832, vom 12. Aug. 1842 und 21. 
San. 1845 berufen; fo findet die ver— 
einigte Hoffanzlei zur Behebung des 
hieraus ſich ergebenen ungleichförmi— 
gen Verfahrens, welches in Nieder: 
öfterreich bei Entfcheidungen in Bezug 
auf die den Unterthanen aus dem alt= 
herfömmlichen Leutgeben, und aus der 
Circeular- Verordnung vom 17. Auguft 
1784 zuftehenden Rechte Statt gefun- 
den hat, folgende Bemerkungen der 
Regierung zur Bekanntmachung an die 
untergeordneten Kreisämter zu ihrer 
Richtſchnur bei ihren Entfheidungen 
mitzutheilen. 

Es handelt fich in der vorliegenden 
Angelegenheit: 

1. Bon dem Ausſchanke des felbft 
erzeugten Weined von den Producen- 
ten und 

2. von dem landesverfaffungsmäßi- 
gen Reutgebrechte der Unterthanen. 

ad 1. In Folge a. h. Anordnung ift 
fhon am 17. Aug. 1784 allen Län— 
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derſtellen das Circular zur allgemeinen 
Kundmachung überſendet worden, daß 
jedem Unterthan die Freiheit gegeben 
werde, die von ihm ſelbſt erzeugten 
Lebensmittel, Wein und Obſtmoſt zu 
allen Zeiten des Jahres, wie, wann 
und in welchem Preife er will, zu ver: 
faufen oder auszuſchenken. 

In Folge einer weitern a. h. Ent» 
hließung vom 18. Aug. 1786 ift der 
Regierung mit dem Hoffanzleis-Decrete 
vom 21. Aug. 1786 erinnert worden, 
daß diefelbe irrig daran fei, wenn fie 
vermeine, daß den Gliedern in der 
Gemeinde Nußdorf bei Wie der Aus— 
Thank ihrer eigenen Fehfung nicht 
durh das ganze Jahr fondern nur 
wechfelweife zufteht, und die Regierung 
wurde in Gemäßheit diefes a. h. Be- 
fehls ausdrücklich zur allgemeinen 
Handhabung des diesfalld feftgefegten 
Normativs vom 17. Aug. 1784 ange: 
wiefen. Ä 

Mit der am 5. Nov. 1833 auf Ber: 
anlaffung des Einfchreitend der fleier- 
märfifhen Stände erfolgten a. h. Ent— 
ſchließung wurde indbefondere der An— 
trag genehmiget, daß es jedem Produs 
centen nach den Beftimmungen der Eir- 
cular-Berordnung vom 17. Aug. 1784 
frei gegeben fei, die Weine eigener 
Erzeugung zu allen Zeiten des Jahres 
frei auch am fiende Gäfte ohne eines 
eigenen förmlihen Ausfhante = Befug- 
niffes zu bedürfen, auszufchenten, wo» 
bei es der Landesſtelle überlaffen werde, 
rücfichtlich diefes freien Weinausſchan— 
kes eigener Erzeugung die erforderli- 
hen Polizei-Maßregeln zur Hintanhals 
tung von Unfügen zu treffen. Da diefe 
a. h. Entſchließung nur eine Erläute- 
rung des für alle Provinzen erlaffenen 
Normativs v. 17. Aug. 1784 ift, und 
fomit auch für Niederöfterreich die volle 
Anwendung findet, jo ergibt fih, daß 
den Weinerzeugern die Gelegenheit, den 
felbft erzeugten Wein aud im Wege 
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des Schankes abzufeken, nicht weiter 
beſchränkt werden dürfe, als es poli- 
zeilihe Rüdfichten erfordern, melde 
von der Staatöverwaltung im Intereffe 
der öffentlichen Sicherheit und Mora— 
lität nicht geringer beachtet werden fön- 
nen, als die Sorge für die Beförde- 
rung der landwirthſchaftlichen Produc- 
tion und des Abſatzes ihrer Erzeug- 
niffe. So wie daher in erfterer Bezie- 
hung dem Weinproducenten auch der 
Ausſchank feines Selbft » Erzeugniffes 
an fißende Gäfte zufteht, demfelben 
daher auch das Recht ein Zeichen die— 
ſes Ausſchankes ald Mittel zum Zwecke 
andzuftellen nicht verweigert werden 
kann; fo kann diefer Ausſchank des 
jelbfterzeugten Weines in der zweiten 
Beziehung nicht in ordentliche Wirths— 
häufer mit dem Befugniffe des Aus- 
fochens und Beherbergensd und in einen 
privilegirten Aufenthalt gefährlicher 
und fittenlofer Individuen ausarten; 
wie died insbefondere bei abfeitigen 
Häufern und Kellern der Fall fein 
würde. Es wird daher immer firenge 
Pfliht aud der Ortsobrigkeit bleiben, 
die erforderlichen Maßregeln zur Hintan— 
haltung von Unfügen bei dem Aus— 
ſchanke der felbft erzeugten Weine zu 
treffen, namentlih die Anzeige von 
dem ftattfindenden Schanke zu fordern, 
da der durch die a. h. Entſchließ. vom 
5. Nov. 1833 genehmigte hierortige 
Antrag nicht dahin gemeint war, und 
fein konnte, daß die Vorkehrungen 
gegen Mißbräuche diefes Ausſchankes 
nur allein von der Zandesftelle, und 
nicht auch von den Rocal-Polizei-Dbrig- 
feiten, welche für öffentliche Sicherheit 
und Sittlichkeit zu forgen haben, aus— 
gehen dürfen. Hiernach behebt fidh die 
mit dem Hoffanzlei= Decrete vom 10. 
März 1785 erfolgte Beſchränkung die: 
ſes Ausſchankes auf hausangefeffene 
Unterthanen und Ausfhliefung von 
Snwohnern, Weingartenpächtern, fo 
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wie auch die hie und da beſtehende 
Einſchränkung des Ausſchanks auf die 
inner den Gränzen der Gemeinde oder 
Herrfhaft befindlichen Weingärten als 
mit den erwähnten a. h. Entſchließun— 
gen nicht übereinftimmend zur Aufrecht: 
haltung nicht geeignet erſcheint. 

ad 2. Mit diefem dem Weinerzeu- 
ger nach der Rormalvorfchrift vom 17. 
Auguft 1784 zuftehenden Rechte des 
Ausſchankes feines felbft erzeugten 
Meines ift das Leutgeben, das der 
8.2, Titel 3 des tract. de jur. inc. 
den Unterthanen einräumt, nicht zu 
verwechfeln, diefes ift ein auf Her: 
fommen gegründetes, aber durch das- 
felbe auch befchränktes und als ſolches 
durch den Tractat beftätigtes Schanf- 
recht. Dasfelbe mag in manden Ge- 
meinden das durch dad Normale vom 
Jahre 1784 allgemein eingeführte Be- 
fugniß des Ausſchankes des felbft er- 
zeugten Weines umfaßt haben, allein 
dasfelbe war und ift von diefem Aus: 
ſchanke nah dem Normale 1784 fehr 
verfhieden, begreift nah dem alten 
Herfommen oft nicht blos den Aus» 
ſchank des Eigenbaues, fondern aud 
den Ausfhant erfaufter Weine und 
anderer Getränke, ift oft mit dem Aus- 
kochen verbunden, u. dgl. Ueber den 
Umfang oder die Grenzen der Leutgeb- 
fchaft des tract. d. j. i. fönnen, wie 
fammtlihe Behörden übereinftimmen, 
feine allgemeinen Vorſchriften ertheilt, 
fondern hierüber muß bei fich ergebenden 
Streitigkeiten nad dem erhobenen lang- 
wierigen Gebrauche entfchieden werden, 
denn der Tractat beftätigt nur den je 
den Orts langwierigen erfeffenen Ge— 
brauch im der Leutgebfhaft. Es ver: 
fteht fih übrigens von feldft, daß auch 
diefer herkömmliche Leutgebſchank bei 
feiner Ausübung der Polizei» Aufficht 
unterworfen ift. (Hfkzl. Dec. vom 28. 
Nov. 1845. Krop. ©. ©. 3. 1845. 
Nr. 160.) 
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Leveferlu. Da ſeit einiger Zeit 
von der gemeinen Volksclaſſe das 
Kartenfpiel Leveferln oder 
Ramfhen genannt, gefpielt wird, 
welches in feine» Wefenheit dem ver- 
botenen Zwicfpiele ſehr ähnlich, und 
bei welchem johin auch das allgemeine 
Kriterium der Hazardfpiele vorhanden 
ift, wornach der Gewinn oder Verluft 
vom bloßen Zufalle, und nicht von der 
Geſchicklichkeit des Spielers abhängt, 
fo fieht fi die Landesftelle veranlaßt, 
mit Genehmigung der Hoffanzlei zu 
beftimmen, daß genanntes Kartenfpiel 
unter jene Hazardfpiele zu zählen fei, 
gegen welche nad der Regierungs-Ver⸗ 
ordnung v. 4. April 1821 3. 12789 
die Beitimmungen des Strafgefeßbu- 
ches Statt finden. (Hfkzl. D. v. 30. 
Jän. 1826 3. 3058, ob der ennſiſch. 
Rggs. Vdg. vom 14. Febr. 1826 3. 
3504. Prov. G. ©. für Db. Defterr. 
vom 3. 1826. Lütz. 2. Th. ©. 392.) 

Leyerkäften, ſ. Leierfäften. 

Licenzen auf Bier- und Wirthe- 
häufer im Prater, ſ. Prater. 
Bettelmufifanten, Fia— 
fer, Kleinfuhrleute, Lohnkutſcher, 
Stellfuhren. 

Licht, mit freiem, darf Niemand 
Hausböden, Scheuern, Stallungen, 
Bebhältniffe von Holz, Kohlen, Stroh, 
Heu, Flachs, Beh, Wachs, Unſchlitt, 
Hack- und Holzſpäne 2c. betreten, ſiehe 
Feuerlöſch⸗Ordnung. 

— — freies, während der Markt— 
zeit in Markthütten zu unterhalten ift 
verboten, ſ. Feuerlöſch-Ordnung. 

Lichtfreunde, ſ. Deutſchkatho—⸗ 
liken. 

Lichtherde, ſ. Bauordnung für 
Böhmen $. 56. 

Lichtmeßſpiel ift verboten, ſiehe 
Bafchingbegraben. 

ieitationen. Zu Folge a. h. Ent: 
ſchließung vom 28. April 1838 wurde 
zur Befeitigung nadhtheiliger Berabre- 


— 
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dungen bei öffentlichen Verſteigerungen 
erklärt: Verträge, wodurch Jemand 
bei einer von was immer für einer Be— 
hörde veranjtalteten öffentlihen Ber- 
fteigerung als Mitbieter nicht zu er- 
feinen, oder nur bis zu einem be- 
flimmten Preife oder fonft nur nad 
einem gegebenen Maßſtabe oder gar 
nicht mitzubieten verſpräche, find un- 
giltig, und auf-die für die Erfüllung 
diefes Verſprechens zugefiherten Be— 
träge, Geſchenke oder andere Bortheile 
findet fein Klagerecht Statt. Hinficht- 
lich Desjenigen, was dafür wirklich be- 
zahlt oder übergeben worden ift, ‚hat 
die Anordnung des $. 1174 des a. b. 
G. B. ihre Anwendung. Auch kann die 
Biltigkeit der Verfteigerung aus dem 
Grunde einer folden unerlaubten Ber- 
abredung nicht angefochten werden. 
(Hfkzl. D. v. 8. Juni 1838 3. 12593. 
Kundm. der n. ö, Reg. vom 14. Juni 
1838 3. 34440. Kin. ©. V. 3. 1838 
3. 41.) 

Licitationen. Die Juftize Behörden 
find nur zur Bewilligung und Abhal— 
tung der im $. 2 der Licitationd-Drd- 
nung vom 15. Juli 1786 und dem Hof- 
decrete vom 13. Juli 1789 (3. ©. ©., 
3. 1032) genannten Berfteigerungen 
ald „gerichtlichen“ competent; alle 
übrigen ftehen den politifchen Behör- 
den ausſchließlich und zwar dergeitalt 
zu, daß es nicht von der Willkür der 
Parteien abhängt, die freiwilligen Ber- 
fteigerungen bei den politifchen oder 
bei den Juftiz » Behörden anzufuchen. 
(Hffzl. Deer. vom 18. Jän. 1847, an 
das ka k. Tiroler Land. Gub. Pol. ©. 
75. Bd. Nr. 7.) 

— — Die mit der Durhführung 
der Preß-Drdnung beauftragten Mini« 
fterien des Innern und der Juſtiz, 
dann die oberfte Polizei» Behörde, fin— 
den binfihtlih der Behandlung 
von Drudihriften ftrafbaren 
Inhalts und folder, welde 
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durch befondere Berfügungen 
verboten wurden, endlich anſtö— 
Biger und unfittliher Kunftge- 
genffände und Sachen bei öf- 
fentliden Berfteigerungen Fol- 
gendes zu beſtimmen: 

1. Alle Druckſchriften, auf welde 
fi die Preß- Ordnung vom 27. Mai 
1852 bezieht ($. 1) und deren Verbreis 
tung al® eine Preß = Uebertretung er- 
klärt wurde ($. 24), find von der Aus- 
bietung und Veräußerung bei öffentli- 
hen Berfteigerungen ausgefchloffen. 

2. Die Behörden, welche derlei Ver— 
fteigerungen vornehmen, werden ange: 
wiefen, den mit Aufrechthaltung der 
öffentlihen Drdnung und Sicherheit 
betrauten Iandesfürjtlihen Behörden 
Berzeichniffe der zur Verfteigerung be- 
ftimmten Drudfchriften rechtzeitig mit- 
zutheilen. 

3. Die von der Teßtgenannten Ber 
hörde als zur öffentlichen Feilbietung 
nicht geeignet erfannten Drucdfchriften 
find hiezu nicht zuzulaffen. 

4. Wegen der weiteren Behandlung 
der verbotenen oder ftrafbaren Drud- 
ſchriften, die von der öffentlichen Ber- 
fteigerung ausgefchloffen wurden, find 
die Vorſchriften der Preß-Ordnung zu 
beobachten. 

5. Die anderweitigen bei Verlaſ— 
ſenſchaften vorfindigen anftößigen 
oder unfittlihen Gemälde, Zeichnuns 
gen und Kunftgegenftände, oder mit 
derlei Malereien oder Zeichnungen ver: 
zierten Sachen, dürfen nie öffent- 
lich verkauft oder zum Verkaufe 
ausgeboten werden. (PVdng. der 
Minifterien des Innern, der Juſtiz 
und der oberften Polizei: Behörde vom 
26. April 1853, wirffam für das ganze 
Reich, mit Ausnahme der Militärs 
Grenze.) 

Liritationen dürfen an Sonn- ind 
Feiertagen nicht abgehalten werden, ſ. 
Sonn: u. Feiertagsheiligung. 
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Licitationen, ſ. Berfagamt. 

Liechtenftein, Fürft von, unter- 
fteht der Gerichtsbarkeit des Oberft- 
bofmarfchall-Amtes, ſ. Hofmarſchall⸗ 
Amt. 

Lieder. Die Polizei-Behörden ſollen 
von Zeit zu Zeit die Marktſtände, Lä— 
den und Wohnungen der Liederhändler 
durchſuchen, die ſchon gedruckten anſtö— 
Bigen oder unſittlichen Lieder, wie auch 
Aberglauben verbreitende und unſchick— 
liche Eleine Gebete, wenn fie dergleis 
hen vorfinden, in Beſchlag nehmen, 
und die Anzeige dem Kreisamte machen. 
(Hfd. vom 1. Sept. 1804. Krop. Gef. 
Franz. 19. Bd. ©. 304.) 

— — f. Bilderhandel : Befug- 
niffe, Bettelmufifanten, Volks— 
fängergefellfchaften. 

Liederliche Dirnen, ſ. Abfchie- 
bung. 

— — f. Freudenmädchen. 

Lieferungen (Herariale). Die Eon- 
trabenten derfelben follen wegen ver: 
fuchter Beftehung der Beamten nebft 
der gefeglihen Strafe auch noch von 
allen Aerarial-Contracten ausgeſchloſ— 
fen werden. (Hfd. vom 5. Jän. 1812. 
Borſchitzky Hdb. ©. 73.) 

— — f. Liritationen. 

Linien Wiens. Es dürfen auch fer- 
nerhin bei den Linien Wiend weder 
Fracht: noch Marktfuhren vor Sonnen: 
aufgang und nad Sonnenuntergang 
herein» oder binausgelaffen werden, 
weil nad der Aeußerung der Gefälld- 
Dehörde bei der Nacht oder auch nur 
bei der Dämmerung, feine entfprechende 
Beihau vorgenommen werden könnte. 
Alle Reifenden jedoh, fie mögen mit 
was immer für Gelegenheiten kommen 
oder abreifen, müffen zu jeder Stunde 
hereins oder hinaudgelaffen werden. 
Uebrigend macht es der Andrang des 
Fuhrwerkes an der Tabor-Kinie befon- 
derd an Markttagen nothwendig, daß, 
um Unordnungen und Hemmung ber 
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Paſſage hintan zu Halten, feine Markt- 
fuhren von 10 Uhr Abends angefan- 
gen bis 4 Uhr Morgens über die 
große Donaubrücke hereingelaffen wer, 
den, welche Anordnung von dem dort 
aufgeftellten Polizei-Poſten mit Hilfe 
der Militär » Wahe handzuhaben if. 
(Bdg. der n. ö. Reg. vom 24. Jän. 
1828 3. 3386. Prov. ©. S. Bd. 10. 
Nr. 19.) 

Linien Wiens. In Folge einer mit 
der Cameral-Bezirks- Verwaltung ger 
pflogenen Verhandlung werden nunmehr 
die Gehthore der Linien Wiens bis 
12 Uhr Nachts geöffnet bleiben. (Deer. 
der Pol. Dir. vom 7. Zuli 1852 3. 
13225/3208.) 

— — Bauführungen an den Linien 
Wiens, f. Bauführungen, Bau- 
ordnung für Wien $. 11, Banver: 
bot, Fortificatorifher Rayon, Li: 
nienwall. 

— — ſ. Ständchen. 

Linienmauern, aus den in Wien, 
Steine auszugraben, ift ftrenge zu be- 
ftrafen. (Hfd. vom 8. März 1787. Kp. 
Gef. Joſ. 13. Bd. ©. 258.) 

Linien-Paffirfheine, ſ. Paffir- 

eine. 

Linien: Paffirung von Seite des 
Militärs. Das Wiener Pla-Commando 
machte an die Polizei- Ober - Direction 
diesfalls die Eröffnung, daß ſämmt— 
lihe allhier befindliche Truppen er- 
neuert angemiefen worden find, daß 
feinem Soldaten erlaubt ift, über die 
Linien Wiens zu paffiren, wenn er fidh 
nicht mit einem Linienpaß feines Herrn 
Gompagnie=- Commandanten oder fon- 
ftigem legalen Documente auszuweiſen 
vermag. Sollte demnadh ein oder der 
andere Soldat, ohne Unterjchied der 
Truppengattung, der beftehenden Bor: 
fhrift gemäß, ohne fich gehörig ausge 
wiefen zit haben, die Linien paffiren 
wollen, fo wäre folder ohne weiters 
zurücdzumeifen. Wenn fich wider alles 
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Bermuthen der Fall ereignen follte, daß 
jedoch einer diefer Weifung nicht Folge 
leiften wollte, fo ift ſolcher zu arreti» 
ren, und nicht zu feinem Regimente, 
Bataillon oder Branche, fondern mit- 
telft Speeis facti von der Linie aus an 
die nächfte Militärwache zu übergeben, 
wovon jedoch diefes Platz- Commando 
fogleich zu verftändigen ift. (Note des 
Dr. Plaß- Commando vom 24. Mai 
1823 3. 1840.) 
Linien-Polizeiwache foll ein ge- 
naues Augenmerk auf bedenkliche oder 
verdächtige Individuen, welche die Li— 
nien paffiren, richten; jedoch ift hierin 
mit gehöriger Umficht vorzugehen, da- 
mit nicht unbefangene Spaziergänger 
angehalten werden. (Polbfft. Weif. an 
die Pol. Ob. Dir. v. 30. Apr. 1824.) 
— — 68 ift bereits wiederholt der 
Fall vorgefommen, daß einpaffirende 
Fremde, die ihre Kleiderbündel oder 
fonftigen Gegenftände der Linien-Boli- 
zeiwache zur einftweiligen Aufbewah- 
rung übergeben, und foldye fpäter nicht 
wieder abgeholt haben, ohne daß dies- 
falls von Seite der Linienwache die 
fogleihe Meldung an die betreffende 
Polizei⸗Bezirks-Direction gemacht wor: 
den ift. Die Linienwache hat fih zwar 
in feinem Falle damit zu begnügen, 
dag Paffanten, welche fih nicht auszu— 
weifen vermögen, gleichſam pfandweife 
bis zur Beibringung der Ausweife ihre 
Effecten deponiren, fondern es find ' 
derlei ausweislofe oder fonft bedenf- 
lihe Ankömmlinge ohne weiters zur 
betreffenden Bezirks » Direction zu ftels 
len, wenn aber auch aus irgend einem 
zuläffigen Grunde Effeeten bei der Li— 
nienwache hinterlegt werden wollen, fo 
fteht es diefer keineswegs zu, ſolche 
Depofita für fih zu übernehmen, und 
zurücdzubehalten. Ueber Auftrag der 
h. Bolizei=- Hofftelle werden daher die 
Bezirks» Directionen angewiefen, und 
ftrenge dafür verantwortlih gemacht, 
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die Linienwad - Sommandanten geeig- 
net zu belehren und zu verhalten, daß 
fie alle derlei deposita von Fall zu 
Fall unverzüglih an die Bezirks - Di- 
rectionen abliefern, wornach diefelben, 
in fo fern nicht eine andere unmittelbare 
Verfügung dur die beftehenden Bor- 
ſchriften dem Umftande geboten er- 
fheint, gleichfall® ohne Verzug dem 
Anzeigeamte diefer Polizei- Ober» Di- 
rection einzufenden find. (Eirc. der ?. £. 
Pol. Ob. Dir. vom 22. Febr. 1842 
3. 2676.) 

Linien-Polizeiwache. Eine der 
wichtigften Dienftleiftungen der Linien- 
poſten ift die Abweifung und in ange- 
zeigten Fällen auch die Anhaltung von 
ſolchen Leuten, die überhaupt bedent- 
li find, oder die nach ihrer Beſchäfti— 
gung, Berufe oder Lebensweiſe in der 
Refidenz gar Nichts zu thun haben; 
fondern fih nur zu gefährlichen Sub- 
jecten entwideln können. Die Ber 
zirkäleiter werden von nun an für die 
zwecdmäßige Einrichtung und Durd- 
führung des Liniendienfte® nah den 
obigen Andeutungen verantwortlich ges 
macht, haben bei den Linien-Comman- 
danten fogleih die Dienftbücher einzu: 
führen, worin täglid die Erfolge des 
Liniendienſtes erfichtlih gemacht wer: 
den. (Decr. der k. k. Stdthptmfhft. v. 
“11. Jän. 1851 3. 576.) 

Linienwall. Innerhalb des Linien- 
walles 12 Klafter, und außerhalb 100 
Klafter von der Linienwall-Mauer ent 
fernt, darf fein Bau, felbft nicht die 
Aufftellung bewegliher Einfriedungen 
Statt finden. (Bdg. v. 27. Jän. 1718 
und 5. Mai 1799, f. Fortificatori: 
ſcher Rayon.) 

— — Da es ſich öfter ereignet, daß 
die hiefigen Liniengräben theild durch 
ordentlihe Steigwege, theils durch 
Leitern überftiegen wurden; fo wird 
verordnet, daß Diejenigen, welche ſich 
grkühnen, über die Linien zu fteigen, 
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nicht nur angehalten, fondern auch 
noch ernſtgemeſſen beftraft werden fol- 
len. (Bat. vom 13. Nov. 1773. Krop. 
Gef. Mar. Theref. 10. Bd. S. 208. 
Erneuert mit Hfd. vom 28. Sept. u. 
9. Rov. 1786, fundgem. am 21. Nov. 
1786.) 

Linienwall. Aus Anlaß mehrerer 
vorgefommenen Falle, daß eine Bezirks— 
Direction die Ueberfteigung des Linien- 
walled als Polizeivergehen im Sinne 
der hohen Regierungd=-Berordnung vom 
21. Nov. 1786 mit einer Geldftrafe 
von 1 fl. EM. belegte, wird den Be- 
zirfö-Directionen zur ferneren Darnach— 
achtung in Erinnerung gebradt, daß 
diefed DBergehen in das Bereich der 
Cameral⸗Bezirks-⸗Verwaltung für Wien 
einfhlägt, und nad dem $. 463 des 
Strafgeſetzes über Gefälld-Uebertretune 
gen von diefer Behörde mit 2—10 fl. 
zu beftrafen ift. (Eirc. der E. k. Bol. 
Ob. Dir. v. 24. Det. 1839 3. 2330.) 

— — Bauführungen in der Ge 
gend desfelben, f. Bauordnung für 
Wien $. 11. 

— — Bauführungen außerhalb 
denfelben, f. Banführungen, Bau: 
verbot, Fortificatorifcher Rayon. 

Linienwall- Pächter, ſiehe Aſſi— 
ſtenz. 

Liqueur, ſ. Roſoglio. 

Liqueur⸗Erzeugung, |. Brannt⸗ 
wein. 

Liſte der verwieſenen und abge— 
ſchafften Fremden, ſ. Fremde. 

Literariſches Eigenthum, deſſen 
Schutz, ſ. — 

Literariſche Erzeugniſſe, ſiehe 
Nachdruck. 

Lithographie, ſ. Privilegien. 

Lithographiſche Anſtalten, dür- 
fen nur die auf eigene Rechnung auf— 
gelegten Werke in einem öffentlichen 
Gewölbe verkaufen, ſ. Muſikalien. 

— — deren Ueberwachung betref— 
fend, ſ. Steindrucker. 


Lithographifche Preffen. 


Lithographifche Preſſen, Bedin- 
gungen zur Bewilligung derfelben für 
Baumwolle und GSeidendruder, fiehe 
Preſſen. 

Livree-Berzierungen, dazu dürs 
fen feine Stidereien gewählt werden, 
welche die Staats - Uniform auszeich— 
nen. (Hfkzl. D. vom 30. Mai 1816.) 

— — Mehrere Jäger, die in Dien- 
ften bei Privat» PBerfonen ftehen, er- 
feinen mit ſolchen Livree» Derzierun« 
gen, welche fie der Uniform des Gene— 
ral= Quartiermeifterftabes fehr ähnlich 
machen. Diefe Verzierungen beftehen in 
ſchwarzen Krägen und Auffchlägen, auf 
grünen Röden, weißen Beinkleidern, 
goldenen Hutfhlingen mit ſchwarzen 
Eocarden, durhaus grünen Federbü— 
Then, goldenen Kuppeln mit dunkelgrü— 
nen oder blauen Streifen, und goldenen 
Port d'Epées. Da nun foldhe Livreen, 
die nur in der Nähe für das erfannt 
werden können, den Soldaten in und 
außer dem Dienfte, fo wie das Publi- 
cum über die Würde der Perfon täu- 
fen, und bereit zu manchen unanges 
nehmen Borfällen Anlaß gegeben ha— 
ben, und da die Mißbräuche der dem 
Militär beftimmten Unterfheidungs- 
Ehrenzeichen nicht länger geftattet wer— 
den können, fo hat die Landesſtelle 
nit nur feldft dafür zu forgen, ſon— 
dern auch die Polizei Direction auf 
merffam zu machen, damit das Obbes 
rührte von den Livreen abgefhafft 
werde. (Hfd. vom 5. März, fundgem. 
von der Landesreg. ob der Enns den 
13., in Nied. Defterr. den 15. März 
1803. Krop. Gef. Franz. 17. Bd. ©. 
100 u. 101, f. Bediente.) 

Local: Augenfcheine, bei Abtheis 
lungen von Baugründen, fiehe Ban: 
Augenfheins-Gebühren. 

Local: Augenfchein bei Baufüh- 
zungen, f. Ban: Augenfheins:Ge: 
bühren. 

Local⸗Commiſſion bei Baulichkei- 

Baleiäty, Handb. d. Pol, Gef. IL 
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ten in der Nähe eines k. k. Hofgartend 
oder Schloffes, |. Bauordnung für 
Wien $. 10, Bauverbot, Hofgar- 
ten, Schloßhauptmannfchaft. 

Zocomotive. Siherheits:Maf- 
regeln gegen die Gefahr der 
Erplofionen bei den Dampf 
mafdhinen. Se. f. f. Majeftät haben 
mit a. 5. Entfchliefung vom 8. Febr. 
1840 die Herabfegung des bei den 
Proben der Locomotiv-Dampfkeffel, zur 
Verhütung der Gefahren bei Anwen: 
dung der Dampf: Mafhinen bisher 
gleichfalld angewandten dreifahen Dru⸗ 
es auf eine zweifache Belaftung uns 
ter folgenden Vorfihtsmaßregeln aller: 
gnädigft zu genehmigen geruht. 

1. Nahdem von der betreffenden 
Eifenbahn » Direction oder von den 
Eigenthümern der Locomotive die 
höchſte Dampfipannung angegeben wor« 
den ift, welche jedesmal in Keffel Statt 
finden foll, müffen die vorhandenen, 
zum Niederdrüden oder gleichfam zur 
Belaftung der Sicherheits-Ventile dies 
nenden Federn und Federwagen fo eins 
gerichtet werden, daß fie mit Rückſicht 
auf den ohnehin vorhandenen Drud 
der Atmofphäre keinen dieſes Marimum 
überfteigenden Druck auf die Sicher 
heits-Bentile geftatten. Soll alfo z. 8. 
der Dampf im Keffel beim Gebraudhe 
der Locomotive höchſtens und niemals 
mehr ald 50 Pfund über den gewöhns 
lihen Luftdrud auf jeden Quadrat: 
Zoll betragen, fo dürfen auch die er 
dern, welde entweder unmittelbar oder 
mittelft eines Hebeld auf die Sicher- 
heitd-Bentile drüden, keinen größern 
Druck oder feine größere Spannung 
geftatten, als daß auf jeden Quadrats 
Zoll des betreffenden Ventild ein dis 
recter Druck von höchſtens 50 Pfund 
entfällt, indem ohnehin nod außerdem 
der Drud der Atmofphäre vorhanden 
ift. Bei der auf die vorgefchriebene 
Weife vorzunehmenden Probe ift 

22 
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dann das eine Bentil zu befeftigen, da- 
gegen das andere fo zu belaffen, daß 
ohne Rüdfiht auf den Druck der At: 
mofphäre für jeden Quadrat-Zoll ein 
Drud von zweimal 50 oder von 100 
Pfund entfallt. 

2. Bleibt der Eigenthümer oder die 
betreffende Eifenbahn » Direction dafür 
ftrenge verantwortlih, daß weder in 
den bei der Probe vorhanden geweſe— 
nen Hebeln noch Federwagen u. dal. 
irgend eine Aenderung vorgenommen 
werde, wodurch es den Mafchinenfüh- 
tern jemals möglich werde, den Dampf 
im Keffel höher zu fpannen, als bei 
der Probe angegeben, und wofür die 
Keffelprobe vorgenommen wurde. 

3. Eben fo wird es den Eigenthü— 
mern oder der befreffenden Eifenbahn- 
Direction zur Pflicht gemacht, ald Ma- 
fchinen- Führer nur folde Individuen 
zu verwenden, welche nicht blos durch 
die hiezu nöthigen Kenntniffe, fondern 
auch durch ein jolides, befonnenes und 
Zutrauen erwedendes Betragen in je- 
der Hinficht volle Beruhigung gewäh- 
ren, fo wie fie auch fireng verpflichtet 
ift, auf jeden Keffel befonders in Be- 
ziehung auf feine durch den längeren 
Gebrauch erfolgte Benükung ein wach— 
fames Auge zu haben, und Alles auf- 
zubieten, was zur Hintanhaltung von 
Unglüdsfällen, die aus einer durch zu 
lange fortgefegten Gebrauch erfolgten 
Beihädigung oder Schwähung des 
Keſſels möglicherweife entftehen könn— 
ten, beizutragen vermag. (Hfkzl. D. v. 
28. Febr. 1840 3. 4696, an ſämmtl. 
Länderft. Vdg. dern. ö. Meg. vom 3. 
März 1840 3. 15652, der ob d. ennf. 
Neg. v. 2. Apr. 3. 7868; das fteierm. 
Bub. vom 28. März 3. 4324; das 
Zirol, Gub. vom 26. März 3. 6765; 
das Laib. Gub. vom 2. Apr. 3.6685; 
das mähr. fhlef. Gub. vom 18. März 
3. 10764; das böhm. Gub. vom 28. 
März: 3. 15006; das galiz. Gub. v. 
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24. April 1840 3. 18993. Bol. ©. 
©. 68. Bd. Nr. 27.) 

Locomotive, Nach $. 21 der Eifen- 
bahn-Betriebs-Drdnung vom 16. Nov. 
1851 dürfen die auf Eifenbahnen zu 
verwendenden Locomotiven erft dann in 
Betrieb gefeßt werden, nachdem fie der 
technifch-polizeilihen Prüfung von einer 
Commiffion und in Folge diefer für zu— 
läffig erkannt worden find. Die hier 
vorgefchriebene Prüfung ift eigentlich 
eine auf der Bahn felbft vorzuneh- 
mende Berwendungsprobe, bei welcher 
es Aufgabe der Commiſſion fein wird, 
zu unterfuchen: ob der Bau der Loco— 
motive die gefahrlofe Befahrung der 
Bahn, für weldhe fie beftimmt ift, ge: 
ftatte, zu erheben, ob nicht einzelne, 
für die Sicherheit nothwendig erkannte 
BeftandtHeile ganz fehlen u.f.f. Diefer 
Commiſſion wird es daher auch oblie- 
gen, ſich zu überzeugen, ob die Keffel- 
probe, welche nach der beftehenden Bor- 
fhrift bereits bei der Verfertigung des 
Keffeld vor deffen Verwendung zur 
Locomotive Platz zu greifen hat, be 
reits mit gutem Erfolge Statt gefun: 
den habe, worüber ein Gertificat der 
Commiffion vorzulegen ift. Um num 
diefe Beftimmungen des $. 21 ala we- 
fentlihe Bürgfchaft für die Sicherheit 
fo ſchnell als möglich zu realifiren, 
wird über Einfchreiten des Handelsmi— 
nifteriums v. 4. Juni 1852 3. 11135 
die Mitwirkung der k. k. Statthalterei 
auf nachfolgende Weife in Anfprud 
genommen: 

Der Zufammentritt der in $. 21 der 
Eifenbahn-Betrieb3-Drdnung beftellten 
Commiſſion ift jedesmal erforderlich, 
fo oft eine neue Locomotive auf einer 
Bahnſtrecke des Reiches in Berwendung 
kommen fol, Die Betriebs - Direction 
der fraglichen Eifegbahnftrede, gleich: 
viel ob die Directbn eine landesfürft- 
liche ift, oder einer Privat-Geſellſchaft 
unterfieht, wird ſich in einem ſolchen 
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alle an die Statthalterei um Delegi— 
rung eined Abgeordneten, fo wie des 
von der politifhen Behörde zu wäh- 
lenden Technikers wenden, und dafür 
forgen, daß der ald Gommiffionsglied 
zu fungiren habende Beamte der Ge— 
neral = Infpection rechtzeitig von dem 
Eommiffiondtage verftändigt werde. Es 
erſcheint demnach am zwedmäßigften, 
wenn ſowohl der bei den Berwendungs- 
Prüfungen der Locomotive interveni- 
rende Beamte der Sicherheitd-Behörde 
als aud der von der letzteren beizuzie— 
bende Techniker mit Beachtung der 
Tauglichkeit zum beabfichligten Zwecke 
für einen gewiffen Zeitraum im vorbin- 
ein benannt werden. Diefelben find 
dann nebſt ihren etwaigen Erſatzmän— 
nern als ftändige Mitglieder der Com— 
miffion der betreffenden Eifenbahn:Di- 
rection befannt zu machen. (Erl. des 
Min, des Inn. vom 21. Juni 1852 
Dec. der n. ö. Statth. v. 3, Juli 1852 
3. 22101.) 

Locomotive, Sicherheitsmaßregeln 
gegen die Gefahr der Exploſionen bei 
Dampfkeſſeln, ſ. Dampfkeſſel. 

— — deren Prüfung, ſ. Eiſen— 
bahn-Betriebs-Ordnung 8. 21. 

— — ſ. Dampfkeſſel. 

— — ſ. Eiſenbahnen. 

Lotomotivführer, deſſen Eigen- 
ſchaften betreffend, ſ. Dampfkeſſel. 
(Bdg. vom 31. Aug. 1844 $. 14.) 

Lohn der Dienftboten, ſ. Verjäh— 


rung. 

Lohnbediente, f. Dienftboten: 
Ordnung für Wien, Anhang $. 1 
bis 13. 

Lohnfuhren, Beitrafung der Ver: 
tihtung von Lohnfuhren ohne Licenz, 
f. Kleinfuhrlente. 

Lohnfuhrwerk. Das k. k. Hans 
delsminiſterium hat unterm 27. Jän, 
1853 3. 572 einverſtändlich mit der 
k. k. oberften Polizei:Behörde eröffnet, 
daß in Folge des von dem genannten 
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Minifterium in einem früheren Erlaffe 
vom 9. Nov. 1852 3. S606 ale Re 
gel audgefprohenen Grundfakes der 
Gompetenz der Gewerbö-Behörde erfter 
Inftanz zur Berleihung von Transport- 
gewerben, auch die Verleihung 
von Licenzen für Fiaker und 
Seffelträger vom Br. Magi« 
ftrate und nicht von der Polizei— 
Direction auszugeben habe. 
Er wird hiebei abermals auf das be— 
reits in dem Statthalterei-Erlaſſe vom 
6. Nov. 1852 3. 39446, (f. Stell: 
fuhr=Licenz) betreffend die Compe— 
ten; zur Verleihung von Stell» und 
Kleinfuhrwerks » Licenzen angeordnete 
ftete Einvernehmen mit der Po— 
lizei-Behörde bei der Ertheilung 
ſolcher durch die polizeiliche Unbedenk— 
lichkeit der Bewerber bedingter Eoncef- 
fionen bingewiefen, und insbefondere 
hinſichtlich der Fiaker dem weite 
ren Inhalte des oben erwähnten Mini- 
fterial» Erlaffes gemäß beigefügt, daß 
die Bewerbungen um Fiaker-Licenzen 
vorerſt durch die Polizei-Direction mit 
Rückſicht auf Tauglichkeit und Ber: 
trauungswürdigkeit des Bewerbers und 
mit Rücdfiht auf die Intereffen des 
Publicums zu würdigen, daher die Ge— 
fuche, falls fie nicht unmittelbar bei der 
Polizei » Direction eingebracht worden 
wären, fofort an diefe zur nächſten 
Würdigung zu leiten find, daß gegen 
den Antrag der Polizei» Direction eine 
Verleihung nicht zu erfolgen habe, wohl 
aber deren Antrag auf Berleihung mög: 
lichſt zu berückfichtigen fei. (Dec. der 
n. d. Statth. vom 11. Febr. 1853 3. 
3915. Pol. Dir. 3. 3023/563.) 
Lohnfuhrwerk. Als die höchfte 
unüberfteiglihe Gefammtzahl der neu 
errichteten einfpäannigen Kohn 
fuhrwerke wird die Zahl von 360 
mit dem Bemerken feftgefeßt, daß nach 
Ergänzung derfelben mit Feiner neuen 
Befugniß = Verleihung in fo lange vor 
22° 
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zugeben ift, als nicht eine oder die ans 
dere erlofchen wäre, oder fi) mit der 
Zeit ein höheres Bedürfniß heraus— 
ftellen follte, worüber Beriht an die 
Statthalterei zu erftatten ift. (Dec. der 
k. k. n. 0. Gtatth. v. 26. Det. 1852 
3- 36707.) 

Lohnfuhrwerk. — Formular 
einer Betriebs-Licenz für ein 
fpänniges’vierrädriges Lohn— 
fuhrwerk Nr. . .. 

Dem gebürtig von 
Land .... Jahre alt, in 
wohnhaft, wird auf fein Anfuchen das 
Befugniß ertheilt, mit dem wie oben 
nummeritten vwierrädrigen, mit Einem 
Pferde bejpannten Fuhrwerfe, vom 
heutigen Datum an inner und außer: 
halb der Linien Wiens unter den nach— 
folgenden ausdrüdlihen Bedingungen 
zu fahren: 

1. Daß er den mittelft Verordnung 
vom 4. Nov. 1852 3. 86056 beftimms 
ten Aufſchlag monatlih mit Einem 
Gulden 30 fr. C. M., und die Plaß- 
reinigungsgebühr mit 6 fr. C. M., zus 
fammen mit 1 fl. 36 fr. C. M. läng- 
ftens am 15. Tage eines jeden Mona— 
tes bei Bermeidung der mit Verord— 
nung vom 15. März 1841 3. 49494 
angeordneten Wagenfperre und weite 
rer Erecution an das magiftratifche 
Oberkammeramt abführe und fih aud 
der Erwerbfteuer » Entrihtung unter- 
ziehe. 

2. Daß er diefe Kicenz entweder 
jelbft betreibe, oder aber unter feiner 
perfünlichen Berantwortlichkeit, durch 
einen ordentlichen, der Polizei - Direc- 
tion vorgeftellten, und von derfelben 
tauglich befundenen, mit der vorge— 
ſchriebenen Bollete verfehenen Kutfcher 
betreiben laſſe. 

3. Daß ſtets nur die von der k.k. 
Polizei = Direction genehmigten Fahr: 
preife verlangt, und die diesfällige ge- 
drucdte Fahrtaxe in jedem Wagen zur 
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Einſicht für die Fahrenden bereit ge— 
halten werde. 

4. Daß die mit fortlaufenden Num— 
mern bezeichneten Wägen ſich nur an 
den ihnen angewieſenen Staudpläßen 
aufhalten, und der Kutfcher, wenn er 
den Wagen leer zurüdführt, die Vor— 
übergehenden nicht um eine Fuhr an- 
ſpreche. 

5. Daß ſich kein einfpänniger Lohn⸗ 

wagen während der Theaterftunde am 
Franzensplake (inneren Hofburgplag) 
aufftelle, weder in den Schweizerhof, 
noch zum Eingange in das k. k. Hof- 
Dperntheater auf der Kärnthnerthor- 
Baftei fahre, auh am Franzensplatze 
Paffagiere weder aufnehme noch ab- 
etze. 
* Daß er bei Vermeidung der mit 
Verordnung vom 9. October 1848 3. 
47446 feftgefeßte Geldftrafe von 3 fl. 
C. M. den zum Fahren beftimmten 
Wagen beim Oberfammeramte numme— 
riren laffe, nie mit einem nicht num— 
merirten- Wagen oder mit mehreren 
Wägen gleiher Nummer fahre, und 
überhaupt alle beftehenden, auf Lohn— 
fuhrwerke bezüglichen Vorſchriften auf 
das Genaueſte befolgt. 

Gegenwärtige Licenz darf an einen 
Dritten weder veräußert noch ausge— 
liehen, es darf auf dieſelbe weder ein 
Geld aufgenommen noch dargeliehen, 
fie kann aber entweder ganz aufgege 
ben, oder auf eine beftimmte Zeit un- 
ter Beobachtung der bei andern Lohn- 
fuhrwerken eingeführten Weblichkeiten 
ausgefeßt werden. 

Stadiplatz: 

Vom Magiftrate der k. k. Haupt⸗ 
u. Reſidenzſtadt Wien, den... 

Lohnfuhrwerk, ſ. Cabfuhrwerke. 

Lohnkutſcher ſind wider die unbe— 
fugten Beeinträchtigungen, die ihnen 
von Andern geſchehen, zu ſchützen. 
Gfkzl. Vog. vom 11. Februar 1775. 
Barth. H. u. ©. Gef. 5. Bd. ©. 331.) 
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Lohnkutſcher. Denfelben ift bedeu- 
tet, daß ihr Begehren, daß die Zahl 
der Lohnwägen beftimmt werden möge, 
nicht bewilliget werden könne, weil fi 
der eigentlihe Maßſtab hiezu nicht 
wohl finden läßt, und fih die Sade 
nah den Bedürfniffen des Publicums, 
und der MWohlfeilheit der Fourage von 
felbft in eine Art von Gleihgewicht zu 
fegen pflegt. (Rggs. Vdg. vom 5. Mai 
1792. Barth. H. u. ©. Gef. 7. Br. 
©. 473.) 

— — Nahdem die Borftadt- 
Lohnkutſcher keineswegs nur auf 
die Stadt und die Borftädte Wiens be- 
ſchränkt find, fo kann felben nicht ver- 
wehrt werden, von der Nußdorfer oder 
einer andern Linie Wiend (um Leute 
allenfall® in die Stadt hinein, oder 
weiter hinaus in die nahe liegenden 
Ortſchaften zu führen) mit ihren Wägen 
ftehen zu laffen. (Rggs. Vdg. vom 30. 
Sept. 1794. Barth. H. u. ©. Gef. 
7.32. ©. 473.) 

— — lieber eine von zwei Fiafern 
in der Leopoldftadt bei der dortigen 
k. k. Bolizei-Bezirtd-Direction gemachte 
Anzeige, daß ein Gefellfhaftsmagen 
eined Stadt: Lohnkutfchers in der Leo» 
poldftadt, um Lohnfuhrwerk zu verrich- 
ten, aufgeftellt fei, wurde den Anzeig- 
legern die Affiftenz gegeben, und ſo— 
dann der Wagen zu diefer Direction 
und fodann zum Lohnwagenamt ge 
führt. Ueber die fodann in diefer An— 
gelegenheit gepflogenen Unterſuchun— 
gen hat die Randesftelle mit Beſcheid 
vom 27. Det. d. 3. 3. 59508 ander 
bedeutet, daß, nachdem aus den Erhe- 
bungen hervorgehe, daß der Stadt: 
Lohnkutfher mit den beanftändeten 
fehsfigigen Wagen nur eine Familie 
nad Döbling führen wollte, diefer Wa- 
gen nicht ftellfuhrartig benützt wurde, 
auch nicht nach Art der Stellmägen be- 
zeichnet war, und den Stadt-Xohnfut- 
fern die Führung fehsfigiger Wägen 
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nicht verwehrt fei, die Erhebungen le— 
diglih zur Nachricht genommen wers 
den, wornad gegen den Stadt: Lohn: 
kutſcher Nichts verfügt werden konnte. 
Aus diefer Entfheidung geht nun her— 
vor, daß fein Stadt-Lohnkutſcher we- 
gen Fuhren mit einem Gefellfchafts- 
wagen beirret werden fönne, wenn 
felber nicht erwiefener Maßen Stell- 
fuhrwer? mit denfelben verrichte. Da 
nun diefes leicht an Ort und Stelle im 
Falle einer Anzeige unterfucht werden 
kann, jo wurde die k. k. Bolizei-Dber: 
Direction erfucht, die unterftehenden 
f. k. Bezirks-Directionen anzuweifen, 
in ähnlichen Fällen wie der vorlie- 
gende und überhaupt in jedem, wo 
das Stellfuhrwerk nicht erwiefen  ift, 
die angefuchte Aſſiſtenz zu verweigern, 
damit nicht die Gewerbsleute ohne hin» 
reihenden Grund in der Ausübung 
ihrer Rechte gefährdet werden. (Note 
des Wr. Magifte. v. 16. Nov. 1832, 
an die f, k. Bol. Ob. Dir. Cire, der 
Bol. Ob. Dir. vom 3. Decemb. 1832. 
3. 230.) 

Lohnkutſcher. Den Wr. Stadt: 
Lohnkutfchern wird das Befugniß er: 
theilt, gegen genaue Beobachtung der 
beftehenden Polizei- und Paß-Vorſchrif— 
ten auch weiter als 4 Meilen von Wien 
zu fahren und ſich aller Gattungen Wa— 
gen und Geſchirre bedienen zu dürfen. 
(GHfkzl. D. v. 26. März 1833 3. 6674. 
Rggs. Circ. vom 9. April 1833. 8. 
19395. Pv. G. S. 15. Bd. J. 1833. 
Nr. 69.) 

— — Die Uebertretungen der Lohn» 
kutſcher, Kleinfuhrleute und ihrer 
Knete als folder, in fo fern fie dem 
polizeilichen Wirkungsfreife zugewiefen 
find, dürfen nicht mehr dem Lohnkut— 
fheramte der Polizei- Ober - Direction 
angezeigt werden, fondern find von den 
Bezirks» Directionen felbft und unmit- 
telbar in Verhandlung zu nehmen, ſo— 
hin aber die Unterſuchungs-Operate der 
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Polizei: Ober Direction zur weiteren 
Beranlaffung im gewöhnlichen Wege 
vorzulegen. (Dec. der Pol. Db. Dir, 
vom 19. Febr. 1834 3. 1481/320.) 

Lohnkutſcher. Wenn ein Lohnwa- 
genzInhaber, er mag Wagen-Eigenthü— 
mer oder Knecht fein, der zuftändigen Ge— 
richts-Behörde wegen einer Hebertretung 
entweder perfönlich überliefert oder zur 
Amtshandlung auf freiem Fuße ange— 
zeigt wird, fo ift die Gerichte Behörde 
anzugehen, das NRefultat der Unterfu- 
hung der Polizei Ober» Direction zur 
gewöhnlichen Bormerkung mitzutheilen. 
(Dec. der Bol. Ob. Dir. v. 19. Det. 
1844 3. 392. L. A.) 

— — Auf die Anfrage: ob (Stadt: 
Lohnkutfcher auch mit Borftadt- Lohn: 
wagen= oder was das nämliche ift mit 
Fiaker-Licenzen betheilt werden können 
und dürfen, wird erwidert, daß, da 
der Inhaber zweier folder nach der 
Ausübungsart verfchiedener Berechti— 
gungen ohnehin an die für jede beſon— 
ders beſtehenden Vorſchriften gebunden 
iſt, und da weiters den Fiakern (Vor: 
ftadt-Lohnmwagen) derzeit auch Stadt- 
Lohnwagen-Licenzen audgefertigt wer— 
den dürfen, kein Grund vorhanden 
ſein, den Stadt-Lohnkutſchern die Be— 
theilung mit Fiaker-Licenzen gegen 
pünctliche Beobachtung der für dieſe 
beſtehenden Vorſchriften zu verſagen. 
(Vdg. der n. ö. Reg. vom 21. Mai 
1835 3. 25973. Pr. ©. ©. 17. Bd. 
Nr. 168.) 

— — Ein mit dem ordnungsmäßi- 
gen Befugniffe verfehener Lohnkutſcher 
darf, wenn er in einem fremden Orte 
mit Reifenden anlangt, nicht gehindert 
werden, die fih ihm ergebenden Par- 
teien nah jedem belichigen Orte 
zu befördern, umd es find die an dem 
einen oder dem andern Orte beftehen- 
den vorfchriftswidrigen Befchränkfungen, 
wornach die mit Reifenden ankommen— 
den fremden Lohnkutſcher neue Reifende 
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zur Weiterbeförderung nicht annehmen 
dürfen, oder nur eine bejtimmte Zeit 
zum Behufe der Aufnahme der Reifen: 
den im Orte geduldet werden u. dal. 
überall abzuftellen. (Hftzt. D. vom 10. 
Sept. 1835 3. 23438. Vdg. dern. ö. 
Reg. v. 10. Det. 1835 3. 53075, des 
böhm. Gub. vom 30. Sept. 1835 8. 
47114, des galiz. Gub. v. 14. Det. 
1835 3. 59151, n. ö. böhm. u. galiz. 
Prov. G. ©. v. J. 1835. Nr. 308, 
321 u. 228.) 

Lohnkutſcher. Ueber die zur Sprache 
gefommene Frage, ob zur Erlangung 
einer Stadt-Lohnkutſcher-Licenz die ges 
burtdsobrigkeitlihe Entlaffung und An: 
ſäſſigmachung im Orte der Gewerbsver— 
leihung nothwendig fei, findet die Regie- 
rung mit Rückſicht aufdie zur Erlangung 
derlei Licenzen vorgefchriebenen Bedin- 
gungen und aus Eonferiptiong-Rüdfich- 
ten diefe Frage bejahend zu beantworten, 
wornach fih in Zukunft zu benehmen 
ift. (Bdg. der n. 6. Reg. vom 9. Sept. 
1840 3. 46611. Pr. ©. ©. 22. Br. 
Nr. 158.) 

— — wegen Behebung der Paſſir— 
fheine, f. Landkutſcher. 

— — Die Verleihung der Licenzen 
für Fiaker in Wien hat vom Magiftrate 
auszugehen, f. Lohnfuhrwerk. 

— — Competenz der Bolizeis Ber 
börde bei Verleihung der Transport» 
Gewerbe, f. Lohnfuhrwerk, Stell: 
fuhr⸗Licenz. 

— — und ihre Knechte müſſen mit 
legalen Reiſe-Legitimationen verſehen 
fein, ſ. Päſſe. (Bdg. vom 29. Juli 
1852.) 

— — ſ. Cabfuhrwerk, Fiafer, 
Kleinfuhrleute, Lohnwagen: Amt, 
Lohnwagen-Amtsgefäll, Poft. 

Lohnkutfcher- Amt. Die Bezirke: 
Direction. hat in jedem Falle, wo fie 
mit einem Lohnkutſcher, Kleinfuhrmann 
oder Knecht entweder die Unterfuchung 
nach dem Strafgefeße förmlich abführt 
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oder auch eine correctionelle Verhand- 
lung pflegt, von der Uebertretung und 
der verhängten Strafe dem Lohnkut— 
fher-Amte die Anzeige zu machen, wel- 
ches auf dem kürzeſten und einfachften 
Wege gefhehen kann. (Eirc. der k. k. 
Bol. Ob. Dir, vom 16. Jänner 1836 
3. 125/20.) 

Lohnkutſcher-Ordnung für Wien 
vom 29. Nov. 1765. Krop. Gef. Mar. 
Ther. 4. Bd. ©. 521. (Die Beftim- 
mungen derfelben find durch fpätere 
Berordnungen theild aufgehoben, theils 
wefentlich modificirt worden.) 

— — für die Provincial- 
Hauptftadt Graz. 

1. Abſchnitt. Berehtigung zu 
diefem Gewerbe.) 

$. 1. Die Ausübung des Lohnkut— 
fher = Gewerbes ift nur den Befikern 
von Berfonalbefugniffen und ihren Wit: 
wen, dann Jenen geftattet, die zum 
felbftftandigen Betriebe einer verfäuf: 
lihen Gerechtfame die obrigkeitliche Be- 
willigung erhalten haben. 

$. 2. Diefe Bewilligung ertheilt 
über Einvernehmen der k. k. Polizei: 
Direction der Magiftrat, dem auch die 
Gewerböverleihung in erjter Inſtanz 
zufteht. 

8. 3. Es ift den zu diefem Gewerbe 
Berechtigten freigeftellt, fo viele Knechte 
Wagen und Pferde zu halten, als fie 
zu ihrem Betriebe vortheilhaft finden, 
auch können fie ihr Fuhrwerk ſowohl 
in der Stadt, als unter genauer Bes 
obadhtung der polizeilihen Paßvor— 
fhriften über Land ausüben, doch dir: 
fen fie die Grenze des Befugniffes, je 
nachdem dasfelbe zum Einſpännig- oder 
Zweifpännig » Fahren, berechtiget, nicht 
überfchreiten. 

8. 4. Fremden Lohnkutfchern, die 
bier verweilen, und nicht etwa die hier: 
her geführten Parteien vertragsmäßig 
auch hier auf beſtimmte Zeit zu bedie- 
nen haben, bleibt das Fuhrwerken in 
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der Stadt und deren Umgebung unter— 
fagt, dagegen ift es ihnen unbenommen, 
ſich für die Rückfahrt oder für entfern- 
tere Reifen um Parteien zu bewerben. 

8.5. Jede unbefugte Ausübung des 
Rohnkutfcher = Gewerbes, fo wie die 
Ueberſchreitung der in den $$. 3 und 4 
angedeuteten Grenzen, ift ald eine Ge: 
werbeftörung von dem Magiftrate und 
zwar das erfte Mal mit einer Geldftrafe 
von fünf bis fünf und zwanzig Gulden 
W. W., oder Urreft von drei bis vier- 
zehn Tage zu ahnden. Im Wiederho- 
lungsfalle wird diefe Strafe verdoppelt 
und bei noch weiterer Betretung auf 
Berluft von Wagen und Pferden zu er: 
feunen fein. 

1. Abſchnitt (won den Ver— 
pflidtungen der Lohnkutſcher). 

a) Numerirung der Wagen und 
Standörter derſelben. 

8.6. Bei den Fahrten innerhalb der 
Linien und in den Umgebungen Graz 
haben ſich die Lohnkutſcher gehörig nu— 
merirter Wagen zu bedienen. 

$. 7. Die Bezeichnung bat in der 
Art zu gefchehen, daß die Nummer, 
welche die k. k. Polizei= Direction dem 
Lohnkutſcher beftimmt, und die für alle 
Wagen desfelben zu gelten hat, beim 
erften Anblicke auch für einen entfernt 
Stehenden lesbar fei. Zu diefem Ende 
ift die Nummer cechts und links dann 
an der Rückfeite des Wagens anzu— 
bringen. 

$. 8. Damit aber folhe Wägen zu 
weiteren Fahrten auch ohne Nummern 
verwendet werden können, wird die 
Numerirung mittelft blechener an den 
Wägen feſtzuheftender Täfelchen geſtat— 
tet. Dieſelben ſind nach dem bei der 
k. k. Polizei-Direction befindlichen Mus 
ſter einzurichten. 

8. 9. Die k. k. Polizei-Direction 
wird einzelnen verläßlichen Lohnkut- 
ſchern die Bewilligung ertheilen, Hono— 
ratioren füt den Stadtgebrauch auf 
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Berlangen auch Wagen ohne Nummern 
beizuftellen. Bei wahrgenommenem 
Mißbrauche werden fie diefer Begünfti- 
gung wieder verluftig. 

8. 10, Die vorgehenden Beſtimmun— 
gen gelten auch von Schlitten, welche 
nebftbei mit Schellenfränzen verfehen 
fein müffen. 

$. 11. Die Bequemlichkeit des Pu— 
blicums fo wie der eigene Vortheil der 
Lohnkutſcher erheifchen e8, daß diefelben, 
wenn fie unbefchäftigt find, fich mit ih- 
ten befpannten Wägen auf öffentlichen 
Plätzen aufftellen. 

8. 12. Diefe Standpläße find: fir 
die zweifpännigen Wagen 

a) der Hauptwachplaß, 

b) Safominiplag und 

ce) der Murvorftadtplaß; für die ein— 
fpannigen Wagen 

a) der Carmeliterplaß, 

b) der Landplaß und 

ce) der Grießplatz. 

8. 13. Die Art der Aufftellung, die 
Anzahl der Wägen und die in Anfe- 
hung der Pläße unter den Lohnkutſchern 
zu beobachtende Abwechslung beftimmt 
die k. k. Polizei » Direction. Ihr liegt 
e8 au ob, zur Marktzeit oder wenn 
es fonft die Nothwendigkeit oder beffere 
Bedienung ded Publicumsd erfordert, 
für die Anweifung anderer Standörter 
Sorge zu tragen. 

8. 14. Jeder Lohnkutſcher ift fchul- 
dig, auf dem ihm von Zeit zu Zeit an- 
gewiefenen Blabe zu ftehen, feine Pferde 
nicht zu verlaffen, fid ruhig und an- 
ftändig zu verhalten, und am Stand- 
orte die ihn treffende Reihe zu beobach— 
ten. Eine Rangordnung, wodurch die 
Parteien in der Wahl der am Plake 
wartenden Wägen befchränft würden, 
findet nicht Statt. 

$. 15. Wegen übler Witterung find 
die Lohnkutſcher nicht befugt, ihre 
Standörter zu verlaffen; nur bei hefti- 
gen Regengüffen wird es ihnen geftat- 
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tet, nach Hauſe zu fahren, um daſelbſt 
die etwaigen Beſtellungen zu erwarten. 
Auch zur Mittagszeit ſollen auf jedem 
Standplatze wenigſtens zwei Wagen 
aufgeſtellt ſein, wofür unter eigener 
Dafürhaftung der Innungsvorſteher die 
Lohnkutſcher ein gegenſeitiges Einver— 
ſtändniß zu pflegen haben. 

8.16. Auf den Standplätzen darf 
die Fütterung der Pferde nur mittelft 
der Futterſäcke und nicht in den Futter: 
truhen oder mit Heu gefchehen. Auch 
dürfen dafelbft nur numerirte Wägen 
ericheinen, und es hat die Polizeiwache 
jeden unbezeichneten Wagen fogleich ab» 
zufchaffen. 

b) Unklaghafte Bedienung 
des Bublicume. 

$. 17. Mit dem Antritte des Gewer« 
be3 übernimmt der Lohnkutſcher die 
Berpflihtung zur unklaghaften Bedie- 
nung ded Publicums. Er kann zwar 
feinen Betrieb für immer oder nur zeit» 
weilig einftellen, in diefem Falle ift er 
verbunden, hiervon fogleich bei der k. k. 
Polizei = Direction die Anzeige zu er— 
ftatten. 

8. 18. Jeder Lohnkutſcher ift, aus— 
genommen bei erwiefener Unthunlichkeit, 
fhuldig, zu allen Jahreszeiten, bei Tag 
und Nacht, im guten wie im fchlimmen 
Wetter die von den Parteien verlang- 
ten Fuhren zu leiten. Jede unftatthafte 
Weigerung oder Nichtzuhaltung bereits 
angenommener Beftellungen unterwirft 
ihn der im $. 35 feſtgeſetzten Strafe. 

8. 19. Bei diefem Bergehen ift es 
als ein befonders erfchwerender Umftand 
anzufehen, wenn es fich um die fchleu- 
nige Herbeiholung einer Arztlichen oder 
fonftigen Hilfe handelte, und dem Lohn 
futfcher diefer Zweck bekannt gegeben 
wurde. 

8. 20. Die Lohnkutſcher follen fi 
übertriebene Forderungen nicht erlau— 
ben. Unfügen diefer Art hat die k. k. 
Polizei⸗Direction zu fteuern ; auch wird 
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fie berechtiget, wenn es die Umftände 
bei befonderen Anläffen erfordern foll- 
ten, für beftimmte Fahrten die Preife 
feftzufeßen, und die dagegen Handeln: 
den zur Strafe zu ziehen. Unverhält- 
nigmäßigen Preiserhöhungen wird üb- 
rigens, wenn die gelinderen Mittel 
fruchtlo8 bleiben, auch durch Erthei- 
lung neuer Perſonal-Befugniſſe entge- 
genzumirfen fein. 

8.21. Sämmtlihen Lohnkutſchern 
und ihren Knechten wird ein anftändis 
ges und höfliches Betragen gegen die 
Parteien zur Pfliht gemacht; es fol 
daher jedes rohe und ungeftüme Beneh— 
men, fo wie jede mwörtliche oder gar 
thätlihe Beleidigung an den Schuld» 
tragenden empfindlich geahndet werden. 

$. 22. Nach jedesmaligem Ausſtei— 
gen einer Partei hat der Lohnkutſcher 
oder Knecht den Wagen genau zu uns 
terfuhen und die in demfelben etwa 
vorgefundenen Gegenftände ungefäumt 
der k. k. Polizei » Direction zu über: 
geben. 

ec) PBerhütungen von Un: 
glüdsfällen und Beſchädigun— 
gen. 

8. 23. Es ift die Pflicht jedes Lohn— 
kutſchers, Pferde, Wagen und Gefchirr 
immer im guten, jichern Zuftande zu 
erhalten. Im Unterlaffungsfalle ift er 
ftrafbar, und für den Schaden verant- 
wortlid. 

$. 24. Bei der Aufnahme eines 
Knechtes ift jeder Lohnwagensd-Inhaber 
nach Vorfchrift des St. ©. B. verbuns 
den, für denfelben bei der ff. Polizei- 
Direct. die Dienftbollete zu löfen. Diefe 
Bollete ift nach dem Austritte ded Knech— 
tes fogleih dem Amte zurückzuſtellen. 

$. 25. Der biöher oft vorgefommene 
Unfug, einzelne Fuhren aushilfeweife 
duch dienftlofe Knechte (fogenannte 
Baloten), durch Buben oder andere der 
Polizei nicht vorgeftellte Individuen 
verrichten zu laffen, ift durchaus nicht 
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zu dulden, ſondern ebenfalls nach dem 
St. G. zu beſtrafen. 

$. 26. Uebrigens find dieſe Dienſt— 
bolleten immer auf dem Namen des 
neuen Dienſtherrn zu löſen, und haben 
daher die Bolleten der Knechte aus 
früheren Dienſten keine Giltigkeit. 

8.27. Das Verbot des ſchnellen und 
unvorfihtigen Fahrend und des Gte- 
henlaſſens der Wagen, fo wie die auf 
diefe Uebertretung feftgefeßte Strafe ift 
in dem St. ©. B. enthalten. 

$. 28. Um in Anfehung des Schnell: 
fahrens umd des unbefonnenen Borfah- 
rend eine noch nähere Richtfchnur zu 
beflimmen, wird angeordnet, daß bei 
der Ausfahrt aus den Häufern, bei der 
Einfahrt in diefelben, fo wie bei der 
Aus: und Einfahrt einer Gaffe dann 
unter einem größeren Andrange des 
Publicums nur im Schritte, fonft aber 
im mittelmäßigen Zrabe gefahren wer» 
den dürfe. 

$. 29. Den in der Fahrbahn befind- 
lihen Perfonen bat der Kutfcher laut 
zuzurufen. Sollte er hierdurch das 
Ausweichen nicht bewirken, fo hat er 
feine Pferde fogleih einzuhalten, und 
im Schritte vorüberzufahren. 

8. 30. Kein Kutfcher darf, um eine 
Partei eins oder ausſteigen zu laffen, 
in der Mitte der Gaffe ftille halten, 
fondern er hat ſich in der Nähe des 
Hauſes, doch fo aufzuftellen, daß auch 
die Fußgeher nicht gehindert werden. 
Daß über die Trottoird nicht gefahren 
werden dürfe, verfteht ſich von felbft. 

$. 31. Das Schnalzen, Jauchzen 
und fonftige Lärmen bleibt unterfagt, 
auch ift das Tabafrauchen beim Fahren 
in den Gaffen der Stadt und der. Bor: 
ftädte verboten, und außerdem auf der 
Straße nur mit Genehmigung der Bar- 
tei zuläffig. 

$. 32. Die Trunkenheit ift auch dann, 
wenn fein Unglück daraus erfolgt ift, 
an den Schuldtragenden zu beftrafen. 
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$. 33. Rüdfihtlih der Vorkehrun⸗ 
gen zur Vermeidung der Feuersgefahr 
wird auf die Anordnungen des St. ©. 
B. fo wie wegen der bei ausgebroche— 
nem Brande zu leiftenden Hilfe auf die 
beftehende Feuerlöfhordnung vom 20. 
November 1822 hingemwiefen. 

II. Abſchnitt (vom der Beftra- 
fung der Lebertreter und dem 
Berfahren hierbei). 

$. 34. Die Uebertretungen der in 
dem vorftehenden Abfchnitte enthalte: 
nen Beftimmungen find infofern fie 
fih nit zur Behandlung nad dem II. 
Theile des St. ©. B. eignen, als ein» 
fache Polizeivergehen zu beftrafen. 

$. 35. Als Strafe wird im Allge: 
meinen für die Gewerbsinhaber bei der 
erften Uebertretung ein Pönfall von 5 
bis 25 fl. W. W. oder Arreſt von 24 
Stunden bis zu 8 Tagen, für die 
Knechte eben fo langer Arreft oder för: 
perlihe Züchtigung bis auf 10 Streiche 
feitgefeßt. Bei weiterer Wiederholung 
ift die Strafe angemeffen zu erhöhen, 
doch darf das Doppelte des obigen 
Straf Auantums nicht überfchritten 
weıden. 

$. 36. Das Verfahren bei diefem 
Vergehen ift ſummariſch, und fteht in 
erſter Inftanz der k. k. Polizei: Direct. 
ausſchließlich zu. 

$. 37. Gegen das Erkenntniß der: 
jelben ift der Recurs und Gnadenweg 
an die Randesftelle offen, derjelbe muß 
im Befhwerungsfalle von dem Beichul- 
digten gleich bei der Kundmachung an— 
getreten, und feine Gegenäußerung 
mündlich zu Protocoll gegeben werden. 

8. 38. Gegen jene Straferfenntniffe, 
welche die Landesitelle beftätigt oder 
gemildert hat, findet fein Recurs mehr 
Platz. 

8. 39. Die Geldſtrafen, welche übri— 
gens den Stadtarmen zu Gute kommen, 
find bei der k. k. Polizei-Direction ſo— 
gleich zu erlegen, und daſelbſt bis zur 
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allfälligen Entſcheidung des Recurfes 
in Berwahrung zu behalten. Wenn auf 
förperlihe Strafen erfannt wurde, fo 
wird es die Pflicht der k. k. Polizei: 
Direction fein, ſolche Vorkehrungen zu 
treffen, damit der Hebertreter während 
der Recurs-Verhandlung fich der ihn 
treffenden Beftrafung nicht entziebe. 

IV. Abfhnitt (von dem Ber- 
fahren bei Streitigkeiten). 

8.40. Wenn von Parteien oder 
Lohnkutſchern bei der k. k. Polizei-Di- 
rection Klagen angebracht werden, die 
nicht in einem in diefer Lohnkutſcher— 
Drdnung bezeichneten Vergeben ihren 
alleinigen Grund haben, und wo es ſich 
um Auslegung von Verträgen, Beweis 
durch Urkunden, Beftimmung des Schas 
denerfaßes u. f. w. handelt, fo ift es 
vor Allem Pflicht diefer Behörde, die 
Zuftandebringung eines Vergleiches zu 
verfuchen. 

$. 41. Schlägt dieſer Verfuch fehl, 
fo find die Parteien an den Eivilrichter 
zu verweifen. Hierbei wird jedoch zu 
erwägen fein, ob nicht abgefehen von 
dem Rechtsſtreite, etwa eine polizeiliche 
Beftrafung, 3. B. $. 18, einzutreten 
babe. 

$. 42. Mit diefer Lohnkutſcherord— 
nung, welche von der k. k. Bolizei-Di- 
rection unentgeltlich vertheilt wird, muß 
jeder Lohnwagen:Inhaber zu Haufe bei 
Strafe von 5 fl. W. W. verfehen fein. 
(Circ. des fteierm. Gub. v. 24. April 
1833 3. 908. Zeitfhr. für 6. N. 
3. 1833. N. B. ©. 188 big 192.) 

Lohnſtreitigkeiten, ſ. Dienft: 
boten. 

Lohnwagenamt. Mit Regierungs— 
Decret v. 1. Juni 1842 3. 32245 iſt 
dem Magijtrate befannt gemacht wor— 
den, daß das Lohnwagen- und Seffel- 
trägergefälle als eine Revenue des Ver— 
forgungsfondes in Folge der a. h. Ent: 
Ihliegung v. 26. Febr. 1842, womit 
dem Magijtrate die Leitung des Armen 
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wefens im ganzen Umfange des Wr. 
Armen-Bezirkes übertragen wurde, dem 
Magiftrate übergeben werde. Das bis- 
her beftandene Lohnwagenamt wird dem 
Magiftrate übertragen und dem magi- 
ftratifchen Ober-Kammeramte dergeftalt 
einverleibt, daß es kein ſelbſtſtändiges 
Amt für fih mehr zu bilden habe, fondern 
deffen Gefchäfte vom Ober-Kammeramte 
gleich feinen übrigen Agenden beforgt 
werden. Der Magiftrat erfuchte alle in 
dem Wirkungskreiſe der Polizei - Ober: 
Direction gelegenen Zus und Abfchreis 
bungen der Fuhrwerkslicenzen nicht un: 
mittelbar an das magiftratifhe Ober— 
Kammeramt, fondern im ämtlichen Wege 
an den Magiftrat ſelbſt gelangen zu laſ⸗ 
fen. (Note des Wr. Magiftr. v. 27. 
Dct. 1842 3. 49494. Pol. Ob. Dir. 
3. 17522/1036.) 
Zohnmwagenamtögefäll iſt in E. 


M. zu entrichten. — Gemäß höchſter 8 


Entſchließung v. 23. Aug. 1821. wer: 
den die Lohnwagen-Amtsgefälle v. 1. 
Nov. 1821 an, folgender Maßen auf 
C. M. regulirt: 

1. Ein Vorſtadt-Lohnkutſcher (Fia— 
fer) hat monatlich für jeden Wagen zu 
entrichten 3. fl. 

2. Ein Stadt:Lohnkutfcher für jeden 
Wagen monatlich 4 fl. 

3. Ein Seffelträger für jeden Seffel 
monatlih 1 fl. 

4. Die biefigen bürgerlichen Lande 
futfcher haben zu entrichten ein jährli— 
ches Baufchale von 400 fl. 

5. Die Tare für Kleinfuhrleute und 
Zeifelwagen = Inhaber wird für jeden 
Wagen auf jührlihe 6 fl. feſtgeſetzt. 
Für die Stellfuhren, das ift, die in ei— 
nem und demfelben Tage hierher und 
wieder zurück fahren können, werden 
nad Maß, als von einem Drte der Ber: 
kehr mit Wien mehr oder weniger leb- 
haft ift, und das Fuhrwerk in größerem 
oder minderem Gange fich befindet, drei— 
erlei Gebühren, nämlich 8 fl., 6 fl. und 
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4 fl. für das Jahr feftgefegt, und der 
hiernach zu entrichtende Betrag wird je— 
des Mal bei der Anfchreibung beftimmt 
werden. Das Unfchreibgeld für Die 
Lohnwagen hat von nun an aufzuhö— 
ren. (Rggs. Bdg. v. 19. Sept. 1821. 
Krop. Gef. Franz. 45. Bd. ©. 703.) 
Lohnwagenamtsgefäll, f. Klein- 
fuhrleute, Stellfuhren, Stellfuh: 
ven = Lirenz= Gebühren, 
Lohnwägen-Licenz, f. Fiaker. 
— — ſ. Rleinfuhrleute. 
Rombardifch = Benetianifches 
Königreich, ſ. Ehe : Bewilligung. 
London die Ausfertigung der Päffe 
nach England, f. Päfle. (Bdg. v. 10. 
Dct. 1842.) 
2008, Berufung zur Armee durch 
das Loos, f. Militär-Recrutirung. 
Looſe, Berbot des Haufirend mit 
denfelben, ſ. Haufiren, Haufirpatent. 
.12n 


— — f. Promeſſen-Geſchäft. 

— — der Staatsanlehen, ſ. Pro: 
meflen:Gefchäft. 

— — f. Lotterie:Roofe. 

Löferdürre, ſ. Fleifh, Rinder: 


peſt. 

Löſſeln und andere abergläubiſche 
Mißbräuche ſind von jeder Obrigkeit 
zu beſtrafen und abzuſtellen. (Bat. v. 
5. Nov. 1766. Krop. Gef. M. Theref. 
5. Bd. ©. 154.) 

Löfung der Zunge, |. Hebammen, 

Lotterie. Die diesfälligen früheren 
Verordnungen find aufgehoben, und 
haben nur die durch das Lottopatent 


v. 13. März 1813 erlaffenen Vorſchrif— 


ten zu gelten. (Rottopat. v. 13. März 
1813. Kroy. Gef. Franz. 33. Bd. 
©. 109.) 

— — ausländifhe, Einladungen 
zur Theilnahme an jelben, hat das 
Kreisamt mit Beziehung auf die Regie— 
rungs-Verordnung vom 3. Det. 1807, 
(f. Zotterieloofe) und auf das höchſte 
Patent v. 13. März 1813 zu verhins 
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dern, übrigens ift wie bisher von Fall 
zu Fall die Anzeige zu erftatten, und 
jich überhaupt nad den erwähnten Ber: 
ordnungen genau zu achten. (M. öfterr. 
Rggs. Bdg. v. 9. März 1819. Krop. 
Gef. Franz. 41. Bd. ©. 145.) ©. 
Rotterieloofe. 

Lotterie mit Schaufpielen verbun: 
den. Da die politifchen Behörden folche 
für den Fall geftatteten, wenn für erftere 
feine befonderen Einfäge gefordert wur» 
den; fo wurden gemäß des $. 28. des 
Lottopatents, alle Rotterien auf eigene 
Ziehungen ohne irgend eine Ausnahme 
unterfagt, und wurde verordnet, daß 
die Eitheilung der Bewilligung zu fol- 
hen Unternehmungen nur von Gr. 
Majeftät ausgehen könne. (Hofkamm. 
Deer. v. 15. Mai 1821. Krop. Gef. 
Franz. 45. Bd. ©. 313,) 

— — Sn den öffentlihen Ankün— 
digungen der Realitäten-LXotterien darf 
weder von andern Güter » Rotterien er- 
wähnt, noch weniger aber durch ver- 
gleihungsweife Beziehungen auf die 
mindern Bortheile einer anderen Aus— 
fpielung diefe herabgefeßt werden. (Hof⸗ 
famm. D. v. 9. März 1827 3. 7179, 
an fämmtl. Länderft. N. 5. Rggs. Vdg. 
v. 23. Mär; 1827 3. 15606. Pol. ©. 
©. Bd. 55. Nr. 29.) 

— — verbunden mit Bällen. 
Aus den von der allgem. Hofkammer 
mitgetheilten amtlichen Berhandlungen, 
welde aus Anlaß eines abgehaltenen, 
mit einer Vertheilung von 100 Prä- 
mien verbundenen Balled gepflogen 
wurden, wurde erfehen, daß die kak. 
Pol. Ob. Dir. bei der Ertheilung der 
Bewilligung zur Abhaltung diefer Tanz: 
unterhaltung von der Anfiht geleitet 
worden fei, daß hiebei aus dem Grunde 
feine Uebertretung des a. h. Lottopa- 
tents Statt finde, weil die Prämien- 
looſe nicht befonders veräußert wurden, 
fondern fon der Befik der Eintritte- 
farte deren Preis jenen der Eintrittd- 
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billete bei ähnlichen Ballen nicht über- 
ftieg, zur Theilnahme an der Verlofung 
berechtigte, mithin die vom Ballunter: 
nehmer ausgeſetzten Gewinnfte, lediglich 
als Geſchenke auzufehen waren, gleich- 
wie ſolches bei den fogenannten Yortus 
nabällen der Fall gewesen fei. Nach der 
Heußerung der k. . allg. Hoflammer 
fteht jedoch die von der ka k. Pol. Ob. 
Direct. in diefem Fall gehegte Anſicht 
mit den a. 5. Lottopatent im Wider- 
ſpruch, weil nach dem $. 28 diefes Pa- 
tents alles Ausfpielen auf eigene Zie— 
hungen verboten ift, und die Vertheis- 
lung der oben erwähnten 100 Prämien 
mittelft einer eigenen Ziehung gefhah. 
Die ka k. Pol. Ob. Direct. erhält dem- 
nah in Folge des von der k. k. allg. 
Hoffammer aus diefem Anlaffe anher 
geäußerten Anfinnens die Weifung, in 
Zukunft feinem Unternehmer die Er- 
laubniß zur Abhaltung von Bällen oder 
andern Beluftigungen in Berbindung 
mit einer Lotterie, welche mittelft Loos⸗ 
nummern und eigenen Ziehungen aus: 
geführt wird, zu ertheilen, vielmehr je 
des darauf gerichtete Anfinnen mit dem 
Bedeuten, daß derlei Lotterien durch den 
$. 28 des a. h. Lottopatents ausdrüd: 
lich verboten find, und Ausnahmen hie: 
von nur mit ausdrüdlichen a. h. Ge— 
nehmigung zum Bortheile eines wohl» 
thätigen Zwedes Statt finden fönnen 
unbedingt zurüczumweifen. (Bdg. der 
k. k. Pol, Hofftelle v. 6. Juli 1832.) 
©. Bälle. 

Lotterie. Das Einfchreiten um die 
Geftattung von Bällen und anderen 
öffentlihen Beluftigungen zu wohlthä- 
tigen Zweden, wenn ſolche mit Lotte: 
rien und Gewinnftausfpielungen, mit 
Nachficht der Lotto » Zaren verbunden 
werden wollen, find zu rechter Zeit, alfo 
frühzeitig genug einzubringen, damit 
um die a. h. Bewilligung St. Majeft. 
bei Zeiten angeſucht, und abgewartet 
werden kann, bevor die Eröffnung der 
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erfolgten a. h. Gewährung des Eins 
ſchreitens dem Landes⸗Chef nicht zuge- 
kommen ift, dürfen öffentliche Ankündis 
gungen zu demfelben nicht veranlaft, 
oder wohl gar der Ball felbft abgehal- 
ten werden. (U. h. Entſchl. v. 22. Feb. 
1840. Hflzl. Prafi. D. v. 24. Febr. 
1840 3.227, an ſämmtl. Länd.⸗Chefs. 
Bdg. der n. d. Reg. v. 3. März 1840 
3. 12674. Bol. Gef. ©. 68. Br. 
Nr. 23.) 

Lotterie. Verbot von Brivat- 
Lotterien in Ungarn. Es find in 
leßterer Zeit Fälle vorgefommen, daß 
von Privaten Effecten und fonftige be- 
weglihe Gegenftände ohne Einholung 
einer ämtlichen Bewilligung ausgefpielt 
wurden. Es wird daher der Geſetz⸗Ar— 
titel XXXI vom Jahre 1790, gemäß 
welchem Privat-Lotterien und Ausſpie— 
lungen wegen der vielen Unfüge und 
Mißbräuche, die fich denfelben zuzuge- 
fellen pflegen, verboten find, zur allge- 
meinen Darnachachtung mit der Wei: 
fung in Erinnerung gebradht , daß 
derlei unbefugte Ausfpielungen in vor—⸗ 
fommenden Fällen auf Grundlage des 
berufenen Geſetz-Artikels nach den ge- 
feglihen Borfgriften unnachſichtlich zu 
betrafen find. In rüdfihtswürdigen 
Fällen jedoh, in welchen die Ausfpie- 
lung von Effecten und überhaupt be— 
weglichen Gegenftänden des Verkehrs 
mit Ausfhluß von unbeweglichen Gü— 
tern und Geldtreffern in Anbetracht der 
perfönlihen Berhältniffe und der Zu: 
verläffigfeit des Ausfpielers, fo wie 
des Zwedes der Unternehmung ſich un: 
ter gehöriger Beauffihtigung der poli- 
tifchen Local-Behörde als unbedenklich 
und zuläffig darftellen follte, find die 
Geſuche der Parteien um die Ertheilung 
der Bewilligung zu derartiger Ausfpie- 
lungen unter Anfchluß des Spielplanes 
von Fall zu Fall mit dem eigenen wohl- 
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Erhält die Partei die Bewilligung zu 
einer folchen Ausſpielung, jo hat die 
felbe für eine derlei Eonceffion die Con— 
ceffionstare von 10 Procent von dem 
ganzen durch die Ausfpielung einzu- 
bringenden Geldbetrage jogleih nad 
ertheilter Bewilligung und vor der 
Ausfertigung derfelben zu erlegen, wel- 
der Betrag in den Gameral » Zaren zu 
verrechnen if. Die Befreiung von die- 
fer Tare kann nur in Fällen, wo das 
Spiel für einen wohlthätigen Zwed 
abgehalten wird, von dem k. E. Finanz⸗ 
minifterium einverftändlich mit dem k. k. 
Minifterium des Innern ertheilt werden. 
(Bdg. der ung. Sth. v. 7. Jän. 1851. 
ir 3 8. G. B. Nr. 12.) 

otterie. Um dem Unfuge, daß die 
Ankündigungen ausländifcher Lotterien 
in die inländifchen Zeitungen eingerückt 
werden, Schranken zu feßen, haben Se. 
Majeftät nah dem Inhalte des h. Fi- 
nanz- Minifterial-Erlaffed v. 30. Aug. 
d. 3.3. 10411, zu befehlen gerubt, 
es fei den Redactionen der periodifchen 
Blätter zu bedeuten, daß in dem Ber 
bote, Loofe und andere auf auswärtige 
Lotterien bezüglihe Urkunden zum 
Berkaufe anzubieten, zu verkaufen oder 
zu kaufen, auch das Verbot, ſolche Lot» 
terien im inländifhen Blättern anzu— 
fündigen, enthalten fei, und daß daher 
die Redactionen fich hiernach zu benebs 
men haben. (Erl. des fteierm. Sth. v. 
3. Sept. 1851. 8. ©. B. Nr. 270, 
der n. ö. Sth. v. 13. Sept. 1851 3. 
30084; der o. ö. Stth. v. 4. Septbr. 
1851 3. 14784. 2. G. B. Nr. 368.) 

— — verbunden mit Bällen, f. 
Bälle. 

Zotterieloofe. Auf die diesfälligen 
Einladungsbriefe ift alle Aufmerkfams 
feit zu richten, und das beftehende Lot— 
topatent, womit dad Spiel in auswär« 
tigen Lotterien verboten ift, fol ſtrenge 


begründeten Antrage zur Entfheidung , gehandhabt werden. (Hoffamm. D. v. 
an die k. k. Statthalterei vorzulegen 617. Sept., kundg. in N. Deſterr. am 
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3., in D. Defterr. am 5. Oct. 1807. 
Krop. Gef. 23. Bd. ©. 631.) 

otterieloofe. In Bezug auf Die- 
jenigen, welche vom Auslande durch 
Frankfurter oder andere auswärtige Lot— 
tocollectanten zum Abfage nach Defter- 
reich gefchickt werden, ift die Pol. Ob. 
Direct. zur Hintanhaltung diefes Unfu— 
ges ermächtiget, derlei Lotterie-Einla— 
dungen und Looſe, welche fernerhin der 
Polizei amtlich zutommen, fogleich zu 
vertilgen, und lediglich die Anzeige, daB 
ſolches geichehen ift, an die Polizeihof- 
ftelle zu erftatten. (Polhofſt. D. v. 16. 
Behr. 1825. Pol. O. Direct. Präfidial- 
3. 85.) 

— — bei Realitäten: Aus 
fpielungen. Nah Anordnung der 
für Güter -Lotterien fanctionirten Dis 
tectiven, darf Fein Roos unter dem 
Preife von zehn Gulden gemacht wer- 
den. Hieraus folgt, daß der Ausferti— 
gung von viertele und halben Xoofen 
nicht Statt gegeben werden könne, weil 
dergleichen Theillofe, welche rückſichtlich 
des PVierteld oder der Hälfte des Aus— 
fpieles als feldftftändige Looſe betrach— 
tet werden müffen, den directivmäßigen 
Nominalwerth der Spielloofe nicht er- 
reichen. (Hoffamm. Deer. v. 3. Dechr, 
1823. Krop. Gef. Franz. 48. Bd. 
©. 708.) 

— — Da im Grunde der für die 
Realitäten » Ausfpielung  beftehenden 
a. h. Directiven, gemäß welchen in 
feiner PBrivatlotterie auf Güter und lies 
gende Realitäten, der Preis eines Loo— 
ſes unter 10 fl. W. W. beftimmt wer: 
den darf, weil die Feſtſetzung eines ge- 
ringeren Loospreifes auf den zu Staats: 
zweden bejtimmten Ertrag der Kleinen 
BZahlenlotterien allzunachtheilig zurück— 
wirken würde, und nachdem diefe Vor- 
fhrift in ihren Zweden und Wirkungen 
offenbar vereitelt wird, wenn die Reali- 
täten = Rotterieloofe unter dem Preife 
von 10 fl. W. W, verkauft werden, 
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oder wenn, was auf das nämliche her- 
auslauft, der Loospreis durch die un: 
entgeltlihe Betheilung des Käufers 
mit einem andern Gegenftande verrin- 
gert wird, jo wurde angeordnet, daß 
die Ankündigung des DVerkaufes 
von Güterlotterie-Loofen unter ihrem 
gefeglihen, von Fall zu Fall, mit dem 
Spielplane befannt gemachten Preife, 
fo wie jener der Aufgabe von andern 
Gegenftänden zu den veräußerten Loo— 
fen nicht nur allein hier in Wien, fon- 
dern auch in den Provinzen von num 
an nicht mehr geftattet werden dürfe. 
(Bolhofft. D. v. 30. Jan. 1825. N. ö. 
Rggs. D. v. 20., ob. ö. Rggs. Decr. 
v. 22. Febr. 1825 3. 3943. Prov. ©. 
©. 7. Bd. Nr. 22.) 

Zotterieloofe. Das Gub. ift neuer- 
dings in die Kenntniß gefeßt worden, 
daß Haufirer mit Xoofen, zu deren Ver— 
ausgabung fie entweder Feine oder uns 
echte Bewilligungen ausweifen können, 
das Land durchziehen, und ſich man— 
cherlei Betrüigereien erlauben. Mit Be- 
ziehung auf den Gubernial-Erlaß vom 
18. Februar 1825 (ſ. Lotto-Blan— 
kets) vermöge welcher den Buchdru— 
fern die zum Drude der üblichen Lotto— 
Blankets erforderliche Freisämtliche Be— 
willigung erft dann zu ertheilen ift, 
wenn ſich die fpielende Partei mit der 
zur Ausfpielung eines Gegenftandes 
erwirkten fhriftlihen Lotto-Adminiftra= 
tions = Bewilligung ausgewieſen hat, 
wird den k. Kreisämtern der Auftrag 
ertheilt, die untergeordneten Behörden 
zu einer ftrengen Wachſamkeit anzumei- 
fen, und den Landmann von dergleichen 
Betrügern, deren Angaben über ihren 
Namen und Aufenthaltsort oft erdichtet 
find, warnen zu laffen. (Bdg. des k. 
böhm. Land. Gub. v. 27. April 1825. 
Krop. Gef. Franz. 50. Bd. ©. 198.) 

— — Parteien, denen Looſe zu 
ausländifhen Lotterien vorkommen, 
haben ſolche, um fih vor allen nach— 
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theiligen Folgen zu verwahren, fogleich 
zu vernichten, oder der politifhen Ob- 
tigkeit, von welcher fie an das vorge 
ſetzte Kreisamt zur Bertilgung einge- 
fendet werden follen, zu übergeben. 
(Hoffamm. D. v. 7. Juni 1826, an 
fämmtl. Länderft. Kundgem. in Defter. 
ob der Enns am 24., in Mähren und 
Schleſien, Illyrien, Tirol und Vorarl— 
berg am 30. Juni, in Böhmen am 1., 
in Nied. Defterr. am 15. und im Kü— 
ftenlande am 31. Juli 1826. Pol. ©. 
©. Bd. 54. u. 37.) 

In Anfehung der Beftrafung des 
Spieled® in ausländifhen Rotterien, 
des Beſitzes, der Inhabung der Ver— 
äußerung auslandifcher Lotterie-Looſe 
gelten dermal die Beftimmungen des 
Strafgefeßes über Gefälle - Uebertre- 
tungen vom Jahre 1835 namentlich 
der 8$. 438, 439, 442 und 444. 

otterieloofe. Den öffentlichen Be- 
hörden und den Beamten derfelben ift 
nicht geftattet, bei Realitäten-Rotterien 
fi mit dem Loosabfaße zu befaffen, und 
es hat daher in diefer Hinficht jede 
Berwendung an diefelben von Seite der 
Handelsleute ganz unbeachtet zu blei- 
ben. (Hfkzl. Minift. Schreib. v. 4. Juli 
1828 3. 14977, an fämmtl. Ränder: 
Chefs. Vdg. der n. ö. Reg. v. 19. Juli 
1828 3. 39854. Pol. ©. ©. 56. BP. 
Nr. 72.) 

— — Da mit hohem Hoffammer: 
Decrete v. 18. Febr. 1833 3. 7524/ 
541 der Berfauf der Güter » Lotterie 
loofe unter ihrem feftgefeßten Preife 
zwar erlaubt, das öffentliche Ankündi— 
gen diefes Verkaufes aber duch Affichen 
oder in den Zeitungen in Folge hohen 
Hoffammer-Decrete v. 23. Febr, 1825 
3. 7239504 und 15. Jänner 1835 
3. 166/151 noch immer verboten ift, 
fo erhalten die Bez. Direct. den Auf 
trag, die Uebertretungen dieſes Verbo— 
tes genau zu überwachen, auch ähnliche 
gefhriebene oder gedruckte Ankündi- 
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gungen bei Gefchäfts- und Handelsleu— 
ten vor ihren Verkaufs-Localitäten auch 
an andern Orten nicht zu dulden, fon- 
dern fogleich abzuitellen. (Decret der 
k. k. Pol. Ob. Dir. v. 13. Dec. 1838 
3. 17315.) 

Rotterieloofe. Se. k. k. Maj. haben 
(aut der unterm 23. Det. d. 3. an die 
b. E. k. allgem. Hofkammer erfloffenen, 
der Regierung mit h. Hofkanzlei-Deer. 
v. 7. d. M. 3. 35462/3367 bekannt 
gemachten a. h. Entſchließung die Bitte 
des in Berlin ftehenden Vereins zur 
Berloofung ausgeftellter deutfcher Ge— 
werbderzeugniffe um unbeanftändeten 
Abſatz der diesfälligen Looſe im der 
öfterreichifhen Monarchie allergnädigft 
zu bewilligen geruht. Es verfteht ſich 
übrigens von felbit, daß die als Ge- 
winnfte in die k. k. Staaten eintreten- 
den Gewerbserzeugniffe den Vorſchrif— 
ten der Zoll: und Staats -Monopols- 
Drdnung unterliegen. (Deer. der f. f. 
n. ö. Reg. v. 12. Rovbr. 1844 3. 
67186.) 

— — Nah einer hiehergelangten 
Zufhrift der k. k. Lottocollection hat 
die hohe k. 8, Hoffammer mit De- 
eret v. 10. März d. 3. 3. 30106/608 
binfihtlih der Ausfertigung und Ver— 
äußerung von Anmeifungen auf Ge- 
winnjt-Antheile 2e. Theilloofe oder Ge- 
ſellſchaftslooſe zu Realitäten » Ausfpie- 
lungen audgefprogen, daß, nachdem 
der $. 451 des Gefäll- Strafgefekes 
jede andere als die in den vorausge— 
gangenen $$. 448 bis 450 aufgenom- 
mene, wie immer geartete Abweichung 
in der ertheilten Xotto- Spiel: Bewillir 
gung ausdrüdlich als einfache Gefälle: 
Uebertretung erklärt, umd darauf eine 
Strafe von 2 bis 100 fl. feftgefekt, 
der obbefagte $. 451 auf die Ausferti— 
gung und Veräußerung von Anweifun- 
gen auf Gewinnft » Antheile ꝛc. Theil 
looje oder Gefellihaftsloofe, in fo fern 
die Zahl der Theilnehmer an den Ge— 
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ſellſchaftsſpielen größer ift, als die Zapl 
der für diefes Spiel zufammengelegten 
Loofe, unbedingt Anwendung finde. 
Hievon werden die Bezirkö-Directionen 
zur entfprechenden Weberwachung der 
f. ?. Lotto-Collectanten und anderer mit 
den Berfaufe von Güter» Gewinnftloo- 
fen ſich befaffenden Parteien in die 
Kenntniß gefegt. (Circ. der kak. Pol. 
Db. Dir. am 4. Mai 1846 3. 7709/ 
1604.) 

otterieloofe, Verbot des Haufi- 
rend mit denfelben, f. Haufiren, 
Haufirpatent. $. 12. n. 

2otto-Blanfets, Um den häufigen 
Unfügen zu begegnen, welche mit den 
gedrucdten Lotto » Blankets von Seite 
der, ihre Effecten ausfpielenden Par— 
teien getrieben werden, findet das Lan 
des⸗Gubernium zu verordnen: daß fünf: 
tig den Buchdrudern die zum Druden 
der üblichen Lotto-Blankets erforderliche 
freisämtlihe Imprimatur erft dann zu 
erteilen ift, wenn fich die fpielende 
Partei mit der zur Ausfpielung eines 
Effects erwirkten fchriftlichen Lotto: 
Adminiftrationg-Bewilligung ausgewie- 
fen hat. (Bdg. d. k. böhm. Land. Gub. 
v. 18. Sebr. 1825. Krop. Gef. Franz. 
50. Bd. ©. 73 u. 74.) 

Lottobüchel, ſ. Traumbüchel. 

Lottocollectur-⸗Läden. Die allge- 
meine Hoflammer, mit der fich die ver- 
einigte Hoffanzlei über. das Einfchrei- 
ten der Zabaf-Siegelgefällen-Direction, 
wegen Aufhebung der in dem Regier. 
Eirc. v. 20. Sept. 1803 enthaltenen 
Stundenbefhränfung für die Tabak: 
Verſchleißer an Sonn» und Feiertagen 
in das Einvernehmen febte, hat aus 
diefem Anlaffe laut Eröffnung vom 8. 
Tebr. 1828 die Direction des Lotto-, 
dann des Tabak- und Stämpelgefälls 
angewiefen, das Dffenhalten der Col— 
lectur-Läden, fo wie den Tabak— 
verfhleiß an Sonn» und Feier- 
tagen ded Morgens nur bis 9 Uhr, 
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Nachmittags aber erft von 4 Uhr ange- 
fangen zu geftatten, damit die fo oft 
wiederholten a. h. Befehle wegen Hei- 
ligung der Sonn und Feiertage, nad 
ihrem ganzen Umfange erfüllt werden. 
(GHfkzl. D. v. 25. Febr. 1828 3.4549. 
Vdg. der n. 6. Reg. v. 6. März 1828 
3. 12310. Prov. ©. ©. Br. 10. 
Nr. 38.) 

Lotto: Dauphin. In Folge eines 
erfloffenen Hoflammer-Decretes v. 20. 
Yuguft 1823 wurde zur allgemeinen 
Wiffenfhaft und Darnachachtung be- 
fannt gemacht: daß, da zu Folge des 
$. 30 des höchſten Rotto » Patentes v. 
Jahre 1813 nicht allein das BZahlen- 
Rotteriefpiel, welches zum Bortheile 
eines Banfhälters betrieben wird, ſon— 
dern auch jedes andere dem Lotto ähn— 
lihe Spiel, womit unbeftimmte, blos 
von der willtürlichen Einlage der Spie- 
ler abhängende Geldgewinnfte verbun- 
den find, verboten ift, weder das Zah— 
Ienlotteriefpiel, no das jogenannte 
Zotto- Dauphin in einem Kaffee- oder 
Schankhauſe bei Vermeidung der geſetz— 
lien Strafe betrieben werden dürfe. 
(Hoffamm. D. v. 20. Aug. 1823. Krop. 
Gef. Franz. 48. Bd. ©. 531.) 

Lotto-Direction, ſ. Bälle, Lot: 
terie. 

Rottofpiel. Das Zahlenlottofpiel 
an allen öffentlichen Orten, aud un— 
ter Privaten, wenn dasſelbe zum Vor— 
theil eines Bankhälters betrieben wird, 
ift verboten. (Rottopat. v. 13. März 
1813. Krop. Gef. Franz. 33. Band. 
©. 124.) 

Rottozetteln. Mit Lottozetteln, 
Blumenfträußen, Zahnſtochern ꝛc. zu 
haufiren oder felbe zum Verkaufe au— 
zubieten, ift Kindern und halberwach- 
fenen Mädchen verboten, und da die— 
fer Unfug befonders im Prater, auf 
der Baftei, Glacis 20. Statt findet, 
foll befonders an diefen Orten dies— 
falls eine rege Aufmerkfamkeit erhalten 
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werden. (Plzhfſt. D. v. 21. Apr. 1822. 
Pol. Db. Dir. Circ. v. 13. Juli 1825.) 

Luchs, Prämie für die Erlegung, 
f. Sagdwefen $. 7. 

Luftballon. Weder jene Ruftbal- 
lons, die durch wirkliches brennendes 
Feuer in die Höhe getrieben werden, 
noch ſolche, die mit brennender Luft 
gefüllt find, follen zwifchen den Häu— 
fern und Gärten in die Höhe getrieben 
werden. (N. ö. Rggs. Vdg. v. 17. Mai 
1784. Ktoy. ©. ©. 6. Bd. ©. 268.) 

— — 63 find im verfloffenen Jahre 
mehrere Fälle vorgefommen, daß au 8 
Papier verfertigte und mittelft 
einer dur Feuer bewirkten Luftver— 
dünnung in die Höhe getriebene Luft— 
ballons im Niederfinken verbrennend 
auf Gebäude fielen. Diefer feuerge- 
fährliche Unfug wurde der gemachten 
Wahrnehmung zu Folge durch den 
Umftand begünftiget, daß derlei Luft: 
ballons gewerbdmäßig erzeugt, und 
öffentlih in Kinderfpielmaaren-Hand- 
lungen zum Berfaufe ausgeboten wur- 
den. Da nun in Gemäßheit der hohen 
Regierungs-Verordnung vom 17. Mai 
1784 weder jene Nuftballons, die 
durch wirklihes brennendes Feuer in 
die Höhe getrieben werden, noch ſolche, 
die mit brennender (brennbarer) Luft 
gefüllt find, zwifhen den Häufern und 
Gärten in die Höhe getrieben werden 
follen, und da ferner in Folge des mit 
dem hiefigenRagiftrate gepflogenen Ein- 
vernehmend die Erzeugung und 
der Verkauf folder auf die oben 
bemerkte Art conftruirter Luftballons 
den Spielmaarenhändlern bei Strafe 
unterfagt ift, jo werden die Bezirks— 
Directionen angewiefen, nicht nur auf 
jenen Unfug zu invigiliven und die 
Uebertreter zur Strafe zu ziehen, fon- 
dern auch die Feilbietung derlei Luft: 
ballons im Gewerbeverkehre zu über- 
wachen, und die Gontravenienten dem 
hiefigen Magiftrate zur Beftrafung an- 

Haleiäty, Handb, d. Poliz. Geſ. IL. 
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zuzeigen. (Circ. der ka k. Bol. Ob. Dir. 
vom 10. Jän. 1847 3. 24477/4743.) 

Luftballon. Es ift neuerlich der 
Ball vorgefommen, daß ein aus Papier 
verfertigter umd mittelft durch euer 
bewirkter Quftverdünnung in die Höhe 
getriebener Luftballon beim Riederfin- 
fen auf ein Schindeldadh fiel, welches 
hiedurch Feuer fing. Da das Feuer: 
gefährliche Ddiefed Unfuges fih von 
felbft leicht erkennen läßt, und in Folge 
eines mit dem hiefigen Magiftrate ge: 
troffenen Uebereinfommens den biefi- 
gen Spielereimaarenhändlern die Er 
jeugung und der Berfauf folder 
Luftballons bei Strafe unterfagt 
wurde, die Bezirfd-Commiffariate auch 
bereitd unterm 10. Jänner 1847 3. 
24470/4734 C. C. hierüber die geeig- 
nete Weifung erhielten, fo wird dieſe 
mit dem Bemerfen biemit in Erinne- 
zung gebracht, daß folder Unfug aud 
in Privatgärten durchaus nicht zu dul— 
den, den Inhabern öffentliher 
Rocalitäten und Spielereiwaa- 
ren=- Handlungen das diesfällige 
Berbot in Erinnerung zu bringen und 
gegen die Eontravenienten die geeignete 
Amtshandlung einzuleiten ift. (Deer. 
der Pol. Dir. vom 3. Aug. 1852 3. 
15537/1801. C. A. I.) 

Luftfahrten. Mehrere in einigen 
Provinzial-Städten unglüdlich ausge— 
fallene Luftfahrten haben Sr. Majeftät 
beftimmt, zu verordnen, daß von nun 
an nur folden die Bewilligung zu einer 
Luftfahrt ertheilt werde, welche ſich mit 
einer feine Obrigkeit zur Erlaubniß- 
Ertheilung verpflichtenden, aber fie 
doch berechtigenden, und von der vor— 
gefeßten Hoffanzlei, oder von der Po— 
lizeis Hofftelle auszufertigenden gene- 
rellen Bewilligung in Urſchrift aus— 
weifen können. (Hfkzl. Deer. vom 31. 
Auguft 1808, an ſämmtl. Länderft. 
Krop. Gef. Franz. 25. Bd. ©. 103.) 

Lulich, f. Schwindelfamen. 
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—— ſ. Bruſtkrauke. 
Luſtbarkeiten. In Anſehung 
der Luſtbarkeiten, als: Bälle, 
Tanzmuſiken, Schauſpiele in 
der heiligen Zeit insbeſon— 
dere, und an den übrigen Tagen 
des Jahres überhaupt. 

Ge. Majeſtät haben mit a. h. Ent- 
ſchließung vom 19. Aug. d. J., laut 
hoher Hoffanzlei- Eröffnung vom 24. 
desfelben, Folgendes zu entfchließen 
geruht: 

„Ich will, daß künftig das ſoge— 
nannte tempus sacratum vom Advente 
bi8 zum Feſte der heil. drei Könige 
einfhlüffig, und vom Anfange der Fa— 
ften bis zum erften Sonntage nad 
Oſtern einfhlüffig gehalten werde. We— 
der Bälle, noch Tanzmuſiken, haben an 
allen gebotenen Fafttagen, ald: Qua- 
tember-Zagen, an den ftrengen Bigilien 
vor den höchſten Fefttagen des Jahres, 
und an den Freitagen und Samftagen 
Statt -zu finden, dann haben weder 
Bälle, noch Tanzmufiten, noch Thea- 
ter, wo immer an den bisher beftande- 
nen Norma= Tagen, nämlich den 22., 
23., 24. und 25. December, Afcher- 
mittwodhe, vom Palmfonntage an bis 
einfhlüffig Ofterfonntage, am Pfingft- 
fonntage, Srohnleihnamstage, Maria 
Verkündigung und Maria Geburt, 
Statt zu finden. Uebrigens bat diefe 
von Mir hier ausgedrüdte Willens: 
meinung nur als Minimum zu gelten, 
das heißt: daß, wenn in einigen Pro— 
vinzen aus befonderen Urſachen von 
jeher größere Befchränfungen beftanden, 
es dabei zu verbleiben habe. In Anſe— 
bung der Verſchließung der Theater 
wegen Hoftrauer hat ed bei den bishe- 
rigen Vorſchriften zu verbleiben. Wei: 
ters wird in Abficht auf den Ort, auf 
die Zeit und Dauer der Luftbarkeiten 
Folgendes verordnet: 

1. Bälle mit Masten, Redouten, 
dürfen in der Regel nur in der Refi- 
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denz und in den Provinzial-Hauptftäd« 
ten, und nur vom Tage nach heil. drei 
Könige bis einfhlüffig den Faſchings— 
Dienftag, und nur ausnahmdweife und 
mit befonderer Erlaubniß in einer oder 
der anderen großen Stadt, an einem 
oder dem andern Tage außer jener Zeit 
Statt finden. 

2. Zanzmufiten und Schauſpiele 
find unterfagt vom 22. bis einfhlüffig 
den 25. Dec., am Afchermittwoche, vom 
Palmfonntage bis einfhlüffig den 
Dfterfonntag, am Pfingftfonntage, 
Srohnleihnamstage, an den Feſten 
MariaBerfündigung und Maria Geburt. 

3. Tanzmuſiken, fowohl öffentliche 
als Privat-Bälle, werden unterfagt, in 
der ganzen Adventzeit und in den 
darauf folgenden Tagen bis einfchlüffig 
drei Könige, in der ganzen Faftenzeit 
und in der darauf folgenden Woche bis 
einfhlüffig den erften Sonntag nad 
Dftern, an allen kirchlichen Faft- und 
an den Freitagen und Samftagen des 
ganzen Jahres. 

4. Tanzmuſiken und Schaufpiele 
dürfen nur eine Stunde nad geendig- 
tem nachmittägigen Gottesdienfte be- 
ginnen, jene dürfen an den Voraben- 
den der Freitage, der Fafttage und ge- 
botenen Feiertage nicht über 12 Uhr 
Mitternahts dauern. Wie lange ſich 
ihre Dauer außer diefen Tagen erſtre— 
en dürfe, wird von der betreffenden 
Obrigkeit befonders beftimmt, und in 
dem hierzu ausgefertigten Erlaubniß- 
[heine ausgedrüdt. (Hfkzl. Decr. vom 
24. Aug. 1826 3. 24337; an fämmtl. 
Länderft. Kundgem. in N. Defterr. am 
20. 3. 46462; in Galizien am 25., 
in Illyrienam 29. Sept. 1826. Krop. 
G. ©. Bd. 54. Nr. 58.) 

Luftbarkeiten, ſ. Mufifalifche 
Unterhaltungen. 

— — f. 2eopoldstag, Maria 
Geburt, Normatage, Tanzmu: 
fifen, 
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Luftdirnen, ſ. Abfchiebung. 

— — ſ. Freudenmädrhen. 

Luftgärtner können auch an Sonn- 
und. Feiertagen in ihren Einſätzen 
Obſt, Melonen, 2c. verkaufen. (Hof: 
entſchließung v. 5. Juni 1773. Barth. 
9. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 201.) 

Luſtſchlöſſer, ku k. Pr Hofge: 
bäude, Hofmarfchall: 

Luſtſeuche. — er nach⸗ 
folgende Weiſungen ertheilt: 

1. Sollen, um der Verheimlichung 
dieſes Uebels und eben hierdurch der 
deſto größeren Gefahr feiner Verbrei— 
tung vorzubeugen, öfters ärztliche oder 
wundärztliche Bifitationen in den Ort- 
ſchaften entweder von den dafelbft vor- 
bandenen Privat» oder Wundärzten 
oder auch von den dort ftationirten 
Militär-Aerzten, endlich au von dem 
freisämtlihen und bezirfsämtlichen Sa- 
nitätö-Perfonale bei Gelegenheit ihrer 
Gefchäftsreifen veranftaltet, und nicht 
nur die auf der Verheimlihung ihrer 
Anſteckung betretenen Individuen, fon« 
dern auch die Ortsvorſteher, wenn fie 
den gehörigen Eifer in Nachſpürung 
nah folden Kranken vernadhläffigt 
hätten, zur gemeffenen Strafe gezogen 
werden. 

2. Soll auf das zweckmäßige und 
eifrige Benehmen der Local: und Wund⸗ 
ärzte in der Behandlung folder Kran— 
fen die forgfältigfte Aufmerkſamkeit ge: 
richtet, und in diefer Abficht jeder fol- 
cher Heilungäfall gleich, wie er fidh er- 
gibt, dem Kreisarzte angezeigt, Die 
Heilung gleih von ihrem Anbeginne 
von dem Kreisarzte felbft geleitet, von 
ihm dem Benehmen und der Berwen- 
dung der Local und Wundäarzte genau 
nachgefehen, und der gute Erfolg der 
Heilung jedesmal von dem Kreisarzte 
beftätiget werden. 

3. Soll dem fümmtlihen Kreid-Sa- 
nitäts-Perfonale, welches nach dem vor- 
hergehenden Abfage folhe Euren zu 
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leiten hat, eingefchärft werden, bei der 
Behandlung der mit diefer Krankheit 
behafteten Untertbanen alle mögliche 
Rüdfiht auf die Verſchreibung wohl- 
feiler Arzneien, und auf eine fo wenig 
als möglich Roftfpielige Behandlung zu 
nehmen. (Hftzl. Decr. vom 16. April 
1807. 3. 6741, n. d. Rggs. D. vom 
30. April 1807 3. 13911. Guld. ©. 
V. 3. Bd. ©. 21.) 

Luſtſeuche. Da die Regierungss 
Verordnung vom 22. Dec. 1812 3. 
33177, welder gemäß die mit der 
Ruftfeuche behafteten einzelnen Indivi— 
duen, und zwar unter den angezeigten 
Bedingniffen und Borfihten von den 
Dominien, die es betrifft, zur Heilung 
in Wien geliefert werden follen, nuns 
mehr auch von der E. k. Hoffammer im 
Einverftändniffe mit der f. k. Hoffanz- 
lei ald ganz zwedtmäßig genehmigt wor- 
den ift, fo wurde das Kreisamt, die 
Dominien, Aerzte und Wundärzte zur 
genauen Befolgung derjelben angemies 
fen. (Hfkmr. D. vom 18. Febr. 1813 
8. 4183. Rggs. Bdg. vom 15. März 
1815 3. 7084. Guld. ©. 2. 3. Bd. 
©, 288.) 

— — Bon nun an follen den Aerz⸗ 
ten und Wundärzten auf dem Lande 
feine veneriſchen Kranken auf Rechnung 
des höchften Nerariums und der Domi« 
nien in die Behandlung überlaffen 
werden, fondern diefe einzelnen Krans 
fen find im hiefigen allgem. Kranken— 
hauſe in die Pflege und Heilung zu 
übernehmen. Zur Realifirung diefer 
Anordnung ift es daher nothwendig: 

a) daß die gefammten Dominien, die 
in ihren Bezirken mit der Ruftfeuche bes 
hafteten einzelnen Individuen jedesmal 
ohne Berzug in das hiefige allg. Krans 
kenhaus auf die möglichft wohlfeilfte 
Art einliefern laffen, felbe jedesmal 
mit einem Meldzettel oder Anweifung 
verfehen, und zugleich der Kranken⸗ 
haus-Direction jene Koften, welche die 
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Herrſchaft für die Einlieferung dieſer 
Kranken beſtritten, anzeigen. 

b) Daß von der Kranfenhaus- Dis 
rection diefe Kranken ordentlich über- 
nommen, und nad der zweiten Claffe 
verpflegt; 

ce) von derfelben über die für diefe 
Kranken auflaufenden Verpflegskoften 
befondere Bormerkungen geführt werden. 

d) daß in jenen Fällen, wo diefe 
- Kranken nad ihrer erhaltenen Heilung 
noch aus Krankheitsfhwähe nicht im 
Stande find, ihre Rüdkreife zu Fuß 
hinterlegen zu können, für diefeiben 
auch zu ihrer Rückreiſe eine Fuhr auf- 
genommen, und die hiedurch auflau- 
fenden Koften einftweilen von dem 
Krankenhauſe vorſchußweiſe beftritten, 
auch auf gleiche Art denſelben in der 
Vorausſetzung, wenn ſelbe ganz mits 
tello8 find, zur nothwendigen Berpfle- 
gung bei ihrer Ruückreiſe nad Maßgabe 
ihrer Entfernung ein billigmäßiger Vor— 
ſchuß von dem ‚Krankenhaufe gegen 
Quittung gegeben werde, und daß 
endlich: 

e) mit Schluffe jeden Quartals das 
mit den Meldzetteln oder Anweifun- 
gen, und mit den Quittungen der 
Fuhr⸗ und übrigen Koften ordentlich 
belegte Verzeichnig über die für diefe 
Kranken auflaufenden Verpflegskoften 
der für ihre Ein- und Zurüclieferung 
beftrittenen Borauslagen, und wenn 
denfelben zur Verpflegung bei ihrer 
Rückreiſe einiger Borfchuß geleiftet wor- 
den, auch über die Berpflegsauslage 
von der Krankenhaus-Direction an die 
Regierung überreicht werde, um fodann 
hierüber die Adjuftirung veranftalten, 
bei dem höchſten Nerarium die Baffi- 
rung anſuchen, fofort dem allg. Krans 
fenhaufe die Vergütung leiften, und 
mit den Dominien, die es betrifft, die 
Ausgleihung pflegen zu können. (Reg. 
Decr. vom 22. Dec. 1815 3. 33177. 
Bub. ©. 3. 4. Bd. ©. 203.) 
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Luſtſeuche. Nach dem Inhalte eines 
HoffanzleisDecretes v. 29. Mai 1827 
bat ſich der E. k. Hofkriegsrath, durch 
den Umſtand, daß ſich in dem Som— 
merſemeſter 1826 wieder eine ſehr be— 
deutende Anzahl von ſpyphilitiſchen 
Kranken bei der Militär-Mannſchaft 
ergeben hat, veranlaßt gefunden, den 
General⸗Militär⸗Commanden die wegen 
Bejeitigung der Anſteckungsgefahr vom 
Hoffriegsrathe erlaffenen Verordnungen 
zur genauen und nachdrüdlichen Hand- 
babung in Erinnerung » zu bringen. 
Damit zur Berminderung der bisher 
ergebenen Anſteckung aud von den po- 
litifhen Behörden durch alle ihnen zu 
Gebote ftehenden Polizei: Maßregeln 
bingewirkt werde, wird das f, f, Kreis- 
amt angewiefen, die ſämmtlichen Obrig- 
feiten, wiederholt zur genaueften Hand- 
habung der diesfalls erfloffenen Regie 
zungs = Verordnungen vom. 30. April 
1807 3. 13911, vom 22. Dec. 1812 
3..33171, vom 15. März, 1813. 3. 
7084, vom 22. Dec. 1815. 3.833177 
und vom 8. März 1817: 3..20273 
anzumweifen, und ihnen insbefondere 
einzufchärfen, daß die mit einem vene- 
rifchen Uebel behafteten Weibsperjo- 
nen vor jeder anderweitigen Verfü— 
gung zur Heilung in das allg, Kran- 
fenhaus abgegeben, nicht aber. blos 
aus dem Drte abgefchafft werden müf- 
fen. (Hfkzl. Decr. vom 29. Mai 1827 
3. 13068, an fämmtl. Länderſt. mit 
Ausnahme von Mailand, Benedig und 
Zara. Vdg. dern. ö. Reg. v. 12. Juni 
3. 32028, des Tirol. Gub. vom 15. 
Suni 3. 11684, des Bub. in Krain 
vom 6. Juli, der ob der ennf. Reg. v. 
8. Juli 1827 3. 16909. Pol. ©. ©. 
J. 1827.) 

— — Da für den Staat eine be- 
deutende Erſparung bei den. Saui— 
tätsauslagen dadurch erzielt werden 
fan, wenn die big jekt vom Staats— 
Ihaße für ſyphilitiſche Schüblinge ganz, 
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und für Syphilitiſche aus dem Bauern⸗ 
ſtande zu zwei Drittheilen beſtrittenen 
Verpflegskoſten nach den für die Ein— 
bringung der Ktrankenhauskoſten im 
Allgemeinen beſtehenden Directiven 
eingebracht werden, anderntheils durch 
die Aufhebung des Unterthänigkeits— 
Verhältniffes in Folge des Patentes 
vom 6. Sept. 1848 die Obrigfeiten 
zur Tragung des bisher von ihnen ein— 
gehobenen Drittheild der Verpflegsko— 
ſten für Syphilitifhe aus dem Bauern- 
ftande nicht mehr verpflichtet werden 
fönnen, fo hat das Minifterium. des 
Innern im Einverftändniffe mit dem 
Finangminifterium zu verordnnen befun— 
den, daß alle nach dem 6. Sept. 1848 
erwachſenden Berpflegskoften für ſyphi⸗ 
litiſche Schüblinge und für Syphili— 
tifche aus dem Bauernftande gleich den 
Verpflegskoſten für Syphilitifche, welche 
in Feine der obigen beiden Kathegorien 
a hören, einzuheben find. (Deer. der 
n. 6. Reg. v. 4. Dec. 1848 3. 52846. 
L. G. B. €. 2. Nr. 1.) 

Luſtſeuche. Bei der Luftfeuche fo 
wie bei der Kräße kann wegen der obwal⸗ 
tenden Anſteckungsgefahr im Nothfalle 
mit einer zwangsweifen Heilung vor— 
gegangen werden. (Kärnthn. Statthalt. 
Gr. vom 15. Aug. 1851. Nr. 276 
des 8. ©. Bi.) 

— — Der Dienjtgeber ift nicht vers 
pflichtet, Die ArankenhaussBerpflegage- 
bübhren für den an der Quftfeuche er- 
krankten Dienjtboten zu berichtigen, f. 
Krankenhaus. (Bdg. vom 18. Febr. 
1837 &. 6.) 

— — Denn ein Gefell, Lehrling 
oder Arbeiter an der Luftfeuche erkrankt, 
werden die Koften der Innung nicht 
aufgerechnet, f. Krankenhaus. (Bde. 
vom 18. Febr. 1837 8.9.) 

— — Aufnahme der damit behaf: 
teten, zur Militär-Dienftleiftung beru- 
fenen Individuen in die Militär - Spi- 
täler, f. Kräge. 
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Luſtſeuche, fiehe Krankenhaus, 
(Bdg. v. 10. Sept. 1835.) 

— — fiehe Krankenhaus : Ber: 
pflegsgebühren. 

— — f. Freudenmädchen, Mi: 
litäar= Beurlaubte, Militär : Spi- 
tal, Sanitäts-Auslagen. 

Luxusbäcker. Die Lurusbäder 
wurden mit ihrem Geſuche um Bewilli- 
gung die runden, feiner Satzung 
unterliegenden Brotgattun 
gen, unter welcher Benennung fie nad 
ihrer unrichtigen Erklärung das Land— 
brot verftehen, in ihren Brotlä- 
den verkaufen zu dürfen, um fo mehr 
abgewiefen, als fie, wenn dieſes mit 
dem Begriffe eines Lurusbäders uns 
vereinbarliche Befugniß ertheilt werden 
follte, fie aufhören würden, Rurus- d. h. 
ſolche Bäder zu fein, die das Publi— 
cum mit ausgeſuchten Gebäd- 
gattungen zu verfehen haben. (M. 6. 
Rggs. Bdg. vom 21. Nov. 1817.) 

— — Die Regierungs » Entfcheis 
dung in Hinfiht des den Wr. Lurus« 
bädern verweigerten Berfaufes des 
fogenannten Zandbrotes in ihren 
eigenen Läden wurde beftätigt umd 
befohlen, die Lurusbäder hiernach, je 
doch mit dem ausdrüdlichen Beifage zu 
befheiden, daß ihnen fo wie Je 
dem der Berfauf des Landbro— 
tes auf den hiezu beftimm- 
ten Marftpläßen unbenommen 
bleibi. (Hflzl. Bdg. v. 7. Mai 1818. 
Rggs. Int. vom 22, Mai 1818.) 

— — Indem die hohe Hofkanzlei— 
Verordnung vom 7. Mai 1818 den 
Lurusbädern den Berfauf des 
fogenannten Landbrotes auf öffentli- 
hen Märkten frei gab, wurde ihmen 
offenbar au die Erzeugung diefer 
Brotgattung geftattet, da diefe Hof- 
verordnung nit den Brothandel, 
fondern vielmehr die Broterzeus- 
gung befördern wollte, welche den 
Lurusbädern um fo weniger einge 
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ftelit werden fann, als die Erzeugung 
des Landbrotes Jedermann er- 
Taubt ift, und die Lurusbäder durch 
fein Geſetz davon ausgeſchloſſen find. 
Die ftadthauptmannfchaftliche Entfchei- 
dung, vermög welcher den Lurusbä- 
fern unbenommen gelaffen wurde, 
das von ihnen erzeugte Landbrot 
(worunter keineswegs lediglich ein vom 
Lande kommendes Brot, fondern 
ein fabungsfreied Roggen— 
Pohlbrot u. f. w. verftanden wird) 
auf den öffentlihen Marktplä— 
gen zu verfaufen, wird daher um fo 
mehr beftätigt, als durch eine zweck— 
mäßige Auffiht jeder beforglihe Un— 
fug befeitigt werden fann. (Rggs. Vdg. 
vom 14. Jan. 1820.) Das Wr. Bä— 
Afermittel wurde daher auch mit feinem 
Hofrecurfe gegen die Regierungs - Ent: 
fheidung vom 14. Jan. 1820 in Ab- 
fiht auf das Begehren, daß den Lu— 
rusbädern die Erzeugung des fa- 
bungsfreien Brotes zum Behufe 
des Berkaufes auf den Märkten unter: 
fagt werde, aus gleichen Gründen im 
Namen der Hoffanzlei um fo mehr ab» 
und auf die Hof- Entfheidung vom 7. 
Mai 1818 gewiefen, als der Berkauf 
diefer Brotgattung auf den Märkten 
auch den Recurrenten zufteht. (Hfkzl. 
Bdg. vom 28. Apr. 1820. Rggs. Int. 
vom 10. Mai 1820. Barth. H. u. ©. 
Gel. 7. Bd. S. 3837—389.) 
Luxusgebäck. Bäder können nicht 
nur alle Gattungen Satzungs- und 
fogenanntes Gufto » Gebäd erzeugen, 
fondern es ift ihnen auch die Erzeugung 
und der Berfauf des Bretzen⸗- und Bei: 
gelgebädes in ihren Brotläden frei ge- 
ftattet. (Rggs. Vdg. v. 9. Jan. 1777.) 
Als num die Wiener bürgerl. Bäder: 
meifter um Wiedereinführung der alten 
Drdnung, in Rüdfiht auf die Berfer- 
tigung des Bregengebädes, wornad) 
damals nur 10 Meifter, die durch das 
2008 bejtimmt wurden, jenes Breßen- 
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und Beugelgebäd betreiben durften, 
baten, wurde erinnert: daß diefes Ge— 
ſuch nicht genehmigt werden könne, 
weil durch die Einführung der alten 
diesfälligen vor dem Jahre 1777 be- 
ftandenen Ordnung, die durd die be: 
fagte Verordnung abgeftellt worden ift, 
wieder Geifhügen zur Verfehung des 
Publicumsd unumgänglich erforderlich 
feien, diefem die feither gehabte Be- 
quemlichkeit in Erhaltung derlei Ge— 
bades in jedem Brotladen entzogen, 
befonders aber jenen 10 Bädern, die 
das 2008, Bretzen und Beigel zu er 
zeugen treffen würde, gerade das Recht 
eines monopoliftifhen Gewerböbetrie- 
bes eingeräumt werden würde. (Rggs. 
Vdg. vom 6. Dec. 1796.) 
Luxusgebäck. Es ift vorgefommen, 
daß die zunähft an den Linien befind- 
lihen Landbädermeifter Bretzen und 
Beugeln zum Gaffenverfauf inner die 
Linien fenden. Da die Hoffanzlei-Ber- 
ordnung vom 7. Sept. 1818 den Ber- 
kauf diefes Gebädes auf den Bezirk 
befhräntt hat, für welchen der Bäder: 
meifter das Gewerbe erhielt, fo hat 
das Kreisamt den in den nächften Hm- 
gebungen Wiens befindlichen Bäcker— 
meiftern diefe Berordnung fund zu ge 
ben, damit fie fih nit der Gefahr 
ausſetzen, daß ihnen das hereingefen- 
dete Bregen- und Beugelgebäd confis: 
cirt werde (Rggs. Dec. vom 24. Rov. 
1820). Die an die n. ö. Regierung um- 
term 6. Juli 1815 erlaffene Hofkanzl. 
Entſcheid. ift zu einer Zeit gefällt wor: 
den, wo die Erzeugung und der Ver- 
fauf des fogenannten Luxusgebäckes 
Jedermann und allen Orten, wo man 
immer wollte, wenn fonft gegen das 
gewählte Locale in Bolizei-Rüdfichten 
feine Anftände eintraten, erlaubt war. 
Damals konnte der Berkauf des Luxus— 
Gebädes in was immer für einem Be: 
zirke Niemandem verboten werden. 
Ganz anders ift aber der Stand der 


ſCuxusgebãche. 


Sache ſeit der am 9. Sept. 1816 erfloſ⸗ 
ſenen a. h. Entſchließ., welche der Regie- 
rung mit Decret v. 13. Sept. 1816 3. 
18227 bekannt gegeben worden ift. 
Durch diefe hörte die Rurusbäderei auf 
eine freie Befhäftigung zu fein; ja es 
ift fogar verboten, neue Befugniffe auf 
die Erzeugung diefes Gebädes zu er- 
theilen. Da den Bädern die Erzeugung 
des fagungsfreien Gebädes nun nur ale 
Folge ihrer Gewerbsrechte zuſteht, fo 
find fie jetzt in Rüdfiht auf die Er- 
jeugung umd den Berfauf des ſatzungs⸗ 
freien Gebädes auf jenen Bezirk be- 
fhränft, für den ihnen die Gewerbe 
verliehen worden find. (Hflzl. D. vom 
12. Oct. 1821.) 

Luxusgebäcke. Dem Magiftrate 
wurde über den Sinn des Hoffanzlei- 
Decretes v. 12. Det. 1821 Folgendes 
errinnert: Das Gewerbs + Berhältniß 
der Bäder inner der Linien Wiens ift 
von jenem auf dem flachen Lande wer 
ſentlich unterfchieden. Auf dem flachen 
Lande ertheilt die competente Ortsob— 
tigkeit ein Bäckergewerbe für einen bes 
flimmten Ort, oder für einen beftimm- 
ten Bezirk, und da ift fodann der Land⸗ 
bäder mit der Erzeugung und dem Ber: 
fhleige des Brotes dergeftalt auf dies 
fen beftimmien Drt oder für einen be- 
Rimmten Bezirk befchräntt, daß er fein 
Satungs- Brot in feinem fremden Be- 
zirke verfchleigen darf. Es ift daher bei 
diefen Landbäckern ganz folgerecht, 
daß fie auch ihr Luxusbrot nur in ih: 
rem beftimmten Gewerbsorte oder Be- 
zirke verfchleigen dürfen. Ganz anders 
verhält fi aber das Gewerberecht der 
Bäder inner den Linien Wiend. — Die 
competente Ortsobrigkeit, nämli der 
Magiftrat, oder die Drtsobrigkeiten der 
ftändifhen Freigründe, jede in ihrem 
ortsobrigkeitlichen Bezirke, verleihen die 
Bädergewerbe, d. h. das Recht in ihrem 
Bezirke in einem Badhaufe Brot zu 
erzeugen. Nur in diefem beftimmten 
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Bezirke können alfo die Wiener Bäder 
Brot baden. Dagegen fteht e8 jedem 
Bäder inner den Linien zu Folge h. 
Hofkanzlei-Decretes v. 23. Nov. 1810 
frei, fo viele Brotverſchleißorte zu er: 
richten, als er will, und wo er will, 
dergeftalt, daß der Bäder in der innern 
Stadt feine in derfelben erzeugten Ge: 
bädsgattungen in den Borftädten, der 
Bäder in der Borftadt dagegen aber 
auch feine in der Vorftadt erzeugten 
Brotgattungen in der innen Stadt 
verſchleißen darf, ohne daß er in Bezie- 
bung auf den Verſchleiß feines Brotes 
auf den Bezirk beſchränkt ift, in dem er 
die Bewilligung zur Erzeugung des 
Brotes erhalten hat. Der Magiftrat 
hat daher die Grenzen des Hoffanzlei- 
Decretes zu fehr befchränft, indem er 
die Bäder in Wien, auch hinſichtlich 
des Derfchleiges ihres Luxusgebäcks 
auf den Bezirk verwiefen hat, in dem 
fie die Badhausgerechtigkeit, d. h. die 
Bewilligung zur Erzeugung des Brotes 
erhalten haben. Auch läßt fich diefe für 
das flahe Land paffende Hofverord- 
nung v. 12. Det. 1821 in Wien prac- 
tifh nicht ausführen. Der Berfchleig 
des faßungdfreien Gebädes hat viel- 
mehr nad dem Sinne jener Hoffanzlei- 
Berordnung auf diefelbe Art den Bä— 
dern inner den Linien geftattet zu blei- 
ben, wie ihnen der Verſchleiß des Sa- 
tzungsbrotes zufteht, Daher dem Begeh— 
ren der hiefigen Bäder in Folge der 
h. Hoflanzlei » Weifung v. 13. d. M. 
willfahrt wird, daß ihnen in den Brot: 
Läden, wo .fie Saßungsbrot verfaufen 
dürfen, auch der Verſchleiß des von ih: 
nen erzeugten fabungsfreien Brotes 
unbenommen zu verbleiben hat. (Rggs. 
Intimat. v. 23. Detbr. 1822. Barth. 
Erg. Bd. ©. 216.) 

Lurusgebäde. Die Erzeugung des 
fogenannten Lurusgebädes ſteht nur 
den Inhabern förmlicher Bädergewerbe 
zu, und es find darunter alle der Sa— 
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kung nicht unterliegenden feineren Brot⸗ 
gattungen, als: Kaiferfemmel, Weden, 
Beugeln, Bretzen 2c. zu verftehen, und 
worauf feit dem Erfcheinen der a. h. 
Entfhließung vom 9. Sept. 1816, 
Hofkanzlei-Decret vom 13. Spt. 1816 
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3. 18227, feine Befugniffe verliehen 
werden dürfen. (Bdg. der n. 6. Reg. v. 
26. Dct. 1842 3. 62889, n. ö. Br. 
®. ©. 24. Bd. Nr. 201.) 
Zurusgebäde, ſ. Bäder. 


M. 


wi; 


Macaffar: Del, die Einfuhr und 
der Verſchleiß desfelben ift geftattet, 
jedoch ift den Berfchleigern jede Ankün— 
digung, im welder eine Anpreifung 
der vorgeblichen medic. Wirkungen des- 
felben enthalten ift, ftrenge unterfagt. 
(Hfkzl. Dec. vom 7. Jän. 1837 3.9. 
Vdg. der n. 6. Reg. vom 17. Jänner 
1837 3. 2983. Rn. ©. 3. 3. 1837. 
Nr. 3.) 

Mädchen, ſ. Mieder. 

Mädchen: Schulen, die Verferti- 
gung weiblicher Kleidungsftüde betref- 
fend, f. Handarbeiten. 

— — f. Privat: Lehranftalten, 
Privat:linterricht, Schulen. 

Magazine follen mit Steinen ge- 
pflaftert fein, fiehe Feuerlöſch-Ord⸗ 
nung. 

— — für Baumwolle find in die 
Borftädte zu verlegen. (N. ö. Rggs. 
Ddg. vom 8. Dec. 1801. Krop. Gef. 
Franz. 15. Bd. ©. 628.) 

Magiftern der Chirurgie ift überall 
die freie Praris geftattet. (Hfvdg. vom 
28. Sept. 1789. Rage. Intim. v. 4. 
Dec. 1798. Barth. 9. u. G. Gef. 5. 
Bd, ©. 87.) fiehe Praris, Wund- 
ärzte. 

Magiftrat in Wien übernimmt die 
Leitung der freiwilligen Arbeitsanftalt, 
f. Arbeitsanftalt. 

— — dasLohnwagen- Amt in Wien 
wurde an den Wiener Magiftrat über- 
tragen, f. Lohnwagen:Amt. 


Magiftrat. Competenz zur Berfei- 
hung der Transport-Gewerbe, f. Lohn: 
fuhrwerf, Stellfuhr-Licenz. 

— — in Wien, Führung der Markt— 
aufſicht, ſ. Marktaufſicht. 

— — in Wien wird für alle Markt— 
Polizei⸗Satzungs- und Gewerbs-Ange— 
legenheiten delegitt, ſ. Markt-Po— 
lizei. 

— — in Wien, denſelben wird die 
Leitung der Militär» Einquartierungss, 
dann die Vorſpanns- und Subarrendi- 
unge» Angelegenheiten übertragen, f. 
Militär-Einquartirung. 

— — in Bien, deffen Competenz 
bei Uebertretungen der Straßen - Boli- 
zeisBorfchriften, f. Straßen-Berftel- 
lung. 

— — Gonferiptiong » Behörde, T. 
Wiener Magiftrat. 

— — f. Wiener Magiftrat. 

Magnetismus. Se. Majeftät ha- 
ben laut einer a, h. Entſchließung vom 
18. d. M. das mit dem Hoffanzlei- 
Erlaffe vom 29. Zulı 1824 3. 21143 
in Folge einer a. h. Anordnung er: 
neuerte Verbot der Anwendung des 
fogenannten animalifden Le 
bens-⸗Magnetis mus bezügli der 
zur Praxis berechtigten Doctoren der 
Heil« und Wundarzneitunde aufzubes 
ben, und hinſichtlich diefer Curart die 
nachſtehenden Beſtimmungen a. g. feſt— 
zuſetzen geruht. 

1. Die Anwendung des thieriſchen 
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Magnetismus auf den Menfchen ift nur 
allein den an inländifchen Univerfitäten 
promovirten und zur Ausübung der 
Heil- und Wundarzneikunft berechtig- 
ten Medicin- und Chirurgie-Doctoren, 
nad den im Allgemeinen binfichtlich der 
medieinifhen und chirurgiſchen Praris 
feftgefeßten Beftimmungen geftattet. 

2. Rihtärzten, fo wie insbefondere 
den Patronen und Magiftern der Chi- 
rurgie bleibt die felbftftändige Aus- 
übung magnetifher Guren unbedingt 
verboten, und es ift jede Ausübung 
thierifch-magnetifcher Euren von Ber: 
fonen, die dazu nicht berechtigt find, 
mit einer arbiträren Strafe zu belegen 
und nach Umftänden als Eurpfufcher zu 
beftrafen. 

3. Jeder Arzt, welcher eine magne- 
tifhe Eur unternimmt, hat hievon in 
der Haupt- und Refidenzftadt dem be— 
treffenden Polizei-Bezirks- oder Stadt: 
arzte, auf dem flachen Lande aber dem 
betreffenden Diſtricts- oder Kreisarzte 
fogleich beim Beginne der Eur die An: 
zeige zu machen. 

4. Ueber den Berlauf der Eur felbft 
ift ein vollftändiges, den Behörden oder 
den öffentlich angeftellten Aerzten auf 
Berlangen vorzulegendes Tagebuch zu 
führen, und denfelben auch fonft jede 
zur gehörigen Beurtheilung des Fal— 
les in medicinifch und polizeilicher Hin- 
ſicht erforderliche Auskunft zu ertheilen. 

5. Die Stadt: und Polizeiärzte, fo 
wie die Kreid- und Diſtrictsärzte haben 
die eingelangten Anzeigen über magne- 
tifche Euren den betreffenden Polizei- 
Bezirks» Directionen, Polizei-Gommif- 
fariaten und Kreisämtern zu überrei- 
hen und in den jährlich zu erftattenden 
Haupt » Sanitäts » Berichten diejenigen 
Aerzte zu bezeichnen, welche ſich mit 
magnetifhen Curen befaffen, fo wie 
ihre Wahrnehmungen und Bemerkun- 
gen über den Erfolg derfelben beizu— 


feßen. 
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6. Ordinationen von Somnambulen 
für andere Kranke können nur unter 
fpecieller Vermittlung des Dabei zu 
Rathe zu ziehenden Arztes gefchehen, 
und find ohne eine foldhe Bermitt- 
lung, wie oben sub 2 zu beftrafen. 

T. Das Befuhen einer Somnambule 
von Seite der Aerzte zu ihrer eigenen 
Belehrung, fo wie die Bornahme von 
Verſuchen an ihr, die mit derlei Be— 
ſuchen etwa verbunden werden wollen, 
find nur dann geftattet, wenn die 
Somnambule Befuhe von Fremden 
außerhalb des Kreifes ihrer Verwand⸗ 
ten und Bekannten ftehenden Perſonen 
annimmt. Iſt letzteres nicht der Fall, 
fo find diefe Befuche nur den vom or— 
dinirenden Hausarzte eingeführten, oder 
zur Gonfultation verlangten Aerzten 
erlaubt. 

8. Das Heranziehen von Somnam: 
bulen aus dem gefunden BZuftande, 
ohne irgend einen Heilzwed dabei zu 
verfolgen, ift eben fo, wie das Stei- 
gern ded Somnambulismus auf einen 
höheren Grad, als den die vorgenom- 
mene Eur nad den ärztlichen Grund- 
fügen erfordert, auf das ftrengfte un— 
terfagt. 

9. Magnetifhe Behandiungen in 
ganzen Verfammlungen, find im Allge- 
meinen unterfagt, und dürfen nur aus— 
nahmsweiſe über eingeholte Bewilli- 
gung der Randesftelle Statt haben. 

10. Gegen jede der obigen Beftim- 
mungen zumwiderlaufende Anwendung 
des Magnetismus entweder Durch unbe- 
fugte Perſonen, oder zu unerlaubten 
und ftrafbaren Zweden ift von den Bo- 
lizei-Behörden einzufchreiten, und ge- 
gen die Uebertreter entweder unmittels 
bar oder nah Befund durch deren 
Ueberweifung an die competente Straf: 
behörde das Geeignete zu verfügen. 
Insbefondere find etwaige Berbindun: 
gen der Magnetifeurs mit Perfonen, 
die ſich in wirflihem oder vorgefpiegel- 
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tem fomnambulen Zuftande befinden, 
forgfältig zu überwachen, und gegen 
Bergehungen, die von Somnambulen 
durch unbefugtes Verordnen von Arze 
neimitteln oder duch fonftige Erthei- 
lung ärztlicher Rathſchläge für andere 
Kranke verübt werden, die feftgefeßten 
Strafen in Anwendung zu bringen. 
Diefe a. h. Beftimmungen werden der 
Zandesftelle mit dem Beifabe zur weis 
teren Verfügung befannt gegeben, daß 
diefelbe, falls fih noch anderweitige 
Borfiht und beziehungsweife Ueber: 
wahungs » Mafßregeln als nothwendig 
darftellen follten, das Erforderliche 
einzuleiten, und in fo fern es den eige- 
nen Wirkungskreis überfteigt, bei der 
vereinigten Hoffanzlei in Antrag zu 
bringen habe. (Hfkzl. D. vom 26. Det. 
1845 3. 36098, an ſämmtl. Länderft. 
Pol. &. ©. 73. Bd. Nr. 138. Vdg. 
des fteierm. Gub. vom 14. Nov. 1845 
3. 21772, der ob der ennf. Reg. vom 
29. Nov. 1845 3. 32727.) 

Magnetismus. Die k. k. verei— 
nigte Hofkanzlei hat mit Erlaß vom 
23. v. M. 3. 35895 in Erledigung 
des hierortigen Einſchreitens wegen 
Berpönung der unterlaffenen 
Anzeige biomagnetifher Euren 
Folgendes anher eröffnet: 

Se. k. k. Majeftät haben mit a. h. 
Entfhließ. v. 18. Det. v. J. Gofkzl. 
Deer. v. 26. Det. v. 3. 3. 36098) die 
Modalitäten befannt gemacht, unter wel- 
chen der Lebendmagnetismus als Heil- 
mittel angewendet werden darf. Eine 
der Bedingungen der Anwendung die 
fer Heilmethode von Seite der Aerzte 
ift die Anzeige der Vornahme einer fol- 
hen Eur bei dem betreffenden Polizei- 
Bezirks» oder Stadtarzte in Städten, 
bei den Kreisärzten auf dem flachen 
Lande, und nad dem $. 5 diefer Mo: 
dalitäten durch diefe an die Polizei: 
Directionen und Kreisämter. Auf die 
Unterlaffung diefer Anzeige haben aber 
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Se. Ef. k. Majeſtät Feine beſondere 
Strafe geſetzt, dagegen enthält der 
$. 2 der mit der gedachten a. h. Ent: 
ſchließung genehmigten Modalitäten 
die Beftimmung, daß jede Ausübung 
von thierifch = magnetifhen Euren von 
Perfonen, die dazu nicht berechtigt 
find, mit einer arbiträren Strafe zu 
belegen, und nad Umftänden als Eur: 
pfufcherei zu beftrafen ift. Werden nun 
die Beftimmungen diefed $. mit jenem 
des $. 10 der vorerwähnten Modali- 
täten zufammengehalten, fo erſcheint 
eine befondere Straf-Sanction für die 
Unterlaffung dieſer vorgeſchriebenen 
Anzeige nicht nothwendig, und es ges 
nügt, wenn gegen die dagegen han— 
delnden Aerzte mit einer nach Umſtän— 
den zu bemeſſenden arbiträren Strafe 
vorgegangen wird. (Decr. der n. ö. 
Reg. vom 18. Sept. 1846 3. 69330, 
an die f. £. Pol. Ob. Dir.) 

Mahlzeiten, ſ. Gaftereien. 

Mähren, ſ. Ehebewilligung. 

Maibäume zu fegen, ift verboten. 
(Pat. v. 10. Febr. 1741. Krop. Gef. 
M. Ther. 1. Bd. ©. 6.) 

— — Die Verwendung von Mai: 
bäumen bei Kirchweihen, Frohnleich- 
namd=»Proceffionen und allen übrigen 
Gelegenheiten ift unter Strafe von 3 
Reichsthalern verboten, welder nicht 
nur jeder Vorfteher des Ortes, ſon— 
dern auch derjenige Seelforger, wel- 
her die Berwendung von Maibäumen 
geftattet, unterliegt. (Hfd. vom 6. Dct. 
1788. Obent. 3. Bd. ©. 233.) 

Majeftät. Laut a. h. Entſchließung 
vom 28. Dec. 1851 ift in allen öffent- 
lihen Erläffen, welde im Namen St. 
Majeftät des Kaifers kundgemacht wer: 
den, der Ausdrud: Ge. k. f. apoftol. 
Majeftät anzuwenden, und ed werden 
alle Gerichtöbehörden angewiefen, von 
nun an alle richterlihen Entfheidun- 
gen, wofür die Formel: „Im Namen 
Str. Majeftät des Kaiſers“ vorgefchrie- 
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ben oder üblich iſt, im Ramen Sr. 
k. k. apoſtol. Majeftät zu faſſen und 
kund zu machen. (Erl. des Juſt. Min. 
vom 11. Jän. 1852, wirkſam für alle 
Kronländer. R. G. B. Nr. 16.) 

Makulatur-Papier, ſ. Victua⸗ 
lienhändler. 

Malereien, anſtößige oder ſitten⸗ 
widrige, Verbot des Verkaufes, f. Li: 
citationen. 

Malthefer:Drden, ſ. Orden. 

Malthefer = Ordens = Ehren: 
kreuze dürfen ohne Bewilligung Gr. 
Majeftät nicht‘ angenommen werden. 
(Hfd. vom 9. Febr. 1819.) 

Mandeln dürfen Kellerſchänker den 
Gäſten abreihen, ſiehe Kellerfchanf: 
Ordnung. 

Mandolettibäder. Denfelben ift 
das Haufiren verboten, und der Ber: 
kauf ihrer Waare unter feinem Bor: 
wande außer ihren Gemwölben geftattet. 
(Rggs. Vdg. vom 19. März 1790. 
Barth. H. u. ©. Gef. 4. B. ©. 320.) 
ſ. au Haufir-Patent. 

— — dürfen an Sonn» und Feier 
tagen Nachmittags von 4 Uhr an ihre 
Waaren verkaufen, ſ. Sonn⸗ u. Feier: 
tagsheiligung. 

— — {in Betreff der verwendeten 
Gefhirre und Farben, ſiehe Zuder: 
bäder. 

Manfard: Dächer, ſ. Bauord: 
nn für Böhmen $. 33. 

antel = Gewölbungen in den 
Küchen, f. Küchen. 

Mantfcheln. Nachdem der Erfolg 
des hierlandes unter der Benennung 
Mantfheln vorfommenden Kartenfpie- 
les blos allein vom Zufall abhängt, fo 
ift dasfelbe ein reines Glücks- oder 
Hazardipiel, und gehört unter die ver- 
botenen Spiele, weil mit dem a. 5. 
Batente vom 1. Mai 1784 nicht blos 
die in diefem Patente namentlich aufge: 
führten, fondern überhaupt alle heim» 
lichen und öffentlichen Glücks- oder fo= 
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genannten Hazardſpiele verboten wur- 
den. (Kundmachung des k. £. illyrifchen 
Land. Bub. vom 12. Jan. 1839 3. 
165. Krop. Gef. 65. Bd. Nr. 5.) 

Marchande de modes, fiehe 
Frauen⸗Putzwaaren. 

Marchfluß. Die Fluß⸗Polizei⸗Vor⸗ 
ſchrift für den oberen und unteren Theil 
der March wurde bekannt gemacht. (D. 
des mähr. Gub. vom 5. Aug. 1825 
3. 22666. Prov. G. ©. für Mähren. 
Nr. 90.) 

Mariä Geburt. Nachdem die Hof: 
anzlei » Berordnung vom 24. Auguſt 
1826 3. 24337 nur die Beobachtung 
der Kirchengefeße unterftügen foll, die 
Kirche aber das Feft der Maria Geburt 
mit feiner Bigil, mit feinem vorherges 
henden Fafttage feiert, fo ift politifcher, 
fo wie kirchlicher Seits diefer Vortag 
wie jeder andere zu behandeln, für 
welchen nichts Bejonderes angeordnet 
ift. (Hflzl. D. vom 11. Dec. 1828 3. 
28330. Bdg. der n. 5. Reg. vom 19. 
Dec. 1828 3. 70984. Prov. ©. ©. 
Bd. 10. Nr. 289.) 

— — gehört zu den fogenannten 
großen gefperrten Fefttagen, |. Sonn: 
u. Feiertagsheiligung. 

Mariahilf, Markt dafeldft, ſiehe 
Ständen. 

Mariahilfer Linie, Aufftellung 
der Fiaker, ſ. Fiafer. 

Mariandel:, Hirfchel: u. Krü: 
gelfpiel find verboten, und find ſolche 
nicht nur überall einzuziehen, fondern 
die Unterthanen, fo wie vorzüglich die 
Wirthsleute, die fie in ihren Schänfen, 
Gärten oder Tanzhütten dulden, zu 
beftrafen. (N. 6. Rggs. Vdg. vom 24. 
Sept. 1799. Krop. Gef. Franz. 13. 
Br. ©. 473.) 

Mariandelfpiel. Da das Ma- 
riandelfpiel bereits dur das Lotto— 
Patent verpönt ift, erfcheint es nicht 
entfprechend, dasfelbe nochmals als 
ein verbotenes Spiel dargeftellt zu er⸗ 
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klären, daß es auch als ſchwere Poli— 
zei-Uebertretung anzuſehen und beſon— 
ders zu beſtrafen, ſomit einer zweifa- 
hen Beitrafung zu unterziehen wäre. 
(Hffzl. Deer. vom 15. März 1832 3. 
4890. Bdg. dern. ö. Reg. v. 25. März 
1832 3. 16415. Eire. dr P. O. D. 
v. 6. Apr. 1832.) 

Mariandelfpiel. Es wurde die 
Wahrnehmung gemadht, daß die Bez. 
Direct. rückſichtlich der Behandlung 
des fog. Mariandelfpieles ein ungleich. 
mäßiges, einer gefeßlichen Grundlage 
ermangelndes Verfahren beobachten, in- 
dem ſich bald mit der Confiscation des 
Spielgeräthed, bald mit der Abfchaf- 
fung von dem Standorte und Zurecht— 
weifung der Spieler begnügt wird. Man 
findet fih daher veranlaft, eine Zu— 
fammenftellung der diesfalls erlaffenen 
Verordnungen mitzutheilen, welche auch 
dazu dienen mag, den richtigen Begriff 
diefed Spieles feftzuftellen. Abgefehen 
davon, daß das fogenannte Mariandel- 
fpiel, in fo fern es mit Würfeln ge- 
fpielt wird, fhon als Würfelfpiel in 
dem Spiel-PBatente vom 1. Mai 1784 
unter den verbotenen Spielen erfcheint, 
abgefehen ferner davon, daß das auch 
unter dem Namen Hirfchel und Krü— 
gelfpiel vorkommende Mariandelfpiel 
in der n. ö. Regierungs » Berordnung 
vom 24. Sept. 1799 namentlich 
als verboten erklärt wurde, entfpricht 
das Weſen desjelben vollftommen der, 
in dem Hoffammer:Decrete vom 9., n. 
d. Regierungs: Verordnung v, 23. Aug. 
1826 3 42127 von dem Spiele Bis 
ribis (ſ. Biribis) gegebenen Defini- 
tion: „es fei ein Lottoſpiel, durch 
welches mit Würfeln und mit auf einer 
Tafel angebrachten Zahlen oder Figu- 
ren entweder Waaren, Prätiofen oder 
Effecten, oder beftimmte Geldbeträge 
ausgefpielt werden.“ Hiebei macht es 
feinen Unterfchied, wenn die gemin- 
nende Nummer anftatt Durch den Wür- 
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felwurf durch das aus einem Sacke ge- 
jogene Loos beftimmt wird. Das Bi- 
ribis oder Wirbifchfpiel bezeichnet das 
Hof-Decret vom 29. Nov. 1787. R. 
V. vom 5. Dec. 1787 als ein wirkli— 
ches Hazard- und daher werbotenes 
Spiel. Das Biribis ift aber auch nad 
8. 30 des a. h. Lotto⸗Patentes vom J. 
1813 und nad) $. 446 des G. St. ©. 
als eine Gefaälls-Uebertretung anzufe- 
ben und zu beftrafen. In dem Hofkanz⸗ 
lei- Dec. vom 25. Juni 1819, Tund- 
gemacht mit n. 5. R. B. vom 7. Juli 
1819 3. 24766 wird ausdrücklich er- 
klätt, daß bei befagtem Spiele ſowohl 
die Amtshandlung nah dem St. ©., 
als auch die Gefälld-Strafe einzutreten 
habe, indem jede aus anderen Rüdfidh- 
ten verhängt wird. Indeſſen fand fich 
die Hoffanzlei bewogen, fpäter wieder 
von diefer Anficht abzufehen, und fi 
mit dem Erlaffe v. 15., kundgem. mit 
n. 6. Neg. Decr. vom 15. März; 1832 
3. 16415 dahin auszuſprechen, daß, 
da das Mariandelfpiel bereit® durch 
das Lotto-Patent verpönt ift, es nicht 
entfprechend erfcheine, dasſelbe noch⸗ 
mals als ein verbotened Spiel derge- 
ftalt zu erklären, daß es auch ale 
fchwere PolizeisUebertretung anzufehen 
und befonders zu beftrafen, fomit einer 
zweifachen Beftrafung zu unterziehen 
wäre. Diefe den Bezirks + Dirertionen 
mit dem Eirc. vom 6. Apr. 1832 mit: 
getheilte Entſcheidung hat nunmehr als 
allgemeine Norm zu gelten, und es 
find die im Mariandel- oder Biribis- 
fpiele Betretenen jedesmal der zuftän- 
digen Gameral = Bezirks » Verwaltung 
fanımt ihrem Spiel-Apparate zu überge- 
ben. (Eircular der k. k. Polizei-Dber- 
Direction vom 11. September 1840 
3. 13130.) 
Maria-Therefia-Drdens:Dero- 
rationen nachzumachen, iſt den Gold» 
und Silberarbeitern verboten. (A. h. 
Entſchl. v. 8. Sept. 1816. Hfkzl. D. 
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v. 2. Jan. 1817.. Rggs. Circ. v. 31. 
San. 1817.) 

Maria Verkündigung gehört zu 
den fogenannten gefperrten großen Felt: 
tagen, ſ. Sonn: und Peiertags- 
heiligung. 

Mariazell in Steiermark. Die 
Wallfahrt dahin, wurde für das Jahr 
1825 bemwilliget, und ift jelbe auch für 
die Zukunft jedes Jahr, wenn die Bür— 
ger Wiens darum anſuchen, jedoch nur 
gegen genaue Beobachtung der hierme- 
gen beftehenden Borfchriften zu geftat- 
ten. (9. h. Entſchl. v. 27. März 1825.) 

Die Bol. Ob. Direct. hat demnach 
darauf zu fehen, daß für die befagte 
Proceſſion keine Geldfammlungen oder 
Eollecten vorgenommen werden, und zus 
gleich die Vorkehrungen zu treffen, die 
zur Verhütung der bei folden Gelegen- 
heiten nicht felten vorfallenden Unfüge, 
geeignet find. (N. 6. Rggs. D. v. 16. 
April 1825 3. 19106. Bol. Ob. Dir. 
3. 2250.) ©. Proceffionen. 

— — lieber die gemachte Entde- 
dung, daß zur Beftreitung der Koften, 
welche mit der a. h. Orts jährlich be— 
willigten Wallfahrt nah Mariazell in 
Steiermarf verbunden find, von den 
Proceffionführern feit vielen Jahren 
Beiträge bei Privaten gefammelt wer: 
den, da durch derlei Sammlungen dem 
überhaupt beftehenden Berbote entge- 
gen gehandelt wird, überdies auch den 
von der nied, öfterr. Landesregierung 
jährlich erlaffenen Intimationen über 
die erfolgte a. h. Bewilligung zur er» 
wähnten Wallfahrt immer das Verbot 
der Geldfammlungen beigefügt ift, hat 
die Regierung mit Decret v. 3. Novbr, 
1825 3. 50030, die Bol. Ob. Direct. 
angewiefen, den Bezirkd-Directionen zu 
erinnern, diefem Gegenftande in Zu: 
funft die nöthige Aufmerkfamkeit zu 
widmen. Diefe hohe Weifung wurde 
ſämmtlichen Pol. Bez. Direct. zur Wif- 
ſenſchaft und Darnachachtung mit dem 
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Beifage befannt gemacht, daß die hohe 
Zandesftelle dem Magiftrate aufgetra- 
gen habe, in Zukunft das Geſuch der 
Bürger von Wien um Erlaubniß zu 
diefer Broceffion mit dem Ausweife zu 
belegen, wer die Koften derjelben zu 
beftreiten übernommen habe (Pol. Ob, 
Direct. Eirc. v. 17. Novbr. 1825. 3. 
6757.) 

Mariazell, ſ. Wallfahrten, 

Marionettenfpiel, Seilfhwingen 
und andere vderlei früher unterfagte 
Gaufeleien werden neuerdings verbo- 
ten, ſ. Schau:Productionen. 

Marken, ſ. Poftportotaren. 

Markt, Nah dem Markte haben 
Obſt- und Kräautlerweiber den Unraib 
hinweg zu räumen. (Bdg. v. 23. April 
1755. Krop. Gef. M. There. 3. Br. 
©. 189. Vdg. vom 30. Auguft 1755. 
Krop. Gef. Mar. Theref. 3. Bd. ©. 
221.) | 

— — Die Pferde follen nur am 
Markttage an den hiezu gewählten Plä- 
ben verkauft werden, nie aber ein Pferd— 
markt an einem Sonntage gehalten 
werden. (Roßmarkt-Ordn. v. 9. Dechr 
1769. Krop. Gef. M. Theref. 5. Bd. 
©. 477.) 

— — Bei Kirhmweihen find die 
Märkte an Sonn und Feiertagen ver: 
boten. (Vdg. v. 15. Febr, 1772. Kroy. 
Gef. M. TIheref. 6. Bd. ©. 438.) 

— — In Gegenden, wo eine Vieh— 
feuche ausgebrochen, follen feine Vieh— 
und Getreidemärkte gehalten werden. 
(Bdg. v. 2. Sept. 1773. Krop. Gef. 
M. Theref. 6. Bd. ©. 613.) 

— — Verfälſchtes Mehl auf den 
Markt zu bringen, wird unter Config: 
cation verboten. (Bdg. in Böhmen v. 
26. Jän. 1775. Krop. Gef. M. Ther. 
7. Bd. ©. 163.) 

Allen Landbindermeiftern 
wird geftattet, ihre Gefchirre mit und 
ohne eiferne Reifen, auf dem Markte 
in der Roßau in Wien, frei zu verfau« 
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fen. (Bdg. v. 20. März 1781. Krop. 
Gef. Joſ. 3. Bd. ©. 491.) 

Markt. Auf Jahrmärkten ift zwifchen 
fremden und einheimifhen Handelsleu- 
ten fein Unterfchied zu machen. (Bdg. 
in Böhmen v. 14. Dec. 1781. Krop. 
ef. Iof. 3. Bd. ©. 492.) 

— — Den fremden Gefchmeidlern 
wird verboten, die Jahrmärkte in Böh- 
men zu befuchen. Allen erbländifchen 
Unterthanen wird der Handel auf den 
Jahrmärkten geftattet. (Vdg. v. 10. 
Mai 1782. Krop. Gef. Joſ. 3. Bd. 
©. 492.) 

— — Allen Landesinfaffen, auch 
jenen der jüdifchen und der übrigen ge- 
duldeten Religionen, (mit Ausnahme 
der Fremden, welchen nur der Beſuch 
der Hauptmärkte zufteht) wird geftattet, 
die Jahrmärkte mit inländifhen Waa— 
ren zu befuchen. (Hofentfhl. v. 11. 
Det. 1782. Krop. Gef. Joſ. 3. Bd. 
©. 492.) 

— — Kirchtagsmärkte in Nieder- 
Defterreich können nur von niedersöfter- 
reichiſchen Gewerbsleuten, Fabrikanten 
und Landkrämern, dann von anſäſſigen 
Juden, befucht werden. (Hofentfähl. v. 
11. DOctbr. 1782. Krop. Gef. Joſ. 3. 
Br. ©. 493.) 

— — Allen inländifhen Krämern, 
Fabrikanten und Händlern wird erlaubt, 
die Märkte und Kirchtage zu befuchen. 
(Bdg. v. 7. Zul. 1784. Krop. Gef. 
Joſ. 7. Bd. ©. 490.) 

— — Der Zwang, daß die auf den 
Markt nah Prag gebrachten Getreide 
gattungen nicht wieder zurüdgeführt, 
fondern um einen beftimmten Preis von 
Müllern, Bädern und Greißlern über: 
nommen werden müffen, hat aufzuhö— 
ren, und hat die Polizei das verfälfchte 
Mehl in Beſchlag zu nehmen. (Hof: 
entſchl. v. 30. Juni 1786. Krop. Gef. 
Joſ. 10. Bd. ©. 294.) 

— — Sedem, welcher in Prag den 
Markt beſucht, fteht frei, feine Körner, 
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wie er will, zu verkaufen, oder wieder 
zurückzuführen. (Hof-D. v. 21. Aug. 
1786. Krop. Gef. Joſ. 11. Bd. ©. 
857 bis 859.) 

Markt. Der bei Jahr: und Wochen⸗ 
märkten bie und da noch beftehende 
Borzug oder Vorkauf, wurde aufgeho- 
ben, und Jedermann das gleiche Recht 
des Kaufes und Berkaufes zugeftanden. 
(Hof Deeret vom 27. Decbr. 1786. 
Krop. Gef. Joſ. 13. Bd. ©. 240.) 

— — Sedermann ftehet frei, Brot 
auf den Markt zu bringen, und zu ver- 
faufen; aud wird die Einſchränkung 
auf die Gattungen des Mehls, Gewicht 
des Brotes, und daß es ohne Sal; 
und Kümmel fei, anfgehoben. (Hof-D. 
v. 27. Dechr. 1786. Krop. Gef. Iof. 
13. Bd. ©. 249.) 

— — Den Juden in Böhmen ift 
bei Miethung der Gewölbe auf dem 
Markte Feine Einftreuung zu machen, 
wenn fie fonft die Erlaubniß der Grund- 
obrigfeit erworben haben. (Hof-D. v. 
1. März 1787. Krop. Gef. Sof. 13. 
Bd. ©. 240.) 

— — Das Getreide darf an Wo- 
henmarkttagen nur aufdem Marktplatze 
verfauft und gekauft werden. (Polizei— 
Drdn. v. 30. April 1787. Krop. Gef. 
Joſ. 13. Bd. ©. 358.) 

— — Der in Prag acht Tage nad 
dem Feſte St. Wenzel abzuhaltende 
Holz- und Töpferwaarenmarkt wurde 
nad dem Feſte der heil. drei Könige 
überfeßt. (Hof-D. v. 12. Febr. 1788. 
Krop. Gef. Jof. 16. Bd. ©. 455.) 

— — Alles Getreide muß auf of- 
fenem Markte verkauft werden. (Hof: 
D. v. 8. Jan. 1791. Hfkzl. D. v. 24. 
Mai 1803.) 

— — Die Jahr: und Wochenmärkte, 
weldhe auf Sonn- und gebotene Feier: 
tage fallen, find nad der unterm 31. 
Suli 1770 ergangenen Verordnung auf 
die nächſten Arbeitötage zu verlegen. 
(Bat. für Weftgal. v. 14. Dec. 1797.) 
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Markt, Handelsleute, welche Jahr 
. märfte beſuchen, haben blos einen Paß 
bei dem Kreisamte des DVierteld, worin 
der Jahrmarkt gehalten wird, oder bei 
dem Ortsmagiftrate anzufuchen. (Vdg. 
des Polizeiminifteriumd v. 25. März 
1801.) 

— — Die auf den Jahrmärkten üb- 
lichen Glücksſpiele werden verboten. 
(Hflzl. D. v. 15. Dec. 1810.) 

— — Die Landesftelle ift durch das 
Eonfiftorium zur Kenntniß gelangt, daß 
bei den, am Lande gefeierten Kirchenfe- 
ften förmlihe Märkte abgehalten wer- 
den und bei den hier und da an Sonn- 
tagen im Sommer üblihen Kreuzweg- 
Andahten auch Tanz - Mufiten Statt 
finden. Da hiedurch das Volk zu fehr 
von der beabfihtigten Erbauung abge: 
lot werden fol, fo wird das k. f. 
Kreidamt angewiefen, dem Unfuge durch 
ſtrenge Handhabung der diesfalld be- 
ftehenden Borfriften zu fteuern. (Vdg. 
des böhm. Gub. v. 13. Det. 1842 3. 
51632. Prov. ©. ©. für Böhm. J. 
1842. Nr. 291.) 

— — ausländifhe Buchhändler 
dürfen inlandifhe Märkte nicht befu- 
hen, ſ. Buchhändler. (Pat. v. 18. 
März 1806. $. 15.) 

— — für Körner, ſ. Markt-Po— 
lizei = Auffihtsanftalt der Stadt 
Wien. 8. 60. 

— — Vorſchriften den Auf und 
Abtrieb des Schlachtviehes betreffend, 
ſ. Schlachtvieh. 

— — auf der Seilerſtätte, ſ. Sei— 
lerſtätter Markt. 

— — Bedingungen des Beſuches 
derſelben in Würtemberg, ſ. Würtem⸗ 
berg. 

— — ſ. Grüne Waaren, Höd: 
lerordnung, Jahrmärkte, Kirch-— 
weihmärkte, Schwämme, Vorkauf, 
Wochenmärkte. 

Marktaufſicht. Die Reſpicirung 
der Märkte Wiens durch das Marktauf— 
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fihtöperfonale hat die ganze Zeit des 
Marktes zu dauern, und erheifcht in der 
Regel die fortwäahrende Anweſenheit der 
Marktauffichts - Individuen, und der 
ihnen beigegebenen Bolizeimannfchaft, 
daher in dem Falle, wenn die in auder- 
weitigen Amtsgeſchäften nothwendige 
Entfernung eines Marktauffichtsperjo- 
nals eintritt, für die ununterbrocdhene 
Auffiht auf dem Markte dadurd Bor- 
forge zu treffen ift, daß von Seite der 
Grundgerichte durch Grundmwächter und 
Gemeindeglieder für die Refpicirung des 
Marktes in der Zeit der Abwefenheit- 
eines Magiftrats - Auffichts - Individu- 
ums geforgt werde, Da jedoch der Ber- 
kauf von verbotenen Bictualien nicht fo 
fedr auf den von der Marktaufficht re 
fpieirten Märkten, als vielmehr außer 
den Märkten dur Haufirer, auf Win- 
Pelmärkten oder außer der gewöhnlichen 
Marktzeit Statt findet, welchem Unfuge 
nur durch eine fortwährende Wachſam— 
keit von Seite der Polizei und der be— 
treffenden Gemeinden felbft begegnet 
werden kann, jo erhält die f. f. Pol. 
Db. Direct. die Weifung, den Polizei- 
Bezks. Direct. diesfalls die thätigfte 
Mitwirkung in Handhabung der Markt: 
Drdnung einzufharfen. (Decr. der f. f. 
n. 6. Reg. v. 2. Dec. 1838 3. 37379.) 
Marktanfficht. Die Regulirung der 
Marktaufficht in den Drifchaften vor ven 
Linien betreffend, wurde durch h. Regie— 
rung® » Verordnung vom 5. d. M. 2. 
67037 Folgendes beftimmt: Dem An- 
trage des Wr. Magiftrates, daß ihm 
die Beauffihtigung der Approvifionis 
rungs = Gewerbsleute in den nächſten, 
größtentheils ohnehin zum Polizei: oder 
Armenbezirfe Wiens gehörigen Ort: 
[haften außer den Linien nebft dem 
Straf: und Unterfuhungsrehte gegen 
die Webertreter überlaffen werde, fand 
die h. Landesftelle aus wichtigen Grüns 
den und namentlich auch megen der 
hieraus unvermeidlich entftehenden Col- 
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lifionen nit Statt zu geben. Um jedoch 
die ftrengfte Polizei » Aufficht über die 
gedachten Gewerbsleute in jenen Drt- 
fchaften auszuüben, wurde dem k.k. 
Kreidamte V. U. W. W. von der 
Regierung aufgetragen, fogleich mit den 
betreffenden Dominien eine Commiſſion 
abzuhalten, um in ihren ortsobrigkeit- 
lihen Bezirken eine ftrenge, vollkom— 
men verläßlide Marktpolizeiaufficht 
durch Aufitellung volllommen geeigne- 
ter, technifch gebildeter, gehörig befol- 
deter und dadurch ſelbſtſtändig geftell- 
. ter Beamten zu organifiren, welche Dr- 
ganifirung der Regierung anzuzeigen 
ift, zugleich wurde dem genannten k. k. 
Kreidamte zur Pflicht gemacht, einen 
inzwifchen unmittelbaren Einfluß auf 
die Marktaufficht in den gedachten Dr- 
ten durch Ausjendung Freisämtlicher 
Beamten im engften Einvernehmen mit 
den betreffenden k. k. Pol. Bezks. Dir. 
zu nehmen, zu welchem Ende demfelben 
auch das unter Einem hierzu angemwiefene 
t. k. Regierungs-Marktcommiffariat zur 
Verfügung geftellt werde. (Decr. der 
k. k. Bol. Ob. Dir. v. 10. Nov. 1845 
3. 19345.) 

Marktauffiht. Der Wr, Magi- 
ftrat hat angezeigt, daß er im Stande 
fei, die in Folge der a. h. Entſchl. v. 
15. November d. J. ihm übertragene 
alleinige Marftauffiht in den fremd- 
herrſchaftlichen Bezirken inner den Li— 
nien Wiens fogleih zu übernehmen. 
Die k. k. Pol. Ob. Direct. wird daher 
verftandigt, daß die Wirkfamkeit der, 
mit dem hierortigen Decrete v. 6. Dec. 
d. 5. 3. 74396 bekannt gemachten a. 
bh. Entſchließung v. 15. Novbr. d. J. 
(. Markt:Polizei) fogleich nad) Em- 
pfang dieſes Decretes beginnen wird. 
(Deer. der . ?. n. ö. Reg. v. 20. Der. 
1845 3. 77968.) 

— — in den Drtfihaften der näch— 
ften Umgebung von Wien, ſ. Fleifch: 
beſchau. 
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ſeuche. 

Marktaufſichts-⸗Perſonal. Ueber 
deſſen Beſtimmung dann Rechte und 
Pflichten, ſ. Marktpolizei-Auffichts- 
anftalt für die Stadt Wien. 88. 
1—4 u. 97—122. 

— — f. Affiften;. 

Marftfuhren, deren Baffiren dur) 
die Tabor-Linie, ſ. Linien. 

Marktgebühren. Regulirung 
der Marktgebühren aufden Vie— 
tualien-Märkften innerhalbder 
Linien Wiens Nah dem Refultate 
der gepflogenen Verhandlungen über 
das Bezugsreht der Gtiftsherrfchaft 
Schotten, der Herrfhaft Mariahilf, 
der Herrfchaft Lichtenthal, fo wie der 
Gemeinde Landftraße, von Marktgebüh— 
ren auf den in ihren Bezirken beftehen- 
den Bictualien - Märkten, werden diefe 
Marktgebühren für die Victualien— 
Märkte dieſer Dominien und für den 
Landſtraßer Victualien-Marft auf nach— 
ftehende Weife gleihförmig regulirt und 
zwar: 

Für Bictualienhändler tägl.1 fr. EM. 

„ Stehviehhändler „ 1 „ 

„ Geflügelhändler „1 „ 

„Fiſchhändler ohne Wagen täglich 
1 fr. EM. 

„ Randbrodverfhleißer ohne War 
gen täglih 1 fr. EM. 

„ Kienholzbändlertäglich 1kr. CM. 

„ Landleute mit Obft, Gemiüfe, 
Eier, Butter, Mild und allen 
fonftigen Naturproducten täg- 
lich 1 fr. EM. | 

„ jeden Marktwagen, ohne Rück— 
fiht auf deffen Inhalt und 
das Gewicht täglih 3 kr. EM. 

Rüdfihtlich der bleibenden Stände 
für ſolche VBerfaufsparteien, welche nicht 
vom Lande auf die Victualien- Märkte 
in Wien fommen, fondern in Wien an- 
füffig find, haben fich die gedachten Do- 
minien und die Gemeinde Landſtraße, 
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nach den diesfalls beim Wr. Magiftrate 
beftehenden Beſtimmungen zu benehmen, 
wornach eme folhe Partei für einen 
Stand, nad Maßgabe des Raumes, 
den er einnimmt, und der Befchaffen- 
heit des Standortes, einen jährlichen 
Platzzins von 2, 3, 4, 6 oder Sl. 
EM. lepteres jedoch in höchſt feltenen 
Fällen zu bezahlen hat. Jene Gebühren 
find in einem, mit Berufung auf die vor- 
liegende Rggs. Bdg. zu verfaffenden Ta- 
tife von den Dominien, die es betrifft, 
und von dem Wr. Magftr. aufdem Land⸗ 
ſtraßer Victualien⸗Markte zufammenzus 
ſtellen, und dieſe Tarife ſind auf den 
dortigen öffentlichen Marktplätzen recht 
anzuſchaulich anzuſchlagen, und jede 
Ueberſchreitung dieſer Tarifsſätze bei 
fonftiger Ahndung hinanzuhalten. 
Die Art der Behebung dieſer Mark— 
gebühren, ob im eigener Negie oder 
durch Verpachtung, wird den Dominien 
anheimgeftellt, nur dürfen im erfteren 
Valle die Marftgebühren durchaus nicht 
in partem salarii den Marktrichtern 
überlaffen werden, welche vielmehr be- 
foldet fein müffen, im leßteren Falle 
aber, nämlich bei einer Verpachtung, 
kann leßtere nur inner den Grenzen 
des Bezugsrechtes, umd unter ftrenger 
Beobahtung der beftehenden Markt: 
vorſchriften geſchehen. (Vdg. der n. 6. 
Reg. v. 30. Mai 1838 3. 30839. 
Pıov. G. ©. 20. Bd. Nr. 121.) 
Marktgebühren. Das Minifterium 
des Innern bat im Einvernehmen mit 
dem Juftiz- und Finanzminifterium den 
Beihluß gefaßt, daß die Marktftand- 
gelder dort, wo fie vorher von den 
Ortsobrigkeiten als eine Art politifcher 
Zaren für die Ausübung der Marktpo- 
lizei bezogen wurden, nun, nachdem Die 
bisherigen PBatrimonial » Behörden in 
Bolge des Gefekes v. 7. Sept. 1848 
die Acte der Polizeigewalt proviſoriſch 
bis zur Einführung landesfürftlicher 
Behörden auf Koften des Staates fort- 
Baleisfy, Handb. d. Poliz. Gef. IL 
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führen, bis auf weitere Auordnung für 
den Staatsfhag einzuheben find. (Erl. 
des Minift. des Inn. v. 5. Mai 1849 
an das n. d. Land. Praiid. R. ©. 9. 
Nr. 240.) 

Diefer Erlaf wurde auch auf Gali⸗ 
zien ausgedehnt. (Erl. des Minift. des 
Inn. v. 12. Sept. 1849 am das galiz. 
Land, Prafid. R. ©. 3. Nr. 389.) 

Den Gemeinden in Rieder - Deftew- 
reich wurde der Bezug der Markiftand- 
gelder von der Zeit an, als fie die 
Marktauffiht vermöge des ihren durch 
das prov. Gemeindegefek eingetäumten 
Wirkungskreiſes ausüben zugeftanden, 
und es hat von diefem Zeitpunete an, 
von der Verrechnung diefer Gelder für 
den Staatsſchatz abzukommen. (Erl. 
des Miniſt. des Inn. v. 29. Sepibr. 
1850 3. 22290. Vdg. der n. ö. Stth. 
v. 15. Rov. 1850. 8. ©. B. Rr. 95.) 

Markthütten dürfen Leinwand» 
händler nicht mit ſchwarzen Tüchern be» 
deden. (U. h. Refol. v. 27. Det. 1753. 
Barth. H. u. & Gef. 2. Br. ©. 207.) 

— — im denfelben fol nicht länger 
als bis 8 Uhr Abends ein Licht, und 
diefed nur in Laternen zu brennen ger 
ſtattet fein. (Bdy. v. 10. März 1784. 
Barth. H. u. ©. Gef. 2. Bd. ©. 288.) 

— — in deren Gegend foll Fein 
freies Richt oder Kohlfener geduldet 
werden, ſ. Feuerlöſch-Dronung für 
die Landftädte und Märkte. $. 37 und 
Benerlöfh-Drdnung für Wien $. 6. 

— — Borfidten, wenn darin über 
nachtet wird, f. Sahrmärkte, 

Markt = Oberinfpieient. Ueber 
deffen Dienftleiftung, f. Markft-Poli- 
zeisAuffichtsanftalt fürdie Stadt 
Wien. $. 110 und die Folgenden. 

Markt-Drdnung für den Mar 
garetben-Marktinderkeopold- 
ftadt in Wien. Während des Mars 
garetbenmarktes in der Leopoldftadt, 
ald dem Marktorte und Plage, ift ein 
Kleinverkauf oder Ausſchnitt auszuüben 
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geftattet, jedoch aber, in Abſicht auf die 
Marktfieranten, die in der Stadt Wien 
felbft zu Marktzeiten ihren Handel in 
Niederlagen, oder Gewölben pflegen, 
diefe Begünftigung während des Mar: 
garethenmarftes in der Stadt Gewölbe 
halten zu dürfen, nicht weiter mehr aus: 
gedehnt,, fondern blos auf die mit 
Tuchwaaren und wollenen Zeugen all’ 
in grosso handelnden Parteien be- 
ſchränkt; mithin auch diefen, während 
des erwähnten Marktes, in der Stadt 
fein Ausfchnitt, und zwar bei Confis- 
cation der im Kleinverfaufe oder Aus: 
ſchnitte betretenen Waare, dann aber 
einer Geldftrafe von 12 Rthlr. geftat- 
tet werden ;. übrigend aud den Marft- 
fieranten in dem Margaretbenmarkte 
nicht nur in den Hauptftraßen, fondern 
auch in den andern Gäffen der Leopold» 
itadt, Gewölbe zu ihrem Marfthandel 
zu miethen, freigelaffen fein fol. (Hof: 
D. v. 22. Sept. 1791. Rggs. Int. v. 
7. Oct. 1791. Barth. 9. u. G. Gef. 
2. Bd. ©. 294.) 

Markt: Ordnung allgemeine, 
für die Haupt: und Refidenz- 
ftadt Wien und ihre Vorftädte. 

I Abſchnitt. Von den Markt— 
plätzen. Für die eigentlichen markt— 
mäßigen Feilſchaften, nämlich friſche 
Butter, Eier, junge unausgezogene 
Lämmer, Krebſe, Obſt, und Alles, was 
unter der Benennung grüne Waaren 
und Zugemüſe verſtanden wird, ſind 
zu Marktplätzen überhaupt, und ohne ei— 
nen Unterſchied für dieſe oder jene vor— 
geſagter Feilſchaften in der Stadt der 
Hof, Judenplatz, der hohe Markt, die 
Freiung, der tiefe Graben und der Theil 
des neuen Marktes gegen die Schmiede 
am Gnde der Mehlſtände beſtimmet. 
Die Seilerjtatt iftfünftig blos allein 
für jenes Geflügel und Eier, fo auf 
Wügen hieher gebracht wird, gewidmet, 
und werden zu mehrer Drdnung diefen 
Parteien nach ihren verjchiedenen Gat— 
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tungen die Pläße dafeldft angewieſen 
werden, wo ihmen zugleich aud der 
Berkauf derjenigen andern Feilfchaften, 
die fie im Kleinen als eine Zuladung 
mit anher bringen möchten, ebenfalls 
geftattet ift. Die Leopoldauer, Kagraner 
und überhaupt, die fi mit Mäftung 
des Geflügeld abgebenden Marchfelder 
Inſaſſen haben ihre abgeftochenen En— 
ten, Gänfe und gepußtes oder unge 
putztes Geflügel noch ferners auf ihrem 
angemwiefenen bisherigen Platze im ties 
fen Graden zu Markte zu bringen. Für 
das Obſt, Kraut und Rüben, weldes 
auf Wägen hieher kommt, bleibt der 
Pla außer dem Kärnthnerthore vor 
dem fürftlih Starhembergifchen Frei- 
haufe angewiefen. Das vom Lande ein- 
geführt werdende Brot wird auf den 
bisher gewöhnlichen Pläßen zu verfau- 
fen geftattet. Der Verkauf des Griepel- 
mehls, und der Grießlereigattungen, 
des Taubenfutterd, und der Hiülfen- 
Früchte ohne Ausnahme hat noch fer- 
nerd blos auf dem neuen Markte zu 
geihehen. Zum Berfaufe des Schmal- 
zes, Käfes und der gefalzenen Butter 
ift der Dominicanerplaß, und zum Ber: 
faufe der Fiſche in der Stadt der der— 
malige Fiſchmarkt noch ferner beftimmt ; 
eben fo ift der Getreidemarkt, fo wie 
auch der Heu: und Strohmarft, dann 
der junge Vieh- und Schweinmarkt auf 
den hiezu beftimmten bisherigen Plätzen 
abzuhalten. In den Vorftädten find die 
bisher gewöhnlichen Marktpläge auch 
fernerhin dazu gewidmet. 

U. Abfchnitt. Bon den ur: 
fprüngliden Erzjeugern und 
Tandleuten. Jedem urfpringlicen 
Erzeuger und Landmanne ſtehet frei, 
feine Feilfhaften in jedem Werktage in 
der Woche nah Wien zum Verkaufe zu 
bringen, und foldye auf den beftimmten 
Marktplägen zu verkaufen, und auf die- 
fen, fo lange er will, zu verweilen; da- 
bingegen ift ihnen der Verkauf der ans 
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ber gebrachten Feilſchaften, worunter 
auch alle Gattungen Getreides, und der 
Hülfenfrüdhte verftanden werden, außer 
den hiezu beftimmten Marfipläßen nir⸗ 
gends anderswo erlaubt. Es ift ihnen 
alfo hiemit austrudlid verboten, ihre 
Feilſchaften unterwegs, es fei vor⸗ oder 
inner der Linien abzuſetzen, fie unter 
dem Bormwande der Beitellung in die 
Häufer zu bringen, mit ihren Feilſchaf— 
ten zu haufiren, oder fie in den Einfe- 
gen, in Wirths- und andern Häufern, 
unter den Hausdthoren, oder, wo immer 
fonft außer den beftimmten Marktplä- 
gen zu verkaufen. Auch ift ihnen ver- 
boten, vor der für die befugten Wieder- 
verfäufer beftimmten Ablöferftunde mit 
demfelben über die Ablöfung ihrer Feil- 
haften Einverftändniß zu treffen, oder 
in hieſigen Einfägen Borräthe auf Spe— 
eulation, und zur Abwartung höherer 
Preife zu fammeln, fondern die nicht 
an Mann gebrachten und allbier einge— 
fegten Feilſchaften find jedesmal wieder 
baldmöglihft zu Markte zum Verkaufe 
zu bringen, alles Diefes bei Strafe der 
Eonfiscirung der Feilſchaften, oder, 
wenn fie ſchon verkauft worden wären, 
des Geldwerthes in jedem Falle, wo 
eine entweder felbft , oder durch jemand 
Andern audgeübte Uebertretung diefer 
Berbote entdeckt wird, und werden nebft 
dem Webertreter auch noch Jene, fo hie 
zu Unterfchleif geben, und vorzüglich 
die Wirthe auf das fchärffte beftraft 
werden. Da nun durch den Zufammen- 
fluß der Peilfhaften blos auf den 
Markiplägen, und durch den Ankauf 
derfelben aus der erften Hand der wohl: 
feilere Preis angehoffet werden kann, 
fo muß Jedem felbft daran gelegen fein, 
feine Bedürfniffe auf den beftimmten 
Marktplätzen zu erfaufen. 

Außer vorftehenden allgemeinen für 
alle mit Feilfchaften nah Wien fom- 
menden urfprünglihen Erzeuger und 
Landparteien geltenden Anordnungen 


371 


Hlarkt-Ordnung. 


wird nod Folgendes insbefondere feſt— 
gefeßt, und zwar wird den %Par- 
teien, die Brot vom Lande bie 
ber zum Verkaufe bringen, nicht ge 
ftattet, foldhes anders als auf Wägen 
zu verfaufen, wovon jedoch jene wenige 
ausgenommen find, die aus beſonders 
erheblichen Urfachen ſchon feit längerer 
Zeit die Erlaubniß zum Brotverkaufe 
in einem Gewölbe erhalten haben. Das 
zum Verkaufe eingeführte Brot, von 
was immer für Gattung, darf auch nicht 
geringer, ald nad) jenem Satzungsge— 
wichte, welches von Zeit zu Zeit für 
Wien beftimmet wird, ausgebacden, and 
niht von ſchlechter Eigenfchaft fein. 
Es ift alfo der Verkauf eines gering- 
hältigeren oder ungenußbaren Brotes 
nit erlaubt. Eben daher unterliegt 
das zum Verkaufe hieher gebrachte Brot 
der öffentlihen Aufſicht, ſ. Kandbrot. 
Die Barteien, welche Grießmehl, Grieß— 
lereimaaren und Hülſenfrüchte bicher 
zum Verkaufe bringen, haben außer den 
vorangefagten allgemeinen, jomit cudı 
für fie geltenden Anordnungen fi noch 
insbefondere nad jenen Mapregeln zu 
benehmen, die in der neuen Grießlerei— 
Ordnung werden feitaefegt werden. Dei 
Parteien, welche mit Wildpret hierher 
zu Markte kommen, it der Verkauf nur 
allein auf Wägen, oder auf ihren But» 
ten oder Kreunzen, in welchen fie das 
MWildpret hieher bringen, geftattet. 
Wenn Landparteien den Wildprethan- 
del in Gefellfhaft mit mehreren betrie— 
ben, ift ihnen nicht geftattet, mehrere 
abgefonderte Auslagen zu halten, jon- 
dern haben diefelben ihre Waaren zu— 
fammen auf einer Stelle zu verkaufen. 

II. Abſchnitt. Bon den Ber- 
faufsftändeninder&tadt,dann 
den Höderleuten in den Bor- 
ftädten. In der Stadt wird eine ver— 
haͤltnißmäßige Anzahl Berfaufsftände 
auf grüne Waaren, Obft, und allen- 
falls nad Erforderniß auch noch auf 
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einige amdere Artikel, und im den 
Borftädten die verhältnigmäßige Zahl 
Höcerleute v. 1. Mai d. 3. an beftellet, 
und Jedem, der einen Berkaufftand in 
der Stadt, oder eine Höderei in der 
Borftadt erhält, hierauf eine, auf ein 
Jahr giltige Befugniß von der hohen 
Zandesregierung ausgefertiget, wofür 
er für das Jahr 4 fl. in das magiftra- 
tifche Oberfammeramt zu erlegen hat. 
Diefe Befugnig haben fie immer bei fih 
zu tragen, um fich Damit jedesmal aus- 
weifen zu fönnen. Auf den Grün-Waa— 
renftänden in der Stadt ift bei jedes— 
maliger Confiscirung der Feilfchaften 
nicht geftattet, im Sommer vor 11 Uhr, 
und im Winter vor 12 Uhr die Feil- 
ſchaften auszuräumen und zu verfaufen. 
Dagegen ift den mit Höcklerbefugniſſen 
in den Vorftädten verfehenen Parteien 
der Verkauf dafelbft ſchon von früh 
Morgens an, ſomit zu allen Stunden 
des Tages geftattet. Ein und andern 
aber, nämlich fowohl Jenen, die eine 
Defugnig auf einen Stand in der Stadt, 
oder auf eine Höderei in der Borftadt 
erhalten haben, iſt verboten 

a) ihr Befugniß an jemanden An- 
dern zu übertragen oder auszuleihen, 

b) andere, als die ihnen in der Be- 
fugnig ausdrücklich eingeftandene, und 
benannte Beilfhaftsartifel zu verkaufen, 

ce) zu haufiren, oder auf was immer 
für anderen als den ihnen angewiefe- 
nen, in der Befugniß ausgedrückten 
Standorten zu verkaufen, 

d) ſowohl vor den Linien und auf 
dem Lande, ald auch inner den Linien, 
e8 fei in den Häufern, Wirthshäuſern, 
auf freier Gaffe, oder wo immer, Feil- 
[haften entweder felbft, oder durch an— 
dere vorzufaufen, indem die Ablöfung 
der zum Wiederverfaufe eingeftandenen 
Beilfhaftsartitel nur allein auf den 
biefigen Marktplägen, und auch allda 
im Sommer nicht vor 11 Uhr, und im 
Winter nicht vor 12 Uhr den auf Stände 
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in der Stadt, oder auf eine Höckerei in 
den Vorſtädten befugten Parteien ge— 
ſtattet iſt, und ein und andere vor die— 
ſer Stunde auf den Marktplätzen gar 
nicht erſcheinen, vielweniger mit den ur- 
fprünglien Erzeugern oder Landleu— 
ten fih vorhinein über die Ablöfung 
der Feilfhaften „ einverftehen dürfen, 
Die Uebertretung ein oder anderer Der- 
bote ziehet den alfogleichen Berluft der 
Befugnig nad fih. Außer Jenen, die 
von Seite der hoben Landesregierung 
in vorerwähnter Art zum Wiederwer- 
faufe auf einem Stand in der Stadt, 
oder auf dem Blacid, und zur Höckerei 
in den Borftädten durch die ihnen aus— 
gefertigten Beſugniſſe berechtiget find, 
ift Niemandem, der nicht ein biefiger 
Gewerbsmann ift, folglich auch nicht 
jenen hiefigen Parteien, welche bisher 
unter dem Borgeben, Feilfchaften in 
großen Partien im Lande zufammen zu 
faufen, umd anber zum Verkaufe zu 
bringen, mit dem urfprünglichen Erzeu- 
ger gleiche Rechte auf hiefigen Märkten 
hatten, und deren diesfällige Befug- 
niffe ohnehin auch ſchon durch das Cir— 
culare v. 23. Febr., ald v. 1. Maid. 
3. an, aufgehoben erflärt worden find, 
der Wiederverfauf weder in der Stadt, 
noch in den VBorftädten, es fei durch 
Haufiren, oder zu Markte fißen, oder 
in was immer für Art erlaubet. Jeder, 
der fich unbefugt eines Wiederverkaufes 
anmaßen, oder aber hier, oder vor den 
Linien, oder auf dem Lande einen Vor— 
fauf zu treiben, und fi in der Geftalt 
als Landmann auf die hiefigen Märkte 
einfchleichen wollte, wird im Betretungs⸗ 
falle, worüber zur Nachfpürung bereits 
die angemeffene Einleitung aller Orten 
getroffen ift, auf das empfindlichfte ge- 
ftrafet, und nad Befunde auch gänzlich 
von hier abgefchafft werden. 

IV. Abſchnitt. Bon den hiefi- 
gen Gewerbsleuten. Den hiefigen 
Gewerbslenten wird verboten, im Som: 
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mer vor 10 Uhr, und im Winter vor 
11 Uhr auf hiefigen Märkten von den 
diefelben befuchenden urfprünglichen 
Erzeugern und Landleuten Feilfhaften 
abzulöfen. Es wird ihmen weiters 
fhärfeftens verboten, den auf den Markt 
fommenden Parteien entgegenzugeben, 
ihnen vorzupaffen, und überhaupt in 
oder vor den Linien, es fei unter We— 
ges, in Häufern, Wirthshäuſern, oder 
auf offener Gaffe, auf was immer für 
eine Art, Feilfchaften vorzufaufen, und 
fie fomit den biefigen Marktplätzen zu 
entziehen; alles Diefes bei Strafe un- 
fehlbarer Confiscirung der vorgefauf: 
ten Feilfchaft, oder wenn fie ſchon wei— 
ter& veräußert worden wäre, des Geld» 
werthes in jedem Betretungsfalle. 

V. Abſchnitt. Die Dollmet- 
fher, Taglöhner, Helfer und 
Trägermweiberaufden biefigen 
Marktplätzen betreffend. Bon 
diefer Gattung Leute wird feiner auf 
den Marktpläßen geduldet werden, der 
ſich nicht bei dem hiefigen Magiftrate 
gemeldet, und einen eigenen Paſſirungs— 
zettel Hierauf erhalten hat. Diefer Paf- 
firzettel haben fie immer bei ſich zu tra« 
gen, um fi damit ausweisen zu fönnen. 
Auf jedem Marktplake, wo derlei Leute 
gebraucht werden, ift denfelben ein eiges 
ner Platz angemwiefen, auf welchem fie 
fih Morgens zu fammeln haben, um 
allda von den Parteien, die ihrer bend- 
thiget find, aufgefudht werden zu kön— 
nen. Den Dollmetfhern, Taglöhnern, 
Helfern und Trägerweibern wird hiemit 
fhärfeftens verboten, den hieher fom- 
menden Parteien auf den Straßen oder 
in Häufern aufzupaffen,, fie in Wirths— 
oder andere Häufer zu führen, Mufter 
irgend wohin zu tragen, oder überhaupt 
wie immer entweder felbft vorzufaufen, 
oder auf was immer für eine Art fi 
zu Borfäuflereien ald Unterhändler ge 
brauchen zu laffen, auch nur im gering» 
ſten fih in die Behandlung zwifchen 


373 


Markt-Ordnung. 


Käufer und Verkäufer einzumengen , in 
Mäklereien einzulaffen, und zum Abs 
bruche der Marktzufuhr, oder zu irgend 
einem Unterſchleife Hand zu bieten. 
Der Uebertreter in ein und dem andern 
wird nicht nur unfehlbar vom Marfte 
abgeihafft, fondern nah Maßgabe der 
Umftände auch noch mit Förperlicher 
Züchtigung beftraft werden. 

Da vorftehende Markt » Ordnung 
fih nur auf die eigentlihen noth- 
wendigeren Eßwaaren beziehet, die 
Pomeranzen, Limonien, Rofinen, Eis 
beben , Feigen, Mandeln und der— 
gleichen Waarengattungen aber, welche 
den Weibern von den Kaufleuten bis- 
ber zum MWiederverfaufe felbft gege— 
ben wurden, zu den ordentlihen Eß— 
waaren nicht gehören; fo ift der dies» 
fällige Verkauf, fo wie jener der Schwe« 
felferzel, Feuerfteine, des Klegenbrots, 
und aller dergleichen Kleiner Gattungen, 
die keine Bictualien, und nicht unter 
den andern Kaufleuten, oder Kramer— 
bändlern vorbehaltenen Gattungen be« 
griffen find, zu allen Stunden, jedoch 
nur in jenen geftattet, welche hiezu durch 
eigene obrigkeitliche Befugniß berechti⸗ 
get fein werden. Nach diefen enthalte 
nen Anordnungen tft fi demnach zur 
Bermeidung der feitgefekten Strafen 
genaueft zu achten; und gleichwie ge 
genwärtige Marktordnung nur die all» 
gemeinen Vorfihriften enthält, fo wer- 
den auch jene befondern Vorſchriften, 
welhe auf einen, oder dem andern 
Marktplatze zu verordnen nothwendig 
befunden werden, an diefen Pläßen 
felbft angefhlagen, und fo auch indbe- 
fondere in Anfehung des Ankaufes der 
auf der Donau hieher fommenden Bic« 
tualien eine eigene Drdnung befannt 
gemacht werden. Schließlich wird hier 
noch zur allgemeinen Warnung ange 
merkt, daß jener, der mit falfhem Maße 
und Gewichte die tarirten Lebensmittel 
in einem die Satzung überfteigenden 
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Preiſe, oder ungeſunde, ungenußbare 
oder verfälſchte Lebensmittel verkaufet, 
nach den beſtehenden Geſetzen unnach— 
ſichtlich behandelt werden wird. (Rggs. 
Vdg. in Nieder-Oeſterr. v. 22. kundg. 
von dem Wiener Stadt-Magiſtrat den 
24. April 1792. Pol. G. S. 1. Bd. 
&.66—81.) 

Markt-Ordnung für am Waſ— 
ferin die. f. Haupt und Refi- 
denzitadt Wien antommende, 
und an dem fog. Schanzel von 
den Händlern zu veräußernde 
verfhiedene Feilfchaften. 

1. Alle auf den Schiffen anfommende 
Eßwaaren, die fhon in Side, Fäſſer 
oder Geſchirre gefaßt find, ald Butter, 
Schmalz, Fifche u. dal., follen auf die 
zum Verkaufe diefer Feilfchaften in der 
allgemeinen Markt: Drdnung angewies 
jenen Plätze gebracht, und dort unter 
den vorgefchriebenen Vorfihten veräus 
Bert werden. Jene Feilfchaften binge- 
gen, jv 

2. frei ausgefchüttet auf den Schif- 
fen anlangen, können zwar auf den 
Schiffen jelbft, fowohl im Großen als 
im Kleinen verkauft werden; damit 
aber auch dabei dem Bublicum der Ans 
kauf aus der erften Hand gefichert 
werde, wird allgemein angeordnet, daß 

3. im Sommer bis 9 Uhr früh nur 
allein das PBublicum, von 9 bis 10 
Uhr aud) die hiefigen kammergütifchen, 
bitrgerlichen und andere ordentlich bes 
fugte Gewerbeleute, von 10 Uhr bie 
Mittags 12 Uhr aber auch die Ablöfer 
und Händler die Feilfchaften am Waſ— 
fer anfoufen fönnen. Bon 12 bis halb 
> Ubr Nachmittag bleibt der Ankauf 
der Feilfchaften dem Publicum wieder 
allein vorbehalten, bis halb 6 Uhr 
fonnen die hiefigen Gewerbsleute, und 
von diefer Stunde an bis Abends au 
die Nblöfer und Handler eintreten. 
Diefe Anordnung foll 

4. bei kürzeren Tagen im Frühjahre 
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und Spätherbfte nur der einzigen Ab« 
änderung unterliegen, daß um diefe 
Zeit die Gewerbsleute, und fomit aud 
die Ablöfer und Händler Vormittags 
um eine Stunde fpäter, Nachmittags 
aber um eine halbe Stunde früher, 
nah Anordnung der Behörde, durch 
die aufgeftellten bürgerlihen Markt— 
richter zum Ankaufe zugelaffen werden 
follen. Es verfteht ſich jedoch von felbit, 
da 


5. diefer Ankauf der Gewerböleute 
nur von jenen Zillen und Feilfchaften 
zu verfteben fei, die zu der für fie be— 
ſtimmten Ankaufs- und Ablöfungs- 
ftunde ſchon da waren, keineswegs aber 
von jenen, jo zu eben diefer Zeit erft 
ankommen und anländen. Diefe lebte: 
ren haben vorläufig die nächſten dem 
Publicum allein zuftehenden Antaufs> 
ftunden abzuwarten, und fodann erft 
an Gewerbd- und Ablöferleute zu ver« 
kaufen. Bei diefem Ankaufe wird 

6. nicht nur einzelnen Gewerbsleu—⸗ 
ten, Ablöfern und Händlern für fid, 
fondern auch in Geſellſchaften verbo— 
ten, ganze Zillen und Schiffsladungen 
an ſich zu kaufen, oder einen Wieder: 
verkauf auf dem Platze felbft zu unter- 
nehmen, und wird gegen Diejenigen, fo 
fih gegen diefe Anordnungen etwas 
anmaßen follten, mit den gegen die 
Uebertreter der Marktgefeße in der all» 
gemeinen Markt = Drdnung feftgefeßten 
Strafen unnahfihtlih vorgegangen 
werden. Insbeſondere wird 

7. in Rüdfiht des aufdem Waf- 
feranfommendenSchmalzed.ver: 
ordnet, daß felbes am Waffer unter kei» 
nem Borwande verkauft, und daher auch 
zur Berhinderung aller Unterfchleife bei 
dem am Schanzel befindlihen Mauth- 
amte nicht verzollt, fondern mit der 
Berzollung auf die Hauptmauth, und 
von dort ohne alle erdenklihe Aus: 
nahme auf dem beitimmten Schmalz- 
marfte angewiefen werden jolle, Zu 
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Vermeidung aller Irrungen haben 
daher 

8. die hieſigen bürgerl. Käsſtecher 
und andere Gewerbsleute, welche für 
ſich in Baiern, und überhaupt im Aus- 
Lande, Schmalz zu beftellen, und fols 
ches am Waſſer anherfommen zu laſſen 
gedenken, dieſes vorläufig bei dem hie- 
figen Magiftrate zu melden, und fid 
hierüber ordentlich auszuweifen, und 
wird auch jeder Händler oder Schiff: 
meifter, fo einiges Schmalz für die hie- 
figen Käsftecher oder Gewerbsleute auf 
Beftellung anberzubringen angibt, gleich 
bei der Grenzmauth » Station zu En- 
gelbartszell verhalten werden, fich 
mit den Driginal = Beftellungsbriefen 
der biefigen Gewerbsleute ordentlich 
auszuweifen. Sollte diefes aus was 
immer für einer Urfache nicht befolgt 
werden, fo wird dergleihen Schmalz 
in den Mauthbolleten als für den öf- 
fentlihen Markt beftimmt angemerkt, 
und dahin auch ohne Annehmung einer 
Ausflucht gewiefen werden, 

9. Die mit Eiern zu Waſſer an— 
berfommenden Parteien haben 
jelbe auf dem von dem Schanzel ohne: 
hin nit weit entfernten Marktplatze 
am Salzgries zu verkaufen, wobei ihnen 
jedoh auch geftattet wird, felbe auf 
andere hiezu beftimmte Marktpläße zu 
überbringen, nur wird ihnen der Der: 
fauf der Eier am Waſſer ausdrüdlich 
verboten. 

10. So mie überhaupt und in Be: 
zug auf Feilſchaften die Anordnung be: 
ftebt, daß Dasjenige, wad auf dem 
Zuge für die hiefigen Marktpläße iſt, 
unterwegd zum Wiederverfaufe auf 
feine Art abgelöft werben dürfe, fo ver- 
fteht fih von felbft, daß diefe Anord- 
nung au auf die auf der Donau 
anher kommendenßiſche ſich aud- 
dehne. Es wird daher den hieſigen 
bürgl. Fiſchkäuflern und Donaufiſchern 
auf das nachdrücklichſte und unter den 
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gegen die Uebertreter der Markt- Drd» 
nung feitgefeßten Strafen verboten, 
die von den verfihiedenen Händlern für 
den hiefigen Marktplatz zu Waſſer ge: 
brachten Fifche zu Nußdorf abzulöfen, 
oder denfelben noch weiters zu eben 
diefem Endzwede entgegen zu geben, 
und die Händler von Befahrung des 
Marktes abzuhalten, wobei jedoch den 
hiefigen bürgerl, Gewerbäleuten, die 
ihnen vermög ihrer Gewerbs-Befugnifie 
zuftehenden Beitellungen zu machen un: 
benommen bleibt. Jedoch haben auch 
die bürgerl. Fifchfäufler und Donau 
fifher ihre Beftellungen, ‚fo. wie die 
bürgerl. Käsfteher vorläufig bei dem 
Magiftrate anzufagen, und jo auch der 
Schiffmann diefe Beftellungen bei der 
Grenze, oder zu Nußdorf auszumeifen, 
widrigens die Fifhe nur als eine für 
den Markt beſtimmte Ladung in der 
Bollete erklärt werden würde, und 
dann auch felbe auf dem Filchmarkte 
zum Berkaufe an das Bublicum gelan- 
gen müßten. 

11. Die nicht ordentlich beftellten, 
fondern für den biefigen Markt be- 
ftimmten Fiſche haben die Händler we: 
nigftens den nächſten Tag des Fiſch— 
marftes bis früh um 10 Ubr an das 
Publicum zu verfaufen, und foll den 
hiefigen Fifchkäuflern und Donaufi— 
fhern erft dann die ihnen zuftehen- 
den Fifchgattungen abzulöfen geftattet 
fein. 

12. Um den Unfügen und unver— 
antwortlihen Wuchereien, welche mit 
dem Au und Berfaufe der Hulfen- 
früchte, die einen welentlichen Theil 
der Nahrung des gemeinen Mannes 
ausmachen, durch einige Zeit am Waf: 
fer getrieben wurden, für die Zukunft 
einen wirffamen Einhalt zu thun, wur: 
den folgende Anordnungen getroffen, 

a) Iſt zwar der An- und Verkauf 
der Hülfenfrüchte am Waſſer zur Ex: 
leichterung und Beförderung der Händ— 
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ler noch fernerhin, gegen dem jedoch, 
geftattet, daß 

b) jeder mit Hülſenfrüchten anher 
fommende Händler gehalten fein folle, 
ſich gleich bei feiner Ankunft bei dem 
Megenleiheramte zu melden, und da 
feinen an Hülſenfrüchten anher ges 
braten Borrath anzugeben. Das Mes 
tzenleiheramt hat 

ce) diefe Angabe nicht nur in das zu 
diefem Ende eigens eröffnete Brotocoll 
einzutragen, fondern auch 

d) dem Händler einen ordentlichen 
Meldzeitel, und zwar unentgeltlich zu 
eıtheilen. Nebſtdem ift auch 

e) die Verfügung getroffen, daß ein 
gefhworner bürgerl. Mehlmeffer von 
dem Mebenleiheramte zum Waſſer mit 
dem Auftrage abgeorbnet werde, daß 
er nicht nur die Meffereien beforgen, 
fondern auch jene Gewerböleute, fo im 
Großen Hülfenfrüchte, nach vorläufig 
von dem Mebenleiheramte eingeholten, 
und dem Mehlmeffer zu feiner Amts» 
handlung vorgezeigten Paffirtungszet- 
tel, ohne welchen den Gewerbsleuten 
fein Ankauf der Hülfenfrüchte am Waf- 
fer zu geftatten ift, zum Wiederverfauf 
anfaufen, von Tag zu Tag nebft Be 
merfung der Mepenanzahl der von 
einem jeden erfauften Hülfenfrüchte in 
ein ordentliches, dem Mebenleiheramte 
einzuhändigendes Verzeichniß, welchem 
auch der Kaufpreis beizuſetzen iſt, 
bringe. Weiters hat 

f) der zum Waffer abgeordnete bür- 
gerlihe Mehlmeſſer auch die kleine 
Meſſerei mitzunehmen, damit auch dem⸗ 
jenigen Theile des Publicums, welcher 
beſchränkte Haushaltungen führt, mit: 
hin die Huͤlſenfrüchte metzenweiſe nicht 
ankaufen kann, der Vortheil des Kau⸗ 
fes aus der erſten Hand zugewendet 
werden könne, und iſt jeder Händler 
den ſich zum kleinweiſen Ankaufe mel- 
denden Parteien die abverlangte, auf 
jedem andern Marktplatze übliche Quan⸗ 
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tität ohne Widerrede abzureichen ver: 
bunden. Eben diefe Anftalten werden 

13. auch auf das zu Waffer anfom- 
mende Mehl, wie nicht minder 

14. auf alle Körner ausgedehnt, und 
follen die Ankaufspreife des Mehles 
und der Körner genau und verläßlich 
angegeben, und mit in die monatliche 
Satzung gezogen werden. Dabei werden 

15. die zur Abftellung wucheriſcher 
Borkäufe der Körner ſchon beftehenden 
Borfhriften hiemit ausdrüdlih und 
dem ganzen Inhalte nad, insbefon- 
dere in Bezug auf die zu Nußdorf 
durd einige Zeit getriebenen Unfüge 
hiemit erneuert, und wird auf die 
Handhabung der diesfalls erfloffenen 
Vorſchriften das genauefte Augenmerk 
ununterbrochen getragen werden. Zur 
Handhabung diefer Anordnung wird 

16. Niemandem geftattet, längs dem 
Geftade der Donau Einfegen von Les 
bensmitteln zu halten; fo wie auch 

17. nicht nur alle zum Wiederver- 
faufe am Schanzel bisher berechtigt 
gewefenen Höderleute mit erftem Mai 
d. 3. von dort entfernt, fondern auch 
ihre bisher ingehabten Hütten, welche 
zu allerhand Unterfchleifen Gelegenheit 
gegeben, und geheime, den Marktge- 
feßen zumwiderlaufende, und dem Publis 
cum nachtheilige Einverftändniffe zwi— 
fhen Gewerbsleuten, Ablöfern und 
Händlern befördert haben, abgeriffen 
und abgethan werden follen. Endlid 
verfteht es fih von felbft 

18. daß überhaupt in allen jenen 
PBuncten, worüber in diefer Schanzel« 
Drdnung nicht etwas Anderes feftgefekt 
worden, die Borfähriften der allgemei- 
nen für Wien und die Vorftädte ergans 
genen Markt-Ordnung aud in Bezug 
auf dad Schanzel ihre volle Wirkung 
beibehalten, und daß den Gewerböleu- 
ten und Ablöfern bei gemeffenfter Be» 
ftrafung verboten fei, vor der für fie 
feftgefegten Ablösftunde am Schanzel 
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zu erfäheinen, noch minder aber die zu 
Waffer auf dem Zuge hieher begriffe- 
nen Beilfhaften, wo immer unter Wegs 
vorzufaufen oder durch was immer fir 
vorläufige Einverftändniffe mit den 
Händlern fih der Feilfehaften vor der 
geſetzten Stunde zu verfichern. Eben 
fo, und unter den nämlichen Confis- 
cationd- und andern Strafen ift auch 
den Händlern verboten, ihre Feilfchaf- 
ten unter Wegs abzufeßen, oder vor 
der für die Gewerbsleute und Ablöfer 
feftgefeßten Stunde, mit denfelben über 
die Ablöfung ihrer Feilſchaften Ein- 
verftändniffe zu treffen. (Hfd. vom 1. 
März, kundg. dur den Wr. Magiftrat 
den 22. März 1793. Bol. ©. ©. 2. 
Bd. Nr. 32.) 

Markt : Ordnung. Es unterliegt 
feinem Anftande, daß die Dffenhaltung 
der Niederlagen und Gewölbe in der 
Stadt während des Margarethen-Mark— 
tes auch ſolchen Marktfieranten, die mit 
Leinwand und Cattunwaaren Berkehr 
treiben, geftattet werde. (Comm. Hfkr. 
Deer. vom 21. Juli 1819. Rggs. Int. 
vom 27. Zuli 1819. Barth. H. u. ©. 
Gef. 6. Bd. ©. 97 u. 98.) 

— — für die Hauptftadt Prag. 

1. Abſchnitt. — Beſtimmun— 
gen der Wochenmarkttage und 
Verkaufspläßge Alle Tage findet 
der fogenannte Feine Markt Statt. 

Auf der Altftadt wird hiezu die 
Kobengaffe beftimmt, und zwar für 
folgende Artikel: 

a) für das Federvieh jeder Gattung, 

b) für das Wildpret, 

c) für Schmalz, Butter, Fett und 
Käfe, 

d) für Eier, 

e) für unabgehäutete Lämmer, Käls 
ber, Spanferkel, dann Ziegen, und 
zwar ohne Unterfchied, ob diefe Ger 
genftände einzeln gebracht werden oder 
auf Wägen geführt werden, nur müffen 
leßtere der Reihe nach an den Bogen- 
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gängen der Häuſer aufgeftellt werden. 
Auf der Kleinfeite bleibt für diefelben 
Begenftände die Neumarktögaffe 

f) für Grünzeug jeder Gattung 

g) für Erdäpfel, Sauerkraut, Rü- 
ben, Zwiebel, Knoblauch, 


h) für frifhe und getrodnete 
Schmwämme, 

i) für das fogenannte böhmifche Ge- 
würz, 


k) für geringe Quantitäten von Ge— 
müfe und Hühnerfutter auf der Altftadt 
die Kohlmarktsgaffe, auf der Klein- 
feite die Joſefsgaſſe. 

1. In fo fern Kraut, Erdäpfel, Rü- 
ben, Zwiebeln, Knoblaud und Grün 
zeug überhaupt auf Wägen gebradt 
werden, fo haben fich dieſe auf der 
Reuftadt am Roßmarkte beim unteren 
Rönrkaften, auf der Kleinfeite am 
Ringe bei dem Grömling’fhen Haufe 
aufzuftellen ; 

m) friſches und getrocknetes Obft, 

n) alle Gattungen von Erd» und 
Strauchbeeren find auf der Altftadt am 
Kohlmarkftsplage, anf der Kleinfeite in 
der oberen Neumarktsgaffe bei dem 
gräflich Wallenfteinifchen Haufe feilzus 
bieten. 

0) Lebende Vögel und Futter für 
felbe werden auf der Altftadt am Galli- 
Ploftergebäude, auf der Kleinfeite beim 
untern Röhrfaften am Ringe verfauft. 

p) Holz und Steinfohlenfuhren find 
auf der Altftadt in der Rittergaffe am 
Gallikloſtergebäude, auf der Kleinfeite 
beim Grömling’fhen Haufe zum Vers 
kaufe aufzuftellen. 

q) Heu und Stroh auf der Altftadt 
am Heumwagsplaß, auf der Kleinfeite in 
der Heuwagsgaſſe. 

r) Mil, Schmetten oder Rahm, 
wie bisher in allen Gäffen, 

s) dad Horn-, Borftene und Schafr 
vieh kann alle Tage auf dem Vieh— 
marfte in der Neuftadt veräußert wers 
den; 
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t) für Fiſche ohne Unterſchied, welche 
am Freitage oder andern Fafttagen 
feilgeboten werden, ift auf der Altftabt 
der Fifchermarktplaß, auf der Klein- 
feite die Joſefsgaſſe beftimmt. 

u) Das Stechfleiſch wird bei den 
Fleiſchbänken aller drei Stadtabthei- 
lungen feilgeboten. 

U. Abſchnitt. — Jahrmärkte. 

a) die hölzernen Buden für Schnitt- 
und Galanteriewaaren find wie bisher 
auf dem Altftädter Ringe, dem Roß— 
markte und Kleinfeitner Ringe aufzus 
ftellen. 

b) Holzwaaren auf der Neuftadt am 
Graben, 

e) Steingut, Majolit und Glas- 
gefhirre find auf der Neuftadt am Jo— 
fefsplaß an der Seite des neuen Ban- 
kalgebäudes bie zur Schillingsgaffe. 

d) Töpfergefhirre aber auf demfel- 
ben Plage an der Kafernmauer auszu- 
legen. Auf der Kleinfeite wird für diefe 
Waaren die Inſel Kampa angewiefen. 

I1. Abſchnitt. Getreidemarft. 

a) Getreide aller Gattungen, 

b) Hülfenfrüchte und Gemüfewaa- 
ren, 

c) Mehl, und 

d) Brot, werden an den fogenann- 
ten Wochenmärkten zum Verkaufe ge- 
bracht. 

Dieſe Märkte werden abgehalten auf 
der Neuſtadt auf dem Roßmarkte am 
Dinſtag und Samſtag, auf der Klein— 
ſeite auf dem Kleinſeitner Ringe und 
auf dem Welſchen Platze am Donners- 
tage. Sollte an einem dieſer bier be— 
ſtimmten Marfttage ein Feiertag ein— 
treten, fo wird der Hauptwochenmarft 
auf den nächftfolgenden Werktag ver: 
legt und abgehalten werden. 

IV. Abſchnitt. Verfahren bei 
der Marft-Drdnung. 

$. 1. Die Zeit des Verkaufs aller 
in der Markt » Ordnung bezeichneten 
Beilfhaften fängt in den Monaten 
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März, April, Mai, Juni, Juli, Auguſt, 
September und October in der fieben- 
ten, in den Monaten November, Der 
cember, Jänner und Februar. um die 
achte Morgenftunde an, und dauert 
den ganzen Tag; nur bei den Getreide: 
märften wird die Marktzeit auf die 
zwölfte Mittageftunde in fo weit be 
fhränft, daß es Jedermann frei ſteht, 
das bis zu Ddiefer Stunde nicht ver« 
faufte Getreide und Hülſenfrüchte ent- 
weder in den ftädtifchen Depofitorien 
auf der Neuftadt im Wunſchwitziſchen 
Haufe, am Wegton, und im Kleinfeit- 
ner Rathhaufe niederzulegen, oder wie- 
der nach Haufe zu führen, wenn der 
Eigenthümer feine Frucht nicht einfes 
en wollte. Doc kann diefes Getreide 
ungehindert am nächſten Marfttage auf 
dem Markte veräußert werden, auch 
fteht e8 dem Eigenthümer des deponir- 
ten Getreided oder der Hülfenfrücdhte 
frei, Ddiefed aus den Niederlagen zu 
verkaufen, nur müffen ſolche Verkäufe 
bei dem Markt - Protocolle verabredet, 
abgefchloffen und vorgemerkt werden. 

8 2. Die Dauer ded Hauptwochen- 
marktes wird durch Aufftelung einer 
Fahne bezeichnet. So lange diefe nicht 
eingezogen wird, ift mit alleiniger Aus— 
nahme der Zwifchenhändler, Jedermann 
geftattet, feinen Bedarf an Getreide 
und Hilfenfrüchten einzufaufen. Dage- 
gen dürfen die Zwifchenhändler auf dem 
Marktplatze unter feinem wie immer ges 
arteten Borwande vor der 11. Vormit: 
tagsftunde weder erfcheinen noch ein— 
kaufen. 

8. 3. Jede Feilſchaft ohne Unter: 
fhied, fo wie alle zum Privatgebraude 
eingeführten Marktgegenftände, müffen 
bei der Einfuhr am Thore nah Map, 
Gewicht oder Zahl richtig amgefagt, 
und dafür die Bollete gelöft werden. 
Bon der bisher vorgejchriebenen Ein- 
feßung eines verhältnigmäßigen Pfan- 
des hat es bei den Gegenftänden des 
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kleinen Marktes abzukommen, in Ans 
fehung der eingeführten Getreidegat- 
tungen und Hülfenfrühte hat es bei 
der Einfekung eines Pfandes auch noch 
ferner zu verbleiben. 

8.4. Alle zum Berfaufe beftimmten 
Marktgegenftände müffen fodann auf 
die angewiefenen Marktpläße gebracht, 
und dürfen auf dem Wege dahin weder 
in eine Niederlage gegeben, noch ver- 
kauft werden. Auch wird Jedermann 
unterfagt, unter dem Vorwande der 
Beitellung oder einer anderen Ausrede, 
Markigegenftände in die Häufer zu 
bringen, damit zu haufiren, in den 
Wirthshäuſern Accorde über den Kauf 
und Verkauf einzugehen, oder felbe vor 
Einbringung der Marktfeilfhaften und 
deren Aufftelung auf dem Marfte ab: 
zuſchließen oder den Berkäufern vor 
den Thoren aufzulauern, fo wie übers 
haupt das Verbot, mit Eßwaaren zu 
hauſiren, zur genaueften Befolgung er- 
neuert wird. Wer fih eine Uebertre: 
tung dieſer Vorſchrift zu Schulden 
fommen läßt, wird, und zwar der Ber- 
käufer im erſten Uebertretungsfalle mit 
einem Drittel, im zweiten mit der Hälfte 
und im dritten Kalle mit der Eonfisca- 
tion der ganzen Feilſchaft, der Käufer 
hingegen in eben diefen Abftufungen 
mit dem Werthe der confiscirten Waare, 
bei erwiefener Zahlungsunfähigkeit aber 
mit angemeffenen Arreftftrafen beftraft 
werden. Einer gleihen Strafe unter- 
liegt auch Derjenige, welcher den Käu— 
fer oder Verkäufer zum Handel verlei- 
tet, zum Unterfchleife die Hand bietet, 
die Keilfchaft verheimlicht oder abfeitig 
an fih gebracht hat. Den Einwohnern 
der Stadt Prag wird zwar fortan ges 
ftattet, Die für ihren eigenen Gebraud 
beftellten Feilſchaften einzuführen, doc 
müffen diefe zur Verhütung des Unter: 
ſchleifes ſtets mit einem Lieferfchein be— 
gleitet fein, welcher im Thore fignirt 
wird, und den Beweis liefert, daß 
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dieſe Feilſchaften nicht zum Verkaufe, 
ſondern unter Beſtätigung des liefern⸗ 
den Amtes oder Producenten für den 
Beſteller, deſſen Namen immer audge- 
drückt ſein muß, überſendet werden. 

$. 5. Genetztes Getreide, Hülfen- 
früchte und derlei zur Bevortheilung 
des Käufers dur unfchädliche Beimi- 
[hung verfälfchte Waaren werden cons 
fiscirt, und fo fern fie dem Berder- 
ben unterliegen, von der Marktaufficht 
gleich verkauft. Unreifes Obſt, abges 
ftandene Fifche und alle anderen verdors 
benenoderwohlgar [hädlichen Feilfchaf- 
ten hingegen werden ohne weiterd vers 
nichtet und gegen die Verkäufer, nebft 
dem Berfalle der Waare, wenn fich die 
Mebertretung in dem Strafgeſetzbuche 
gründet, auch nad diefem dad Amt ges 
handelt. 

8.6. Dem Verkäufer der Feilfchaf- 
ten auf dem öffentlihen Marktplatze 
wird feine Taxe vorgefhrieben; es 
fteht jedem Producenten frei, den Preis 
feiner Waare nad dem Zeitverhältniffe 
zu beflimmen, doch müſſen diefelben 
nad echtem Maße angeboten und über: 
geben werden, widrigens foldhe in Be- 
fhlag genommen, und von der Marft- 
auffiht in fo fern ed Gegenftände find, 
die dem Berderben unterliegen, fogleich, 
in anderen Fällen aber nad Erkennt» 
niß der Local» Behörden verkauft wer: 
den, und in Berfall zu ſprechen find. 
Mer fi aber bei dem Verkaufe falfcher 
oder uncimentirter Gewichte oder Was 
gen bedient, wird überdies nad den 
beitehenden Cimentirungs- und Straf: 
gefegen behandelt werden. 

8. 7. Da jeder Verkäufer verpflich- 
tet ift, feine MWaare nur auf den Markt 
zu führen und dafelbft zu verkaufen, 
fo muß derfelbe auch die im Thore ge: 
Löfte Bollete auf dem Markte durch die 
Marktmeifter ftempeln laffen, zum Ber 
weife, daß er feine Feilfhaften in fei- 
nem andern Orte verkauft habe. Sollte 
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derfelbe die Bollete nicht ftempeln laſ— 
fen, oder bei dem Austritte and der 
Stadt nicht vorzeigen, fo wird der— 
felbe, wenn er blos mit Gegenftänden 
des kleinen Marktes Handelt, mit einer 
angemeffenen Geld» oder Arreftftrafe, 
wenn er aber Getreide oder Hülfen- 
früchte zu Markte gebracht hat, mit 
dem Berlufte des eingefehten Pfandes, 
und falls fi ein oder der andere Be- 
vortheilungen erlaubt hätte, mit den 
im $. 4 aufgeführten Strafen belegt 
werden. Auch ift das im Thore einge: 
febte Pfand verfallen, wenn es binnen 
4 Wochen nicht eingelöft wird. 

8.8. Bei dem Berkaufe des Ge- 
treides, Heues und Strohes ift Käufer 
und Berfäufer verpflichtet, bei dem 
Markt» Protocol perfönlih zu erfchei- 
nen, den befprochenen Kaufs- und Ber: 
faufspreis fowohl als die Quantität 
der verfauften Feilfchaft beftimmt und 
genau anzugeben, dann fich die Markt— 
Bollete contrafigniren zu laſſen. Wird 
diefe Vorschrift nicht befolgt, fo haben 
gegen den Berfäufer und Käufer die 
im $. 4 erwähnten Strafen ftufenmweife 
einzutreten. Ift der Käufer unvermö- 
gend, fo find Arreftftrafen zu verhän- 
gen, umd auf gleihe Art ift gegen den 
Verkäufer vorzugehen, wenn die obi— 
gen Strafen fruchtlos geblieben fein 
follten. Die Beftimmung der Dauerzeit 
der Arreftfirafen bleibt dem Ermeffen 
des Richters überlaffen. Die Angabe 
eines falfchen Preifes unterliegt über: 
dies der Amtshandlung nach dem Straf: 
geſetze. 

$. 9. Wenn eine Bollete in Verluſt 
geräth, hat die Partei, in fo fern ihre 
Feilfhaften auf dem Marfte wirklich 
erfchienen ift, oder erfauft wurden, den 
Verluft im Markt: Brotocolle anzuzei— 
gen, welches die ämtliche Beftätigung 
darüber zu ertheilen hat. Gegen diefe 
Betätigung wird jene Partei, welche 
Getreide eingeführt, und im Thore ein 
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Pfand eingefebt hat, das Letztere zu- 
rück erhalten. Jeder wie immer gear 
tete Unfug durch Gedirung, Verkauf 
oder Verleihung der Bolleten wird mit 
der Abfhaffung vom Markte umd mit 
einer dem Erkenntniffe der Local» Ber 
hörde überlaffenen angemeffenen Geld» 
ftrafe belegt. 

8. 10. Jeder, der fih auf dem Markte 
ungebührlich beträgt, den Markt-Com— 
miffären und Auffihts » Beamten die 
fhuldige Folge nicht leiftet, oder ſich 
gar den öffentlichen Anordnungen wi- 
derfeßt, wird ohne weiters gefänglich 
eingezogen, und nah Erkenntniß der 
betreffenden Behörde beftraft werden. 

8. 11. Für die Niederlegung des 
Getreides und der Hülſenfrüchte in 
den ftädtifchen Wufbemahrungsorten 
hat der Eigenthümer an Berwahrungs- 
Gebühr gleich bei der Abladung für 
einen jeden Meben einen halben Kreu— 
zer, nah Verlauf von 4 Wochen aber 
von 8 zu 8 Tagen einen Kreuzer für 
jeden Meben zu entrichten. Es fteht 
aber jeden Eigenthümer frei, das des 
ponirte Getreide den nächſten Marfttag 
zu Markte zu bringen. 

$. 12. Hat der Verkäufer feine Feil— 
[haften auf dem Markte bereit an 
Jemanden verfauft, fo darf er foldhen 
gegen diefen einmal eingegangenen Ber: 
trag an einen Andern bei Vermeidung 
der Confiscationsſtrafe nicht mehr ver- 
faufen. Auch darf das, was auf dem 
Markte gekauft wird, während der 
Dauer des Marktes nicht wieder ver- 
fauft werden, widrigens fowohl der 
Käufer als der Verkäufer mit der Eon» 
fi8cation oder dem Werthe der verhans- 
delten Feilfehaft beftraft werden. 

8. 13. Den Bewohnern der Haupt: 
ftadt Prag fteht es frei, auf den be— 
ſtimmten Marktpläßen ihre Bedürfniffe 
zu jeder Stunde einzufaufen, nur die 
Zwifchenhändler bleiben an den Zeit- 
punct, wo die Marktfahne weggenom:- 
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men wird, namlich an die 11. Stunde 
gebunden. Die zur Borrathehaltung 
verpflichteten Gewerbsleute dürfen ſich 
auf den Getreidemärkten keiner Zwi— 
Ihenhändler bedienen, fondern haben 
auf den Märkten felbft zu erfcheinen. 
In wichtigen Berhinderungsfällen wird 
geftattet, daß diefe Gewerbsleute ihre 
Angehörigen, Hausgenofjen oder Dienſt— 
boten zum Einkauf auf den Markt ab- 
jenden können. 
$. 14. Alle Zwifchenhändler, wozu 
auch die Haber- und Heuhändfer, dann 
die Höcker gehören, dürfen vor der 
11. Mittagsftunde auf dem Marfte 
unter feinem Vorwande erfcheinen oder 
einkaufen, Falle fie demungeachtet den 
Markt befuchen follten, werden felbe 
das erſte Mal von der Polizeiwache ab- 
gefhafft, im zweiten Falle mit einem 
3tägigen, im nocdhmaligen Betretungs- 
falle mit einem Stägigen, nach Umftän- 
den aud noch zu verfchärfenden Ar— 
reſte beftraft. Sollten Zwifhenhändler 
im Accorde oder Einfaufe betreten wer- 
den, fo bat die unterm $. 4 erwähnte 
Strafabftufung einzutreten. 
$. 15. Eben fo wird jeder abfeitige 
Einkauf außer dem Marfte, oder das 
auf dem Markte gepflogene Einver: 
ſtändniß mit dem Verkäufer über die 
Ablöfung feiner Feilfchaften nah Ber: 
lauf der Marftitunde oder jeder Erkauf 
der Feilfhaft zum Wiederverkaufe zu 
Handen einer andern Partei verboten, 
und der dagegen handelnde Käufer und 
Berkäufer mit jener Strafe belegt wer- 
den, welche in dem $. 4 ausgeſprochen ift, 
$. 16. Da einem jeden Käufer daran 
gelegen fein muß, daß er unverfälfchte, 
echte und genußbare Feilfchaften im 
vorſchriftsmäßigen Gewichte und Maße 
erhalte, jo wird jeder Käufer zugleich 
aufgefordert, entdeckte Unfüge fogleich 
der auf jedem Marktplatze aufgeftellten 
"Marktaufficht zur Amtshandlung anzu- 
zeigen. 
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$. 17. Für die Taglöhner, Helfer 
und Tragweiber werden zu ihrem Aufs 
enthalte während der Hauptwoden- 
märfte folgende Bläße beftimmt. Auf 
der Neuftadt am Roßmarkt bei der St. 
Wenzeld-Statue; auf der Kleinfeite bei 
dem Grömling’shen Haufe. Bon die- 
fen angewirfenen Pläßen dürfen fie 
fih nicht entfernen, eben fo wenig ſich 
unter die Getreidewägen drangen, ebe 
fie von der Partei gerufen und gedun- 
gen werden; widrigens fie mit Arreft 
beftraft werden würden. 

$. 18. In jenen Fallen, wo auf 
Uebertretungen der Markt « Drdnung 
Geldftrafen feſtgeſetzt wurden, fallen 
ſolche, fo wie der Werth der confiscir 
ten und veräußerten Feilfhaften dem 
Local:Bolizeifonde zu. Nur wird bei 
den Gegenftänden des Hauptwochen- 
markted dem Anzeiger und Apprehen- 
denten ein Drittheil des Strafbetrages, 
bei Gegenftänden des Fleinen Marktes 
aber die Hälfte des verfallenen Geld- 
betrages zugefihert, und von den Be— 
hörden zuerkannt werden. 

$. 19. Im jerren Fällen, wo in der 
gegenwärtigen Markt - Ordnung die 
Strafe der Erlegung des Werthes einer 
Feilſchaft ausgeſprochen ift, diefe Strafe 
aber wegen Unpermögenheit des Ueber: 
treterd nicht Statt finden konnte, ift 
die Geldftrafe in eine verhältnigmäßige 
Arreftftrafe abzuandern. (Hfkzl. D. v. 
17. Mai 1822 3.23165. Kundm. des 
böhm. Gub. vom 20. Juli 1822 3. 
29095. Prov. G. ©. für Böhmen. 4. 
Bd. Nr. 226.) 

Markt: Ordnung für die Haupt: 
ftadt Prag. Der $. 4 umd 8 des IV. 
Abfchnittes der Prager Markt-Ordnung 
v. 3. 1822 wurde dahin erläutert, daß 
nur jene Lieferfcheine in das Marft- 
Protocol aufgenommen werden dür— 
fen, bei denen der Name des Käufers 
und Verkäufers, Tag und Drt des ab- 
geſchloſſenen Kaufe» und Verkaufsver⸗ 
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trages, die Quantität und der Kauf 
preis des einzuführenden Artifels (beide 
legtere mit Buchftaben ausgefchrieben) 
angegeben, und von dem obrigtkeitli- 
hen Amte, welchen der Producent oder 
Berkäufer unterfteht, mit Unterfchrift 
und Amtsfiegel als richtig beftätigt 
find. (Bdg. des böhm. Gub. vom 16. 
Aug- 1828 3. 34719. Obent. 3. BP. 
©. 238.) 

Markt:Drdnnng. Gegen Erkennt- 
niffe der Regierung bei deren Uebertre— 
tung findet fein Recurs Statt, fiehe 


Recurs. 

— — ſ. gerne 

— — ſ. Sahrmarft = Ordnung. 

— — f. Fische, Holzmarkt-Ord⸗ 
nung, Kohlenmarkt-Ordnung, 
Strohmarkt-Ordnung. 

— — für das Königreich Böh— 
men, vom 14. Mai 1770; für Tirol 
vom 19. Febr. 1791; für Gratz vom 
2. Juli 1791 u. 23. Febr. 1793; für 
Bogen vom 23. März 1792; für 
Innsbruck vom 28. Dec. 1797; für 
Peſth vom 8. Juni 1798; für Lem» 
berg vom 18. Juni 1807; für Be 
rona vom 29. Aug. 1822.) 

Marktplag in Mariahilf, fiche 
Ständchen. 

Marktplätze. Wenn der Raum des 
Marktplatzes auch den Verkauf anderer 
Feilſchaften zuläßt als jener, die dem 
Marktplatze nach der Markt-Ordnung 
zugewieſen ſind, ſo läßt ſich die Ab— 
weichung von der nur im Allgemeinen 
vorgeſchriebenen Markt-Ordnung voll— 
kommen rechtfertigen. (Vdg. der n. ö. 
Reg. vom 11. Det. 1826 3. 49329. 
N. ö. Pr. G. ©. 8. Bd. Nr. 245.) 

— — für Victualien, f. Markt: 
Polizei: Auffihtsanftalt der Stadt 
Wien $. 54—57.) 

Markt:Polizei. Mit Ausnahme 
der auf diefelbe ſich beziehenden Ver: 
fügungen, find alle den innern Pictuas 
lienhandel beſchränkenden oder erſchwe⸗ 
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renden Gefeße als aufgehoben und 
unwirkfam erklärt. (Hofentfhließ. vom 
18. Febr. 1813. Rggs. Circ. vom 13. 
März 1813. Barth. 9. u. ©. Gef. 4. 
Bd. ©. 44.) 

Markt:Polizei. Die Markt-PBolizei- 
Vorſchriften rückfichtlich der ungefunden 
und unreifen Nahrungsmittel find mit 
aller Strenge und auf das eifrigſte haut» 
zuhaben. (A. h. Entſchließ. v. 22. Juli 
1831, n. ö. Rggs. Vdg. v. 25. Juli 
1831 3. 40555. Pv. G. ©. 13. Th. 
Nr. 158.) 

— — Die in Verhandlung geftan- 
dene Frage, wegen Delegirung der Aufs 
fiht in allen Markt» Bolizei- und Sa— 
Bungs « Gewerbs- Angelegenheiten auf 
den hiefigen Freigründen an den Stadt- 
magiftrat ift laut h. Hofkanzlei⸗Deere⸗ 
tes vom 29. v. M. 3. 39211 der a. 
h. Schlußfaffung unterzogen worden. 
Se. Majeftät haben hierüber mit der 
a. h. Entfhließung v. 15. Nov. d. 3. 
anzuordnen geruht, daß die Handha- 
bung der VBorfchriften und die Aufficht 
in allen Markt » Bolizei - Approvifioni- 
rungs- und Sakungs-Gewerbs-Ange- 
legenheiten auf den Freigründen inner: 
halb der Linien Wiens an den Wiener 
Magiftrat zu delegiren fei, den Domi— 
nien der Freigründe jedod der fernere 
Bezug der Standgelder zu verbleiben 
habe, umd daß diefe Delegation nicht 
blos die Auffiht, fondern aud die 
daraus fließende Unterfuchung und Bes 
ftrafung der Webertretungen und die 
damit verbundenen Amtshandlungen 
mit Ausnahme der ſchweren Polizei— 
Uebertretungen zu umfaffen habe. In 
diefer Beziehung werde daher dem 
Markt-Auffihtsperfonale des Wr. Ma- 
giftrats auch die Auffiht auf echtes 
Map und Gewicht auf den Märkten und 
bei den Approvifionirungs » Gewerben 
obliegen, und die vorgefundenen Leber- 
tretungen jo wie jede andere Uebertre— 
tung der Märkte und Approvifionirungs- 
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Vorſchriften, wenn ſolche nicht die 
Eigenfhaft einer ſchweren Polizei⸗ 
Uebertretung haben, dem Wr. Magi« 
frate ald der competenten delegirten 
Markt» Polizei Behörde zur weiteren 
Amtshandlung gehörig anzuzeigen ha= 
ben. (Dec. der E. ka n. ö. Reg. vom 6. 
Dec. 1845 3. 74396.) 

Marktpolizei = Anffichtsanftalt 
der Stadt Wien. Da in Folge 
Entſcheidung der höchſten k. k. vereinig- 
ten Hofkanzlei v. 25. Jän. 1839 8. 
2128 (bekanntgegeben durch Reggs. 
Decr. v. 1. Febr. 1839 3. 6737) eine 
neue Regulirung der Wiener 
ſtädtiſchen Marktaufſicht mittelft 
Vereinigung der bisher getrennt beſtan⸗ 
denen Kathegorien der ſtädtiſchen Markt— 
Aufſichtsbeamten in einen Körper zur 
gemeinfchaftlihen Beforgung ſämmtli— 
cher Marktaufſichts zweige ausgefprochen 
und genehmiget worden ift, und da es 
auch nothwendig ift, die Marktaufficht 
in den übrigen ortsobrigkeitlichen Be— 
zirken der 7 Dominien inner den Linien 
Wiens, in genauefler Beachtung der 
mit Hofdecret v. 25. Aug. 1807 eröff- 
neten a. h. Entſchl. und der h. Hfkzl. 
Vdg. v. 3. Det. 1822 9. 3. 27223, 
R. 3. 50191 mit jener des Magiftra- 
tes in Einklang zu feßen, fo werden dem 
bei diefer Anftalt verwendeten magiftra- 
tifhen und fonftigen ortsobrigkeitlichen 
PBerfonale folgende, durch Rggs. Deer. 
v. 3. Juli 1839 3. 37899 genehmigte 
Vorſchriften und Dienftesobliegenheiten 
zur Richtſchnur und genauciten Befol- 
gung, fo weit es jedes betrifft, hiermit 
vorgeſchrieben. 

Von der Beſtimmung des ma— 
giftrat. und obrigkeitl. Markt— 
aufſichts-Perſonales. 

$. 1. Das Marktaufſichts-Perſonale 
fowohl des Magiftrates als der 7 Do: 
minien inner den Linien ift beftimmt 
und verpflichtet, alle von den Behörden 
in Abfiht auf das Markt: und Appro- 
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pifionirungsmwefen für Wien erlaffenen 
Markt⸗ und Sanitätspolizei - Borfchrif: 
ten im ganzen ortsobrigkeitlichen Be- 
zirke des Magiftrats und in den Terri- 
torien der übrigen Dominien innerhalb 
der Linien Wiens zu handhaben, und 
deren genaue Befolgung zu überwachen. 
Alle Marktvorfälle auf den öffentlichen 
Marktplägen der inneren. Stadt Wien 
und auf den magiftrat. Vorſtadtgrün— 
den, fo wie die Webertretungen der 
Markt: und Sakungsverordnungen im 
ganzen Bezirke inner den Linien Wiens, 
ohne Unterfchied, ob fie fich in der in- 
neren Stadt, auf den magiftrat. Bor- 
ftadtgründen oder in den ortsobrigkeitl. 
Bezirken der übrigen Vorftadt « Domi- 
nien ergeben, find jedesmal von dem 
magiftratifhen Marktinfpicienten dem 
Wiener Magiftrate zur Amtshandlung 
anzuzeigen. Nicht minder haben auch 
die obrigkeitl. Marktinfpicienten alle 
von ihnen entdeckten Uebertretungen der 
Markt: und Satzungsverordnungen auf 
den von ihnen mit infpicirt werdenden 
Freigründen der Borftadt-Dominien un« 
mittelbar dem Wiener Magiftrate zur 
Amtshandlung mitzutheilen; wobei es 
fi übrigens von felbft verfteht, daß 
in dem Falle, wo das Vergehen eines 
Gewerbsmannes ald ſchwere Polizei— 
übertretung behandelt werden muß, 
nicht der Wiener Magiſtrat, ſondern 
jener Richter in ſchweren Polizeiüber- 
tretungen einzufchreiten hat, dem der 
Gewerbömann perfönlihd in Ddiefem 
Uebertretungsfalle im Allgemeinen un- 
terfteht. Alle Marktvorfälle auf den 
Freigründen der Borftadt - Dominien 
inner den Linien (dermal Stift Schot- 
ten rüdfihtlih St. Ulrich, Mariahilf 
und Lichtenthal) d. h. alle auf den dor- 
tigen öffentlihen Marktpläßen und 
während der vorgefchriebenen Marktzeit 
dafelbft vorfallenden wie immer gearte- 
ten Uebertretungen der beftehenden 
Marktordnung und Vorſchriften, haben 
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dagegen die betreffenden Marktinſpi— 
cienten jedesmal dem einfchlägigen 
Markt - Dominium zur weiteren Amts» 
handlung anzuzeigen. 

S. 2. Unter Marktpolizeis-Borfhrife 
ten verfteht man alle jene Anordnun— 
gen, welche die ununterbrochene Auf- 
fiht über Ruhe und Drdnung auf den 
Marktplägen, die Führung von echtem 
Maß und Gewiht im Verkehre mit 
Lebensmitteln und auch andern unent» 
bebrlihen Conſumtionsartikeln, fo wie 
die richtige Erhebung der Quantitäten 
und Preije von felben zum Gegenftande 
haben. 

8.3. Zuden Marft-Sanitätspolizei- 
Vorſchriften müſſen alle jene Verord- 
nungen gezählt werden, welche auf eine 
beftändige und entiprechende Aufficht 
über die Echtheit, Genußbarkeit, Berei- 
tungs⸗ und Aufbewahrungsart der ei- 
gentlihen Lebensmittel Bezug nehmen. 

Bon der Dienftleiftung des 
Marktauffihts-Perfonales, 

$. 4. Die Dienftleiftung des Markt— 
auffichts-Perfonales erſtreckt fi ſonach 
mit Rüdfiht auf die im $. 1 ausge- 
fprochene Beftimmung: 

a) auf die Handhabung und Leber- 
wahung des richtigen Vollzuges der 
beitehenden Marktpolizei =» Borfchriften, 
und 

b) auf die Handhabung und Ueber- 
wachung des richtigen Bolljuges der 
beftehenden Markt-Sanitäts-Vorſchrif— 
ten im ganzen Bezirke der Stadt Wien 
mit Inbegriff aller feiner Borftädte. 
Rücfichtlih der Infpicienten der Do— 
minien gilt übrigens der bereits $. 1 
ausgefprochene Grundfaß, daß fie, mit 
Ausnahme der Marktvorfälle, die von 
ihnen in ihrem Bezirfe entdeckten Ge— 
breden dem Magiftrate zur weitern 
Amtshandlung anzuzeigen haben. 

$.5. 1. Bon den Marftpolis 
jei- Borfhriften. Die Marktpo- 
lizei-⸗Vorſchriften heilen ſich wieder unter 


a) in jene, welche die Erhaltung der 
Ruhe und Ordnung auf den Markt 


pläßen zum Gegenftande haben; 


b) in jene, weldhe auf die Führung 
von richtigem Maß und Gewicht im 
Öffentlihen Berkehre mit Lebensmitteln 
auf den Markiplägen ſowohl als bei 
den Gewerbsleuten, umd 

ce) in jene, welche auf die Erhebung 
der Auantitat und Preife der verfauf- 
ten Conſumtions⸗Artikel Bezug nehmen. 

8.6. a) Bon den auf Rube 
und Ordnung Bezug hbabenden 
Marktpolizei-Vorſchriften. Um 
Ruhe und Ordnung auf den Märkten 
herzuftellen und zu erhalten, erſcheint 
vor Allem nothwendig: 

1. Daß fowohl die Marktinfpicien- 
ten als die denjelben zur Affiftenzlei- 
ftung beigegebene Polizeiwachmann— 
fhaft von Anfang bis zu Ende des 
Marktes ununterbrochen auf den ihnen’ 
zugewiefenen Marktpläßen anmwefend 
feien ; 

2. daß die Infpicienten den Markt: 
parteien die Verkaufsplage nad dem 
jeweiligen Marktplane und nah der 
Reihe ihres Erſcheinens am Platze ge- 
hörig anweifen; 

3. daß der Berfauf der Feilfchaften 
den Erzeugern nur gegen Vorweifung 
der fogenannten Richterzettel, den Händ- 
lern aus den erbländifchen Provinzen 
aber gegen Vorzeigung des Erwerb- 
fteuerfcheines, und den Händlern aus 
den ungarifchen Provinzen gegen Bor- 
weifung der Grenzbolleten, und zwar 
nur auf denjenigen Darktpläßen geftat- 
tet werde, welche zum Verkaufe der: 
felben ausdrücklich beftimmt find; 

4. daß die Infpicienten den Handel 
mit Feilfhaften außer den hierzu ber 
ftimmten Marktplägen durch unbefugtes 
Standhalten oder Haufiren abftellen; 

5. daß die auf dem verfchiedenen 
Markiplägen fich einfindenden Hilfsar- 
beiter, als da find: Träger, Trägerwei- 
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ber, Helfer und Taglöhner gehörig übers 
wacht werden, damit fie die fremden 
Händler oder Kaufparteien nicht bevor- 
theilen oder fih in den Handel felbft 
einmengen ; 

6. daß die jeweiligen Pächter des 
ftädtifchen Ausleihrechted von Maßge— 
fhirren und andern Marktrequifiten mit 
diefen Objecten immer hinreichend ver- 
ſehen feien, die Marftparteien auf Vers 
langen ordnungsmäßig damit bedienen, 
und biefür feine höhere Gebühr verlan- 
gen und abnehmen, als ihnen contract» 
. mäßig zugeftanden ift; 

7. daß die Marktplätze fo wie die 
Straßen in der inneren Stadt und 
den Borftädten durch vorfchriftwidriges 
Ausftellen von Auslagen und andern 
Gegenftänden von Seite der Gewölbs— 
inhaber, oder aber durch ordnungswi— 
driges Aufftellen von Wägen nicht ver- 
engt werden, gleichwie auch das Holz- 
führen und -fpalten außer den hierzu 
beftimmten Tagen, und die Bornahme 
von Dach » Reparaturen an den Haupt- 
marfttagen nicht geduldet werden darf; 

8. daß der Berfauf der Feilfchaften 
nur während der vorgefihriebenen Markt- 
zeit oder der beftimmten Stunden ge- 
ftattet, und 

9. die Lebensmittel von den Markt: 
parteien nicht allein in günftigen Zeit: 
perioden, fondern auch in bedrängten 
Zeiten an Jedermann ohne Unterfchied, 
ob derfelbe eine gewöhnliche Kundſchaft 
von ihnen ift, oder nicht, abgegeben und 
verkauft werden, 

8.7. b) Bon denaufdie Füh— 
rung des rihtigen Maßes und 
Gewichtes Bezug hHabenden 
Marktpolizei = Borfhriften. 
Beim Berkaufe der Feilfhaften haben 
fih die Marftparteien und Gewerbs— 
leute nur der ausdrüdlich hierzu bes 
fimmten richtigen Maße und Gewichte 
zu bedienen. Daher die Marktinfpicien- 
ten darauf zu ſehen haben, daß 

Zaleisty, Handb. d. Pol. Gef. II. 
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1. die auf den Marktplägen und bei 
den Appropifionirungs= Gewerbsleuten 
im Gebrauche befindlihen Waagen, 
Maße und Gewichte aus dem vorge- 
fohriebenen Materiale angefertiget und 
gehörig recimentirt feien, daß 

2. die Feilfchaften überhaupt nad 
demjenigen Maße und Gewichte an die 
Kaufparteien abgegeben werden, die für 
die einzelnen Gegenftände gefeßlich be- 
ftimmt find; daß ferner 

3. die Derfaufsftände der Marft- 
parteien fo wie die Berfaufslocalitäten 
der Gewerbsleute, in fo fern rüdficht- 
lih der Errichtung, Aufftellung und 
Einrichtung derfelben eigene Vorſchrif— 
ten, wie 3. B. bei den Fleiſchern befte- 
ben, genau nad ſolchen aufgeftellt und 
eingerichtet, — und daß endlich 

4. überhaupt alle Maße, Waagen 
und Gewichte fu angebracht und geitellt 
werden, damit Jedermann das Abwä- 
gen und Zumeffen feiner erfauften Feil- 
haften leicht beobachten und auf folde 
Weiſe den Berfäufer felbft controliven 
fann. 

8.8.c) Bondenaufdie Erbe 
bungderQuantitätenund Preife 
der Lebensmittel Bezug neb- 
menden Marftpolizei» Bor 
fhriften. Die Marktinfpicienten ha— 
ben die Preife der Victualien, und bei’ 
den Körnerfrühten auch die Quantitä- 
ten auf den Marktpläßen fowohl als 
bei den Gewerbsleuten, und zwar auf 
den Erfteren an den Marfttagen, bei 
Rebteren aber wöchentlich wenigftens 
einmal genau zu erheben und hiernach 
die Amtlihen Preisausweife in der Art 
zu verfaffen, daß aus felben mit Rück 
fiht auf die markttägigen Notizen der 
niederfte und höchſte Preis eines jeden 
Artikels zu erfehen ift, und diefe Aus— 
weife in den vorgefchriebenen Zeitfriften 
nicht nur dem Magiftrate fondern auch 
den übrigen Behörden und Humanitätd- 
anftalten zu überreichen, die Concepte 
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hievon aber, da fie für deren Richtigkeit 
zu haften haben, ihrer eigenen Sicher: 
heit wegen allen Fleißes in ihrer Regi- 
ftratur aufzubewahren. 

8. 9. Eine Ausnahme von vorfte- 
bender Anordnung macht die Preiser: 
hebung vom Schlacht- und Stechvieh 
und den Körnerfrüchten, weil bei allen 
dieſen nebſt den Preiſen auch die Quan— 
tität, theils zum Behufe der Satzungs— 
regulirung, theils zur Verfaſſung von 
ſtaatswirthſchaftlichen Notizen aufzu— 
nehmen kommen. Rückſichtlich dieſer 
Victualien erſcheint das Verfahren bei 
der Preisaufnahme durch die hierorti— 
gen Kundmachungen v. 9. Juli 1838 
und 23. April 1839 genau vorgezeich— 
net, und muß daher auch von den 
Marktinſpicienten genau beobachtet und 
gehandhabt werden. 

$. 10. In der Regel iſt jede Ver— 
faufspartei, fie mag nun Erzeuger oder 
Händler fein, verpflichtet, dem Markt— 
infpicienten den Verfaufspreis und die 
Quantität ihrer zu Markt gebraten 
Feilfhaften ver Wahrheit getreu anzus 
fagen; allein bei den Brotfrüchten und 
dem Schlachtviehe find nebft den Ber: 
käufern aud die Käufer zur Preis- und 
Auantitäten-Anfage an Eidesftatt und 
bei Vermeidung der in den oberwähn— 
ten Kundmachungen vorgefehenen Sira- 
fen verbunden. 

8. 11.1. Bon den Markt-Sa— 
nitätspolizei =» Borfdriften. 
Durch die Markt-Sanitätspolizei-Vor— 
ſchriften wird das Verfahren vorgezeich— 
net, welches die Inſpicienten bei Unter— 
ſuchung und Beſchau der Lebensmittel 
in Abſicht auf ihre Echtheit, Genußbar— 
keit, Bereitungs- und Aufbewahrungs— 
art zu beobachten haben. 

8. 12. Die Sanitätsbeſchan zerfällt 
nach der Gattung der Lebensmittel in 
drei Theile, und zwar: 

1. in die Vieh- und Fleiſchbeſchau, 

2. in die Mehl» und Brotbeſchau, und 
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3. in die Befhau der noch übrigen 
Victualien. 

1. Vonder Vieh- und Fleiſch— 
beſchan. 

8. 13. Unter Vieh» und Fleiſchbe— 
ſchau verſteht man die genaue Unter— 
ſuchung der zur menſchlichen Nahrung 
beſtimmten Thiere und ihrer Theile nach 
der in dem thierärztlichen Unterrichte 
über die Vieh- und Fleiſchbeſchau vor- 
gezeishneten Methode. 

8. 14. Diefe Befhau ift, da alles 
zum menfchlichen Genuſſe beftimmte 
Vieh und Fleiih nad den beftehenden 
Vorſchriften befhaut werden muß, von 
den Marktinfpicienten entweder 

a) auf den öffentlihen Marktplä— 
Ben, oder 

b) in den Häufern der Gewerbsleute 
vorzunehmen. Hierbei müffen die Thiere 
nit nur im lebenden oder todten Zu— 
ftande, fondern auch alle ihre Theile, 
als: Fleiſch, Gefhölle, Fett 2c. genau 
unterfudht werden, weil ed Krankheiten 
gibt, deren Merkmale an den lebenden 
Thieren wenig oder gar nicht auffallen, 
während fie an den todten Thieren 
und ihren Theilen leicht erkennbar find. 

8.15. a) Bon der Biehbefhau 
auf Marktplätzen. Kranfes, oder 
einer Krankheit auch nur verdächtiges 
Vieh muß jederzeit von dem gefunden 
gleih abgefondert, und, wenn ed zum 
menſchlichen Genuffe beftimmt ift, ent- 
weder auf der ftädtifchen Schlachtbrücke 
oder au in den Häufern der Approvis 
fionirungs-Gewerbsleute, jedoch immer 
in Gegenwart zweier Marftinfpicienten 
geſchlachtet, von diefen genau unterfucht 
und nad dem Befchaubefunde entweder 
vertilgt oder aber zur Confumtion zus 
gelaffen werden. 

$. 16. Fir den Fall, als eine an- 
ftedende Seuche im Lande felbft oder 
in Provinzen, aus welchen das Schlacht— 
und Stechvieh nah Wien kömmt, herr- 
fhen follte, find, obſchon jeder hieher 
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gelangende Viehtrieb mit Sanitätspäf- 
fen verfehen fein, und ausfchliegend 
auf den hierzu beftimmten Markt ge- 
bracht werden muß, die aufgetriebenen 
Thiere doch von den Marktinfpicienten 
genau zu unterfuchen, und wirklich 
franfe oder nur einer Krankheit ver- 
dächtige Stüde in der Regel auf die 
ſtädtiſche Schlachtbrücke zu ftellen, da- 
feldft unter Auffiht der Marktinfpicien- 
ten und eines thierärztlihen Individus 
ums zu ſchlachten, dann nochmals ge- 
nau zu unterfuhen und nad Befund 
entweder zur Confumtion zuzulaffen 
oder zu vertilgen, und kommt in leß- 
terem Falle hierüber Anzeige zu er- 
ftatten. 

8.17. Nutzvieh, welches zu Vieh 
haltenden Parteien nad Wien gebracht 
wird, pflegt, wenn nicht eine anſteckende 
Seuche im Lande herrſcht, wo es mit 
Sanitätspäffen verfehen fein und auf 
den Ochſenmarkt gebracht werden muß, 
in der Regel nicht befchaut zu werden, 
weil man mit Grund vorausfeht, daß 
fi diefe Parteien nur gefundes Vieh 
anfhaffen werden. Herrfcht indeffen 
eine anſteckende Seuche im Lande, fo 
muß dasfelbe, da es ohnehin fhon von 
Geite der Tinienämter auf den Marft 
gewiefen wird, von den Infpicienten 
dafelbft befhaut, und das kranke oder 
einer Krankheit auch nur verdächtig ger 
fundene Nutzvieh ſogleich in das Thier- 
arznei⸗Inſtitut zur Beobachtung geftellt 
werden. Fällt nun ein foldhes Thier 
während der gefeglihen Beobachtungs⸗ 
zeit dafelbft, fo haben die Infpicienten 
der von Seite des Thierarznei-Inftitu- 
tes wegen Gonftatirung der eigentlichen 
Krankheit einzuleitenden Section bei: 
zumwohnen und über den Befund an den 
Magiftrat zu relationiren; überfteht es 
jedoch die geſetzliche Beobachtungszeit, 
fo ift e8 dem Eigenthümer gegen Erſatz 
der Atzungskoſten zur freien Difpofition 
zu erfolgen. 
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8. 18. Krankheiten, in deren Folge 
das damit behaftete Thier und deffen 
Fleiſch, ald der menſchlichen Gefund- 
beit ſchädlich, vertilgt werden muß, 
find: 

1. Der Milzbrand, 

2. das bösartige Maulweh oder der 
Zungenkrebs (bei Schweinen das Rank— 
forn genannt), 

3. die bösartige Bräune oder die 
brandige Halsgeſchwulſt, 

. das Rüben» oder Lendenblut, 
. die Wuth oder Wafferfcheu, 
. der Rothlauf der Schweine, 
. die Rinderpeft oder Löferdürre, 
. die Schafpoden, 
. die Schäbe, 

10. die magere Franzoſenkrankheit 
beim Rindviehe, 

11. die anſteckende Lungenſeuche, 

12. die Borftenfäule, 

13. die Finnenkrankheit der Schwei- 
ne, und 

14. die bösartige Klanenfeuche. 

$. 19. Umgeftandenes, oder mit ei- 
ner anſteckenden Seuche behaftetes und 
geihlachtetes Vieh ift durch Verfchar- 
rung in der Aasgrube zu Klederling 
und zwar das Gtehvieh fammt Fell, 
das Schladhtvieh aber mit Ausnahme 
der Haut und des Unfclittes vorfchrift- 
mäßig zu vertilgen. Bon Thieren, wel« 
he an einer anftedenden Seuche um— 
ftehen, oder bei welchen ſich eine feu- 
henartige Krankheit zur Zeit der 
Schlachtung zeiget, find die Häute in 
Lauge zu legen, und erft nach geichehe- 
ner Auslaugung an den Eigenthümer 
zu erfolgen; das Wett derfelben aber 
kömmt nur an Seifenfieder zur Kerzen- 
und Seifenerzeugung zu veräußern umd 
dem Eigenthümer der hiefür erlöfte 
Geldbetrag zu erfolgen, über jeden Ber- 
tilgungsfall aber eine Anzeige an den 
Magiftrat zu erftatten. 

8.20. Ueber die amtlich gefchehene 
Bertilgung eines Viehes iſt dem Eigen⸗ 
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thümer unter Beifügung der Urfache 
der Bertilgung ein unentgeltliches Amts⸗ 
zeugniß auszuftellen, damit er feinen 
allfälligen Regreg an den früheren Eis 
genthümer des Thiered fuchen könne. 

$. 21. Bon der Vieh- und 
Fleifhbefhauaufdeneinzelnen 
Marktplätzen. 

1. Auf dem Schlachtviehmarkt muß 
alles nah Wien zum Verkauf gelan— 
dende Schlechtvieh aufgetrieben, von 
den fädt,, arktinfpicienten in Abſicht 
auf feinen ‚Gefundheitszuftand genau 
unterfucht, Und das gefund befundene 
zum freien Verkehre zugelaffen, das 
franfe oder einer Krankheit aud nur 
verdächtige Vieh aber fogleih abgefon- 
dert und entweder in das Ef. . Thier- 
arzneisInftitut zur nochmaligen Unter: 
fuhung oder aber auf die fädtifche 
Schlachtbrücke gebraht, dafeldft unter 
amtlicher Auffiht und mit Zuziehung 
eines thierärztlihen Individuums ges 
ſchlachtet, und das Fleifh nah Map- 
gabe des neuerlichen Beichaubefundes 
entweder zum Berkaufe zugelaffen oder 
vertilgt werden, Für den Fall, ale eine 
Seuche unter den Rindviche herrſcht, 
haben die Marktinfpicienten gleich bei 
der Beſchau die Sanitätspäffe von den 
Erzeugern oder Händlern abzufordern, 
auch das zu Markt gebrahte Schladht- 
vieh genau abzuzählen, und. bei einem 
allfälligen Abgange der Urſache desfel- 
ben nachzuforſchen. — 

$.22. 2) Die Auffiht auf dem 
Jungviehmarkte in St. Marr und dem 
Kälbermarkte in der Roßau ift, fo wie 
die Beſchau der zum Verkaufe dahin 
gebrachten Thiere, den ftadt. Infpicien- 
ten zugewiefen, welche dabei ihr Augen- 
merk vorzugsweife darauf zu richten 
haben, daß die Kälber frifch, gefund 
und nicht unzeitig, von den Weidnern 
die Gekröſe nicht, getrennt,. die Lämmer, 
Schafe, Schöpfe und Ziegen nicht mit 
Blattern, Rauden, Egeln oder Fäule, 
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und die todten Schweine nicht mit der 
Finnenkrankheit, Borftenfäule, Räude, 
Bräune, Vereiterung, Halsgeſchwulſt 
oder noch andern bösartigen Krankhei— 
ten behaftet ſind, und es haben dieſel— 
ben für den Fall, als ſie derlei ungeſun— 
des und zum menſchlichen Genuſſe nicht 
geeignetes Vieh entdecken, das nämliche 
Verfahren zu beobachten, welches bei 
der Beſchau des Schlachtviehes vorge: 
zeichnet worden ift. 

$. 23. Die Befchau des lebenden Bor: 
ftenviehes ift zwar von den k. k. Bor» 
ftenviebbefchauern vorzunehmen; allein 
diefelben find verpflichtet, jedes wirklich 
franfe oder einer Krankheit auch nur 
verdächtige Schwein den magiftrat. 
Marktinfpicienten zur Ueberſchau zu 
übergeben, welche diefe auch in der Art 
vorzunehmen haben, daß fie das bean- 
ftändete Thier auf der ftädt. Schladt- 
brücke ſchlachten laſſen, hiernach genau 
unterſuchen, und nach dem Befunde 
entweder zur Confumtion zulaffen, oder 
bis auf das Fett, welches zum Seifen- 
fude verwendet werden kann, vertilgen. 
Die Infpicienten haben insbefondere 
au darüber zu wachen, daß feine 
kranken oder umgeftandenen Span» 
ferfel zu Markt gebracht und veräußert 
werden. 

8. 24. Eben fo find die Wildpret- 
händler in Abficht auf den Gefundheitd- 
zuftand ihres zum Verkaufe ausgeftell« 
ten Wildpretes überhaupt, insbefondere 
aber rürcffichtlich der venerifchen Krank: 
heit unterworfenen Hafen und Wild- 
fhweine von den Marktinfpicienten 
ftrenge zu überwachen, und ift ſolch 
franfes oder wegen eingetretener Faͤul— 
niß bereits verdorbened, und daher zum 
menſchlichen Genuffe nicht mehr geeig- 
netes Wildpret ohne weiters zu vertil— 
gen und die Anzeige hierüber an den 
Magiftrat zu erftatten. Auch haben die 
Marktinfpicienten das Aushängen und 
Auslegen des Wildpretes ohne Fell und 
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Dede, das Rupfen des Federwildpretes 
auf dem Marfte, fo wie den Berfauf 
der abgezogenen Hafenköpfe nicht zu 
dulden, fondern die Uebertreter diefer 
Anordnung dem Magiftrate zur Beftra- 
fung anzuzeigen. 

8. 25. Außer dem Fifchmarkte. in 
der Stadt darf der Fifchhandel nur in 
den Vorftädten und zwar auf den ei- 
gends hierzu beftimmten Pläßen aus: 
geübt werden. Fifchmarft darf in der 
Regel blos an Freitagen und nur gus— 
nahmsweiſe auch an den gebotenen 
Fafttagen von früh Morgens bis 3 Uhr 
Nachmittags abgehalten werden. Fällt 
aber ein folcher Fafttag auf einen Nor- 
matag, fo fömmt der Markt in Gemäß- 
heit der hohen Regierungs-Berordnung 
v. 15. März 1826 den Tag vorher ab- 
zuhalten. Bei der Beſchau der Fifche, 
welche im lebenden und todten Zuftande 
veräußert werden dürfen, haben die Ju: 
fpicienten ihr vorzügliches Augenmerk 
auf den guten Gefundheitszuftand der- 
felben zu richten, und vorzugsweiſe bei 
den Fleineren Fifchgattungen darauf zu 
fehen, daß die Flöße ihre natürliche 
Röthe, das Blut feine gehörige Farbe 
habe, das Fleifch körnig und hart fei; 
unter Einem aber auch genau nachzus 
forfchen, ob nicht etwa Krankheiten un- 
ter den Fiſchen herrfchen, und für den 
Fall des wirklihen Vorhandenfeins ei- 
ner foldhen die Anzeige an den Magi- 
ftrat zu erflatten, damit der Verkauf 
der Fiſche ganz eingeftellt werde. Kranke 
oder bereits verdorbene Fiſche find in 
Folge hoher Regierungs = Verordnung 
v. 3. Octbr. 1795 in Stüde zu zer 
bauen und gleich den todten Krebfen 
und Schildkröten zu vertilgen. Teich— 
mufcheln find als der Gefundheit fchäd- 
lich, in Verkaufe nicht zu dulden, fon- 
dern gleichfalls zu vertilgen. Uebrigens 
kömmt beim Berkaufe der Fröſche, da 
ſolche ſchon abgezogen feilgeboten wer: 
den, darüber zu wachen, daß nicht Krö- 
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ten zum Berfaufe kommen, deren Fleiſch 
eine grauſchwärzliche, das Fleiſch der 
Erfieren aber eine ſchöne weißblaue 
Farbe hat. Auch darf feine Fiſch— 
brut feilgeboten werden, fon 
dern diefelbe ift im Betretungsfalle der 
betreffenden Partei abzunehmen und 
in die Donau zu bringen. Bei den 
Stodfifhen und Häringen if 
zu beobadten, daß Erftere gehörig 
gebeizt und die Lauge nicht mit zu 
vielem Kalte verfeßt, die Lepteren 
aber im noch frifchen und nicht alten, 
durh allerhand techniſche Kunftgriffe 
erzielten äußerlich guten Zuftande im 
Berkaufe erfcheinen, fondern in diefem 
Valle fogleich vertilgt werden. Dasfelbe 
Verfahren hat auch bei der Unterfuchung 
der bei den Gewerbs- und Handelsleu— 
ten im Berkaufe erfcheinenden frifchen, 
geräucherten, marinirten und gefalzenen 
Fiſche, Krebfe und Schalthiere je- 
der Gattung einzutreten, wenn diefel- 
ben bereits verdorben find. Schlüßlich 
haben die Marktinfpicienten wegen 
Hintanhaltung von Berkürzungen im 
Gewichte auf die Richtigkeit der im Ge- 
brauche ftehenden Waagen und Gewichte, 
vorzugsweife aber auf die Wangen zu 
fehen, weil diefelben durch das mehr 
oder weniger in das angehängte Nirfch 
(Nek) eingefogene Wafler das Gleich- 
gewicht verlieren und hiedurch die Par: 
teien verkürzt werden fönnen. 

8. 26. b) Bon der Viehbefhau 
in den Häufern und Verkaufs— 
Iocalitäten der Approvifioni» 
rungs® = Gewerbsleute. Sn der 
Regel ift bei Bornahme der Viehbefhau 
in den Häufern der Gewerbsleute das 
nämliche Verfahren zu beobachten, wie 
auf den Marktpläßen, und es ift ſolche 
von den Marktinfpicienten durchaus 
unentgeltlich vorzunehmen. *) Die Be: 


*) Sn Folge a. h. Entſchl. v. 22. Juni 
1850 (f. Bleifchergewerbe) ift der Ber 
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[hau in den Häufern der Gewerböleute 
fann fi bei den Umftande, als das 
auf den Märkten erfaufte Vieh ohnehin 
ſchon beſchaut ift, nur auf jenes Vieh 
erftrecden, welches fie außer dem Markte 
an fi bringen, und es ift diefelbe von 
den Gewerbsleuten bei Bermeidung der 
in den $$. 153 und 154 II. Thl. des 
St. ©. 3. vorgefehenen Strafen felbft 
anzufuchen; gleichwie die Vieh halten- 
den Parteien den Verkauf ihres Viehes 
an einen Approvifionirungs» Gewerbs- 
mann nad der h. Rggs. Vdg. v. 15. 
Juni 1784 3. 7179 bei Vermeidung 
einer Geldftrafe von 6 Rthl., bei den 
Marktinfpicienten anzuzeigen gehalten 
find. 

$. 27. Ueber jede gefchehene Befchau- 
Anfage ift der Partei eine amtliche Bes 
ftätigung, fo wie über jede wirklich vor- 
genommene Befhau ein Befhauzet- 
tel, aus welchem die Zahl und Gat- 
tung der befchauten Thiere nebft dem 
Beihaubefunde deutlich zu erfehen ift, 
unentgeltlih zu erfolgen. Uebrigens 
find alle bei den Gewerbsleuten vorges 
nommenen Befchauen dergeftalt in ein 
eigenes Protocol einzutragen, daß hier- 
in Name und. Wohnort der Verkaufs: 
und Kaufspartei, des befhauten Thie- 
res, fo wie der Tag, an welchem die 
Beſchau vorgenommen worden ift, nebft 
dem Befunde und Namen des Infpi- 
cienten, welder die Beſchau vorgenom- 
men bat, deutlich erfichtli gemacht er- 
Teint. 

$. 28. Erkrankt Schlacht- oder 
Stechvieh in dem Haufe eines Fleifchers 
oder andern Gewerbömannes, fo haben 


trieb des fFleifchergewerbed in Wien aus» 
ſchließend in die ftädtifhen Schlachthäuſer 
verlegt worden, und ed darf von feinem 
Fleiſcher an einem anderen Drte, als in 
den Schlahthäufern Hornvieh eingeftellt 
und geſchlagen werden. Dafelbft wird 
auch die Vieh- und Fleifchbefhau vorge 
nommen. 
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fie die Beſchau bei den Marktinfpicien- 
ten anzufuchen, diefe foldhe unter Zu- 
ziehung eines thierärztlihen Indivi— 
duums vorzunehmen, und nah dem 
Befunde das Fleifch des Thieres, mit 
Ausnahme der kranken Theile, entwe- 
der zum Verkaufe zuzulaffen, oder def- 
fen Bertilgung einzuleiten. 

$. 29. Erkrankt Nußvieh bei einer 
Vieh haltenden Partei, fo ift dasfelbe 
fogleich von dem gefunden abzufondern, 
und ‚entweder im Haufe der Bartei un- 
ter Amtliher Beobachtung zu halten, 
oder in das k. k. Thierarznei = Inftitut 
zu verfchaffen, oder aber auch, wenn 
die Partei auf Schlahtung desfelben 
deingen follte, ſolche auf der ſtädt. 
Schlachtbrücke unter Zuziehung eines 
thierärztlihen Individuums und in 
Beifein der Marktinfpicienten vorzuneh- 
men, und nah dem Befchaubefunde 
wieder Amt zu handeln. 

$. 30. Ereignet fi der Fall, daß 
eine Bieh haltende Partei ihr Nutzvieh 
wegen minderer Brauchbarfeit oder 
plöglich eingetretener Umftände, als da 
find: fchweres Kälbern, Berfhluden 
fremdartiger Gegenftände, Berfagen des 
Futters u. ſ. w., zur Verhinderung et- 
waigen Unfalles an einen Fleiſcher ver- 
kaufen und daher ſchlachten laffen wollte, 
fo ift über gehöriges Anmelden diefer 
fogenannte Nothſchlag in Gegenwart 
der Marktinfpicienten vorzunehmen, 
und von denfelben fohin nad Befund 
weiter Amt zu handeln. 

$. 31. Fällt ein Stüd Vieh in dem 
Haufe einer andern Vieh haltenden 
Partei, fo haben felbe die Anzeige hier: 
über an die Marktinfpicienten zu ma— 
hen, unter deren Auffiht das Thier 
entweder von der Partei felbft, oder 
aber vom Abdeder gegen Vergütung 
der Koften zur Berfharrung nad Kle— 
derling zu überbringen ift. Haut und 
Fett folcher Thiere kömmt den Parteien, 
wenn feine Seuche im Lande berrfcht, 
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fogleih, und wäre Letzteres der Fall, 
die Haut erft nach gefchehener Auslau— 
gung, das Fett aber zum Seifenfude 
zu veräußern, und nur der hiefür ge- 
löfte Betrag auszufolgen. Die Mil 
von franfen Thieren, diefelben mögen 
nun gewöhnliche oder anfteddende Krank— 
heiten haben, ift immer zu vertilgen, fo 
wie der Mift von Thieren, welde an 
einer anftedenden Krankheit leiden oder 
daran umgeftanden find, fogleich tief in 
die Erde zu verfeharren kömmt. 

8.32. Von der Fleiſchbeſchau. 
Bei der Fleiſchbeſchau auf Märkten fo- 
wohl als bei den Approvifionirungs- 
Bewerbsleuten haben die Infpicienten, 
die ſolche bei ihren täglichen Reſpici— 
rungen vorzunehmen angewiefen find, 
ihre Augenmerk vorzüglih darauf zu 
richten: 

1. daß das Fleifh friſch, gefund 
und genußbar fei; 

2. daß beim Verkaufe desfelben die 
Parteien nicht im Gewichte verkürzt 
und beim Nindfleifhe auch nicht mit 
unverhältnigmäßiger oder gefeßmwidriger 
Zuwage überlegt werden; 

3. daß das Rindfleifch nicht über den 
Sapungspreis and Publicum verkauft, 
und Letzteres auch jederzeit mit felbem 
gehörig bedient werde; 

4. daß der Verkauf des Fleifches in 
den Berfchleiß-Tocalitäten der Gewerbes 
leute den ganzen Tag, auf Ständen 
aber nur bis zur gefeglichen Einräum— 
ftunde Statt finde; 

5. daß die Verführung des Fleifches 
nicht in offenen Wägen gefchehe; 

6. daß das Zerfällen ganzer Thiere 
bei den Ständen unterbleibe; 

7. daß die Schlahtbrücden der Ge- 
werbsleute, fo wie deren Verkaufs-Lo— 
calitäten und Gewerbs-Requiſiten im- 
mer gehörig gereinigt feien und Alles 
entfernt werde, was die Fäulniß des 
vorräthigen Fleifches befördern könnte ; 

8. daß das Fleiſch entweder in Eis— 
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gruben oder in trodenen, reinlichen 
und zugleih fühlen Orten aufbewahrt 
werde; 

9. daß weit hergetriebenes oder ge- 
hetztes und dadurch fehr erhitztes Vieh 
erft, nahdem es vollkommen ausgeruht 
bat, gefchlachtet werde, bei der Schladh- 
tung vollftändig ausblute und defjen 
Fleiſch erft einige Zeit nach der Schlach- 
tung zum Berfaufe fomme; und endlich 

10. das das Tabakrauchen in den 
Rocalitäten, worin Fleiſch aufbewahrt 
oder verfauft wird, unterbleibe, weil 
dasfelbe hievon einen edelhaften Ge— 
ruch befommt. 

8. 33. Ferner haben die Markt⸗In— 
fpicienten auch noch darüber zu wachen, 
daß 

a) zu den Würften nur frifches Fleiſch 
und Blut genommen werde; 

b) feine fhon alten, fchlecht bereiteten 
oder bereits fauer gewordenen Würfte, 
vorzugsweife aber feine ſolchen Blut— 
würfte im Verkaufe erfcheinen; 

e) zur Erzeugung der Würfte feine 
meffingenen oder fupfernen Sprißen, 
fo wie beim Ausbraten nur gehörig 
verzinnte Bralpfannen verwendet und 
in felben Würfte, Fleiſch oder Fett 
nicht über Nacht gelaffen werde, und 

d) das eingefalzene oder geräucherte 
Fleifch nur unverdorben und ganz ge: 
nußbar im Handel erfcheine. 

$. 34. Beidem Geflügel, wel- 
ches im lebenden und todten Zuftande 
auf den Marktpläßen ſowohl als bei 
den Gewerbsleuten im Berfaufe vor: 
fommt, haben die Markt » Infpicienten 
darauf aufmerffam zu fein, ob das le- 
bende Geflügel gefund, und das todte 
nicht allenfalld an einer Krankheit um: 
geftanden fei, indem krankes Geflügel 
der menſchlichen Geſundheit ſchädlich 
und eben deshalb ſogleich zu vertilgen 
iſt. Eben ſo muß das Geflügel, wel— 
ches an einer anſteckenden Seuche lei— 
det, oder gar ſchon daran umgeſtanden 
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ift, umverweilt mit Befchlag belegt — 
jedoch nicht vertilgt, fondern dem Thier- 
arznei-Inftitute zur näheren Unterfu- 
hung übergeben werden. 

1. Bon der Mehl- und Brot 
beſchau. 

$. 35. Unter Mehl⸗ und Brotbe— 
fhau verfteht man die Beuriheilung 
des Mehled und Brotes nad feiner 
eigenthümlichen Qualität, und es ift 
das Verfahren bei Vornahme derfelben 
auf den Marktpläßen und bei den Ge- 
werbsleuten ganz gleich. 

In Abfiht auf die Mehlbefhau ha— 
ben die Markt - Infpicienten zu beob- 
achten: 

1. daß das Mehl aus unverdorbe- 
nen Körnerfrüchten erzeugt, 

2. nicht warm und verfchliffen, 

3. auch nicht fandig oder wohl gar 
mit fremdartigen Körpern gemiſcht fei, 
und 

4. daß das Gerften, Kukurutz, Boh— 
nen» und Erbfenmehl nur ungemifcht 
im Berkaufe erfcheine. 

8. 36. Verfälfchtes oder verdorbe- 
nes, und daher ungenußbares Mehl 
ift, wo es auch immer angetroffen wird, 
mit Befchlag zu belegen, und hievon 
Anzeige an den Magiftrat zu erftatten, 
damit deffen Verkauf an Vieh haltende 
Parteien eingeleitet werden könne. Da 
jedoch fandiges oder mit Geruch behaf- 
teted Mehl, wenn diefe Gebrechen nicht 
gar bedeutend find, noch dadurch zum 
menfhlihen Genuſſe geeignet gemacht 
werden fann, daß es mit einer gewiffen 
Quantität ganz fehlerfreien Mehles 
vermifcht (conditionirt) werde, jo ha— 
ben die Markt » Infpicienten in ihren 
Anzeigen über derlei in Befchlag ge- 
nommened Mehl zugleih beizufeßen, 
was für eine Quantität fehlerfreien 
Mehles zur allfälligen Conditionirung 
nothwendig fei, indem das zur Beimi- 
hung erforderlihe Mehl die Hälfte 
des beanftändeten Quantums nicht über: 
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fteigen darf, lebteres in diefem Falle 
zur Gonfiscation und bloßen Verwen— 
dung als Viehfutter geeignet erſcheint, 
und zu diefem Behufe auch Amtlich zu 
veräußern ift, 

8. 37. Nachdem die Qualität des 
Mehles und die an demfelben haften« 
den Mängel am leihteften und ficher- 
fien durch die fogenannte Teigprobe 
conftatirt werden fönnen, fo haben die 
Markt: Infpicienten das ihnen in was 
immer für einer Beziehung verdächtig 
vorfommende Mehl ohne weiters mit- 
telft der Teigprobe zu prüfen. 

$. 38. Das zur längeren oder ma— 
gazindmäßigen Aufbewahrung beftimmte 
Mehl darf nur troden und auch nicht 
zu fein vermablen, davon fein Auszug 
genommen, und muß zudem von Kleien 
gehörig gereinigt werden, weil es fonft 
zur Aufbewahrung nicht geeignet if. 

$. 39. Auf dem Mehlmarkte ift der 
Berkauf aller unverdorbenen und ge: 
nußbaren Mehl» und ungenekten Hül— 
fenfruchtgattungen, fo wie der gerolls 
ten Gerfte, da der Handel mit diefen 
Artikeln ganz freigegeben erfcheint, an 
den gewöhnlihen Wochenmarkttagen 
von früh Morgens bis 1 Uhr Nachmit: 
tags Jedermann geftattet, und den 
diefen Markt befuhenden mährifhen 
Händlern noch überdies erlaubt, ihre 
ald Zuladung mitgebradhte Peterfilie, 
welche jedoch nicht mit Wafferfhierling 
oder Pilſenkraut vermengt fein darf, 
dann GSelleri, Knoblauch und Zwie— 
beln beliebig zu verfaufen. Das Mehl 
fann fowohl auf Marktplätzen als in 
Verſchleiß-Localitäten nah dem Ge: 
wichte oder Maße verkauft werden, in- 
deffen muß es im erften Falle auf ord— 
nungsmäßig cimentirten Schalenwagen 
gewogen, im legten Falle aber in ge- 
hörig adjuftirtem Maße und mitielft 
der vorgefchriebenen Mehlihaufeln bei 
fonftiger Confiscation zugemeffen wer: 
den. Mebrigens ift es den Parteien 
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freigeftellt,, fi der auf dieſem Markte 
beftehenden Sadträger zu bedienen 
oder nicht, und bleibt auch die Aus- 
mittlung des Lohnes dem mechfelfeiti- 
gen Uebereinfommen der Parteien über- 
laffen; nur dürfen die zu Markt ge- 
brachten Fruchtſäcke, wenn ſolche durch 
die beſtehenden Sackträger abgeladen 
werden, von der leichten Frucht nicht 
mehr als vier, von der ſchweren aber 
nicht mehr als zwei Metzen enthalten, 
widrigens die dawider handelnde Par- 
tei nach der Verordnung vom 12. März 
1816 3. 6675 um 1 fl. W. W. per 
Sad beftraft werden würde. Schließ- 
lich ift auf dem Mehlmarkte noch dar: 
auf zu fehen, daß das auf Wägen an- 
kommende Mehl jedesmal gleich abge- 
laden und die Wägen fo fchnell als 
möglich entfernt werden, damit Die 
Paffage am Markte felbft nicht gehemmt 
werde, 

8. 40. Bon der Brotbefhan. 
Bei der Brotbefhau haben die Inſpi— 
cienten im Allgemeinen ihr Augenmerf 
darauf zu richten, daß Alles, fowohl 
auf den Marktplätzen als bei den Ge- 
werbsleuten im Verkauf erfcheinende 
Gebäde qualitätmäßig, und das Sa— 
tzungsgebäck jederzeit in hinreichender 
Menge vorhanden fei und auch das 
vorgefhriebene volle Satzungsgewicht 
habe. 

$. 41. In Bezug auf die Qualität 
des Gebädes kommt nun zu beob— 
achten: 

l. daß es überhaupt aus gutem und 
reinem Mehl erzeugt, 

. gehörig ausgebaden, 

3. nicht derb und naß, 

. nicht fandig, 

. nicht übelriechend oder muffig, 

. nicht bitter, 

‚nicht ungefalzen, 

‚nicht ſauer, d. i. weder Fübel- 
noch falzfauer, 

9. nicht zu ſchwarz, 
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10. nicht rindhohl, 

11. nicht mit fremdartigen Theilen 
gemengt, 

12. gehörig bearbeitet, und 

13. weder zu viel noch zu wenig ges 
gohren erfheine, daß ferner 

14. das Satzungsgebäck nah der 
allgemein befannten Satzungsform er: 
zeugt, und endlich 

15. das Satzungsbrot indbefondere 
mit dem jedem bürgerl. Bäder Wiens 
vorgefchriebenen Brotzeichen (Stupfer) 
verfehen fei. 

Außerdem haben aber die Infpicien- 
ten auch noch ftrenge darüber zu wa— 
hen, daß das Gebäd nur im audge- 
fühlten Zuftande im Verkauf erfcheine, 
in den Erzeugungs= und Verkaufs-Lo— 
calitäten der Bäder fowohl als ihrer 
Zwifhenhändler ſtets NReinlichkeit 
herrſche, das Tabakrauchen in felben 
unterbleibe, und das Gebäd in den 
Verſchleiß-Localitäten auf eigenen von 
allen fremdartigen Artikeln abgefon- 
derten Berfaufsftellen zum Berkaufe 
ausgelegt werde. 

$. 42. Jedes unqualitätmäßige, aus 
der menfhlihen Gefundheit ſchädlichen 
Beftandtheilen erzeugte, oder erft durch 
die fhlechte Bearbeitung zum menfchli- 
hen Genuffe untauglich gewordene Ge: 
bad, ift durch Bezeichnung, d. i. Aus: 
ſchneiden, außer Verkauf zu feßen, und 
mit Befchlag zu belegen, jederzeit aber 
hierüber eine fchriftliche Anzeige an den 
Magiftrat zu machen. 

$. 43. In Abfidht auf das Vorhan— 
denfein aller ſatzungsmäßigen Gebäcks— 
gattungen in hinreichender Menge, wird 
den Snfpicienten bei dem Umftande, als 
fih rücdfihtlih der Quantität der 
Brotgattungen, welche in jedem Ver: 
ſchleißorte vorhanden fein follen, feine 
beftimmten Vorſchriften geben laffen, 
und um jedem auch nur feheinbaren 
Gebäcksmangel zu begegnen, hiermit 
eingebunden, ftrenge darüber zu was 
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hen, daß in allen Sapungs-Gebäds- 
Berfchleißorten, welde im Winter bis 
9, im Sommer bis 10 Uhr Abends 
offen zu halten find, die vorgejchries 
benen ſatzungsmäßigen Gebädsgattun: 
gen zu allen Stunden des Tages vor- 
handen feien und Jedermann ohne Un- 
terfchied nah Verlangen damit ord- 
nungsmäßig bedient werde. Zur Er: 
reihung dieſes Zwedes, fo wie zur 
Erlangung einer guten Auffiht er: 
feint e8 daher nothwendig, daß die 
MarkteInfpicienten in den ihrer Auf: 
fiht zugewiefenen Bezirken die Sa— 
tzungs-Gebäcks-Verſchleißorte täglich 
Bor: und Nachmittags und zu verfchie- 
denen Stunden unterfuchen, jeden ent— 
dedten Mangel fogleih rügen und 
ſelbſt abftellen, oder nah Umftänden 
dem Magiftrate zur weiteren Berfü- 
gung anzeigen. Ferner haben die In— 
fpicienten, um jedem wirflihen Ge— 
bäcksmangel vorzubeugen, darauf zu 
dringen, daß jeder bürgl. Bäder mit 
dem ihm vorgefchriebenen Mehlvor: 
rathe immer verfehen fei, und deshalb 
an jedem Donnerftage in der Mode 
die Mehlvorräthe der Bäder aufzuneh- 
men, hierüber einen Ausweis zu ver- 
faffen und dem Magiftrate vorzulegen; 
diejenigen Bäder aber, welche ihren 
Vorrath nicht vollftändig haben, insbe: 
fondere dem Magiftrate zur Beftrafung 
anzuzeigen. Uebrigens können wohl die 
bürgl. Bäder auch Lurusgebäde und 
Landbrot erzeugen und verkaufen, als 
lein fie dürfen deshalb nicht die hin- 
länglihe und qualitätmäßige Erzeu— 
gung des Satzungsgebäckes vernachläſ— 
figen und bleiben daher für jeden ent- 
deeten diesfälligen Mangel, er mag 
nun aus ihrem Berfchulden oder aus 
der Nachläſſigkeit ihrer Verſchleißer ent: 
fanden fein, verantwortlich; nur ift im 
legteren alle nebft dem Bäder aud) 
der Verſchleißer dem Magiftrate zur 
Ahndung anzuzeigen. 
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8. 44, Bon dem vorgefchriebenen 
Gewichte aller fakungsmäßigen Ge 
bäcksgattungen haben fich die Infpicien- 
ten durch tägliches Nachwägen zu über: 
jeugen, und alles vorfindige nicht voll- 
gewichtige Saßungsgebäd ohne Rück— 
fih, ob es fhon ungewichtig erzeugt 
oder nur zu ſtark ausgebaden oder 
aber ſchon altgebaden ift, durch Ber: 
fhneiden der Semmeln und Ausfchnei- 
den des Stupfers bei dem Satzungs— 
brote aus dem Verkauf zu ſetzen und 
das Berfügte dem Magiftrate anzu— 
jeigen. 

$. 45. Für die gute Qualität und 
das volle Gewicht aller fagungsmäßi- 
gen Gebädsgattungen bleibt in der Re— 
gel immer der Erzeuger (Bäder) vers 
antwortlich, indeffen find auch nach der 
hohen Regierungs » Berordnung vom 
11. Zuli 1832 die Gebäcks-Verſchlei— 
fer für die gute Qualität und das volle 
Gewicht des zum Verkaufe übernom- 
menen faßungsmäßigen Semmelgebä- 
des, da felbes mit feinem Zeichen des 
verlegenden Bäders verfehen ift, der— 
geftalt verantwortlih, daß, wenn bei 
ihnen unqualitätmäßiges oder unge— 
wichtiged® Semmelgebäf angetroffen 
wird, gegen fie ohne Rüdfiht auf ihren 
Berleger jene Strafen verhängt werden, 
welche in gleichen Fällen gegen die Bä— 
er felbft in Anwendung fommen. In— 
deffen bleiben die Bäder bei dem fa- 
Bungsmäßigen Roggen= und PBohlen- 
brote, da felbes mit ihrem Stupfer 
verfehen fein muß, für die Qualität 
fowohl ald das Gewicht immerfort ver- 
antwortlid. Kür den Fall, als in dem 
Backhauſe oder einem Verſchleißladen 
eines Bäder unqualitätmäßiges odei 
ungewichtiges Gebäck entdeckt wird, 
haben die Infpicienten noch am näm— 
lihen Tage in allen Berfchleißorten je= 
nes Bäckers Nahficht zu pflegen, und 
nad dem jeweiligen Befunde Amt zu 
handeln. Altgebackenes und hiedurch 
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zu gering gewordenes Gebäd ift im 
Berfchleige der Bäder und ihrer Zwis 
fhenhändler nicht zu dulden, fondern 
auf den Falten Markt zu weifen. Sollte 
ein Bäder zur Befeitigung eines Man— 
geld unqualitätmäßiges oder ungewich— 
tiges Gebäd von einem andern Bäder 
abgenommen und zum Berkaufe aus- 
gelegt haben, fo find fowohl Erzeuger 
als Abnehmer zur Beftrafung anzuzei— 
gen. Auch find die Infpicienten ver- 
pflihtet, nicht blos das auf den Ver— 
kaufsſtellen der Bäder und ihrer Zwi- 
fchenhändler befindliche Gebäde zu un- 
terfuhen, fondern nachzuſehen, ob 
nicht noch anderdwo unqualitätmäßiges 
oder ungewichtiges Gebäck zum Ver— 
kaufe verborgen gehalten werde. 

8. 46. Um Gebredhen, welche auf 
das Gewicht Einfluß nehmen, gleich 
bei ihrer Entftehung fo viel möglich zu 
verhindern, haben die Infpicienten 
darauf zu fehen, daß die Bäder zur 
Erzielung des vorgefchriebenen Sa— 
tzungsgewichtes ihren Gefellen das 
Zeiggewicht gehörig vorfhreiben, daß 
in den Badhäufern Wagen und Ge— 
wichte immer vollftändig vorhanden 
feien, gehörig rein gehalten und wenig- 
ſtens alle 2 Jahre vorfohriftmäßig reci— 
mentirt werden. 

8.47. Die Bäder können fo viele Ber- 
ſchleiße eröffnen, ald und wo fie wollen; 
nur find fie gehalten, 3 Tage vor der Er- 
öffnung hierüber Anzeige an den Magi- 
ftrat zu machen. Auch dürfen fie die ein- 
mal gewählten Verſchleiße nicht willfür- 
li auflaffen, fondern müffen jede beab- 
fihtigte Veränderung derfelben inner- 
halb des Burgfriedens ein halbes, und 
auf den Freigründen ein Bierteljahr 
vorher dem Magiftrate anzeigen, fo 
wie auch die Zwifchenhändler,, den ein- 
mal übernommenen Verſchleiß nur in- 
nerhalb der für die Bäcker beftimmten 
Frift wieder auflaffen dürfen. 

8.48. Zum Berfaufe des altgeba- 
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denen, ungewichtigen oder wegen eines 
geringeren Fehlers in der Bearbeitung 
audgefhoffenen Gebädes ift ausfchlie- 
Bend der jog. kalte Markt am 
Bauernmarkte, Montag, Mittwoch, 
Freitag und Sonnabend von früh Mor: 
gend bis 1 Uhr Nachmittags beftimmt. 
Auf dieſem Markte dürfen nur die 
bürgl. Bäder ihr altes Gebäde, wel— 
ches jedoch nicht etwa ſchon vom Schim— 
mel ergriffen oder aus irgend einer an- 
dern Urfahe ganz ungenußbar fein 
darf, entweder felbft oder durch Ber: 
fchleißer verfaufen; indeffen müffen fie 
hierzu eine Markt » Bollete löfen, die 
ihnen unentgeltlich zu erfolgen ift, und 
welche die Berkaufsparteien zur Legiti- 
mation bei fich zu führen haben. Ueber 
die ausgefertigten Markt » Bolleten ift 
ein eigened Vormerkbuch zu führen, in 
weldhes der Name und Wohnort des 
Bäckers und feines allfälligen Berfchlei: 
ßers eingetragen werden muß. Uebri— 
gend dürfen die Bäder neugebadenes, 
blos für den Falten Markt erzeugtes 
Gebäde, fo wie das fogenannte Kü— 
chengebäck dafelbft nicht verfchleißen, 
widrigend ihnen ſolches mit Beſchlag 
zu belegen und hierüber Anzeige an 
den Magiftrat zu erftatten ift. 

$. 49. Der Berfauf des Land— 
brotes, welcher unterm 27. Juli 1809 
freigegeben worden ift, ſteht den Land» 
bädern, fonjtigen Erzeugern und Händ- 
lern nur an den gewöhnlichen 3 Wo- 
henmarkttagen von früh Morgens bie 
1 Uhr Nachmittags auf den hiezu be- 
ftimmten Marftplägen, keineswegs aber 
in Einfägen oder Gemwölben zu. Nur 
die hiefigen Bäder und Müller können 
ihr felbft erzeugtes Landbrot, und zwar 
Erftere in ihren Gebäds - Verfchleißor: 
ten, Zeßtere dagegen auf ihren Mühlen 
an allen Tagen der Woche verkaufen. 
Zu dem Landbrote ift in Folge hoher 
Regierungs- Verordnung vom 28. Juli 
1820 3. 21144, aud das Commiß- 
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brot zu rechnen. Außer dem Landbrote 
dürfen die Parteien weder Satzungs— 
noch anderes Rurusgebäde zum Ber: 
faufe nach Wien bringen. Das Hauſi— 
ren mit Landbrot und das Ausfchnei- 
den desfelben ift eben fo, wie den bür— 
gerlihen Bädern und Wirthen das 
Ausſchneiden des Satzungsgebäckes ver- 
boten. 

$. 50. In Zeiten der Noth haben 
die Markt-Infpicienten darauf zu drin— 
gen, daß fowohl in den Kocalitäten der 
Sewerbsleute, als auf den Marftplä- 
ken Jedermann nad Maßgabe feines 
Bedarfes und der Zulänglichkeit des 
vorhandenen Vorrathes mit einer ent— 
fprehenden Quantität bedient werde, 
ohne Rüdfiht ob der Käufer eine ge— 
wöhnlihe Kundfchaft des Verkäufers 
fei oder nicht. 

$. 51. Die befugten Luxusbäcker, 
Küchen: und Germgebäcks-Erzeuger, fo 
wie die ausfchl. priv. Gebäds - Erzeu- 
ger dürfen fein Sabungsgebäd erzeu— 
gen, ja nicht einmal ihrem Gebäcke die 
Satzungsform geben, fondern nur ſolche 
Gebäcksgattungen, für welde fie aus— 
drücklich befugt oder privilegirt find. 
Die Markt» Infpicienten haben daher 
diefe Gewerbsleute nicht blos in Ab— 
fiht auf die Qualität ihrer Erzeugniffe, 
fondern auch in der weiteren Hinficht 
ftrenge zu beauffichtigen, daß diefelben 
die Grenzen ihrer Befugniffe oder Pri— 
vilegien nicht überfchreiten, 

8. 52. Die Markt» Infpicienten ha— 
ben ferner, um ſtets an der genauen 
Kenntnig aller mit der Erzeugung und 
dem Handel des Gebädes ſich befaf- 
fenden Parteien zu fein, von Zeit zu 
Zeit alle in dem hierortigen Jurisdic- 
tions» Bezirke befindlichen derlei Par: 
teien mit Namen und Wohnort aufzu= 
nehmen und in ein Verzeichnig zu brin— 
gen, damit fie jederzeit im Stande find, 
auf Verlangen Auskunft über felbe zu 
geben. 
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II Bon der Befhaudernod 
übrigen Bictualien. 

8. 53. Bei der Beſchau der nod 
übrigen auf den Märkten und bei den 
Gewerbsleuten im Verkaufe erfcheinen- 
den Victualien haben die Markt-Infpi- 
cienten ftrenge darauf zu ſehen, daß 
überhaupt feine fchon verdorbenen und 
dadurh ungenußbar gewordenen Feil- 
fhaften verkauft werden, und zu die: 
fem Ende die Echtheit und Güte der: 
felben vor ihrem Berkaufe zu prüfen, 
insbefondere aber darauf aufmerkffam 
zu fein: 

1. daß die grüne Waare frifh und 
mit feinen der menſchlichen Gefundheit 
ſchädlichen Kräutern vermengt, und 

2. außer dem mit dem hohen Regie- 
rungs-Circular vom 17. Juli 1838 
erlaubten Schwämmgattungen, näm— 
lih: Champignons, Mordeln, Bilz- 
lingen, Halimafhen, Goldprötlingen, 
Röthlingen, ſchwarzen umd weißen 
Zrüffeln, feine andern Schwämme zum 
Berfaufe fommen; 

3. daß das Obſt nicht unreif oder 
verwelft fei; 

4. daß das Getreide und die Hülfen- 
frucht nicht wiplich oder genetzt, Erfte- 
res auch nicht mit Mutterforn und der 
Hafer nicht mit Ohm gemengt fei; 

5. daß die Eier nicht faul oder gar 
ftinfend feien. 

6. daß der Eſſig und die Milch, de: 
ren Echtheit am leichteften durch Hin- 
eingießen des Jodes erprobt wird, dann 
der Rahm und Quark (Topfen) weder 
mit unfhädlihen noch viel weniger 
aber mit der Gefundheit [hädlichen In— 
gredienzen verſetzt feien; 

7. daß die füße Butter ganz echt 
erzeugt und nicht gefärbt, die gefalzene 
aber nicht ranzig fei; 

8. daß das Rindſchmalz ebenfalls 
nicht ranzig, mit gefalzener Butter oder 
Schweinefett verfälfcht; 

9. die Käfegattungen nicht verdorben; 
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10. das Sauerkraut und die Sauer: 
rüben, welche durch zu lange oder fahr- 
läffige Aufbewahrung leicht verderben, 
nicht in einem folhen Zuftande ver 
fauft; 

11. daß die eingemadhten rothen Rü— 
ben und Gurken, grünen Fifolen, Erb- 
fen u. f. w. nit in kupfernen Ge- 
fhirren aufbewahrt oder wohl gar mit 
Kupferfäure zubereitet werden; 

12. daß überhaupt alle flüffigen Le— 
bensmittel nicht in fupfernen oder mef- 
fingenen Gefäßen aufbewahrt oder zu« 
gemeſſen werden; endlich 

13. daß ungefundes oder venerifches 
Geflügel, vorzüglih aber Tauben zum 
Berkaufe nicht zugelaffen werden. - 

8.54. Was die Marftpläße auf der 
Seilerftätte, am Hof, auf der Freiung, 
im tiefen Graben, am Salzgries, Ho- 
henmarkt, Judenplatz und aufder Brand: 
ftatte anbelangt, fo haben die Inſpi— 
cienten die erfcheinenden Parteien, wel« 
hen nicht etwa ſchon beftimmte Pläße 
angewiefen find, nach der Zeit ihrer 
Ankunft zu reihen, und darüber zu 
wachen, daß (mit Ausnahme von foge- 
nannten Zuladungen) nur die nach den 
vorhandenen Plänen und Verordnun— 
gen für die einzelnen Märkte beftimm- 
ten Artikel dahin gebracht und feilge 
boten werden. Eben fo haben die In— 
fpieienten über die auf den Märkten 
ſich einfindenden Helfer und Träger 
oder Trägerinnen ftrenge Aufficht zu 
führen, deren Namen und Wohnort in 
ein eigened Vormerkbuch einzutragen, 
und bei den Trägern noch insbefondere 
darauf zu ſehen, dag ihre Butten mit 
den vorgefchriebenen Nummern, welche 
gleihfalld im Protocolle vorzumerken 
find, verfehen feien. 

8. 55. Der Obſt- und Bictualien- 
markt am Schanzel, welcher eigentlich 
zum Verkaufe der zu Waffer nah Wien 
fommenden Lebensmittel beftimmt ift, 
theilt fi in drei Theile, nämlich: im 
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den Berfaufsplag am rechten Donau— 
ufer, wo nur die mit Dbft und auch 
andern Victualien beladenen Schiffe 
landen, dann in den Verfaufsplak am 
linfen Donauufer, wofelbft nur die mit 
Erdäpfeln, Kraut und Rüben beladenen 
Schiffe landen dürfen, und in den 
eigentlihen Marktplatz, wo die ausge— 
ladenen Feilfhaften im Großen und 
Kleinen veräußert werden fönnen. An 
beiden Donauufern ift der Verkauf der 
in Schiffen aufgefchütteten Lebensmit— 
tel nur dem Erzeuger und Händler, 
welcher ſolche hieher gebracht hat, und 
jwar blos auf den Schiffen, keines— 
wege aber auf den Uferböfhungen ge— 
ftattet. Eben fo ift auch nicht erlaubt, 
Bictualien von einem Schiffe auf ein 
anderes leer ftehendes zu überladen 
oder wohl gar auf der Achſe gebrachte 
Feilſchaften in ein Schiff zu bringen, 
indem feldfl die auf Schiffen in Butten 
oder Körben anfommenden Bickualien 
auf den eigentlihen Marktplatz ausge: 
tragen werden müffen. Die Anweifung 
der Schiffsanlände für die zu Waſſer 
antommenden Parteien, fo wie die Ent» 
fernung der leeren Schiffe geht die ge— 
fallsämtlihen Beamten bei der Schan- 
zelmauth an, und die Markt-Infpicien- 
ten haben nur darauf zu fehen, daß 
feine Schiffd-Requifiten an der Ufer- 
böfhung ausgelegt, und die Obft- und 
Bictualienfhiffe zu Anfang der Win- 
terzeit aus dem Donaucanale gefchafft 
werden. 

8. 56. Bon dem Markte vor 
dem Kärnthnerthore. Der Markt: 
plaß vor dem Kärnthnerthore ift vor— 
zugsmweife zum Verkauf dee auf Wägen 
dahin gebrachten Obſtes, der Erdäpfel 
und aud grünen Waare beftimmt. Der 
Berfauf diefer Feilfchaften dauert den 
ganzen Tag hindurch. Diefer Markt: 
plab zerfällt nah dem beftehenden 
Plane eigentlih in 4 Theile, wovon 
der größte ausſchließend zum Verkaufe 
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des Obſtes auf Wägen, der daran fto- 
Bende kleinere Theil von den Landleu— 
ten und biefigen Händlern zum klein— 
weifen Berkaufe des Obſtes, und zwar 
nad der Berordnung vom 24. Auguft 
1830 3. 46563 in abgefonderten Rei« 
ben, die 3. Abtheilung zum Berkaufe 
von Erdäpfeln, und endlich die 4. in 
Folge Verordnung vom 25. Dct. 1826 
3. 31196 zum Berkaufe der grünen 
Waare verwendet werden fol. Als Zu— 
ladung können auf diefen Marktplak 
auch Kraut, Rüben, Geflügel, Butter, 
Landbrot und felbft Stroh gebradt 
und verfauft werden, 

8. 57. Bon den PBictualien- 
MärktenindenPBorftädten über- 
haupt. Auf den noch übrigen Bor- 
ftadtmärkten wird von Landleuten fo- 
wohl als Hiefigen Parteien täglich von 
früh Morgens bie 1 Uhr Nachmittags, 
auf den Marktplägen zu Mariahilf und 
St. Ulrid aber den ganzen Tag Marft 
gehalten, und können dafeldft Victua- 
lien jeder Gattung, dann nad der Ver: 
ordnung vom 10. April 1792 3. 4174 
auch Stroh nad den vorgefchriebenen 
Maßen und Gewichten verkauft werden. 
Uebrigens haben die ftädtifchen Markt: 
Infpicienten, obgleich für die Märkte 
in den fremdherrfchaftlihen Bezirken 
eigene Aufſichts-Beamte beftehen, und 
für die magiftratifhen Borftadtmärkte 
in Bolge hoben Regierungd » Decretes 
vom 2. Dec. 1838 3. 67379, die 
Aufftellung eigener Auffeher aus den 
Gemeindegliedern angeordnet worden 
ift, nicht nur darüber zu wachen, daß 
diefe Auffichts - Individuen die Markt- 
und Sanitäts-Polizei-Vorſchriften auf 
den unter ihrer unmittelbaren Auffit 
ftehenden Märkten gehörig handhaben, 
fondern auch ſelbſt allen Fleißes alldort 
zu infpieiren, und ſich zeigende Gebre- 
hen, wo möglich, gleich abzuftellen, 
oder dem Magiftrate zur weiteren Ber- 
fügung anzuzeigen. 


$. 58. Bon den Bictualien- 
ffänden überhaupt. Unter Bictua- 
lienftänden verfteht man im Allgemeis 
nen jene Stände, worauf Lebendmit- 
tel feilgeboten werden, diefelben mögen 
fih nun inner- oder außerhalb der 
Marktpläße aufgeftellt befinden. 

Die Markt» Infpicienten haben dar- 
über zu wachen: 

1. Daß durchaus kein Stand ohne 
obrigkeitlihe Bewilligung aufgeftellt, 
und den mit ſolcher aufgeftellten Stän- 
den eine fo viel möglich gefällige Form 
gegeben werde; 

2. daß diefelben nicht über die Ge— 
bühr ausgedehnt, und nur fo aufge: 
richtet werden, daß fie die Paſſage nicht 
hemmen oder wohl gar hindern; 

3. daß auf felben fein Lurusgebäd 
verfauft werde; 

4. daß die Inhaber der Stände auch 
ihre Plätze ftet3 rein halten; 

5. daß die Höcerleute ihre Stände 
an Sonntagen erft nah 4 Uhr Nach— 
mittags ausräumen; 

6. daß die Stehviehhändler bei 
ihren Ständen feine ganzen Thiere 
augarbeiten oder zerfällen, und an 
Mocentagen nur bis 10, an Sonn- 
und Feiertagen aber nur bi8 9 Uhr 
Bormittags feil haben; 

7. daß das Landbrot auf Ständen 
nur an den drei gewöhnlichen Wochen- 
markttagen verkauft werde; und endlich 

8. daß die Inhaber der Stande den 
bemefjenen Plakzind pünctlih einzah- 
len, und jene Parteien, welche foldhes 
zu thun unterlaffen, dem Magiftrate 
angezeigt werden, um entweder die Ein- 
treibung des Rücftandes oder aber 
auch nad Umftänden die Einziehung 
des Berfaufsftandes einleiten zu können. 

$. 59. Da übrigens dem Magiftrate 
ala Steuer-Bezirkd-Obrigkeit von Wien 
fehr daran liegen muß, daß nicht nur 
alle Gewerbe und Handel treibenden 
Parteien mit der Erwerbſteuer bemef- 
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fen, fondern auch die anrepartirten 
Quoten in den gefeglihen Fallfriſten 
eingezahlt werden, fo wird den Marft- 
Infpicienten bei ftrenger Ahndung, und 
nah Umſtänden fogar Erfapleiftung 
hiermit aufgetragen, und zur befonde- 
ven Pflicht gemacht, den Parteien bei 
ihren Amtshandlungen die Erwerb- 
fteuerfcheine zur Ginfiht abzufordern 
und diefelben bei fich zeigenden Ruͤck— 
fänden zur Bezahlung ernftlich abzu— 
fordern und zu mahnen, im alle aber 
eine Partei mit der Steuer gar nicht 
bemeffen fein oder. die Einficht - des 
Steuerfheines verweigern follte, ſolche 
unverweilt zur weiteren Amtshandlung 
hieher anzuzeigen. 

8. 60. Bom Getreide- oder fo: 
genannten Landförner-Marft. 
Der Getreidemarkt ift zum Verkaufe 
von allen Getreide- und Hülſenfrucht— 
gattungen in größeren Quantitäten bes 
ftimmt, diefelben mögen nun in Säden 
oder auf Wägen gefhüttet zu Markt 
gebracht werden. Derfelbe hat an den 
zwei Hauptmarkttagen mit Tagesan— 
bruch zu beginnen, und nad der Ber: 
ordnung dv. 14. April 1831 3. 12160 
um 2 Uhr zu enden. Der Berfauf der 
Körnerfrüchte hat dafelbft nur nach dem 
cimentirten Maßgefchirre dem n. öfterr. 
Megen, und auf dem für jede einzelne 
Fruchtgattung beftimmten Platze, wel: 
her den Parteien nach der Reihe ihrer 
Ankunft angewiefen wird, zu geſche— 
hen. Die Fruchtfäde dürfen nad der 
Berordnung vom 12. Mai 1816 3. 
6675 bei Vermeidung einer Geldftrafe 
von 1. W. W. pr. Sad bei der 
fhweren Frucht nicht mehr ald 2 Me- 
gen, und bei der leichten nicht mehr 
als 4 Mepen enthalten. Das Abmeffen 
der Körnerfrüchte ift dem freiwilligen 
Uebereinfommen der Parteien überlaf- 
fen, nur haben die Berfäufer nad} der 
hierortigen Kundmachung v. 23. Apr. 
1839 bei ihrem Erfcheinen auf dem 
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Markte und bevor fie noch Etwas ver- 
faufen, die Quantitäten aller ihrer 
Fruchtgattungen der Marktauffiht ge— 
wiffenhaft anzumelden, bei den Brot: 
früchten, d. i. bei Korn und Weizen 
aber noch insbefondere Verfäufer und 
Käufer nebft dem Namen auch den 
Preis und die Anzahl der verkauften 
Mepen in eigene, bei der Marktauf- 
ſicht bereit gehaltene Ausweiſe einzu— 
tragen, und die Richtigkeit ihrer An— 
gaben bei Vermeidung einer Geldſtrafe 
von 5 bis 50 fl. EM. durch die eigen- 
bändige Unterfhrift an Eidesftatt zu 
beftätigen. Die Markt-Infpicienten find 
in Gemäßheit der hohen Verordnungen 
v. 8. Aug. 1816 3. 23951, 19. Apr. 
1822 3. 4768 und 31. Mai 1822 
3. 11615, dann 23. April 1839 ver- 
pflichtet, die Quantität ſowohl ala die 
Preife der Körnerfrüchte genau aufzu— 
nehmen und in die diesfälligen Pro- 
trocolle einzutragen. Auch hat das 
Auffichts =» Perfonale forgfältig darüber 
zu wachen, daß von den Parteien Feine 
unvichtigen Körner » Quantitäten und 
Preife angefagt werden, ſich deshalb 
in erfterer Beziehung durch Nachmeffen, 
in leßterer aber durch genaues Nach— 
forfchen von der Richtigkeit der Angabe 
zu überzeugen, und entdeckte Unrichtig- 
keiten fogleich zu conftatiren und abzu— 
ftellen, Die Schuldtragenden aber jeden- 
falld dem Magiftrate zur Beftrafung 
anzuzeigen. Auf dem Getreidemarfte 
dürfen nad der hohen Regierungs-Ver— 
ordnung dv. 11. April 1794 3. 4325, 
außer den verfhiedenen Getreidegat- 
tungen an Markttagen auch Reuter, 
Siebe, Stäbe, Scheibtruben, Schub- 
farren, Schaufeln, Kreinzen, Befen 
u. f. w. in kleinen Quantitäten, fo wie 
in den Herbftmonaten an allen Wochen— 
tagen auch füßes Kraut und weiße Rü- 
ben nad dem Gefichte oder nah Schil— 
lingen und Mepen verkauft werden. 
Die Preife von Kraut und Rüben find 
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nah der ſchon oben befchriebenen Art 
aufzunehmen, daß hieraus der höchfte 
und niedrigfte Preis eines Scillings 
oder Metzens zu erſehen ift. 


8.61. Vom Baffer - Körner 


markte. Das Verfahren, welches bei 
dem Verkaufe der auf diefem Markt: 
plage zu Waffer erfcheinenden Körner: 
früchte zu beobachten kömmt, ift durch 
die Waffer-Körnermarkt-Drdnung vom 
16. Sept. 1819 vorgezeichnet und ha= 
ben die Markt» Infpicienten über die 
genaue Beobachtung derfelben, in fo fern 
ſolche durch neuerliche Verpachtung des 
Mepenleihergefalld, die Auflaffung der 
Körnermeffer- Gebühren und durd die 
Ueberlaffung der Sadträger-Löhnungen 
dem freiwilligen Webereinfommen der 
Parteien nicht Abänderungen erlitten 
hat, forgfamft zu wachen, gleichwie fie 
rücfichtlih der Preisanfage und Auf: 
nahme das nämliche Verfahren zu be- 
obachten haben, welches für den Land— 
Körnermarkt vorgefchrieben erfcheint. 
8.62. Bon dem Bogelmarkte. 
Am Bogelmarkte werden nicht nur alle 
Gattungen lebender Vögel, fondern 
auch Ameifeneier und Mehlwürmer zum 
Berkaufe gebracht, und es darf dafelbft 
nah der Berordnung vom 27. Nov. 
1804 3. 20291 täglich von früh Mor- 
gend bis 1 Uhr Nachmittags verkauft 
werden. Der Verfchleiß der vorerwähn- 
ten Artikel, dann der Vogelkäfige wird 
von den Bogelfrämern in eigenen Hütten, 
mit welden fie monatlih der Reihe 
nah zu wechjeln haben, den ganzen 
Tag über, von den Landleuten und 
Bogelfängern aber nur bis 1 Uhr Nach— 
mittags ausgeübt. Indeſſen ift mit 
hierortiger Verordnung vom 1. Aug. 
1833 3. 34335 der Berfauf der 
Hunde, fo wie das Scheeren, Obren- 
ftugen, Schweiffchneiden und Wurm- 
nehmen auf offenem Marfte verboten, 
und nur den Vogelfrämern im Innern 
ihrer Hütten geftattet. Uebrigens wird 
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der mit Stadthauptmannſchafts-Ver—⸗ 
ordnung vom 18. April 1815 für frei 
erflärte Handel mit Ameifeneiern nad 
dem Flüſſigkeitsmaße betrieben, und 
nur die Mehlwürmer pflegen nah Hun- 
derten verkauft zu werden. 

8.63. Bon dem Pferdemarfte. 
Diefer Markt, welcher auf einem Theile 
des Heumarktes zweimal im Jahre, 
und zwar 8 Tage vor dem Jubilates 
und 8 Tage vor dem Allerheiligen: 
Jahrmarkte abgehalten wird, dauert 
jedes Mal 3 Tage, während welder 
Jedermann feine zu Markt gebrachten 
Pferde ohne Entrihtung irgend einer 
Gebühr verkaufen oder vertaufchen 
fann. Die Markt » Infpicienten haben 
dafelbft nur die zum Verkaufe kom— 
mende Zahl Pferde aufzunehmen, und 
bei vorlommenden Streitigkeiten oder 
Befhwerden über Bevortheilungen im 
Kaufe die betheiligten Parteien an die 
Polizeis-Behörde zu weifen, welde in 
derlei Fällen nad vorläufiger Einver- 
nehmung des k. k. ThierarzneisInftitus 
tes die weitere Amtshandlung pflegt. 
Uebrigens ift nad der h. Hoffanzlei- 
Entfheidung vom 21. Aug. 1828 3. 
19120 der Taufh und Verkauf von 
Pferden auch außer der Marktzeit im 
Innern der Häufer erlaubt. 

8. 64— 88. Die in diefen $$. rück— 
fihtlih der Brennholzlegftätten 
vorfommenden Borfchriften find in der 
neuen Holzmarft » Drdnung zufammenz 
geftellt, f. Holzmarft-Drdnung. 

Da der mit Verordnung vom 10. 
Dct. 1817 3. 35139 für frei erklärte 
Kleinholzhandel außer den Holzleg- 
ftätten auch in Privathäufern und auf 
anderen Privatplägen in den Vorſtäd— 
ten betrieben wird, jo haben die Markt— 
Infpicienten darauf zu fehen, daß die— 
fer Handel nicht unbefteuert ausgeübt, 
hierbei die Feuerſicherheits-Polizeivor— 
fhriften genau beobachtet und auch dag 
Publicum im Maße nicht verkürzt 
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werde, zu weldem Ende fie alle aus- 
wärtigen Berfaufspläße ebenfalls forg- 
fältig zu infpiciren und bei entdeckten 
Gebrechen ganz fo wie auf den ordent- 
lihen Regftätten Amt zu handeln vers 
pflichtet find. 

$. 90. Bon der Bauholz-Leg— 
ftätte. Der Handel mit Bauholz ift 
durch die Verordnung vom 9, Mai 
1819 Zahl 13326 freigegeben, und 
wird im Großen auf den Bauholz- 
Legftätten, im Kleinen aber auch in 
Häufern der Borftädte, wo in Feuer: 
fiherheits-Rückfichten kein Anftand das 
gegen obwaltet, betrieben. Da nun die 
Auffiht und Handhabung der Ordnung 
auf den Baubolz-Geftätten und Privat- 
pläßen für die Folge ebenfalld den 
Markt = Infpicienten zugewieſen ers» 
fheint, fo wird denſelben Folgendes 
bei ihrer diesfälligen Dienftesverrich- 
tung zur Richtſchnur vorgefchrieben: 

1. Iſt es derfelben vorzüglichite 
Pflicht über die Freihaltung der Fahr: 
und Gehwege auf der Bauholzgeftätte, 
fo wie darüber zu wachen, daß zwiſchen 
den aufgefchlichteten Holzlagen immer 
einige Durchbrüche von der Fahrſtraße 
gegen die Donau offen gehalten wer: 
den, um einerfeits die Fußgeher vor 
Beihädigung möglichſt zu fihern und 
andererfeits im Falle einer Feuers- oder 
Waſſersgefahr von mehreren Seiten 
hilfreiche Hand bieten zu können. 

2. Haben fie auch über die Freilaf- 
fung der Ufer des Donaucanales und 
der zur Anheftung der Schiffe und 
Flöße angebrachten Haftftöcde von wer 
nigfteng 3 Schuhen, dann für die Rein- 
haltung der Huffchläge oder Treppel- 
wege von wenigftens 2 Klaftern, fo 
wie der Ufer des Alferbaches in Folge 
hohen Regierungs =» Decreted von 13. 
Sept. 1833 3. 60452 zu forgen, zu 
diefem Ende alle auf den genannten 
Drten betretenen Werkhölzer von was 
immer für einer Gattung fogleich abzu— 

HZaleloty, Handb. d. Poliz. Gef. N. 
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ſchaffen, und falls die Eigenthuͤmer der 


ihnen ertheilten Weiſung innerhalb 24 


Stunden nicht nachkommen ſollten, ſo—⸗ 
gleich nach Verlauf dieſer Friſt jene 
Hölzer von Amtswegen auf Gefahr 
und Koſten der Eigenthümer wegfüh— 
ven zu laſſen, und die Anzeige hierüber 
an den Mayiftrat zu machen. Ju dies 
fer Hinfiht werden die Infpicienten 
auch noch augewiefen, dem k. k. Do- 
naucanal-Infpector, der für dieſen bes 
ſtehenden Inftruction gemäß in derglei« 
hen Fällen immer die erforderlihe Af- 
fiftenz zu leiften. 

3. Nachdem der $. 1 der allgemei« 
nen Holzgeftätten - Ordnung vom 12. 
Nov. 1793 ala öffentlihe Verkaufs— 
oder Marktpläße für Bau- und Werk— 
hölzer, und zwar für Weinftöde die 
Spitlau, für Bauholz aber den Plag 
am ftädt. Stadl in der Roßau bei der 
goldenen Gans bis zum Althangrunde 
und zum Theil auch am Schanzel, und 
für jenes, welches fogleid beim Waffer 
verfauft wird, die Spitlau umd Ddiefe 
als Communicativplatz für fremde Händ⸗ 
ler beſtimmt; ſo haben die Inſpicienten 
genaue Aufſicht zu pflegen, daß von 
dem Kaiſerbade abwärts bis zum Aus— 
ſtreifplatze nächſt dem Schanzel kein 
Werkholz gelagert, der erſtgenannte 
Ausſtreifplatz ſtets freigehalten, und 
derlei Hölzer blos nahe am daſigen 
Mauthgebäude oder rückwärts desſel— 
ben gelegt, endlich ſich nicht hieſige, 
oft ſogar unbeſteuerte Händler beige— 
hen laſſen, die Communicativplätze mit 
ihren Hölzern zu belegen, und ſo den 
fremden Parteien die Auslagerung ihrer 
Hölzer zu erſchweren, wo nicht gar 
unmöglich zu machen, um dieſe hiedurch 
zu niederen Verkaufspreiſen zu zwin— 
gen. In dieſer Beziehung haben 

4. Die Inſpicienten ſtrenge darüber 
zu wachen, daß die auf dem Commu— 
nicativplatze in der Spitlau, dann dem 
Aushilfsplatze nächſt der Schanzel⸗ 
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mautb ausgelegten Werfhölzer zum 
Abbruche der neu ankommenden Par: 
teien nicht über die geſetzlichen 4 Tage 
ausgelegt bleiben. In einem foldhen 
Falle haben die Infpicienten die Eigen- 
thümer zur Abfuhr ihrer Hölzer aufzu- 
fordern, das Holz ſelbſt aber nad 
fruchtlo8 verftrihener 24ftündiger Er- 
mahnungsfrift auf Koften der Eigen- 
thümer wegzufhaffen und die Anzeige 
hierüber zu erftatten. 

5. Damit keine Partei, die fich der 
Communicativplätze bedient, über Par— 
teilichfeit zu befchweren Urſache habe, 
6 haben die Infpicienten ein eigenes 
Protocol zu führen, in welches die 
mit dem Bauholzbandel fich befaffenden 
fremden Parteien, fie mögen num bloße 
Händler oder Erzeuger fein, von Tag 
zu Tag dergeftalt einzutragen kommen, 


daß hieraus erfihtlih wird, warn und 


mit welder Quantität Holzes jeder 
derfelben einen Communicativplaß, und 
welchen eigentlich belegt, dann wann 
er fein Holz wieder abgeführt habe, 
oder eiwa wegen verfpäteter Abfuhr 
zur Hinwegräumung unter Feftfeßung 
einer 24ſtündigen Frift aufgefordert 
worden fei. Diefe geſchehene Aufforde- 
rung hat jede Bartei durch eigenhändige 
Fertigung zu betätigen. 

6. Um nun einerfeits diefe noth- 
wendige Vorfichtemaßregel in Vollzug 
feßen zu können, andererfeits aber auch 
Irrungen und Unordnungen auf der 
Baubolzlegftätte, vorzüglih auf den 
Communicativplägen nah Möglichkeit 
vorzubengen, bat jeder Holzerzeuger 
oder Händler die Ankunft feines Fahr: 
zeuges noch vor der Ausladung dem 
Infpicienten, bei Vermeidung einer 
Strafe von 1 fl. 39 kr. C. M. zum 
Markt-Straffonde zu melden, und find 
die E. £. Bancal » Linienämter um die 
diesfällige Anweifung der Parteien an- 
zugehen. 

7. Die in den beiden vorhergehen- 
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den Abfchnitten enthaltenen Beftim- 
mungen haben auch für jene Parteien 
ihre Giltigkeit, welche mit Bauholz be— 
ladene Flöße auf hieſige Landplätze ge- 
bracht, diefe aber der b. Ngge. Vdg. 
v. 6. Febr. 1813 zuwider innerhalb 
drei Mal 24 Stunden nichl entladen, 
oder die bereits entladenen binnen 3 
Tagen nad der Entladung auszuftreis 
fen unterlaffen haben. Die dagegen 
Handelnden follen dem Magiftrate zur 
Beftrafung, eben fo wie 

8. jene Zimmermeifter oder Baus 
bolzhändler unverweilt angezeigt wer: 
den, weldhe entweder Flöße an einen 
nad der h. Rggs. Vdg. v. 14. Dechr. 
1825 ihnen nicht angemwiefenen Aus» 
ftreifplaß bringen, oder bereits ausge— 
ftreifte Floßhoͤlzer nicht in der durch 
das 8. ?. Stadthauptmannſchafts-Decr. 
v. 20. Juli 1816 vorgefchriebenen Frift 
von 3 Tagen wegführen. 

9. Bei der gegenwärtigen Gewohn— 
beit, überall und ohne Rüdfiht auf 
Umftände Tabak. zu. rauchen, und bei 
der dagegen auf den Holzlegftätten 
überhaupt, insbefondere aber auf den 
Lagerftätten für Bauholz vorhandenen 
Gefahr eines Feuerausbruches haben 
die Infpicienten befonders die Abitel- 
lung des Tabakrauchens dafelbit ſich 
zur firengften Pflicht zu machen und Je— 
den, der einer diesfälligen Abmahnung 
nicht Gehör geben follte, der betreffen- 
den PolizeisBezirfd-Direction zur wei— 
tern gefeglichen Amtshandlung zu ſtel— 
len oder anzuzeigen, wie dies im St. 
G. 2., in dem Feuerpatente und in den 
Eireular= Berordnungen v. 19. Detbr. 
1798, 4. Dechr. 1810 und 24. Juni 
1806 vorgefchrieben ift. 

$. 10. Da indeffen nit blos Feu— 
erögefahr abzuwenden, ‚fondern aud 
gegen Waſſersgefahr fo viel möglich 
Vorfehung zu treffen ift, und die Bau— 
holzlegftätte ihrer tieferen Lage nad 
ſolchen Gefahren beſonders ausgefeßt 
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erſcheinet, fo wird den Infpicienten zur 
“ ftrengften Pflicht gemacht, die für ein- 
tretende Ueberſchwemmungen beftehende 
Inftruction, in fo weit felbe in den Wir- 
kungskreis der Marktauffihtshbeamten 
einfhlägt, genau vor Augen zu haben, 
und die diesfalls nöthigen Voreinlei- 
tungen, vorzüglich bei einem bevorfte- 
henden Eidgange, entweder gleich felbft 
zu treffen, oder aber dem Magiftrate 
zur gehörigen Zeit anzuzeigen. 

11. Darf nah der Verordnung v. 
27. Novbr. 1834 3. 71151 (f. Eis) 
in der Strede von der Ausmündung 
des Alferbaches bis unter die Roſu— 
movskibrücke, fo wie im MWienfluffe fein 
Eis gehauen, und in Gemäßheit der 
weiteren Verordnung v. 18. October 
1830 3. 33412 auch feine Zille vor 
den Häufern im Donaucanale zerfchla- 
gen werden. Endlich 

12. haben die bierortigen Markt: 
infpictenten darüber zu wachen, daß das 
Ausftreifen und Hinterlegen der Baus 
hölzer und Flößbäume genau nach den 
mit dem h. Rage. Deer. v. 25. Mär; 
1838 3. 17192 vorgefchriebenen und 
durch die hierortige Kundmachung v. 
5. Juni 1838 befannt gegebenen Mo- 
dalitäten vorgenommen werde. 

$. 91. Von dem Holz- und 
Kienmarktevordem Kärnthner— 
thore. Auf diefem Marktplage dürfen 
blos Landleute ihr auf der Achſe nad 
Wien gebrachtes Brennholz, Kien, Säg- 
fpäne, Tiſchlerholz, Leitern, hölzerne 
Röhren, Rinnen, Heugabeln, Stangen 
u. f. w. verkaufen. Der Verkauf des 
Brennholzes findet dafelbft nad dem 
Stadthauptmannfhafts-Deerete v. 26. 
April 1816 entweder nad der Klafter 
oder nah der Fuhre Statt, und die 
Sägſpäne werden nah Säden oder 
Meben veräußert, 

8. 92. Bon dem Kalkmarkte. 
"Der Kaltmarkt ift ausfhliegend zum 
Verkaufe des gebrannten Kaltes bes 
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ftimmt. Kalkmarkt wird an allen Wo- 
chentagen von früh Morgens bis 1 Uhr 
Nachmittags gehalten und es darf der 
Kalk dafelbft entweder nah dem Ge- 
fihte oder nah dem vorgefchriebenen 
Mae (dem fogenannten Mittel a 2'/, 
n. öfterr. Meben haltend) veräußert 
werden. Diefer Markt unterfteht eigent- 
lich der Aufficht des ka k. Hofbauamtes 
und die Marktinfpicienten haben blos 
darüber zu wachen, daß von den Kalk⸗ 
bauern durch unordentliche Aufſtellung 
ihrer Wägen die Paffage nicht gehin- 
dert werde. 

8.93. Bon dem Heu- und 
Strohmarfte. DerHeu- und Stroh⸗ 
marft erfcheint zum Verkaufe von Heu 
und Stroh in größeren Quantitäten 
beftimmt. Für diefen Marktplag ift uns 
term 18. Juli 1793 eine eigene Markt: 
Ordnung erlaffen worden, welche auch 
bis anf die durch Freigebung des Heus 
und Strohhandeld aufgehobenen 88. 
1, 5, 8 und 9 noch gegenwärtig in 
Wirkſamkeit fteht. Der Verlauf des 
Heues von den diefen Markt befahren: 
den Parteien, welche dafelbft nach ihren 
Oriſchaften gereiht und aufgeftellt zu 
werden pflegen, wird außer den gewöhns 
lihen 3 Wochenmarkttagen auch an 
Montagen und Donnerftagen jeder 
Woche entweder nah dem Gefichte oder 
Gewichte, ohne Beſchränkung auf ger 
wiffe Stunden, den ganzen Tag über 
ausgeübt. Den Erzeugern ift nad) der 
hohen Regierungsweifung v. 26. Juli 
1792 erlaubt, mit dem Heue auch ans 
dere Feilfhaften ald Zuladung hieher 
zu bringen und zu verkaufen, gleichwie 


alldort Rohrdecken und Stodadorers 


rohr frei veräußert werden Fönnen. 
Die Marktinfpicienten haben nur darauf 
zu fehen, daß die auf diefem Markte 
erfheinenden Helfer oder Taglöhner 
dem freien Handel dur ihre Einmen- 
gung oder fonftige Umtriebe nicht Hin« 
derniffe in den Weg legen, und daß das 
26° 
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ſelbſt das Tabgkrauchen aus ⸗ 
fiöerfeiterüctfiten æã Me 
Abnahme der früher beftandenen und 
mit der Kundmachung vom 25. Sept. 
1824 aufgehobenen fogenannten Doll- 
metfchgebühr ift den Infpicienten durch— 
aus unterfagt. Der Verkauf des Stro- 
bes, welcher auf einem abgefonderten 
Plage Statt findet, gefhieht nur an 
den gewöhnlichen drei Wochenmarktta— 
gen, und zwar nach dem Schober oder 
Shod zu 60 Binden oder Schaben, 
oder auch Stück d. i. Schabweife; Fut— 
ter und Streuftroh dagegen wird ents 
weder nach dem Gefichte oder nach dem 
Gewichte veräußert. Uebrigens darf auf 
dem Strohmarft auch Ohm zum Ber: 
fauf gebracht und entweder nach dem 
Mepen oder Butten bintangegsben 
werden. In den wöchentlichen Heu- 
und Strohpreis = Ausweifen find nebft 
dem höchſten und niederften Preife des 
Zentnerd Heu oder Schodes Stroh 
nach den verfchiedenen Ortfchaften auch 
der arithmetiſche Mittelpreis diefer Ar- 
titel, fo wie nicht minder der Mittel« 
preis des Bundes Stroh zu 12 Pfund 
nebſt der Anzahl der auf dem Markte 
erfchienenen Quantitäten diefer Artikel 
nach Zentner und Schod genau erfichts 
ih zu machen. 

$. 94. Bondem Kohlenmarkte. 
Der Kohlenmarkt vor dem Kärnthner- 
thore ift mach der unterm 11. April 
1816 erlaffenen Kohlenmarft-Drdnung 
lediglich zum Verkaufe der nad Wien 
gebrachten Holzkohlen beftimmt, welcher 
aber an allen Tagen der Woche von 
früh Morgens bis 1 Uhr Nachmittags, 
und zwar laut Kundmachung vom 12. 
Juli 1827 nur nad gehörig cimentir- 
ten Stübihen (A 2 Meben) Statt fin- 
den darf, Beſtimmte Verkaufsplätze ha— 
ben die Parteien auf dieſem Markte 
nicht, ſondern ſind nach der Reihe ihrer 
Ankunft nebeneinander aufzuſtellen. 
Ueber das richtige Zumeſſen der Kohlen 
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haben die Marktinfpicienten zu wagen 
und die Parteien bei dem Umftande, 
als die Kohlenmeffergebühr aufgehoben 
worden ift, feine audere Gebühren mehr 
zu bezahlen, als welche für dad Bes 
nüßen der von dem Pächter des ſtädti— 
[hen Stübich- und Sackausleiherrechtes 
etwa geborgten Stübihe und Säde fti- 
pulirt und duch Kundmachung v. 24. 
Dctbr. 1839 3. 50939 bekannt gege- 
ben worden ift, Auch dürfen die erfauf- 
ten Holzkohlen von dem Marfte zu den 
Parteien in der Stadt oder in den Bor- 
ftädten nad) den Kunpmahungen v. 30. 
Novbr. 1821 und 18. Septbr. 18 
nur in Süden wohl verpadt geführt 
werden. Da die Kohlen nach ihrer Qua⸗ 
lität in harte, weiche und gemifchte zer- 
fallen, fo find die Preife von diefen 3 
Sorten in den monatlichen Ausweiſen 
in der Art aufzufübren, daß von jeder 
Gattung der höchſte und niedrigfte nebft 
dem arithmetifchen Mittelpreife , fo wie 
nicht minder die Quantität der zu Markt 
gebrachten Kohlen erfichtlich wird. Ueb— 
rigens ift auch auf die auf diefem Marfte 
erjcheinenden Hilfdarbeiter ein genanes 
Augenmerk zu richten, über deren Na— 
men und Wohnort ein Verzeihnig zu 
führen und jede Einmengung derfelben 
in den Kauf und Verkauf der Kohlen 
ftrenge hintanzuhalten. 

Von der Revifion der Kupfer- 
gefhirre, 

8. 95. Da durch den Gebrauch von 
unverzinnten oder ſchlecht verzinnten 
fupfernen oder meffingenen Gefchirren, 
dann von ſchlecht glafirten irdenen 
Kohgefhirren die menfhlihe Gefund- 
heit im hohen Grade gefährdet wird, 
fo ift mit h. Rggs. Deer. v. 6. Yebr. 
1813 3. 2195 eine verfchärfte Aufſicht 
über diefe Gefchirre aufgetragen und 
unter Einem anbefohlen worden, daß 
periodifche Vifitationen mit Zuziehung 
der Volizeibehörden, und zwar in der 
Stadt mit Beizighung der Sapitäfs- 
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magifter, und auf den Borftadtgründen 
mit Zuziehung der Bezirfsärzte wenig- 
ſtens 2 Mal im Jahre und zwar im 
Frühe und Spätjahre vorgenommen 
werden. Bei diefer Unterfuchung, welche 
jederzeit von einem Oberinfpicienten 
und einem Infpicienten des ftädtifchen 
Marftauffihts = Perfonales zur oben 
vorgefchriebenen Zeit, und zwar in den 
Monaten April, Mai, September und 
Detober jeden Jahres vorzunehmen ift, 
muß vorzüglich darauf gefehen werden, 
daß die fupfernen Geſchirre verzinnt 
feien, und daß die Verzinnung wirklich 
gut und ohne mindeften Bleizufaß vor: 
genommen worden fei. Bei Unterfu- 
hung der mehrerwähnten Gefhirre has 
ben die Marktinfpicienten folgendes 
Berfahren zu beobachten: 

1. Haben fie die Vornahme diefer 
Unterſuchung jedesmal einige Tage frü- 
her bei den Polizei-Bezirfs-Directionen 
anzuzeigen, und in der Stadt mit Zu: 
ziehung des Sanitätömagifters, in den 
Vorftädten aber mit Beiziehung der 
„betreffenden Bezirfsärzte die Unter: 
fuhung und zwar nur an Wochenta- 
gen in den Nahmittagsftunden von 
3 bis 6 Uhr, wo der Andrang des 
Publicums bei den Gewerbsleuten nicht 
“mehr bedeutend ift, zu beginnen und zu 
vollenden, 

2. Hat fi dieſe Bifitation auf 
fämmtlihe Gewerbsleute, welche fid 
fupferner Koch: und Speisgefdhirre be 
dienen, zu erftreden, und daher bei 
fümmtlihen Gaft: und MWeinwirthen, 
Traiteuren in den öffentlichen Anftalten, 
ald: Kranken: und Verforgungshäufern, 
Gafernen und Gardegebäuden, Caffee— 
federn, Kellerſchänkern, Bierwirthen, 
Branntweinern, Effigfiedern, Fragnern, 
Bietualienhändlern, Greißlern, Bräus 
meiftern, Fleifchfelhern, Fleckſiedern, 
Stehviehhändlern, Lebzeltern, Zuder- 
bädern, Gurkenhändlern, Rofogliver- 
zeugern, Milchmaiern und eudlich bei 
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allen wälfhen Wurft- und Käsmachern 
zu gefchehen. * 

3. Bei der Unterfuchung felbft müf- 
fen vorzüglich folgende Buncte berüd- 
fihtiget werden, nämlich: 

a) ob die bei obgedachten Gewerbe» 
leuten vorfindigen fupfernen Koch und ' 
Speifegefhhirre, dann Sudkeffel ꝛc. 
gehörig verzinnt find; 

b) ob die PVerzinnung von purem, 
reinem Zinn, oder mit Blei oder einem 
andern Zufaße vermifcht ift, worüber 
jedesmal das Parere der Kunftverftän« 
digen, nämlich der dabei interveniren: 
den Aerzte einzuholen kömmt; 

c) ob dei dem Umftande, als das 
bh. Rggs. Circ. v. 19. April 1832, den 
Gebrauch aller Gattungen Aufbewah- 
rungs⸗ und Schanfgefchirre von Kupfer 
oder Meffing bei öffentlihen Gewer— 
ben verbietet, diefes Verbot aud) feinem 
ganzen Umfange nad von den betref: 
fenden Gewerböleuten beobachtet, und 
insbeſondere von den Zuckerbäckern die 
Verordnung, daß candirtes Obft, oder 
fauere Säfte weder in Fupfernen noch 
meffingenen Gefchirren aufbewahrt wers 
den dürfen, nicht außer Acht gelaffen 
werde; und 

d) ob die Effig- und Branntweins- 
brenner, Rofogliverzeuger 2c. die Vdg. 
v. 23. Novbr. 1799, nach welcher ihre 
Sudkeſſel und Deftillivgefäße ſtets 
rein gehalten werden follen, die Hähne 
diefer Gefäße nicht von Kupfer fein 
dirfen, und eben fo wie die Helme ent» 
weder gut verzinnt oder von purem 
Zinn fein müffen, genau befolgt werde. 

4. Ueber jene Gewerböleute, bei 
welchen fih Gebrechen diefer Art ent- 
decken follten, haben die Infpicienten 
ordentliche Berzeichniffe, in welchem der 
Tauf- und Zuname des Betretenen, feine 
Handthierung nebft Wohnort, und die 
Anzahl der beanftändeten Gefchirre mit 
dem Grunde der Beanftändigung genau 
anzufegen ift, zu führen, und nach ge- 
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endeter Unterfuchung mittelft Relation 
nebft den anderweitigen Bemerkungen 
an den Magiftrat zu überreichen. Den 
betretenen Gewerbsleuten aber ift 

5. ſogleich bei der Bifitation zu be— 
deuten, daß fie die beanftändeten Ge: 
fhirre allſogleich verzinnen laffen, über 
gegenwärtigen Fall aber die Entſchei— 
dung des Magiftrates abzuwarten ha> 
ben. Eben fo ift ihnen mitzugeben, daß 
die kupfernen Gefhirre, welde ſich in 
den Küchen, Kellern zc. vorfinden, fie 
mögen nun gebraucht werden oder nicht, 
oder blos zur Berzierung der Küche 
dienen, immer gehörig verzinnt fein 
müffen, weil bei einer wiederholten Un— 
terfuhung auf feine Entſchuldigung 
Rüdfiht genommen, fondern derlei un: 
verzinntes Geſchirr mit Befchlag belegt, 
und der Betretene noch überdies nah 
den beftehenden Verordnungen als 
ſchwerer PBolizeiübertreter behandelt 
werden würde. 

6. Sind diefe Pifitationen mit aller 
Strenge, jedoch ohne irgend ein Auf: 
fehen zu erregen, vorzunehmen, und 
fogleih nah gefhehener Unterfuhung 
die diesfälligen Refultate, unterfertigt 
von den Polizei» Bezirkd- Directionen, 
dem Herrn Stadtphuficus oder den Be: 
zirföärzten zur Amtshandlung anher 
vorzulegen. Endlid kommt 

7. rüdfihtlih der irdenen Speis— 
und Kochgeſchirre, weldhe eine gefund- 
heitsſchädliche Glaſur haben, das heißt: 
wo die Glaſur zu viel Bleigehalt hat, 
was meiftend bei den dunfelbraungla= 
firten Gefhirren der Fall ift, auch noch 
zu beobadten, daß diefelben gut aus— 
gebrannt und rein feien. Don der 
Schädlichkeit der Glafur eines irdenen 
Geſchirres kann man fih am leichteften 
dadurch überzeugen, daß man in felben 
reinen Effig mehrere Stunden lang 
ftehen laßt und dann Hahnemannfchen 
Liqueur hineingießt, weil bei diefem 
Berfahren, wenn der DBleigehalt der 
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Glaſur eines ſolchen Geſchirres zu 
ſtark iſt, das noch freie Blei ſich auflöſt, 
und der Eſſig nach der Beimengung 
des Hahnemann'ſchen Liqeurs ſogleich 
ſchwarz wird, während derſelbe bei Ge— 
ſchitren, wo die Glaſur nicht zu viel 
Bleigehalt hat, fich nicht verändert. 

Bon der Shilder- Revifion. 

$. 96. Nah dem h. Rggs. Circ. v. 
13. Auguft 1812 darf Niemand inner 
den Linien Wiens Schilder und Ueber- 
fhriften an Häufer, Gewölber 2c. ohne 
Bewilligung der Behörden anbringen, 
worüber nunmehr die Marktinfpicienten 
zu wachen angewiefen werden. Als 
Richtſchnur bei der Revifion der Schilde 
und Tafeln felbft wird ihnen Folgendes 
nfitgegeben: 

1. Daß fie bei ſchon bejtehenden 
Schilden und Auffriften ihre Anftände 
nur auf unrichtige, oder ſprachwidrig 
und fehlerhaft gejchriebene, dann auf 
fonft unguläffige oder anftögige Auf: 
fhriften, Schilde und Aushängtafeln 
zu beſchränken, dieſelben buchſtäblich 
aufzuzeichnen und endlich mit buchſtäb— 
licher Aufführung derfelben über jeden 
einzelnen Fall die fehriftliche Anzeige 
zur weitern Verhandlung an den Ma- 
giftrat zu erflatten haben. 

2. Daß fie bei jeder neu entdedten 
Schildführung die Partei um die Bor: 
zeigung der Bewilligung anzugehen 
haben. 

3. Daß die den Parteien neu bewil— 
ligten Schilde, Aushängtafeln und 
Auffhriften genau nach der ihnen von 
den Behörden ertheilten Bewilligung 
und nach den eingelegten Plänen ber: 
geftellt, und fich hiebei weder eine Ab- 
weihung in der Schreib» noch Daritel- 
lungsart erlaubt werde, zu weldem 
Ende fih die Marktinfpicienten noch 
vor Aufftellung eines neuen Schildes 
hievon die Ueberzeugung zu verfchaffen 
und jede etwaige Abweichung zur Kennt— 
niß des Magiftrats zu bringen haben. 
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4, Daß die neuen Schilde in Ges 
mäßheit des h. Rggs. Decr. vom 25. 
Dctbr. 1827 3. 58236 dem Berhält- 
niffe der Localität angemeffen einge- 
richtet, nicht an die Gewölbsvordächer, 
fondern durchgehende entweder flach an 
die Häufermauern unter Beobachtung 
der erforderlihen Sicherheits - Mafre- 
geln feft gemacht oder aber in die flache 
Auslage jelbft aufgenommen, oder an 
die Thüren und Balken angebracht 
werden. 

. 5. Daß die vorfhriftswidrige Beis 
behaltung zweier Schilde an ein und 
demselben Gewölbe abgeftellt werde. 

6. Daß die Hänge, Arm- und Stan- 
genſchilde, welche in der innern Stadt 
in Folge h. Rggs. Decr. v. 17. Jän. 
1828 3. 1059 ganz zu befeitigen find, 
auch in den Vorftädten in Gemäßheit 
des h. Rggs. Decr. v. 25. Dct. 1826 
3. 53105 allmälig befeitigt werden; 
und 

7. daß eine allgemeine Schilderre- 
pifion jährlih einmal und zwar im 
Monate November vorgenommen werde, 
weil der angeordneten Vorkehrungen 
ungeadhtet noch immer Schilde und 
Auffhriften ohne Bewilligung ange— 
bracht werden könnten, welche nach Vor- 
fhrift des 8. 2 amzuzeigen find. Ueb- 
rigens haben die Infpicienten ihre An— 
zeigen über ordnungswidrige Schild» 
führungen in der Art zu verfaffen, daf 
die vorfhriftswidrigen Schildführungen 
von einerlei Gewerbs- oder Beſchäfti— 
gungsclaffe immer in Einer Anzeige und 
nicht von verfchiedenen Gewerbs⸗ und 
Befchäftigungsclaffen vermifcht werden. 

Vondenallgemeinen Rechten 
und Pflichten des Marktauf— 
fihtsperfonales. 

8. 97. Der Auffiht des Marktauf: 
fihtsperfonaled unterftehen alle jene 
Markt » Barteien und Gewerböleute 
Wiens, welche fih mit der Erzeugung 
oder dem Handel von Lebensmitteln 
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befaffen, daher diefelben den von Seite 
der Marktinfpicienten an fie ergebenden 
Anforderungen, welde auf die Aus— 
übung ihrer Amtspflihten Bezug neh: 
men, pünctlich Folge zu leiften haben. 
Jede Widerfeplichkeit in Wort und That 
wird nad den beitehenden Strafgefegen 
geahndet. Dagegen haben fih die 
Marktrefpicienten bei ihren Amtshand— 
lungen auf allfällige® Verlangen der 
Parteien, mit, oder bei welchen fie die 
Amtshandlung vornehmen, über ihre 
amtliche Eigenfchaft auszuweiſen, weil 
fie ohne Beobachtung diefer Beſtim— 
mung nicht verlangen können, daß ihren 
Anforderungen Genüge geleiftet werde. 

$. 98. Die Marktinfpicienten haben 
in den ihrer Auffiht zugewiefenen Be- 
zirfen und auf den Marftpläßen jede 
bei der Ausübung ihres Dienftes zu 
ihrer Kenntniß gelangende Uebertretung 
der Markt» und Sanitätspolizei « Bor: 
ſchriften möglihft zu hindern, oder 
wenn dies nicht thunlich wäre, die 
Uebertreter dem Magiftrate anzuzeigen. 
Die Anzeige der Marktinfpicienten über 
entdeckte Markt: und Approviſioni— 
rungs-Gebrechen müſſen nad Umftän- 
den entweder mündlich oder fchriftlich 
bei dem Magiftrate angebracht werden. 
Dasfelbe haben auch die obrigkfeitlichen 
Marktinfpicienten der 7 Dominien zu 
thun, und nur die Marktvorfälle ihren 
eigenen Obrigkeiten zur Amtshandlung 
anzuzeigen. Die mündlichen Anzeigen, 
welche bei dem Rapporte anzubringen 
find, der in der Woche zweimal an 
Montagen und Donnerftagen abgehal- 
ten werden wird, müffen in das Straf: 
protocoll eingetragen werden, damit 
darüber mit den betreffenden Parteien 
verhandelt werden könne. Die fihrift- 
lihen Anzeigen dagegen follen eine ge: 
naue Befchreibung des entdeckten Ge- 
brechens, fo wie den Namen, Stand 
und Wohnort des Angezeigten enthals 
ten, damit der Magiftrat auf deren ’- 
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Grundlage weiter Amt handeln könne. 
Uebrigens haben die Infpicienten alle 
fhriftlihen Anzeigen fo wie deren Er- 
ledigungen in ein eigenes hiezu zu er 
öffnendes Protocol einzutragen. 

$. 99. Hat eine mündliche oder 
fchriftliche Anzeige die Verhängung einer 
Geldftrafe zur Folge gehabt, jo wird 
dem Anzeiger ein Drittel des eingegan— 
genen Gtrafbetraged ald Belohnung 
erfolgt. 

8. 100. In dem Amtsorte ded Ma— 
giftratifchen Auffihtsperfonales follen 
immer wenigftend zwei Marktinfpicien- 
ten und zwar von früh Morgens bid 
7 Uhr Nachmittags anweſend fein, da= 
mit, wenn Jemand über Quantität oder 
Qualität von erfauften Lebensmitteln 
Klage führen follte, diefen Beichwerden 
fogleih abgeholfen, und für den Fall, 
als eine Viehbeſchau von einer Partei 
angefucht wurde, diefelbe ebenfalls gleich 
von Ddenfelben vorgenommen werden 
könne. Auch in den Vorftädten ift die 
Einleitung zu treffen, daß in den ei- 
gens auszumählenden Grundgerichtd- 
fanzleien zu beftimmten Stunden Vor: 
und Nachmittags ein Marktinfpicient 
vorhanden fei, welcher die Beichwerden 
der Parteien aufzunehmen hat. 

$. 101. In den Amtsorten auf den 
verſchiedenen Marktpläßen find eigene 
Protocolle zu eröffnen, in welche die 
täglih vorgenommenen Amtshandlun- 
gen möglichft kurz und deutlich aufzu— 
nehmen find, 

$. 102. Den Marktinfpicienten ift 
bei der Ausübung ihrer Dienftverrid- 
tungen auf den Marktpläßen die Polis 
zeiwahmannfchaft als Affiftenz zuge 
wiefen, und es wird ihnen auch Behufs 
der Unterfuhungen bei den Approvi- 
fionirungs = Gewerböleuten, wenn es 
Noth thun follte, die erforderliche Affi- 
ftenz von der k. k. Polizei-Behörde oder 
Grundgerichten über ihr Anfuchen nie 
verweigert werden, 


408 


Harktpolizei-Auffihtsanfalt. 


$. 103. Gegen jene Marktparteien, 
welche die Markt: und Sanitätepolizei- 
Vorſchriften auf den Marktplägen außer 
Acht Laffen oder wohl gar vorfäglich 
übertreten, ift, wenn vorläufige oder 
gar wiederholte Ermahnungen Richts 
fruchten follten, entweder mit Beſchlag— 
nahme ihrer Waaren vorzugehen, oder 
diefelben find anzuhalten und entweder 
vor den Magiftrat oder die betreffende 
f. k. Polizei-Bezirks⸗Direction zur Bes 
ftrafung zu ftellen. 

8. 104. Eine Ausnahme von der 
Anhaltung ift bei befannten und fiche» 
ren, Barteien oder bei den hieſi— 
gen Approvifionirungs » Gewerbsleuten 
zu machen, die ſich einer Uebertretung 
der Markt: und Sanitätspolizei» Bor- 
fhhriften zu Schulden fommen laffen, 
jedoch find diefelben jederzeit dem Ma— 
giftrate zur weitern Amtshandlung ans 
zuzeigen. Ueberhaupt haben die ftädti- 
[hen Marktinfpicienten bei Fällen, wo 
fie eine Arretirung vornehmen, jeder- 
zeit hievon fogleich die Anzeige an den 
Magiftrat oder an die k. k. Polizei— 
Behörde zu machen. 

$. 105. Bei Unterfuhungen und 
Beſchlagnahmen in den Localitäten der 
Gewerbsleute haben fi die Infpicien- 
ten genau nad der h. Rggs. Vdg. v. 
12. Dechr. 1831 3. 65218 (befanni 
gemacht durch Magiftrats-Decret v. 22. 
Decbr. 1831 3. 49868) zu benehmen. 

$. 106. Die Marktinfpicienten ha— 
ben ſich mit allen auf dad Markt: und 
Approvifionirungswefen Bezug nehmen: 
den Berordnungen genau befannt zu 
machen. 

8. 107. Alle an die Marktinfpicien- 
ten ergebenden Berordnungen find in 
ein eigenes Vormerkbuch (Repertorium) 
einzutragen und in Fascikeln aufzubes 
wahren; auch ift dariiber ein ordentli— 
cher Inder zu führen, 

$. 108. Im Allgemeinen haben die 
ſtädtiſchen Marktinfpicienten mit Rück— 
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ſicht auf ihren abgelegten Dienfteid dem 
Magiftrate als ihrer unmittelbar vorge: 
fegten Behörde in Allem und Jedem den 
ſchuldigen Gehorfam zu leiften. Werner 
haben Ddiefelben in Erfüllung ihrer 
Amtsobliegenheiten einen beharrlichen 
Fleiß, eine firenge Berfchwiegenheit, 
Unparteilichleit und Rechtſchaffenheit, 
dann ein anftändiges und befcheidenes 
Betragen vorherrfhen, und ſich in Aus— 
übung ihres Dienſtes durch Feine Ne— 
benabfihten leiten zu laffen, fondern 
fi) eines ftetd tadellofen, moralifchen 
Betragend zu befleißigen, damit das je 
dem Einzelnen bei Durchführung feiner 
Amtehandlungen fo nothwendige Ans 
fehen und Vertrauen erhalten und nicht 
gefährdet werde oder wohl gar verloren 
gehe. 

8. 109. Für die genaue und gewiſ— 
fenhafte Erfüllung aller dem Marktanf: 
fihts » Berfonale obliegenden Pflichten 
bleibt dasfelbe bei Vermeidung der in 
der a. h. Dienft » Inftenetion vom 14. 
Jan. 1832 fowohl als in dem Straf: 
Gefeßbuche über Verbrechen und ſchwere 
Polizei » Uebertretungen vorgefehenen 
Strafen verantwortlid. 

8. 110. Bonder Dienftleiftung 
der Markt » Dberinfpicienten. 
Da das vereinigte Marktauffichts-Per- 
fonale aus 2 ftädtifchen Ober - Infpie 
cienten, dann aus 24 ftädt. und 15 herr- 
ſchaftlichen, zuſammen alfo aus 39 
Marktinfpicienten zu beftehen hat, wo- 
von Letztere den Erfteren unmittelbar 
untergeordnet find, fo haben im Allge⸗ 
meinen auch die Ober » Infpicienten in 
Abſicht auf den Dienft alle jene Vor— 
hriften genau zu beobachten, welche 
den Iufpicienten mit der vorftehenden 
Inftruction für ihre Dienftleiftung zur 
Pflicht gemacht worden find. 

$. 111. Die Ober-Snfpicienten er— 
ſcheinen insbeſondere verpflichtet, ftrenge 
darauf: zu halten und darüber zu wa- 
hen, daß die unter ihrer Leitung fte- 
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henden Infpicienten bei allen ihren 
Dienftverrichtungen gemau nad diefer 
Inftruction vorgehen, und fih unter 
feinem Borwande eine Abweichung hie 
von zum Nachtheile des Dienftes er- 
lauben. Die Ober: Infpicienten haben 
fih daher von der ordnungsmäßigen 
Bollziehung aller in Abfiht auf das 
Markt: und Approvifionirungs- Wefen 
der Stadt Wien ergangenen Berord- 
nungen täglich felbft Ueberzeugung zu 
verfhaffen, zu diefem Ende entweder 
allein oder mit Beiziehung eines In» 
fpicienten die öffentlihen Märkte for 
wohl als die Approvijionirungs » Ger 
werböleute zu refpiciren, ſolche Unter- 
fuchungen, wenn ed nothwendig fein 
follte, auch mehrere Male und zu ver. 
ſchiedenen Stunden des Tages vorzu— 
nehmen, und wöchentlich wenigſtens 
Einmal über ihre Amtsführung gemein- 
fhaftlih an den Magiftrat fcehriftlich 
zu relationiren und hierin auch zugleich 
Mittel und Vorſchläge aufzunehmen, 
wie allenfalls entdedte Unzukömmlich— 
feiten oder Gebrechen befeitiget und ab» 
geftellt werden könnten. 

8. 112. Da die Infpicienten, mit 
Ausnahme jedoh der herrfchaftlichen 
Infpicienten die immer in ihren obrig- 
feitl. Bezirken zu verbleiben haben, 
nach den beftehenden Vorſchrifien, mit 
Ausnahme einzelner wichtiger Falle, 
nicht länger als einen Monat zur Auf: 
fiht in einem Bezirke belaffen werden 
follen, fo wird es den Oberinfpicienten 
zur Pflicht gemacht, allmonatlich die 
Bertheilung der ftädt. Infpicienten dem 
Magiftrate immer mwenigftend 10 Tage 
vor Ablauf des Monats vorzufchlagen, 
und zugleich den diesfälligen Verthei— 
lungs = Ausweis in triplo vorzulegen, 
damit derfelbe von Seite des Magi— 
ftratö entweder genehmiget oder abge: 
ändert, in jedem Falle aber der hohen 
Landesftelle zur Kenntnißnahme über: 
reicht werden könne. Bei diefer Ver— 
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theilung ift übrigens auf die in den 
Bezirken der 7 Dominien aufgeftellten 
Marktinfpicienten die gehörige Rüde 
fiht zu nehmen, welche daher gleichfalls 
in den diesfälligen monatlichen Ders 
theilungs » Ausweifen zu erſcheinen 
haben. 

$. 113. Die Ober-Infpicienten ha— 
ben ferner darauf zu fehen, daß die Ge— 
fhäftsprotocolle, Repertorien und In— 
der des Aufſichts-Perſonales von jenen 
Inſpicienten, denen fie die Beforgung 
derfelben zumweifen, auch ordnungsmä— 
Fig geführt und aufbewahrt werden. 

$. 114. Auch gehört es zu den vor- 
züglihften Pflichten der Oberinfpicien- 
ten, unausgefeßt darüber zu wachen, 
daß die Preife der Bictualien überhaupt, 
insbefondere aber bei dem Schlachtviehe 
und den Brotfrüchten verläßlih erho- 
ben und protocollirt werden, weil diefe 
zur Regulirung der Rindfleifch- und 
Brotſatzung dienen, und fie für die 
Nichtigkeit der von diefen beiden Arti— 
feln aufgenommenen Preiſe eben jo 
verantwortlich bleiben, als fie für die 
rihtige Preisaufnahme von den übri- 
gen Bictualien, da ſolche in ftaatswirth- 
fhaftliher Beziehung nothwendig er— 
fheinen, perſönlich mitzubaften haben. 
Aus chen diefer Urfache find auch alle 
für was immer für Behörden und An— 
ftalten augzufertigenden Preiscertificate 
immer wenigitend von einem Ober⸗In— 
fpicienten und demjenigen Infpicienten, 
der felbe verfaßt hat, zu fertigen und 
in den vorgefchriebenen Terminen ver: 
läßlich zu überreichen. 

8. 115. Ueber alle dem Marktauf: 
fihts = Berfonale zur Aeußerung oder 
Berichterftattung zugefertigten Acten— 
ſtücke haben immer die Dber-Infpicien- 
ten felbft, mit Ausnahme von Krank: 
heits- oder andern ämtlichen Verhin— 
derungsfällen, die abverlangten Neu: 
Berungen und Berichte gründlich, umd 
mit Berufung auf die allenfalls befte- 
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henden Berordnungen in den gegebenen 
Friſten zu erftatten. Eben fo find An- 
träge oder Borfchläge, fie mögen nun 
was immer für Gegenftände betreffen, 
in der Regel nur von den Ober⸗Inſpi— 
cienten zu machen und jederzeit gehörig 
zu begründen. 

8. 116. Bei commiffionellen Ber: 
handlungen, Augenicheinen u. f. w. 
haben ebenfall® immer die Ober-Infpi- 
cienten felbft zu interveniren und die 
allenfalls nmöthige Beiziebung der In— 
fpicienten zu veranlaffen. 

$. 117. Die Revifion der Kupfer: 
und Kochgeſchirre, fo wie der Schilder 
ift von den Ober - Infpicienten in den 
ihnen zugewiefenen Bezirken und in 
den vorgezeichneten Friften auf die in 
diefer Inftruction vorgefchriebene Art 
immer felbft vorzunehmen, und das Re— 
fultat derfelben zur Kenntnif des Ma— 
giſtrats zu bringen. 

$. 118. Die Ober-Infpicienten find 
verpflichtet, die Unterfuchung der Vic: 
tualien und der Kupfer- und Kochge- 
ſchirre in den öffentlihen Anftalten we: 
nigftens monatlih Einmal mit Zuzie— 
hung der betreffenden Infpicienten und 
eines Beamten der bezüglichen Haus— 
verwaltung vorzunehmen, und hierbei 
entdeckte Gebrechen entweder gleich felbft 
abzuftellen, oder deren Abftellung durch 
die Hausverwaltung zu veranlaffen, 
jedenfalld aber den Befchaubefund in 
das in den öffentlichen Anftalten vor- 
handene Befhauprotocoll einzutragen, 
in wichtigeren Fällen oder bei wieder: 
holt entdedten wejentlihen Gebrechen 
aber immer die Anzeige an den Magi- 
ftrat zur weiteren Berfügung zu erftat= 
ten. Eben fo haben die Ober » Infpis 
cienten darauf zu fehen, daß die Infpi- 
cienten, welche das Brot in den öffent- 
lihen Anftalten wo nit täglid, fo 
doch wenigftend zweimal in der Woche 
zu unterfuhen haben, den Befund in 
die vorhandenen Beihauprotocolle im—⸗ 
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mer gehörig eintragen und mit ihrer 
Unterſchrift beftätigen. 

8. 119. Auch haben die Ober⸗Inſpi⸗ 
cienten thätigſt dahin zu wirken, daß 
die Platzzinſe von den Brenn- und 
Bauholzlegſtätten, und den verſchiede— 
nen Bictualienftänden, fo wie die Ge— 
bühren für die Benügung der ftädtifchen 
Schlachtbrücke bei Privat-Probeſchlach— 
tungen gehörig eingehoben und mittelſt 
Conſignationen, welche die Ober-In— 
ſpicienten zu vidiren haben, an dag hier: 
ortige Oberkammeramt abgeführt werden, 

8. 120. Ferner find die Ober-Infpie 
cienten gehalten, jede entdedte Außer- 
abtlaffung der mit der vorftehenden 
Dienftinftruction gegebenen Vorſchrif— 
ten entweder fogleih ſelbſt zu rügen 
und abzuftellen, oder deren Abftellung 
im geeigneten Wege zu veranlaffen, fo 
wie überhaupt ihren Untergebenen in 
Erfüllung der Antspflichten mit gutem 
Beifpiele vorzugehen, weil auch nur da- 
durch die Bande der Subordination an 
Feftigfeit gewinnen können. 

8. 121. So mie die Marftinfpis 
cienten mit Rückſicht auf ihr. Dienftver- 
hältnig verpflichtet find, den Ober⸗In— 
fpicienten mit der gehörigen Achtung 
zu begegnen und den von diefen an fie 
ergebenden Weifungen pünctlih Kolge 
zu leiften, eben fo haben die Ober⸗In—⸗ 
fpicienten die von Seite des Magiftrats 
an fie ergebenden Aufträge ihrem gan: 
zen Umfange nach genau zu vollziehen, 
und ihre Untergebenen immer, felbft in 
jenen Fällen, wo ſolche eigentlich eine 
Rüge verdienen, mit jener Befcheiden- 
heit und jenem Anftande zu behandeln, 
welche fowohl zur Behauptung des ei- 
genen Anſehens vor den Parteien als 
des Anfehens der Infpicienten und zur 
Erhaltung der gegenfeitigen Achtung 
nothwendig erfcheinen. 

$. 122. Schlüßlid haben die Ober: 
Infpieienten für. den Fall, als fi die 
untergeordneten Infpicienten wieder: 
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holter oder gröberer Dienftedvernad- 
läffigungen oder auch anderer Unzus 
tömmlichkeiten von Belang im Dienfte 
zu Schulden fommen laſſen follten, 
eine fohriftlihe Meldung hierüber an 
den Magiftrat zu machen, damit von 
diefem die weitere Berfügung oder 
Amtshandlung eingeleitet werden fönne. 
(Allgem. Dienft- Unterricht für die ver: 
einigte Marktpolizei -» Auffihtsanftalt 
des Wr. Magiftr. v. 10. Detbr. 1839 
®. 3. 48556, genehmigt mit Hflzl. D. 
v. 25. Jän. 1839 3. 2128. Deer. der 
n. ö. Reg. v. 1. Febr. u. 3. Juli 1839 
8. 6777 u. 37899.) 

Markt-Polizei-Vorſchriften, f. 
Markt - Polizei : Auffihtsanftalt 
für die Stadt Wien 88. 5—10.) 

Marktpreife. Die Erhebung und 
Nachweiſung der Marktpreife haben an 
allen Orten, wo öffentlihe Märkte ab- 
gehalten werden, die Ortsmagiftrate 
und bezüglich die Gemeinde» Vorftände 
vorzunehmen. Diefelben haben eine 
eigene Markt» Kommiffion unter ihrer 
perfönlihen Verantwortung zuſammen⸗ 
zufeßen, welche fih in die Kenntniß 
der wirklich abgefhloffenen Verkäufe 
zu feßen, und die wahren Preife zu er= 
heben hat, um welche die Berfäufe ab» 
geihloffen wurden. Diefe erhobenen 
Käufe und Berfäufe werden in ein nad) 
vorgefchriebenem Mufter zu führendes 
Marktbuch eingetragen, und am Schluffe 
des Markttages der Durchſchnittspreis 
bei jedem Artifel berechnet, und im 
Marktbuche angeſetzt. Dieſes Markt: 
buch hat die Grundlage zu bilden, nach 
welcher die bezüglich des Marktverkehrs 
nothwendigen Notizen über Anlangen 
der Behörden und der Handelskammer 
einberichtet, und die den k. k. Militär: 
Berpflegsämtern einzufendenden Markt— 
Preistabellen audgefertigt werden foll. 
(Bdg. des Civ. und Milit. Gouv. von 
Siebenbürgen vom 28. Dctob. 1850. 
Siebenb. 8. ©. B. Nr. 99.) 
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Markt⸗Privilegien. Es haben fig 
mehrere Fälle ergeben, daß die Aus— 
fertigung der Markt » Privilegien für 
jene Orte, die nicht felbfiftändige Ju— 
risdichion ausüben, in Gemäßheit der 
erftatteten Anträge auf den Namen des 
einfchreitenden Dominiumd dahin er: 
folgte, daß felbes berechtigt ware, die 
Märkte in dem Orte N. RN. zu halten. 
Durch diefe Form erſcheint eigentlich 
das Dominium als privilegirt, wäh— 
rend das Privilegium der Ortsgemeinde 
zugedacht ift, umd eine formelle Tren- 
nung zwijchen der privilegirten Juris: 
diction und der Markt» Drtögemeinde, 
welche (abgefehen von der nädhftliegen- 
den Tar-Berichtigungdfrage) möglicher: 
weife zu einftigen Differenzen führen 
fann, die dann ganz vermeidlich find, 
wenn die Ausfertigung (wie in andern 
Provinzen) auf den Namen der Ge: 
meinde gefchieht, und wie es bei den 
mit Magiftraten beftellten Gemeinden 
in- Galizien auch bereit® wirklich der 
Fall ift. Dies wird daher dem f. Kreis— 
amte im Grunde des h. Hofkanzlei⸗De—⸗ 
cretes vom 6. März 1837 3. 9966, 
zur eigenen Wiffenfchaft mit dem Auf- 
trage eröffnet, bei künftigen Anträgen 
diefer Art der Berhandlung ſchon die 
vorbereitende Richtung dahin zu geben, 
daß das Gefuch felbft, zuerft von der 
Gemeinde motivirt und unter Anbies 
tung zur Tax⸗Entrichtung ausgehe, und 
durch die Einbegleitung des Dominiums 
zur Amtshandlung des Kreisamtes ge- 
lange. (Eirc. des E. E. galiz. Gub. von 
1. Juni 1837 3. 30984. Zeitfchr. für 
6. Reg. I. 1838. N. B. ©. 145.) ©. 
Sahrmärfte. 

Marktrichter follen bei ihrer An— 
ftellung ein Zeugniß vom Profeffor der 
Botanik über ihre Kenntniß der gifti- 
gen Kräuter und Schwämme aufweifen. 
(Rgas. Decr. vom 31. Nov. 1800 an 
den hiefigen Stadtmagiftr. Ferro's ©. 
2.2. Thl. ©. 115.) 
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Markt:Sanitäts:Polizei-Bor- 
fohriften, f. Markt: Polizei: Auf: 
fihtsanftalt für die Stadt Wien $$. 
11—53 

Marft-Standgelder, ſ. Markt: 
gebühren. 

Markt:n. Sapungs-Webertreter 
werden nicht mehr von der Polizei-Di- 
rection, fondern von der polit. Behörde 
gerüget. (N. ö. Land. Rggs. Vdg. vom 
17. Sept. 1807. Krop. Gef. Franz. 
23. Bd. ©. 632.) 

Marktwägen, Beftimmungen hin- 
fihtlih des Einfahrens in die innere 
Stadt Wien, f. Frachtwägen. 

Marftzeit, während der, können 
Spectafel und derlei geftattet werden, 
jedoch hat fich diefe Erlaubniß nur auf 
die Marktzeit allein zu erftreden. (N. 
ö. Rogge. D. vom 10. Februar 1795) 
f. Schau:-Productionen. 

Mareustag, f. Proceffionen. 

Margueur, ſ. Kaffeefieder. 

Marfchronte, gebundene, mem 
ſolche zu ertheilen, f. Schubweſen. 

— — gebundene, f. Abſchaffung, 
Ausweifung. 

Martini⸗Trunk. Das Sammeln 
desfelben ift abgeftellt. (Hfd. vom 15. 
Dec. 1770. Krop. Gef. M. Theref. 6. 
Br. ©. 309.) 

Martins-Korn, ſ. Mutterforn. 

Marr, St., Regulirung des Leis 
henhofes zu St. Marr, f. Leichen: 
höfe. 

Masken follen weder bei Tag noch 
bei Naht auf der Gaſſe erfcheinen, und 
haben die Bezirks » Directionen über 
diefen Unfug frenge zu wachen. (Bol. 
Hfft. Weif. an die P. O. D. vom 13. 
Febr. 1822.) 

Maskenball ift in der Hauptftadt 
jenes Landes für den Faſching, jedoch 
nur an einem einzigen Orte und nicht 
vor dem Fefte der heil. drei Könige 
geftattet. (Hfd. v. 3. Dec. 1773. Kıp. 
Gef. M. Ther. 6. Bd: ©. 634.) 


Mas kenball. 


Maskenball. Die Erlaubniß hiezu 
in Wien erſtreckt ſich nur allein auf die 
hieſigen Redoutenfäle, und find außer 
diefen fonft nirgends, weder bei einem 
öffentl. Balle, noch bei anderen Privat: 
bällen Masten geftattet. Uebrigens ſoll 
fih anftändiger Masten bedient wer: 
den; auch ift jede Maske verbunden, 
beim Hinaudgehen, wenn fie darum 
von dem betreffenden Aufſichts-Perſo— 
nale angegangen wird, in dem legten 
Zimmer, wo fi) die Eaffe befindet, die 
Zarve abzunehmen. (Ballordnung vom 
1. Jan. 1824. $. 1—2—6.) f. Re: 
doute. 

— — Es unterliegt feinem Au— 
ſtande, daß die Regierung noch ferner, 
wie bisher, die ausnahmsweiſe Bewil« 
ligung zur Abhaltung von Maskenbäl— 
len in den größeren Städten der Pro- 
vinz ertheile, nachdem in diefer Bezie- 
bung durch die a. h. Entſchließung vom 
19. Auguft 1826 Nichts geändert wor: 
den ift. (Hfkzl. D. vom 21. Dec, 1826 
3. 35416, n. d. Prov. ©. ©. 8. Thl. 
Nr. 342.) 

— — f. Luſtbarkeiten. 

Ma. Der Berkauf des Kalkes hat 
nad ſog. Mütteln, jener des Baufan- 
des nach Truhen vor ſich zu geben, de— 
ren Inhalt nah dem Cubikmaße feſt— 
gefeht if. (Hfd. vom 21. Mai 1755.) 

— — Bei dem Verkaufe der Knop— 
pern wurde der Gebrauch des Getreide: 
maßes vorgefchrieben. (Hfd. v. 11. Apr. 
1776. Stub, 1. Bd. ©. 466.) 

— — für die Holzkohlen ift der 
fog. Stübich als das einzig erlaubte 
Maß vorgefchrieben. (Hfd. v. 17. Der. 
1761. Patent vom 20. Auguft 1768. 
Kohlenm. Drdn. vom 11. Apr. 1816, 
n. 6. Rggs. Eirc. v. 21. Juni 1827 
3. 32561.) 

— — Beim Berfaufe trodener Kör- 
per, wie des Mehles, der Körner, Hüls 
ſenfrüchte, Sämereien u. ſ. w. ift, zur 
Bermeidung der Beeinträchtigung des 
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Publicums, allen Marktparteien und 
Gewerbsleuten, nahdrüdlichft unter 
fagt, fih anderer als der für diefe 
Körper urfprünglich beftimmten Maße, 
nämlich des Achtels, Halbachtels und 
Biertelachteld, oder was dasſelbe ift, 
des fogenannten Mapeld, dann des 
Halb» und Viertelmaßeld, oder was 
dasſelbe ift, des achten und ſechzehnten 
Theiles des Achtels zu bedienen.- Jede 
Uebertretung diefer Anordnung wird 
nach den wegen Uebervortheilungen an 
Map umd Gewicht beftehenden Bor: 
fohriften, und nah Umftänden, in fo 
fern es Gewerbsleute betrifft, nach der 
gefeglichen Borfchrift des St. G. geahn⸗ 
det. (Rggs. Eirc. vom 15. Det. 1811 
3. 31867.) 

Maß und Gewicht auf den Märf- 
ten, hierüber fteht die Aufficht dem Ma- 
giftrate zu, ſ. Markt: Polizei. 

— — und Gewidt, Gontrole, f. 
Gewicht, Eimentirung. 

— — f. böhmifches Ma$, Brü: 
ckenwagen. 

Material: Hinterlegungspläge 
f. Bau-Materiale, 

Materialwaaren find vom Haus 
firhandel ausgeſchloſſen, ſ. Hauſirpa⸗ 
tent 8. 12. a. 

— — ſ. Gifthandel. 

Material-Waarenhändler ſollen 
keine Arzneien, die allein in die Apo— 
theken gehören, bereiten, und ſich alles 
Curirens enthalten. (San. Pat. vom 
2. Jän. 1770. Barth. H. u. G. Geſ. 
5. Bd. S. 68. Inſtruction für Apo— 
theker $. 10.) 

— — in der Stadt find allein bes 
fugt, Giftforten zu verkaufen. (Rggs. 
Vdg. vom 10. Dec. 1803. Barth. 9. 
u. ©. Gef. 7. Bd. S. 214) f. Gift: 
verkauf. 

— — denfelben ift der Verkauf ein— 
facher Medicinal-Artikel, jedoch nur im 
Großen geftattet, (Hfkzl. Deer. v. 19. 
März 1818 3. 36740. Rage. Vdg. v, 
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7. April 1818 3. 14025. Guld. ©. 
Vdg. 5. Bd. ©. 9.) 

Material-Waarenhändler. Be- 
ffimmung der Artikel, zu deren 
Führung die Materialiften, che— 
mifhen Producten =» Fabrilan- 
ten und Apotheker befugt find. 

I. Nach den beftehenden Gefeßen find 
die Materialwaarenhändler zur 
Führung folgender 29 Artikel berechtigt: 

1. Alle Gattungen Material und 
Farbwaaren: ald: a) Samen, b) Wur— 
zeln, c) Kräuter, d) Blüthen, e) Höl- 
zer, Rinden, g) Blätter, h) Schwämme, 
i) Summi, k) Harze, I) Zerpentin, m) 
Erde. 

2. Edel: und andere Steine, 3. Ber- 
len, 4. Verfteinerungen, 5. Mineralien, 
6. Bergwerkderzeugniffe, 7. chemifche 
Bereitungen, 8. Salze, 9. Geifter, 
10. Effenzen, 11. Balfame, 12. Wäf- 
fer, 13. Liqueurs, 14. deftillirte und 
feine Geruch - Eifige, 15. Limonien, 
16. verichiedene Fette, Filchthran, 17. 
Wachs, Honig, 18. frifehe, gedörrte 
und eingemachte Früchte, 19. Schmelz- 
glas, 20. Schmelztiegel, 21. Elfen- 
bein, 22. Balltoßzähne, 23. Fifchbein, 
24. Infecten, 25. Eiderdunen, 26. Na— 
tur-Erzeugniffe, 27. Meergewächſe, 28. 
alle Gewürz: und Specerei = Waaren 
und 29. Schreibmaterialien. 

II. Hinfihtlih der Apotheker: 
Waaren ift den Materialiften zwar 
geftattet, verfchiedene, zum Genuffe, 
oder fonft zum Abbruche der Arznei 
nicht abzielende Sachen, verfchiedene 
ausländifche Materialien und Gewürze, 
verfchiedened von Zuder Eingemachtes 
und Gandirtes, wie auch Franz-, Rhein— 
und feine andece dejtillirte Brannt— 
weine oder gezogene Wäffer zu führen 
und zu verkaufen. 

II. Dagegen ift ihnen unter feinem 
Borwande erlaubt, das Praeeipitatum 
rubrum, deftillirte, gemeine, oder zu: 
ſammengeſetzte Geifter, noch deftillirte 
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MWäffer, Unquenta, Emplastra, Effen« 
zen, Zincturen, Elirire, Pillen, Puls 
ver, Latwergen, und überhaupt 
alle gemeinen und zufammens 
gefegten Medicamente, dann un: 
ter dem Namen des Deles Feine andern 
als: Baum-, Nüben- und Leinöl, nicht 
minder auch die gepreßten Muscatnüffe 
und Lorbeer- wie auch Jasminöl, kei— 
neswegs aber die aus Zimmet, Nägel: 
hen, Pfeffer, Cubeben und aus Rofen- 
holz herrührenden, dann derlei deftil- 
lirte, weder riechende wälfche Dele, um 
fo weniger Brech- und abfüh- 
rende Mittel oder giftige, ge 
meine oder zufammengefeßte 
Arzneien zu verkaufen. 

IV. Es ift ihnen ferner verboten 
unter einem Pfunde zu verkaufen: 
Balsam Copaiv., Cantharides, Cas- 
siamfistulae, Castoreum, Colocynth, 
Cobalthum, Cortie. Cascarillae, Chi- 
nae, Cremor. Cristall, Tartari, Folia 
Sennae, Gummi Euphorb., Guttae, 
Scamonii, Herb. Hiosciami, Sabinae, 
Mannam, Mercurium sublimatum vi- 
vum, Rad. Asari, Ellebori nigri et 
albi, Esulae, Hermodaect., Jalappae, 
Ipecacuanhae, Mandragorae, Mecho- 
achanae albae, Rhabarbar., Turbith., 
Sem. Catapul., Coceoguid., Coeul., 
Cinae Hiosciam., Stapilor., Arg. Sper- 
ma Ceti, Tamarind. Terram sigilatam, 
Vitriol. alb. Unter einem halben 
Pfunde: Arsenicum, Balsam. Peru- 
vianum, Nigrum, Mercurium praeci- 
pitatum rubrum, ÖOpiun. Unter 
einer Unze: Fabam St. Ignatii, Olea 
destilata praeliosa, Exolica, oleum 
nucum moschatarum expressum, fo 
wie auch was immer für Arzneien 
ohne Ausnahme im Kleinen zu ver- 
faufen, wohin die Manna, Rhabarber, 
Jalappa, Tamarind, Weinftein; Krebs⸗ 
augen, Senneshlätter und Arcan. du- 
plicatum gehören. 

V. Zwiſchen den chemiſchen Pro: 
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ducten-Fabritanten und den Ma- 
terialiften befteht feine gefeßliche Grenz⸗ 
linie, weil eine ſolche zwifchen Erzeu- 
gern und Händlern zu Nichts führen 
würde SHinfihtlid jener Medicinal- 
Artikel aber, welche, und in mwelder 
Art fie den Hemifchen Fabriken zu er- 
zeugen und zu führen geftattet find, ift 
die Hoffanzlei » Verordnung vom 26. 
März 1818 die gefegliche Richtfehnur. 

VI. Die Rechte und Pflichten der 
Apotheker find durch die insbefon- 
dere hierüber beftehenden Gefeke, na- 
mentlih duch die Pharmacopd und 
die Medicamenten-Tare beſtimmt. (Vdg. 
der ob d. ennf. Reg. v. 4. Dec. 1826. 
3. 7679. Krop. ©. ©. Bd. 52. Rr. 
297, 0. d. Brov. ©. ©. 3. 1826.) 

Material:Waarenhändler. In 
Beziehung auf den Umfang der 
Rechte der Matertal- Waaren- 
bändlerin Wien bei Ausübung 
des Handels mit Arznei-Arti- 
teln wurde von der allg. Hofkammer 
im Einverftändniffe mit der vereinten 
Hofkanzlei Folgendes erinnert: 

Nah der Hofverordnung v. 22. Apr. 
1780 find den Material-Waarenhänd- 
lern alle Gattungen Material» und 
Farbwaaren, ald: Saamen, Wurzeln, 
Kräuter, Blüthen, Hölzer, Rinden, 
Blätter, Schwämme, Gummi, Harze, 
Zerpentin, Mineralien, Bergwerk - Er- 
zeugniſſe, hemifche Bereitungen, Salze, 
Geiſter, Effenzen, Balfame, Wäſſer, 
Liqueurs, deftillirte und feine Geruchs— 
effige, Limonienfaft, verfchiedene Fette, 
Fiſchthran u. dgl. Artikel zum Hans 
delim Großen wie audh im Klei- 
nen zugewiefen. Nur in fo fern als 
bei einigen der angedeuteten Medicinal- 
Artikel Höhere Polizeis oder Sanitatd- 
Rückſichten vorherrſchen, die bei dem 
Berfaufe derfelben gewiffe Borfichts- 
maßregeln nothwendig machen, ift der 
Berkauf folder Artikel den Material- 
Waarenhändlern entweder ganz verbo- 
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ten, oder nur unter ſtrenger Beobach⸗ 
tung der erlaffenen Vorſchriften geftat- 
tet. So ift vermöge Patents vom 15. 
Sept. 1752 und der nachträglichen 
Circular » Verordnung vom 29. Juli 
1797 (. Giftverfauf) der Verkauf 
der Giftarten nur den Materialiften in 
der Stadt unter Beobachtung der vor« 
gezeichneten Vorſichts-Maßregeln er- 
laubt, dagegen der Berfchleiß zuſam— 
mengefeßter Urzneien, Bred=- und 
Purgirmittel ganz verboten, und 
diefes Verbot durch mehrere nachge— 
folgte Berordnungen, insbeſondere durch 
die Eircular-Berordnung vom 29. Nov. 
1821, womit eine neue Apothefer-Tar: 
ordnung in Wirkfamkeit getreten ift, in 
der Art erneuert, daß bei 20 Rthlr. 
Strafe Niemand ein fogenanntes Ar: 
canım, aud Niemand außer den Apo— 
thefern Arzneien verkaufen fol, und 
dag mit diefer Strafe ebenfalls die 
Materialiften belegt werden follen, 
wenn fie im Kleinen, freuzer- und 
grojchenweife die den Apotheken vor: 
behaltenen Arzneimittel, befonders 
aber Burgir-, Bredh- oder Schlaf ma- 
hende Mittel einfach oder zuſammen— 
gefeßt verkaufen. Außer diefer Zufam- 
menftellung der hier angedeuteten Ber- 
ordnungen ergibt fih daher, daß den 
Materialiften der Verkauf der Medi: 
cinal-Waaren, das ift: der Medi- 
cinal-Stoffe, aus denen erft Arzneien 
verferfiget werden, im Großen fo: 
wohlals auch im Kleinen, in der 
Regel geſtattet iſt, und daß hievon nur 
Medicinal-Artikel ausgenommen find, 
die aus Polizei- oder Sanitätd- Rüd- 
fihten durch erlaffene Borfhriften ihnen 
namentlich zu verkaufen, entweder ganz 
verboten murden, oder deren Verkauf 
6108 auf den Verſchleiß im Großen aus— 
drücklich befchranft wurde, daß aber 
dagegen diefelben auf Feine Weife be- 
rechtigt find, Arzneien, welde der 
Apotheker Aber Arztlihe Ordination 
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erſt felbft verfertigen muß, und die blos 
zum Medicinal» Gebraude dienen, zu 
bereiten und zu verkaufen. (Hofkamm. 
Decr. vom 14. April 1827 3. 15332. 
Verordn. der n. 6. Reg. vom 6. Mai 
1827 3. 24681. Prov. G. ©. 9. Br. 
Nr. 128.) 

Material: Wanrenhändler. In 
Betreff der Befchwerde der Material: 
Waarenhändler in Wien gegen die Ein- 
ftellung der Führung mehrerer zufams 
mengefeßter Arzneikörper und ihrer 
Aufnahme in die gedruckten Preisliften 
für die Upotheker und das Publicum 
wird Kolgendes erwiedert: 

Nach der Berordnung vom 14. April 
1827 fteht den Materialwaaren: Hand» 
lern der Berfauf der Medicinal-Waaren 
fowohl im Großen als im Kleinen mit 
Ausnahme einiger aus Sanitäts- umd 
Polizei: Rüdfihten ihnen unterfagter 
Artikel zu, mit welchen legtere fie ent— 
weder gar nicht oder nur im Großen 
Handel treiben dürfen. Durch eine 
Genfur der Preid-Courants der Mate: 
tialiften würde einer Caſuiſtik Thür und 
Thor geöffnet, durch welde der Ge- 
genftand der Frage verwirrt, und zu 
einer Willkür Anlaß geboten wirde, 
die, ohne einen reellen Vortheil herbei- 
zuführen, das Intereſſe des Handeld- 
ftandes, und felbit jenes des Publi- 
cums gefährdet. Es ijt fein Grumd 
vorhanden in diefer Sache weiter zu 
gehen, als dies in dem Jahre 1827 
der Fall war, und diefe Handelsleute 
durch zeitweife Cenfuren ihrer Preis: 
liften immer mehr zu befchränfen. Es 
wird demnach zwar das Verbot des 
Berfaufes jener Arzneikörper, welche 
die Facultät ala nicht geeignet für die 
Material: Waarenhändler erkannt hat, 
für das Inland aufrecht erhalten; es 
werden ihnen jedoch alle jene Artikel, 
welche die Facultät für zuläffig erklärt, 
freigelaffen, und diefen auch alle Ehi- 
nin-Präparate angereiht und zwar: 
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1. Sulfas Zinei artificialis (Hink⸗ 
vitriol), 

2. Flores Zinei (Zinthlumen), 

3. Tartarus emetieus (Bredhwein- 
ftein), 

4. Kermes minerale (Kermes), 

5. Sulphur auratum anlimonii 
(Spießglanz-Goldichwefel), 

6. alle Ehina- Salze, chinin, ein- 
chonin, sulphas, acetas, murias, phos- 
phas chinini et cinchonini (fchwefel« 
faures, effigfaures, falzfaures, phos— 
phorfaures Chinin und Cinchonin). 

Dagegen findet eine zeitweife Genfur 
ihrer Preisliften nicht Statt, da die— 
felben nicht blos für das Inland, fon» 
dern auch für das Ausland verfaßt 
find, und den Materialiften daher die 
Aufnahme aller jener Artikel, die für 
das Inland verboten find, im ihre 
Preis-Eourants zum Behufe des Han- 
deld mit denfelben in das Ausland 
oder jelbft im Inlande zum techniſchen 
Gebrauche im Großen und im Kleinen 
unbenommen bleibt. Die Apotheker 
fönnen fih durch diefe Mapregel um 
fo weniger gefränft fühlen, als fie 
theurer als die Materialijten verfaufen 
und demnach nicht fordern können, daß 
der Handel mit gewiffen Artikeln auf 
fie allein befchränft bleibe. (Hffmr. D. 
v. 19. Aug. 1836 3. 36718. Dog. d. 
n. ö. Reg. v. 3. Sept. 1836 3. 49302. 
Prov. G. ©. 18. Bd. Nr. 220.) 

Materiol:Waarenhändler. Die 
rückfichtlich des Verſchleißes der Medi— 
cinal» Waaren von der f. k. allg. Hof» 
fammer im Einverftändniffe mit der 
k. £. Hofkanzlei unterm 14. Apr. 1827 
und unterm 19. Auguft 1836 an die 
k. k. u. 6. Reg. erlaffenen Berordnuns 
gen wurden ſämmtlichen Länderftellen 
zu dem Ende bekannt gegebeir, um bie 
von bei allfällig vorkommenden Anftän- 
den über die Berechtigung der Apothe— 
fer und Materialiften zum Arznei-Waa- 
venverfaufe den gehörigen Gebrauch zu 
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machen. (Hffr. D. v. 14. April 1837 
3. 13424, an ſämmtl. Länderſt. Pol. 
®. ©. 65. Bd. Nr. 50. Vdg. der ob 
der ennf. Reg. vom 17. Juli 1837 3. 
13076.) 

Material: Waarenhändler, Es 
find in jüngfter Zeit wiederholt Kla- 
gen eingelaufen, daß von Specerei- 
und Material » Waarenhändlern, fo 
wie von Krämern ungeachtet der Statt- 
halterei » Berordnungen vom 31. Juli 
1810 3. 15230 und vom 25. Fe 
bruar 1834 3. 5681, welde denfel- 
ben feitdem öfters wieder eingefchärft 
wurden, Arzneimittel in geringeren 
Quantitäten und zum medic. Gebrauche 
an Privatperfonen verabfolgt wurden. 
Es wird daher den erwähnten Specerei- 
und Material» Waarenhändlern und 
Krämern neuerdings bei Gonfiscation 
und einer Strafe 20—50 fl. C. M. 
und nach zweimaliger folder Abftrafung 
im dritten Wiederholungsfalle bei Ver: 
luft ihres Gewerbes ftrengitend anbe- 
fohlen, fi des Verkaufes aller heftig 
wirkenden, zufammengefeßten und Ge— 
heimmittel, fo wie aller Stoffe, welche 
nicht zum technifchen oder landwirth- 
fhaftlihen Gebrauche, fondern gegen 
krankhafte Zuftinde des menfchlichen 
Körpers angewendet werden, zu ent- 
halten. Unter die verbotenen Stoffe 
gehören außer den zufammengefeßten 
und Geheimmitteln alle draftifchen Pur— 
girmittel, als Aloe, Lerchenſchwamm, 
Sennesblätter, die Wurzel und das 
Harz der Jalappe, Scammoniumbarz, 
Bummigutt, Erotonöl, fo wie alle Ars 
ten von Pillen; alle Brechmittel, als: 
Brehmeinftein, Brechwurzel, Meer: 
zwiebel, das Opium mit allen feinen 
Präparaten, wie überhaupt alle narfo- 
tifhen Mittel, alle Quedfilber-Präpa- 
rate, das füße, das Abende Quedfilber, 
der weiße, rothe Präcipitat, alle Blei— 
mittel, ald: Mennig, Bleiweiß; alle 
Säuren, die Canthariden, alle Pulver, 

Baleiöty, Handb. d. Polis, Gef, IL 
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Pflaſter, Tincturen, Latwergen, kurz alle 
Subſtanzen, deren Bereitung und Ver— 
abfolgung im Kleinen nur dem Apothe— 
fer, und ſelbſt dieſem nur unter Befol- 
gung gefeßlih beftimmter Vorſichts— 
maßregeln, der Verkauf im Großen 
aber an die Apotheker nur den Drogui« 
ften gejtattet ift. (Vdg. der ung. Sth. 
vom 24. Dec. 1850. Ung. 8. G. B. 
Nr. 441.) 
Material:Waarenhändler. Die 
k. f. n. 6. Statthalterei hat dem Ma- 
giftrate den Auftrag gegeben, den zum 
Handel mit Arzneien berechtigten Ma— 
terialiften, das h. Hoffanmer - Decret 
vom 14. April 1827 3. 15332 (Reg. 
Dog. vom 6. Mai 1827 8. 24681) in 
welchen ihre diesfälligen Handelsrechte 
näher beftimmt find, zu republiciren, 
erwiefene Ausschreitungen unnachſicht— 
lich zu ahnden, jene Barteien hingegen, 
welche Arzneien in Handel feßen, ohne 
hiezu berechtigt zu fein, mit Bezug auf 
die 88. 109 und 110 St. G. IL. zu 
warnen, und bei einer neuerlichen Bes 
tretung mit aller Strenge der Geſetze 
zu behandeln, ferner den Apothekern 
im Wege des Gremiums zu erinnern, 
daß die wahrhaft marktfchreierifchen 
mitunter die Sittlihfeit verlegenden 
Ankündigungen und Anpreifungen von 
Heilmitteln in öffentlihen Blättern 
nicht geduldet werden können, und daß 
in fo lange bezüglich der Einfuhr aus» 
ländifcher zufammengefeßter Arzneimit- 
tel, fo wie der von inlandifchen Aerz— 
ten empfohlenen befonderen Arzneibe— 
reitungen nicht neuere Borfhriften er 
laffen worden, fich nad) den diesfalls 
beftehenden älteren Geſetzen, insbeſon— 
dere nach der a. h. Entſchließung vom 
28. Nov. 1795 (Pol G. ©. ©. 95), 
laut welcher der Verfauf von Geheim- 
mitteln verboten erfcheint, zu benchmen 
fei. (Dec. der n. ö. Sth. vom 7. März 
1852 3. 1877. Deer. der Stdthmſch. 
vom 16. März 1852 3. 4923/640.) 
27 
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Material: Waarenhändler dür- 
fen feine den Apothekern vorbehaltenen 
Arzneimittel im Kleinen verkaufen, f. 
Arzneien-Tare. 

— — denfelben wird der Berkauf 
des Fliegenfteins und Scherbenkobalts 
unterfagt, ſ. Fliegenftein. 

— — dürfen das Kirfhlorbeer-Waf- 
fer nicht verkaufen, f. Kirfchlorbeer: 
Waſſer. 

— — Verſchleiß der Arzneimittel, 
f. Le Roy: Zinctur. 

— — f. NArcanum, Giftverfauf, 
Hausapothefen. 

Material : Wanrenhandlungen 
find von der Polizei= Ober » Direction 
mit Beiziehung des Sanitäts-Magi— 
ſters jährlich genau zu unterfuchen und 
nachzuſehen, ob die wegen Giftverfauf 
beftehenden Vorſchriften beobachtet wer- 
den, und ift dad Erhobene zuverläffig 
bis Ende April jeden Jahres der Regie— 
rung anzuzeigen. (Rggs. D. vom 10. 
Dec. 1803. Barth. H. u. ©. Gef. 7. 
Bd. ©. 226.) 

— — Sollen von Wiener Polizei- 
Bezirks - Nerzten öfter unterfudht und 
nachgeſehen werden, ob die Kaufleute 
die Unterfcheidungszeichen der ähnli— 
hen Materialien genau kennen, ob die 
Bezeihnung der Gefäße richtig, ob die 
Giftwaaren gehörig abgefondert find. 
(Sufte. für die Wr. Pol. Bez. Aerzte 
v. J. 1813.) 

Motouoha, ſ. Sommerkfohl. 

Matrifeln, Führung derfelben von 
Seite der afatholifchen Seelforger, f. 
Afatholifen, 

— — für die Jsraeliten, ſ. Suden- 
Matrifeln, 

— — der Seraeliten in Böhmen, 
ſ. Juden-Matrikeln. 

— — Vorſchriften über die Füh— 
rung der Matrikeln der Juden in Un— 
garn, ſ. Juden. 

Mauerſtärke bei Bauführungen, ſ. 
Bau-⸗Ordnung für Böhmen $. 16. 
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Manerftärke bei Bauführungen, f. 
Bau:Pläne. 

Maulforb, ſ. Hunde. 

Maurergefellen. Bei jeder Art 
von Bauten darf man fih nur allein 
befugter und ordentlicher beftellter Baus 
und Werfmeifter bedienen, und zwar 
bei empfindlicher Strafe der Bauführer 
fowohl, als der unbefugten Arbeitss 
leute, f. Fewerlöfch- Ordnung für 
Landftädte und Märkte vom 7. Sept. 
1782 $. 12. 

— — Da bei verfchiedenen Gele 
genheiten vorfam, daß verfchiedene 
Hausinhaber ſowohl bei dem Bauen 
ihrer Häufer, als bei vorfallenden Re— 
parationen, zu weldhen ihrer Ge— 
ringfügigfeitwegen, feine Bau— 
Conſenſe erforderlih find, ſich unbe 
fugter Arbeiter bedienen, mit felben 
Contracte fhließen, oder gar Gefellen 
in ihren Sold nehmen, diefe Vorgänge 
aber mit der allgemeinen Sicherheit 
oder ordnungsmäßigen Einrichtung 
nicht beftehen können, fo wurden die 
Grund» Obrigfeiten angewiefen, allen 
Unternehmern eined Baues oder einer 
Bau » Reparation auf ihrem Grunde 
aufzutragen, daß fie zu diefen ihren Ars 
beiten um fo gewiffer befugte Arbeits» 
leute verwenden follen, wie im Widri— 
gen jie nicht nur für jeden Fall der Zu— 
widerhandlung mit einem Pönfalle von 
12 Rthl. unnachſichtlich beftraft, ſon— 
dern auch noch für alle aus Vernach— 
läſſigung der Bauarbeiten entfpringen- 
den üble Folgen verantwortlich werden 
würden. Uebrigens bat jede Grund- 
Obrigkeit den bürgl. Maurermeiftern 
auf jedesmaliged Berlangen ſogleich 
die unmweigerliche Affiften; wider foldhe 
unbefugte Arbeiter zu leiften, die Ar- 
beit ohne Weiteres einzuftellen, und 
fogleih die ungefäumte Anzeige zu mas» 
hen, um wider foldhe unbefugte Ar— 
beitsleute mit der gehörigen Ahndung 
vorgehen zu fönnen. (N. ö. Rggs. Vdg. 
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vom 3. Dec. 1790. Barth. H. u. ©. 
Gef. 4. Bd. ©. 119 u. 120.) 

Maurergefellen. Die Einleitung, 
daß jeder zu einer Arbeit geftellte Maurer- 
und Steinmeßgefell mit einer Bollete fei- 
ned Meifters verfehen fein foll, wurde 
mit dem Beifaße genehmiget, daß jeder 
Geſell, welcher ohne eine ſolche Bollete 
in einer Arbeit betreten wird, fogleich 
in Unterfuhung gezogen werden foll. 
(Rggs. B. vom 9. Juli 1816. Barth. 
9. u. ©. Gef. 4.Bd. ©. 100—102.) 

Maurermeifter haben bei einem 
entſtandenen Feuer mit ihren Gefellen 
zu erfheinen, f. Feuerlöſch-Ord— 
nung. 

— — f. Brunngrabung. 

— — f. Baumeifter-Gewerbe. 

Maufchelfpiel, das, unter dem 
Namen Maufheln, Tangeln, Chine- 
feln, Brämeniren oder Häfenbinden, ein 
dem verbotenen Zwiden oder Laudi— 
ven fehr verwandtes Kartenfpiel, ift 
als Hazardfpiel verboten, und nad 
$. 266 des 2. Thl. des Strafgefeh: 
buches zu beftrafen. (Vdg. des fteierm. 
Land. Gub. vom 30. Juli 1832 2. 
12473. Prov. G. ©. für Steiermark. 
Nr. 134.) 

Mänfegift, fiehe Giftverkauf, 
Ratten. 


Mänfezettel, die Zubereitung fo 
wie der Verkauf derfelben, f. Ratten. 

Mauth. Zu den Pachtungen der 
Privat-Brüden- und Wegmauthen dür- 
fen Juden nicht zugelaffen werden, fiehe 
Juden. 

Mauthgebühren. Wegen Befrei- 
ung der Fuhren mit Feuerlöfch » Gerä- 
then von den Mauthgebühren, fiehe 
Benerlöfch-Geräthe. 

Mauth-Pächter, deren Verpflich- 
tungen gegen das Publicum: 

1. Der Wegmauth - Pächter ift ver- 
pflihtet, die Parteien anftandig zu be- 
handeln, bei Tag und Nacht ohne Auf: 
enthalt zu erpediren, den Reifenden, 
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Tuhrleuten und Viehtreibern, die ſei— 
nen Schranken pafficen wollen, die Ge- 
bühren außer feinem Mauth-Locale auf 
der Straße abzunehmen, die auf den 
entrichteten Mauth » Betrag Tautende 
Bollete einzuhändigen, und den 
Pla am Schranken zur Nacht— 
zeit ergiebig zu beleudten. 

2. Der Mauth= Pächter ift zwar al« 
lerdings berechtigt, einer mauthpflich- 
tigen Partei, die Bezahlung der Ge- 
bühr zu erlaffen, allein auch in diefem 
Falle ift er verpflichtet, die von der 
Gefälls-Behörde erhaltene Bollete der 
Partei augzuhändigen. Auch darf feine 
andere al& die von der Gefälld-Behörde 
erhaltene, weder gedruckte noch gefchries 
bene Bollete hinausgegeben werden. 

3. Der Pächter ijt verpflichtet, eine 
von der Gefälld-Behörde beftätigte, le— 
ferlih gefchriebene oder gedrucdte Ge: 
bühren-Tabelle (Tarif) an dem fihtbar« 
ften und zugänglichften, Außerlichen 
Platze des Einhebungs-Locales ange— 
heftet zu laſſen. 

4. Der Pächter iſt ſchuldig, auf die 
genaue Befolgung der Verordnungen 
wegen Ueberladung der Frachtwägen, 
zu wachen. 

5. Wenn ein Pächter die Mauth zur 
Ungebühr abnimmt, oder einen höhe: 
ren Betrag, als das Gefeß ausfpricht, 
einhebt, fo verwirkt er den 20fachen 
Betrag deffen, was er widerrechtlich 
eingehoben hat. Eben fo verwirft er 
die Strafe des 20fachen Betrages, wenn 
er über die gefeblih eingehobenen Ge— 
bühren die Bollete verweigert, oder 
diefelbe auszugeben unterläßt. 

6. Der Pächter ift befugt, die auf 
Umfahrung oder Weberfahrung des 
Schrankens feftgefeßten Strafen, ge: 
gen Befheinigung von den Parteien 
einzubeben, 

7. Wenn eine Partei die Bollete der 
früheren paffirten Station nicht aufzu— 
meifen vermag, ift der Pächter berech⸗ 
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tigt, von ihr die patentmäßige Strafe 
und Gebühr abzunehmen. (Kundm. der 
n. ö. Reg. vom 20. Apr. 1826. Krop. 
G. ©. Br. 52. Nr. 92.) 

Mauthfchranfen. Man ift zur 
Meberzeugung gelangt, daß die Weg- 
mauth- Pächter der, mit gedruckten 
Kreiefhreiben vom 15. Jänner I. 3. 
3. 83864 allgemein kundgemachten 
contractmäßigen Berbindlichkeit den 
Mauthſchranken zur Nadtzeit 
zubeleudten, nidt vollfommen 
nachkommen. Die f. Kreisämter haben 
die Drtsobrigkeiten zur Amtshandlung 
nah den erwähnten Kreisfchreiben 
neuerdings mit dem Beifaße anzuwei— 
fen, daß, wenn die Wegmauth-Pächter 
die ortsobrigkeitlihen Grinnerungen 
unbeachtet laffen, gegen erftere, abge- 
fehen von der Beitimmung des ober: 
wähnten Kreisfchreibeng nad der Na— 
tur diefer Außerachtlaſſung nah den 
88. 174 u. 176 des 2. Thl. des Ge— 
feßbuches über Verbrechen und ſchwere 
Polizeisllebertretungen vorzugehen fei. 
Welches ſämmtlichen Mauth-Pächtern 
zu ihrer Warnung gleichfalls bekannt 
zu geben iſt. (GGaliz. Gub. Vdg. vom 
26. Aug. 1828 3. 61309. Prov. ©. 
©. für Galiz. v. J. 1828. Lietz 2. Th. 
©. 85. Aud die Vdg. des böhm. Gub. 
vom 3. Febr. 1837 3. 2765 ordnet 
die Beleuhtung der Mauthſchranken 
zur Nachtzeit an. Obent.3.B. ©. 268.) 

— — In Beziehung der Aufftel 
lung von Holzbuden bei den Mauth— 
Schranken, wurde von dem f. k. Guber— 
nium im Einverftändniffe mit der f. f. 
Gameral » Gefällenverwaltung Yolgen- 
des vorgefchrieben: 

1. Holzbuden zur Wegmautheinhe- 
bung find nur im Falle des unaus— 
weichlichen Erfordernifjes zu geftatten, 
indem es in polizeilicher Hinfiht vor— 
theilhafter ift, den Mauth-Pächter zu 
verpflichten, feinen Aufenthalt in einem 
Wohnhaufe mit Bermeidung der ent: 
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ſtellenden feuetgefährlichen Buden zu 
nehmen. 

2. Die Errichtung einer folden Holz- 
bude darf felbft in Falle des unaus— 
weichlihen Erforderniffes nie eigen: 
mächtig ohne Interwenirung der polis 
tifchen Obrigkeit, welche zur polizeili- 
hen Ueberwachung gefeglich berufen ift, 
und die Örtlihen und fonftigen Ber: 
hältniffe genau zu würdigen bat, ges 
fhehen, und ift von der polit. Orts— 
behörde nur unter der Bedingung zu 
geftatten, daß die Herftellung det Bude 
baurcht, folid und nad den Regeln 
des guten Gefhmades erfolge. Die 
gefällsbehördlihen MWegmauth-Refpiti- 
rungsämter find verpflichtet, im Falle 
einer Uebertretung diefer Borfchrift hie— 
von ungefäumt die Anzeige an die po— 
litifhe Behörde zur weiteren Abhilfe 
zu erflatten. Eben fo find aber die 
Kreisämter, Mogiftrate und Ortsvor— 
fteher zur genaueften Befolgung und 
Ueberwachung diefer VBorfchrift mit dem 
Beifage angewiefen, fi in vorfommen- 
den Fällen ftets mit den betreffenden 
Wegmauth-Refpieirungsämtern in das 
Einvernehmen zu fegen und allenfällige 
Anftände zur geeigneten Abhilfe dem 
Kreisamte anzuzeigen. (Vdg. d. böhm. 
Bub. vom 16. Juli 1834 3. 27238. 
Dbent. 3. Bd. ©. 267.) 

Medaillen. Im Einvernehmen mit 
dem Minifterium des Innern wird die 
Bewilligung ertheilt, Medaillen über 
Anfuchen der Parteien auch in Zinn 
unter der Bedingung auszuprägen, daß 
jedem Eremplare einer in Zinn geprägten 
Medaille am Rande das Wort „Zinn“ 
eingefchlagen und eingeprägt werde. 
(Erl. des Finanzminift. vom 22. Dec. 
1848 an das Hauptmünzamt. NR. ©. 
B. Nr. 50.) 

— — f. Ehrenmebaille. 

— — Abgabe von Pfliht - Erem: 
plaren, f. Münzen, 

— — f. Denfmünzen, 
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Medigtifirte Familien. Bejtim- 
mungen des Ranges und Ti— 
tels der mediatifirten, vor 
mals reiheftandifh gräflichen 
Familien. Zu Folge eines a. 5. 
Gabinet? =» Schreibens vom 21. Sept. 
1829 laut öffentl. Protocolles der 7. 
Bundestagsfigung v. 12. März 1829 
ift der einftimmige Beſchluß fümmtli- 
her Bundesglieder dahin gefaßt wor- 
den, daß nunmehr den Häuptern der 
vormals reichsftändifchen gräflichen 
Familien die Verleihung des Prädica- 
tes „Erlaubt“ zu gewähren fei. Bon 
den k. k. Behörden ift in deren Ans- 
fertigungen den Häufern der mediati- 
firten reihsftändifchen gräflihen Fami— 
lien in der Anrede der Ausdrud: „Er 
laudtig Hoch. u. Wohlgeborner Graf,“ 
zu gebrauden, und im Conterte der 
Titel: „Erlaucht zu geben. Nachſte— 
bend folgt das Verzeihniß diefer Häu— 
fer, welde in der öfterr, Monarchie 
domicilirt find, und auf deren jedes— 
maligen Chef diefe Anordnung ihre 
Wirkſamkeit zu äußern haben wird: 
Harrach, Kuefftein, Shön 
born » Buhheim, Stadion, 
Sternberg-Mandenfheid, 
Wurmbrand. Gofkzl. Decr. vom 
9. Det. 1829 3. 23375, an ſämmtl. 
Länderft. Bol. G. ©. 57. Bd. 2. Abth. 
Nr. 120. Kundgem. in N. Defterr. mit 
Rggs. Eirc. vom 24. Ditob. 1829 3. 
57180. Pr. ©. ©. 11. Bd. Nr. 256. 
Zu Folge a. h. Entfhl. vom 1. Febr. 
1847 follen die Prädicate: „Durch— 
laut und Erlaucht“ den betreffenden 
Häufern, wenn fie auch nicht in dem 
öfterr. Kaiferftaate domicilirt find, er— 
theilt werden, daher das Verzeichniß 
diefer in dem verfchiedenen deutfchen 
Bundesftaaten zerftreuten fürftlichen 
und gräflihen Häufer in alphabetifcher 
Drdnung den Länder-Chefs mitgetheilt 
wurde. (Hofkzl. Präſ. Schreiben vom 
22. Februar 1847, an fümmtliche 
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Länder » Chefs. Pol. G. ©. 75. Br. 
Nr. 20.) 

Medicamente, |. Arzneien. 

Medicamenten - Anweifung, ſ. 
Arzneien-Anweifung. 

— ſ. Arz⸗ 
neien⸗Conten. 

Medicamenten-Lieferung, ſiehe 
Ar ——— 

een are, fiehe Arz: 
neien=Tare. 

Medicinal: Verwaltung. Seine 
Majeftät haben mit a. h. Entſchließung 
v. 7. Septbr. I. 3. die nachftehenden 
Grundzüge zur proviſoriſchen 
Drganifation der öffentliden 
Medicinal- Verwaltung Aller 
gnädigft zu genehmigen geruhet: 

Einleitung. 

8.1. Die oberfte Leitung des öf— 
fentlihen Medicinalwefens, fowie die 
Dberaufficht über Dasfelbeift dem Staate 
vorbehalten. 

$.2. Die auf das Medicinalmefen 
bezüglichen Verfügungen werden in der 
Regel nad vorläufiger Abforderung 
eined Gutachtens von Sahverftändis 
gen erlaffen und in Ausführung ges 
bracht. 

8. 3. Die ſelbſtſtändige Wirkſamkeit 
des Staates in Medicinal-Angelegen— 
heiten erſtreckt ſich auf alle jene Ge— 
ſchäfte, welche aus höheren ſanitäts— 
polizeilichen Rückſichten oder wegen 
ihres Zuſammenhanges mit eigentlichen 
Staatsgeſchäften den Gemeinden nicht 
überlaſſen werden können. Außerdem 
ordnet und beaufſichtiget der Staat 
aber auch die den Gemeinden zur Beſor— 
gung überlaſſenen Sanitätsgeſchäfte. 

8. 4. Die Leitung des Medicinal— 
weſens ſteht den politiſchen Behörden 
zu, und zu dieſem Behufe werden den 
Bezirkshauptmännern Bezirksärzte, den 
Kreispräſidenten Kreismedicinalräthe, 
den Statthaltern ſtändige Medicinal— 
Commiſſionen, dem Miniſter des In— 
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nern ein Sanitätsreferent und gleich— 
falls eine ſtändige Medicinal-Commiſ— 
ſion beigegeben. 

8. 5. Die Regelung des Sanitäts— 
weſens in größeren Städten wird be— 
ſonderen Verfügungen vorbehalten. 

J. Bezirksärzte. Organismus. 

8. 6. Am Siße jeder Bezirkshaupt— 
mannfchaft fol in der Regel ein Bezirks: 
arzt aufgeftellt werden. 

$. 7. Der Bezirksarzt fteht zum 
Bezirfshauptmanne in dem Berhältniffe 
der Unterordnung eines Bezirtd- Com: 
miſſärs. 

8. 8. Nur derjenige Arzt kann in 
Zukunft definitiv als Bezirfsarzt ange- 
ftellt werden, welcher feine Befähigung 
dazu durch eine, unter den noch fpeciell 
zu beftimmenden Modalitäten abgelegte 
Prüfung aus der öfterreichifchen medi— 
ciniſchen Polizeis und gerichtlichen Me— 
dicin dargethban hat. Ausgenommen 
hievon find die in einem öffentlichen 
Sanitätsdienfte bereits definitiv ange: 
ftellten Individuen. Die Genüffe des 
Bezirfsarztes werden vorläufig aus 
dem Staatsſchatze vorgefchoffen, bie 
dur die Gefeßgebung beftimmt fein 
wird, in wie fern diefe Auslage aus den 
Landes- oder Bezirksmitteln zu bedecken 
ſein werde. 

Wirkungskreis. 

$. 9. A. Der Bezirksarzt hat theils 
die bei der Bezirkshauptmannſchaſt ein- 
langenden und ihm zugetheilten Be— 
richte zu prüfen, theil® wird er vom 
Bezirfshauptmanne verwendet zur per: 
ſönlichen Nachfichtspflege und zur Füh— 
rung der Aufficht: 

a) über die medicinifch = polizeiliche 
Wirkſamkeit der Gemeinden ; 

b) über das Sanitätsperfonale des 
Bezirkes überhaupt und über jenes ind: 
befondere, welchen der Staat zeitweilig 
oder bleibend medicinifch = polizeiliche 
oder gerichtsärztliche Gefchäfte über- 
tragen hat; 
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c) über die Handhabung der Vor— 
fhriften gegen Eurpfufcherei und medi- 
cinifhe Gewerbsftörungen, zu welchem 
Behufe er fi) über den Stand der in 
feinem Bezirke befindlichen Aerzte, 
MWundärzte, Apotheker, Hebammen und 
Ihierärzte fortwährend in genauefter 
Kenntniß zu erhalten hat; 

d) über die Heil-, Humanitäts- und 
fonftigen in medicinifch = polizeilicher 
Hinfiht zu überwachenden Anftalt, ſo— 
wie über Bäder und Geſundheitsbrun— 
nen des Bezirkes. 

B. Der Bezirksarzt hat bei der ſelbſt— 
ftandigen Beforgung des Sanitätswe- 
fens durch den Bezirfdhauptmann mit: 
zuwirfen, und zwar hat: 

1. er in Bezug auf den ganzen 
Bezirk 

a) dem Bezirfshauptmanne ſowohl, 
was die Leitung des Medicinalmefens 
im Bezirke überhaupt, als die der Epi- 
demien, Epizootien und des Impfungs— 
weſens insbefondere betrifft, fachgemäße 
Vorfhläge zu machen; in dringenden 
Fällen jedoh, wo Gefahr im Verzuge 
ift, unmittelbar unter eigener Verant— 
wortung einzufchreiten; 

b) demfelben zur Errichtung und 
Verleihung von Gewerben, welche zum 
Medicinalwefen gehören, vorzüglid von 
jenen der Apotheker und Wundärzte 
und zur Regelung aller hierauf Bezug 
habenden Verhältniffe die nöthigen Bor: 
ſchläge zu erftatten;; 

ce) die Unterfuhung aller öffentlichen 
und Hausapothefen nad den dafür auf: 
geftellten Normen vorzunehmen ; 

d) alle medicinifchspolizeilichen und 
alle gerichtlich = medicinifchen Unterfu- 
Hungen fowohl in civil als ftrafgefeß- 
lihen Fällen zu pflegen und darüber 
Gutachten abzugeben ; 

e) bei Recrutirungen auf jedesma— 
lige Aufforderung der betreffenden Or— 
gane zu interveniren; 

f) von dem allgemeinen Geſundheits⸗ 
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zuftande der Menfchen und nußbaren 
Haudthiere des Bezirkes, fo wie von 
den machtheilig darauf einwirkenden 
Einflüffen, namentlich von den verſchie— 
denen gefundheitsfhädlichen Vorurtheis 
len fih genaue Kenntniß zu verfchaffen 
und dem Bezirfdhauptmanne die geeig- 
netften Mittel befanntzugeben, wodurd 
fie befeitiget werden können. 

2. In Bezug auf den Sik des Be- 
zirföhauptmannes obliegt dem Be— 
zirksarzte: 

a) die ärztliche Behandlung der 
Findlinge, der Gefällenwächter, der 
Cordonsmannſchaft, der Gensd'armen, 
und da, wo keine Militäranſtalten 
find, der Soldaten, der Recruten, der 
Patentalinvaliden, der Urlauber u. ſ. w. 
zu beforgen; 

b) den ärztlichen Dienft in Qua— 
rantainen und in jenen Staatsanftal- 
ten zu verfehen, welche Feine eigentli- 
hen Aerzte haben; 

c) die Impfung vorzunehmen. 

C. Er hat ferner nah Kräften mit: 
zuwirken, daß entweder einzelne Ge— 
meinden, oder mehrere Gemeinden ver- 
eint, Gemeindeärzte beftellen. 

D. Er hat der Kreisregierung perio- 
diſch einen aus den bezüglichen Berich— 
ten und eigenen Wahrnehmungen ge— 
[höpften, wiffenfchaftlih gehaltenen 
Hauptbericht über Alles, was in medi- 
cinifch = polizeiliher und gerichtsärztli- 
her. Beziehung im ganzen Bezirke be— 
merkenswerth erfcheint, vorzulegen. 

II. Kreismedicinalrath. Organis— 
mus. 

8. 10. Am Sitze jeder Kreisregie- 
rung wird ein Kreismedicinalrath auf 
geftellt: 

$. 11. Der Kreismedicinalrath fteht 
zum Kreispräfidenten in dem Berhält- 
niffe der Unterordnung eines Kreisra- 
thes und hat den Rang eines folchen. 

$. 12. Er ift das zur Beforgung 
der Sanitätögefchäfte des Kreifes vom 
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Staate beftellte Organ. Bei allen wid. 
tigeren Verhandlungen ift jedoch der 
Kreispräfident angewiefen, das Gut« 
achten Arztliher Commiffionen ein« 
zubolen. 

Wirkungskreis. 

8. 13. Die Obliegenheiten des Kreis— 
medicinalrathes beziehen ſich: 

A. auf Ueberwachung 

a) der in einem öffentlichen Sani— 
tatödienfte ſtehenden Individuen des 
Kreifes, mit Rückſicht auf ihre aufha— 
benden inftructiondmäßigen Berpflich« 
tungen, ferner ded Sanitätsperfonales 
überhaupt und der bezüglichen Gremien, 
wobei auf die Hintanhaltung der Cur— 
pfufcherei und der Gewerbsftörungen 
ein befonderes Augenmerk zu richten ift; 

b) der Handhabung der Medicinals 
gefebe und Berordnungen im Kreife 
durch die dazu berufenen Drgane; 

e) aller Staate-, Communal- und 
fonftigen Sanitätsanftalten im Kreife ; 

d) aller jener Anftalten des Kreifeg, 
welche in medicinifch » polizeilicher Hin— 
fit einer Beauffihtigung unterworfen 
werden müffen, namentlid der Bäder 
und Gefundheitsbrunnen. 

B. Auf fachgemäße Mitwirkung bei 
der Leitung und Verwaltung des Sa— 
nitätöwefend im Kreife, dem zu Folge 
bat er 

a) dem Kreispräfidenten bei Ernen- 
nung von Bezirksärzten, von Directo- 
zen und ordinirenden Nerzten der Ge- 
bär- und Findel-, Irren- und jener 
Krankenhäuſer, bei welchen eine foldhe 
Beſetzung der Staatöverwaltung vor- 
behalten ift, fowie von ordinirenden 
Herzten an anderen, auf Staatskoften 
unterhaltenen Anftalten die betreffenden 
Borfchläge zu erftatten; 

b) demfelben die Inftructionen für 
die im Staatödienfte ftehenden Sani— 
tätd = Individuen zu entwerfen und 
jene für die der Gemeinden zu begut- 
achten; 
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ce) ihm bei Berleihung von fanitäts- 
polizeiliden Gewerben und zur Rege— 
lung aller auf diefelben Bezug haben- 
den Verhältniffe die geeigneten Anträge 
vorzulegen; 

d) demfelben in Bezug auf Beloh— 
nungen und Auszeichnungen von Sa— 
nitäts » Individuen des Kreifes, Bor- 
ſchläge zu machen; 

e) dem Kreispräfidenten bei der ihm 
zuftehenden Leitung der auf Staats— 
foften unterhaltenen Sanitätsanftalten 
als: Gebär-, Irren-, Findelhäufer, 
dann derjenigen Kranken = Anftalten, 
welche zwar nicht auf Staatskoſten un- 
terhalten, jedoch nad fpäter zu erlaſ— 
fenden Beitimmungen, der Oberleitung 
der Staatöverwaltung vorbehalten wer— 
den, Beiftand zu leiften, jo wie ihm bei 
allen Einrichtungen und Verfügungen, 
welche er in fanitäts-polizeilicher Hin— 
fiht in allen fonftigen Anftalten zu tref— 
fen hat, beizuftehen; 

f) demfelben überhaupt die Entwürfe 
zu Erläffen vorzulegen, welche entweder 
die Ausführung neuer Medicinalgefeke 
oder die Handhabung der bereits befte- 
henden bezweden, und zwar in Betreff 
aller, entweder in den Wirfungsfreig der 
Unterbehörden oder der Kreisregierung 
felbft gehörigen Gegenftände des Me- 
dicinalwefens, ald: Sachen der Orts— 
Sanitätspolizei, Leichenbeſchau, Net: 
tungsanftalten für Scheintodte und 
Berunglücdte, Findel-, Impfweſen, Epi- 
demien, Epizootien u. a. m. 

C. Noch auf folgende Berrichtungen, 
er hat nämlich: 

a) alle Rechnungen, welche für auf 
Koften des Staates unternommene 
Berrihtungen in Sanitätsangelegen: 
heiten gelegt werden, vorfhriftmäßig 
zu prüfen; 

b) über Alles, was in medicinifch- 
polizeilicher und gerichtlich = Arztlicher 
Beziehung im Kreife wiſſenswerth fcheint 
und wozu ihm die ärztlichen Leiſtungen 
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der Krankenhäufer, die bei der Kreisre- 
gierung eingelangten ärztlichen Berichte 
und feine eigene Wahrnehmung den 
Stoff liefern, wiſſenſchaftlich gehaltene 
Berichte periodifch vorzulegen. 

II. Ständige Medicinalcommiffion 
der Statthaltereien. Drganismus. 

$. 14. Am Sitze jeder Statthalterei 
wird eine ftändige Medicinalcommiffton 
eingeſetzt. 

8. 15. Die Medicinalcommiſſion iſt 
der berathende und begutachtende Kör— 
per für die Medicinalangelegenheiten 
des Kronlandes. Es beſteht aus einer 
nach den Verhältniſſen des Kronlandes 
und des Sitzes der Statthalterei feſt— 
zuſetzenden Zahl von Aerzten, dann aus 
einem Wundarzte, einem Apotheker und 
einem Thierarzte. Die Mitglieder des— 
ſelben werden von dem Minifterium er— 
nannt. Die dem Stande der Aerzte 
nicht angehörigen Mitglieder können 
zwar allen Berathungen beimohnen, ha— 
ben jedoh nur dann ein Stimmrecht, 
wenn ed fih um Angelegenheiten ihres 
Faches handelt. 

$. 16. Den Vorſitz in diefer Com- 
miffion führt der am Sige der Statt- 
halterei befindliche Kreis-Medicinalrath 
und in deffen Verhinderung fein vom 
Statthalter ernannter Stellvertreter. 

8. 17. In Fällen, wo die Natur 
eines der Berhandlung der Medicinal- 
commiffton unterliegenden Gegenſtan— 
des die Beiziehung von befonderen 
Fachmännern wünfhenswerth erfcheinen 
läßt, fann dies mit Zuftimmung des 
Statthalter gefchehen. Der Wirkungs— 
freis und die Geſchäftsführung der Me- 
dieinalcommiffton werden durch eine 
befondere Inftruction geregelt. 

IV. Sanitätsreferent bei dem Mini- 
fterium des Innern und Medicinalcoms 
miſſion. Organismus. 

$. 18. Zur oberften Leitung der 
Berwaltungs-Angelegenheiten des Me: 
dicinalweſens haben beim Minifterium 


Medicinal-Verwaltung. 


des Innern ein Sanitätsreferent und 
ebenfalls eine ftändige Medicinalcom- 
miffion zu beftehen. 
8,19. Der Sanitätsreferent, wozu 
ftets ein Arzt gewählt werden foll, fteht 
zum Minifter des Innern im Berhält- 
niffe der Unterordnung, wie jeder an— 
dere Referent des Minifteriums mit dem 
Range eines Minifterialrathes. 

$. 20. Die Medicinalcommiffton ift 
der berathende und begutachtende Kör— 
per für die Medicinalangelegenheiten 
des ganzen Staates. Sie befteht aus: 

I. dem Referenten für Sanitätswes 
fen im Minifterium des Innern, 

2. dem Referenten des Quarantaine— 
wefens beim Handeldminifterium, 

3. dem ärztlihen Referenten beim 
Unterrichtöminifterium, 

4. drei anderen Aerzten, 

5. einem Wundarzte, 

6. einem Apotheker, 

7. einem Thierarzte. 

$. 21. Außer den sub 1, 2, 3 ge 
nannten Referenten, welche als ſolche, 
fländige Mitglieder der Medicinalcom- 
miffion find, werden die übrigen Glie— 
der desfelben vom Minifter des Innern 
auf drei Jahre ernannt. Die dem 
Stande der Aerzte nicht angehörigen 
Blieder der Commiſſion haben bei Be- 
rathungen nur dann Stimmredht, wenn 
e8 fih um Angelegenheiten ihres Baches 
handelt. In Fällen, wo die Natur ei— 
ned der Berhandlung der Medicinal: 
commiffion unterliegenden Gegenftan- 
ded die Beiziehung von befonderen 
Fahmännern wünſchenswerth erfcheis 
nen läßt, kann dies mit Zuftimmung 
des Minifterd gefchehen. 

$. 22. Den Borfiß in der Medici- 
nalcommiffion führt der Sanitätsrefe: 
rent des Minifteriums. Ueber den Wir: 
kungskreis und die Gefhäftsführung 
diefer Medicinalcommiffion wird eine 
befondere Snftruction erfließen. 

V. Borübergehende Beftimmungen. 
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8. 23. Die gegenwärtig im Staats- 
dienfte ftehenden Sanitäts- Individuen 
find nach der über die Behandlung der 
politifchen, Tandesfürftlihen Concepts: 
beamten aus Anlaß der Organifirung 
der meuen politifhen Adminiftration 
unterm 13. December 1849 erlaffenen 
Berordnung zu behandeln. 

8. 24. Die Functionen der Bezirks— 
ärzte find, in fo fern dazu nicht bereits 
im Staatsdienfte ftehende Aerzte ver— 
wendet werden, vorläufig von Sani- 
tätsperfonen gegen Beftallung zu be- 
forgen. Bei Dienftreifen erhalten die 
beftellten Bezirksärzte diefelben Vergü— 
tungen, wie die definitiv Angeftellten. 
Die Beitallten haben feinen Anſpruch 
auf Penfion; werden fie aber erwiefes 
nermaßen in, und wegen ihrer Dienft- 
leiftung als Bezirksärzte erwerbsun— 
fähig, fo hat bei ihnen die im $. 10 
des Penfionsnormales feftgefeßte aus- 
nahmsweiſe Behandlung der Staats» 
beamten zu gelten. 

8. 25. Die Art und Weife, in wel 
her Wundärzte, Apotheker, Thierärzte, 
Hebammen fih in Zukunft an der Be- 
forgung des öffentlihen Sanitätswe— 
fens zu betheiligen haben, bleibt ferne: 
ren Beftimmungen vorbehalten. (Vdg. 
des Minift. des Inn. v. 1. Dct. 1850. 
R. G. B. Nr. 376.) 

Medicinal-Waaren, ſ. Mate: 
rial-Waarenhändler. 

Medicinal: Waarenverfauf, ſ. 
Material: Waarenhändler. 

Medicinifche Facultät. Die Ber: 
leihung und Beräußerung der verfänf: 
lihen dirurgifhen Gewerbe, 
hat fünftighin, wie bisher nach den befte- 
henden geſetzlichen Vorfchriften zu gefche- 
ben. Bei Berleihung der Berfonal- 
Befugniffe diefer Gewerbe aber, ift 
die medicinifche Facultät vorher über die 
ſich meldenden Competenten zu befragen, 
weil den Befiß der Berfonal- Gewerbe 
größere Gefhiclichkeit und Fähigkeit 
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nicht aber ein größerer Geldanbot be- 
ftimmen foll, worüber die medicinifche 
Facultät die verläßlihe Auskunft ge 
ben kann. (Rage. Vdg. v. 23. Septbr. 
1794.) 

Medicinifche Facultät. In Be- 
zug auf die Nahforfhung und That: 
beftandserhebung gegen urpfufcher 
und medicinifche Gewerbsſtörer wird 
nachftehende Weifung zur Wiffenfchaft 
und Darnahadtung bei Vornahme der 
über eine Anzeige der mediciniſchen 
Facultät gegen Curpfuſcher 
und medicinifhe Gewerbsftö- 
rer einzuleitenden Antshand— 
lungen erlaffen: Die medicinifche 
Facultät ala eine vom Staate beglau— 
bigte, wiffenf&haftlihe Corporation er: 
ſcheint in ihrem Verhältniffe zur Staats» 
verwaltung als oberfte Kunftbehörde, 
die über verfchiedene in ihr Gebiet 
fallende Gegenftände Aufſchlüſſe, Gut: 
achten und Rathfchläge zur Benügung 
der öffentlihen Behörden bei ihren 
Amtshandlungen zu ertheilen hat. Eine 
auf befondere adminiftrative oder poli- 
tifhe. Zweige der Staatsverwaltung 
fich) beziehende Amtsgewalt fommt 
ihr jedoh in Feiner MWeife zu. Im 
fammtlichen in diefer Verhandlung und 
namentlich von Seite der medicinifchen 
Facultät in Betreff der Gewerbaftörung 
und Eurpfufcherei zur Sprache gebrach— 
ten hohen und a. h. Berordnungen 
wird diefer Facultät Feine ausübende 
Gewalt, fondern lediglich nur eine in- 
pigilirende Wirkſamkeit eingeräumt, 
die fih im Falle einer vorfommenden 
Gewerbsſtörung und Eurpfufcherei nicht 
über dad Recht einer bloßen Anzeige 
erftredden darf. Die medicinifche Facul— 
tat hat in ihren Beziehungen zum öf— 
fentlihen Verkehr und hinſichtlich der 
Bertretung ihrer Intereffen eine mit 
den Innungen analoge Beftimmung 
und Gerechtſame, und darf daher bei 
Borfällen von ärztlicher Gewerbsſtö— 
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rung oder Gurpfufcherei zur näheren 
Erhebung des eigentlihen Thatbeftan- 
des nach Inhalt der Regierungs-Ver— 
ordnung v. 4. Febr. 1817 keine Haus: 
unterfuhungen unter polizeilicher Afs 
fiftenz gleich den öffentlich angeftellten 
Sanitätsbeamten, welche dazu inftruc- 
tionsmäßig berufen find, vornehmen, 
fondern einzig und allein den Schuß 
und die Hilfe der competenten Behör: 
den zur Conftatirung und Befeitigung 
eines derlei Unfuges anfprechen. Da 
es jedod den Behörden troß der fchärf- 
ften Wachſamkeit unmöglich wird, jeden 
oder auch nur die größere Zahl folder 
Unfüge zu erfpähen, der gefeßlichen 
Ahndung zu unterziehen, und fo den 
arztlihen Stand durch die ihnen zu 
Gebote ftehenden Mittel vor Verun— 
glimpfung und Beeinträchtigung, den 
Kranken aber vor Betrug und unver« 
befferlihem Schaden an feiner Gefund- 
heit zu verwahren, fo kann ed nur ala 
fehr wünfchenswerth erfheinen, wenn 
die medicinifche Facultat die Wachſam— 
feit der Behörden nad ihrem Wirkungs— 
freife in diefer Hinficht unterftügt, ohne 
jedoch hiebei in den gefeßmäßigen Gang 
der öffentlihen Geſchäfte ftörend oder 
hemmend einzumirfen. In diefer Ber 
ſchränkung bat aud das fraglihe Co— 
mite fortan zu beftehen, und alle feine 
Mahrnehmungen über Gurpfufcherei 
und medicinifche Gewerbsſtörung gehö- 
tig begründet im Wege der medicini- 
[hen Facultät zur behördlichen Kennt» 
niß zu bringen, ohne jedoch bei der 
Aufbringung giltiger Beweife und Be- 
lege derlei Unfuges auf eine auffehen- 
erregende oder öffentlihe und Privat: 
verhältniffe verlegende Art, oder, wie 
diefed ganz vorfchriftswidrig gefchehen 
ift, gleihfam als eine Unterſuchungs— 
behörde mit Zuziehung einer polizeili= 
hen Affiftenz dabei vorzugehen. Das 
weitere Anfinnen der medicinifchen Fa— 
cultät, daß bei den von den berufenen 
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Behörden vorzunehmenden Kocalerhe- 
bungen oder Vifitationen der Gewerbs— 
ftörer oder Eurpfufcher nebft dem hierzu 
berufenen Pol., Bez. oder Stadtarzte 
auch einzelne von der mebdicinifchen 
Facultät berufene, oder abgeordnete 
Mitglieder als kunftverftändige Zeugen 
zu interveniren haben, wird als unftatts 
haft zurücgewiefen, und es bleibt le- 
diglich den Unterfuchungsbehörden über: 
laffen, funftverftändige Individuen zu 
ihren Unterfuhungen und zwar nad) 
ihrer Wahl dann beizuziehen, wenn fie 
dieſes nad) der Sadjlage der Verhand— 
lung nothwendig finden. (Deer. der n. 
ö. Reg. v, 17. Nov. 1847 3. 39216. 
Circular der k. k. Polizei - Ober - Di: 
rection vom 22. December 1847 8, 
23127.) 

Medicinifche Facnltät, f. Pri- 

vilegien. 

ehl. Allen Müllern ohne Unter 
fchied fteht es frei, in allen Theilen der 
Stadt Wien und der Vorftädte öffent: 
lihe Mehlgewölbe zu halten. (Hofcomm. 
Vdg. v. 30. Jän. 1809. N. ö. Rage. 
Ddg. v. 2. Febr. 1809. Barth. H. u. 
®. Gef. 4, Bd. ©. 272.) 

— — Ilm den Berlegenheiten auf 
dem Wr. Markte abzubelfen, und die 
Zufuhr durch freie Concurrenz zu ver: 
mehren, fand fih die Regierung ver: 
anlaßt, die Grießlſatzung auf das Koch— 
mehl aufzuheben, und allen Mül- 
lern ohne Unterfhied, wieaud 
Parteien die Befahrung des 
Wiener Mehl-Marktes alle Tage 
der Woche mit Ausnahme der 
Sonn: und Feiertage, und den 
ganz fabungsfreien Verkauf 
fowohl aufdem Markte, als in 
eigenen zu errihtenden Mehl— 
gewölben zu geftatten. (Rggs. 
Vdg. v. 27. Zuli 1809.) 

— — mit dumpfigem Geruche oder 
mit Sand ift ald ungenießbar zu be: 
handeln. (N. ö. Rage. Vdg. v. 18. 
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April 1815. Barth. H. u. G. Geſ. 4. 
Bd. S. 275.) 

Mehl. Den Mehlhaͤndlern iſt der 
Verkauf ihrer Waare nach dem Maße 
oder Gewichte, gegen Beobachtung der 
geſetzlichen Richtigkeit des einen und 
des andern, unverwehrt, und eben ſo 
den Parteien der beliebige Ankauf, nach 
der einen oder der anderen Art, freige— 
ſtellt. Rggs. Vdg. v. 3. Jan. 1817.) 

— — Jede Mehlſorte, bei welcher 
eine fremdartige mindere Fruchtgattung 
beigemiſcht gefunden wird, iſt nach den 
bereits beſtehenden ältern Vorſchriften 
zu confisciren, und ein Drittel des con- 
fiscirten Mehlbetragd dem Anzeiger 
oder Apprehendenten zu überlaffen. 
Für den Fall, daß diefe Vermiſchung 
fremdartiger Theile von der Art wäre, 
dag nad dem Erfenntniffe der Sad: 
verftandigen, felbft Gefahr für die Ge— 
fundheit Plaß greifen follte, jo tritt 
ohnehin die Vorfchrift des $. 160 des 
2. Thls. St. Gef. ein, nach welchem 
die Behörde, die ed angeht, gegen den 
Verkäufer Amt zu handeln hat. (R. ö. 
Rggs. Vdg. vom 11. Dechr. 1817 
3. 52505. Barth. 9. u. ©. Gef. 4. 
Br. ©. 265.) 

— — Ueber die Bitte der Müller 
um Aufhebung der Rggs. Entſcheid. v. 
11. Dechr. 1817 in Betreff der Con— 
fiscation der niht qualitätmäßi- 
gen Mehlgattungen wurde Fol 
gendes entfchieden: Durch die Aufhe— 
bung der Sakung auf das Mehl 
ift ed dem freien Uebereinfommen des 
Käufers und Verkäufers überlaffen 
worden, welden Preis fie für das im 
Verkaufe ausgebotene Mehl in der vor— 
gefhriebenen Qualität unter ſich aus» 
mitteln wollen. Die Beibehaltung einer 
gefeglihen Qualitäten -» DOrd- 
nung ift unter diefen Umftänden nicht 
nur an ſich überflüffig, fondern fie wäre 
auch eben mit dem freien Berfehre im 
Widerſpruche. Es wird daher die von 


Fehl. 


der Regierung unterm 11. Dec. 1817 
erlaffene Entfheidung dahin modifici- 
ret: die Pfliht der Marktaufficht bei 
dem Verkaufe des Mehls, fo wie bei 
allen andern dem freien Verkehre über: 
lofjenen Nahrungsmitteln, babe fi 
blos darauf zu befhränfen, daß der 
Verkauf nah ehtem Maße und 
Gewihte gefhehe, daß durd 
fremdartige Beimifhung Fein 
Betrug Pla greife, und daß 
feine der menſchlichen Gefund- 
beit [häadlihe Waare zum Ver— 
faufe audgeboten werde. (Hfkjl. 
Decr. v. 25. Novbr. 1819 Barth. 9. 
u. G. Gef. 7. Bd. ©. 383 bis 385.) 

Mehl welches in Sanitäts - Rüd- 
fihten beanftändet wird, ift durch einen 
Stadtphyſicus zu unterfuhen. (Rggs. 
Vdg. v. 11. Febr. 1820. Barth. H. u 
G. Gef. 7. Bd. ©. 385.) 

— — Die Regierung findet die 
wegen Berhängung der Confiscations— 
Strafe der zur Berbadung wegen Ber: 
mengung mit Sand, nicht geeignet be= 
fundenen Meblgattung unterm 11. 
Dec. 1817 3. 52505 erlaffenen Bor» 
fhriften dahin zu modificiren, daß die 
Conditionirung diefer Mehlgattung in 
Hinfunft wieder geftattet werde. Die 
Conditionirung ift übrigens nur auf 
die mit Sand bemerkbar vermengten, 
feineöwegs aber auf die mit fremd» 
artigen Mehlgattungen vermifch- 
ten, anzuwenden, gegen welche auch 
noch künftig die Gonfiscation zu vers 
fügen ift. Zur Befeitigung der Willkür 
bei Beftimmung, und wie weit bei, mit 
Sand vermengten Mehlgattungen eine 
Conditionirung Statt finden dürfe, 
wird ald Grundfaß feſtgeſetzt, daß die, 
zur Vermiſchung mit der, wegen Sand— 
vermengung beanftändeten Mehlgattung 
zu verwendende Mehl: Quantität, nie— 
mals die Hälfte des mit Sand 
vermengten Mehlesüberfteigen 
darf. Gdg. der m. ö. Reg. v. 11. 
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Juni u. 1. YAug. 1828 3. 29808 Br. 
G. ©. 2. 10. Nr. 142.) 

Mehl. Die beftehende Anordnung, 
wodurch den Müllergefellen und Kut— 
f‘hern bei Berführung des Mehls das 
Sitzen auf den Mehlſäcken un- 
terfagt ift, wird fortan fehr häufig über- 
treten und bedarf einer abermaligen 
warnenden Erinnerung und ftrenger 
Invigilirung. Indem man die Erneues 
rung diefer Anordnung an die Prager 
Müller unter Einem durch den Prager 
Magiftrat veranlaßt, werden die f. f. 
Pol. Bez. Commiffariate zur firengen 
Invigilirung auf diefen Unfug und 
Berhaftung der Richtfolgeleiftenden ans 
gewiefen. (Kdm. der k. E. Stadth. in 
Prag v. 7. Febr. 1848.) 

— — Vorſchriften hinſichtlich des 
Berkaufes, ſ. Marftpolizei Auf: 
fihtsanftalt für die Stadt Wien 
$. 35—39. 

— — Bermifhung mit fhlechtern 
Sorten, f. Mühl-Ordnung. 

— — Aufhebung der Sakung, f. 


Gum 
handel, Freigebung desfelben 
in Böhmen, |. Satzun 

Mehl: und Beoterhen, fiehe 
Markt = Polizei: Auffihtsanftalt 
für die Stadt Wien. $$. 35—52. 

Mehlvorräthe der Wiener Bäder, 
Regulirung derfelben, |. Bäder. 

Mehrungen, ſ. Unraths : Ca: 
näle. 

Meilenfänlen, ſ. Wegweifer. 

Meifterrecht, ſ. Gewerbe. 

Meifterzeichen, Jeder Meifter hat 
das Net, Meifterzeihen zu füh- 
ren. Hinfihtlih ſämmtlicher Eifen>, 
Stahl- und aller diefer Feuerarbeiter 
wurde insbejondere in Anfehung derje- 
nigen Arbeiten, die mit einem Meifler: 
zeichen zu bemerken bisher üblich gewe— 
fen, verordnet, dag folde in Zukunft 
mit dem Namen des Orts, wo die 
Zunft beftehet, und zugleich mit dem 
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Anfangsbuchſtaben von dem Namen des 
Meiſters, der dieſe verfertiget, oder mit 
einem anderen Zeichen bezeichnet, dieſe 
Zeichen aber vorläufig dem Kreis— 
amte angezeigt, von ſelbem gebilliget, 
und in dem darüber zu führenden Ma— 
trikelbuche vorgemerkt, und dabei ſtets 
Bedacht genommen werden foll, daß ſich 
eines jeden Arbeiters Zeichen kennbar 
von dem andern unterſcheide, auch, daß 
nicht ein Arbeiter das Zeichen eines 
andern, bei Verluſt des Meiſterrechtes 
gebrauche. (Pat. v. 9. Septbr. 1785. 
8. 7.) 

Meiſterzeichen. Ueber eine von den 
bürgl. Kleinuhrmachermeiſtern in Wien 
vorgebrachte Beſchwerde, daß oft ihre 
Namen auf ſchlechte Uhren geſtochen 
werden, die ſie nicht verfertiget haben, 
und hiedurch der gute Ruf der Wiener 
Uhrmacher ſehr herabgeſetzt wurde, ha— 
ben Se. Majeſtät zu verordnen geruht, 
daß, wenn Jemand den Namen eines 
noch lebenden inländiſchen Uhr— 
machermeiſters ohne deſſen ausdrückliche 
Einwilligung auf eine Uhr ftehen würde, 
die er nicht verfertigt hat, diefes ala 
ein Betrug angefehen und als ein fol- 
her nah den beftehenden Gefeken be— 
ftraft werden foll, (Hofd. v. 6. Novbr. 
1793, an ſämmtl. Länderft.; kundgem. 
in Ob. Oeſtr. am 27., in Nied. Deftr. 
am 29., in Steiermark u. Böhmen am 
30. Nov., in Kärnthen am 4. in Gali— 
zien am 6., in Trieft am 7. Dec. 1793. 
Pol. &. ©. 3. Bd. Nr. 41.) 

— — Als vorfam, daf die Fabri— 
kationszeichen der Meifter unerlaubter 
Weiſe von Meiftern anderer Laden nach— 
gemacht, und falfhlih ihren Waaren 
aufgedrückt werden, welcher Unfug in 
der Patental- Anordnung vom 9. Sep— 
tember 1785 mit dem Verluſte des 
Meifterrehts zur Strafe belegt wird, 
und da es auch allerdings daran ges 
legen ift, derlei Vergehen und Nach— 
mahung fremder Meifterzeichen um 
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fo gewiffer hintanzuhalten, als dies 
fer Betrug nicht nur den Meiftern, de- 
ren Zeichen nachgemacht wird, den em» 
pfindlichften Schaden zuzieht, fondern 
auch felbft den ausländifchen Abfag die» 
fer Artikeln, wenn die Fremden mit 
nachgemachten Waaren hHintergangen 
werden, zum weſentlichen Nachtheile 
des Staates ganz verloren gehen könnte, 
ſo wurde durch die Landesſtelle den 
Kreisämtern aufgetragen, auf die Nach— 
ahmung der Zeichen zu wachen, und bei 
entdeckten Berbrehen der fträflichen 
Nachahmung, nad) der Vdg. v. 9. Sept. 
1785 fih zu achten, folglich mit der 
angeoıdneten Entfeßung vom Meifter: 
rechte gegen die Contravenienten uns 
nahfichtlich vorzugehen. (Hofkam. Vdg. 
v. 28. Juli Rggskundm. v. 23. Aug. 
1796.) 

Meifterzeichen. Da nun verſchiedene 
Eifenhammerwerke fremde Meifterzeichen 
mißbrauchten, oder auf eine trügerifche 
Meife nahahmten, fo wurde verordnet: 
daß alle Eifenwaaren, die von dem Er- 
zeuger mit einem andern Zeichen, als 
welches von dem Kreisamte gebilliget, 
und nad der für Eifen- und Stahlar« 
beit erlaffenen hoͤchſten Vorſchrift v. 9. 
Septbr. 1785 bei demfelben vorgemerkt 
ift, verfehen find, eingezogen werden 
follen; der Webertreter felbft aber ift 
mit dem Verlufte des Meifterrechtes zu 
beftrafen, und nad dem Strafgeſetz— 
buche als ein des Truges Schuldiger 
zu behandeln. (Hoffamr. Vdg. v. 17. 
März 1802. N. ö. Rggs. Eirc. v. 20. 
April 1802.) 

— — Da die Nahfchlagung frem— 
der Meifterzeihen auf Eifen- und 
Stahlwaaren eine offenbare Berfäl- 
(hung ift, welche eben fo ſchädlich für 
den Handel, als nachtheilig für die 
Berarbeiter werden muß, fo wurde die— 
fer Unfug wiederholt und mit dem Beir 
faße verboten, daß diejenigen Gewerken 
und Arbeiter, welche diefer Nachſchla— 
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gung überwieſen werden ſollten, zur 
ſtrengſten Verantwortung gezogen, und 
ernſtlich geſtraft werden würden. Gof— 
kamm. Decr. v. 22. Octbr. 1804 3. 
34208, an fämmtl. Länderft.; n. ö. 
Rggs. Kundm. v. 13. Nov. 1804 3. 
20613. Pol. ©. ©. J. 1804.) 

Meifterzeichen. Den Senfenfchmie- 
den ift nach der Hofudg. v. 17. März 
1802 die Führung gleicher, oder aud) 
nur fehr ähnlicher Zeichen durchaus nicht 
zu geftatten, und find daher in diefer 
Hinfiht die Zünfte zu verhalten, ihre 
Zeichentafel an die Landesſtelle einzu— 
fenden. (Hoflamr. Decr. v. 14. Juni 
1808. R. ö. Rggs. Vdg. v. 9. Juli 
1808.) 

— — find von Eifen- und Stahl- 
.arbeitern beizubehalten. (Commerzhof: 
commiſſ. Decr. v. 24. Juli 1821 u. v. 
30. März 1823. Barth. Ergänz. Bd. 
©. 62.) 

— — Der ämtlihe Wirkungskreis 
der Berggerichte in Betreff der Meifter- 
zeihen hat fih nur auf Prüfung und 
Ertheilung derfelben, auf ihre Evidenz- 
haltung durch Führung des Matrikel- 
buches, und endlich auf die Urtheilung, 
ob der Fall einer Nachſchlagung vor- 
handen fei, zu erſtrecken; ift aber der 
Fall einer Nachſchlagung conftatirt, fo 
wird fi die Amtshandlung des Berg- 
gerichtes lediglich auf die an die compes 
tente Strafbehörde zu madende An- 
zeige beſchränken. (Bdg. des böhm. 
Bub. v. 5. Juli 1840 3. 16726. 
Prov. ©. ©. für Böhm. J. 1840.) 

Meldung der Gemwerbögehilfen, 
der Kaffeefieder, ſ. Kaffeeſieder. 

— — der Wohnungs» Veränderun- 
gen der Militär » Perfonen, ſ. Woh: 
nungs- Veränderungen, 

— — der in Militärgebauden woh- 
nenden Eivilperfonen, f: Wohnungs: 
Beränderungen, 

— — der wegziehenden Barteien, 
f. Wohnungs: Veränderungen. 
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Meldungswefen, Aufgabe der 
BolizeisBehörden, f. Polizei:Behör: 
den. Wirkungskreis. $. 3. 

— ſ. Wohnungs = Verändes 
rungen, 

eldzettel. In Zukunft find für 
Schneidergefellen bei den f. k. Direc- 
tionen überreichte Meldzettel nur dann 
zu vidiren, d. i. anzunehmen, wenn fie 
vorerft von dem Herbergsvater unter: 
fertigt find, oder das Herbergsfiegel 
beigedruckt if. (Cire. der k. k. Pol. 
Ob. Direct. vom 30. Juni 1847 8. 
10852/4137.) 

— — Sämmiliche k.k. ftadthaupt- 
mannfchaftlihe Bezirk! - Commiffariate 
haben die Veränderungsbögen der Jah: 
resparteien 14 Tage nad dem in der 
hohen Regierungd » Verordnung v. 18. 
Juni 1849 ausgefprochenen Termine, 
welcher Zeitraum zur Rectificirung der 
Zahres- Parteien Protocolle zu benügen 
kommt und die Meldzettel der Neben- 
parteien, zu welchen auch die Angehöri— 
gen der Jahres » Parteien die Hilfsar- 
beiter, Gefellen und Lehrjungen zu 
zählen find, täglihd 2 Mal Mittags 
und Abends nach vorhergegangener 
Eintragung in die betreffenden Proto— 
colle dem hierortigen Anzeigeamte ohne 
weitere Detreibung einzufenden. (Decr. 
der k. k. Stöthptm. v. 3. Jän. 1851 
3. 9.) 

— — ÜEhemeldzettel find nicht 
mehr auszuftellen, ſ. Ehebewilli— 
gung. 

— — in demfelben ift die An— 
gabe des Religionsbefenntniffes wies 
der aufzunehmen, f. Religionsbe: 
fenntniß, 

— — der fteuerbaren Parteien, f. 
Steuerreftanten. 

— — ſ. Wohnungs - Berände: 
rungen. 

enagerie, f. Thiere. 

Menagerien-Befiger, ſ. Schau: 

Produetionen, 





Mennoniſten. 


Mennoniſten, ſ. Eid. 

Meſſagerien, Beſtimmungen über 
die Errichtung derſelben, ſiehe Stell: 
fuhren. 

Meſſer. In den Kreiſen von Trient 
und Roveredo iſt es verboten, die bei 
den landwirthſchaftlichen Arbeiten, und 
insbeſondere zur Beſchneidung der 
Weinreben und Bäume dienlichen Werk— 
zeuge und Meſſer, wie potatoi ronconi, 
roncoletti, (ronchini, stegagni, ren- 
gaggie, ronchetti, focoli) coltelli a- 
dunchi, coltellini, coltellazzi, und an— 
dere ähnliche, an Sonn- und Fefttagen 
bei fih zu tragen, und fonah um fo 
mehr, mit denfelben in öffentlihen Or— 
ten, wie Gafthäufern 2c. zu erfcheinen. 
Selbſt an Werktagen dürfen diefe 
Werkzeuge und Mefjer außer der Zeit 
der Arbeit nur eingewidelt getragen 
werden. Die Uebertretung diefer Anz 
ordnung wird ald polizeiliches Berge: 
ben betrachtet, und an dem Mebertreter 
mit Arreft von 24 Stunden. bis zu 8 
Zagen beftraft. Diefe Arreftftrafe kann 
in Fällen der Wiederholung, und nad 
Maßgabe der eintretenden erfchmweren- 
den Umftände auch mit Faften verfchärft 
werden. (Hflzl. D. vom 3. Juni 1830, 
an das Tirol. Land. Gub. Krop. Gef. 
56. Bd. Rr. 141.) 

— — zweifchneidige, Stilete, drei— 
ſchneidige Klingen ꝛc. zu verfertigen, 
wird verboten, ſ. Waffen. 

Meffing, mit demfelben zu legiren, 
ift den Gold» und GSilberarbeitern ver- 
boten, ſ. Legirung. 

Meffingene Wagen, Da nah 
dem Gutachten der medic. Facultät der 
Gebrauch der meffingenen Wagen und 
Gewichte bei dem Verkaufe von Bictua- 
lien, wenn nur überhaupt Alles forg- 
fältig vermieden wird, was das Anfes 
gen des Grünfpans herbeiführt, na— 
mentlih: das längere Liegen an feuch— 
ten Drten, das Abwägen fehr feuch— 
ter und Säure entwidelnder Körper, 


431 


Metallfreie. 


insbeſonderejedoch vernachläſ— 
ſigte Reinigung derſelben, als 
unbedenklich und daher zuläffig er— 
fcheine; fo wurde zwar der Magijtrat 
und das Regierungs-Markt-Commiſſa— 
tiat für die firengfte Ueberwahung 
aller Gewerböleute, die fih bei dem 
Berkaufe ihrer Feilfhaften der meffin- 
genen Wagen und Gewichte bedienen, 
wegen der forgfältigften Reinhaltung 
derfelben, wiederholt verantwortlich 
gemacht, es ift jedoch Fein zureichender 
Grund vorhanden, den Gebrauch meſ— 
fingener Wagen und Gewichte den Ge- 
werbsleuten ganz zu unterfagen. (Vdg. 
der n. ö. Reg. vom 11, Juli 1827 3. 
37945 Pr. ©. ©. 9. Bd. Nr. 207.) 

Meffingene Schanfgefhirre, fiehe 
Gefdirre. 

— — Burfifprigen, f. Kupferne 
Wurftfprigen. 

— — Gewichte beim Salzverfchleiß, 
Abftellung derfelben, fiehe Salzver— 
ſchleiß. 

— — Geſchirre, Verbot des Ge— 
brauches, ſ. Zuckerbäcker. 

— — in denſelben ſollen die Käſe— 
ftecher nichts Fettes aufbewahren, wor— 
über die Bolizei-Dber-Direction ftrenge 
zu wachen hat, f. Giftverfauf. (Bdg. 
v. 10. Dec. 1803 $. 22.) 

— — in denfelben ift verboten, 
candirtes Obft oder faure Säfte aufzu- 
bewahren, f. Giftverfauf. (Bdg. v. 
10. Dec. 1803 $. 21.) 

Metalle, Das Abtreiben und Scheis 
den aller Metalle ift den Privaten uns 
ter Confiscationdftrafe verboten. Die 
zum Abſprengen derfelben Befugten 
müffen das vom Kupfer abgefprengte 
Gold und Silber an das Hauptmünz- 
amt abgeben. (Bat. v. 23. Dec. 1737. 
Barth. H. u. G. Gef. 6. Bd. ©. 356.) 

— — zu vergolden, f. Goldar: 
beiter. 

Metallfreie Glafur der irdenen 
Kochgeſchirre, f. Geſchirre. 


Meßger. 


Metzger, ſ. Fleiſchhauer. 

Mieder. In allen Waiſenhäuſern, 
Klöſtern, und wo immer eine öffent— 
liche Erziehungsanſtalt beſteht, dürfen 
keine Mieder von was immer für einer 
Gattung getragen, und keine Kinder 
weiblichen Geſchlechtes mit Miedern in 
die Schulen oder ſonſtigen Anſtalten 
aufgenommen und gelitten werden. 
(Hofentfhl. vom 14. Aug. 1783. Kp. 
ef. Iof. 1. Bd. S. 398. Hfkzl. D. 
vom 3. Dec. 1812 3. 18160. Krop. 
®. ©. 32. Bd. ©. 423. Gegen die 
Dawiderhandelnden kann mit Ausſchlie— 
Bung vom Schulbefuhe vorgegangen 
werden. Studien = Hof» Kommmiffiong- 
Decret vom 18. December 1832 Zahl 
6172.) 

Miethe, ſ. Wohnungsmiethe, 
— Ser erg 

Miethfutfcher, ſ. Lohnkutfcher. 

Milch, der freie Verkauf derfelben 
fteht den Bictualienhändlern in Wien 
zu. (Vdg. v. 26. Nov. 1816. Barth. 
H. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 44.) 

— — Wegen ſchlechter Qualität der- 
felben haben die Bezirks - Directionen 
die nöthige Aufmerkfamfeit anzumen- 
den, und die diesfalld zu ihrer Kennt— 
niß gelangenden Beſchwerden in ges 
nauelinterfuchung zu ziehen. (Pol. Ob. 
Dir. Eirc. v. 24. Juni 1825.) 

Milchhandel. Ordnung für 
den Milhhandelin Wien. 

1. Da das übertriebene Ablöfen der 
Milch und die Leichtigkeit fich mit dem 
Verſchleiße derfelben abzugeben, nicht 
nur wie bei allen übrigen Feilſchaften 
erfter Gattung, eine willfürliche, uns 
nöthige, höchſt übertriebene Preisftei- 
gerung nad) fich gezogen, fondern auch 
aus Gewinnſucht das der Gefundheit 
fo ſchädliche Verfälſchen der Milch ver: 
anlaßte, fo ift in der Stadt und in den 
Vorftädten der Verſchleiß der Milch 
Niemandem geftattet, der ſich nicht 
mit einem Beugniffe feines 
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Grundgerichtes ausweifet, daß 
er eine verhältnißmäßige An— 
zahl eigenthümlicher Melkkühe 
beſitzt. Dieſer Ausweis wird bei je— 
der erſten Ertheilung eines Milchſtan— 
des, und dann auch 

2. wenigſtens alle Jahre einmal von 
allen mit Milchverſchleiß innerhalb der 
Linien ſich abgebenden Individuen ge— 
fordert. 

3. Um dieſes wichtige Geſchäft ſtets 
in genauer Ueberſicht halten zu können, 
ſteht die Verleihung und Ertheilung 
der Milchſtände in der Stadt und auf 
den magiſtratiſchen Vorſtadtgründen le— 
diglich dem Magiſtrate, auf den Frei— 
gründen aber den Obrigkeiten ſelbſt, 
jedoch ohne Einforderung einer beſon— 
deren Verleihungs-Taxe zu. 

4 Jedoch haben die Milhftände- 
Inhaber in den Borftädten jene Beis 
träge, die fie jährlich zu den Grund- 
gerichten abgeführt haben, und welde 
zur Beftreitung der Gemeinde - Ausla- 
gen gewidmet find, noch ferner zu leis 
ften; jene Parteien aber, die einen 
Milhftand in der Stadt erhalten, ha— 
ben diefelbe auf die bisher beobachtete 
Art bei dem ftädtifchen Oberkammer— 
amte zu löfen, 

5. Da eine verhältnigmäßige Anz 
zahl Kühe haltender Parteien oder der 
fogenannten Milchmeier in den Vor— 
ftädten nothwendig tft, damit das Pu— 
blicum nicht nur in den Frühftunden, 
fondern aud den ganzen Tag hindurch 
mit frifhen Milhgattungen ſich verfer 
hen könne, diefe Parteien aber, welche 
Kühe zum Milchverſchleiße innerhalb 
der Linien halten wollen, aus vielen 
Nüdfihten den Obrigkeiten befannt 
fein müffen, fo haben ſich dieſe bei 
ihren Obrigkeiten zu melden, und die 
Anzahl der Kühe, welche fie wirklich 
im Futter haben, halbjährig anzuzeigen. 
Auf die genaue Befolgung diefer Ans 
ordnung haben fämmtlihe Grundges 


Milchhandel. 


richte bei eigener ſcharfer Verantwor⸗ 
tung fortan zu fehen. 

6. Um dem PBublicum reine und un- 
verfälfchte Milch zu verfchaffen, ift der 
Gebraud des Querls (Sprudlers) all- 
gemein und auf das ftrengfte mit dem 
Beifaße verboten, daß jedes Milchweib 
oder jeder Milchmann, der des Quer- 
lens (Sprudelns) der Milch oder des 
Nahmes überwiefen, oder bei welchem 
ein Querl oder Sprudler angetroffen 
wird, ded Befugniffes Mil zu ver- 
kaufen in dem erften Betretungsfalle 
fogleih entfeßt, und zu felbigem auf 
immer für unfähig erflärt würde. (Als 
bemerfi wurde, dag Milchleute zwar 
feine Querl oder fog. Sprudler bei den 
Milhftänden haben, dagegen aber ganze 
Eimer des als ſchädlich anerkannten 
erfünftelten Schaumes ſchon von Haufe 
zu ihrem Stande mitbringen, felben 
unter ihren Ständen verbergen, und 
auf diefe Art die beftehende heilfame 
Vorſchrift zu umgehen fich erfrechen, fo 
wurde auch diefer Unfug abzuftellen be- 
fohlen. Hfd. v. 22. Febr. 1793.) 

7. Sollte fi irgend eine verfau- 
fende Partei beigehen Iaffen, die zum 
Verſchleiße gebrachte Milh auf was 
immer für eine Art und felbft dur 
fonft unfhädlihe Zufäße zu verfäl— 
fhen, fo wird felbige im Ueberwei— 
fungsfalle nicht nur von dem Milch— 
verjchleige auf immer entfernt, fondern 
au als ein wahrer ehrlofer Betrüger 
nad aller Strenge der Gefeße gezüch— 
tiget werden. Zu diefem Ende ift fo- 
wohl dem Marktauffihts-PBerfonale als 
auch den Grundgerichten aufgetragen, 
auf ſämmtliche milchverſchleißende Par— 
teien eine ununterbrochene Aufmerkſam—⸗ 
keit zu tragen, öfter unvermuthete Pro— 
ben vorzunehmen und bei entdeckter 
mindeſter Verfälſchung der Milch, den 
Betretenen zur weiteren Unterſuchung 
und Abſtrafung, der Behörde ohne 
Verzug anzuzeigen. 

Zaleisty, Handb. d. Pol. Gef. IL 
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Endlich ſind zwar alle Milchgattun⸗ 
gen ſatzungsfrei; jedoch verſieht man 
ſich, daß die milchverſchleißenden Bars 
teien das Publicum nicht nur mit ech» 
ter und unverfälfchter Milh, fondern 
auch in billigen Preifen bedienen wer: 
den, widrigend man zum Beſten des 
Publicums andere Maßregeln zu er- 
greifen wiffen wird. (Hfkzl. D. v. 17. 
Aug. u. vom 21. Dec. 1792. Kundm. 
der n. 6. Reg. v. 9. Jän. 1793. Pol, 
G. ©. 1. Bd. ©. 159.) 

Milhhändlern ift an Sonn- und 
Feiertagen, mit Ausnahme der foge- 
nannten gefperrten großen Feſttage 
ihre Milch bis 9 Uhr früh zu verfaus 
fen erlaubt. (N. ö. Rggs. Vdg. v. 29. 
Sept. 1803. Kp. Gef. Franz. 17.22. 
©. 701.) 

Milchſtände. Dem hiefigen Stadt- 
magiftrate wurde der Auftrag zugeftellt, 
alfogleich die Milchweiber, bei welchen 
die Milch verfälfcht gefunden wird, vors 
zurufen, fie über die Milchverfälſchung 
zur Antwort zu ziehen, und nad der 
befannt gemachten Berordnung vom 9. 
Jan. 1793 zu beftrafen, Bon welcher 
Berordnung die Bolizei-Dber-Direction 
mit dem Auftrage verftändigt wurde, 
täglich mehrere Milchſtände unterſuchen 
zu laffen, und bei dem Befund einer 
Milhverfälfhung die Milh fogleich 
wegfchütten zu laffen, und das Milch— 
weib auf der Stelle zu arretiren, dabei 
täglich fi aber hierüber Rapport ab» 
ftatten zu laffen. (Rggs. D. v. 11. Dec. 
1802. Ferro’s Sanit, Vdg. 2. Thl. 
©. 206.) 

Milchverfälfchung, wegen derjel- 
ben hat das Marktauffihts - Perfonal 
und die Grumdgerichte öfter unvermus 
thete Proben vorzunehmen, ſ. Milch: 
handel, 

— — wegen derjelben haben vie 
Polizei» Bezirks - Aerzte aufmerkfam zu 
fein, und diesfalld ihre Bemerkungen 
und Wahrnehmungen fogleih der Bes 
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zirks-Direction anzuzeigen. (Inſtr. für 
Polizei⸗Bezirks⸗Aerzte 8. 15) 
Milchverfälſchung, die, iſt mit 
Arreſt und Confiscation zu beſtrafen. 
(N. ö. Rggs. Vdg. vom 3. Jän. 1803. 
Krop. Gef. Franz. 18. Bd. ©. 77.) 
— — Bei der wiederholten Betre- 
tung der Milchweiber mit verfälfchter 
Mil hat die Regierung das Kreisamt 
auch feinerfeit® zur Befeitigung diefer 
Betrügerei mitzuwirken angemwiefen, 
feine Kreis - Commiffärd hierauf auf: 
merkfam zu machen, und ihnen aufzus 
tragen, bei gelegenheitlichen Reifen in 
der Nähe von Wien, Unterfuhungen 
zu pflegen und die in Verfälfhung der 
Milch Betretenen unnahfihtlih zur 
verdienten Beftrafung zu ziehen. Die 
nämlihe Wachſamkeit ift au den Do- 
minien und Ortsobrigfeiten nahdrüd- 
li aufgetragen worden. (Rggs. Vdg. 
vom 2. Juli 1813 3. 21199. Guld. 
Sanit. Vdg. 3. Bd. ©. 332.) 
Militär, welches in den Ci— 
vilftand übertritt. Da ſchon öfter 
die Beichwerde vorgefommen ift, daß 
die aus der Militärdienftleiftung ent- 
laffenen ausgedienten Gapitulanten, 
dann die jonftigen verabfchiedeten Sol: 
daten und Parteien, bei ihrem Rück— 
tritte in die Eivilverhältniffe fih als 
unabhängig betrachten, und mit Beru— 
fung auf angeblich von ihren ehemali- 
gen Militär-Vorgefekten erhaltene Zu— 
fiherungen, befondere Begünftigungen 
binfihtlich der den übrigen Unterthanen 
gegen den Staat, gegen die Obrigkeit 
und gegen die Gemeinde obliegenden 
Verpflichtungen, insbefondere aber die 
gänzliche Befreiung von den landes- 
fürftlihen oder obrigkeitlihen Gaben 
und Reiftungen anfprehen, fo wurde 
angeordnet: daß den anstretenden aus— 
gedienten Capitulanten, dann den 
fonft aus der Militärdienftleiftung ent— 
laffen werdenden Soldaten und Bars 
teien die ausdrückliche und verläßliche 
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Belehrung vor ihrer Entlaffung zu er 
theilen fei, daß ihnen bei ihrem Weber: 
tritte in den Eivilftand alle Pflichten, 
welche in Folge der beftehenden Geſetze 
den übrigen Unterthanen und Staats» 
bürgern auferlegt find, obliegen, und 
daß fie demnach auch ſowohl die lan- 
desfürftlihen als obrigkeitlihen Schul« 
digkeiten, von denen fie nicht ausdrück— 
lih und insbefondere losgezählt wor: 
den find, ohne alle Einwendung zu leis 
ften, übrigens fich aber arbeitfam, fried— 
fertig und unterwürfig gegen ihre Ei- 
vilobrigfeiten zu betragen haben, indem 
alle diejenigen, welche fih ala Gefhäfts- 
Iofe betreten laffen, oder wegen Ercef- 
fen, Ruheftörung und Widerfeplichkeit 
zur Stellung ex offiecio ſich eignen, 
ohne Rüdfiht auf ihre bereits vollen- 
dete Dienftzeit und erfolgte Entlaffung 
ohne weiters aufs Neue zum Militär 
würden abgegeben werden. Diefe Be» 
lehrung ift allen entlaffen werdenden 
Soldaten und Barteien ohne Unter: 
fhied des Nationals, mit blofer 
Ausnahme der Ausländer, welche nad 
ihrer Entlaffung nicht in der k. k. öft. 
Monarchie zu bleiben, fondern in ihr 
Baterland zurückzukehren gefonnen find, 
zu ertheilen, und um ihnen diefelbe 
ftet8 gegenwärtig zu halten, ift in den 
Abſchieden der betreffenden Individuen 
künftig die fchriftliche Clauſel beizufe- 
Ben: daß der betreffende Mann bei ſei— 
ner Entlaffung vom Militär in die Ci— 
vil-Furisdiction übertrete, und daher 
den betreffenden politifhen Behörden 
wie andere Unterthanen und Staats— 
bürger in Allem pünctlihen Gehorſam 
zu leiften habe, (Hfkzl. D. v. 27. Spt. 
1823. Krop. Gef. Franz 48. BP. 
©. 556.) 

Militär. Es ift ſchon in den all- 
gemeinen Berordnungen gegründet, daß 
Diejenigen, welche fih dem Militär in 
feinen Amtshandlungen gewaltfam mit 
Waffen oder andern gefährlichen Werk- 
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zeugen widerfeßen, auf der Stelle nie- 
dergemadht werden können. Indbefon- 
dere ift aber das Militär dur eine 
Berordnung des Hoffriegsrathes vom 
25. Juni 1803 in Abfiht auf die 
Schwärzer angemwiefen, ſich diefes Rech— 
tes in Fällen gemwaltthätiger Widerfe- 
gung zu bedienen, und diefe Berord- 
nung ift erneuert worden. (Hflzl. Dec. 
vom 5. Mai 1827 3. 12794. Bde. d. 
n. ö. Reg. vom 13. Mai 1827 38. 
25821. Pr. G. ©. 9. Bd. Nr. 154.) 

Militär. In Erledigung eines a. u. 
Bortrages, über zwifhen Mili- 
tär- und Eivilperfonen vorge 
fallene Erceffe gerubten Se. f.t. 
Majeſtät, laut Eröffnung des Herrn 
oberiten Kanzlers vom 12. Juli 1831 
mit a. h. Entſchließung vom 7. d. M. 
zu erklären: „Es iſt den Behörden zur 
ſtrengſten Pflicht zu machen, bei vor— 
fallenden Exceſſen, daher auch bei ſol— 
chen gegen das Militär, die daran 
Schuldtragenden zu entdecken, und die 
ſchuldig befundenen nach den Geſetzen 
zu beſtrafen, da Unordnungen, befon- 
ders PVergehungen gegen das Militär 


nicht zu dulden find. (N. ö. Rggs. D. 


v. 22. Juli 1831 3. 39276.) 

— — Ganitätsdienfte für dasfelbe 
von Seite der Civilärzte, |. Aerzte. 
(Vdg. vom 31. Dec. 1848.) 

— — Beförderung auf der Eifen- 
bahn, |. Eifenbahn. (Hfkzl. D. vom 
30. Juni 1838 8.8 g, und Eifen: 
bahn-Betriebs-Ordnung $. 69.) 

— — ausländifhe Militärperfonen 
unterliegen der Eivil= Gerichtsbarkeit, 
f. Militär-Gerichtsbarfeit. Pat. v. 
22. Dec. 1851 8.3 u. Militär-Per: 
fonen. 

— — Behandlung erfrankter Sol- 
daten dur Civil» Aerzte außer den 
Spitälern, f. Militär:Perfonen. 

— — ſ. Militär:Perfonen. 

Militär-Abfchied. Die Abfchiede 
der ausgedienten Soldaten vertreten 
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nicht die Stelle der legalen Bäffe und 
Eonfenfe, und es hat ſich ein jedes fol- 
ches Individuum zum Reifen von einem 
Drte zum andern mit einem gefeßlichen 
Baffe oder Eonfenfe feiner Obrigkeit 
zu verfehen, widrigens font mit den- 
felben nad den beftehenden Pa - Bor- 
fchriften wie mit paß- und confenslo- 
fen Tagabunden zu verfahren ift. (Vdg. 
des böhm. Gub. vom 31. Dec. 1827 
3. 51385.) 

Militär: Agenten. Mit a. h. Ent» 
ſchließung vom 30. Mai 1834 wurde 
beftimmt: 

1. Das Inftitut der Hofkriegs-⸗Agen— 
ten hat einzugehen, die noch beftehen» 
den Hoffriegd: Agenten aber find im Ge- 
nuffe ihrer erworbenen Rechte zu ſchützen. 

2. Die General» Gommanden außer 
Ungarn, Siebenbürgen und der Mili- 
tär-Grenze werden ermächtiget, denje- 
nigen der bereits vorfhriftsmäßig be- 
rechtigten öffentlihen Agenten, welche 
darum anfuchen, nad einer vorläufi- 
gen gut beftandenen Prüfung für den 
General-Gommando-Bezirk die Befug- 
niß zu ertheilen, die an fie fih wen» 
denden Parteien bei den Militär» Be- 
hörden zu vertreten, in fo fern nicht aus— 
drüdlihe Gefeße derlei Vertretungen 
andern dazu berechtigten Perſonen vor- 
behalten. 

3. Die Prüfung aus den für die 
Militär - Verwaltung vorgefchriebenen 
Geſetzen und Normen, in fo weit ſolche 
Agenten deren Kenntniß benöthigen, 
hat der Juſtiz- und politifche Referent 
des General-Commando vorzunehmen. 

4. Jede Eonceffion ift an die Be- 
dingung zu knüpfen, daß der Agent 
die von der Militär-Behörde ihm über- 
tragenen Bormundfhaften und Cura- 
telen dürftiger Parteien unentgeltlich 
übernehme. 

5. Gegen die verweigerte Befugniß- 
Ertheilung kann der Recurd an den 
Hofkriegsrath ergriffen werden. 

28” 
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6. Den zur Vertretung der Parteien 
bei den Militär-Behörden berechtigten 
Agenten iſt zu geftatten, ſich zu allen 
diesfälligen, nicht anderen Perſonen 
gefelich vorbehaltenen Gefchäften anzu- 
bieten und fie zu führen, dann die Ge- 
bühren von den Parteien anzunehmen, 
über welche fie mit dieſen überein- 
kommen. 

7. In Anfehung der Militär-Grenz- 
Agentenftelle hat es bei den beftchen- 
den Anordnungen zu verbleiben. (HfEzI. 
D. vom 19. Juli 1834 3. 17683, an 
fämmtliche Länderſtellen. Eire. der n. 
ö. Reg. v. 13. Aug. 1834 3. 43411. 
Pol. G. ©. 62. Bd. Nr. 84.) 

Militär » Arreftanten, In den 
Fällen, wenn von Militär» Gerichten 
verhaftete Civil-Perſonen nach erhalte: 
ner näherer Aufklärung ihrer Verhält- 
niffe, an die ordentlichen Unterfu- 
hungs-Gerichte oder von den letzteren 
eingezogene Militär- Perfonen abgelie- 
fert werden, hat die bisher übliche ge— 
genfeitige Vergütung der Ablieferungs- 
und Berpflegskoften ganz aufzuhören. 
(Iuft. Hfd. v. 3. Nov. 1826 3. 6613, 
an fümmtl. Apell. Ger, Krop. ©. ©. 
52. Bd. Nr. 271. Diefe Berordnung 
wurde in Erinnerung gebracht und auch 
für Ungarn, Eroatien, Slavonien, die 
jerbifche Woiwodfchaft und das Temefer 
Banat in Siebenbürgen zur Darnadj- 
tung vorgefchrieben. Vdg. des Juſt. 
Min. vom 2. Jän. 1851, wirkfam für 
alle Kronländer. R. G. B. Nr. 12.) 
©. auch Militär-Defertenre. 

— — deren Trandportirung auf 
der Eifenbahn, f. Arreftanten. 

MilitärsAbftellung, ſ. Militär: 
Stellung. 

Militärs Aerzte. In Bezug auf 
felbe wurde in Folge a. h. Entſchließ. 
vom 7. Sept. 1804 angeordnet, daß 
die den Militär-Merzten zuftehende Be— 
fugnig zur medic. hirurg. Civil-Praxis 
nit nadı dem Range, den diefelben 
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bei der Armee befleiden, fondern einzig 
nad den vollendeten Studien an der 
Academie, oder an einer k. f. Univerfi- 
tät oder Lycaum erhaltenen Diplomen 
beftimmt werden follen, und daß ein 
jeder Militär-Chirurg, der ein ſolches 
Diplom befißt, gleiche Rechte, gleiche 
Freiheiten und gleiche Befugniffe zur 
medic. und hirurg. Civil-Praxis genies 
Ben und haben foll, welde Eivil-Per- 
fonen, mit gleichen Diplomen verfehen, 
genießen und haben. (Hofkriegsr. Refc. 
vom 5. Det. 1804, n. ö. Rggs. D. v. 
20. Dct. 1804 3. 12435. Ferro's ©. 
B. 2. Thl. ©. 295 u. 296.) 

Militär = Aerzte und Militär: 
Schmiede dürfen beim Eivile feine 
Thiere behandeln. (Hfd. vom 2. Aug. 
1811. Barth. H. u. ©. Gef. 5. Br. 
©. 133.) - * 

— — Mit allerhöhften Cabinets— 
Schreiben vom 17. Dectober 1812 
wurde befohlen, daß den an der Joſe— 
finifhen Academie promovirten Indi— 
viduen, fie mögen fi in wirklichen 
Militärdienften befinden, oder aus den- 
felben getreten fein, in Gemäßheit des 
erlangten Diploms die nämlichen Vor- 
rechte in Anfehung der Civil» Prarid- 
Gebühren, welche die Magijter und 
Doctoren der Chirurgie, welche an was 
immer für einer Univerfität der Mon- 
archie promovirt find, genießen. Den 
Militär-Herzten aber, die fein Diplom 
befißen, die Eivil- Prarid auszuüben 
unterfagt fei. (Hffzl. D. vom 1. Nov. 
1812 3. 16152, an ſämmtl. Länderſt., 
n. d. Rggs. vom 15. Nov. 1812 3. 
31029. Bol. ©. ©. 3. 1812.) 

— — Ge. Majeftät haben mit a. bh. 
Cabinet3-Schreiben v. 29. Mai 1813, 
in Anſehung der Civil: Praris der an 
der Joſefs-Academie zu Doctoren bes 
förderten Militär » Aerzte zu beftimmen 
gerubt, daß bis auf weiteren Befehl 
fi genau an das Errichtungs-Diplom 
diefer Academie vom 5. April 1786 
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gehalten, und denfelben lediglich jene 
Befugniffe zugeftanden werden, welde 
den Doctoren der Chirurgie, die diefe 
Würde auf inländifchen Univerfitäten 
erhalten haben, zugeftanden find. (Hfkzl. 
Dect. v. 31. Mai 1813 3. 9174, an 
fämmtl. Länderft. Deer. der n. d. Reg. 
vom 16. Juni 1813 3. 17330. Bol. 
®. ©. 3. 1813.) 

Militär-Aerzte. Se. k.k. Majeftät 
haben in Beziehung auf die Ausübung 
der innerlichen Heil-Praxis der Militär: 
Aerzte mit a. h. Entfhl. v. 3. Juli 1819 
anzuordnen gerubt: Es fei ſich in Hin- 
fiht der Rechte und Befugniffe, welche 
Individuen, die an der Joſefs-Acade— 
mie Diplome erhielten, zufommen, ges 
nau an den Klaren Sinn der Statuten 
diefer Ncademie, und an die a. h. Ent— 
fhließungen vom 7. Sept. 1804, v. 
17. Det. 1812 und v. 29. Mai 1813 
zu halten. In Gemäßheit diefer a. h. 
Entfhliegung hat der Hofkriegsrath 
wegen Einftellung der Behandlung in- 
nerer Krankheiten bei Eivil- Perfonen 
durch die an der Jofefs- Academie zu 
Doctoren promovirten Militär » Aerzte 
das Erforderliche an die oberfeldärzt- 
lihe Direction erlaffen. (Hfkzl. D. vom 
28. Dct. 1819 3. 33447, n. 6. Reg. 
Vdg. v.5. Dec. 1819 3. 42342. Vdg. 
des böhm. Bub. vom 2. Dec. 1819 
3. 51393, n. 6. Pr. ©. ©. 3. 1819.) 

— — lieber die in Anregung ge: 
brachte Frage: ob die Militär» Aerzte, 
welche als Doctoren der Medicin und 
Chirurgie ihre Kunft und die Civil— 
Praris in Wien ausüben wollen, ver: 
halten werden follen, ſich der hiefigen 
medic. Facultät einverleiben zu laffen, 
widrigenfalld ihnen von Seite der Apo— 
thefer über ihre Recepte feine Arzneien 
zu verabfolgen wären, wird bedeutet, 
daß die a. h. Entſchließung v. 16. Aug. 
1817, dur welche den Civil-Aerzten 
eine ſolche Verpflichtung auferlegt wird, 
feine Anwendung auf die in Frage fte- 
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henden Merzte finden könne, indem 
diefelben ihren Regimentern, Corps 
u. f. w. angehören, und die Wahl ihres 
MWohnfiges oder Standpunctes nicht 
von ihnen, fondern von der Disloci- 
rung der Truppen abhängt, ihr Auf: 
enthalt in der Refidenz daher nicht als 
ein freiwilliger, fondern ald ein aus 
ihren Dienftverhältniffen bervorgehen- 
der angefehen werden muß, und es 
nicht angehen kann, Werzten, die in 
allen übrigen Beziehungen ſich im vol: 
len Beſitze des Rechtes, die Praxis 
auszuüben, befinden, durch einen indis 
recten Zwang in der Ausübung ihrer 
Kunft zu beſchränken. Auf jene Mili- 
tär⸗Aerzte jedoch, welche ſchon ausge: 
dient haben, oder überhaupt aus dem 
Militär-Verbande getreten ſind, findet 
die obenerwähnte a. h. Entſchließung 
ihre volle Anwendung, da ſie nicht 
mehr als Militär-Aerzte betrachtet wer: 
den können, fondern dem civilärztlichen 
Stande angehören, und auf feine grö- 
ßere Begünftigung als diefer Anſpruch 
haben. (Hflzl. D. v. 25. Aug. 1836 
3. 22203. Vdg. der n. d. Reg. vom 
6. Spt. 1836 3. 51233. Prov. ©. 
©. 18. Bd. ©. 226.) 

Militär: Herzte, ſiehe Civil— 
Praris. 

— — f. Militär-Wundärzte. 

— — in Wien, ihre Praris betref- 
fend, f. Eurpfufcherei. 

— — deren Verhalten bei der Im— 
pfung betreffend, f. Impfung. (Hfkzl. 
D. v. 9. Juli 1836 $. 6. 1.) 

Militär: Affentirung. Bezüglich 
des Actes der Affentirung haben Se. 
Majeftät vermöge a. h. Handfchreibens 
vom 11. Juni 1819 mit vielem Miß— 
fallen in Erfahrung gebracht, daß bei 
der Affentirung die Sittlichkeit in dem 
Grade verlegt werde, daß man die jun- 
gen Leute in einem Nebenzimmer ſich 
entfleiden, und dann warten läßt, bie 
einer nad dem andern vor die Com: 
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miffion gerufen wird, dann daß dies 
felben nad gepflogener Unterfuhung 
entblößt mit den Kleidern unter dem 
Arme in das Vorzimmer geſchickt wer: 
den, wo fie fi in Gegenwart wieder 
anderer Berfonen erft wieder ankleiden. 
Es ift daher durch das genannte a. h. 
Handfchreiben verordnet, daß diefe Un- 
füge überall, wo fie beftehen, ſogleich 
für immer abgeftellt, und daß bei den 
Affentirungen der Recruten das Deco- 
rum beobadtet, und das Gefühl der 
Sittlichfeit möglichit geſchont werde. 
So wie von diefem a. h. Befehle die 
ſämmtlichen Truppenabtheilungen und 
friegscommiffariatifhen Beamten zur 
genaneften Nachachtung verftändigt 
worden find: fo gefchah diefes auch bei 
den politifchen Behörden, damit aud 
von ihrer Seite auf die Befolgung der 
in diefer Anordnung enthaltenen Bor: 
fhriften dem Zwecke gemäß hingewirkt, 
und. durch die bei den Affentirungss 
Gommiffionen mitwirkfenden Beamten 
(die Kreis-Commiſſäre) auf die Hand- 
habung diefer Berordnung ftrenge ge: 
jehen werde. Sollte bei den jeweiligen 
Recrutenftellungen auf dem einen oder 
andern Aſſentplatze das befchränfte Lo— 
cale der pünctlichen Befolgung diefer 
a. h. Anordnung unvermeidlide Hin- 
derniffe entgegenftellen, jo haben die 
Kreisämter den intercedirenden Werb— 
bezirfs » Regimentern in der Ausmitt- 
lung angemefjener und entfprechender 
Ubicationen für die kurze Zeit des 
Stellungsgefhäftes ſchleunig und will- 
fährig an die Hand zu gehen. (Hfkzl. 
D. v. 8. Juli 1819 3. 21621. Vdg. 
des böhm. Gub. vom 23. Juli 1819 
3. 33820. Obent. 4. Bd. ©. 39.) 
Militär - Affentirung, |. Milis 
tär-Beurlaubte, Militär:Recrn: 
tirung, Militär-Stellung. 
Militär-Affiftenz. Iede Militär: 
Abtheilung, wenn in deren Nähe die 
Öffentliche Sicherheit auf irgend eine 
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Art gefährdet werden ſollte, iſt ver— 
pflichtet, die von den politiſchen Be— 
hörden angeſprochene Aſſiſtenz unbean- 
ſtändet mit aller Wirkſamkeit beizuftel- 
len. (Vdg des böhm. Bub. v. 4. Det. 
1832 3. 49747. Obent. 3. BP. 
©. 278.) 

Militär-Affiftenz. Die Gebühr für 
die Militär-Affiftenzmannfhaft ift eben 
fo feftgefegt, wie fie der Militär-Erecu- 
tionsmannſchaft bei der Eintreibung der 
Gontributiong = Refte verabreicht wird, 
und nur der Dfficier muß von der 
Obrigkeit unterhalten und unterbracht 
werden. (Hfd. v. 30. Jan. 1783.) 

— — Die wegen Anwendung der 
Militär-Affiftenz erlaffenen Hofkanzlei— 
Deirete vom 26. Jänner und 25. Juni 
1768 und 2. Jän. 1786 maden die 
Anwendung der Militär » Affiftenz fei- 
neswegs von der Bewilligung der Lan- 
desftelle abhängig, fondern räumen 
felbe auch den Kreisämtern ein. Das 
Hoffanzlei = Decret vom 25. November 
1785 fagt zwar, daß in Fällen, wo 
der Ungehorfam des Unterthans Tedig- 
lih auf den Grundherrn einen Bezug 
bat, die Beiziehung des Militärs nicht 
Statt finde, jondern es feien lediglich 
jene Zwangsmittel zu gebrauchen, Die 
in dem Patente vom 1. Sept. 1781 
den Obrigfeiten eingeräumt find. Mit 
dem Hofkanzleis-Decrete vom 2. Jänner 
1786 wurde aber diefe Verordnung 
ausdrüdlid dahin erläutert, fie fei 
nicht dahin zu deuten, Daß die Militär: 
Affiftenz in feinem Balle mehr 
Platz greifen könne, wo das Intereſſe 


der Dominien eintritt, und es wurde 


mit diefem Hof = Decrete ausdrücklich 
vorgefihrieben, wie gegen halsftärrige 
Unterthanen vorzugehen ſei. (Hoftzl. 
Präf. D. v. 10. Det. 1834 3. 2018, 
n. 6. Rggs. Präf. Vdg. vom 14. Det. 
1834 3. 2137, n. d. Prov. ©. ©. 
16. Bd. Nr. 238.) 

— — 68 ift nad Inhalt einer vom 
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k. k. Militär» General» Commando an 
die Polizei-Dber-Direction gerichteten 
Rote vom 22. Aug. 1835 3. 2721, 
der hiefigen Garnifon eingefhärft wor- 
den, daß die Wach - Gommandanten in 
Fällen, wo die Militär-Polizeiwache in 
Ausübung ihrer Pflichten mit der eige- 
nen Kraft nicht ausreicht, über jedes- 
maliges Berlangen, und nad Umftän- 
den auch unaufgefordert, derfelben 
werkthätig beiftehen follen, doch kann 
fi diefe Berfügung nur auf die Offi— 
ciers⸗ und Unterofficierd-Poften bezie- 
ben, da jene der Gefteiten, bei der eige- 
nen geringen Mannſchaftszahl eine 
ſolche Aushilfe zu leiften nicht vermö— 
gen. Die bier zugeficherte Affiftenzlei: 
ftung wird allerdings aud der Eivil- 
wache gewährt werden, in fo fern fi 
diefelbe, wie es in derlei Dienftleiftune 
gen immer gefchehen foll, als Polizei- 
wache fenntlih macht. (Decr. der k. k. 
Polizei-Dber-Direction vom 29. Aug. 
1835 3. 9470/1760.) 

Militär-Affiftenz. In Folge einer 
Mittheilung des k. k. Hoffriegsrathes 
wird der Landesftelle zur Richtſchnur 
und Belehrung der Unterbehörden er 
öffnet, daß Se. Majeftät mit a. 5. 
Entihliefung vom 17. Dec. 1835 zu 
befehlen gerubten, daß, wenn ein Mi: 
litär: Commando von Seite der Civil: 
Behörden zur Bornahme gemeinfchaft- 
licher Streifungen gegen verdächtige und 
flüchtige Menſchen requirirt und befeh- 
ligt wird, dasfelbe hinfichtli der an- 
zumwendenden Waffengewalt, an den 
eine derlei Streifung leitenden Civil» 
Commiſſär angemwiefen werde; melde 
Borfährift überhaupt in allen Fällen zu 
gelten hat, wo das Militär nicht allein 
für fih, fondern als Affiftenz für das 
Civil einſchreitet. (Hfkzl. D. vom 27. 
Mai 1837 3. 11340, an fänmtliche 
Länderft. Pol. ©. ©. 65. Bd. Ar. 83. 
Vdg. der n. 6. Reg. v. 4. Juni 1837 
3. 31917.) 
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Militär Affiftenz. In der Neben- 
lage wird der Landesftelle eine Abfchrift 
des in Folge einer a. h. Entſchl. v. 27. 
Aug. d. 3. von dem Präfidium des k. k. 
Hofkriegsrathes unterm 8. Dct. 1844 3. 
1527, an fümmtliche landescommandi- 
renden Generäle erlaffenen Nefcriptes, 
worin die Grundſätze aufgeftellt 
werden, nad welder fih fünf 
tighin die aufgerufenen Mili« 
tär =» Affiften;-Gommanden bei 
eintretenden Störungen der 
öffentlihen Ruhe rüdfihtlid 
der Anwendung der Waffenge- 
waltallenthbalbenzubenehmen 
haben, zugeftellt. (Hf;l. D. vom 19. 
Dctober 1844 3. 33367, an ſämmt⸗ 
lihe Länderftellen, Dec. der n. ö. Reg. 
v. 31. Det. 1844 3. 64222. Pol. ©. 
©. 72. Bd. Nr. 134.) 

In den Berhaltungsregeln für die 
Alfiftenz- Commanden, die bei eintre> 
tenden Rubeftörungen von den politi- 
fhen Behörden zur Aufrechthaltung 
der gefährdeten üffentlihen Drdnung 
verlangt werden, bildet einen der wich— 
tigften Puncte die Frage, in welchem 
Momente und unter weldhen Umftän- 
den die wirkliche Anwendung der Waf- 
fengewalt endlich zur unvermeidlichen 
Nothwendigkeit wird. Die Erfahrung 
bat gezeigt, daß für die Löfung diejer 
Frage bisher nicht allenthalben das 
gleiche Princip zur Richtſchnur genom: 
men worden ift. Um im einer Angeles 
genheit von folder Wichtigkeit Feiner 
Ungewißheit Raum zu geben, und darin 
zu einem überall ganz gleihmäßigen 
und entſprechenden Berfahren zu gelans 
gen, haben Se. Majeftät der Kaifer 
die Aufftellung des nachfolgenden 
Grundfages U. h. zu genehmigen ges 
rubt, der in feiner Einfachheit und Bes 
ftimmtheit Feiner zweifelhaften Deu— 
tung unterliegen kann. Die wirkliche 
Anwendung der Waffengewalt, und 
zwar dann gleich mit ernftem Nach— 
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drucke, hat in zwei Fallen Plab zu 
greifen: 

Der erfte ald Hauptregel zu betrach— 
tende Fall tritt dann ein, wenn der 
politifche Commiſſär, an melden die 
Militär » Affiftenz gewiefen, und der 
für die Anwendung der Gewalt in er- 
fter Linie verantwortlid, ein ferneres 
abmahnendes Einfchreiten ſelbſt als 
unfruchtbar und zur Zurüdführung der 
Drdnung nicht mehr ald auslangend 
erklärt, und daher das thätige Ein- 
fhreiten der Waffenhilfe fordert; der 
zweite Fall, in welchem die Anwen: 
dung der Waffen auch ohne diefe Auf 
forderung des politifhen Commiſſärs 
fogleih Statt zu finden hat, tritt dann 
ein, wenn die Truppe von den Tu— 
multuanten etwa felbft angegriffen, oder 
thatfählich infultirt würde, da fie un- 
ter folhen an fih fchon einen hohen 
Grad von Berftoctheit beurfundenden 
Umftänden in der Lage der Nothwehre 
und der Bertheidigung der Waffenehre 
verfegt if. Da übrigens für Falle, 
weldhe unter den verjchiedenartigften 
Formen auftreten können, ganz genau 
für jedes einzelne Greigniß gleichmäßig 
geltende Vorfchriften ſich nicht geben 
laffen, fo muß auch der richtigen Beur- 
theilung der Gommandanten folder 
Militär» Affiftenzen überlaffen bleiben, 
ob im gegebenen Falle bei der Infan— 
terie ein Angriff mit dem Bajonette in 
geihloffener Ordnung mit größtem 
Nahdrude und immer wie fih von 
felbft verfteht, unter dem Schuße einer 
Referve bleibenden Abtheilung ausge: 
führt, als vorläufig noch ſchonendere 
Modalität Statt finden könne, oder 
ob fogleih zur Anwendung der Feuer: 
waffe, was immer in ganzen Dechar— 
gen, nie im einzelnen Keuer zu gefchehen 
bat, geſchritten werden müſſe. Es fließt 
aber hieraus ermeuert die ohnehin in 
den beftehenden Borfchriften ausge: 
ſprochene Nothwendigkeit bei der Zu: 
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fammenfeßung von Affiftenz-Comman- 
den der fraglichen Art, fowohl auf die 
entfprechende Beftimmung ihrer Stärke 
als auf die Wahl der ihnen vorzufe- 
benden Führer die möglichſte Sorgfalt 
zu verwenden. (Präf. Refer. d. Hfkrgsr. 
v. 8. Dct. 1944 3. 1527. Pol. G. ©. 
72. Bd. Nr. 134.) 
Militär-Affiftenz. Ueber die An- 
wendung von Militär-Affiftenz bei Wi— 
derfeglichkeit gegen das Geſetz wurde 
verordnet, daß die Behörden erft dann, 
wenn alle gütlichen Mittel der Belch- 
rung, Ermahnung, Warnung umd 
Drohung fruchtlos erfchöpft find, wenn 
feloft die gegen die Anftifter und Rä- 
delsführer geübte Strenge ohne Ein- 
druck auf das Volk blieb, zur Anwen: 
dung der militärifhen Gewalt fchrei- 
ten, dann aber auch mit aller Entfchie- 
denheit aufzutreten haben, und nicht 
nur die momentane Widerſetzlichkeit 
brechen, fondern diefelben auch für ih— 
ren gewaltfamen Widerftand empfind- 
lih ftrafen und der verlegten Würde 
des Geſetzes die vollfte Sühne bereiten 
müffen. Hat die Widerfeklichkeit be— 
reitd weit um fich gegriffen, und meh: 
rere Gemeinden derfelben fih ange: 
fhloffen, jo ift mit der Anwendung der 
Militär » Affiftenz ſtets mit jener Ge- 
meinde der Anfang zu machen und das 
Berfahren mit aller Strenge zu Ende 
zu führen, von welcher das Uebel aus— 
gegangen ift, oder welche in der Wider- 
ſetzlichkeit auf das ftörrigfte verhartte. 
(Erlaß des Minifterium des Innern 
vom 29. Jänner 1849 3. 442. m. 1. 
Decr. dern. d. Regierung vom 5. Fe: 
bruar 1849 Zahl 5149. 8. ©. 2. 
Nr. 23.) 
— — ſ. Militär-Patronillen. 
— — f. Politifche Obrigfeiten. 
— — ſ. Zigeuner. 
Militär-Behörde, deren Einver— 
nehmen bei Brückenbauten, ſ. Brü— 
ckenbau. 
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Militär : Begräbniß- Ordnung 
für Wien, Modificationen in der 
Ausführung der diesfälligen 
Neglements-Borfhriften. Der 
Umftand, daß die Leichenhöfe Wiens 
ſämmtlich mit bebauten Feldern umge: 
ben find, und es hierdurch beinahe un- 
möglich geworden ift, die Eonducte bei 
‚größeren militärifchen Beerdigungen zur 
Abfeuerung der Salven fo aufzuftellen, 
daß nicht hiebei und durch den Andrang 
des Publicums Befhädigungen an den 
Grundftüden gefhehen, hat das k. f. 
n. ö. General-Militär-Commando be 
fimmt, einige Modificationen in der 
Ausführung der Reglements-Vorſchrif— 
ten über die militäriſche Begräbniß— 
Ordnung für Wien in Antrag zu brin— 
gen. Mit a. h. Entſchließung vom 18. 
März 1836 wurde nunmehr genehmi— 
get, daß bei der Beerdigung der Mili— 
tärs vom Stabs-Officiere aufwärts der 
Conduct zwar jedesmal bei oder in der 
Nähe der Wohnung des Berftorbenen 
fi aufftelle, nach erfolgter Einfegnung 
der Leiche aber diefelbe nicht bis auf 
den Friedhof begleite, fondern auf die 
Esplanade zu rüden und dafelbft die 
vorgefchriebenen Salven zu geben hat, 
der Leichenwagen felbft jedoch bei dem 
Begräbniß von Stab8-Dfficieren durch 
einen Flügel Cavallerie, vom Genera- 
len aufwärt® aber immer durch die 
Hälfte der zum Conducte ausgerücten 
Gavallerie » Abtheilung zum Priedhofe 
begleitet werde. In jenen Fällen nun, 
wo die Beerdigung auf dem Friedhofe 
vor der Mariahilfer, Lerchenfelder, Here 
nalfer oder Währiger Linie Statt fin- 
det, hat in Hinkunft der Gonduct zur 
Abfeuerung der Salven auf der Espla- 
nade zwifchen dem Burg: und Schot- 
tenthore, wenn aber die Beerdigung auf 
dem St. Marrer oder Mapleinsdorfer 
Reichenhofe erfolgt, auf der Esplanade 
bei dem Berbrennhaufe aufzumarjchi- 
ren. In jenen Fällen endlih, wo die 
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Leiche zur Taborer Linie hinausgeführt 
wird, fol der Conduct ſolche bis zum 
Anfange des Praters begleiten, dafelbft 
aber aufmarfhiren, und die lete Eh: 
renbezeugung leiften, während die Ca— 
vallerie- Abtheilung dem Leichenwagen 
noch weiters bis vor die Zaborer Linie 
folgt. 

Was übrigend die Beerdigung der 
fubalternen Dfficiere, dann Hauptleute 
und Nittmeifter betrifft, fo ift es am 
zweckmäßigſten erachtet worden, es bei 
den bisher beobachteten Obfervanzen 
verbleiben zu laſſen, wornach in diefen 
Fällen der ganze Conduct die Leiche 
bis zum Begräbnißplaße begleitet, all 
wo folder für die ſchwachen Abtheilun: 
gen den zum Aufmarfche und Abfeue- 
rung der Salven nöthigen Platz nächſt 
den betreffenden Keichenhöfen findet. 
(Vdg. der n. 6. Reg. v. 6. Apr. 1836 
8. 19865. Prov. G. ©. 18. Br. 
Nr. 113.) 

Militär : Befreiung. Mit a. h. 
Entfhliegung vom 29. Juli 1836 
wurde die zeitliche Befreiung derjeni- 
gen Studirenden vonder Mili- 
tär-Pflicht, welde fih nad 
vollendeten Studien für das 
DoctoratderMedicinoder Ehi- 
rurgie oder der Rechte vorbe- 
reiten, oder die Wahlfähigkeit für 
das Nichteramt nachſuchen oder als 
PBracticanten oder Auscultanten in lans 
desfürftlihe Dienfte treten; ferner die 
ganzlihe Befreiung von der Militär: 
Pflicht außer den Doctoren der Rechte, 
welche stallum egendi haben, und je 
nen der Medicin und Chirurgie, auch 
den Doctoren der Rechte unter den 
nachfolgenden näheren Beftimmungen 
ertheilt: 

8.1. So wie nah dem Hofdecrete 
vom 7. Aug. 1827 (f. Militär: Re: 
erntirung) die Doctoren der Medicin 
und Chirurgie, find auch graduirte 
Doctoren der Rechte, ohne Unterfchied, 
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ob fie den stallum agendi haben oder 
nicht, gänzlih von der Militär-Pfliht 
befreit. 

$. 2. Die graduirten Doctoren der 
Philofophie als ſolche genießen nur die 
für Studirende feftgefeßte Begünftigung. 

$. 3. Diejenigen Individuen, welche 
die Studien der Rechte, der Mebdicin 
oder der Chirurgie vollftändig be- 


endigetundinden legten Stu— 


dien-Zeugniſſen durchgehends 
die erſte Claſſe mit Vorzug er— 
halten haben, ſind durch die näch— 
ſten 3 Jahre vom Austritte aus den 
Studien gerechnet, von der Stellung 
zum Militär, jedoch nur unter 
den folgenden Bedingungen be— 
freit: 

$. 4. Die Juriſten, welche die Doe— 
torswürde . erlangen wollen, müffen, 
mit Ablauf des zweiten Jahres- nad 
beendigten Studien fi über zwei mit 
Approbation zurüdgelegte Rigorofen, 
und mit Ablauf des dritten Jahres mit 
dem erlangten Gradus ausweifen kön— 
nen, wenn fie nicht der Befreiung ver: 
luftig werden wollen. 

$. 5. Die Juriften, welche wegen 
Erlangung des Richteramtes fih zur 
Appellationd- Prüfung vorbereiten, müſ⸗ 
fen mit Ablauf des erften Jahres nad 
beendeten Studien über ihre Praris 
bei einer Eivil- und Criminal-Behörde, 
mit Ablauf des zweiten Jahres über die 
entweder aus dem Eivil- oder dem Eri- 
minal-Gefeße einzeln vollbrachte Appel- 
lations- Prüfung aus beiden Gefegen 
ſich ausweiſen. 

8. 6. Juriſten, welche weder Doc- 
toren noch Richter zu werden gedenken, 
aber entweder als Practicanten oder 
Auscultanten bei einer politiſchen Ju— 
ſtiz⸗ Staats⸗ oder dieſer gleichgeachteten 
Behörde einzutreten wünſchen, haben 
mit Ablauf des erſten Jahres nach be— 
endeten Studien über die angetretene 
Praris, mit Ablauf des zweiten Jah: 
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red mit dem erhaltenen Decrete über 
ihre beeidete Aufnahme fich auszuwei— 
fen, und diefe Borweifung mit Ende 
des dritten Jahres zu wiederholen. 

8.7. Wenn binnen der bier feflge- 
feßten Friften die mit Borzugsclaffen 
abfolvirten Juriſten die vorgefchriebes 
nen Docimente beibringen können, 
bleiben fie im Laufe der 3 Jahre nad 
Beendigung der Studien zeitlich, und 
wenn fie mit Ablauf des dritten Jahres 
fih entweder mit dem Doctor-Diplome 
oder dem Wahlfähigkeits-Decrete aus 
beiden Geſetzbüchern, oder mit einem 
Decrete ale Practicanten oder Auscul- 
tanten ausweifen fönnen, gänzlid von 
der Militär: Pflicht befreit. 

$. 8. Juriſten, welche zwar ihre 
Studien ganz, aber nicht mit Borzugs- 
claffen beendet haben, unterliegen eben 
fo wie während der Studien der Mili- 
tar Pflicht. Trifft fie aber im Laufe der 
nächften zwei Jahre die Militär - Wid- 
mung nicht, und können fie ſich mit 
Ablauf des zweiten Jahres nach been- 
digten Studien, mit den für Die mit 
Vorzug abfolvirten Juriften feftgefeb- 
ten Erforderniffe ausweifen; fo er- 
werben fie erft dann den Anſpruch auf 
zeitliche Befreiung für das dritte Jahr 
zur vollftändigen Erlangung der oben- 
erwähnten Zwede. 

$. 9. Die Mediciner und Chirurgen, 
welde ihre Studien ganz und nad 
ihren legten Zeugniffen mit Borzug ber 
endet haben, müffen mit Ablauf des 
zweiten Jahres fich wenigſtens über ein 
mit Approbation beftandenes Rigoro- 
fum, und mit Ablauf des dritten Jah: 
res mit dem Doctorate ausweiſen fön- 
nen, um die gänzliche Befreiung zu er: 
langen. 

$. 10. Mediciner und Chirurgen, 
die zwar ihre Studien ganz, aber nicht 
mit Borzug abfolvirt haben, werden 
eben jo wie die Juriften sub $. 8 be— 
handelt. 
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8. 11. Diejenigen, weldhe während 
der Zeit ihrer zeitlichen Befreiung nad 
vollendeten Studien, die Bedingungen, 
unter welchen fie ihnen zugeftanden 
worden ift, in den feftgefegten Termi- 
nen nicht erfüllen, werden diefer zeitli- 
hen Befreiung verluftig, und unterlie- 
gen der Necrutirung in jener Alters: 
claffe, in welcher fie ihr gleich nad 
vollendeten Studien einbezogen wor: 
den wären. (Hfkzl. D. v. 3. Aug. 1836 
3. 20551, an ſämmtl. Länderſt. mit 
Ausnahme von Mailand, Venedig und 
Zara. Bdg. der n. ö. Reg. v. 12. Aug. 
1836 3, 46112. Pol. ©. ©. 64. Br. 
Nr. 117. n. ö. Prov. ©. ©. 18.2. 
Nr. 210.) 

Militär-Befreiung. Um die den 
Eigenthümern von erfauften Bauern- 
wirthichaften im 9. Abſatze der Recru— 
tirungs Vorfchrift vom Jahre 1827 be- 
dingt zugeftandene Befreiung von der 
Reiftung der Militär » Pflicht mil den 
Beitimmungen des Recrutirungs = Ge- 
feßes vom 5. Dec. 1848 in den dur 
die Erfahrung ſich ald nothwendig zei— 
genden Einklang zu bringen, ordnet 
dad Minifterrum des Innern im Ein: 
vernehmen mit dem Kriegsminifterium 
an, daß in Zukunft jene bedingte Be— 
freiung von der Abftellung zum Mili- 
tär, den Eigenthümern erfaufter Bauern- 
wirthfchaften nur dann zuftehen fol, 
wenn der Kauf und der Antritt der 
Bewirthſchaftung dieſer Liegenfchaft 
noch vor dem Schluſſe der Reclama— 
tions-Verhandlungen und vor Verfaſ—⸗ 
ſung der Claſſifications-Liſten erfolgt 
iſt. (Erlaß des Miniſterium des In— 
nern vom 10. Jänner 1850, wirkſam 
für alle Kronländer, für welche das 
Recrutirungsgeſctz vom 5. December 
1848 in Kraft ſteht. R. ©. B. Jahr 
1850 Rt. 16.) 

— — f. Militär: Recrutirung. 
(Snft. v. 3. 1827. VI. Abi.) 

— — Behandlung der Studiren- 
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den, ſ. Militär-Reerutirung, Stu: 
dirende. 

Militär-Beurlaubte. Um das 
zweckloſe und oft gefährliche Herumwan—⸗ 
dern der beurlaubten Mannſchaft zu ver- 
hindern, muß von den Eivil» Behörden 
für die ftete Evidenzhaltung der Beur- 
laubten geforgt werden. (Hflzl. Decr. 
v. 8. Juni u. 17. Juli 1804.) 

— — Jenen Individuen, die aus 
Strafe zum Soldatenftande abgegeben 
wurden, Bagabunden u. dgl., dann 
folden, die aus andern Nüdfichten 
nicht in ihren Geburtsort abgefchict 
werden dürfen, foll in der Regel gar 
nit, oder doch nur mit Beiftimmung 
der politifchen Behörde ein Urlaub er- 
theilt werden. (Hofd. v. 17. Juli 1804. 
Hfkzl. Decr. v. 12. Aug. 1820.) 

— — müffen nebft den Urlaubs- 
päffen auch einen gedrucdten Urlaubs: 
zettel erhalten; der Urlaubspaß hat in 
den Händen des Beurlaubten, der Urs 
laubgzettel in den Händen der Ortsob— 
rigfeit, oder bei Demjenigen zu verblei- 
ben, wo fih der Mann mit Urlaub be- 
findet. (R. 5. Rggs. Vdg. v. 13. Jan. 
1804. Krop. Gef. G. ©. 18. Bd. Nr. 
323.) 

— — Bei dem Antritt des Urlau- 
bes find. die Militär-Beurlaubten gleich 
nad ihrem Eintreffen in der Urlaubs: 
ftation im Intereſſe des öffentlichen 
Gefundheitszuftandes überhaupt und 
insbefondere in Abfiht auf die Hintan— 
haltung der Verbreitung der Luſtſeuche 
von einem Militär » Arzte, oder in Er- 
manglung desfelben von einem Civil: 
Arzte gehörig zu unterfuchen. (Hfkzl. 
Decr. v. 17. April 1817, v. 19. Suni 
1824 3. 18233. Obent. 3. Bd. 
©. 285.) 

— — Der k. 8. Hoffriegsrath hat 
unterm 23. November 1817. fümmt- 
lien General » Commanden mit Zu- 
rückführung auf das Urlaube-Normale 
vom Jahre 1781 diejenigen Maßre— 
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geln vorgezeichnet, welche in Beziehung 
auf die, während des Urlaubes erfran- 
fenden Soldaten, in Anwendung zu 
bringen find. In diefem Urlaubsnor- 
male heißt e8 8. 16: Jeder erfran- 
fende Beurlaubte ift auf fein 
Anfuhen bei dem nächſtgelege— 
nen Militär in das Gpital 
aufzunehmen, mit allen nöthigen 
Mitteln beftens zu verfehen und zu ver- 
pflegen; follte einer oder der andere 
von den Beurlaubten fo plößlih und 
fhwer erkranken, daß er nicht ohne Le— 
benggefahr in das nächſte Militär-Spi- 
tal gebracht werden könnte, und in dem 
Urlaubsorte ohne alle anderweitige 
Hilfe fi befinden, fo wäre nach Be— 
fund des betreffenden General - Com: 
mando’s in derlei Fällen die Vergütung 
der durch proviforifche Feldfcheerer be— 
forgten Eur ab aerario zu leiften, jedod) 
genau zu fehen, damit allen Unterfchlei- 
fen möglichft vorgebeugt werde. Es ha» 
ben hiernach die Regimenter, da fie oh— 
nehin ihre Beurlaubten größtentheils 
in der Nähe um ſich haben, fo viel es 
immer möglich ift, genau darauf zu fe- 
ben, damit nicht etwa die, während des 
Urlaubes erfrankte Mannfhaft zu Haufe 
verwahrlofet, fondern noch zu rechter 
Zeit zur gehörigen Pflege in die Milt- 
tär » Spitäler transportirt werde. Für 
die nicht anders als mittelft Borfpann 
transportirt werden fönnenden kranken 
Beurlaubten wird die Borfpann ab 
aerario bewilliget und vergütet. Es ift 
alfo, um der guten Heilungspflege der 
erfrankenden Beurlaubten vollkommen 
verfichert zu fein, felbft darauf zu wa— 
hen, daß diefelben gleich beim Beginn 
der Krankheit in die Militär - Spitäler 
abgegeben und gebracht werden, und 
blos in dem einzigen Falle dürfte hie: 
von eine Ausnahme Statt finden, wenn 
volle Ueberzeugung vorhanden tft, daß 
der erkrankte Beurlaubte zu Haufe, 
wenn er daſelbſt zu verbleiben wünscht, 
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einer ganz entfprechenden Heilung, fo 
wie anderweitiger Pflege fich erfreuen 
werde, In diefem Falle, hat aber gar 
fein Anſpruch auf Erfaß der Eurkoften 
von dem Aerar Pla zu greifen. (Hfkzl. 
Decr. v. 28. Febr. 1819 3. 6672. 
N. ö. Rage. Vdg. v. 23. März 1819 
3. 10216. Guld. Sanit. Vdg. 5. Bd. 
©. 107.) 

Militär-Benrlaubte. Den beur: 
laubten Soldaten ift dad Tragen ge- 
fährliher Waffen verboten. (Hfkzl. D. 
v. 6. April 1820. Krop. Gef. Franz 
43. Bd. ©. 207.) 

— — find bei ihrer Erkrankung bei 
Zeiten von dem betreffenden Dominium 
in ein Militär-Spital abzugeben. Se: 
der einzelne Fall einer verfpäteten Ab— 
gabe, wird vom General =» Commando 
gemeinschaftlich mit der Landesſtelle un: 
terfucht und hiernadh die Ahndung des 
Schuldtragenden veranlaßt. (Hofkrgsr. 
Refer. v. 26. Mai 1825. Vdg. des 
böhm. Gub. v. 30. Juni 1825. Krop. 
G. ©. 50. Bd. ©. 304.) 

— — Dominien haben in ihren 
Bezirken einen Urlauber, der nicht da— 
hin beurlaubt ift, auf keinen Fall mehr 
zu dulden, wenn nicht auf dem Ur- 
laubspaſſe die Bewilligung hiezu von 
derjenigen Obrigkeit, in deren Bezirk 
er urfprünglich beurlaubt wurde, aus- 
drüclich beigedrüct ift. (N. ö. Rggs. 
Decr. v. 14. April 1825.) 

— — Gämmtlihe Dominien ha— 
ben den Auftrag erhalten, forgfältig 
darauf zu machen, daß die in ihrem 
Bezirke befindlihen Urlauber mit dem 
Urlaubspaffe gehörig verfehen find, 
daß fich diefelben ohne Paß der Obrig- 
feit von dem Aufenthaltsorte nicht ent- 
fernen, und wenn fie doch des Erwer- 
bes wegen in andere Drtfchaften ziehen 
wollen, nie außer Acht gelaffen werden, 
dag ihre willfürlihe Entfernung fo- 
gleich angezeigt, und daß überhaupt 
für die ftete Evidenzhaltung derfelben 
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ſorgfältig gewacht werde, um das 
zweckloſe, oft gefährliche Herumwandern 
der beurlaubten Mannſchaft zu verhin- 
dern. (Hfkzl. Decr. vom 17. Septbr. 
1825 3. 28708. R. ö. Rggs. Intim. 
v. 8. Det. 1825. Ob. ö. Rggs. Decr. 
v. 10. Dct. 1825 3. 23898. Pol. ©. 
©. 53. Bd. ©. 195.) 

Militär : Beurlaubte. Die Do- 
minien wurden angewiefen, den be— 
ftehenden Vorſchriften gemäß, jeden 
Urlauber, der auf was immer für eine 
Art während feines Urlaubes erfrans 
ten follte, unverzüglih, in fo lange 
er noch transportabel ift, in das nächſte 
Militär-Spital abzuliefern.. (Eire. des 
k. k. Kreisamtes V. U. W. v. 29. 
April 1829. Wagn. Zeitſchr. J. 1829 
S. 172.) 

— — In Hinkunft ſollen die Päſſe 
aller Militär-Urlauber ohne Zuſtim— 
mung der Militär-Behörden in keine 
andere Provinz inſtradirt werden. (N. 
ö. Rggs. Vdg. v. 23. Juni 1829 3. 
34552. Prov. Gef. für Defterr. u. d. 
€. 11. Thl. Nr. 165.) 

— — Die Eonferiptiong = Obrig- 
keiten haben über die Militär = Beur- 
laubten ein eigenes Protocol zu füh— 
ren, in dieſes die Namen der Beurs 
laubten nebft den übrigen Daten aus 
den Eonferiptiong » Liften (Tabelle Nr. 
14) zu übertragen, und die Beurlaub- 
ten mit fortlaufenden Nummern zu bes 
zeichnen; diefes Brotocoll hat zur forte 
währenden Ueberſicht der Beurlaubten 
zu dienen, und es find darin alle mit 
jedem Manne vorfallenden Veränderun— 
gen mit den darauf Bezug nehmenden 
Verhandlungen aufzuführen. Die von 
den Beurlaubten hinterlegten Militärs 
päſſe find gehörig nummerirt, in einem 
eigenen Fascikel aufzubewahren, und 
find dem Manne bei Einberufung oder 
freiwilligen Einrücken mitzutheilen; in 
allen übrigen Fällen dem Kreisamte, 
und in Todesfällen mit dem Todten— 
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feine und der Ararifchen Montur zu 
überfenden, und dies in dent obener- 
wähnten Berzeichniffe anzumerken. Nebft 
der genauen Führung diefes Verzeich— 
niffes haben die Confcriptiong = Obrig- 
keiten dann nur ein Mal im Jahre und 
zwar mit Ende Juli dem Kreisamte 
einen Ausweis des im Bezirke befindli- 
hen Standes der Beurlaubten und 
zwar nur den Beränderungd - Ausweis 
einzugeben. Die Kreisämter haben fo- 
dann die gefammelten Beränderungs- 
Ausweife bis 15. Aug. jeden Jahres 
den betreffenden Werbbezirks-Reviſo— 
riaten zu übergeben. (Hflzl. Deer. v. 
11. März 1830, an fammtl. Länderft. 
der altsconfer. Provz. Pol, ©. ©. 85. 
Bd. Nr. 31.) 

Militär » Beurlaubte. Wegen 
Evidenzhaltung der mit Wan— 
derbühernverfehenenBeurlaub- 
ten wurde verordnet: daß zwardie Wan⸗ 
derungs-Bewilligungen auch bei Beur- 
laubten auf den Umfang einer ganzen 
Provinz, oder jelbft mehrerer Provinzen 
ertheilt werden können, daß aber nebft 
dem in der Reifebewilligung auch der Drt, 
an welchen der Wandernde ſich zunächſt 
um Verdienft zu fuchen zu begeben ge- 
denkt, beftimmt namhaft zu machen ift. 
Denn der Wandernde diefen Aufent- 
haltsort verläßt, fo wie überhaupt bei 
jeder ferneren Veränderung des Auf: 
enthaltes, ift die fremde Ortsobrigkeit 
gehalten, bei Bidirung des Wanderbu— 
ches zugleich die Behörde, welche die 
Neifebewilligung ertheilt hat, von dem 
neuen Aufenthalte des Beurlaubten zu 
benadhrichtigen. (Hffzl. Deer. vom 14. 
Decbr. 1830 3. 28423, an ſämmtl. 
Länderft. Bol. Gef. 58. Bd. Nr. 114.) 

Diefe Maßregeln wurden auch auf 
die Landwehrmänner ausgedehnt. (Hfkzl. 
Decr. v. 3. April 1831 3. 7967, an 
ſämmtl. Länderft. Bol. ©. ©. 59. BP. 
Nr. 21.) 

— — Laut Eröffnung des k. f, 
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Hoffriegsrathes haben Seine k. f. Ma« 
jeftät allergnädigft zu befehlen gerubet, 
daß alle beurlaubte Soldaten, 
fobald fie erwerblos find, fo- 
gleich bei ihren refpectiven Re- 
gimentern oder Corps einzurü— 
den verhalten werden. Die k. k. 
Kreisämter haben daher die unverzüg— 
lihe Anordnung zu treffen, daß, wo 
immer öffentliche Arbeiten vorgenom— 
men wurden, feine beurlaubten Solda— 
ten dazu verwendet, fondern diefelben, 
fobald fie erwerblos find, alſogleich zu 
ihren refpectiven NRegimentern oder 
Corps abgeſchickt werden. (Hfkzl. Deer. 
v. 28. Aug. 1831 3. 20001. N. ö. 
Rggs. Vdg. vom 30. Auguſt 1831 3. 
47139. Prov. ©. ©. 13. Thl. Nr. 
182.) 

Mit a. h. Entſchließung v. 2. Dec. 
1831 haben Se. Majeftät hinſichtlich 
der Auslegung ded Wortes „erwerbs- 
los“ zu beftimmen geruht, daß nicht 
der Mangel an Berdienft von wenigen 
Tagen, fondern ein länger andauernder 
Mangel an Erwerb des beurlaubten 
Soldaten, deffen baldige Hebung nicht 
wahrſcheinlich, oder unthunlich ift, für 
Ermwerbslofigkeit zu halten fei. (Hfkzl. 
Dec. v. 3. Jan. 1832 3. 28421, an 
fümmtl. Länderſt. N. 5. Rggs. Vdg. 
v. 17. Jan. 1832 3. 2659. Pol. ©. 
©. 60. Bd. Nr. 1.) 

Militär-Benrlaubte. Hinfiht- 
lih der Beftreitung der Hei— 
lungskoſten für jene Beurlaubs- 
ten, welche nicht in ein Militär- 
Spital zur Behandlung aufge— 
nommen werden, wurde beſtimmt: 
daß für den Fall, als 

a) der erkrankte Beurlaubte zu Hauſe 
zu bleiben wünſcht, und daſelbſt einer 
entſprechenden Pflege vollkommen ver— 
ſichert iſt; und 

b) wenn feine Transportirung in das 
nächſte Militär-Spital ohne Gefahr für 
feinen Krankheitszuftand thunlic war, 
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aber verfaumt wurde, die Vergütung 
der Heilungsfoften nit das Militär 
Aerar trifft, fondern dag ſolche dem 
Beurlaubten felbft, oder feinen Anges 
börigen zur Laſt zu fallen habe. Wenn 
endlich 

c) die plöglich ſchwere Erkrankung 
oder Berwundung eines Beurlaubten, 
welche ihn nicht transportabel macht, 
erhobener Maßen durch fremde, gemwalt- 
thätige Einwirkung eines Dritten, oder 
fonftige eigene Schuld herbeigeführt 
worden ift, haben Se. k. k. Majeftät 
mit a. h. Entſchl. v. 30. Det. 1832 
zu befehlen gerubt: daß es in ſolchen 
Fällen genau bei den beftehenden Vor: 
fohriften zu verbleiben habe, und feine 
Gemeinde verhalten werden könne, für 
einen erfranften Beurlaubten die Hei— 
lungsfoften fo wie für ein Mitglied 
der Gemeinde zu beftreiten. (Hffzl. D. 
vom 8. Novbr. 1832 3. 25595, an 
fammtl. Länderft. N. 6. Rggs. Vodg. 
v. 28. Nov. 1832 3. 66445. Bol. ©. 
©. Bd. 60. Nr. 144.) 

Militär Beurlaubte. Der k. k. 
Pol. Ob. Dir. wird erinnert, daß Mili« 
tär » Urlauber feinen Anfpruch auf die 
Berpflegungen im f. E. allgem. Kranfen- 
haufe haben und daß ſonach die Nach— 
weifung diefer Eigenfchaft bei der Aus— 
fertigung der Aufnabms = Documente, 
oder bei den fpäter eingeholten Nach— 
weifungen niemald zu überfehen ift. 
(Deer. der k. ka n. d. Reg. v. 26. Aug. 
1841 3. 46096. Bol. Ob. Direct. 3. 
12512/2056.) 

— — Nah einer von dem k. E.n. 
d. Landes Militär» Commando hieher 
eröffneten Anzeige des hiefigen Militär- 
Garnifong » Hauptfpitald Nr. 1 haben 
fi wiederholte Fälle ergeben, daß In— 
dividuen die Aufnahme in das Militär: 
Spital anſuchen, welde ftatt der für 
Militär-Urlauber vorgefchriebenen Päſſe 
Eivil-Reifepäffe vorweifen, auf weldhen 
blos einfach die Worte „Militär-Ur- 
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lauber" ald Characterbezeicänung an⸗ 
gefegt find. Da nun aus ſolchen Päſſen 
nicht abzufehen ift, ob der Mann in den 
Stand der activen Armee oder viel- 
leiht in den Stand eined zweiten 
Landwehrbataillond gehört, in 
weld; legterem Falle die Aufnahme in 
ein Militär-Spital nicht geftattet ift, die 
Aufnahme mandes Kranken aber oft 
aus Menfhlichkeit nicht verweigert wer- 
den kann, ohne die Gefährdung eines 
Menfchenlebens herbeizuführen, fo wer: 
den die Bezirfahauptmannfchaften, die 
Wiener Stadthauptmannfchaft und der 
Diener Magiftrat hiemit angewiefen, 
die Vorforge zu treffen: daß entweder 
den Militär » Urlaubern nur die ihnen 
von den Militärbehörden ausgefertigten 
Urlaubs » Documente erfolgt, oder im 
Falle die Urlauber doch mit Eivilpäffen 
(jest Heimathicheinen) betheilt werden, 
diefen in der Rubrik: „Beihäfti- 
gung“ oder in einer befonderen An- 
merkung das Regiment, Batail- 
lon und die Compagnie des Mans 
nes beigefeßt werde. (Vdg. der n. ö. 
Stth. v. 26. Juli 1850 3. 29721. 
8. ©. 3. Nr. 49. Erl. des Statth. 
von Tirol v. 10. Aug. 1850. 8. ©. 2. 
für Tirol. Nr. 256.) 

Militär-Beurlaubte. Evidenz 
haltung der Militär-Urlauber- 
Mannfhaft. Im Nahhange zu der 
mit Statth. Erl. v. 21. Septbr. d. J. 
3. 30801, in Bezug auf die Evidenz- 
haltung der Militär-Urlauber erlaffenen 
Beftimmungen, findet man zur Erzielung 
einer, ungeachtet der diesfälligen Weis 
fungen bisher nicht durchgehende be- 
obachteten Gleichförmigkeit, die von 
nun an geltenden Mafregeln im Ein- 
vernehmen mit dem k. k. Landes⸗-Com— 
mando in Wien zur allgemeinen Dar: 
nachachtung im Nachftehenden bekannt 
zu geben. 

1. Jeder Militär» Urlauber hat fi 
bei der betreffenden E. £. Bezirkshaupt⸗ 
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mannjchaft, hier bei dem Wiener Magi« 
ftrate, unter Abgabe feines Militär: 
Urlaubspaffes zu melden. 

2. Die Bezirkshauptmannfchaft, 
rückſichtlich der Wiener Magiftrat, hat 
die abgegebenen Militär = Urlaubspäffe 
bei ſich zu deponiren. 

3. In dem Falle, als ein Urlauber 
feines Erwerbes oder anderer Berhält- 
niffe wegen in einen anderen, in dem 
Militär » Urlaubspaffe nicht bemerften 
Ort fih zu begeben beabfihtiget, ift 
dem hierum "aufuchenden Urlauber von 
der Bezirtshauptmannfhaft oder dem 
Wiener Magiftrate ein Reife-Eertificat, 
welches nur für einen beftimmten Ort 
und nur auf eine gewiſſe Zeit zu gelten 
bat, auszufolgen. 

4. Nah Verlauf diefer Zeit hat der 
Urlauber fi entweder felbft zu melden, 
oder um eine Verlängerung bei der k. f. 
Bezirtshauptmannfhaft (Wiener Ma- 
giftrate) einzufchreiten, oder die ſtattge— 
fundene Aenderung feines Aufenthaltes 
anzuzeigen. 

5. Der Gemeindevorftand, bei wel- 
chem fich jeder Urlauber gleichfalls zu 
melden hat, hat ſtrenge darauf zu ſe— 
ben, daß ſich die Urlauber über die ge- 
fhehene Anmeldung bei der k. k. Be— 
zirtshauptmannfchaft ausmweifen, und 
fie, wenn dies nicht gefchehen fein follte, 
mit ihrem Militär Urlaubspaffe an die 
k. £. Bezirtshauptmannfchaft zu weiſen. 

6. Der Gemeindevorftand hat die 
von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
den Urlaubern über die richtige Ueber— 
gabe ihrer Päſſe ausgefolgten Beſtäti— 
gungen aufzubewahren, und jede Ver— 
änderung, die ſich mit einem Urlauber 
ergibt, der ka k. Bezirkshauptmannſchaft 
anzuzeigen. 

7. In jedem Abgangsfalle eines Be- 
urlaubten ift von der k. k. Bezirke- 
hauptmannfchaft oder dem Wiener Ma- 
giftrate die Urfahe davon auf dem 
Militär- Urlaubspaffe anzumerken, und 
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im Todesfalle dieſer Paß ſammt Tod⸗ 
tenſcheine dem zugehörigen k. k. Werb- 
bezirks- Commando zu überſenden; 
endlich 

8. haben die k. 8. Bezirkshaupt— 
mannſchaften und der Wiener Magiftrat 
nad dem mitfolgenden Formulare ein 
Evidenz: Protocoll über die in den Bes 
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zirken befindlichen Militär-Urlauber zu 
führen, darin jede Veränderung, welche 
in dem Formulare angedeutet ift, anzu— 
merken und diefes namentliche Verzeich- 
niß mit Ende April und Ende Dctober 
eines jeden Jahres dem betreffenden 
k. 8. Werbbezirkd - Commando gegen 
Rückſtellung mitzutheilen. 


Urlauber = Evidenzhaltungs = Protocol 





Geburtsort 
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Seit wann beurlaub 
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| 


berufung 
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In der Rubrik Anmerkung ift beizufegen: Die dem Manne an einen Orte 
ertheilte Abjentirungsbewilligung ; — der gänzliche Abgang aus dem 
Urlauberftande, 3. B. durch Einberufung oder freiwilliges Einrücken; 
— durch Uebertragung der Beurlaubung in einen anderen Bezirk, — 
durch gänzliche Entlaffung, — durch den Tod. 

In dem gänzlihen Abgangsfalle eines Beurlaubten kömmt die Urs 
fache davon auf den Militärpaß, unter der Fertigung des Protocoll- 
führer, anzumerken, umd diefer Paß bei Einberufung dem Manne 


mitzugeben. 





(Erl. des Sth. v. N. Defterr. v. 20. Novbr. 1851 3. 35151. 8. G. B. Nr. 


385. Ein ähnlicher Erlaß erging von 
17222. 2. ©. B. Nr. 443.) 

Militär = Benrlanbte, Alle zum 
Dienftftande des Heeres oder der Kriegs» 
Marine gehörigen Perfonen, welde 
vermöge ihrer Beftimmung wider den 
Feind zu kämpfen, auf die Kriegs - Ar- 
tifel beeidiget, oder auf eigene Militär: 
Satzungen oder Reglements verpflichtet 
find, mit Einfhluß der auf eine be- 
ftimmte Zeit, oder big zur Einberufung 
Beurlaubten unterftehen der ordentli- 
hen Strafgerichtsbarkeit der Militär: 
Gerichte. (Pat. v. 22. Dechr. 1851. 


der o. ö. Sth. am 8. Novbr. 1851 3. 


8. 2. R. 6.3. Nr. 255.) ©. Mili- 
tär= Gerichtsbarkeit. 
Militär-:Beurlaubte. Die bis zur 
Entlaffung oder auf unbeftimmte Zeit 
beurlaubte Militärmannfhaft ift gleich 
der bis zur Einberufung beurlaubten 
Mannſchaft in Straffachen der Militärz, 
dagegen in bürgl. Rechtsſachen der Eivil- 
gerichtöbarfeit unterworfen. (Vdg. des 
Juſt. M. v. 8. Mai 1852 wirkfam für 
das ganze Reid. R. ©. B. Nr. 105.) 
— — in Betreff der Auf: 
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nahme der erkrankten Militär 
Urlauber in das Garnifon®- 
Spital. Es haben ſich Fälle ergeben, 
daß erkrankte Militär = Urlauber, ohne 
mit irgend einem von einer Militärbe- 
hörde ausgefertigten Documente verfe- 
ben zu fein, gegen Vorzeigung eines 
von der Bezirföhauptmannfchaft oder 
von dem Bemeindevorftande ausgeſtell⸗ 
ten Reife » Gertificates, in welchem oft 
nur der Name und die Bezeichnung 
„Militär » Urlauber“ enthalten ift, die 
Aufnahme in das Garnifond-Hauptfpi- 
tal anfprehen. Da es nöthig ift, daß 
bei der Aufnahme ſolcher erfranfter 
Individuen in das Spital, die Militär: 
Zuftändigkeit derfelben außer allen 
Zweifel gefeßt fei, fo hat das k. k. n. 
d. Landes - Militär- Commando um die 
Beranlaffung erfuht, daß in den von 
den Eivilbehörden ausgefertigten Reife 
Documenten eines Militär » Urlaubers 
behufs der Aufnahme desfelben in das 
Militärfpital, immer nebft dem Namen 
des Mannes, auch noch: 

a) das Regiment; 

b) die Regiments » Abtheilung (Ba- 
taillon, Compagnie oder Escadron); 

e) die Charge und das Nationale 
ded Mannes; 

d) die Zeit der Beurlaubung, ob 
auf kurze Zeit, bis zur Einberufung, 
bis zur Erercirzeit, oder big zur Ein: 
reihung in die Landwehr, und endlich 

e) die Zeit, feit wann der Mann 
beurlaubt ift, angegeben werde. Nur 
dadurch kann ein folhes Reife - Docu- 
ment den mangelnden Urlaubspaß oder 
den Urlaubszettel der Militärbehörde 
erfegen, und die oben befprocdhene Zu— 
ftändigkeit des Mannes fchnell und 
leicht erhoben werden. Weber Erfuchen 
des ka E. n. ö. Landes - Militär = Com: 
mando v. 9. Juli d. 3. 3. 8636, lit. 
R., erhalten demnad die k. k. Bezirfs- 
bauptmannfchaften und der Wiener 
Magiftrat den Auftrag, in Füllen der 

Zaleisty, Handb. d. Poliz. Geſ. IL 
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Ausfertigung der Reiſe-Certificate an 
Militär-Urlauber in die letzteren die er— 
wähnten Daten genau aufzunehmen. 
Hiernach find auch die Gemeindevor— 
ftände zur gleichmäßigen Befolgung an— 
zuweiſen. (Erl. der n. ö. Stth. v. 7. 
Aug. 1852 3. 25455. 2. ©. B. Nr. 
263.) 

Militär » Beurlaubte. Bidirung 
der Urlaubspäffe von Seite der Gens. 
d’armerie, f. Gensd’armerie. (Vdg. 
v. 18. Jan. 1850. $. 33.) 

Militär-Eapitulanten, |. Mili: 
tär=Gapitulation. 

Militär-Eapitulation, Bon dem 
Wunſche geleitet, Unferen getreuen Un— 
tertbanen in den militärifd) = conferibir« 
ten Provinzen die Pflicht der Dienftlei« 
ftung in Unferer Armee zu erleichtern, 
finden Wir anzuordnen: 

1. Die Berpflihtung zum Militärs 
Dienfte in Unferer activen Armee 
für alle aus diefen Provinzen zu er» 
gänzenden Truppen wird von der heus 
rigen NRecrutirung angefangen, für 
Friedenszeiten auf acht Jahre fefts 
geſetzt. 

2. Die in Folge dieſer Recrutirung 
geſtellte Mannſchaft wird daher nach 
acht Jahten, den Fall eines Kriegs- 
Erforderniffes ausgenommen, unter 
darüber vorgezeichneten Modalitäten 
aus der activen Armee entlaifen werden. 

3. Bezüglich auf die bereits in die 
active Armee eingereihbte Mannfchaft 
wird es Unfere landesväterliche Sorge 
fein, diefelbe an einer Abkürzung ihrer 
gegenwärtigen Dienft= Verpflichtung in 
fo weit Theil nehmen zu laffen, als es 
die Bedürfniffe des Militär - Dienftes 
geftatten. 

4. Die dermaligen Beftimmungen 
über die Verpflichtung zum Landwehrs 
Dienfte, über die Stellvertretung, dann 
über das Verfahren bei der Einreihung 
in die Urmee und bei der Entlafjung 
aus derfelben bleiben bie zu den neuen, 
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der abgefürzten Dienftzeit entfprechen- 
den Anordnungen unverändert. (U. 5. 
Pat. v. 14. Febr. 1845. Pol. ©. ©. 
73. Bd, Nr. 19.) 

Militär = Gapitulation, Für die 
Militär» Dienftpflichtigen aus Ungarn, 
Siebenbürgen, Eroatien und Slavonien, 
dann der ſerb. Woimodfhaft und dem 
Zemefer Banate hat in Friedengzeiten 
die für die übrigen Kronländer geſetz— 
lich beftehende Gapitulationgdauer von 
acht Jahren ftattzufinden. (U. h. Pat. 
v. 19. April 1850.R. ©. B. Nr. 213.) 

Militär : Commiffion, ſ. Com: 
miffion. 

Militär - Deferteur. Keiner der 
von Landleuten eingebrachten Defer- 
teure foll mit Todesftrafe belegt wer- 
den, und derjenige Yandeseinwohner, 
welcher einen Deferteur anhält und ein- 
liefert, fol eine Geldbelohnung (Ta- 
glia) erhalten, deren Beträge ſich nad 
der Berfhiedenheit der Waffengattung 
richten. (Pat. v. 26. Mai 1749.) 

— — Denjenigen, welche einen De- 
ferteur anhalten oder einliefern, ift von 
allen Obrigkeiten, Magiftraten, Rich— 
tern, Gemeinden und andern Einwoh— 
nern alle Hilfe und Affiftenz mit der er- 
forderlihen Mannfchaft um fo gewiſſer 
zu leiften, als im Widrigen, wofern Je— 
mand die Aſſiſtenz verfagt zu haben 
überwiefen wird, derjelbe nicht nur al— 
lein allen, dem Deferteur- Anhalter an 
jeinem Leib und feiner Gefundheit zu— 
gefügten, fondern auch, wenn der De- 
ferteur aus feinen Händen entwifchte, 
dem Aerar den hieraus erwachlenden 
Schaden zu erfeßen haben, und mit ge— 
feßmäßiger Strafe angeſehen werden 
folle. (Hofrefeript v. 29. Juli 1754. 
Krop. G. M. Thereſ. 4. Bd. ©. 104.) 

— — Als Deferteur ift Derjenige 
anzufehen, welcher vom Militär meins 
eidig entweicht, nachdem er den Eid vor 
der Fahne gefhworen, bei diefem feier 
lichen Acte die ihm vorgelefenen Kriegs— 
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artifel vernommen, und hiedurch in die 
Soldatenpfliht eingetreten ift. (Nefer. 
des Hoffrieger. v. 21. Juni 1788.) 

Militär-Deferteure. Die ergrif- 
fenen Deferteure müffen wohl ver- 
wahrt an das nächte Militär - Com 
mando abgeführt, und dem commans 
direnden Dfficier übergeben werden. 
(Bat. v. 26. Mai 1749. Hfkzl. Decr. 
v. 22. Jän. 1808. Pol. ©. ©. 30. 
Bd. ©. 8.) 

Eine diesfällige Saumfeligkeit ift 
ftrenge zu beftrafen. (Hfkzl. D. v. 28. 
April 1809.) 

— — Als ſolche find die auf was 
immer für eine Art von ihrer Truppe 
Entfernten anzufehen, wenn fie ſich bei 
irgend einem Werbbezirke oder Militärs 
Commando nicht melden, eben fo die 
auf Urlaub befindlichen, wenn fie fi 
nicht mit ihren Päſſen zu der betreffen- 
den Obrigkeit verfügen, und ſolche da- 
felbft hinterlegen. Derlei Individuen 
find anzubalten und an das Militär 
abzugeben. Wer aber folden Indivi— 
duen Unterftand gibt, ift als Deferteur- 
Berhehler anzufehen. (Hflzl. Decr. v. 
19. Juni 1806. R. ö. Rggs. Cire. v. 
12. Zuli 1806. Krop. ©. ©. 21.3. 
©. 398.) 

— — fremde und Emigranten dür- 
fen an Staaten, mit denen feine 
Cartels beſtehen, im Allgemeinen nie, 
in befonderen Fällen aber nicht ohne 
hohe Genehmigung ausgeliefert wer: 
den. (Hffzl. Deer. vom 27. Dctbr. 
1806. Rggs. Deer. vom 11. Novbr. 
1806.) 

— — fremde, wenn fie über die 
Grenze eintreten, find von dem Grenz— 
Zollamte, oder der nächſten politifchen 
Dbrigkeit an den nächſten Militär- 
Commandanten zu weifen. 

1. Diefer hat, wenn der Deferteur 
dienfttauglich ift, vor Allem zu verfus 
hen, ob derfelbe nicht in diesfeitige 
Militärdienfte treten wolle, 


Militär-Defertenre. 


2. Kann der Deferteur hiezu be- 
ftinnmt werden, fo wird er nad den 
bereits beftehenden Vorſchriften behan— 
delt. Er wird nämlich nach Mähren 
oder Ungarn geſchickt, dort einem rück— 
wärts liegenden Regimente zugetheilt, 
und ſo lange, bis man von ſeiner 
Denkart ſich feſt überzeugt bat, im 
Stillen beobachtet. 

3. Nimmt, oder erhält der Deſer— 
teur keine Militärdienſte, ſo weiſet der 
Militär-Commandant denſelben an die 
nächſte politiſche Behörde. Dieſe hat 
die Pflicht, auf eine beſcheidene und 
kluge Art die wahre Abſicht der Deſer— 
tion zu erforſchen. Entdeckt ſie nichts 
Bedenkliches, ſo hat ſie von dem De— 
ſerteur ſich ausweiſen zu laſſen, auf 
was für eine beſtimmte Art er ſich zu 
ernähren gedenke. Leiſtet er auf eine 
glaubwürdige Art dieſer Forderung Ge— 
nüge, ſo iſt er an ein tiefer im Lande 
liegendes Kreisamt mit einem Paſſe zu 
befördern, in welchem zugleich die von 
dem Deſerteur gegebene Erklärung über 
den von ihm beabſichtiglen Nahrungs— 
weg enthalten fein muß. 

4. Das Kreisamt läßt fih fodann 
von dem Deferteur den im Kreiſe lie 
genden Drt, wo er fi niederzulaffen 
gedenkt, anzeigen, trägt der Ortsobrig— 
feit aber zugleich auf, denfelben in eine 
unauffallende, aber höchſt forgfältige 
Auffiht zu nehmen, feine Eorrefpon- 
denz und andere Berbindungen ſehr 
iharf zu beobachten, und darauf zu 
ſehen, ob er innerhalb der 6 Wochen, 
welche ihm von dem Kreisamte zur Er— 
haltung ded angegebenen Nahrungs- 
weges gegönnt werden können, denfel- 
ben wirklich eingefchlagen habe oder 
nit. 

5. Kann der Deferteur bei jener 
Obrigkeit, an welche ihm nad $. 3 
der Militär - Commandant angewiefen 
bat, feine beftimmte Erwerbart ange— 
ben, oder äußert er in feinen Antwor- 
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ten bedenflihe Grumdfäße, oder fallt 
ein gegründeter Verdacht auf ihn, daß 
er aus einer unlauteren Abficht herüber 
getreten fei, oder hat er in den 6 Wo- 
hen, welde das Kreisamt ihm bewils 
ligte, den angegebenen Nahrungszweig 
nicht ergriffen, fo ift er als ein gefähr- 
liher Menſch, oder als ein dem Staate 
zur Laft fallender Müßiggänger auf 
dem Fürzeften Wege, und wenn er 
dürftig wäre, gegen Abreihung täglie 
her 6 fr. aus dem Cameral = Nerario 
über die Grenze zurüdzubefördern, 

6. Hat hingegen der Deferteur wirk— 
lih den angegebenen Nahrungsweg 
eingefchlagen, fo ift ihm zur Pflicht zu 
machen, fobald er den Drt feines Auf: 
enthalte® zu ändern Willens fein 
möchte, diefes vor der Ausführung fei- 
nes Entſchluſſes dem Kreisamte anzus 
zeigen. Diefed hat denjelben fodann, 
wenn fein Bedenken dagegen obwaltet, 
mit einem Paſſe an jenes Kreisamt ans 
zuweiſen, in deffen Bezirke der neue 
Aufenthalt Liegt. 

7. Diefes Alles gilt von dem flachen 
Lande und den Eleineren PBrovinzials 
ftädten; wenn aber ein Deferteur unter 
Anführung nicht verwerfliher Gründe 
ausdrüclich anfucht, ſich in die Haupt— 
ftadt einer Provinz zu begeben, fo hat 
zugleich die Polizeis-Direction dergeftalt 
einzutreten, daß fie den anfommenden 
Deferteur, fo wie einen andern ankom— 
menden Fremdling des Civilſtandes 
amtlich behandle. 

8. In der Haupt: und Refidenzftadt 
Mien kann Deferteurs der Aufenthalt 
im Allgemeinen gar nicht, fondern nur 
ald Ausnahme von der Regel in den 
Fällen geftattet werden, wenn befons 
ders rückſichtswürdige Gründe dafür 
fprechen, 3. B. Kunftkenntniffe, welde 
vorzüglich in der Refidenz ihre Anwen— 
dung finden. (N. ö. Rage. Decr. an 
die f. £. Pol. Ob. Dir. vom 25. Mai 
1806.) 

29” 
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Militär = Deferteurs. Se. k. k. 
Majeftat haben A. b. anzuordnen ge- 
ruht, daß die rückſichtlich der Defer- 
teurd-Auslieferung beftchenden a. 5. 
Geſetze mit Beziehung auf das dies- 
fällige Hauptpatent v. 26. Mai 1749, 
und das Hofdecret v. 16. Apr. 1759 
mit Dem befannt zu machen feien, daß 
Jedermann ſich angelegen fein laſſen 


folle, die Deferteurs, wofür alle ein, 


zein aufftoßenden, auch für Commando 
fi ausgebenden, mit feinem authenti- 
Shen Abſchiedspaſſe, oder Urlaubszettel, 
oder Drdre verfehenen Soldaten zu er: 
kennen find, ohne weiters anzuhalten, 
und dem nächften Militär» Commando 
einzuliefern, wo hingegen die gefeßliche 
Belohnung oder Taglia, welche für die 
Aufbringung und Einlieferung eines 
Deferteurd von der Infanterie oder 
auch von der Gavallerie, wenn er fein 
Pferd mehr hat, mit 24 fl., für einen 
Reiter aber, der noch mit einem Pferde 
verjehen, mit 40 fl. und für einen 
Fuhrknecht mit 6 fl. ausgemeffen iſt, 
dem Einlieferer immer unaufhältlich 
und im gehörigen bisher üblichen Wege 
verabfolgt werden wird. Auch find die 
Deferteurs von den Gerichten derjeni- 
gen Drtfchaften, wo fie betreten oder 
aufgebracht werden, oder wenn es dies 
fen Ortſchaften zu beſchwerlich, von 
den Herrfchaften felbft, an das nächſte 
Militär: Commando, verfteht fih an den 
erften beiten Ort, wo einiges Militär 
bequartiert it, wobhlverwahrt abzufüh— 
ren, und dem commandirenden Officier 
gegen gewöhnlichen Lieferfchein zu über: 
geben. Unter obbefagter Belohnung 
oder Taglia von 24—40 und 6 fl. für 
jeden Deferteur find jedod die Trans: 
port= und alle übrigen, bis zur wirf- 
lihen Auslieferung an das Militär fich 
ergebenden Unkoften begriffen. (Hfkzl. 
D. vom 22. Jän. 1808. Borſch. Hdb. 
©. 169—172.) 

— — fremde, find in folde Ge- 
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genden zu inftradiren, wo fie nad 
ihren Kräften, Kenntniffen und ge 
wohnter Beichäftigung, Arbeit und 
Unterhalt finden. (Eirc. an ſämmtl. 
Länder-Chefö vom 4. Apr. 1809.) 

Militär-Deferteure, fremde, wenn 
fie feine diesfeitigen Militärdienfte an— 
nehmen, find nurin das Innere der Pros 
vinzen zu inftradiren, und falls fie müßig 
berumftreichen, oder in eine andere Pros 
vinz der Monardie, in der ihrer Ein- 
bruchs⸗Station entgegengefeßten Rich» 
tung ſich begeben wollten, als bedenk— 
lihe Individuen über die nächfte Grenze 
zu fhaffen. (Pol. Hofft. D. v. 6. Apr. 
1809.) 

— — von Staaten, mit denen Car« 
tels beftehen, als: Rußland, Preußen, 
Sardinien, Baiern, Sachſen, Würtem- 
berg, Franfreih, Modena, Parma zc. 
find auf der Stelle anzuhalten, und 
deren Auslieferung fammt allen ihren 
Effecten foll auch dann erfolgen, wenn 
ein ſolcher Deferteur nicht eigens res 
clamirt worden wäre, daher aud jedem 
Nachſetzer alle Hilfe anzugedeihen ift. 
Die Auslieferung fallt jedoh dann 
weg, wenn der Ausreißer im biefigen 
Staate eine Todesftrafe verwirkt hat. 
(Hftzl. D. vom 17. Nov. 1813.) 

— — die Taglia für Einbringung 
derfelben ift im gleichen Nennwerthe 
mit der früheren, in Conventiond- 
Münze feftgefeht. (N. ö. Rggs. Cire. 
v. 1. Mai 1821.) 

— — als folhe fi fälſchlich aus— 
gebende Individuen find als Betrüger 
nad) den beftehenden Strafgefeßen von 
den competenten Behörden zu behan- 
deln, und auf diejenigen, welche zus 
gleich gewerbs- und paßlofe Vagabun— 
den find, überdies noch die hierwegen 
beftehbenden Verordnungen anzumen- 
den. (Hfkzl. D. vom 15. April 1822. 
Kundgem. von der n. d. Reg. vom 28. 
Apr. 1822. Krop. Gef. Franz. 46. 9. 
©. 336.) 
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Militär = Deferteure, ruſſiſche, 
follen ausgeliefert werden. (Gartel zwi— 
fhen Defterreih und Rußland vom 26. 
Zuli 1822. Krop. Gef. Franz. 47. Bd. 
©. 189.) 

— — ÖStaatövertrag wegen gegen: 
feitiger Auslieferung der Deferteure 
zwifchen Defterreih und Sardinien, 
(Hflzl. Dec. vom 27. Febr. 1826, an 
fammtl. Länderft. Pol. ©. ©. 54. Br. 
Rr. 12.) 

— — Zur Befeitigung der Gefahr, 
welche der öffentlihen Sicherheit von 
Deferteuren dreht, wurden die Kreis- 
ämter beauftragt, die für die genaue 
Ueberwahung der Fremden bei Reifen 
und bei ihrer Beherbergung, dann bei 
fonftiger Aufnahme derfelben in Arbeit 
und Dienst, wie auch die zur Anhal« 
tung und Einlieferung ausmweislofer 
und eben deswegen der Defertion ver- 
dächtiger Soldaten, endlid die über 
die Beftrafung der Aufnahme, Ber: 
heimlihung oder Borfchubleiftung der 
Deferteure und fonfliger Vagabunden 
beftehenden gefeblihen Anordnungen 
zu republiciren, die Wichtigkeit deren 
ftrengfter Handhabung und den Nach— 
theil der Fahrläffigkeit in ihrer Boll 
ziehung anfhaulih darzuftellen und 
die regte Aufmerkſamkeit auf diefen 
Gegenftand dadurch zu erzweden, daß 
feine wie immer geartete Pflicht: Ber- 
nahläffigung diefer Vorſchriften von 
Seite der Amts- und Gemeinde - Bor: 
fteher Dienft-, Aufenthalt: und Arbeit 
gebender Individuen ungeahndet bleibe. 
(Bdg. des böhm. Gub. vom 14. Sept. 
1827 Zahl 45776. Obent. 2. Bd. 
©. 32.) 

— — melde von der Grenzwache 
ergriffen werden, find nicht dem näch— 
ften Militär-Gommando, fondern ſtets 
der nächſten politifhen Obrigkeit zu 
überliefern. Die der Grenzwache zuge 
fiherte Zaglia beträgt laut a. h. Ent: 
ſchließung v. 16. Dec. 1830 8fl. CM. 
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(Hffr. D. v. 4. Febr. 1831, an fammtl. 
Länderft. u. Gameral-Gefällenvermwalt., 
mit Ausnahme von Mailand, Venedig 
und Zara. Pol. G. ©. 59. B. Nr. 7.) 

Militär-Defertenre. In fo fern 
mit fremden Staaten eigene Eartell-Ber- 
träge beftehen, müffen diefe eingehalten 
und die fremden Ausreißer auch dann 
ausgeliefert werden, wenn fie hierlandes 
bereit3 anfäffig waren. (Hflzl. D. vom 
22. Mär; 1832. Pol. G. ©. 60. Br. 
©. 35.) 

— — Da e8 öfterd geſchah, daß 
angeblich Deferteure fremder Mächte 
von den auswärtigen Auslieferungs« 
Behörden nicht übernommen, fondern 
zurückgewieſen, und fomit die Unkoften 
nicht .erfeßt wurden, ſolche Auslagen 
aber dem Militär » Aerar nicht aufge 
bürdet werden können, fo hat das k. k. 
General: Commando eingeleitet, daß, 
fo wie es fhon mit bierortigem De— 
crete vom 28. Dec. v. 3. 3. 10009 
bedeutet wurde, in Zukunft feine De— 
ferteure fremder Mächte, mit welchen 
Gartelle beftehen, vom Militär über- 
nommen werden, wenn nicht ihre ans 
geblihe Militär» Zuftändigkeit außer 
Zweifel gefebt, nämlich durch die bes 
treffende ausländiſche Behörde conftatirt 
werden. Um aber den polit. Behörden 
die Fortfchaffung von dergleichen ergrif: 
fenen Individuen ohne Nachtheil des Mi— 
litär-Aerars möylichft zu erleichtern, hat 
das General-Gommando nunmehr aud) 
den betreffenden Gommanden bedeutet, 
daß die Hebernahme folcher Deferteure 
von Seite des Militärs ohne Anftand 
Statt finden folle, welche, nachdem 
fie erſt kürzlich entwichen find, ihre 
Militär-Montur noch am Leibe haben, 
und deren fich nicht widertprechende 
Antworten, und ihre ganze Haltung 
dad Gepräge eines Militärs unver: 
fennbar darftellen, wo hingegen jene, 
welche ſchon längere Zeit, öfters meh— 
vere Jahre, hierlandes fich aufgehalten 
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haben, und dann erft ergriffen wurden, 
vom Militär ohne vorläufige Beftätis 
gung ihrer angeblichen Militär-Zuftän- 
digkeit Durch die betreffenden auslän- 
difhen Behörden, durchaus nicht über: 
nommen werden können. (Vdg. des 
k. k. galiz. Gub. Praf. vom 26. März 
1837. Zeitfehr. für 0. R. 3. 1838. N. 
B. ©. 154.) 

Militär-Defertenre. Das Mini- 
fterium des Innern hat im Einver- 
ftändniffe mit dem Kriegsminifterium 
befchloffen, es von der Beftimmung 
des HofkanzleisDecreted vom 15. Apr. 
1822 3. 10012, ablommen zu laffen, 
wornad die bei den politifchen Behör— 
den für Deferteure fih ausgebenden 
Individuen nur nad der von den be- 
treffenden Truppenkörpern eingeholten 
Beftätigung der Wahrheit ihrer An— 
gabe, oder wenn den politifchen Be— 
hörden an deren früherer Uebergabe 
befonders gelegen war, nur dann vom 
Militär übernommen werden konnten, 
wenn die politifchen Behörden bei der 
Uebergabe mittelft eines ordentlichen 
Reverſes ſich ausdrücklich verpflichtet 
haben, dem Militär-Aerar alle auf 
dieſe Individuen verwendeten Koſten 
zu erſetzen, wenn ſie nicht als Deſer— 
teure erkannt wurden. Hievon wird das 
Landes-Präſidium zur weiteren Ver— 
ſtändigung der Unterbehörden mit dem 
Bemerken in die Kenntniß geſetzt, daß 
die, mit dem obigen Hofkanzlei-Decrete 
zugleich befannt gemachte a. h. Anord— 
nung vom 12. März 1822 fortan noch 
aufrecht befteht, der zufolge die bei den 
politifhen Behörden fih fälſchlich 
für Deferteure ausgebenden Indivi— 
duen ald Betrüger nad den befte- 
henden Strafgefeßen von den compe- 
tenten Behörden behandelt und auf 
diejenigen, welche zugleich gewerbs— 
und paßloſe Bagabunden find, über: 
dies noch die hierwegen erlaffenen Ver— 
ordnungen angewendet werden follen. 
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(Erl, des Min. d. Inn. vom 14. Juli 
1849, an die Land. Präf. von Nieder: 
u. Oberöfterr., Böhm., Mähr., Galiz., 
Steiermark, Illyrien, Küftenl., Tirol, 
Krakau, Ezernowig, Klagenf. u. Dal: 
matien. R. ©. B. Nr. 325.) 

Militär = Deferteure, Ausliefe- 
rung, Staatsvertrag mit Baden, f. 
Baden. 

— — Berpflihtung der Finanz: 
wache zur Aufgreifung derfelben, ſiehe 
Finanzwache. 

— — Als ſolche dürfen jene Indi— 
viduen nicht angeſehen und beſtraft 
werden, welche vor dem militärpflichti— 
gen Alter ex officio zum Militär ge— 
ftellt worden und fohin entwichen find. 
S. Militär-Stellung. 

— — Beftimmung der Taglia der 
Gefällenwache, f. Taglia. 

— — Beflimmung der Taglia, 1. 
Taglia. 

ilitär-Deſerteurs-Cartelle. 
Zwiſchen Oeſterreich und den ſouverai— 
nen Fürſten und freien Städten Deutſch— 
lands wurde ein Vertrag wegen gegen— 
feiriger Auslieferung der Militär Des 
ferteure und Gonferiptions- Flüchtlinge 
abgef&hloffen, und erhielt unterm 12. 
Mai 1831 die a. h. Genehmigung. 
(B. &. ©. 59. 3. Nr. 31.) 

— — Die. f. Hofkanzlei hat nach— 
träglich zu dem zwiſchen St. k. k. Ma- 
jeftät und den fouverainen Fürften und 
freien Städten Deutſchlands abgefchlof: 
fenen, mit dem Batente v. 12. Mai 1831 
kundgemachten Deferteurd » Gartelle er: 
innert, daß in der unter dem 17. Mai 
gegenwärtigen Jahres Statt gehabten 
Bundestags » Sigung rückſichtlich der 
oberwähnten Garteld- Convention uns 
ter den contrahirenden Mächten der 
Beſchluß feftgefeßt worden fei, daß 
nad den Beftimmungen diefer Cartells— 
Eonvention®ensd’armes, Bolizeidiener, 
Militär- oder Sicherheitdwachen und 
überhaupt alle obrigkeitlihen Perfonen 
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und Diener, fo fern in ihrer Dienft- 
obliegenheit die Wachſamkeit auf alle 
verdächtigen Individuen liegt, feine 
Prämie anfprechen können, wenn fie 
Deferteurd oder von diefen mitgenom— 
mene Pferde einliefern. (Hfkil. D. v. 
16. Juli 1832 3. 16052, an fämmtl. 
Länderft. Kundg. in Nied. Defterreich 
mit Circ. der n. d. Reg. vom 9. Aug. 
1832 3. 42396, in Defterreich ob der 
Enns am 2., in Steiermarf am 5., 
in Mähren am 6., in Illyrien am 9., 
in Böhmen am 12., im Küftenlande 
am 13., in Zirol am 14. Aug. 1832. 
Bol. ©. ©. 60. Bd. Nr. 97.) 
Militär: Defertenrs = Eartelle, 
Das im Jahre 1823 mit dem römi— 
[hen Hofe gefchloffene wird auch auf 
die in papftlihe Dienfte getretenen 
Schweizer -» Regimenter ausgedehnt, 
(Hfkzl. D. v. 9. Aug. 1832 3.71916. 
Vdg. dern. ö. Reg. v.21 Aug. 1832 
3.46131.Pv. ©. ©. 14. Th. Nr. 189.) 
MilitärzDienfte, den freiwil— 
ligen Eintrittindast. f. Mili- 
tär betreffend. Es ift nicht erforder: 
lid, daß von Seite des Militärs in jedem 
einzelnen Kalle des freiwilligen Eintrit- 
tes eines Minderjährigen in die Militär: 
Dienftleiftung Nahmweifungen der er— 
langten Volljährigkeit, oder der erlang— 
ten väterlichen oder beziehungsweife vor= 
mundfchaftlihen Einwilligung abvere 
langt werden müffe, und es fann daher 
ein minderjähriger Freimilliger, wenn 
die fonftigen Bedingniffe vorhanden 
find, fernerd zum Militär angenom: 
men werden. Wenn jedoch Minderjäh- 
rige mit Verlegung rechtmäßiger väter: 
licher Gewalt ſich engagiren laffen foll- 
ten, fo ift in dem Kalle, wenn der Ein: 
tritt des Minderjährigen ohne vorläu— 
fige Beiftimmung feined Vaters oder 
Entfheidung des Gerichtes, oder wenn 
er unter Bormundfchaft fteht, ohne 
vorläufige Einwilligung der Vormund— 
Thafts- Behörde Statt gefunden hat, 
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ein folder Minderjähriger auf Anlan- 
gen des Vaters oder Bormundes, über 
Entfheidung des Berichtes fogleich zu 
entlaffen. (A. h. Entfchl. vom 4. Apr. 
u. 30. Mai 1835. Hfkzl. D. vom 16. 
Juli 1835 3. 17604. Girc. der n. 6. 
Reg. v. 5. Aug. 1835.) 

Militär:Dienfte. Se. k. k. Maje- 
ftät haben mit a. h. Entfhl.v. 30. März 
1836 zu geftatten gerubt, daß für die 
freiwillig in den Militärftand Eintre- 
tenden gar feine Altersbeftimmung, fon« 
dern nur volllommene phyſiſche Taug— 
lichkeit zur Bedingung gemacht werde. 
(Hfkzl. Decr. vom 5. Det. 1837, an 
fünmtl. Länderft. mit Ausnahme von 
Mailand, Venedig u. Dalmat. Kundg. 
in N. Defterr. und in Steiermarf am 
16., in Mähren u. Schlefien am 30. 
Dct. 1837. Krop. ©. ©. 63. Bd. 
Nr. 167.) 

— — lieber die von dem k. k. Hof 
friegsrathe a. h. Orts geftellte Anfrage, 
ob die a. h. Entſchließung v. 4. Apr. 
1835, hinſichtlich des freiwil 
ligen Militär - Eintrittes der 
Minderjährigen, auf frühere Fälle, 
und über den gleichzeitig von demſel— 
ben gemachten Antrag zur Beftimmung 
eines Zeitraumes, auf welche ſich das 
Reclamationd » Recht der Väter und 
Bormünder zu beſchränken hätte, haben 
Ce. f. f. Majeftät mit a. h. Entfchließ. 
vom 22, Dec. 1837 Folgendes aller: 
gnädigft zu beftimmen geruht: 

1. Das Reclamations-Recht der Bäs 
ter oder Bormünder hat erjt nad) Ab— 
lauf eines vollen Jahres zu erlöfchen, 
von dem Tage an gerechnet, wo den— 
felben das freiwillige Engagement ihrer 
Söhne oder Mündel im Wege der Ge- 
burtsobrigfeiten unter ausdrücklicher 
Andeutung jenes Präclufiv » Termines 
befannt gegeben worden ift ; über welche 
Bekanntgebung fie der Obrigkeit die 
friftlihe Beftätigung zu ertheilen 
haben. 
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2. Es ift die nöthige Vorkehrung 
zur Verftändigung der Geburt3-Obrig- 
keiten von jedem freiwilligen Militär: 
Eintritte im Wege der dazu berufenen 
Behörden zu treffen. 

3. Im Falle der Entlaffung eines 
reclamirten Minderjährigen hat deffen 
Bater oder Vormund einzig und allein 
nur das von jenen empfangene Hand: 
geld zu erfeken, doch darf wegen die- 
ſes Grfaßes die Entlaffung felbft nie 
verzögert werden. (Hfkzl. Decr. vom 
5. Februar 1838 3. 1177, an fämmts 
lihe Länderftellen. Pol. ©. ©. 66. 
Pr. Nr. 15.) 

Militär-Dienfte. Auf Reclama« 
tionen der Eltern oder Vormünder be- 
züglih ihrer minderjährigen Söhne 
oder Mündel, welche freiwillig, jedoch 
nur auf die Kriegsdauer in Militär 
Dienfte treten, ift feine Rückſicht zu 
nehmen. (Erl. des Min. des Inn. vom 
10. Apr. 1849. R. ©. B. Nr. 211.) 

— — PVorfhriften wegen Behand- 
lung der von dem militärpflichtigen 
Alter zum Kriegsdienfte geftellten, ſ. 
Militär-Stellung. 

Militär-Dienfreit, ſ. Militär: 
Gapitulation. 

Militär Effecten, ſ. Feuers— 
brünfte. 

Militär-Ehen. Da bei den Mili: 
tär-Ehen der zweiten Art die Witwen 
und Kinder ſolcher Leute im Falle der 
Verarmung feinen Anſpruch auf Ber: 
forgung an das Militär-Uerar zu ftellen 
berechtigt find, mithin jener Gemeinde 
zur Laſt fallen, zu welcher der Gatte, be— 
ziehungsweife Vater, gehörte; fo fann 
einem Soldaten die Bewilligung zur 
Ehe nach der zweiten Art nur dann er— 
theilt werden, wenn er fich vorher mit 
der Zuftimmung der Gemeinde, welcher 
er angehört, ausgewieſen hat. Es ver: 
ftebt fich hiebei von felbft, daß, wenn 
auch dieſe Zuftimmung der Gemeinde 
von einem Soldaten nachgewiefen ift, 
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der zur Ertheilung der Heirathsbewilli— 
gung berufene Truppen - Commandant 
diesfall® nur nah Dienftesrüdfihten 
zu entſcheiden bat, mithin fortan be 
rechtigt bleibt, die betreffende Ehe nad 
der zweiten Art entweder zu bewilligen 
oder zu verweigern. Died wird als eine 
zu dem $. 35 des Militär - Heirathe- 
Normald vom 10. Juni 1812, G.2135. 
(Krop. &. ©. 3. 1815 ©. 130) gehö— 
tige Beftimmung hiermit zur Darnach— 
achtung bekannt gegeben. (Erl. des Arad. 
Min. vom 7. April 1851. R. G. B. 
Nr. 97.) 

Militär = Einguartiernng. Se. 
k. k. Majeftät haben, fo wie es rück— 
fihtlich des Conſeriptions- und Recrus 
tirungs-Gefchäftes in Wien ſchon frü— 
ber gefchehen ift, mit a. h. Entſchließ. 
vom 12. Aug. d. J. aud die Verband: 
lung und Leitung der Militär-Einquar« 
tierungs⸗ und Dislocirungd-Angelegen- 
heiten, dann der Borfpannd- und Sub» 
arrendirungs-Gefchäfte in Wien an den 
Mr. Magiftrat in erfter Inftanz zu 
übertragen und anzuordnen gerubt, daß 
fünftig bei der n. ö. Reg. fein eigener 
Stadthauptmann mehr zu befteben habe. 
Die vollftändige Beforgung diefer Ges 
ihäfte dur den Wr. Magiitrat tritt, 
in Folge hohen HofkanzleisDecretes v. 
19. d. M. mit 1. Jän. 1846 ein, 
und hört daher, von diefem Tage an, 
die Amtswirkſamkeit des bei der k.k. 
n. ö. Regierung bisher beftandenen 
Stadthauptmannes auf. Es wird da- 
ber fih in Rücfiht der vorerwähnten 
Gegenftände vom 1. Jän. 1846 an 
den Wiener Magiftrat zu wenden fein. 
(Circ. der Ef. n. ö. Reg. vom 26. Dec. 
1845 3. 234.) 

— — Borfhrift über die Einquar- 
tierung des Heeres. (Bat. vom 15. Mai 
1851. R. ©. B. Nr. 124.) 

Militär: Einftandsmänner, f. 
Militär-Stellvertretung. 

Militär-Eintritt, freiwilliger, der 
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Minderjährigen, f. Militär-Dienfte, 
Militär-Stellung. 

Militär = Erecntions = Mann: 
fchaft, Gebühr derfelben, ſ. Militärs 
nen: 

Militär - Erercirpläge, |. Mi- 
litãär⸗Waffenübungen. 

Militär-Freiwillige, den freiwil— 
ligen Eintritt in das k. k. Militär be— 
treffend, ſ. Militär-Dienſte, Mili— 
tär:Stellung. 

Militär-Öebäude, Meldung der 
Givil-Berfonen, |. Wohnungs:Ber: 
änderungen. 

Militär » Gerichtsbarkeit. In 
Gemäßheit des von dem kaiſ. königl. 
Hoffriegsrathe anher geftellten Erſu— 
hend wird dem k. k. Appellations— 
Gerichte mit Beziehung auf die in 
Tolge der a. h. Entfchließungen vom 
22. Aug. 1837 u. 29. Apr. 1839 er- 
laffenen Reſcripte des k. k. Hofkriegs— 
rathes vom 8. Febr. 1838 3. 245 u. 
17. Mai 1839 3. 1498 hiermit. auf: 
getragen, die demfelben untergeordne- 
ten Eriminal-Gerichte anzuweiſen, daß 
fie die im Militär dienenden Indivi— 
duen, wenn fie während der Militär- 
Dienftleiftung ein Verbrechen begangen 
haben, und wenn bei der militärgericht- 
lihen Unterfuhung die Gefeßwidrig- 
keit, fomit die Ungiltigkeit des Affen: 
tirungs-Actes aus dem Titel des zur 
Zeit der imperativen Abftellung oder 
des freiwilligen Eintrittes in das Mili- 
tär noch nicht erreichten geſetzlichen Al— 
ters gehörig erhoben und beftätigt wor: 
den ift, ohne Anftand von den compe— 
tenten Militär « Behörden zur entſpre— 
henden weiteren Amtshandlung über: 
nehmen. (Juft. Hfd. v. 8. Febr. 1841, 
an ſämmtl. Appellationsgerichte. Krop. 
G. ©. 67. Bd. Nr. 16.) 

— — Aus Anlaß des Falles, daß 
fi in einer Unterfuhung über die vor- 
hriftswidrige Anwendung der bioma- 
gnetifhen Heilmethode an einem der 
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Civil⸗Jurisdiction unterſtehenden, je— 
doch in dem Haufe eines zum Militär» 
körper gehörigen Individuums ſich auf 
haltende Perſon von Seite der k. k. 
Militär-Behörde gegen die Amtshand— 
lung der k. k. Polizei-Bezirfd-Direction 
Anftände erhoben haben, hat die hohe 
k. ka n. ö. Landesregierung mit Decret 
vom 18. Aug. 1847 3. 43799 Nach— 
ftehendes angeordnet: 

Es fei zur thunlichften Vermeidung 
ähnlicher Anftände auch gegen eine der 
Eivil» JZurisdiction unterftehende Per- 
fon ohne Intervenirung der betreffen« 
den Militäar-Behörde für fih allein 
in allen jenen Fällen durch die Polizei 
feine Amtshandlung - einzuleiten, wo 
der zu erhebende Thatbeftand einer Ge— 
feßes = Uebertietung in einem unger- 
trennlihen Zufammenhange mit einer 
zweiten, der Militär - Jurisdiction ans 
gehörigen Berfon fteht, und beide in- 
culpirte Berfonen in einem Haufe Auf- 
nahme finden, das in allen feinen Thei« 
len als eine einer Militärperfon gehö— 
rige Wohnung anzufehen ift. (Circ. der 
k. k. Bol. Ob. Dir. vom 18. Sept. 
1847 3. 15857/2929.) 

Militär: Gerichtsbarkeit. Zur 
Feltftellung und genauen Begrenzung 
des Umfanges der Militär - Gerichts- 
barkeit wurden nachſtehende, für alle 
Kronländer giltige Beftimmungen, 
welde am 1. Jän. 1852 in Wirkſam— 
keit zu treten haben, erlaffen: 

1. Militär-Gerichtsbarkeit in 
Strafſachen. 

8. 1. Die Strafgerichtsbarkeit der 
Militär-Gerichte iſt eine ordentliche und 
außerordentliche. 

A.Ordentliche. 

8. 2. Der ordentlichen Straf⸗Ge— 
richtsbarkeit der Militär-Gerichte un— 
terſtehen: 

1. Alle zum Dienſtſtande des Heeres 
oder der Kriegs-Marine gehörigen Per— 
ſonen, welche vermöge ihrer Beſtim— 
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mung wider den Feind zu kämpfen, auf 
die Kriegs- Artikel beeidiget, oder wegen 
ihrer Verbindlichkeit den Kriegsdienft 
oder die Ausbildung zu demfelben zu 
fördern, oder die dazu nöthigen Mit: 
tel beizufchaffen, auf eigene Militär 
Sakungen oder Reglements verpflidy- 
tet find, mit Einfluß der auf eine be- 
ftimmte Zeit, oder bis zur Erercirzeit, 
oder bis zur Einberufung Beurlaubten. 
Zu diefen Perfonen werden auch Dieje- 
nigen gezählt, welche zum Dienftftande 
einer ?. f. Leibgarde, der Hofburgwadhe, 
der Gensd’armerie, der Bulomwiner 
Grenz-Eordons-Bataillong, des Sani- 
tätd- und Militär-Fuhrmwefens : Corps, 
des militärisch geographifchen Inſtitu— 
ted, des Corps der Ingenieur » Geo» 
graphes, des General-Quartiermeifter- 
Stabes, der Gentral:Equitationd- Ans 
ftalt, des Militär-Geſtüt-, Beſchäl- und 
Remontirungs: Departements, der Mi— 
(itär-Academie zu Wiener Neuftadt, der 
Genie-Hcademie, ded Marine-Cadeten- 
Gollegiums , der Cadeten-Compagnien, 
der Pionier» Schule, der Regiments: 
Knaben-Erziehungshäufer, der ſämmt— 
lihen Zweige der technifchen Artillerie, 
der Monturd » Defonomie- Commiffio= 
nen, der Kafern = Berwaltungen, der 
Platz- und Transport » Sammelhaus- 
Commanden, der militärsverpflegsämt- 
lihen Handwerker, der Feld- und Gar: 
nifong= Spitäler, des bei dem Thier— 
arznei = Inftitute aufgeftellten Militär: 
Commando gehören, wie auch die bei 
den Regimentern, Corps, bei den Gar: 
niſons- und Stabes » Stodhäufern an- 
geftellten Profogen, Stabs- und Ober- 
Stabs-Profoßen, fammt den Befchlie- 
Bern, und die bei den Fortifications- 
Armtern angeftellten Berfonen, mit 
Einfluß der Wallmeifter, Schanzge- 
freiten, und unter der Benennung Baus 
bediente verftandenen Handwerker, end— 
lich die bei den Arfenalen oder Schiffe: 
werften der Kriegs - Marine aufgenom: 
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menen, und in den Regiftern eingetra- 
genen Arbeiter. 

2. Die unter Beibehaltung des Df: 
ficierd-Characterd mit oder ohne Pen- 
fion aus der Militär-Dienftleiftung ge— 
tretenen Perfonen. 

3. Die zum Stande der Invaliden- 
häuſer gehörigen oder in denfelben ver— 
forgten Berfonen. 

4. Die in den verfchiedenen Bermwal- 
tungszweigen oder in der Militär 
Geelforge mit oder ohne Dfficiers- 
Character angeftellten Berfonen, welche 
vermöge ihrer Dienftleiftung der Ar 
mee= oder Heeres » Abtheilung, welcher 
fie angehören, überall zu folgen vers 
pflichtet find. 

Hierunter find begriffen: Sämmt- 
lihe Beamte des Feldkriegs-Commiſ— 
fariates, der Militär-Verpflegs-Aemter, 
der Provinzial-Kriegs-Zahlämter und 
Gaffen, die Feld » Superioren, Regi- 
ments-, Corps- und Spitalds-Capläne 
Rehnungsführer, Rechnungs» Adjunc- 
ten und Fouriere, General: Auditor: 
Lieutenants, Stabe-, Garniſons-, Re— 
gimentd-, Corps- oder zugetheilten 
Auditore, ſämmtliche Feldärzte, vom 
oberften Feldarzte inelusive abwärts, 
mit Einfhluß der feldärztlihen Gehil: 
fen; die Feldapothefen- Beamten und 
Gehilfen. 

5. Die Beamten und Diener des 
Kriegs « Minifteriums, der General: 
Genies und Artillerie = Direction,, des 
oberſten Militär » Gerichtshofes, des 
Univerfal-Kriegd-Zahlamtes, der Uni— 
verfal= Depofiten » Adminiftration, des 
allgemeinen Militär-Appellationsgerich- 
tes, der Randes - Militär» Commanden 
und Jud. del. mil. mixt. 

Die in dem vierten Abſatze bezeich- 
neten Perfonen, wie auch die in dem 
fünften Abfake angeführten Beamten 
unterftehen auch im Penſionsſtande 
derfelben Gerichtsbarkeit. 


Milttär-Gerichtsbarkeit. 


6. Die militärifch organifirten Poli- 
zeiwachen. 

7. Die Gattinnen und die minder: 
jährigen ehelichen, adoptirten oder le— 
gitimirten Kinder der Borbenannten, 
jedoch nur in fo fern diefe Kinder fid 
nicht abgefondert vom gemeinfchaftli- 
hen Haushalte felbft ernähren, fo wie 
auch unehelihe Kinder, wenn deren 
Mütter zur Militär-Gerichtsbarkeit ge- 
hören, und diefe letztere fich nicht auf 
ein blos vorübergehendes Berhältniß, 
wie 3. B. jenes der weiblichen Dienft- 
boten gründet. Bei der Mannfhaft 
vom Feldwebel oder Wachtmeifter ab- 
wärts, gilt dies nur von den Gattin— 
nen und Kindern Derjenigen, welche 
nach der erften Art verehelicht find. 

8. Die Witwen und Waifen der 
Dfficiere und Militär-Beamten. 

9. Die mit einer auf beftimmte Zeit 
lautenden Eapitulation aufgenommene, 
oder vom Staate befoldete, oder mit 
dem Dienftgeber im gemeinfchaftlichen 
Haushalte Iebende Dienerfchaft der 
Militär » Perfonen, fo lange diefes 
Dienfiverhältniß dauert. 

10. Die Berfonen, welche ald Ange: 
ftellte, oder ihres Gefchäftes wegen bei 
einer auf den Kriegsfuß gefekten, fo 
wie jene, welche unter gleichen Verhäͤlt— 
niffen in Friedenszeiten im Gefolge 
einer im Anslande ftehenden Heeres— 
abtheilung fich befinden. 

11. Die in militärifchen Erziehungs: 
und Bildungs » Anftalten befindlichen 
männlichen Zöglinge. 

12. Die in Kafernen, Invaliden- 
häuſer und andere Militär = Gebäude 
aufgenommenen Portiere, Auffeher und 
Hausknechte. 

13. Die Kriegsgefangenen, und die 
unter militäriſcher Obhut ſtehenden 
Geißeln. 

$. 3. Dagegen find unter den im 
$. 2 genannten PBerfonen nicht begrif- 
fen, und daher der ordentlichen Straf: 
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gerichtöbarkeit der Militär » Gerichte 
nicht unterworfen: 

1. Die zu Kriegszeiten bei einer k. k. 
Armee fih aufbaltenden Bevollmäch— 
tigten oder Abgefandten fremder Mächte, 
mit ihrem Gefolge. 

2. Die in Defterreih ſich aufhalten: 
den Dfficiere fremder Mächte. 

3. Die in einer k. k. Armee zur Bei— 
ſchaffung der Lieferungen, Borfpann 
und fonftigen Armee-Bedürfniffe, über: 
haupt zur Förderung ded Dienftes zu— 
getheilten Givil-Beamten. 

4. Die zum Perfonal » Stande der 
Kriegs » Minifterial- Buchhaltung, der 
Militär - Medicamenten » Regie - Direc- 
tion, des Thierarznei » Inftituted und 
Thierfpitales in Wien gehörigen Bes 
amten und Diener, fo wie auch der 
apoftolifche Feld-Picar mit feinem Con: 
filtorialsBerfonale. 

5. Die Practicanten und Tagfchrei« 
ber bei den Militär» Behörden, ohne 
Unterfchied. 

6. Die bei der Berwaltung einer im 
Beſitze einer Militär Anftalt befindlis 
hen Realität angeftellten Beamten und 
Diener. 

7. Die beim Militär » Geftütswefen 
zeitlih aufgenommenen Biehhirten und 
Wärter (Csikös, Beress und Gulyäs). 

8. Die bei den Fortifications- und 
Zeug-Aemtern, Monturs » Defonomie- 
Gommiffionen und fonftigen Militär: 
Anftalten aus dem Civil-Stande gegen 
Aufkündigung oder fonft zeitlich aufge: 
nommenen Meifter, Gefellen und Hand: 
langer. 

9. Die bei Militär» Academien und 
anderen Militär » Anftalten aus dem 
Civil » Stande angeftellten Sprad:, 
Fecht- und fonfligen Lehrmeifter, Be— 
reiter, wie and jene gegen Beftallung 
angenommenen Werzte, die nicht dem 
Stande der Feldärzte eingereiht wer: 
den; ferner die im Officierd » Töchter: 
Bildungs » Inftitute zu Hernals zur 
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Leitung der Erziehung und Ertheilung 
des Unterrichtes angeftellten Perfonen. 

10. Die in Kafernen, Invaliden- 
Häufer, und andere Militär» Gebäude 
aufgenommenen Gaftwirthe und Fleifch- 
bauer. 

11. Die Mannfchaft der zweiten 
Landwehr» Bataillond, außer der Zeit 
der activen Dienftleiftung. 

12. Die mit Penfion oder Provifion 
betheilten Diener. 

13. Die mit Patental» Gehalt oder 
mit einer Berforgungs » Borbehalts- 
Urkunde betheilten Invaliden. 

14. Die männlichen fowohl, als die 
weiblichen Dienftleute der Militär: Per: 
fonen, dafern fie nicht im $. 2, Abf. 9, 
der Militär-Gerichtsbarkeit ausdrücdlich 
zugewiefen find, fo wie die bei Militär: 
Perfonen in Privatdienften ftehenden, 
jedoch nicht zur Elaffe der Dienerſchaft 
gehörigen Individuen, 3. B. Secretäre, 
Hausärzte, Erzieher u. f. w. 

15. Die Gattinnen und Kinder der 
im $. 2, Abſatz 10, genannten Perfo: 
nen, wenn fie nicht felbit der auf den 
Kriegsfuß gefehten, oder in Friedens— 
zeiten im Auslande ftehenden Heeres— 
abtheilung folgen. 

16. Die Weiber und Kinder der nicht 
nadı der erften Art verehelichten Manns 
[haft vom Feldwebel und Wachtmeiſter 
abwärts. 

17. Die Witwen und Kinder ver- 
ftorbener, im $. 2, Abfaß 8, nicht ge— 
nannter Militär-Berfonen. 

$. 4. Die ordentlidye Strafgerichtö- 
barkeit der Militär » Gerichte erftredt 
fih über alle Verbrechen, Bergehen 
und andere ftrafbare Handlungen, mit 
Ausnahme: 

1. Der Gefälld » Uebertretungen in 
jenen Kronländern, in welchen über die 
Unterfuhung und Beftrafung derfelben 
das mit dem Patente vom 11. Juli 
1835 kundgemachte Strafgeſetz Wirk— 
ſamkeit hat. 
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2. Aller Straffälle, die nach geſetz⸗ 
liher Kundmahung des Standrechtes, 
vor die Strafbehörde des Civil» Stan- 
des gehören, fobald der Thäter zu dem 
Gerichte, dem die Amtehandlung zu« 
fteht, eingebracht worden ift. 

3. Iener Straffälle, in welchen wi« 
der Jemand bereits vor feinem Eintritte 
in die Militär » Gerichtsbarkeit wegen 
eines Berbrehend von einem Eivil« 
Strafgerihte durch Borladung, Ber 
nehmung, duch einen Vorführungs- 
oder Verhaftsbefehl, durch Verhaftung 
oder Verfolgung mittelft der Nacheile, 
oder durch Steckbriefe eingefhritten 
worden ift. In diefen Fallen ift der- 
felbe, wenn er nicht fpäter im Militärs 
Stande eine ſchwerere ftrafbare Hand- 
lung begangen bat, dem Eivil-Strafr 
gerichte auszuliefern, fobald dasfelbe 
die Auslieferung fordert. 

B. Außerordentlide. 

8. 5. Der außerordentlihen Straf 
gerichtsbarfeit der Militär-Gerichte uns 
terftehen: 

1. Diejenigen Perfonen, welche fi 
ſolcher ftrafbaren Handlungen wider 
die Kriegsmacht des Staates fhuldig 
machen, die nach dem Strafgefeße oder 
nad befonderen Borfihriften der mili- 
tärgerihtlihen Unterfuhung und Ab- 
urtheilung vorbehalten werden. 

2. Eontumaz-Uebertreter, fobald der 
engfte Beit- Gordon gezogen, und das 
Standredht kundgemacht worden ift, 
nad dem Patente vom 21. Mai 1805, 
3.6. ©., 3. 731. 

3. Die von der Kriegd- Marine ein: 
gebrachten Sceräuber. 

4. Die in Feftungen oder fonftigen 
Militär: Strafanftalten unter militäri« 
ſcher Obhut verwahrten Sträflinge. 

5. Diejenigen Perſonen, weldhe fi 
in feften Plätzen, Ortfhaften, Bezir- 
fen oder Kronländern, die in Folge 
des erklärten Belagerungs⸗ oder Kriegs» 
zuftandes unter das Kriegsgeſetz ge 
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ftellt werden, folder ftrafbarer Hand» 
lungen ſchuldig machen, die nad dem 
Geſetze, oder zu Folge befonderer 
Kundmahung der militärgerichtlichen 
Unterfuhung und Aburtheilung vorbe- 
halten werden. 

6. Die in der Armee oder Militär: 
Berwaltung Angeftellten, nad ihrem 
Austritte aus der Militär-Gerichtsbar- 
keit, wegen der bei Ausübung ihrer 
Amts» oder Dienft » Obliegenheiten be= 
gangenen Verbrechen, fie mögen nod 
während ihrer Dienftleiftung, oder erft 
nad ihrem Austritte entdeckt worden 
fein. 

I. Militär» Gerihtsbarfeit 
in bürgl. Rechtsſachen. 

8.6. Die Berfonen, welche der or» 
dentlihen Gerichtsbarkeit der Militär: 
Berichte in Strafſachen zugewieſen find, 
unterftehen derfelben in der Regel auch 
in bürgerlihen Rechtsſachen. Niemand 
fann auf den ihm zuftehenden Militär: 
Gerichtsſtand giltig verzichten. Den 
nad $. 3 der Militär = Gerichtäbarkeit 
nicht unterftehenden Perfonen find in 
Beziehung auf bürgerliche Rechtsſachen, 
auch die bis zur Einberufung Beur— 
laubten, und die im $. 2, Abfaß 1, er— 
wähnten Arbeiter der Kriegs - Marine 
beizuzählen. Die Streitfahen des Mi- 
litär-Aerard gehören, wie bisher, vor 
die Militär-Gerichte. 

8. 7. Bon der Militär-Gerichtsbar— 
feit ausgenommen, und fomit auch 
dann zu den Eivil-Gerichten gehörig, 
wenn Militär-Perfonen, oder das Mi— 
litär-Aerar als Parteien einfchreiten, 
find: 

Alle in den Wirkungskreis der Real- 
und Berg » Gerichtsbarkeit gehörigen 
Streitfahen, ferner die Streitigkeiten 
aus Beftand-Berträgen, aus Befikftö- 
rungen, falls fih foldhe auf unbeweg- 
lihe Sachen beziehen, und aus Beſchä— 
digungen an Grundftüden und Grund- 
Erzeugniffen. 
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8.8. In dem Falle, wenn der Ge- 
richtöftand der Aufforderungsflage, der 
Widerflage, oder der Streitgenoffen- 
fhaft in Anwendung kommt, können 
auch Militär Perfonen bei den Civil— 
Gerichtsbehörden belangt werden; je: 
doch bleibt die Bollftredung der rich- 
terlihen Erkenntniffe oder mittlerweili- 
gen Vorkehrungen gegen die der Mili- 
tär⸗ Gerichtsbarkeit unterftehenden Per: 
fonen, mit Ausnahme der Acte der 
Real⸗Gerichtsbarkeit, den Militär-Ge- 
richten vorbehalten. 

$. 9. Alle auf die Uebernahme, Ber: 
waltung, Belaftung, Umwandlung eines 
Lehens oder eines Fideicommifles, oder 
die Auflöfung eines Lehens- oder eines 
Fideicommiß- Bandes ſich beziehenden 
Verhandlungen gehören, ohne Rückſicht 
auf die militärifche Eigenfchaft der bes 
theiligten Perfonen, zu den durch das 
Geſetz beftimmten Civil» Gerichts » Be- 
hörden. 

$. 10. Das Concurs-Verfahren 
über die der Militär» Gerihisbarkeit 
unterftehbenden Berfonen kommt, wenn 
der Berfchuldete im Inlande ein unbe 
wegliches Gut befißt, dem Eivil- Ge- 
richte, und zwar: 

a) wenn er nur in Einem Kron— 
lande unbeweglihes Vermögen befigt, 
demjenigen Concurd » Gerichte zu, in 
deffen Sprengel das unbewegliche Gut 
gelegen ift; 

b) wenn er aber in mehreren Kron- 
ländern unbewegliche Güter befißt, der: 
jenigen Civil» Behörde, welche nad 
deffen letztem Aufenthalts-Orte im In: 
lande, abgefehen von feiner Militärs 
Eigenfhaft, zum Concurs » Berfahren 
berufen wäre. 

$. 11. Dagegen bleibt das ftraf- 
gerichtliche Verfahren gegen den Cri— 
datar, fo wie die Vollſtreckung der 
Verfügungen ded Civil» Richters im 
Concurs » Verfahren, welche fih auf 
folde bewegliche Güter eines der Mis 
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litär = Gerichtsbarkeit unterftehenden 
Cridatars beziehen, die fih in deſſen 
Aufenthaltsorte, oder in Militär» Ger 
bäuden befinden, oder zu deſſen Dienft- 
bedarf gehören, dem Militär» Gerichte 
vorbehalten. 

$. 12. Ueber eine Streitfache, welche 
bei dem zufländigen Militär -» Gerichte 
anhängig gemaht worden ift, bleibt 
dasſelbe bis an das Ende zuftändig, 
wenngleih der Geflagte in der Zwi— 
fhenzeit unter die Gerichtsbarkeit der 
Civil-Gerihtsbehörde gekommen wäre. 

$. 13. Außer Streitfadhen find be— 
züglich der im $. 2 genannten, und im 
88. 3 und 6 nit ausgenommenen 
Perfonen, folgende Gefchäfte bei den 
Militär-Gerichten zu führen: 

1. Die Abhandlung der Berlaffen- 
ſchaft, in fo fern ſich in derfelben nicht 
ein Zehen, ein Fideicommiß, oder ein 
unbewegliches Gut befindet, in weld' 
letzterem Falle die Abhandlung von der 
Civil-Gerichtsbehörde zu pflegen ift, 
und die Militär- Berfon fo angefehen 
wird, ald ob fie auf dem unbeweglichen 
Bute ihren ordentlihen Wohnfig ge 
habt hätte. Die Militär- Behörde hat 
in diefem Falle in jo weit Amt zu hans 
deln, als es erforderlih ift, um die 
Identität der Perſon feftzuftellen, die 
Papiere und die Effecten des Berftor- 
benen zu fihern, jene Gegenftände, 
welche fih nicht aufbewahren laffen, 
oder deren Aufbewahrung Koften ver- 
urfachen würde, zu veräußern, in Bes 
treff der Verpflegs-, Krankheits- und 
Beerdigungskoften, dann der allfälli« 
gen Liedlohns-Rücftände, Ordnung zu 
pflegen, und fofort den Nachlaß fammt 
den erforderlichen Aufklärungen an das 
zuftändige Eivil - Gericht abzugeben. 
Eben fo gehört die Berlaffenfhafts- 
Abhandlung über die im $. 2, Abf. 10, 
bezeichneten Perfonen jedenfalld vor 
das Cwil-⸗Gericht. 

2. Die Obervormundſchaft über die 
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im $. 2, Abſatz 8, genannten Pupillen, 
und die Beftellung eines mittlerweili« 
gen Bormundes oder Curators für die 
Perfon und das Bermögen der übrigen 
aus der Militär- in die Civil-Gerichts⸗ 
barkeit übertretenden Pupillen oder Cu— 
randen. Zur ferneren Beftellung und 
Führung der Bormundfhaft über die 
legterwähnten Militär » Waifen ift das 
fonft gejegliche Civil-Gericht aufzufor—⸗ 
dern. Als ordentlihe Gurateld +» Bes 
hörde haben die Militär» Gerichte ein- 
zuſchreiten, wenn die Guratel über eine 
unter der Militär- Gerichtsbarkeit blei— 
bende Berfon zu verhängen ift, oder 
wenn ein der Milıtär «= Gerichtsbarkeit 
unterftehender Vater, deffen minderjäh- 
riges Kind ein beweglihes Vermögen 
befißt, dasjelbe zu verwalten hat, in 
fo lange er felbft unter Militär» Ge- 
richtsbarkeit fteht. 

3. Die Verhandlungen in Eheſachen, 
fo wie in Adoptions- und Legitima- 
tions- Fällen. 

4. Die Amortifirung von Urkunden, 
in fo fern der zur Anfuchung derfelben 
Berechtigte eine Militär » Berfon ift; 
doch bleibt die Amortifirung der öffent- 
lihen oder denfelben gleich gehaltenen 
Credits » Papiere und der Wechfel, je— 
denfalld den Civil-Gerichten vorbehal- 
ten. Außerdem find die Militär - Ge 
richte zur Legalifirung und Bidimirung 
von Urkunden, ohne Unterfchied der 
dabei einfhreitenden Perfonen, berech⸗ 
tiget. 

8. 14. Der Umfang der Militär- 
Gerichtsbarkeit über die Bewohner der 
Milttär-Grenz- Provinzen und Diftricte 
wird durch befondere Vorfchriften be— 
ftimmt. 

$. 15. Die Mitglieder des Kaifer- 
baufes, fo wie die Perfonen, denen 
das Recht der Erterritorialität zufteht, 
bleiben von der Militär-Gerichtsbarfeit 
ausgenommen, wenn fie gleich eine 
Stelle im Kriegeheere befleiden, 
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$. 16. Alle zur Zeit der beginnen- 
den Wirkfamkeit diefed Geſetzes anhän- 
gigen Straf- und Civil-NRechtsangele— 
genheiten find von derjenigen Behörde, 
bei welcher fie in Verhandlung ftehen, 
zu Ende zu führen; nur die Vormund— 
ſchafts- und Curatels-Sachen find den 
nad diefem Gefeße hiezu berufenen Ge- 
richts-Behörden abzutreten. 

$. 17. Durch dieſes Gefeß werden 
die damit nicht übereinftimmenden ge- 
feßlihen Verfügungen aufgehoben, und 
find hiernach auch alle- im Zuge ſchwe— 
benden Competenz-Streite zu entichei- 
den. (Kaif. Bat. vom 22. Dec. 1851. 
R. G. B. Nr. 255.) 

Militär = Gerichtöbarkeit, ſ. 
Militär:Beurlaubte. 

Militär-Grenze. Wegen Beftim- 
mung der Jurisdiction über die außer 
dem ftandrechtlihen Berfahren in der 
Militär » Grenze betretenen Verbrecher, 
welche feine ‘Bewohner der Militär- 
Grenze find, f. Gerichtöbarfeit, 

— — Anwendung des Geſetzes zum 
Schutze des literarifhen Eigenthums, 
ſ. Nachdruck. 

Militär: Individuen, Berfahren 
über die von Militär » Individuen. um 
Berleihung einer Eivilbedienftung ein« 
zubringenden Gefuhe, ſ. Militär: 
Perfonen. (Bdg. v. 22. März 1845.) 

— — Borfhrift bei ärztlicher Be— 
handlung von Mıilitär-PBerfonen außer 
den Militär-Heilanftalten, f. Militär: 
Perſonen. 

— — ſ. Militär-Perſonen. 

Militär-Invaliden. Es ereignen 
ſich nicht ſelten Fälle, daß gebrechliche 
Soldaten auf öffentlichen Straßen und 
Spaziergängen Almoſen ſammeln, wo— 
durch bei dem Publicum, insbeſondere 
bei Fremden, welche von den in Defter- 
reich beftehenden Anftalten nicht hin— 
länglich Kenntniß haben, die Muthma— 
Bung entjtehen muß, daß für den alten 
gebrehlihen Soldaten nicht geforgt 
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ſei. Meiſtens ſind auch ſolche, durch 
Betteln ſich Nahrung ſuchende Leute 
entweder ganz verabſchiedete Soldaten, 
oder ſonſtige Individuen, die auf die 
Invalidenverſorgung keinen Anſpruch 
haben, mithin durch ihr Benehmen den 
ehrwürdigen Stand der verdienten 
Realinvaliden, weil ſie ſich fälſchlich als 
ſolche angeben, herabwürdigen. Um 
nun dieſen Unfug abzuſtellen, hat das 
General-Commando verordnet, daß in 
jedem Bezirke, wo Militär liegt, alle 
unter dem Titel: Invaliden, oder ſon— 
ftige Soldaten herumziehenden Bettler, 
angehalten, ihre Päſſe, Abfchiede oder 
fonftigen Urkunden genau unterfucht, 
die etwa entdeckt werdenden, zur Vers 
forgung geeigneten Realinvaliden unter 
der Bemerkung: daß fie bei Sammlung 
von Almofen betreten worden find, in 
das nächte Invalidenhaus abgefendet, 
die Uebrigen aber, welche nicht foldhe 
Invaliden, fondern vielleicht Beurlaubte 
oder entlaffene Leute, oder Civil » Per- 
fonen find, theils ihren Regimentern, 
theils den Ortsobrigkeiten, unter welche 
fie gehören, zugewiefen, und ihnen jede 
fernere Bettelei firengitend unterfügt 
werde. (Bdg. des n. 6. Gen. Comm. 
v. 24. Mai 1812, an fümmtl. Mil. 
Beh. Bdg. der n. ö. Reg. v. 31. Mai 
1812. Krop. Gef. $r. 31.30. ©. 376.) 

Militär = Invaliden. Der k. k. 
Hofkriegsrath hat fammtlihen General- 
Sommanden mit Ausnahme derjenigen 
der neu erworbenen Provinzen, in wel: 
hen die Invaliden - Berforgung nod 
nicht vollftändig zu Stande gekommen 
ift, wiederholt zur Pflicht gemacht, dem 
fih Hin und wieder zeigenden Unfuge 
des Bettelns folder Leute, die entwer 
der wirkliche Invaliden find, oder ſich 
dafiir falfhlih ausgeben, entgegenzu— 
wirken, und zu diefem Zwede die Mit: 
bilfe der Civil» Behörden anzufuchen. 
Gfkzl. Decr. v. 27. Juni 1816. Krop. 
©. Franz. 36. Bd. ©. 497.) 
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Militär - Invaliden. Diejenigen 
Invaliden, welde fhon die Berfor- 
gung in einem SInvalidenhaufe, oder 
den Patentalgehalt außer demfelben 
genießen , dennoh aber fo wenig 
Ehrgefühl beſitzen, daß fie ſich des 
Almofenfammelnsd nicht ſchämen, ſol— 
len, wenn fie im Betteln betreten wer— 
den, dem Invalidenhaus » Commando 
übergeben, und fohin unter ftrenge Auf- 
fiht gefegt werden. (Hfkzl. D. v. 11. 
Septbr. 1816.) 

— — (8 gibt drei Claffen von 
gänzlihen (Real) Invaliden des Mi- 
litärs: 

1. Invaliden mit gedrucdten Paten: 
ten, weldhe Batental-Invaliden heißen. 
Diefe find foldhe, welche nicht in einem 
Invalidenhaufe, fondern außer demfel- 
ben in einer öfterreihifchen Provinz 
und in einem Drte, den fie ihren Ber- 
bältniffen zuträglich finden, leben. Sie 
erhalten auf ihr Patent die tägliche 
Löhnung in den in der Anweifung aus- 
gedrüdten Orte auf Rechnung des 
Aerars, und fuchen, foweit es ihre 
Kräfte und Kenntniß geftatten, durch 
leichte Arbeiten und geringe Verrich— 
tungen Etwas für ihren befferen Lebens⸗ 
unterhalt nebenher zu erwerben. So— 
bald ihnen diefes nicht länger gelingt, 
fteht e3 ihnen frei, fih gegen Abgabe 
ihres Patentes um die Aufnahme in 
ein Invalidenhaus zu melden; dort 
wird dann ihre Angabe unterfucht, und 
vorſchriftsmäßig weiter vorgegangen. 

2. Invaliden, welde in Invalidens 
bäufern untergebracht find. Zu diefer 
Claſſe werden Diejenigen gerechnet, die 
wegen hohen Alters, fchwerer Wunden, 
und anderer großer körperlicher Gebre- 
hen fich ſelbſt nicht mehr erwerben kön— 
nen, und auch feine Anverwandten, 
Freunde oder Wohlthäter haben, uns 
ter deren Pflege und Hilfe fie leben 
fönnen. 

3. Invaliden, weldhe außer den In- 
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validenhäufern leben, jedoch mit feiner 
Batental = Urkunde, fondern mit einer 
Borbehalts » Urkunde (Reſervations— 
Urkunde) verfehen find, womit ihnen 
der Anfpruch auf die Ararifche Verpfle 
gung für. den all verfichert wird, wenn 
es ſich beftätiget, daß fie derfelben nicht 
länger entbehren fönnen. Die Invali« 
den diefer Elaffe verpflegen fi) gewöhn- 
lich Tange, oft durch ihre ganze Lebens— 
zeit felbft ohne einen Beitrag des Aerars. 
Diejenigen aus ihnen, deren Umftände 
fih etwa fo verfchlimmert haben, daß 
fie der ärarifchen Hilfe nicht länger ent- 
behren können, haben das Net, fi 
um diefe zu melden. Sie werden dann 
von dem betreffenden Invalidenhaufe 
entweder mit Patente verfehen und in 
den damit verbundenen Batental » Ges 
nuß gefeßt, oder wenn auch mit diefen 
für fie nicht. hinlänglich geforgt wäre, 
und der Raum in dem Invalidenhaufe 
es fogleich geftattet, in das Invaliden- 
haus felbft mit der dort ausgemeffenen 
Gebühr aufgenommen. (Kundm. des 
Hoffrieger. v. 30. Juni 1817. Hflzl. 
Deer. v. 31. Juli 1817, an ſämmtl. 
Länderft. Krop, G. S. 38. Bd. Nr. 
207.) 

Militär » Invaliden. Die Refer- 
vations-Urkfunden der außer dem Inva— 
lidenhaufe untergebrachten Invaliden 
vertreten feineswegs die Stelle legaler 
Päffe und Aufenthaltsconfenfe, fondern 
e8 muß ein jedes derlei dem Invaliden— 
ftande angehörige Individuum zum 
Reifen mit einen gefeglichen Pafle vers 
fehen fein. (Böhm. Gub. Vdg. v. 5. 
Novbr. 1818 3. 52244 u. 31. Dechr. 
1827 3. 61383. Obent. 3. Bd. ©. 
102.) 

— — (Patental-) unterftehen der 
Eivilobrigkeit. (N. ö. Rggs. Decr. v. 
10. März; 1823 3. 11088.) 

— — Heirath3-Bewilligungen dür— 
fen den Invaliden ohne Genehmigung 
der Invalidenhaus -Commiſſion als 
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ihrer vorgefeßten Militär-Behdrde von 
den politifhen Ortsobrigkeiten nicht 
ertheilt werden. (Vdg. des böhm. Gub. 
v. 17. Dct. 1823 3. 53685. Obent. 
3.2. ©. 101.) 
Militär-Invaliden. Die Militär- 
Berwaltung hat zu bemerken Gelegen- 
heit gehabt: daß feit einiger Zeit mehre- 
ven außer den Invalidenhäufern lebenden 
Bat. und Referv. - Invaliden die Hei- 
rath8 > Bewilligung von den Dominien 
und Magiftraten eigenmächtig ertheilet, 
ferner daß den Patental-Invaliden, die 
fih auf folde Bewilligungen verehelidh- 
ten, fortan die Imvaliden - Löhnung 
audgefolgt, und daß endlich der Rück⸗ 
erſatz auch der ordnungsmäßig von den 
Dominien und Magiftraten vorgefchof- 
fene Batental » Gehalte nicht in rechter 
Zeit erhoben worden fei. Diefes hatte 
zur Folge: daß die betreffenden Inva— 
liden zum Theil ohne ihr Verſchulden 
ald Emanforen behandelt worden find, 
zum Theil aber bei den Invalidenhäu- 
fern gar nicht in Abgang gebracht wur- 
den. Obſchon jeder Patental- und Re- 
fervationd = Urkunde die Strafbeftim- 
mung wegen der ohne Borwiffen und 
Bewilligung des General - Commando 
erfolgten Berehelihung fomwohl, als 
auch wegen unterlaffener Behebung des 
Patental » Gehalted ausdrüdlich beige: 
fügt ift; fo fann doch die Außerachtlaf- 
fung der hierüber beftehenden Borfchrif: 
ten nicht ſowohl Invaliden feldft, in fo 
weit fie des Leſens und Schreibens un- 
kundig find, fondern hauptfählid nur 
den Dominien und Magiftraten, melde 
ſich der Eigenmädhtigkeit oder des Auf: 
fhubes in der Erhebung der vorge: 
ſchoſſenen Beträge ſchuldig machen, zur 
Laſt gelegt werden. Die Landesftelle 
wird daher die Dominien und Magi- 
ftrate zur pünctlichen Erfüllung der 
diesfalls beftehenden Berordnungen 
wiederholt anweifen, und ihnen zugleich 
bedeuten laffen: dag fie den Rüderfaß 
HZaleloty, Handb. d. Poliz. Gef. IL 
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des vorgefhoffenen Patental-Gehaltes 
fiher alle Vierteljahre erheben, vorzüg⸗ 
lih aber von dem von Zeit zu Zeit zu 
erfolgenden Ableben der Invaliden jes 
des Mal das General-Commando oder 
die Invalidenhaus » Commiffton in die 
Kenntniß feßen follen, (Hfkzl. Dec. v. 
20. April 1825, an ſämmtl. Länderft. 
Krop. Gef. Franz. 50. Bd. ©. 189 
u. 190.) 

Militär: Invaliden. Wegen Zu- 
rüdbehaltung des Patental » Gehaltes 
für jene, welche wegen eines Verbrechens 
oder einer Hebertretung verhaftet wer: 
den — wurde verordnet: Da nach den 
Beftimmungen des Civil» Strafgefehed 
der Inhaftirte während feiner Haft die 
Berpflegung, wenn er die Mittel dazu 
beſitzt, aus Eigenem zu beftreiten hat, 
fo haben die Unterbehörden dafür zu 
forgen, daß, wenn in Zukunft ein der 
Eivil » Jurisdiction unterftehender Pa— 
tental = Invalide wegen eines Verbre- 
chens, oder einer ſchweren Polizei⸗Ueber⸗ 
tretung inhaftirt wird, wo ihm dann 
die Arreſtanten-Verpflegung von Seite 
des Gerichtes zu verabreichen iſt, ihm 
der Patental-Gehalt bis zur Beendi— 
gung des Proceſſes zurücdbehalten 
werde, und fodann, da ihm felbft, wenn 
er verurtheilt wird, der Patental-Ge— 
halt bis zum Tage des kundgemachten 
Urtheils gebührt, über Dasjenige, was 
er an Verpflegung oder Unterſuchungs⸗ 
koften aus Eigenem zu beftreiten bat, 
die ordentlihe Abrehnung gepflogen, 
und feine Schuldigkeit von feiner zu— 
rückbehaltenen Batental-Gebühr berich- 
tigt werde. (R. 6. Rggs. Vdg. v. 1. 
Mär; 1830 3. 11078. Prov. ©. ©. 
12. Thl. Nr. 73.) 

— — RBatental» und Rejer- 
vations-Ynvaliden, find in Er: 
frantungsfällen in die nächſten Garni» 
ſons⸗, Regimentd= und beziehungsmweife 
Bataillons » Spitäler unterzubringen. 
(Bdg. des böhm. Land. Gub., vom 6, 

30 
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April 1830. Krop. ©. ©. 56. Br. 
Nr. 80. Rggs. Vdg. v. 11. März 1830 
3. 12837. B. ©. ©. für Defterr. unt. 
der Enns. 12. Thl. Nr. 78.) 

Militär - Invaliden. Laut a. h. 
Entſchl. v. 10. Auguft 1834 ift den in 
Eivildienft übertretenden Patental-In— 
validen die Invaliden-Gebühr nur dann 
einzuftellen, wenn das von denfelben 
erlangte anderweitige Einfommen w es 
nigftens den dreifadhen Betrag 
der Invaliden- Gebühr erreicht. 
(Hoftamm. Deer. v. 7. Aug. 1835 3. 
31305, an ſämmtl. Länderft. Bol. G. 
©. 63. Bd. Nr. 132. Vdg. der n. 8. 
Neg. v. 9. Septbr. 1835 3. 49427. 
Prv. ©. ©. 17. Bd. Nr. 278.) 

— — Zur Evidenzhaltung 
der Invaliden und ihrer Ge 
bühren befteht eine eigene ausführ- 
liche hofkriegsräthliche Inftruction vom 
14. Mai 1828 3. 1948 lit. D. (Prov. 
G. ©. für Böhm. 10. Bd. ©. 315), 
welche wegen der darin zur Mitwirs 


fung für diefe Zwede den politifchen- 


Dbrigkeiten zufommenden Obliegenhei- 
ten auch diefe legteren mit Hoffanzlei= 
Decret v. 17. Juni 1828 3. 16199, 
böhm. Gub. Vdg. v. 11. Aug. 1828 
3. 37039 befannt gemacht worden ift. 
Auf Grundlage diefer Inftruction er— 
floß nachftehende Belehrung, welche 
die Obliegenheiten enthält, 
welhedenpolitifhen und poli- 
zeilihen Behörden bezüglidh 
der Invaliden zuſtehen: 

1. Erwerbsfähige Patental- oder 
Reſervations-Invaliden, welche ſich um 
die Aufnahme in die Loco-Verſorgung 
im Invalidenhauſe bewerben, ſind durch 
ihre vorgeſetzte Civilbehörde unter Mit- 
gabe ihrer Patental- oder Refervations- 
Urfunde, dann eines von dem Seelfor- 
ger ausgeftellten, von dem Amte oder 
Magiftrate vollen Inhalts beftätigten 
und vom Kreisamte legalifirten Ar— 
mutbszengniffes, im welchem des Mans 
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nes Hilfsbedürftigkeit und die Unmög— 
lichkeit, außer dem Invalidenhaufe zu 
leben, umftändlih und mit Beftimnt- 
heit dargestellt ift, zur weiteren Verfü— 
gung an das betreffende Werbbezirks— 
Commando anzumeifen, 

2. Wenn ein Refervationd-Invalide 
um die Erwirfung des Patentalgehaltes 
anfıccht, fo ift derfelbe mit feiner Refer- 
vationd » Urkunde und mit einem vom 
Seelforger ausgefertigten, vom Amte 
oder Magiftrate vollen Inhalts beftü- 
tigten, und vom Kreisamte legalifirten 
Zeugniffe, in welchen die Hilfsbedürf- 
tigkeit und der Betrag des täglichen 
Einkommens diefes Mannes, folches 
mag nun aus was immer für eimer 
Quelle fließen, mit Genauigkeit und 
Beitimmtheit erfichtlich if, an das k.k. 
Invalidenhaus anzumeifen, welches fo- 
nad diesfall® nach dem hoffriegsrath- 
lichen Referipte v. 24. Oct. 1829 3. 
5214 lit. D. das Amt handeln wird. 
Nur in jenen Fällen, wo der Mann 
wegen außerordentliher Törperlicher 
Gebrechlichkeit und bedeutender Entfer- 
nung die Reife nah Prag nicht unter: 
nehmen fann, ift folder ausnahms— 
weife an das betreffende Werbbezirks— 
Commando anzuweifen, welches in Ber: 
fretung des Invalidenhaufes nad) dem 
obenerwähnten hohen Referipte vorzu— 
gehen, und das Refultat der commil- 
fionellen Unterfuhung des Mannes 
dem Invalidenhaufe zur weiteren Ver— 
fügung befannt zu geben hat. 

3. Bei Ueberfiedlung eines Paten- 
tal = Invaliden von einem Dominium 
zum andern, mit Zuflimmung der be- 
treffenden Givilbehörden, hat die Ber 
hörde feines neuen Aufenthaltes unter 
genauer und beftimmter Darftellung 
feiner Bermögend- und Erwerbs » Ver- 
hältniffe, und eigentlih unter Angabe 
feines täglichen wie immer gearteten 
Einkommens, deffen Patental: Urkunde 
foyleich an das betreffende Werbbezirks— 
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Commando einzufenden, welches die 
Umſchreibung derſelben bei dem Inva— 
lidenhauſe erwirken und die umgeſchrie— 
bene Urkunde der Civilbehörde zur 
Flüſſigmachung des Patentalgehaltes 
zuſtellen wird. Vor dem Einlangen der 
umgeſchriebenen Patental-Urkunde darf 
dem Manne eben ſo wenig eine Verpfle— 
gung erfolgt werden, als ſolches auf 
eine an eine andere Steuercaſſe ange— 
wiefene Urkunde zuläffig ift. ($. 76 der 
gedruckten Inftruction vom Jahre 1828 
und beziehungsweife die mit dieſem $. 
neu hinausgegebene PBatental =» Ber: 
pflegsurfunde. Prov. G. ©. f. Böhm. 
10. Bd. ©. 315 u. 387.) 

4. Falls ein bisher in ungünftigen 
Berhältniffen geftandener Patental-Fn- 
valide ein das Dreifache feines Paten- 
talgehaltes erreichendes Nebeneinkom— 
men, folhes mag nun was immer für 
einen Urfprung oder Namen haben, 
blos zeitlich oder für beftändig fein, 
erhält: fo ift demfelben kein Patental- 
gehalt mehr zu erfolgen, und von dem 
Sadoerhalte unter Beiſchluß der Pa- 
tental = Urkunde die genaue, den Tag, 
von weldhem der Invalide fein Ueber— 
einkommen bezieht, mit Beftimmtheit 
enthaltende Mittheilung dem betreffen— 
den Werbbezirks-Commando zu machen, 
welches fofort diefe Anzeige zur weites 
ren gefeglihen Amtshandlung an das 
Invalidenhaus leiten wird. (Hoffriegs- 
vathliches Reſer. v. 24. Detbr. 1829 
3. 5214. lit. D. Prov. ©. ©. für 
Böhm, 11. Bd. ©. 732.) 

5. Wenn ein Batental-Invalide von 
dem Orte, wohin er mit dem Bezuge 
des Batentalgehaltes angewiefen iſt, 
fih, es fei num mit oder ohne Bewilli- 
gung feiner vorgefegten Givilbehörde 
entfernt, und nad Berlauf eines vollen 
Jahres nicht zurückkehrt, folglich den 
ihm gebührenden Patentalgehalt, der 
ihm in eine fremde Provinz ſchon des- 
halb nicht nachgefendet werden darf, 
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weil er dort in ſolchen Verhältniſſen 
ftehen kann, in denen das Gejek den 
Bezug des Patentalgehaltes nicht ge- 
ftattet, Durch die gedachte Zeit nicht be- 
hebt, fo ift davon die Mittheilung un— 
ter Anfhluß der Batental-Urkunde dem 
Merbbezirts -» Commando zu machen. 
(Hofkriegsrathl. Refer. v. 3. Septbr. 
1825 3. 862. lit. H. u. $. 76 der ge- 
dructen Inftruction vom Jahre 1828 
und beziehungsweife die mit diefem $. 
hinaudgegebene neue Patent. Urkunde.) 

6. Wird ein PBatentalsInvalide eines 
Verbrechens beinzichtet, und deshalb 
zur Unterfuhung mit Captur als ge 
eignet anerkannt, fo darf für felben 
vom Tage feiner Einlieferung an das 
betreffende Eriminalgericht fein Baten- 
talgehalt mehr aufgerechnet werden, 
fondern es ift die Prliht derjenigen 
Eivilbehörde, an die der Mann mit 
dem Bezuge feines Patentalgehaltes 
angewiefen war, den Ball unter Anz 
fhluß der Patental-Urkunde fogleich im 
Wege des Werbbezirks-Commando zur 
Kenntnig des Invalidenhaufes zu brin- 
gen; eben fv haben die Griminalge- 
richte den Tag, an welchen ein Paten- 
tal = Invalide in die Verpflegung tritt, 
unverzüglich dem Invalidenhaufe be 
fannt zu geben, und nicht minder bei 
Ausgang der Unterfuhung das gefpro- 
chene Urtheil nebft der Berechnung über 
die für den Mann aufgelaufenen Eris 
minal» Berpflegskoften, welche dasſelbe 
bezahlen fol, dem Invalidenhaufe mit- 
zutheilen. Uebrigens gilt alles Diefes 
auch bei einem in Criminalunterfuchung 
fommenden ARefervationg = Invaliden, 
nur mit dem Unterfohiede, daß bei ei— 
nem foldhen fein Patentalgehalt einges 
ftellt, und eben fo auch dem Eriminal- 
fonde für die auflaufenden Berpflegsd- 
foften von Seite des Militär - Aerard 
feine Bergütung geleiftet werden kann, 
folglich die Ueberfendung der diesfälli- 
gen Berechnung au das Invalidenhaug 

30” 


Militär-Invaliden. 


überflüffig wird. (Hofkrgsräthl. Nefer. 
v. 3. Sept. 1825 3. 862. $. 76 der 
gedruckten Inftruction vom Jahre 1828 
und beziehungsweife die mit diefem $. 
neu hinausgegebene Patentalverpfle- 
gungs- und Borbehalts-Urkunde, dann 
bofkriegsräthl. Reſer. v. 12. Febr. 
1830. lit. D. 3. 214.) 

7. Bird einem Invaliden der gebuͤh— 
rende Patentalgebalt von Seite des 
Invalidenhaufes aus was immer für 
einem Grunde eingeftellt, fo darf folder 
dem Manne von der Eivilbehörde un- 
ter feinem Vorwande wieder erfolgt 
werden, bevor nicht von dem Invali— 
denhaufe hiezu die neuerliche Anwei— 
fung erfolgt ift. (Nah der Analogie 
des $. 2 der Inftruction vom Jahre 
1828.) ' 

8. Jeder Sterbfall eines Patental- 
oder Refervationd » Invaliden ift unter 
Beifhluß der Patental- oder Referva- 
tions-Urkunde und des officiöfen Tod— 
tenfcheines ſogleich dem Werbbezirks⸗ 
Commando befannt zu geben, der Pa- 
tentalgehalt gebührt bis einfhlüffig 
zum Sterbetage, und kömmt alfo auf: 
zunehmen, und in die Berlaffenihaft 
mit einzubeziehen. Hatte der Mann 
eine goldene oder filberne Tapferkeits— 
medaille im Befiß, fo fteht ed den Er- 
ben frei, foldhe als ein Andenken auf: 
zubewahren, oder felbe gegen das ge: 
ſetzliche Aequivalent, welches für die 
erſtere in 35 fl. 28 fr. für die letztere 
in Einem Gulden 26 fr. C. M. befteht, 
mit der Todesanzeige durh das Werb- 
bezirks-Commando dem Invalidenhaufe 
einzujenden. ($. 14 u. 76 der gedrud: 
ten Inftruction vom Jahre 1828 und 
beziehungsweife die, mit dem legteren 
$. neu hinausgegebene PBatental = Ver: 
pflegsurkunde, dann $. 17 der gedrud- 
ten Vorschrift über die Militär-Tapfer- 
feitömedaille vom Jahre 1809.) Uebri- 
gend haben die Eivilbehörden über eis 
nen jeden verftorbenen Patental- und 
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Refervationg » Invaliden eine Beſchaf⸗ 
fenheits-Confignation zu verfaffen und 
in allen Rubriken gehörig ausgefüllt, 
mit der Todesanzeige dem Werbbezirks— 
Commando einzufenden. Diefe Beſchaf—⸗ 
fenheitd » Eonftgnationen dienen dem 
Invalidenhaufe zur erften Grundlage 
binfihtlih der einzuleitenden Abferti- 
gung der Witwen und Waifen, und bie 
ten noch in fpäterer Zeit die häufig ge- 
wünſchte Auskunft über die Familien» 
verhältniffe des Mannes zur Zeit feines 
Ableben. 

9. Die Batentalgehalts » Zahlungs- 
verzeichniffe find nach dem vorgeſchrie— 
benen Formulare verfaßt immer in Dup- 
plo, die PBercipientenquittung dagegen 
nur einfach einzufenden ($. 57 der In- 
ftruct. v. I. 1828.) 

10. In Fällen, wo der Patentalge- 
halt eines Invaliden zeitlich eingeftellt 
wird, ift der Mann, in dem Zahlungs- 
verzeichniffe gleichwohl, und zwar, un⸗ 
ter Angabe des Grundes, warum für 
ihn feine Aufrehnung Statt findet, 
aufzuführen. 

11. Nie und unter feinem Borwande 
darf einem Patental » Invaliden der 
Patentalgehalt voraus erfolgt werden. 
($. 76 der gedruckten Inftr. v. 3. 1828 
und beziehungsweife die mit diefem $. 
neu hinausgegebene Patental » Ber: 
pflegsurkunde.) 

12. Der einem Invaliden erfolgte 
Patentalgehalt ift in dem der Patental- 
Urkunde angehängten Zahlungsbogen 
bei jeder einzelnen Zahlung einzutra= 
gen, und diefem immer die eigenhändige 
Unterfihrift des audzahlenden Beamten 
beizufügen. ($-. 25 der gedr. Inſtr. v. 
J. 1828.) Da bei der Auszahlung 
eines Batentalgehaltes einzig und allein 
die Patental » Urkunde als gefepliche 
Grundlage dient, folglid dem Auszah— 
lenden vorliegen muß, fo fann die 
Ausführung der vorgefagten Anordnung 
wohl feiner Schwierigkeit unterliegen. 
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13. Die von Seite des refpicirenden 
Feldfriegs =» Commiffariates des Inva— 
lidenhaufes an den einlangenden Pa— 
tentalgehalts-Aufrehnungen entdedten 
Unrichtigkeiten find von den Dominien 
auf die diesfalld ihnen zufommenden 
Anmerkungen bei der nächſten Aufred- 
nung nah Erhalt der Anmerkungen 
unter deren Beiſchluß in der Art zu be- 
richtigen, daß nah Abfummirung des 
Zahlungs -PVerzeichniffes das zu wenig 
Berechnete zugefchlagen, das zuviel 
Berechnete Dagegen abgezogen wird. 
(Brg. des böhm. Sub. v. 1. Mai 1837 
3. 19765. Prov. ®. ©. für Böhmen. 
19. Bd. Nr. 120.) 

Militär = Invaliden. Nach .der 
beftehenden Verordnung dürfen nur er: 
krankte Batental= nicht aber auch Reſer— 
vationd = Invaliden auf Rechnung des 
Anvalidenfondes in die Militärfpitäler 
aufgenommen werden, weil dergleichen 
Leute, fo lange fie fi in Vorbehalts- 
ftand befinden, auf eine Beihilfe aus 
dem Militär-Aerar gar keinen Anſpruch 
haben. Es ift daher der Invalidenfond 
die Verpflegsgebühren nur für ſolche 
in die k. k. allgemeine Krankenanftalt 
aufgenommene Invaliden zu berichtigen 
verpflichtet, welche in die Patentalver: 
forgung übernommen worden find. Bei 
den Vorbehalts⸗Invaliden ift fih ohne 
Rückſicht auf den Militär-Character zu 
benehmen. (Bdg. der n. ö. Reg. v. 22. 
Det. 1840 3. 59332. An. ©. 2.2. 
1840. Rr. 63.) 

— — Mit der Verordnung vom 9. 
Septbr. 1835 3. 49427, wurde die 
Hoffammer = Verordnung v. 7. Auguft 
1835 3. 31305, wie fih bei den, in 
den Givildienft tretenden Patental-In— 
validen, rüdfihtlih ihrer Invaliden- 
Gebühr zu benehmen fei, eröffnet. Zu 
Folge einer Mittheilung des k. k. Hof- 
friegsrathes an die vereinigte Hoffanz- 
lei wird dieſe allerhöchſte Vorſchrift 
nicht allenthalben ſtrenge beobachtet. 
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Um jeden ungebührliden Patental- 
Bezug möglihft hintanzuhalten, ift da- 
für zu forgen, daß künftig fein Inva- 
lide früher in dienftlihe Verwendung 
aufgenommen werde, bevor er fich nicht 
über feine Eigenfhaft und Patental— 
Gebühr grundhältig ausgewiefen hat. 
Diefed hat auch in Beziehung der po» 
litiſchen Fonde, Stände und Städte zu 
gelten. (Hfkzl. Decr. v. 26. April 1844 
3. 11211, an ſämmtl. Länderſt. n. ö. 
Rggs. Vdg. vom 13. Mai 1844 3. 
28685. Pol. ©. S. 72. Bd. Nr. 53.) 

Militär:Invaliden. Nach Inhalt 
b. Hflzl. Decr. v. 23. d. M. 3. 32282 
haben Se. Majeftät mit a. h. Entfchlie- 
fung vom 14. Juni 1844, über die 
Behandlung der ala Diener 
oder Aushelfer bei Hof- und 
fonftigen Behörden aufgenom- 
menenhalbinvaliden Soldaten, 
beim Aufhören diefer Dienftleiftung 
folgende Beftimmungen a. 5. zu geneh— 
migen gerubt: 

a) Realinvalide Leute, welche was 
immer für eine landesfürftlihe, ftän- 
difhe, ftädtifhe oder fonft öffentliche 
Anftellung erhalten, durch welche ihr 
Unterhalt für die ganze Dauer ihres 
Lebens gefihert it, follen mit förmli- 
hen Abſchieden ohne irgend einen Bor: 
behalt entlaffen werden. 

b) Wenn mit einer folden Anftel- 
lung für den Fall ihrer jpätern Untaug- 
lichkeit dazu entweder gar fein oder ein, 
erſt nach dem Verlaufe mehrerer Dienft- 
jahre entftehender Anſpruch auf eine 
Penſion oder Provifion verbunden ift, 
fo follen fie in. dem Invaliden-Vorbe— 
haltſtand überfeßt werden. 

e) Halbinvaliden Leute, weldhe aus 
dem activen Truppenftande, Eivil- Ans 
ftellungen ohne fichere Ausfiht auf 
Civil» Berforgung erhalten, find ver 
der Hand auf diefe Anftellungen zu be— 
urlauben, und wenn fie ohne ihre 
Schuld umverforgt entlaffen werden, 
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nad dem Rüdtritte in ihre Truppen: 
förper ordnungsmäßig zu fuperarbi- 
triren, Werden fie noch halbinvalid 
befunden, fo find fie nad ihrer Ber- 
wendbarkeit zu ſolchen Militär » Dien- 
ften zu überfeßen, zu welchen Halbin- 
validen berufen find. Werden fie dage- 
gen als realinvalid erkannt, fo ift ih— 
nen die foftemmäßige Invalidengebühr 
ohne Rücderfaß aus dem Eivilärar, an- 
zuweifen. Bon diefer a. h. Entfchlie- 
kung wird die k. k. Pol. DE. Direct. 
mit dem Beifaße in die Kenntniß ges 
feßt, daß der k. k. Hofkriegsrath diefe 
a. h. Peftimmungen an die Militär: 
Behörden bereits verlautbart, und die 
Erläuterung beigefügt hat, daß sub a 
und b nur vom wirklichen Staats-, ſtän— 
difchen, ftädtifchen oder fonft öffentlichen 
(nicht Privat-) Dienfte die Rede ift, 
darunter blos zeitliche, mit tagweifer 
Bezahlung verbundene und jeden Tag 
auffündbare Aushilfe = Berwendungen, 
wie Tagfchreibereien u. dgl. nicht ver— 
ftanden find; daher diefe Leute im 
Genuffe ihres Invalidengehaltes nicht 
verfürzt werden können, dann daß die 
sub c gejtatteten Beurlaubungen nur 
auf Staatsdienfte und von ſolchen Leu- 
ten Statt finden können, deren wirk— 
lihe Halbinvalidität durch ordentliches 
Arbitrium und Superarbitrium förm— 
lih beftätigt ift. (Decret der f. f, 
n. 6. Reg. vou 30. Detober 1844 
3: 64847.) 

Militär: Invaliden. Auf Anfus 
hen des ?. Ef. General-Gommando vom 
21. Nov. 1845 3. 6470 wird dem 
Kreisamte aufgetragen, fümmtlichen 
demfelben untergeordneten Dominien 
und Magiftraten die Ausſtellung 
von Armuths-Zeugniſſen, be 
bufsder Erlangung von alten 
Montursforten, an PBatental- und 
Refervationd-Invaliden mit dem Bei: 
fage zu umterfagen, daß fie felbe un- 
mittelbar jelbft über die Unthunlichke:t 
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der Willfahrung eines ſolchen Anfu- 
chens fogleich belehren, da Patental- 
und NRefervationg = Invaliden ſyſtem— 
mäßig auf eine Montur vom Aerar fei- 
nen Anfpruch haben. (Vdg des böhm. 
Bub. v. 30. Nov. 1845 ©. 3. 72607.) 
Prov. ©. ©. fiir Böhmen. 27. Br. 
Nr. 332.) 

Militär = Invaliden. Mit Bezie- 
bung auf das Rggs. Decr. v. 30. Det. 
1844 3. 64847, womit die Grundfäße 
mitgetheilt wurden, welche Se. Majeftät 
mit a. h. Entjchliegung vom 14. Juni 
1844, bezüglih der Behand 
lung jenerreal- und halbinva— 
liden Militär-Mannfchaft, die 
in Givil:-Staatsdienftleiftung 
übertritt, feſtzuſetzen geruht haben, 
wird bedeutet, daß in Folge herabge: 
langter weiterer a. h. Entſchl v. 2. Der. 
1845 der 2. Paragraph des im Eingange 
erwähnten a. h. vorgezeichneten Nor: 
males auch zeitliche, mit täglicher Be- 
zahlung verbundene Anftellungen be— 
greife, und ſomit der Fortgenuß des 
Invaliden-Gehaltes neben dem Bezuge 
der Gebühr für eine derlei zeitliche An- 
ftellung nicht Statt finden dürfe. In 
jo fern gleihwohl darauf unterge— 
brachte Invaliden dermal noch in dem 
Fortgenuffe des Invaliden » Gehaltes 
ftehen, haben Se. Majeftät aus a. h. 
Gnade geftattet, fie für ihre Perfon 
darin zu belaffen, wo fern jedoch und 
in fo lange fie nicht mit Berforgung 
verbundene Anftellungen erhalten. Zu: 
gleich gerubten Se. Majeftät zu ent: 
fheiden, daß die Berwendung ale Tag: 
fhreiber nicht als Anftellung gelten, 
und fomit auch nicht die Einziehung 
der Invalidengebühr zu Folge haben 
könne. (Hfkmr. D. vom 5. Dec. 1845 
3. 49058, n. 6. Rggs. Bdg. vom 2. 
Yan. 1846, n. ö. PBrov. ©. ©. 27.2. 
Nr. 230. Hfkzl. D. v. 28. März 1846, 
an ſämmtl. Länderft. Pol. ©. ©. 74. 
Bd. Nr. 42.) 
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Militär-Invaliden. Die Landes— 
ſtelle hat allen jenen Autoritäten, die 
zunächſt in der Lage ſind, ſich von der 
Beſchäftigung und dem Erwerbe der 
in ihrem Bezirke domicilirenden, hin— 
fichtlich des Bezuges des Patental-Ge- 
haltes an fie gewieſenen invaliden Sol- 
daten zu überzeugen, zur Pflicht zu 
machen, daß ſie, ſobald ſie von einer 
Eivil-Bedienftung eines Patental-Ju— 
validen in Kenntniß fommen, mit wel- 
cher nach den beftehenden Vorſchriften 
die Einftellung des Patental-Gehaltes 
gejeglich verbunden ift, diefen legteren 
nicht weiter ausfolgen, fondern von 
der Bedienftung des Patental- Iuvali- 
den fogleich der betreffenden Invaliden- 
haus⸗Commiſſion die Mittheilung ma: 
hen. (Hfkzl. Dec. vom 4. Dct. 1847 
3. 32400, an fümmtl. Länderft. Pol. 
G. ©. 75. Bd. Nr. 96.) 

— — 68 ift in neuerer Zeit die 
Frage angeregt worden, ob für Paten: 
tal⸗ und Refervationd-Invaliden, wenn 
fie.in ihren Aufenthaltsorten erfranfen, 
die Koften ihrer ärztlihen Behandlung 
von dem Militär » Aerar zu beftreiten 
feien? Obgleich diefe Frage fih aus 
den Haren Beftimmungen. des Invali— 
‚den: Syitemd beantwortet, fo findet 
man doch, um jeden ferneren Zweifel 
zu befeitigen, darüber Folgendes zu 
verlautbaren: Dem beftehenden Inva— 
liden = Syflenie vom Jahre 1772 zu— 
folge ftehen die PBatental-, jo wie Die 
Refervationd-Invaliden unter der bür— 
gerlichen Gerichtöbarkeit und find, wie 
alle andern Unterthanen, Glieder ihrer 
Drtögemeinde. Die erften haben an 
die Staatscaffe feinen andern Anspruch, 
als auf den ihnen zufommenden Pa— 
tental= Gehalt. Bon ihrer Gemeinde 
haben fie aber auf alle jene Hilfen zu 
rechnen,. weldhe alle Ortsarmen, zu 
deren Claſſe fie gehören, von ihren 
Communen anzuſprechen befugt find. 
Die Refervationd = Invaliden aber ha— 
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ben, fo lange fie fi in diefem Stande 
befinden, auf eine pecuniäre Unterftü- 
Bung von Seite des Staates gar kei: 
nen Anfpruch. Aus diefen Beftimmun- 
gen folgt, daß weder für die Patental— 
noch für die Reſervations-Invaliden in 
Krankheitsfällen die Curkoſten weder 
von den fie behandelnden Eivil-Werzten, 
noch den Apothefern dem Militär-Nerar 
aufgerechnet werden können, indem die 
erfteren auch in Krankheitsfällen fich 
jener Behandlung zu erfreuen haben, 
wie jeder Ortsarme von feiner Ge: 
meinde anfprechen kann, die Referva- 
tions-Invaliden aber, fo lange fie es 
vermögen, die Eurfoften aus Eigenem 
zu beftreiten haben. Hiernach ift fi in 
allen dergleichen Vorkommen zu bench- 
men, und es find alle diesfallfigen Auf: 
rechnungen zurüc zu weifen. (Erl. des 
Kriegsminift. vom 6. Dec. 1848, an 
fammtl. Länder» und Grenz: General: 
Commanden. R. G. B. Nr. 10.) 
Militär » ISnvaliden. Nach dem 
Girceular-Refcripte vom 6. Dec. 1848 
follen die Patental-Invaliden, wenn 
fie in ihren Aufentbaltsorten erfran- 
fen, in Abficht auf die Eurfoften ebenfo 
behandelt werden, wie die Drtsarmen. 
Nachdem aber die Ortsarmen, wenn fie 
mit einer Pfründe betheilt find, im 
Valle ihrer Erkrankung nur gegen zeit: 
weilige Einziehung des Pfründenge: 
nuſſes in öffentlihen Spitälern unent- 
geltlich verpflegt werden, fo haben fi 
die Minifterien ded Innern und des 
Krieges in dem Beichluffe vereinigt, 
daß, — wenn erfranktte Baten- 
talsInvaliden in einem öffent. 
lihen Spitale verpflegt wer 
den, auch die für die Zeit der 
BerpflegungentfallendeQuote 
des Patental » Gehaltes dem 
Spitalfonde zu Gute zu kom— 
men habe, Hiebei findet man noch zu 
bemerken, daß, nachdem die Patentals 
Invaliden mit ihren Gebühren größten: 
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theild bei den Dominien angemwiefen 
find, in folden Erfrantungsfällen, wo 
es ſich um zeitweilige Zurüdlaffung der 
Quote ihrer Invaliden » Gebühr han— 
delt, die Eivil-Spitalsverwaltung die 
auf die Zeit feiner Spitals-Verpfle— 
gung entfallende Quote gleih unmit- 
telbar bei dem betreffenden Dominium 
anzufuchen haben wird, um weitwen- 
dige Verrehnungen zu vermeiden. (Erl. 
des Kriegsminift. vom 20. Jän. 1849, 
an ſämmtl. Länder u. Grenz:Generals 
Sommanden. R. G. B. Nr. 97.) 
Militär : Invaliden. Ueber die 
Anfrage, ob künftighin die einem 
Patental- oder Referwationd » Inva- 
liden gegen Berzichts » Nevers der 
Braut zu ertheilende Heiraths = Bewil- 
figung nicht etwa von der vorläu: 
figen Zuftimmung des Borftandes der 
Gemeinde, zu welcher der Invalide ge- 
hört, abhängig gemacht werden foll? 
fand das Kriegsminifterium über dies: 
fall mit dem Minifterium des Innern 
gepflogene Rückſprache mittelft Erlaf- 
je vom 23. Juli 1850 D 4578 be- 
fannt zu geben, daß bezüglich folder 
Heirathsbewilligungen der 88. 44 der 
a. h. genehmigten Inftruction für die 
volitifhen Verwaltungsbehörden vom 
7. April 1850 maßgebend fei, wornad 
fi in größeren Städten an die bishe- 
rigen Borfhriften, auf dem Lande aber 
an den Grundfaß zu halten fei, daß 
in der Regel zur Ertheilung des Ehe- 
Conſenſes an Patental» Invaliden die 
Zuftimmung von Seite der Gemeinde, 
welcher der Bräutigam angehört, ges 
nüge. Ueber, von der Gemeinde ver- 
weigerte Zuftimmung entfcheidet der 
Bezirkshauptmann im. erfter Inftanz. 
(Kundm. des Sth. v. Tirol v. 17. Aug. 
1850.82. ©. 2. für Tirol. Nr. 259.) 
— — Die bei Anwendung der Nor: 
men in Bezug auf die Behandlung 
jener Batental= Invaliden, 
welche bei Eiſenbahnen oder fonftigen 
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öffentlihen Unternehmungen eine Be- 
dienftung erhalten, oder gegen bloßen 
Zaglohn verwendet werden, erhobenen 
Zweifel veranlaffen das Kriegsminifte- 
rium, zu den Vorfchriften, welde in 
Abfiht auf die Einftellung der 
PBatental» Gebühren der in öf— 
fentlihen oder Privatdienften angeftell- 
ten oder zeitlich verwendeten Invaliden 
bisher erfloffen find, nachfolgende er: 
läuternde Beftimmungen binaus zu 
geben: 

1. Wenn ein Invalide im Staats: 
oder einem fonftigen öffentlichen Dienfte 
auf einem fpftemifirten Boften bleibend, 
oder auch nur proviſoriſch angeftellt 
wird, fo ift der Invaliden-Gehalt ohne 
Rückſicht auf die mit der neuen Bedien- 
ftung verbundenen Bezüge einzuftellen, 
und der Mann in den Reſervations— 
ftand zu überfeßen; nad zurückgelegter 
10jähriger Dienftzeit aber, je nachdem 
die Bedienftung den Anſpruch auf Ber: 
forgung begründet, oder nur in Aus: 
fiht teilt, im Stande der Invaliden 
in Abgang zu bringen, oder im Refer- 
vationsftande ferner zu belaſſen. 

2. Die Verwendung eined Invali- 
den im Staatsdienfte als Tagſchreiber 
oder ale Arbeiter bei Unternehmungen 
in Ararifcher Regie, wenn er nicht 
als ftabil aufgenommen wird, fon- 
dern, weil die Dauer der Arbeit unbe- 
ftimmt ift, jeden Augenblick entlaffen 
werden kann, bat die Einziehung des 
Patental « Gehaltes nicht zur Folge. 
Dagegen ift der Batental» Gehalt ein- 
zuftellen, und der Mann in den Re— 
fervationäftand zu überfeßen, wenn er 
bei ärarifchen Unternehmungen zu bleis 
benden Berrihtungen und Mrbeiten, 
wenn auch nur gegen tagmweife Bezah— 
lung, fomit als ftabiler Taglöhner auf: 
genommen wird, und der tägliche Ber- 
dienft den dreifachen Betrag des Inva— 
liden-Gehaltes, oder wenn der Letztere 
in weniger als fünf Kreuzern be: 
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fteht, wie dies bei Gemeinen, Gefrei⸗ 
ten, Patrouillenführern 2c. der Fall 
ift, wenigftens fünfzehn Kreuzer er 
reiht. 

3. In gleicher Weife find auch die 
bei Privatunternehmungen bedienfteten, 
oder zu bleibenden Berrichtungen auf: 
genommenen Invaliden, in fo fern fie 
nämlih als ftabil bedienftet be 
trachtet werden können, unter Einftel- 
lung des Patental-Gehaltes in den Re- 
fervationsftand zu überfegen, wenn die 
Bezüge ihrer Bedienftung das Drei: 
fache ihres Invaliden-Gehaltes, refpec- 
tive den Betrag von fünfzehn Kreu— 
zern erreichen: 

4. Die bei Privatunternehmungen 
nur im Taglohne arbeitenden, folglich 
ala nicht ftabil bedienftet zu betrach— 
tenden Invaliden haben ohne Rückſicht 
auf den Betrag ihres täglichen Ver— 
dienftes im Fortbezuge ihres Invaliden- 
Gehaltes zu verbleiben. Nach diefen 
Beftimmungen ift auch bezüglich der 
Anfprühe auf den Fortbezug des Pa- 
tental- Gehaltes derjenigen Invaliden 
vorzugehen, melde bei Eifenbahnen 
und fonftigen öffentlichen Unternehmun- 
gen bereits angeftellt find, oder zeitlich 
verwendet werden, in fo fern ihnen 
der gleichzeitige Fortbezug des Paten: 
tal-Gehaltes für ihre Berfon nit 
fhon in Folge der a. h. Entfchließ. v. 
2. Dec. 1845, mit dem Referipte vom 
31. Dec. 1845, D. 4460, auch für die 
Dauer der zeitlihen Anftelung zuge 
ftanden worden ift. (Big. des Krgs. 
Minift. vom 9. Novbr. 1852. R. G. B. 
Nr. 233.) 

Militär : Invaliden. Verfahren 
über die von Militär » Invaliden und 
Verleihung von Eivil» Bedienftungen 
einzubringenden Geſuche, ſ. Militär: 
Herfonen. (Big. vom 22. März 
1845.) 

Militärifche Ehrenbezeigungen, f. 
Akatholiken. 
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Militäriften, ſ. Militär = Per: 
fonen. 

Militär: Iurisdiction, f. Mili: 
tär-Gerichtsbarkeit. 

Militär - Iurisdictionsnorm, f. 
Militär-Gerichtsbarkeit. 

Militär-Kinder, Beftimmung der 
Gerichtsbarkeit, ſ. Militär-Gerichts- 
barkeit. Bat. v. 22. Dec. 1851 8. 2. 
Abthl. 7.) 

Militär-Laufpäffe, |. Laufpäffe. 

Militär = Leichenbegängniffe, f. 
Militär - Begräbnißordnung. 

Militär» Mannfchaft. Um den 
eingefhlihenen Mißbrauch abzuftellen, 
daß die bei öffentlichen Luftbarkeiten 
oder Zanzunterhaltungen den Gaftwir- 
then beigeftellte Militar-Mannfchaft zu 
einer unſchickſamen Verherrlihung des 
Anfehens eines Tanzlocales, von dens 
felben als Schildwahen mit Gewehr 
bei der Caſſa oder Eingängen verwen- 
det werden, hat das h. General: Gom: 
mando nach diesfälliger Eröffnung v. 
26.0.M. 3.3887 verordnet, daß diefe 
Mannfhaft nur allein zur Aufrechthal: 
tung der Ordnung und öffentlichen Si- 
herheit beflimmt, und ala Affiftenz im 
vorkommenden Falle zur Verfügung des 
anwefenden Polizei» Infpections-Com- 
miffärs geftellt fei, und falld fein fol« 
her Beamter anwefend wäre, fich mit 
Umfiht nad) dem jeweiligen Erforder- 
niß des Locales, zu deffen Schuß fie 
abverlangt werden, zu benehmen habe. 
Zur Befolgung diefer h. Anordnung 
werden zwar die Gaftwirthe bei der 
Requirirung der Militär » Wahe, von 
dem k. k. Platz-Commando unmittelbar 
angewieſen werden, die Polizei-Direc⸗ 
tionen erhalten jedoch über das dies— 
falls hiehergeſtellte Anſuchen unter 
Einem den Auftrag zur Hintanhaltung 
dieſer Unzukömmlichkeit durch die je— 
weiligen Saal⸗Inſpections⸗Commiſſäre 
mitzuwirken, und den übertriebenen An— 
forderungen der Gaftwirthe an die Mi- 
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litar = Mannfchaft um fo mehr Einhalt 
zu thun, als die Aufftellung folder 
Ehrenpoften nur im a. h. Dienfte Statt 
finden kann. (Cire. der ka k. Pol. Db. 
Dir. v. 1. Septbr. 1836 3. 10486/ 
1929.) 

Militär-Mannfchaft, deren Ber: 
wendung im Theater, |. Theater. 

— — deren Berwendung bei öf- 
fentlihen Bällen betreffend, |. Tanz⸗ 
Säle. 

— — ſ. Arzneien: Ordination. 

Militär : Monturarbeiten , ſ. 
Monturftüde. 

— — find. vom Haufirhandel aus— 
geſchloſſen, ſ. Haufirpatent, $. 12. m. 

_ — onturftüde. 

Militär - Officiere. Da ohnge— 
achtet des beftehenden a. h. Befehles, 
ein jeder zu einer Civil» Anftellung ge— 
langender Dfficier den Militär-Charac- 
ter ganz abzulegen hat, und fo lange 
er bei folder Dienftleiftung verbleibet, 
fich weder- diefes Characterd, noch der 
damit verbundenen Ehrenzeichen prüva- 
liren darf, dennoch mehrere folder ehe— 
maligen Officiere und nunmehrigen Ci— 
vil = Beamten ſich fowohl im Dienftge- 
ſchäfte, ald auch fonft mit ihrem vorhin 
befleideten Dfficiers » Character unter: 
zeichnen, und ihnen felbft, von ihren 
vorgefeßten Behörden diefer Titel bei- 
gelegt wird, auch der Hoffriegsrath an 
die gefammten General -» Gommanden 
wiederholt den Auftrag erlaffen bat, 
über die Befolgung der oben gedachten 
a. h. Borfchrift genau zu wachen, fo 
wurden die Ränderftellen angewieſen, 
ſowohl ſelbſt, als auch durch die ihnen 
unterftehenden Behörden darauf zu fe- 
hen, daß kein ehemaliger Dfficier und 
nunmehriger Beamter irgend eine ſolche 
unbefugte Anmaßung fi erlaube, oder 
demfelben eine ſolche geftattet werde. 
(Hfkm. Deer. an ſämmtl. Länderſt. v. 
31. Juli 1804. Krop. Gef. Franz. 
19. Bd. ©. 203.) 
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Militär-Öfficiere. Se. Maj. ha: 
ben anzuordnen gerubt, daß es bei den 
unterm 23. Juni 1802 und 16..Rov, 
1804 erlaffenen Entſchließungen, wor— 
nad) alle eine Civil » Anftellung beglei- 
tenden Dfficiere den Militär-Character 
ablegen müffen, zwar zu verbleiben hat, 
daß aber jene Officiere, die bereit vor 
Erlaffung der obigen Entf&hl. eine Eivil» 
bedienftung, und von Str. Maj. felbft die 
Erlaubnig erhalten haben, ſich des 
Militär « Characters mit Beibehaltung 
der Uniform zu bedienen, bievon aus 
genommen, und bei. der ihnen ertheilten 
fpeciellen Erlaubniß belaffen werden. 
(Hftzl. Deer. v. 22. Dechr, 1804, an 
fammtl, Länderft: Krop. Gef. S. 19. 
Br. ©. 652. N. 6. Rggs. Vdg. v. 16. 
Jan. 1805. Krop. Gef. Franz. 24 Bd. 
©. 28.) 

— — wenn-jelbe inner den Linien 
veriterben,, ift ihr Todesfall vom Tod- 
tenbefchaueramte dem Plag-Gommando 
anzuzeigen, (N. 6. Rage. Bdg. v. 13. 
März 1808. Krop. Gef: Franz. 24. 
Bd. ©. 322.) 

— — Aus Anlaß einiger: vorge— 
fommener Fälle, wo die Werbbezirke- 
Commanden von dem Ableben der auf 
dem Lande domicilivenden penfionirten 
Dffictere entweder gar nicht, oder erft 
fpät durch die betreffenden Herrichaften, 
in Kenntniß gefeßt wurden, find die 
Dominien anzuweiſen, daß diefelben 
fünftighin von jedem in ihrem Bezirke 
vorkommenden ZTodesfalle eines; zum 
Militärftande gehörigen Individuums 
nicht nur den allenfalls nahe gelegenen 
Truppenkörper, wegen der Sperranle- 
gung, Beerdigung 20, fondern vorzüg— 
lich auc immer das betreffende Werb: 
bezirts » Commando ungefäumt zu be— 
nachrichtigen haben, weil Teßteres mit 
der Evidenzhaltung und Beaufſichti— 
gung aller auf dem Lande befindlichen 
Beurlaubten, penfionirten oder quittir- 
ten Dfficiere und ſonſtigen Militär: 
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Individuen. beauftragt und angewiefen 
ift, von allen mit denfelben fich erge- 
benden DBeränderungen dem General: 
Commando zur weiteren Berfüigung die 
Anzeige zu machen. Die ſchleunige An- 
zeige von den vorkommenden Todes— 
fallen penfionirter Dfficiere ift noch um 
fo nothwendiger, ald das General» 
Commando deren Penfionsbezug ſiſti— 
ven muß und nur durch deifen unge— 
fäumte. Einftellung möglichen Unter: 
fohleifen und andern Rechnungsunrich— 
tigkeiten vorgebeugt werden fann, welche 
daher - vorkommenden Falls Lediglich 
den an der Berfäumnig Schuldtragen- 
den zur Laſt fallen würde. (R. 0. Rggs. 
Dodg.v. 29. Mär; 1835 3. 17219. An. 
S; Vdg. v. I. 1835. Nr. 29.) 

Militär = Officiere, j. Militär: 
Perfonen, 

— — auögetretene, denfelben find 
Päſſe in die Türkei nur in befonders 
rückſichtswürdigen Umftänden auszu— 
ſtellen, ſ. Türkei. 

Militär-Patental-VJInvaliden, 
ſ. Militär-Invaliden. 

Militär-Patrouillen. Aus An— 
laß einer durch die Militär-Wache vor— 
genommenen Arretirung eines Civili— 
ſten und in Anbetracht, daß die Mili— 
tär » Batrouillen vermöge des Dienſt— 
Reglements nur bei Gaffen-Ercedenten 
und wo die Polizeikräfte nicht zureichen, 
einzufchreiten, nicht aber auch auf 
Schlägereien und Zwiftigfeiten, welde 
zwiſchen Givil-Berfonen in dem Innern 
der Häufer vorfallen, ohne ausdrüdli- 
hen Aufruf der competenten Orts- und 
Bolizeir-Behörden, thätigen Einfluß zu 
nehmen haben, hat das General-Mili- 
taͤr⸗ Commando die Verfügung getrof- 
fen, daß außer dem Falle einer. Requi— 
fition von Seite der Eivil- oder Mili- 
tar» PolizeisBehörde oder ihren Unter: 
geordneten und außer öffentlihen Er: 
ceffen auf der Straße, oder wenn Sol: 
daten mit Eivil-Perfonen im Raufhan- 
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del begriffen find, und die Berhaftung 
der Erfteren gefordert wird, fünftighin 
von den Militärpoften-Gonmandanten 
bei derlei Vorfällen feine Batrouillen 
mehr abgefendet, die Verhaftung der 
Eivil-Ercedenten überhaupt dem Ermef: 
fen der Civil-Behörde allein überlaffen, 
und ſich Lediglih auf die Arretirung 
jenes vom Militär befchränkt werden 
wird. (Eirc. der ka f. Bol. Ob. Dir. v. 
10. Jän. 1836 3. 103/10.) 

Militär-Perfonen dürfen den Un: 
terthanen feine Bittfchriften verfaffen. 
(Hofderr. v. 10. Juli 1777. Vdg. des 
böhm. Gub. vom 23. Auguft 1823 
3. 37407.) 

— — Aus Anlaß eined von dem 
k. €. n. ö. General: Commando gejtellten 
Anſuchens wird für die Zukunft ſämmt— 
lihen Civil-, Heil- und Wundärzten 
unterfagt, erkrankte, unter den Waffen 
ftehende Soldaten, vom Feldwebel und 
Wachtmeifter abwärts, zu behandeln, 
und hiervon ift nur im dem einzigen 
Falle eine Ausnahme zu machen, wenn 
der erkrankte Soldat von aller Hilfe 
eines Militärarztes entfernt ift, und 
nicht iransportirt werden kann. Hin— 
fihtlih der ärztlihen Behandlung er- 
franfter Urlauber aus dem obligaten 
Militär hat es bei dem vorgefchriebenen 
Verfahren zu verbleiben. (Rggs. Vdg. 
v: 27. April 1827 3. 21212. Bm. 
©. V. 3. 1827. ©. 280.) S. Mili- 
tär-Benrlaubte. 

— — Wusgetretene Militär» PBerfo- 
nen dürfen in folgenden 3 Fällen ohne 
vorhergegangene a. h. Genehmigung 
im Givil =» Dienfte nicht angeftellt 
werden: 

a) Wenn fie ein Verbrechen began- 
gen, und fich eine gerichtliche Beftra- 
fung zugezogen haben, oder nur ab 
intantia losgeſprochen worden find; 

b) wenn fie auch nur in Disciplinars 
Wege Beftrafung folder Vergehungen 
halber erlitten haben, die ihrer Ratur 
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nad entehrend oder von folder Be- 
fchaffenheit find, daß fie die Angemef- 
fenheit des Dienftwerberd zu einer Gi: 
vil-Anftellung überhaupt, oder zu dem 
gefuchten Dienfte insbefondere offenbar 
ausfhliegen, oder auch nur mit Grund 
bezweifeln laffen; 

c) wenn fie durh Gaffation ihrer 
Stelle verluftigt, oder blos mit Lauf: 
paß entlaffen worden find. (Hfkzl. D. 
vom 16. Mai 1835 3. 11903, an 
fammtt. Ränderft. Bol. G. ©. 63. Br. 
Nr. 69. Vdg. der n. ö. Reg. vom 29. 
Mai 1835 3. 29040. Prov. ©. ©. 
17. Bd. Nr. 161.) 

Militär:Perfonen. In Folge Mit- 
theilung der kak. Pol. und Eenf. Hofft. 
vom 29. April 1837 hat der k. k. Hof: 
friegdr. den betreffenden k. f. Militär- 
Behörden die beftehbende Norm, zu 
Folge welcher ausländifhe Mili- 
tärs bei ihrem Eintritte in das k.k. 
Gebiet der Civil » Jurisdiction unter- 
ftehen, und Militär-Plag-Commanden 
zur Pidirung der Bäffe folher Auslän- 
der keineswegs ermächtigt find, in Erin- 
nerung gebracht, und denfelben deren 
genaue Befolgung mit dem Bemerfen 
eingefhärft, daß fie in Zukunft alle, in 
die obige Kategorie gehörigen Indivi- 
duen den politifchen und Polizei-Behör— 
den zur vorfhriftsmäßigen Paß- und 
fonftigen Behandlung zuzumweifen ha— 
ben. (Bdg. des böhm. Bub. v. 12. 
Juni 1837 3. 3169. Vdg. dern. ö. 
Reg. v. 12. Mai 1837 3. 27083. N. 
d. Prov. G. ©. 19. Bd. Nr. 99.) ©. 
Militär : Gerichtsbarkeit. Pat. v. 
22. Decht. 1851. $. 3.) 

— — Aus Anlaß eines fpeciellen 
Ralles, wo von einem Gaftwirthe einem 
f. k. Militär in vorgefchriebener Adju- 
ftirung der Eintritt zu einem Balle 
verweigert wurde, wird über eine Zu— 
fchrift des k. t. n. ö. General: Militär: 
Commando vom 24. Auguft 1837 T. 
2815 verordnet, daß in Zukunft den 
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f. k. Militär » Perfonen in ihrer vorge: 
ſchriebenen Milttär-Adjuftirung zu den 
Statt findenden Bällen der Eintritt 
nicht verweigert werde, ausgenommen 
bei fogenannten gefchloffenen Bällen, 
für welde in der Ankündigung die 
Givil- Kleidung zur Bedingung gemacht 
wird. (Bdg. der n. ö. Reg. v. 31. Aug. 
1837 3. 49313. PBrov. ©. ©. 19. 
Bd. Nr. 180.) 

Militär = Perfonen. Verhal— 
tungen bei ärztliher Behand: 
lung von Militär- Individuen 
außer den Militär - Heilan- 
ftalten. Die in Fällen, wo er 
krankte Militär - Individuen außerhalb 
den Militär-Spitälern behandelt, und 
die Arzneien aus Civil Apotheken ab» 
genommen wurden, bisher beftandenen 
Ordinationsbücher haben Fünftig auf: 
zuhören, dagegen hat dort, wo Militärs 
auf Koften des Militär » Aerars außer 
einer Militär-Heilanftalt ärztlich behan- 
delt, und die Arzneien aus einer Civil: 
Apotheke, oder durch den behandelnden 
Civilarzt ſelbſt verabfolgt werden, jedes 
Individuum bei feinem Erfranten einen 
eigenen Drdinationdzettel zu erhalten. 
Auf diefem Drdinationszettel muß, wie 
bei den in den Militär » Spitälern ein- 
geführten derlei Zetteln, die Brande 
oder der Truppentörper, welchem das 
Individuum angehört, deffen Gompa- 
gnie oder Escadron, die Charge, der 
Zaufe und Familienname, dann der 
Tag des Zuwachſes und die Krankheit, 
diefe mit kurzen, doch genau beftim- 
menden Worten, angegeben werden. 
Hierauf haben die Arzneiformeln in der 
Zeitfolge und zwar mit pünctliher Ans 
gabe des Tages, an weldhen fie ordinirt 
werden, zu folgen. Ergeben fi im 
Berlaufe der Krankheit wefentliche Ver— 
änderungen, fo find ſolche genau in 
den Ordinationszettel einzutragen. 
Tritt der Kranke aus der ärztlichen Be— 
handlung, fo ift nebſt dem Tage auch 
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die Art des Abganges, ob es durch Ge- 
nefung, Trandferirung, Defertion oder 
Tod gefhehen fei, in dem Drdinationd« 
zettel erfichtlich zu machen. Endlich ift 
der DOrdinationgzettel zu mehreren Si- 
herheit nicht blos von dem ordiniren- 
den Arzte zu unterfchreiben, fondern in 
Bezug auf die Statt gehabte Erkran- 
fung und die Identität der Perfon auch 
von dem jeweiligen Militär - Stationd- 
Gommandanten oder nah Befchaffen- 
heit der Umftände von dem betreffenden 
Amts⸗ oder DOrtövorftande zu vidiren. 
(Refer. des k. k. Hfliger. v. 20. Det. 
1843 3. 2047. Hfkzl. Decr. vom 8. 
Novbr. 1843, an ſämmtl. Länderft. 
Krop. ©. ©. 69. Bd. Nr. 140.) 

Militär Perfonen. Das k. k. n. 
d. General » Commando hat mit Note 
v. 11. Juni 1844 3. 2119, der, f. 
Bol. Ob. Direct. eröffnet, daß bei den 
bierlandigen Zruppenförpern zur Be- 
lehrung der von und nad Wien reifen- 
den Militär-Individuen die Erinnerung 
gemacht wurde, daß fidh felbe der paß— 
ämtlihen Revifion von Geite der in 
den verjchiedenen Stationen hiezu be- 
ftimmten Polizei = Organe unweigerlich 
zu unterziehen haben. Ein gleiches An— 
finnen wurde auch bezüglich der in den 
angrenzenden Provinzen befindlichen 
Truppen und fonftigen Militär » Bar- 
teien an die betreffenden General-Gom- 
manden von Seite des. n. ö. General- 
Commando unter Einem gemadt. (D. 
der k. k. Pol, Ob. Dir. v. 20. Juni 
1844 3. 9244/1624.) 

— — In der Anlage wird eine Ab- 
fhrift der von dem k. k. Hofkriegsrathe 
im Einverftändniffe mit der k. f. ver- 
einigten Hoffanzlei und der k. k. allge: 
meinen Hoffammer getroffenen Berfü- 
gungen über Jene Modalitäten 
mitgetheilt, welche künftig bei 
den don Militär-Jndividuen 
um Verleihung einer mit De: 
cret und Beeidigung verbun— 
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denen Eivilbedienftung einzu« 
bringenden Gefuhen Statt ha- 
ben follen. Die in Erfahrung ge- 
brachte Gepflogenheit, daß halbinvalide 
und der Real Invalidität fi nähern- 
den Leute, dann auch die im legten 
Jahre dienenden oder die bereits aus— 
gedienten ftillfehweigend fortdienenden 
Gapitulanten ihre Gefuhe um Berlei- 
hung einer mit Decret und Beeidigung 
verbundenen Eivilbedienftung unmittels 
bar bei der betreffenden Eivilbehörde 
anbringen und hierdurch ihre Angele- 
genheit ftatt fie zu fördern, gerade ver: 
zögern, indem ihre Conduite, Dienft- 
verhältniffe u. f. w. nachträglich erho— 
ben und nachgewieſen werden müffen, 
veranlaßt den k. k. Hoffriegsrath mit 
Zuftimmung der k. k. vereinigten Hof- 
fanzlei und der k. k. allgemeinen Hofr 
fammer, über das bei jenen Gefuchen 
zu befolgende DBerfahren Folgendes 
anzuordnen: 

a) Das von einem halbinvaliden 
oder der Realinvalidität fih nähernden 
Manne oder von einem im lebten Jahre 
dienenden oder über feine Dienftver- 
pflihtung ftillfehweigend fortdienenden 
Gapitulanten vorhabende Anfuhen um 
eine mit Decret und Beeidigung ver- 
bundene Eivil-Bedienftung tft, bei dem 
eigenen Regimentd-, Corps- oder Mili- 
tär= Branche - Commando einzubringen. 

b) Das vorftehende Commando des 
Bittftellerd hat dieſes Gefuh unge- 
fäumt mit der Gonduite- Lifte den Su: 
perarbitrirungs- Befunde und dem Straf⸗ 
ertracte zu inftruiren und nach Verſchie— 
denheit des Dienftverhältniffes des 
Mannes die Beftätigung beizufügen, 
daß derfelbe zum Behufe der Eivil-An- 
ftellung jeden Augenblid entweder bis 
zur Einberufung beurlaubt, oder mit 
oder ohne Landwehrverpflihtung ent- 
laffen werden könne. 

ec) Da die Berleihung der erledigten 
Eivilbedienftung oft fhnell erfolgt, fo 
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ift es die Pflicht des betreffenden Trup- 
pen⸗Commando's das nad b) inftruirte 
Geſuch an die betreffende Givilbehörde 
fhleunigft und mit Einbegleitung ge— 
langen zu laffen, wobei es den Trup- 
penförper überlaffen bleibt, mit Beur: 
theilung der Zeit, Dertlichkeit und Ent- 
fernung , entweder unmittelbar oder 
durch das vorftehende General = Com: 
mando das Gefuch der Eivilbehörde zu 
übergeben. 

d) Ebenfo wie sub a) find die Ge: 
fuche um Eivil-Bedienftungen der mit 
SInvaliden» Gehalten oder Vorbehalts- 
Urkunden betheilten Individuen bei 
der Militär-Behörde anzubringen, und 
von diefen gehörig inftruirt an die Ci— 
vilbehörden einzubegleiten. 

e) Diejenigen Militär » Individuen, 
weldhe diefer gegenwärtigen Weifung 
zuwider ihre diesfälligen Geſuche nicht 
bei ihrer zuftändigen Militär Behörde, 
fondern unmittelbar, bei der den Dienft- 
poften verleihenden Givilftelle anbrin- 
gen, haben die Nichtbeachtung ihrer 
Gejuche zu gewärtigen. (Hflzl. Deer. 
v. 22. März 1845 3. 9499. NR. 6. 
Rggs. Vdg. vom 6. April 1845 2. 
21136. N. ö. Prov. ©. ©. 27. Br. 
Nr. 50.) 

Militär = Perfonen. Sämmtliche 
Bezirks-Commiſſariate werden angewie— 
ſen, ſich über Militäriſten, welche aus 
was immer für einer Veranlaſſung zum 
Amte geſtellt werden, in gar keiner 
Bezichung irgend einer Yurisdiction 
anzumeſſen, umd feine hieraus reſulti— 
renden Verfügungen mit ihnen zu trefr 
fen, fondern diefelben unverzüglich in 
der innern Stadt auf die Hauptwache 
am Hof, in den Vorftädten und vor 
den Linien aber zum nächften, von einem 
Dfficier commandirten Militär -» Wach: 
posten jedesmal mit den entjprechenden 
Specied-Facti zu ftellen, und durch die 
zu diefem Entzwed requirirte Militär- 
Patrouille abführen zu laſſen. (Eire. 
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der Stadthptm. vom 3. Jan. 1850 
3. 23690.) 

Militär:Perfonen, Das Kriegem. 
bat mit Bdg. vom 26. April 1850 
3. 2037 und 2628 I. S., die Verfü— 
gung getroffen, daß Militär « Perfonen 
aus der Glaffe der im activen Dienfte 
ftehenden Mannfchaft vom Reldwebel 
und Wadhtmeifter abwärts, wenn fie in 
Gemäßheit des zweiten Abſatzes des $. 
164 der Strafproceh » DOrdnimg v. 17. 
Jan. 1850 als Zeugen bei einer Haupt- 
verhandlung vor einem Civil» Strafge- 
rechte zu erfcheinen haben, jederzeit von 


‚einem Dfficier zu begleiten feien. Hie— 


von werden ſämmtliche Gerichtsbehör— 
den und Staatsanwaltfchaften jener 
Kronländer, in welchen die Strafprocep- 
Drdnung v. 17. Jän. 1850 in Wirk— 
ſamkeit ift, mit dem Bedeuten in Kennt- 
niß gefeßt, daß dem zur Begleitung 
eined dem Militärftande angehörigen 
Zeugen abgeordneten Dfficier ein ge- 
eigneter Plaß anzumeifen ift. (Bdg. 
des Juſt. M. v. 31. Dechr. 1850. R. 
G. B. $. 1851. Wr. 5.) 

— — Laut hohen Erlaffes des k.k. 
Minifteriums des Innern v. 31. März 
1853 3. 4888, haben fid, Fälle erge- 
ben, daß Dienerihaftspoften bei landes— 
fürftl. Behörden gegen den Wortlaut 
der diesfalld beftehenden a. h. Vor— 
ſchriften auch an ſolche Individuen ver- 
lichen worden find, die im Militär nicht 
gedient hatten. In Gemäßheit des eben 
bezogenen h. Minift. Erl. wird demnach 
— mit Beziehung auf das Hfkzl. Deer. 
v. 23. Jul. 1803 3. 12454 (im 20. 
Bd. der polit. Gef. S. Sr. M. Franz 
I. Rr. 13.), die mit Hfkzl. Deer. v. 19. 
Aug. 1813 3. 13267, kundgemachte 
a. h. Entfhl. von 5. Aug. 1813 (im 
41. Bd. der polit. Gef. ©. Sr. Maj. 
Franz I. Nr. 27.), das Hffzl. Deer. v. 
7. Aug. 1817 3. 13173 (im 45. Bd. 
der pol. Gef. ©. Str. Maj. Franz 1. 
Nr. 115.), das mit Hflzl. Deer. v. 9. 
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Juli 1823 3. 21318 kundgem. a. b. 
Cabinetſchr. v. 29. Juni 1823 (im 51. 
Bd. der politifhen Gef. S. Sr. Maj. 
Franz J. Nr. 84, und im 5. Bd. der 
n. d. Prov. Gef. S. Nr. 140), das 
Hfkzl. Deer. v. 11. Septbr. 1823 8. 
28118 (im 5. Bd. dern. ö. Prov. ©. 
©. Rr. 188), die mit Hffzl. Deer. v. 
15. Aug. 1835 3. 21057 kundgem. 
a. b. Entſchl. v. 29. Mai 1835 (im 
63. Bd. der polit. Gef. S. Sr. Mai. 
Franz I. Nr. 110, und im 17. Bd. der 
n. d. Prov. Gef. ©. Nr. 287), — 
biemit wiederholt in Grinnerung ge 
bracht, daß Dienerfchafts » Stellen vor 
Allem an geeignete Batental-Invaliden, 
dann an-mit der Reſervationsurkunde 
betheilte Invaliden, hierauf an Halb- 
invaliden u. f. w., niemals aber an 
Leute, die im Militär nicht gedient ha— 
ben, verliehen werden, und daß in Er- 
ledigungsfällen von Dienerftellen , die 
zu deren Befekung berechtigten land. 
fürftl. Behörden ſich an das betreffende 
Landes » Militär- Commando um Nam: 
haftmachung und Mittheilung der Qua— 
(ifteation geeigneter Leute wenden ſol— 
len. Das h. Minifterium des Innern 
bat die genaue Befolgung diefer a. h. 
Vorschriften mit dem Beiſatze angeord- 
net, daß jeder Vorftand einer Behörde 
für die genaue Befolgung diefer Anord- 
nungen ftrenge verantwortlich bleibt. 
(Bdg. der n. d. Statth. v. 27. April 
1853 3. 12513.) 

Militär = Perfonen. Verfahren 
bei Adelsanmakungen vom Militär: 
Berfonen, f. Adelsanmaßungen. 

— — Beförderung auf der Eifen- 
bahn, ſ. Eifenbahn-Betriebs-:Ord: 
mung. $. 13. 

— — deren Anhaltung bei Ueber: 
tretungen der Eifenbahn-Betriebs-Ord- 
nung betreffend, f. Eifenbahn. Vdg. 
v. 3. Juni 1852. 

— — geiſteskranke, f. Irerfinnige. 
(Bdg. v. 6. Dechr. 1852.) 
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Militär = Perfonen. Perleitung 
zum Treubruch, f. Militär - Ber: 
brechen. 

— — Anwendung des Gefeßes zum 
Schutze des literarifchen Eigenthums, 
f. Nachdruck. 

— — Benehmen gegen diefelbe in 
Anfehung der Paßcontrole, |. Päffe. 
(Bdg. v. 25. Mai 1831. $. 19.) 

— — Belohnung bei Lebensrettun— 
gen im Auslande, ſ. Taglia. 

— — Beftrafung der unterlaffenen 
Meldung von Wohnungs-Beränderun- 
gen, f. ag ee 

— — ſ. Militär-Officiere. 

— — 6 Leichenbeſchau. 

Militär:Polizeimache. Unter den 
im $. 164 der St. P. D. erwähnten 
Sicherheitswache ift auch die Militär- 
Polizeiwache zu verftehen, und es fin- 
den daher auch die im Juſt. Minift. 
Erl. v. 26. Seytbr. 1850. R. ©. ©. 
Nr. 367, in den Abfägen I. und II. 
über die Borladung und Abhörung der 
Gensd’armen fundgemachte, nähere Be- 
ffimmungen (f. Gensd’armerie) auf 
die Militär-Bolizeimache ihre volle An- 
wendung. (Bdg. des Juſt. Minift, v. 
6. Jän. 1851.R. G. B. Nr. 8.) 

— — Nah dem Inhalte eines Er- 
lafjes des ka k. Minifteriums des Inn. 
v. 13. Aug. d. 3. 3. 17729, ift zur 
Aufmunterung der Deferteurs-Einbrin- 
ger und zur möglichſt wirkſamen Hand— 
habung der öffentlihen Ordnung und 
Sicherheit vom Kriegsminifterium die 
Bezahlung der Militär-Taglia pr. 8 fl. 
EM. aus dem Militär » Nerar für jene 
Militär-Deferteurd angeordnet worden, 
welhe von Individuen der Militär: 
Polizeiwach⸗Corps, die bisher mit Aus- 
nahme der zu den Militär-PBolizeimach- 
Corps in Wien, Mailand und Venedig 
gehörigen Mannfchaft hiervon ausge: 
ſchloſſen waren, eingebracht werden. 
Hierbei wird bemerkt, daß ein von dem 
Polizeiwach « Corps entwichener Mann 
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ald Deferteur anzufehen, und daß für 
deſſen Zuftandebringung nad der Zu: 
ftändigkeit des Einbringerd entweder 
die Civil» oder die Militär-Taglia aus 
dem Konde für öffentlide Si— 
herheits- Auslagen zu bezahlen 
fei. (Erl. des fteierm. Sth. v. 19. 
Aug. 1851.28. ©. 3. Nr. 241, der o. 
ö. Stth. v. 31. Aug. 1851 3. 14005. 
2. ©. B. Nr. 364.) 

Militär-Polizeiwache. Jene De- 
ferteure der kak. Armee, welche von nun 
an von der Mannſchaft der bereitd orga- 
nifirten oder noch zu organifirenden Mili- 
tär » Bolizeimachcorps eingeliefert wer- 
den, find bezüglich ihrer kriegsrechtlichen 
Beitrafung als vom Militär eingebracht 
zu behandeln. (U. h. Entſchl. v. 3. 
Ort. 1851. Erl, des M. des Inn. v. 
16. Oct. 1851 3. 23211. Erl. der o. 
d. Stth. v. 27. Dct. 1851 3. 17463. 
2. G. 3. Nr. 430; der fteierm. Stth. 
v. 22. Det. 1851.8. ©. 3. Nr. 404, 
der Banalreg. v. 4. Nov. 1851. Cro. 
2. ©. B. Nr. 180.) 

— — In Folge einer Vorftellung 
des k. k. Wiener Militär-Polizeiwache- 
Corps⸗Commando werden die Bezirkd- 
Gommiffariate angewiefen, die Verfü— 
gung zu treffen, daß in allen Fallen, 
wo es fich um die Zuftellung von Er- 
läffen oder Vorladungen der Gerichts- 
oder anderer Behörden an Individuen 
der hiefigen k. k. Militär» Polizeimache 
handelt, das betreffende Actenftück ſtets 
an das Corps -» Commando zur 
Amtshandlung abgetreten werde, da 
nad den für das k.k. Militär beftehen- 
den Vorſchriften Feine derlei Zufteilung 
ohne Borwiffen des betreffenden Trup- 
pencommandanten an die Mannihaft 
gelangen joll. (Decr. der Stadth. vom 
7. März; 1852 3. 4743/1010.) 

— — Die k. k. oberfte Polizei— 
Behörde hat- mit Erlaß vom 22. v.M. 
3. 9192/2210 V. zur allgemeinen 
Richtſchnut anzuordnen befunden, daß 
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von nun am alle Gelder, welche die 
Militär - Polizeimahe für befondere 
Dienftleiftungen nad den beftebenden 
Anordnungen erhält, der Abtheilungs⸗ 
Commandant vom dirigirenden Polizei- 
Beamten gegen Beftätigung zu überneb- 
men und nur an jene Mannſchaft zu 
verabfolgen habe, von welcher der be- 
treffende Dienft geleiftet wurde. Ueber 
diefe Gelder ift bei jeder Abtheilung 
ein eigenes von den Empfängern beftä- 
tigtes Journal zu führen, und dieſe 
Dienfte find in der Sommandir = Lifte 
befonders erfichtlih zu maden. (Decr. 
der Bol. Direct. v. 3. Jan. 1853 3: 
27326/7776 €. 8.) 

Militär = Polizeiwache. Dienft- 
Inftruction für das k. k. öſterreichiſche 
Militär » Polizeimahcorps v. 7. Febr. 
1853, genehmigt von Sr. k. k. apoft. 
Majeität laut Erl. der oberften Bol. 2. 
v. 10. Mai 1853 3. 6049/1497 V. 
(Deer. der Pol. Direct. vom 6. Juni 
1853 3. 11909.) 

— — f. Linien-Polizeiwache. 

— — die derfelben von Seite des 
Militärs zu leiftende Affiftenz, |. Mi: 
litär-Affiften;z. 

— — Die für diefelbe erlaffene Uni- 
formirungs- und Armirungsvorſchrift 
darf auf die Bolizeimannfhaft des Lan- 
des nicht ausgedehnt werden, f. Poli: 
zeiwache. 

— — f. Polizeiwade. 

Militär-NRecruten. Aus Anlaß 
allgemein und laut darüber geführter 
Klagen über die groben Erceffe, welche 
durch die auf den Affentplag geführten 
Recruten verübt werden, werden die 
Aemter und Magiftrate dafür verant- 
wortlich erklärt, daß bei Abführung der 
Recruten auf den Affentplag die Ruhe 
nicht geftört, vielmehr jedem Erceffe 
möglichft gefteuert werde. Es ift zu die— 
fem Ende immer die Berfügung zu tref- 
fen, daß jedem Recruten «» Transporte, 
wie ed ohnehin ſchon ältere Vorſchrif— 
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ten anordnen, und die Sache von feldft 
mit fich bringt, ein, und nad Umftän- 
den, nämlich nad der Größe des Re— 
crutensZransported auch mehrere Con—⸗ 
vojanten, und feldft auch ein obrigkeit- 
licher Beamter beigegeben werde, weldhe 
Amtsindividuen den Transport unter 
fteter Auffiht zu halten, und unter 
firenger Verantwortung darauf zu fehen 
haben, daß allenthalben Ruhe und Ord⸗ 
nung mit Bermeidung aller. Erceffe 
beobachtet werde. Sollten fi derlei 
Erceffe dennoch ereignen, welche jedoch 
bei gehörig beigegebener umd ftrenger 
Aufſicht nicht fo allgemein fein, und fi 
höchſtens nur auf befonders ausgelaf: 
fene und zügellofe Individuen im Trans- 
porte Befchränfen können: fo find die 
Schuldigen, wenn foldhe nicht zum Mi- 
litär abgeftellt, fondern vom Affentplage 
entlaffen, in die Heimath zurück beför- 
dert wurden, nad Berhältnig des be- 
gangenen Exceſſes arbiträr abzuftrafen. 
Wegen Beftrafung derjenigen Schuldi- 
den aber, weldhe zum Militär abgeftellt 
worden find, ift fih gleich auf dem Af- 
fentplage an das Werbbezirks-Com— 
mando zu verwenden. Uebrigeng ift den 
Aemtern und Magiftraten ausdrücklich 
auch zur Pflicht gemacht, bei einer je- 
den Abfuhr von Recruten auf den Af- 
fentplag diefelben zur Ruhe und Ord— 
nung zu ermahnen, und auf der ganzen 
Wegesitrede bis zum Affeniplaße unter 
der vorgeſchriebenen ftrengen Aufficht 
zu halten. (Bdg. des böhm. Gub. v. 
30. Juni 1835 3. 24938. Obent. 4. 
Bd. ©. 37.) 

Militär: Mecrntenftelung. Der 
Landesftelle wird bekannt gegeben, daß 
dad von dem galizifhen Gubetnium 
vorgefhlägene Verfahten zur Befeiti- 
gung der zu großen Bedenklichleit und 
Aengſtlichkeit der Militär - Aerzte bei 
Unterfuhung der Recruten bei den ge 
wöhnlihen Necruten-Stellungen in An- 
wendung zu bringen fei. Diefes Ber: 

Baltiäty, Handb. d. Pol. ®ef. IL 
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fahren befteht darin, daß dem Kreis: 
arzte, in fo fern er nicht auf dem Aſſent⸗ 
Plage ſelbſt intervenirt, alle jene noch 
abzuftellenden Individuen zur ärztlichen 
Unterfuhung im Kreisamts-Rocale vor- 
geftellt werden, welche bei der Affenti- 
rungs-Commiſſton vom Militärs Arzte 
wegen Gebrechen, die nicht fo allgemein 
bekannt und auffallend find, daß ihr 
Beftand und ihr. Einfluß auf die Mili- 
tär-Dienftleiftung auch vom politifchen 


Aſſentirungs⸗Commiſſaͤt erfannt werden 


fönnen , als dienſtuntauglich erflärt 
wurden. Findet der Kreisarzt ein fol- 
ches Individunm dienfttauglich, fo ift 
dasfelbe unter perfönliher Interveni— 
rung des Kreisarztes wiederholt der 
Affentirungs » Commiffton vorzuftellen, 
wobei eine confultative Ruͤckſprache zwi⸗ 
ſchen demfelben und dem Militär-Arzte 
einzutreten, und der politifhe Affenti- 
rungs-Commiffär auf eine Bereinigung 
der beiderfeitigen ärztlichen Anfichten 
hinzuwirken hätte. Wird in deffen Folge 
der Militär» Arzt von feiner urfprüng- 
lichen Anficht abgehen, und fich für die 
Zuläffigkeit der Affentirung des betref- 
fenden Individuums ausfprechen, fo ift 
dasselbe ohne weiters zu affentiren, fo 
wie hingegen im Kalle, wenn der Kreis- 
Arzt fih von der Richtigkeit der militär- 
ärztlichen Anſicht überzeugen, and von 
feiner Meinung abgehen jollte, der Mann 
nad der vereinten Anficht zu claſſifici— 
ven, und der Befund auch von dem Kreid- 
Arite in der Widmungsrolle mitzufer- 
tigen ift. Bleibt dagegen jeder der bei: 
den Aerzte bei feiner diffetenten Anficht. 
fo ıft wie bisher, die Entfcheiding des 
zweifelhaften Falles der Superarbitti- 
rungs⸗Commiſſion zu überlaffen. Nach— 
dem der f. f. Hofkriegsrath den Antrag 
gemacht hat, daß dieſes Verfahren auch 
im andern Provinzen, in welchen Eivil- 
Aerzte bei Recruten-Stellungen gewöhn- 
ih nicht interweniren, in Anwendung 
gebracht werde, fo wird die Randesftelle 
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hiervon zur Wiffenfhaft und Darnach— 
tung in die Kenntniß gefebt. (Hffzl. 
D. v. 30. März 1843 3. 8451, an 
fammtl. Länderft. mit Ausnahme von 
Dalmatien, Mailand, Benedig u. Tirol. 
Bol. ©. ©. 71. Bd. Nr. 37.) 

Militär-Recrutenftellung, fiehe 
Militär-Affentirung. 

— — ex ollcio, f. Militärftel- 
lung. 

— — f. Militärftellung. 

Militär-Recrutirung. In Folge 
a. 5. Entfhließung wurde laut h. Hof: 
fanzlei.» Decreted v. 7, Aug. 1827 3. 
21602 eine Recrutirung angeordnet, 
bei welcher fich nach der unten folgen- 
den Belehrung zu benehmen ift, die je- 
doch nad dem weiteren Inhalte eines 
Hoffanzleis-Decretes v. 22. Aug. 1827 
3. 22678 nur proviforifh zu gelten 
hat, feitdem aber noch nicht widerrufen 
wurde, 

Belehrung rüdfihtlih der 
bei den Recrutirungen zu be— 
obachtenden Grundfäße. 

1. Die Referve bat von nun an 
gänzlich aufzuhören. 

2. Die recrutirungspflichtige Mann— 
ſchaft bat fünftig unmittelbar aus der 
Population in die Regimenter und 
Corps einzutreten, und 

3. nad vollftrediter Gapitulation in 
der Linie, in die Landwehr überzutreten. 

4. Es find für die Zukunft nur die 
11 Altersclaffen, vom vollſtreckten neun« 
zehnten bis einfhlüffig zum vollſtreckten 
29. Lebensjahre, der Recrutirung für 
die Linie unterworfen, *) ohne daß je- 
doch hierdurch die Landwehrpflichtigkeit 
vom 30. Jahre aufwärts aufgehoben 
wird. 

5. Die 11 Alteröclaffen find in der 


*) Nah dem Pat. v. 5. Dechr. 1848 
8. 3 (f. weiter unten) hat das militärſtel— 
lungspflichtige Alter mit dem vollendeten 
20. Lebensjahre anzufangen und bie zum 
vollftredten 26. Jahre zu dauern. 
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Art zur Ergänzung der Armee zu wid- 
men, daß 

a) zuerft aus allen diefen 11 Alters: 
Glaffen die zur ex officio Stellung nad 
den bisherigen Grundfäßen geeigneten 
Individuen von ihrer Obrigkeit, jedoch 
mit Genehmigung des Kreidamtes, fo- 
wohl bei der Recrutirung felbft, ald auch 
unter dem Jahre, auf Rechnung ihres 
Eontingente, an das Militär abgegeben 
werden fönnen. Eben fo wird die Stel: 
lung zum Borhinein derjenigen Aus: 
gedienten und Entlaffenen Statt finden, 
welche nad dem Patente vom 4. Mai 
1802 zur Exofficio-Stellung geeignet, 
und noch ganz dienfttauglich find. 

b) In fo fern auf diefem Wege das 
Necruten = Gontingent einer Obrigkeit 
nicht gedeckt wird, find die übrigen Re— 
cerutirungspflichtigen in der Art beizu- 
ziehen, daß unter gleihen Umftänden 
und Verhältniffen zuerft die 19jährigen, 
für welche fein geſetzlicher Befreiungs- 
grund fpricht, geftellt, und nur dann 
erft 20jährige beigezogen werden, wenn 
die Alters » Elaffe von 19 Jahren zur 
Dedung das Recruten-Gontingent nicht 
binreicht. Auch bei größeren Recrutirun- 
gen ift auf die Altersclaffe von 21. und 
22 Jahren u. f. w. unter gleichen Um: 
ftänden nicht zu greifen, jo lange der 
Armee-Bedarf mit der jüngeren Alters- 
clafje. gededt werden kann. 

6. Rückſichtlich der Militär: 
Befreiungen wurde Kolgendes ver- 
ordnet: 

1. Unter der Rubrit: Geiſtlich— 
feit, find auch künftig ganz befreit: 

a) Die katholiſche und griechifche 
Geiftlichfeit mit höheren Weihen vom 
Sub-Diaconaten aufwärts; 

b) Kloftergeiftlihe mit Gelübden, 
einfhlieglih der Raienbrüder, melde 
fhon Profeß abgelegt haben; 

ce) Kleriter und Novizen der geiftli- 
hen Orden, jedoch gegen dem, daß fie, 
wenn. fie vor abgelegter Profeß, oder 


Militär-Recrutirung. 


vor empfangenen höheren Weihen aus 
dem Orden treten, der Recrutirung in 
jener Altersclaffe unterliegen, in wel: 
her fie wären beigezogen worden, wenn 
fie den geiftlihen Stand nit erwählt 
hätten; 

d) von allen übrigen Confeffionen 
wurde den wirklichen Religionslehrern 
und den Geelforgern die Militär-Be- 
freiung zugeflanden. 

2. Dem Adel haben Se. Majeftät, 
wie biöher, die Militär-Befreiung zuzus 
geftehen gerubet. (Wurde mit a. 5. 
Bat. vom 5. Dechr. 1848 $. 1 auf: 
gehoben.) 

3. Nüdfihtlih der Staatsbe— 
amten hat es bei den bisherigen Vor— 
fhriften einftweilen zu verbleiben, bis 
hierüber nähere Beflimmungen getroffen 
werden, (Died geſchah mit der a. h. 
Entſchl. v. 2. Mär; 1829.) 

4. Unter. der Rubrit: „Honora- 
tioren,“ haben die Militär-Befreiung 
zu genießen: Ä 

a) Die Doctoren der Rechte, welche 
stallum agendi haben; 

b) Doctoren der Medicin und Chi- 
rurgie. Alle übrigen in dem Conſerip— 
tiond-Spfteme vom 3. 1804 unter der 
Rubrik: „Honoratioren” aufgeführten 
Befreiungen haben aufzuhören; es bleibt 
jedoch den von der Befreiung neu Aus— 
gefchloffenen frei, für den Fall fie die 
Beftimmung zum Militär trifft, ihrer 
Pflicht gegen den Staat durd einen 
Stellvertreter Genüge zu leiften. 

5. Der Befiß eines Bürgerhaufes, 
aud verbunden mit dem Bürgerrechte 
befreit fünftig nicht mehr von der Wid— 
mung zum Militär, im Kalle nicht etwa 
ein anderer Eremptiond-Grund eintritt. 

6. Hinfihtlih der Gewerbsinha- 
ber bleibt es bei dem bisherigen Vor— 
ſchriften. 

7. Die Befreiung der Schauſpie— 
ler hört gänzlich auf. 

8. In Anfehung der Künftler wird 
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die für das lombardiſch-venetianiſche 
Königreich - erlaffene Verfügung aud 


"auf die übrigen conferibirten Provin- 


zen. ausgedehnt, vermöge welcher die 
BZöglinge der Akademie der ſchönen 
Künfte, welche eines der erften Prä- 
mien erhalten haben, und jene, welche 
zur weiteren Ausbildung im Auslande 
auf Staatskoften ihre Verwendung fort- 
feßen, vom Militär ganz befreit find. 

9. Eigenthümer von ererbten und 
von erfauften Bauernwirthſchaf— 
ten bleiben aud künftig von der Stel- 
lung zum Militär befreit, wenn fie ihre 
Wirthſchaft mit Rücken befißen. Der 
Wirthſchaftskauf berechtiget jedoch fünf: 
tig nicht zur Entlaffung ſchon wirklich 
dienender Soldaten im Concertations— 
Wege. Der Pacht einer Bauernwirth: 
{haft befreit fünftig weder von der 
Stellung zum Militär, noch begründet 
er eine Entlaffung im. Goncertations- 
Wege. Der Befiß abgetretener Wirth: 
haften fihert fünftig die gänzliche Be— 
freiung vom Militär, und die Entlaf- 
fung im Concertations-Wege nur dann, 
wenn die Eltern, welche die Wirthſchaft 
abtreten, alt und gebrechlich find, und 
feine andere zur Wirthſchaftsübernahme 
geeignete, entweder von der Recrutirung 
fhon freie, oder doch im Alter weiter 
vorgeruͤckte Söhne haben. ' 

10. Die unter der Rubrit: Haus: 
ler, Gärtler und vermiſchter 
Beihäftigung begriffenen Indivi— 
duen, haben Fünftig feine Militär » Be- 
freiung zu genießen. 

11. Studirende;. unter diefer 
Rubrik geniegen Fünftig die Militär: 
Befreiung: 

a) Die Theologen, fo lange fie Sitt- 
lihfeit und guten Fortgang zeigen. 
Wenn jedoch ein Theologe wegen ſchlech— 
ten Kortganges die theologifhen Stu: 
dien verlaffen muß, oder wegen geän- 
derter Standeswahl freiwillig verläßt, 
unterliegt derfelbe der Recrutirung in 
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jener Alteröclaffe, in welder er wäre 
beigezogen worden, wenn er das 
theologifhe Studium nicht angetreten 
hätte. 

b) Die Zöglinge der Ingenieur: und 
der Neuftädter Akademie, auch wenn fie 
nicht adelig find; 

e) alle übrigen Studirenden, aud 
Stipendiften und Gonvictoren genießen 
die zeitliche Militär-Befreiung nur in fo 
fern, als fie in Sitten, in der Religion 
und in den andern Lehr» Gegenftänden 
die Vorzugsclaffe erhalten. (ſ. Stu: 
dirende.) 

12. Shullehrer, zu deren Un— 
terhalt die Dotation vollftändig ausge: 
mittelt ift, bleiben fünftig von der Mi— 
litär = Stellung ganz befreit. Schul: 
gehilfen, welche durch Decrete höhe— 
rer Behörden angeſtellt ſind, haben die 
zeitliche Militär-Befreiung zu genießen, 
nicht aber auch diejenigen Schulgehilfen, 
welche von den Lehrern ſelbſt, ohne hö— 
here Decrete aufgenommen werden. 

13. Ferner iſt von der Militär— 
Widmung ganz befreit: 

A. Der einzige Sohn eines Vaters 
oder einer Mutter, im Falle der erſte 
geſtorben ſein ſollte, welche das 70. 
Jahr zurückgelegt haben, und der Mit— 
tel zur Unterhaltung ihres Lebens be- 
raubt find, fowie auch Derjenige, wel: 
her nad dem Ableben feines Vaters 
einen Großvater oder eine Großmutter, 
im Falle der Großvater geftorben fein 
follte, von gleichem Alter und von glei- 
hen Umftänden zu ernähren hat. 

B. Die zeitliche Befreiung haben zu 
genießen: 

a) Der Militär » Pflichtige, welcher 
vom Bater und Mutter verwaifet ift, 
und feine Brüder hat, oder beide zu er- 
nähren bat, jedoh nur für den Fall, 
wenn er feinen väterlichen Oheim hat. 

b) Der Militär » Pflichtige, welcher 
zwar Brüder hat, aber doch nur allein 
den Unterhalt eines, der Mittel zu fei- 
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ner Erhaltung beraubten 70jährigen 
Vaters zu beſorgen hat. 

e) Der Militär » Pflichtige, der von 
beiden Eltern verwaifet ift, der aber 
ganz allein, auf eigene Koften, die Er- 
haltung ‚eines oder mehrerer Brüder 
oder Schweftern von minderem Alter, 
als der Militärs Pflichtige felbft iſt zu 
verforgen bat, jedoch nur in dem eingis 
gen Falle, wenn diefe Gefchwifter aus 
förperliher Schwäche unfähig find, felbft 
ihre Nahrung zu gewinnen, 

d) Der ältefte Sohn eines Vaters 
oder einer Mutter, welche Witwe ift, 
wenn diefe unfähig find, ihre tägliche 
Nahrung zu fihern, und der Sohn zu— 
gleih den Unterhalt von. einem. oder 
mehreren Sefchwiftern, welche noch nicht 
das 15. Jahr erreicht haben, oder weldhe 
aus körperlicher Schwäche unfähig find, 
die Mittel zur Erhaltung ihres Lebens 
zu gewinnen, zu. beforgen hat, Bei den 
unter Ar, 13 angeführten zugeſtande— 
nen, theils gänzlichen, theils zeitlichen 
Befreiungen wird jedoch erfordert , daß 
Derjenige, dem fie zu Theil werden foll, 
auch im Stande fei, im bürgerlichen 
Leben die erwähnten Eltern, Großel« 
tern oder Berwandten ernähren zu kön— 
nen, Die betreffende Obrigkeit hat da— 
ber von jeder Recrutirung das zu bes 
freiende Individuum unter Darftellung 
der obwaltenden Umftände dem Kreis: 
amte anzuzeigen, und von demfelben 
die Betätigung diefer Befreiung einzur 
holen. Das Kreisamt hat über das nam- 
liche Individuum, aud bei künftigen 
Recrutirungen, eine ähnliche Beftäti- 
gung zu exrtheilen, daher auch von der 
Obrigkeit eine kurze Anzeige an. das 
Kreisamt, daß die Umftände noch die 
nämlichen feien, zu erjtatten ift. Es 
wird auch geftattet, daß die Obrigkeiten 
in ſolchen Fällen, in welchen ein Indi— 
viduum wegen. außerordentlicher, im 
Geſetze nicht vorgefehener Umftände bei 
Haufe dringend nothwendig wäre, diefe 
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Umftände dem Kreidamte anzuzeigen, 
und die Befreiung eines foldhen Indi— 
viduums für die Recrutirung erwirken 
fönnen. 

14. Alle bisher nicht erwähnten im$. 
16 des Eonferiptiond-Syftemes vom J. 
1804 aufgeführten zeitlichen Befreiun— 
gen haben von nun an aufzuhören; nur 
rückſichtlich de Berg-, Bulver- und 
Salpeter-Arbeiter hat es bis zur 
Erlaffung einer neuen diesfälligen Vor— 
fchrift, bei der bisherigen Uebung zu 
verbleiben. Diefe mit Hoflanzlei = De- 
cret v. 7. Auguft 1827 3. 21602 be- 
fannt gemachte Inftruction, wurde an 
fämmtliche Länderftellen mit Ausnahme 
von Tirol, Mailand, Benedig u. Zara, 
erlaffen, und in Defterreich ob der Enns 
am 28. Aug., in Nieder-Defterreih am 
29. Aug., in Steiermark am 30. Aug. 
1827 kundgemacht. (Pol. ©. ©. Bd. 
55 Nr. 93.) 

Militär-Recrutirung. Erläu- 
terung der Recrutirungs-In— 
ftruction vom Jahre 1827. Nach— 
träglich zu der mit Hfkzl. Decr. vom 7. 
Auguſt 1827 3. 21602 bekannt ge- 
machten Reerutirungd-Inftruction wur- 
den noch folgende Borfhriften erlaffen, 
nad) welcher ſich bei der für das Jahr 
1828 angeordneten Recruten = Aushe- 
bung zu benehmen ift: 

1. Zur richtigen Beftimmung der 
militärpflichtigen Mltersclaffe hat ala 
Grundfaß zu gelten, daß jeder ald 19- 
jährig zu behandeln ift, der in dem So— 
lar- Jahre, nämlich vom 1. Jänner bie 
legten December, welches der jeweiligen 
Recrutirung voranging, dad 19. Le- 
bensjahr vollendet hat. Nach diefem 
Grundſatze werden z. B. bei der Recrus 
tirung von 1828 jene ald 19jährig zu 
behandeln fein, welche in dem Jahre 
1808 geboren find; jene ald 20jährig, 
welche im Jahre 1807 geboren find 
u. f. w. 

2. In Hinfiht auf den wichtigen 
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Zweck der ex offieio Stellung wird an- 
geordnet: 

a) Daß kein ex olfieio Geftellter blos 
wegen minder anfehnlihen Aeußern 
zurückgewieſen werden dürfe; 

b) ‘wenn der vifitirende Militär-Arzt 
einen ſolchen Menfchen wegen Schwäde 
oder Gebrechen für untauglich hält, fo 
ift derfelbe in Beifein eines Civilarztes 
unterfuchen zu laffen; 

ce) wenn aber beide Aerzte fich nicht 
vereinigen können, fo ift der Mann dem 
Superarbitrium zur Kinalentfheidung 
vorzuftellen. 

3. In Betreff der mit Päſſen legal 
Abwefenden, dann der Kranken, 
ift fih auf folgende Art zu benehmen: 

a) Die mit PBäffen legal Abmwefen- 
den und die Kranken, welche nad) ver 
neuen Recrutirungs =» Inftruction zur 
Stellung geeignet find, follen geftellt 
werben; 

b) die legal Abwefenden, welche Bäffe 
an einen beftimmter Ort erhalten ha— 
ben, deren Aufenthaltsort daher den 
Eonferiptiong » Obrigfeiten befannt ift, 
find gleih auf das Necruten » Eontin« 
gent anzunehmen, und die Obrigkeiten 
haben die Einleitung zu treffen, daß 
ſolche Leute unverzüglich an das Mili- 
tär abgegeben werden; 

e) für die legal Abwefenden, deren 
Päſſe niht auf einen beftimmten Ort 
lauten, fondern auf eine ganze Provinz, 
oder auch auf alle conferibirten Provin— 
zen, deren Aufenthaltsort mithin den 
Conſcriptions⸗Obrigkeiten nicht befannt 
ift, muß indeffen, bis fie felbft beim Mi- 
litär einrüicken, ein anderer Mann, ent: 
weder aus derfelben Alterd-Elaffe, oder 
wenn diefe erfchöpft ift, aus der nächſt— 
folgenden geftellt werden; 

d) in derfelben Art muß noch für 
die Kranken, wenn fie die Beftimmung 
zum Militär erhalten, ein anderer Mann 
geftellt werden; 

e) diefer proviforifch für einen andern 
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geftellte Mann, ift fogleich nach der Ai- 
fentirung, ohne ihm etwas an Montur 
oder ein Handgeld zu erfolgen, nad 
Haufe zu beurlauben; 

f) die Eonferiptiong - Obrigkeit hat 
den Abwefenden, unverzüglich edictali- 
ter vorzuladen; 

g) wenn der Abwefende auf die Vor- 
ladung, oder wenn das bei der Recru- 
tirung frank befundene Individuum in 
der Frift von 4 Monaten, vom Tage 
an gerechnet, wo er die Beftimmung für 
das Militär erhielt, nicht beim Militär 
einrückt, fo kann der für ihn provifo- 
rifch gewidmete Mann, fobald der Be: 
darf eintritt, nunmehr ohneweiters für 
den Militär-Dienft vom Haufe förmlich 
eingezogen werden, wo ihm dann auch 
das Handgeld zu erfolgen ill; 

h) der auf diefe Weife für einen Ab» 
wefenden oder Kranken geftellte Mann 
muß, wenn der Abwefende oder Krank: 
gewefene in der Frift von 4 Monaten, 
oder auch nad Verlauf diefer Frift zu 
was immer für einer Zeit beim Militär 
einrüct und tauglich befunden wird, im— 
mer fogleih vom Militär mit Eertificat 
entlaffen werden, und es ift ihn, falls 
er beim Militär wirklich Dienfte gelei- 
ftet hat, diefe Zeit, wenn er fpäter auf 
eigene Rechnung zum Militär geftellt 
werden follte, in die gefeßliche Capitu— 
lation einzurechnen;; 

i) wenn der Abmwefende oder Krank— 
gewefene bei feinem Einrücken nicht 
tauglich befunden werden follte, fo hat 
der bisher proviforifch für ihn gemwid- 
mete Mann im eigenen Namen zu blei- 
ben und die geſetzliche Eapitulation zu 
dienen. 

4. In Bezug auf die Behandlung 
der legal Abwefenden wird be- 
ftimmt: 

a) Es wird der Obrigkeit geftattet, 
fremdherrihaftliche Individuen, welde 
mit keinen Päſſen oder mit erlofchenen 
oder mit ungiltigen Päſſen verfehen find, 
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auf ihre eigene Rechnung zu ftellen, und 
jwar während der Recrutirung oder 
auch zu einer andern Zeit; fie hat je- 
doch jederzeit das Geburtd- oder Juris— 
dictiond-Dominium des Geftellten hie: 
von zu verftändigen; f. Militär: 
Stellung; 

b) wenn die Bezirksobrigkeit einen 
folhen Menfhen anhält und ftellt, fo 
foll er dem ganzen Gonfcriptiond = Be: 
zirfe in fein Contingent eingerechnet oder 
bei der künftigen Stellung gutgerechnet 
werden; wenn aber eine Gemeinde ei: 
nen foldhen Menfchen ftellt, fo ift er 
diefer einzurechnen, oder gut zu rechnen. 

ec) Damit jedoch der tägliche Ver— 
fehr nicht beirrt werde, fo hat über die 
Frage, welche Individnenaus ih— 
remobrigkeitlichen Bezirke auch 
ohne Paß ſich entfernen dürfen, 
folgende Richtſchnur zu gelten: Von 
der Verbindlichkeit bei zeitlichen Entfer— 
nungen von ſeinem Wohnorte, und bei 
der Entfernung aus dem obrigkeitlichen 
Bezirke einen Paß zu erheben, find Die- 
jenigen befreit, welche des täglichen Ver— 
fehres oder anderer Verrichtungen we: 
gen in der Nachbarſchaft ihres Wohn- 
ortes und ihrer Herrfchaft fih Hin und 
her verfügen, in ihrem eigentlihen Do— 
micil ihre Wohnung behalten, und nur 
vorübergehender Gefhäfte wegen zeit: 
lich fih von demfelben entfernen, ohne 
irgendwo durch Mebernahme eines Dien- 
fted, einer Arbeit u. f. w. einen auch 
nur fir eine beftimmte Zeit dauernden 
Aufenthalt zu nehmen. (Hfkzl. Deer. v. 
15. Jän. u. 20. Mär; 1828 3. 1123 
u. 6269, an fämmtl. Ränderft. der alt- 
conferibirten Prov. Vdg. der m. ö. Reg. 
vom 20. Jänner und 21. Mai 1828 
3. 3884 und 28122. Prov. ©. ©. 
10. Br. Rr. 12. Pol. ©. ©. 56. Bd. 
Nr. 3.) 

Militär-Recrutirung. Se. Mai. 
haben in dem Anbetracht, Daß die bis- 
ber in deu militärifcheconferibirten Pro— 
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vinzen beſtehenden Reerutitungs-Vor— 
ſchriften dem Grundſatze der Gleichſtel— 
lung aller Staatsbürger vor dem Ge— 
ſetze nicht entſprechen, und daß die drin- 
gend nothwendige Befeitigung der bei ih— 
rer bisherigen Ausführung wahrgenom- 
menen, hervorragendften Webelftände 
wohl nicht bis zur Erlaffung eines voll- 
ftändigen Militär - Conferiptiong- und 
Recrutirungs » Gefeßes verfchoben wer- 
den können, nad) dem Antrage des Mi: 
nifterrathes nachftehende Abänderungen 
in den beftehenden Recrutirungsgefeßen 
als eine proviforifche Vorſchrift zu tref- 
fen befchloffen: 

$. 1. Die in dem proviforifch erlaf- 
fenen Recrutirungs-Batente vom Jahre 
1827 ausgefprochene Befreiung des 
Adels von der Militärwidmung hat von 
nun an aufzuhören. 

8.2. Die Berufung zur Armee ges 
fchieht durch das Roos, welches die Rei- 
henfolge beftimmt, in der die Militär- 
pflihtigen zu affentiren find. 

8.3. Das militärftellungspflichtige 
Alter hat mit dem vollendeten 20. Le— 
bensjahre anzufangen, und bis zum 
vollftreten 26. Fahre zu dauern. Diefe 
Beftimmung tritt jedoch erft mit 1. Jan. 
1850 in Birkfamteit. 

8.4. Zum Behufe der Verloofung 
muß von jedem politifhen Amtsbezirke, 
mit Zuziehung der Gemeindevorfteher, 
alljährlih aus dem vorhandenen Auf: 
nahmsbogen die Conferiptionslifte her- 
geftellt werden. In diefer ift die ge: 
fammte, dem Bezirke nach den beftehen- 
den Geſetzen angehörige männliche Be- 
völferung in dem 8. 3 bezeichneten Al— 
ter unter Beifügung des Wohnortes, 
der Hausnummer, des Alters, der Be- 
Ihäftigung und der körperlichen Be— 
ſchaffenheit, nach den Altersclaffen ge— 
reiht, zu verzeichnen, und die Bemer- 
fung beizufeßen, ob und aus welchem 
Grunde dem einen oder dem anderen 
der Berzeichneten die unbedingte (ganz: 
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liche) oder die bedingte (zeitliche) geſetz⸗ 
liche Befreiung zufomme. 

8.5. Mit der Anfertigung diefer Li— 
ften muß bei allen Aemtern in den er- 
ften Tagen des Monates Jänner begon- 
nen werden, in fo fern von der Staats: 
verwaltung nicht ein anderer Zeitpunct 
mittelft befonderer Berordnung beftimmt 
werden follte, 

8.6. Die politifhen Aemter find 
verpflichtet, den Tag, an welchem die 
Zufammenftellung der Conſcriptions— 
liften beginnen foll, wenigftend 14 Tage 
vorher in allen Gemeinden ihres Bezir- 
kes mit dem Auftrage verfünden zu lafs 
fen, daß tie Gemeindevorfteher fich die 
erforderlihen Auskünfte in ihren: Ge: 
meinden zu erholen haben, um foldhe 
bei Ausfertigung der Liſten den Aem— 
tern mitzutheilen. 

$. 7. Die Eonferiptionsliften müffen 
mit Ende Jänner jeden Jahres bei al: 
len Amtern vollendet fein, und find fo: 
dann von diefen den im Amisbezirke 
befindlichen Seelforgern, denen die Füh— 
rung der Geburtd- und Sterberegifter 
anvertraut ift, zur Berichtigung nad 
den Geburts» und Gterberegiftern, 
weldhe binnen acht Tagen zu erfolgen 
hat, mitzutheilen. 

8.8. Jeder Gemeinde ift das richtig 
geftellte Namensverzeichniß ihrer con- 
feribirten Gemeindeglieder fogleih in 
zweifacher Ausfertigung zuguftellen; 
das Eine ift in der Gemeinde durch acht 
Tage mit der Bemerkung zur allgemei- 
nen Einfiht anzuheften, daß bei dem 
Amte an dem unter Einem ausdrüdlich 
zu bezeichnenden Tage die gegen die 
Conſeriptionsliſte gerichteten Reclama- 
mationen angebracht werden können. 
Nah Ablauf dieſes Termined können 
Reclamationen nicht mehr verhandelt 
und berüchfichtiget werden. 

8. 9. Diefe Reclanationen können 
nicht blos wegen unrichtiger, fondern 
auch wegen unterlaffener Eintragung 
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oder wegen unrichtiger Anwendung der 
in den Recrutirungsgefeßen enthaltenen 
Ausnahmen auf einzelne Militärpflich- 
tige ſowohl von den Conſcribirten felbft, 
ald auch von jedem anderen Militär- 
pflihtigen des Bezirkes, oder von den 
Eltern und VBormündern beider ange: 
jtellt werden. 

$. 10. Die Prüfung der im der ber 
ftinmten Zeit angemeldeten Reclama- 
tionen wird von dem Amte, und, nad) 
Verhältniß der geringeren oder größe: 
ren Bevölkerung des politifchen Bezir- 
kes, mit Zuziehung von vier bis zehn 
frei gewählten Vertrauensmännern öf— 
fentlih vorgenommen. Die erwähnten 
Gommiffiongglieder haben nach voraus 
gegangener gemeinfchaftlicher Bera- 
thung nach Stimmenmehrheit zu ent: 
ſcheiden. 

8. 11. Iſt duch dieſe Entſcheidung 
eine Reclamation gegründet befunden 
worden, muß die ſogleiche Berichtigung 
in der Conſeriptionsliſte vorgenommen 
werden; wird aber auf Nichtbeachtung 
der Reclamation erkannt; ſo ſind die 
hierbei Betheiligten hiervon in Kennt— 
niß zu ſetzen, wogegen ein Recurs nicht 
Stait findet. 

$. 12. Unmittelbar nad) dem Schluffe 
der Reclamationsverhandlung find auf 
Grundlage der berichtigten Conſcrip— 
tionsliften von der im $. 10 erwähnten 
Commiſſion die Elaffificationsliften zu 
verfaffen. Hierbei find diejenigen Mili— 
tärpflichtigen, welche nach dem beftehen- 
den Geſetze ex officio der Affentirungs« 
commiffion vorzuführen find, in die Lifte 
Nr. 1, die übrigen zum Dienfte Geeig- 
neten und unbedingt Derpflichteten nach 
den Altersclaffen von der jüngften an- 
gefangen im die Kifte Nr. 2. jene aber, 
denen eine zeitliche Befreiung zukömmt, 
in die Lifte Nr. 3, ebenfalld nach den 
Altersclaffen gereiht, endlich die unbe— 
dingt Befreiten, fo wie die wegen för- 
perlicher Gebrechen zum Militärdienfte 
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offenbar untaugligen in die Liſte Nr. 
4 einzutragen. Die Verhandlung diefer 
Gommiffion, welche über vorfommende 
Anftäande nah Stimmenmehrheit ent- 
ſcheidet, ift öffentlich, unter Jedermanns 
freiem Zutritt vorzunehmen, wobei den 
Conſcribirten und Militärpflichtigen des 
Bezirkes, dann den Eltern und Bor: 
mündern derfelben der Vorzug gebührt, 
wenn das Berfammlungslocale nicht 
alle Anweſenden faffen follte. 

8. 13. Sogleih nah Bollendung 
diefes Geſchäftes hat das Amt Abſchrif— 
ten der Glaffificationsliften öffentlich 
auszuhängen und der vorgefegten poli— 
tifhen Behörde vorzulegen, worauf die 
leßtere dem Amte den Tag eröffnet, an 
welchem die Loofung der Stellungs— 
pflichtigen vorgenommen werden foll. 

$. 14. Der Landeschef hat dafür zu 
forgen, daß die Loofung in dem gan- 
zen Gouvernementsbezirfe gleichzeitia 
vor fich gehe, und deshalb wegen Feit- 
jeßung des Tages zur Looſung die er- 
forderlichen Weifungen zu erlaffen. 

$. 15. Die zur Roofung Berufenen 
werden mittelft öffentliher Kundma— 
hung aufgefordert, ſich am feftgefeßten 
Tage im Amtsorte einzufinden, um fich 
dafelbjt der Loofung zu unterziehen. 
Dem Ziehungsacte haben der Vorfteher 
des Amtes, die Gemeindevorfteher und 
je zwei aud der Gemeinde gewählte 
Männer beizuwohnen. 

$. 16. Bon den in den 4 Claffifica- 
tionsliften VBerzeichneten werden blos 
die in der zweiten und dritten Lifte Auf: 
geführten nach der Reihenfolge der Al: 
tersclaffen, von der jüngjten angefan- 
gen, der Loofung unterzogen. 

$. 17. Zur Grundlage diefer Amts— 
handlung werden die Glaffificationgli- 
ften in der Art benüßt, daß die Namen 
der Looſungspflichtigen jeder Alters: 
claffe in alphabetifher Drdnuug ver- 
zeichnet werden. Die Loofung begimmt 
damit, daß die fammtlihen Buchſtaben 
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des Alphabets auf Zetteln geichrieben 
und in eine Urne gelegt werden, aus 
welcher der ältefle Gemeindevorfteher 
des Bezirkes einen Buchftaben heraus: 
zieht, von welchem an bei der Haupt: 
ziehung der Looſenden in jeder Alters- 
claffe der Aufruf zu beginnen hat, und 
bis zum 3. fofort aber vom A bis zum 
gezogenen Buchſtaben fortzufegen ift. 

$. 18. Behufs der hierauf. folgen- 
den Ziehung find, abgefondert für jede 
Altersclaffe der in der zweiten fo wie 
der in der dritten Lifte Verzeichneten fo 
viele Looszettel von gleihem Papiere 
und gleicher Größe, von der Zahl Eins 
angefangen in fortlaufender Zahl zu 
ſchreiben, als Looſende vorhanden find. 
Sodann werden die Looszettel der 
jüngften Altersclaffe zufammengerollt, 
in eine Urne gelegt, und die Looſenden 
diefer Aitersclaffe in alphabetifcher Ord— 
nung von dem mac $. 17 gezogenen 
Buchſtaben angefangen, aufgerufen. Je— 
der Aufgerufene zieht einen Looſungs— 
zettel, nach deffen Nummer ihn die Reihe 
zur Stellung trifft, und wenn er nicht 
feloft ziehen wollte, oder in feiner Ab— 
wefenheit, zieht fein Stellvertreter oder 
ein Anderer, den die Commijfion hier: 
zu beftimmt. Jener, der den Zettel ge: 
zogen bat, lieft ſolchen laut ab, oder 
läßt ihn durch eine von ihm ſelbſt ge— 
wählte Berfon ablefen, übergibt ihn ſo— 
dann dem Gemeindevorfteher feines Dr- 
tes, welcher ihn dem amtlichen Com— 
miffär zur Eintragung ded Namens in 
das vorbereitete Roofungsprotocollüber: 
reicht. Auf gleiche Art ift bei den übris 
gen Altersclaffen zu verfahren. 

$. 19. Die gezogenen Nummern 
bleiben für die Dauer eines ganzen 
Jahres giltig. 

$, 20. Die Ziehung muß mit der 
größten Deffentlichkeit gefchehen, und 
die Commiſſion hat mit aller Borficht 
darüber zu wachen, daß fein Pflichtiger 
fih der Looſung entziehe. 
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$. 21. Wäre ein loofungspflichtiges 
Individuum aus was immer für einer 
Urſache ohne fein Verſchulden in die 
Hauptloofung nicht einbezogen worden, 
fo ift deshalb der Hauptloofungsact 
nicht ungiltig, fondern bei der Behörde 
eine Nachlooſung vorzunehmen. Diefe 
leßtere bat unter denfelben Förmlich— 
feiten und Vorſchriften, welche für die 
Hauptloofung angeordnet find, in der 
Art vor ſich zu gehen, daß der fpäter 
Entdedie aus eben fo vielen Xoofen, 
ala bei der Hauptloofung vorhanden 
waren, ein Loos zu ziehen hat. Das 
nachgezogene Loos wird in dem erften 
Loofungsoperate der gleichen Zahlen: 
größe als Bruchtheil vorgeſetzt. 

$. 22. Sogleih nah Boilendung 
der Looſung und Berfündigung der 
Refultate derfelben muß zum Meffen 
der Looſenden gefchritten werden. Die 
Meffung gefhieht in Gegenwart aller 
Unwefenden, und.deren Ergebnif ift ſo— 
gleih in das Loofungsprotocoll ein- 
zutragen. 

$. 23. Nah vollendeter Loofung 
und Meſſung werden die Loofungsli- 
ften fammt den bei diefem Acte aufge: 
nommenen PBrotocollen und allen frü— 
heren Bezugsacten der vorgefebten por 
litifhen Behörde vorgelegt, welche diefe 
Dperate auf das genauefte zu prüfen, 
und dabei entdeckte Mängel entweder 
unmittelbar oder durch das untergeord- 
nete Amt zu berichtigen hat. Bon jeder 
Nachlooſung hat das Amt, wenn fie nadı 
der Einfendung des Hauptloofungs- 
actes an die vorgejegten politifchen Be- 
hörden Statt gefunden hat, diefen zur 
Vornahme der Berichtigung die Anzeige 
zu erftatten. 

$. 24. Den Militärpflichtigen der 
zweiten und dritten Xifte ift der Yus- 
taufh der durch das Loos gezogenen 
Nummer (Roostaufch) unter der Bedin- 
gung geftattet, daß der Subftituirte 
zum Militärdienfte tauglih, und der 
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Roostaufh eher angefucht und ange: 
nommen worden ift, ald Derjenige, der 
fih fubftituiren laffen will, affentirt 
wurde. Der Loostaufh hat Feine an- 
dere Wirkung, ald daß die Taufchenden 
nad Maßgabe der getaufchten Looſes zur 
Stellung berufen werden. 

8. 25. Mit Rückficht auf die von den 
Aemtern vorgelegten und von der vor— 
gefepten politifchen Behörde richtig ge: 
ftellten Zoofungsliften wird das zur Er— 
gänzung der Armee entfallende Contin- 
gent auf die einzelnen politifchen Be— 
zirfe vertheilt, und der Repartitiond- 
ausweis vor der angeordneten Affenti- 
rung den Stellungsämtern mitgetheilt. 

$. 26. Behufs der Affentirung wer: 
den Affentirungsbezirke und für jeden 
derfelben der Ort beftimmt, in welchem 
die Stellungspflichtigen des Bezirkes 
der Unterfuhung zu unterziehen find. 
Die Feftfebung der Anzahl und Größe 
der Affentirungsbezirfe hängt von der 
Stärke der Bevölkerung und den ört— 
lichen Verhältniffen des einzelnen Amts- 
bezirkes ab, und es ift hierbei insbefon- 
dere auf die Erleichterung des Zuzuges 
der Stellungspflichtigen, in fo fern hier- 
durch die Affentirung nicht verzögert 
und die Affentirungscommiffion nicht 
auf dienftabträgliche Art vervielfältigt 
werde, Rückſicht zu nehmen. Bei Mit: 
theilung der Repartitionsausweife ift 
zugleich den Aemtern die getroffene Be- 
zirfseintheilung, dann der Drt, wo, 
und der Tag, an welchem fich die Affen: 
tirungscommiffion in dem Bezirke ver: 
fammeln wird, zu eröffnen. 

$. 27. Die Affentirungscommiffton 
hat aus folgenden Sliedern zu beftehen: 

a) aus einem Staatsbeamten der 
höheren politifhen Stelle; 

b) aus einem Civilarzte; 

c) aus einem Stabs- oder Oberof— 
ficiere; 

d) aus dem Conferiptionsofficiere; 

e) aus einem Militärarzte; 
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N) aus einem Friegscommiffariati- 
[hen Beamten; 

g) aus einem Beamten des Stel« 
lungsbezirkes; 

h) aus dem Ortsvorſteher des Affen- 
tirungsplaßes; 

i) zwei aus dem politifchen Bezirke 
zu diefem Behufe gewählte Vertrauens» 
männer treten der Affentirungscommif- 
fion als gefeßlihe Zeugen bei. Die un- 
ter a. und b. erwähnten Commiſſions— 
glieder beftimmt die höhere politifche 
Behörde, jene unter c., d., e., f. das 
General- oder Dbercommando, jene un— 
ter g. das politifhe Amt, und die un— 
ter i. der politifhe Bezirk durch Wahl: 

$.28. Vor die Affentirungscommif- 
fion werden vorerft alle in der erften 
Lifte verzeichneten ex officio zu Stel: 
enden aller Altersclaffen, fodann erft 
die durch das Loos Berufenen der zweis 
ten Lifte nach der Altersclaffe, von der 
jüngften angefangen, und wenn auch mit 
diefen das Contingent des Amtsbezir- 
kes nicht abgeftellt würde, die in der 
dritten Lifte Berzeichneten in derfelben 
Drdnung und Reihe bis zur gänzlichen 
Adftellung vorgeführt, und mit möglich— 
fter Beobachtung der Schieflichkeit Arzt- 
lich unterfuht. Diefe Acte müffen in 
Beifein ſämmtlicher Gommiffionsglie- 
der Statt finden. 

$. 29. Die Unterfuhung der kör— 
perlihen Tauglichkeit der Militärpflich- 
tigen hat der Militärarzt vorzunehmen; 
er hat bei jedem einzelnen Manne aus: 
zufprechen, ob er denfelben zur Militär: 
dienftleiftung tauglich oder untauglich 
finde. Erklärt der Militärarzt den Un- 
terfuchten für tauglih, fo findet feine 
weitere Verhandlung Platz, und der 
tauglich Befundene wird affentirt. Wenn 
hingegen der Militärarzt die Untaug- 
lichkeit des Unterfuchten ausſpricht, ift 
legterer von dem Eivilarzte neuerlich zu 
unterfuhen. Stimmt der Civilarzt der 
Erklärung des Militärarztes nicht bei, 
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fo hat eine Berathung und Abftimmung 
fämmtliher Commiffionsglieder zu er— 
folgen, bei welcher die Stimmenmehr: 
heit ohne Zulaffung eines weitern Re— 
curfes entfcheidet. 

$. 30. Wird ein Affentirter wegen 
eines fpäter entdeckten körperlichen Ge— 
brechens, das bei der Affentirung be- 
reits wahrgenommen werden fonnte, als 
untauglich entlaffen, fo haften die an 
feiner Abftellung ſchuldtragenden Com: 
miffionsglieder für den Erfaß der auf: 
gelaufenen Koften. Diefe Haftung fin- 
det jedoch nur dann Statt, wenn das 
Gebrehen binnen Monatsfrift vom 
Tage des Einrüdens des Soldaten zur 
Zruppe entdeckt, und von der beftehen- 
den militärifch » politifchen Superarbi- 
trirungs-Commiffion nachträglich aner: 
fannt wird. 

$. 31. In allen jenen Beftimmuns 
gen, in welden die bisher beftehenden 
Recrutirungsgefeße der Jahre 1804 
und 1827 umd die nachgefolgten Ver: 
ordnungen durch dieſes proviforifche 
Geſetz nicht aufgehoben oder abgeändert 
erfcheinen, hat es bei denfelben einft« 
weilen zu verbleiben. 

$. 32. Ueber die Behandlung der 
zum Geedienfte verwendbaren Stel- 
Imgspflihtigen der Seefüftenbezirke 
wird eine befondere Vorſchrift erlaffen 
werden. (U. h. Bat. v. 5. Dec. 1848, 
fundgem. in allen Kronländern, welche 
. zu den militärifchsconferibirten Provin- 
zen gehören. R. G. B. Nr. 6.) 

Militär = Reerutirung. Auf den 
Beriht vom 5. d. M. 3. 14418, wird 
dem Landespräfldium Folgendes bedeu- 
tet: Wenn bei der Looſung ein aufge: 
rufener Militärpflihtiger nicht felbft 
ziehen wollte, fo hat nach dem $. 18 
des Recrutirungsgefeßes vom 5. Dechr. 
1848 fein Stellvertreter, oder ein An— 
derer, den die Commiſſion hiezu be— 
ſtimmt, zu ziehen. Verweigert ein Mili- 
tärpflidhtiger feine Stellung auf den 
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Affentplag, fo ift er gleich einem Recru- 
tirungsflüchtlinge nach den beftehenden 
Geſetzen zu behandeln. Begeht endlich 
ein Militärrecrut entweder bei der Loo— 
fung oder Militäraffentirung einen Ex— 
ceß oder eine ftrafbare Handlung, fo ift 
derfelbe dem Verfahren nach dem, dies— 
falld anmwendbaren Strafgefeße zu un— 
terwerfen. Im diefer Erwägung findet 
das Minifterium des Innern eine be- 
fondere Borfehrift für die Behandlung 
derjenigen Individuen, die bei der Loo— 
fung oder Militär-Affentirung ſich reni— 
tent oder erceffiv betragen, nicht noth— 
wendig. (Erl. des Minift. des Inn. v. 
18. April 1849, an das n. 6. Landes: 
prafid. R. G. B. Nr. 218.) 

Militär » Reerutirung, Beftim: 
mungen binfichtlih der Militärbefrei- 
ung der Doctoren der Rechte und Phi— 
loſophie, ſ. Militär-Befreiung. 

Militär- Recrntirungs-Plächt- 
ling. Als ein folder ift nur Derjenige 
zu erklären, wenn Einer der beiden fol— 
genden Umftände eintritt, nämlich: 

a) wenn ein Conferibirter, aus An— 
laß einer Recrutirung fih vom Haufe 
ohne Paß entfernt, oder 

b) wenn der ohne Paß Abweſende 
auf die Edictalvorladung fich nicht ftellt. 
Jeder diefer beiden Umſtände bildet den 
Characterder Recrutirungs-Flüchtigkeit. 
(Gfkzl. Decr. vom 2. März 1827 8. 
5590, an ſämmtl. Länderft. mit Aus— 
nahme von Tirol, Mailand, Venedig 
und Dalmatien. Pol. &. S. Br. 55. 
Nr. 24. N. 6. Rage. Vdg. v. 10. März 
1827 3. 13453. N. ö. Prov. ©. ©. 
9. Bd. Nr. 72.) 

Militärfchmiede dürfen bei den 
Civil-Perſonen die. kranken Hausthiere 
nicht behandeln. (Hfd. v. 2. Aug. 1811. 
Barth. H. u. &. Gef. 5. Bd. ©. 433.) 

Militär-Spital. Der k. k. Hof: 
friegsrath hat nad gepflogener Rück— 
fprache mit der k. £, vereinten Hoffanz- 
lei, die Aufnahme der mit der Kräße 
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oder der Quftfeuche behafteten, zur Mi- 
litär » Dienftleiftung berufenen Indivi— 
duen in die Militär» Spitäler nur uns 
ter der Borausfeßung und Bedingung 
zu geftatten befunden, winn die poli— 
tifhen Oberbehörden ſich freiwillig ver- 
biürgen, das zur Heilung übergebene 
Individuum oder deffen Ortsgemeinde 
zur Bezahlung der Verpflegs- und Hei— 
lungskoſten zu verhalten. (Bdg. des 
k. k. Hoffriegsratbes vom 11. Nov. 
1828. Litt. 4298. Hffzl. Decr. v. 27. 
Nov. 1828 3. 26936, n. ö. Rage. 
Ddg. v. 4. Dec. 1828 3. 67956. Bm. 
©. 2.3. 1828, ©. 359.) 

Militär : Spital. Die f. f. ver. 
Hoffanzlei ift mit dem k. k. Hofkriegs— 
rathe in dem Befchluffe übereingefom- 
men, daß jene polit. Behörden, welche zur 
Militär-Dienftleiftung berufene Indivi- 
duen zur ärztlichen Behandlung in ein 
Militär-Spital in Gemäßheit des Hof- 
fanzleidecretes vw. 27. Nov. 1828 ab- 
geben und für die Hereinbringung der 
Heilungskoſten ſich verpflichtet haben, 
diefelben alfobald aus dem Spitale ge- 
gen Bergütung der bereits aufgelaufe- 
nen Koften zurücknehmen können, wenn 
fie zur Vermeidung fernerer Auslagen 
das längere Berbleiben im Spitale 
nicht mehr zufagend finden, daß fie 
jedoh, wenn fie diefe Zurücknahme 
unterlaffen, gegen die Bezahlung der 
Eurfoften wegen des langen Aufent- 
haltes im Spitale, feine Ginwendun- 
gen zu machen berechtigt find. (Hfkzl. 
Dec. vom 26. Febr. 1835 3. 4299, 
n. ö. Rage. Bdg. vom 6. Mär; 1835 
3. 12494. An. ©. B. vom J. 1835 
Nr. 20. Decr. des böhmischen Guber- 
niums von 8. März 1835 3. 10954. 
Prov. G. S. für Böhmen. 3. 1835. 
Nr. 68.) 

— — Beftreitung der Heilungsko— 
jten für die in Ungarn paßloß ergriffe- 
nen, zum Militärdienft untauglichen, in 
den Militärfpitälern verpflegten Indi- 
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viduen, ſ. Kranfenhaus:Berpflegs- 
gebühren. (Bdg. v. 4. Oct. 1832.) 

Militär-Spital. Beitimmung der 
Stunden zur Abführung der Leichen, ſ. 
Leichen. 

— — Aufnahme der Militär: Ur: 
lauber, ſ. Militär-Beurlanbte. 

— — ſ. Militär-Invaliden. 

— — f. Selbftverftümmler. 

Militär-Stellung. Nah den be- 
ftehenden PVorfhriften muß bei jedem 
Recruten, den eine Obrigkeit zur Stel- 
lung zum Militär widmet, die Wid— 
mungs-Rolle beigebracht, und felbe von 
der vorgefegten politifchen Oberbehörde 
vidirt fein. Es ift daher künftig fein 
fremdherrfchaftlicher Unterthan auf An- 
fuchen feines Eonferiptiong-Dominiums 
mehr abzuftellen, wenn nicht in dem 
diesfälligen, von dem requirenden Do: 
minium erlaffenen Requifitions-Schrei: 
ben jene Eigenfchaften und Berhält: 
niffe enthalten find, aus denen bei der 
Stellungd-Commiffion die vorſchrifts— 
mäßigen Widmungs - Rollen gebildet 
werden können. Sollten ſich ſolche Fälle 
ergeben, fo haben die aufgeforderten 
Doninien dem anſuchenden Gonferip- 
tions» Dominium ungefäumt zu eröff- 
nen, daß ohne Beibringung der dies» 
fälligen Erörterungen die Affentirung 
der namhaft gemachten Unterthanen 
nicht eingeleitet werden fönne. (Hfkzl. 
Dec. vom 11. Sept. 1828 3. 21095, 
an fämmtl. Zänderft. mit Ausnabme 
jener von Zirol und der ital. Brovin- 
zen. Bol. &. ©. 56. Bd. Nr. 90. 
Vdg. der n. ö. Reg. vom 26. Sept. 
1828 3. 53460, n. ö. Prov. ©. ©. 
10. Bd. Nr. 224.) 

— — Die Inhaber von radieirten 
Bewerben find von der Stellung zum 
Militär. befreit. Wenn dienende Sol- 
daten radicirte Gewerbe an ſich brin- 
gen; jo find in Bezug auf ihre Ent- 
lafjung eben jene Grundfäße zu befol- 
gen, welche für Militär-Entlaffungen 
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auf Bauernwirthfchaften die Richtichnur 
geben. (Hfkzl. D. v. 3. Jan, 1830, an 
die Länderftellen der als conferibirten 
Provinzen mit Ausnahme von Ober: 
öfterreih. Pol. &. ©. 58. Bd. Nr. 2.) 

Militär-Stellung, die, der Stu: 
dDirenden unmittelbar aus den Hör: 
jälen ift verboten. (Bdg. des k. böhm. 
Land. Bub. v. 19. Nov. 1830. Krop. 
Gef. 56. Bd. Nr, 242.) 

— — Auch die ex officio Stellung 
darf nur bei vollendetem ftellungspflidh- 
tigen Lebensjahre Statt finden. Sollte 
fi) der Fall ergeben, daß ein Indivi— 
duum als paßlos 2. ex offo geftellt 
wird, von dem es ſich nachher zeigt, 
daß dasfelbe zur Zeit feiner Stellung 
das gefegliche Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, fo ift dasſelbe unverzüg— 
lich vom Militär zu entlaffen, und ſei— 
ner Obrigkeit zur vorfchriftsmäßigen 
Behandlung zu übergeben. Wäre ein 
foldes unrehtmäßig geftelltes Indivi— 
duum vom Militär entwichen, fo fann 
diefe Entfernung nicht als Defertion 
angefehen und beftraft werden; es ift 
daher auch in diefem Kalle nad vorſte— 
hender Vorſchrift vorzugehen. (U. h. 
Entſchl. vom 17. Aug. 1832. Hfkzl. 
Decr. vom 7. Sept. 1832 3. 20825, 
an ſämmtl. Länderft., n. ö. Rggs. Vdg. 
vom 23. Sept. 1832 8. 53163. Pol. 
G. ©. 60. Bd. Nr. 125.) 

— — Vorſchriften wegen de 
bandlungdervor dem militär- 
pflidtigen Alter zum Kriege 
dienfte Geftellten. Laut Rggs. 
Ddg. vom 28. Aug. 1837 3. 49020, 
haben Se. Majeftät mit a. h. Entſchl. 
vom 22. Aug. 1837, um den Unzu- 
fömmlichleiten vorzubeugen, welche 
daraus hervorgehen, wenn ſich nad 
der Hand entdedt, daß ein Soldat zur 
Zeit feiner imperativen Stellung zum 
Militär das gefegliche Alter noch nicht 
erreicht hatte, Folgendes feſtzuſetzen 
gerubt: 
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$. 1. Die erfte und jüngfte, gefeb- 
lich zur Militärftelung verpflichtete 
Altersclaffe wird in den militärifch 
conferibirten Provinzen von allen jenen 
Individuen gebildet, welche das 19. 
Lebensjahr — im lombardifch-venetia- 
nifhen Königreiche, und unter gewöhn- 
lihen Verhältniffen auch in Tirol und 
Vorarlberg, von allen jenen, welche das 
20. Lebensjahr in dem der Recrutirung 
vorausgegangenen Solarjahre, d. i. 
vom I. Jänner bis inclufive lebten 
December des vorhergegangenen Jah: 
res vollſtreckt haben. 

8. 2. Die Verbindlichkeit der Mili- 
tar-Behörden, einen vor diefen gefeß- 
lichen Alter Geftellten mit Nichtigerflä- 
rung der Affentirung zu entlaffen, ift 
auf den Fall beſchränkt, wenn der Ge: 
ftellte, oder Derjenige, welcher zur 
Wahrung und zum Schuße der Rechte 
eined Minderjährigen geſetzlich berufen 
ift, fich über die ungefegliche Stellung 
befhwert und die Entlaffung verlangt. 

$. 3. Wenn es in demin $.2 voraus: 
geſetzten Falle ſich um eine fimple 
Entlafjung handelt, muß der Beweis 
über die gefeßwidrige Stellung, und 
über das daraus abgeleitete Recht zur 
Entlaffung von dem Geftellten oder 
von dem $. 2 zur Befchwerde Berufe: 
nen felbft hergeftellt werden; in dem 
Falle jedoh, wenn eine gefeßwidrige 
Stellung erft nah einem, im Militär 
begangenen Verbrechen noch während 
der Unterfuhung, und vor vollzogener 
Beftrafung angemeldet wird, liegt die 
Erhebung der gefeßwidrigen Stellung 
dem Unterfuhungsrichter ob. 

$. 4. Ein ſolches, $. 2 angedeute- 
tes Verlangen um die Militär-Entlaf- 
fung, fo wie die $. 3 geforderte Be— 
weisführung -oder ämtlihe Erhebung 
der gefeßwidrigen Stellung hat aber 
nicht mehr Statt, wenn das Anjuchen 
um die Entlaffung erft damals vorge: 
bracht wird, oder das Verbrechen be: 
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gangen worden ift, nachdem der Ge— 
ftellte ruhig fortdient, und fo jenes 
Lebensalter im Dienfte oder Militär: 
verband vollendet hat, welches mit 
Rückſicht auf die Provinz, aus welcher 
derfelbe gebürtig, oder wofelbft er na- 
tionalifirt ift, die erfte und jüngfte ge- 
jegliche Alteröclaffe in dem Sinne des 
$. 1 bildet, wornach alfo in beiden 
Fällen die Verbindlichkeit zur Entlaſ— 
fung eines Geftellten, welcher in dem 
der NRecrutirung vorangegangenen So— 
larjahre das betreffende gefeßliche Alter 
noch nicht vollftredt hatte, wenn er 
dasfelbe auch ſchon bei der Recruti- 
rung ſelbſt erreicht hätte, nur bis in- 
clufive legten December des Solarjah: 
res befchränkt ift, in welchem der Ge» 
ftellte nad) den Beftimmungen des $. I 
das gefegliche Lebensalter wirklich voll- 
endet haben wird. Die nad diefem 
Zeitpuncte aus was immer für einem 
Anlaffe vorgebrachte Befchwerde über 
die urfprüngliche gefeßmwidrige Stellung 
bat nur die Wirkung einer Berantwort- 
lichfeit der betreffenden Obrigkeits- und 
Recrutirungd-Gommiffäre. 

$.5. Muß nah genauer Beobad- 
tung der in den vorausgeſchickten vier 
Paragraphen vorgezeichneten Directi- 
ven ein Mann vom Militär entlaffen 
werden, jo find von den an der gefeb- 
widrigen Stellung Schuldiragenden 
fümmtlihe in Folge diefer Stellung 
dem Militär» Herar verurſachten Unko— 
ften zu erfeßen, und von dem betref- 
fenden Dominium ift ein anderer Mann 
zum Militär zu ftellen. Der Entlaffene 
tritt in die früheren Berhältniffe zurück, 
und unterliegt in feiner Altersclaffe 
der imperativen Stellung in den mili— 
tärifheconferibirten Provinzen — der 
Loofung im lombardifch » venetianifchen 
Königreihe und in Tirol und Borarl- 
berg, und es wird ihm, wenn ihm die 
Militärwidmung wieder trifft, die frü— 
here Militär-Dienftzeit eingerechnet, 
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8.6. Die gegenwärtige Norm hat 
vom Tage der Publication für die Zu- 
funft zu gelten, bat jedoch auf jene 
Truppenkörper, die ihre Ergänzung 
aus Ungarn und Siebenbürgen erhal: 
ten, feine Anwendung. Was die ver- 
gangenen betreffenden Fälle anbelangt, 
jo hat es in Anfehung derfelben bei 
den bisher beftandenen Vorfchriften zu 
verbleiben, und es find ſolche vergan- 
gene Fälle nicht mehr, wie es in neue- 
rer Zeit angeordnet war, zudörderft 
dem Hoffriegsrathe anzuzeigen, fon: 
dern es ift darüber von der betreffen: 
den Behörde gleich ſelbſt zu entfcheiden. 
(Zeitfohrift für 6. R. I. 1839. N. 2. 
©. 192.) 

Militär-Stelung. Um dem Un: 
fuge möglichſt zu begegnen, daß die 
zum Militär zu ftellenden Individuen 
ein phufifches Gebrechen angeben, wel- 
ches bei der Affentirung nicht entdedt, 
fonah das Borhandenfein desjelben 
ald gegründet nicht angenommen wer: 
den fann, haben die Gtellungsobrig- 
feiten in Folge einer im Einverftänd- 
niffe mit dem k. k. Hoffriegsrathe er— 
floffenen hohen Hoftanzlei-Berordnung 
vor der Recrutenftellung die nöthigen 
Erhebungen diesfalld zu pflegen, und 
allenfall® dur ärztliche Zeugniffe die 
Nichtigkeit diefer Angaben nachzuwei—⸗ 
fen. Gibt jedoh der Militärpflichtige 
auf dem Affentplage an, mit einem 
folgen phyſiſchen Gebrechen behaftet 
zu fein, welches nicht allfogleih ent- 
det werden kann; fo ift ein foldes 
Individuum, von dem Affentplage zu 
entlaffen, und der Stellungsobrigfeit 
zur Erhebung des Gefundheitäzuftan- 
des desfelben zu übergeben. Hat fih 
die Stellungsobrigkeit von der Unrich— 
tigkeit der Angabe die Ueberzeugung 
verfhafft, fo ift derfelbe fogleih, auf 
jeden Fall aber im nächſten Jahre wie: 
der zur Stellung vorzuführen, und im 
Falle er fonft tauglich befunden wird, 
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vor den 19jährigen zu ftellen, wenn ex 
fih nicht mit einem ärztlichen Zeug- 
niffe, dann der protocollarifchen Aus- 
fage des Drtövorfteherd und zweier 
Gemeindemitglieder, weldhe Söhne 
haben, die eben auch zur Stellung be- 
rufen find, über das wirkliche Beſte— 
ben jeines Krankheitszuftandes auszu— 
weifen vermag. Wenn die Stellungs— 
obrigfeit aber behauptet, der vorge- 
ftellte Militärpflichtige fei mit dem von 
ihm. angegebenen Gebrechen nicht be- 
haftet, oder wenn fie daran zweifelt, 
und die Annahme des Necruten auf 
ihre Haftung ausdrüdlich verlangt,. fo 
fann die Affentirung desfelben auf ihre 
Gefahr bewirkt werden, welde Haf- 
tung auf 6 Monate vom Tage der ge: 
Schehenen Affentirung beftimmt wird. 
Gfkzl. D. v. I. Juni 1843 3. 16171, 
n. ö. Rogge. Circ. v. 10. Juni 1843 
3.32633. Kn. ©. V. 3. 1843. Nr. 
61.) Bezüglich der vorerwähnten Er- 
faßpflichtigkeit haben nunmehr nad 
Auflöfung des. obrigfeitlihen Verhält- 
niſſes an die Stelle der bisherigen 
Stellungs-Dominien die Stellungsbe- 
zirfe oder Gemeinden zu treten. (Erl. 
des Kriegsminift. v. 12. März 1849, 
an faämmtl. Länder u. Grenz. General: 
Sommanden. R. G. B. Nr. 160.) 

Militär: Stellung. Aus Anlaf 
der von der Civil- und Militär: Lan- 
deöbehörde in Dalmatien nachgewiefe- 
nen Nothwendigkeit einer dortlandes 
in. größerer. Ausdehnung als bisher 
einzuführenden ex officio Stellung 
zum Militär. wird in Folge des vom 
k. k. Gefammtminifterium gefaßten Be: 
ſchluſſes angeordnet, wie folgt: 

1. Eine ex offiecio Stellung zum 
Militär in Dalmatien bat nur über 
Antrag und Bezeichnung der betreffen- 
den Commune, und nach der von dem 
- competenten Kreisamte hierüber erfolg- 
ten Prüfung und Beftätigung zu ger 
ſchehen, 
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2. Zur ex officio Stellung in Dal- 
matien find geeignet: Alle Paß- und 
Ausweislofen, Bagabunden, Erceden- 
ten, dann alle als politifch verdächtig 
Erkannten, und endlich jene Indivi— 
duen, welche nach MUeberftehung der 
wegen eined Verbrechens oder einer 
Uebertretung über fie verhängten Strafe 
in das Givilleben zurückkehren, dafeldft 
aber in feiner Beziehung für ihr fer- 
neres Wohlverhalten Gewähr leiften 
fönnen. 

3. ex officio geftellten Individuen, 
bei deren Uebernahme von Seite der 
Militärbehörden keine andere Bedin- 
gung, ald die volllommene Kriegs: 
dienfttauglichkeit derfelben zu machen 
ift, find mit der gefeglichen Gapitulation 
von 8 Jahren und zwar vorläufig für 
das MWerbbezirkd - Infanterie» Regiment 
Latour Nr. 28 zu affentiren und zu 
vereiden, fofort nah Vorleſung der 
Kriegsartifel unter gehöriger Aufficht 
nad Prag abzufenden, wo durch das 
dortige General» Commando, deren 
weitere und gleichzählige Eintheilung 
und Trandferirung zu einem der aus 
Böhmen zu completirenden acht Infan- 
terie-Regimenter und zwar für die erfte 
Zeit zu einer in Böhmen ftehenden Ab— 
theilung diefer Regimenter zu veran- 
laffen ift. 

4, Diefe ex officio Stellung in Dal: 
matien findet nicht nur auf die dafelbft 
Eingebornen, fondern auf alle zur ob» 
erwähnten Kategorie gehörenden dort 
aufgegriffenen Individuen der übrigen 
öfterreichifchen Provinzen gleihe An— 
wendung, nur ift bei den Letzteren 
gleich nach ihrer Affentirung das Werb- 
bezirks-Commando der Geburtd-Obrig- 
feit hievon zu verftändigen. 

5. Gegenwärtige Anordnung behält 
bis zur Einführung des Conſcriptions— 
und Recrutirungd-Syftems in Dalma— 
tien ihre volle Wirkſamkeit. (Erlaß des 
Kriegsminift. vom 16. Mai 1849, an 
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die General-&ommanden in Dalmatien 
und Böhmen. R. G. B. Nr. 247.) 
Militär-Stellung. Die Abitel- 
lung paßloferodermiterlofde- 
nen oder ungiltigen Päffen 
verfehener Militärpflidtiger 
wird geregelt. Nad den beftehen- 
den Gefeken ift e8 den Bezirfsobrigfeis 
ten geftattet, fremdherrfchaftlihe Indi- 
viduen, welde mit feinen, oder mit 
bereit erlofchenen oder fonft ungiltie 
gen Päſſen verfehen find, auf ihre 
eigene Rechnung zum Militär zu ftellen, 
und zwar während der Recrutirung 
oder auch zu einer andern Zeit. Wenn 
aber die Geburts- und confcribirende 
Obrigkeit nachträglich beweifen kann, 
daß fie dem illegal abwefenden Recru— 
tirungspflichtigen noch vor feiner Ab— 
ftellung zum Militär mittelft eines Re- 
quifitionsfchreibens oder mittelft einer 
Edictalvorladung durch die Zeitung 
reclamirt hat, fo muß der an dad Mi- 
litär abgeführte Mann ihrem Recruten- 


Gontingente zu Guten gefchrieben wer— 


den; weshalb alle politifchen Unterbe- 
hörden gefeglich angemiefen find, von 
jeder Militärabftellung eines fremdherr- 
ſchaftlichen Recrutirungspflichtigen feine 
eigene Jurisdictions-Obrigkeit zu ver: 
ftändigen. 

Eine mehrjährige Erfahrung hat ge: 
(ehrt, daß der, diefen gefeglichen Vor— 
ihriften zum Grunde liegende Zwed 
größtentheils verfehlt wurde. Die Ge- 
burtsobrigkeiten begnügten fi mit der 
Einfhaltung der illegal abwefenden 
Militärpflihtigen in die Zeitung, ohne 
in der Kolge daran zu denken, diefe 
Individuen bei ihrer Heimkehr dem Mi- 
litardienfte ex offieio zu widmen. Die 
Aufenthalts-Behörden und Gemeinden 
zeigten wenig Neigung, die paßlofen 
Fremden aufzugreifen, weil fie dabei 
nur die Mühe der Einbringung, Ber: 
wahrung und Abftellung und nebft den 
Vorauslagen nicht felten auch weitwen- 
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dige Schreibereien zu beftreiten hatten ; 
und fo gefhah es, daß die illegal ab- 
wefenden Recrutirungspflichtigen dem 
Militärdienfte entgingen, und anderer: 
feit® der öffentlihen Ordnung und Si- 
herheit gefährlich wurden. Diefe Rück— 
fihten beftimmten den Minifterrath zu 
verordnen: daß von nun an paßlofe, 
oder mit bereits erlofchenen oder fonft 
ungiltigen Päffen verſehene Militär: 
pflichtige auf Rechnung des Recruten- 
Gontingentes jenes Bezirkes oder jener 
Gemeinde abgeftellt und angenommen 
werden können, in welchem fie ergriffen 
werden, und zwar ohne Rüdficht, ob 
fie von dem Heimathabezirfe zur rechten 
Zeit reclamirt oder durch Edicte vorge- 
laden worden find oder nicht. Nur blei- 
ben noch ferner die politifchen Behör- 
den verpflichtet, von jeder Militärftel- 
lung eined, zu einem fremden Bezirke 
gehörigen Individuums die Heimathe- 
Behörde desfelben ungefäumt zu ver: 
ftändigen, um hiernach die Bevölke— 
rungs- und GSonferiptionsliften berich- 
tigen zu können. (Erl. des Minijt. des 
Inn. vom 14. Juni 1849 an die Sans 
des: Bräfidien von Dber- und Nieder- 
Defterreih,, Böhmen, Mähren, Gali- 
zien, Krakau, Bukowina, Steiermark, 
Illyrien, Kärnthen, Küftenland und 
Dalmatien. R. ©. B. Nr. 279.) 
Diefe Borfchrift v. 14. Juni 1849 
wurde auch auf das lombardifch » vene- 
tianifche Königreich und auf Dalmatien 
laut Erlaß des Minifteriumd des In— 
nern vom 10. Dctober 1849. R. ©. 
B. Nr. 413, und mit a. h. Entfäl. v. 
30. Jän. 1850 auf alle übrigen Kron— 
länder des Reiches mit Ausnahme der 
Militärgrenze, nämlich: Tirol, Ungarn, 
Siebenbürgen, Croatien, Slavonien, 
dann auf die ferbifhe Woiwodſchaft 
und das Temefer Banat ausgedehnt. 
(Bröng. des Minifterium. des Innern 
vom 10. Februar 1850, wirkjam für 
den ganzen Umfang des Reiches, mit 
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Ausnahme der Militärgrenze. R.G. B. 
Nr. 46.) 

Militär-Stellung. Um allfälligen 
Zweifeln und Anfragen zu begegnen, 
fieht fih das Miniftertum des Innern 
beftimmt, zu erklären, daß der Mini- 
fterial-Erlaß vom 14. Juni 1849 3. 
4260, über die Behandlung der paß— 
lofen oder mit erlofchenen oder fonft 
ungiltigen Päffen verfehenen Militär- 
pflihtigen, auch auf die in einem fol- 
hen Falle befindlichen aus dem Kton- 
lande Ungarn gebürtigen friegsdienft- 
tauglihen Individuen Anwendung fin 
det. (Erl. des Min. d. Inn. v. 16. Juli 
1849, an fämmtl. Ränder-Präfidien mit 
Ausnahme von Tirol und Italien. R. 
G. 3. Rr. 327.) 

— — ex officio. Nach einer Eröff- 
nung des hoben k. k. Minifterium des 
Innern vom 4. März 1851 3. 3400/ 
629 haben Se. Majeftät mit dem a. h. 
Befehlfchreiben vom 3. v. M. anzuord» 
nen gerubt, daß in Zufunft jeder Trup- 
penförper, dem ein ex officio abge 
ftellter Recrut zugemwiefen wird, mittelft 
einer der Affentlifte beizufügenden An- 
merfung die Urfache bekannt gegeben 
werde, welde eine derartige Aſſenti— 
rung diefed Individuums veranlaßt hat. 
Zugleih haben Se. Majeftät zu befeh- 
len gerubt, es habe in Fällen, wo eine 
ſolche Abftellung in Folge einer vorher: 
gegangenen gerichtlichen Unterſuchung 
Statt findet, in der MWidmungsrolle 
auch der Urtheilsſpruch und die zuer- 
kannte Strafe bemerkt zu werden. 
(Kundm. des Eivil- u. Militär-Gouv. 
in Siebenbürgen vom 19. März 1851. 
2.6.82. für Siebenbürgen Nr. 127.) 

— — ex officio, In Bezug auf die 
ex offo Widmung zum Militär- 
Dienfte wurde Nachſtehendes verord- 
net: So oft ein Bezirks⸗Polizei-⸗Com⸗ 
miffariat bei der Beforgung des Si— 
herheitsdienftes in die Rage kommt, 
ein Individuum im Disciplinarwege 

Baleisfo, Handb. d. Poliz. Bei. TI. 
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ex offieio zum Militärdienfte zu ftellen, 
ift immer von dem Bezirks - Eommiffa- 
riate ein förmlihes Erhebung®- 
Protocol! über die obwaltenden 
Thatumftände aufjunehmen, hierüber ein 
die ex officio Widmung begründendes 
Erkenntniß zu fällen, und das letztere 
im Entwurfe fammt den Erhebungs- 
acten an die Stadthauptmann— 
[haft zur Prüfung und Fertigung 
einzufenden. Erft dann ift das Indivi- 
duum mit einer ämtlich beglaubten Ab- 
fhrift des Widmungs- Ertennt- 
niffes dem Magiftrate, ald Stellung®- 
behörde, zum Bollzuge der Affentirung 
zu übergeben. Die Bezirks = Polizei- 
Commiffariate haben ſich hiernach um 
fo pünctliher zu benehmen, als über 
Berwendung des Herrn Statthalters 
an das k. ?. Landes - Militär - Coms- 
mando das hiefige k. k. Werbbezirke- 
Commando von obiger Verfügung in 
die Kenntniß geſetzt und angemiefen 
worden ift, jede, ohne Beobachtung 
derfelben beantragte ex officio Affenti« 
zung zu fiftiren und fogleih die Ans 
zeige zu erftatten. (Erl. der n. ö. Stth. 
v. 1. Zuli 1852 3. 21635. Deecr. der 
Stadth. v. 9. Zuli 1852 3. 13541/ 
1599. C. A. L) 

Militär = Stellung ex officio, f. 
Bettler. (Bdg. vom 6. Mai 1852 
8. 9.) 

— — der Studirenden, f. Stu: 
dirende. (Bde. v. 10. Sept. 1830.) 

— — f. Militär: Recrutirung. 

Militär: Stellvertretung. Auch 
jenen Individuen, die ald paßlos oder 
mit erlofchenen oder ungiltigen Päffen 
betreten zum Militär geftellt werden, 
ift die Begünftigung geftattet, einen 
Stellvertreter zu ftellen. (Hfkzl. D. v. 
21. Aug. 1828 3. 19580, an ſämmtl. 
Länderft. mit Ausnahme der ital. Pro— 
vinzen, in Folge einer a. h. Entſchl. 
(Bdg. der n. ö. Reg. v. 1. Spt. 1828 
3. 49203. Bol. &. ©. 56. B. Nr. 85.) 


Milttär-Stellveriretung. 


Militär = Stellvertretung. Um 
Denjenigen, welche nah Erfüllung 
ihrer. Militär - Dienftpfliht durch die 
Ausdienung der apitulation oder 
vertragsmäßigen Dienftzeit, die mili— 
tärifhe Laufbahn fortzufeßen bereit 
find, dafür die möglihft großen Vor- 
theile zugumwenden, zugleich aber, um 
die vielfachen Unterfchleife und Be— 
vortheilungen zu befeitigen, welche bei 
der biöher unter friedlichen Verhältniſ— 
fen gejtatteten Supplirung der, der 
Militär » Dienftpflicht Unterliegenden, 
durch andere Individuen Statt fan- 
den, haben Se. Majeftät auf den An— 
trag des Minifterraths unterm 10. De: 
cember 1849 an den diesfalla bisher 
beftandenen Einleitungen folgende Uen- 
derungen allergnädigft anzuordnen ge- 
ruht: 

1. Die bisher im Frieden zugeftan- 
dene Bewilligung, Leute, welche der 
Militäar-Dienftpflicht unterliegen, gleich 
bei der Stellung, oder foldhe, die be: 
reit® in der Armee dienen, gegen 
Stellung anderer Leute, zu 
entlaffen,, wird biemit ganz aufge 
hoben. 

2. Dagegen foll e8 auch fünftig un: 
ter friedlichen Verhältniffen jedem zum 
Militärdienfte Verpflichteten geftattet 
fein, fi zu was immer für einer Zeit 
vor oder felbft drei Tage nad feiner 
Beftimmung zum Eintritte in den Mi- 
litärdienſt durch den baaren Erlag einer 
Tare von diefer Verpflichtung zu be- 
freien. Die nämliche Begünftigung foll 
fünftig auch, jedoch nur in gleicher Art 
jenen bereit dienenden Soldaten zu 
Theil werden, welchen aus befonderen 
Familien-, Wirthfchafts- oder Gewerbe: 
rüdfihten die Entlaffung im Offert- 
wege bewilligt wird. 

3. Diefe Taxe wird für die aus Ga- 
lizien und der Bukowina, aus Ungarn, 
Siebenbürgen, Croatien, Slavonien, 
Dalmatien und der Woimodina gebür- 
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tigen Leute auf 500 fl., — für die aus 
den lombardifch » venetianifhen Kron- 
ländern Gebürtigen auf 700 fl., — 
und für die aus allen übrigen Kron— 
ländern Gebürtigen auf 600 fl. EM. 
feftgefeßt, deren Erlag zu einer Kriegs⸗ 
caffe zu gefchehen hat, gegen deren 
Abfuhrsfhein der betreffende Militär: 
pflihtige bei. jener Gemeinde, in der 
er militärpflichtig ift, feine Befreiung 
von der Stellung nachzuweiſen, und 
durch fie von jenem Werbbezirfäregi- 
mente, zu welchem diefe Gemeinde ihr 
Recruten-Gontingent abftellt, die Ent- 
bebungs » Urkunde von der Militär 
Dienftpflicht zu erhalten hat. 

4. Diefe Targelder werden zinstra- 
gend angelegt, und bilden einen Fond, 
der auch durch freiwillige Beiträge, Ver— 
mädhtniffe und gewiffe nah Zeit und 
Umftänden zu beftimmende Staatsein- 
fünfte vermehrt werden fol, und aus 
welchem die befonderen Genüffe der 
freiwillig zum Militärdienfte Eintreten- 
den zu beftreiten fein werden. 

5. Als Freiwillige, mit dem An— 
fpruche auf die befonderen, aus dem 
gedachten Fonde herrührenden Genüffe, 
follen von num an jene Soldaten vom 
Feldwebel, Wachtmeifter und den äqui— 
parirenden Chargen an, bis einfchließ- 
lih den Gemeinen angenommen wer: 
den, welche ihre pflicht- oder vertrags⸗ 
mäßige Capitulation ausgedient haben, 
fi) zur Annahme einer weiteren Sjäh: 
rigen Dienftzeit in einem der dazu be- 
ftimmten Linien Infanterie, Cavallerie- 
oder Feldartillerie = Negimenter, dem 
Jäger » Regimente Kaifer, einem der 
Feldjäger-Bataillons, dem Bombardier- 
und Feuerwerfs-, dem Mineurs-, Sap- 
peurs⸗ und Pionniers⸗Corps, der Ma- 
rine-Infanterie, Artillerie und dem Ma- 
troſen⸗Corps bereit erfläven, zu Feld⸗ 
friegsdienften noh volllommen ge— 
eignet anerfannt werden, und wäh- 
rend ihrer verfloffenen Militär-Dienft- 
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leiftung eine entfprechende Gonduite 
gezeigt haben. 

6. Bon folden ausgedienten Capi— 
tnlanten follen vorzugsweiſe diejenigen 
als Freiwillige angenommen werden, 
die noch im Stande eines oder des an— 
deren der vorgenannten Truppentörper 
ftehen, und ihnen nebft den übrigen 
Bortheilen auch der zu Statten fom- 
men, daß ſie in den etwa befleidenden 
Unterofftcierd-Chargen belaffen werden. 

7. Nur fo fern dieZahl der noch im 
Stande der Truppen befindlichen fol: 
hen, fi zur Reengagirung als Frei- 
willige meldenden, und als foldhe an- 
genommenen ausgedienten Capitulan- 
ten nicht hinreicht, alle jene Stellen 
zu beſetzen, für welche in jedem Jahre 
die Erfolglaffung der beftimmten Ge- 
nüffe aus dem dazu vorhandenen 
Fonde Statt finden kann, , follen 
auch Leute, die ihre Pfliht - Car 
pitulatton bereits ausgedient, und ent: 
weder in der Landwehr » Verpflichtung 
ftehben, oder bereits die Entlaffung er- 
halten haben, und fo weit auch diefe 
nicht zureichen, felbft Leute, die noch 
gar nicht gedient haben, jedoch nicht 
mehr unter die drei jüngften, recruti— 
rungspflichtigen Altersclaffen gehören, 
unter den im $. 5 angeführten Bedin- 
gungen ald Freiwillige angenommen 
werden. (Erl. ded Min. des Inn. vom 
23. Dec. 1849, wirffam für das ganze 
Reich, mit Ausnahme der Militärgrenze. 
R. G. B. Rr. 5.) 

Militär-Streifungen, ſ. Mili- 
tär:Affiftenz. 

Militär: Supplenten, |. Mili: 
tär-Stellvertretung. 

Militäc-Transporte. Es find in 
neuerer Zeit bereits viele Kalle vorge: 
fommen, daß mit den bei Truppenkör— 
pern einrüdenden Mannihafts-Trand- 
porten zugleich Weibsperfonen einlan- 
gen, welche ſich ala verheirathet ange: 
ben, ohne e8 zu fein oder hierüber ein 
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legales Document zu befißen. Der 
Grund diefer Unzufömmlichkeit ift vor- 
züglih in dem Umftande zu fuchen, 
daß die hierüber beftehenden Vorſchrif— 
ten von den XTransportführern und 
Transporthbaus » Commandanten nicht 
genau befolgt werden. Das Kriegsmi- 
niſterium fiebt ſich Daher veranlaft mit 
Beziehung auf das Eircular » Refeript 
vom 38. Juni 1817 3. 2007 wieder: 
holt zu verordnnen, daß bei den Mann- 
ſchafts-Transporten nur jene Solda- 
tenweiber, welche erwiefenermaßen als 
ſolche zugleih zu dem betreffenden 
Transporte gehören, und deren Zahl 
in der Marfchroute immer genau ange: 
fegt fein muß, beibehalten werden dür— 
fen, daß dagegen alle übrigen an die 
Transporte -fih anhängenden Weibs- 
perfonen in den nächſten Tranſenal— 
Drten anzuhalten und der politifchen 
Behörde zu übergeben find. (Circ. Vdg. 
des Kriegsminift. vom 11. Juli 1850 
3. 5446. Erl. des Min. des Inn. v. 
7. Sept. 1850. 8. ©. B. für Tirol. 
Nr. 395.) 

Militär: Truppen. Beförderung 
auf Eifenbahnen , fiehe Eifenbahn: 
Betriebs: Ordnung $. 69. 

Militär: Iinterärzte, Ausübung 
der Givil-Praris, ſ. Militär-Wund: 


Wir 
ilitärslirlauber, ſ. Militär: 
Beurlaubte. 

Militär-Urlanbspäffe, Bidirung 
derfelben von Seite der ®ensd’armerie, 
f. Gensd’armerie. (Vdg. v. 18. Jän. 
1850 $. 33.) 

Militär-Verbrechen. In Betreff 
der Behandlung und Beftrafung Der- 
jenigen, welche Militär-Berfonen zum 
Zreubruche oder zur Verlegung ihrer 
fonftigen Dienftespflichten zu verleiten 
fuchen, wurden folgende für alle Kron- 
länder giltige Beftimmungen zu be- 
fchliegen befunden: 

$. 1. Die Verleitung zur Verlegung 
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militäriſcher Dienftpflicht wird einem 
Jeden als Verbrechen wider die Kriegs— 
macht des Staates zugerechnet, der 
einen zum FE. k. Kriegsdienſte eidlich 
verpflichteten Mann, obgleich er felbft 
in feiner ſolchen Verpflichtung fteht, 
zur treulofen Berlaffung des Kriege: 
dienftes (Defertion), oder zu was ins 
mer für einer, nach den für das k.k. 
Militär geltenden Strafgefegen als 
Berbrechen zu behandelnden Berlegung 
der eidlich angelobten Treue, des Ge: 
horfams, der Wachſamkeit oder fonfti- 
ger Militär » Dienftpflihten verleitet, 
auffordert, ameifert oder zu verleiten 
ſucht; es mag diefed duch gegebene 
oder zugeficherte Geſchenke oder andere 
Vortheile, oder durch was immer für 
Urberredungsmittel, Verheißungen oder 
Borfpiegelungen geſchehen. 

$. 2. Die Strafe einer ſolchen Ber: 
leitung ift, wenn es nur bei dem Ver— 
ſuche geblieben ift, Kerfer von 6 Mo: 
naten bis zu 1 Jahr, der mach der 
Wichtigkeit und Strafbarkeit des bes 
zweckten Militär = Verbredhend bis anf 
3 Jahre, wenn aber die Verführung 
gelungen ift, bis auf 5 Jahre zu er— 
böhen ift. 

$. 3. Des Verbrechens der Hilfe 
leiftung zu einem im $. 1 bezeichneten 
Militär-Verbrechen macht fih Derjenige 
fhuldig, welcher, obgleich er felbft in 
feiner Militär Dienftverpflichtung fteht, 
einem zum k. k. Kriegsdienfte eidlich 
verpflichteten Manne bei Begehung 
eines Militär-Verbrechens auf was im— 
mer für eine Weife Beiftand Teiftet. 
Die Strafe ift ebenfalls, je nachdem 
die That nur verfucht oder vollbracht 
wurde, Kerker von 6 Monaten bis zu 
5 Jahren. 

8. 4. Wenn aber die in den vorfte- 
benden $$. I und 3 erwähnte Verlei- 
tung oder Hilfeleiftung, ein in dem ges 
gebenen Kalle mit dem Tode zu bejtra- 
fendes Militär-Berbrechen zum Gegen— 
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ftande hat, oder wenn diefelbe zur 
Kriegszeit gefchieht,, oder wenn in An« 
betrat der Anzahl. der Individuen, 
auf welche die Berleitung abgefehen 
ift, oder der fonft obwaltenden Um: 
ftände erheblihe Gefahr zu beforgen, 
oder bedeutender Nachtheil wirklich ent- 
ftanden ift, fo foll der Schuldige zu 
5- bis 10jährigem ſchweren Kerker 
verurtheilt werden, daferne jedoch dem 
Ueberhandnehmen ſolcher Verbrechen 
durch das Standrecht Einhalt zu thun 
für nothwendig befunden wird, ſo iſt 
nach vorausgegangener Kundmachung 
des Standrechtes, jeder Schuldige mit 
dem Tode durch Erſchießen zu beſtrafen. 

8. 5. Die Unterſuchung und Beſtra— 
fung der in dieſem Patente bezeichne— 
ten Verbrechen iſt ohne Rückſicht auf 
den ſonſtigen Gerichtsſtand des Be— 
ſchuldigten den Militär-Strafgerichten 
zuſtändig. 

Wird von einer ſonſt den Strafge— 
richten des Civilſtandes unterſtehenden 
Perſon eines dieſer Verbrechen oder das 
vermöge des Hofkanzlei-Decretes vom 
10. Det. 1821, Nr. 1808 der Juſtiz— 
Gefebfammlung, ebenfall® der Strafe 
gerichtsbarkeit der Militär » Perfonen 
zuftändige Verbrechen der Ausſpähung 
(Spionerie) oder der unbefugten Wer: 
bung (Falſchwerbung) nur als Mittel 
zur Ausübung eines noch größeren Ber: 
brechens, als z. B. des Hochverraths 
oder Aufruhres begangen, oder treffen 
bei Demjenigen, welcher ſich eines von 
den vorbezeichneten Verbrechen wider 
die Kriegsmacht des Staates ſchuldig 
gemacht hat, noch andere Verbrechen, 
Vergehen oder Uebertretungen zuſam— 
men, ſo hat ſich die Strafgerichtsbar— 
keit des Militär-Gerichtes auch auf 
dieſe ſtrafbaren Handlungen auszudeh— 
nen, welche jedoch in dieſen Fällen nach 
den für den Civilſtand geltenden Straf— 
geſetzen zu beurtheilen ſind. 

8. 6, Perſonen, welche ſchon für 
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fih der Militär» Gerichtsbarkeit unter— 
ftehen, find mit Rückſicht auf ihre per: 
ſönliche Eigenfchaft ftatt der Kerker— 
ſtrafe, da fern diefe 5 Jahre nicht über: 
fteigt, zu einer wider fie anwendbaren 
Leibesftrafe, fonft aber zur Schanz- 
arbeit, Zuchthausſtrafe, Feſtungsarreſt 
mit oder ohne Eiſen zu verurtheilen; 
wenn ſie aber einer Uebertretung der 
88. 1 oder 3 ſich ſchuldig machen, und 
vermöge ihrer eidlichen Dienſtverpflich— 
tung derſelben Zurechnung des beför— 
derten Militär-Verbrechens wie der 
Thäter ſelbſt unterliegen können, ſo 
ſind ſie auch nach demſelben Geſetze wie 
der Letztere zu beſtrafen. 

8. 7. Dieſes Geſetz hat binnen 14 
Tagen von der Kundmachung desſelben 
in R. G. B. in Wirkſamkeit zu treten, 
findet aber auf die vor dieſem Zeit 
puncte begangenen derlei frafbaren 
Handlungen feine Anwendung. (U. h. 
Pat. v. 6. Mai 1852, wirkfam für das 
ganze Reih. R.G. B. Nr. 101.) 

Militär-VBorfpann, j. Militär: 
Einguartierung. 

ilitär-Wache, ſ. Militär:Pa: 
trouillen. 

Militär-Waffenübungen. Künf— 
tig iſt die Ausmittlung der Waffen— 
Uebungsplätze für alle Truppengattun— 
gen einverftändfich mit dem General: 
Commando im halben Monat Mai je 
den Jahres einzuleiten, und über die 
dabei verabredeten Beftimmungen ein 
förmliches Protocoll aufzunehmen, wel: 
ches längftend bis halben Juli an das 
General : Gommando einzufenden ift. 
Diefe Verhandlung ift unter dem mit: 
wirkenden Einfluffe des betreffenden 
Kreisamtes zu pflegen. Die Landee- 
ftelle hat fi) genau nach diefer Anord— 
nung im Einvernehmen mit dem Gene: 
al» Sommando zu benehmen. (Hfzl. 
D. v. 31. Dec. 1832, an ſämmtl. Läns 
derftellen mit Ausnahme von Dalmat. 
Pol. G. ©. 60. Bd, Nr, 154.) 
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Militar : Waffenübungen. Se. 
kak. Maj. haben aus Beranlaffung eines 
fpeciellen Falleshinſichtlich der Ver— 
gütungderdurch Waffenübungen 
verurſachten Grund-Beſchädi— 
gungen mit a. h. Entſchl. v. 24. Oct. 
1837, folgende Beftimmungen feftzu- 
feßen und zu befehlen geruht, daß fid 
nad denjelben von Seiten der politi: 
fhen, wie der militärifchen Behörden, 
genaueftens zu benehmen ift. 

1. für die Erercirpläße zu den ge— 
wöhnlichen Concentrirungen der ein- 
zelnen Regimenter oder ihrer Unterab- 
theilungen, muß fortan in der bisheri- 
gen Art vorſchriftsmäßig geforgt, und 
fonnen fonah Entfhadigungs » An: 
fprüche für diefe nicht vorausgefekt 
werden. Die Erercirpläße für Briga— 
den oder mehrere NRegimenter müjlen, 
in fo weit nicht für folche, wie dies 
größeren Theils bereit der Fall ift, in 
einer Art geforgt wurde, daß gegrün- 
dete Schadloshaltungs » Forderungen 
nicht wohl vorkommen können, in Ge- 
mäßheit der Entſchließung v. 28. Jän. 
1831, dergeftalt ausgemittelt werden, 
um derlei Anfprüchen möglichit begeg- 
nen zu können. 

2. Gleihwie für die Uebungslager 
die Zeit ihrer Abhaltung mit Rüdjicht 
auf möglichfte Hintanhaltung von Stö- 
rungen in den landwirthichaftlichen Ge: 
häften beftimmt wird, ift diefe Sorg— 
falt im wechfelfeitigen Einverftändniffe 
des General-Commando und der Lan: 
desftelle, auch bei Feftfeßung der Zeit 
für größere Truppen » Concentrirungen 
zu beobachten. 

3. Es kann daher nur bei Uebungs— 
lagern, dann in den feltenen Fallen, 
wo zum Behufe größerer Truppen-Gon- 
centrirungen die sub 1) bezeichneten 
Waffen » Uebungspläße durchaus nicht 
ausfindig zu machen fein follten, Die 
Bergütung des wirklich verurſachten 
Schadens eintreten. 
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4, Unmittelbar nah Bekanntgebung 
der Zeit, in welder die Berfammlung 
der Truppen Statt finden foll, hat eıne 
militärifch»politifhe Tocal = Commiffion 
den dazu erforderlihen Pla auszu- 
mitteln, und die Grundbefißer darnach 
zu verftändigen, auch zur Abräumung 
der Früchte zu gehöriger Zeit anzumei- 
jen. Kurz vor Beginn der Truppen» 
verfammlung wird fodann diefe Local— 
Commiffion mit Beiziehung der betref: 
fenden Grundbefiger den Stand der 
Dinge auf dem fürgewählten Plage, 
insbefondere den Werth der bis dahin 
noch nicht zur Reife gediebenen, und 
deshalb nicht abgeräumten Früchte, und 
deffen Differenz gegen jenen der ge- 
reiften auf das genauefte zu erheben 
haben. 

Zum dritten Mal endlih hat diefe 
nämlihe Commiffion gleich, nachdem 
die Truppen den Platz verlafjen haben, 
und die $. 6 erwähnten Erdaugglei- 
Hungen bewerfitelligt find, diefen noch 
einmal in Augenſchein zu nehmen, und 
den Schaden aller Art, "welder den 
Grundbefigern durch die Benützung 
ihrer Realitäten für die militärifchen 
Zwede wirklich zugefügt worden, forg- 
fältig in ihrer Gegenwart auszumitteln 
und mit Genauigkeit fhäßen zu laffen. 
Ale Entſchädigungs-Anſprüche müffen 
bei diefer dritten Commiffion angemel: 
det und verhandelt werden, weshalb 
die politifhen Behörden zur Hintan- 
haltung nachträglicher Reclamationen 
für die gehörige Vorladung aller Par: 
teien, welde es betrifft, unter ihrer 
Derantwortung gewiffenhaft zu forgen 
haben. 

5. Obwohl auch für den entgange- 
nen Nutzen Erfaß gebührt, jo muß 
doch diefer Nußentgang genau bewies 
fen werden. Dies gilt namentlich von 
der behaupteten Unthunlichkeit des Win: 
teranbauesd auf den in Rede ftehenden 
Feldern, die ſtets mit Ritckficht auf das 
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dort üblihe Wirthſchaftsſyſtem geprüft 
und gewürdigt werden muß. 

6. Die Erdausgrabungen für Koch— 
herde, Keller, Abzugsgräben, Latrinen, 
Zelte u. f. w. find nah Beendigung 
des Lagers durch Militär » Manufcaft 
fo ſchleunig ala möglich wieder aus- 
gleihen zu laffen. In Betreff des auf 
den Lagerplätzen befindlichen Pferde: 
düngers ift fih mit Nüdfichtsnahme 
auf die beftehende Ragerordnung nad 
der bisherigen Gepflogenheit zu beneh— 
nen. Fire Entfhädigungs-Paufchalien 
finden ia obigen Beziehungen fowohl 
als in den früheren, nicht Statt. 

7. Es ift die befondere Pflicht der 
Local: Sommiffion mit Unparteilichkeit 
und Umficht zu verfahren; alle gerech— 
ten Anſprüche gehörig zu beachten, allen 
unbegründeten oder überfpannten For— 
derungen aber kräftig zu begegnen. 

8. Das Protocoll der Commiſſion 
über die legte Beaugenfcheinigung mit 
den Entfhädigungs-Anträgen ift läng- 
ſtens 4 Wochen nad. beendigter Waffen: 
übung im vorgefchriebenen Dienftwege 
nach gepflogenem Einvernehmen mit dem 
General-Commando an die Hofkanzlei 
zu leiten, und von diefer an den Hof- 
friegsrath gelangen zu machen, der fich 
angelegen fein zu laffen hat, die Ber: 
gütung ded nad genauer Erörterung 
liquid befundenen Schadenbetrages, 
oder die Behebung der etwaigen An— 
ftände unverweilt zu verfügen. Diefe 
a. h. Entfhliegung wird der Landes: 
ftelle zur Darnahadtung und weiteren 
entiprechenden Verfügung mitgetheilt. 
(Gfkzl. D. v. 2. Nov. 1837 3.265838, 
an ſämmtl. deutfche Länderft. Pol ©. 
©. 65. Bd. Nr. 156.) 

Militär-Weiber, deren Aufnahme 
in die Civil-Gebäranftalt betreffend, ſ. 
Gebäranftalt. 

— — f. Soldatenweiber. 

Militär: Wohnung, |. Afliftenz. 

Militär: Wundärzte. Die Mili- 
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tär-Wundärzte, welche weder Doctores 
noch Magistri chirurgiae find, und bei 
den Militärkörpern in Wien Dienfte 
leiten, können als bloße Patrone der 
Chirurgie, felbft, wenn fie an der Wie: 
ner Univerfität approbirt wären, zur 
freien Civil-Praxis in Wien nicht zu— 
gelaffen; nur die an der F. f, Joſefs— 
Ucademie als Doctores oder Magisti 
chirurgiae Promovirten find zur hier: 
ortigen freien Eivil -» Praris befugt. 
(Note-der n. ö. Reg. an das k. k. n. ö. 
General⸗Militär-Commando vom 16. 
Yan. 1839 3. 1022. An. S. V. Nr. 2.) 
Militär-Wundärzte. Sämmtli— 
chen Unterbehörden ſind die rückſichtlich 
des Rechtes der Militärärzte zur Civil— 
Praxis beſtehenden Verordnungen in 
Erinnerung zu bringen, welche dahin 
lauten, daß den Magiſtern der Chirurgie, 
welche als Militärärzte in derk. k. Armee 
dienen, das Recht zur Ausübung der Pra— 
ris im Civile in eben dem Maße zu: 
fteht, wie ſolches den Eivil- Wundärz- 
ten zufommt, welche den Magiftergrad 
aus der Chirurgie an einer inländischen 
Univerfität erlangt haben, daß aber, 
da den Patronen der Chirurgie das 
Necht zur Ausübung ihrer Kunſt nur 
dann zufteht, wenn fte entweder eim 
chirurgiſches Gewerbe beſitzen, oder von 
der Obrigkeit oder Gemeinde des Or— 
tes, wo fie ihre Kunſt ausüben wollen, 
eine fire Beftallung genießen, aud den 
Militär-Wundärzten, weldhe bloße Pa— 
trone der Chirurgie find, das Recht zur 
wundärztlihen PBraris beim Civile nur 
dann zufommt, wenn fie obige geſetz— 
liche Beftimmungen erfüllt haben. (Erl. 
des f. k. Minift. des Jun. v. 20. Spt. 
1848, an ſämmtl. Länderchefs. Pol. 
G. ©. 76. BP. Nr. 124. Decr. der n. 
6. Reg. v. 16. Jän. 1849 3. 46686, 
n. ö. L. ©. B. Nr. 13.) 
Minderjährige, Beſtimmung der 
Gerichtsbarkeit, ſ. Gerichtsbarkeit. 
Bat. v. 20. Nov. 1852 88 83—86.) 
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Minderjährige, Beftimmungen 
hinſichtlich des freiwilligen Militär: 
Eintrittes, ſ. Militärdienfte, 

— — fiehe Militär » Gerichts: 
barkeit. 

— — Borfhriften wegen Behand: 
(ung der vor dem militärpflichtigen 
Alter zum Kriegsdienfte geftellten, ſ. 
Militär-Stellung. 

— — deren freiwilliger Eintritt in 
den Militärdienft betreffend, ſ. Mili: 
tär:Dienfte, Militär-Stellung. 

— — Erlangung der Staatsbür- 
gerſchaft, f. Staatsbürgerfchaft. 

Mineral:Farben. Das Ueberftrei- 
hen (Uebertünchen) derjenigen Stoffe, 
welche den menſchlichen Körper berüh— 
ren ſollen, mit Kupfer, Arſenik, Blei, 
Zink, und andere giftige Metall-Prä— 
parate enthaltenden Mineral-Farben, 
ſowie das Streifen (Stärken) von 
Stoffen mit Stärke, welchen ſolche 
Mineral-Farben beigemiſcht find, iſt 
bei Confiscation der Waare verboten. 
(Hfkzl. Deer. vom 11. Dct. 1827 3. 
23975, an fammtl. Länderft. Eirc. der 
n. ö. Reg. vom 26. Det. 3. 59921; 
des fteierm. Gubern. vom 30. October 
3. 24017; des füftenl. Gub. vom 31. 
Dct.; des böhm. Gub. vom 1. Nov. 
3. 53770; der ob der ennf. Reg. vom 
1. Nov. 3. 28515; des tirol. Gub. 
vom 2. Nov. 3. 21808; des galiz. 
Bub. vom 6. Nov. 3 73304 und des 
mähr. fihlef. Gub. vom 9. Nov. 1827 
3.37261. Bol. G. S. 55.2. Nr. 111, 
f. Mitisgrün. - 

Mineralgrän, ſ. Kaifergrün. 

Mineralfänren find vom Haufir- 
handel ausgefchloffen,, f. Hauſir-Pa⸗ 
tent 8. 12. 

Mineralwäffer. Jeder Käufer, der 


"von einem Sauerbrunnhändler Gefund- 


heits- oder Mineralwäffer von was 
immer für einer Gattung erfauft, umd 
ſolche zu ſchwach oder gar verdorben, 
oder übelriechend findet, ift befugt, 
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diefe dem Verkäufer zurückzugeben. Da» 
gegen ift diefer verbunden, ihm einen 
echten und guten Krug oder Flaſche 
unentgeltlih unter Strafe abzuführen. 
(N. 6. Rggs. Dec. v. 6. Aug. 1784. 
Krop. ©. Joſ. 6. Bd. S. 125.) 

Mineralwäfler, welche die medici- 
nifhe Facultät als unecht und verdor- 
ben findet, hat diefelbe der Polizei- 
Ober-Direc. anzuzeigen, und die ſchlecht 
befundenen Stuͤcke zu verfiegeln, welche 
ſohin die Polizei-Dber-Direction gleich 
nach erhaltener Anzeige abzuholen hat. 
(R. 6. Rggs. Bra. v. 30. Juli 1796. 
Barth. H. u. ©. Gef. 5. Bd. ©. 27.) 

— — Der Berkauf derfelben ift 
frei gegeben, und es hat die Polizei: 
Dber-Direction wegen Berfälfchung der: 
jelben die nöthige Aufficht und im Ueber» 
tretungsfalle das Amt zu handeln. (M. 
ö. Rage. Bdg. v. 16. Febr. 1819.) 

— — Damit der fanitätspolizeiliche 
Zwed des Verkaufes blos echter, unver: 
dorbener und wirkſamer Mineralwäſſer 
erreicht und das Publicum bei dem An« 
faufe derjelben vor Bevortheilungen 
gefichert werde, find ſchon mit den Hof: 
kanzlei » Decreten v. 26. Detbr. 1793 
3. 3074, v. 8. Febr. 1794 3. 352, 
v. 26. Juli 1794 3. 352, v. 26. Juli 
1794 3. 1454 endlih mit der Gub. 
Vdg. v. 18. Aug. 1923 Nr. 32420 
eigene gefeglihe Beftimmungen erflof- 
fen, welche in nachſtehende Normalfchrift 
zufammengefaßt worden find. 

1. Jeder Handeldmann, welcher fi 
mit dem Berfaufe von Mineralwäffern 
abgeben will, hat diejes fein Borhaben 
vorläufig mittelft feiner DOrtsbehörde 
dem Kreisamte anzuzeigen, und die Er: 
laubniß hiezu anzuſuchen, damit die 
Berkaufsorte gehörig befannt gemadht, 
und das Kreisamt in den Stand gefebt 
werde, entweder durch den Kreisarzt, 
oder in jenen Orten, wo fi ein Stadt» 
arzt befindet, durch diefen fich die Ueber: 
zeugung zu verſchaffen, ob der Verkaufs— 
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anmwerber einen geeigneten Keller befige, 
um die Mineralwäffer in jeder Jahres: 
zeit gut erhalten und verwahren zu 
können. 

2. Der Verkauf der Mineralwaffer 
ift nur jenen Handelsleuten zu geftat- 
ten, welche ſich über die gehörige Be- 
ſchaffenheit der für die Mineralwäffer 
beftimmten Aufbewahrungsorte ausge: 
wiefen und die Erlaubniß zu diefen 
Handel erhalten haben. 

3. Die eingeführten Mineralwäffer 
find im Standorte des Kreisarztes von 
diefem, und in Orten, wo fi ein eige- 
ner Stadtarzt befindet, von dem letzte— 
ren noch vor dem Verkaufe, in den üb— 
tigen Orten aber vom Kreidarzte bei 
gelegenheitlichen Gefchäftsreifen genau 
in der Beziehung zu unterfuden, ob 
diefe Wäffer echt und gut, oder aber 
ihwah und verdorben find. Rur die 
Einfuhr und der Verkauf der erjtern 
darf geftattet, dagegen müffen die letz— 
tern ohne weiters zurüdigewiefen werden. 

4. So wie im Frühjahre oder Som: 
mer frifhe Mineralwäffer eingeführt 
werden, find von den obenerwähnten 
Sanitätsindividuen aud die vom vori« 
gen Sommer etwa übrig gebliebenen 
Mineralwäffer abermal in der Hinficht 
zu prüfen, ob fie nicht durch die län- 
gere Aufbewahrung eine nachtheilige 
Beränderung erlitten haben. Sollten 
bei diefer Gelegenheit verdorbene Wäf- 
fer vorgefunden werden, fo ift deren 
Bertilgung fogleich einzuleiten. 

5. Die Mineralwäfjerhändler find 
verpflichtet, jeden verdorbenen Waffer- 
frug, wenn er glei nad dem Aufma- 
hen zurüctgeftellt wird, zurüdzunehmen, 
und dem Käufer dafür einen frifchen 
Krug unentgeltlih zu verabfolgen. 

6. Wenn fih in einem Kreife Mine: 
ralwäffer befinden, welche verfendet wer: 
den, fo ift auch ftrenge darauf zu fehen, 
daß bei der Füllung, Berkorfung und 
Verſendung diefer Wäffer Nichts ver 


Mineralwäſſer. 


ſäumt werde, was zur Erhaltung ihrer 
Kraft und Wirkſamkeit nothwendig ift. 
Iſt in derlei Orten ein eigener Stadt: 
oder Brunnenarzt aufgeftellt, jo liegt 
diefe Verpflichtung zunächft diefem ob. 
Alein auch der Kreisarzt ift angewier 
fen bei Gelegenheit feiner Geſchäftsrei⸗ 
jen gleichfalls Hierauf ein befonderes 
Augenmerk zu richten. 

7. Die genaue Befolgung diefer Ans 
ordnungen haben die Kreisämter in al« 
len geeigneten Wegen zu überwachen, 
die angezeichneten oder fonft wahrge- 
nommenen Gebrechen aber fogleich ab- 
zuftellen. (Bdg. des böhm. Bub. v. 19. 
De chr. 1833 3. 54140. Obent. 3. 
Bd. Nr. 88.) 

Mineralwäffer. Se. k. k. Mai. 
haben laut h. Hofkanzlei-Decretes vom 
11. Rovbr. d. 3. 3. 37879, mit a. h. 
Entſchl. v. 1. Novbr. 1847 zu geftat- 
ten gerubt, daß ed von dem mit der 
a. h. Entſchl. v. 22. Dechr. 1832 aus- 
gefprochenen, und mit dem Regierungs: 
Circulare v. 19. Jan. 1833 kundge- 
machten Verbote der Erzeugung künſt— 
. licher Mineralwäffer, gegen dem abzu— 
fommen habe, daß die Bereitung und 
Erzeugung der fünftlihen Mineralwäf- 
fer nur mit Bewilligung der Behörden, 
und unter Leitung eines geprüften Che- 
miferd oder Pharmaceuten geſchehen 
dürfe, und daß über die Echtheit und 
Güte diefer künſtlichen Mineralwäffer 
duch die Behörden und berufenen Sa- 
nitätd» Individuen die genaue Aufficht 
geführt werde. Es haben demnad alle 
Jene, welche fih mit der Erzeugung ei- 
nes künſtlichen Mineralwaffers beſchäf— 
tigen wollen, durch ihre vorgefegte Orts⸗ 
obrigkeit um die Bewilligung hiezu bei 
dieſer Landesſtelle einzufchreiten. Uebri— 
gens wird aber, in Folge des obigen 
h. Hofkanzlei-Erlaſſes hier noch aus— 
drücklich bemerkt, daß es ſtrenge verbo— 
ten iſt, einem künſtlichen Mineralwaffer 
die Benennung eines beftehenden na— 
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türlihen Mineralwaffere, wie ;. 8. 
„Lünftlihes Eger, Selter u. ſ. w. Mi- 
neralwaffer” zu geben. (Eirc, der k. k. 
n. ö. Reg. vom 3. Dechr. 1847 2. 
64727, des mähr. Gub. v. 2. Dechr. 
1847 3. 52557.) 

Mineralwäfler. Bei Gelegenheit 
eines einzelnen Falles, wo Se. f.f. Mai. 
bei noch beftandenem allgemeinen Ber- 
bote der Erzeugung und des Berfchlei- 
Bes der fünftlihen Mineralwäfler eine 
diesfällige ausnahmsweiſe Bewilligung 
für das lombardifch - venetianifche Kö— 
nigreich allergnädigft ertheilten, haben 
Se. k. f. Maj. mit der a. h. Entfdl. 
v. 7. Yan. 1834 (intimirt an das lom— 
bardifhe Gubernium mit Hoffanzlei- 
Decret v. 19. Jän. 1834) zu befehlen 
geruht, es fei allen Bereitern fünftlicher 
Mineralwäffer firenge und bei Berluft 
ihres Befugniffes verboten, einem fünft- 
li bereiteten Mineralwaffer die Benen- 
nung eines beftehenden natürlichen Mi« 
neralwafferd, z. B. künſtliches Eger, 
Selter ꝛc. Mineralwaffer zu geben, fon- 
dern die Fünftlihen Mineralwäſſer feien 
nad. dem Gehalte ihrer firen Beftand- 
theile ala: künftlihe Mineralwäffer mit 
Soda, mit Eifen, mit Bitterfalz ꝛc. 
zu benennen, anzufündigen und zu ver 
kaufen. (Hfkzl. Decr. v. 26. Jän. 1848, 
an fämmtl. Länderft. Bol. ©. ©. 76. 
Bd. Rt. 7.) 

— — Das hohe Minifterium des 
Innern findet fih nah PVernehmung 
der ftändifhen Medicinal- Commiffion 
beftimmt zu verfügen, daß es von der 
mit dem Erlaffe vom 5. Jänner 1849 
3. 275 angeordneten und mit dem Er: 
laffe v. 11. Novbr. 1850 3. 22875 
fiftirten Verfügung wegen Bezeichnung 
der Mineral » Wafferfrüge durch Ein: 
brennen der Jahreszahl der Füllzeit ab: 
zulommen habe. Das Minifterium des 
Innern findet in Gemäßheit des Decre- 
tes v. 26. März d. 3. 3. 22873 an- 
zuordnen, daß mit dem Eingangs er- 
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wähnten Aufhören obiger Verfügung 
folgende Bezeihnungsart der Jahres: 
zahl der Füllung einzuführen fei: 

1. Die zur Verſchließung der Ge: 
füße verwendeten Korke müffen von 
möglihft befter Qualität fein und auf 
ihrem innern Ende das Brunnenzeis 
hen und den Namen der Quelle deut: 
lich eingebrannt enthalten. 

2. Die äußere Verſchließung der 
Gefäße hat mittelft eines Zinnblätt- 
hend zu geſchehen, welches den leicht 
verpichten Kork und den Hals des Ge 
füßes ganz zu umbüllen bat. Zur Er: 
fihtlihmahung der vorfhriftsmäßigen 
Füllung ift auf jedem Zinnblättchen das 
den Namen der Quelle und die Jahres» 
zahl der Füllung enthaltende Siegel des 
Eigenthüners oder Pächters der Quelle 
auszudrücken. 

3. Zur Verfendung des Waſſers find 
in der Regel entweder thönerne, wohl 
glafirte Krüge, oder Flaſchen von Glas 
zu benügen. (D. der n. ö. Stthlt. v. 
19. April 1852 3. 10842. 8. ©. 2. 
Nr. 167. Kundm. der böhm. Stth. v. 
1. April 1852 3. 7414 u. 7415. 8. 
G. B. für Böhm. Nr. 120.) 

Mineralwäſſer künſtliche, ſiehe 
Struve'ſche Mineralwäſſer. 

Mißgeburten, ſ. Schan = Pro: 
ductionen. 

Mißhandlung der Thiere, fiehe 
Hunde. (Bdg. v. 18. Det. 1851, 27. 
Juli 1852 u. 6. Jän. 1853.) 

— — der Thiere, ſ. Thierguälerei. 

Miftgruben vor den Häufern find 
zu entfernen. (Bdg. vom 30. Auguft 
1755. Krop. Gef. M. There. 3. Bd. 
S. 220.) S. Straßenreinigung. 

Miftwägen follen bis 8 Uhr in der 
Früh außer der Stadt fein. (Reggsbef. 
v. 18. Juni 1782. Krop. Gef. Jof. 8. 
Bd. ©. 102) ©. Straßenreini:- 


gung. 
Mitisgrün. Die Landesftelle hat 
in Erledigung. der in Anfehung der 
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Gifte, arfthältigen Stoffe und befonders 
des Mitisgrün vom hieſigen Magiftrat 
gepflogenen und zur Kenntniß gebrach— 
ten Verhandlungen mit Decret vom 17. 
Mai 1840 3. 25773 Folgendes aus- 
gefprochen: Weber den Verkauf der gift- 
bältigen Karben beftehe die Eitc. Vdg. 
v. 26. Mai 1829 (f. Gifthältige 
Farben) fo wie über den Gebraud 
derfelben beim Wppretiren der Slei- 
dungsitoffe, die den menfchlichen Kör- 
per berühren, und über die Verwendung 
der Farben bei genußbaren Gegenftän- 
ten geben die Cire. VBdg. v. 26. Detbr. 
1827 (1. Mineral-Farben) und 29, 
Mai 1829 (f. Zuderbäder) Maß und 
Ziel. Die genaue Beobadhtung diefer 
Berordnungen fihern die menſchliche 
Gefundheit hinlängli vor dem’ Ein» 
flug gifthältiger Karben; das gänzliche 
Berbot des Mitisgrün ließe ſich in die 
fer Hinfiht keineswegs redhtfertigen 
und müßte aus felbem Grunde bei meh— 
reren Karben von gleichem Gehalte ein- 
treten, wodurd der Induftrie ein we- 
fentlicher Nachtheil zugefügt würde 
Durch diefe Entjhliefung wurde zwar 
das in Antrag gebrachte gänzliche Ver- 
bot des Mitisgrün nicht genehmigt, je 
doch aud gegen die, vom Magiftrate 
getroffene proviforifche Verfügung, durch 
welche den Blumenfabrifanten, Feder: 
ſchmückern, Stärfemadern, Webern, 
Seidenzeugmahern, Bandfabrifanten 
und Appreteurd die Anwendung des— 
felben beim Färben der den menfchlichen 
Körper berührenden Stoffe unterfagt 
wurde, Nichts zu erinnern befunden, 
wornach felbe in Wirkfamkeit bleibt, 
und um fo mehr gehandhabt werden 
muß, als hiedurch eigentlich nichts Neues 
angeordnet, fondern nur die h. Eirc. 
Vdg. v. 26, Detbr. 1827 auf das durd 
Kunftverftändige für höchſt gifthältig 
erflärte Mitisgrün angewendet wurde. 
(Bol. Ob. Dir. Eirc. v. 14. Ang. 1840 
3. 2420.) 


Modelle. 


Modelle, i. Goldmünzen - Mo: 
delle. 
— deren Beeidigung, 


Mohnköpfe. Der Verkauf derfel- 
ben iſt den Greißlern und Fragnern 
verboten, und den Apothekern und Sa— 
menhändlern zur Pflicht gemacht, hie— 
bei die für den Verfchleiß giftiger Kräu— 
ter vorgefchriebenen Vorfihten genau 
zu beobachten. (N. ö. Rggs. Decr. v. 
18. Septbr. 1810. Krop. Gef: Franz. 
28. Bd. ©. 372.) - 

Mohn und Mohntöpfe, deren Ber: 
fauf wird nur den Apothefern und Dürr- 
fräutlern geftattet. (Rggs. Vdg. v. 25. 
Fehr. 1820 3. 7770. Guld. Sanit. 
Bda. 5. Bd. ©. 141.) 

Moldau. Aus Anlaß der gemachten 
Wahrnehmung, daß von den öfter. Lan— 
desbehörden bisher einer Menge von 
erwerbslofen und übel conduifirten Leu: 
ten Päffe zum Uebertritte nah der Mol: 
dau ausgeftellt wurden, wurde verord« 
net, daß in Zukunft bei der Ertheilung 
von Reifebewilligungen nad der Mol« 
dau und Wallahei mit der gehörigen 
Umfiht und Behutfamkeit vorgegangen, 
fomit Reife-Documente in diefe Fürften- 
thümer nur ſolchen Individuen ertheilt 
werden, deren frühere Lebensweiſe zu 
feinen widrigen Wahrnehmungen in 
moralifcher Beziehung Stoff lieferte, 
und welde den erlaubten Zweck ihrer 
Reife auf eine genügende Weife darzu— 
thun vermögen. (Bdg. des M. des In. 
v. 6. Decbr. 1849 3. 25147. Bde. 
der n. ö. Reg. v. 23. Dechr. 1849 
3. 53967 8. ©. 8. 3. 1850 Nr. 3.) 

— — Zur Erzielung einer befferen 
Evidenzhaltung der in die Moldau 
fommenden öfterreichifchen Staatsan- 
gehörigen wird in Folge Erlaffes des 
Minifteriums des Innern vom 6. April 
1850, mit Beziehung auf die Berord: 
nung der beftandenen k. k. n. ö. Regie— 
tung dv. 23. Dechr, 1849 angeordnet, 
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daß in Zukunft allen für das Ausland 
ertheilten Reiſebewilligungen die jchrift- 
liche Bemerkung beigefügt werde, daß 
der Reiſende im Falle ſeines Eintrittes 
in die Moldau oder Wallachei binnen 
3 Tagen bei ſonſt zu gewärtigender 
Ahndung ſich bei der nächſten k. k. Sta— 
roſtie oder bei der Agentie mit ſeinem 
Reiſedocumente perſönlich zu melden 
habe. (Vdg. der n. ö. Stth. vom 11. 
April 1850 3. 1058/P. N. ö. L. ©. 
B. Nr. 26.) 

Moldau. Das fürftl. Staatsfecre- 
tariat der Moldau hat nach gepflogenem 
Einvernehmen mit dem faiferl. Agenten 
ausdrüclic das Erſuchen an das h. 
Minifterium geftellt, daß fernerhin In— 
dividuen, welche nicht die von dem dort: 
ländigen organifhen Statute geforder- 
derten Eigenfhaften befiken, nämlich 
allen Jenen, die fih über ihren Stand, 
ihre erlaubte Befhäftigung und genü— 
gende Subfiftenzmittel nicht gehörig 
auszumeifen vermögen, öfterreichifcher 
Seits feine Reifepäffe nah der Mol— 
dau ertheilt werden mögen. Zufolge 
Erlaffes des h. Minifteriums des In— 
nern vom 24. Octbr. 1.3. 3. 23572 
find zur Verhütung fernerer Reclama- 
tionen, nicht nur die Anträge auf Er- 
theilung von Reifebewilligungen nad 
den Donau » Fürftenthümern vor der 
glaubwürdigen Nachweifung diefer erft- 
erwähnten Bedingungen abhängig zu 
machen, fondern auch die dieſe Nachwei- 
fung enthaltenen Belege dem diesfalle 


anher zu erftattenden Gutachten beizu- 


ſchließen. (Deer. der n. ö. Stth. v. 12. 
Rovbr. 1851 3. 36351.) 

Papvorfcriften bei der 
Dampffchifffahrt auf dem Moldaufluffe, 


f. Dampffdifffahrt. 


— — das AUbleeren des Schotters 
in den Moldaufluß betreffend , fiehe 
Schotter. 

— — — der Prager Waſ⸗ 
ſer⸗Wehrdurchläſſe, ſ. Schifffahrt. 


Moldaun-Schifffahrt. 


Moldau: Schifffahrt; Polizeire- 
glement für diefelbe, ſ. Elbe: Schiff: 
fahrt. 

Molien ift ein Hazardſpiel, fiehe 
Spiele. 

Montag. Bon den Obrigkeiten find 
bei den Handwerkern die fogenannten 
blauen Montage oder fonftige eigen: 
mächtige Handwerks - Entziehungen der 
Gefellen abzufhaffen. (Handw. Gen. 
v. 19. April 1732 8. 8. Hofverord. v. 
20. Febr. 1768.) 

Auch bei den Fabricanten ift derfelbe 
aufgehoben. (Hofrefe. v. 22. Novbr. 
1773. Bdg. v. 22. Aug. 1780.) 

— — Den Zunftoorftehern ift bet 
6 Reichsthaler Pönfall verboten, einem 
Geſellen die Kundſchaft auszufertigen, 
der lieber feinen Dienft verläßt, und 
von der Arbeit ausfteht, als daß er ſich 
dem Gebote feines Meifterd füget, an 
einem aufgehobenen Feiertage oder 
fogenannten blauen Montage zu arbei- 
ten. (Hofd. v. 13. Juli, n. 6. Rage. 
Circ. v. 25. Juli 1786.) 

— — Da gegen die beftehenden 
Verordnungen die Gefellen ſowohl der 
Polizei» ald Commercial-Gewerbe, häu- 
fig an den aufgehobenen Feiertagen, 
wie auch an fogenannten blauen Mon: 
tagen und Dienftagen von der Arbeit 
ausbleiben, fo wurde ſämmtlichen Mei: 
ſtern und Fabricanten aufgetragen, je: 
nen Gefellen, der an was immer für 
einem Werktage von der Arbeit aus— 
bleibt, oder früher ald es die Ordnung 
geftattet, aus der Werkftätte abgeht, 
fogleih zu der geſetzlichen Beitrafung 
dem Magiftrate anzuzeigen, wie in Wi- 
drigem die Meifter und Fabricanten 
jelbft, für jede unterlaffene Anzeige mit 
einer Geldftrafe von 2 fl. belegt wer: 
den würden, die dem Entdecker des 
faumfeligen Meifterd oder Fabricanten, 
mit Berfchweigung feines Namens, oder, 
wenn ed von Amtswegen entdeckt wor: 
den wäre, der Lade zuerkannt werden 
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jofl. Zu diefem Ende foll öfter unver: 
muthet in den Werkftätten und Yabri- 
fen Nachſicht gepflogen und jeder Ge- 
ſelle, der nicht bei der Arbeit gefunden 
wirde, und fhon einmal ermahnt wor: 
den, zur Beftrafung an die Behörde 
übergeben werden. (Rggs. Bdg. v. 30. 
Decbr. 1799.) 

Montag. Da die Abftellung der foge- 
nannten blauen Montage fo wichtig ift, 
fo hat die Regierung mit allem Eifer zu 
trachten, und ihre Amtsmacht dazu an- 
zuwenden, diefen den Müßiggang und 
die Sittenlofigkeit fe nährenden Miß— 
brauch fo viel möglich abzuftellen, wel- 
ches vorzüglich dadurch erwirkt werden 
fann, wenn den Gefellen verſchiedener 
Innungen öfter bekannt gemaht wird, 
daß jene, welche diefem Mißbrauch nach— 
hängen, nicht leicht ein eigenes Befug— 
niß oder Meifterrecht zu erwarten ha— 
ben. (Hfkam. D. v. 21. Febr. 1803.) 

Geſellen haben an blauen Montagen 
und aufgehobenen Feiertagen wie an an— 
dern Werktagen zu arbeiten. (Vdg. v. 
20. Septbr. 1803. Bda. v. 13. Jan. 
1804.) 

Denn der blaue Montag foll gänz- 
ih abgebracht fein. (Rggsbeſch. v. 1. 
Suni 1807.) 

Den Gefellen aller Feuerarbei— 
ter ift jedod vorzüglich wegen Heritel- 
lung ihrer während der Woche abge: 
nügten Werkzeuge der frühere Feier— 
abend für den Samftag, jedoch nie für 
den Montag geftattet. (Rggs. Vdg. v. 
7. März 1806.) 

Monturftüde einzukaufen, ift den 
Zandlern verboten. (Bdg. v. 20. Sept. 
1745. Krop. Gef. M. Theref. 1. BP. 
©. 26. Vdg. v. 22. Juni 1771. Krop. 
Gef. M. Theref. 6. Bd. ©. 363. Vdg. 
v. 15. Febr. 1781. Krop. Gef. Joſ. 1. 
Bd. ©. 136. Pat. v. 4. Dectbr. 1782. 
Krop. Gef. Joſ. 1. Bd. ©. 136.) 

— — Da ungeachtet des feit fo vie- 
len Jahren beftehenden und mehrmal 
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wiederholten Verbotes, ararifhe Mon- 
tursſtücke zu faufen oder verkaufen, noch 
immer ſchädlicher Unterfhleif mit neuen 
und alten ärarifhen Montursgattun- 
gen getrieben wird; fo hat der k.k. 
Hofkriegsrath zur Berhinderung des 
dadurh dem Aerarium zugehenden 
Nachtheils für nöthig befunden, auch 
den bisherigen Verkauf der von Feld- 
fpitälern, Sammel: und Stodhäufern 
wie auch von Regimentern und Corps 
an die Monturs-Oeconomie-Commiſ— 
fion und Depots eingelieferten, ganz 
unbraudbaren Gattungen von Tud, 
Groifee, Leinwand und Zwilh, von 
nun an gänzlich einftellen, und diefe 
Monturdgattungen, foweit es thunlich 
ift, verwenden, dasjenige aber, was zu 
gar feinem Gebrauche mehr taugt, durch 
die Papier: Stampfen, unter gehöriger 
Auffiht vertilgen, mithin die bisher bei 
den Monturd » Commiffionen und De: 
pots vorgenommenen Licitationen blos 
auf den Berkauf der TZuchende, der ums 
brauchbaren Abfallsflecke von allen Gat— 
tungen, und auf das unbrauchbare Erz 
und Eifen, beſchränken zu laffen. Die 
Landesftelle hat daher nicht nur das 
wider den Ankauf und Verkauf der 
ararifhen Monturs » Gattungen beſte— 
hende Berbot wiederholt fund zu ma= 
hen, fondern auch die Verfügung zu 
treffen, daß die alten oder neuen ärari— 
ihen Monturſtücke, wenn irgendwo ei: 
nige angetroffen werden, ohne alle Rück— 
ſicht in Beſchlag genommen, und an die 
nächſte Militär-Deconomie-Commiffion 
oder Depot zum ferneren Gebrauche für 
die Truppen, abgegeben werden. (Hof: 
Deer. v. 16. Septbr. 1797 3. 32134, 
an ſämmtl. Länderft. Pol. G. ©. 11. 
Bd. Nr. 32.) 

Monturftüde. Der Ankauf und 
Verkauf ararifher Monturſtücke ift ſchon 
öfters, und neuerlich unterm 16. Sept. 
1797 verboten, und den unterſtehenden 
Behörden aufgetragen worden, die ver- 
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fauften neuen oder alten ärarifchen 
Montursftüde, wenn irgendwo einige 
angetroffen werden, ohne alle Rückſicht 
in Befchlag zu nehmen, und an die 
nächſte Militäröconomie « Commiffion 
oder Depot zum ferneren Gebraudhe für 
die Truppen abzugeben. In Folge der 
Hofentfhliegung wird nöthig befunden, 
diefes beftehende Verbot nicht nur 
hiermit zu erneuern, fondern auch, ob» 
ſchon aus der vorerwähnten Anordnung 
fhon von felbft fi ergibt, daß die ära— 
rifhen Monturftüde überhaupt feinen 
Gegenftand eines Privatverkehres aus- 
machen follen, folglih auch zur Ber: 
pfandung nicht geeignet fein können, 
gleihwohl zu Vermeidung alles Miß— 
verftändniffe® auch die Berpfändung 
fowohl alter als neuer Monturforten 
hiermit ausdrüdlich zu verbieten. (Hfkz. 
Deer. v. 5., fundgem. von der n. ö. 
Reg. den 27. Dechr. 1800. Krop. Gef. 
Franz. 14. Bd. ©. 560.) 

Monturftüde. Das Verbot des 
Kaufes, Berkaufes oder der Eintaufhung 
ararifcher Montursftüde wurde wieder: 
holt kundgem. und verordnet, daß jeder 
Kauf, Taufh, Schenkung u. dgl., wo: 
durch eine Eivilperfon von einer Mili- 
tarpartei außer dem Wege der öffentli- 
hen Berfteigerung ärarifhe Faſſungs— 
artifel oder Quittungen und Anweifun: 
gen an ſich bringt, ungiltig fei, und daß 
Derjenige, welcher ein ſolches Gut durch 
Kauf, Taufh, Schenkung oder wie fonft 
immer an fi gebracht hat, zur Zurüd: 
jtellung desfelben, wenn ed noch bei ihm 
angetroffen wird, im entgegengefeßten 
Falle aber zum Erfaße feines wahren 
Werthes verhalten werden fol. (Hofd. 
vom 24. Novbr. 1808. Erneuert mit 
Hofd. v. 15. Decbr. 1808, an ſämmtl. 
Ränderftellen. Krop. &. ©. 25. BP. 
©. 335.) 

— — Nah Eröffnung des hiefigen 
General: Militär: Commando vom 17. 
Jänner 1835 R. 516, find feit kurzer 
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Zeit mehrere Uebertretungen des Ber: 
botes, Ararifche Montursftücde zu kau— 
fen, verkaufen oder umzutaufchen, vor- 
gekommen. Den Kreisämtern wird da- 
ber bezüglich auf die hierortige Berord- 
nung vom 25. Mai 1829 3. 31446, 
aufgetragen, die hierüber beftehenden, 
und mittelft der Kreisfchreiben vom 13. 
Detbr. 1797 und 20. Jänner 1809 
kundgemachten Borfhriften, wornach 
Derjenige, welcher ein ärariſches Faſ— 
ſungsſtück durch Kauf, Tauſch oder 
Schenkung an ſich gebracht hat, das— 
ſelbe, er mag vom Civile oder Militär 
fein, rückſtellen, oder wenn er ſich in def- 
fen Befige nicht mehr befindet, den 
wahren Werth desfelben erfegen muß, 
überdies aber ftrenge beftraft wird, neuer: 
dings zu republiciren, das Bublicum, 
befonders aber die Juden, zur genauen 
Befolgung diefer Vorſchriften anzuwei— 
fen, und ihrerfeit3 die Befolgung der: 
jelben zu überwachen. (Vdg des galiz. 
Bub. vom 17. Febr. 1835 3. 7106. 
Prov. &. ©, fir Galizien. 3. 1935. 
Nr. 35.) 

Monturftüde. Es befteht in Folge 
früher erfloffener Hof-Vdgen. das Ver— 
bot, Ararifhe Monturs-Sorten zu kau— 
fen, zu verkaufen oder umzutaufchen. 
Diefes Verbot ift zu Folge einer von 
dem E. 8. Hoffriegsrathe unterm 28. 
Juli 1839, an die vereinigte Hofkanz— 
lei gelangten Eröffnung, womit die in 
neuefter Zeit a. h. genehmigte Inftruce 
tion zur Gebahrung und Verrechnung 
der Montur und Rüftung der k.k. Trup- 
pen mitgetheilt wurde, fortan, jedod 
mit der Modification aufrecht zu erhal- 
ten, daß den Truppen geftattet wird, 
die für den Militär - Gebrauch nicht 
mehr verwendbaren Sorten ausſchlie— 
Bend nur dergeftalt zerriffen, zerfchnit- 
ten oder zerfchlagen, daß felbe auf keine 
Weife mehr zu ganzen Stücken zufam- 
mengefeßt werden können, licitando öf- 
fentlich hintanzugeben, welche Licitatio- 
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nen durch den Truppen- oder Abthei- 
lungs-Gommandanten im Voraus mit- 
telft der Ortsobrigkeit zu publiciren 
find, und bei denen diefe Gommandan- 
ten perfönlich zu interweniren, und fich 
von .der gänzlihen Zerftücdelung der 
zu veräußernden Abfälle zu überzeugen 
haben. (Hfkzl. Deer. v. 29. Aug. 1839 
3. 26261, an fämmtl. Ränderft. Vdg. 
der n. ö. Reg. v. 18. Septbr. 1839 
3. 52774. Pol. © ©. 67. Br. 
Nr. 98.) 

Monturftüde,. Das Kriegsminift. 
hat mit Erl. v. 28. v. M. €. 4890 
das wegen des Verkaufes Ararifcher 
Montursforten beftehende Berbot mit 
dem Beifügen in die Erinnerung ges 
bracht, daß: nah dem Eircular-Refer. 
v. 6. März 1833 €. 1130, und deu 
darin angeführten älteren Gefeßen ära- 
riſche Monturs » Gegenftände zu den 
außer Verkehr gefegten Sachen gehö- 
ven, daher jeder darüber unter Priva— 
ten errichtete Vertrag und jede unter 
felben getroffene Verabredung als un- 
giltig erfcheint. Daraus folgt, wie in 
den vorgedadhten Vorſchriften ausdrüd: 
lich enthalten ift, daß ſolche Monturs- 
ſtücke, wo fie immer bei Privaten vor- 
gefunden werden, als ärarifches Eigen- 
thum erfcheinen, und daher zu Gunften 
des Merard eingezogen werden können, 
wenn felbe durch das Geftändnif, oder 
vermöge der auf diefen Gegenftänden 
vorgefundenen Zeichen, oder fonft durch 
gefegliche Beweiſe ald ärariſche Mon- 
tursftüde dargethan werden können. 
In Betreff der Form, in welcher diefe 
Einziehung geltend zu machen ift, hat 
das h. Kriegsminifterium bemerkt, daß 
derlei Montursftücde, wenn irgendwo 
einige angetroffen werden, ohne alle 
weitere Rücficht in Beſchlag zu nehmen, 
und an die nächfte Militär -» Monture- 
Sommiffion abzugeben find. Nur die 
den Unterabtheilungs » Commandanten 
zu gar keinem Gebrauche mehr dienen- 
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den Monturs: und Rüftungsforten dür- 
fen in dem im $. 121 Abfchnitt I. der 
Monturs- Gebahrungs-Inftruction be: 
ſchriebenen zerſtückten und zerfchlagenen 
Zuftande, jedoch blos bei einer öffent- 
lichen Licitation veräußert werden, was 
auch bei den Montur⸗Commiſſionen be- 
züglich der unbrauchbaren Abfälle, die 
ebenfalld zu feinem weiteren Gebrauche 
bei denſelben mehr geeignet fein dürfen, 
vorgefchrieben ift. (Erl. des gal. Gub. 
v. 18. Juli 1851. Galizifhe L. G. 2. 
Nr. 233.) 

Montursftüde find vom Haufir- 
handel ausgeſchloſſen, ſ. Hanfirpa-: 
tent. $. 12. m. 

— — f. Trödler. 

Monumente auf dem Leichenhofe 
zu St. Marr, ſ. Leichenhöfe. 

Moralitätszengnifle,, ſ. Zeug: 
niffe. 

Mora:Spiel. Zur Verhütung von 
Naufereien und anderen Unordnungen, 
welche durch die häufigen Streitigkeiten 
bei dem alla Mora-Spiele vorzüglich in 
Schankhäuſern u. dgl. herbeigeführt 
werden, wie auch zur Erhaltung der 
durch dieſes lärmerregende Spiel leicht 
geftörten nädhtlihen Ruhe, wird mit 
Genehmigung der 5. k. k. Hoffanzlei 
und der h. k. k. Polizei: Hofftelle Fol— 
gended verordnet: Das alla Mora- 
Spiel ift hinfort in Gaſt-, Schank—-, 
Speifes und Kaffeehäufern nur in den 
Tagsſtunden geftattet, in den Nadıt: 
ftunden d. i. vom Abend: big zum Mor: 
gengeläute verboten. Die Inhaber fol: 
her Gewerbe unterliegen bei vorkom— 
menden Uebertretungen dieſes Verbotes 
im erften Falle einer Geldftrafe von 
zwei Gonventiond-Thalern, und wenn 
fie unvermöglidh find, einer verhältniß- 
mäßigen Arreftftrafe. Im Kalle einer 
wiederholten llebertretung ift die Geld- 
ſtrafe zu verdoppeln, oder die Arreft: 
firafe zu verfchärfen. Gleihe Strafe 
hat auch gegen die Gäfte einzutreten, 
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wenn fie der Erinnerung des Wirthes 
oder Kaffeeſchänkers keine Folge leiften. 
Damit fih Niemand entjchuldigen 
fönne, daß ihm diefe Verordnung nicht 
befannt geworden fei, ift diefelbe in den 
Gaſtzimmern, Schenfftuben und Kaffee- 
häufern zu Jedermanns Einficht öffent: 
lich anzuheften. (Tirol. Gub. Vdg. v. 
29. April 1836 3. 5332. Prov. ©. 
©. für Tirol v. 3. 1836.) 
Moramwes, ſ. Dampfbäder. 
Moft. Der Verkauf des aus faulen 
Trauben und Beeren gepreßten Moftes 
ift ftrengftend unterfagt, und die Orte: 
polizeibehörden angewiefen, die genaue 
Befolgung diefes Derbotes ernftlich zu 
überwachen, und die Damwiderhandeln- 
den unnachſichtlich zur Verantwortung 
und Strafe zu ziehen. (Vdg. des böhm. 
Bub. v. 9. Novbr. 1828 3. 49913. 
DObent. 3. Bd. ©. 291.) 
— — f. Obſtmoſtausſchank. 
Mühlen. In Beziehung auf die 
Beſchränkung der Errihtungvon Haus— 
mühlen, wurde bedeutet: Eine 
Hausmühle ift fein Gewerbe, fondern 
eine Selbftbedienung, wozu Jedermann 
das natürliche Recht hat, und folglich 
feiner Bewilligung bedarf. Gewerbe 
aber beftehen nur zu dem Ende, um Je: 
nen zu dienen, die fich nicht ſelbſt be- 
dienen können, oder wollen, und nur zu 
Gewerben ift nach den beftehenden Vor— 
fhriften die obrigkeitlihe Verleihung 
eined Befugniffes erforderlih. Hinge— 
gen fließt es aus dem Begriffe einer 
Hausmühle von felbft, daß dabei von 
der Bedienung eines Dritten, wodurch 
fie in ein Gewerbe übergehen würde, 
oder von einer Veräußerung feine Rede 
fein könne, Die Vermahlung eines 
fremden Getreides auf einer Hausmühle 
ift daher wie jede andere unbefugte Ge- 
werbsausübung zu behandeln. (Hfkzl. 
Decr. v. 27. Juni 1821, an das Tyro— 
ler Gub. Krop. Gef. Franz. 45. Bd. 
S. 452.) 
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Mühlen, ſ. Bauführungen an 
ihiffbaren Flüffen. 

— — ſ. Bauführungen, Schiff: 
fahrt, Ueberſchwemmung. 

— — f. ab Ochfenmühlen, 
Hferdemühlen, Windmühlen. 

Mühlordnung allgemeine. Die 
jelbe enthält folgende Bejtimmungen : 

1. Kein Mühlbau, keine Berände- 
rung eines Gerinnes, eined Ein- oder 
Ablaffes, einer Wehre, Schleuße oder 
Arche, keine Erhöhung oder Erniedri- 
gung eines Heimflodes, Fachbaumes 
oder Fachbretes, feine Ausleitung aus 
einem Fluſſe oder Bade, feine Ufer: 
fhügung oder Berdämmung, eben fo 
auch feine Umftaltung einer Mahlmühle 
in ein anderes Werk, ohne obrigkeitliche 
Bewilligung und ohne vorläufiges Ein- 
vernehmen Derjenigen, deren Intereffe 
hierbei befangen ift, vorgenommen 
werden. 

2. Jedermann fteht das Recht zu, 
die Errihtung eines neuen Werkes im 
ordentlihen Wege zu verlangen; die 
politifhe Behörde hat aber die ange: 
ſuchte Errihtung eines neuen Werkes 
im ordentlihen Wege nur dann zu er 
theilen, wenn dadurch ein Vortheil für 
die beffere Bedienung des Publicums 
erreicht wird, und wenn ed, ohne die 
Anreiner ded Baches oder Fluſſes einer 
Beihädigung auszuſetzen, ohne fie in 
der bisherigen Benügung des Waſſers 
zu beirren, und ohne die Wirkung der 
ſchon beftehenden Wafferwerke zu hem— 
men, oder zu ſchwächen gefchehen kann. 

3. Es findet fein Mühlzwang Statt, 
namlich feine Verbindlichkeit, fein Ge- 
treide auf diefer oder jener Mühle ver- 
mahlen zu laffen, fondern Jedermann 
ſteht e& frei, jene Mühle zu gebrauchen, 
bei der er am beften bedient zu werden 
glaubt. Hiedurch ift aber keineswegs 
die Verbindlichkeit aufgehoben, daß Die- 
jenigen, welche Mühlen mit der Dienft- 
barkeit übernahmen, Getreide entweder 
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unentgeltlich oder gegen eine geringe 
Bergütung zu vermahlen, diefelben noch 
ferner erfüllen müffen. 

4. In den Mühlen muß durchaus 
die erforderliche Reinlichkeit herrfchen, 
und find der Boden, die Wände, der 
Kaften, die Thüren und Fenſter in ei- 
nem fo guten Bauftande zu erhalten, 
damit weder von dem Getreide noch von 
dem Mehle Etwas verloren gehe. 

5. Die Aufmwäfferung der Räder, die 
Gefhwindigkeit und Schärfung der 
Steine, die Annäherung des Taufers 
zum Bodenfteine, die Beutelweite und 
Spannung des Anfhlages fowohl für 
die Ausbeutelung als Säuberung foll 
fo vorgenommen werden, wie es die 
Beichaffenheit der zu vermahlenden 
Frucht und des zu erzeugenden Mehles 
nach den flufenweifen Meblgattungen 
fordert. 

6. Auf einer Mahlmühle darf nichts 
Anderes ohne obrigkeitliche Bewilligung, 
ala die verfchiedenen Mehlgattungen 
zubereitet werden. 

7. Niemand, ald weldher das Hand: 
werk ordentlich erlernt hat, darf als 
Mühlknecht angenommen werden, und 
um fo weniger die Leitung eines Mühl- 
werkes beforgen. 

8. Jede Partei ift berechtigt, ihr ei- 
genes Getreide felbft zu vermahlen, 
und von dem Müller jene Vorrichtung 
und Schärfung der Steine zu fordern, 
die der von ihr verlangten Mehlgattung 
entſpricht. 

9. Jeder Partei iſt unbenommen, bei 
der Vermahlung ihres Getreides, auch 
wenn fie der Müller beſorgt, gegenwär⸗ 
tig zu bleiben. 

10. Die Mahlgäfte find in der Ord⸗ 
nung, wie fie zur Mühle fommen, fie 
mögen viel oder wenig Getreide haben, 
zu befördern. Jedem muß das von ihm 
mitgebrachte Getreide, wenn es ſechs 
Mepen beträgt, insbefondere vermahlen, 
auch darf nicht jenes von mehreren Par: 
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teien wider ihren Willen vermengt 
werden. 

11. Jene, welde die Bermahlung 
jelbft verrichten, können ihr Getreide 
nad ihrem Belieben gemifcht zur Mühle 
bringen; jedoch haftet der Müller we- 
der für das Gewicht, noch für die Güte 
des Mehles, jondern nur dafür, daß 
fib fein Werk in gutem Stande befin- 
det, und daß die Partei durch feine 
Deffnung, Ausleitung oder Vorrichtung 
etwas an Körnern, Mehl, Aleie oder an 
andern Abfällen verliert. 

12. Wippelbaftes oder brandartiges 
Getreide, von welchem die Anſteckung 
und Verunreinigung des übrigen zu be 
forgen ift, fol der Müller nicht auf den 
Mehlboden bringen, fondern außer der 
Mühle, jedoch unter einem Dache, bis 
zur DBermahlung aufbewahren. Mit 
Mutterkorn vermifchtes Getreide darf 
der Müller weder für fih noch für eine 
Partei vermahlen, fondern er muß fol: 
ches zur Reinigung und Ausfcheidung 
zurückweiſen. 

13. Jedes zur Mühle beſtimmte Ge— 
treide, fo wie das hieraus erzeugte 
Mehl und Kleien, muß auf einer Schal: 
waage abgewogen werden. Hält der 
Müller eine Schnellwange, fo foll fie 
confiscirt, als Eifen verkauft, und der 
gelöfte Geldbetrag dem Drtd-Armenin- 
ftitute zugewenvdet, und der Müller noch 
insbefondere beftraft werden. 

14. Wenn der Müller die Bermah: 
lung ganz beforgt, muß ihm ein lan- 
desüblich gereinigtes, gefundes, von 
Mutter- und Hinterforn gefäubertes 
Getreide übergeben werden, widrigen- 
fall er dasfelbe zurückzuweiſen be: 
fugt ift. 

15. Wem der Mahlgaft fein auf 
die Mühle zur Bermahlung gebrachtes 
Getreide in mehrere als eine Mehlgat: 
tung vermahlen zu haben verlangt, fo 
bat der Müller das vierzehnte Pfund 
des zur Mühle gebrachten Getreides 

Zaleiöty, Handb. d. Pol. Bei. IL 
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vor geſchehener Retzung als Mahllohn 
abzunehmen, wofern der Mahlgaſt aber 
aus feinem Getreide nur eine Mehlgat⸗ 
tung, ohne die Kleien zu nebmen, zu 
erzeugen begehrt, bat ſich der Müller 
mit dem ſechszehnten Pfunde des zur 
Bermahlung gebrachten Getreidgewich- 
tes zu begnügen. 

16. Wo der Müller felbft vermahlt, 
jedoh nur die gemeine Abfonderung 
mit vier- oder fünfmaligem Aufſchütten 
vornimmt, hat er fi mit dem ſechszehn⸗ 
ten Theile der Frucht, und einem Kreu—⸗ 
zer Mablgeld für den Centner zufrieden 
zu ſtellen. Sobald er aber feinere Ab» 
fonderungen vornehmen muß, ift ihm 
das Mahlgeld für den Centner Weizen, 
wenn Mundmehl gemahlen wird, mit 
zwei Kreuzer, und. wenn insbefondere 
noch Gries oder fein gerollte Gerſte er- 
zeugt werden muß, mit zwei einem hal—⸗ 
ben, bis höchſtens drei Kreuzer zu ent- 
richten. Die Abforderung jeder andern 
Abgabe oder Bergütung, auch für die 
Beleuchtung und Berftaubung ift un- 
terjagt. 

17. Wenn wippelhaftes oder bran— 
diges Getreide vermahlen wird, fo ift 
dem Müller das fogenannte Mahlma- 
Bel, nämlich der ſechszehnte Theil, nicht 
in der Frucht, fondern im Gelde nad 
dem Mittelpreife des letzten Marktes 
im nächſten Marktorte abzureichen. 

18. Für die Vermahlung auf Schiff: 
müblen ift die Gebühr in dem vierund- 
zwanzigften Theile der Frucht, und in 
der Hälfte des im vorigen Abſatze 16 
beftimmten Mahllohnes zu leiften. 

19. Ueber die NReinlichkeit in den 
Mühlen, die gute Beichaffenheit des 
Bauftandes haben die DOrtögerichte die 
Auficht zu führen, und des Monats 
wenigftens Ein Mal die Nachfiht per 
fönlih zu pflegen, aud die nöthigen 
Berbefferungen fogleih vorzunehmen. 

20. Jede Uebertretung diefer Müpl- 
ordnung ift mit einer Geldbuße von 


33 


Mühlordnung. 


zehn Gulden zu belegen, die bei Wie- 
derholung zu verdoppeln oder verhält: 
nißmäßig zu erhöhen, und in jedem 
Falle dem Armeninftitute des Ortes zu— 
zuwenden ift. Im Fällen hingegen, wo 
zugleich eine erweisliche vorjägliche Be- 
ſchädigung des Mahlgaftes, jedoch fein 
Betrug eintritt, ift bei der erften Betre- 
tung nebft dem vollen Erfage an den 
Befhädigten, auch der Werth des Er- 
fages als Strafe zu entrichten, die 
Strafe bei der zweiten Betretung zu 
verdoppeln, bei der dritten dreifach zu 
erlegen, und bei den vierten Nückfalle 
der Müller feines Gewerbes zu entfeßen, 
zu welchem Ende über alle Straffälle 
ein ordentliches Protocol zu führen ift. 

21. Sollte der Partei dur die 
Unaufmerkfamfeit oder Ungeſchicklich— 
feit des Müllers oder feiner Dienft: 
leute eine Verkürzung oder Beſchä— 
digung zugefügt worden fein, jo ift 
der Müller, wenn diefe Verkürzung umd 
Benachtheiligung erwiefen ift, zum Er: 
faße des der Partei verurfachten Scha- 
dens zu verhalten. 

22. Wenn der Müller falfches Map 
oder Gewicht gebraucht, fo macht er fich 
des Verbrechens des Betruges ſchuldig. 
Wenn er ferner Getreide oder Mehl bei 
der Vermahlung ableitet, wenn er ein 
befjered Horn gegen ein fchlechteres aus- 
taufcht, wenn er fchlechtere Gattungen, 
oder Gerfte, Hafer, Heiden, Wicken zu 
den befferen von Weizen oder Korn 
mengen, oder verfchiedene Mehiforten, 
als: Weizenpohl unter den Roggen, 
oder die ſchlechtere Mehlforte unter die 
edlere miſcht, um das beftimmte Ge- 
wicht in einer von dem Geſetze nicht 
vorgefihriebenen Mifhung zu erhalten, 
oder, wenn er Diefes Gewicht durch Ver— 
mengung des Mehles mit andern zwar 
der menschlichen Gefundheit an und für 
fih nicht ſchädlichen Körpern bewirkt, 
wenn endlih das erzeugte Mehl in 
feuchte Behältniffe, um ein höheres Ge- 
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wicht zu erzielen, gelegt wird, fo ift der 
Müller nah dem St. ©. zu beftrafen. 

23. Wäre die Beimifhung mit ver- 
dorbenem Getreide oder Mehl und an— 
dern der Gefundheit fhädlihen Be— 
ftandtheilen gefchehen, fo ift der betrü- 
gerifhe Müller nah dem St. ©. zu 
beftrafen. 

24. Die Theilnehmer diefer Ueber- 
tretungen, ald die Mühlfnechte oder 
fonftigen Dienftleute, find ebenfalls 
nach Vorſchrift des Strafgeſetzes zu be- 
ftrafen. 

25. Endlih haben die Obrigkeiten 
dafür zu forgen, daß die Mühlen ſich 
in einem guten Stande befinden, und 
daß fowohl die Müller, ald auch die 
Drtsgerichte ihre in der gegenwärtigen 
Mühlordnung vorgezeichnete Schuldig- 
feit erfüllen. Den Obrigkeiten ftebt in 
Klagfällen, mit Ausnahme jener Fälle, 
welche nicht zu ihrer Gerichtsbarkeit ge- 
hören, das Erkenntniß unter dem Vor— 
behalte der gewöhnlichen gefeßmäßigen 
Berufung an die höheren Behörden zu. 
In Bezug auf die Broviantvermablung 
wurde angeordnet: 

1. Jeder Mühlinhaber ift verpflich- 
tet, fein Werk ganz, oder zum Theil für 
die Broviantvermahlung, wenn er da- 
um von feiner politifchen Obrigkeit 
angegangen wird, zu widmen. Bei die- 
fer Beftimmung haben jedod die Behör- 
den zu wachen, daß die Bertheilung im 
Berhältniffe der Mahlkräfte der Müh— 
len, die hierzu vermöge der Lage der 
Truppen verwendet werden können, nach 
Billigkeit gefchebe, 

2. Den Müllern ift aus den Militär: 
Magazinen volllommen gutes, gereinig- 
tes Getreide, und zwar nicht blos nach 
dem Gewichte, fondern auch nad der 
Mepenzahl zuzuweifen. 

3. Hat der Müller über die Abwä— 
gung des Getreides und des hieraus 
erzeugten Mehls ein Mahlbüchel zu 
führen, und in diefes die Frucht ſowohl 
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nad) dem Gewichte ald nach der Metzen— 
zahl vorzumerfen. 

4. Hat die Abwägung der Früchte 
fo wie auch des hieraus erzeugten Meh— 
(ed, in der Mühle mit den cimcntirten 
Gewichten verfehenen Schalwaagen zu 
geſchehen. 

5. Die Vermahlung ſoll mit der nö— 
thigen Reinlichkeit geſchehen. 

6. Die Netzung des Getreides iſt 
verboten, und muß die Vermahlung 
ganz trocken geſchehen. Wenn der Mül— 
ler Korn netzt, und deſſen überwieſen 
wird, ſo hat er dafür den Erſatz mit 
ungenetztem Mehle zu leiſten. 

7. Die Vermahlung ift auf die 
Weiſe zu bewerkſtelligen, daß vom Cent— 
ner Frucht nur ſechs Pfund Kleien ver— 
bleiben. 

8. Es hat demnach jeder Müller für 
jeden Centner ein und neunzig Pfund 
gutes Mehl, und 6 Pfund Kleien zu— 
rückzuſtellen, und werden daher bei jedem 
Gentner drei Pfund an Verſtäubung 
zugeſtanden. 

9. Um den Müllern für ihre Arbeit 
den gerechten Lohn zur verſchaffen, iſt 
bewilligt, daß ſie bei Vermahlung der 
Aerxariolb-Früchte fo wie bei jenen der 
Privaten gehalten werden. 

10. Wegen der Zufuhr des Getreis 
des, wegen der Zurücbringung des 
Mehles janımt den Kleien ift der Mül— 
ler in feiner Eigenfchaft ale Gewerbs- 
mann nichts befonderes zu leiften ver— 
pflichtet. 

11. Sollte übrigens. durch Unge— 
Ihielichkeit des Müllers oder feiner 
Dienftleute eine Verkürzung oder Be: 
ſchädigung herbeigeführt werden, fo ift 
der Müller zum Schadenerfag zu ver: 
halten. 

- 412. Wenn der Müller falfches Maß 
oder Gewicht gebraucht, oder fonft einen 
Betrug von der im obigen 23. Abſatze 
bezeichneten Art bei der Proviant-Ber- 
mahlung begeht, fo ift derfelbe nach den 
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Beftimmungen diefed Abſatzes zu be- 
handeln. 

13. Geſchieht eine Beimifhung mit 
verdorbenem Getreide oder Mehle, fo 
ift der Müller nach $. 60 2. Thl. St. 
G. zu beftrafen. 

14. Eben fo find die Theilnehmer 
an diefen- Hebertretungen nach dem St. 
G. zu behandeln. 

15. Auf Belangen der Magazine ift 
von den Kreisämtern denjenigen Mül— 
lern die Militär» Erecution einzulegen, 
welche fih in der Erzeugung oder Ab- 
fuhr des für das Militär beftimmten 
Mehles in der gehörigen Zeit eine 
Nachläffigkeit zu Schulden kommen laf- 
fen;- weshalb die Magazine dem Kreid- 
amte, alle Monate über die hinter den 
faumfeligen Müllern haftenden Rück— 
ftände einen Ausweis vorzulegen ha— 
ben. (Allgem. Mühlordn. Pat. v. 1. 
Dechr. 1814. Krop. Gef. Fr. 34. Bd. 
©. 392—395.) 

Mühlfchüttel bei Floridsdorf, ge 
hört in den Wiener Polizei: Bezirk, f. 
Polizei:Bezirk von Wien. 

Mühlſteine. Da fi von Zeit zu 
Zeit Fülle ereignen, daß in den Mahl- 
mühlen die Muühlfteine . (gewöhnlich 
Läufer genannt) während des Mahlens 
fpringen, und die Stüde davon fehr 
oft mit großer Gewalt herumgefchleu: 
dert werden, fo daß nicht nur die Mühl- 


werke und Geräthichaften beſchädigt, 


fondern felbft das Leben der Mühlar— 
beiter und Mahlgäfte gefährdet wird, 
fo ift ed aus öffentlihen Rückſichten 
nothiwendig, Maßregeln in Anwendung 
zu bringen, durch welche derlei Gefah- 
ren nad Möglichkeit befeitigt werden. 
Das k. k. Landesgubernium hat daher 
befhloffen, folgendes Verfahren zur 
allgemeinen Richtſchnur vorzuzeichnen: 

1. Vor allem Andern erheifcht es 
die Vorfiht, daß die Mühlfteine (Läu— 
fer) nur aus einer ihrer Qualität nad 
biezu vollfommen geeigneten “reinen, 
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von allen Riſſen und Klüften freien 
harten Felſenmaſſe gebrochen und er— 
zeugt werden; worauf die politiſchen 
Ortsbehörden ihr Augenmerk zu rich— 
ten haben. 

2. Die Erzeuger der. Mühlſteine haf— 
ten für die gute Eigenfhaft eines jeden 
zum Gebrauche abgegebenen Mühlſtei— 
nes, und unterliegen mit allen Theil- 
nehmern überdies der Amtshandlung 
nad den Strafgeiegen, wenn die bei 
der Bearbeitung des Felſenſtückes zu 
Mühlfteinen bereits beftandenen Män- 
gel durch Verſchmierung, Berkittung, 
Verftaubung unfenntlih gemacht umd 
dem Käufer verheimlicht werden. 

3. Da aber auch durch die Anwen— 
dung von fehlerfreien, volllommen 
brauchbaren Mühlfteinen die Gefahr 
des BZerfpringens noch nicht gänzlich 
befeitigt wird, und nach den im gan 
zen Lande gemahten Wahrnehmungen 
oft Falle vorfommen, daß bei der Ver: 
feßung der fogenannten Mühlhaube 
und deren Verfeilung, bei dem Umftür- 
zen und Wiederaufziehen des gefchärf- 
ten Mühllaufers, oder durch allzu große 
Gefhwindigkeit des Umſchwungs die 
Müpffteinläufer berften, befonders, 
wenn die Mühle gleihfalld aus Unvor— 
fichtigfeit ohne Getreide: Auffchüttung 
leer gehend gelaffen wird, fo werden 
alle Mühlbefiger aus Polizei-Rückſich— 
ten biemit ftreng verpflichtet: 

Alle Mühlfteine, (Läufer) mit ftar- 
fen hölzernen Reifen entweder durch— 
aus von oben big hinunter, oder doch 
wenigftens mit 10—12 Stück derlei 
Reifen zu verfehen oder abzubinden; 
im leßteren Falle müffen die Neife in 
gleichen Zwifhenräumen, jedoch insbe— 
fondere an den beiden Enden gleichför- 
mig horizontal angebracht werden, um 
das Zerftauben des Mehls möglichit zu 
verhüten. Die Neife biezu müffen übri— 
gens entweder von jungen Eichen, oder 
aber von frifhen und noch zähen Bir: 
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fen, gleich den Binderreifen zufammen- 
gefügt, und die Schliefung mit jungen 
Weiderutben ummwunden und befeftigt 
werden. Die Mübhlläufer fönnen aber 


auch mit 2 oder 3 Stück eifernen Nei- 


fen ftatt der hölzernen eingefaßt wer: 
den, jedoch muß in diefem Falle aus— 
ſchließend fteirifches Gifen verwendet, 
und die Reifen in der Breite von 2 Zoll 
und in der Stärke von '/, Zoll genau 
angepaßt werden. Die Wahl, ob höl- 
zerne oder eiferne Reifen dazu verwen» 
det werden wollen, wird dem Mühl: 
befiger freigeftellt, und nur bemerkt, 
daß die meiften Mühlverftändigen die 
Benügung der hölzernen Reifen der 
oben angegebenen Art als vorzugswür— 
diger erflärt haben. Die politifhen Be- 
börden haben darauf zu fehen, daß die 
Mühlſteinläufer, wenn einige Mühlen 
fih der eben angeordneten Umfaffung 
mit Neifen in der bemerkten Art bisher 
nicht bedient hätten, fogleich damit ver 
fichert und ftets in dem beften Stande 
hiernach erhalten werden. Die Local- 
Behörden werden übrigend angewie— 
fen, -bei der ihnen nad der Mühlord- 
nung vom 1. Dec. 1814, $. 19 aufer- 
legten monatlihen Nahfiht des Bau— 
ftandes der Mühlen auch die ordent- 
liche Beſchaffenheit der Läufer zu unter: 
fuchen. Die Unterlaffung der ordent- 
lichen Berfiherung der Läufer ift nad 
der Mühlordriung zu ahnden, und für 
deren jedesmalige fogleihe Verſiche— 
rung die ämtliche Vorkehrung aus Po— 
lizei-Rückſichten zu treffen. Endlich ift 
der Mühlbefiker dafür verantwortlich, 
daß bei Einlegung eines neuen Mühl— 
fteines der Mühlgang von einem be— 
reits erfahrnen Mühlarbeiter oder Werk: 
führer beobachtet, und ein jedes un— 
vorfichtige Annähern durch längere Zeit 
hintangehalten werde, und daß alle im 
Eingange des 3. Abſatzes angedeute- 
ten, das Berften der Mühlfteine aus 
Mangel an gehöriger Vorſicht verurfa- 
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enden Gebrechen auch von Seite fei- 
ner im Dienfte ftehenden Müblarbeiter, 
für Die er in jeder Bezichung zu haften 
hat, vermieden werden. (Vdg. d. böhm. 
Gub. v. 2. Mai 1833 3. 16610. Po. 
®. ©. für. Böhmen vom Jahre 1833. 
Nr. 142.) 

Mühlwehren, deren Deffnung in 
Prag, f. Schifffahrt. 

Mühlwerke, fiche Ueberſchwem⸗ 


ende 

üller follen die Meblgattungen 
in gerecht cimentirtem Landmaße und 
erforderliher Güte verkaufen. (Bat. v. 
30. Jän. 1784. Barth. H. u. ©. Gef. 
4. Bd. ©. 273.) 

— — eder, der eine eigene oder 
Beftandmühle befikt, iſt vom. Befike 
eines Greißler- oder Fragner-Gewerbes 
ausgeihloffen. (Rags. Vdg. vom 13. 
Jänner 1792. Barth. H. u. ©. Gef. 
4. Br. ©. 262.) 

— — können fowohl in der Stadt, 
als in den Borftädten Mehlgewölbe 
halten. (Hofcom. Bdg. in Mehl- und 
Sapungsfahen vom 30. Jän. 1809. 
Reg. Intimat. v. 2. Fbr. 1809, Brth. 
9. u. ©. Gef. 4.28. ©. 273.) 


— — dürfen den Wiener Mehlmarkt 


alle Tage mit Ausnahme der Sonn- 
und Feiertage befahren. (N. ö. Rggs. 
Vdg. vom 27. Juli 1809. Barth. 9. 
u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 272.) 

— — denfelben ſteht frei, ihr Mehl 
auf dem Markte oder in einem Gewölbe 
zu verkaufen. (Hfkzl. Bdg. v. 23. Nov. 
1810. Rggs. Eirc. vom 14. 1810. 
Barth. H. u. ©. Gef. 4. B. ©. 262.) 

— — Die Verordnung, welche die 
. Müller und Mehlhändler verbindet, das 
Mehl zur Hintanhaltung des Aufflau- 
mens den faufenden Parteien nicht mit 
den Händen, fondern mit Schaufeln 
von Holz oder Blech in die Meßgeſchirre 
zu füllen, wurde erneuert, die Außer: 
achtlaſſung derfelben mit der Confisca— 
tion des ohne Schaufeln zugemeffenen 
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Mehles verpönt, und deren Beobad- 
tung im ganzen Lande anbefohlen. (N. 
ö. Rggs. Vdg. vom 14. Nov. 1817. 
Barth. H. u. ©. 4. Bd. ©. 273. Auch 
wurde in Wien die Einleitung getrof— 
fen, daß an einem paffenden Orte am 
Mehlmarkte eine Wage zum Nachwägen 
des erfauften Mehles aufgeftellt werde. 
(Rggs. Vdg. vom 23. Sept. 1817. 
Barth. 9. u. ©. Gef. 4. Br. ©. 273 
u. 274.) 

Müller, deren Berechtigung zum 
Brotverſchleiße betreffend, fiehe Brot: 
verfchleiß. 

— — Verbot der Berabfolgung von 
Geſchenken an ihre Kundſchaften, fiehe 
Geſchenke. 

— — dürfen ſelbſterzeugtes Land— 
brot in einem Laden nicht verkaufen, 
ſ. Landbrot. | 

— — denfelben ift die Zufuhr und 
der ſatzungsfreie Verkauf aller Brot- 
gattungen auf dem hiezu angewiefenen 
Plägen, nicht aber in Verſchleißgewöl— 
ben geftattet, fiebe Bäder, Brotver: 
fohleiß. 

— — ſ. Mehl. 

Munitions-Gegenſtände, Vor— 
ſchrift über die Erzeugung, den Ver— 
kehr und Beſitz derſelben, ſ. Waffen. 

Munitions-Transporte, ſiehe 
Schießpulver-Transporte. 

Münzen bei ſich einzuſchmelzen, iſt 
den Silberarbeitern und ſonſt Jeder— 
mann verboten, ſ. Goldarbeiter. 

— — Gold: u. Silberarbeiter, oder 
befugte Gewerbsleute, die gangbare 
Gold» oder Silbermünzen einfchmelzen 
und verarbeiten, werden ohne Weiteres 
ihres Gewerbes verluftig. Die erweis— 
lih eingefhmolzene Gold» und Silber: 
münze wird confiscitt, und der Werth 
derfelben in C. M. zur Hälfte dem Des 
nuncianten unter Verſchweigung des 
Namens, und zur Hälfte dem Ergreifer 
abgereicht. ($. 26 des Hfkzl. Dec. vom 
21. Aug. 1806, an fämmtl. Länderft, 
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Circ. der n. 6. Reg. v. 21., des böhm. 
Bub. v. 24, Aug. 1806. Kp. ©. ©. 
21. Bd. ©. 562.) 

Münzen, durdlöcerte, follen nicht 
angenommen werden. (Hfkmr. D. vom 
11. Mär; 1822. Krop. Gef. Franz. 
46. Bd. ©. 269.) 

— — In allen Fällen, wo Private 
oder Sorporationen, Münzen oder Me- 
daillen, fei es in Gold, Silber oter 
Bronze ausprägen laffen, haben die— 
felben ein Pflichteremplar in Bronze 
an das k. k. Münzcabinet unentgeltlich 
zu verabfolgen mit der Angabe, in wel: 
dem Metall die Medaille geprägt wor: 
den fei. Es bleibt aber den die Me: 
daille-Brägung Beranlaffenden frei ge: 
ftellt, aud ein Eremplar in edlerem 
Metalle, wenn überhaupt in einem an— 
dern als Bronze geprägt worden ift, 
an das k. k. Miünzcabinet abzugeben. 
(A. h. Entſchl. v. 7. Mai 1839. Hfkzl. 
D. v. 30. Juni 3. 19887. Vdg. des 
böhmischen Gub. vom 11. Aug. 1839 
3. 38984.) 

— — Um binfihtlid der Behand: 
lung aller der Nachahmung oder Ber: 
fälfhung verdächtiger Münzen ein ans 
gemeffenes gleihförmiges Berfahren 
einzuführen, find ſämmtliche öffentliche 
Eaffen anzumweifen, wenn derlei ver: 
dächtige Münzen bei denfelben einlan: 
gen, diefe zwar nicht ale Zahlung an- 
zunehmen, allein eben fo wenig wie es 
bisher gefhah, durchzuſchlagen, fon: 
dern gegen einen dem Weberbringer 
oder Einfender auszufertigenden Em: 
pfangfhein, worin fie ale verdächtig 
bezeichnet werden, zurüdzubehalten und 
mit einer kurzen Anzeige ihrer Prove- 
nienz auf dem geeigneten Wege an das 
k. k. Landes-Präfidium zu leiten, dem 
die Beurtheilung zufteht, ob die durch 
die eingezahlten verdächtigen Münzen 
entitandenen Inzichten einer Münzver- 
fälfhung weiter zu verfolgen wären, 
und welches hiernach diefe Münzen 
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entweder der competenten Gerichts-Be— 
hörde übergeben, oder wenn eine ge— 
richtliche Unterſuchung des Vorfalles 
nach Umſtänden nicht angezeigt iſt, zur 
Aufbewahrung bei dem Hauptmünzamte 
einfenden wird. (Hffmr. D. v. 8. Juli 
1845 3. 21444, u. Hoftzl. Präfidial- 
Schreiben vom 29. Aug. 1845. Krop. 
G. S. J. 1845. Nr. 102 u. 120.) 

Münzen. Aus dem Anlaffe, daß 
in neuerer Zeit Münzen, in&befondere 
Eonventiond- Kreuzer von Gewerbsleu— 
ten ausgehöhlt, und zum Zuſammen— 
fhrauben vorgerihtet, fohin als Etui 
in den Verkehr gebraht wurden, ift 
laut hohen Regierungs = Decreted vom 
2.0. M. 36227 in Folge eines derar— 
tigen fpeciellen zur amtlichen Verhand— 
lung gekommenen Falles durch die 
Hofkanzlei:Berordnung vom 24. Juni 
d. 3. 3. 19449/729 entfchieden wor- 
den, daß die oberwähnte Handlungs: 
weife ſich weder ald Verbrechen nod 
als ſchwere Polizei-Uebertretung, immer— 
hin aber als eine Münzvernichtung 
qualificire, welche dur das Pat. vom 
36. Mai 1745 und durd die Cireular— 
Verordnung vom 21. Aug. 1806 in 
Betreff der Gold- und Silbermünzen, 
und durh das Pat. vom 12. Det. 
1802 $. 2 auch in Betreff der Kupfer- 
münzen veiboten wurde. (Eirc. dert. k. 
Pol. Ob. Dir. vom 17. Juli 1847 
3. 11946.) 

— — Bei Münzverfälfhungen ha— 
ben ſich die Gerichte und Unterſuchungs— 
rihter wegen Erlangung der Befunde 
über deren Unechtheit an das k.k. 
Münzamt zu wenden, ſiehe Eredits: 
papiere. 

— — fiehe Agiotage, Gredits: 
papiere, Denkmünzen, Geldan- 
weifungen, Scheidemünzen. 

Muſik follen die Wirthe vor dem 
Gottesdienfte oder während desfelben 
bei Etrafe von 5 Reichsthalern nicht 
abhalten laffen. (Pat. vom 9. Aug. 
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1762. Barth. H. u. G. Geſ. 4. Bd. 
©. 512.) 

Muſik fol an Sonn: und Feierta- 
gen auf dem Lande erft um 3 Uhr, in 
den Städten um 4 Uhr Nachmittags 
ihren Anfang nehmen. (Bdg. v. 3. Jän. 
1772. Kıp. Gef. Jof. 2. Bd. ©. 97.) 

— — darf an Sonn- umd Feierta- 
gen unter keinem Borwande in Schank 
bäufern vor 6 Uhr Nachmittags ihren 
Anfang nehmen, und hat ohne eine 
befondere Erlaubniß der Polizei⸗Ober— 
Direction längftens bis 12 Uhr Nachts 
zu dauern. Desgleichen ift den mit Er- 
laubnig herumziehenden Mufifanten 
vor 6 Uhr aud nicht erlaubt, in Gaſt— 
und Bierhäufern Mufit zu machen. 
(N... Rggs. Vdg. v. 29. Spt. 1803. 
Krop. Gef. Franz. 17. Bd. ©. 704.) 

— — Bei Gelegenheit der Aufhe— 
bung des einft beftandenen Spielgra- 
fenamtes ift Jedermann, und fo aud 
den Mufifanten die natürliche Freiheit 
eingeräumt worden, ſich Durch ihre Kunft 
ihr Brot zu erwerben. (Höchſte Entſchl. 
vom 19. Dct. 1782.) 

Wenn fie nur nad beigebradhten 
Zeugniffen ihrer Obrigfeiten, durchaus 
rechtfchaffene, angefeffene Leute find, 
die fih zum Muſikmachen nur dann ge- 
brauchen laffen, wenn fie in die benach— 
barten Drifhaften verlangt werden, 
und fich dergeftalt durch dieſes Muſik— 
machen einen erlaubten Nebenverdienft 
verfchaffen: (Rggs. Vdg. vom 31. Jän. 
1797.) 

Die, wegen Nichtgeftattung der im 
Lande herumziehenden Comödianten— 
Banden, Gaukler und Producirer ver: 
ſchiedener Künfte ergangenen Verord— 
nungen haben ſich auch auf die herum— 
ziebenden Mufifanten » Banden, aus 
Sleihheit der Urfache zu erftreden. 
(R. ö. Rggs. Vdg. v. 3. Mai 1796.) 
f. Schau: Productionen. 

— — Ueber eine Befhwerde fämmt: 
licher Landmufifanten gegen eine über 
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eine Vorſtellung mehrerer fog. Thur— 
nermeifter zu deren Gunſten erlaffene 
freisämtliche Berfügung, wodurd ihnen 
alles Muficiren außer ihrem Wohnort 
bei Arreftftrafe verboten worden, wurde 
erinnert: daß die Thurnermeifter nicht 
einmal im Drte ihres Mohnfikes ein 
ausfchliegendes Recht zum Mufitma- 
hen haben, und noch weniger feien 
ihnen ganze Bezirke im Lande derge- 
ftalt eingeräumt, daß man fich bei allen 
Hochzeiten, Gaftereien und übrigen er: 
laubten Ruftbarkeiten blos ihrer Muſik 
bedienen müffe: (Rgge. Vdg. vom 31. 
San. 1797. Barth. 9. u. ©. Gef. 4. 
Bd. ©. 68— 70.) 

Muſik. Diefelde ift bei Aufhebung 
des Spielgrafenamtes im 3. 1782 für 
eine freie Kunft erklärt, und deren’ 
Ausübung Jedermann unbefchränft ge: 
ftattet worden, ohne felbft den Thur- 
nermeiftern für irgend einen Ort ein 
Privilegium gegeben zu haben. Diefe 
unbefhränfte Ausübung ift zwar durch 
eine Regierungs-Berordnung vom Jahre 
1790 etwas reftringirt, und hievon 
die herumziehenden Bauernbanden 
ausgefhloffen worden, wobei jedoch 
abermal,. wie es die fpätere Regie- 
rungs =» Verordnung v. 31. Jän. 1797 
deutlich erflärt, nicht ſowohl auf eine 
befondere Begünftigung der Thurner- 
meifter, ala vielmehr auf die Erhaltung 
einer guten Polizei » Ordnung gefehen 
wurde, und dem mit unendlichen Aus» 
fhweifungen und Bernadhläffigung der 
Wirthſchaft verbundenen Herumziehen 
der Banernflümper vörgebeugt werden 
will. Aus allem Diefen läßt fih abneh— 
men, daß diesfalld weder in Anfehung 
der Perfonen, noch auch der Dirte 
irgend eine gefeßliche Beſchränkung vor« 
handen fei, und daß alſo jeder ſach— 
fundige Muſikus und alfo aud ein 
Thurnermeifter, überall, wo er hinbe- 
rufen wird, feine Kunft ausüben fönne. 
(Rggs. Bdg. v. 23. Dec. 1800. Barth. 
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H. u. ©. Geſ. 7. Bd. ©. 406.) ſiehe 
Mufifanten. 

Muſik, türkifche, ſoll zur Faſtenzeit, 
und außer derſelben auch an Sonn— 
und Feiertagen Vormittags an öffent: 
lihen Orten nicht geftattet werden, 
welches insbefondere auh im Augar: 
ten, Prater, Brigittenau zu gel- 
ten hat. (Hfd. vom 22. Jänn. 1804. 
Krop. Gef. Franz. 18. Bd. ©. 330.) 
f. Rormatage. 

— — Die f. f. Stadthauptmann- 
{haft findet fi im Intereffe der öffent: 
lichen Ordnung und Sittlichkeit veran- 
laßt, auf die Grundlage der beftehen- 
den Vorſchriften und des ihr zugewie— 
fenen Wirkungskreiſes nachſtehende 
Weiſungen für Prag und den Prager 
Polizei-Rayon zu erlaſſen: 

1. Jedermann, der in der Ausübung 
von Inftrumental: oder Vocalmufif an 
öffentlichen Orten einen Erwerb in der 
Hauptftadt oder dem Prager Polizei: 
Rayon ſucht, ift gehalten, fih um eine 
Licenz bei der k. k. Stadthauptmann- 
ſchaft zu bewerben, 

2. Auswärtigen wird diefe Bewilli- 
gung, wie es bisher üblich war, für 
einen beftimmten fürzeren Zeitraum 
gegen Entrihtung der vorgefchriebenen 
Gebühren ertheilt. Jene, welche be 
reits eine für dad ganze Kronland mit 
Einfhluß der Hauptftadt giltige Be— 
willigung der k. k. Statthalterei befi- 
gen, find von der Anmeldung bei der 
k. ?. Stadthauptmannfhaft dadurd 
nicht befreit und haben fich den befte- 
henden Anordnungen zu fügen. 

3. Einheimifche erhalten diefe Licenz 
nad vorläufiger Prüfung ihrer perſön— 
lihen Eigenfhaften und Berhältniffe 
für die Dauer eines Jahres unentgelt- 
ih und find Tediglih an die Löſung 
des Ermerbfteuerjcheines gebunden. 

3. Die erhaltene Licenz bat der In— 
haber bei Productionen bei fich zu tra— 
gen und ſich Damit gegenüber den Dr: 
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ganen der Sicherheitsbehörde bei Nach— 
fhau an öffentlihen Orten auszuwei— 
ſen, widrigenfalld derfelbe die augen- 
blidlihe Einftellung der Production 
und eine Ahndung zu gewärtigen hat. 

5. Ausübungen ohne Licenz, fo wie 
das. Singen oder Auffpielen von un— 
fittlihen oder politifch = bedenklichen, 
revolutionären Stüden oder Weifen 
werden, und zwar erjlere mit einer 
Strafe von 1 bis 50 fl. EM. oder 
einer Arreftitrafe bis zu 3 Tagen, das 
leßtere nach der Weifung des k. f. Lan— 
des » Militär: Commando = Präfidiums 
vom 19. Dct. 1851 3. 371—B. mit 
einer Arrejtftrafe bis zu 8 Tagen umd 
nach Umftänden mit der Abnahme der 
Licenz geahndet. 

6. Schänker, Gaft: und Kaffeewirthe, 
weldhe in ihrem Gaftlocale Productio: 
nen von Individuen dulden, die mit 
feiner Licenz verfehen find, unterliegen 
der gleihen Strafe von I—50 fl. EM. 
oder von Arreſt bi zu 3 Tagen. (Kund⸗ 
madhung der k. k. Stadth. in Prag v. 
26. Dct. 1851 3. 45101.) 

Mufif. Es ift die Wahrnehmung 
gemadit worden, daß in den meiften 
gemeinen Schenthäufern und Kaffee 
fneipen Kortepianos unterhalten wer: 
den, welche jedem Gajte, der Luft hat, 
fih oder die Gefellihaft durch Produc- 
tionen verfchiedener Muſikſtücke zu un— 
terhalten, zur freien Benügung ftehen. 
Da die Erfahrung gelehrt bat, daß 
durch dieſe Leichtigkeit, fich ein muſika— 
lifhes Accompagnement zu verfchaffen, 
Belegenheit zur Abfingung fowohl ob: 
feöner, als in politifher Hinſicht be— 
denflicher Lieder geboten wird, wodurch 
die in folden verrufenen Kneipen ge: 
haltenen Zufammenfünfte den Charac— 
ter wahrer Bachanalien annehmen, 
und alle Leidenfchaften der Theilnehmer 
aufgeftachelt werden; fo ift es eine vor- 
zügliche Pflicht der Bolizeibehörde, auch 
dieje Ausartungen des gejelligen Lebens 
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in die gehörigen Schranken zurückzu— 
weifen. Es ift daher eine genaue Nach— 
ſchau im Bezirke vorzunehmen, um ficher 
zu ftellen, wo ſich überall ſolche Kor: 
tepianos befinden, jofort die Eigen: 
thümer zum Ausweife über die Berech— 
tigumg zum Halten eined Fortepianos 
zu verhalten, und, im alle fie ſich mit 
diefer Bewilligung nicht auszuweiſen 
vermöchten, auf die Befeitigung des— 
felben zu dringen. (Dec. der Stabth. 
in Prag v. 10. Nov. 1851 3.47281.) 

Mufik, ſ. mufifalifche Unterhal- 
tungen. 

— — vor Birthöhäufern zur Nachte- 
zeit, ſ. Plachen. 

— — ſ. Tanzmuſiken. 

— — ſ. mufitalifihe Productio: 
nen, mufifalifche Unterhaltungen, 
Mufilanten, Normatage, Tanz: 
mufifen, Tanzmufil = Licenz - Ge: 
bühren, Volfsfänger-Befelfchaft. 

Mufifalien, lithographirte. Beim 
Berfaufe derfelben treten diefelben ge— 
feglihen Beftimmungen ein, welde in 
der für die Buchhändler unterm 18. 
März 1806 erfloffenen Drdnung ent» 
halten find, nad) deren $. 10 der Be- 
figer einer litbographifchen Anftalt, nur 
die auf eigene. Rechnung aufgelegten 
Werke in einem öffentlihen Gewölbe 
zu verkaufen berechtigt it; bei allen an» 
dern aber auf fremde Rechnung litho- 
graphirten Werken fich alles Handels zu 
enthalten hat. (Gommerz » Hofcommiff. 
Decr. v. 29. Juli 1822. Barth. Erg. 
Br. ©. 340.) m z 

Mufitalienhändler, in wie fern 
denfelben das Halten eigener Preffen 
geftattet fei, f. Kupferftecher. 

Mufikalienhändlers : Witwen, 
f. Buhhändlers: Witwen. 

Mufifalien-eihanftalten dürfen 
die Kunfthändler halten. Comm. Hofe. 
Deer. v. 7. Febr. 1817, n. ö. Rogge. 
Vdg. v. 17. Kebr. 1817. Barth. 9. u. 
®: Geſ. 7. Bd. S. 144.) 
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Muſikalien-Leihanſtalten. Aus 
Anlaß vorgekommener Anfragen, wie 
ſich bei Verleihung von Befugniſſen 
zur Errichtung von Muſikalien-Leih— 
anſtalten zu benehmen ſei, hat das 
Miniſterium des Innern unterm 16. 
März d. J. 8. 1552, im Einver- 
nehmen mit dem hohen Handelsmini— 
fterium zu beſtimmen befunden, daß 
bei dem Umitande, als der den Mufi- 
falien häufig unterlegte Text in poli- 
zeilicher Beziehung dem Inhalte der 
Drucdichriften ganz gleichzuftellen tft, 
die für die Verleihung von Leihbiblio- 
iheten geltenden Vorſchriften auch auf 
die Errihtung von Muſikalien-Leihan— 
ftalten anzuwenden find. Hievon wird 
die Stadthauptmannfhaft im Nach— 
hange zu dem hierortigen Decrete vom 
20. Aug. v. 3. 3. 27773 (f. Leih— 
bibliothefen) in die Kenntniß gefeßt. 
(Decret der n. ö. Statthalterei vom 
31. Mär; 1852 3. 9737. 8.6.2. 
Nr. 162.) 

— — ſ. Buhhändlers: Witwen. 

— — f. Zeihbibliothefen. 

Mufikalifche Academien, f. Con: 
certe. 

— — RProductionen. Die k.k. 
oberfte Bolizeis und. Cenfur-Hofitelle hat 
mit Decrete vom 10. d. M. den Auf: 
trag anher erlaffen, für die Zukunft 
forgfältig darüber zu wachen, daß mu— 
fifalifche (von der gewöhnlichen Gaft- 
hausmuſik zu unterfcheidende) oder fon- 
ftige Productionen nad Art der Con— 
certe und mufifalifhe Academien an 
öffentlihen Orten, während der Thea- 
terzeit der diesfalld beftehenden Vers 
fchrift gemäß niemald gedulder oder 
wohl gar bewilligt werden. (Circ. der 
k. £. Bol. Ob. Dir. vom 23. Jänner 
1843 3. 797/115.) 

— — Productionen, f. Gafthän: 
fer, Mufifalifche Unterhaltungen, 
Mufifanten, Normatage, Volks: 
füngergefellfchaften. 
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Muſikaliſche Productionen, Wir— 
kungskreis der Bezirks-Commiſſariate 
bei Ertheilung der Bewilligungen, ſ. 
Schau-Productionen. (Vdg. vom 
1. Mai 1852.) 

— — Interhaltungen. Berbot 
der unter dem Namen von Reu- 
nionen und Gonverfationen 
Statt findenden, mit Mufit 
verbundenen Unterhaltungen 
für die Tage der fogenannten 
geheiligten Zeit. Nah den mit 
dem Regierungs-Circulare v. 20. Spt. 
1826 befannt ‚gemachten a. h. Ent- 
ſchließungen vom 19. Aug. 1826 ha- 
ben weder Bälle, noch Tanzmuſiken, 
noch Theater, wo immer an den bisher 
beftandenen Norma » Tagen, nämlich: 
am 22., 23., 24. u. 25. December, 
am Afchermittwoh, vom Palmfonn- 
tage an bie einſchließlich zum Oſter— 
fonntage, am Pfingftfonntage, Frohn: 
leihnamstage, dann an Marien = Ber- 
fündigung und Maria - Geburt Statt 
zu finden. Die Abhaltung von Con— 
verfationen, Reunionen u. dgl. Unter: 
baltungen an öffentlihen Orten mit 
Muſik an den gedachten Tagen ift darin 
zwar ausdrüdlih nicht verboten; da 
jedoh in Gemäßheit des a. b. Hand: 
ſchreibens vom 13. Juni 1821 nur 
mufitalifhe AUcademien erfter Gattung 
an diefen Tagen und blos für wohl- 
thätige Zwecke auszuführen geftattet 
ift, übrigens aber Nichts gefhehen 
darf, was der Heiligfeit diefer Tage 
zumiderläuft, fo ergibt ſich von felbft, 
dap an diefen Tagen die Abhaltung 
der unter dem Namen von Reunionen 
und Gonverfationen Statt findenden, 
mit Mufit verbundenen Unterhaltungen 
an öffentlichen Orten der a. b. Willens: 
meinung entgegen find, und für die 
Zukunft zu unterbleiben haben. Hier: 
über haben in Wien die k. k. Polizei— 
Behörde, und auf dem Lande die poli- 
tifchen Obrigfeiten genau zu wachen, 


522 


Muſikaliſche. 


zu Unterhaltungen dieſer Art in tem- 
pore saerato feine Bewilligung zu er: 
theilen, und auch in Bezug auf Reu— 
nionen, Gonverfationen und fonftige, 
mit Muſik verbundene Unterhaltungen 
nad dem Regierungs-Eirc. v. 29. Mai 
1827 (f. Zanzınufifen) fih zu beneh— 
men. (Hfkzl. Deer. v. 17. Juni 1841 
3. 13803, an die f. f. n. ö. Reg. 
Kundgem. mit Circ. v. 25. Juli 1841 
3. 37240. Pol. © ©. 69. Br. 
Nr. 73.) 

Mufikalifche Unterhaltungen. Aus 
Beranlaffung einer Anfrage über den | 
Sinn des gedructen Regierungs-Cir— 
culare vom 25. Juli d. J., welches 
die Abhaltung von onverfationen, 
Neunionen u. dgl. Unterhaltungen an 
öffentlihen Orten mit Muſik an den 
Normatagen von nun an ausdrüd: 
lih verbietet, wird fämmtlihen Bes 
zirf8-Directionen diesfalld nachſtehende 
Weifung ertheilt: Das genannte Re— 
gierungs-Circular beftimmt ausdrücklich 
die Tage, an welchen derlei Unterhal— 
tungen nicht Statt haben ſollen, es 
kann alſo von einer Ausdehnung die— 
ſes Verbotes auf andere als die in dem 
erwähnten Circulare taxative aufge— 
führten Tage nicht die Rede ſein, ſon— 
dern die im letzten Abſchnitte der Re— 
gierungs-Verordnung vorkommende 
Berufung auf das tempus sacratum 
kann nur sensu strietiori genommen 
werden, und blo® im Einflange mit 
den früheren Beftimmungen Anwen— 
dung finden. Da ſonach in der frühe- 
ren Gepflogenheit feine Aenderung ein- 
zutreten hatte, und zu Folge Decretes 
der hochlöbl. k. k. oberften Polizei- und 
Genfur: Hofftele vom 15. Nov. 1834 
nur lärmende und Tanzmuſik während 
der Advent» und Faftenzeit unterfagt 
erfcheint; fo unterliegt ed feinem An: 
ftande. die Abhaltung von gewöhnli- 
her, nicht in obige Kategorie gehöri— 
ger Muſik, und die Ankündigung der— 
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ſelben, unter den auch im vorigen Jahre 
üblichen Vorſichten, außer den oben 
erwähnten Normatagen zu verftatten. 
In fo fern find die Wirthe und Saal- 
inhaber anzuweifen, die diesfälligen 
Ankündigungen ganz prunklos beiläufig 
in der Form, daß die Gaſthauslocali— 
täten zur Reftauration geöffnet find, 
der N. N. die Muſik dirigiren, und 
Mufif_ ernfteren Inhalts zur Auffüh- 
rung bringen wird, zu verfaffen, in 
welcher Geftalt ihnen von Seite der 
Bezirks-Directionen die Bidirung an 
den gewöhnlichen Tagen mit Ausnahme 
der Freitage nicht zu verfagen, jedoch 
die genaue Beobachtung diefer Be- 
ſchränkungen auch forgfamft zu über: 
wachen, und gegen die Dawiderhans 
delnden nad den beftehenden Borfchrif- 
ten Amt zu handeln ift. (Cire. der kak. 
Pol. Db. Dir. vom 30. Nov. 1841 
3. 16475/2699.) 

Mufikalifche Unterhaltungen. Man 
hat die Wahrnehmung gemacht, daß in 
neuerer Zeit, und felbft im Advente an 
Freitagen Unterhaltungen mit Mufit 
an-öffentlihen Localitäten Statt fin- 
den, die unter der Benennung Neu: 
nionen, Gonverfationen oder Soi— 
een angekündigt und abgehalten wer— 
den, was den beftehenden Verordnun— 
gen entgegen und zufolge Bolizei-Öber- 
directiond-Eirculare vom 30. Novemb. 
1841 3. 16475/2699 mit Hinblid 
auf das hohe Regierungs-Eircular vom 
25. Juli 1841 3. 37240 und die 
a. h. Entſchließung v. 19. Aug. 1826 
wicht geftattet ift. Da die Handhabung 
dieser Borfchriften feit dem Jahre 1848 
durch die Genfurfreiheit der Annoncen 
in Berfall gerieth, fo werden fte mit 
der Weifung in Erinnerung gebracht, 
die Abhaltung von muftfalifchen Belu— 
fligungen an öffentliden Orten, fomit 
nicht nur die Productionen der 
Muſiker, fondernaud jene der 
Bolksfänger an Freitagen des 
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ganzen Jahres nicht zu geſtat— 
ten, und die Befolgung obiger Ver— 
ordnung zu. überwachen. Gegen deren 
Uebertreter ift nach dem Regierungs— 
Girculare vom 29. Mai 1827 (fiehe 
Tanzmuſiken) vorzugehen. (Dec. der 
Bol. Dir. v. 5. Dec. 1852 3. 25637/ 
2784. C. A. L) 

Mufikalifche Werke, Schuß gegen 
den Nachdruck, ſ. Nachdruck. 

Muſikanten, welche von Haus, 
oder in Gaſthöfen ohne Erlaubniß 
herumziehen, ſind von der Wache ohne 
Rückſicht des Alters oder Geſchlechtes 
in Verhaft zu nehmen. (Pol. Ordn. für 
Wien vom 2. März 1776. Krop. Gef. 
M. Thereſ. 8. Bd. ©. 624.) 

— — die mit Erlaubniß herumzie- 
ben, dürfen an Sonn- und Feiertagen 
nicht vor 6 Uhr Nachmittags in Gaft- 
und Bierhäufern Mufit machen. (N. ö. 
Rggs. Vdg. v. 29. Sept. 1803. Kp. 
Gef. Franz. 17. Bd. ©. 704.) ° 

— — welde von Wirthshaus zu 
Wirthshaus, von. Garten zu Garten, 
von einem Haushof in den andern ge— 
ben, find als Bettelmufifanten zu be- 
trachten, und wenn fie hiezu mit feiner 
Bettelmuſik-Licenz verfehen find, follen 
fie angehalten, und ihnen das Mufif- 
machen eingeftellt werden. (Bol. Hfftd. 
vom. 21. Jan. 1821.) f. Bettelmufi: 
fanten. 

— — melde auf Tanzfälen mufici- 
ren; oder in Gefellfhaft mehrerer, in 
beftimmten öffentlihen Gärten, in 
Bafthäufern oder bei Kaffeehäufern 
Harmoniemufit fpielen, gehören nicht 
zu den Bettelmufitanten, fondern die 
Ausübung diefer Muſik gehört zu den 
freien Erwerbsarten. (Bol. Hfftd. vom 
21. Jan. 1821.) 

— — fremden, welde von Zeit zu 
Zeit in Gefellfhaft hieher kommen, 
kann die Polizei-Dber-Directton, wenn 
fie mit ordentlihen Päſſen verfehen 
find, auf kurze Zeitfrift den Aufent— 
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halt geftatten; felbe find jedoch in 
Uebertretungsfällen fogleih von bier 
abzuſchaffen. (Pol. Hfftd. vom 9. Mai 
1821.) 

Mufifanten, herumziehende. Das 
Abfingen unfittlicher und unanftändiger 
Lieder derfelben ift mit aller Strenge 
hintanzubalten. (Bol. Hfſt. Weif. v. 23. 
Juli 1822) ſ. Schau: Productionen. 

— — UminAnfehbungder Er- 
werbfteuer » Belegung herum 
jiebender Muſikanten in al 
len Provinzen, wo diefe Steuer 
eingeführt ift, Gleichförmigkeit herzu— 
ftellen, bat die Hoffanzlei nad dem 
Geifte der über die Ermwerbfteuer be- 
ftehenden a. h. Anordnungen mit Hof: 
deeret v. 24. Nov. 1825 3. 35369 
Folgendes feftäufeßen befunden: 

1. Da der Erwerb diefer Leute in 
feiner Weſenheit dem Haufirhandel 
gleichkommt, fo find fie auch in Abficht 
auf die Erwerbfteuer mit den Haufirern 
auf gleihen Fuß zu behandeln. Es ift 
daher 

2. einem jeden herumziehenden Mus 
fifanten für feine Berfon alle Jahre ein 
neuer Grwerbfteuerfhein, unter der 
Benennung: „als berumziehende Mus 
fifanten“ dur die Ortsobrigkeit des 
Bezirkes, in welchen ein folder Mufi- 
fant conferibirt ift, bei dem vorgeſetz— 
ten Kreidamte zu erwirfen. 

3. Diefer Stewerfchein hat die Stelle 
der Muſik-Licenz zu vertreten, daher 
es ſich von felbft verſteht, daß feinem 
herumziebenden Mufifanten die Aus— 
übung der Muſik zu geftatten ift, wenn 
er fich nicht mit einem foldhen, für das 
laufende Jahr giltigen Steuerfcheine 
ausmweifen kann, daher es feine Sache 
ft, fih jedes Jahr um einen neuen 
Steuerſchein bei feiner Eonferiptions- 
Dbrigfeit zu bewerben. 

4. Die Erwerbfteuer felbft ift in dem 
Betrage zu bem ſſen, der in jeder Pro— 
vinz für Haufirer beftimmt ift. 
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5. Wenn ein ſolcher Muſikant ſeinen 
Erwerb in einer Provinz ausübt, wo 
für die Haufirer ein höherer Steuer: 
beitrag feftgefeßt ift, als in jener Pro- 
vinz, in welcher der Steuerfchein aus— 
gefertigt ward, fo hat er auf diefelbe 
Art, wie e8 bei den Haufirern einge 
führt ift, bei feinem Eintritte in eine 
ſolche Provinz den abgängigen Mehr- 
betrag zu erlegen. (N- ö. Rggs.'Cire. 
vom 7. Dec. 1825.) 

Mufilanten. Erklärung des 
Ausdrudes „berummwandernder 
Mufitanten“ in Beziebung auf 
die Erwerbfteuerpflidtigkeit. 
Es ift vorgefommen, daß ein Domi— 
nium einen Inwohner auf dem Grunde 
der Gircular-Berordnung vom 7. Der. 
1825, einen Erwerbſteuerſchein auf 
Mufikipielen bei dem Kreisamte erwirkte, 
und ibm nachher für ihn, fein Weib 
uud feine Kinder einen Reifepaß aus— 
fertigte, damit er fih wegen Mangels 
eines örtlihen Erwerbes in den k. f. 
conferibirten Erbländern durch Werkel⸗ 
fpiel Erwerb verfhaffen könne. Da je— 
doch unter dem Ausdrude Muſikanten, 
wie er in dem erwähnten Girculare 
vorfommt, keineswegs die Werkeldre- 
ber begriffen fein können, weil dieier 
Ausdruck den Begriff in fih ſchließt, 
daß Jemand durch die Bewegung feiner 
Finger oder feines Athems einem In: 
firumente harmonische Töne entlode, 
fo find die Dominien nad obiger 
Andeutung zu belehren und anzumeis 
fen, fih bei Erörterung der Erwerb— 
fteuerfcheine auf Mufikfpielen, das, 
was fie bei Ermwirfung der Haufir: 
ſcheine zu beobachten haben, vor Augen 
zu halten, nämlich nur für ganz recht— 
fihe und unbedenkliche Individuen ein- 
zufchreiten, und wenn jie allenfalla 
Berdienft durch Werkelſpiel erlauben, 
diefe Erlaubniß nur auf eben folde 
Individuen und die Ausübung nur auf 
den Ort ihres Aufenthaltes zu bes 
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ſchränken, damit die gegründete Be— 
ſorgniß, daß unter ſolchen herumzie— 
henden Muſikanten ein großer Theil 
blos verkappte Bettler ſich befinden, 
und ſich im Lande herumtreiben, mög— 
lichſt beſeitigt werde. (Hfkl. Deer. vom 
14. Sept. 1826 3. 23575, n. ö. 
Rggs. Vdg: vom 10. Dct. 1826 3. 
48189. Prov. G. ©. für Defterr. u. 
dv. €. 8. Thl. Nr. 216.) 
Muſikanten. Da die herumziehen- 
den Mufifanten in Hinfiht ihres Er- 
werbes den Haufirern gleich zu behan- 
deln find; fo-folgt auch, daß ihre Päſſe 
gle:ch jenen, welche den Haufirern aus— 
gefertigt werden, von den Kreisämtern 
zu vidiren find. Die Ausfertigung die: 
fer Päſſe fteht jedoch wie bisher fortan 
den Magiftraten und Ortsobrigkeiten 
zu. Wenn mehrere Mufitanten in Ge: 
ſellſchaft herumziehen, 
meinſchaftliches Zuſammenwirken ihren 
Erwerb ſuchen, iſt einer ſolchen Ge— 
ſellſchaft immer nur Ein Paß und 
Ein Erwerbſteuerſchein auszufertigen, 
auf welcher Urkunden jedoch zur Er— 
leichterung der Controle alle einzelnen 
Individuen zu verzeichnen find. (Hfkzl. 
Decr. vom 17. Aug. 3. 23274 und 
v. 6. Dec. 1826 3. 33611 an die ob 
der ennf. Reg. u. das böhm. Land. Gub. 
Krop. G. ©. 52. Bd. Nr. 208 u. 304.) 
ſ. Erwerbftener. 

— — Die Uemter und Magiftrate 
haben fich zu enthalten, Mufitbanden 
zur Ausübung ihres Erwerbes obrig- 
feitlihe, von. den Kreisämtern vidirte 
Päffe zu ertheilen, wie diefes vor Er- 
fließung -der a. b. Entſchließung vom 
5. Dec. 1835 (f. Schau=:Productio: 
nen) früher nah dem Hfkzl. Deer. v. 
17. Aug. u. 6. Dec. 1826 3. 23274 
u. 33611 geftattet war. (Bdg.d. böhm. 
- Bub, Präf. vom 15: Juni 1836 3. 
5410. Dbent. 2. Bd. ©. 470.) 

— — Herumzichende Mufitanten, 


deren Päffe nicht ausdrücklich für die. 
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f. £. Nefidenzftadt Wien und deren Um— 
gebung beftätigt find, find fogleich bei 
ihrem Erfcheinen in der Linie wegzu— 
weifen. (Rggs. Präf. Deer. v..23. Juni 
1838 3. 1702/P. Pol. Ob. Dir. 3. 
8612/1198.) - 

Muſikanten. Vorſchrift in Be— 
treffderErtheilung von Päſſen 
auf den Erwerb durch Muſit. 
Aus Anlaß vorgefommener Fälle, daß 
von den Local Behörden Päſſe zu Reis 
fen auf mufitalifhe PBroductionen in 
andere kak. Provinzen an Individuen 
ertheilt werden, welche die zur Erlan— 
gung des angegebenen Erwerbes genü— 
genden Kenntniffe gar nicht beſitzen, 
und aus diefem Grunde wegen Mangel 
an binreichendem Exwerbe im. Betteln 
betreten werden und daher aller Orten, 
wo fie erſcheinen, als eıne wahre Be: 
läftigung erfcheinen.müffen, hat das 
Präafidium der k. f. vereinigten Hof: 
kanzlei unterm 28. Jän. 1839 anzu- 
ordnen befunden, daß von den Local— 
Behörden Päffe zur Reife in andere 
f. k. Provinzen für Individuen, welche 
dafelbft mit der Ausübung der Mufik 
den Erwerb fuchen, nur dann ertheilt 
werden dürfen, wenn die Ueberzeugung 
vorliegt, daß die Paßwerber ſich die 
Kenntnig der Muſik in einem zur Er: 
langung des beabfichtigten Erwerbes 
genügenden Grade erworben haben, 
was die Rocal» Behörden in der dies— 
fälligen Paß-Urkunde zugleich zu bejtä- 
tigen baben. (Vdg. der n. ö. Reg. vom 
4. Febr. 1839 3. 7167. Prov. ©. S 
21. Bd. Nr: 23.) 

— — Nah Sahfen, Preußen und 
Baiern dürfen die Aemter und Magi- 
ftrate für Muſikanten, fo wie auch für 
Bänkelfänger, Comödianten und Seil: 
tänzer feine Päffe in Antrag bringen, 
weil dahin an Perſonen, welche auf 
die erwähnte Art ihren Erwerb fuchen, 
feine Päffe ertheilt werden, indem er 
den genannten Nachbarſtaaten Päffe 
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für die beſagten Etwerbszweige nur an 
Inländer ertheilt werden. (Vdg. des 
böhm. Gub. Präſ. vom 5. Apr. 1841 
3. 1874. Obent. 3. Bd. ©. 319.) 

Mufifanten. Es ift aus Anlaf 
eines fpeciellen Falles die Anfrage ge 
ftellt worden, wie lange die Präfidial- 
Bewilligungen zum Muftciren auf dem 
flachen Rande, in denen Feine beftimmte 
Zeit feftgefeßt ift, dauern, wie lange 
daher auf Grundlage derfelben ein Er- 
werbfteuerfchein ertheilt werden könne, 
und endlih ob überhaupt zum Mufici- 
ren auf dem flachen Lande eine Präfi- 
dial-Bewilligung- erforderlich fei, oder 
ob diejelbe von den Ortsobrigkeiten er- 
theilt werden könne. 

Ueber die Dauer von derlei Bräfidial- 
Bewilligungen entfällt jeder Zweifel, 
wenn berücfichtigt wird, daß diefelben 
auf Grundlage der von den Bitttellern 
beigebrachten Reifebewilligungen ertheilt 
werden; jobald demnach ein derlei Reife: 
Document erlifht, und der herumzie- 
bende Mufitant nicht mehr berechtigt 
ift zu reifen, erlifcht auch die ihm, wie 
ihon bemerkt, auf Grundlage feines 
Paſſes ertheilte Productions-Bewilli— 
gung, und ſie kann durch einen etwa 
ſpäter erlangten neuen Reiſepaß nicht 
wieder aufleben, weil ſonſt alle Evi— 
denz über derlei herumziehende Indi— 
viduen verloren ginge, ſo iſt demnach 
in dieſem Falle auch eine neue Präſi— 
dial-Bewilligung erforderlich. Uebri— 
gens verſteht es ſich von ſelbſt, daß in 
Fällen, wodurch eine kürzere Dauer als 
jene des Reiſe-Documentes eine Muſik— 
bewilligung gebeten wird, was aus 
dem Geſuche erſichtlich iſt, die Bewilli— 
gung auch mit der erbetenen Zeit er— 
licht. Aus dem Gejagten ift zu ent: 
nehmen, wie lange auf Grumdlage der 
Präfidial-Bewilligungen zum Muficiren 
Erwerbftener- Scheine ertheilt werden 
können. Was endlich den legten Frage: 
punct anbelangt, fo geht aus der mit 
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dem Regierungs-Präſidial-Decrete v. 
10. Jän. 1836 (ſ. Schau: Produe: 
tionen) bekannt gegebenen a. h. Ent- 
ſchließung, die ansdrüdlich der herums 
jiehenden Muſikbanden Erwähnung 
macht, deutlich hervor, daß die Bewil- 
ligungen zum Muficiren auf dem fla- 
hen Lande, den Ränder-Präfidien vor- 
behalten find, und es kann aus dem 
Wortlaute der über Anſuchen um der— 
lei Bewilligungen erlaffenen Erledigun— 
gen, in welchen die Bittjteller an die 
Ortsobrigkeiten gewiejen werden, nicht 
argumentirt werden, daß den Orts— 
obrigfeiten die Bewilligung -überlaffen 
werde, ſondern das Präſidium eriheilt 
hierdurch die Bewilligung felbft, und 
es werden die Bittiteller nur aus dem 
Grunde an die Drtsobrigfeiten gewie- 
fen, damit felbe ihre Documente prü— 
fen, ihnen Zeit und Drt der Produc- 
tionen beftimmen, ja in befonderen 
Fallen, die das Präfidium bei Erihei- 
lung der Bewilligung nicht vorausſe— 
ben kann, ihnen fogar diefelben aus 
Polizei-Rüdkfihten für einen oder den . 
andern Ort ganz unterfagen, und über: 
haupt diefe Invividuen beffer überwas 
hen. (R. ö. Rggs. Präf. Deer. vom 
5. Juni 1841 3. 1455. Prov. ©. ©. 
23. Bd. Nr. 108.) 

Mufilanten. Beftimmungen 
über die Bidirung der Päſſe 
reifender Mufiltanten. Einige 
Kreisämter- find der Anſicht, daß es 
durch die Gubernial- Berordnung vom 
6. Mai 1842 3. 18395 (im 24. Bd. 
der Prov. ©. ©. ©. 264) von der 
freisämtlihen Bidirung der Päſſe der 
in andern Provinzen reifenden Muſi— 
fanten abgefommen fei. Diefe Anficht 
ift jedoch irrig; denn es wurde zwar 
mit der Gubernial » Verordnung vom 
6. Mai 1842 ©. 3. 18395 die Bidi- 
rung der von Wirtbihaftsämtern und 
Magiftraten ausgeftellten, zu Geſchäfts— 
reifen giltigen Päſſe aufgehoben, allein 


Muſikanten. 


das Hofkanzlei-Dectet vom 17. Auguſt 
1826 3. 23274, nad weldhem die 
Päſſe für Mufitanten von den k. Kreis: 
amtern zu vidiren find, konnte durch 
diefe Gubernial-Berordnung nicht aufz 
gehoben werden, und befteht daher 
noch immer in voller Kraft. (Gubern, 
Präf. Vdg. in Böhmen vom 11. Juli 
1845 3. 5083. Pr. G. ©. für Böhm. 
27. Bd. Nr. 196/2.) 

Muſikanten. Mit Rückſicht auf die 
bekannte Thatfache, daß öfterr. Staats- 
angehörige in großer Zahl das ganze 
Jahr hindurch muſikaliſche Productio- 
nen in verfchiedenen Theilen-des Kö— 
nigreihes Baiern - veranftalten und 
hieraus nicht unbeträchtlihen Erwerb 
ziehen, hat die königlich baieriſche Re— 
gierung den Wunfd geäußert, ed möchte 
den baierifhen Muſikanten bezüglich 
ihrer Zulaffung in die k.k. öfterreichi- 
fhen Staaten keine größere Schwierig- 


keit, als welche öfterr. Mufitanten in - 


Baiern erfahren, gemacht, und demnach 
in diefer Hinficht ein Zuftand der Re- 
ciprocität herbeigeführt und eingehal- 
ten werden. Es Anterliegt keinem An— 
ftande, den königl. baierifchen Staats- 
angehörigen, welche ſich durch mufifa- 
lifhe Productionen in den öfterreichi- 
ſchen Staaten einen Erwerb verfchaffen 
wollen, wenn fie fowohl für ihre Ber- 
fon als für ihre Begleitung nebft lega= 
len, von der k. f. Geſandtſchaft vidir- 
ten. Bäffen, auf denen ihre Kunftfer 
tigkeit beftätigt ift, mit glaubwürdigen 
Wohlverhaltungs - Zeugniffen verfehen, 
und fonft unbedenklich find, den Ein- 
tritt in die B. ?. Kronländer zu ver: 
ſchaffen, und Productionsbewilligun- 
gen -auf eine dem Grade ihrer Kunſt— 
fertigfeit und mit Nüdfiht auf die 
Größe und den Wohlftand der Bevöl- 
kerung und auf die fonftigen Drisver- 
hältniſſe zu beftimmende Zeit zu erthei- 
len, (Erl. des Min. d. Inn. vom-14. 
Mai 1850 3. 8476. Dec. dern, 6. 
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Stth. vom 23. Mai 1850 3. 1623/P. 
der 0. d. Stith. vom 22. Mai 1850 
3. 12152, 0.0.2.6. 8. Nr. 221.) 

Laut Erlaffes des Minifterium des 
Innern v. 17. Juli 1850 3. 14099/ 
1519 hat das f. baierifhe Staatsmi— 
nifterium des Innern mit Erlaß vom 
15. Juni 1850 3. 9320.die nöthigen 
Berfügungen getroffen, damit die Grund— 
füge des Minifterial= Erlaffed vom 14. 
Mai 1850 3 8476 bezüglich der Zu: 
laffung baierifcher Mufiker nad) Oeſter— 
reich, zur Herbeiführung eines gleich: 
mäßigen gegenfeitigen Verfahrens in 
Zufunft vom den baterifhen Behörden 
auch hinfichtlich jener öfterr. Staats— 
angehörigen beobachtet werden, welche 
fih durch muſikaliſche PBroductionen in 
Baiern einen Erwerb verſchaffen wollen. 
(Erl. der o. ö. GStth. v. 20. Juli 1850 
3. 17266. 8. ©, 2. für O. Oeſterr. 
Nr. 340.) 

Mufitanten. Der Wiener Magiftrat 
hat die in dem Regierungs =» Eirculare 
vom 7. Dec. 1825 erwähnten Conceſ— 
fionen für wandernde Mufitanten nur 
auf Inftrumentalmufil zu be 
ſchränken. Für das flache Land 
bleibt die Xicenzertheilung für wan— 
dernde Muſikanten den Bezirkshaupt- 
mannfchaften für ihren Bezirk überlaj- 
fen, welche jedoch eben jo wie der Wr. 
Magiftrat bei Verleihungen im Wiener 
PolizeisRayon immer vorläufig mit der 
f. f. Stadthauptmannſchaft das Ein- 
vernehmen zu pflegen, die Aeußerung 
derfelben aber ald maßgebend zu bes 
trachten, und ihr die erfolgten Bewil— 
ligungen befannt zu geben haben. 

Wandernde Mufikanten, welde 
in. mehreren Bezirken oder im ganzen 
Kronlande Erwerb fuchen wollen, haben 
die Bewilligung bei der Statthulterei 
einzuholen, und es find die einfchlägi- 
gen Geſuche hieher gutächtlich vorzule— 
gen, hierbei ift aber ſtets darauf zu fe- 
ben, daß nur bei jenen Bewerbern auf 


Hufikanten. 


die Ertheilung einer Conceſſion einge 
rathen wird, welchen die Kenntniß der 
Mufit in einen für den beabfichtigten 
Erwerb genügenden Grade eigen ift. 

Mas die Mufil- Directoren 
oder Mufil-Unternebmer anbe- 
langt, bei welchen -ein höherer Grad 
mufifalifher Bildung vorausgefegt 
wird, und welde ihren Ermwerb als 
freie Befhäftigung gegen Bemeffung 
der Erwerbfteuer betreiben, fo iſt bei 
der Zulaffung diefer Gattung des Er- 
werbes nach den termalen für freie Be- 
ſchäftigungen geltenden Normen vor- 
zugeben, wornach die gemwerbverlei- 
hende Behörde die Anmeldung anneb- 
men oder ablehnen, im Wiener Bolizei- 
Rayon zur näheren Aufklärung der 
hierüber in frage fommenden perfön- 
lihen Berhältniffe des Bewerbers mit 
der Stadthauptmannfhaft Rückſprache 
pflegen, und derſelben die erfolgte Zu: 
laffung befannt geben wird. 

Der Borgang für die Berlei- 
bung von Bettelmufif » Licen- 
zen wurde mit dem bierortigen Er— 
laffe vom 26. Juni d. 3. 3. 18883 
(f. Bettelmufif-Licenzen) vorgezeich- 
net (Deer. dern. ö. Statth. vom 29. 
Dec. 1851 3. 30225.) 

Mufifanten. In Gemäßheit des 
hohen Statthalterei=» Erlaffes vom 10. 
April 1852 bleibt die Verleihung be- 
ftenerter Mufik = Licenzen zum Ermwerbe 
durch Inſtrumentalmuſik im Wiener 
Polizei: Rayon noch ferner den betref- 
fenden gewerbeverleihenden Behörden, 
nämlich dem hieſigen Magiftrate, rück— 
fihtlih der im Polizei - Bezirke außer 
den Rinien- gelegenen Ortſchaften, den 
competenten Bezirkshauptmannſchaften 
im vorläufigen Einvernehmen mit der 
Stadthauptmannfchaft vorbehalten. 

Um die Freizügigkeit des Mufit-Er- 
werbes für den gefammten Polizei— 
Rayon zu ermöglichen, ift durch den 
Eingangs bezogenen h. Statthalterei- 
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Erlaß die Stadthauptmannſchaft aus- 
drüdlih ermächtigt worden, einen vom 
Wiener Magiftrate oder den betreffen- 
den Bezirkshauptmannfhaften zum Er- 
werbe durch Inſtrumental-Muſik für 
Wien oder einen Theil des Polizei— 
Rayond außer den Linien berechtigten 
Individuen die Bewilligung zum Muſi— 
ciren für die andern Theile des Polizei- 
Rayons allenfalls durch Pidirung der 
Licenz zu ertheilen. Auf Grundlage 
diefer Ermädhtigung und zur Erzielung 
eines Ddiesfälligen gleihmäßigen Vor— 
ganges, wird ſonach den Bezirkd-Com- 
miffariaten Folgendes zur Darnachach⸗ 
tung vorgezeichnet: 

1. Inftrumentalmufil-Productionen, 
ala Erwerbd;weig im Wiener Polizei: 
Bezirke, find nur den in denfelben an- 
fäfftgen, mit befteuerten Muſikdirector— 
Befugnig oder Mufif-Licenz; oder mit 
giltigen (bei herumziehenden Muſikan— 
ten die Stelle der Licenz vertretenden) 
Erwerbiteuerfcheine verfehenen Indivi- 
duen zu geftatten. Diefe Licenzen oder 
Steuerfheine haben jedoch (ohne die 
hierortige Bidirung) nur für das Amts- 
gebiet der betreffenden gewerbverleihen- 
den Behörde GBezirkehauptmannſchaft 
oder Magiftrat) Giltigkeit. 

2. In fo fern daher die gedachten 
Mufik » Unternehmer außer den ihnen 
durch die Muſik-Licenz und den Erwerb- 
fteuerfchein eingeräumten, mit dem 
Amtsgebiete der verleihenden Behörde 
congruenten Erwerbsbezirke, im Poli- 
zei « Rayon Productionen abzuhalten 
und ihren Erwerb durch längere oder 
kürzere Zeit zu fuchen - beabfichtigen, 
find die Bewerber an das fadthaupt- 
mannfchaftlihe Gentralamt zur Erlans 
gung der diesfälligen Viſa zu weifen, 
welche ihnen fofort, mit ausdrüdlicher 
Beftimmung der Giltigkeitsdpauer, für 
die im Amtsgebiete der gemwerbverlei« 
benden Behörde nicht inbegriffenen 
Theile des Polizei-Rayons, nah Be: 
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den wird. 

3. Dahin haben ſich auch die nicht 
im Polizei-Bezirke anſäſſigen oder die 
zureifenden berechtigten Muſiker und 
Mufikgefellfhaften wegen Einholung 
der Erlaubniß, ſich im Polizei- Bezirke 
dur eine beftimmte Zeit produciren 
zu Dürfen, zu wenden. 

4. Wird, um irrigen Anforderungen 
zu begegnen, ausdrüclich bemerkt, daß 
hiernach, wie aus dem Vorangehenden 
erfichtlich ift, zum Erwerbe durch In— 
ſtrumentalmuſik, von hierorts feine eige- 
nen Licenzſcheine, die nur beziiglich der 
befteuerten Volksſänger vorgefchrieben 
find, ausgeftellt werden. 

9. Rüdfihtlih der unbefteuerten 
oder Bettelmufik » Bicengen, auf welche 
fih die vorftehenden Beftimmungen 
nicht beziehen, bleiben die bisherigen 
Directiven in Kraft. (Deer. der E. k. 
Stadthauptmannfhaft vom 27. April 
1852 3. 7273/937.) 

Mufifanten, herumziehende, find 
rücfichtlich der Ausfertigung der Päſſe 
und Erwerbfteuerfcheine den Haufirern 
gleihgeftellt, |. Erwerbftener, Han: 
firer. 

— — bherumziehende, deren Be- 
fteuerung, |. Erwerbſteuer. 

— — bherumziehende, deren Ueber: 
wachung betreffend, f. Schau = Pro: 
ductionen, 

— — ſ. Bolksfänger = Gefell- 
fchaften. 

— — f. Muſik, Mufifalifche 
Unterhaltungen. 

Mufil = Sonfensgebühren, fiche 
Zanzmufifen, Tanzmuſik-Licenz— 
gebühren. 

Mufif-Direetoren, ſiehe Mufi: 
fanten. 

Mufit:Impoft. Nach der mit Re 
gierungs = Decret vom 31. Dec. 1821 
befannt gemachten Hofkanzlei-Verord— 
nung vom 22. Dec. 1821 hat fich jede 

Balelsfy, Handb. d. Polis. Gef. I, 
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Partei, melde Tanzmuſik zu halten 
gedenkt, diesfalls bei der betreffenden 
k. k. Polizei » Bezirks » Direction vor— 
läufig zu melden, mittelft der dafeldft 
erhaltenen Bollete bei dem Magifttate 
den entfallenden Mufit»Impoft zu be- 
zahlen, und dann erft, wenn fie ſich 
hierüber andgemwiefen, von Seite der 
k. k. Polizei» Behörde die Bewilligung 
zur Abhaltung der Tanzmuſik ausge 
fertigt zu erhalten. Im Grunde diefer 
Anordnung ftellt der Magiftrat das 
Anſuchen, daß in den Mufif- Bolleten 
die Zahl der Muſikanten ausdrüdlich 
angejeßt werde, und aud die Angaben 
der Wirthe und anderer mufithalten- 
den Parteien firenge überwacht werde, 
um fo mehr, al® der Magiftrat geneigt 
ift, bei entdeckten Bevortheilungen das 
Drittel von dem erlegten Strafbetrage 
dem Anzeigleger zulommen zu laffen. 
(Note des Wr. Magiftr. vom 10. Juni 
1834 3. 26239. Eirc. der Pol. Ob. 
Dir. v. 27. Juli 1834 3.6942/1509.) 
Mufit:Impoft. Behufs der leichtes 
ren Evidenzhaltung des Ertrages des 
Mufit-Impoft-Gefälls find den magiftra- 
tifchen Uebergehern wöchentlich alle jene 
Parteien befannt zu geben, weldhe von 
der Bezirks - Direction eine Licenz zu 
MufitsUnterhaltungen erhalten haben, 
und es ift diefen Berzeichniffen die in 
der Folge durch den Infpectiong-Com- 
miffär oder die Nacht-Patrouille erho— 
bene Anzahl der Muſiker beizufeßen. 
Auch ift jede Partei, der eine Bewilli— 
gung zur Mufif- Unterhaltung von der 
Polizei-Behörde ertheilt wird, an den 
Magiftrat zur Bezahlung des Muſik— 
Impoftes zu weifen. (Deer. der k. k. 
Pol. Ob. Dir. vom 9. Aug. 1835 
3. 8692 in Folge Anſuchens des Mas 
giftrates v. 27. Juli 1835 3. 43857.) 
— — Auch die fogenannten Reu- 
nionen, Affembleen u. dgl. find der 
Entrihtung des Mufif » Impoftes zu 
unterziehen, und die Bezirks⸗Directio— 
34 
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nen haben hiebei zur Evidenzhaltung 
des Ertrages dieſes Gefälls auf die in 
dem Decrete vom 9. Aug. 1835 ange 
führte Weile mitzuwirken. (Decr. der 
k. t. Pol. Db. Dir. v. 14. Nov. 1835 
3. 13550 in Folge magiftr. Note vom 
23. Det. 1835 3. 67151.) 

Mufit = Impoft in Böhmen. Mit 
a. h. Entſchl. v. 5. Sept. 1838 wurde 
die Einhebung des Mufif-Impoftes in 
Böhmen auf die Vorfchriften des a. h. 
Patentes vom 7. Jän. 1708 zurüd: 
geführt. Dadurch find jedoch die fpäter 
ergangenen Vorfhriften, und zwar die 
mit Hoffanzlei » Decret vom 24. Aug. 
1826 3. 24337 befannt gemachte a. h. 
Entfhließung vom 19. Auguft 1826 
(f. Zuftbarfeiten) wegen Abhaltung 
der Tanzmuſiken und Scaufpiele, jo 
wie das die polizeilichen Taren für die 
Bewilligungen zu Tanzmuſiken und 
Bällen, und für das längere Offenhal- 
ten der Wirths- und Kaffeehäufer be— 
ftimmende Hfkzldeer. v. 14. Jan. 1830 
3. 27612 (f. Tanzmuſik⸗-Licenz⸗Ge⸗ 
bühren), mit weldem die Mufit-Licenz- 
taren ausfchliegend dem Xocal-Armen- 
inftitute, und die Ertheilung der Be- 
willigung zu Bällen und öffentlichen 
Zuftbarkeiten in Prag der k. f. Stadt- 
hauptmannfhaft und außerhalb der 
Hauptftadt den Ortsbehörden und Ma- 
giftraten zugewiejen wurde, keineswegs 
aufgehoben worden, fondern beftehen 
anſtandslos neben den Vorſchriften des 
Patentes vom Jahre 1708. 

2. Was den Umftand betrifft, daß 
das Patent v. 3. 1708 für die Abhal- 
tung von Zanzmufifen ohne bezahlten 
Muſik-Impoſt befondere, und die nach— 
gefolgten Polizei» Borfhriften für die 
nicht eingeholte Polizei - Bewilligung 
abermals eigene Geldftrafen feſtſetzen, 
fo fönnen dieſe zweierlei Strafen, da 
fie abgefonderte Uebertretungen betref- 
fen, auch neben einander beftehen, nur 
haben die aburtheilenden Behörden bei 
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Bemeſſung der Strafe auf dieſen Um— 
ſtand gehörige Rückſicht zu nehmen. 

3. Wurde der Antrag, die außer 
dem gewöhnlich fatirten Muſik-Impoſte 
für beſonders noch abzuhaltende Bälle 
und Luſtbarkeiten nach dem 7. und 8. 
Abſatze des Patentes v. J. 1708 zu 
entrichtenden, in ihrem Ertrage unge— 
wiſſen veränderlichen Gebühren auf 
dem Lande durch die Magiſtrate und 
Ortsobrigkeiten gegen eine 2procentige 
Remuneration einheben zu laſſen, ge— 
nehmiget. 

4. Da im 6. Abſatze des Patents 
v. J. 1708 ausdrücklich verordnet iſt, 
daß denjenigen Wirthen u. dgl., welche 
ſich zum Impoſte nicht fatirt haben, in 
demſelben Verwaltungsjahre Tanz zu 
halten nicht bewilligt werden könne, 
ferner dabei feſtgeſetzt erſcheint, daß, 
wenn ſelbe gleichwohl bei unvorgeſehe— 
nen Begebenheiten, als Hochzeiten, 
Gaſtmahlen u. dgl. Tanz zu halten ſich 
unterfangen, mit den dort feſtgeſetzten 
Strafen geahndet werden ſollen; ſo 
kann ſolchen nicht fatirten Wirthen 
auch die Muſikabhaltung bei derlei ein— 
tretenden beſonderen Anläſſen nicht ge— 
ſtattet werden. Eben ſo wenig fließt 
aus dem Einbekenntniſſe der Gaſt- und 
Schankhausbeſitzer, Muſik zu halten 
oder abhalten zu laſſen, die Folge, daß 
durch derlei Einbekenntniſſe ihnen nicht 
alles Recht auf die Abhaltung von be— 
ſonderen Bällen und Tanzbeluſtigun— 
gen gegen Eintrittsgeld verloren gehen 
ſollte, weil das Patent vom J. 1708 
einen Unterſchied zwiſchen der Abhal— 
tung der Tauzmuſiken und Bälle oder 
Tanzluſtbarkeiten feſtſtellt, beide einer 
beſonderen Beſteuerung unterzieht, und 
insbeſondere beſtimmt, daß für einen 
großen Ball das ausgeſetzte Quantum 
beſonders bezahlt werden müſſe. Nur 
haben auch die fatirten Gaftwirtbe ſich 
gleich jeden anderen Privaten die eigene 
Licenz zu verjchaffen. 
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5. Die nach dem Patent v. J. 1708 
zu verhängenden Geldftrafen find in 
EM. abzunehmen, und es ift ftatt 
eines Reihsthl. nur Ein Guld. C. M. 
anzuſprechen. 

6. Die Strafgelder haben in den 
Local-Armenfond einzufließen. 

7. Das Erkenntniß ſteht in erſter 
Inſtanz den Magiſtraten und Orts— 
obrigkeiten mit Freilaſſung des Recur— 
ſes an die Kreisämter und an die Lan— 
desſtelle zu. (U. h. Entſchl. v. 22. Dct. 
1839. Hfkzl. D. vom 21. Dec. 1839 
3. 39967. Vdg. des böhm. Gub. vom 
9. Jän. 1840 3. 217. Prov. ©. ©. 
für Böhm. 22. Bd. Nr. 9.) 

Mufif-Impoft. Aus den Urkun— 
den und Berhandlungen über die Ent: 
ftehung und Verwaltung des ſogenann— 
ten Mufit » Smpoftes ergibt fih, daß 
diefes Gefäll die Natur einer indirec- 
ten Beftenerung hat, daß es in diefer 
Eigenfhaft vormald vom Staate in 
fämmtlihen deutfchen Erbftaaten aus: 
geübt wurde, daß dasfelbe im 3.1749 
(m fo weit es Mien betrifft) vom 
Stante nicht unter dem Titel einer 
eigentlihen Schenkung, fondern von 
Amtswegen dur a. h. Refolution der 
Stadt Wien, in der feither beftande- 
nen Ausdehnung überlaffen worden ift, 
und daß diefe Ueberlaffung den Zweck 
hatte, der Stadt Wien zur Entrihtung 
des erhöhten Gontributionale die er— 
forderlihen Mittel zu verſchaffen. Dar: 
aus folgt, daß die Einhebung des Im— 
poftes durch den Magiftrat als ein Aus— 
fluß des dem Staate zuftehenden Be— 
ſteuerungsrechtes zu betrachten ift, und 
daß demnach die Berechtigung hierzu, 
fo wie die Ausdehnung diefer Berech— 
tigung nur vom politifchen Stand- 
puncte zu beurtheilen kommt, keines— 
wegs aber zur Entfcheidung im Rechts— 
. wege geeignet erfcheint. (Hfkzl. Deer. 
vom 16. Det. 1840 3. 31665. Vdg. 
der n. ö. Reg. vom 23. Detbr. 1840 
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3. 60680. Prov. G. ©. 22. Bd. 
Nr. 178.) 

Mufif-Impoft. Zu Folge Mitthei- 
lung des biefigen Magiftr. v. 28. v. M. 
3. 37191 find die Tanz und Muſik— 
Impoſtgebühren, welche bisher nur auf 
den Burgfrieden und einige Kreigründe 
befhränft waren, nad einem vom Ge— 
meinderathe gefaßten Beſchluſſe vom 
10. Mai d. 3. 3. 1093 als eine indi- 
recte ftädtifche Steuer von nun an im 
Sinne der Gemeindeordnung auch auf 
allen übrigen ſowohl magiftratifchen 
als fremdherrfhaftlichen Vorſtadtgrün— 
den ald: Schaumburgergrund, Hunds— 
thurm, Gumpendorf, Scottenfeld, 
Neubau, St. Ulrich, Breitenfeld, Thuri, 
Himmelpfortgrund und Lichtenthal ein- 
zubeben, und an die Communal-Caſſen 
abzuführen. (Decr. der k. k. Stadth. 
vom 9. Aug. 1850 3. 14620/3138.) 

— — Nach den beftehenden Ber: 
ordnungen wird der Tanz- und Muſik— 
Impoft in folgenden drei Abftufungen 
abgenommen: 

I. Abftufung. 10 fr. EM. für 
jeden Muficirenden. Diefer Ge- 
bühr unterliegen Wirthe und Gaftge- 
ber bei gewöhnlichen Tanzunterhal- 
tungen. 

U. Abftufung. 15 Er. für jeden 
Muficirenden. Diefe Gebühr haben 
Privat Perfonen zu entrichten, wenu 
fie in ihren Wohnungen Tanzunterhals 
tungen unentgeltlich geben. 

IM. Abftufung. 45 kr. fürjeden 
Muficirenden. Diefer Gebühr ıme 
terliegen:: 

a) Alle Wirthe und Gaftgeber, wenn 
fie außergewöhnliche Tanzunterhaltuns 
gen oder Reunionen gegen Bezahlung 
eines Eintrittögeldes geben. 

b) Alle Brivat-Perfonen, wenn dies 
felben in ihren Wohnungen Tanzunter— 
haltungen gegen Bezahlung abhalten. 

e) Unternehmer von Glückoſpielen, 
Theaterunterhaltungen und andern mit 

34 * 


Muſik-Aicenzen. 


Muſik verbundenen Beluſtigungen, 
wenn die Gäſte durch beſtimmte Bei— 
tragsleiſtungen ins Mitleid gezogen 
werden. 

Jedermann, welcher eine der Ent— 
richtung des Tanz- und Muſik-Impo— 
ſtes unterliegende Muſikunterhaltung 
geben will, hat davon vor Allem bei 
dem betreffenden ſtadthauptmannſchaftl. 
Bezirks-Commiſſariate die Meldung zu 
machen, welches, wenn der Ausführung 
des Vorhabens fein Bedenken im Wege 
ſteht, die Partei durch eine unentgelt- 
lich zu ertheilende Bollete an das ma— 
giftratifche Oberfammeramt zur Bezah— 
lung des Muſik-Impoſtes anweifen, 
und nur, nahdem ſich die Partei über 
die geleiftete Zahlung ausgewiefen hat, 
die Bewilligung zur Abhaltung der 
Muſik ausfertigen wird. Auf die Be: 
vorthrilung des Gefälles ift durch die 
beftehenden Berordnungen der Erlag 
des fünffahen Betrages der dem 
Befälle entgangenen Gebühr als Strafe 
feftgefebt. (Rundm. des Br. Magiftra- 
tes vom 1. Jan. 1852.) 

Mufik = Licenzen, Verleihung an 
Blinde, f. Blinde. 

Mufif-Lirenzgebühren, Vorſchrift 
in Bezug auf die Abnahme der Muſik— 
Licenzgebühren auf dem Lande, fiehe 
a 

ufil = Licenzgebühren , fiehe 
Zanzmufif, Tanzmufil -» Licenze 
gebühren. 

Mufifunterhaltungen, fiehe Ad- 
ventzeit, Muſik, Mufikalifche Pro- 
ductionen, Mufitalifche Unterhal- 
tungen, 

Mufterreiter. Nachdem die foge- 
nannten Mufterreiter zum größten 
Nachtheile des inländifhen Erwerbes 
den Schleihhandel befördern, fo ift es 
feinem Kremden erlaubt, Mufter oder 
Mufterkarten von den außer Han— 
del geſetzten Waaren indie, f, 
Staaten zu bringen und darauf 
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Beſtellungen zu ſammeln, weil er ſonſt 
als ein unbefugter Handelsmann 
abgeſchafft werden würde. (Hofvdg. v. 
24. Dechr. 1801.) 

Es ift jedoh in der Wefenheit einer 
vernünftigen Gommerzleitung gegrün- 
det, daß fremde Kaufleute keineswegs 
verhindert werden dürfen, zur Abfchlie- 
Bung befonders wichtiger Gefchäfte, und 
zum Einfaufe großer Waarenparthien 
von Zeit zu Zeit eigene vertraute Men» 
{hen oder fogenannte Commiffionäre 
abzufchicken, und ed würde den Grund: 
fägen der Handeldfreiheit, denen, in fo 
fern fie gehandhabt werden, der öfter: 
reihifhe Staat jhon mandes Gute 
verdankt, nicht allein wenig entfprechen, 
fontern in der That höchſt unpolitifch 
fein, wenn man folde Gommiffionäre 
unglimpfli behandeln, und durch vor— 
eilige Mapregeln unfern eigenen Kauf— 
leuten die Ausficht unangenehmer Auf: 
tritte ald Vergeltung in dem Auslande 
eröffnen, oder die Lebhaftigkeit des ge— 
genfeitigen Verkehrs und das Zutrauen 
auf dem hiefigen Plage ftören wollte. 
Hiernah kann alfo nur gegen folde 
Fremde mit Strenge vorgegangen wer— 
den, die fih jahrweife hier aufhalten, 
und außer den zum allgemeinen Ber: 
fehre beitimmten Marktzeiten, ohne be- 
fondere obrigkeitlihe Erlaubniß folde 
Handelsgefchäfte betreiben, wodurch fie 
die Rechte der hiefigen Handelsleute be- 
einträchtigen, dem Staate die ihm ge- 
bührenden Abgaben entziehen und den 
Gewinn, den fie mahen, in das Aus— 
land fhleppen. (Hoffamm. Vdg. v. 2. 
Aug. 1808. Barth. H. u. ©. Gef. 2. 
Bd. S. 199 u. 200.) 

Mütteln, ſ. Maß. 

Muttergottesbilder, ſ. Heili— 
genbilder. 

Mutterkorn. Warnungvordem 
ſchädlichen Genuſſe desſelben. 
Das Mutterkorn, oder Stiefmutter— 
korn (lateiniſch Sicale cornutum, franz. 


Mutterkorn. 


les Ergots ble cornu genannt) ift feine 
eigene Pflanze, fondern nur eine befon- 
dere Ausartung der Getreideförner, be— 
fonderd des Roggend, die aus ihrer 
natürlihen Figur in lange, ſchwarz— 
blauen Pfriemen ähntiche, am Ende ge- 
grünte Auswüchſe ausarten, welche von 
außen Anfangs mit einem. Elebrichten, 
übelriehenden Schleime überzogen, ge- 
trocknet aber mit blaufhwarzem Staube 
gleihfam gepudert fcheinen. Diefes Af- 
tergetreide entfteht gewöhnlich, wenn zu 
der Zeit, wo das Getreide ausgeblüht 
hat und das junge Samenkorn fi 
bilden und zunehmen foll, lange anhal- 
tendes Regenwetter einfällt. Durch die 
in die Aehrenbälge eingedrungene, und 
in einigen derfelben am Grunde des 
jungen Korns fißen bleibende Feuchtig- 
feit wird das Korn in eine Gährung 
gebracht, und dadurch der übertrieben, 
aber auch zugleich ſchädliche Wachsthum 
desfelben befördert ; Die fie fo geftalteten 
Auswüchſe find inmwendig mehr oder 
weniger fhwammicht, dichter oder locke⸗ 
rer, und enthalten mehr oder weniger 
weißes Mehl, deffen Gefhmad mehr 
oder weniger eckelhaft und fcharf ift. 
Da diefe Auswüchſe fehr über die Hül- 
fen an den Aehren hervorragen, fo wird 
eine folde Ausartung von weiten ficht- 
bar, oft trifft fie nur einige Körner der: 
felben, oft auch ganze Aehren. Diefe 
Ausartung wird au fonft Martins 
korn, Aftertorn, Meblmutter, 
Zodtenkopf, Kornzapfen genannt. 
Die Auswüchſe, von denen bier die 
Rede ift, werden nicht immer gleich ge— 
fünden ; indem einige feft find und viel 
weißes Mehl von nicht unangenehmen 
Gefhmade in fih enthalten, andere 
hingegen mit einem Löchlein durchge 
bohrt im Innern in kleine Gänge aus— 
gehuhlt find, und wenig weißes, ja ganz 
verdorbened Mehl in ſich haben. Diefe 
legtern find es, welche, dem Getreide 
häufig beigemiſcht, den Stoff zu Krank— 
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heiten darbieten. Die vielfältige Be- 
obachtung und Erfahrung lehrte, daß: 

a) Die ſchädliche, giftartige Eigen- 
{haft des Mutterfornd in dem frifchen 
Samen weit größer fei, als in jenem, 
der lange aufbewahrt worden; da die 
ſchädliche Eigenfchaft bei leßterem ganz 
verloren geht, und daß: 

b) Diefe fchädliche Eigenfhaft nicht 
fo plößlich wirfe, wie viele andere Gifte 
es zu thun pflegen, fondern nach und 
nah, und die Folgen dauern davon 
viele Wochen, worauf dann der Tod 
erfolgt, wenn nicht gleich bei Zeiten der 
Rath und die Hilfe fahkundiger Aerzte 
eingeholt wird. Die Krankheit, welche 
nad dem Genuffe des Mutterfornd zu 
entftehen pflegt und mit dem Namen 
Kriebel » Krankheit belegt wird, äußert 
fih auf folgende Art: Jene, fo von 
dem Mutterforn gebadenes Brot effen, 
fühlen Anfangs eine Ermattung,, Träg- 
heit aller Glieder, ein befonderes Bren« 
nen an den Beinen. Hierauf folgt bei 
einigen ein heftiges Magendrücden, ein 
Erbrechen, der Leib wird hart, aufges 
bläht, das Uebel ergreift den Kopf, es 
entftehben Zudungen und Kraifen, mit 
einem unleidlich brennenden Schmerze 
verbunden. Wird der Kopf davon mehr 
eingenommen, fo erfolgt entweder Ra- 
ferei, oder Schwermuth, oder Schlaf: 
fuht; — nehmen diefe Zufälle fhnell 
zu, fo endet die Krankheit unter ab- 
wechfelndem Frofte und Hige mit dem 
Tode. Bei andern find die Folgen die 
fer Krankheit, wenn felbe mit den erft 
angeführten Zufällen anfing, ein grö- 
Berer, oder aud geringerer Schmerz 
mit einer leichten Gefhmwulft an den 
Beinen ohne Entzündung, worauf die 
Theile kalt, blaufärbig, unempfindlich 
und brandig werden, die Kranken wer- 
den zumeilen ganz ftarr, aller Empfin- 
dung beraubt, zuweilen mit innerlihem 
Brennen, unerträgliher Beängftigung 
und Schmerzen geplagt. Zur Bermei- 


Mutterkorn. 


dung der Uebel, welche aus dem Ge— 
nuſſe des Mutterkorns entſtehen, wird 
daher Jedermann angewieſen, das mit 
demſelben verunreinigte Getreide ſorg— 
fältig zu reinigen; dieſes kann auf 
zweierlei Art bewirkt werden: entweder 
mittelſt des Siebens, wodurch die lan— 
gen, hörnigten Auswüchſe abgeſondert, 
oder mittelſt des Einweichens im Waſ— 
ſer, wobei die leichten hörnigen Körner, 
oben auf demſelben ſchwimmend, hin— 
weggeſchafft werden. So wie man dieſe 
Mittel hiemit zu Jedermauns Kenntniß 
bringt, eben ſo wird es ſämmtlichen 
Ortsobrigkeiten und Magiſtraten zur 
ſtrengſten Pflicht gemacht, cin wachſa— 
mes Augenmerk darauf zu richten, da— 
mit jenes Getreide, fo von dem Mutter— 
forn nicht gehörig gereinigt ift, bei Ent» 
deckung alfogleih in Beſchlag genom— 
men und nach den beſtehenden Vor— 
ſchriften unnachſichtlich vertilgt werde. 
(Vdg. des mähr. ſchleſ. Land. Gub., 
fundg. am 16. Dec. 1812. Krop. Gef. 
Fr. 32. Bd. ©. 439.) 

Mutterforn. Bei der befannten 
äußerten Schädlichkeit des genoffenen 
Mutterfornd für die menfchliche Ges 
fundheit findet ſich die Regierung ver: 
anlapt, 
fümmtliche Obrigfeiten, in deren Be- 
zirk das Mutterforn wählt, zu beauf— 
tragen, dafür zu forgen, daß das Ge- 
treide von dem Mutterforne forgfältig 
gereinigt werde. Hiebei wird nur noch 
bemerkt, daß es verfchiedene Reinigungs» 
mittel gibt, um dad Mutterforn aus- 
zufcheiden, nämlich das Werfen der 
Frucht zur Läuterung ftatt der Wind: 
mühle, wo es bei verfchiedenen Schwe- 
ven mit dem guten Roggen fich im Fallen 
fcheidet, ferner das Neitern oder Sie: 
ben, weil das Mutterforn etwas größer 
als die qute Frucht ift, dann das Kap: 
pen, deſſen fih die Müller zu bedienen 
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wiſſen, endlich durch das Waſſer, weil 
das Mutterkorn gewöhnlich obgleich grö- 
ber dennoch verhältnißmäßig geringer 
als der gute Roggen ift, und alfo oben 
bleibt, indeß die gute Frucht fich tiefer 
fenft. Diefes legtere Mittel hat aber 
das Unbequeme, da die Roggenfrudht 
dann erft wieder auf.eine, dem Land: 
manne nicht felten beſchwerliche Art, 
getrocknet werden muß, was felbft für 
die Frucht nachtheilig fein kann, wenn 
es nicht ſehr vorjichtig geſchieht. (N. ö. 
Rggs. Bdg. vom 15. Juli 1831. 3: 
37507. Kin. ©. V. 7. Bd. ©. 46.) 

Mutterforn. Zur Verhütung uns 
glücklicher Ereigniffe find die Kreie- 
Infaffen mit Beziehung auf die Gub, 
Vdg. v. 28. Aug. 1817 3. 40943 vor 
dem ſchädlichen Genuſſe des mit Mut: 
terforn verunreinigten Getreides zu 
warnen und darauf aufmerkſam zu ma— 
hen, daß dieſes ſchädliche After - Ge- 
treide, welches fich durch feine ſchwarz— 
blaue Farbe, fo wie durch feine Dide 
und Länge von dem eigentlichen Brot— 
forn weſentlich unterfcheidet, von dem 
letzteren mittelft eines großen Siebes, 
oder auch durch das Einweichen im 
Waſſer, leicht abgefondert werden könne, 
indem das Mutterforn leichter ift, auf 
dem Waſſer eben deshalb ſchwimmend 
bleibt, daher fo leicht hinwegzuſchaffen 
ift. Zugleich aber ift das Mahlen eines 
mit Mutterforn verunreinigten Getrei: 
des meuerlih mit Bez ehung auf die 
Mühlordnung ftrenge zu umterjagen, 
und die genaue Befolgung diefes Ver— 
botes gehörig zu überwachen. (VBdg: 
des böhm. Bub. v. 15. März 1844 3. 
15923. Prov. G. ©. für Böhmen, 3. 
1844. Nr. 80.) 

— — mweldyes mit Getreide vermijcht 
ut, darf nicht vermahlen werden, fiche 


Mühlordnung. 


Nachdruck, 
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Nachdruck. In Bezug auf die deut⸗ 
fhen Bundesftaaten wurden die Grund: 
füße gegen den Nachdruck dur die 
Bundesbefhlüffe vom 9. Nov. 1837, 
22. April 1841 und vom 19. Juni 
1845, kundgemacht durch die Hfkzl. 
Decr. von 26. Nov. 1840 3. 35896. 
Pol. ©. ©. 68. Bd. Nr. 117, vom 
15. Mai 1841 3. 14977. Bol. ©. 
©. 69. Bd. Nr. 56 und v. 25. Juli 
1845 3. 24275. Bol. &. ©. 73. BP. 
Nr. 44, aufgeftellt. 

— — Zur gegenfeitigen Sicherung 
der Eigenthumsrechte an literarifchen 
und artiftifhen Grzeugniffen wurde 
unterm 22. Mai 1840 mit Sardi- 
nien ein Vertrag abgefchloffen, deffen 
Ratificationen den 10. Juni 1840 aus» 
gewechfelt wurden. (Bol. G. ©. 68.2. 
©. 219.) Diefem PBertrage find Taut 
Hfkzl. Decr. vom 26. Nov. 1840. (Bot. 
®. ©. 68. Bd. ©. 358) die päp ſt— 
lie, die Modenefifhe und die 
Luccheſiſche, und laut Hfkzl. D. v. 
30. Dec. 1840. (Pol. ©. ©. 68. BP. 
©. 369) die Toscanifhe und Bar: 
mefanifche Regierung beigetreten. 

— — Um den Schuß des literari- 
hen und artiſtiſchen Eigenthums gegen 
unbefugte Beröffentlihung, Nahdrud 
und Rahbildung möglichft‘ zu erwei- 
tern, wurde in allen Rändern des öfterr. 
Kaiferftaates, in welchen das allgem. 
bürgl. ©. B. und das St. G. über 
Verbrechen und ſchwere Polizei» Ueber: 
tretungen vom 3. Sept. 1803 in Wirk» 
famteit ift, ein umfaffendes Gefek er- 
laffen. (%. h. Bat. v. 19. Det. 1846. 
Pol. &. ©. 74. Bd. Nr. 114.) Diefes 
Geſetz hat mit einigen Modificationen 
auch für das k. k. Militär-Grenzgebiet 
und für die der Militär-Gerichtsbarkeit 


unterftehenden Perfonen zu gelten. Erf. 
des Ar. M. v. 18. Aug. 1849. R. ©. 
B. Nr. 369 *). 

Nachmachung inländifher Mei- 
fternamen auf Uhren, ſiehe Meifter: 
zeichen. 

Nachſchieben der Locomotive, f. 
Eifenbahn = Betriebs - Ordnung 
$. 28. 

Nachtführer, f. Unraths-Eanäle. 

Nachtgarne, ſ. Schlingenlegen. 

Nachtmuſik fol nur bei Laternen, 
nicht bei Windlichtern gehalten werden. 
(Bdg. vom 3. Aug. 1773. Krop. Gef. 
M. Theref. 6. Bd. ©. 612.) 

— — Gebühr für die Bewilligung 
derfelben, f. Polizeitaren. 

Nachtpatrouillen. Man hat fi 
die Ueberzeugung verfchafft, daß bei 
den Eommiffariaten die Nachtpatrouil— 
len ungleihförmig abgehalten werden, 
und daß in manchen Bezirken ohngeadh- 
tet wiederholter Aufträge jet wieder 
nur eine Nachtpatrouille unterhalten 
wird. Das Wahequantum eines jeden 
Commiſſariates ift hinlänglich ſtark, um 
ohne befondere Anftrengung der Mann 
ſchaft durch 2 Patrouillen zugleich den 
Bezirk Nachts durchſtreifen zu laſſen, 
wobei dem Commiſſariate der wieder- 
holt gefhärfte Auftrag ertheilt wird, 
daß von nun an ohne Ausnahme die 
Bewahung des Bezirkes durch zwei zu— 
gleich ftreifende Batrouillen dem Ermef- 
fen des Herren Bezirksleiterd nach der 
Berfchiedenheit der Zeit und Localver— 
hältniffe anheimgeftellt bleibt. Zur befr 
feren Ueberwachung ift der Bezirk in 


*) Diefe Gefege wurden hier nicht aufge- 
nommen, da eben jept Verhandlungen im 
Zuge find, die eine wefentlihe Abänderung 
Derfeiben zur Folge haben dürften. 


Nachtſchatten. 


zwei gleiche Rayons abzutheilen, und 
jeder Patrouille ein ſolcher Rayon zur 
ſpeciellen Durchſtreifung anzuweiſen, 
in welchem ſie jedesmal gefunden wer— 
den muß. (Decr. der ka k. Stadth. vom 
14. April 1852 3. 273.) 

Nachtſchatten dürfen die Kräutler 
nicht verfaufen. (Rgs. Bdg. v. 22. Juli 
1797. Barth. H. u, ©. Gef. 5. Bd. 
©. 82.) 

— — ſ. Tollfraut. 

Nachtzeit, zur, bleibt die türkifche 
und andere Mufit ohne Erlaubnig der 
Polizei, fo wie aller Nachtlärm verbo- 
ten. (Bol. Drdu. für Mähren vom 12. 
Juni 1786. Krop. Gef. Joſ. 10. 2. 
©. 278 u. 279.) 

— — jur, find feine fremde ohne 
Paß, Urlaubszettel und Kundſchafter 
zu beherbergen. (Hfd. v. 9. Febr. und 
28. Dct. 1784. Krop. Bel. Sof. 6.2. 
S. 231. Hfd. vom 28. Dct. 1785. 
Krop. Gef. Iof. 8. Bd. ©. 340. Krop. 
Bei. Joſ. 7.8. ©. 27.) 

Nachtwache. Es ift die Pflicht der 
Bürgerfhaft, die Nachtwache entweder 
felbft reihenweiſe zu beforgen, oder 
die eigens aufgeftellten Nachtwächter 
aus eigenem Säckel zu unterhalten. 
(Hfd. v. 14. Det. 1752. Hfkzl. D. v. 
22. Mär; 1832. 3. 4494 u. 29. März 
1833 3. 5096. Vdg. des böhm Gub. 
v. 31. Jan. 1834 3. 4415. Dbent. 
3. Bd. ©. 321.) 

— — Für Bernadläaffigungen in 
der Abhaltung der Nachtwachen ift eine 
firenge Beftrafung vorgefhrieben. Um 
derlei pflichtwidrigen Berabfännungen 
um jo gewifjer auf die Spur zu kom— 
men, muß bei der Unterfuchung der bei 
Naht entitandenen Feuerfhäden die 
Trage wegen gehöriger Abhaltung der 
Nachtwachen einen eigenen Punct der 
Erhebung bilden, und es muß der 
Nachtwächter felbft über die Entite- 
hungsart des bei Nacht ausgebroche— 
nen Feuers zu Protocol vernommen 
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und conjtituirt werden. (Ddg. d. böhm. 
Bub. v. 19. Jan. 1799 u. 8. Juni 
1796. Obent. 3. Bd. ©. 323.) 

Nachtwache. Die öfters im Lande 
ausbrechenden Feuerdbrünfte, deren Ent» 
ftebungsart in der Nacht nicht fo leicht 
entdeckt wird, machen die Borficht, da» 
mit die Nahtwachen gehörig gehalten 
werden, nothwendig, daher die Unter: 
laffung diefer Wachen mit allem Ernfte 
und durch angemeffene Strafe abge- 
ftellt, und daß diefe Wachen auch wirk: 
lich gefhehen, vom Richter, Magiftra- 
ten, Obrigfeiten und Kreisämtern mit 
aller Sorgfalt invigilirt, die Außer: 
achtlaſſung aber vom Kreidamte un- 
nahfihtlih geahndet werden muß. 
(Bdg. des böhm. Gub. vom 19. April 
1790. Kp. Gef. Leop. 1.8. ©. 178.) 

— — Die Nahtwädter, oder die 
zur Nacht- und Feuerwache beftellten 
Leute haben in den Monaten Novem- 
ber, December und Jänner von 8 Uhr 
Abends bid 4 Uhr früh, im Februar, 
März und April ven 9 Uhr Abends 
bis 3 Uhr früb, in den Monaten Mai, 
Juni und Juli von 10 Uhr Abends 
big 3 Uhr früb, und in den Monaten 
Auguft, September und October von 
9 Ubr Abends bis 4 Uhr früh auf der 
Wache zu bleiben. (Böhm. Gub. Vdg. 
vom 1. Auguft 1798. Obent. 3. Bd. 
©. 322.) 

Nachtwächter, deren Verrichtun— 
gen betreffend, ſ. Feuerlöſch-Ord⸗ 
nung für die Landſtädte 8. 36 und für 
das offene Land 8. 28—30. 

Nadlerftändchen dürfen auf der 


Safe nicht gehalten werden. (N. ö. 
Rggs. Decr. vom 31. Mär; 1809. 
Barth. H. u. ©. Gef. 1. Bd. ©. 314.) 


Nägel, aufwärts ftehende an den 
zur find abzuftellen, fiehe Stell: 


w -— 
elihwänme, ſ. Schwämme. 
Nahrungsmittel, fiehe Privi- 


legien. 


Namen. 


Namen. Eine Veränderung des Ge: 
ſchlechtsnamens darf nur beim Ueber: 
tritte zur hriftlihen Religion oder bei 
Adels: Berleihungen, und in leßterem 
Kalle auch nur mit ausdrüdlicher höch— 
fter Bewilligung und unter den erfor: 
lihen Borfichten, Statt finden. Sollte 
außer diefen beiden Fallen eine Berän- 
derung des Geſchlechtsnamens ange: 
fucht werden, fo behalten fih Se. Ma: 
jeftät die Entfheidung folder Geſuche 
in befonderen rückſichtswürdigen Fällen 
Allerhöchſt Selbft vor. (U. h. Entſchl. 
v. I. Zuni 1826. Hfkzl. D. v. 5. Juni 
1826 3. 16255, an ſämmtl. Länderft. 
Pol. ©. ©. 54. Bd. Nr. 36.) 

— — Das Minifterium des Innern 
wird ermächtigt, künftig Geſuche um 
Bewilligung zu Ramendänderungen 
felbft zu erledigen. (Kaif. Vdg. v. 20. 
Dec. 1848. R. ©. B. Nr. 39.) 

— — ſ. Iudennamen. 

ee sa Schwefeläther. 

Narkoſe, ſ. Schwefeläther. 

Rafchmarkt vor dem Kärnthner- 
thore, f. Marft:Polizei-Auffichts: 
anftalt von Wien 8. 56. 

Nationalbank, Zufiherung von 
Belohnungen für Entdeger der Verfäl⸗ 
ſchet von Banknoten, ſ. Banknoten. 

Nationalgarde. Die unter dem 
Namen der Nationalgarde gebildeten 
bewaffneten Körper werden im ganzen 
Umfange des Reiches aufgehoben und 
außer Wirkſamkeit geſetzt. Die im Be— 
ſitze der genannten Körper, ſo wie der 
einzelnen zu denſelben einverleibt ge— 
weſenen Individuen befindlichen Aera— 
rialwaffen find an jene Waffen-Depots 
abzuliefern, welde von den Behörden 
hierzu werden bezeichnet werden. Das— 
felbe bat von den auf eigene Koften 
angefhafften Waffen zu gelten, welche 
in die Kategorie der Militärwaffen ge- 
hören, jedoch find die Behörden ange- 
wiefen, für diefe den nah Maßgabe 
ihrer Berwendbarkeit im adminiftrati- 
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ven Wege zu ermittelnden Werth den 
betreffenden Eigenthümern (Gemeinden 
oder Einzelnen) zu vergüten. Dagegen 
wird geftattet, daß in jenen Orten, an 
welchen zufolge befonderer Bewilligun— 
gen oder Statuten Bürger: oder Schü- 
tzen-Corps beftehen, diefe Corps vor- 
behaltlich einer entfprehenden Revifion 
ihrer Statuten auch fernerhin fortbe- 
ftehen. Was die früher beftandenen 
Bürger: oder Schüßen-Eorps der Drte 
betrifft, wo felbe in Folge neuerer Der- 
fügung zeitweilig außer Wirkſamkeit 
gefeßt wurden, fo wird fih die a. h. 
Schlußfaſſung vorbehalten, ob und in 
welcher Weife deren Reactivirung Statt 
zu finden haben wird. Die Ertheilung 
neuer folcher Bewilligungen für Drte, 
welche hiermit bisher nicht ausgezeich- 
net waren, behalten fih Se. Majeftät 
bevor. (U. h. Pat. v. 22. Aug. 1851, 
wirkfam für das ganze Reid. R. G. 2. 
Nr. 191.) 

Nationalifirung, ſ. Stantsbür: 
gerſchaft. 

Naturaliſation. Das Befugniß, 
fremden Geiſtlichen dieſelbe zu erthei— 
len, ſteht der Regierung nach vorläu— 
figem Einvernehmen des Ordinariates 
zu. S. Geiſtliche. 

— — ſ. Staatsbürgerſchaft. 

Naturproducte, ſ. Hauſirhandel. 

Nauführer, deſſen Verpflichtungen 
und Eigenſchaften, ſ. Donau-Schiff⸗ 
fahrt. (Pat. v. 20. Jan. 1770. 88. 5, 
6, 7,8 u. 9.) 

Ran: und Auffahrende, f. Do: 
nau: Schifffahrt. 

Navigations: Patent, |. Schiff: 
fahrt. 

Neapel, Staatsvertrag wegen Aus- 
lieferung der Verbrecher, f. Ausliefe: 
— Verbrecher. 

ebenbefhäftigungen der k. k. 
Beamten und Diener, Aufhebung des 
diesfälligen Berbotes, f. Beamten: 
Nebenbefchäftigungen. 


Heflerausnehmen. 


Nefterausnehmen, |. Vögel. 

Neugrün, f. Kaifergrün. 

Neujahrsbilleten und Viſitkarten 
find an dem Sonntage vor dem Neu: 
jahr von 4 Uhr Nachmittags an, und 
am Neujahrstage felbit bis 9 Uhr Bor- 
mittags zu verkaufen geftattet. (Pol. 
Db. Dir. Circ. v. 28. Dechr. 1821.) 

Neujahrsgefchenfe dürfen Apo- 
thefer den Merzten nicht abreichen. 
(Bdg. v. 9. Novbr. 1754. Krop. Gef. 
M. Theref. 2. Bd. ©. 402. Erneuert 
durh Vdg. v. 5. Jan. 1771. Krop. 
Gef. M. Theref. 6. Bd. ©. 316.) 

— — Dem Wiener Magiftrate 
wurde erinnert, daß, nachdem die Neu— 
jahrsgeſchenke, bei verfchiedenen Ge— 
werböbetreibern, bereits in Folge höch— 
fer Willensmeinung eingeftellt worden, 
ein Gleiches auch bei den Wr. Oehle— 
rern und Seifenfiedern zu veranlaffen, 
mithin diefes bürgl. Mittel vorzufor— 
dern, und feinen ſämmtlichen Mitalie- 
dern die Abreichung der bisherigen Neur 
jahregefchenfe an ihre abnehmenden 
Parteien, oder derfelben Dienftleute 
(e8 fei im Gelde oder Materiale) auf 
das ernftlichfte zu verbieten fei. (Rggs. 
Vdg. v. 28. Novbr. 1788. Barth. 9. 
u. G. Gef. 4. BP. ©. 494.) 

— — ber Bierwirthe an die Bier- 
verfilberer find verboten, (Rggs. Vdg. 
v. 30. Jän. 1787. Barth. H. u. ©. 
Gef. 4. Bd. ©. 432.) 
von Bictualienhändlern 
an die Faufenden Parteien und Dienft- 
boten find bei 3 Reichsthl. verboten. 
(N. ö. Rage. Vdg. v. 30. Dec. 1800. 
Krop. Gef. Franz. 14. Bd. ©. 568.) 

— — f. Bäder, Gefchenfe. 

Nenjahrstage, am, ift den Lebzel- 
tern der öffentlihe Verkauf erlaubt, ſ. 
ar Beh 

enlerchenfeld, f. Armenarzt. 

Nicolaiz und Dreikönigfpiel ift ver- 
beten. (Bol. Ordn. in Mähren v. 12. 
Juni 1786. Krop. Gef. Jof. 10. Bd. 
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©. 283. Hofdeer. v. 26. Mai 1770. 
Krop. Gef. Maria Theref. 6. Bd. ©. 
239.) 
Niederlagen, |. Fabriks-Nieder⸗ 
agen. 

iederöſterreich, Vorſchrift wegen 
Ertheilung der Päſſe in dieſe Provinz, 
ſ. Erwerbsloſe Individuen. 

Nieſepulver. Die Erzeugung und 
der Verkauf des fogenannten Nieſepul— 
vers wird Jedermann, mit Ausnahme 
der Apotheker verboten, und es ift dies— 
falls in künftigen Fällen um fo mehr 
nach den Beftimmungen des II. Theile 
St. ©. vorzugehen, als die medici- 
niſche Facultät diefes Pulver als ein 
heftig wirkendes und nad Umftänden 
gefährliches Arzneimittel erklärte, deffen 
Erzeugung und Verkauf nur den be- 
rechtigten Apothekern zuftehen Tann. 
(Rggs. Vdg. v. 10. Novbr. 1835 3. 
60456. Prov. Gef. S. 17. Bd. Nr. 
357.) 

Nonnenklöſter, Bornahme der Lei— 
henbeihau, f. Leichenbeſchau. (Bdg. 
v. 15. Juni 1837.) 

Nordamerika, f. Amerika. 

Nordbahn, Kaifer Ferdinand, fiehe 
Eifenbahn, Päfle. 

e Normalfchulzeugniffe, ſ. Lehr: 
inne. 

ormalzeichen zur Beurtheilung 
des Waſſerſtandes in fhiffbaren Flüf- 
fen, f. Banführungen. 

— — find bei allen Mühlen: und 
Waſſerwerken zu feken, f. Schifffahrt. 

Normatage oder die fogenannten 
geiperrten großen Fefttage find: Der 
Weihnachtstag, DOfter- und Pfingit- 
fonntag, Rrohnleihnamdtag, Maria— 
verfündigung und Mariageburt. (N. ö. 
Rggs. Vdg. v. 7. Septbr. 1803. Krop. 
Gef. Franz. 17. Br. ©. 701.) 

— — In Bezug auf öffentlihe Mu- 
fifen wurde befohlen: 

a) Daß die öffentlichen Muſiken und 
Zänze an den Tagen, auf welde un— 


Normalage. 


mittelbar ein Sonn» oder Feiertag folgt, 
von num an allemal auf das fpätefte 
um 12 Uhr Nachts aufhören follen; 
und 

b) daß Fünftig weder. die türkifche 
noch eine andere Muſik zur Faſtenzeit, 
und außer derfelben auch an Sonn: 
und Feiertagen Bormittags an öf- 
fentlichen Drten zu geftatten fei. Ueb- 
rigens wird auch die türkifche und jede 
andere Muſik in diefer Refidenzftadt, 
insbefondere auch im Augarten, Prater, 
in der Brigittenau und andern öffent: 
lihen Orten unterfagt. (Hofdeer. v. 
22. Jän., kundgem. von der Landesre- 
gierung unter der Enns den 30. Jän., 
von der Zandesft. in Krain und Görz, 
dann vom böhm. Gub. den A. Februar 
1804. Krop. Gef. Franz. 18. Bd. ©. 
330.) 


Normatage. Es ift der Neg. ange 
zeigt worden, daß nicht nur in der 
Umgebung von Wien, fondern auch in 
andern Drten des flachen Landes an 
den Normatagen öfter Zanzmufifen ab- 
gehalten werden. Um für die Zukunft 
ähnlichen gefeßwidrigen Unfügen wirk— 
fam vorzubeugen, wurde dem Kreisamte 
in Verbindung mit der unter dem 21. 
Mai 1819 in Abficht auf die Heiligung 
der Sonn- und Feiertage, und in Ans 
jehung der Tanzmufifen in der Faften, 
erlafjenen Verordnung, unter eigener 
Verantwortung, in&befondere zur ange— 
legenen Prliht gemacht, den unterſte— 
henden Drtsobrigkeiten das allgemeine 
Verbot, an den durch das Gefeß vor: 
gezeichneten Normatagen, als: am 
Weihnachtstage, Oſter- und Pfingſtſonn— 
tage, Frohnleichnamstage, Maria Ver— 
kündigung und Maria Geburt keine 
Tanzmuſik abgehalten, in das Gedächt— 
niß zurückzurufen, und ihnen die ftrengite 
und unermüdete Aufmerkfamfeit auf 
diefen Gegenftand bei unnachfichtlicher, 
fharfer Ahndung einzubinden. (Bdg. 
der n. 0. Reg. v. 27. Septbr. 1819.) 
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Normatage. Verbot öffentl. Tänze 
und Muſiken in der Advent- und Fa— 
ſtenzeit. Durch das Regierungs-Cire. 
v. 30. Jänner 1804 wurde das Ver— 
bot öffentlicher Tänze und Muſiken in 
der Advent- und Faſtenzeit, ſo wie die 
Vorſchrift, daß am Vorabende ei— 
nes Sonn- und Feiertages nicht 
über die Mitternachtſtunde ge— 
tanzt werden dürfe, allgemein kundge— 
macht. Dieſe von öffentlichen Tanzmu— 
ſiken geltenden Beſtimmungen finden 
ihre volle Anwendung auch auf Bälle 
und Tanzmuſiken in Privathäuſern, 
und werden die dagegen vorkommenden 
Uebertretungen jederzeit durch angemeſ— 
ſene Geldſtrafen geahndet werden. 
(GHfkzl. Deer. v. 17. Dechr. 1819, an 
die n. ö. Reg., kundg. am 27. Decbr. 
1819.) 

— — An den Normatagen follen 
die Theater gefhloffen und die öffent- 
lichen Luſtbarkeiten eingeftellt fein. Nur 
ausnahmsweiſe fann die Erlaubniß er— 
theilt werden, an Normatagen muſika— 
liſche Academien ernfter Gattung, je— 
doch auch dieſe blos für wohlthätige 
Zwecke aufzuführen. Die Erlaubniß 
wird aber an manchen Orten dahin 
ausgedehnt, daß ſtatt muſikaliſcher 
Academien auch die Aufführung der 
Opern, Schauſpiele und Tänze an 
Normatagen, wenn auch für wohlthä— 
tige Zwecke geſtattet wurde. Seine 
Majeſtät haben daher mit a. h. Ent— 
fhliegung v. 14. d. zu befehlen gerubt, 
das Erforderlighe zu veranlaffen, damit 
diefer vorihriftwidrige Mißbrauch nie= 
mals und nirgends Statt finde, daß 
vielmehr an den zur ftillen und ernten 
Feier eingefegten Tagen die oberwähnte 
Vorſchrift in Zukunft auf das genauefte 
beobachtet werde, und überhaupt nichte 
geſchehe, was der Heiligkeit der benann— 
ten Tage zuwider ift. Hievon wurde die 
Pol. Ob. Dir, mit dem Bedeuten in 
Kenntniß gefegt, darüber forgfältig 


Normatage. 


zu wachen, daß an Normatagen niemals 
für andere, als wohlthätige Zwede und 
auch für diefe nur mufitalifche Acade- 
mien ernfter Gattung, feineswegs aber 
Zableaur, Declamationen u. dal., noch 
weniger aber Opern, Schaufpiele und 
Zänze aufgeführt werden. (Decr, der 
k. k. Bol. Hofft. an die Pol. Ob. Dir. 
v. 30. Juni 1821.) 

Normatage. Da ein Hofnormatag 
eigentlih nur eine Kamilientrauer für 
das a. h. Kaiferhaus begründet, ſich 
daher nur auf die E. f. Hofburg und 
die dazu gehörigen Gebäude, nicht aber 
auf die Volksbeluſtigungen erftredtt, fo 
find an folden Tagen weder Tanzmu— 
ſiken noch andere öffentlihe Luſtbar— 
keiten einzuftellen. (Deer. der k. k. Pol. 
Ob. Dir. v. 14. Febr, 1835 3. 1449.) 

— — In Hinkunft werden am a. b. 
Hofe die Sterbegedächtnißandachten für 
weiland Se. Majeftät Kaifer Franz 1. 
am 2. März, und jene für weiland 
Ihre Majeftäten die Haiferinnen The: 
refia und Maria Ludovica Beatrir (die 
2. und 3. Gemahlin des höchſtſeligen 
Kaiferd) am 13. und 7. April mit ei- 
nem Geelenamte und jedeämal am 
Abende vorher mit einer Bigil began- 
gen werden. (Hfkzl. Decr. v. 12. Mai 
1835 3. 12169, an fämmtl. Länder: 
Chef. Pol. ©. ©. 63. Bd. Nr. 59. 
Vdg. der n. 6. Reg. v. 15. Mai 1835 
3. 28840, in welder am Schluffe noch 
bemerft wird, daß an den Hofnorma— 
tagen eigentlich nur die Heftheater ge- 
fhloffen zu bleiben haben, und fonft 
alle Schaufpiele, Tänze, öffentl. Belu- 
fligungen in den Provinzen keineswegs 
unterfagt find, mie dieſes mit Aus— 
nahme des Hoffalenders beinahe in al» 
len übrigen Kalendern irrig angegeben 
it. N. öfter. Prov. ©. S. 17. Br. 
Rr. 151.) 

— — Das Minifterium des Innern 
bat mit Erlaß vom 9. December 1849 
3. 24678 Folgendes anher bedeutet: 
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Nach der bisher beftandenen geſetzlichen 
Uebung dürfen an kirchlichen Normata- 
gen ohne alle Ausnahme Feine öffentli« 
hen theatralifhen Borftellungen Statt 
finden. In Beziehung auf andere mu— 
fitalifche Productionen wurde zwiſchen 
den höchſten Feiertagen und großen 
Bußtagen, dann den übrigen kirchlichen 
Normatagen unterfhieden, und nur an 
den Letzteren über befonderes Einfchrei- 
ten ausnahmsweiſe (in Wien felbft von 
Seiner Majeftät) unter gewiffen Bedin- 
gungen die Aufführung von muſikali— 
fhen Dratorien u. dgl. zu frommen 
und wohlthätigen Zweden bewilliget. 
Im Einvernehmen mit dem k. k. Mini- 
fterium des Cultus findet man nun 
feftzufeßen, daß auch für die Zukunft 
die Aufführung von mufitalifhen Aca— 
demien am Weihnachtsabende, am er» 
ften Weihnachtsfeſttage, am Oſter⸗ und 
Pfingitmontage und am Frohnleich- 
namstage, fo wie in den drei legten 
Tagen der Charwoche unbedingt unter- 
fagt bleibe. (Erl. des galiz. Bub. v. 
16. Jänner 1850, galiz. 8. Gef. 2. 
Nr. 46.) 

Normatage, deren Heiligung be- 
treffend, f. Mufitalifche Unterhal: 
tungen. 

— — f. Bettelmufifanten, Eon: 
certe. 

— — f. Mufikalifche Unterhals 
fungen. 

— — f. Leopoldstag, Luftbar- 
feiten, Maria Geburt, Sonn: n. 
Feiertagsheiligung, Tanzmuſik, 
Theater. 

Notare, Einleitung des Strafver- 
fahrens gegen fie, f. Beamte. (Bdg. 
v. 6. Nov. 1851.) 

Noth = Apparate für Thierkrank- 
beiten, ſ. Thierärzte. 

Nothdurfts-Cabinete. Mit De- 
cret v. 29. Febr. 1844 3. 7740/327, 
bat die b. Hoflammer dem N. R. in 
Bien ein Privilegium auf die Erfin- 


Nothdurftspläße. 


dung von Nothdurfts » Cabineten zu 
verleihen befunden. Demfelben wurde 
unter Einem bedeutet, daß er bei Aus 
übung diefes Privilegiums in Sani- 
tätsrücffichten dafür zu forgen habe, 
daß dad Sitzbret nah jedesmaligem 
Gebrauch forgfältig gefäubert und über: 
haupt beftändig vollfommen rein erhal« 
ten werde, daß beſtändig ein hinrei— 
chender Borrath reinen Waffers vor- 
handen fei, um das Unrathegefäß nad 
jedesmaligem Gebrauche zu reinigen, 
und daß die ftabilen Nothdurfts-Ca— 
binete mit den Unrathscanälen auf eine 
zweckmäßige Art in Verbindung gefekt 
werden. In Beziehung der Aufftellung 
diefer Cabinete in öffentlihen Sittlich- 
keitsrückſichten hat derfelbe hinfichtlich 
der Wahl der Aufftellungspläße, jedes- 
mal vorläufig die Genehmigung des 
Wiener Magiftratd und der k. k. Pol. 
Ob. Dir. nachzuſuchen, und fi allen 
Bedingungen, welde von dieſen Be- 
hörden gejtellt werden, zu unterziehen, 
ferner darauf Bedacht zu nehmen, daß 
bei jedem foldhen Gabinete, zum allge- 
. meinen unentgeltlihen Gebraude, ein 
Urinftod freigehalten werde. (Eirc. der 
k. £. Pol. Ob. Dir. v. 28. März 1844 
3. 4593/789.) 
Nothdurftspläge, fiehe Urini— 
rungspläße. 
othfäften befinden ſich: einer 
bei der ?. k. Polizei » Dber - Direction, 
einer in der wundärztlichen Officin auf 
dem hohen Markte, wundärztlihe Df: 
fiein auf der Freiung; wundärztliche 
Dfficin am Kohlmarkte; wundärztliche 
Officin in der Wollzeil; wundärztliche 
Officin in der Weihburggaffe; wund« 
ärztliche Dfficin am rothen Thurme; 
wundärztlihe Offiein am Kärnthner— 
thor. — In den Borftädten bei allen 
Polizei » Directionen, allen Grundge- 
richten. Längs der Donau find Noth— 
fäften diesfeitd auf der Ladengeftätte, 
im neuen Badhaufe, in dem Mauth- 
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hauſe an der neuen Brüde. Senfeits 
der Donau bei dem Badhaufe am fchar- 
fen Ed, in dem Badhaufe auf der un— 
tern Holzgeftätte, im erften Wirthshaus 
in der Brigittenau, im Mautbhaufe am 
Zabor, in der Auffeher-Hütte zwijchen 
den Brücken, im Jägerhaufe im Prater, 
im Badhaufe beiden Weißgärbern. (N. ö. 
Rggs. Vdg. vom 15. Juni 1803. Kp. 
Gef. Franz. 17. Bd. ©. 247.) 

Nothkaͤſten find bei einem Brande 
an den Drt des Brandes zu brin- 
gen, fiehe Fenerlöfh- Ordnung für 
Wien $. 20. 

— — deren Aufftellung in den Sta- 
tionspläßen der Eifenbahn, f. Eifen: 
bahn. (Bdg. vom 8. Jän. 1850.) 

— — ſ. Scheintodte. 

Nothtaufe, die, der Judenkinder 
ift den Geburtshelfern und Hebammen 
unter der Strafe von 1000 Ducaten 
oder halbjähriges Gefängniß verboten, 
weil derlei Kinder immer ihren Aeltern 
gehören, und es alfo auch nur diefen 
allein zuftebt, fie taufen zu laffen oder 
nicht. (Hfkzl. vom 12. April 1787. 
Krop. Gef. Joſ. 13. B. ©. 536 und 
Hfd. v. 12. April 1786. Krop. Gef. 
Sof. 13. Bd. ©. 639.) 

— — Bornahme derfelben in Fäl- 
len der von jüdifhen Hebammen bei 
hriftlihen Frauen vorgenommenen Ge- 
burtshilfe, f. Hebammen, Juden: 
Hebammen, 

— — f. Hebammen. 

Notionirungen für das Zwangs— 
arbeitshaus, f. Zwangsarbeitshaus. 

Numerirung der Häufer in Wien, 
f. Hausnummern. 

— — der Stellwägen, f. Stell: 
wägen. 

— — der Bafferfäffer, j. Waffer: 
fäſſer. 

Numismatiſche Funde, ſ. Archäo⸗ 
logiſche Funde. 

Nußdorf. Alldort müͤſſen alle mit 
Brennholz beladenen im Wiener Do— 
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naucanale einlaufenden Fahrzeuge ans 
landen. (Rggs. Circ. vom 23. März 
1814. Barth. 9. u. ©. Gef. 5. Bd. 
©. 401.) 

Nußdorf. Strafbeftimmung für die 
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Uebertreter des Verbotes des Aulan— 
dens der großen Holzſchiffe nächſt Nuß— 
dorf, ſ. Schifffahrt. 

Nußdorf, ſ. Schifffahrt. 


O. 


Obduction, ſ. Leichenbeſchau. 

Oberärzte, ſ. Militärärzte. 

Oberſthofmarſchallamt, ſ. Ge: 
richtsbarkeit. 

— — ſ. Hofmarſchallamt. 

Oberſthofmeiſteramt. Mit a.b.Ca- 
binetſchreiben v. 26. April 1849 haben 
Se. Majeftät das Hofquartierweien und 
den Hofficherheitsdienft in der kak. Hof: 
burg, jo wie in ſämmtlichen k. k. Refi- 
denzen, Luftfchlöffern und Hofgebäu— 
den v. 1. Juni 1849 dem f. f. Oberft- 
hofmeifteramte zu übertragen gerubt. 
(Erl. des Juftizminift. vom 6. Juni 
1849. R. ©. B. Nr. 269.) 

Obrigfeiten, fiche Politiſche 
DObrigfeiten. 

Dbft. Den mit eigenem Obſte ber: 
einfommenden Bauersleuten wird durch: 
gehende erlaubt, und ift ohne minder: 
fted Hinderniß geftattet, ihr eigenes 
erzieltes Obſt an den gewöhnlichen 
Wochen: Markttagen, dann an Sonn 
und Feiertagen, wie auch an dem hei— 
ligen Weihnachtsabende, wenn folder 
auch nicht an einem fonftigen Wochen: 
marfttage fällt, auf dem angewiefenen 
Dbftmarktplage zu verfaufen. (Vdg. in 
Wien v. 24. März 1767. Krop. Gef. 
M. Iher. 5. Bd. ©. 188.) 

— — Da ein großer Theil der Obſt— 
gattungen in ganzen Ladungen auf Wä— 
gen zum Verkaufe nah Wien fommt, 
fo haben die magiftratifchen Marktrich— 
ter alles auf Wägen fommende Obſt 
auf den Obſtmarkt vor dem Kärnthner- 
thore anzuweiſen, den Berkauf desfel- 


ben auch nur auf Wägen zu ge 
ftatten und nicht zuzugeben, daß von 
den Verkäufern das Obft auf der Erde 
ausgelegt und fo verfauft werde. Bei 
den befugten Wiener Obftbändlern, 
welchen gleichfalls durh Berordnung 
der Berfauf ihrer Obftgattungen allda 
erlaubt ift, muß darauf gefehen wer— 
den, daß diefelben nah der geichehe- 
nen Anmweilung den Obftverfauf auf 
den ihnen bewilligten Kleinen Ständen, 
jedoch entfernt von den Landhändlern 
ausüben, umd es find diefe Ständdhen 
jedesmal nach geendigtem Verkaufe hin- 
weazufchaffen. (Wr. Marktrichter= Ins 
ftruction v. 6. Aug. 1804 $. 19.) 
Obft. Da nad der Verordnung v. 
26. Nov. 1816 das gedörrte und 
friſche Obſt unter diejenigen Bictuas 
lien gehört, deren Handel allgemein 
freigegeben wurde, fo wurden die Wie- 
ner bürgl. Obfthändler mit ihrer unge— 
gründeten Befchwerde gegen den Han— 
del mit Dürrem Obſte von Seite ans 
derer zurücgewiefen, und es ift nur 
darauf zu wachen, daß mit dürrem 
Obſte fein Haufirhandel getrieben 
werde, nachdem das Haufiren mit Eß— 
waaren überhaupt unterfagt ift. Uebri- 
gend verjteht es ſich von felbit, daß die 
Wiener Händler mit dürrem und fri— 
ſchen Obſte auf diejenigen Pläpe, und 
vorzugsweiſe auf den Hof und Naſch— 
markt zu weifen find, wo der nöthige 
Raum für fie vorhanden ift, da auf 
Märkten, deren Raum beſchränkt ift, 
nicht zugegeben werden kann, daß durch 


Obſt. 


Errichtung neuer Verkaufsſtände die 
Landparteien von den ihnen zuge— 
wieſenen Plätzen verdrängt werden, und 
der Wr. Magiſtrat wurde in dieſer Be— 
ziehung auf die Verordnung der Stadt- 
bauptmannfchaft vom 27. März 1819 
gewiefen. (Rggs. Vdg. vom 18. Febr. 
1820. Barth. 9. u. ©. Geſ. 7. Bd. 
©. 413—415.) 

Obſt. Auf die mit felben unbefugt 
hauſirenden Barteien haben die Bezirks— 
Directionen aufmerffam zu fein, zur 
Abſtellung dieſes Unfuges thätig mit: 
zuwirken, und die diesfalls angehalte— 
nen Individuen zum Magiſtrate zu 
ſtellen. (Pol. Ob. Dir. Circ. vom 22. 
Juli 1822, erneuert mit Polizei⸗Ober— 
Directiond=Circulare v. 21. Juni 1825 
3. 3321.) 

— — eingefottened, Die damit hau- 
firenden Parteien, welche von den Be- 
zirks-Directionen bei den Baffen-Refpi- 
ceirungen betreten werden, find nad 
Maßgabe der Umftände entweder zum 
Magiftrate zu ftellen, oder dahin an- 
zueigen. (Bol. Ob. Dir. Circ. v. 13. 
Juli 1825 3. 3402.) 

— — gedörrted und frifches, kön— 
nen Bictualienhändler nicht verkaufen, 
(Bdg. vom 26. Novemb. 1816. Barth. 
9. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 45.) 

— — Auf unreife und fchädliche 
Schwämme und unreifes Dbft ift die 
geihärftefte Auffiht zu pflegen. Da 
mehrere Menfhen durh den Genuß 
ſchädlicher Schwämme, die fie erfauft 
hatten, erkrankt find, wurde dem Stadt- 
magiftrate aufgetragen, die Marktrich— 
ter alles Ernſtes zu verhalten, daß fie 
hierin fleißig nachſehen, und alle 
Schwänme, die ihnen verdächtig vor: 
fommen, befonders aber die Röthlinge 
und die jhon in der Verordnung vom 
6. Det. 1783 als gefährlich anerfann- 
ten Zäublinge, welche fie auf dem 
Markte und bei Ständen vorfinden, 
vertilgen; das Nämliche hat auch mit 
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dem unreifen Obſte, wenn es nicht im 
Großen, ſondern kreuzer- oder gro— 
ſchenweiſe verkauft wird, zu geſchehen, 
und ſind die Verkäufer überdies noch 
nach Umſtänden und Befund des Ma— 
giftrates abzuftrafen. Dem Dber-Marft- 
commiffär wurde bedeutet, daß derfelbe 
die beiden Marktcommiffäre darnach an= 
weife, auch felbft darüber forgfältig 
wache, daß derlei ſchädliche Schwämme 
und unreifes Obſt nicht gegen die Vor— 
fchrift verkauft werden, und die Marft- 
richter und Marktauffeher ſich hierin 
nichts zu Schulden fommen laffen. Der 
Polizei » Oberdirection wurde bekannt 
gemacht, diefelbe habe auch ihrerjeite 
über die Befolgung zu wachen, und die 
Polizei» Bezirksärzte und Wundärzte 
anzumeifen, daß fie auf Märkten und 
bei den Ständen ihrer Bezirke öfter 
nachſehen, und wenn fie fchädliche 
Schwänme oder unreifed Obſt dort fin- 
den follten, felbes den Verkäufern mit 
Hilfe der Polizeiwache alfogleich weg— 
nehmen und vertilgen, allenfall® auch, 
wenn es die Umftände erheifchen joll- 
ten, die Berfäufer arretiren laffen. Der 
Polizeiwache aber hat die Dber-Direc- 
tion fharf einzubinden, daß fie hierin, 
fo wie in allen Fallen, dem fämmtli- 
hen Marktperfonale fowohl, als aud 
den beiden Stadtphyſikern, den Bezirks— 
und Wundärzten die ſchleunigſte und 
willigfte Affiftenz leifte. Diefe Berord- 
nung wurde den beiden Stadtphyſikern 
zu dem Ende befannt gemacht, damit 
auch diefelben ihrerfeits über deren Be— 
folgung wachen, daher öfter auf den 
Märkten und bei den Ständen in der 
Stadt, befonders am Hofe nachſehen, 
und die allenfalls zum Verkaufe dort 
vorfindlihen ſchädlichen Schwämme 
und das unreife Obſt mit Hilfe des 
Marktperſonals oder der Polizeiwache 
alſogleich abnehmen, und wenn es die 
Umſtände erheiſchen ſollten, den Ver— 
fäufer arretiren laſſen. (Rggs. Decr. v, 
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13. Aug. 1796. Ferros S. V. 1. Thl. 
©. 160—162.) 

Obſt, unreifed. Bei den Höder- 
ftänden ift gar fein unreifes oder ſchäd— 
lihes Obft zu dulden, fondern ſolches 
auf der Stelle und ohne Rückſicht ir— 
gend einer Ausrede zu vertilgen, umd 
es darf der leeren Entjchuldigung, daß 
fie die Früchte von dem Landvolfe ger 
fauft haben, denen man nicht erlauben 
follte, e8 nad Wien zu bringen, gar 
fein Gehör gegeben werden, weil nur 
der Berfauf der unreifen Früchte zum 
rohen Genuffe, nicht aber in veränder- 
ter Befchaffenheit verboten ift, und je 
der Frucht oder Obfthändler, er mag 
von hier oder vom Lande fein, willen 
muß, daß erfterer bereits allgemein ver- 
boten worden ift, mithin fich ſelbſt den 
Schaden, der ibm aus der Uebertre— 
tung des Geſetzes zuwächſt, zuzuſchrei— 
ben hat. In Wien iſt demnach ſämmtl. 
Marktrichtern auf das Schärfſte einge— 
bunden, daß ſie alles unreife Obſt, 
welches kreuzer⸗ oder groſchenweiſe und 
überhaupt nicht zum Einſieden, Einma— 
hen u. dgl., korb- oder buttenweiſe 
erkauft wird, wo ſie es vorfinden, bei 
Landleuten, Oebſtlern oder Höckern 
ohne Nachſicht wegnehmen und vertils 
gen, und nah Umftänden auch die 
Berkäufer dem Wr. Magiftrate zur Be- 
ftrafung anzeigen, Weswegen fie nicht 
nur felbft jorgfältig nachfehen, ſondern 
auch, wenn ihnen von einem der Stadt- 
oder Bezirksärzte die Wegnahme eines 
derlei unreifen oder fhädlichen Obites, 
oder einer andern nicht zuläffigen Feil— 
[haft aufgetragen wird, fie ihmen auf 
der Stelle die fhuldige Folge leiften, 
und die weggenommene Feilfchaft vor 
den Augen des Arztes, der ed anord— 
net, und des Verkäufers vertilgen fol- 
len. Damit aber den Berfäufern vom 
Rande und Gärtnern die Ausrede be— 
nommen werde, als ob fie derlei un— 
gefunde Feilſchaften an die Zucerbäder 


544 


Obflbäume, 


und zum Einmachen verkaufen wollen, 
fo ift ihmen auf dem Marftplage ein 
eigener von den übrigen Berkänfern 
ganz abgefonderter Standort anzumeis 
fen, wo fie ihren Kram im Großen 
verkaufen fönnen. (Rggs. Bdg. vom 
2. Aug. 1797. Barth. H. u. G. Geſ. 
4. Bd. ©. 234.) 

Obſt. Als der Sanitütsmagifter er- 
innerte, daß der Obſtverkauf im Klei— 
nen, fo mie er in Wien befteht, da 
biebei das Obft der Sonne, dem Staube, 
den Fliegen und andern Infecten aus— 
gefegt ift, auf mehrere Menſchen üble 
Wirkung mache, und befonders Krank— 
beiten der Berdauungs =» Eingeweide, 
Durdhfälle, Ruhren, Würmer und ga: 
ftrifche Fieber, hauptſächlich bei Kin- 
dern als häufige Folgen habe, daher 
zu wünfchen wäre, daß einige Keller 
oder wohlverwahrte Gruben und Hüt- 
ten hiezu an einigen Dertern der Stadt 
und Borftädte beftimmt würden, fo 
wurde dem Magiftrate die Anzeige zu 
dem Ende befaunt gemacht, damit der= 
felbe Das, was ihm von diefem Bor: 
fhlage thunlihd ift und anwendbar 
fcheint, vorkehre, und allenfalld in An— 
ſehung dieſes Gegenftandes die nöthi- 
gen Vorkehrungen treffen möge. (Rggs. 
Vdg. vom 24. Juli 1802. Barth. Gef, 
4. Bd. ©. 236— 238.) 

— — f. Geſchirre, Zuderbäder. 

— — f. Dedenburger Obft. 

Obftbänme, Zur Beförderung der 
überaus nüßlihen Obftbaumcultur ha= 
ben Se. Majeftat gegen die Beſchädi— 
ger der Obftbäume ein eigenes Straf: 
gefeß dergeftalt zu beftimmen befunden, 
daß derjenige, der ſich unterfängt, 
Dbftbäume, vorzüglich jene, die im 
Freien gepflanzt find, in was immer 
für einer Art willfürlih oder muth— 
willig zu befhädigen, im erften Betre- 
tungsfalle mit einem firengen Arrefte 
von einer Woche; im zweilen Falle 
aber mit einem ftrengen Arrefte von 
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3 Monaten, und dabei nach Umſtän— 
den auch noch mit 25 Stodftreihen 
gezüichtiget werden folle. Die Landes— 
ſtelle wurde angewiefen, dieſes Straf: 
geſetz durch eine befondere, gedruckte 
Gircaular = Verordnung allgemein kund 
zu machen, und die Einleitung zu tref- 
fen, daß an gangbaren Orten, in-deren 
Nähe fih Obſtbaumpflanzungen befin- 
den, eigene Warnungstafeln mit An: 
deutung der. gegen die Befchädiger der 
Obſtbäume verhängten Strafe aufge 
ftellt werden. (Hflzl. D. vom 28. Det. 
1806... Krop. Gef. Franz. 22. Br. 
©. 115.) 

Obftbäume, ſ. Bäume. 

Obfthändler, ſ. Obft. 

Debftlern, den bürgerlichen, wie 
auch den fogenannten Gnaden = Öbft: 
ftand » Inhabern wird geftattet, bis 9 
Uhr früh, dann Mittags von 12 bie 
2 Uhr, endlih Nachmittags von 4 Uhr 
angefangen ihr Obſt an den Hütten 
und auf ihren Ständen zu verkaufen, 
die am Schanzel mit Obſt anfommen: 
den Parteien haben den Verkauf ledig: 
th um 4 Uhr Rachmittags anzufan- 
gen, f. Sonn: u. Feiertagsheili: 
gung. 

Obſtmarkt in Wien, ſ. Markt: 
Polizei = Auffihtsanftalt in Wien 
8. 55 u. 56. 

Obſtmoſt, Ausihanf des jelbiter- 
zeugten Obftmoftes, f. Leutgebrecht. 

Obftmoftausfchanf ift als eine 
freie Beſchäftigung erklärt, und es. hat 
daher. diesfalld von der n. ö. Regie: 
rungs» Verordnung v. 23. Juni 1803 
und 25. Juni 1804, weldhe den Obit- 
moftausfhant den Gajtwirthen unter: 
jagen, abzulommen.. (Hffzl. D. v. 31. 
Dec. 1824. Rggs. Intim. v. 31. Jan. 
1825.) 

Obſtſchiffe, das Einfahren derfel: 
ben in den Donau-Canal betreffend, f. 
Donan:Eanal. 

Obſtvorkauf. Ueber die gemachte 

Zaleiäty, Handb, d. Polis. Bel. U. 
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Anzeige, daß die Höckerweiber den fäg- 
lih früh bereinfommenden Obftwägen 
entgegen gehen, fie allenthalben anhal- 
ten, und fi der verbotenen Vorkäuf— 
terei ſchuldig machen, wodurch außer 
der Ueberiretung der bejtehenden Lo— 
cal: Marktvorfchriften auch die öffent: 
liche Paſſage durch derlei Wägen beirrt 
wird, hat die k. k. Polizeihofftelle in 
Erledigung des Commiffiond - Protos 
colles den 12. dies anher verordnet: 
Sämmiliche Bezirks » Directionen auf 
diefen Unfug. anfmerkfam zu machen, 
und ihnen. die ſtrengſte Wachſamkeit 
diesfalld aufzutragen. Die Bezirkd-Di- 
tectionen wurden von diejer Anordnung 
zur Darnachachtung mit dem Beifage 
verftändiget, dergleichen Imdividuen 
ohne alle Rüdfiht dem Magiftrate zur 
Amtshandlung zu übergeben. (Eirc. der 
Pol. Ob. Dir. v. 16. Sept. 1822.) 

Ochſen follen nicht über die Schlag- 
brücke oder durch den Prater getrieben 
werden. (Pol. Hofft. Weiſ. v. 7. Det. 
1817.) 

— — das Treiben derfelben zu den 
magiftratifhen Schlahthaufern in Wien 
betreffend, ſ. Schlachtvieh. 

— — dad Heben derjelben betref- 
fend, ſ. Schlachtvieh. 

— — das Treiben des Viehes an 
den Seitenwegen der Merarialftraße, 
wenn diefe vom Regen erweicht find, iſt 
verboten, j. Straßen. 

Ochſengries. Bei demfelben ift zur 
Zeit der Ochſentheilung nit zu ver 
weilen, noch mit einem Fanghunde 
dafelbft zu erfcheinen. (Vdg. vom 23. 
Nov. 1780. Krop. Gef. M. Ther. 8. 
Bd. ©. 487.) 

Ochſenmarkt. Vorſchriften über den 
Auf- und Abtrieb des Schlachtwichee, 
ſ. Schlachtvieh. 

— — in Wien, ſ. Schlachtvieh— 


markt. 
Ochſenmühlen. Die Errichtung 
derſelben iſt Jedermann geftattet. (Hfv. 
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vom 12. Juni 1789. Batth. H. u. G. 
Geſ. 4. Bd. ©. 14.) 
Ochſentheilungen, ſ. Schlacht: 


vieh. 

Dedenburger Obſt. Cs iſt wahr— 
genommen worden, daß das in der 
Einfuhr aus Ungarn unter der Benen— 
nung Oedenburger Obſt vorkommende, 
mit Farben verzierte gedörrte Obſt, mit 
Farben beſtrichen iſt, welche der Ge— 
ſundheit ſchädlich ſind. Obſchon nun 
aus dieſem Anlaſſe in Ungarn die Be— 
ſtreichung dergleichen Obſtes mit irgend 
einer Farbe bereits unterſagt worden 
iſt, ſo hat die hohe Hofkammer den— 
noch, um jeden möglichen Unterſchleif 
zu verhindern, im Einverſtändniſſe mit 
der k. k. vereinigten, dann mit der kön. 
ungar. Hofkanzlei die Einfuhr dergleis 
hen Obftes aus Ungarn in die übrigen 
öfterr. Provinzen zu verbieten gefun- 
den, mit der Weifung, daß, wenn dem: 
ungeachtet an der Gränze von Ungarn, 
ein mit was immer für einer Farbe be- 
firihenes Obſt zur Einfuhr vorfommen 
follte, dasfelbe ohne weiters zurückge— 
wiefen werden müffe. (Hoffamr. Decr. 
vom 14. Dectober 1825 3. 38620, 
ob. öftere. Reg. Eirc. vom 29. Dit. 
1825, o. d. Reg. Dec. vom 5. Nov. 
1825 3. 26189, n. ö. Prov. ©. ©. 
7. Bd. Nr. 152.) 

Odeſſa. Der k. k. General: Gonful 
zu Odeffa ift mit Hinbli auf die Lage 
und auf die befonderen Berhältniffe 
des gedachten ruffifchen Seehafens aus: 
nahmsweiſe ermächtigt worden, in Zus 
funft auch die Päffe fremden nicht ruf- 
fifhen Unterthanen, von deren Unbe- 
denklichkeit er vollkommen überzeugt ift, 
zur Reife nach den k. k. Staaten zu vi— 
diren. (Bdg. dern. 6. Reg. v. 14. Febr. 
1840 3. 9530. Prov. &. ©. 22. BP. 
Rr. 32.) 

Defen zu fegen, auszubeffern, oder 
andere Hafnerarbeiten zu verrichten, tft 
den Maurern nicht -geftattet. (Handwfe. 
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Ordn. v. 6. März 1756. Barth. H. u. 
G. Gef. 6. Bd. ©. 260.) 

Defen, bei neuen, und bei jeder 
Herftellung einer neu erfundenen Behei- 
zungsart, auf welche in der Feuerlöſch— 
Drdnung vom 31. Dec. 1817 noch 
nicht vorgefehen ift, muß dem Magi- 
ftrate vorläufig die Anzeige erjtattet, 
und deffen Bewilligung biezu eingeholt 
werden. (N. ö. Reg. Eirc. v. 11. Dec. 
1824.) 

— — Reinigung der Röhren, ſiehe 
Rauchfangkehrer. 

Dfenröhren. Die Reinigung bat 
einzig durch die Rauchfangkehrer, und 
nicht von den Inwohnern zu gefchehen. 
(R. ö. Reg. Bdg. v. 18. Jan. 1803. 
Krop. Gef. Franz. 18. Bd. ©. 85.) 

— — melde auf die Gaſſe geben; 
follen fo verwahrt werden, daß die 
Vorübergehenden durch das Herabtro- 
pfen von Flüſſigkeiten nicht beſchmutzt 
werden, worüber die Bezirkd-Directio- 
nen zu wachen haben. (Bol. Hfft. Vda. 
v.20. Jan. 1821. Bol. Ob. Dir. Circ. 
vom. 21. Jän. 1821 3. 119.) 

— — deren Ginlegung in Zimmern 
oder Küchen betreffend, |. Feuerlöfch- 
Ordnung für die Landftädte und 
Märkte vom 7. Sept. 1782 8. 6. 

— — deren Anlegung, Leitung und 
Reinigung betreffend, ſ. Fenerlöfdh- 
Drdnung für Wien $.3 u. 7 e. 

Offenhalten. Kaffee» und Wirthe- 
häuſer können bis 10 oder 11 Uhr 
Nachts offen bleiben. (Hfd. v. 3. Jän. 
1772. Krop. Gef. S. M. Ther. 6. B. 
S. 429.) 

— — Se. Majeftät haben auf einige 
Polizeiftrafen zu entſchließen gerubt, 
daß die Offenhaltung der Gafthöfe und 
Kaffeehäufer auch bis 12 Uhr Nachte 
geftattet werden fünne; doch alle Mu- 
fit, dann das Billardfpiel und Kegel: 
ſchieben an Sonn: und Feiertagen, ſo 
lange der Hauptgottesdienft dauert, un- 
ter angemeffener Strafe ganz unter— 
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bleiben muͤſſe. (Hfd. vom 3., fundgem. 
in Böhm. den 29. Juli 1788. Krop. 
Ge. Joſ. 15. Bd. ©. 688.) 

Dffenhalten. Die Wein- und Bier- 
wirthe, fo wie aud die Kaffeefchänfer, 
welche ſich wider die Vorſchrift der Hof- 
deerete v. 3. Jän. 1772 vergehen, find 
bei dem erften Mebertretungsfalle mit 3, 
bei dem zweiten mit 6 Thalern, und in 
jedem weiteren Vergehen bezüglich der 
Offenhaltung über die Bolizeiftunde 
mit erhöhten Geldftrafen, im Falle der 
Zahlungsunvermögenheit aber mit einer 
verhältnigmäßigen Arreftfirafe in der 
Dauer fo vieler Tage, ala fie- Gulden 
zu zahlen hätten, und im Falle der 
Abkürzung der Dauer des Arreftes mit 
Rückſicht auf ihre Erwerbeverhältniffe, 
mit Berfhärfung mit Faften zu beftra- 
fen. (Hfd. v. 23. Aua. 1790. Hl. 
vom 16. Det. 1840 3. 32041. Node. 
des böhm. Gub. vom 4. Dec. 1840 
3. 66975. Prov. ©. ©, für Böhmen. 
3. 1840. Nr. 300. Gleiche Strafen 
haben bei Nichtbeachtung der Polizei- 
ftunde, wenn der Erinnerung des Wir- 
thes oder Kaffeeſchänkers Feine Folge 
geleiftet wird, auch gegen die Gäſte 
einzutreten. (Hfd. vom 23. Aug. 1790. 
Dbent. 3. Bd. ©. 519.) 

— — In Folge höchſter Entſchlie— 
Bung wurde wiederholt verordnet, daß 
a) der blaue Montag gänzlich abge- 
bracht ; h) die Anzahl der Wirthehäufer 
und Bierhäufer inner den Linien Wiens 
vermindert; und endlich c) die Wirthe- 
bäufer fowoh! als Bierhäufer um 12 
Uhr Nachts gefperrt werden follen, wo- 
von die Polizei: Ober-Direction nur bei 
Hochzeitfeſten und in der Faſtnachtszeit, 
auf beſonderes Anſuchen, und gegen 
Tarerlag von 45 kr. eine Ausnahme 
machen fan. (N. ö. Rggs. Vdg. von 
1. Juni 1807. Krop. Gef. Franz. 23. 
Bd. ©. 291.) 

— — Wirthshäuſer follen immer 
zur gefeglihen Stunde des Nachta ge— 
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ſchloſſen, und die Uebertreter ſttenge 
geahndet werden. (Pol. Hofft. Deif. v. 
8. Febr. 1818, 22. Jän. 24. März u. 
15. Aug. 1820.) 

Offenhalten der Wirthshäufer, Die 
von den Bezirks-Directionen wegen fpä- 
ten Offenhaltens betretenen Wein- und 
Bierwirthe, Branntweinſchänker und 
Kaffeefieder, dann die verfchiedenen 
Fälle der Entheiligung der Sonn: und 
Feiertage find in Hinkunft von den 
Bezirfs-Directionen zu ahnden, wobei 
jenes Furze Schriftliche Verfahren und 
jene Strafnorm in Anwendung zu brin- 
gen ift, welche bei den Unterfuchungen 
wegen umangezeigter Aufenthaltége— 
bung gewöhnlich Statt findet, mit dem 
einzigen Unterfchiede, daß bei der eriten 
Betretung, oder, wenn die geſetzliche 
Polizeiftunde nur kurze Zeit, allenfalls 
dur eine halbe Stunde überfchritten 
worden, und fonft feine erſchwerenden 
Umjtände concurriren,, der Schuldige 
mit einem ftrengen Verweife und War- 
nung, dann mit Androhung der ihm 
bevorftehenden Strafe zu belegen, bei 
wiederholter Betretung aber die Geld- 
ftrafe zwifchen 2 ud 5 fl. WR. zu be: 
meffen, umd diefe, wenn fie fruchtlos 
bleibt, in der Folge zu verdoppeln, oder 
bei eintretender Zahlungsunvermögen: 
heit eine äquivalente Arreftitrafe ju ver— 
hängen ift. Wenn aber diefe vorausge— 
gangenen Warnungen und Strafen ohne 
Erfolg geblieben find, werden die Schul: 
digen mit gemaner Angabe der Betre- 
tungsfälle und der Art ihrer Abftrafung, 
unter Anſchluß der gepflogenen frühe: 
reu Berbandlungen anher zum weitern 
Verfahren anzuzeigen fein. Zu diefem 
Ende iſt auch über die in ſolchen Fällen 
Behandelten ein verläßlicher Inder zu 
führen, damit daraus fogleid entnom: 
men werden kann, wie oft der anher An- 
gezeigte ſchon betreten, und auf welche 
Art er geftraft worden ift. Pol. O. Dir. 
Fire. vom 23. Nov. 1821 3. 6246.) 

35° 
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Dffenhalten. Die Uebertretung der 
gefeglichen Polizeiftunde in den Kaffee: 
und Wirthshäuſern ift an den diesfäl- 
ligen Gewerbsleuten im dritten Ueber: 
tretungsfalle mit einer angemeffenen 
zeitlihen Gewerböfperre zu bejtrafen, 
die in weiteren Uebertretungsfällen jtu- 
fenmweife zu verlängern ift. (Hfkzl. Vdg. 
vom 14. Mai 1829 3. 10541. Eirc. 
dee f. f. tirol. Gub. v. 31. Mai 1829. 
Wagners Zeitfehrift I. 1829. N. 2. 
©. 223.) 

— — Die Beftimmung der Gub. 
Vdg. vom 23. Febr. 1804 3. 4913, 
nach welcher der dritte Uebertretungs— 
fall bezüglich derSchließung der Wein-, 
Bier- und Kaffeehäufer zur feftgefegten 
Stunde mit der Gewerböfperre zu be- 
firafen war, wurde aufgehoben, und 
es find derlei Fälle mit erhöhten Geld- 
ftrafen zu belegen. (Hffzl. D. vom 27. 
Mai 1830 3. 11083, böhm. Bub. V. 
vom 19. Juni 1830 3. 24588. Prov. 
®. ©. für Böhm. 12. Bd. Nr. 154.) 

— — DavondenKellerfhän- 
fen, welche wegen Offenhaltens ihrer 
Keller über die vorgefchriebene Zeit beim 
bierortigen Magiftrate zur Rede geftellt 
werden, gewöhnlid die Entſchuldi— 
gung vorgebradht wird, daß fie, ohne 
ſich einerfeits die Gäfte zu verſcheuchen, 
andererfeitd aber beim Abfchaffen der- 
felben ſich mit denfelben in Streitig- 
keiten zu verwideln, die Sperrung ihrer 
Localitäten zur vorgefchriebenen Stunde 
nicht leicht bewerkitelligen können; fo 
hat der Magiftrat in politifchen Auge: 
legenheiten mit Note vom 4. d. M. 5. 
13809 hieher das Anfuchen geftellt, 
zur Handhabung der beftehenden Bor- 
fhriften dahin mitwirken zu wollen, das 
die Rahtpatrouillen angewiefen wer- 
den, die Kellerihänfen in der Stadt 
ohne Unterfchied der Jahreszeit um 
11 Uhr, jene in den Vorftädten aber 
des Sommers um 10 und des Winters 
um 9 Uhr Nachts zur Sperrung ihrer 
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Localitäten zu verhalten, und. nöthi- 
genfalls die noch vorhandenen Gäfte 
abzufhaffen. Was den letzten Theil 
diefes Anſuchens anbelangt, bleibt es 
ſtets Sache des Gaftwirthes, die Säfte 
auf directe oder. indirecte Art aus fei- 
nem Schanflecale zur vorgefchriebenen 
Zeit zu entfernen, und das Einfchrei- 
ten der Patrouillenführer kann ſich in 
folden Fallen nur dahin erſtrecken, ge- 
gen renitente oder erceffive Gäfte über 
Anfuchen des Wirthes vorzugehen, und 
demfelben in nöthigen Fällen die erfor- 
derlihe Affiftenz zur Erhaltung der 
Ordnung zu leiften. . Was jedoch Die 
Ueberwadhung diefer Schanklocalitäten 
betrifft, werden die Bezirks -Directio- 
nen angemwiefen, aus Anlaß der Nacht⸗ 
patrouillen auf diefelbe ihre befondere 
Aufmerkfamkeit zu richten, und dahin 
zu wirken, daß diefe Localitäten zu der 
vorgejchriebenen Zeit geſchloſſen wer: 
den. Kellerfchänfer, welche ſich diefer 
Anordnung nicht fügen follten, und bei 
denen eine vorausgegangene Ermah— 
nung fruchtlos bleibt, find dem bier- 
ortigen Magiftrate in Politifhen zur 
weiteren Behandlung nad der Keller: 
Ihanfordnung anzuzeigen. (Cire. der 
f. £. Bol. Ob. Dir. v. 21. Apr..1839.) 

Dffenhalten. Der £. f. Herr Eivil- 
und Militär-Gouverneur bat den Kaf— 
feefiedern, welche fonft außer der Fa: 
ſchingszeit ihreLocalitäten nur bis Mit- 
ternacht offen halten durften, die Sperr- 
itunde auf Ein Uhr nad Mitter- 
nacht verlängert, welche Berlänge- 
rung in fo lange zu gelten bat, ald aus 
felber keine Nachtheile für die Aufrecht- 
haltung der Ruhe und Ordnung in der 
Stadt entitehen, wofür die Kaffeehaus: 
inhaber rücfichtlih ihrer Localitäten 
zu haften haben. — Für dieWirthe 
hat aber die Sperrftunde wie bieher 
mit Mitternaht einzutreten. (Deer. ‚der 
Stadth. v. 13. Febr. 1850-3. 643.) 

— — der Wirths— u. Kaffee— 
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hbäufer und anderer Gattungen 
von Schänken. Die Wirths- u. Kaf- 
feehäufer und fonftige Schänken, ſowohl 
in der Landeshauptitadt Linz als in den 
andern Drten des Kronlandes Defter- 
reich ob der Enns dürfen, den Fall einer 
befonderen Bewilligung ausgenommen, 
nicht länger als bis Mitternadht offen 
gehalten werden. Das Verweilen der 
Gäſte nach diefer Zeit bei verfhloffenen 
Thüren ift nicht geftattet. Die befon- 
dere Bewilligung zum längeren Offen— 
halten in einzelnen Fällen gegen Ent- 
richtung der feftgefeßten Tare wird von 
der k. k. Polizei-Direction im Umfange 
ihres Amtsgebietes, und fonft von dem 
betreffenden Bürgermeifter ertheilt. — 
Uebrigend werden die Bezirkshaupt— 
männer ermächtiget, für einzelne Orte 
und zu beftimmten Zeiten, wenn fidh 
die Nothwendigfeit ergeben follte, aus: 
nahmsweiſe diefe Tängfte regelmäßige 
Frift zum Offenhalten der Wirths- und 
Kaffeehäufer oder Schänten, nach Ein- 
vernehmung des betreffenden Bürger: 
meifters abzukürzen; es ift jedoch eine 
folhe Verfügung nicht blos, wie fi 
verfteht, gehörig bekannt zu machen, 
fondern insbefondere der k. f. Gens— 
d’armerie vorläufig mitzutheilen. Im 
Umfange des Amtsgebietes der k.k. 
PolizeisDirection fteht ed, nach deren 
Einvernehmung,, der Statthalterei zu, 
eine ſolche Verfügung zu treffen. (Erl. 
der 0, ö. Stth. vom 11. März 1851 
3. 6265. 8. ©. B. Nr. 110.) 

— — lieber die Sperrftunde der 
Gaſt-, Kaffee: und fonftigen 
Schanfhäufer, dann über die Be- 
ftrafung der diesfälligen Uebertretun- 
gen während der Dauer. ded Belage- 
rungszuftandes im Kronlande Un- 
garn, werden zur Erzielung eines 
gleichförmigen Verfahrens im Einver- 
nehmen mit dem ?. k. 3. Armee Com: 
mando nachftehende Beftimmungen feit- 
geſetzt: 
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1. Die polizeiliche Sperrſtunde für 
förmliche Gaſt-, Einkehr- und Kaffee- 
häuſer wird in den Hauptſtädten Ofen, 
Peſth, dann in den Diſtriktshauptſtäd⸗ 
ten: Preßburg, Dedenburg, Kaſchau 
und Großmwardein auf 12 Uhr, in den 
übrigen Städten und Märkten auf 11 
Uhr, in allen andern Orten auf 10 
Uhr Abends beftimmt. 

2. Die Branntwein- und Kaffeefur- 
rogat-Schänken find überall um 10 Uhr 
Abends zu ſchließen. 

3. Uebertretungen diefer Anordnung 
find an dem Gewerbsinhaber im erften 
Betretungsfalle mit einer Geldftrafe 
von 5 bis 25 fl. C. M., oder bei er- 
wiefener Zahlungsunfähigfeit mit Ar— 
reft von 1 bis 8 Tagen zu bejtrafen. 
Im zweiten Webertretungsfalle ift diefe 
Strafe zu verdoppeln. Im dritten Ueber- 
tretungsfalle kann nebſt diefer verdop- 
pelten Strafe auch noch das Locale ge 
fhloffen und die Ausübung des Ge 
werbes für die Dauer des Belagerungs— 
zuftandes eingeftellt werden, worüber 
jedoch der ka k. Diftrictd = Obergefpan, 
im Bolizeirayon der Hauptftädte Dfen, 
Peſth aber der k. £. BolizeisDirector im 
Einvernehmen mit dem k. k. Militär- 
Diſtriets-Commando zu entfheiden hat, 

4. Die im Locale nad der Sperr- 
ftunde betretenen Gäfte find von der 
k. k. Gensd’armerie-Polizeimache, oder 
Militär-PBatrouillen, welchen die Ueber- 
wachung des Einhaltens der polizeili- 
hen Sperrftunde obliegt, abzufchaffen, 
und die Schliefung des Localed zu 
veranlaffen. 

5. Die Unterfuchung und Beftrafung 
folder Uebertretungen fteht den k. k. 
PBolizeis:Directionen innerhalb des Po- 
lizei-Rayons, in den übrigen Orten 
aber den, die Rocal » Polizei handha— 
benden Behörden mit Beobahtung des 
gefeglihen Inftanzenzuges diefer Be— 
börden zu, weldye über ſolche Straf: 
fälle ordentliche Bormerkungen zu füh— 
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ren haben, um hierdurch die wiederholte 
Beftrafung eines Gewerbsmannes in 
Evidenz zu halten. (Kundm. der ung. 
Sth. v. 29. März 1851. Ung. 8. ©. 
B. Nr. 83.) 

DOffenhalten. Die Einhaltung 
der Polizeiftunde wird neuer 
dings eingefhärft. Da feit dem 
Jahre 1848 die Beobadhtung der Po— 
lizeiftunde in den Wein-, Bier- und 
Kaffeehäufern häufig außer Acht gelaf- 
fen wird, findet man die diesfalls be- 
ſtehenden Borfchriften wiederholt in Er: 
innerung zu bringen. Die Wein- und 
Bierhäufer müſſen in den Städten um 
11 Uhr, die Kaffeehäufer längftens um 
12 Uhr Nachts, auf dem Lande aber 
die erfteren um 10 Uhr umd die leßte- 
ren um 11 Uhr Nadıts gefchloffen wer: 
den. Die gegen die beftehenden Bor: 
fhriften vorfallenden Uebertretungen 
der Polizeiftunde werden wie bisher der 
Competenz der mit Handhabung der 
Local⸗Polizei beauftragten Organe über- 
laffen. Die Strafen diefer Uebertretun— 
gen werden daher laut Verordnung dee 
Herrn Minifterd des Innern vom 13. 
Juli d. 3. 3. 15341/580 in Städten, 
wo eigene Polizei-Behörden find, von 
diefen, fonft aber von den Gemeinde: 
vorftehern ausgefprochen, und zwar in: 
nerhalb des im $. 122 des provifori- 
ſchen Gemeindegefeßed vom 17. März 
1849 feftgefeßten Ausmaßes einer Geld- 
buße bis 10 fl. EM. ohne Zulaf- 
fung eines NRecurfes. Im Falle 
einer wiederholten Webertretung ift die 
Geldſtiafe zu verdoppeln. Gleiche Stra- 
fen haben auch bei Nichtbeobachtung 
der Polizeiftunde, und wenn der Erin- 
nerung des Wirthes oder Kaffeefiederd 
feine Folge geleiftet wird, gegen die 
Gäfte einzutreten. Im dritten Weber: 
tretungsfalle ift gegen die diesfälligen 
Gewerböleute in Folge hoher Hoffanz- 
lcisBerordnung vom 14. Mai 1829 
3. 10541, die zeitliche Gewerbäfperre 
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zu verfügen, die in weiteren Uebertre- 
tungsfällen zu verlängern ift. Sollten 
fih jedoh die Gemeindevorſteher felbit 
diefer Uebertretung fehuldig machen, jo 
bat der Bezirkähauptmann das Ahn— 
dungsrecht auszuüben, von deſſen Aus: 
ipruche auch im dritten und weiteren 
Uebertretungsfalle die zeitliche Gewerbe: 
fperre unter Offenlaffung des Recurfes 
abhängt. Die öffentlihen Sicherheits- 
organe und beziehungsweife die Gens- 
d’armerie find zunächſt dazu berufen, die 
Handhabung Ddiefer - Vorfchriften zu 
überwachen. Damit fih Niemand ent- 
fhuldigen könne, daß ihm diefe Ber: 
ordnung nicht befannt geworden fei, 
findet man nebft der Aufnahme derfel- 
ben ind Landesgeſetzblatt anzuordnen, 
daß diefelbe in den Gaftzimmern zu 
Jedermann Wiffenfihaft angeheftet 
werde, (Exl. der Statth. von Tirol v. 15. 
Sept. 1851.8.6.B. für Tir. Nr. 260.) 

Dffenhalten. Es hat ſich gezeigt, 
dag die rüdfihtlih der Surrogat- 
faffee- und der Braunfmwein- 
ſchenker geltende frühere Sperrjtunde 
nicht immer gehörig und. gleihmäßig 
gehandhabt werde. Es wird daher den 
Bezirks - Sommiffariaten die hohe Re- 
gierungs : Berordnung vom 22, Dec. 
18413. 69261 (j. Surrogat:Kaffee- 
fchänfen), nach welcher die Surrogat- 
Kaffeeihänten um 10 Uhr Nachts ge- 
idloffen werden müffen, in Erinnerung 
gebracht. (Decr. der k. k. Stadth. vom 
25. Nov. 1851 3. 23140/1835. Für 
die Branntweinhäufer wurde die 10. 
Abendftunde als polizeilihe Schließ— 
ſtunde definitiv beftimmt, Erl. der n..ö, 
Sttb. vom 11. Dec. 1851 3. 40828. 
Deer, der Stadtb. vom 18. Dec, 1854 
3. 25807/2118.) 
Beſtimmung der Sperrftunde 
für die Schankhäuſer in Siebenbürgen, 
ſ. Gafthänfer. 

— — der Kellerfchänten, ſ. Keller: 
fhanf-DOrdnung $. 9. 
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Dffenhalten, fpäte, der Gaſthäu— 
fer, f. Spiele verbotene. 

Dffenhalten, Beftimmung der Ge— 
bühren für das längere Dffenhalten der 
Wirths- und Kaffeehäufer, |. Tanz: 
mufif-Zicenz-Gebühren. 

Offiziere, |. Militär: Offiziere. 

Dffizinen, chirurgiſche, Beftimmung 
ihrer Standpunkte, |. chirurgiſche 
Gewerbe. 

Dele, deftillirte, find vom Haufir- 
handel ausgefhloffen, f. Hanfirpa= 
tent. $. 12 a. 

Delerern ift die Berabreihung der 
Neujahrsgeſchenke an Dienitboten ver- 
boten. (N. 5. Rggs. Bdg. v. 9. Nov. 
1788. Krop. Gef. Iofeph. 15. Bd. 
©. 306.) 

— — vird geftattet, im Winter von 
4 Uhr, im Sommer aber von 6 Uhr 
Nachmittags an, Kerzen, Seife und 
Milh an Sonn: Feiertagen zu verfau- 
ten, f. Sonn: u. Feiertagsheili: 


gung. 

Del: Preffen. Die Errichtung von 
Del = Preffen in den Städten oder in 
der gefährlihen Nähe von andern Ge- 
bauden ift für die Zukunft nicht mehr 
zu geftatten. (Hflzl. Deer. v. 2. Dct. 
1834 3. 23936, an das böhm. Bub. 
Vdg. des böhm. Bub. v. 24. Detbr. 
1834 3. 50151. Prov. ©. ©. für 
Böhm, Nr. 314.) 

— — In Folge des Hoffanzlei- 
Derretes v. 17. Zuli 1. 3. 3. 21191 
wird das k. Kreisamt verftändigt, daß 
es mit Rückſicht auf die Beftimmungen 
des 28. Paragraphs der für Böhmen 
beftehenden Bau-Drdnung dv. 27. März 
1845 3. 16205 von dem Hoffanzleis 
Decrete v. 2. Detbr. 1834 3. 23936 
rückfichtlih der Nichtgeftattung von 
Delpreffen in den Städten abfomme, 
und ſonach auch die Berhandlungen 
wegen Errichtung von Delpreffen in 
Städten nad der bemerkten Bau-Drd- 
nung fünftig im gehörigen Inftangen- 
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zuge vorzunehmen umd zu pflegen find. 
(Bub. Decr. vom 4. Auguft 1845. 3. 
46159. Prov. ©. ©. fir Böhm. 27. 
Bd. Nr. 214.) 

Dfafpiel, das jüdifhe, oder Ge— 
fpenft ift ald SHazardfpiel verboten. 
(Hfdeer. vom 10. März 1788. Krop. 
Gef. 15. Bd. ©. 283.) 

Dmnibus, Beftimmungen hinſicht⸗ 
lich des Verkehrs derfelben in der in- 
nern Stadt Wien, f. Frachtwägen. 

— — f. Stellwägen. 

Opferſtöcke. Das in felbe gelegte 
Geld gehört dem Armeninftitute. Außer 
den für die Armen in den Kirchen an« 
gebrachten Opferftöce find alle übrigen 
unterfagt, und eben fo wenig werden 
folhe außer den Kirchen auf Straßen 
und Gottesädern geduldet. (Hofdecr. 
v. 24. Juni 1785. Krop. Gef. Joſeph. 
8. Bd. ©. 702.) 

DO pfertafeln, hölzerne Füffe, Krü— 
den, Säbel, Panzer und dergleichen 
follen von den Kirhenwänden abge 
ſchafft, das Gold und Silber in Geld 
verwandelt, und die ex voto abgenom- 
men werden; übrigens follen die Klei- 
dungen der Statuen nur aus der Mas 
terie allein, aus denen felbe verfertigt 
find, beftehen. (Hofdeer. v. 9. Febr. 
1784. Krop. Gef. of. 6. Br. ©. 
579. Hofdecr. v. 29. April 1784. Krop. 
Gef. Joſ. 6. Bd. ©. 583.) 

Opiate dürfen nur auf ärztliche Ber- 
ordnung abgereicht werden. ©. Apo: 
thefer:Inftruction. 

Dpium, |. Mohnföpfe. 

Drden. Das Tragen derfelben ift 
den aus fremden Staaten fommenden 
Einwanderern, wenn fie im Befiß der» 
felben find, in der Regel geftattet, in fo 
fern aber Bedenken dagegen eintreten, 
ift folches jedesmal der Hoffanzlei an— 
zuzeigen, welche das Nöthige diesfalls 
zu entfheiden hat. (Hflzl. Decr. v. 8. 
Novbr. 1810. Krop. Gef. Franz. 28. 
Bd. ©. 458.) S. Ordenszeichen. 
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Drden. Fremde Orden dürfen nur 
mit a. h. Bewilligung getragen werden, 
und es find alle Gefuhe um Annahme 
fremder Drden folder Imdividuen, 
welche, ohne die Erlaubnik von Seiner 
Majeftät bierwegen früher erhalten zu 
haben, jelbe bei fremden Regierungen 
begehren, zurücdzuweifen. (A. h. Entſch. 
v. 8., Hfkzl. Deer. v. 17. Septbr. 3. 
18705, Bda. des böhm. Gub. v. 30. 
Dctbr. 1818 3. 49789.) Diele a. h. 
Entſchl. erſtreckt ih auch auf die Ehren: 
ritterfreuge des Maltbefer: oder Johan 
niter-Ordeng, fo daß bei dem Anfuchen 
um diefe Decoration gleichfalls vorläu- 
fig die Bewilligung St. Majeftät ein: 
zuholen, und nach der Erwirkung der: 
felben fi auf feinem andern Wege um 
diefe Decoration zu bewerben ift, ald 
durch das in Wien befindliche Groß— 
priorat dieſes Ordens. (U. h. Cabinet- 
Schreiben v. 28. Jänn. Hfkzl. Deer. 
v. 9. Febr. 3. 4013; Vdg. des böhm. 
Bub. v. 2. März 1819 3. 9302.) 

— — fremde. Zum Behufe der Er- 
tangung derjelben iſt die Vorlegung 
von Ahnenproben an fremde Regierun- 
gen ohne höchſte Genehmigung verbo- 
ten. (U. b. Entfhl. v. 19. April, Hfkzl. 
Deer. v. 29. April 1822 3. 11548. 
Vdg. des böhm. Gub. v. 17. Mai 
1822 3. 23652. Krop. Gef. 46. Br. 
©. 450.) 

— — In jenen Fällen, wo Seine 
Majeftät einem Individuum die a, 5. 
Bewilligung ertheilt haben, fih um 
fremde Orden, fomit auch um das Ehren: 
vitterfreug des Malthefer » Ordens zu 
bewerben, liegt darin ſchon ftillfehwei- 
gend die a. h. Genehmigung, diefen 
Drden annehmen und tragen zu dürfen, 
und es iſt daher ein nachträgliches Ein- 
reiten in legterer Beziehung nicht 
nothweundig. (Hffzl. Decr. v. 30. Juni 
1832 3. 12251. Bdg. des böhm. Gub. 
v. 31. Zul 1832 3. 30603. DObent. 
3. Bd. ©. 347.) 
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Orden. In Gemäßheit der a. h. 
Entfhl. vom 16. März 1835 find auf 
das unbefugte Tragen von Ordenszei— 
hen und Ehrendecorationen ohne Un— 
terfchied, fie mögen inländifhe oder 
ausländifche fein, die nämlichen Straf: 
beftimmungen anzuwenden, welche durch 
die a. h. Entſchl. v. 28. Septbr. 1826 
auf Adeldanmaßungen feſtgeſetzt wor- 
den find. (Hfkzl. Deer. vom 24. März 
1835 3. 6862, an fammtl. Länderft. 
Kundgem. in Nied. Defterr. niit Raps. 
Girc. v. 4. April 1835 3. 18440. D. 
des böhm. Gub. v. 12, April 1835 
3. 16128, des gal. Gub. v. 25. April 
1835 3. 21315. Pol. G. ©. 63. Br. 
Nr. 37.) 

— — lieber den Berluft der Orden 
wegen Bergehungen haben Seine Ef. 
Majeftät laut a. h. Entfhl. vom 18. 
Juli 1835 eine allgemeine gefeßliche 
Regel auszuſprechen fich nicht beftimmt 
gefunden, jedoch Folgendes anzuordnen 
gerubt: Wenn ein Ordensritter eines 
Verbrechens oder einer fchweren Polizei- 
Uebertretung ſchuldig erfannt oder dies— 
falld nur sub instantia abfolvirt wird, 
ift hieven ohne die Kundmachung umd 
Vollziehbung des Urtheils zu verfihie- 
ben, jedoch unter Beilegung desſelben 
und der Beweggründe der Ordenskanz— 
lei die Eröffnung zu machen, welde 
hierüber die a h. Entſchl. einholen 
wird. Bom Tage der Kundmachung dee 
Urtheild bis zur Herablangung der a. 
b. Entſchl. darf der Ordensritter von 
der Deroration feinen Gebrauch ma- 
hen, daher ihm diefelbe bei der Kund- 
machung des Urtheild abzunehmen tft, 
wenn es nicht ſchon früher gefchehen 
wäre. Rückſichtlich der Mitglieder aus— 
ländiſcher Orden hat die erwähnte Er— 
öffnung an die E. f. geheime Haus-, 
Hof: und Staatskanzlei zur geeigneten 
Mittheilung an die auswärtige Regie: 
rung zu geſchehen. (Hfkzld. v. 8. Dechr, 
1835 3. 31619, an ſämmtl. Länderſt. 


Orden. 


Vdg. der n. 6. Reg. v. 3. Jän. 1836 
3. 73088, der ob der ennfi. Reg. v. 
6. Nov. 1835 3. 32177, des fteier. 
Bub. vom 1. Jänn. 1836 3. 21833, 
des fir. Gub. vom 18. Febr. 1836 3. 
10, des mähr. ſchleſ. Gub. v. 13. Jan. 
1836 3. 54352, des laib. Bub. vom 
16. Jänn. 1836 3. 375, des venet. 
Bub. v. 15. Jänn. 3. 296, des böhm, 
Bub. v. 9. Jänn. 1836 3. 64160 u. 
des gal. Gub. v. 11. Febr. 1836 3. 
333: Bol. G. ©. 63. Bd. Nr. 183.) 

Drden, deren Berluft, f. Beamte. 
(Bdg. v. 6. Novbr. 1851.) 

— — fiehe Ordens: Decora: 
tionen. 

— — f. Branz:Bofe — 

— — ſ. —* hrenkreuz, 
Frankfurter Ehrenkreuz, Maria: 
Thereſia⸗Ordensdecoration. 

Ordens-Decorationen dürfen 
nicht öffentlich zum Verkaufe 
ausgeſtellt werden. Durch den 
Mißbrauch, welcher bisher mit den von 
Goldarbeitern, Kaufleuten und andern 
Gewerbsleuten öffentlich zur Schau 
und zum Verkaufe ausgebotenen in— 
und ausländiſchen Ordens-Decoratioen 
in verſchiedenen Beziehungen verübt 
worden iſt, wurde zur Hintanhaltung 
dieſes Unfuges verordnet: 

1. Daß die öffentliche Ausſtellung 
aller in- und ausländiſchen Ordens— 
kreuze und Decorationen zum Verkaufe, 
von welcher Form ſie immer ſein möge, 
eben ſo, wie in Anſehung der Civil— 
Ehrenkreuze durch Circulare v. 18. 
Detober 1815 befohlen worden iſt, ein 
für alle Mal ſtreng verboten ſei, und 
die Orts⸗ und Polizei-Behörden darü- 
ber bei ihrer eigenen Verantwortung 
zu wachen haben, daß dieſe Anordnung 
genau befolgt werde. Wenn ſich dieſem 
ungeachtet wider Verhoffen ein Ge— 
werbô- oder Handelsmann, oder wer 
immer beigehen laffen follte, diefem 
ausdrücklichen Verbote entgegen zu han⸗ 
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deln; fo ift er beim erften Webertre- 
tungsfalle mit der Confiscation des Dr- 
denszeichen, beim zweiten hingegen mit 
der Confiscation und der einfachen 
Werthſtrafe, und beim dritten Uebertre- 
tungsfalle mit der Confiscation des 
Drdenszeihend und der doppelten 
Werthſtrafe unnachſichtlich zu ahnden, 

2. Daß indbefondere die Nachma— 
bung aller-öfterr. faif. Ordens » Deco: 
rationen ohne Unterfchied, und zwar: 
ded goldenen Vließes, des mili- 
tärifhen Marien » Therefien- 
des fönigl. ungarifhen St. Ste 
phand-, des öfterr, kaiſerl. Leo— 
polds- und des fönigl. Lombar— 
dDifh » Benetianifhen Ordens 
der eifernen Krone, fo wie der mi— 
litarifhen Elifabeth- Therefia- 
nifhen Stiftung in der ftatuten- 
mäßigen Größe, Geftalt, Form, wie 
ſolche von den refpectiven Ordens— 
Kanzleien an die Ritter abgegeben wer: 
den, unter Feftfeßung der nämlichen, 
bereits im $. 1 ausgeſprochenen Stra- 
fen, allen Goldarbeitern, Gewerbsleu— 
ten oder wem immer auf das fchärfite 
unterfagt fei. Dagegen geftattete Se. 
Majeftät, 

3. daß jene Handelsleute und Gold: 
arbeiter, welche gegenwärtig öft. faif. 
Ordenskreuze oder Decorationen zum 
Verkaufe fertig haben, diefelben, wenn 
fie ihrem Gehalte und ihrer Form nad 
den Ordens - Statuten gemäß zur Ber: 
wendung geeignet befunden werden, von 
den betreffenden Ordens⸗Kanzleien ein- 
gelöft, und zum Fünftigen Gebraude 
des Ordens aufbewahrt werden dürfen, 
wo hingegen die Kreuze und Decora: 
tionen, bei welchen erwähnte Bedingung 
nicht eintritt, ihrer eigenen Verwendung 
unter genauer Beobachtung der im 
$. 1. enthaltenen Borfchriften überlaf- 
fen bleiben, 

4. Wurde verordnet, daß jene Ritter 
eines öſterr. Ordens, welche ihre Or— 


Ordens-Decorationen. 


dend » Decoration anf was immer für 
eine Art verloren haben, ſich eben jo, 
wie foldhes in Anfehung der in Berluft 
gerathenen Eivil-Ehrenkreuze mit Cire. 
Vdg. v. 3. Detbr. 1815 feftgefeht wor- 
den ijt, wegen Ueberkommung eines 
neuen Drdendzeichens an die betreffende 
Drdend = Kanzlei zu verwenden haben, 
welche feinen Anftand nehmen wird, 
ihnen ſolches nad vorhergegangener 
Legitimirung über ihre Anfprüche gegen 
Erfaß der Erftehungskoften zu verabfol: 
gen. Endlich wurde 

5. befohlen, daß beim Ableben eines 
öfterr. Ordens-Ritters die betreffende 
Abhandlungsbehörde und beziehungd- 
weife die Erben zu verpflichten feien, 
das dem Verftorbenen von Geite der 
Drdend-Kanzlei zugefommene Ordens— 
zeichen und nicht etwa eines von gerin- 
gerem Gehalte gegen fonftigen Erſatz 
des dem Ordensſchatze allenfalld zuge: 
henden Schadens und Nachtheiles zu: 
rückzuſtellen. (Hflzl. Deer. v. 2. Jänn. 
1817 3. 27389. Bdg. des böhm. 
Bub. vom 20. Febr. 1817 3. 4709. 
Circ. der n. ö. Reg. vom 31. Jänn. 
1817. Krop. Gef. Franz. 38. Bd. 
©. 3—5.) 

Drdend-Decorationen. Zum $. 3 
diefer Anordnung wurde nadhgetragen, 
daß jene Goldarbeiter und Handels- 
leute, welche zu vorgedachter Einlöfung 
geeignete Ordenszeichen beſitzen, dieſel— 
ben binnen 8 Tagen nach der Publica— 
tion der Verordnung bei ihrer Behörde 
ſchriftlich anzugeben, dieſe aber beſag— 
ten ſchriftlichen Angaben nach geſche— 
hener genauer Verification mit den bei 
den betreffenden Gewerbs- und Han- 
delsleuten verbleibenden Kreuzen im 
fürzeften Wege an die betreffenden Dr- 
denslanzleien gelangen zu laffen ha— 
ben, durch welche Maßregel einerſeits 
ſämmtliche Ordens-Kanzleien in den 
Stand geſetzt werden, die etwa nach 
erlaſſener Publication mala ſide verſer— 
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tigten, und nad der Hand zur Einlö- 
fung präfentirten Ordendzeichen zurüd- 
zumweifen, und andererfeits fich einen 
vorläufigen Anhaltspunct zur Beurthei- 
lung der angeführten Erfordernif die- 
fer befohlenen Einlöfung zu verfchaffen. 
(Hfkzl. Decr. vom 1. Febr. 1817 3. 
2611. Vdg. des böhm. Gub. v. 20. 
Febr. 18173.7815. Krop. Gef. Franz. 
38. Bd. ©. 50.) 

Drdensgeiftliche, ſ. Geiftliche, 
Sammeln. 

Drdens-Uniform. Es ift aus An- 
laß eines fpeziellen Falles zur Sprache 
gefommen, ob überhaupt öfterreichifchen 
Unterthanen, denen die Annahme und 
das Tragen folder ausländifcher Or— 
den, mit welchen auch das Recht, eine 
Uniform zu tragen verbunden ift, ber 
williget wird, auch zu geftatten fei, fich 
nad Belieben diefer Uniform zu bedie: 
nen. Ueber die hierüber erftatteten a. u. 
Vorträge haben Se. k. k. Maj. mit a. 
b. Entſchl. v. 15. Septbr. 1846 zu 
erklären gerubt, daß das Zragen der 
Ordens-Uniform nur bei Ordens-Feiten, 
außerdem aber in Str. Maj. Ländern 
nicht Statt findet. (Hfkzl. Decr. v. 9. 
Detbr. 1846, an fümmtl. Länderſt. 
Krop. ©. ©. 72. Bd. Nr. 119.) 

DOrdinationsnorm, f. Arzneien- 
Drdinationsnorm. 

Drganifation der Polizei-Behör- 
den, f. Polizei:Behörden. 

Drthopädifche Heilanftalt. Die 
Regierung ertheilt die Bewilligung zur 
Errihtung einer orthopädiſchen Heil- 
anftalt für Verfrümmte gegen dem, 
daß ſich 

1. dabei nach dem vorgelegten Plane 
zu benehmen, und 

2. mit Schluß jedes Jahres in ei— 
nem Berichte die Leiſtungen der An— 
ſtalt mit nomineller Anführung der 
Kranken der Regierung anzuzeigen ſei. 
Die beiden Stadtärzte haben von Zeit 
zu Zeit dieſes Inſtitut zu beſuchen, 


Ortstafeln. 


und der Regierung alle Bierteljahr 
über die diesfalls gemachten Wahrneh- 
mungen Bericht zu erftatten. Der k. k. 
Polizei» Ober» Direction wird aber die 
Invigilirung in polizeiliher Hinſicht 
zur Pfliht gemacht. (Decr. der n. 6. 
Reg. v. 22. März 1838 3. 16310. 
Kn. ©. 2. 3. 1838. Nr. 15.) 
Drtötafeln. Es ift die Verfügung 
zu treffen, daß die Ortötafeln da, wo 
fie fehlen, erfeßt und in der Art ange- 
bracht und erhalten werden, daß fie 
ihrem Zwede entfprechen, und der Rei- 
fende den Namen des Ortes deutlich 
entnehmen kann. (Bdg. des böhm. Gub. 
Präf. v. 9. Aug. 1835 3. 5930, Brov. 
G. ©. für Böhm. 3. 1835. Nr. 273.) 
— — Um dem baldigen Verderben 
der bisher üblihen hölzernen Ortsta- 
feln zu. begegnen, und zugleid eine 
Sleihförmigkeit im ganzen Lande zu 
erzielen, hat man nah Einvernehmung 
der technifchen Behörden Folgendes 
befhloffen: Sämmtliche Dominien und 
Magiftrate find aufzufordern, die Orts— 
tafeln von gewalztem Eiſenblech anfer: 
tigen zu laffen; die Blechtafeln müffen 
jedoh zum Behufe ihrer foliden Befe— 
figung, und um das Umbiegen derfel- 
ben zu verhindern, auf eiferne Rahmen 
aufgenietet werden. Die Größe diefer 
Drtstafeln hat man auf 25 Zoll in der 
Länge und 20 Zoll in der Höhe feft: 
gefeßt ; fie find dreimal -mit weißer 
Firnißfarbe anzuftreihen und darauf 
der Orts- und Herrfchaftsnane in bei- 
den Landesſprachen mit großer, in die 
Augen fallender, der Name des Kreifes, 
des Sekzions- und Bezirks-Nr. aber 
mit kleinerer, ſchwarz gefirnißter Drud- 
ſchrift anzubringen, die Rückſeite der 
Tafel aber mit ſchwarzem Firniß gleich— 
falls dreimal gut zu überziehen, um dem 
Roſte vorzubeugen. Dieſe Ortstafeln 
werden an die erſten, der Straße zu— 
nächſt liegenden Häuſer der Ortſchaf— 
ten befeſtigt, und nur dort, wo bei of— 
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fenen Ortſchaften die Häufer von der 
Straße etwas entfernt liegen, die Auf- 
Schrift daher undeutlich erfcheinen würde, 
auf eigends vorzurichtende 8 Zoll ftarfe 
Pfähle naht der Straße aufgerichtet, 
in beiden Fällen aber fowohl an den 
Häufern ald aub an den Pfählen we- 
nigftens 8 Schuh hoch von dem Erd- 
horizonte befeftigt, um fie ſoviel ale 
möglich vor muthwilliger Befhädigung 
zu verwahren. Die Pfähle folcher frei 
aufzuftellenden Ortstafeln find mit den 
Zandesfarben, weiß und roth gewunden 
in Del anzuftreichen. (Vdg. des böhm. 
Bub. vom 25. Febr. 1841 3. 8889. 
Prov. ©. ©. für Böhmen J. 1841. 
Nr. 44) 

Dsmanifche Länder, f. Türkei, 
DOſtereier, Gurken und andere Eß— 
waren follen nicht mit mineralifchen 
Farben gefärbt werden; fein Spielzeug, 
was die Kinder in den Mund nehmen, 
ſoll damit bemahlet werden. Es ift all- 
gemein befannt, daß mehrere Materias 
lien, welche zum Färben gebraucht wer: 
den, das ſchädlichſte Gift enthalten. 
Befonders find folde der Grünfpan, 
der Mening, Bleiweiß, Raufchgelb, 
Bleigelb und mehrere mineralifche Bar: 
ben; demungeachtet werden oft Sachen 
damit gefärbt, die zum Effen der Men: 
hen beftimmt find, oder doch oft in 
den Mund genommen werden. Es 
wurde daher anbefohlen, daß Niemand 
jene angegebenen Sachen mit den an— 
gezeigten oder ſonſtigen [hädlihen Ma- 
terialien färbe, welde in den Mund 
genommen, oder gar gegeffen zu werden 
pflegen, hieher gehören die Ditereier. 
Mehrere Kinder wurden fhon öfters 
ſchwer frank, als fie mit Grünfpan ge: 
färbte DOftereier gegeffen hatten. Da 
nun die harten Dftereier ohnehin ſchwer 
zu verdauen, und der Gefumdheit nicht 
zuträglich find, jo ift es leicht zu den— 
fen, um wie viel ſchädlicher fie werden 
müffen, wenn noch das Gift des Grün- 
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ivans hinzukömmt, das offenbar durch 
die Schale dringt, und felbft das Weiße 
des Eies grün färbt. Eben fo ift aud 
angezeigt worden, daß ein und andere 
Zuderbäcder zur Färbung der Bade: 
reien umd des fogenannten Eifes auf 
den Zorten ſich des Grünfpand bedie- 
nen, da ed doch jo viele efbare Sachen 
gibt, die zu diefem Bedürfniffe genom: 
men werden können. Die daraus ent: 
ftehenden Krankheiten find um fo ge: 
fährlicher, als die Urſache derfelben oft 
nicht fogleich entdecft wird. Ferner be- 
ftehet noch hie und da der fhädliche 
Mißbrauch, daß man die Gurken, um 
fie reht grasgrün zu erhalten, mit 
Grünfpan, oder was dasjelbe ift, in 
fupferne Gefäße einmaht und darin 
aufbehält. Viele traurige Beifpiele von 
den dadurch gefährlich erkrankten Men- 
ſchen find noch nicht im Stand gewejen, 
diefes fchädlihe Benehmen allgemein 
abzuftellen. Endlih find auch mehrere 
Kinderfpielgeuge mit Mennig, 
Grünfpan oder andern ſchädlichen Far— 
ben bemahlt, welche, indem die Kinder 
fie in den Mund nehmen und die Far- 
ben davon durch den Speichel auflöfen 
und einfhluden, die gefährlichiten 
Krankheiten bei den Kindern verurfa- 
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hen. Deßwegen find ganz ungefärbte 
Spielzeuge für kleine Kinder immer 
am beiten, und künftig find meiftend 
jene Theile derfelben, welche die Kinder 
in den Mund zu nehmen pflegen, ganz 
ungefärbt zu laffen. (Vdg. v. 31. Mai 
1800. Ferros ©. B. 2. Thl. ©. 103.) 

Defterreich, Staatsverträge wegen 
Auslieferung der Verbrecher, ſ. Ans: 
lieferung, Berbreder. 

— — GStaatöverträge wegen ger 
genſeitiger Auslieferung der Deferteure, 
ſ. Militär: Deferteure, Militär: 
Deſerteurs-Cartelle. | 

Defterreihifche Unterthanen , f. 
ausländifche Ehrentitel. 

— — Unterthanen, Berichtigung 
der Verpflegskoſten für öfterr. unbemit- 
telte Untertanen, die im Auslande er- 
kranken, j. Kranfenhaus-Berpflegs: 
gebühren. (Bde. v. 23. Sept. 1835 
u. 12. Novbr, 1840.) 

Dfterfonntag gehört zu den foge- 
nannten gefperrten großen Fefttagen. 
S. Sonn: und Feiertagsheiligung. 

Dttafring, Errihtung eines Po- 
lizei⸗ Commiſſariates daſelbſt, ſ. Poli: 
zei-Bezirk von Wien. 

Ottomaniſche Pforte, ſ. Zürkei, 
türkiſche Unterthanen. 


P. 


Packen. Es iſt unter Strafe von 
1 Reichsthaler verboten, an Sonn- u. 
Feiertagen Wäſche oder ſonſt andere 
große Päcke zu tragen. (Pol. Ordn. 
für Prag vom 25. Juni 1787. Hier: 
von find jedoch die Reifenden ausge: 
nommen. Hfd. v. 3. März 1775.) 

— — f. Sonn: und Feiertags: 
heiligung. 


Pächter der Wegmauthen, deren 
Verpflihtungen gegen das Publikum, 
ſ. Manth: Pächter. 

— der Perſonal-Gewerbe, 
ſ. Gewerbe. 

— — von Berzehrungsfteuer-Dbjec- 
ten, |. Inden u. Wegmauthen. (VBdg. 
v. 27. Apr. 1830 u. 29. Nov. 1838.) 

Packfong. Die Verfertigung und 


Pahfong-Waaren, 


der Berfauf der Eß-, Trink⸗ und Koch— 
gefhirre aus Packfong wird wie bisher 
auch noch fernerhin unter der Verbind- 
lichkeit geftattet, daß diefe Geräthe 
mit einem den Namen und Wohnort 
des Erzeugers bezeichnenden Stämpel 
verfehen fein müffen, um für den Fall, 
ald durch eine Berfälfchung diefes zu— 
fammengefegten Metalles, oder durd 
eine gefundheitsfhädlihe Mifchung der 
Beftandtheile desfelben aus dem Ge- 
brauche ſolcher Erzeugniffe irgend ein 
Nachtheil für die Gefundheit fich erge- 
ben follte, fogleich die entfprechende 
Unterfuchung und Verfügung einleiten 
zu können. Für. die genaue Handha- 
bung diefer Vorfhrift haben die Un— 
terbehörden zu forgen und im Nichtbe- 
folgungsfalle die entfprechende Ahn— 
dung anzumenden. Zugleich ift das 
Publicum darauf aufmerkffam zu ma— 
hen, daß derlei Geräthe ftets gehörig 
rein gehalten, und mit faueren oder 
falzigen Speifen oder Getränken nicht 
indauernde Berührung gebracht wer: 
den dürfe, weil fie fonft der Gefund- 
heit nachtheilig werden können. (Hfkzl. 
D. v. 8. Juni 1836 3. 11056, an 
fammtl. Länderft. Kundg. mit Circ. der 
n. 5. Reg. v. 9. Juli 1836 3. 38756; 
der ob der ennf. Reg. vom 9. Juli 3. 
20905, des böhm. Gub. v. 10. Juli 
3. 34638; des Laib. Gub. v. 14. Juli 
3. 13945; des mähr. ſchleſ. Gub. v. 
15. Juli 3. 26063; des fteierm. Gub. 
vom 13. Suli 3. 10994 ; des tirol. 
Bub. v. 14. Aug. 3. 15729 und des 
galiz. Gub. vom 20. Aug. 1336 3. 
41653. Bol. ©. ©. 64. Bd. Nr. 94.) 

Packfong-Waaren. Im Nach— 
hange zu dem Regierungs-Decrete vom 
10. Dec. 1836 3. 70142 wird aus 
Anlaß einer vorfommenden Anfrage be: 
ftimmt, daß die Bewerber um Befug— 
niffe zur Erzeugung von Padfong- 
Waaren zur Nachweiſung der Kennt: 
niffe des Legirend zu verhalten find. 
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(Bdg. der n. ö. Reg. v. 9. Aug. 1837 
3. 29854. Prov. ©. ©. 19. Br. 
Nr. 158.) 

Palfy'ſche Penſions-Inſtitut, ſ. 
Theater. 

Papiere, mit gifthältigenFar— 
ben gefärbte. Es iſt der Fall vorge— 
kommen, daß bei einem 4jährigen Knaben 
auf den zufälligen Genuß und das Ver— 
ſchlucken von zwei Stücken grün ge— 
färbten Papiers die Erſcheinungen einer 
Arſenikvergiftung eingetreten, nach 
ſchnell und zweckmäßig geleiſteter ärzt— 
licher Hilfe aber wieder verſchwunden 
find. Die von Sachverſtändigen gepflo— 
gene chemifche Unterfuchung hat gezeigt, 
daß die Farbe dieſes Papieres aus ar- 
feniffaurem Kupfer-Oxyd (Scheel'ſches 
Grün, Mitisgrün, Wienergrün, Kai— 
ſergtün, Neugrün 2c.) beſtand. Nach 
Aeußerung der Sachverſtändigen läßt 
ſich für Jene, welche mit der Chemie 
nicht vertraut ſind, kein einfaches zu— 
verläſſiges Mittel zur Entdeckung der 
Giftfarbe des mit Mineralſtoffen ge— 
färbten Papieres und kein untrügliches 
Kennzeichen des damit gefärbten Pa— 
pieres angeben; man findet ſich daher 
veranlaßt, auf die geſundheitsſchäd— 
liche Eigenſchaft dieſer Papiere, wor— 
unter auch jene von gelber und rother 
Farbe ꝛc. zu zählen find, aufmerkſam 
zu machen, und die gehörige Vorficht 
anzuempfehlen, damit es nicht mit Ge: 
nußmitteln in Berührung komme und 
in die Hände unwiffender Perfonen, 
insbefondere Kinder, gelange, und zu 
diefem Ende auch vor der Verwendung 
diefes Papieres zu Gegenftänden, bei 
welchen wegen Unvorfichtigkeit leicht 
Unglüd entjtehen kann, als: zum Ein: 
hüllen von Zucerbäderwaaren, zum 
Verbinden der Arznei- und Liqueur: 
Gläſer, zur Berzierung von Kinder: 
fpielfahen, zur Verfertigung fünftli- 
her Blumen u. dgl. allgemein zu war- 
nen. (Hflzl. vom 16. Det. 1845 3. 
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65486, an fämmtl. Länderft. Bol. G. 
S. 73. Bd. Nr. 132. Circ. des fteierm. 
Bub. vom 31. Det. 1845 3. 20672.) 

Bapiermarhee = Arbeiten, fiehe 
Dofen. 

Papierographie, j. Steindru: 
ckerei. 

Papier-Verkauf. Nachdem durch 
den bisherigen ungehinderten Verkauf 
verſchiedener Papiere an die Hand— 
lungsleute, Krämer ꝛc. mancherlei Un— 
füge ſich ergeben haben, ſo wird zu 
deren Hintanhaltung verordnet, daß 
kuͤnftig Niemandem geftattet ſei, von 
unbekannten Menfchen gedrudte oder 
beihriebene Papiere zu kaufen, und 
jeder Handelämann verpflichtet fei, bei 
Unterfuhung folder Bapiere Denjeni- 
gen namhaft zu machen, von weldem 
foldye erfauft worden find. (Hfd. vom 
4. u. 12. Aug. N. 6. Rggs. Kundm. 
v. 16. Aug. 1803. Krop. Gef. Franz. 
17. Bd. ©. 320— 321.) 

Parere, ärztlihe, ſiehe Befund: 
fcheine, Wundärzte, Wundbe- 
richte. 

Parfumenrs. Den Barfumeurs ift 
der Verkauf der weißen Schminke, des 
cau dechine, eau d’arquebusade, lait 
de perle und opiat dentifique verbo- 
ten. (Rgge. Vdg. v. 25. Juni 1819.) 

Die Erzeugung diefer, von der me 
diciniſchen Facultät aus dem Verzeich— 
nifje der Barfumeriewaaren ausgefchie- 
denen Artikel, bleibt den Wiener Par— 
fumeurs eben fo ftreng unterfagt, ale 
ihnen der Verkauf der Theegattun— 
gen und des Dlivendöles, in feinem 
gewöhnlichen natürlichen Zuftande, ver: 
boten bleibt. (Com. Hofcommiff. Ver— 
ordnung vom 3. Febr. 1820.) 

Mit Regierungs-Decrete v. 25. Juni 
1819 wurden zwar die Wiener Parfu— 
meurs, als folde, von der Berfer- 
tigung und dem Berfchleige der zum 
Tafelgebrauche beftimmten Artikel, aus 
Sanitäts -Rückſichten, ausge— 
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ſchloſſen; über einen dagegen ergriffe— 
nen Hofrecurs des Parfumeurs erfloß 
jedoch folgende Entſcheidung: 

Die Commerz-Hofcommiffion findet 
ſich beftimmt, über die Vorftellung der 
Miener Parfumeriewaaren = Erzeuger, 
wegen des ihnen abgefprochenen Ned: 
ted zur Erzeugung und zum Verkaufe 
der zum Tafelgebrauche gehörigen Arti— 
fel, ald: der Liqueurd und Roſo— 
glio, dahin zu erkennen, daß ſowohl 
denjenigen, deren Befugniß auf die Er: 
zeugung derBarfumeriewaaren und der 
Liqueurd, Rofoglio u. f. w. lau- 
tet, als auch jenen, die zwar nach dem 
Wortlaute der ihnen verliehenen Be- 
fugniffe nur auf die Erzeugung einer 
oder der anderen Waarengattungen 
ausdrücdlich berechtigt find, Die aber 
de facto fih auch mit der Erzeugung 
der andern befchäftigen, und mit den 
erforderlichen Vorrichtungen bereits ver: 
fehen find, die Erzeugung umd der Ber- 
fauf der beiden benannten Waaren: 
gattungen noch fernerhin geftattet fein 
foll. Für die Zukunft bleibe ed übri- 
gend dem Ermeſſen der betreffenden 
Behörden überlaffen, entweder auf den 
vereinigten Betrieb der beiden Be— 
fhäftigungen, oder aber auf jede ein- 
zelne derfelben, je nachdem ſolches 
angeſucht, und ſich über den Beſitz der 
rücfichtlich der beiden, oder einer ein- 
zelnen diefer zwei Unternehmungen er: 
forderlihen Kenntniffe und Eigenfchaf: 
ten befriedigend ausgewieſen wird, Be— 
fugniffe zu verleihen, ohne daß je: 
doch im legten alle die betreffenden 
Individuen gehindert fein jollen, nad 
der Hand die Erweiterung ihres Be— 
fugniſſes zur Erzeugung der übrigen 
Artikel im gehörigen Wege anzufuchen. 
(Comm. Hofcommiff. Berordn. vom 3. 
Febr. 1820. Barth. H. u. ©. Gel. 6. 
Br. ©. 646—649.) 

Parma, Erneuerung des Tractats 
zwiſchen Defterreih und Parma wegen 
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mwechfelfeitiger Auslieferung der Berbre- 
her, f. Auslieferung, Verbrecher. 

Papſt, Bifhöfe und die Gläubiger 
fönnen fih ohne vorläufige Zuftim- 
mung der weltlichen Behörde an den 
Papſt wenden, j. Kirche. 

Pasqualati, Joſef Freiherr von, 
Befanntgebung der Modalitäten, un: 
ter welchen denfelben die Bewilligung 
zur Erzeugung und zum Verkaufe des 
Kirfchlorbeerwaffers ertbeilt wurde, ſ. 
Kirfchlorbeerwaffer. 

Poflage- Hemmungen durch Ueber: 
laden der Wägen, f. Ziegelwägen. 

Paßamt, Wiedereinführung eines 
Gentral-:Boftamtes in Wien, f. Rei— 
fende. 

Paßämtliche Reviſion; Derfelbe 
haben ſich Militar-Perſonen zu unter— 
ziehen, ſ. Militär-Perſonen. 

aſſanten⸗Behandlung, ſ. Rei⸗ 
ſende. 

Paſſanten-Controle an Eiſen— 
bahnen, ſ. nen 

aß:Behandlung, ſ. Reifende. 

aßblanguetten. Zu Folge Er- 
laffes des Minifteriums des Innern v. 
29. März 1881 foll künftig bei allen 
Reifepaßblanquetten fowohl für das 
Aus» als Inland ftatt der bisher üb- 
lihen Rubrik „anſäſſig“ der präcifere 
Ausdruck „zuftändig“ gewählt und bei 
Ausfertigung der Reifeurfunden zur 
Förderung der beim Paßgeſchäfte fo 
nöthigen Evidenz in diefer Rubrik der 
Ort bezeichnet werden, in welchen der 
Paßinhaber heimatberechtigt ift. (Decr. 
der n. ö. Ötatthalterei vom 4. Mai 
1852 3. 10878.) 

— — Das hohe Finanzminifterium 
hat unterm 8. d. M. 3. 21272, zur 
Herftellung eines gleihförmigen und 
rehnungsmäßigen Verfahrens in Ab— 
fiht auf die ſtämpelpflichtigen Druck— 
forten und Blanquetten, ale: Reife: und 
Haufir-Päffe, Heimatfoheine und Wan- 
derbücher, im Ginvernehmen mit dem 
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f. k. Miniſterium des Innern Folgen— 
des angeordnet: 

1. Die Blanquetten von Heimat: 
feinen, Päſſen und Wanderbüchern 
werben von der Statthalterei aufgelegt. 

2. Die Auflage ift dem Stämpel- 
amte zum Behufe der Stämplung und 
von diefem nach deren Bollzuge demje- 
nigen Stämpelmagazine zur Berrech: 
nung zu übergeben, an welches die be- 
treffenden Steuerämter zur Faſſung 
des Stämpelpapieres angemwiefen find. 
Die Verrechnung bezieht ſich nicht blos 
auf die Stämpelgebühren, fondern auch 
auf Papier und Drudkoftenvergütung, 
welche nach dem feftgefegten Ausmaße 
als Gebühr vorzufchreiben find. 

3. Der erfte bwöchentliche Bedarf 
an diefen-Druckforten ift den Steuer: 
ämtern auf Eredit zu erfolgen. Der 
Credit umfaßt gleichfall® ſowohl die 
Stämpelgebühr, als die allfällige Ver- 
gütung der Papier: und Drudkoften 
nach den feftgefegten Ausmaße, und ift 
nad denfelben Grundfäßen, welche für 
den Stämpelpapier » Verfchleiß über- 
haupt gelten, feftzufegen. Inſoferne 
der Bedarf der Amts-Organe, welde 
zum Bezuge an ein Steueramt ange: 
wiefen find, fi gegenwärtig nicht ge- 
börig ermitteln läßt, ſo ift der Eredit 
vorläufig annähernd, und erft nad 
Verlauf eines Jahres definitiv zu be: 
ftimmen. 

4. Die Behörden und Gemeinden, 
welche diefe Blanquetten bedürfen, kön— 
nen diefelben nur gegen Baarzahlung 
und förmlihe, von dem Bezugsberech— 
tigten gehörig gefertigte Beftellungen 
von den Steuerämtern beziehen. 

5. Die Behörden haben die Bei- 
ihaffung der geftämpelten Blanquetten 
und Drudforten aus den fuftemifirten 
Kanzlei-Poufchalien zu beftreiten. 

6. An-die Steuerämter find nebft 
den Stämpelgebühren auch die Koften 
der Drudforten nad dem befannt ge 
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gebenen Vergütungsausmaße zu ent— 
richten, und von letzteren abgeſondert 
zu verrechnen. (Erl. der ſteierm. Stth. 
v. 26. Sept. 1851. 8L. G. B. Nr. 377.) 

Paß-Blanquetten. In dem Er— 
laſſe v. 8. Sept. 1851 über das Ver— 
fahren auf die ſtempfelpflichtigen Druck— 
forten und Blanguette, wurde im Ein: 
vernehmen mit dem Minifterium des 
Innern angeordnet, daß von den zum 
Verſchleiße derfelben beftellten Aemtern 
nebft der Stempelgebühr auch die Ko- 
ten der Drudforten nach dem ihnen 
befannt-gegebenen Bergütungsausmaße 
einzubeben und zu verrechnen feien. Da 
man wahrgenommen hat, daß fi hin— 
fichtlich des Betrages diefer Koftenver- 
gütung nicht gleihförmia benommen 
wird, jo findet man befannt zu geben, 
daß die Koftenvergütung für Wander: 
bücher mit dem Betrage von 15 fr. 
pr. Stüd beftimmt wurde. Sollte diefe 
Koftenvergütung bisher mit einem ge- 
ringeren al® dem oben erwähnten Be- 
trage eingehoben worden fein, fo wird 
hierüber mit dem Beifügen hinausge— 
gangen, daß die nachträgliche Einhe— 
bung des Differenzbetrages nicht Statt 
zu finden hat. Bon diefer Verfügung 
wird das Minifterium des Innern be- 
hufs der Verftändigung der politifchen 
Landesbehörden gleichzeitig in die 
Kenntniß gefeßt. (Deer. des Finanz: 
minifteriums vom 30. März 1852 3. 
9028, an fammtl. Finanz-Landesbeh. 
Deer. der n. ö. Statth. vom 20. Mai 
1852 3. 14202.) 

— — Laut Finanzminifterial - Er 
!afjes vom 12. Juni d. 3. 3. 7880 ift 
der Erlaß des ka f. Finanzminiftertums 
vom 8. Sept. 1851 3. 21272 betref: 
fend das Verfahren in Abfiht auf 
die ftempelpflichtigen Drucforten und 
Blanquette nicht auf die Reifepaffe ins 
Ausland auszudehnen, hinfichtlich wel: 
cher es bis auf weitere Weifung bei der 
bisherigen Gepflogenhrit zu verbleiben 
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hat. Uebrigens iſt für Heimatſcheine, 
Hauſirpäſſe, dann für Reiſe— 
päſſe eine Vergütung für Pa— 
pierund Druckkoſten nicht ein— 
zuheben, wogegen hinfichtlich der 
Druckkoſten Vergütung für Wander— 
bücher, die in dem Finanzminiſterial— 
Erlaffe vom 30. März 1852 3. 9028 
(bekannt gegeben mit dem b. o. Er 
laffe vom 20. Mai d. 3. 3. 14202) 
feftgefeßte Vergütung einzutreten bat. 
(Deer. der n. 6. Etatth. vom 11. Juli 
1852 3. 21456.) 
hr er find ftempelftei, 
eifenrfunden. 
Päffe *). Die bisher von dem n. 0: 
Landrechte beforgte Ausfertigung der 
Päffe für die türfifchen Unterthanen, 
wird in Hinkunft an die n. ö. Regie: 
rung verwiefen. (U. h. Entſchl. vom 
21. Dct. 1826, Juftizhofdeet. v. 27. 
Dct. 1826, an das n. ö. Appellations— 
gericht. Kundgem, am 6. Nov. 1826. 
Krop. G. ©. Br. 52. Nr. 262.) 
— — Inſtruction für die kek. 
Grenzzollämter und die f. f. 
Grenzwache im Königreide 
Böhmen in Beziehung auf das 
PBaffantengefhaft. 
Einleitung. $. 1. Jedem rem: 
den ohne Unterfchied ift in der Regel 
der Eintritt in die k. k. Staaten zu 
verfagen, der fih nicht mit einem or: 


. 





*) Bon den Paßvorſchriften wird bier 
nur die neuefte Norm über die paßpolizei- 
lihe Behandlung der Ausländer fammt den 
durch dieſes Gefeg nicht aufgehobenen Alte: 
ven Vorſchriften aufgenommen, da rüdjicht: 
lich der papämtlihen Behandlung der In: 
länder bei Reifen fowohl in dad Ausland 
ald im Inlande eben jegt Verhandlungen 
im Zuge find, welde das Erſcheinen eines 
neuen umraffenden Paß-Normales für 
Inländer in nahe Ausſicht ftellen. Die- 
fes Gefeg wird dann in dem Nachtragsheite 
jammt den etwa durch dasſelbe nicht auf: 
gehobenen älteren Paßvorſchriften ſeine 
Stelle finden. 


Päffe. 


dentlihen und vorfchriftsmäßigen Reis 
fepag ausweifen kann. Jeder ordent- 
lihe Pag muß an und für fih ſchon 
den Namen und Zunamen, den Charac- 
ter oder die Hantirung, den Geburts: 
ort des Neifenden, den Ort, woher er 
fommt, und jenen wohin, dann die Bes 
zirke durch welche er reifet, den Zwed 
der Reife, die Giltigkeitsdauer des Paſ— 
fes, fowie die genaue Perſonsbeſchrei— 
bung des Paßinhabers, endlich die Un— 
terfchrift des Reifenden und die Unter 
fertigung der paßertheilenden Behörde 
nebft dem Amtsfiegel derfelben enthal- 
ten. Vorſchriftsmäßig aber, und für 
den Fremden zum-Eintritte giltig, find 
die Päffe, welde: 

a) von der k. E. geheimen Hof- und 
Staatskanzlei, 

b) von der k. k. Geſandtſchaft und 
fremden Höfen, 

ec) von den k. k. Landesftellen, oder 
fonft hiezu befugten k.k. Behörden aud- 
gefertiget, dann auch 

d) jene Päffe ausmwärtiger Behörden, 
die von den im Auslande befindlichen 
k. k. Gefandten zur Reife in die k.k. 
Staaten vidirt worden find. 

8. 2. Alle diefe Bäffe find zu rejpec- 
tiren, und der Regel nad volllommen 
giltig. Nur in den außerft feltenen Fäl— 
len, wenn auf höhere Anordnung und 
aus befonderen Rüdfihten von der Re— 
gierung mitteljt eines eigenen Erlaſſes 
das Verbot ergeht, einem namhaft ge- 
machten Fremden, er mag mit was im- 
mer für einem Paſſe erfcheinen, den 
Eintritt zu geftatten, ift es die Pflicht 
der Grenzzollämter, den namhaft ge- 
machten Fremden von der Örenze zurück— 
zumeifen, wenn er ſelbſt mit dem Paſſe 
einer E. £. Gefandtfchaft verfehen wäre. 

8.3. Alle 8. k. Päffe, welche in das 
Ausland geftellt find, find unzulänglich 
für den Eintritt in die k. k. Staaten, 
wenn fie nicht ausdrücklich zur Rückkehr 
des Vormweifers lauten. 

Baleiöty, Hand, d. Polig. Gef. U. 
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8.4. Ausnahme von der all. 
gemeinen Borfhrift: 

a) In Hinfiht der k. preußifchen 
Unterthanen. Die k. preußifchen Unter: 
thanen, welche mit Päſſen vom k. preu— 
Bifhen Staatsfanzler, vom k. preußi« 
[hen Minifterium der auswärtigen An— 
gelegenheiten, von dem Departement 
der höheren Polizei, oder auch nur von 
den k. preußifchen Regierungstammern 
und Polizeideputationen verfehen find, 
bedürfen nur dann das Bifa einer k.k. 
Geſandtſchaft, wenn fie über Berlin, 
oder ſonſt durch eine Stadt gereifet 
find, wo eine k. k. Gefandtfchaft ihren 
Sik hat. Außerdem ift ihnen der Ein- 
tritt über die Grenze auch ohne dieſes 
Bifa geftattet ; jedoch darf diefe Be- 
günftigung nur auf wirkliche k. preußi- 
che Untertanen, nicht aber auf Unter- 
thanen anderer Staaten, wenn fie auch 
k. preußifche Bäffe haben, ausgedehnt 
werden *). 

8.5. b) In Hinficht der k. bairifchen 
Untertbanen. Auf ähnliche Weife ift 
auch den k. bairifshen Unterthanen, 
wenn fie nicht über München reifen, der 
Eintritt in die k. k. Staaten zu geftat- 
ten, fobald fie mit ordnungsmäßigen 
Päſſen verfehen find **). 

8. 6. c) Auch die Unterthanen ders 
jenigen deutfchen Staaten, wo feine 
k. 8. öfterreichifche Geſandtſchaft ſich be— 
findet, ſind in jenem Falle von der obi— 
gen allgemeinen Regel ausgenommen, 
wenn ſie durch keinen Ort gereiſet ſind, 
wo ein k.k. Geſandter ſich befindet, von 
welchen fie ihren Paß hätten vidiren 
laffen können. Sie müffen dann aber 
immer mit einem ordnungsmäßigen 
Paffe ihrer Regierung verfehen fein. 


) In Bezug auf die Reifenden aus 
dem Großherzogthume Pofen fiehe weiter 
unten die Bdg. v. 6. April 1852 und 5. 
Juli 1852. 

») Siehe weiter unten die Vdg. dv. 23. 
Aug. 1852, 

36 
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8. 7. Beſondere Vorſchriften. 

a) Hinſichtlich Jener, welche in die 
k. k. Reſidenzſtadt Wien reifen wollen. 
Diejenigen Reiſenden, welche ſich in die 
k. k. Haupt» und Reſidenzſtadt Wien zu 
begeben gefinnt find, haben fi über 
den Beweggrund ihrer Reife und die 
Art ihrer Geſchäfte auszuweifen, wenn 
fie aud einen von einer k. k. Gefandt- 
ſchaft vidirten Paß befigen. Diefe müf- 
fen daher der nächſten Polizeibehörde 
zugewiefen werden, wo mit ihnen die 
weitere Berhandlung zu pflegen ift. 

8. 8. b) Hinfihtlich Jener, welche in 
eine f. k. Provinz reifen wollen. Auch 
alle Kremde, welche in die deutfchen 
oder in die italienifhen Provinzen, oder 
nah Ungarn, Galizien oder Serbien 
reifen wollen, find von der Einbruchs— 
ftation an die nächte Polizeibehörde 
anzuweifen, und fie dürfen auf feiner 
andern, wenn ſchon fürzern, als der ih— 
nen vorgezeichneten Route in das In— 
nere der Monarchie die Reife fortfegen. 

8. 9. Wenn ein Reifender mit feinen 
Aufweifungen nicht in gehöriger Ord— 
nung ift, muß ihm zwar in der Regel 
der Eintritt über die Grenze verweigert, 
und derfelbe zurüdgewiefen werden. 
Sofern aber folh ein Reifender auf 
eine volllommen glaubwürdige Art dar— 
hut, daß er nur aus Unkunde, Verftoß 
oder Unvorfichtigkeit fich mit dem vor— 
ſchriftsmäßigen Baffe nicht verfehen hat, 
oder wegen Kürze der Zeit oder Entfer- 
nung der paßertheilenden Behörde nicht 
den erforderlichen Paß erwerben konnte, 
fo fann er in ganz unbedenklichen Zei— 
ten und bei erwiefener Dringlichkeit fei- 
nes Gefchäftes hereingelaffen, er muß 
aber folhen Falls ſtets entweder an die 
nächte k. k. Bolizeibehörde oder an das 
nächſt gelegene f. k. Kreisamt zum nä- 
heren Ausweife über feine Perſon und 
feinen Reiſezweck inftradirt und ange— 
wiefen werden. Ueber einen folden, 
bei aller Glaubwürdigkeit des Angebers 
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immer zweifelhaft bleibenden Fall kann 
nur der DOberbeamte des Zollamtes ent- 
ſcheiden, und er hat hiebei alle mögliche 
Borfiht zu gebrauhen, Wenn das 
Zollamt fih nicht befugt glaubt, einen 
folhen Reifenden herein zu laffen, fo 
bleibt e& demfelben unbenommen, auf 
Andringen und eigene Koften des Rei- 
fenden dur Eftafette oder Boten dem 
betreffenden Kreisamte, oder an die 
Stadthauptmannfhaft und Bolizeidi- 
rection in Prag unmittelbar feine Ur: 
funden und Borftellungen zu überfen- 
den; er felbft aber hat auf der Grenze 
die Entſcheidung abzuwarten, ob er her- 
ein gelaffen werden fönne. 

$. 10. Bloße Zeugniffe von Privat- 
perfonen, fowie Studien und Dienft- 
zeugniffe find nicht hinlänglih, um ei- 
nen Reifenden weiter ziehen zu laffen. 
Diefes ift von Inländern fowol als 
von Ausländern zu verftehen. Bei Er: 
hebung eines Zweifels ift der Reifende 
an das betreffende ka k. Kreisamt, und 
von diefem an die nächte Polizei » Be: 
hörde anzumweifen, und felbft dahin zu 
esfortiren, wenn irgend ein gegründeter 
Berdacht gegen ihn obmwaltet. 

8. 11. Iſt der Paß von einer f. f. 
Behörde für den Aus- und Eintritt aus— 
geftellt, oder in den Ausnahmsfällen 
von felber gehörig vidirt, fo fallen in 
der Regel die meiften Bedenklichkeiten 
binweg, und es ift vorzüglich darauf 
zu jehen, 

a) ob der Paß mwirklih echt, und 
nicht ſchon veraltet fei, 

b) ob er die Straße, die ihm vorge: 
zeichnet war, eingehalten habe. Sollte 
dies nicht der Kall fein, fondern der 
Paßvidirung eine auffallende Abwei— 
hung von der vorgezeichneten Route 
erfichtlih fein, fo hat das betreffende 
Grenzzollamt den Paßinhaber mit Vor— 
fibt und unter ſchicklichem Borwande 
um die Urfache diefer Abweichung aus: 
zuforfhen, und entweder auf die vorge: 
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zeichnete Straße zurückzuweiſen oder 
aber an das nächft gelegene Kreisamt 
zu inftradiren, zugleich aber audy mit 
dem nächſten Pofttage ſowol diefem 
Kreisamte ald auch an die k. k. Stadt- 
hauptmannfchaft die Anzeige hievon zu 
erftatten. 

8. 12. Wenn die Befchreibung wich. 
tiger und bedenkliher Perfonen oder 
Berbrecher den Grenzzollämtern mitge- 
theilt wird; fo ift bei Ankunft der Reis 
fenden darauf immer Rückſicht zu neh: 
men, und darauf zu fehen, ob etwa die 
Reifenden mit der mitgetheilten Per— 
ſonsbeſchreibung übereinftimmen, um fo 
auf die Spur der gefuchten Perfon zu 
fommen. Es verfteht fih von felbft, 
daß hierin der Beamte mit Klugheit 
und Borficht zu Werke zu gehen, und 
den Fremden fo behandeln muß, daß er 
die Abfiht und den Verdacht nicht be— 
merke. 

$. 13. Tritt gegen eine Berfon eines 
Reifenden auf diefe Art, oder auch fonft 
ohne vorhergegangene Mittheilung ei— 
ner beſtimmten Weifung ein gegründe- 
ter Verdacht ein, fo ift derfelbe, da er 
ohnehin mauthämtlih unterfucht wer: 
den muß, bei diefer Gelegenheit auch in 
Polizeirückfichten genau, jedoch unver— 
merft zu unterfuchen, und wenn der 
Verdacht auf eine oder die andere Art 
ſich bewährt, fo ift derfelbe zur weiteren 
Unterfuhung an das nächſte competente 
Drtögericht zu übergeben. 

8. 14. Jeder Reifende, der von der 
ihm vorgezeichneten Route abgewichen 
ift, und auf einem andern als dem be- 
ftimmten Grenzpuncte einbredhen will, 
ift ohneweiters zurückzuweiſen; und 
wenn er ausbrechen will, ift er an das 
betreffende Kreidamt oder die nädhfte 
Polizeibehörde zurückzuweiſen, oder 
nad Befund der Umftände auch dahin 
zu escortiren, 

$. 15. Da in jedem Paſſe die Zahl 
der Reifenden aufgezeichnet fein muß, 
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ſo iſt auch darauf zu ſehen, damit Nie— 
mand, insbeſondere auch kein Inländer 
mit irgend einem Fremden unter was 
immer für einem Titel und Vorwande 
unbefugt hinausſchleiche. Bei den aus 
dem Auslande ankommenden Fremden 
muß die ganze Reiſegeſellſchaft und die 
Dienerſchaft namentlich angeführt, auch 
ſo viel möglich ihre Perſonsbeſchrei— 
bung und ihr Nationale beigefügt wer— 
den. Nur denen ſolchergeſtalt ſpecifi— 
cirten Perſonen iſt der Eintritt ge— 
ſtattet. 

8. 16. Poſtconducteurs und Poſt— 
knechte dürfen keinen Menſchen beiſitzen 
laſſen, und es iſt ſonach bei den die 
Grenze paſſirenden Poſten beſonders 
hierauf zu ſehen. 

8. 17. Alle Päſſe, die von auswär— 
tigen Gefandtfchaften am Wiener Hofe 
an Unterthanen ihres Hofes ausgeftellt 
find, müffen, um giltig zu fein, von der 
Polizei » Dberdirection in Wien vidirt 
fein. Derlei Bapinhaber, wenn ihnen 
diefes Viſa mangelt, find an das nächfte 
Kreisamt zurückzuweiſen, und in bedenk— 
lihen Fällen dahin zu edcortiren, falls 
fie nicht ſchon früher ebendafelbit bean— 
ftandet worden wären und die Vidi— 
rung derfelben erhalten hätten. Bei 
Perfonen hohen Ranges vidirt öfters 
auch anſtatt der Wiener Polizei-Ober: 
direction die geheime Hof: und Staats— 
kanzlei ſelbſt. 

$. 18. Couriere auswärtiger Mächte 
oder auswärtiger Gefandten, die von 
Wien kommen, follen in der Regel zwar 
auch mit Päſſen verfehen fein, die ent— 
weder von der Polizei - Oberdirection 
oder von der geheimen Hof- u. Staats: 
kanzlei vidirt find; allein, wenn diefe 
Vidirung nicht Statt gehabt hat, fo 
find fie dennoch an der Fortſetzung ih: 
rer Reife nicht zu hindern, wenn anders 
fie fi) fonft mit glaubhaften Päſſen 
und mit ihren bei fich habenden Des 
peichen ausweiſen. Jene Couriere frem- 

36 * 


Päffe. 


der Höfe, die vom Auslande fommen, 
bedürfen nur ordentlicher Päſſe ihrer 
Regierungen. Sollten aber diefelben von 
der ihnen unter Wegs durch eine oder 
die andere Polizeidirection vorgefchries 
benen Route abgewichen fein, fo find fie, 
wie jeder andere Neifende, der von der 
Route abweicht, zu behandeln. 

$. 19. In Hinfiht auf Militärper- 
fonen wird erinnert, daß: 

a) Die k.k. öfterreichifchen Militärs, 
wenn fie in das Ausland reifen, mit 
ordentlichen Päffen oder Marfchrouten 
der betreffenden vorgefeßten k. k. Mili- 
tärbehörde verfehen fein, und wenn fie 
aus dem Auslande fommen, ſich eben- 
fall mit Päffen oder andern Reifeur- 
funden vollgiltig ausweiſen müffen ; 

b) die Militärperfonen der auswär— 
tigen Mächte unterliegen ganz, fo wie 
alle andere Fremde, den für Ausländer 
erlaffenen Paß- und Polizeivorſchriften; 

ec) endlich find fowol die k. f. öfter- 
reihifhen als auch die fremden Militär: 
perfonen in den Grenzorten, wo ein 
k. k. Offizier ald Stationg » Gomman- 
dant eigens angeftellt ift, zur Meldung 
bei demfelben anzumweifen. 

8.20. Fuhrleute und Krachtconduc- 
teurs, welche mit Frachtgütern ind Aus— 
land gehen, oder von da in die k.k. 
Staaten einbrechen, bedürfen feiner 
vorfchriftsmäßigen Päſſe; es ift genug, 
wenn fie mit ordentlihen Frachtbriefen 
oder bei deren Mangel mit Päſſen ih: 
rer betreffenden Behörde verfehen find, 
die jederzeit zur Beftätigung ihrer Echt: 
heit von Kreis- oder Comitatsbehörden 
contrafignirt fein müffen. Erſcheinen 
diefelben jedoh auf der Grenze nad 
dem Auslande blos mit Päffen ihrer 
Dominien nicht in gehöriger Form ab- 
gefaßt, fo find fie ohneweiters an die 
nähfte Polizei » Behörde zurückzu— 
weifen *). 

*) Diefe Borfchrift wurde abgeändert, da 
nad der Bdg. der ob. Pol. Beh. vom 29. 
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8. 21. Die Grenzbewohner können 
mit bloßen Päſſen ihrer Obrigkeiten ih— 
rem Verkehr über die wechſelſeitigen 
Grenzen nachgehen, und ſie werden um 
ſo weniger zu beanſtänden ſein, jemehr 
ſie den Grenzzollämtern durch den täg— 
lichen Verkehr ſchon bekannt geworden 
ſind. 

8. 22. Den Handwerksburſchen, 
welche mit giltigen Päſſen oder Wander: 
büchern verfehen find, ift der Eintritt 
unbeanftändet zu geftatten. Ws giltig 
werden jene Päffe und Wanderbücher 
angefehen , deren letztes obrigfeitliches 
Viſa nicht über ſechs Wochen alt ift, die 
von der Obrigkeit des Drtes, wo felbe 
ausgefertigt werden, beftätigt find, und 
in welchen feine Radirung vorkömmt. 
Auch Toll jede ſolche Reiſeurkunde eine 
genaue Perfonsbefhreibung des Inha— 
bers enthalten; in jenen, wo felbe nicht 
enthalten ift, muß felbe an der Grenze 
eingefchaltet werden. Alle jene Hand» 
werksburſchen, welche bloß mit gefchrie- 
benen, von einem einzelnen Meifter an— 
geftellten Kundſchaften fih um den Ein— 
laß melden, find von den Grenzen ab- 
zuweifen, weil eine folde, von einen 
einzelnen Meifter ausgeftellte, gefchrie- 
bene Urkunde nicht ala eine Gewährlei- 
ftung für die Unbedenklichkeit des Vor— 
weifers, noch als echt angefehen werden 
kann. Inländifche Handwerksburfchen 
find nur dann in das Ausland zu paf- 
firen, wenn fie ſich mit dem vorgeſchrie— 


Juli 1852 (R. ©. B. Nr. 157) Fuhrleute 
und deren Knechte mit legalen Bäffen oder 
Heimatichein verfehen fein müffen.. Auch 
die nah Baiern reifenden Fuhrleute, 
wenn fie nicht Meßgüter auf bairifche 
Meilen führen, fo wie die nach Sadhfen- 
Weimar reifenden Frachtfuhrleute u. Lohn- 
futiher müſſen mit vorfchriftgmäßigen 
Reifepäffen oder Dienftbüchern ihrer Hei— 
matbehörde verfehen fein. (Erl. der Bol. 
u. Genf. Hofit. v. 30. Dechr. 1833 n. ö. 
Prov. ©. ©. 16. Bd. Nr. 8 u. Hofkzld. 
v. 21. Sän. 1842 3. 1299, an fämmtl. 
Länderft. Pol. ©. ©. 70. Bd. Nr. 8.) 
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benen Reiſepaß ihrer Landesbehörde, 
der in das Ausland Tautet, gehörig 
ausweifen. Sollte ein folcher zurückge- 
wiefener Handwerfäburfche fih dennoch 
über die Grenze fchleichen wollen, fo ift 
derfelbe feftzuhalten und der nächſten 
politifhen Obrigkeit zur weitern Einlie- 
ferung an das betreffende Kreisamt zu 
übergeben. Wenn aber inländifche 
Handwerksburſchen, Wabriksarbeiter, 
Dienftboten u. dgl. fih doch ohne vor- 
fhriftsmäßigen Paß in das Ausland 
geihlichen haben und erft bei der Rück— 
kehr vom Auslande betreten werden, 
find derlei Menſchen fogleich bei ihrer 
Ankunft an der Grenze, jenachdem fie 
im Auslande dur Fürzere oder län- 
gere Zeit unbefugt verweilt haben, als 
Eonferiptionsflüchtige oder unbefugte 
Auswanderer anzuhalten, und fogleich 
an die nächte politifche Behörde zur 
fernern Beförderung an das betreffende 
Kreisamt zu übergeben. 

8. 24. Wenn fremde Deferteure 
oder Gonfcriptionaflüchtige aus ſolchen 
Staaten an der Grenze einbrechen, mit 
welchen ein Cartel befteht, fo find felbe 
nach den mit diefen Staaten abgefchlof- 
fenen Gartelöverträgen zu behandeln, 
und demgemäß durch die f. f. Grenz— 
wache an das nächſte k. k. Militär-Com- 
mando zu übergeben. Alle andern aus— 
wärtigen Deſerteure aber find an die 
nächte politifhe Obrigkeit zu überge- 
ben. Sollten derlei Deferteure oder 
Conſcriptionsflüchtlinge in größerer 
Zahl zufammen eintreffen, fo ift ihnen 
zur Verhütung möglicher - Erceffe eine 
angemeffene Escorte beizugeben. Soll- 
ten dagegen derlei Menſchen feine De- 
ferteure oder Conſeriptionsflüchtlinge, 
fondern Einwanderer und Eoloniften 
für die Provinzen des ruſſiſchen Reiches 
fein, welche ihren Weg durch die k.k. 
öfterreichifchen Staaten nehmen, fo ha— 
ben fich diefelben mit ordnungsmäßigen, 
von den betreffenden k. k. Geſandtſchaf⸗ 
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ten vidirten Reifepäffen an der Grenze 
gehörig auszumeifen. Wenn fte aber 
diefen Ausweis zu liefern nicht im 
Stande find, ift ihnen der Eintritt auf 
feinen Fall zu geftatten. Dasfelbe gilt 
auch von jenen Ginwanderern oder 
fremden Eoloniften, welche, befonders 
wenn fie in größerer Anzahl oder in 
ganzen Yamilien an der Grenze erfchei« 
nen, nicht mit den nöthigen Subfiftenz- 
mitteln, die zur Reife an den Drt ihrer 
Beftimmung erfordert werden, verfehen 
find, und dadurch den gegründeten Ver— 
dacht erregen, daß fie dem Lande durch 
Betteln zur Laft fallen würden; diefe 
Claſſe fremder Unterthanen ift fogleich 
an der Grenze zurüd zu weifen. 

$. 25. Alle verabfchiedete Auslän— 
der, welche in k. k. Militärdienften ges 
ftanten find, und nad ihrem Dienft- 
austritte fih in ihre Heimat begeben 
haben, müffen an der Grenze, wenn fie 
wieder einwandern wollen, zurüdgewie- 
fen werden, fo ferne fie nicht einen 
vollfommenen vorfhriftsmäßigen Ein— 
tritt8paß produciren. 

8. 26. Die Grenzjollämter und die 
k. k. Grenzwache insbefondere haben 
ſorgfältig darüber zu wachen, daß ſich 
kein verdächtiges und liederliches Ge— 
ſindel einſchleiche. Sie haben beſonders 
wachſam zu ſein auf 

a) Bettler und Vagabunden. 
Erkannte Bettler und Vagabunden ſind 
mit aller Strenge von der Grenze hint— 
anzubalten, worunter insbefondere auch 
ſolche Handwerfsburfihen gehören, mel- 
he mit gar feinem Zehrgelde verfehen 
find. 

b) Berdädhtige Leute. Reifende 
zu Fuß, welche Bettlern und Baga- 
bunden gleich fehen, find, wenn fie auch 
mit ordentlihen Päſſen verfehen wären, 
zu vernehmen, was für Gefchäfte fie ha- 
ben, und wie fie fich darüber und über 
ordentliche Subfiftenzmittel ausweifen 
können, Mit diefem fummarifhen Con⸗ 
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ſtitute werden ſie dann immer dem be— 
treffenden Kreisamte oder der nächſten 
Polizeibehörde zum näheren Ausweiſe 
zuzuweiſen ſein. 

ec) Gaukler und dergleichen 
Leute, die mit Guckkäſten, Marionetten, 
Murmelthieren, Bären u. dgl. herum 
ziehen, find ohneweiters bei den Ein- 
bruchsſtalionen zurüczumeifen, da fol 
he Gaufeleien in dem öfterreihifchen 
Kaiferftaate verboten find. 

d) Ausländifhe Haufirer. 
Die nämliche Bewandtniß hat es mit 
fremden Haufirern, da das Haufiren den 
Ausländern in den kak. Provinzen une 
terfagt if. Uebrigens verfteht es fich 
von felbft, daß viele andere Umftände 
der Bedenklichfeit nach den verfchiedes 
nen Zeitverhältniffen eintreten können, 
die es öfters nothwendig machen, zu 
einer genauen Unterfuchung mancher 
Reifenden zu fchreiten. Die Klugheit 
und Indufttie der Grenzbeamten, die 
von Zeit zu Zeit ihnen an die Hand 
gegebenen Vorſichtsmaßregeln, und die 
Erfahrung derfelben im Dienfte felbft, 
wird das individuelle Berfahren umd 
die Art beftimmen, auf welde fie ſich 
immer im Sinne der allerhöchſten Vor— 
[hrift zu benehmen haben. Die k. k. 
Grenzwache hat insbefondere bei ihren 
Patronillirungen auch” darüber zu was 
hen, daß fih Niemand ohne einen vor- 
ſchriftsmäßigen von dem betreffenden 
k. k. Grenzzollamte gehörig vidirten 
Paß über die Grenze ein- und aus— 
ſchleiche. Jeder, der ohne einen ſolchen 
Paß betreten wird, iſt anzuhalten und 
zu dem nächſtgelegenen k. k. Grenzzoll— 
amte zu führen. 

8. 27. Verfahren gegen Schüb— 
linge. Sowol die k. k. Grenzzollämter 
als auch die ka k. Grenzwache-Ober—⸗ 
und Untercommiſſäre haben unter per— 
ſönlicher Verantwortung darauf zu ſe— 
hen, daß nur ſolche Schüblinge vom 
Auslande an der kak. Grenze angenom— 
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men werden, deren Nationale entweder 
durch einen legalen Paß oder Wander— 
buch derjenigen Obrigkeit, an welde 
der Schübling eingeliefert werden fol, 
volllommen außer Zweifel geſetzt ift. 
In diefem Falle nun, wo die Ortsan— 
gebörigfeit eined vom Auslande ans 
fommenden Schüblingd nicht auf die 
angeführte Weife fihergeftellt erfcheint, 
ift der Schübling an der f. f. Grenze 
nicht anzunehmen, ſondern aller von 
den auswärtigen Behörden gemadhter 
Vorftellungen ungeachtet von der k. £, 
Grenze zurücdzuweifen, und zwar ohne 
Unterfchied , ob der betreffende Schüb- 
ling ein angeblich öfterreichifcher Staate- 
bürger oder ein Unterthan eines andern 
auswärtigen Staates fein will, zu wel: 
chem legtern man nur durch die k. k. 
Staaten gelangen kann. Wenn jedod 
die produzirten fhriftlihen Documente 
das angeführte Nationale des Schüb- 
ling$ beruhigend nachweiſen, ſo iſt der— 
ſelbe durch die kak. Grenzwache an die 
nächſte politiſche Behörde ſammt allen 
übernommenen Papieren und Urkunden 
gegen Empfangsſchein, der genau zu 
verwahren iſt, wohlverwahrt zur wei— 
tern geſetzmäßigen Amtshandlung ein— 
zuliefern. Solche Individuen aber, 
welche ſich für ka k. Deferteure ausge— 
ben, find nur dann durch die kak. Grenz- 
wache an das nächſte k. k. Militär-Com- 
mando einzuliefern, wenn deren Eigen— 
ſchaft als k. k. Deſerteure durch vor— 
läufige ämtliche Verhandlungen und 
vorliegende actenmäßige Auskünfte der 
betreffenden k. k. Regiments- oder 
Corpscommandanten bewährt iſt. Au— 
ßerdem aber find ſolche ſich für k. k. 
Deſerteure blos ausgebende Schüblinge 
gleich allen übrigen Vagabunden zu be— 
handeln. 

8. 28. Eine allgemeine Bemerkung, 
welche hier nicht übergangen werden 
darf, iſt jene, daß wie die Erfahrung 
gelehrt hat, gefährliche und ſtaatsſchäd— 
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liche Menſchen beinahe immer mit vor— 
ſchriftsmäßigen Reiſeurkunden verſehen 
ſind. Es iſt daher höchſt nöthig, mit 
ſtrenger Vorſicht und Behutſamkeit, je— 
doch ohne grundloſes Vorurtheil gegen 
jeden ftemden Unbekannten zu Werke 
zu gehen, wobei aber die jedem Men— 
ſchen ſchuldige Achtung und Schonung 
nicht außer Augen gelaſſen werden darf. 
Dieſe Bemerkung wird vorzüglich um 
deßwillen bier gemacht, weil häufige 
Erfahrungen nur zu fehr die Ueberzeu- 
gung bewähren, daß viele Beamte we- 
der fremde Reifende, noch ihre Päſſe 
genau anfehen, und nur darauf ihr Aus 
genmerk richten, ob der Paß von einer 
f. k. Behörde ausgeftellt, oder ob die 
Bidirung einer f. f. Behörde auf der 
Urkunde zu finden ift, uͤbrigens fich aber 
wenig um die Borfichtämaßregeln be« 
kümmern, welche vorgefchrieben find, 
auf welche hier wiederholt hingemwiefen 
wird, und für deren pflichtwidrige Aus 
ßerachtlaſſung fie verantwortlich blei- 
ben. Ein gutes Einvernehmen mit den 
k. k. Polizeibehörden und Kreisämtern, 
die beſtmöglichſte Unterſtützung derſel— 
ben kann daher den Einbruchsämtern 
nicht genug empfohlen werden, und es 
ſind die Reiſenden in bedenklichen Fäl— 
len immer an dieſe Behörde nach den 
Umſtänden entweder blos anzuweiſen, 
oder zu inſtradiren, oder durch die k. k. 
Grenzwache begleiten zu laſſen. 

8. 29. Alle echt und vorſchriftsmä— 
ßig befundenen Päſſe oder Reiſeurkun— 
den hat das Grenzzollamt mit Vidit 
unter eigener Namensfertigung zu be— 
zeichnen, dabei aber die Route, und in 
dieſer wenigſtens die Hauptorte, welche 
der Reiſende zu paſſiren hat, beizuſetzen. 
Führt die Route durch einen Ott, wo 
eine Polizeibehörde oder ein Kreisamt 
feinen Sitz hat, fo ift überdies die Be— 
merkung beizufeßen, daß der Paſſant 
allda feine Reifeurfunde neuerlich zur 
Vidirung vorzulegen hat, Wenn Fremde 
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über die Grenze zurücteifen, oder Lan— 
desfinder von dem Austritte abgehalten 
werden, fo ift auf dem Paſſe oder der 
Kundfhaft diefe Zurück- oder Abwei— 
fung ausdrüdlih anzumerken. 

8. 30. Jedes Grenzjollamt, wenn 
es in den Fall kommen follte, bei eins 
tretenden ganz befonderen Berhältnif: 
fen mit einem oder dem andern frem- 
den Reifenden von obigen Paßvorſchrif— 
ten eine Ausnahme zu madhen, und 
wider die Regel aus wirklich wichtigen 
Gründen den Fremden weiter in das 
Land an das nächte Kreisamt oder Po» 
lizeibehörde anzumeifen und dahin reis 
fen zu laffen, Hat fich mit der auf der 
Urkunde des Reifenden aufzuzeichnen» 
den Klaufel zu verwahren: daß das— 
felbe den Reifenden auf feine eigene 
Gefahr dahin ziehen Laffe, ohne für 
Reifekoften oder fonft etwas zu haften, 
wenn er zurüdgewiefen würde. In 
einem derlei Falle hat jedoch das be= 
treffende Grenzgollamt mit dem nächften 
Pofttage ſowol dem nächften Kreisamte, 
wie auch, wenn der Fremde feine Reife 
bis in die Hauptitadt fortfegen dürfte, 
an die k. k. Stadthauptmannſchaft die 
Anzeige zu erftatten, und darin die 
Gründe anzuführen, aus welchen die 
Fortſetzung der Reife bis in die Kreis- 
ftadt oder felbft in die Hauptftadt für 
zuläffig befunden worden fei. 

8. 31. Ueber alle ein- und ausbre— 
chenden Reifenden wird von jedem 
Grenzzollamte ein Protocol geführt, 
welches den Namen, Zunamen, Ge: 
burtsort, Anfäffigkeitsert, Character 
oder Hantirung des Neifenden, Tag 
der Ankunft, woher er fommt, wohin 
er geht, in welchen Geſchäften, mit wel- 
chem Paſſe und von welchem Datum, 
dann die Anzahl der Domeſtiken ent» 
hält. Im diefem Protocolle muß au 
jederzeit die Urfache der Ab» und Zur 
rückweiſung in vorfommenden Fällen 
umftändlich angemerkt werden. 
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8. 32. Aus dieſem Protocolle wer- 
den fodann die Auszüge oder Rapporte 
über fämmtlihe wirklich paſſirte Rei- 
fende, über die Berdächtigen, Zurückge— 
wiefenen umd wirklich Arretirten nach 
dem Formulare (wovon die gedruckten 
Eremplare mitgetheilt wurden) mit je 
dem Pofttage an die f. k. Stadthaupt- 
mannfchaft zu Prag eingefandt. In der 
legten Rubrik diefer Ausweife wird das 
in den vorfommenden befonderen Fäl- 
len beobachtete Verfahren des Grenz- 
zollamtes gegen einen und andern Rei: 
fenden, und die Urfache davon, 3. B. 
warum er zurücgewiefen worden ift, 
jederzeit angemerkt. Die unmittelbar 
an der Grenze domilicirenden,, wegen 
des täglichen Verkehrs aus: und ein- 
brechenden Perſonen dürfen jedoch in 
den der k. k. Stadthauptmannfchaft pe- 
riodiſch einzuſchickenden Paſſantenta— 
bellen nicht aufgeführt werden. 

8. 33. Beſondere, auf einen und 
die andern Reifenden ſich beziehende 
wichtigen Vorfälle werden ſchleunigſt, 
und wenn e8 wirklich erforderlich ift, 
auch mit Eilboten oder Gftafette dem 
betreffenden k. Kreisamte oder der k.k. 
Stadthauptmannfchaft durch ein eige: 
nes ganz kurz verfaßtes Schreiben an- 
gezeigt, fonft aber wie oben erwähnt 
worden ift, nur in der lebten Rubrik 
der Baffantentabelle als Anmerkung 
angeführt. Ueberhaupt wird bier, was 
in diefer Inftruction für mehrere Fälle 
ausdrücklich angeordnet ift, wiederholt: 
daß bei jedem wichtigen VBorfalle, wo 
es Anftände giebt, das Grenzzollamt 
mit dem betreffenden Kreisamte oder 
der 8. k. Stadthauptmannfhaft die 
nöthige Rückſprache pflegen muß, wel: 
ches im zweifelhaften Fällen zu unter: 
ſuchen und zu entfcheiden hat. 

$. 34. In der Negel werden zwar 
die Verzeichniffe der zurückgewieſenen 
Fremden von der betreffenden Polizei: 
behörde den Grenzzoflämtern mitge— 
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theilt, damit ein derlei zurückgewieſe— 
ner Reiſende nicht etwa bei einer an— 
dern Grenzſtation eingelaſſen werde, 
nach Geſtalt der Umſtände aber, und 
in beſonders wichtigen Fällen, wo Ge— 
fahr am Verzuge iſt, wird es räthlich 
und zweckmäßig ſein, daß das Grenz— 
zollamt nebſt der ſchleunigen Anzeige 
an die betreffende Polizeibehörde auch 
die nächſtgelegenen Zollämter auf das 
Erſcheinen des behandelten gefährlichen 
Reiſenden aufmerkſam mache. 

8. 35. Da jedoch der Fall möglich 
iſt, daß ungeachtet dieſer Vorſichten 
entweder bei dem Kreisamte oder der 
Polizeibehörde ſich irgend ein Verſtoß 
in der Fremdenbehandlung ergäbe, oder 
daß etwas Auffallendes und Verdäch— 
tiges an einem oder andern Fremden 
erſt dann bemerkt würde, nachdem er 
die Vidirung der Polizeibehörde ſchon 
erhalten hat; ſo hat dieſe Vidirung 
keineswegs die übrigen Behörden zu 
hindern, in ſolchen Fällen nach gehöri— 
ger Strenge mit den Reiſenden vorzu— 
gehen. Dies gilt auch bei jenen Rei— 
ſenden, die mit k. k. Geſandtſchafts— 
päſſen oder mit der Vidirung irgend 
einer ka k. Behörde verſehen find. Es 
iſt keineswegs zu bezweifeln, daß in 
einem derlei Falle mit Umſicht und De— 
licateſſe zu Werke gegangen werden 
muß; daher auch die größte Sorgfalt, 
Klugheit und Vorſicht den Grenzzoll— 
ämtern and Herz gelegt wird. 

8. 36. Die Befolgung diefer In— 
ſtruction ift fih genau und pünctlich, 
fo wie mit Höflichkeit, Anftand und 
ohne ängſtliche Verlegenheit angelegen 
fein zu laffen. Zum Schluffe fommt 
noch zur bemerken, daß, wenn die Grenz- 
zollämter umd die k. k. Grenzwache in 
der ihnen hiermit angewiefenen Sphäre 
fo wirken, wie man zu erwarten be= 
rechtiget ift, fie das Beſte des allerhöch— 
ften Dienftes und das Wohl des Vater: 
landes weſentlich befördern helfen. Uns 
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geachtet ihr Geſchäft mit manchen Uns 
annehmlichkeiten und Befchwerden ver- 
bunden ift, fo kann doch Fleiß, Geduld 
und Liebe für den Dienft fie leicht über- 
winden. Bor Allem ift ed nöthig, daß 
jeder diefem Gefchäfte gewidmete Be- 
amte die öffentlihe Achtung für fih 
und feine Regierung durch ernftes, je- 
doch zugleich anftändiges und humanes 
Detragen zu fihern wife. Jeder Reis 
fende muß daher höflich, mit Anftand, 
ohne ſich ängſtlich oder verlegen, noch 
weniger aber zudringlich oder beleidi- 
gend zu zeigen, empfangen, und um die 
Borweifung feines Paffed angegangen 
werden. Diejenigen, welche mit der 
Poft anfommen, find auch bei Nachtzeit 
unweigerlich, alle Reifende aber unent- 
geltlih zu erpediren. Jeder in diefem 
Geſchäfte fih einfchleichende Mißbrauch, 
wie er auch immer geartet fein mag, 
ſchwächt jenes öffentlihe Vertrauen in 
die Amtshandlung der Polizeibehörde, 
wodurch allein die dabei beabfichtigten 
Zwecke der Regierung erreicht werden 
fönnen. (Inftruct. für die k. k. Grenz: 
zollämter und die k. f. Grenzwache in 
Böhm. in Bezug auf das Paffantenge: 
ſchäft v. 29. Nov. 1823, befannt ge- 
macht mit Bdg. des böhm. Gub. Präf. 
v. 28. Mat 1831 3. 3045. Obent. 
3. Bd. ©. 392.) 

Päſſe. Berhaltungs-Normin 
PBaß-Angelegenheiten für das 
kak. Confulat in Gallacy. 

1. Der Borfteher des Conſulates ift 
berechtiget, öfterreichifchen Unterthanen, 
welche fih aus hinlänglih zu entſchul— 
digenden oder rückſichtswürdigen Urfa- 
hen in Gallacz oder Ibraila ohne Paß 
befinden und bei dem Gonfular-Amte 
in Gallacz um die Ertheilung eines 
neuen Paſſes fich bewerben, in den fel- 
tenen Fällen befonderer Dringlichkeit 
und bei unbedenklichen Umftänden eigene 
Päffe zur Rückreiſe in ihre Heimat aus— 
jufertigen, wovon er jedoch gleichzeitig 


569 


Päſſe. 


nach Beſchaffenheit der Reiſe-Route die 
öſterreichiſchen Agentien zu Jaſſy und 
Bukareſt ꝛc. ꝛc., wie die betreffende in- 
ländifhe Landesſtelle, welcher der Paß— 
werber nach ſeinem Wohnſitze unterſteht, 
zu benachrichtigen hat. 

2. Außerdem iſt derſelbe berechtiget, 
den mit giltigen Päſſen verſehenen öſter— 
reichiſchen Unterthanen dieſe Paß-Ur— 
kunden bei der Durchreiſe zu vidiren. 
Von den geſchehenen Vidirungen hat 
er periodiſche Verzeichniſſe den k.k. Agen— 
tien zu Jaſſy und Bukareſt zu über— 
ſenden. 

3. Die Vidirung der von den Lan— 
desbehörden der beiden Fürſtenthümer 
zur Reiſe nach Oeſterreich ausgefertig— 
ten Päſſe, ſowie der Reiſepäſſe von nach 
Defterreich ſich begebenden fremden Un— 
terthanen und die Ausſtellung von Reiſe— 
päſſen außer den unter 1. bezeichneten 
Fällen bleibt den kik. Agentien zu Jaſſy 
und Bukareft vorbehalten. (Hfkmr. Präſ. 
Decr. v. 29. Aug. 1835 3. 5196 PP. 
n. 0. Rggs. Vdg. v. 4. Sept. 1835 
3. 48657. Prov. ©. ©. 17. Bd. 
Nr. 298). 

— — Die f. preußiſchen, die k. bai— 
rifhen und fähfifchen Unterthanen, wie 
auch jene des Herzogthums Coburg als 
nahe Grenznachbaren des Königreiches 
Böhmen find von der Vidirung ihrer 
Päffe dur eine k. k. Gefandtfchaft in 
jenen Fallen enthoben, wenn fie auf 
ihrer Reife nicht von oder durch den Ort 
fommen, wo eine k. k. Geſandtſchaft 
ihren Siß hat, und wenn fie nebft dem 
mit ordentlihen,, völlig glaubhaften 
Päffen ihrer vorgefeßten Behörde zur 
Reife in die k.k. Staaten verfehen find. 
(Bdg. des böhm. Gub. v. 9. Jän. 1836 
3. 1128. PBrov. ©. ©. für Böhmen, 
3. 1836 Rr. 7.) 

Päſſe. Da nach den beftehenden Paß⸗ 
und Polizei-Vorſchriften von Auslän— 
dern der Eintritt in die k. k. Staaten 
nur mit legalen Bäffen geftattet ift, 
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und eine Auswanderungs-Licenz die 
Stelle eines förmlihen Paſſes nicht 
vertreten fann, fo haben die f. Kreis— 
ämter die Dominien und Magiftrate 
hiernach zu belehren und zur genauen 
Beahtung der beftehenden Paß-Vor— 
fhriften mit dem Bedeuten anzuweifen, 
daß derlei Individuen, wenn fie mit ſol— 
hen ungiltigen, die Stelle legaler Päſſe 
in feiner Art vertretenden allgemein 
lautenden Auswanderungs-Lizengen be- 
treten werden, auf der betretenen Route 
wieder in das Ausland zurück zu ine 
ftradiren find. (Vdg. des böhm. Gub. 
v. 16. Juni 1836 3. 17894. Brov, 
G. S. fürBöhmen, 3. 1836 Nr. 173). 

Päſſe. Borfhrift über die 
Amtswirkfamkeit des kak. Con— 
fulates zu Gallacz in Paß— 
Angelegenheiten. Im Nachhange 
zu dem Hofkammer-Decrete vom 29. 
Auguſt 1835 wird dem k.k. Conſulate 
zu Gallacz in Beziehung auf deſſen 
Wirkfamkeit in Paß- Angelegenheiten 
Folgendes eröffnet: 

1. Die Einfendung der vonruffiichen 
Behörden ausgeftellten Päſſe ruffiicher 
nah Gallacz zur fchleunigen Weiter: 
reife kommenden Unterthanen nad Jaffy 
zur erforderlichen Vidirung ift noch fer- 
nerhin den Parteien zu überlaffen. In 
jenen Fällen, in welchen fi ſolche Par— 
teien dieferwegen an das f.f. Gonfulat 
wenden, bleibt es denfelben unbenom- 
men, diefem Anfuchen zu willfahren; 
nur muß die Berjendung auf Koften 
der Partei veranlaßt werden. 

2. Der Eonfulats-Borfteher ift er- 
mädtiget, in jeder Beziehung 
unbedenklichen öſterreichiſchen 
Unterthanen oder Schutzgenoſ— 
ſen, welche aus ſtatthaften Gründen 
nicht mehr im Beſitze ihrer Päſſe ſich be— 
finden, in beſonders dringlichen Fällen 
auch für eine andere Reiſe als in ihre 
Heimat neue Reiſepäſſe auszufertigen, 
inſofern fie die Dringlichkeit ihrer Reife 
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nachweiſen und wenn gegen ihre Perfon 
fein politifches Bedenken obwaltet. Rüd- 
fichtlich der diesfalls zu erftattenden An- 
zeigen ift fi nad der Berordnung vom 
29. Auguft 1835 zu benehmen. 

3. Zur Bidirung derin moldauifcher, 
wallaifher oder türkifher Sprade 
ausgefertigten Päſſe, welche dem Eon: 
fulate zur Beifügung einer deutfchen 
Ueberfeßung vorgelegt werden, wird der 
Conſulats⸗Vorſteher nur dann ermäd- 
tiget, wenn der Paß-Vorzeiger ein mol- 
dauifcher, wallachifcher oder türkifcher 
Unterthan ift, der Grund feiner Reife 
vorliegt, und gegen defjen Perfon durch— 
aus kein Bedenken obwaltet, (ſfkmr. 
Präf. Deer. v. 5. Nov. 1836. 3.6723. 
Bdg. der n. ö. Reg. v. 12. Nov. 1836 
3. 64406.) 

Päſſe. Beftimmungen über 
die Ausftellung und Bidirung 
der Reiſe-Päſſe von den Con— 
fulen. Nachdem die bisher in Kraft 
beitandene Norm, gemäß welder die 
kak. Conſulate nicht ermächtiget waren, 
die Päſſe fremder Unterthanen , welde 
fih nah den kak. Staaten begeben 
wollen, zu vidiren, und von welder 
erft in Folge mehrfaher Verhandlun— 
gen zu Gunſten einiger £. k. Gonfulate 
in Berüdfihtigung befonderer örtlicher 
Berhältniffe, oder momentan eingetre- 
tener Zeitereigniffe eine Ausnahme zu— 
geftanden wurde, den diesfalld gemady- 
ten Wahrnehmungen zufolge, mehreren 
fremden Regierungen wiederholt zu Re— 
clamationen Anlaß dargeboten, und uns 
liebfame, felbft auf den Handelsverkehr 
nachtheilig einwirkende Eollifionen her— 
beigeführt hat: fo ift der Beſchluß ge- 
faßt worden, die in Rede ftehende Be— 
ſchränkung, ohne daß jedoch hiedurch 
der bisher aufrecht erhaltene Grundſatz, 
nad welchem die f. k. Staatöverwals 
tung die im k. 8, Gebiet befindlichen 
ausländifchen Conſuln keineswegs als 
diplomatifhe, fondern Iediglih als 
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Handelsagenten erkennt, aufgegeben 
wird, aufzuheben, und für die Zukunft 
fammtliche k. k. Gonfuln, obgleich die- 
felben ebenfalls nicht als diplomatifche 
Agenten zu betrachten find, zu ermäch— 
tigen, die volllommen legalen Päſſe 
unbedenklich erfannter Unterthanen je- 
ner Regierung, in deren Gebiete fie ihre 
Eonfular-Functionen ausüben, infofern 
an dem Orte ihrer Refidenz nicht zu— 
gleich eine E. k. Geſandtſchaft ihren 
Sik hat — in welchem Falle die Paß— 
Bidirung unfehlbar bei diefer Statt 
finden mug — und infofern dießfalld 
von der betreffenden auswärtigen Re— 
gierung. dad reciprocum beobachtet 
wird, zur Reife in das k. k. Gebiet, je- 
doch mit der Berbindlichkeit zu vidiren, 
über alle ſolche Bidirungen eine genane 
Bormerkung zu führen, und eine Ab- 
[hrift des dießfälligen Verzeichniſſes 
jenen monatlichen Ausweifen abgejon- 
dert beizufügen, welche fie über die an 
k. k. Unterthanen erteilten Paßviſen, 
oder nach Umſtänden auch über die an 
Letztere verabfolgten Päſſe den betref— 
fenden ka k. Miſſionen, und in jenen 
Ländern, wo feine f.f. Gefandtfchaften 
befteben, an das f. £. fültenländifche 
Bubernium vorfchriftmäßig einzufenden 
verpflichtet find. Bon diejer Berfügung 
werden die Kreisämter in Folge eines 
Schreibens des Herrn Polizei - Präfi- 
denten vom 18. d. M. zur Wiffenjchaft 
und Nachachtung mit der Aufforderung 
in die Kenntniß geſetzt, von derjelben 
die Polizei- und fonftigen Auffichtsbe- 
hörden zu ihrem Nachverhalt in vor— 
fommenden Fällen zu verftändigen. 
(Sub. Präſ. Decr. v. 22. Aug. 1839 
3. 5027. Prov. ©. ©. für Böhmen, 
21. Bd. Nr. 230. 

Päffe. Behandlungderindie 
f. 8. Staaten reifenden Aus 
lander. Nad dem Inhalte eines Po- 
lizei-Präſidialſchreibens vom 9. d. M. 
haben vielfältige Reclamationen mehre—⸗ 
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ver an dem a. h. Hofe accreditirter Ges 
fandtfchaften und insbefondere der kön. 
franzöfifhen Botſchaft, aus Anlaß der 
Anftände und Schwierigkeiten, zu wel- 
hen bisher die hinfichtlich der nach den 
k. k. Staaten reifenden fremden Unter: 
thanen beftehenden, den kak. Behörden 
als Behandlungsnorm vorgezeichneten 
Paß-Vorſchriften Anlaß gaben, den 
Herren Polizei-Präſidenten bejtimmt, im 
Einvernehmen mit der geh. Ef. Hof- und 
Staatskanzlei von der Strenge einiger 
diefer Direktiven, welche in der bishe— 
rigen mehrjährigen Praxis ohnehin be— 
reits mancherlei Modificationen erlitten 
haben, abzugeben, und in diefer Bezie- 
hung für die Zukunft die nachftehenden 
Erleichterungen eintreten zu laffen, 
nämlich: 

1. Sind von nun an ſämmtliche Her— 
ren Länder-Chefs ermächtiget, fremden 
Reifenden, welche mit legalen , jedoch 
nur für einen einzelnen beftimmten Drt 
des k. k. Gebietes lautenden Päffen 
verfehen find, nad Gonftatirung des 
wirflihen Beftandes der die Ausdeh— 
nung oder Abänderung der auf dem 
Paſſe vorgezeichneten Route genügend 
techtfertigenden Motive, fowie im Falle 
der Unbedenklichkeit des Reifenden, das 
Paß-Viſa nad einem andern Orte der 
k. k. Monarchie zu ertheilen. 

2. Iſt auf der Forderung, wornach 
die ausländischen Reifepäffe fremder Uns 
terthanen die vollftändige Reife- Route 
und die genaue Reifebeftimmung des 
Paf-Inhabers enthalten follen, ferners 
hin nicht zu beftehen. 

3. Soll nicht mehr als unumgänglich 
nothwendige Bedingniß der Zulafjung 
gefordert werden, daß alle nach den f. f. 
Staaten lautenden ausländiſchen Päſſe 
fremder Unterthanen mit dem Vila der 
f. £. Miffion jenes Landes, welchem 
der Paßträger angehört, verfehen feien, 
fondern ed wird, infoferne der Paß— 
Inhaber den Sig diefer k. k. Mifflon 
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nicht paſſirt, genügen, wenn derſelbe 
ſeinen Paß von den auf der Route nach 
dem k. k. Gebiet befindlichen kak. Mif- 
fionen (falls deren aufdiefer Routevor: 
handen find) vidiren läßt. 

4. Wird den betreffenden f. f. Be— 
hörden geftattet, binfüro fremden, auf 
der Reife dur die f. f. Staaten be- 
griffenen fremden Unterthanen ihre aus— 
landifchen Päffe auch nah folden Or— 
ten im Auslande, wohin diefe Päſſe 
urfprünglich nicht lauten, jedoch ledig: 
lih zur Dahinreife zu vidiren, infoweit 
nicht von den Regierungen folder Un— 
terthanen, wie dieſes namentlich von der 
kaiſerlich ruffifchen Regierung geſchieht, 
gegeu eine ſolche Mafregel Einfprud 
geſchieht; hinſichtlich der kaiſerlich ruſ— 
ſiſchen und königlich polniſchen Unter— 
thanen hat es daher bei der Strenge 
der Vorſchrift zu verbleiben, gemäß wel- 
cher ſich unbedingt und pünktlich an die 
darin enthaltene Beftimmung zu hals 
ten ift. 

Schließlich bezieht fih der Herr Po— 
ligeis'Präfident: 

5. Auf die Zufchrift vom 18. Auauft 
1. 3. (befannt gemacht mit dem Präfi- 
dial» Dekret vom 22. Auguft 1839 
3.5027), zufolge deren fämmtlichen k.k. 
Eonfuln ohne Ausnahme ein ermweiters 
ter Wirkungskreis in Paßſachen einge- 
räumt wurde, — mit der Bemerkung, 
daß das f. k. General-Gonfulat in An— 
fona überdies ausnahmsweiſe die Be- 
fugniß erhalten hat, jenen unbedenkli- 
chen und mit ordentlichen Päffen ver: 
fehenen fönigl. großbritannifhen und 
jonifhen Unterthanen, welde aus den 
Häfen des mittelländifchen Meeres dort 
anlangen, auf Verlangen des dortigen 
f. großbritannifchen Conſuls das Viſa 
nach den k. k. Staaten zu ertheilen. 
(Bub. PBräf. Dec. v. 21. Sept. 1839 
3. 5664. Prov. ©. ©. für Böhmen. 
21. Bd. Nr. 258.) 

Päffe. Hiermit werden nachſtehende 
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von der k. k. Internuntiatur zu Con— 
ſtantinopel in Betreffdes Conſu— 
larſchutzes und Paßweſens an 
dle Conſularämter in der Levante 
(mit Ausnahme der Agentien von Bu— 
kareſt und Jaffy) ſowie an das Gene— 
ral-Gonfulat in Alerandrien, ergange- 
nen Weifungen ordnungsmäßig zur all 
gemeinen Kenntniß gebracht. 

1. Schon mit der Hoflammer = Ber- 
ordnung vom 4. November 1833 3. 
46173, wurden die unter dem Schuße 
der k. k. Conſularaͤmter in der Türkei 
und in Aegypten befindlichen Indivi— 
duren in drei Hauptabtheilungen einge: 
reiht. Zur erften Abtheilung gehören 
die Öfterreichifchen Unterthanen dejure, 
d. h. jene, welche über den Befiß aller 
gefeßlihen Eigenſchaften als ſolche ſich 
gehörig ausgewieſen haben; zur zweiten 
Abtheilung die öſterreichiſchen Untertha— 
nen de facto, das find jene, welche ohne 
den Befiß oder die Nachweiſung des 
Beſitzes der hiezu erforderlichen Eigen- 
[haften von den Eonfularämtern dafür 
anerkannt find; zur dritten Abtheilung 
endlich die übrigen Schußverwandten, 
die über ihr Anfuchen unter dem Schuße 
der Eonfularämter fih befinden. Auf 
Grundlage diefer Abtheilungen ift für 
die erfte und dritte Claſſe die Ausweis 
fung mit regelmäßigen Reife: und Auf: 
enthalts-Urkunden, ausgeftellt von den 
Behörden ihrer Heimat, vorgefchrieben. 

2, Alle übrigen fogenannten k.k. Un- 
terthanen de facto haben vom 1. Jän— 
ner 1847 angefangen ihre Berechtigung 
zum Aufenthalt und zu Reifen in der 
Türkei unter öfterreihifhem Conſular— 
fhuße durch den Beſitz eines Internuns 
tiatur⸗Paſſes nachzuweiſen. 

3. Dieſe Bäffe werden auf die Dauer 
von 3 Jahren zum Aufenthalte und zu 
Reifen in den vsmanifchen Staaten 
ausgeftellt und den f. f. Gonfularäm- 
tern zur Bertheilung an die in ihrem 
Bezirke fih aufhaltenden k. k. Unter 


Püſſe. 


thanen gegen Entrichtung der Taxe von 
2 fl. EM. verſendet werden. 

4. Bei der vor Ausftellung des Paf- 
ſes zu liefernden Nachweiſung des Ti— 
tel& der öfterreichifchen Unterthanſchaft 
ift wo möglich immer auf die ältefte Ur- 
kunde zurüczugehen, und bei jenen In— 
dividuen, welche nicht bereitö vor dem 
4. Nov. 1833 unter öfterreichifchem 
Conſularſchutze fanden, mit defto grö— 
Berer Strenge die Prüfung vorzu- 
nehmen. 

5. Sowohl die von den Behörden 
des Inlandes, als die von der Ef. In— 
ternuntiatur ausgeftellten Aufenthalts- 
Urkunden find bei dem Gonfularamte, 
in deffen Bezirke der damit Betheilte 
fi bleibend aufhält, in Verwahrung 
zu nehmen, und demfelben dafiir, wo es 
üblich ift, die fogenannte Sicherheits— 
farte oder Gertificat (Carta di perma- 
nenza, permis de sejour) auszufertigen. 

6. Die ka k. Confularämter werden 
daher ohne Rückſicht auf die Abftufun- 
gen ihres fonftigen Wirkungskreiſes für 
die Zukunft bei Reifen k. k. Unterthas 
nen nad ihrem Waterlande oder in den 
osmanischen Provinzen, fowiein Aegyp— 
ten, fih auf die Vidirung der ihnen vor: 
gewiefenen heimatlichen Reife-Urkunden 
und Internuntiatur-Päſſe befchränten, 
dagegen eigene Confularpäffe nur in 
folgenden Fällen ald Ausnahme aus» 
ftellen: 

a) Bei nachgewiefenem Verlufte oder 
gänzlicher Unbrauchbarkeit des früheren 
Reife-Documentes, wo der Befik einer 
anderen Urkunde für die Zwifchenzeit 
dringend benölhiget wird, und unter 
gleichzeitiger Anzeige an die k. f. In— 
ternuntiatur, welche gegen fpätere Ein- 
ziehung dieſes Interimspaffes des Gon- 
fulats dem Bewerber ein regelmäßiges 
Document erfolgen wird. 

b) In Fallen plößlicher Beranlaffung 
zur Reife folder Individuen, melde 
mit feinem eigenen Paſſe verfehen find, 
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ſondern auf den Reiſe-Urkunden eines 
anderen ?. k. Unterthans verzeichnet 
find, ald: Ehefrauen, Kinder, Dienft- 
leute, wenn fie k. k. Unterthanen find, 
und wegen Kürze der Zeit das Ein- 
fhreiten bei der k. k. Internuntiatur 
unthunlich ift. (Hffzl. Dec. v. 6. Dec. 
1846 3. 40348. Zeitfh. für ö. R. ©. 
C. 3. 1847 ©. 105.) 

Päſſe. Der Herr Minifter des In- 
nern hat über eine vorgefommene An: 
frage mit dem Erlaffe vom 31. Auguft 
1850 3. 18017, eröffnet, es habe bei 
Päffen der vom Auslande Kommenden 
oder in das Ausland Neifenden gemäß 
der fortan in Kraft beftehenden Vor— 
ſchrift ala Regel zu gelten, daß fie mit 
dem Bifa der betreffenden öfterreichifchen 
oder ausländifhen Gefandtfhaft nur 
dann verfehen fein müffen, wenn die 
Reifenden aus einem Orte fommen, wo 
fih eine Miffion befindet, oder aufihrer 
Route einen folhen Ort berührt haben. 
(Erl. d. o. ö. Stth. v. 7. Sept. 1850 
3. 20712.8. ©. 3. Nr. 437.) 

— — Die f. E. Agentie und Gene— 
ral-Confulat in Bufareft hat nad) Ge- 
nehmigung des hohen k.k. Minifteriums 
des Meußern, bezüglih der Revifion 
und Erneuerung der Reifepäffe der in 
der Walachei ſich aufhaltenden k. k. öfter- 
reichiſchen Staatsangehörigen folgende 
Modalitäten feſtgeſtellt: 

8. 1. Jeder in einer Stadt ankom— 
mende Fremde muß ſeinen Paß bei der 
Polizeibehörde abgeben, welche ihm 
einen auf die Paßdauer lautenden Auf— 
enthaltsſchein auszufertigen hat. 

8. 2. Die Polizeibehörde wird den 
Paß regiſtriren und längſtens innerhalb 
24 Stunden an die k. k. Agentie über: 
mitteln. 

8. 3. Iſt die Paßdauer verftrichen, 
fo wird ſich die Localbehörde mit der 
k.k. Agentie wegen der Ausweifung des 
ff. Unterthans einverftehen, wenn die: 
fer feinen Paß nicht erneuert. 
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8. 4. Die Erneuerung ift bei der. f. 
Agentie anzufuchen, welche alle Paß— 
vertheilungen der Localbehörde befannt 
gibt. Sollte einem Ef. k. Unterthanen 
wegen ſchlechten Betragend oder Er: 
werblofigkeit fein Paß ertheilt, fondern 
derfelbe aus dem Lande abgefchafft wer- 
den, fo hat fi die Polizeibehörde dar- 
über mit der k. f. Agentie einzuver- 
ftehen. 

8. 5. Die Bäffe der bereits im Für: 
ftenthum fih aufhaltenden k. k. Unter: 
thanen werden im Falle einer allgemei- 
nen PBafrevifion oder einer fpeciellen 
Gonteflation von einer aus Landes: 
und Gonfular » Beamten zufammenge- 
feßten Commiffion geprüft und nad 
den obigen Grundfäßen behandelt. 

8.6. Die öfterreihifhen Untertha- 
nen mofaifcher Religion werden aud in 
Paßſachen ganz gleich mit den hriftli- 
hen Unterthanen Seiner Majeftät be- 
handelt. (Kundm. d. kak. Mil. u. Eiv. 
Gouv. in Siebenbürgen v. 22. Det. 
1851, L. G. B. für Siebenb. Nr. 273.) 

Päſſe. Infolge einer in minifteriel- 
lem Wege gepflogenen Verhandlung 
werden hinfichtlich der neapolitani- 
fhen Päſſe, wenn diefelben im Be- 
reiche der k. k. Staaten unbeanftändet 
bleiben follen, für die Dauer derjeßigen 
außerordentlichen Berhältniffe die nach— 
ftehenden Normen feftgefeßt, welche bis— 
ber und zwar feit dem 3. 1824 nicht 
beftanden haben: 

1. Jeder Paß eines F. neapolitani- 
[hen Unterthbansg muß mit dem Pifa 
der kak. Sefandtfchaft in Neapel oder 
eines k. k. öfterreichifchen Confulates 
verſehen fein. 

2. Ieder derlei Paß muß für einebe- 
ftimmte Dauer audgeftellt fein, und es 
foll den wie biäher für unbeftimmte Zeit 
augsgeftellten Päffen feine längere als 
höchſtens eine dreijährige Giltigkeits- 
dauer zuerfannt werden. (Dec. der kek. 
Pol. Dir. v.20. Jan. 18523. 292/Pr.) 
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Paͤſſe. Nachdem in Folge mehrerer 
Wahrnehmungen das großherzoglidhe 
UniverfitätdamtzusHeidelberg 
von dem ihm eingeräumten Befugniß 
zur Ausftellung von Päſſen verfchier 
dene Mißbräuche gemacht hat, melde 
zumal unter den gegenwärtigen Ber: 
bhältniffen von nadhtheiligen ordnungs— 
widrigen Folgen fein können, fo hat 
das hohe Minifterium des Innern fi 
zur Erlaffung der Verordnung vom 
10. d. M. 3. 815/M. I. beftimmt ge: 
funden, daß von nun an die erwähn- 
ten und auch fonftige Univerfitätd- 
päfle in den E. k. Staaten nicht mehr 
als zum Eintritte und hierländigen 
Aufenthalt giltige Reiſeurkunden ange- 
fehen, und daß eben fo wenig die von 
Seite der Univerfitätdämter vorgenom— 
menen Bidirungen refpektirt werden 
follen, wenn nicht fhon die mit diefem 
Bifa verfehenen Päffe, an und für fi 
legal find. (Dec. der k. f. Stdth. vom 
11. Febr. 1852 3. 599/P.) 

— — Da die von Engländern ans 
genommene umd in meuerer Zeit im- 
mer weiter greifende Gewohnheit, auf 
dem Gontinente mit Päſſen zu reifen, 
welche nicht von englifhen Behörden, 
fondern von fremden, in England reſi— 
direnden Gefandtfhaften und felbft 
von Gonfulaten ausgeftellt find, zu 
bedeutenden Unzufömmlichkeiten Ber: 
anlaffung geben, hat num, um diefem 
Mißbrauche in Abfiht auf das Reifen 
in den öfterr. Staaten ein Ende zu 
machen, die faiferlihe Regierung den 
Beſchluß gefaßt, vom 1. Mai I. 3. an, 
nur jenen großbrittanifhen und 
jonifhen Staatsangehörigen 
den Eintritt nah Defterreid 
und den Aufenthalt dafelbft 
zu geftatten, die an ſich unver: 
dächtig, mit einem von der compe- 
tenten großbrittanifchen oder joniſchen 
Behörde ausgeftellten regelmäßigen 
Päffe verfehen und in ſolchem ausdruͤck— 
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lich als großbrittanifche oder jonifche 
Unterthanen bezeichnet find. Diefe 
Päffe müffen überdied mit dem Viſa 
einer kaiſerlich öfterreihifhen Gefandt- 
fhaft oder eines kaiſ. öſterr. Conſu— 
lats verfehen fein, und da die in eng- 
liſcher Sprache gefchriebenen Päſſe den 
k. k. Auffihts- Behörden zumeift un— 
verftändlih find, jo haben die faiferl, 
Miffionen Auftrag erhalten, dafür 
Sorge zu tragen, daß das, einem in 
englifher Sprache gefchriebenen Paſſe 
beizudrücende Bifa jedenfalld den Nas 
men und die Eigenfchaft des Paßträ— 
gers, und in befonderen Fällen aud 
deffen Perſonsbeſchreibung enthalte, 
und in feiner andern Sprache als in 
der deutfchen oder italienifhen abge- 
faßt ſei. Behufs der Durchführung die- 
fer Anordnungen find die Faiferlichen 
Miffionen von Seite ded Herrn Mini- 
fterpräfidenten angewiefen worden, vom 
1. 1. 3. an keinem Paffe eines Eng- 
länders oder Joniers, welchem die vors 
angedeuteten Erforderniffe mangeln, 
das Viſa zum Eintritte in die Faiferl. 
Staaten beizudrüden. Die vorftehen- 
den Anordnungen haben übrigens kei— 
nen Bezug auf die aus Oftindien mit 
der Ueberlandpoft nach Alerandrien in 
Egypten ankommenden und von da 
direct mit den Dampffchiffen des öfterr. 
Lloyd nach Trieſt reifenden Engländer, 
binfichtlich welcher es in Bezug auf 
ihre Reifedocumente bei dem bisherigen 
ausnahmsweifen Berfahren auch ferner 
fein Bewenden hat. Der Herr Statt- 
halter von Trieft wurde aber gleichzei- 
tig eingeladen, dahin zu wirken, daß 
der englifhe Gonful dafelbft in den 
von ihm den gedachten englifchen Rei: 
fenden zur Weiterfahrt augzuftellenden 
Päffen jederzeit ausdrücklich anführe, daß 
der Paßträger großbritt. Unterthan fei. 
(Dec. d. Min. d. Inn. v. 4. März 1852 
3- 1356. Dec. der n. ö. Statth. v. 10. 
Mär; 1852 3. 556/P.) 
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Päſſe. Nah Inhalt eines herabge- 
langten 5. Minifterial-Erlaffed vom 5. 
d. M. 3. 2012/M. J., ift von der faif. 
Regierung unter gleichzeitiger Berftän- 
digung der Fön, preußifchen Regierung 
der Befchluß gefaßt worden, Reifen 
den aud dem Herzogthume Po- 
fen für die Zukunft nur dann den Ein- 
tritt in die k.k. Staaten zu geftatten, wenn 
diefelben auf ihre Päſſe das Bifa der ff. 
Geſandtſchaft in Berlin erhalten haben 
werden. (Dec. der k. k. Stadth. vom 
6. April 1852 3. 1346/Pr.) 

— — Laut einer Eröffnung des 
f. k. Minifteriums des Aeußern bat 
die königl. preußifhe Regie 
rung dur ihren am hiefigen Hofe 
accreditirten Gefandten die Erklärung 
abgegeben, daß dortfeits die frü- 
hberen paßpolizeiliden Bor 
ſchriften den öfterr. Reifenden 
gegenüber völlig unverän- 
dert geblieben feien. Das königl. 
Gouvernement hoffe demnah anneh: 
men zu dürfen, daß auch die k. k. Re: 
gierung jede Beranlaffung zur Berfchär- 
fung der Bedingungen, von welden 
bisher in Defterreih die Zulaffung 
preußifher Neifenden abhängig ges 
macht worden ift, als befeitigt anfehen 
werde. Was insbefondere die aus dem 
Großherzogthbume Pofen nad 
den faiferl. Staaten reifenden 
Preußen betreffe, fo feien die k. Regie: 
rungen zu Bromberg und Pofen ange: 
wiefen worden, zu bewirfen, daß die 
Päffe folder Reifenden mit dem Pifa 
der kaiſerl. Gefandtfhaft zu Berlin 
verfehen werden. (Erlaß der oberiten 
Bol. Beh. vom 5. Juli 1852 3. 731. 
Bdg. der n 5. Statth. vom 4. Aug. 
1852 3. 24260.) 

— — 68 hat die Nothmwendigkeit 
fi dargeftellt, im Vernehmen mit der 
fönigl. preußifhen Regierung die 
Grundfäge genau feltzuftellen, wor: 
nah bei der paßpolizeiliden 


puſſe. 


Behandlung jener Reiſenden 
vorgegangen werden ſoll, wel— 
che mit Benützung der öſterr. 
preuß. Eiſenbahnen aus einem 
Gebietstheile Oeſterreichs nach 
dem andern ohne Aufenthalt 
durch's preußiſche Gebiet ſich 
begeben wollen. Die königl. preuß. 
Regierung hat ſich bereit gezeigt, den 
Wünſchen der kaiſerlichen zu entſpre— 
chen, und es iſt von Seite des königl. 
preuß. Miniſters des Innern der königl. 
Oberpräſident der Provinz Schleſien 
mit Erlaß vom 8. v. M. ermächtiget 
worden: 

1. den hier in Betracht kommen— 
den Reiſenden, in ſo fern ſie mit einem 
Paſſe verſehen ſind, die Beibringung 
des Viſa der preuß. Geſandtſchaft zu 
erlaſſen; 

2. öſterreichiſchen Unterthanen die 
Durchreiſe zwiſchen Oderberg und Kra— 
kau durch preußiſches Gebiet auf Grund 
von Paſſirſcheinen zu geſtatten, auch 
wenn dieſe Scheine auf eine längere 
als 4wöchige Dauer ausgeſtellt ſind, 
und 

3. dieſes Zugeſtändniß auch auf 

öſterr. Unterthanen polniſcher Abkunft 
zu erſtrecken und zwar allgemein, ins— 
beſondere aber auf diejenigen, welche 
im Staats- (Civil u. Militär-) Dienfte 
ftehen. 
Died wird der k. k. Stadthaupt- 
mannfhaft zur Kenntnißnahme und 
Belehrung der Parteien in vorfommen- 
den Fällen mitgetheilt. (Erl. der oberft. 
Pol. Beh. v. 15. Juli 1852 3. 1239. 
Erl. der n. ö. Statth. vom 14. Aug. 
1852 3. 25938.) 

Päſſe. Die bosnifhe Regierung ift 
angewiefen worden, fünftighin türki- 
ſchen, nad Defterreih reifenden Unter: 
thanen neue, oben das Namenszeichen 
des Sultans (Tugra) an ſich tragende, 
mit Rubriken in franzöfifcher Ueber: 
ſetzung verfehene Päffe vom größeren 
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Formate zu ertheilen. (Erl. der oberſt. 
Bol. Beh. v. 31. Juli 1852 3. 2153. 
Dec. der n. ö. Statth. vom 7. Auguft 
1852 3. 1891/Pr.) 

Päſſe. Nach der gegenwärtig in Kraft 
beftehenden Vorſchrift bedürfen die mit 
Reifepäffen der E. k. Militär- und Ci— 
vil-Gouverneur, Statthalter oder Kreis⸗ 
präfidenten verfehenen ka k. Untertha— 
nen zum Eintritte in das Königreich 
Baiern das Bifa einer Fönigl. baierifchen 
Gefandtihaft nur dann, wenn fie über 
Wien oder durch eine andere, den Siß 
einer königl. baierifhen Geſandtſchaft 
bildende Stadt reifen, und es ift den- 
felben außerdem der Eintritt in das 
f. baierifche Gebiet auch ohne gefandt- 
ſchaftliches Viſa geftattet. Inzwiſchen 
iſt in der paßämtlichen Behand— 
lung der nach Baiern und bezie— 
bungsweifenahDefterreid rei— 
ſenden beiderſeitigen Unter— 
thanen eine weitere Erleichterung ein« 
getreten. 

Die k. k. Regierung hat nämlich zu 
dem von Geite der Fönigl. baieriſchen 
Regierung geftellten Antrage, „daß 
baierifche Unterthanen, welche mit le— 
galen Ausweiſen verfehen find, vor 
längerer Zeit zwar den Siß einer k. k. 
Gefandtfhaft berührt haben, fpäter 
aber ihr Reifeziel ändern, und in die 
öfterr. Staaten eintreten wollen, un- 
beanftändet die öſterr. Grenze aud 
ohne die Bifa einer k. k. Geſandtſchaft 
überfchreiten dürfen,“ unter der Bor: 
ausfegung völliger Reciprocität ihre 
Zuftimmung gegen dem ertheilt, 

1. daß der Reifepaß überhaupt nad 
den k. k. Staaten, und umgekehrt nad 
dem Königreihe Baiern, oder do in 
die deutfhen Bundesftaaten laute, und 
daß 

2. die Nothwendigkeit der Reife, fo 
wie auch der Umftand, daß diefe Noth- 
wendigfeit erjt fpäter fih herausge— 
ftellt hat, wo nicht mehr die zureichende 
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Zeit zur Einholung des betreffenden 
gefandtihaftlihen Viſa erübrigte, durch 
eine glaubwürdige Beftätigung einer 
k. k. Polizeibehörde oder Bezirkshaupt— 
mannſchaft und beziehungsweiſe einer 
dazu ermächtigten k. baier. Behörde 
nachgewieſen erſcheine. 

Unter dieſen Bedingungen werden 
demnach auch die öſterr. Unterthanen 
bei ihrem Eintritte nach Baiern wegen 
Mangels des geſandtſchaftlichen Viſa 
künftighin keinem Anſtande begegnen, 
und ſind hiernach die k. baier. Paß— 
behörden mit der geeigneten Weiſung 
verſehen worden. Was die nach Ziffer 2 
erforderliche Beftätigung einer fönigl. 
baier. Behörde anbelangt, fo find zur 
Ertheilung derfelben die Stadt-Com— 
miffariate, die Landgerichte, die Ges 
richts- und Polizeibehörden, und in 
dem Regierungd-Bezirke der Pfalz die 
Land -Commiffariate ermächtigt. Don 
diefem Uebereinkommen wird die f. f. 
Polizei-Direction zur Darnachachtung 
bei Inftradirung der Reife-Documente 
nah oder aus Baiern und bezüglich 
der Ausftellung oder Prüfung der sub 
Nr. 2 erwähnten Beftätigungen -in 
Kenntniß gefegt. (Erl. der oberft. Pol. 
Beh. v. 23. Aug. 1852 3. 3061, n. 
ö. Statth. 3. 31311.) 

Päffe. Ueber die paßpolizei— 
lihe Behandlung der Auslän 
der in Defterreid. 

$. 1. Jeder Ausländer, welcher fid 
nah den k. k. öfterr. Staaten begibt, 
muß mit einer ordnungsmäßigen, zur 
Reife dahin giltigen Reife - Urkunde 
verfehen fein. Bon der vorftehenden 
Beflimmung find nur fouveräne Fürs 
ften und die Glieder regierender Häu— 
fer, welche königlihe Ehren genießen, 
nebft den fie begleitenden oder einzeln 
reifenden Gemahlinnen und Kindern für 
ſich, ihr Gefolge und ihre Dienerfchaft 
ausgenommen. 

8.2. Die ausländifchen Reife: Urs 

Baleity, Handb. d. Pol. Gef. IL 
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funden haben nur dann Giltigkeit, 
wenn fie von den berufenen Behörden 
jenes Landes, dem der Fremde feinen 
ftaatsbürgerlihen Berhältniffen nad 
angehört, für die Reife nah den k. k. 
öfterr, Staaten ausgeftellt find. 

8. 3. Die ausläandifhen Reife-Ur- 
kunden müffen, um in Oefterreih ale 
ordnungsmäßig anerkannt zu werden, 
mit den in den Staaten, von deren 
Behörden fie ausgeftellt wurden, ge 
feglih vorgefhriebenen Förmlichkeiten 
abgefaßt, jedenfall® aber jo befchaffen 
fein, daß daraus Name, Stand und 
Zuftändigkeit des Reiſenden erſichtlich 
fei. Sollten in der von der fremden 
Behörde im Auslande ausgeftellten 
ReiferUrkunde die vorgedachten Rubri- 
fen mangelhaft fein, oder würde unter 
befonderen Umftänden die Beifügung 
noch näherer Angaben in der Reife» 
Urkunde für erforderlich erachtet wer- 
den, fo haben die Faiferlihen Mifftos 
nen oder Auffihtsbehörden die fehlen« 
den Rubriken nachträglih auszufüllen, 
welche ſich jedoch auf Nachftehendes zu 
beſchränken haben, nämlich auf 

a) den Bor» und Zunamen nebft 
dem Geburtsjahre oder Alter, 

b) den Stand u. Charakter oder 
die Beichäftigung, 

c) den Wohn: u. Zuftändigkeits» 
ort, 

d) das Religionsbefenntniß, 

e) den Reiſezweck, 

f) das Reifeziel, 

g) die genaue Perfondbefchrei- 
bung (Signalement), 

h) die eigenhändige Fertigung 
oder das. ämtlich beftätigte 
Handzeichen, 

i) die Dauer der Giltigkeit der 
Reiſe⸗Urkunde, endlich 

k) die Unterfchrift der Behörde, 
von welcher fie ertheilt wurde, 
nebft deren Amtsſiegel. 

Fehlt in der Reife-Urkunde des Aus— 
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landes die Beſtimmung der Giltig— 
keitsdauer, ſo darf dieſelbe von den 
k. k. Behörden nur unter eindringlicher 
Würdigung des Reiſezweckes und der 
ſonſtigen Verhältniſſe des Reiſenden, 
und im günſtigſten Falle nur für den 
Zeitraum von 3 Jahren, vom Tage 
ihrer ordnungsmäßigen Ausſtellung 
oder in gleicher Weiſe erfolgten Ver— 
längerung an gerechnet, als wirkſam 
betrachtet werden. 

$. 4. Der Eintritt zweier oder meh— 
rerer Ausländer in die k. k. öfter. 
Staaten mit einer gemeinfhaftlihen 
Reife-Urkunde ift nicht geftattet. Eine 
Ausnahme hievon befteht nur hinficht- 
li der Begleitung des Fremden, unter 
welcher aber nur deffen Gattin, Kinder, 
Gefolge und Dienerfchaft verftanden 
werden. Die einzelnen Individuen die: 
fer Begleitung müffen jedoh nament- 
lih und unter Angabe ihres bezügli- 
hen Berhältniffes zu dem Fremden in 
defien Reife-Urkunde aufgeführt fein. 

8.5. Der fremde Reifende bat für 
die Identität der Perfonen feiner Be— 
gleitung mit den in feiner Reife-Ur- 
funde aufgeführten Individuen in je- 
dem Falle zu haften, fomwie dafür, daß 
feines derfelben, ohne eine eigene Reife 
Urkunde erhalten zu haben, feine Be: 
gleitung verlaffe. Liegt dies zu hindern 
außer feiner Macht, fo hat er in einem 
folhen Falle die ungefäumte Anzeige 
an die nächte k. k. Polizei- oder poli« 
tiſche Auffihts- Behörde zu maden. 

8. 6. Jeder Ausländer, der nad 
den k. k. öfterr. Staaten reifet, muß 
in der Regel zu der von ihm befeffenen 
Reife» Urkunde das Bifum einer k. k. 
öfterr. Miffion oder eines zur Ertheis 
lung desfelben ermädhtigten ?. k. Gon« 
fulates erwirken. Ausnahmen hievon 
fönnen ſich nur auf fpecielle Ueberein- 
fommen mit den betreffenden fremden 
Regierungen oder auf außerordentliche 
Umftände gründen, welche lektere, ſo— 
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ferne fie nicht ohnehin allgemein be- 
kannt find, ſtets nachgewieſen werden 
müffen. 

8.7. Das Bifum, wird aber, den 
Fall einer ausdrüdlihen befonderen 
Anordnung des Gegentheiled ausge: 
nommen, von den in dem vworftehenden 
8. 6 genannten k. ?. Behörden im Aus— 
lande und eben fo von den zur Pflege 
der Paßpolizei an den k. k. öfterreichi« 
fhen Grenzen beftellten Auffihts - Or- 
ganen zum unmittelbaren Eintritte in 
die k. k. öſtert. Staaten nicht ertheilt: 

a) wenn der Bewerber um dasſelbe 
aus den k. £. öfterr. Staaten abge: 
fhafft, oder des Landes verwiefen ift; 

b) wenn derfelbe von einer in⸗ oder 
ausländifchen Gerichts - Behörde fted- 
brieflich verfolgt, eder auch nur ein in 
fonftiger Beziehung bedenkliches oder 
gefährliches Individuum ift; 

e) wenn er eine beftimmt bezeichnete 
Perfon ift, rücdfihtlich welcher ein fpe- 
cieller Auftrag vorliegt, ihm dad Vi— 
fum zum Eintritte in die k.k. öfterr. 
Staaten zu verweigern; 

d) wenn gegrümdete Bedenken vor: 
handen find, daß der Reifende nicht 
diefelbe Perſon fei, für welche die 
Reiſe-Urkunde ausgefertigt wurde, oder 
daß diefe falfch oder verfälfcht fei; 

e) wenn die Reife-Urkunde zur Reife 
nah den k. k. öfterr. Staaten giltig 
nicht ausgeftellt ift; 

f) wenn die Dauer, für welche fie 
ausgeftellt wurde, ſchon abgelaufen ift, 
und die unterlaffene Erneuerung der- 
felben nicht grundhältig gerechtfertigt 
werden fann; endlich 

g) haben insbefondere die zur Pflege 
der Paßpolizei an den k. k. öfterreichis 
fhen Grenzen beftellten Auffihts - Dr- 
gane Gauflern, Seiltänzern u. dgl., 
in fo ferne fie nicht mit der von einer 
inländifhen E: f. öfterreihifchen Be— 
börde etwa bereits erhaltenen Bewilli- 
gung zur Producirung ihrer Künfte 
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oder Schauſtücke ſich auszuweiſen ver- 
mögen, ferner Handwerksgeſellen und 
Arbeitern, die ſich mit keiner bis zur 
wahrſcheinlichen Erlangung eines Ar— 
beitsortes im k. k. Gebiete ausreichen— 
den Baarſchaft ausweiſen können, oder 
mehr als Einen Monat vor dem Zeit— 
puncte ihres Erſcheinens an der Grenze 
gar nicht in Arbeit geftanden find, fo 
ferne fie nicht vollfommen glaubwürdig 
nahmweifen können, daß der Grund 
hievon blos in ihrer Erfranfung Tag, 
fo wie-Perfonen, die ein in Defterreich 
dem Ausländer zu betreiben nicht ges 
ftatteted Gewerbe ausüben wollen, wie 
z. B. Haufirhandel, das Bifum der 
Reife-Urkunde zu verweigern, und dies 
felbe ohne Weitered wieder über die 
Grenze in das Ausland zurücweifen. 

8.8. Bei dem Eintritte in die k.k. 
öfterr. Staaten hat jeder Ausländer 
der mit der Bappolizei- Pflege an der 
öfterr. Grenze betrauten k. k. Behörde 
feine Reiſe-Urkunde vorzuweiſen, und 
wird denfelben von diefer, fo ferne fein 
Anftand obwaltet, das Bifum zum Bes 
hufe der Fortfeßung feiner Reife er- 
theilt. Der Grenzübertritt ohne Ein- 
holung diefes Bifum wird ald ein un- 
befugter angefehen und geſetzlich be- 
handelt. 

8.9. Auf der Weiterreife im In— 
lande hat der fremde bei der Behörde 
des Ortes, an welche er etwa aud- 
drücklich inftradirt worden ift, für die 
weitere Amtshandlung fih unverweilt 
zu melden. 

$. 10. In den Hauptftadten wird 
die Reife» Urkunde dem Fremden von 
den hierzu berufenen k. k. Auffichte- 
Drganen gegen Ginhändigung eines 
Empfangfcheines abgenommen und bei 
der k. k. Poligei- Behörde (dem Frem- 
denamte), wofelbft derfelbe zur Erlan- 
gung der Bewilligung zum Aufenthalte 
binnen 24 Stunden nad feiner An- 
kunft ſich perjönlich oder durch eine be- 
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ftellte Berfon zu melden bat, Hinter- 
legt. Der Fremde, welcher, ohne Aufs 
enthalt zu nehmen, die Reife fortfegen 
will, bat die® bei der Abmhme feiner 
Reiſe-Urkunde anzugeben, und erhält, 
wenn fein gefeglicher Anftand obwal- 
tet, das Bifum zur Weiterreife fogleich 
nad feiner Ankunft. 

$. 11. In der Haupt= und Refidenz- 
ftadt Wien, fo wie in den Hauptftäd- 
ten der einzelnen Kronländer des Kai: 
ferreihes, wo k. k. Polizei » Directio- 
nen, oder felbitftäntige k. k. Polizei— 
Sommiffariate ihren Sig haben, hat 
fi) der fremde, wenn er dafelbft län- 
ger ald 3 Tage zu verweilen beabfich- 
tigt, mit der vorgefchriebenen Aufent- 
haltsfarte, welche ihm von der betref- 
fenden Polizeiz Behörde erfolgt wird 
und im Umfange des Amtsbezirkes der 
Ausftellungsbehörde zur Legitimation 
feiner PBerfon dient, zu verfehen. Für 
die Ausfertigung der Aufenthaltsfarte 
ift eine Kanzleigebühr von 2 fl. EM. 
zu entrichten. Die vorftehende, fo wie 
die in dem vorauegehenden $. 10, er— 
ften Abfages, enthaltene Beftimmung 
findet feine Anwendung auf diploma= 
tische Agenten fremder Mächte und ihre 
Begleitung, fo wie auf Staatsdiener 
fremder Regierungen, welche in ämt- 
liher Sendung reifen. Handwerksge— 
fellen, Fabriksarbeiter, Dienftboten, 
Taglöhner und Individuen der fonft 
unbemittelten Elaffen find von der Ent: 
richtung der obigen Kanzleigebühr be- 
freit. 

$. 12. Die Aufenthaltsfarte, auf 
welcher die erfolgte Entrichtung der 
feftgefegten Kanzleigebühr oder die Be- 
freiung von derfelben ausdrücklich zu 
bemerken ift, muß nad Ablauf der Zeit, 
für deren Dauer die Bewilligung zum 
Aufenthalte ertheilt worden ift, wieder 
erneuert werden, widrigens deren In— 
haber ald unbefugt fih aufhaltend be- 
trachtet, und darnach behandelt wird, 
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8. 13. Die Ertheilung der Bewilli- 
gung zum Aufenthalte, fo wie die Be— 
ftimmung der Dauer des legteren, fteht, 
unter fteter-Rücficht auf die Dauer der 
Reiſe-Urkunde des Fremden, dem Ers 
meſſen der berufenen k. k. Behörde zu; 
in feinem alle kann aber die Bewillis 
gung zum Aufenthalte auf Einmal dem 
Fremden auf länger ald Ein Jahr 
ertheilt werden. 

8. 14. Das Pifum der Reife-Urkun- 
den wird von den hierzu berufenen 
k. k. Behörden im ganzen Umfange der 
f. k. öfterr, Staaten unentgeltli er- 
theilt. Lautet das Viſum zur Reife von 
einem Drte des Inlandes nad einem 
andern, oder zur Abreife aus dem Ins 
lande in das Ausland, fo hat dasfelbe 
nur für 3 Tage Giltigkeit, wenn nicht 
aus befonderen Gründen eine Befchräns 
fung diefer Dauer eintritt. Iſt der 
Fremde innerhalb diefer Frift nicht ab» 
gereift, fo hat er das Viſum zur Ab— 
reife bei der berufenen k. 8. Behörde 
neuerdings zu erwirken. 

8. 15. Jeder Fremde ift verpflichtet, 
die Rubriken des ihm vorgelegten Meld» 
zettels, mittelft deffen der Wohnungs«- 
geber die vorgefchriebene Meldung zu 
beforgen und deſſen Inhalt insbefon- 
dere ter Gafthofhälter u. dgl. in das 
vorgeſchriebene Fremdenbuch einzutra- 
gen hat, gleich nach feiner Ankunft ge— 
nau auszufüllen. 

$. 16. Nicht minder ift der Fremde 
aber auch außer dem Falle des 8. 8 
gehalten, den berufenen k. k. Behör- 
den und ihren Organen auf jedeömas 
liged Berlangen feine Reiſe-Urkunde 
zur Einfiht und Prüfung vorzuzeigen 
und auf Befragen über den Zwed fei- 
ner Reife, über die Dauer feines Auf: 
enthaltes im Orte u. f. w., insbefon« 
dere aber über feine Subfiftenzmittel 
Rede und Antwort zu geben. 

8. 17. Wird dem Fremden während 
feines Aufenthaltes in den k. k. Staa— 
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ten von der dazu berufenen Behörde 
jenes Staates, dem er angehört, feine 
Reife-Urkunde verlängert, oder eine 
neue ausgeftellt, wofür er rechtzeitig 
feldft zu forgen hat, jo muß diefe der 
betreffenden k. k. Behörde behufs der 
Berlängerung der Aufenthaltsfarte, 
oder wenn deren Inhaber abreifen will, 
zur Erlangung des Pifum vorgelegt 
werden. Diefe k. k. Behörde hat, be- 
vor fie hierzu ſchreitet, fich zu überzeu- 
gen, ob die ihr vorgelegte Reife: Ur- 
kunde den im $. 3 enthaltenen Beſtim— 
mungen entipriht. — Wenn dies nicht 
der Fall wäre, fo hat fie das Recht, 
darauf zu beftehben,. daß das Mans 
gelnde von der die Reife-Urkunde aus— 
ftellenden fremden Behörde nachträglich 
in folhe aufgenommen werde; was 
zu bewirken Sache des fremden Rei— 
fenden ift. Sollien gegen die gedachte 
Berlängerung der Aufenthaltsfarte 
oder die Ertheilung des Viſum noch 
anderweitige Anftände fih ergeben, fo 
wäre zur Behebung derfelben in Wien 
die Bermittlung des kaiſerl. Minifte- 
riums des Aeußern und außerhalb der 
Nefidenz jene des betreffenden politi« 
[hen Landeschefs in Anfpruch zu neh— 
men. In Ermanglung einer Bertrer 
tungs-Behörde jenes Staates, dem der 
Fremde feinen faatsbürgerlichen Ver— 
bältniffen nah angehört, Fann einem 
in Defterreib befindlihen Ausländer, 
der wegen Berluftes feiner Reiferlir- 
Pfunde oder aus anderen Bründen einen 
neuen Paß zur Fortfegung feiner Reife 
in das Ausland oder zur Rückreiſe in 
dasſelbe dringend benöthiget, ein fol« 
her und zwar nur zu diefem Zwecke 
ausnahmsweiſe von dem politifchen 
Landes⸗Chef ertheilt und muß hierüber 
unverweilt die Anzeige im Wege der 
k. k. oberiten Polizei» Behörde an das 
?. k. Minifterium des Aeußern gemadht 
werden. 

8. 18. Die k. k. Grenz- Auffihte- 
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behörden haben außer den im $. 7 ber 
ftimmten Fällen das Recht und die 
Pfliht, dem Fremden, der mit einer 
ordnungsmäßigen Reife- Urkunde nicht 
verfehen ift, den Eintritt in die f. k. 
öfterr. Staaten, fohin das Bifum ent» 
weder gänzlich zu verfagen, oder nad 
Umftänden denfelben mit einem nad 
dem Drte der nächſten k. k. Polizeis 
oder politifhen Auffihtsbehörde lau- 
tenden Interimspaſſe zu verfehen, in 
welchem Kalle die abgenommene Reife: 
Urkunde unter Begründung des Ver— 
fahrend an jene Behörde weiter einge: 
fendet wird. Ein derlei ausgeftellter 
Interims-Reiſepaß hat nur eine be— 
fhränfte, entweder ausdrücklich feitge- 
fegte, oder ſich von felbft verftehende, 
aber jedenfalld 14 Tage nicht über- 
ſchreitende Giltigkeit. 

8. 19. Die Bewilligung zum Auf: 
enthalte kann gänzlich verfagt, oder 

die bereitö ertheilte zurückgenommen 
werden: 

a) wenn der Fremde nicht den Ver— 
pflichtungen nachkommt, welche die all« 
gemeinen Landesgeſetze oder die befons 
deren Local» Verordnungen ihm aufs 
erlegen; 

b) wenn es ihm an den nöthigen 
Subfiftenzmitteln mangelt; endlich 

e) wenn die Dauer feiner Reifer 
Urkunde abgelaufen ift, und er in der 
ihm allenfalld zugeftandenen Frift mit 
einer neuen oder mit der Verlängerung 
der erlofchenen ſich auszumeifen nicht 
vermag. Ä 

8. 20. Stellt fih der Aufenthalt 
eined Ausländers in Defterreih aus 
Rüdfichten der öffentlihen Ordnung 
oder Sicherheit als unzuläffig dar, fo 
kann derfelbe, ſelbſt wenn dadurch auch 
fein ſtrafgerichtliches Verfahren gegen 
ihn begründet wird, ohne Weiters außer 
Landes gefchafft werden. 

8. 21. Gleichwie bei dem Eintritte 
bat der fremde Reifende auch bei fei- 
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nem Austritte aus den k. 2. öfterr. 
Staaten an der k. k. öfterr. Grenze, 
den dort mit der Bolizeipflege betrau— 
ten k. k. öſterr. Aufſichtsbehörden feine 
Reiſe-Urkunde zur Erlangung des Vi— 
fum zum Austritte vorzuweifen, das 
ihm von denfelben fohin auh, wenn 
dagegen fein Anftand obwaltet, er- 
theilt wird. 

$. 22. Die Außerahtlaffung der 
vorftehenden Beftimmungen wird von 
den hiezu berufenen k. k. Behörden, 
foferne hierwegen nicht eine ftrafges 
richtliche Amtshandlung einzutreten 
hat, oder diesfalls hier nicht beſonders 
vorgeſehen iſt, polizeilich mit einer 
Geldſtrafe bis zu 100 fl. EM. oder im 
Falle der Zahlungsunfähigkeit mit Arreft 
bis zu 14 Tagen geahndet. 

$. 23. Ein allfälliger Recurs gegen 
eine Verfügung der Sicherheitsbehörde 
hemmt nicht den Bollzug derfelben, 
außer es wäre diejer mit einem unwie— 
derbringlihen, bedeutenden oder fonft 
nicht mehr zu behebenden Nachtheile 
verbunden. 

8. 24. Bezüglich der Legitimation 
zum täglichen Grenzverfehre aus Ader- 
bau⸗, Landwirthſchafts-⸗, Gewerbs-, In» 
duftrier, Handeld- und dergleichen Zwe— 
den bleiben die diesfalls beftehenden 
befonderen Borfchriften in Anwendung. 
(S. oben Päffe. Vdg. v. 28. Mai 1831 
$. 21.) Dasfelbe gilt auch rückſichtlich 
der Wanderbücher, (f. Wanderbüs 
her), und ebenfo bezüglich der foge- 
nannten, vorzugsweiſe zum Zwecke der 
leichteren Benüßung der Eifenbahnen 
eingeführten Paßkarten (ſ. Paßkarte) 
jener fremden Reiſenden, welche Staa— 
ten angehören, deren Regierungen mit 
der k. k. öſterr. Regierung diesfalls 
eine Vereinbarung getroffen haben, und 
zwar nah Maßgabe der darin wechſel— 
ſeitig feſtgeſetzten Beſtimmungen. In 
gleicher Weiſe behalten endlich in Ab— 
ſicht auf die Paßpolizei die in beſon— 


Päffe. 


deren Verträgen, Friedensſchlüſſen, 
Tractaten oder fonftigen Uebereinkom— 
men der k. f. öfterr. Regierung mit den 
Regierungen der auswärtigen Staaten 
begründeten Beſtimmungen rückſichtlich 
der wechſelſeitigen Staatsangehörigen, 
auch fernerhin ihre volle Kraft und 
Wirkſamkeit, und es hat namentlich 
auch in Betreff der an das k. k. Mili— 
tär-Örenzland anftogenden türfifchen 
Provinzen bei dem durch fpecielle Ver— 
ordnungen eingeführten Berfahren noch 
fernerhin fein Bewenden zu behalten 
(f. Türkei, türfifche Unterthanen). 
Borftehende Berordnung ift für alle 
Kronländer der Monarchie giltig, und 
bat mit 1. Juli 1853 in Wirkfamkeit 
zu treten. (Vdg. der oberft. Bol. Beh. 
und der Minifterien des Aeußern, des 
Innern u. des Kriegdw., vom 3. Mai 
1853. R. ©. 3. Nr. 82.) 

Päſſe für abgefhaffte Perfonen, f. 
Abichaffung. 

— — nad Amerika, f. Amerika, 

— — Paß-Vorſchriften rückſichtlich 
der £. £. Grenzbewohner, f. Auswans 
derungspatent. 

— — nad Baiern, f. Baiern. 

— — in dad Ausland für Beamte, 
f. Beamten:Urlaub. 

— — Paß -Vorſchriften für Paſſa— 
giere auf dem Dampfſchiffe, ſ. Dampf: 
fchiffe. 

— — Paßvorſchriften bei der Dampf- 
fhifffahrt auf der Moldau und Elbe, f. 
Dampfſchifffahrt. 

— — Paßpolizei-Vorſchriften bei 
der Elbe⸗Schifffahrt, ſ. Elbe-Schiff⸗ 
fahrt. Vdg. v. 2. Jän. 1846 8. 29. 

— — nad Niederöfterreih dürfen 
nur an erwerbsfähige Individuen aus- 
gefertiget werden, f. erwerbslofe Ju⸗ 
dDividuen. 

— — Berfonen welche, um einen 
der Erwerbfteuer unterliegenden Erwerb 
zu betreiben, im Lande herumreifen, 
müſſen nebft dem Paſſe oder Heimat» 
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fheine auh mit dem Erwerbfteuer- 
fcheine verfehen fein, |. Erwerbfteuer- 
fcheine. 

Päſſe. Paß-Vorſchriften bei Beför- 
derung der Reifenden mittelft der Eil- 
wägen, ſ. Eilwägen. 

— — ſ. Fremden:Behandlung. 

— — für Geiftlihe in das Aus: 
land, f. Geiftliche. 

— — dürfen nah Sadfen, Preus 
Ben und Baiern für gumnaftifche Künft- 
ler nicht ausgejtellt werden, f. gymna= 
ftifhe Künitler. 

— — Einfhärfung der Borfhriften 
hinfihtlich derfelben und der Reifenden 
und Ueberwachung der Landkutſcher und 
Stellfuhren, f. Landkutſcher. 

— — Päffe der Militär » Urlauber 
fönnen in andere Provinzen nur mit 
Zuftimmung der Militär-Behörden in- 
ftradirt werden, j. Militär : Beur: 
laubte. 

Päſſe für Militär « Beurlaubte, ſ. 
Militär-Beurlaubte, 

— — ausländifher Militärs find 
von den Eivilbehörden zu vidiren, f. 
Militär-Perfonen. 

— — Militär-Berfonen haben fid 
der paßämtlichen Revifion zu unterzie- 
ben, ſ. Militär = Perfonen, Vdg. v. 
20. Zuni 1844. 

— — Gtellung der paßlofen oder 
mit erlofhenen Päffen verfehenen In— 
dividuen zum Militär, ſ. Militär; 
Recrutirung, Militär: Stellung. 

— — in die Roldau und Walladei, 
ſ. Moldau. 

— — nach Sachſen, Preußen und 
Baiern dürfen für Mufifanten nicht 
ausgefertigt werden, f. Mufifanten. 

— — für Muſikanten, ſ. Muſi— 
kanten. 

— — Befugniß des k. 8. General— 
Conſuls zu Odeſſa in Anſehung der 
Paß-Vidirungen, ſ. Odeſſa. 

— — der preußiſchen Unterthanen, 
ſ. preußiſche Unterthanen. 
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Päſſe für preußifche Unterthanen, 
deren Ausfertigung betreffend, f. preu⸗ 
Bifche Unterthanen. 

— — Paßpolizeiliche Behandlung 
der nah Wien Reifenden, f. Rei: 
fende. 

— — Stempel für felbe, f. Reife 
Urkunden. 

— — in denfelben ift die Angabe 
des Religionsbefenntniffes wieder auf: 
zunehmen, ſ. Religionsbefenntniß. 

— — Allen öfterreihifhen Hand- 
werfögefellen und Fabriksarbeitern ift 
das Wandern in die Schweiz und der 
Aufenthalt dafelbft verboten, fiehe 
Schweiz. 

— — den badifchen und preußifchen 
Handwerkögefellen darf die Papvifa 
nad der Schweiz nicht ertheilt werden, 
f. Schweiz. 

— — nad) der Türkei, ſ. Türkei. 

— — ber türkifhen Unterthanen, 
f. türfifche Unterthanen. 

— — Borgang bei Paßbewerbun- 
gen türkifcher Unterthanen, f. türkiſche 
Unterthanen, 

— — deren Ausfertigung für abge- 
ftrafte Verbrecher, f. Verbrecher. 

— — Einfhaltung des Hauptinhal- 
tes fremder Wanderpäffein die hierlands 
eingeführten Wanderbücer, f. Wan: 
derbüder. 

— — gefundene, find an die Polis 
zei = Ober - Direction einzufenden , |. 
Wanderbücer. 

— — für Zigeuner, ſ. Zigeuner. 

une ‚, Danfiren, 

aufirhandel, Haufirpatent, Mi- 

itär = Invaliden , Paffirfcheine, 
Sanitätspäffe, Stellführer, Ba: 
gabunden, Wanderbüder. 

Paſſirſcheine. Vorſchriften 
hinſichtlich der Beförderung 
der ReifendenmittelftderStell- 
und Gefellfhaftswägen. Die 
Inhaber der fogenannten Stell: und 
Geſellſchaftswägen haben dem Zwede, 
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welcher ihrer urſprünglichen Errichtung 
zum Grunde lag, und der blos die 
Herſtellung einer lebhafteren und er— 
leichterten Verbindung zwiſchen den 
Kreiſen der Provinz Niederöſterreich 
und der Haupt- und Reſidenzſtadt her: 
beiführen wollte, eine größere Ausdeh— 
nung dadurd zu geben gewußt, daß fie, 
was befonderd auf der Prager Straße 
und auf jener nah Ungarn und Mäh— 
ren der Fall ift, mit den Stellmagenin« 
habern diefer Provinzen in eine gegen- 
feitige ununterbrodgene Verbindung ge- 
treten find, auf diefe Art Reifende auf 
weite Streden in regelmäßigen wöchent: 
lihen Fahrten mit einer Schnelligkeit 
weiter befördern, die felbft der Eilwa- 
genpoft gleich fommt. Dieſe geänderten 
Berhöltniffe machen es unerläßlich, diefe 
Gattung Stell- und Gefellfhaftswä- 
gen, welche bisher feiner befonderen 
Polizei- Auffiht unterzogen wurden, 
ganz denjenigen Polizei- und Baßvor- 
ſchriften zu unterziehen, denen die außer 
dem Umkreiſe von 4 Meilen fahrenden 
Fiaker nah den Regierungs-Circular- 
Berordnungen vom 13. Auguft 1825 
und 14. Sept. 1831 (f. Fiafer) un- 
terliegen. 

Die Regierung findet daher noth- 
wendig, Nachftehendes zu beftimmen. 

1. Jeder Stellwagen - Eigenthümer, 
welcher in Folge feiner ortsobrigkeitli⸗ 
hen Licenz Fahrten nah Wien und zu- 
rück unternimmt, muß, wenn der Ort, 
worauf feine Befugnig lautet, über 
4 Meilen von Wien entfernt ift, fi 
in den Stand feßen, daß er bei der 
Abfahrt von Wien an den Kinien die 
von der k. k. Polizei- Ober » Direction 
oder von einer Polizei-Bezirkd-Direc- 
tion ausgeftellten Paſſirſcheine der: 
jenigen Berfonen, die in feinem Wagen 
Pläge gemiethet haben, dem an den 
Linien aufgeftellten Polizeiwach-Kom— 
mandanten abgeben fönne, 

2. Um den Landbewohnern der 
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Sereife Niederöfterreichs die Reife nad 
Bien und zurück nicht zu erfchweren, 
wird geftattet, daß jelbe zu diefen Fahr- 
ten ftatt der Paffirfcheine auf ein Jahr 
giltige Eertificate bei ihren 
Orts⸗Obrigkeiten löfen, welde 
ihnen diefe Gertificate unentgeltlich 
auszufertigen haben. Diefe Certificate 
haben derlei Individuen bei jeder Zus 
und Abfahrt nah und von Wien mit- 
zunehmen, um fi über den Beſitz 
ausweifen zu können. Mit einem ähn- 
lichen Gertificate hat ſich auch der Stell» 
wagen-Inhaber für fih, oder wenn er 
nicht felbft fährt, für feinen Knecht zu 
verfehen. 

3. Die in den Kreifen Niederöfter- 
reichs nicht anfäffigen Indivi— 
duen werden aber gleich den mit an— 
deren Gelegenheiten Reiſenden bezüglich 
ihrer Reiſe-Documente behandelt wer⸗ 
den; fie muͤſſen daher bei Zureiſen nach 
Wien mit vorſchriftsmäßigen Päſſen 
verſehen ſein, und ſie ſind gehalten, bei 
ihrer Abreiſe von Wien Paſſirſcheine 
zu löfen und ſelbe bei den Linien vor— 
zuzeigen. 

4. Derjenige Stellwagen-Inhaber, 
der ein Individuum außerhalb des Um⸗ 
freifes von 4 Meilen von Wien ohne 
Paſſirſchein verführen, oder in der Pro— 
vinz Niederöfterreich nicht anfälfige In- 
dividuen nad Wien führen follte, ohne 
fi vorläufig zu überzeugen, daß fie 
mit giltigen Päffen verfehen find, wird 
nad der Analogie des Regierungs-Eir- 
ceular vom 18. Auguft 1825, wenn 
er felbft Eigentümer des Wagens ift, 
mit einer Öeldftrafe von5 bis 10 fl, EM. 
oder mit Arreft von Einem bis zu drei 
Zagen, ift er aber Knecht, mit einer ans 
gemeffenen körperlichen Züchtigung oder 
mit einem nah Umftänden zu verfchär- 
fenden Arrefte beftraft werden. 

5. Die von Wien außer den Umkreis 
von 4 Meilen abfahrenden Stellwägen 
hürfen außer den Linien keine Paffa- 
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giere mehr aufnehmen; die Uebertre- 
tung diefer Vorschrift wird mit der im 
$. 4 feftgefeßten Strafe verpönt. 

6. Die Ortsobrigkeiten, in deren Be— 
zirken fih Stellwägen befinden, haben 
fih zeitweife und unvermuthet und 
zwar vor der Abfahrt und bei dem Ein- 
treffen der Stellwägen zu überzeugen, 
ob obige Borfhriften befolgt werden. 
Sie haben jede Uebertretung ftrenge zu 
abnden. Weil ed aber von Wefenheit 
ift, auch die Stellmageninhaber aus— 
wärtiger Provinzen in Bezug auf die 
Beobachtung der Paß- und Polizei: 
Borfhriften zu controlliren, fie mögen 
nun mit den hierländigen Stellwagen« 
Inhabern in Berbindung ftehen und 
ihnen die Reifenden aus fremden Pro— 
vinzen zur Weiterbeförderung nach Wien 
zuführen oder die Fahrt directe nach 
Wien unternehmen, fo haben die Orts— 
obrigkeiten fih die Ueberzeugung zu 
verfchaffen, ob die mit derlei Stellwä— 
gen Reifenden mit den vorgefchriebenen 
Reife-Documenten verfehen find. Sollte 
diefes nicht der Fall fein, fo darf ihnen 
die Fortfegung der Reife nicht geftattet 
und fie müffen nach den Paß-Vorſchrif—⸗ 
ten behandelt werden. Hiebei muß aber 
den Ortsobrigkeiten zur ftrengften Pflicht 
gemacht werden, darauf zu fehen, daß 
die Inhaber von Stellwagen - Ticenzen 
dies$.4 und 5 der Regierungs⸗Verord⸗ 
nung vom 19, Februar 1819 3. 5375 
(f. Stellfuhren) beobachten, fomit 
nicht weiter fahren, als ihr Licenzfchein 
lautet und daß die Uebertreter auch nad 
obiger Borfchrift ftrenge beftraft werden. 
Die obigen Beftimmungen find fünftig 
in die Stellwagen-Licenzſcheine aufzu« 
nehmen, Uebrigens ift fih gegenwärtig 
zu halten, daß, wenn auch obige Bor: 
jhriften blos für ſolche Stellfuhrenin- 
haber wirffam erflärt werden, welche 
ihre Fahrten über 4 Meilen von Wien 
ausdehnen, darum die übrigen Stell 
wagen: Inhaber, deren Fahrten fih auf 
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eine geringere Entfernung erftreden, 
dennoch inBezug auf die fich derfelben 
bedienenden Baffagiere der Bolizei-Huf- 
ficht zu unterziehen find, und zwar bes 
fonders in jenen Fällen, wo fie ihrem 
Gefhäfte eine größere Ausdehnung ge 
geben haben. Es ift fomit zu fehen, 
daß auch diefe Stellmagen-Inhaber nur 
ſolche Fremde zur Beförderung nad 
Wien von auswärtigen Fuhrleuten über: 
nehmen, und an Letztere zur Weiterbe- 
förderung abgeben , welche fich mit ger 
hörig vidirten Päffen auszumweifen ver 
mögen. Diefe Eontrolle findet ihre 
Rechtfertigung in den beftehenden Paß- 
und Polizei⸗Vorſchriften und in der po» 
lizeilichen Aufficht, der alle Fuhrwerke, 
die fih mit der Transportirung von 
Perfonen abgeben, unterworfen werden 
müffen. (Bdg. der n. ö. Rg. v. 23. Juli 
1834 3. 38123. Prov. G.S. 16 Br. 
Nr. 177.) 

Daffirfiheine in das Ausland, 
Die k.k. Geſandtſchaft in Berlin hat 
aus Anlaß eines vorgefommenen Fal- 
led darauf aufmerkfam gemacht, in 
welche Berlegenheit 8. k. Unterthanen 
nit felten dadurch verfeßt werden, daß 
ihnen ftädtifhe Behörden und 
Herrfhaftsämter Geleitfheine ind 
Ausland ertheilen, mit welchen fie ohne 
Anftand His nad Berlin gelangen, wo 
diefe Geleitfheine von dem k. Polizei— 
Prafidium nicht für giltig im Auslande 
anerfannt werden, und auch die k.k. 
Geſandtſchaft nicht befugt ift, auf Grund 
eines ſolchen Geleitfcheines die Bewil- 
ligung zum Aufenthalte zu ertheilen. 
Die k. Kreisämter erhalten den Auf: 
trag, den Dominien und Magiftraten 
die Ausftellung folder Geleitfcheine 
firenge zu unterfagen, und diefelben zur 
genauen Beobachtung der beftehenden 
Paß-Vorſchriften anzumeifen. (Bdg. d. 
böhm. Bub. Präſ. v. 12. April 1836 
3. 2701. Prov. ©. ©. für Böhmen, 
3. 1836 Rr. 115.) 
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Vaffirfcheine. Um die Handhabung 
der a. h. erfloffenen Paß-Vorſchriften 
in Bezug auf die Unternehmungen der 
£.f. priv. Kaifer-Ferdinands-Nordbahn 
möglichft zu erleichtern, hat man ſich 
veranlaßt gefunden, proviforifch die 
Errichtung eines k. k. Polizei-Auffihte- 
poftens in dem Stationsplatze Gän— 
ferndorf, bis wohin Jedermann die 
Fahrt von Wien, ohne einen Paß oder 
Paffirfhein zu benöthigen, geftattet ift, 
zu bewilligen. Wer jedoch tiber diefen 
Stationsplaß hinaus weiter fahren will, 
muß nad den beftehenden allerhöchften 
Paß-Vorſchriften entweder mit dem vor— 
geichriebenen Reifepaffe oder- einem Baf- 
firfheine der k. k. Polizei » Behörde 
Wiens verfehen fein, um ſich hiermit 
in Gänferndorf bei der Weiterfahrt aus: 
weifen zu können. Ebenfo wurde be- 
willigt, daß, um den Bewohnern Wiens, 
welche hierorts ihren ordentlichen be- 
ftändigen Wohnort haben, und nicht 
unter die Reifenden im engeren Sinne 
des Wortes gezählt werden können, die 
Löfung der Paffirfcheine und die Be- 
nüßung diefer Fahrgelegenheit möglichft 
zu erleichtern, diefe Paffirfcheine zur 
Fahıt bis Brünn von den betreffenden 
k. k. Polizei-Bezirks⸗Directionen in der 
Stadt und den Vorſtädten und zwar 
zur Hin- und Rüdfahrt ausgefolgt, in 
dem Stationsplaße Gänferndorf bei 
der Hinausfahrt lediglich vorgezeigt, 
und erft bei der Rüdfahrt abgegeben 
werden. (Vdg. der n. d. Reg. vom 
9. Juli 1839 3. 38944. Prov. ©. 
©, 21. Bd. Nr. 120, f. Eifenbahn: 
Polizei:Auffichtspoften.) 

— — Die Polizei und Genfur- 
Hofitelle hat mit Hofdecret v. 30. April 
1842 für die Fahrten auf der Wien- 
Raaber:Eifenbahn Jahres-Paffirfcheine 
unter nachfolgenden Modalitäten aus— 
zuftellen geftattet: 

1. wurde bewilliget,, daß den nad 
Wien zuftändigen, und bier domicilis 
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renden, in jeder Beziehung unbedenf- 
lihen Individuen zu den Fahrten auf 
der Wien-Raaber-Eifenbahn, ohne Rüd- 
fiht, ob fie diefe Fahrten zum Vergnü— 
gen oder in Geſchäften unternehmen, 
unter Beobachtung der in Anfehung der 
Anmweifungen zur Erlangung von Reife 
päffen in Kraft beftehenden Vorſchrif— 
ten, Baffirfheine, die für die 
Dauer eined ganzen Jahres 
giltig find, von der f. . Polizei- 
Dber» Direction ausgefertigt werden; 
wobei e& ſich jedoch von fich felbft ver« 
fteht, daß von diefer Begünftigung die 
Ausländer, und aus den kak. Provin- 
zen, die kak. Militärperfonen , welche 
fich bei dem hiefigen Platz- Commando 
PBaffirfcheine zu erwirken haben , dann 
die hier nicht tolerirten Juden, die 
Handwerfögefellen und die Dienftbo- 
ten ausgefchloffen find. 

2. Diefe Baffirfoheine find immer nur 
für eine Perſon giltig. 

3. Da die Paffirfcheine, welche zu 
den Fahrten auf der Wien - Raaber 
Eifenbahn für die Dauer eines 
ganzen Jahres ausgefertigt werden, 
in die Kategorie der ftempelpflichtigen 
Reife-Gertificate gehören, fo find ſolche 
ſtets mit dem vorfchriftsmäßigen Stem- 
pel zu verfehen. 

4. Die in Rede ftehenden Paſſir— 
Scheine dürfen niemald und auf feinen 
Fall über die Dauer eines Jahres aus— 
geftellt werden. 

5 Indem der jeweilige Borfteher 
des Anzeigeamtes der Polizei » Ober: 
Direction unter feiner perfönlichen Ber: 
antwortlichkeit zu ermächtigen ift, den 
oben ad 1 näher bezeichneten hiefigen 
Einwohnern zu den Fahrten auf der 
Wien-Raaber Eifenbahn Pafjirfcheine, 
welche für die Dauer eines ganzen Jah— 
res giltig find, unter feiner eigenhändi« 
gen Namens » Unterfchrift ausfertigen, 
bat die PolizeisDber-Direction demfel- 
ben zugleid zu bedeuten, daß er über 
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alle folhergeftalt von ihm ausgefertig- 
ten Baffirfheine ein eigenes genaues, 
die erforderlihen Rubriken ausjumei- 
fendes Protofoll in alphabetifcher Ord— 
nung zu führen, und darüber zu wachen 
babe, daß die von den hiefigen Bezirks— 
leitern den Bewohnern ihres Polizei— 
Bezirkes ausgeftellten Anweifungen auf 
ſolche, für ein Jahr giltige Baffirfcheine 
von denfelben eigenhändig und nicht 
etwa von einem fubalternen Beamten 
unterfertigt werden. 

6. Für die in Frage begriffenen, auf 
eine längere Zeit giltigen Paffirfcheine 
ift ein befonderes,diefelben von den ge= 
wöhnlihen Paſſirſcheinen deutlih un— 
terfcheidendes, nicht zu leicht nachzuah— 
mendes Formulare zu wählen, und ift 
jeder ſolche Paſſirſchein ſowohl mit der 
Unterfchrift der Partei, für die er aus— 
geftellt worden, ala mit einer befonde- 
ren Anmerkung zu verfehen, worin deut= 
lich auszudrücken ift, daß diefer Paſſir— 
fhein nur für die Berfon, auf 
die er lautet, gelte, und von diefer, 
bei Berwirfung feiner ferneren Giltig- 
feit und jeder Erneuerung der diesfäl- 
ligen Begünftigung zur Benügung Nie» 
mand Anderm überlaffen werden dürfe. 
Die genaue Erfüllung diefer Bedingung 
und der obigen Androhung für den Fall 
ihrer Außerachtlaffung hat die Polizei— 
Dber:Direction in den ihr zu Gebot 
fiehenden Wegen ftreng handzuhaben 
und forgfältig zu überwahen. Daß 
übrigens an den Borfchriften, welche 
binfichtli der Ertheilung von gewöhn- 
lihen PBaffirfheinen für Fahrten auf 
der Wien-Raaber Eifenbahn dermal be— 
ftehen, durch diefe Beftimmungen nichts 
geändert wird, verfteht fi von felbit. 
(Dec. der ka k. Pol. Ob. Dir. v. 20. 
Mai 1842 3. 6701/1171.) 

Daffirfcheine. Die k. k. Polizei 
Hofftele hat mittelft Decretes vom 
30. Sept. 1842 aus Anlaß des von 
der Direction der Kaifer - Ferdinands- 
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Nordbahn bei ihr eingebrachten Gefu- 
ches in Betreff der Bewilligung mehre- 
rer darin angedeuteten Modificationen 
in der bisher vorgefchriebenen paßämt— 
lihen Behandlung jener PBaffagiere, 
welde die gedachte Eifenbahn benützen, 
mit Beziehung auf deren Erlaß vom 
30. April d. 3., mit welchem die Be: 
willigung zur Ausfertigung von Jahres- 
Paffirfheinen zu den Fahrten auf der 
Mien-Raaber Eifenbahn ertheilt wurde, 
Nachſtehendes beftimmt: 

1. Wurde die Ausdehnung der be- 
reits der Wien-Raaber Eifenbahn - Un- 
ternehmung bewilligten Ausfertigung 
von polizeiämtlihen für Ein ganzes 
Jahr giltigen Paffirfheinen auf der 
Kaifer- Ferdinande-Nordbahn in der 
Art genehmigt, daß die Polizei-Öber- 
Direction und die Brünner Polizei 
Direction ermächtigt werden, den nad 
Wien und beziehungsweife nah Brünn 
zuftändigen, dafelbft domicilirenden und 
in jeder Beziehung unbedenklichen In: 
dividuen, fohin mit Ausnahme der in 
den gedachten zwei Hauptftädten nur 
zeitweilig fih aufhaltenden Ausländer 
und der in andere k. k. Provinzen zu— 
ftandigen Infaffen, dann der k. k. Mi- 
litärs Berfonen, welde ſich die benö- 
thigten Paffirfcheine bei dem k. k. Mi- 
litär-Plaßcommando zu erwirken haben, 
ferner der dafelbit nicht tolerirten Ju— 
den, der Handwerkögefellen und der 
Dienftboten, zu den Fahrten auf der 
Kaifer » Ferdinande - Nordbahn nad 
Brünn und beziehungsweife nad) Wien, 
ohne Rüdfiht, ob diefe Fahrten zum 
Vergnügen oder in Gefhäften unter 
nommen werden, unter Beobadhtung 
der in Anfehung der Anweifungen zur 
Erlangung von Reifepäffen beftehenden 
Directiven, mit dem vorfhriftmäßigen 
Stempel verfehene Paſſirſcheine, die 
für die Dauer eines ganzen Jahres, 
jedoch immer nur zum perfönliden 
Gebrauche Giner beftimmten 
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Perſon und lediglih zu den in Rede 
ftehenden Fahrten giltig, zugleich aber 
mit der Unterfhrift der Partei, die 
darum anfucht, zu verfehen find, aus— 
zufertigen. 

2. Die Gewährung der ferneren Bitte 
der Kaifer-Ferdinande- Rordbahn-Di- 
rection die Ausftellung von Paſſirſchei— 
nen für die Fahrten auf der Kaifer- 
Ferdinande-Nordbahn regelmäßig und 
ausfchliegend den in einigen . Eifen- 
bahnhöfen erponirten k. k. Polizei— 
Commiſſären zu überlaſſen, fanı aus 
den von der Polizei » Ober » Direction 
fowohl als von der Brünner Bolizei- 
Direction gründlich nachgewiefenen und 
geltend gemachten Dienftes-Rüdfichten 
nicht Statt finden. (Decret der Ef. f. 
Pol. Ob. Dir. vom 13. Det. 1842 
3. 15963/2726.) 

Daffirfcheine. In Anfehung der 
polizeiämtlihen PBaffanten » Controlle 
an der Staats - Eifenbahn in 
Steiermark wird Nachfolgendes bes 
ftimmt: 

1. Jeder die Eifenbahn benüßende 
Reifende hat fih in Gemäßheit der all- 
gemeinen Paßvorſchriften mit dem er: 
forderlichen Reifevorweife zu verfehen, 
widrigens ihm die Fahrt auf der Eifen- 
bahn nicht geftattet würde. 

2. Die k. k. Polizei » Direction in 
Gratz wird ermächtiget, hier domicili- 
renden accreditirten PBerfonen zu den 
Fahrten auf der Eifenbahn in der Pro- 
vinz Steiermark, fo wie zu den Fahr: 
ten auf der fleiermärkifhen Eifenbahn 
nah Wien und zurüd, unter ihrer eige- 
nen Berantwortlichkeit für die Dauer 
eines Jahres giltige Baffirfcheine zu 
verabfolgen. Die gleiche Befugnig wird 
fämmtlihen bierländigen Bezirksobrig— 
keiten rüdfihtlih völlig unbedenklicher 
Infaffen ihres Bezirkes eingeräumt. Es 
verfteht jih, daß diefe Jahres-Paffir- 
feine, nachdem fie die Stelle ordent- 
licher Reifepäffe vertreten, mit dem 
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vorfhriftmäßigen Stempel verfehen fein 
müffen. 

3. Diefe Paffirfheine werden dem 
Befiger, fo lange fie giltig find, als 
Borweis in Handen belaffen und hei 
den Pa » Revifionen lediglich vorge: 
wiefen, bedürfen fomit feiner Vidirung. 

4. Diefe Scheine find nur für die 
Perſon giltig, auf welche fie lauten, 
und dürfen bei Verwirkung ihrer Gils 
tigkeit und jeder Erneuerung derfelben 
an Niemanden Andern, wer ed au 
fei, zur Benützung überlaffen werden. 

5. Bor der Hand find die Eifenbahn: 
Paffanten nur in Graz einer polizeis 
lihen Revifion zu unterziehen. (Präf. 
Erlaß der k. k. Polizeihofft. v. 9. Oct. 
1844. Eirc. des fteierm. Gub. vom 6. 
Nov. 1844 3. 19166. Prov. G. ©. 
für Steierm. J. 1844 Nr, 119.) 

Paffirfcheine. Laut eines Pol. Prä- 
fidial-Schreibeng v. 31. Aug. 1846 ha— 
ben Se. Ercellenz der Hr. Bolizei-Präfi- 
dent, um den Bewohnern des Ks 
nigreihed Böhmen die Benüßung 
der Eifenbahn möglihft zu erleichtern, 
die laut des Präfidial » Erlaffed vom 
22. Auguft 1845 Nr. 6229 der k.k. 
Stadthauptmannfhaft und Polizei-Di« 
rection in Bezug auf die Ausftellung 
von Jahres: Baffirfcheinen ertheilte Er: 
mädtigung auch auf die bierländigen 
Magiftrate und Dominien rückſichtlich 
völlig unbedenkliher Infaffen in der 
Art ausgedehnt, daß diefe Obrigfeiten 
für jeden von ihnen ausgefertigten Jah— 
red» Baffirfchein verantwortlich bleiben. 
Diefe Jahres » Baffirfheine find mit 
dem vorfchriftsmäßigen Stempel zu 
verfehen,, und giltig zu den Fahrten 
auf der Eifenbahn von Prag nad 
Dien, Brünn und Olmütz, dann zurüd 
für die Dauer eines Jahres. Während 
diefer Zeit werden diefelben den Befl- 
gern als Vorweis in Handen belafjen, 
und bei den Paß-Revifionen lediglich 
vorgewiejen, bedürfen fohin feiner Vi— 
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dirung; wobei es fih jedoch von felbft 
verftcht, daß der Befiß eines folden 
Paſſirſcheines die betreffende Partei 
feineswegs der Verbindlichkeit enthebt, 
fi bei der Abfahrt von Prag jedes- 
mal mit dem vorgeſchriebenen polizeis 
lichen Abreisfcheine zu verfehen. (Präf. 
Decr. des böhm. Bub. vom 13. Sept. 
1846 3. 7665. Pr. G. ©. für Böh- 
men, 3. 1846 Nr. 262.) 

— — Handhabung der hin 
fihtlid der Reifepäffe u. ftadt- 
bauptmannfhaftliden Paſſir— 
fheine erlaffenen Vorſchriften. 
Nah dem h. Hoffanzleis-Decrete vom 
13. Auguft 1841 3. 23718 (böhm, 
Prov. ©. S. 23. Bd. Nr. 255) dür— 
fen Poftmeifter feinen Reifenden, der 
nicht mit einem vorgefchriebenen Paſſe 
oder polizeilichen Paffirfcheine verfehen 
ift, fo wie auch Keinen auf einer Route 
weiter befördern, die von der ihm in 
feinem Paſſe oder Paſſirſcheine vorge— 
zeichneten Route abweicht (f. $. 322 
des St. ©.) und nah der Vdg. vom 
14. Zuli1824 3. 3990 darf Niemand 
für den Eilwagen eingefhrieben wer— 
den, der nicht den Paſſirſchein bei der 
k. k. Stadthauptmannfchaft erhalten 
bat. Weiters wurde mit h. Hofkanzlei— 
Decrete vom 14. Mai 1825 (böhm. 
Prov. G. S. 7. Bd. 6.262) für Lohn» 
futfcher und Fiaker, welhe Reifende 
ohne einen, vorläufig bei der k. k. 
Stadthauptmannfhaft eingeholten Paſ— 
firfhein über Land befördern, eine 
Strafe von 20 fl. feftgeitellt und eine 
gleihe Strafe mit Gub. Vdg. vom 
19. Mai 1831 (böhm. Prov. G. ©. 
13. Bd. Nr. 112) für die Inhaber von 
Stellfuhren beftimmt, welche Reiſende 
von Prag ohne einen Paſſirſchein der 
Stadthauptmannfhajt, oder auch fonft 
unterwegs ohne legalen Paß oder ämt» 
lihes Gertificat befördern, weshalb 
nad dem 3. Abſatze diefer Verordnung 
die Auffihtsbehörden jener Drte, durch 
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welche Stellwägen auf ihrer Fahrt ges 
langen, angewieſen find, öftere Nevis 
fionen der mit ihnen reifenden Perſo— 
nen und ihrer Reife-Documente worzus 
nehmen, insbefondere da, wo die Stell- 
fuhren einander ablöfen, oder wo fie 
fh zur Mittags» oder Abendzeit aufs 
halten. Nebft der gemachten Wahrneh— 
mung, daß von Seite der k. k. Poft- 
ämter das erwähnte Hoffanzleis-Decret 
vom 13. Aug. 1841 fih nit gehörig 
gegenwärtig gehalten worden ift, hat 
fi) auch ergeben, daß die Verordnung 
wegen Abnahme eines Baffirfheines 
von den mit der Poft Abreifenden und 
die für Stellwagenhälter, Lohnkutſcher 
und Fiaker bezüglih der Paffirfheine 
beftehenden Vorſchriften nicht nur nicht 
gehörig gehandhabt, fondern auch von 
den Parteien wegen Abgang behörd- 
licher Controle fehr häufig umgangen 
werden. Hiedurch findet man ſich ver: 
anlapt, die erwähnten Borfchriften 
niht nur in Erinnerung zu bringen, 
fondern aud die E. f. Kreisregierungen 
anzumeifen, durch ihre Organe deren 
genaue Beobachtung forgfältig über: 
wachen zu laffen, zugleich aber dert. f. 
Poft-Direction und k. k. Stadthaupt- 
mannſchaft zu bemerken, daß die bezüg- 
li) der von Reiſenden mittelft des Eil— 
wagend zu löfenden ftadthauptmann« 
fhaftlihen Paſſirſcheine beſtehende 
Vorſchrift vom 14. Juli 1824 
3. 3990 keineswegs behoben wurde 
und fi von nun an genauan 
diefelbe zu halten fei. (Kundm. 
der Statth. in Böhmen vom 25. Febr. 
1850. Böhm. L. ©. B. Nr. 48.) 
Paffirfcheine. Zu Folge Decretes 
der beftandenen k. k. Polizei und Gen» 
jurs-Hofftelle vom 30. Sept. 1842 ift 
die ka k. Stadthauptmannfgaft ermäch— 
tiget, hieſigen Einwohnern zu Reiſen 
mit den beſtehenden Eiſenbahnen und 
Dampfſchiffen Paſſirſcheine auf Ein 
Jahr und auf kürzere Dauer auszufer⸗ 
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tigen. Nachdem die neue Drganifirung 
der k. k. Stadthauptmannfchaft und 
Bezirks-Commiſſariate bereit in das 
Leben getreten ift, findet man ſich be 
ſtimmt, anzuordnen, daß von nun an 
die, die Stelle der Reiſepäſſe vertreten- 
den Baffirfcheine nicht mehr ausfchlie- 
gend von dem k. k. Baßamte, fondern 
vom 1.8. M. angefangen auch von den 
betreffenden Bezirks = Commiffariaten 
für die Bewohner ihres Bezirkes und 
zwar unter perfönlicher Verantwortung 
des Bezirkäleiterd von den ihm unter« 
geordneten Beamten auszuftellen kom⸗ 
men. Die zur Ausfertigung der Paf- 
firfcheine zu beobadhtenden Normen find 
folgende: 

Jahres » Baffirfcheine dürfen nur an 
hieher zuftändige und in Wien domis 
cilirende in jeder Beziehung unbedenf- 
lihe Individuen, jedoch immer nur 
zum perfönlihen Gebrauche einer bes 
ftimmten Perfon und lediglih nur zu 
den in Rede ftehenden Fahrten giltig 
auggefertigt werden. Dasfelbe hat auch 
bei der Ausfertigung von Paſſirſchei— 
nen auf eine kürzere Dauer zu gelten. 


Die Baffirfcheine auf Ein Jahr oder 


auf eine kürzere, 8 Tage überfchrei- 
tende Dauer ausgefertigt, müffen mit 
einem Stempel von 30 fr. EM., den 
Bor: und Zunamen, dann Character, 
Beſchäftigung, der Wohnung mit.der 
Unterfchrift der Bartei, dann dem Amtd« 
fiegel des betreffenden Commiffariates 
und der Unterfihrift des Bezirksleiters 
verfehen fein. Die hierortige Zuftäns 
digkeit hat die Partei, wenn fie dem 
Sommiffariate nicht ohnehin befannt 
ift, mit einem Zengniß des betreffen. 
den Gemeindevorftandes, wo felbe die 
Wohnung hat, nachzuweiſen. Parteien, 
welche dem geiftlihen Stande angehö- 
ren, haben ſich mit der nöthigen Ur» 
laubsbewilligung von Seite ded Eon» 
fiftoriums, dem Beamtenftande anges 
hörige mit der Urlaubsbewilligung ihrer 


Paffirfcheine. 


Amtsvorftände auszumeifen. Weber die 
ausgefertigten Baffirfcheine ift von 
Seite des k. k. Bezirks-Commiſſariates 
ein eigenes Protocoll in fortlaufender 
Zahl und ein Inder hierüber anzule— 
gen. Die von den Gemeindevorftänden 
ausgefertigten Nachweiſe über die bier: 
ortige Zuftändigfeit der Parteien find 
mit den Nummern des Paß-Protocolles 
verfehen, zu regiftriren. (Deer. der f. f. 
Stadth. v. 24. Febr. 1851 3. 3092.) 

Paffirfcheine, wenn fie auch nur 
auf kurze Zeit als Reife:Document die: 
nen follen, müffen fo wie die Geleit- 
[heine mit dem Amtsſiegel verfehen 
fein. (Deer. der Bol. Dir. v. 16. Dec. 
1851 3. 25808/2114 C. A. 1.) 

— — Die Bezirksleiter werden er— 
mächtiget, unter ihrer perfönlichen Ver— 
antwortung und eigenen Fertigung 
auch noch ferner Baffirfcheine an hieher 
zuftändige, gänzlich unbedenkliche Per- 
fonen auf längere Zeitdauer ald von 
8 Tagen, jedoch mit Ausnahme der 
ihrer Natur nah in die Cathegorie 
der Inlandspäffe gehörigen fogenann- 
ten Jahres= Paffirfcheine zu verabfol- 
gen. Hierüber ift ein eigenes Protokoll 
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zu führen, jederzeit zur Vorlage bereit 
zu halten und überhaupt bei diefem 
Geſchäftszweige die größtmögliche Ge: 
nauigfeit und Vorſicht zu beobachten. 
(Deer. der f. k. Bol. Dir. v. 11. Mai 
1853 3. 9194 u. v. 26. Mai 1953 
3. 11220.) 

Paſſirſcheine. Die k. k. oberfte Po- 
lizei-Behörde hat mit Erl. v. 31. Mai 
1853 3. 7059/1544 bemerkt, daß 
noch immer Reifende von Wien mit un- 
vollftändig ausgefüllten Paffirfcheinen 
vorfommen, in welchen häufig die Bes 
gleitung nur mit dem allgemeinen Aus— 
drude „Familie“ oder „Dienerfhaft“ 
bezeichnet erfcheint. Aus diefem Ans 
laffe wird den Bezirfd:-Commiffariaten 
zur Pflicht gemacht, ſich bei Ausferti— 
gung der Baffirfcheine genau an die in 
den diesfälligen Blanquetten vorges 
zeichneten Rubriken zu halten, die Per— 
ſonsbeſchreibung vollftändig aufzuneh— 
men und die Mitreiſenden ſtets indivi— 
duell mit Tauf- und Zunamen, Cha— 
racter und Alter zu verzeichnen. (Decr. 
der ka k. Pol. Dir. v. 28. Juni 1853 
3. 11834/2348 A. A.) 
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Bormular eines Paffirfcheines. 





Paſſir— Schein 
für die Hin- und Rückreiſe. 
Giltig: . 


Fürt.. RE 
2 20. 0. I Statur . 


Charader . » 2 22.2000. ] Gefidt 
ine » 0.0. ] Haare 
Stand. 8tirne 
WohnorttAugen 
Zur Reiſe.... ..Naſe 
Mund 
Mitreiſende. Beſondere Kennzeichen: 


Eigenhändige Unterſchrift: 


Vom 
t. k. Bezirks⸗Polizei-Commiſſariate Bon der k. k. Polizei-Direction 


Wien, den. 2 2% Wien, den 





Paffirfcheine. 


Daffirfcheine. An Perfonen, die 
ſich im Befige eines Haufirpaffes, eines 
Wanderbuches oder eined als Reife 
Document giltigen Heimatfcheines be- 
finden, ift fein Paffirfchein oder ſon— 
fliger Reifevorweis zu ertheilen. (Erl. 
der oberft. Bol. Beh. v. 12. Juli 1853 
3. 9191/2028. Deer. der Pol. Dir. 
vom 29. Juli 1853 3. 15573/3222 
A. A) 

— — bei Eilwagenfahrten, fiehe 
Eilwagen. 

— — für die Fahrten auf der Sto- 
Aerauer Eifenbahn, fiehe Eifenbahn: 
Polizei: Auffihtspoften. 

— — für die Fahrten auf der Wien- 
Gloggnitzer Eifenbahn, f. Eifenbahn: 
Polizei:Auffichtspoften. 

— — mit denfelben müffen ſich 
Fiaker und Landkutfcher verfehen, wenn 
fie Fahrten im Umfreife über 4 Meilen 
von Wien unternehmen, ſ. Fiaker. 

— — paßpolizeilihe Behandlung 
jener Reifenden, weldıe die öſterreichiſch— 
preußifchen Eifenbahnen benüßen, fiehe 
Päſſe. (Bdg. v. 15. Juli 1852.) 

— — Stempel für felbe, f. Reife: 
Urkunden. 

— — f. Päffe, Stellfuhren. 

Paßkarten. Der Minifter des Ins 
nern bat ausnahmsweiſe geftattet, daß 
die von den dazu berufenen Fönigl. 
fähjifhen Behörden den dortigen 
Staatsangehörigen ausgeftell« 
ten Paßkarten in dem Königreiche 
Böhmen für die Dauer von höchſtens 
14 Tagen vom jededmaligen Grenz- 
übertritte gerechnet, als giltige Neife- 
Legitimationen angefehen werden. Zur 
Controle des gedachten Aufenthalts- 
Zermind wird beim Ein» und Austritte 
des Reifenden von Seite des k. k. 
Grenz. Bolizei- Commiffariats, und in 
deffen Ermanglung von dem betreffen- 
den k. k. Grenz-Zollamte einer ſolchen 
Paßkarte blos mittelſt einer Stam— 
piglie der Ort und der Tag des jedes— 
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maligen Ein- oder Austrittes deutlich 
aufgedrückt. Außerdem iſt dieſe Paß— 
karte den öffentlichen Aufſichtsbehörden 
und Organen zwar auf Verlangen vor—⸗ 
zuzeigen, jedoch, wenn fie in Ordnung 
befunden wird, dem Befißer zu belaf- 
fen. Hätte derfelbe die obige beftimmte 
Frift, ohme mit einer andermweitigen 
förmlihen Paßurkunde verfehen zu 
fein, überfohritten oder mit der bloßen 
Paßkarte feine Reife in ein anderes 
öfterreihifches Kronland ausgedehnt, 
oder aber von der Karte einen wie im» 
mer gearteten Mißbrauch gemacht: fo 
verfällt er der Fremdenbehandlung und 
nah Umftänden der Strafamtshand- 
lung nad den diesfalld in Defterreich 
beftehenden PolizeisBerordnungen und 
Strafgefegen. (Erl. des Min. d. Inn. 
vom 18. Dec. 1850 3. 26031. Cire. 
der böhm. Statth. v. 27. Dec. 1850. 
2. ©. 2. Nr. 201.) 

Paßkarten. Das Minifterium des 
Innern bat einverftändlih mit dem 
Minifterium des Aeußern die preußis 
[hen Paßkarten als giltige Legitima— 
tiong-Urkunde zum Grenzübertritte und 
zum . 14tägigen Aufenthalte in den 
öfterreihifchen Kronlandern Böhmen, 
Mähren und Schlefien, für die Be- 
wohner der an foldye, fo wie an Sad: 
fen grengenden k. preußifhen Regie 
rungs = Bezirke Liegnitz, Oppeln und 
Merfeburg ausnahmsweiſe unter nad 
ftehenden Beſchränkungen anerfannt: 

1. Dürfen derlei Paßkarten nur 
vonden dazu berufenenf. preu- 
Bifhen Behörden nur an volllom- 
men verläßliche, in politifcher Beziehung 
unbedenflihe, im Ausftellungsbezirke 
ihren bleibenden Wohnſitz habende 
preuß. Staatsangehörige ausgeftellt 
werden; 

2. müſſen ſolche Karten außer dem 
Drte der Austellung und der Bezeich- 
nung der ausftellenden Behörde, dann 
dem Namen, Character, und der eigen« 


Pafilofe. 


händigen Unterfehrift des Inhabers, 
mindeftend aud die Angabe feines Als 
ters, Statur, Haare und etwaiger be- 
fonderer Kennzeichen enthalten, und 
haben diefelben innerhalb der öfterr. 
Grenzen in der Regel nur zur Legiti- 
mation eines einzelnen Individuums, 
und ausnahmdweife die Paßkarte des 
Familienvaterd and für die. ihn be 
gleitende Gattin und Kinder ald Aus» 
weis zu gelten ; 

3. binfichtlih der Bidirung diefer 
Paßkarten, bei demjedesmaligen Grenz- 
übertritte, dann der Folgen, welcher 
der Inhaber einer folhen Paßkarte 
durch die Weberfchreitung der ausnahms⸗ 
weifen damit verbundenen Reife: und 
Aufenthalts» Berechtigung ſich zuzieht, 
haben vdiefelben Modalitäten und 
Grundfäße, wie bei der Zulaffung der 
fönigl. fachfifhen Papkarten (2. ©. 2. 
J. 1850. Rr. 201) zu gelten. (Erlaß 
des Min. d. Inn. v. 28. April 1852 
3. 9877. Kundm. des Statthalters in 
Böhmen v. 5. Mai 1852 3. 2930/P. 
82. G. B. Nr. 170.) 

Paßloſe. Beftreitung der Heilungs- 
foften für die in Ungarn ergriffenen, 
zum Militär unteuglihen Unterthanen 
der conferibirten Provinzen, wenn fie 
während ihrer Transportirung in die 
Heimat erkranken, f. Krankenhaus⸗ 
Berpflegsgebühren. (Bdg. vom 4. 
Dct. 1832.) 

— — Abftellung derfelben zum Mis 
litär, f. Militär-Stellung. 

Das : Vorfchriften, fiehe Päfle, 
Poffirfcheine. 

Paßweſen in der Levante, ſiehe 
Päſſe. (Vdg. v. 6. Dec. 1846.) 

— — Aufgabe der Polizei + Behör: 
den, ſ. Polizei-Behörden. Wirkungs- 
kreis 8. 5. 

— — f. Päſſe, Paffirfcheine. 

Paſtoren ſollen Niemanden ohne 
Meldungszettel zu den Andachtsuͤbun— 
gen unter Amotionftrafe zulaſſen. (Hfd. 

Balciäty, Handb. d. Polig. Geſ. IL. 
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v. 21. Febr. 1783 u. 17. Nov. 1782. 
Krop. Gef. Yof. 2. Bd. ©. 429.) 

Paſtoren follen ſich befheiden und 
friedfih betragen, auch alle harten 
Ausdrücde gegen die fatholifche Reli- 
gion und Kirche meiden. (Vdg. v. 28. 
Dct. 1784, Krop. Gef. Joſ. 6. Bd. 
©. 593.) 

Patental : Invaliden, ſ. Mili- 
tär:Invaliden. 

Pathengeld bei der Freiſprechung, 
f. Innungsmißbräude. 

Patrouillen, Vornahme derfelben 
durch die Gensd’armerie, ſiehe Gens: 
D’armerie. (Vdg. v. 18. Jän. 1850, 
$. 34—37.) 

— — fiehe Nacht: Patronillen, 
Nachtwache, Nahtwächter. 

Pauſchalien, ſ. Beamten-Reife- 
Pauſchalien. 

Peitſche, ſ. Schnalzen. 

Penſionen. Vorſchrift über die Be— 
ftätigung der Quittungen, ſ. Pfarrer. 

Penſionirte Offiziere, ſ. Militär: 
Officiere. 

Penſioniſten. Se. Majeſtät haben 
in Anſehung penſionirter Staatsbeam— 
ten, welche wegen eines Verbrechens, 
oder wegen einer ſchweren Polizei— 
Mebertretung verhaftet, für ſchuldig 
erfannt, und von den betreffenden 
peinlichen oder politifchen Behörden zu 
der in den Gefeken beftimmten Strafe 
verurtheilt werden, nachſtehende höchſte 
Entfhliegung zu faffen gerubt: Ber: 
brechen oder ſchwere BolizeisHebertre- 
tungen, deren Begehung den wirklich 
dienenden Beamten feines Amtes ver- 
luftig maden, follen in Zukunft auch 
den Berluft der Benfionen bei Penſio— 
nirten nach fich ziehen. Die Frage felbft 
aber, ob das begangene Verbrechen 
oder die begangene ſchwere Polizei— 
Uebertretung bei einem dienenden Bes 
amten die Caſſirung zur Folge gehabt 
haben würde, kann mur jene Hofbe- 
hörde, bei und unter welcher der Pen— 
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fionirte damals, ald er penſionirt 
wurde, diente, mit Beiziehung zweier 
Räthe von der oberſten Juftizhofftelle 
entfheiden. Welches neue Geſetz auf 
ausdrüdlichen Befehl Sr. Majeftät zur 
Warnung allgemein fundgemadt, und 
für alle Berbrehen und ſchwere Poli- 
jeisWebertretungen, die von nun an bes 
gangen werden, als rechtsgiltig erklärt 
wird. (Hffzl. D. vom 19. März 1815, 
an fammtl. Känderft. Juſt. Hfd. vom 
17. März 1815. Kundg. in N. Deft. 
am 14., in Steierm. u. Kärnt. am 19.; 
in Mähr. u. Schlef. am 2i. Apr.; in 
Baliz. am 2. Juni 1815. Pol. ©. ©. 
43.8. S 133.) 

Die unter dem 19. März d. J. er 
laffenen Vorschriften wegen Behandlung 
der eines Verbrechens oder einer ſchwe— 
ren Polizei-Uebertretung von den pein- 
lichen oder politifchen Behörden ſchul— 
dig erfannten Staatöbeamten haben 
Se. Majeftät nunmehr auch auf die 
provifionirten minderen Staatödiener, 
penfionirten und provifionirten Wit: 
wen, dann mit Erziehungsbeiträgen 
betheilten. Kinder in der Art auszudeh- 
nen befunden, daß fie bei dergleichen 
Individuen fürihre Berfon, wenn 
fie ſich eines Verbrechens oder einer 
fhweren Polizei» Hebertretung ſchuldig 
gemacht haben, vom Tage des Urtheild 
zu gelten haben fol. Werner haben 
Se. Majeftät anzuordnen. befunden, 
daß, wenn der Bater durch ein Ver— 
brechen oder eine ſchwere Polizei-Ueber—⸗ 
tretung der Penfion oder Provifion 
verluftig wird, deffen Weib und Kinder 
auf felbe keinen Anſpruch haben follen, 
da ſich diefer Anſpruch nur auf die vä- 
terlihen, oder des Gemahls Verdienfte 
gründet. Wenn aber die Witwe aus 
gleichen Urfachen ihre Penſion oder 
Provifion verliert, und die Kinder 
einen Erziehungsbeitrag genießen, fo 
fol den legteren das Recht des Ge 
nuffes dieſes Erziehungsbeitrages auf 
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die bewilligte Dauer unbenommen blei⸗ 
ben, weil dem Unfchuldigen fein Recht 
nicht gefränkt werden darf. (Hfkzl. D. 
vom 22. Mai 1815, an fümmtl. Län— 
derftellen. Juſt. Hfd. v. 9. Juni 1815, 
an fümmtlihe Appellations » Gerichte. 
Kundg. in Defterr. ob d. Enns am 8.; 
in R. Defterr. am 12.; in Steierm. u. 
Kärnten den 28. Juni; in Gallizien 
am 21. Zuli 1815. Pol. ©. ©. 43. 
Bd. ©. 244.) 

Denfioniften, Se. Majeftät haben 
über Anfrage, welde ſchwere Polizei- 
Uebertretungen den dienenden Beamten 
feined Amtes, und den penfionirten 
Beamten feiner Penfion verluftig ma— 
hen? die unterm 19. März d. J. er— 
öffnete diesfällige höchſte Entſchließung 
dahin zu modificiren gerubt: daß, 
fo wie der Eriminalrichter verbunden 
ift, bei Beamten, Penfioniften und 
Provifioniften, wenn fie eines Verbre— 
hend fchuldig erkannt werden, vor— 
läufig die Anzeige davon an ihre vor- 
gefegte Behörde zu machen, nad der 
hoͤchſten Entſchließung vom 18. Febr. 
d. 3. auch die politifche Obrigkeit ver- 
pflichtet fein foll, diefe Anzeige zu er: 
ftatten, wenn Beamte, Benfioniften 
und Provifioniften wegen was immer 
für einer ſchweren PolizeirUebertretung 
abgeftraft werden, jedoch hätte die fans 
desftelle ſolche jedesmal mit ihrem Gut» 
achten der betreffenden Hofftelle vor— 
zulegen, von welcher fodann nach der 
höchſten Anordnung mit Beiziehung 
zweier Näthe der k. k. oberften Juftiz- 
ſtelle die Entſcheidung zu fällen fei, ob 
gegen den fchweren PolizeisUebertreter 
der Verluft des Amtes, der Penſion 
zu verhängen fei oder nicht. (Hflzl. D. 
vom 26. Nov. 1815, an fammtl. Län- 
derftelen. Kundg. in Defterr. ob der 
Enns am 10. Dee. 1815. Pol. ©. ©. 
43. Bd. ©. 370, ſ. Beamten: Ent: 
laſſung. 

— — Behandlung des wegen eines 
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Verbrechens oder einer ſchweren Poli⸗ 
zei-Uebertretung in Unterſuchung vers 
fallenden, in Hinſicht ſeiner Genüſſe. 
Die k. k. Hofkammer hat in Bezug auf 
die Frage, ob der Penſtons⸗-Quiescen⸗ 
ten- Gehalt oder Provifiond - Genuß 
eined wegen Verbrechens oder einer 
ſchweren BolizeisUebertretung in Unter: 
fuchung verfallenen Penftoniften oder 
Provifioniften während der Unterſuchung 
zu fuspendiren fei, im Einvernehmen mit 
der k. k. ob. Juftizftelle und der Gefeßge- 
bungs=- Hofcommiffion gemäß Hofkam— 
mer-Erlaß vom 14. September 1831 
3. 32059 zu beftimmen befunden, daß 
eine folde Suspenfion nicht Statt 
finde, indem erft nad erfolgtem Ur- 
theile das Erkenntniß zu fällen ift, ob 
wegen des begangenen Verbrechens oder 
fhwerer Polizei-Webertretung der Ber: 
fuft der Penſions⸗ oder Provifiond-Ge- 
bühr vom Tage des Urtheild einzutres 
ten habe. Diefe Beftimmung findet die 
k. 8. Hofkanzlei auch auf die Penfioni« 
ften und Provifioniften der politifchen 
Fonds, der ftändifchen und ftädtifchen 
Körper in gleiche Anwendung zu brin- 
gen. (Hfkzl. D. vom 10. Nov. 1831 
8. 24745, an fämmtl. Länderft. Rage. 
Vdg. vom 2. Dec. 1831 3. 63947. 
Bol. &. ©. 59. Bd. Nr. 73.) 

Denfioniften. Berbot der Berpfän- 
dung der Zahlungsbögen, ſ. Zahl: 
ungöbögen. 

ben ons» Inflitut des Theaters 
an der Wien, f. Theater, 

Dercuffions:Gewehre, ſ. Stod: 
flinten. 

Dereuffions-Stöde, |. Waffen. 

Permanenz des Dienftes der Be- 
zirks⸗Polizei-Commiſſariate, ſ. Poli: 
zer⸗Behörden. Grundzüge der Orga⸗ 
niſation 8. 25. 
Perſonal⸗Gaſthaus⸗Conceſſion, 
ſ. Gaſthäuſer. 

Herfonal: Gewerbe, Verbot der 
Verpachtung derfelben, f. Gewerbe. 
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Derfonal:Inftanz, Begriff derfel- 
ben, f. Gerichtsbarkeit. Pat. vom 
20. Nov. 1852 $. 13. 

Perfonen = Transporte, perio— 
difhe, Beftimmungen wegen Einrich— 
tung derfelben, j. Stellfuhren, 

Perfonenwägen auf Eifenbahnen, 
deren Beſchaffenheit, ſ. Eifenbahn: 
Betriebs-Ordnung 8. 22—24. 

Perſonsbeſchreibungen, Druck— 
legung und Verbreitung, ſ. Polizei: 
Anzeiger, Steckbriefe. 

Sberhfenmacher., denfelben fteht 
das Necht zum Rafiren zu, f. Rafiren, 

— — Dffenhaltung ihrer Gewölbe 
an Sonn- und Feiertagen, f. Sonn: 
n. Beiertagsheiligung. 

Heft. Die von Sr. f. k. Majeftät 
genehmigte Peft-Polizei- Drdnung für 
die ka k. öfterr. Staaten wurde befannt 
gemacht. (Hfkzl. D. v. 30. Juni 1837 
an die Länderſt. in Galizien u. Dal: 
matien. Bol. ©. ©. 65. Bd. Nr. 99.) 

Peſt⸗Cordon. Mit a. h. Entfhlie- 
fung vom 25. Jänner 1834 wurden 
in Bezug auf das Verfahren gegen die 
Uebertreter des Peft: Eordong folgende 
Anträge genehmiget: 

1. Sobald der Beft-Eordon gezogen 
ift, fol die Wache den Auftrag haben, 
gegen jeden, der den Cordon übers 
fhreitet und auf Zurufen derfelben 
nicht zurückweicht, oder wohl gar Ge- 
walt braucht, wenn fein anderes Mit- 
tel erübriget, auf der Stelle Feuer zu 
geben, ohne Unterfchied, ob der Peſt— 
Cordon auf den erften, zweiten oder 
dritten Grad gezogen ift. 

2. Der 21. Kriegs-Artikel ift in der 
Zertirung dahin abzuändern: der Con— 
tumaz⸗Uebertreter foll nach den befte- 
benden Gefeben ſcharf beftraft, und 
wenn ſchon der Peft » Cordon gezogen 
ift, derjenige, der auf Anrufen nicht 
zurücdkehrt, von der Wache, wenn fein 
anderes Mittel erübrigt, niedergefchof- 
fen, derjenige aber, der, wenn ſchon 
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der engfte Gordon gezogen iſt, mit Ge— 
waltthätigfeit gegen die Wade durch 
den Gordon bricht, oder auch ſich heim— 
lich einfhleiht, ſtandrechtmäßig be- 
handelt, und mit Pulver und Blei bins 
gerichtet werden. (Hfkzl. D. vom 14. 
März 1834 3.5371 an alle Länderft. 
Kunde. in N. Defterr. mit Rage. Eirc. 
vom 24. Mär; 3. 16339; in D. Deft. 
am 24.; in Steierm. am 28. März; in 
Zirol am 2.; in Illyrien am 3.; in 
Ballizien am 8. Apr. 3. 19478; in 
Mähren am 18. April; im Benetia- 
nifhen am 5. Mat und im Küftenlande 
am 10. Mai 1834. Bol. ©. ©. 62. 
Bd. Nr. 40. Prov. G. ©. 16. Bd. 
Nr. 64.) 

Peft: Cordon, fiche Contumaz⸗ 
Webertretungen. 

Peftvergehen. Strafgefeh ge 
gen Peftvergehen. 

8. 1. In einem Bezirke, worin zur 
Hintanhaltung der drohenden Gefahr 
der Pet, Anftalten getroffen find, macht 
man ſich einer fchweren Webertreinng 
durch jede Handlung ſchuldig, welche 
nad ihren natürlichen Teicht erkennba— 
ren Folgen, oder vermöge der befon- 
ders befannt gemachten Borfchriften das 
Uebel herbeiführen, oder es weiter ver: 
breiten kann, die Handlung mag in 
einer Unternehmung oder Unterlaffung 
befteben, fie mag in einem Borfaße oder 
in einem Berfehen gegründet fein. 

8. 2. Die hauptfählichften Arten 
einer foldhen Uebertretung find: 

1. Die Ueberfchreitung des Cor— 
dons, 

2. die Vereitlung der Contumaz, 

3. die Hintanſetzung des bei einer 
ſolchen Veranſtaltung aufgetragenen 
Amtes; 

4. die Verheimlichung der Gefahr. 

8. 3. Der erſten Gattung der Ueber—⸗ 
tretung macht fi ſchuldig: 

a) der aus einem Bezirke, gegen wels 
hen die Contumaz angeordnet, oder 
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ein Cordon gezogen ift, zu Lande auf 
den nicht dazu beftimmten Wegen oder 
zur See an unerlaubten Häfen und 
Geftaden auf das Land kommt, Waa- 
ren dahin führt oder abfegt; 

b) der den Cordon überfchreitet, 
ohne ſich bei den dafelbft beftellten Be— 
amten zu melden; 

c) der fih aus verdächtigen Gegen- 
den eingefhlihen, und bei weiterer 
Fortfeßung feines Weges einen falfchen 
Drt, von dem er gefommen ſei angibt ; 

d) der Berfonen oder Waaren zur 
Umgehung der ausgezeichneten Wege 
dur Rath, Wegweifung oder auf fonft 
immer für eine Weife beihülflich ift; 

e) der fih eine Urkunde zur Paffi- 
rung ſelbſt verfertigt, oder zur Verferti— 
gung derfelben mitwirkt, wie auch der- 
jenige, der wiffentlih von einer unech— 
ten, oder zwar von einer echten, jedoch 
auf einen Andern ausgeftellten Urkunde 
Gebrauch macht. 

8. 4. Der Anſteckung zuvor zu kom— 
men, haben die Wachen den Auftrag, 
gegen Jeden, der den Cordon übers 
ſchreitet, und auf Zurufen derfelben 
nicht zurückweicht, oder wohl gar Ges 
walt braucht, auf der Stelle Feuer zu 
geben. Die Strafe der in dem $. 3 
enthaltenen Uebertretungen ift ſchwerer 
Kerker von fünf bis zehn, und bei be- 
fonders erfchwerenden Umftänden der 
größeren Gefahr, der ſchädlicheren Trieb: 
feder, der befonderen Arglift, oder der 


‚ Wiederholung wohl aud von zehn bie 


zwanzig Jahren. Nur in folden Fäl— 
len, wo die Ueberfchreitung offenbar 
aus einer Unvorfichtigkeit gefchehen ift, 
und fein wirfliher Nachtheil daraus 
erfolgen konnte, fann die Strafe auf 
eine fürzere Dauer audgemeffen, und 
nach Befchaffenheit der Umftände, durch 
eine Züchtigung mit Streichen ver 
ſchärft werden, 

8.5. Wegen Bereitlung der Reini» 
gungs - Anftalten wird verantwortlich: 
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a) wer vor geendigter vorgejchrie- 
bener Reinigungszeit aus dem Gontu- 
mazbaufe entweicht; 

b) wer vor vollendeter Contumaz 
ohne Bewilligung der Contumazauf: 
ficht fih gefunden Perfonen nähert, und 
mit denfelben auf irgend eine Art Ge- 
meinſchaft pflegt; 

ec) wer Perjonen oder Waaren aus 
verdäcdhtigen Gegenden, ohne gehörige 
Gefundh.itszeugniffe, und ohne Paß 
übernimmt, frachtet, befördert; 

d) der in den dem Eordon nahe lie- 
genden Drten fremde Perfonen oder 
Waaren ohne Gefundheitszeugniß, oder 
ohne daß das Gefundheitdzeugniß nad 
Borfchrift von der Obrigkeit berichtiget 
worden, beherbergt, oder ihnen Unter- 
ftand gibt; 

e) der Sachen, die nach Vorſchrift 
des Geſetzes, des Arztes oder des Be— 
amten der Reinigung unterzogen wer— 
den follen, verbirgt oder verheimlicht; 

f) wie überhaupt alle bei den Con— 
tumazhäufern angeftellte Beamte und 
Diener, die durch die Hebertretung ihrer 
Amtsinftruction zur möglichen Herbei- 
führung einiger Gefahren die Gelegen- 
heit eröffnen würden. 

8.6. Die Uebertreter werden auf 
die nämliche Art behandelt, welche in 
dem $. 4 vorgejchrieben ift. 

8.7. Durch Hintanfeßung des Am— 
tes macht ſich überhaupt Derjenige ſchul⸗ 
dig, welcher die ihm vermöge feines Am- 
tes nad) dem Geſetze oder nad der be- 
fonderen Anordnung des Beamten oder 
des Arztes obliegenden Pflichten außer 
Acht ſetzt; insbefondere: 

a) wer die ihm obliegenden Anzeigen 
oder Berichte zu erftatten umterläßt, 
oder aud nur verzögert; 

b) der Arzt, welcher in dem die Peit- 
Polizei betreffenden Amtögefchäfte Ge- 
ſchenke annimmt, 

ce) der gegen die ihm amvertraute 
Auficht Berfonen oder Waaren auf 
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unerlaubten Wegen, oder auf erlaubten 
Wegen aber ohne gehaltene Gontumaz 
in das Land läßt, oder ver der zur 
Contumaz vorgefchriebenen Zeit aus 
der Contumaz entläßt; 

d) der gegen die Porfchrift einen 
Geſundheitspaß ertheilt; 

e) der auf einen falfchen, oder um- 
rechtmäßig gebrauchten Gefundheits- 
paß Jemanden durchläßt; 

f) der Beitarzt oder Beamte, welcher 
bei feinem Gefhäfte in die Gefahr der 
Anſteckung gerathen ift, und fich nicht 
felbft in die Contumaz verfügt. 

8.8. Eine foldye Uebertretung, wenn 
fie aus Eigennuß oder doch wiſſentlich 
gefchehen ift, foll mit fhwerem Kerker 
von zehn bis zwanzig Jahren, außer 
dem aber von fünf bis zehn Jahren be- 
ftraft werden. 

8.9. Die Berheimlihung der Ge- 
fahr fallt Jedem zur Schuld, der von 
einer der eben angeführten Uebertretun- 
gen, von welcher Art fie auch fein möge, 
Wiſſenſchaft erhält, und davon nicht 
unvermweilt der nächften Obrigkeit An- 
jeige macht. 

8. 10. Die Strafe der Berheimli- 
hung ift Kerker von Einem bis fünf 
Jahren; fie kann aber bei befonders 
erfhwerenden Umftänden der. Befte- 
hung, der gefährlicheren verheimlichten 
Uebertretung , oder bei Wiederholung 
auch auf ſchweren Kerker von fünf bis 
zehn Jahren ausgedehnt werden. 

$. 11. Die übrigen in dem $. 1 
nur allgemein angedeuteten Webertre- 
tungen follen nach dem Berhältniffe, in 
welchen fie mit den hier ausgedrüdten 
Fällen ftehen, beftraft werden. 

$. 12. Wenn die Uebertretungen 
der Beftanftalten auf eine fo gefährliche 
MWeife um ſich greifen, daß durch ſchnel— 
les abfchredendes Verfahren Einhalt 
gethan werden muß, fo tritt das Stand« 
recht ein. Wer nah kundgemachtem 
Standrechte ſich einer gewaltthätigen 
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oder doch fchweren Webertretung aus 
denjenigen, welche in den $$. 3 und 5 
angeführt find, ſchuldig macht, fol durch 
Erfhießung hingerichtet, die Uebrigen 
aber jollen mit den eben ausgemeffenen 
Strafen belegt werden. 

8.13. Außer den Fallen des Stand— 
rechtes ift das von dem unteren Richter 
gefällte Urtheil, e8 mag wie immer aus— 
fallen, dem Obergerichte vorzulegen, 
welches dasfelbe zu beftätigen, oder 
nach dem Gefeße zu verfchärfen, oder 
zu mildern bat. (Pat. vom 21. Mai 
1805. Nr. 731 der Juft. ©. ©.) 

Peftvergehen. Die k. k. vereinte 
Hoffanzlei hat den Antrag genehmigt, 
dag in Zufunft zu den ftrafgerichtlichen 
Unterfuhungen über Peft » Bergehen 
fein politifäyer Gommiffär beizuziehen 
fei. (Hof-Deer. v. 27. Nov. 1829, an 
das galiz. Appell. Ger. Krop. ©. ©, 
Bd. 55. Nr. 211.) 

Heft-Borfchriften, ſ. See⸗Sani⸗ 
tätsverwaltungs: Reglement. 

Petersfiche in Wien. Die um 
felbe befindlihen Hütten follen nad 
und nah und zwar in der Art wegge- 
räumt werden, daß der Magiftrat bei 
der, auf was immer für eine Art erfol- 
genden Erledigung einer diefer an der 
Kirche befindlichen Hütten ſolche ganz 
eingehen laffen, umd nicht mehr verge- 
ben werde, wofür der Magiftrat ver- 
antwortlich gemacht wurde. Eben fo 
ift auch dafür zu forgen, daß die nächſt 
der Kirche und auf dem dortigen Plage 
freiftehenden fo fehr angehäuften Fleiſch— 
felher-Stände und Schneden-Krämer, 
fobald möglih durch die dem Magi- 
ftrate zu Gebot ftehenden Mittel ent- 
fernt werden, (N. 6. Rggs. Vdg. vom 
21. Mai 1824. Rggs. Nr. 23253, 
Pol. Db. Dir. 3. 3071.) 

— — Die Verordnungen v. 21. 
Mai 1824 hinſichtlich der Entfernung 
der an derjelben befindlihen Hütten 
wurde dahin modificitt, daß, wenn ein 
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Erledigungsfall einer der, der Kirche 
zuftändigen Hütten ſich ergeben follte, 
oder, wenn fi wegen einer Hauptres 
paratur der Kirche der von der Regie 
rung angedeutete Fall der gänzlichen 
Einziehung aller die Kirche umgebenden 
Hütten ergeben follte, immer vorläufig 
die Anzeige vom Magiftrate an die Res 
gierung zu machen, und von lebterer 
fodann der Hoflanzlei das Gutachten 
zu erftatten fei, ob bei der Unzuläng— 
(ichkeit der Dotation diefer Pfarrkirche 
die Abbrechung der Hütte oder der Hüt- 
ten flatt zu finden habe oder nicht. 
Die Fleiſchſelcher mit ihren Verſchleiß— 
ftänden dürfen dort gegen dem belaffen 
werden, wenn die Berfaufftände nur in 
einem Eleinern Maßſtabe errichtet, die 
zwedmäßige Vertheilung derfelben auf 
dem Petersplage mit Benüßung der 
freien Ede neben den Obfthütten und 
dem freien Plage hinter der Wachhuͤtte 
vorgenommen, und fowol über die ge- 
naue Einhaltung der dur die Markt: 
ordnung feftgefeßten Stunden der Aus— 
bietung diefer Waaren auf derlei trag» 
baren Ständchen, als über die größte 
Reinlichkeit der letztern mit vollem 
Ernte gewacht werden wird. (Hflzl. 
Decr. v. 2. Sept. 1825. Rggs. Deer. 
v. 9. Sept. 1825 3. 48150. Pol. Ob. 
Dir. 3. 5677.) 

Pfandleihen : Anftalt, f. Ber: 
fagamt. 

Pfarr-Eonenrsprüfungen, ſiehe 
Kirche. 

Pfarrer. In Fällen, daß Pfarrge- 
noſſen ſich weigern, bei ihrem Pfarrer 
zu erfcheinen, wenn fie von ihm in feel- 
ſorglichen Angelegenheiten vorgerufen 
werden, find diefelben auf jedesmaliges 
Begehren des Seelforgerd durch die 
Ortsobrigkeit zu verhalten, ſich bei dem- 
felben zu ftellen. (U. 5. Entſchl. v. 9. 
Juni 1826. Hfkzl. Decr. v. 18. Juni 
1826, an fämmtl. Länderft. Pol. ©. 
©. 54. Bd. Nr. 39.) 
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Pfarrer. Borfhrift für die 
Pfarrvorfteher über die Beſtä— 
tigung der Zahlungs-Quittun— 
gen, über Benfionen, Brovifio- 
nen, Gnadengaben, Quieszen— 
ten- Gehalte, Erziehungsbei- 
träge, Capi-Saldi, auch Patri- 
cier-Suftentationen, 

8.1. Die Pfarrvorfteher find ver« 
pflihtet, den in ihrem Pfarrjprengel 
fih aufhaltenden, mit einem der obge- 
dachten Bezüge betheilten Parteien auf 
ihren monatlichen oder vierteljährlichen 
Penfiond:Quittungen, die Beftätigung, 
daß fie am Leben find, und zugleich bei 
Witwen, daß fie fih noch im Witwen- 
ftande, bei Waifen aber, daß fie noch 
unverforgt find, mit Beifeßung des 
Pfarrfiegeld und des Datums unter ih— 
rer Dafürhaftung , infofern ihnen ein 
Mangel an der gehörigen Borficht zur 
Laft fällt, zu ertheilen. 

8. 2. Damit die Pfarrvorfteher die 
Lebens⸗ und fonftige Beflätigungen mit 
Grundhältigkeit ertheilen können, ha— 
ben die Parteien mit den Quittungen 
perfönlich bei ihnen zu erfcheinen,, in 
dem Falle jedoch, wenn eine Partei 
durch Krankheit oder andere Umftände 
an der perfönlihen Erfheinung verhin- 
dert. ift, hat der Pfarrworfteher die 
Beftätigung des Lebens nur dann bei- 
zufeßen , wenn die fchriftliche Beftäti- 
gung des Haudeigenthümers oder Ad— 
miniftrators, wo die Bartei wohnt, oder 
die Obrigkeit oder Polizei-Behörde ih- 
red Wohnortes über das Reben derfel- 
ben bereitd auf der Quittung fich be= 
findet. 

8. 3. Das Normalalter für Waiſen 
penfionsfähiger Altern ift, und zwar bei 
Knaben auf das zwanzigfte bei Mädchen 
auf das achtzehnfte, für Waifen provi— 
fionsfähiger Altern aber , das ift für 
folde, die nicht mit einem jährlichen 
ſondern nur mit einem täglich bemeffe: 
nen Genuße von 2, 3, 4 fr. betheilt 
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find, bei Knaben das 14. bei Mädchen 
auf das 12, für Hofftaatödieners- 
Waiſen beiderlei Gefchlechtes aber auf 
das 18. Lebensjahr feftgefeht, die Be— 
züge der Waifen haben daher in der 
Regel aufzuhören, wenn fie in das ob— 
bemeldete Normalalter treten. Wenn 
Kindern ,. die zugleih von Bater und 
Mutter verwaifet find, eine Benfion, 
Provifion zufammen in concreto verlies 
ben werden, fo dauert der Bezug der= 
felben in fo lange fort, als noch eine 
der Waifen unverforgt unter dem Nor- 
malalter ſteht. 

8. 4. Da der Genuß der Erziehungs- 
beiträge nicht allein -mit erreichtem 
Normalalter, fondern auch bei einer vor 
dem Normalalter eintretenden Vorſor— 
gung der Waifen aufzuhören hat, fo 
haben die Pfarrvorfteher auf ein und 
den andern fhon von dem Bormunde 
auf der Quittung zu.bemerfenden Um— 
ftand aufmerffam zu fein, und foldhen, 
wenn er bei Waifen eintritt, jedenfalls 
in der Quittung zu bemerken. 

$. 5. Unter der Berforgung einer 
Maife wird verftanden, wenn diefelben 
ein Vermögen oder Einkünfte erlangen, 
welche zu ihrem Unterhalt hinreichen, 
insbefondere aber bei Knaben; 

a) der Eintritt in das Militär mit 
Bezug einer Gage oder Löhnung; 

b) die Aufnahme in ein geiftliches 
Seminarium , Stift oder Klofter oder 
in eine unter der Oberleitung des Staa- 
tes ftehende öffentliche Erziehungs= oder 
Berforgungsanftalt, in welcher alle Bes 
dürfniffe der Zöglinge aus den betref— 
fenden Fonds oder Anftalten beftritten 
werden; 

e) die Erlangung eines öffentlien 
oder Privatdienftes mit Gehalt oder 
Lohn, endlich 

d) die Unterbringung in die Lehre 


bei einem Handeldmann , PBrofeffionis 


ften, Künftler 2c., wo die Waife von 
dem Lehrherrn oder Meifter die unents 
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geldlihe Wohnung, Koft, Kleidung und 
Wäſche erhält. 

Bei Mädchen: 

a) der Eintritt in den Eheftand, 

b) in ein Nonnenklofter, welches fi 
nicht mit der Erziehung befchäftigt, 

e) in eine Stiftung oder Stiftplaß, 

d) in einen mit Gehalt oder Kohn 
verbundenen öffentlihen oder Privat- 
Dienft. 

$. 6. Auch bei jenen männlichen und 
weiblihen Waifen, welche nach erreich- 
tem Normalalter mit Gnadengaben, die 
mit einer von der Waife erlangten Ber- 
forgung aufzubören haben, betheilt find, 
haben die Pfarrvorſteher fofern die eine 
oder andere der obbemerften Berfor- 
gungsarten bei einer Waife eintritt, 
folhe in der Quittung anzumerken. 

8. 7. Die Pfarrvorfteher haben die 
Rebensbeftätigung jener Parteien, welche 
den Aerarialgenuß normalmweife bezie- 
hen, nicht vor dem 25. des nämlichen 
Monats, auf welchen die Quittung lau- 
tet, bei vierteljähriger Behebung aber 
nicht vor dem 25. des 3. Monats und 
jedenfalls den in Rede ftehenden Par— 
teien nur dann zu ertheilen, wenn die- 
felben zur Zeit der auszufertigenden 
Beftätigung wirklich in-dem Pfarrfpren- 
gel des das Zeugniß ausftellenden 
Pfarrecs wohnen. In jenen Fallen, wo 
eine Partei ihr gewöhnliches Domizil 
jwar nicht für immer, jedoch für eine 
beitimmte längere Zeit verläßt 5.8. 
wegen einer Reife, Bad» oder Brunnen- 
Eur 2c., hat die Lebenebeftätigung der: 
jenige Seelforger zu ertheilen, in deffen 
Pfarrfprengel ſich die Partei zur Zeit 
der Behebung ihres Genuffes aufhält. 

8. 8. Endlih wird den Pfarrvorſte— 
bern zur Pflicht gemacht, nit nur je 
den in ihren Pfarrfprengel fich ergeben 
den Todesfall einer mit einer Penfion, 
Provijion oder fonftigem Nerarialbezug 
betheilten Partei, fondern aud jede nad 
den geſetzlichen Vorſchriften vollzugene 
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Trauung einer Witwe oder weiblichen 
Waife von Eivil- und Militär-Beamten 
oder Offizieren unverzüglich der vorge 
feßten politifchen Behörde anzuzeigen. 

8.9. Für die genaue Beobachtung 
diefer Borfchriften find die Pfarrvorfte- 
ber verantwortlich und für jeden durch 
Außerachllaſſung derfelben dem Aerar 
zugehenden Rachtheil erfagpflichtig. 
(Bien den 17. April 1834. Rogge. 
3. 62283.) 

Pfarrer, deren Verpflichtung bei 
einer Epidemie, f. Brechdurchfall⸗ 
Epidemie. 

— — Borgang bei Straf: und Dis⸗ 
ciplinar: Amtshandlungen gegen fatho- 
liſche Geiftliche, f. Kirche, 

— — Wirkungskreis der Regie 
rungs » Behörden in Angelegenheit der 
Pfarr » Concuräprüfungen, ſ. Kirche. 

— — am Lande, Ermädhtigung der- 
felben zum Brivatımterrichte, f. Pris 
vatunterricht. 

— — können den Brofeffioniften 
in Notbfalle an Sonn- und Feiertagen 
die Erlaubnig zum Arbeiten ertheilen, 
f. Sonn: und Feiertagsheiligung. 

Pfefferkuchen. Die Erzeugung und 
der Berkauf der aus gefärbten, unge: 
nießbaren Kornteige verfertigten Xeb- 
zelten und Pfefferkuchen ift mit der 
Sanction verboten, daß jede Uebertre- 
tung diefes Verbotes nicht nur mit der 
Abnahme der Waaren, fondern auch 
noch mit einer dem Bergehen und dem 
Bermögend - Umftänden angemeffenen 
Geldftrafe zu ahnden ift. (Hofd. v. 29. 
Nov. 1784. Vdg. des böhm. Gub. v. 
13. Dechr. 1784 3. 24311 u, v. 17. 
Dechr. 1820 3. 64033. Obent. 3. Bd. 
©. 427.) 

— — Die Berfertigung der Chris 
ſtus⸗ und anderer Heiligen-Bilder au 
Pfefferkuchen- (Lebzelten:) Teig, wird 
allgemein verboten, und deren Verkauf 
unter Eonfiscationd » Strafe unterfagt. 
(Vdg. des k. böhm. Land. Bub. v. 1. 


Pfefſerkuchen. 


Nov. 1826 3. 6235. Krop. G. ©. 
Br. 52. Rr. 266.) 

Pfefferkuchen, fiche Lebzelter, 
Spielzeug. 

Hferde. Deren Abfütterung auf 
der Gaffe und die Führung derfelben 
nahe an den Häufern, wo die Leute ges 
ben, wird verboten. (Pol. Drd, für 
Mähren v. 12. Juni 1786. Krop. ©. 
of. 10. Bd. ©. 274.) 

— — Es wurde die Wahrnehmung 
gemacht, daß auf mehreren Pläßen und 
Straßen der innern Stadt und der 
Borftädte Pferde eingeführt, zugeritten 
und dreffirt werden. Da diejer Unfug 
die körperliche Sicherheit der Paſſanten 
wefentlich gefährdet, fo werden ſämmt— 
liche f. £. Pol. Bez. Dir. in Gemäßpeit 
des h. Pol. Hofft. Deer, v. 7. d. M. 
3. 9026 nachdrücklichſt aufgefordert, 
das Einführen, Zureiten oder Dreffiren 
der Pferde auf öffentlihen Plätzen und 
Straßen nirgends unter feinem Bor- 
wandeundvonNiemandenwerer 
auch immerfein mag, zu dulden, 
fondern fih die wirkfame Hintanhal- 
tung diefer Unzukömmlichkeit mit zweck⸗ 
mäßiger Anwendung der ihnen zu Ge- 
bote ftehenden Mittel eifrigft angelegen 
fein zu laffen, und gegen die an der 
Uebertretung des diesfälligen Berbotes 
betretenen Individuen mit vworfchrift- 
mäßiger Strenge das Amt zu handeln. 
(Circ. der ?. k. Pol. Ob. Dir. v. 19. 
Sept. 1844 3. 14962/2554.) 

— — Um bei der Reinigung 
der Stallungen nah anfteden- 
den Pferdefrantheiten ein gleich» 
mäßiges Berfahren zu erzielen, welches 
mit Vermeidung jedes nicht nothwen- 
digen Koftenaufwandes dennoch gegen 
jede Anftedungsgefahr volle Sicherheit 
bietet, findet das Minifterium des In— 
nern uach dem vom k.k. Kriegsminifte- 
rium mit dem Lehrkörper des hiefigen 
Thierarznei-Inftitutes gepflogenen Ein- 
vernehmen Rachfolgendes anzuordnen: 
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1. Große Stallungen find nur auf 
7 bis 8 Fuß Höhe zu weißen, Iſt in 
einem großen Stalle blos ein Pferd 
vom Roß oder Wurm ergriffen, fo ift 
blos das Weißen des Standortes und 
der beiderfeitd zunächſt anſtoßenden 
Wände vorzunehmen. Kleinere Ställe 
mit wenigen Pferden find ganz zu 
weißen. 

2. Indem durd die Siedhitze jedes 
Contagium zerftört wird, müffen die 
Futterbaaren, Streihbäume, Stand» 
fäulen und alle beweglichen, fowie uns 
beweglihen Gegenftände überhaupt 
(Zrinkgefhirre, Putzzeug 2c.), die mit 
dem erkrankten Thiere in Berührung 
kamen, mit fiedend heißen Waffer, fpä- 
ter, nachdem fie an der Luft getrocknet 
wurden, mit fiedend heißer Lauge abge- 
brübt und abgerieben werden. 

3. Hierauf hat ſich auch die Reini- 
gung bei allen eifernen Gegenftänden 
zu befhränfen, weil diefelben weniger 
porös find, daher contagiöfe Stoffe 
nicht fo leicht, ala Holzgegenftände auf- 
nehmen. Ehlorwafdhungen find bei Ei« 
jenveftandtheilen zu vermeiden, weil 
jene feinen befonderen Nutzen fchaffen, 
und das Eifen angreifen, 

4. Der Boden ift, wenn er gepfla- 
ftert ift, mit fiedend heißem Waffer und 
Lauge zu übergießen, dann gehörig zu 
verreiben, und mittelft ftumpfer Stall 
befen zu reinigen, wobei der Sand zwi« 
hen den Steinen bei Ziegel oder Kies- 
Pflafterung entfernt, und durd neuen 
erfeßt werden muß. 

5. Bei lehmigen oder fonftigen uns 
gepflafterten Boden ift die Erde wenig- 
ftens auf /, Fuß auszuheben und durch 
eine frifche Lage zu erfeßen. 

6. Die Räuderungen in der Stal- 
lung find nah Schließung der Thüren 
und Fenſter bei gehöriger Vorſicht ge 
gen Feuersgefahr mittelft Berbrennen 
des gewöhnliben Stangenſchwefels 
vorzunehmen, indem die hiedurch fich 
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entwicelnde ſchweflige Säure am fidher- 
ften jedes flüchtige und fire Contagium 
zerftört, wohlfeil, überall zu befommen 
und für Menfchen weniger gefährlich ift. 
Natürlich müffen früher alle Thiere aus 
dem Stalle entfernt werden, 

T. Rah voraudgegangener Reini« 
gung ift der Stall gehörig zu lüften, 
und durch 8 Tage offen und leer zu 
laffen. 

8. Ift in großen Stallungen nur ein 
Pferd vom Rog oder Wurm ergriffen, 
fo genügt, wie bereits erwähnt, die 
Reinigung des Standortes. wo das er- 
frantte Pferd ftand, und des links und 
rechts anſtoßenden, wo fi gejunde 
Thiere befanden, weil diefe Krankheiten 
ein fired Contagium erzeugen, und da- 
her eine Berbreitung durch den ganzen 
Stall nit anzunehmen ift. Natürlich 
müffen eben fo forgfältig alle beweg— 
lihen Holzgegenftände, (Waffereimer, 
Bürften 2c.) die mit dem erfrankten 
Thiere in Berührung famen, gereinigt 
werden. Würde das erkrankte Thier 
feinen Standort öfters gewechfelt ha— 
ben, oder wären feine beftimmten Trink— 
und Reinigungs-Geräthichaften für das 
erfranfte Thier verwendet worden, fo 
muß die Reinigung des ganzen Stalles 
vorgenommen werden. (Erl. des k.k. 
Minift. des Inn. vom 31. Oct. 1851 
3. 24108. Ero. &, ©. B. Nr. 196. 
Kundm. des Eiv. und Mil, Gouv. in 
Siebenb. v. 11. Nov. 1851. Sieb. 8. 
G. B. Nr. 276, der böhm. Stth. v. 
7. Nov. 1851 3. 28901. 8. ©. 2. 
Nr. 305.) 

Pferde. Inftruction über die 
bei Wartung dermitbögdartiger 
Drüfe, Rotz und Wurm behafte 
ten Pferde zu beobadtenden 
Borfihtsmaßregeln. Zur Befei- 
tigung der Anſteckungsgefahr für Wär- 
ter, der mit bösartiger Drüfe, der Rotz⸗ 
und Wurmkrankheit behafteten Pferde, 
findet fi das Minifterium des Innern 
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beftimmt , im Einvernehmen mit. dem 
k. f. Kriegsminifterium Nachfolgendes 
anzuordnen. 

1. Es ift Sorge zu tragen, daß alle 
Perfonen , welche Pferde zu beforgen 
haben, mit den Kennzeichen der verdädh- 
tigen und bösartigen Drüfe und der 
entfchiedenen Rotzkrankheit, fowie des 
MWurmes, ald da find: angefhwollene 
Lymphdrüſen im Kehlgange, der eigen- 
thümliche Schleimausfluß aus der Nafe, 
Gefhmwürbildung in derfelben,, das 
Schnaufen der Thiere dur die Nafe 
beim Athmen, und die fogenannten 
Murmbeulen auf der Haut, befannt ge- 
macht werden. 

2. Bei Ueberwachung diefer Erfchei- 
nungen an einem Pferde, und nament- 
lid) einer, wenn glei nur unbedeutend 
fheinenden Anfhwellung der Kehl: 
gangs » Kympbdrüfen oder irgend eines 
Nafenausfluffes ift hievon die Anzeige 
an den Gemeindevorftand und von die— 
fem an die politifche Obrigkeit zu er- 
ftatten, das Thier ärztlich zu unterfu- 
hen und nad Befund zu behandeln. 

3. Entjhieden roßige oder wurme 
kranke Pferde follen abgeſchafft werden, 
rotzverdächtige Thiere find ärztlich zu 
unterfuchen, und im Falle ihre Heilung 
nicht wahrfcheinlich ift, wie entfchieden 
rotzkranke zu behandeln, fonft aber in 
abgefonderte Stallungen mit eigene für 
fie beftimmten Stallgeräthen einzuftel« 
len, und mit den gefunden Thieren, wie 
3. B. auf der Weide, oder bei der Be- 
fpannung und dergleichen nicht mehr zu 
vermifchen. 

4. Die Wärter folder Thiere find 
über die Gefahr einer Anſteckung mit 
dem Roßgifte zu belehren, und ftreng» 
fiend zu verwarnen, daß fie fich das— 
felbe nicht etwa einimpfen, wozu offene, 
oder mit einer zarten Oberhaut bededte 
Stellen des Körpers befonders geeig« 
net find. 

5. Leute, welche mit Hautabſchür⸗ 
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fungen, Wunden, Eiterungen, Geſchwü⸗ 
ren oder Schrunden befonderd an den 
Händen oder im Geſichte behaftet find, 
dürfen zu diefem Dienfte gar nicht ver- 
wendet werden, und es ift den zu Wär- 
tern folder kranken Thiere beftimmten 
Leuten einzufhärfen, daß fie in dem 
Falle, als fie fich zufällig eine derartige 
Berlegung zuzögen, davon die Anzeige 
erftatten, Damit ein anderes Indivi— 
duum zu dem Wartgefchäfte beftimmt 
werde. 

6. Zumeift haben ſich die Wärter zu 
hüten, daß fie den aus der Nafe der 
Thiere ausfließenden Schleim mit blo- 
Ber Hand abwiſchen, und jo auf das 
Auge, die Nafe, den Mund oder ähn— 
lihe Rörperfteßen übertragen, oder daß 
ihnen derfelbe nit etwa beim Huften 
oder Prauſchen des Pferdes in das Ge- 
fit gefprigt werde, wie es z. D. bei 
der beabfichtigten Unterfuchung der Nafe 
des Thiered fehr leicht zufällig ge 
ſchieht. 

7. Eine ähnlihe Vorſicht haben die 
MWärter auch rüfichtlich anderer Abjon- 
derungsftoffe, ja überhaupt aller Säfte 
und feftweihen Theile roßverdädhtiger 
Pferde zu beobachten, da diefelbe alle 
Träger des Anſteckungsſtoffes fein 
fönnen. 

8. Gleicherweiſe haben fie ſich auch 
von jeder möglichen mittelbaren Ueber- 
tragung- des Roßgiftes forgfältigft in 
Acht zu nehmen, wie fie z. B. dur 
Benükung der Pferdededen für den ei- 
genen Gebraud, oder längere Berüh— 
rung anderer mit den thieriſchen Stof- 
- fen imprägnirten Gegenftände mit dem 
eigenen Leibe herbeigeführt werden 
könnte. | 

9. Wenn dem Thiere Salben u. dgl. 
applizirt werden follen, jo darf dies nie 
mit der bloßen Hand, fondern ed muß 
mittels einer Rinde oder Schweinblafe 
geſchehen. 

10. Die Wärter ſollen ſich in dem 
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Krantenftalle nie länger, als unum« 
gänglich nöthig, aufhalten dürfen, nicht 
in demfelben ſchlafen, und müffen nad 
jeder bei einem verdädhtigen Pferde 
volführten Dienftleiftung ſich forgfäl: 
tigft reinigen, befonders die Hände mit 
Lauge oder mit verdünnter Salz oder 
Eſſigſäure waſchen. 

11. Eine vorzügliche Sorgfalt muß 
darauf gewendet werden, in dem Krans 
fenftalle jederzeit eine möglichft reine 
Zuft zu erhalten; die Ställe dürfen da- 
ber nicht überfeßt , fie müffen oft und 
ausgiebig gelüftet, die Ercremente der 
Thiere aus felben baldigft entfernt, und 
die Streu häufig erneuert werden, 

12. Die Wörter haben fih in Acht 
zu nehmen, daß fie die von den ropfrans 
fen Thieren ausgehauchte Luft nicht zus 
fällig unmittelbar einathmen, 

13. Im Uebrigen follen folde Bär- 
ter gefundheitögemäß leben, auf gehö- 
rige Reinlichkeit der Haut fehen, fi 
nad Thunlichkeit öfters baden, viel in 
reiner Luft bewegen und gut genährt 
werden. 

14. Nach vollendeter Wartung find 
die Kleider und das Bettzeug des Wär« 
ters nach Vorſchrift zu reinigen. 

15. Die Desinfection der Stallun: 
gen, der Trinkgeſchirre, der Halfter, des 
Putzzeuges ꝛc. nad rotzkranken Pferden 
hat nach den beſtehenden Vorſchriften 
zu geſchehen. 

16. Die Ausführung dieſer Maßre— 
geln muß unter der Aufficht eines Arz— 
tes von einem verläßlichen Individuum 
unmittelbar überwacht werden. 

17. Wenn bei einem der in Rede 
ftehenden Pferdewärter eine, fei ed auch 
nur kleine Stelle der Haut, namentlich 
an den Händen oder dem Gefidhte ent- 
zündet, und zu fhwären beginnt, oder 
wenn fih Erfcheinungen allgemeinen 
Unwophlfeins einftellen , fo ift derfelbe 
ungefäumt ärztlich zu unterfuchen, und 
von dem Ergebniffe der Unterfuchung 
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die vorgefeßte politifche Obrigkeit un- 
mittelbar oder im Wege des Gemeindes 
vorftandes in Kenntniß zu ſetzen. (Erl. 
des Minift. des Inn. v. 12. Dct. 1852 
3. 24225. Deer. der n. ö. Stth. v. 
9. Nov. 1852 3. 37189.) 

Pferde, das Fahren mit 6 Pferden 
ohne Vorreiter ift verboten, f. Fahren. 

— — mit vier aneinander gereih- 
ten, zu fahren ift verboten. f. Fahren. 

— — ſ. Befchälreiten, Rotz, 
Wurmkrankheit. 

Pferdefleiſch. Da die Unterneh— 
mung des Aushackens und Verkaufes 
des Pferdefleiſches durch kein Geſetz ir— 
gend einem Gewerbe vorbehalten oder 
an eine Conceſſion gebunden, oder ir— 
gend Jemandem unterfagt ift, fo ift die- 
felbe nach den allgemeinen Grundſätzen 
der Gewerbeleitung als eine freie Ber 
fhäftigung anzufehen, kann fohin ges 
gen vorläufige Anmeldung bei der po» 
litifhen Obrigkeit und Entrihtung der 
Erwerbfteuer unter den für den Handel 
mit Stechviehfleifch beftehenden allge: 
meinen Vorſichten, welche in der Brov. 
Gefeh- Sammlung des Jahres 1825 
Nr. 148, 8.33, Seite 229, abgedruct 
find, von Jedermann betrieben werden 
und bedarf daher feiner weiteren ges 
fegligen Beftimmung. (O. ö. Rggs. 
Erl. v. 23. April 1847 3. 11236 
Prov. G. S. für O. Oe. v. J. 1847 
Nr. 44. 

— — Ueber Einſchreiten des Ver— 
eines gegen Mißhandlung der Thiere 
hat der Herr Miniſter des Innern mit 
Erlaß vom 21. October v. J. 3. 19068 
das Ausſchrotten des Pferdefleiſches 
geſtattet, und find diesfalls mit Statt⸗ 
halterei-Decreten vom 21. Dct. 1850 
3. 38789 und vom 11. Dec. 1850 
3. 47098 nachſtehende Borfichts- 
maßregeln angeordnet worden: 

1. Die Pferdefleifch -» Ausfhrottung 
wird von einer behördlichen Eoncefjion 
abhängig gemacht und diefe nur voll» 
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kommen verläßlichen Perſonen 
theilt. 

2. Die zu ſchlachtenden Pferde ſind 
ſowohl in lebendem Zuſtande als auch 
nach ihrer Zerlegung durch approbirte 
Thierärzte oder die beſtehenden Markt— 
Commiſſäre zu beſchauen. 

3. Für jedes dieſer doppelten Be— 
ſchau unterzogene, zum Schlachten 
und zum Genuſſe für tauglich erkanute 
Pferd wird von der Beihau-&ommif- 
fion ein eigener Schein ausgefertigt, 

4. Die Beſchau und Schlahtung der 
Pferde hat in den ſtädtiſchen Schlacht⸗ 
häufern, vorläufig in einer abgefonder- 
ten Kammer, fpäterhin auf der eigens 
hiezu erbauenden Schlachtbrücke gegen 
Berichtigung der für das Rindvieh be- 
fimmten Schlahtungsgebühren zu ger 
ſchehen. 

5. Die Ausſchrottung des Pferde—⸗ 
fleifches ift nicht nur in Gewölben, 
fondern aud auf den Ständen geftattet. 

6. In einem foldhen Gewölbe oder 
bei einem folden Stande darf fein an- 
deres Fleiſch, fondern nur Pferdefleiſch 
verfauft werden. 

7. Iſt der Berfauf bei den Gewölben 
oder beim Stande mit der deutlichen, 
dem Publikum in die Augen fallenden 
Auffhrift: „Verkauf von Pferde 
fleiſch“ anzufündigen. 

8. Die Umgehung diefer Borfhriften 
werden mit angemefjener Geld» oder 
Ürreititrafe und insbefondere die der 
Beihauvorfhrift nah dem Strafgefepe 
geahndet. (Dec. der. kak. Stadth. vom 
18. Jän. 1851 3. 908.) Für Ober: 
Defterreich wurde mit Erl. des Min. d. 
Inn. vom 16. Dec. 1850 3. 26639 
gleihfalld die Errihtung von Pferde- 
fleiſchbänken zugeftanden und die Aus- 
Ihrottung des Pferdefleifihes von der 
politifhen Behörde abhängig gemadt 
und aus Geſundheits-Polizei⸗Rückſich— 
ten der öffentlihen Auffiht und Con— 
trolle der Fleiſchbeſchau unterzogen, 


eis 
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(Erl. der 0,8. Stth. v. 23. Dec. 1850 
3. 29511. 8. ©. B. 3.1851 Nr.42.) 

Pferdegeſchirr, f. Fiaker. 

— — Hinſichtlich der 
— der Häute der am 
Rotze oder Wurme umgeſtande— 
nen, oder wegen dieſer Krank— 
heit vertilgten Pferde hat das 
Miniſterium des Innern mit dem Er— 
laſſe vom 28. Febr. d. J. 3. 3235 
Folgendes zur Richtſchnur bekannt ge— 
geben: 

Die Desinficirungen der Häute der 
an den erwähnten Krankheiten gefalle- 
nen oder wegen derfelben vertilgten 
Pferde kann mittelft 24ftündiger Kalk— 
wafler- oder ſchwacher LRaugenbeike 
ftattfinden, im Kalle aber dazu die Ge— 
legenheit oder der Kalk gebrechen follte, 
würde auch eine vollftändige Austrock⸗ 
nung der Haut an einem dem Ruftzuge 
audgefegten Orte genügen. Um jedoch 
obiges Geſchäft noch fiherer und fchnel- 
ler zu vollführen, müßte die Haut ent- 
weder in einem gefchloffenen Raume 
oder auch im Freien mit Schwefeldäm- 
pfen in der Art in Berührung gebracht 
werden, daß man Stangen » Schwefel 
oder Schwefelblumen anzindet und 
durch die dabei entwickelten ſchweflich 
fauren Dämpfe beide Hautfeiten bes 
räudhern läßt, am entfprechendften wäre 
übrigens, wenn eine derartige Haut mit 
den bereitd angegebenen Borfichten ir- 
gend einem Gärber übergeben würde. 
Wenn den Abdeckern die Desinfteirung 
der Haut und Rückſtellung derfelben 
aufgetragen würde, fo müßteihnen audh 
eine entſprechende Entfhädigung zu— 
kommen, weldye von der Art fein follte, 
daß fie mit den Localverhältniffen über- 
einftimmt, und ſich dabei ein Vortheil 
für das Aerar herausitellte; da nun bei 
Biehumfällen gebräuchlich ift, daß die 
Abdeder für die Haut eines erwachſe— 
nen Rindes dem Eigenthiimer 3 fl. EM. 
entrichten, dagegen aber ihr Gefchäft 
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ohne weiteren Entgelt verrichten , fo ift 
in Hinkunft in ähnlicher Weife mit den 
Pferdehäuten zu verfahren, wenn der 
Rotz fporadifh auf dem Lande vor- 
fommt, dort hingegen, wo er in Gar- 
nifonen, Depots, Geftüten u. f. w. 
ausbriht, wäre die Reinigung der 
Häute der Auffiht der Enrfchmiede zu 
überlaffen , weßhalb dag Minifterium 
des Innern bereits die erforderliche 
Rückſprache mit jenem des Kriegsweſens 
gepflogen hat, von welchem ermiedert 
wurde, daß dasfelbe die Ueberlaffung 
der Reinigung der Häute der am Noß 
oder Wurme gefallenen oder vertilgten 
Militärpferde in ſämmtlichen Kronlän— 
dern an Militärfhmiede, gegen Aus— 
folgung der erwähnten Häute an diefel- 
ben als Vergütung für die bei der Rei— 
nigung gehabte Mühe, angeordnet hat, 
und daß ferner die Landes - Militär: 
Commanden beauftragt wurden, die 
oberwähntenBorfihtsmaßregeln ſämmt⸗ 
lien unterftehenden Cavallerie-Trup- 
penförpern und Branchen bekannt zu 
geben, und vdenfelben aufzutragen, 
ftrenge zu wachen, daß diefe zur Der- 
meidung jeder Anſteckungsgefahr an— 
zumwendenden Borfichten genau beobadh- 
tet werden, wovon ſich auch der jewei— 
lige Commandant durch Borzeigenlaffen 
der Haut unter perſönlicher Verant— 
wortung zu überzeugen hat. (Dec. 
der n. d. Stth. vom 16. März 1851 
3. 7952, der mähr. Stth. vom 18. 
März 1851. Mährifhes L. ©. 2. 
Nr. 62; der böhm. Stth. v. 8. März 
1851 8. 6607, 2. ©. 3. Nr. 57.) 

— — ſiehe Rotz, 
Wurmkrankheit. 

Pferdemarkt. Zur Abſtellung der 
bei den Roßmärkten vorwaltenden Ge— 
brechen ſoll: 

1. Der Pferdemarkt nicht eher, als 
an den wirklichen Markttagen, und 
zwar zu einer zu beſtimmenden Stunde 
ſeinen Anfang nehmen, auch Tages 


Pferdemarkt, 


vorher Feine Verhandlung geduldet 
werden. 

2. Sofern der Markttag auf den 
Sonntag einfällt, ift folcher jedesmal 
auf den darauffolgenden Montag zu 
überlegen. Weiter 

3. foll fein Pferd, bevor ſolches nicht 
während der zum Markte beftimmten 
Zeit auf den hiezu angewiefenen Platz 
aufgeführt worden, verfauft werden; 
es wäre denn ein fehr muthiges und 
böfes Pferd, fo nicht ohne Gefahr eines 


Unglüdes, oder Befchädigung feiner $ 


felbft oder fremder Pferde unter einem 
großen Haufen von vielen Pferden auf- 
geführt werden könnte, weldenfalls 
derlei Pferde von der zu gefchehenden 
öffentlichen Aufführung auf dem Marft- 
plaße allmegs ausgenommen bleiben; 
und endlich 

4) fol an jenen Orten, welche in 
ihrem Umfange mit feinem Plage, oder 
fonft einem binlänglihen Raum verfe 
ben find, außerhalb des Drtes ein zur 
Haltung des Roßmarktes hinlänglicher 
Platz ausgefuht und beftimmt werden. 
(Hfd. v. 9. Dec. 1769. Krop. G. M. 
Theref. 5. B. ©. 477.) 

Pferdemarkt ift ım Hofraume des 
Haufeszum Mondſchein in Wien aufder 
Wieden, fowie in der dafigen Gegend ver: 
boten. (Stadth. Dec. v. 18. Juli 1811. 
Reggs. Dec. v. 3. Det. 1811. 17. Oet. 
1811. Stadth. Dec. v. 4. Jän. 1812 
und 25. Dct. 1817.) 

— — Der Biener Magiftrat wird 
angemwiefen, die ftändige Auffiht auf 
dem Pferdemarkte zu Magleinsdorf im 
Haufe Nr. 3 durch ein hiezu geeignetes 
Individuum der magiftratifchen Markt» 
Infpection unter Affiftenz des k. k. Po— 
lizei-Bezirks-⸗Commiſſariats in der Art 
auszuüben, daß der magiftratifche Ab- 
geortnete während der ganzen Dauer 
eines jeden Markttaged gegenwärtig 
fei, dabei jedes Pferd, ehe ed noch auf 
dem Verkaufsplatz aufgeftellt und mit 
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andern Pferden vermifcht wird, voll 
ftändig unterfuche, jedes mit einer an- 
ftedenden Krankheit behaftete oder der- 
felben verdächtige Stüd ausſchließe 
und die weitere vorfchriftämäßige Ver- 
fügung mit demfelben veranlaffe. (Bdg. 
der n. ö. Stth. v. 21. Aug. 1852 
3. 27845. Dec. der f. f. Bol. Dir. v. 
26. Auguft 1852 3. 17520/2001 
ci 

Pferdemarkt. |. Markt: Polizei 
Auffichtsanftalt der Stadt Wien, 

63 


Pferdemühlen, die Errichtung der- 
felben fteht Jedermann frei. (Hfodg. v. 
12. Juni 1789. Barth. H. und ©. 
Gef. 4. Bd. ©. 14.) 

Pferdeſchwemmen im Donauca- 
nale, f. Donaucanal, (Bdg. vom 
10. Juni 1811, $. 30.) 

— — im Donaucanale, f. Donan: 
canal. 

Pfifferling, giftiger, Beſchreibung. 
Sein Hut fieht etwas dem Pfifferling 
oder Rehgnis ähnlich, ift becherförmig, 
am Rande etwas überftülpt, wellenför- 
mig, auch zuweilen gefpalten, von Farbe 
abgeſchoſſen, goldgelb mit länglidhen 
Puncten geftrihelt. Die Blätter find 
blaßgelb, der Stiel kurz. Man trifft ihn 
zur Herbftzeit in Zannenwäldern an 
den Wurzeln und Stöden der umge- 
worfenen oder umgehauenen Bäume an. 


(Kropp. Gef. Iofeph 17. B. ©. 421.) 


Pflanzungs » Ordnung, fiehe 
Strompolizei » Ordnung für Ga- 
lizien. 

Pflaſter find vom Haufirhandel 
ausgefhloffen, f. Haufir - Patent. 
8.12d. 

— — ſ. Straßen-Pflafter. 

Pflafterung der Straßen, ſ. Bau⸗ 
ordnung für Böhmen, $. 44. 

Pfliht-Eremplare von Münzen 
und Medaillen, ſ. Münzen, 

Pfründner find in der Regel zur 
Abgabe in das BZwangsarbeitshaus 


Pfründner. 
nicht geeignet, fiehe Smangsarbeits- 


aus. 

Pfründner, ſ. Irrſinnige. 

Pharmaceutiſche Producte, ſiehe 
Giftverkauf. 

Pharmacopöe. Das Erſcheinen 
einer neuen Pharmacopöe unter dem 
Titel: Pharmacopoea austriaca, editio 
quaria emendala, Vindobonae typis 
Caes. Reg. Aulae et status typogra- 
phiae 1834, wird zur Berftändigung 
und Darnachachtung der Aerzte, Wund- 
ärzte und Apotheker befannt gemacht. 
(Gfkzl. Dee. v. 23. December 1834 
3. 32219, n. ö. Rggs. Bdg. v. 4. Jän. 
1835 3. 470. Prov. ©. ©. 16. Bd. 
Nr. 297.) 

Pillen dürfen Materialiften nicht 


führen. (Pat. v. 24. Juli 1753, fiehe. 


Materialwaarenhändler. 
— — f. Frankfurter Pillen, 
Piloten. Bei Errichtung neuer 
Brüden follen die Piloten ftatt abge- 
ftemmt, herausgeriffen werden. (R. ö. 
Rggs. Bdg. v. 15. April 1789. Krop. 
Gef. Joſ. 17. Bd. ©. 437.) 
Pilzlinge dürfen ſowohl im fri- 
Then als getrodneten Zuftande ver- 
kauft werden, f. Schwämme. 
Pippen von Kupfer und Meffing 
find verboten, f. Gefdirre. 
Placetum regium, f. Kirche. 
Plachen. Allen Gewölbsinha— 
bern, in und vor der Stadt Wien, 
welche entweder vor ihren Gewölben 
ſchon Sommer-⸗ oder Regenſchirme (fo= 
genannte Plachen) beſitzen, oder erſt neu 
zu errichten wünſchen, iſt auch aufge— 
tragen, daß ſie die ſchriftliche Bewilli— 
gung hiezu bei der Obrigkeit anzuſuchen 
haben. Jenen Gewölbsinhabern aber, 
welche derlei Plachen ohne Erlaubniß 
der Obrigkeit aufſtellen, werden dieſel— 
ben aͤmtlich caſſirt, und fie noch befon- 
ders mit einem PBönfalle von 50 fl. be— 
ftraft werden. Bon diefer Verordnung 
wurden fämmtlihe Hausinhaber, Se 
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quefter oder Adminiftratoren zu dem 
Ende in die Kenntniß geſetzt, daß felbe 
hievon die in ihren Häufern befindlichen 
Gewölbsinhaber bei eigener Verant— 
wortung verftändigen. (Reggs. Vdg. 
v. 24. Dee. 1814. Barth. H. u. ©- 
Gef. 7. B. ©. 312 u. 313.) 

P lachen. Die Regierung hat in Ein- 
vernehmen mit dem k. k. Haupt-Genie- 
Amte in Bezug auf die Erridtung 
von Plahen vor den auf der 
Esplanade gegen das Glacis 
zu befindliden Schank- und 
Kaffeehäufernin Wien folgende 
Modalitäten feftgefebt: 

1. Den Wirthen und Kaffeefiedern 
foll nur die Errichtung leinener Plachen 
geftattet fein, melde aber gegen die 
Metterfeite mit leinenen Seitenwänden 
verfehen werden dürfen. 

2. Die Länge und Breite der bei je 
dem Wirths- oder Kaffeehaufe zu er- 
richten geftatteten Plache ift Durch eine 
aus dem k. k. Fortificatorium, der k.k. 
PolizeirDber-Direction und dem Wie: 
ner Magiftrate zufammengefebten Com— 
miffion zu beftimmen; diefes Verfahren 
ift bei jedem folchen vorfommenden Ge- 
fuche zu beobachten, über jede geftat- 
tete Blache ein Plan aufzunehmen, und 
von dem Magiftrate aufzubewahren, 
um jede Weberfchreitung der Bewillis 
gung überwachen zu können. Bon die- 
fen Plane hat der Bittfteller 3 genaue 
Eopien einzulegen, wovon eine dem 
t.?. Fortificatorium, die zweite der k.k. 
Polizei-Dber-Direction zu übergeben, 
und die dritte in Händen des Bittftel- 
lers zu belaffen ift. Die Driginal-Auf: 
nahme bat der Magiftrat aufzubes 
wahren. 

3. Diefe Plahen dürfen zwar auf 
bewegliche Säulen geftüßt fein, welche 
aber fo eingerichtet werden müffen, daß 
fie jeden Abend zur Polizei » Stunde 
ausgehoben und die Blachen felbft auf- 
gezogen werden können. 
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4. Es darf nicht geſtattet werden, 
bei den gegen die Wetterſeite zu errich— 
ten erlaubten Seitenwänden einer fol» 
hen Plahe Kenfter oder Bretter 
oder Rahmen anzubringen, und eben 
fo wenig Tifhe, Stühle oder Bänke 
außerhalb des Saumes der 
Place aufjuftellen. 

5. Die Abhaltung lärmender Mufl- 
fen ift durchaus unterfagt,, und felbft 
Harmonie-Mufit darf nur bis 10 Uhr 
Nachts geftattet werden. 

6. Wirthe und Kaffeefieder werden 
bei Uebertretung diefer Vorfchriften von 
der k. k. Polizei-Bezirks-Direction zur 
Berantwortung und Strafe gezogen 
werden. 

Indem die k.k. Polizei-Dber-Direc- 
tion und der Wiener Magiftrat von 
dem Refultate der über diefen Gegen- 
ftand abgehaltenen commiffionellen Ber: 
handlung verftändiget, und zurgenaue- 
ften Handhabung diefer Anordnung im 
Allgemeinen und ohne irgend eine Mo— 
dification zu geftatten, angewiefen wer- 
den, erhält der Wiener Magiftrat als 
Drtsobrigkeit den Auftrag, die wegen 
Bewilligung zur Erridhtung von der- 
gleihen Plachen einlangenden Geſuche 
auf das Schleunigfte in Verhandlung 
zu nehmen und fi) wegen Beftimmung 
des Tages und der Stunde in Bezug 
anf die abzubaltende Local-Commiffion 
mit dem ?. k. Kortificatorium umd der 
k. f. Bolizei-Dber-Direction ind Ein- 
vernehmen zu feßen. (Bdg. der n. ö. 
Ro. v.30.Mai 1827 3.29258. Prov. 
G. ©. 9. Bd. Nr. 177.) 

Plachen. Der Magiftrat hat darauf 
binzumirken, daß die Aufftellung der 
Plachen ftetd die Höhe von mwenigftend 
7 Schub von der Erde beobachtet werde, 
damit das Bublicum in der freien Paf- 
fage nicht geftört oder gehindert wird. 
(Vdg, der n. ö. Rg. v. 18. Juli 1827 
3. 38013. Prov. Gef. S. Band IX. 
Nr, 211.) 
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Plachen. Nah einer Mittheilung 
des Magiftrate vom 17. Juli 1837 
3. 35713, hat das Stadt-Unterfammer- 
amt fein Gutachten abgegeben, daß es 
durchaus nicht nothwendig fei, die Som- 
merplachen mit Schnüren andasTrottoir 
zu befeftigen und dadurch die Paſſage zu 
beirren, indem eine weit beffere Befefti- 
gung der Plachen, wo ſolche nothwendig 
fein follte, von Oben mittelft Eifenftan- 
gen bewerfftelligt wird, die man nach der 
Abdahung der Plahe auf das Rollholz 
anbringt. Der Magiftrat hat demnach 
das Unterfammeramt angemwiefen , die 
paffagemwidrige Befeftigung der Plachen 
am XTrottoir nirgends zu dulden, fon- 
dern mit Affiftenz der BolizeisBehörden 
abzuftellen, den Eigenthümern aber die 
Sorge für die gehörige Befeftigungs- 
art ſelbſt zu überlaffen,, weil es fi 
einerfeit von felbft verfteht, daß eine 
Auslage nur infoferne geftattet werden 
fann, als fie weder die körperliche Si— 
herheit gefährdet, noch die Paſſage ber 
irrt, es aber auch amderfeits nicht die 
Sache der Behörden ift, den Parteien 
technifche Auskünfte zu ertheilen. (Eirc. 
der k. k. Polizei » Ober - Direction 
vom 13. Auguſt 1837 3. 10622/ 
1719. 

— — Es fommt hervor, daß die 
Sonnenfhugdäder bei den Verkaufs— 
läden fo niedrig angebracht find, daß 
die freie Baffage auf dem Trottoir ge- 
hindert wird und die Fußgeher gend- 
thigt find, entweder ſich zu bücken, oder 
den Fahrweg zu betreten. Diefer Uebel- 
ftand ift überall befeitigen zu laffen und 
darauf zu ſehen, daß derlei Schußdädher 
wenigftend 7 Schuh hoch von der Erde 
angebradyt werden. (Bdg. der k.k. 
Stadth. in Prag vom 8. April 1852 
3. 16475.) 

— — find ineinerHöhevon 7 Schub 
vom Trottoir anzubringen, fiehe Ge: 
mölbsauslagen. 
hilde, Stände. 
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Plakate, ſ. Kundmachungen, 

Plattirer, wegen Einbringung der 
Krankenhaus Berpflegskoften für ihre 
Gefellen und Lehrlinge, f. Kranken- 
haus +» Berpflegsfoften. (Wdg. vom 
29. März 1843.) 

Pläpe, ſ. Straßen. 

Plapzins für Baumaterial» Lager- 
Pläge, 1. Baumaterialien. 

Boden, ſ. Blattern. Impfung. 

Poliere, fiche Baumeifter: Ge- 
werbe, 

Politechniſches Inftitut ift nur bes 
rufen, in ämtlichen Ungelegenheiten, 
wenn es hiezu von höheren Behörden 
Aufträge erhält, oder von öffentlichen 
Behörden darum angegangen wird, Un— 
terfuchungen vorzunehmen, und Gut: 
achten ‚abzugeben: und der Anſpruch 
der Privaten zu Unterfuchungen und 
Ihiedsrichterlichen Urtheilen an das In— 
ftitut in ihren eigenen Angelegenheiten 
aber erfcheint nicht zuläffig; und jedes 
derlei Anfuchen hat die Direction des 
politechnifchen Inftitutes abzulehnen. 
(Rggs. Vdg. v. 5. Fehr. 1819.) 

— — Inftitute, Zulaffung der Pri- 
vat-Docenten, ſ. Privat: Docenten. 
— — Inftitut, ſ. Studirende, 

Politifche Behörden, Ueberwa- 
hung des Eifenbahnbetriebes , fiehe 
Eifenbahn » Betriebs = Ordnung 
8. 90, 101. 

— — Obrigkeiten. Borfhrift 
für die Vollſtreckung der Ber 
fügungenund Erfenntniffe der 
politifhen Obrigkeiten, d. i. 
der politifhen Behörden und 
Gemeindevorfteher. Um die Au— 
torität der politifhen Obrigkeiten in 
ihrer ämtlihen Wirkfamkeit, und die 
genaue Bollziehung ihrer Anordnun- 
gen fiher zu ftellen, wurde für die 
Kronländer Defterreih ob und unter 
der Eins, Salzburg, Böhmen, Mäh— 
ren, Tirol, Schlefien, Steiermark, Kärn- 
ten und Krain, das Gebiet der Stadt 

Zaleiöly, Handb. d. Poliz. Geſ. IL 
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Zrieft, die Markgraffhaft Iftrien und 
die gefürftete Graffhaft Görz u. Gra- 
disfa verordnet: 

8. 1. Alle Anordnungen, Berfüguns 
gen und Erkenntniffe, welche die poli— 
tifchen Obrigkeiten (d. i. die politifchen 
Behörden und die Gemeindevorfteher) 
im Bereihe ihrer Amtsaufgabe, un— 
mittelbar oder im Auftrage der vorger 
fegten Behörden erlaffen, werden von 
denfelben durch die ihnen gefeßlich zu- 
ftehbenden Mittel zum Bollzuge ge- 
bracht. Eine Ausnahme tritt nur info= 
weit ein, ald in einzelnen Fällen die 
Vollſtreckung, ganz oder theilweife, 
durch ausdrückliche VBorichriften ande- 
ren Organen übertragen ift. 

$. 2. Liquide Leitungen, welde 
durch Zufchlag zu den directen oder in- 
directen Steuern umgelegt werden, find 
über Anordnung der politifchen Be— 
börden, duch die für die Einhebung 
diefer Steuern berufenen Organe, und 
mittelft der dafür beftehenden Zwangs— 
mittel einzubringen. Ebenfo find im 
Wege der Steuer: Einhebung und der 
Steuer-Erecution, jene Leiftungen, die 
duch das Geſetz binfichtlich ihrer Eins 
bringung den Steuern gleich gehalten 
werden, über Anordnung derjenigen 
Drgane einzubringen, die über die 
Pfliht und den Umfang der Leiftung 
zu entfcheiden haben. 

$. 3. Vorſchriftsmäßig auferlegte 
oder beſtehende Geldleiftungen anderer 
Art, welche im Gefchäftskreife der po— 
litifhen Verwaltung zu öffentlichen 
Zweden einzubringen find, 5. B. Eur: 
foften und andere Sanitätd = Beiträge, 
Geldbußen, welche von den politischen 
Behörden auferlegt werden; Bezüge 
der von der Staatsverwaltung auf 
Koften der Gemeinden aufgeftellten Ge— 
meindebeamten, Beiträge für Kirchen, 
Pfarren und Schulen, Schulgelder 
u. dgl, find über Anordnung der poli- 
tifhen Behörden, durch deren eigene 
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Drgane, oder in ihrem Namen und 
Auftrage dur die Organe der Ge- 
meinden einzuheben. Dasfelbe gilt von 
den bisher der Einbringung im politi« 
[hen Wege zugewiefenen Natural-Rei- 
ftungen für Kirchen, Pfarren und Schu: 
len, in fo weit das Bezugsrecht unbe: 
ftritten, oder im Falle der Beftreitung 
der Berechtigte im Befibe geſchützt if. 
Menn diekeiftung ganz oder theilweife 
verfaumt oder verweigert wird, ift die 
politifche Behörde berechtiget, nad 
fruchtlofer, unmittelbar oder durch die 
Bemeinde-Drgane gefhehener Einmah- 
nung, die Erecutiondmittel, welde 
fonft für die Eintreibung der Rückſtände 
an directen Steuern Platz greifen, in 
Anwendung zu bringen. 

$. 4. Geldleiftungen, welche nad 
dem Gefeße, oder nach einem endgil- 
tigen Gemeindebefhluffe, zu einem Ge- 
meindezwede Statt zu finden haben, 
und nicht in Zufhlägen zu den direc- 
ten oder indirecten Steuern beftehen, 
haben die Gemeindevorfteher, ebenfo 
wie die von ihnen nad $. 9 verhäng- 
ten Geldbußen, durch ihre eigenen Or— 
gane einzubeben. Bleibt ein Verpflich- 
teter im Rückſtande, fo ift derfelbe un- 
ter Androhung der Erecution an die 
Erfüllung feiner Schuldigkeit zu mah— 
nen, und falls innerhalb der nächften 
14 Tage die Leiftung nicht erfolgt, 
wird von der politifhen Bezirks-Be— 
hörde dem Gemeindevorfteher die Ere- 
cutionsführung bewilligt, wobei der- 
felbe durch feine eigenen Drgane die 
Pfandung und nöthigen Yalld die 
Transferirung von beweglichen Gütern, 
Früchten und Fahrniffen des Rück— 
ftändners bis zu einem, den Rückſtand 
und die Erecutiondkoften dedenden Ber 
trage, und nad fruchtlofem Verlaufe 
von weiteren 8 Tagen, die öffentliche 
Feilbietung der gepfändeten Gegen- 
fände einzuleiten hat. Im Uebrigen ift 
fi) bei einer folden Pfändung, Trand- 
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ferirung und Feilbietung an die Be- 
ftimmungen zu halten, welde für die 
Mobilar-Erecution bei Steuerrüdftän« 
den beftehen. Reichen die Kräfte und 
Mittel der Gemeinde zur Durchführung 
der Erecution nicht aus, fo ſteht es 
dem Gemeindevorfteher zu, fich mit dem 
Anfuhen um Affiftenzleiftung ($. 8) 
an die politifche Behörde zu wenden. 

$. 5. Wenn das Gefeß, die An— 
ordnung einer politifchen Behörde, oder 
der endgiltige Befhluß einer Gemeinde 
die Verpflichtung zu einer Arbeits oder 
Raturalleiftung ausſpricht, und diefer 
Verpflihtung, über Aufforderung der 
mit der Vollziehung beauftragten Be- 
hörden oder Gemeindevorfteher entwe- 
der gar nicht, oder nicht vollftändig, 
oder nicht zur gehörigen Zeit nachge— 
fommen wird, fo ift die mangelnde 
Leiftung auf Gefahr und Koften der 
Berpflichteten bewerkftelligen zu laffen, 
und der gemachte Aufwand, ohne daß 
gegen den von der politifchen Behörde 
richtig zu ftellenden Betrag der Auf- 
rechnung eine Einwendung zuläffig ift, 
von den Säumigen, nach den im $. 2, 
3 und 4A enthaltenen Beftimmungen 
hereinzubringen. 

$. 6. Iſt eine Leiftung im der Art 
erforderlih,, daß fie wegen Gefahr am 
Verzuge, oder wegen ihrer eigenthiim- 
lihen Befhaffenheit dur dritte Per— 
fonen, wenn auch auf Koften der Ber: 
pflichteten ſich nicht bewerkſtelligen läßt, 
fo find die politifhen Obrigkeiten be= 
rechtiget, die Berpflichteten unmittelbar 
zur Leiſtung zu verhalten. 

8. 7. Iſt im Wirkungskreiſe der 
politifhen Verwaltung ein Berbot er: 
laffen worden, ſolches mag fih auf 
eine einzelne Handlung oder auf eine 
beftimmte Gattung von Handlungen 
beziehen, fo haben die politifchen Obrig- 
keiten zur Durchfeßung diefer Borfchrift 
unmittelbar gegen diejenigen, welche 
das Verbot zu übertreten fuchen, oder 
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in deffen Nichtbeachtung verharren, die 
zum Zwede führenden Vollzugs- und 
Erecutiondmittel in Anwendung zu 
bringen, wodurch übrigens der Ber: 
hängung der, für den Fall der Leber- 
tretung oder Widerfeglichkeit beftimm: 
ten Strafe, nicht vorgegriffen wird. 

8.8. Bei der Bollziehung der, durch 
die politifchen Obrigkeiten ($$. 2—7) 
erlaffenen Anordnungen, und bei den 
von ihnen eingeleiteten Erecutiongfüh- 
rungen bat die Gendarmerie oder die 
im Drte beftehende Polizeiwache nad 
Maßgabe der diesfälligen Inftructio- 
nen die erforderliche Affiftenz zu ge: 
währen, und die politifchen Behörden 
find. berechtiget, ihren Anordnungen 
durch Aufbietung der Militär-Affiftenz 
zureihenden Nachdruck zu geben. 

8. 9. Die politifchen Obrigkeiten 
find beredhtiget, die in ihrem Amts: 
gebiete befindlichen Perfonen, deren 
Erfheinung in einer Amtshandlung 
nöthig ift, vorzuladen. In den Fällen, 
in welchen es nicht zuläffig ift, daß der 
Borgeladene fih durch einen beglaus 
bigten Bevollmächtigten vertreten laffe, 
it in der Vorladung ausdrücklich zu 
bemerken, daß das perfönlidhe Erfchei- 
nen erforderlih fei. Wer nicht durch 
Krankheit, Gebrechlichkeit, oder fon- 
fige gegründete Hinderniffe vom Er- 
feinen abgehalten zu fein nachweiſet, 
hat die Verpflichtung, der Borladung 
Folge zu leiften, und die verlangten 
Auskünfte zu geben. Erſcheint ein 
Vorgeladener nicht, fo wird er in der 
Regel neuerlich vorgeladen, unter An- 
drohung einer Geldbuße von Einem bis 
einfhlüffig 20 fl. C. M. und der Er- 
laffung oder Erwirkung eines Borfüh- 
rungsbefehles für den Fall des Nicht: 
erfcheinend. Bleibt der Borgeladene, 
ungeachtet der. nachgewieſenen Borla- 
dung, obne giltige Entfhuldigungs- 
gründe vorzubringen, dennod aus, fo 
fann wider ihn die Geldbuße verhängt, 
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und erforderlihen Falles der Vorfüh— 
rungsbefehl ausgefertiget werden. Auss 
nahmsweiſe kann in dringenden Fällen, 
fhon in der erften VBorladung, unter 
ausdrücdliher Hinweifung auf die 
Dringlichkeit des Erſcheinens, die fon- 
flige Erlaffung eines Borführungsbe- 
fehles in Ausficht geftellt werden, wor: 
nah es geftattet ift, die Borführung 
fogleih nah dem erften, nicht durch 
giltige Entfhuldigungsgründe gerecht: 
fertigten Ausbleibens eines Borgelade- 
nen zu veranlaffen. Ift die Vorladung 
von Geite einer politifhen Behörde 
erfolgt, fo wird der Borführungsbefehl 
von ihr felbft ausgefertigt; der Ge- 
meindevorfteher aber hat die Erlaffung 
eines Borführungsbefehles gegen einen 
von ihm fruchtlos Vorgeladenen, unter 
Nahmweifung der Nothwendigkeit des 
Erſcheinens und der gehörig gefchehe- 
nen Borladung, bei der unmittelbar 
vorgefeßten politifhen Behörde anzu» 
fugen. Der Borführungsbefcehl wird 
durch die Diener der politifhen Be— 
börde, durch die Gensd’armerie, oder 
die im Orte beftehende Polizeimadhe, 
und nöthigenfalld.durh Militär-Affi- 
ftenz vollſtreckt. Durch vorftehende Be— 
flimmungen werden die fonftigen ol: 
gen, welche nad dem Gefeße mit dem 
Nichterfcheinen der Borgeladenen ver: 
bunden find, nicht aufgehoben, es 
mag die Borladung der betreffenden 
Perfon unmittelbar zugefommen, oder 
durch Einfhaltung in öffentlihe Blät- 
ter oder Anfchlag an öffentlichen Orten 
erfolgt fein. Eben fo werden dadurch 
jene Fälle nicht berührt, wo Jemand, 
nach gefeglicher Vorſchrift, ohne Vorla— 
dung fegleih vor eine Behörde zu 
ftellen. oder feftzunehmen ift. 

$. 10. Die politifhen Behörden 
haben die Gemeindevorfteher über ihr 
Anfuhen, oder wo es das öffentliche 
Interefje erheifht, von Amtswegen in 
der Durchführung der, von ihnen im 
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eigenen Wirkungskreiſe oder über Ber 
fhluß der Gemeinde » Vertretung, oder 
über Auftrag der Behörden gefeßmäßig 
erlaffenen Verfügungen, mit allem Nach— 
drucke zu unterftüßen. 

$. 11. Die Gemeindevorfteher ha— 
ben den an fie ergebenden Aufträgen 
der politifhen Behörden pünctlih und 
genau nachzufommen, und vor denfel- 
ben, wenn fie vorgerufen werden, zu 
erfcheinen. Im Falle fih ein oder der 
andere Gemeindevorfteher, wider beffe- 
res Erwarten, in feinem Berufe fahr: 
laffig oder ſaumſelig erweifen follte, 
ift derfelbe nach den, in der politifchen 
Amtsinftructton enthaltenen Beſtim— 
mungen zu behandeln. 

$.12. So wie den politischen Obrig- 
feiten, unter firenger Verantwortlich: 
feit, in ihrem ämtlichen Verkehre ge 
gen Jedermann ein anftändiges Beneh— 
men zur Pflicht gemacht ift, ebenfo ift 
auch den politifhen Beamten und den 
Gemeindevorftehern bei ihren Amts— 
handlungen von Jedermann mit Ans 
ftand und Achtung zu begegnen. Wer 
fih dabei gegen fie ein ungeftiimes umd 
beleidigendes Berfahren zu Schulden 
fommen laßt, und ungeachtet voraus— 
gegangener Ermahnung, in einem, den 
amtlichen Character verleßenden Be: 
tragen verharrt, oder wer fich in feiner 
Eingabe an eine politifhe Obrigkeit 
einer diefelbe beleidigenden Schreibart 
bedient, verfällt unvorgreiflich der etwa 
eintretenden ftrafgerichtlihen Behand- 
{ung in eine Ordnungebuße von Einem 
bis einfhlüffig 50 fl. C. M., oder von 
bſtündiger bis einfhlüffig Ztägiger 
Anhaltung, je nachdem die eine oder 
die andere Buße nach Umftänden ange: 
mefjener oder wirkfamer erfcheint. Bei 
der möglichft einfahen Erhebung des 
Thatbeflandes ift in folhen Fällen die 
mit Berufung auf den Dienfteid abge: 
gebene Ausfage des politifchen Beam: 
ten, jo wie die gleichartige Ausfage 
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des Gemeindevorfteherd über die be- 
zeugten Thatumftände, als vollkommen 
glaubwürdig anzunehmen. Auf die 
Drdnungsbuße wird von dem Vor— 
ftande der politifchen Behörde, bei de- 
ren Amtshandlung das zu ahndende 
Betragen Statt fand, und wenn die- 
fes gegen einen Gemeindevorfteher ver- 
übt wurde, von dem Vorftande der po— 
litiſchen Bezirksbehörde, in deren Ge- 
biete dic betreffende Gemeinde gelegen 
ift, erfannt. Iſt die Beleidigung in 
einer fchriftlihen Eingabe geſchehen, 
und gegen die politifche Behörde im 
Ganzen, oder gegen die Perfon des 
Vorſtehers derfelben gerichtet, fo hat 
die vorgefeßte Stelle eine andere po— 
litifhe Behörde zur Verhandlung des 
Begenftandes und zur Urtheilsfhö- 
pfung zu delegiren. 

$. 13. Geldbußen, welche nach Maß: 
gabe diefer Berordnung eingebracht wer- 
den, haben in den Armenfond der Ge- 
meinde, in der die [huldbare Handlung 
begangen wurde, einzufließen. Der 
Amtsvorftand, welcher im Kalle des 
$. 12 die Anhaltung verhängt, bes 
ftimmt die Räumlichkeit, in der dieſelbe 
zu vollftreden ift. 

$. 14. Gegen Verfügungen und Er» 
fenniniffe, welche die politifchen Obrig— 
feiten nach den 88. 2—12 diefer Ver— 
ordnung erlaffen, kann eine Beſchwerde 
nur an die vorgefeßte Verwaltungs— 
Behörde gerichtet werden. Eine ſolche 
Berufung hat jedod feine, die Voll: 
ftredung der Verfügung oder des Er- 
fenntniffes hbemmende Kraft, und bil: 
det für die höhere Behörde nur info- 
weit einen Gegenftand der Verhand— 
lung, als jeder Beamte und Gemeinde- 
vorfteher für die Gefeßmäßigfeit feiner 
Amtshandlungen verantwortlich ift. — 
Gegen Straferfenntniffe über Berle- 
kungen des Amtlichen Anſehens in 
fhriftlihen Eingaben, ſolche mögen 
von der eigenen oder einer delegirten 
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politiſchen Behörde erlaſſen ſein, findet 
die Berufung an die höhere Stelle, und 
zwar mit aufſchiebender Wirkung Statt; 
jedoch muß dieſelbe binnen der geſetz— 
lichen Friſt bei der Behörde, die das 
Erkenntniß gefällt hat, eingereicht 
werden. 

8. 15. Den politiſchen Behörden, für 
welche die vorftehenden Beftimmungen 
gelten, find auch die Staats - Sicher: 
heitsbehörden (Stadthauptmannfdhafs 
ten, BolizeisDirectionen, Polizei-Com- 
miffariate u. dgl.) und die mit der Aus— 
übung des übertragenen Wirkungskrei— 
ſes betrauten Bürgermeifter oder Aem— 
ter jener Stadtgemeinden beizuzählen, 
denen eine eigene Gemeindeverfaffung 
ertheilt ift, 

$. 16. Diefe Verordnung hat fo- 
gleich in Wirkfamkeit zu treten. (Kaif. 
Bdg. vom 11. Mai 1851, wirkfam für 
Defterr. ob u. unter der Enns, Salz- 
burg, Böhmen, Mähren, Tirol, Schle— 
fien, Steiermarf, Kärnten und Krain, 
Trieft, Iſtrien, Görz und Gradisfa. R. 
®. B. Nr. 127.) 

Politiſche Obrigkeiten: In Folge 
der a. h. Entſchließung vom 11. Aug. 
1853 wird von den E. f. Minifterien 
des Innern und der Juftiz im Einver- 
nehmen mit der k. k. oberften Polizei« 
Behörde in Bezug auf die Amts- 
gewaltderlandesf, politifhen 
und Bolizei-BehördeninPoll- 
fredung von PBerfügungen 
oder&rfenntniffen undin®Bah- 
rung des Amtsanſehens nad: 
träglih zu der Faif. Verordnung vom 
11. Mai 1851 Folgendes feftgefegt: 

$.1. Die im $. 12 der kaiſ. Ber- 
ordnung vom 11. Mai 1851 den po— 
litiſchen und polizeilihen Behörden 
eingeräumte Disciplinar » Strafgewalt 
bezieht fih au auf die im Wirkungs— 
kreife diefer Behörden ohne Feftfeßung 
oder Hinweifung auf eine befondere 
Straffanction erlaffenen Verbote. 


613 


Politiſche. 


8. 2. Dieſe Disciplinargewalt hat 
aud in Anwendung zu fommen: 

a) bei ungeftümen und beleidigen: 
den, den ämtlichen Character verlegen: 
den Betragen nicht blo8 gegen Beamte 
und im Amtsorte, fondern auch gegen 
Beamte in Ansübung gefeßlicher Amts— 
bandlungen überhaupt, dann gegen 
MWahen und obrigfeitlide Diener, 
welche an öffentlihen Orten oder in 
Privatwohnungen Amtliche Aufträge zu 
vollziehen haben; 

b) bei polizeiwidrigem Verhalten an 
öffentlihen VBerfammlungsorten , na— 
mentlih in Hörfälen, Theatern, Ball- 
fälen, Wirths- und Kaffeehäufern und 
ſ. f., wodurch die Drdnung und der 
Anftand verlebt, das Vergnügen des 
Publicums geftört oder fonft ein Aer— 
gerniß gegeben wird; 

ce) bei allen demonitrativen Hands 
lungen, wodurdh Abneigung gegen die 
Regierung oder Geringfhäßung ihrer 
Anordnungen ausgedrückt werden foll; 
vorausgefeßt in allen diefen Fällen, 
daß damit Feine nah dem allgemeinen 
Strafgeſetzbuche ftrafbare Handlung be= 
gangen wurde, in welchem Kalle die 
Beftimmungen des Strafgefebes in An- 
wendung zu fommen haben. 

$. 3. Das nad $. 12 der faif. Ver— 
ordnung vom 11. Mai 1851 zuläffige 
Ausmaß der gefänglihen Anhaltung 
wird auf 8 Tage ausgedehnt. In Hin- 
fiht der zu verhängenden Strafe ift je- 
doh von dem Grundfage auszugehen, 
daß die Strafe nie höher als der kleinfte 
Grad jener Strafe zu bemeffen fei, 
welde nach dem allgemeinen Straf 
gefeße hätte verhängt werden müffen, 
wenn die in Frage ftehende Handlung 
die Eigenfchaft eines Vergehens oder 
einer Mebertretung im Sinne diefes 
Strafgeſetzbuches gehabt hatte. 

$. 4. Bei den im $. 248 des Straf: 
gefeßes erwähnten Berfonen und unter 
den dort beftimmten Beſchränkungen 
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kann ftatt der Anhaltung oder in Der 
fhärfung derfelben aud körperliche 
Büdtigung in Anwendung fommen. 

$. 5. Die Handhabung der Disci« 
plinar-Strafgewalt nad diefer Berord- 
nung fteht in Orten, wo ſich eine lan- 
deöfürftlihe Polizei» Behörde befindet, 
diefer Behörde, und wo dies nicht der 
Tal ift, der Tandesfürftlihen politi- 
Then Bezirks-Behörde zu. In dem Wir— 
Pungsfreife der Uemter und Drgane 
der Gemeinden tritt durch die gegen— 
wärtige Vorſchrift dermalen keine Aen— 
derung ein. Mit Beziehung auf die 
Beftimmungen des $. 14 der kaiſerl. 
Berordnung vom 11. Mai 1851 wird 
erklärt, daß Beſchwerden gegen die 
hier in Frage ftehenden Verfügungen 
oder Disciplinar » Erfenntniffe an die 
politifhe Randesbehörde und in höhe— 
rer Linie an das Minifterium des In— 
nern, in den Fällen aber, wo die Be— 
fhwerde über das Berfahren einer Po— 
lizei = Behörde geführt wird, an die 
oberfte Bolizeis- Behörde zu richten find. 
(Bdg. der Min. d. Inn. u. der Juſtiz 
und der oberft. Bol. Beh. v. 14. Aug. 
1853, wirkſam für die Kronländer 
Defterreih ob u. unt. d. Enns, Salz— 
burg, Böhmen, Tirol, Mähren, Schle- 
fien, Steiermark, Kärnten und Krain, 
Zrieft, Iftrien, Görz u. Gradiska. R. 
G. B. Rr. 163.) 

Politifche Obrigkeiten. Da nah 
dem $. 12 der Faif. Berorgnung vom 
11. Mai 1851 auf die Disciplinar- 
ftrafe (Drdnungsbuße) von dem Bor: 
ftande der Behörde, bei deren Amts— 
handlung da3 zu ahmende Betragen 
Statt fand, zu erfennen ift, und die 
Polizeis Bezirks » Commiffariate Feine 
felbftftändigen Behörden, fondern nur 
Erpofituren der k. k. Bolizei-Direction 
bilden, fo fteht die Fällung der bezüg- 
lihen Erfenntniffe eigentlich dem Poli- 
zeir-Director zu, welcher fie jedoch im 
Wege der Delegation an die Bezirke- 
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Teiter umter nachſtehenden Beſtimmun— 
gen überträgt: 

1. In jedem Falle des Dieciplinar- 
Berfahrens ift ein kurzes, den That- 
beftand und den Beweis enthaltendes 
Eonftitut aufzunehmen, und das Er- 
fenntniß beizufügen. 

2. Als voller Beweis gilt auch die, 
mit Berufung auf den Amtseid abge 
gebene Beftätigung des zur Infpection 
beftellten, oder mit der bezüglichen 
Amtshandlung betrauten Beamten. 

3. Jeder ſolche Act ift von dem Ber 
zirföleiter zu fertigen, und fo viel als 
möglich unter feinem perfönlichen Ein- 
fluffe zu verhandeln. 

4. Bor dem Strafvollzuge ift der 
Act dem Polizei» Director zur Einficht 
vorzulegen, infofern es die Umftände 
geftatten. 

5. Wenn zur. Wahrung des Amts- 
anfehens zur Eremplification oder zur 
Erhaltung und Herftellung der Ruhe 
und Drdnung der allfogleihe Straf: 
vollzug nothwendig wird, oder fonft 
die Erecution ohne Auffhub angemef- 
fen erfcheint, hat die Einfendung des 
Actes an die Polizei » Direction nach— 
träglih zu geſchehen. 

Beſchwerden gegen die in Rede fte- 
henden Verfügungen und Disciplinar: 
Erkenniniffe find an die k. k. nm. ö. 
Statthalterei, und in höherer Linie an 
die k. k. oberfte Polizei » Behörde zu 
rihten. Der Recurs hat aber in diefen 
Fällen keine die Vollſtreckung der Ver: 
fügung oder des Erkenntniſſes bem- 
mende Kraft, außer gegen Gtrafer- 
fenntniffe über Verlegung des ämtli— 
hen Anſehens in fchriftlihen Eingaben. 
(Berordnung der Bolizei-Direction in 
Wien vom 31. Aug. 1853 3, 19688/ 
2287.) 

Politifche Entfheidungen, Beftim- 
mung des Recurs +» Termine, f. Re— 
cursfriſt. | 

— — Behörden dürfen gerichtliche 


Politiſche. 
Grläffe nicht zuſtellen, ſ. Gerichtliche 
Erläſſe. 


Politiſche Verfügung mit den aus 
der Strafe —— Individuen, ſ. 
Abſchiebung, Schub in Wien. 

Politiſcher Eheconſens, ſ. Ehe⸗ 
bewilligung. 

Polizei, Disciplinar- Strafgewalt 
derfelben, fiehe Politifche Obrig- 
keiten. 

— — Birkungstreis bei einfachen 
PolizeirUebertretungen, fiehe Polizei⸗ 
Vebertretungen. 

Polizei: Anzeiger. Für die im 
Drude erfcheinenden polizeilihen Be— 
Threibungen von Sachen und Perſo— 
nen wurde eine andere Form vorge 
ſchrieben, die Art ihrer Bertheilung 
beftimmt, und die neue Einrichtung 
den Bezirks - Commiffariaten befannt 
gegeben mit Decr. der Pol. Dir. vom 
26. Mai 1852 3. 10639. 

a — Affiftenz. 

olizei-Aufſicht auf Eifenbahnen, 


Erſatz der diesfälligen Koften, fiehe 


Eifenbahn. (Hftjl. D. v. 30. Juni 
1838 $. 10, Eifenbahn: Betriebs: 
Ordnung $. 89.) 

— — auf Eifenbahnen, f. Eifen: 
m: = Betriebs -» Ordnung $. 90, 
101 

Polizei: Yufficht über entlaffene 
Sträflinge, f. Sträflinge. 

Be = Auffihtspoften, ſiehe 
ae nbahn: Polizei = Auffichtspo: 


Polizei:Beamte, abgeordnete, ber 
dürfen zur Vornahme einer Amtshand- 
lung auf dem Lande ſtets einer offenen 
Ordre des betreffenden E. ?. Kreisam— 
tes oder der niederöfterreichifchen Lan— 
desregierung, kraft welcher die Obrig- 
keiten des flachen Landes fie bei ihren 
Amtshandlungen zu unterftügen, und 
zur Erreichung des beabfichtigten Zwe— 
des fich wirkſam zu beweiſen haben. 
(R. ö. Rggs. Vdg. v. 21. Nov. 1830 
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8. 64,369, n. ö. Po. ©. ©. 12. Th. 
Rr. 321.) 

Polizei⸗Beamte. Aus Anlaß eines 
fpeciellen Falles wurde den Departes 
ments-Borftehern und Polizei » Bezirfö- 
leitern eröffnet, daß die PolizeicHofitelle 
die Theilnahme der Polizei-Beamten an 
dem Berein gegen Mißhandlung der 
Thiere, in fo weit es fi blos um Bei- 
träge handelt, nicht beirrt wiffen will, 
eine wirkende Theilnahme an dem Ber: 
eine aus dem Grunde nicht billigt, 
weil die Hintanhaltung der Mißhand— 
lung von Thieren ohnehin im Bereiche 
der polizeilichen Pflichten liegt, aud 
eine Uebernahme von Obliegenheiten 
gegenüber einer Privatkörperſchaft bei 
den, die ganze Thätigkeit in Anſpruch 
nehmenden Dienftpflidhten eines Bolı- 
zeirBeamten nicht geftattlid ift. (Circ. 
der ka 8. P. O. D. v. 27, Apr. 1827 
3. 516/P.) 

— — feinem Beamten oder Die: 
ner der k. k. Polizei» Behörden foll es 
fortan — die Fälle einer befonderen 
Bewilligung oder Weifung ded Herrn 
Chefs der oberften Polizei » Behörde 
ausgenommen, geftattet fein, an der 
Redaction eines ausländifchen Blattes 
oder kautionspflichtiger inländifcher 
periodifher Schriften, fo wie überhaupt 
an politifhen ausländifchen und fau- 
tionspflihtigen inländiſchen periodi- 
fhen Schriften ald Mitarbeiter dur 
Eorrefpondenzen, Auffäße und Mit- 
theilungen irgend einer Art fi zu bes 
theiligen. (Erl. der oberft. Bol. Beh. 
v. 6. Sept. 1852 3. 539/Pr. U. Erl. 
der n. d. Statth, v. 14. Sept. 1852 
3. 2302/P. Decr. der Pol. Dir. vom 
19. Sept. 1852 3. 3161/Pr.) 

— — haben bei Amtshandlungen 
innerhalb des Polizei = Rayons feinen 
Anſpruch auf Diäten, indem der ganze 
Polizei-Rayon als Dienftort derfelben 
zu betrachten ift. (Erl. der ob. Pol. Beh. 
v. 25. Juli 1853 3. 9711. Deer. der 
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n, ö. Statth. vom 12. Auguft 1853 
8. 29553. Deer. der Pol. Direct. in 
Wien vom 20. Aug. 1853 3. 18538/ 
2167.) 

Polizei:Beamte. Ernennung, Urs 
laub, Suspendirung, Entlaffung und 
Pflichten derfelben, fiehe Polizei⸗Be⸗ 
hörden, Organifation $$. 12—16. 

— — deren Diäten bei Ball» In- 
fpectionen betreffend, |. Ball-Infper: 
tionsgebühren. 

— — denfelben ift nicht geftattet, 
als wirkende Mitglieder dem Wiener 
Schußvereine beizutreten, |. Schuß: 
verein. 

— — die denfelben bei Theater: 
Infpectionen gebührende Vergütung, 
f. Sheater:Infpectionen. 

Polizei = Behörde. Aus Anlaß 
vorgefommener Fälle findet man den 
Bezirks-Directionen: 

1. rüdfihtlih der Mitwirfung der 
Polizei-Behörden, um einen Berdächti« 
gen zum Geftändniffe eines, ihm ange- 


fhuldeten Verbrechens zu bringen, und 


2. rüdfihtlih der Beauffihtigung 
folder Individuen, welche ein Verbre— 
hen zu begehen vorhaben, Nachſtehen— 
des zur eigenen Inftruction, Belehrung 
ihrer Beamten, und genaueften Dar- 
nachachtung beizugeben. 

ad I. Die Bezirks - Direction ift al- 
lerdings befugt, auf das Geftändniß 
eines einer criminellen That verdächti- 
gen, aber noch nicht in der gerichtlichen 
Unterfuchung befindlihen Individuums 
einzuwirfen, fie bat aber hierbei mit 
der größten Klugheit und Vorficht vor: 
zugeben, dem Griminalgerichte durch 
unzeitiged Vorhalten der gegen den 
Verdächtigen fprehenden Anzeigungen 
nicht vorzugreifen, und überhaupt die 
Uebergabe eines übrigens rechtlich be- 
inzihtigten Individuums wegen Ab» 
gangs des Geftändniffes durchaus nicht 
zu verzögern; am allerwenigften find 
aber die im St. ©. B. als verwerflich 
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und gefekwidrig erflärten Mittel zu 
gebrauchen, oder wohl gar Andere zu 
dem Zwecke zu verwenden, um einen 
läugnenden Inquifiten zum Geftänd- 
niffe zu bringen, indem ein folder 
felbft die Stelle eines Verbrechers 
fpielt, fi zur Berübung fernerer Ber- 
brechen bereit zeigt oder: Kumftgriffe 
irgend einer Art anwendet, wodurd 
der Läugnende zum. Geftändniffe ge 
bracht werden fol. Derlei Mittel ver 
legen nicht nur die Würde und das 
Anfehen öffentlicher Behörden umd der 
Staatsgeſetze, fondern die auf ſolchem 
Wege erlangten Geftändniffe haben ge— 
wöhnlich noch die Folge, daß Inqui— 
fiten ſie zurücknehmen, wo dann der 
Nichter bei der Urtheilsfhöpfung leicht 
in Berlegenheit geräth, und mancher 
Schuldige ftraflos bleibt, der, wenn 
man ihn mit Umficht und Klugheit, 
aber au mit Geradheit und Wahr- 
haftigkeit umterfucht hätte, im gefeß- 
lihen Wege überwiefen worden wäre. 
ad 2 verſteht es fih wohl von 
felbft, daß die zur Ueberwachung einer 
Perfon, welche ein Verbrechen zu bege- 
hen im Sinne hat, oder ſich dazu an- 
ſchickt, beftellten Perfonen diefelbe zur 
Berübung des Verbrechens nicht indu- 
ciren dürfen, aber fie find aud) genau 
anzuweifen, und diedfalls ftrenge zu 
überwachen, daß fie fich durchaus nichts 
erlauben, wodurch mittelft Beifall, 
Nath oder Unterſtützung irgend einer 
Art das verbredherifhe Unteriiehmen 
gefördert wird, und das Geringſte, was 
fie fih im diefer Beziehung beitommen 
laffen follten, muß genügen, den ihnen 
ertheilten Auftrag augenblidlih zu— 
rüdzunehmen. Denn der Staatéver— 
waltung liegt nicht daran, daß ein rei- 
fendes Verbrechen wirklich zur That, 
und der Verbrecher geftraft werde, fon» 
dern ihre und vorzüglich der Polizei— 
Behörde Beftimmung ift dahin gerich- 
tet, Verbrechen fo lange es möglich ift, 


Polizei-Behörden. 


zu hindern, und nur bei jenen, die 
nicht gehindert werden konnten, den 
Schuldigen zu entdeden und zur 
Strafe zu ziehen. Circ. der k. f. Pol. 
Db. Dir. v 21. Dec. 1836 3.16346;, 
f. übrigens $. 146 der St. P. O. v. 
29. Zuli 1853. 

Polizei » Behörden. Die von 
Sr. Majeftätmita.h. Entſchlie— 
Bungvom 10. Juli 1850 geneh- 
migten Grumdzüge für die Dr- 
ganifation der Polizei-Behör— 
den, dann die Vorſchriften vom 
10. Dee. 1850 über den Bir 
kungskreis der k. k. Polizei: 
Behördenwerden kundgemacht. 
Zufolge der allerhöchſten Entſchlie— 
ßung vom 10. Juli 1850 umfaßt der 
Polizei-Rayon von Wien, das iſt der 
Bezirk, auf welchen ſich die Wirkſam— 
keit der k.k. Stadthauptmannſchaft und 
Polizei⸗Direction von Wien zu erftre- 
den bat, die Gemeinde Wien nach ihrem 
ganzen in der a. h. genehmigten Ge- 
meindeordnung vom 9. März 1850 nä- 
her bezeichneten Umfange, dann die 
Ortſchaften; Simmering, Gaudenzdorf, 
Dber- und Unter-Meidling, Wilhelms- 
dorf, Sechshaus, Fünfhaus, Ruſten⸗ 
dorf, Raindorf, Braunhirſchen, Hie- 
king, Lainz, Speifing, Unter St. Beit, 
Penzing, Ottakring, Reulerchenfeld, 
Hernals, Dornbach, Neumwaldegg, Brei- 
tenfee, Währing, Weinhaus, Gerfthof, 
Pöpleinsdorf, Salmansdorf, Neuftift, 
Dber- und Unter-Döbling, Ober: und 
Unter-Sievering, Grinzing, Heiligen: 
ftadt und Nußdorf und das durch diefe 
Drtfhaften umſchloſſene Gebiet. Die 
Gemeinde » Ordnung für Wien vom 
9. März 1850 und der Wirkungstreis 
der E. f. Polizei-Behörden v. 10. Dec. 
1850 zeigen, in welcher Weiſe die Lo— 
calePolizei in der Gemeinde Wien zwi: 
ſchen diefer und der #. k. Stadthaupt- 
mannfchaft und Polizei-Direction ge- 


617 


Polizei-Behörden. 


theilt ift. Aus der von Sr. Maj. dem 
Kaifer genehmigten Einbeziehung der 
genannten Ortfhaften und rückſichtlich 
des bezeichneten Gebietes in den Po— 
lizgei-Rayon von Wien folgt aber von 
ſelbſt, daß dafelbft die Local-PBolizei 
in gleicher Weife zwifchen der Gemeinde 
und der k. k. Stadthauptmannfchaft 
und Bolizei » Direction getheilt fein 
müffe, und daß daher in denfelben der 
durch das Gemeindegefeß vom 17. März 
1849 der Gemeinde in den Angelegen- 
heiten der Kocal-Polizei eingeräumte 
Wirkungskreis auf jene Zweige der Los 
cal⸗Polizei befchränkt fei, weldhe in der 
Gemeindeordnung für Wien v. 9. März 
1850 an die Gemeinde überwiefen 
worden find. Die übrigen Zweige der 
Rocal » Polizei gehören aud in diefen 
Ortſchaften und rückſichtlich in diefem 
Gebiete in das Bereich der k.k. Stadt⸗ 
hauptmannſchaft und Bolizei-Direction, 
für welche überhaupt der Wirkungs- 
freis der k. k. Polizei-Behörden vom 
10. December 1850 maßgebend ift. 
(Bdg. dern. d. Stth. vom 9.%ch. 1851 
3. 424/P. 8. ©. 3. Nr. 39.) 


Grundzüge fürdie Organi— 
fation der Bolizei-Behörden. 

8.1. Behörden für die Poli- 
jei-Derwaltung. Die Handhabung 
der Staats» und Rocal-Polizei, in fo 
weit leßtere nicht zum Wirkungstreife 
der Gemeinde gehört, obliegt den po- 
litifhen Behörden. Diefelben haben die 
ortspolizeilihe Gefhäftsführung der 
Gemeinde zu überwachen, zu controllis 
ven und erforderlichen Falls die nöthige 
Abhilfe zu treffen. 

8.2. Der Bezirkshauptmann hat 
die Polizei-Derwaltung im Bezirke, der 
Kreis-Präfident hat im Kreife die Ober« 
leitung zu führen, im Statthalter cen- 
traliſirt fich die Polizei-Verwaltung des 
Kronlandes. Der Minifter des Innern 
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hat die oberfte Leitung der Polizei im 
ganzen Reihe”). 

8. 3. Aufftellung eigener o- 
lizei-Behörden. In größeren Städ- 
ten oder in anderen Orten, wo die po» 
lizeilihen Gefchäfte eine größere Aus— 
dehnung gewinnen oder befondere Der: 
bhältniffe es erfordern, werden eigene 
Polizei-Behörden errichlet. Sie gehö— 
ren zu den politifchen Berwaltungs- 
Behörden. 

8.4. Eintheilung derfelben. 
Die Polizei-Behörden find entweder k.k. 
Stadthauptmannfhaften und Polizei— 
Directionen oder ?. k. Polizei-Commiſ⸗ 
fariate. Befondere Verordnungen wer: 
den beftimmen, an welden Orten Stadt- 
hauptmannſchaften und an welchen Po- 
lizei-Commiffariate zu beftehen haben. 
Stadthauptmannfhaften werden in der 
Regel nur am Sitze der Statthalter er- 
richtet **). 

8.5.Polizei-Rayon. Ob und 
wie weit ſich die Wirkfamkeit der Poli— 
jei-Behörde über dad Weichbild des 
Drtes, in weldem fie ihren Sitz hat, 
erſtrecken ſoll, wird durch befondere 
Verordnungen beſtimmt. Der ganze Be: 
zirk diefer Wirkſamkeit bildet den Po- 
lizei-Rayon. 

I. Stadthbauptmannfdhaften 
und Bolizei-Directionen. 

8. 6. Stadthbauptmann An 
der Spige der Stadthauptmannſchaft 
und PolizeisDirection fteht der Stadt- 
bauptmann und Polizeis-Direetor, der 


*) Durch die a. h. Entſchl. v. 25. April 
1852 wurde bie Polizei» Verwaltung von 
dem Minifterium des Innern getrennt, 
und für diefen Zweig eine felbftftändige, 
von Sr. Majeftät unmittelbar abhängige 
oberfie Polizei ⸗Behörde eingefept, f. Po: 
lizei⸗Behörde. 

**) Laut a. h. Entſchl. v. 24. Juni 1852 
haben alle bereits organiſirten Stadthaupt⸗ 
mannſchaften künftighin den Namen Po— 
lizei⸗Directionen zu führen, ſ. Polizei: 
Dirertionen. 
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unter feiner Verantwortung die Poli« 
zeilihen Geſchäfte im Polizei-Rayon zu 
leiten hat. 

8. 7. Deffen Stellung und 
Rang. Der Stadthauptmann ift un- 
mittelbar dem Statthalter. untergeord- 
net. Er hat den Rang und Gehalt eines 
Statthaltereirathes I. oder II. Elaffe. 

8. 8. Hilfs-Perfonale. Dem 
Stadthauptmanne werden nad Bedarf 
ein Bic-Stadthauptmann als Stell- 
vertreter, Polizeiräthe, Polizei » Ober: 
Eommiffäre, Polizei-Commiſſäre und 
Concepts⸗Adjuncten nebft dem fonft.er- 
forderlihen Amts- und Dienftperfonale 
beigegeben. Der Bir» Stadthauptmann 
bat den Rang und Gehalt eines Statt- 
haltereirathes II. Elaffe. Die Polizeis 
rathe äquipariren mit den Bezirföhaupt- 
männern, die Bolizei-Gommiffäre mit 
den Bezirkd-Commiffären. Die Polizeis 
Dber-Gommiffäre bilden eine Mittel- 
ftufe zwiſchen den Bezirkshauptmännern 
und Bezirks⸗-Commiſſären. 

8. 9. Der Stadthauptmann erhält 
auch die erforderliche Zahl von Militär⸗ 
und Civil⸗Polizeiwache. 

8.10. Pflidten des Stadt- 
hbauptmanned. Der Gtadihaupt- 
mann bat fih in ununterbrochener 
Ueberfiht der Ereigniffe und Geſchäfte 
zu erhalten, ihm fteht die Gefchäftezu- 
theilung, die Berwendung der Beamten 
und Diener und die Disciplinargemwalt 
über diefelben zu. Er hat täglich zwei— 
mal an den Statthalter Rapport zuer- 
ftatten. Der Stadthauptmann in Wien 
hat überdieß feine täglihen Rapporte 
an den Minifter des Innern abzugeben. 

8. 11. Unterordnung des 
Hilfs» PBerfonales, Sämmtliche 
Beamte und Diener der Stadthaupt- 
mannſchaft find dem Etadthauptmanne 
zum dienftlihen Gehorſame verpflich- 
tet, fie haben deſſen Verfügungen und 
Weifungen pünclih und ungefäumt 
zu erfüllen und die ihnen anvertrauten 
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Gefhäfte nad den Anordnungen des- 
felben zu behandeln. Inſoferne denfel- 
ben Geſchäfte zurfelbftftändigen Durch— 
führung überlaffen find, haben fie die 
Berantwortung für die pünctlihe Lö— 
fung ihrer Aufgabe und für die in Ab— 
fiht auf diefelben getroffenen Berfü- 
gungen. 

8.12. Ernennungen. Der Stadt: 
hauptmann und der Bice-Stadthaupt- 
mann werden vom Kaifer ernannt. Der 
Minifter des Innern ernennt die übri- 
gen Eoncepts-Beamten der Stadthaupt⸗ 
mannfchaft über den vom Stadthaupt- 
manne im Wege des Statthalters zu 
erftattenden Beſetzungs-Vorſchlag. Der 
. Statthalter ernennt das Kanzlei⸗Per— 
fonale und bewilliget die Zulaffung zur 
vorbereitenden praßtifhen Verwendung 
bei der Stadthauptmannfhaft”). Das 
Dienftperfonale wird vom Stadthaupt- 
manne ernannt; ihm fteht mit Zuftim- 
mung des Statthalterd die Aufnahme 
von Diurniften zu. 

8. 13. Urlaube. Urlaubs-Bewilli- 
gungen find, in fomweit es ohne wefentli- 
hen Nachtheil des öffentlihen Dien- 
ftes thunlich ift, und zwar in der Art 
zu ertbeilen, daß nicht durch gleichzei- 
tige Beurlaubung mehrerer Individuen 
des Amtöperfonales die Arbeitskräfte 


*) Laut a. h. Entſchl. v. 15. Sept. 
1852 find alle erledigten Concepts- und 
GanzleisBeamtenftellen der PolizeisBehör- 
den, fofern deren Verleihung nicht Sr. 
Majeftät vorbehalten ift, fünftighin aud- 
fhließend von dem Chef der oberften Po- 
lizei-Behörde definitiv zu befepen, und es 
ift in Folge diefer a. 5. Schlußfaffung 
aud zu jeder bezielten Perfonal-Berände- 
rung in bem Beamten» Status einer Po— 
lizei-Behörde, diefelbe mag Concepts- oder 
Ganzlei» Individuen betreffen , vorläufig 
die ——— des Chefs der oberſten 
Polizei⸗Behörde einzuholen. (Erl. der ober 
a“ Bol. Beh. v. 19. Aug. 1852 3. 404. 

ec. der n. ö. Stth. v. 27. ee 1852 
3. 2064/P. Dec. der Pol. Dir v. 18. Sept. 
1852 3. 2982/P.) 
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zum Nachtheile des öffentlichen Dien- 
ſtes gefehmälert werden. Der Gtadt- 
hauptmann ift ermächtigt, den ihm un- 
terftehenden Beamten einen Urlaube 
von hoͤchſtens zwei Wochen zu bemilli- 
gen. Der Statthalter kann den Stadt- 
hauptmann auf höchſtens zwei Wochen, 
die übrigen Beamten der Stadthaupt- 
mannfhaft auf höchſtens ſechs Wochen 
beurlauben. 

$. 14. Suspendirung und 
Entlaffung. Die Suspendirung 
eined Beamten oder Dieners der Stadt- 
bauptmannfhaft wegen Pflichtverle⸗ 
gung , wegen fäumiger oder ungehöri- 
ger Erfüllung des Dienfted, oder we 
gen Eintritt eines Umſtandes, der das 
Belaffen desfelben in feinem Amte oder 
Dienfte unthunlich erfcheinen laßt, wird 
von dem Stadthauptmanne beim Statt: 
halter beantragt, oder auch, wenn Ge 
fahr am Berzuge ift, fogleich verhängt 
und dem Statthalter zur Genehmigung 
angezeigt. Die Eoncepts-Adjuncten, die 
zur Praxis zugelaffenen Individuen, 
und das Dienerfchaftsperfonale kann 
der Statthalter aus gegründeten Ur— 
fahen ohneweiters entlaffen. Im Uebri⸗ 
gen find bezüglich der Suspendirung 
und Entlaffung der Beamten und Diener 
die beftehenden Disciplinar- Borfchrif- 
ten zu beobachten. 

8. 15. Dienſtes Entfagung 
undRuheftand. Dienftes-Entfagung 
von Seite der Beamten der Stadt- 
bauptmannfhaft kann der Statthalter 
annehmen. Jede folde angenommene 
Refignation eined Ober-Commiſſärs 
oder eines höher geftellten Beamten ift 
dem Minifter des Innern anzuzeigen. 
Die Verfeßung in den zeitlichen oder 
bleibenden Ruheftand verfügt bei den 
Polizei-Commiffären und bei dem min— 
deren Eoncepte-Perfonale, ſowie bei den 
Ganzlei-Beamten und bei den Dienern 
der Statthalter. Es ift ich hiebei bie 
zur Erlafjung neuer gefeglicher Beftim- 
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mungen an die dermaligen Normen zu 
halten. 

8. 16. Allgemeine Pflichten. 
Der Polizei-Beamte muß im äußeren 
Dienfte jederzeit in der vorgefchriebe- 
nen Uniform erfcheinen. Zur befonde- 
ren Kenntlihmahung hat er eine roth- 
weiße Cocarde zu tragen. Er hat fi 
bei allen feinen Amtshandlungen das 
Geſetz gegenwärtig zu halten umd in 
feinem Benehmen Humanität mit wür- 
digem Ernfte zu verbinden. Eingedent 
der Wahrheit, daß die Polizei-Behörde 
mit dem Bertrauen des Publifums am 
meiften zu wirken in der Rage ift, muß 
er fih durch fein offenes und unparteiis 
fches Auftreten dasfelbe zu erwerben 
fuchen. 

$. 17. Eintheilung des Poli— 
zei-Rayons in Bezirke. Inſo— 
weit es zur leichteren umd fraftvolleren 
Handhabung der Bolizei erforderlich ift, 
foll der Polizei-Rayon nah Maßgabe 
der Bevölkerung und der befonderen 
Rocalverhältniffe in Bezirke abgetheilt 
werden, in deren jedem ein eigenes Po- 
lizei⸗Commiſſariat aufgeftellt wird. Diefe 
Abtheilung in Bezirke, fowie die Ören- 
zen derfelben werden durch befondere 
Verordnungen feftgeftellt werden. Die 
Bezirkd-Polizei-Commiffariate werden 
durch fortlaufende Zahlen bezeichnet. 

$. 18. Beftimmung der Be 
zirks-Polizei-Commiſſariate. 
Die Bezirks-Polizei-Commiſſariate ſind 
die Organe der Stadthauptmannſchaft, 
durch welche dieſelbe den executiven 
Polizei-Dienſt und die unmittelbare 
Aufſichtspflege handhabt. Zu dieſem 
Ende haben ſich die Bezirks-Polizei— 
Commiffariate fortwährend in der ge 
nauen Kenntniß der Bevölkerung und 
der Local⸗Verhäaltniſſe in dem ihnen zu- 
gewiefenen Bezirke zu erhalten. 

$. 19. Unterordnung derfel- 
ben. Die Bezirks-Polizei-Commiſſa— 
tiate unterftehen unmittelbar dem Stadt⸗ 
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hauptmanne, fie find an deffen Anord⸗ 
nungen gebunden und müffen diejelben 
auf das pünctlichfte in Bollzug feken. 

8. 20. Leitung im Bezirke. An 
der Spike eines jeden Bezirks-Polizei— 
Commiſſariats ſteht ein Polizei-Dber- 
Commiſſär oder ein Polizei-Commiſſär 
als leitender Beamter. Ihm wird das 
nöthige Berfonal an Beamten und Die: 
nern und die erforderlihe Wahmann- 
[haft beigegeben. Diefed Berjonale, 
fowie die Wahmannfhaft ift an die 
Anordnungen des Eommifjariats - Lei- 
terd gebunden. 

$. 21. Berbindung der Be 
zirks-Polizei-Commiſſariate 
mit derStadthauptmannſchaft. 
Die Bezirks-Polizei-Commiſſariate ha— 
ben täglich zweimal, nämlich Früh. und 
Abends, Rapporte, in welchen alleBor- 
fallenheiten und die getroffenen Maß— 
regeln anzuzeigen find, an den Stadt— 
hauptmann zu erftatten. Wichtige Bor- 
fommniffe find fogleih zur Kenntniß 
des Stadthauptmannes zu bringen, und 
es find in zweifelhaften Fällen die Wei- 
fungen desfelben einzuholen. 

$. 22. Bei ſich ergebenden Anläffen 
verfammelt der Stadthauptmann die 
Sommiffariats-Reiter zur gemeinfamen 
Inſtruirung und Berathung. 

8.23. Gegenſeitiges Verhält— 
niß der Bezirks-Polizei-Com— 
miſſariate. Es iſt eine unerläßliche 
Pflicht der Bezirks-Polizei-Commiſſa— 
riate, bei Handhabung des execntiven 
Polizei-Dienſtes auf das Innigſte zu— 
ſammenzuwirken und ſich gegenſeitig zn 
unterſtuͤtzen. Die Gebiete derſelben find 
nicht der Art für abgeſchloſſen anzufe- 
ben, daß bei wichtigen und dringenden 
Amtshandlungen ein Sommiffariat nicht 
die Grenzen eines anderen überfohreiten 
dürfe. Es ift jedoch in derlei Fällen ſo— 
glei die Anzeige an das betreffende 
Polizei- Commiffariat Behufs feiner 
Mitwirkung zu machen. 
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$. 24. Amtsort der Bezirke: 
Polizei» Eommiffariate. Die 
Bezirks⸗Polizei-Commiſſariate follen 
möglichft im Mittelpuncte des Bezirkes 
ihren Sig haben. Im Amtsfige erhält 
der Sommiffariats-Leiter eine Natural: 
Wohnung, und es ift die beigegebene 
Mannfhaft der Militär- Polizeimache 
in einer, gegen die Straße zu, offenen 
Wachſtube unterzubringen. Der Amts- 
ort ift durch eine am Haufe anzubrin- 
gende Tafel mit der Auffchrift: k.k. 
Bezirks⸗Polizei-Commiſſariat Nr... . 
und zur Nachtzeit Durch eine rothe 
Lampe Fenntlich zu machen. Die Beam- 
ten und Diener des Polizei⸗Commiſſa⸗ 
tiates müffen im Bezirke wohnen. 

8.25. Permanenz. Der Dienft 
der Bezirks » Polizei - Commiffariate ift 
ein permanenter. E& muß daher außer 
den gewöhnlichen Amtsftunden ftets ein 
Amts-Individuum am Amtsorte gegen- 
wärtig fein. 

$. 26. Gentral»-Bureau. In je 
nen Städten, deren Polizei-Rayon in 
Bezirke zerfällt, werden am Sitze der 
Stadthauptmannfhaft felbft Eentral- 
Bureaus gebildet, in welche alle Ge- 
Thäfte, die eine einheitliche und conſe— 
quente Behandlung von einem Puncte 
aus erfordern, oder die nur in.ihrer 
Vereinigung die nöthige Evidenz über 
den ganzen Polizei-Rayon gewähren, 
zufammenlaufen und von welchem aus 
der erecutive Dienft der Bezirks⸗Polizei⸗ 
Commiffariate feine Richtung erhält. 
Derlei Gentral » Burcaus follen insbe— 
fondere beftehen für die Gentralsteitung 
des erecutiven Dienftes der Bezirks— 
Polizei-Commiffariate, für Die Ueber: 
wahung der Sicherheit der Perſon und 
des Eigenthums im ganzen Polizei— 
Rayon, fir das Paß-, Fremden und 
Anzeigewefen , für die Ueberwachung 
der Preffe, der Vereine und öffentlichen 
Berfannmlungen. 

8. 27. Jedes Gentral-Bureau erhält 
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einen Vorfteher in der Perſon eines 
Polizeirathed mit dem erforderlichen 
Hilfe-PBerfonale. Die oberfte Leitung 
diefer Central-Bureaus, fowie über: 
haupt der ganzen polizeilihen Wirk— 
famfeit, läuft in der Berfon des Stadt- 
hauptmannes zufammen. 

8. 28. Militär-Polizeimwadhe, 
Zur Unterftügung und Handhabung 
des erecutiven Dienfted wird der Stadt- 
hauptmannfhaft einebewaffnete Macht, 
nämlich die Militär-Polizeimadhe, wo— 
von ein Theil beritten ift, beigegeben. 
Diefelbe ift in allen Dienftesbeziehun: 
gen der Stadthauptmannfhaft unters 
geordnet und zur Vollziehung der von 
derfelben ausgehenden Anordnungen 
verpflichtet. Das Militärifche. diefer 
Wache führt ein Militär-Commandant, 
dem zu diefem Ende dienöthige Anzahl 
von Officieren beigegeben wird. Eine 
befondere Inftruction wird den Dienft 
der Militär » Polizeimache regeln (fiehe 
Militär-Polizeimache). Es wird be- 
ſonders Aufgabe der Dfficiere fein, die 
Mannfchaft in der fteten Kenntniß die: 
fer Inſtruction zu erhalten und diefelbe 
überhaupt in allen Gegenftänden zu 
unterweifen, deren Kenntniß für ihren 
Dienft unentbehrlich oderdod von Vor: 
theil ift. 

8. 29. Die Militär-Polizeiwache ges 
nießt, wenn fie im Dienfte ift, alle in 
den Geſetzen gegründeten Rechte der 
Wache und den befonderen gefeglichen 
Schuß, welder den obrigkeitlichen Ber- 
fonen und Eivil- und Militärwachen 
zutömmt. Die $$. 45 und 46 des 
Gensd'armerie⸗Geſetzes v. 18. Jänner 
1850, hinfihtlih des Gebrauches der 
Waffe, gelten auch für die Militär-Po- 
lizeiwache. 

8.30. Civilwache. Der Stadt: 
bauptmannfchaft wird ferner eine Civil: 
wache beigegeben. Diefelbe fungirt in 
Civilkleidern und ift mit einer Plaque 
zur 2egitimation verfehen. Sie ift theils 


Polizei-Behörden. 


dem Gentrum der Behörde, theild den 
Gommiffariaten zugetheilt. Die Mit- 
glieder diefer Wache werden vom Stadt- 
hauptmanne aufgenommen und können 
von demfelben zu jeder Zeit entlaffen 
werden. Sie erhalten eine monatliche 
Löhnung. Eine befondere Inftruction 
wird ihre Dienftleiftung näher beftim- 
ſ. Civil-⸗Polizeiwache. 

$. 31. Berufungen an den 
Kreispräfidenten. In allen Fällen, 
wo die Stadthauptmannfhaft ald erfte 
Inftanz in den ihr zugewiefenen Ge— 
ſchäften des Local: Bolizeis-Dienftes den 
Recurs einer Partei hervorruft , ſteht 
die Entfheidung dem Kreispräfidenten 
in zweiter Inſtanz zu. 

8 32. Berhältniß der Stadt- 
bauptmannfhaft. a) Zu den an- 
deren politifchen Behörden und zu den 
Gemeinde-Borftehern. Die politifchen 
Behörden des Kronlandes find verpflich- 
tet, alle Borkommniffe, die in polizeilicher 
Hinfiht von Wichtigkeit find, ſogleich 
dem Statthalter unter der Adreffe des 
Etadthauptmannes anzuzeigen, der die 
diesfälligen Berichte einzufehen und mit 
feinem „Gefehen“ und mit feinen all» 
fälligen Bemerkungen unaufgehalten 
dem Statthalter vorzulegen bat. Aus- 
fünfte, welche die Stadthauptmann- 
{haft von politifhen Behörden und von 
den Gemeinde « Vorftehern abverlangt, 
find ungefäumt zu ertheilen. 

$$. 33, 34 und 35. Diefe $$. ent- 
halten die Beftimmungen über das Der- 
hältniß der Polizei-Behörden zu den 
Gerihten und zu der Staatsanwalt: 
{haft nad den Vorſchriften der St. P. 
D. v. 17. Juni 1850, weldhe durch die 
allg. St.P.D. v. 29. Juli 1853 auf: 
gehoben worden ift. 

$. 36. c) Bur Gemeinde. Die Stadt: 
hauptmannſchaft ift verpflichtet, die 
Gemeinde in Handhabung der ihr zu« 
ftehenden Local Polizei zu unterftüßen, 
und derfelben hiezu die benöthigte Mi- 
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litär-Bolizeiwache zu ftellen. Sie hat 
fi wegen Abftellung allfälliger Mängel 
und Gebrechen der Local-Polizei mit 
der Gemeinde in einem freundjchaftli« 
hen Einvernehmen und bereitwilligen 
Entgegenfommen zu erhalten. 

8. 37. d) Zur Gensd’armerie, Das 
Berhältnig des Stadthauptmannes zur 
Gensd’armerie ift Durch das Geſetz vom 
18. Jänner 1850 geregelt. 

$. 38. Polizei-Beitung. Bei der 
Stadthauptmannfhaft ift eine Polizei- 
Zeitung über Alles, was die Sicher— 
heitöpflege zu befördern geeignet ift, 
anfzulegen und durch den Drud zu 
veröffentlichen. Die Polizei - Zeitung 
ift allen Bezirkshauptmännern, der 
Staatsanwaltfhaft, der Gensd'armerie 
und den Gemeindevorftehern im Kron- 
lande, dann allen Bolizei-Behörden der 
übrigen Kronländer, und zwar Letzteren 
in der entfpredhenden Anzahl von 
Eremplaren zur weiteren Verbreitung 
im Lande mitzutheilen. 

II. Bolizei-&ommiffariate. 

$. 39. Befegung. An der Spike 
eines Polizei-Gommiffariates ſteht ein 
Polizeir-Dbercommiffär oder ein Poli« 
zei-Commiſſär. Demfelben wird das er- 
forderlihe Amtsperfonale und die be- 
nöthigte Wachmannſchaft beigegeben. 

$. 40. Unterordnung. Die Pos 
lijei-Commiffariate find dem Bezirks⸗ 
hauptmanne, an Orten aber, wo der 
Kreid-Präfident feinen Sig hat, diefem 
unmittelbar untergeordnet. 

$. 41. Die Polizei -« Commiffariate 
haben über alle wichtigen Vorfälle und 
Wahrnehmungen die unmittelbare An— 
zeige an den Statthalter zu erftatten. 
Infofern am Sitze des GStatthalters 
eine Stadthauptmannſchaft befteht, find 
diefe Anzeigen unter der Adreffe des 
Stadthauptmannes zu erftatten. Sie 
find an die Weifungen gebunden , die 
fie vom Stadthauptmanne erhalten. 

$. 42. In der gerichtlichen Polizei 
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haben fie den Anordnungen der Staats⸗ 
anwaltſchaft Folge zu leiften. Befinden 
fie ih am Orte eines Bezirksgerichtes, 
fo hat der vom General» Brocuratur 
bezeichnete Polizei-Gommiffär die Ver- 
tihtungen der Staatsanwaltfchaft bei 
dem Bezirfögerichte zu verfehen. 

8. 43. Wirkungskreis. Der Wir- 
kungskreis der Stadthauptmannſchaften 
und der Polizei-Commiſſariate wird 
durch beſondere Inſtructionen näher 
geregelt. Im Allgemeinen laſſen ſich 
die Grenzen dieſes Wirkungskreiſes da- 
mit bezeichnen, daß es Aufgabe der 
Polizei⸗Behorden iſt, durch Beobach— 
tung, Vorbeugung, Repreſſion und Ent⸗ 
deckung für Ruhe, Ordnung und Sicher⸗ 
heit im geſetzlichen Wege zu ſorgen. 

Wirkungskreis der kak. Po— 
lizei-Behörden. 

8.1. Aufgabe dieſer Behör— 
den. Die k.k. Polizei-Behörden haben 
den Gefahren, womit der Monarch, das 
faiferlihe Haus, die gefeßliche Ordnung, 
fowie überhaupt der Rechtsbeftand und 
die Wohlfahrt des Staates fowie der 
Einzelnen bedroht find, auf den gefeß- 
lihen Wegen vorzubeugen und zu be— 
gegnen, die öffentlihe Ruhe und Ord— 
nung in dem Bereiche ihres Bezirkes 
zu erhalten, die Angriffe gegen diefelbe 
und die Berlekungen der Perfon und 
des Eigenthumes, mögen fie vom Zu— 
falle herrühren oder durch menfhliche 
Thätigkeit abfihtlih oder unabfichtlich 
veranlaßt werden, zu hindern, bei vor: 
fallenden Störungen der Ordnung und 
Sicherheit dem Umfichgreifen des Scha- 
dens Einhalt zu thun, die eingetretenen 
nachtheiligen Folgen zu befeitigen, end» 
li die Uebertreter des Geſetzes auszu— 
forfhen, anzuhalten und den berufenen 
Behörden zu überliefern. 

$. 2. Um diefe Aufgabe löſen zu fön- 
nen, ift der Polizei-Behörde vor Allem 
die Keuntniß der Bevölkerung und ihrer 
Bewegung, dann der örtlichen Verhält— 
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niffe nothwendig. Diefe Kenntnig er: 
langt fie vorzüglid: 

1. durch die Aufnahme des Standes 
der Bevölkerung (Tonfeription), 

2. durch die genaue Handhabung des 
Meldungsmwefend, und 

3. durch das Fremden- und Paßweſ⸗ en. 

8. 3. Gonfcriptiond- und 
Meldungswefen. Das Confcrip- 
tions- und Meldungswefen begreift in 
fih die Evidenzhaltung des Standes 
der Bevölkerung des der Polizei-Be: 
hörde zugewiefenen Amtsgebietes auf 
Grundlage der nah den beftehenden 
Borfchriften erfolgenden vollftändigen 
Aufnahme derfelben, mithin insbefon- 
dere die ſtets richtige Führung der Pro- 
tofolle über Jahres» und After-Parteien, 
über die in den Gafthöfen einkehrenden 
Fremden, über Gewerbögehilfen, Fa— 
brißsarbeiter und Dienftboten, die Auf: 
fiht auf die ordentlihe Führung der 
Fremden und Gefellenbüdher von Seite 
der Gaftwirthe und Herbergsväter, die 
zeitweife Reviſion der Gafthöfe und 
Herbergen , insbefonders bedenklicher 
Orte und Schlupfwinkel; ferner die 
Sorge, daß jede Veränderung der Be: 
völferung nad den beftehenden Bor: 
fhriften gemeldet, jede Uebertretung 
diefer Vorſchriften aber der gefeßlichen 
Ahndung zugeführt werde. 

8.4. Fremdenwefen. In Rüd: 
fiht auf das Fremdenweſen haben die 
k. k. Polizei-Behörden die Behandlung 
der antommenden Ausländer nad den 
hierüber beftehenden Vorfhriften, die 
Sonftatirung des Reife und Aufent- 
haltszweckes, die Ertheilung der Auf- 
enthaltsbewilligungen, die Ausmweifung 
bedenklicher Fremden, indbefonders der 
ausländifhen Emiffäre und Ruheftörer, 
die Evidenzhaltung der gegebenen 
Aufenthaltsfriften, der fignalifirten und 
abgefhafften Fremden, endlich die Ein— 
hebung und Berrechnung der etwa be» 
ftehenden Fremdentaren, 
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8.5. Paßweſen. Das Paßwefen 
umfaßt die Evidenzhaltung der ankom— 
menden und abreifenden Inländer im 
gewöhnlichen Verkehr, fowie auf Eifen- 
bahnen und Dampffchiffen, die Beband- 
lung und Ueberwadhung befonders fig- 
nalifirter und bedenklicher Individuen, 
die Prüfung der vorkommenden Reife: 
Urkunden in Bezug auf ihre wejentli- 
hen Merkmale, die Vidirung derfelben, 
dann über vorläufige® Einvernehmen 
des Gonfcriptiond » Amtes die Erthei- 
lung von Reifeurfunden an Einheimifche 
für das Inland, und die Erftattung von 
Anträgen an die Kreispräfidenten und 
rücfichtlic Statthalter zur Ausftellung 
von Reife-Urfunden an Inländer für 
das Ausland. 

8. 6. Ausfünfte. Auf Grund der 
vorfhriftmäßigen Handhabung des 
Meldungs-, Paß- und Fremdenweſens 
find die f.f. Polizeibehörden in der Lage, 
tie von den Behörden oder Parteien 
an fie gerichteten Anfragen oder Anſu— 
hen um Auskünfte über Perfonen zu 
beantworten. 

8. 7. Die Aufgabe, welche die kak. 
MolizeirBehörden nah $. 1 zu erfüllen 
berufen find, läßt fih im Allgemeinen 
auf drei Hauptpuncte zurüdführen. Sie 
befteht nämlich: 

I. in der Aufrechthaltuug der öffent« 
lihen Sicherheit und der innern Rube; 

U. in der Sorge für die Sicherheit 
der Berfon und des Eigenthumes; 

IN. in der Handhabung der öffentlichen 
Drdnung. 

Ihre Amtsthätigkeit ift in diefer drei— 
fahen Beziehung: 

a) eine beobachtende, vorbeugende 
und verhütende (adminiftrat. Polizei) ; 

b) bei wirklich erfolgten Rechtöver- 
legungen und Befhädigungen auf die 
Entdeckung des Gefegübertreterd, und 
infoweit ihnen nicht felbft ein Ahn— 
dungsrecht zufteht, auf die Ueberwei— 
fung desfelben an die competente Straf- 
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Behörde gerichtete (gerichtliche Po— 
ligei). 

8.8. A. Adminiftrat. Polizei. 

1.Aufredthaltung deröffent- 
lihen Sicherheit und derinne- 
ren Rube. 

Die Wahrnehmung der Volkoſtim— 
mung gehört zur wefentlihen Aufgabe 
der Bolizei-Behörden. Sie haben in 
diefer Beziehung die politifchen und ſo— 
cialen in das Staatsleben eingreifenden 
Zuftände forgfältig zu beobadhten und 
ihre befondere Aufmerkfamkeit auf die 
öffentlihe Stimmung bei Erlaffung 
neuer Neichd- oder Landesgeſetze über 
politifhe oder adminiftrative Einrich- 
tungen zu richten, wobei es aber nicht 
genügt, blos einzelne Stimmen zu hö— 
ren und ihren Anſichten den Werth des 
allgemeinen Urtheiles beizulegen. Die 
Polizei-Behörden haben fih von den 
Bedürfniffen und Wünfchen der Bevöl— 
ferung Kenntniß zu verfchaffen,, die 
thatſächlichen Berhältniffe, welche dem 
Bedürfniffe neuer Einrichtungen und 
dem Wunfche nad Aenderungen in den 
beftehenden Einrichtungen zum Grunde 
liegen, forgfältig zu prüfenund gerechte 
Wünſche und Beſchwerden ungefhminkt 
zur höheren Kenntniß zu bringen. Uns 
gerechten Wünfchen und Befhwerden 
haben fie durch Berichtigung der den- 
felben zum Grunde liegenden irrigen 
Borftellungen und Begriffe zu begeg- 
nen, und bösmilligen Einflüffen , die 
fi zur Erregung ungegründeter Miß— 
flimmung und Aufreizung geltend zu 
machen fuchen, ift mit aller Entfchieden- 
heit entgegen zu treten. 

8.9. Ueber die Wahrnehmungen, 
welche die f. k. Polizei» Behörden nad 
8. 8 zu machen berufen find, find an 
die vorgefeßte Behörde periodifche Be— 
richte mit den geeigneten Anträgen zu 
erftatten. Befondere Weifungen werden 
die Zeit diefer periodifchen Berichte 
näher beftimmen. 
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8. 10. Den Wirkungskreis der Po— 
ligei- Behörden in Bezug auf die Preffe, 
auf politifche Bereine und Verfamm- 
lungen beftimmen die darüber beftehen- 
den Gefeße und befonderen Inftructio- 
nen. Dielleberwadhung der periodifchen 
Drudfhriften und des Verbotes des 
Haufirens mit Drudfchriften, des Aus- 
rufens, Vertheilens, Feilbietens und 
Anſchlagens derfelben auf offener 
Straße, gehört zu ihren vorzüglihen 
Obliegenheiten. Nicht minder haben fie 
den Einfluß der in» und ausländifhen 
Blätter, Flugſchriften und größeren 
Werke auf die öffentlihe Stimmung 
wahrzunehmen und wichtige Daten zur 
höheren Kenntniß zu bringen. 

8. 11. Die Ueberwahung geheimer 
Umtriebe und Anfchläge, melde der 
öffentlihen Sicherheit gefährlih fein 
könnten und die Evidenzhaltung der in 
diefer Beziehung bereit in Unterfuhung 
geftandenen oder verdächtigen Perſonen 
fiegt in der befonderen Verpflichtung 
der Polizei-Behörden. Sie müffen bes 
müht fein, dahin zu wirkten, daß Stö- 
rungen der öffentlihen Sicherheit und 
Ruhe nicht. zum Ausbruche gelangen, 
fondern fhon in ihrem Aufkeimen er- 
ftift werden. Sind fie aber dennoch 
ausgebrochen, und reichen gütlihe Mit- 
tet nicht hin, denfelben ein Ende zu 
machen, fo haben die Polizei-Behörden 
mit aller Entfchiedenheit aufzutreten, 
und wenn die ihnen zu Gebote ftehende 
Militär⸗Polizeiwache nit ausreichend 
fein follte, die Mitwirkung der Gens— 
d’armerie und nad Erforderniß auch 
des kak. Militärs ungefäumt zu ver- 
anlaffen. 

IL. Sorge für die Sicherheit 
der Perfon und des Eigen 
thumes. 

8. 12. Die Sorge für die Sicherheit 
der Perſon umfaßt die Aufficht auf alle 
Handlungen und Unterlaſſungen inner- 
halb des ganzen Bolizei-Bezirkes, wo: 

Baleiöty, Handb. d. Pol. Gef. IL 
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duch das Leben, die Gefundheit und 
die körperliche Sicherheit der Bewohner 
zufällig oder abſichtlich gefährdet wer- 
den könnte, Diefe Aufficht wird ausge— 
übt im Allgemeinen duch die einzelne 
Nachſchau, durch ambulirende Poften, 
Streifungen und Patrouillen bei Tag 
und Naht, imsbefonderd aber durch 
Ueberwachung jener Gaffen, Pläße und 
öffentlihen Orte, wo gewöhnlich oder 
aus fpeciellen Anläffen, wie bei Volks— 
feften, Feierlichkeiten, Bällen, Feuers— 
brünften u. f. w., ein größerer Zufam- 
menfluß von Menjchen ftattfindet. Hie— 
ber gehört noch insbefonders die ger 
naue Ueberwahung des Eifenbahnbe- 
triebes nad den in diefer Beziehung 
ergangenen Verordnungen, dann die 
Auffiht auf den Betrieb der Dampf: 
fhifffahrt nah den beftehenden Bor: 
fhriften. Die in dem Eifenbahn - Boli- 
zeigefeße den PolizeisBehörden einge- 
räumte Gerichtsbarkeit ift an die Ge- 
richte übergegangen, an welche daher 
die Polizei-Behörden die diesfälligen 
Uebertretungen anzuzeigen haben. 

8. 13. Diefe Sorgfalt erſtreckt fi 
auch auf das Einfchreiten bei öffentli— 
hen Calamitäten, Feuersbrünſten, 
Ueberſchwemmungen, Epidemien u. ſ. w. 
nad den für derlei Falle beftehenden 
befonderen Vorſchriften oder fpeciellen 
höberen Anordnungen, dann bei fi 
ereignenden Unglücks- und Irrfinnsfäl: 
len, plöglichen Erkranfungen auf der 
Straße, Selbftmorden und derlei Ver: 
fuchen u. f. w. 

$. 14. Den PBolizei-Behörden ob— 
liegt die Auffiht auf die Verfertigung 
und auf das Tragen verbotener oder 
fonft verdächtiger Waffen, als: Stod- 
flinten, Stilete, Dolce, Degenftöde, 
zwei⸗ oder mehrfchneidige Meffer ꝛc. 
Das Waffengefeß wird die weiteren 
DObliegenheiten der PolizeisBehörden 
ausſprechen. 

$. 15. Die Eigenthumsſicherheit er— 
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fordert die Auffiht auf Müffiggänger, 
Bagabunden, Bettler und fonft gefähr- 
liche Perfonen, die Evidenzhaltung der 
entlafjenen Sträflinge , ihrer Berbin- 
dungen und Aufenthaltsorte, der Abge- 
ſchobenen und Abgefchafften, der Hehler 
und der der Hehlerei verdächtigen Ge— 
werbsleute, dann die zeitweife Bornahme 
von ausgedehnten über den ganzen Be- 
zirk ſich erftredenden Streifungen im 
gleichzeitigen Einvernehmen mit den an— 
grenzenden politifchen Behörden oder 
Gemeinden , die fleißige Revifion von 
verdächtigen Orten und Schlupfwinfeln. 
Hieher gehört ferner die Sammlung 
und Regiftrirung der Beichreibung ge— 
ftohlener und geraubter Effecten, dann 
der verübten Verbrechen; die Befchrei- 
bung von verloren , gefundenen und 
depofitirten Gegenftanden; die Pers 
ſonsbeſchreibung entwichener und ver- 
mißter Individuen und gefundener 
Leichname; die Verbreitung der von 
den Gerichten erlaffenen Stedbriefe. 

$. 16. Die bei der Gaffenaufficht, 
den Revifionen und Streifungen oder 
bei anderen Anläffen aufgegriffenen 
Bettler, Bagabunden und Müffiggän- 
ger find ven den k.k. Polizei-Behörden 
ebenfo, wie andere unterftande-, aus— 
weid- und erwerbälofe Individuen wit 
Benügung der vorliegenden Perfons- 
beſchreibungen und Stedbriefe, der Li— 
ften über abgeftrafte Verbrecher , über 
Abgeſchobene und Abgeſchaffte vorſchrift— 
mäßig zu behandeln; Fremde ſind nach 
Umſtänden einfach wegzuweiſen oder 
abzuſchieben, einheimiſche Bettler und 
Müſſiggänger aber find nad den über 
ihre perfönlichen Verhältniffe gepfloge- 
nen Erhebungen entweder der Armen: 
verjorgung zuzuweiſen oder in die freis 
willige Arbeitsanftalt abzugeben oder 
nad den beftehenden Directiven fürdie 
Zwangsarbeitshäufer zu behandeln. 

I. Handhabung der öffent: 
lichen Ordnung. 
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$. 17. Die Obliegenheit der E. f. 
Polizeis: Behörden in Bezug auf thea- 
tralifhe Vorftellungen find durch die 
Iheater-Drdnung und die bejondere 
Inftruction feftgeftellt. Die k. k. Poli— 
zei-Behörden find insbefondere ver— 
pflihtet, Winkelbühnen in Privathäu— 
fern nicht zu dulden, fowie die Auf: 
führung dramatifher Scenen von den 
dazu nicht befugten öffentlichen Orten 
hintanzuhalten. 

8. 18. Den Bolizei-Behörden obliegt 
zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung 
die Auffiht auf Schänken-, Gaft- und 
Einkehrhäufer, Kaffeehäufer, Herber- 
gen, öffentlihe Berfammlungs- und 
Beluftigungsorte u. dgl. Sie haben die 
Einhaltung der Sperrzeit bei Schän- 
fen, Wirths- und Kaffeehäufern zu 
überwachen. 

$. 19. Zum Bereiche der Polizei- 
Behörden gehört die Bewilligung zu 
öffentlichen declamatorifchen und mufi- 
falifhen Productionen jeder Art über 
das vom Unternehmer vorzulegende 
Programm, und die Auffiht, daß fid 
genau an das bemilligte Programm ges 
halten werde. Es bedarf ferner zu al— 
len Schauftellungen, öffentlichen Bällen 
und Tanzmuſiken, zum Offenhalten der 
Schänken, Wirthe- und Kaffehäufer 
über die Polizeiftunde der Bewilligung 
der Polizei-Behörden. Diefelben haben 
die für diefe Bewilligung vorgefchriebe- 
nen Gebühren einzubeben und zu ver: 
rechnen, und bei all’ diefenAnläffen die 
Drdnung aufrecht zu erhalten. Ihnen 
liegt außerdem die Auffiht auf herum— 
ziehende Gaukler, Tafchenfpieler, wan- 
dernde Mufifanten, Harfeniften, Bäns- 
felfänger 2c. 2c. ob. 

$. 20. In Bezug auf die Heiligung 
der Sonn und Feiertage hat den Pos 
lizeir-Behörden als Richtfchnur zu die— 
nen, daß dort, wo die katholiſche Be- 
völferung die Mehrzahl bildet, die Feier 
der Sonn: und katholiſchen Fefttage 
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durch geraͤuſchvolle Arbeiten und öffent» 
lihen Handelsbetrieb nicht geftört wer- 
den darf. Auch find die Vorſchriften 
wegen Richtgeftattung von Tanzmuſiken 
während der heiligen Zeit genau zu be— 
obadhten. 

8. 21. Die Auffiht der Polizei-Be- 
börde auf die Spiele an öffentlichen 
Drten erſtreckt fih nicht nur auf die 
durch die beftehenden Geſetze verbotenen 
eigentlihen Glücks- und Hazardfpiele, 
fondern auch auf jene, Die in Anbetracht 
des Ortes und der Perfonen, die dabei 
betreten werden, geſetzlich unterfagt 
find. 

8. 22. Eine gleich ftrenge. Aufmerk— 
famteit haben die Polizei-Behörden auf 
die Berhütung öffentlicher Unzucht und 
Hergerniß erregender Unfittlichkeiten 
zu richten, fie haben die Luftdirnen in 
Evidenz zu halten und fie befonders in 
Rückſicht auf ihren Gefundheitszuftand 
zu überwachen, die Kuppelei nach Kräf- 
ten hintanzuhalten und die öffentlichen 
Badeorte genau zu beauffichtigen. 

8. 23. Die Polizei-Behörden haben 
überhaupt Alles zu befeitigen, was die 
öffentlihe Sittlichkeit verleßt. Sie ha- 
ben daher in dieferRichtung alle öffent» 
lihen Schauftellungen, Auslagen, Aus- 
bängfchilder 2c. genau zu überwachen. 

8.24. Den PBolizei-Behörden obliegt 
die Handhabung der Gefindeordnung, 
infoferne durch diefelbe der polizeiliche 
Zwed verfolgt wird, das Dienftverhält- 
niß feiner nadhtheiligen Unterbrechung 
auszufeßen, demfelben einen fchnelleren 
Schuß zu verleihen und beiden Theilen 
auf dem kürzeſten Wege mir Vermei— 
dung beſchwerlicher Koften die Erlan- 
gung jener Rechte, meldye ihnen die 
Gefindeordnung aus Rückſichten für 
das öffentlihe Wohl einräumt, zu ver- 
fhaffen. In Handhabung der Gefinde- 
Polizei haben die Polizei - Behörden 
fremde Dienftleute und dienftlofe Indi- 
viduen, fowie Dienftbotenherbergen zu 
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überwadhen und in Evidenz zu erhal- 
ten; Dienft- und Lohnftreitigkeiten find, 
infofern es fih um richterliche Zuerfen- 
nung der aus dem Dienft- und Lohn— 
vertrage entfpringenden Rechte handelt, 
bei der Gerichtöbehörde zu verhandeln. 

8.25. Die Polizei » Behörde hat 
Fiaker, Lohnkutſcher, Stellfuhrinhaber 
und Seffelträger hinſichtlich ihres Ge— 
ſchäftsbetriebes und hinſichtlich der 
Aufnahme ihrer Knechte zu überwachen 
und die bezüglichen Betriebs- und Tax— 
ordnungen zu handhaben. Inwieferne 
die Polizei-Behörde bei Verleihung von 
Gewerben einzuvernehmen ſei, beſtim— 
men die Gewerbsgeſetze. 

8. 26. Friedensrichterliche 
Function. Den Polizei-Behörden 
gebührt zwar kein Richteramt in Strei— 
tigkeiten zwiſchen Parteien; wenn ſich 
jedoch dieſelben zur Schlichtung ihrer 
Streitigkeiten an die Polizei-Behörden 
wenden, fo haben dieſelben die friedens— 
richterlihe Yunction zu üben und dem 
Vertrauen der Parteien durch einen 
fhiedsrichterlihen Spruch mit der durch 
die Gerichtsordnung bezeichneten Wir: 
fung entgegen zu kommen. 

8. 27. Ahndungsrecht der Po— 
lizeibehörden. Inwieweit die Poli— 
zei-Behörden neue polizeiliche Anord— 
nungen zu erlaſſen und die Uebertre— 
tungen dieſer, ſowie der ſchon beſtehen— 
den Polizei-Vorſchriften zu ahnden be— 
rechtiget ſind, und wie ſie in Uebertre— 
tungsfällen zu verfahren haben, be— 
ſtimmt eine beſondere Verordnung, ſ. 
Politiſche Obrigkeiten, Polizei: 
Uebertretungen. 

88. 28, 29 und 30. Dieſe $$. be- 
ftimmen Die Functionen der gerichtlichen 
Polizei nad) den Vorſchriften der nun— 
mehr durch die allgemeine Strafproceß- 
ordnung v. 29. Juli 1853 aufgehobe- 
nen St. P. D. v. 17. Juni 1850. 

$. 31. Wirkungskreis der Po- 
lizeirBehörden in Bezug auf 
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die der Gemeinde zuftehbende 
LocalePolizei. Wenn der Gemeinde 
auch die Verwaltung der Rocal-Bolizei 
in dem in den Gemeinde-Statuten nä- 
her beftimmten Umfange zufteht, fo ift 
es gleihwohl Pflicht der Polizei-Be- 
börde, auf Mängel und Gebrechen in 
diefer Berwaltung ein wachſames Auge 
zu haben, fi) wegen Abftellung derfel- 
ben mit den dazu berufenen Gemeinde: 
Drganen in einem freundlichen Einver« 
nehmen und bereitwilligen Entgegen- 
kommen zu erhalten, insbefondere aber 
in Fällen größerer Calamitäten, wie 
bei Feuersbrünften,, Ueberſchwemmun— 
gen u. dgl., mit den Gemeinde-Orga- 
nen Hand in Hand zu gehen und fo 
weit es thunlich ift, fich bereits früher 
über die zu ergreifenden Maßregeln zu 
vereinigen. 

$. 32. Sollte die Gemeinde dem An- 
finnen der Polizei-Behörde nicht ent: 
fprehen, fo hat diefe dringende, feinen 
Aufſchub geftattende Maßregeln, info: 
fern folde aus Nüdfihten des öffent: 
lichen Intereffe erforderlich find, fogleich 
felbft zu treffen und zur Kenntniß der 
vorgefesten Behörde zu bringen. Sonft 
ift die Anzeige an diefe Behörde zu er: 
ftatten. 

$. 33. Die Polizei-Behörde ift ver- 
pflichtet, mit ihren Organen die Ge- 
meinde in Handhabung der ihr zufte- 
henden Zocal- Polizei auf das Fräftigfte 
zu unterftügen und Uebertretungen der 
Local: Bolizeir-Borfhriften, deren Ahn— 
dung der Gemeinde zufteht, fogleich zur 
Kenntniß derfelben zu bringen. (Erl. 
des Min. des Inn. v. 10. Dec. 1850 
3. 6370. Diefe Grundzüge für die Or— 
ganifation der Bolizei-Behörde und die 
Vorſchriften über ihren Wirkungskreis 
wurden befannt gemaht in Ober- 
Defterreih mit Stth. Bdg. vom 
11. Jänner 1851 Nr. 105 des 8. ©. 
B.; in Steiermark mit Stth. Vdg. 
v. 8. Febr. 1851 Nr. 79 des L. G. B.; 
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in Böhmen mit Stth. Vdg. vom 
14. Febr. 1851 Nr. 35 d. L. G. B.; 
in Krain mit Stth. Vdg. v. 17. März 
1851 Nr. 66 des L. G. B.; in Sie— 
benbürgen mit Vdg. des Eiv, u. 
Mil. Gouv. v. 24. März Nr. 111 des 
L. G. B.; in Galizien mit Gtth. 
Vdg. v. 4. Juni 1851 Nr. 125 des 
8. G. B. und in Schleſien mit 
Stth. Bdg. v. 14. Aug. 1851 Rr. 171 
des L. G. B.) 

Polizei-Behörde, oberſte. Laut 
Erlaſſes des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 8. Mai d. J. 3. 3234 
haben Se. k. k. apoſtol. Majeſtät laut 
a. h. Entſchl. v. 25. April 1852 Sich 
beſtimmt gefunden, die Polizei-Verwal⸗ 
tung von dem Miniſterium des Innern 
zu trennen, und für dieſen Zweig eine 
eigene ſelbſtſtändige, von Sr. k. k. ap. 
Majeſtät unmittelbar abhängige ober— 
ſte Polizei-Behörde unter dieſer 
Benennung einzuſetzen. (Vdg. der n. ö. 
Stth. v.18. Mai 1852 3.16191.) 

— — deren Gutachten bei Berlei- 
bung von Polizei-Gewerben, f. Buch: 
handlungs-Befugniffe. 

— — die derfelben von Seite der 
Grnez- und Gefällenwache zu leiftende 
Aſſiſtenz betreffend, f. Finanzwache, 
Gefällenwache, Gernzwache. 

— — Einvernehmung derfelben in 
Wien bei Gewerbsverleihungen, f. Ge: 
werböverleihung. 

— — Vollſtreckung ihrer Erfennt- 
niffe und ihre Disciplinargewalt, ſ. po⸗ 
litifche Obrigfeiten. 

— — deren Einvernehmung bei 
Berleihbung von Privilegien an Aus- 
länder, f. Privilegien. 

— — Gompetenz in Beireffder Hand» 
babung der Sonntagsheiligungs » Bors 
ſchriften, f. Sonn: und Feiertage: 
heiligung. 

— — hat über entlaffene Sträflinge 
ftrenge Auffiht zu führen, ſ. Sträf⸗ 


linge. 
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Polizei = Behörden. Birkungs- 
freid in Bezug auf die Theater» Orb» 
nung, fiebe Theater Ordnung. 

— — die bei derfelben abgefäjlof: 
fenen Bergleihe find erecutionsfähig, 
ſ. Bergleiche. 

— — Gtempel der bei derſelben 
abgefhloffenen Bergleihe, f. Ber: 
gleiche. 

Polizei-Bezirt von Wien. Mit 
Genehmigung des ?.f. Minifteriums d. 
Innern vom 11.9. M. 3. 10826 umd 
im Einvernehmen mit dem k. ?. Mili- 
tär und Eivil-Gouvernement werden in 
den außerhalb der Linien Wiens nädhft- 
gelegenen Ortſchaften nachſtehende ſechs 
Commiſſariate der k. k. Wiener Stadt- 
hauptmannſchaft errichtet: 

Erſtes Commiſſariat mit dem Sitze 
in Simmering hatdie Ortſchaft Sim— 
mering zu enthalten. 

Zweites Commiſſariat mit dem Sitze 
m Sechs haus und den zugetheilten 
Ortſchaften Sechshaus, Wünfhaus, 
Braunhirſchen, Reindorf, Ruſtendorf, 
Gaudenzdorf, Ober⸗ und Unter⸗Meid⸗ 
ling ſammt Wilhelmsdorf.“) 

Drittes Commiſſariat mit dem Sitze 
in Hietzing und den zugetheilten Ort— 
ſchaften Hietzing, Penzing, Unter⸗St. 
Veit, Lainz und Speiſing. 

Viertes Commiſſariat mit dem Sitze 
in Ottakring und den zugetheilten 
Ortfhaffen Ottakring, Hernals, Neu— 
lerhenfeld, Breitenfee, Dornbad und 
Reumwaldegg. 

Fünftes Commiffariat mit dem Sike 
m Weinhaus und den zugetheilten 
Ortſchaften Weinhaus, Währing, Gerft- 
hof, Pöpleinsdorf, Neuftift und Sal: 
mannddorf. 

Sechstes Commiſſariat mit dem Sie 
in Döbling und den zugetheilten Ort- 


*) Die vier legtgenannten Ortſchaften 
bilden jept den Rahon des Gommiffaria- 
te8 Gaudenzdorf. 
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fhaften Nußdorf, Ober: und Unter: 
Döbling, Ober: und Unter-Gievering, 
Grinzing und Heiligenftadt. 

Der Wirkungstreis und der Umfang 
der Gefchäfte diefer neuen ftadthaupt- 
mannfhaftlihen Commiffariate außer 
den Linien ift, infolange das Gemeinde: 
gefeß vom 17. März d. J. nicht ind Le- 
ben teitt,, in der Wefenheit derfelbe, 
welcher den ftadthauptmannfhaftlichen 
Bezirks-Commiffariaten der Borftädte 
innerhalb der Linien eing eräumt ift; fie 
ftehen wie diefe unter der unmittelba- 
ren Leitung und den Anordnungen der 
k. k. Stadthauptmannfhaft in Wien. 
Die Stellung der neuen Commiffariate 
zu den politifchen Aemtern und zu den 
Gemeinden der verfhiedenen Ortſchaf— 
ten ift unter thunlicher Bedachtnahme 
auf die Anordnungen des neuen Ge— 
meindegefeges über die Handhabung 
der Ortspolizei in den betreffenden Ba- 
ragraphen (88. 85, 86 u. f. w.) ana» 
log zu dem Berhältniffe, in welchem die 
Wiener Stadthauptmannfhaft und ihre 
Borftadt-Bezirfs-Commiffariate zu dem 
Wiener Magiftrate und der Wiener 
Stadtgemeinde ftehen. (Eire. der n. ö. 
Reg. v. 17. Mai 1849 L. G. B. €. 2. 
Nr. 60.) 

Polizei-Bezirk von Wien. Laut 
Erlaffes des Minifteriums des Innern 
v. 7. d. M. 3.1194 haben Se. Maje- 
ftät mit a. h. Entſchließung vom 5. 
März 1851 die Einbeziehung der Ort— 
ſchaften Ober-St. Beit, Hafing, Baum: 
garten, Spik und Floridsdorfinden Po— 
lizei-Rayon von Wien zu genehmigen 
geruht, und es hat fich hiernach die 
Wirkſamkeit der Stadthauptmannfchaft 
und Polizei = Direction von Wien auf 
diefe Ortſchaften zu erftreden und die 
Gemeindevorjteher dafelbft find auf dies 
jenigen Zweige der Ortspolizei be— 
ſchraͤnkt, welche diefer Behörde nicht 
zugemwiefen find. (Kaif. Vdg. vom 5. 
März 1851. Erl. der n, d. Stth. vom 
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11. März; 1851 3. 739/P. 8. G. B. 
Nr. 74.) 

Polizei-Bezirk von Wien. In 
Anbetraht des Umſtandes, daß die 
Nothwendigkeit der ftrengeren polizeie 
lihen Ueberwachung des bei Floridsdorf 
befindlichen Bahnhofes ein Hauptmotiv 
zu der von Sr. Maj. dem Kaifer mita. b. 
Entſchl. v. 5. März 1.3. Allergnädigft 
bewilligten Einbeziehung diefer Ort— 
[haft in den PolizeisRayon von Wien 
war, und daß der obere und untere Muͤhl⸗ 
ſchüttel allgemein als ein zu Floridsdorf 
gehöriges Object betrachtet wird, wel— 
ches wegen der dort befindlihen Muͤh— 
len und Schänfen einer befonderen 
Aufficht bedarf, hat das hohe k. k. Mi- 
nifterium des Innern mit dem Erlaffe 
vom 18:9. M. 3. 3155 die Einbezie- 
hung des gedachten Bahnhofes und der 
dazu gehörigen Gebäude, dann des 
oberen und unteren Mübhlfchüttels in 
den Polizei-Rayon von Wien und rüd- 
fihtlih in den Polizei-Bezirk von Flo— 
ridsdorf auf Grund der faiferlichen Ber: 
ordnung vom 5. März I. I. bewilliget. 
(Erl. der Stth. v. N. De. v. 21. Dec. 
1851 3. 3226/P. 8. ©. 8. 5. 1852 
Nr. 4.) 

— — von Prag. Zu Folge der 
Allerhöchſten Entfhl. vom 10. Zuli 
1350 umfaßt der Polizei - Rayon von 
Prag, das ift der Bezirk, auf welchen 
fih die Wirkſamkeit der f. k. Stadt- 
bauptmannfchaft und BolizeisDirection 
in Prag zu erjtreden hat, die Gemeinde 
Prag nad ihrem ganzen in der a. h. 
genehmigten Gemeindeorduung v. 27. 
April 1850 bezeichneten Umfange, dann 
die Drifchaften: Brewnow, Streſcho— 
wiß, Degwiß, weißer Berg, Scharfa, 
Lieben, Kobils, Striſchkow, Profit, 
Wyſoczan, Hlaupietin, Wrſchowitz, Hrd⸗ 
lorez, Wolſchan, Nußle, Michle, Wi— 
ſchehrad, Pankratz, Krtſch, Branik, 
Dworetz, Podol, Smichow, Slichow, 
Kuchel, Hluboczep, Radlitz, Koſchir, 
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Bubentſch, Bubna, Holefhowig, Troja, 
Podbaba und Karolinenthal, und das 
dur dieſe Ortfchaften umfchloffene 
Gebiet. Die Gemeinde - Drdnung für 
Prag vom 27. April 1850 und der 
Wirkungskreis der k. k. Polizei-Behör- 
den v. 10. Dechr. 1850 zeigen, in wel« 
her Weife die Localpolizei in der Ge— 
meinde Prag zwifchen diefer und der 
k. k. Stadthauptmannfhaft und Poli— 
zei-Direction getheilt iſt. Aus der von 
Sr. Majeſtät dem Kaiſer genehmigten 
Einbeziehung der genannten Drtfchaf: 
ten und vücdfichtlich des bezeichneten 
Gebietes in den Polizei » Rayon von 
Prag folgt aber von felbft, dag dafelbit 
die Localpolizei in gleicher Weife zwi- 
[hen der Gemeinde und der k.k. Stadt- 
bauptmannfhaft und Polizei-Direction 
getheilt fein müffe, und daß daher in 
derfelben der dur das Gemeindegefeß 
vom 17. März 1849 der Gemeinde in 
den Angelegenheiten der Localpolizei 
eingeräumte Wirkungskteis auf jene 
Zweige der Rocalpolizei befchräntt fei, 
welche in der Gemeinde - Ordnung für 
Prag v. 27. April 1850 an die Ge- 
meinde überwiefen worden find. Die 
übrigen Zweige der Rocalpolizei gehö- 
ren auch in diefen Ortfchaften und rüdl- 
fihtlih in diefem Gebiete in das Ber 
reih der f. k. Stadthauptmannfchaft 
und Bolizei-Direction, für welche über: 
haupt der Wirfungstreis der k. k. Po— 
lizei- Behörden vom 10. Dechr. 185U 
maßgebend ift. Diefe mit dem h. Mi— 
nifterialfchreiben vom 6. I. M. 3. 605 
erlaffene Berfügung wird ebenfo, wie 
der mit dem h. Minifterialfchreiben v. 
10. Decbr. v. 3. 3. 6370 herabge- 
langte Wirkungsfreis der k. k. Polizei: 
Behörden (fiehe Polizei Behörden) 
hiemit zur allgemeinen Kenntniß ge— 
bradht. (Kundm. der böhm. Stth. vom 
14. Febr. 1851 3. 1736/P. 8. G. 2. 
Nr. 35.) 

Polizei: Bezirt von Wien. In 
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Folge der mit Stth. Deer. v. 3. Aug. 
1850 3. 2695 über Minift. Erl. vom 
23. Juli 1850 3. 3884 genehmigten 
neuen Eintheilung des Wiener Polizei⸗ 
Rayons zerfällt derfelbe nun in fols 
gende 28 Bezirke: 

1. Innere Stadt, 2. Alte Wieden, 
3. Neue Wieden, 4. Schaumburger- 
grund, 5. Margarethen, 6. Mariahilf, 
7. Gumpendorf ), 8. St. Ulrich, 
9. Neubau, 10. Schottenfeld, 11. Jo— 
fefftadt, 12. Altlerdhenfeld, 13. Alfer- 
vorftadt, 14. Roffau, 15. Lichtenthal, 
16. Leopoldſtadt, 17. Jägerzeil, 
18. Landftraße, 19. Weißgärber, 
20. Erdberg, 21. Simmering, 22. Gau- 
denzdorf, 23. Sechshaus, 24. Hieking, 
25. Dttafring, 26. Weinhaus, 27. Döb⸗ 
ling, 28. Floridsdorf. 

Polizei:Bezirksärzte. Inftruc 
tion für die Polizei-Bezirks— 
ärztein Wien. Die Abficht, in wel- 
cher bei jedem Bezirke eigene Aerzte un« 
ter der Benennung Polizei » Bezirks- 
ärzte angeftellt find, ift, nebft der Auf- 
fiht für den allgemeinen Gefundheits- 
ftand, dem dürfligeren Theile des Bol- 
tes in Krankheiten den Beiftand, wel- 
hen fie ſich felbft zumerfhaffen nicht 
im Stande find, durch die öffentliche 
Förforge zu verfihern, zugleich aud, 
wo bei einzelnen Vorfällen, welche auf 
die allgemeine Sicherheit Einfluß ha— 
ben, zur Erhebung und Beurtheilung 
der Umftände die Kenntniß eines Arz— 
tes gefordert wird, denfelben zur Hand 
zu haben. Nah diefer Abficht beziehen 
fih die Berrihtungen der Bezirkäärzte: 


*) Raut Erlaffed der oberften Polizei- 
Behörde v. 7. Mai 1853 3. 5450,1196 
intim. mit Stth. Decr. v. 16. Mai 1853 
3. 17568, wurde die Zufammenziehung 
des Molizei » Bezirkd » Gommiffariates 
Schaumburgergrund mit dem Polizei = 
Bezirk! » Commiffariate Alte Wieden und 
ded Gommiffariated Gumpendorf mit dem 
Gommifjariate Mariahilf genehmigt. 
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1. Auf den allgemeinen Gefundheits- 
ftand des Bezirkes. 

2. Auf den Beiftand,, zu welchem 
der Arzt gegen einzelne Kranke von 
Amtswegen verpflichtet ift. 

3. Auf die Unterfuhungen,, oder 
Aufträge, welche ihm von der Polizei— 
Direction, ald welcher er zur pünctlis 
hen Pflichtbefolgung untergeordnet ift, 
gemacht werden. 

8.1. Was immer auf den allgemei- 
nen Gefundheitsftand wirken kann, ift 
ein Gegenftand ihrer Aufmerkfamkeit. 
Die befonderen und vorzüglicheren Ge— 
genftände von diefer Seite find: Epi- 
demien, anftedende Krankhei— 
ten, die Winkelärzte, ungeprüf« 
ten Wundärzte und Wehmütter, 
die Apotheker, die Spezerei- 
händler oder fogenannten Materia- 
liften, und alles dasjenige, wo allen- 
falls durch Unreinlichkeit der Luft, und 
Unbeilfamfeit der Lebensmittel Krank— 
heiten verurfacdht werden können. 

$. 2. Wenn der Bezirksarzt in fei- 
nem Bezirke eine Epidemie wahr- 
nimmt, fo hat derfelbe die Art und Be- 
fhaffenheit der Krankheit ihrer Berbrei- 
tung und der dadurch verurfachten 
Sterblichkeit zu unterfuchen, und der 
Bezirks: Direction davon eine Anzeige 
mit einem Vorſchlage über die den Um— 
ftänden angemeffene Heilungs- und Ver— 
wahrungs » Methode, auch fonft über 
diätetifche Mittel zu machen. 

8. 3. Wenn ungeachtet der angeord- 
neten Heile und Berwahrungsmittel 
das Uebel noch weiter um fich greifen 
follte, jo muß der Bezirksarzt die wei— 
tere genaue Befchreibung der Krankheit 
nachtragen, mit der Anzeige der dabei 
wahrgenommenen Umftände, der ge 
brauchten Arzneimittel, der getroffenen 
Vorkehrungen und des bemerkten Er- 
folge®. 

F. 4. Bei den in den Borftädten häu— 
fig gehaltenem Biehe muß auch auf dig 
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Viehſeuche wenigftens infofern gefe- 
ben werden, daß bei wahrgenommenen 
Merkmalen derfelben die Nachricht da- 
von in die Thierarzneifchule mitgetheilt, 
auch der Bezirkd-Direction die Anzeige 
gemacht werde. 

8. 5. Die Berbreitung der anfte 
ckenden Krankheiten ift bei der 
ärmeren Volksclaſſe mehr als bei der 
bemittelten zu beforgen. Die Sorgfalt 
des Bezirfsarzted muß daher bei den- 
jenigen, welden er von Amtswegen Bei- 
ftand zu leiften verpflichtet iſt, defto 
größer fein, damit nad Erforderniß die 
Abfonderung der Perfonen, die Aus- 
lüftung und Reinigung der Wohnun- 
gen, die Reinigung der Geräthichaften, 
auch, wo es nöthig iſt die gänzliche 
Bertilgung. derfelben,, nad der allger 
meinen Borfchrift gefchehe. 

8.6. Seine Auffiht ift in einem 
fo wichtigen Stüde auf die von ihm 
allein behandelten Kranken befhräntt. 
Sellte er von anderen Aerzten und 
vorzüglich von der Todtenbefhau Sorg- 
lofigkeit wahrnehmen, fo hat er der Be- 
zirks-Direction ungefäumt davon die 
Anzeige zu machen. 

8. 7. Nicht weniger bat er in feinem 
Bezirke befonders zu wachen, daß Nie- 
mand gegen die beftehenden Verord— 
nungen Winkelarznei treibe. Unter 
diefer Benennung find auch der Mag- 
netiömud, die Heilung durch 
Berührung, diegeiftlihen Wun— 
derceuren, Segenfpredereien, 
und wie diefe Gaufeleien vielfältige 
Geftalt und Namen haben , begriffen, 
welche hauptfählih darum ſchädlich 
find, weil darüber die ordentlichen Heil- 
mittel verabfäumt werden. Kommen 
Betrügereien diefer Art zur Kenntniß 
des Bezirkdarztes, fo muß davon der 
Bezirks» Direction die Anzeige fogleich 
gemacht werden. 

8. 8. Mit gleiher Aufmerkfamkeit 
ift darauf zu fehen, daß fein Wundarzt 
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innerlihe Euren unternehme, und daß 
fein aus der Geburtöhilfe ungeprüfter 
Wundarzt, auch Fein Weib ald Wehr 
mutter die Geburtshilfe ausübe, weldye 
nicht über ihre Fähigkeiten mit einem 
gefegmäßigen Zeugniffe verfehen ift. 

8. 9. Bei den in dem Bezirke befind- 
lihen Apotheken darf vor Allem kein 
Apotheker oder Provifor angeftellt wer- 
den, welder fih nicht über die vor— 
fchriftmäßige Apothekerprüfung dur 
ordentlihe Zeugniffe der Facultät aus— 
zuweiſen vermag. 

Die 88. 10, 11 und 12, weldhe von 
den Apotheker » Vifitationen ‚handeln, 
find außer Wirkfamkeit gefeßt, indem 
die Apotheker » Bifitationen in Wien 
durch den Landes-Protomedicus vorzu— 
nehmen find, f. Apotheker - Bifita- 
tionen. 

8.13. Die Spezereihändler, 
und befonders diejenigen, welchen Gift 
oder giftige Materialien zu verkaufen 
erlaubt ift, find gleihfalld, wenigftend 
infoferne der befondern Auffiht des 
Bezirksarztes unterworfen , daß er bei 
denfelben von Zeit zu Zeit nachfehe, 
obdie Kaufleute die Unterfcheidungs- 
zeichen der ähmlichen Materialien ge- 
nugfam kennen, ob die Bezeichnung der 
Gefäße richtig, ob die Giftwaaren von 
andern Waaren gehörig abgefondert 
fein, und ob fonft alle diejenige Behut— 
famkeit beobachtet werde, welche gegen 
den Irrthum mit dem Verkaufe ſchäd— 
liher Waaren nöthig find, und worüber 
die Verordnungen von Zeit zu Zeit fo 
nachdrücklich erneuert worden find. 

8. 14. Wenn der Bezirksarzt in fei- 
nen Bezirte Gegenftände beobachtet. 
welche vielleicht Ortskrankheiten auf 
beftändig, oder auch nur für die gegen- 
wärtige Zeit verurfachen, und durch An— 
ſteckung der Luft auf die Gefundheit 
nachtheilige Wirkung haben Fönnten, 
j. B. vor den Häufern, in den Gräben 
und Abzügen ftehende Laden, faule 
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Kehrihthaufen, oder an den Straßen 
bingeworfene Aefer u. ſ. w. ift darüber 
an die Bezirks » Direction die Anzeige 
zu machen. 

8. 15. Infofern der Genuß einiger 
Lebensmittel überhaupt, oder unter ges 
wiffen Umftänden nachtheilig werben 
fann, oder, wenn er auch fonft bei 
denjenigen Saumfeligkeit wahrnehme, 
welche über die Kleifhbänfe und Märkte, 
zur Auffiht wegen gefunder, unverdor- 
bener Lebensmittel beftellt find, fo ifl 
es feine Pflicht, der Bezirks - Direction 
feine Bemerkungen und Wahrnehmun- 
gen fogleich mitzutheilen. Eben das- 
felbe gilt auch von den Feilfchaften je 
der Art, insbefondere von Getränfen, 
von der Weine, Bier- und Mildverfäl- 
fhung mit fhädlihen Zufäßen,, von 
den unverzinnten Koch- und Trinkge— 
ſchitren u. f. w. und ebenfo hat der Po— 
ligeibezirfdarzt auch bei vorfommenden 
bedenklihen Krankheiten, welche z. 2. 
vom Genuffe ungefunder Kifche, 
Schwämme, unreifen Obftes und ande- 
rer Rahrungsmittel, oder vom Genuffe 
ungefunder Getränfe, oder gar abfolut 
ſchädlicher Artikel, ald Arfenit, Schei- 
dewafler u. dgl. herrühren, die unver: 
zügliche Anzeige an die Polizei= Direc- 
tion zu erftatten. 

8. 16. Nebft drr ununterbrochenen 
Aufficht über den allgemeinen Gefund- 
heitsftand, und der pünctlichen Befol- 
gung der ihm von der Polizeir-Behörde 
zutommenden Aufträge, gehört es zu 
den vorzüglichſten Pflichten eines Be— 
zirksarztes, dDürftigen Kranken 
unentgeltlih Beiftand zu leiften. Nach 
der in dem Polizeipatente bezeichneten 
Verſchiedenheit, je nachdem die unver: 
mögende Elaffe mehr oder weniger Un- 
terftügung bedarf, muß er jedem Einzel- 
nen foldhe von feiner Seite zu leiften 
bereit fein. 

$. 17. Für diejenigen Kranken alfo, 
welche fich bei dem Polizei⸗Bezirksarzte 
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in feiner Wohnung Raths erholen wol- 
len, bat er täglich eine Bor- und Nach— 
mittagsftunde zu beflimmen , die Be- 
flimmung diefer Stunde an der Thüre 
feiner Wohnung zu Jedermanns Wiffen- 
[haft aufzufhreiben, Jedermann ohne 
Ausnahme liebevoll und freundlich an— 
zunehmen, umd Rath oder medicinijche 
Berfchreibungen zu geben. 

8.18. Wird er zu Kranken gerufen, 
fo ift es feine Pflicht, fih unverzüglich 
zu denfelben zu verfügen, ohne alle Un- 
terfheidung , ob es vermöglidhe oder 
arme Perfonen find. 

8. 19. Da bei vermöglichen Perfo- 
nen feiner Forderung nichts vorzufchreis 
ben ift, fo hat er die Armen ohne Un» 
terfchied unentgeltlich zu beforgen. 

8. 20. Die armen Kranken erhalten 
die Arzneien unentgeltlih , wenn fie 
aus irgend einem öffentlichen Armen- 
fond eine täglihe Betheilung genie- 
fen, und ſich darüber nah Vorfchrift 
ausweifen. Doch fommt der unentgelt- 
lihe Medicamentengenuß aud den Glie⸗ 
dern der Familie eines Pfründlers zu, 
wenn die Kamilie in einer Haushaltung 
zufammen lebt, 3. B. dem Weibe, dem 
Kinde, wenn der Mann, oder der Va— 
ter vom Armeninftitute betheilt ift, und 
ebenfo auch umgekehrt. Die Armen 
find zu behandeln, wenn es ihnen an 
häuslicher Pflege und Wartung nicht 
gebricht, und wenn fie nicht mit veneri« 
fhen oder anſteckenden Krankheiten 
behaftet find‘, im Gegentheile find fie 
fo, wie aud die Wahnfinnigen,, von 
einem wüthigen oder der Wuth ver- 
dächtigen Hunde gebiffenen, mit Waffer- 
ſcheu behafteten, eckelhaften und Abſcheu 
erregenden Kranken in das allgemeine 
Krankenhaus abzuſchicken. 

8. 21. Der für die Bezirksanſtalt 
geeignete Arme, welcher auf unentgelt- 
liche Medicamenten- Erfolglaffung An— 
ſpruch maht, wendet ſich mit feinem 
Pfründnerbüdel, oder Täfelchen, oder 
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auch mit der unmittelbaren ftadthaupt- 
mannfchaftl. Anmweifung eines Pfrün— 
dengenuffes zuerft an den Polizeibezirks⸗ 
arzt, oder, wenn die Krankheit äußer- 
Lich ift, anden Polizeibezirfd-Wundarzt. 
Der Arzt oder Wundarzt unterfucht ihn 
genau, verfchreibt ihm die Arznei, merkt 
auf dem Necepte den Namen des Kran: 
ten, feine Haus und Abhörungs-Nr., 
dann die Pfründe an. Mit diefem Re— 
cepte geht dann der arme Kranfe oder 
deffen Angehörige zu dem Pfarrer, um 
die gedruckte Anweifung zur unentgelt- 
lihen Medicamenten- Erfolglaffung zu 
erhalten. Diefe pfarrlihe Anweifung 
wird von dem Armen zur Polizeibes 
zirks-Direction gebracht, welche dieje 
Anweifung mit unterſchreibt, und von 
da bringt der Arme die Anweifung 
fammt dem Necepte in die Apotheke. 
$. 22. Bei der Medicamenten » Ber: 
ſchreibung für die Armen hat der Arzt, 
oder Wundarzt aus mehreren Mitteln 
von gleiher Wirkung immer die ein- 
fachſten und wohlfeilften fürzuwählen 
und fi in den Arzneiformeln nady der 
ord. Norma auf das genauefte zu rich: 
ten, widrigenfalld er der Anſtalt den 
Erſatz unnachfichtlich zu leiften hat. 

$. 23. Befteht die Arznei in Mirtu- 
ren und Decocten,, jo darf feine grö- 
Bere Quantität verfchrieben werden, 
als auf 24 Stunden genügt; befteht fie 
aber in PBulvern, Pillen und äußern 
Heilmitteln, fo darf die Quantität nicht 
größer fein, als auf 3 höchſtens 4 Tage 
erforderlich ift. 

8. 24. Die Quantitäten des Maßes 
und des Gewichtes der Arzneien jind 
mit volllommen ausgefchriebenen Wors 
ten in den Recepten auszudrüden, 

$. 25. Da die jededmalige Anord» 
nung eined zwecdmäßigen Heilmittels 
au die jededmalige genaue Keuntniß 
des veränderlihen Krankheitszuftandes 
vorausjeßt, welche der Arzt oder Wund«- 
arzt ohne perfönliche Unterfuchung des- 
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felben nicht erlangen kann, fo verfteht 
es fih von felbft, daß er dem armen 
Kranken nie eine Arznei verjchreiben, 
auch nie eine Arznei wiederholen laſſen 
darf, ohne ihn vorläufig von Fall zu 
Fall geſehen und unterfucht zu haben. 

8. 26. Bei jedeömaliger Wiederho- 
lung einer Medicin muß der Arzt oder 
Wundarzt ein neues Recept fchreiben, 
worauf der Rame des armen Kranken 
von dem Arzte oder Wundarzte ge- 
Ichrieben werden muß. Der Mißbrauch, 
Arzneien gegen bloße VBorweifung der 
Apotheler-Signatur erfolgen zu laſſen, 
wird ftrenge verboten. 

$. 27. Die Berfchreibung der Arz- 
neien pro communitale , oder für die 
eigene Perfon des Arztes oder Wund- 
arztes auf Koften der Atmen-Kranken— 
anftalt darf niemals Statt finden. 

$. 28. Iſt der Arme innerlich oder 
äußerlich zugleich krank, fo haben Arzt 
und Wundarzt fi ins Einvernehmen 
zu fegen. Leßterer darf nie innere Arz- 
neien für die Armen verfchreiben, eben- 
ſowenig fann diefed der Hebamme ge: 
ftattet fein. 

8. 29. Der Bezirkharzt, fo wie der 
Wundarzt hat nach dem vorgefchriebe- 
nen Kormulare ein Brotocoll über die 
behandelten armen Kranken zu führen, 
um hiernach den monatliden Rapport 
nach dem gedrudten Formular, fo wie 
es an die hohe Regierung überreicht 
wird, an die k. k. Kranfenhaud-Direcs 
tion zu erftatten, wo er ſich auch, wenn 
es die Umftände durchaus nöthig ma= 
hen, über vorläufiges von der Kranz 
tenhaus » Direction an die Bezirks-Di— 
vection gemachtes Anſuchen perfönlich 
einzufinden haben würde. 

$. 30. Die Recepte und pfarrlichen 
Anweifungen bat der Apotheker, wie 
bisher vorgefchrieben war, zu ſammeln, 
und in das alphabetijche Receptenbuch 
einzutheilen, jedoch fein Conto nicht 
mehr vierteljährig,, fondern mit Ende 
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eined jeden Monats zu verfaffen, ihn 
fammt diefen Belegen vorläufig dem 
Pfarrer und Armenvater, nachdem der 
erftere über die Anweifungszettel ein 
Jurtabud zu führen, und mit dem letz⸗ 
teren für die» Identität der PBerfon, 
welche die unentgeltliche Arznei erhält, 
zu haften hat, zur Beftätigung vorzule— 
gen, und ihn dann an dem Polizei-Be- 
zirksarzt, und infofern der Conto auch 
Necepte über, äußerliche Heilung ent- 
hält, auch an den Bezirföwundarzt, und 
zwar zu dem Eude zu übergeben, damit 
der Arzt oder Wundarzt alle Recepte 
genau unterfuche, mit dem Conto ver- 
gleiche, und dann mit feiner Unterfchrift 
beftätige,, wenn er fie durchaus ächt 
und unverfälfcht gefunden hat. Die 
Beftätigungsformel würde lauten: Daß 
ich die dem gegenwärtigen Conto beige: 
legten Recepte für die darauf genann- 
ten Armen nach ihrer jedesmaliger vor- 
läufiger Unterfuhung gefchrieben, fie 
jeßt durchlefen, und dabei feine Unrich— 
tigkeit gefunden habe , dieſes beftätige 
ih, und dafür hafte ih. Entdedt der 
Arzt oder Wundarzt dabei einen Unter: 
ſchleif, jo hat er foldhes pflichtmäßig 
auf dem Conto anzumerken. 

$. 31. Der Arzt oder Wundarzt hat 
fih von Zeit zu Zeit die Ueberzeugung 
zu verfchaffen, ob der Apotheker die 
Arznei aud in der: vorgefchriebenen 
Quantität und Qualität erfolgen laffe, 
entdeckt er hierin ein Gebrechen, fo hat 
er die Anzeige fogleih an die Polizei- 
Bezirkd-Direction zu machen, 

$. 32. Jeder mit Ende des Monats 
nicht geheilte Kranke muß bei Anfang 
des folgenden Monats zur Erlangung 
des umentgeltlihen Arzneimittels eine 
neue pfarrliche von der Polizei-Bezirks— 
Direction beftätigte Anweiſung in der 
Apotheke beibringen. 

$. 33. Die Bezahlung für das Glas 
oder Gefäß zu jeder Arznei. wird nur 
bei der erjten Verſchreibung und bei der 
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erften Repetition bewilligt, wenn bei 
der Repetition das Maß nicht geändert 
wird; bei ferneren NRepetitionen aber 
werden nur für den jedesmaligen Ber- 
band und die Signatur zwei Kreuzer 
in Rechnung zu bringen erlaubt, Die 
Apotheker-Signatur muß fo befchaffen 
fein, daß fie in Kürze die ganze Ordi— 
nation des Arztes, nämlich den Namen 
und die Dofis, den enthaltenden Heil- 
körper, und die Art, wie der Kranke 
diefe Arznei zu gebrauchen hat, dann 
auch den Namen des Kranken, für den 
fie gehört, und das Datum enthält. 

8. 34. Kommen dem Bezirksarzte 
oder Wundarzte arme Kranke vor, welche 
fih die häusliche Pflege und Wartung 
zu verfchaffen nicht fähig, oder welde 
mit einer venerifchen oder anſteckenden 
Krankheit behaftet find, und wegen 
Enge ded Raumes von den übrigen 
Hausgenoffen nicht abgefondert werden 
können, fo tritt der Fall.ein, den armen 
Kranken in das allgemeine Kranfen- 
haus anzumweifen. Der zur Aufnahme 
in das allgemeine Krankenhaus be— 
ftimmte Arme bat fih um einen pfarr— 
lihen Krantenhausmeldzettel zu bewer— 
ben, den der Bezirksarzt, oder Wund- 
arzt nad) vorläufiger Unterfuchung, 06 
der arme ER auch für das allge 
meine Krankenhaus geeignet ift, mit 
feiner Unterfchrift zu beftätigen hat. 
Mit diefer Beftätigung, wofür der Arzt 
oder Wundarzt zu haften hat, und mit 
der k. k. Polizei = Directiong-Bidirung 
wird dann der Kranke auch in dem all- 
gemeinen Krankenhauſe ohmeweiters 
aufgenommen. 

$. 35. Nicht felten gefchieht es, dag 
arme Kranke, die unheilbar fcheinen, 
bei dem Polizei » Bezirfdarzte, oder 
Wundarzte Zeugniffe zur Beförderung 
in ein. Berforgungs- oder Siechenhaus 
verlangen, wobei der Polizei » Bezirkd- 
arzt fih zur Richtſchnur zu nehmen hat, 
daß im Falle die Unheilbarkeit nicht 
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entfchieden ift, foldhe ftatt in das Gie- 
chen⸗ oder Berforgungshaus in das all 
gemeine Krankenhaus angemwiefen wer- 
den müffen, dahin gehören auch Iungen- 
fühtige, wafferfühtige, abzehrende 
Kranke, ebenfo auch diejenigen, welche 
mit Beinfreb8 und andern langwieri- 
gen Gefhwüren behaftet find, und end» 
lih Kranke des hohen Alters, infofern 
fie zur Bezirks - Anftalt nicht geeignet 


find. 

8, 36. Oft bedürfen die Armen, um 
entweder eine augenblidliche Aushilfe, 
oder eine tägliche Betheilung aus ir 
gend einem Armenfond zu erhalten, ein 
Zeugniß des Polizei-Bezirfsarztes oder 
Wundarztes. Diefe Zeugniffe find nicht 
nur mit der größten Gewiffenhaftigkeit, 
fondern auch mit der möglichft genauen 
Beftimmung des Grades der Erwerbs⸗ 
fähigfeit mit Erwähnung des körperli- 
hen oder geiftigen Gebrechens, mit 
Rükfiht auf die gewohnte Befchäfti- 
gung auszudrücken, damit die Armen: 
Behörde bemeffen könne, in welchem 
Maße, und ob nur für den Augenblid, 
oder auf längere Zeit, oder auf immer 
der Arme einer Unterftüßung wahrhaft 
bedürftig ift. 

8. 37. Ueber die Pflihten in Si— 
cherheits⸗ und Criminalz Fällen von was 
immer für einer Gattung, wo Beflchti- 
gungen zu machen ımd eine medicini- 
fhe Auskunft zu geben; dann über 
Borfälle von Asphyrien, Ertrunfenen, 
Erhenkten u. dgl. beftehen die allgemei- 
nen Borfhriften ohnehin, nur ift zu 
erinnern, daß der Polizei « Bezirksarzt 
zu allen ſolchen Vorfällen fi unge: 
fäumt einzufinden, und alles was viel- 
leiht zur Rettung verunglüdter Men- 
Then nod beigetragen werden fann 
von Amtöwegen zu thun verbunden ift. 

8. 38. Dem Polizei » Bezirkdarzte 
liegt die Verbindlichkeit ob, in allen 
Gelegenheiten, wo die Bezirks - Direc- 
tion ihre befonders, in das medicinifche 
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Fach einfhlagenden Aufträge zu machen 
bat, diefe Aufträge zu befolgen, und wo 
es die Umftände fordern, eine Austunft 
oder Butachten zu geben, 

8. 39. Die wichtigen umd fo oft an 
einen Augenblid gebundenen Berridh: 
tungen maden es durchaus nothwen- 
dig, daß man den Bezirkdarzt zu jeder 
Zeit zu treffen wiffe, daher derjelbe, 
wenn er ausgeht, die Auskunft zurück 
zulaffen bat, wo er am ficherften zu fin« 
den fein wird, damit die Polizei « Ber 
zirks-Direction erforderlichen Falls def- 
fen perfönlihe Erfeheinung da, wo es 
der Dienft und die Nothwendigkeit er- 
beifcht, zu bewirken vermag. 

$. 40. Mit Ende jeden Monats hat 
der Polizei-Bezirfdarzt über den allge: 
meinen Gefundheitsftand feinen Bericht 
an die Polizei⸗Bezirks⸗Direction zu er= 
ftatten. 

8.41. Endlih hat der Bezirksarzt 
auch bei jeder in feinem Bezirke entfte- 
henden Feuersbrunft und der Wundarzt 
mit den Nothkäften ſich einzufinden. 
(Inftr. für die Vol. Bez. » Aerzte in 
Wien, vom 4. Juli 1815 Rggs. 3. 
19431.) 

Polizei = Bezirksärzte. Da der 
erfte Stadtarzt vermöge feiner Amts- 
Inftruction $. 3, 2. Abfchnittes ver— 
bunden ift, mit dem Stadtarmen - Arzte 
und den ſämmtlichen Polizei « Bezirks- 
Herzten monatlih eine Zufammentre- 
tung zu halten, derfelben Beobachtun— 
gen, Bemerkungen, Vorſchläge aufzus 
nehmen, und die Refultate der Regie 
rung vorzulegen; fo ift zu diefem Be- 
hufe unumgänglich erforderlid: 

1. Daß der Stadtarmenarzt und 
fämmtlihe Bezirfsärzte am 10. Werk— 
tage in jedem Monate, fallt diefer 10. 
Zag aber an einem Sonn- oder Feier- 
tage, den darauf folgenden Werktag 
Nachmittags um 4 Uhr fi zuverläffig 
in der Wohnung des erften Stadtarzteö 
einzufinden, - 
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2. Die Kranten -Rapporte des ver 
floffenen Monats, worin auch die be— 
handelnden Erterniften aufgeführt fein 
müffen, mitbringe. 

3. Daß ferner jeder die in feinem 
Bezirke fi ergebenen feltenern medici— 
nifhen Falle oder angewandte befon« 
dere Eurarten, fowie die vorgefallenen 
medicinifch = polizeilichen Fälle oder be 
fondere fanitätswidrige Gebrechen, und 
die zur Abhilfe führenden Borfchläge 
fhriftlih mitbringe, oder mündlich zu 
Protocol gebe felbe auch von dem 
Bezirks-Wundarzte ſchriftlich abfordere, 
und bei der Sitzung vorlege. Endlich 

4. daß im ämtlichen Berhinderungs: 
falle eines Bezirksarztes perfönlih zu 
erfcheinen, die sub 2 und 3 aufgeführ- 
ten Gegenftände vor der Sigung ſchrift— 
li eingefendet werden. Die Polizei- 
Dber- Direction hat von diefer Anord⸗ 
nung die Bezirksärzte zur genauen 
Nachachtung zu verftändigen, fowie die 
Stadthauptmannfchaft den Stadtar- 
menarzt zur Befolgung derfelben anzu« 
weifen hat. Auch ift den Polizei - Bes 
zirksärzten zu erinnern, daß fie von 
nun an ihre Kranken » Rapporte der 
Krankenhaus » Direction nicht mehr zu 
übergeben haben, da in Zukunft die 
Direction diefe Rapporte von dem er- 
ften Stadtarzte erhalten wird. (Rggs. 
Decr. vom 12. Mai 1819 3. 17537. 
Guld. Sanit. Bdg. 5. Bd. ©. 113.) 

Polizei = Bezirksärzte. Zur ge 
nauen Handhabung der Ordnung und 
zur Erzielung einer befferen Deconomie 
bei der bezirfsärztlihen Behandlung 
oder bei Beförderung der Kranken-In- 
ftitutsarmen in das allgemeine Kran- 
kenhaus, findet ſich die Regierung be- 
ſtimmt, fammtlihen Polizei = Bezirkö- 
ärzten folgende Puncte als eine Erläu- 
terung und Ergänzung des 34. $. ihrer 
Inftruction, und des 22. $. der In— 
ftruction für Bolizei-Bezirks-Wundärzte 
zur Befolgung aufzutragen: 
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1. Daß künftig alle mit acuten Fie- 
bergattungen, mit Entzündungen be- 
baftete, kranke Imftitutsarme und 
Pfründler, wenn diefelben feine Pflege 
und Wartung zu Haufe fich verfchaffen 
können, zu ihrem eigenen Wohle und 
zur Schonung des Armenfondes in das 
allgemeine Krankenhaus ohne Berzug, 
und nah den beftehenden Vorſchriften 
von den Bezirfsärzten angewiefen wer: 
den follen, weil bei dem Mangel an 
diätetifcher Pflege und Wartung weder 
eine zweckmäßige Heilung noch Recon- 
valescenz möglich ift, wodurch nur eine 
Verlängerung des Berlaufes folder 
Krankheiten, häufige Recidiven, und 


am Ende ein chronifher Zuftand 
zum Nachtheile der Kranken und 
des Bonds zugleih herbeigeführt 


wird, 

2. Daß diefe Anordnung auf ſolche 
heilbare, chroniſche, kranke Inſtituts— 
arme ausgedehnt werde, denen zu Hauſe 
die erforderliche Pflege und Wartung 
gebricht, und welche vermöge des Krank— 
heitszuſtandes im Bette liegen müſſen, 
daß Dagegen die übrigen hronifchen 
beilbaren Kranken, welde die häus— 
liche Pflege haben, die fich bei ihrem 
Krankheitszuftande außer dem Bette 
befinden, und im Freien bewegen fün- 
nen, zur Schonung des Krankenhaus: 
Fondes, und felbft des Naumes im 
Krankenhauſe, von den Bezirksärzten 
follen behandelt werden, weil durd das 
Ueberfüllen mit dergleihen Kranken, 
für andere mit Lebensgefahr ablaufende 
Krankheiten, der Anftalt der nothwen- 
dige Raum entzogen wird. 

3. Daß gänzlich unheilbare, chroni- 
ſche Franke Inſtituts-Arme, wenn den- 
felben die erforderliche Häusliche Pflege 
und Wartung gebricht, von dem Bezirks⸗ 
arzte zur Unterbringung in geeignete 
Siehen- und Berforgungshäufer anzu- 
tragen feien, — daß minder ſchwache, 
unbeilbare, kranke Inftituts- Arme von 


Polizei-Bezirhsärzte. 


dem Bezirksarzte im Zuftande der Ber: 
fhlimmerung zu behandeln feien. 

4. Daß die Bezirfsärzte die Ordi— 
nation für Bezirksarme und Pfründler, 
nad dem 17. $. ihrer Infteuction, in 
ihrer Wohnung an beflimmten Vor— 
und Nachmittagsſtunden, und nicht in 
der Apotheke abzuhalten haben. 

5. Daß fie auf die mit täglichen 
4 fr. auf Krankheitsdauer betheilten 
Inftituts = Armen ihre befondere Auf: 
merkſamkeit richten ſollen, damit diefe 
Wohlthat nicht durch fimulirte Krank: 
heiten erworben, und gemißbraudht 
werde, Die Polizei » Ober » Direction 
wird angewiefen, hiernach das Weitere 
zu verfügen. (Rggs. Bdg. v. 26. Nov. 
1824 3. 45358. Guld. Sanit. Vdg. 
5. Bd. ©. 375.) 

Polizei: Bezirksärzte. Für die 
Hauptftadt Prag find den Polizei: Be- 
zirfsärzten ihre Obliegenheiten durch 
die a. h. Entfhl. v. 28. Mai 1832, 
Hfkzld. v. 3. Juni 1852 3. 12059, 
böhm. Sub. Vdg. v. 14. Juli 1832 
3. 26433 in einer befonderen Snftruc- 
tion vorgezeichnet, welche im Wefentli- 
chen mit jener für die Polizei: Bezirks- 
ärzte in Wien übereinftimmt. (Obent. 
3. Bd. ©. 457—478.) 

— — f. Armenärztlihe Orbi- 
nation, Armeninftitut, Armen: 
pfründner, Bäder, Eurpfufcherei. 

Polizei⸗Bezirks⸗Commiſſariate 
vor den Linien Wiens. Ihre 
Stellung zu den Bezirks— 
bauptmannfchaften. In den Be: 
zirkshauptmannſchaften Hiebing, 
Klofterneuburg und Brud, welche 
mit ihrem Gebiete an das Meichbild 
von Wien grenzen und in deren Be— 
reiche ſich ſtadthauptmannſchaftliche Be- 
zirks-Commiſſariate befinden, ift es zur 
Vermeidung von dienftlihen Beirrun: 
gen und Hemmmiffen nothwendig, das 
Verhältniß diefer Erpofituren zu den 
Bezirkshauptmannfchaften genau feit- 
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zuftellen. SHiebei ift die mit der Errich- 
tung der Bezirks-Commiffariate und de» 
ren Erponirung außerhalb Wien beab- 
fihtigte und auch unbedingt nothwen- 
dige Eentralifation des Polizeidienftes 
in den Händen des Stadthauptmannes 
in Einklang zu bringen mit der grund: 
fäglihen Aufgabe des Bezirkshaupt- 
mannes, der verantwortliche Leiter fei- 
nes Derwaltungsgebietes zu fein. In 
diefer Beziehung werden nadhftehende 
proviforifche Beftimmungen erlaffen: 
Die Polizeigefchäfte, welche die ftadt- 
hauptmannſchaftlichen Bezirkd-Gommif- 
fariate außer den Linien, felbftftändig 
und unter der verantwortlichen Leitung 
des Stadthauptmannes — im gan— 
zen Umfange ihres Bezirkes zu 
beforgen haben, find folgende: 

1. Die Handhabung der Frem— 
denpolizei, ſohin auch die Vidirung 
der Paͤſſe und Wanderbücher, und die 
diesfällige Correſpondenz mit fremden 
Behörden, ſoweit ſelbe nicht durch die 
Gemeinde ſelbſt beſorgt wird. In Ueber— 
einſtimmung mit dieſer Verfügung muß 
auch das Erkenntniß ob ein aus— 
weisloſer Fremder mit gebundener We- 
gesrichtung oder mittelſt Schub in die 
Heimat zu befördern fei, den Bezirks— 
Commiffariaten überlaffen werden, wäh- 
rend die materielle Leitung des ganzen 
Schubweſens als eine Bezirks-Angele- 
genheit bei der Bezirfshauptmannfchaft 
verbleibt. Den Bezirfshauptmannfhaf- 
ten fteht fohin blos die Handhabung 
des Paßweſens für die einheimiſche 
Bevölkerung zu, nämlich die Ausfer— 
tigung der Wanderbücher und die Vidi— 
rung der als Reiſe-Urkunden für ein an- 
deres Kronland dienenden Heimatfcheine, 
dann die Ausftellung der Haufirpäffe 
und die Einhebung und Abfuhr der 
diesfälligen Erwerbfteuer. 

2. Die Ueberwachung der Preffe, der 
Bereine und öffentlichen Volksverſamm— 
lungen. 
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3. Die Ueberwachung der Ruhe und 
der Sicherheit der Perfon und des Ei- 
genthums fohin das Anzeige- und 
Meldungswefen und die Mitwir- 
fung zur Entdeckung von Gefekesüber- 
tretungen, fohin auch die Unterftüßung 
der Staatsanwälte in den Gefchäften 
der gerichtlichen Polizei, und die Sup- 
plirung derfelben bei dem Anklagever: 
fahren vor den Bezirkd-Einzelgerichten. 

4. Die Handhabung der Gefinder, 
Sittlichkeits-, Reinlichkeits-, 
Markt-und Straßenpolizeiit 
Ausſchluß des Einfluſſes auf die Her— 
ſtellung und Erhaltung der Straßen), 
ſohin die Ueberwachung der öffent— 
lihen Beluſtigungsorte und 
Schaugegenftände, die Amtshand- 
ungen wegen Weberfchreitung der 
Sperrftunde, unbefugter Tanz- 
mufit, unbefugten Haufirens, 
Schnellfahrens, aufſichtsloſen 
Fuhrwerks, Straßenverſtellung, Bet— 
telns ꝛc. 

5. Die Leitung der nöthigen Anſtal—⸗ 
ten bei Feuer, Ueberſchwemmun— 
gen und fonftigen Elementarereigniffen, 
fofern nicht der Bezirkshauptmann oder 
ein Abgeordneter desfelben felbft internes 
nirt. In den meiften der oben genann— 
ten Bolizeigegenftände fchreiten vorerft 
die Gemeindevorftände nad dem ihnen 
in Abfiht auf die Rocalpolizei einges 
räumten Wirkungskreife ein; allein wo 
dies nicht ausreicht oder auch fonft aus 
öffentlihen Rückſichten nothwendig ift, 
haben die ſtadthauptmannſchaftlichen 
Bezirkd-Commiffariate unmittelbar Amt 
zu handeln, und die Gemeindeorgane 
find ihnen diesfalld untergeordnet, und 
es gehen Recurfe gegen etwaige Verfü— 
gungen der Stadthbauptmannfchaft refp. 
des Bezirks-Commiſſärs nihtan die 
Bezirkshauptmannſchaft, fon- 
dern an die Statthalterei. Bei diefer 
Zuweiſung einzelner Polizeigefhäfte an 
die ftadthauptmannfhafil. Bez. Com: 
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miffariate ift übrigens nicht ausgeſchloſ⸗ 
fen, daß felbe, foweit es thunlich ift, 
felbft in diefen Angelegenheiten im Ein- 
vernehmen mit dem Bezirfshauptmann 
vorgehen, ihn übrigens jedenfall® we— 
gen der nothwendigen Ueberſicht in die 
Kenntniß aller wichtigen Vorfälle und 
zwar im Falle der Dringlichkeit fogleich 
und von Fall zu Fall fonft aber wö— 
hentlih durch Mittheilung eines Aus- 
zuges aus dem Geftionsprotocolle feßen. 
In allen übrigen oben nicht erwähnten 
Angelegenheiten der Drtspolizei, na— 
mentlib in Handhabung der Baus 
polizei, in Sanitätd- und Bete- 
rinär- Bolizeifahen, fofern die 
Bezirks - Kommiffäre in einzelnen Fäl- 
len von Epidemien und Viehſeuchen 
nicht von der Statthalterei zur unmit— 
telbaren Aufficht berufen werden, dann 
bei Gewerböftörungen ac. ha— 
ben die Bezirks - Commiffariate die 
Bezirkshauptmannſchaften zu unter- 
ftügen und den Gemeinden berathend 
und anleitend an die Hand zu gehen, 
fi) übrigens im Allgemeinen den in 
der Natur des Wirkungskreiſes des 
Polizeibeamten liegenden Grundfaß ge: 
genwärtig zu halten, daß in dringen: 
den Fällen, wo das unmittelbare 
Einfhreiten des Bezirfshauptmannes 
oder feines Abgeordneten wegen zu gro« 
er Entfernung nicht möglich und Ge- 
fahr am Berzuge ift, der ftadthaupt: 
mannfhaftlihe Commiſſär fih zugleich 
ala bezirkshauptmannſchaft— 
lihen erponirten Gommiffär 
anfehe, und die dringend nothwen— 
digen Anordnungen gegen nadhträg- 
lihe Anzeige an den Bezirkshaupt: 
mann treffe. — Auch wird von dem 
Dienfteifer der ſtadthauptmannſchaftli— 
hen Commiſſäre vorausgefeßt, daß, 
wenn der Bezirfshauptmann im Inter: 
effe des öffentlichen Dienftes und zur 
Grleihterung der von feinem Amtsfiße 
entfernten Parteien es für nothwendig 


Polizei-Bezirkhs-Commiffariate. 


findet, fie um Vornahme irgend einer 
Amtshandlung anfucht, fie feinem An: 
ſuchen foweit ed ohne Beeinträchtigung 
der übrigen Dienftverrichtungen mög— 
(ich ift, bereitwillig entfprehen. Nach 
diefen Anordnungen ift fih bis zum 
Erfiheinen einer umfaffenden Inftruc- 
tion zu benehmen. (Deer. der. k. n. 
ö. Statth. vom 23. Novbr. 1850 3. 
3489.) 

Polizei-Bezirts-Commiffariate, 
f. Umtshandlungen. 


— — haben fih bei Vertheilung 


wohlthätiger Spenden mit dem Armen: 
Inſtituts-Vorſteher in das Einverneh— 
men zu fegen, f. Armen-Inftituts: 
Borfteher. 

— — Zuziehung zu den Baus 
augenfheinen,, ſ. Bauführungen. 

— — auf den Eifenbahnhöfen, Be— 
defung der Auslagen für diefelben, 
f. Eifenbahn = Polizei = Auffichts- 
poften. 

— — fiehe Eifenbahn: Polizei- 
Auffichtspoften. 

— — f. Eifenbahn : Commif: 
fariate, 

— — Einvernehmung derfelben bei 
Gewerböverleihungen, ſ. Gewerbe, 
Gewerbs-Berleihung. 

— — in Wien, deren Stellung zu 
dem Grundgerichte, f. Grundgerichte. 

— — haben die Krankenträger ih: 
red Bezirkes genau zu controliren, f. 
Kranfenträger. 

— — Beftimmung, Unterordnung, 
Leitung und Wirkungskreis derfelben, 
f. Polizei:Behörden, Grundzüge der 
Drganifation $. 18—23 u. 39—43. 

— — Disciplinargemwalt derlelben, 
f. Balitifhe Obrigfeiten. 

— — Errichtung in den außerhalb 
der Linien Wiens nädhftgelegenen Drt- 
Thaften, ſiehe Polizei = Bezirk von 
Wien. 

— — dürfen in der Regel ohne 
Aufnahme eines Konftitutes feine 
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Strafe verhängen, ſ. Polizei⸗Ueber⸗ 
frefungen. 

Polizei⸗Bezirks⸗Commiſſariate. 
Strafamtshandlungen derſelben, ſiehe 
Uebertretungen. 

— — ſ. Sanitätsbeſchau. 

Den irks-Directionen, f. 
Polizei⸗Bezirks⸗Commiſſariate. 

Polizei-Bezirkshebammen. In— 
ſtruction für dieſelben in Wien. 

1. In jedem Bezirke iſt nebſt einem 
Arzte und Wundarzte auch eine Heb— 
amme angeſtellt worden, damit die 
Armen und minder Vermöglichen auch 
den unentgeltlichen Beiftand einer Heb- 
amme erhalten. 

2. Die Bezirks Hebamme hat dem» 
nah in ihrem Fache all dasjenige zu 
verrihten, was der Bezirksarzt umd 
Bezirlöwundarzt in dem ihrigen zu 
thun verpflichtet find. 

3. Sobald fie zu Jemand gerufen 
wird, um ihnen Beiftänd zu leiften, fo 
bat fie fih unverzüglich dahin zu bege- 
ben ohne Unterfhied, ob es vermög- 
liche oder arme Perſonen feien. 

4. Indeß ihrer Forderung bei Ber: 
möglichen nichts vorgefchrieben ift, fo 
bat fie diejenigen, welde ihr von der 
Polizei - Direction, dem Bezirkdarzte 
oder Bezirkswundarzte angewiefen wor- 
den find, oder welche das gehörige Ar— 
muthszeugniß aufweifen, ohne Unter- 
fhied mit aller Liebe und Bereitwillig- 
feit zu beforgen, und felbe nicht eher 
zu verlaffen, bis fie ihren Beiftand 
nicht mehr nöthig haben. 

5. Sie hat bei Armen und minder 
Vermöglichen alles Dasjenige unent- 
geltlich zu leiften, was zu den Verrich— 
tungen einer Hebamme gehört. 

6. Alle Aufträge, welche fie von dem 
Bezirksarzte oder Bezirkswundarzte in 
Anfehung der Unterfuhungen oder 
äußerlihen Hilfe erhält, hat fie auf 
das Genauefte zu vollziehen: hieher ger 
hören Unterfuhungen der Gebärmutter, 
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Kliftiergeben und fonftiger Beiftand 
bei Schwangern, Gebärenden, Wöch— 
nerinnen und Kindern. 

7. Jene Schwangern, welche fich bei 
ihr in ihrer Wohnung Raths erholen, 
bat fie liebevoll und freundlich anzu— 
hören, zu unterfuchen, und ihnen den 
nöthigen Rath zu erteilen, weßmwegen 
fie auch täglid eine bequeme Stunde 
zu beflimmen, und der Polizei» Direc- 
tion anzuzeigen hat, wo fie immer zu 
Haufe anzutreffen ift. 

8. Wenn fie bei Armen in dringen: 
den Fällen eine Arznei, oder den ge 
wöhnlihen Saft für ein neugebornes 
Kind aus der Apotheke verfchreiben 
muß, fo bat fie ſammt ihrer Unterfchrift 
noch beizufegen: für eine Arme, dann 
die Nummer des Haufes nebft dem Na— 
men des Grundes und der Armen. 
Diefe Vorfhriften werden monatlich 
vom Bezirksarzte überfehen, 

9. Wo fie aber bei einer Schwange- 
ren oder Wöchnerin, oder einem Rinde 
was immer. für eine Krankheit wahr: 
nimmt, fo bat fie diefelbe fogleih an 
den Bezirkdarzt oder MWundarzt anzu: 
weifen, auch nöthigenfalld es der Po— 
lizei-Direction zu melden. 

10. Wo fie immer in Sicherheit: 
und GCriminalfällen eine Befichtigung 
zu mashen, und eine Auskunft zu geben 
hat, oder, wenn fie von der Polizei: 
Direction den Auftrag erhalten hat, zu 
unterfuhen, ob eine Meibsperfon 
ſchwanger fei, ob fie geboren habe, und 
dergleihen, muß fie die Unterfuchung 
mit aller Genauigkeit und Vorficht voll- 
ziehen, und hierüber ihr Gutachten 
gewiffenhaft und deutlich geben. 

11. Da die Berfchwiegenheit eine 
der erften Pflichten einer Hebamme ift, 
fo muß felbe um fo mehr von einer 
verpflichteten und öffentlich angeftellten 
Bezirks - Hebamme beobachtet werden, 
indem fie blos der Serichtöftelle, und 
der ihr vorgefeßten Polizei = Direction 

Baleiäty, Handb, d. Poliz. Gef. IL, 


641 


Polizei-Bezirks-Wundärzte. 


die nöthigen Eröffnungen zu machen 
bat, 

12. Da oft dringende Falle vorfal- 
len, wo auf dem Eleinften Verzuge die 
größte Gefahr haftet, fo muß die Be— 
zirtö-Hebammıe jederzeit, wenn fie aus» 
geht, in ihrer Wohnung zurüclaffen, 
wo fie gleih zu finden fei. Wenn fie 
aber einen Tag abwefend fein follte, fo 
bat fie es der Polizei - Direction und 
dem Bezirksarzte zu melden, und die 
jenige Hebamme anzuzeigen, welche in- 
deffen ihre Verrichtungen verfieht, die 
dann auch die oben angezeigten Pflich- 
ten zu erfüllen hat. 

13. Alle halbe Jahre, und zwar in 
den erften Tagen des Jänner und Juli, 
muß jede Bezirkd- Hebamme, die wäh- 
rend des verfloffenen halben Jahres 
unentgeltlich vollzjogenen Geburten mit 
den allenfalls nöthigen Bemerkungen 
fhriftlich dem Sanitäts-Referenten an: 
zeigen. (Amtsunterriht für Polizei: 
Bezirks - Hebammen; genehmiget mit 
Polzhfſt. Deer. vom 23. April 1801.) 

Polizei: Bezirks = Hebammen, 
Für die Hauptjtadt Prag wurden bei 
der in Folge a. h. Entſchl. v. 28. Mai 
1832, Hfkzl. D. vom. 3. Juni 1832 
3. 12059. Gub. Vdg. vom 14, Juli 
1832 3. 26433 erfolgten Regulirung 
des Phyſikatsweſens dafelbft eigene 
Polizei-Bezirks » Hebammen aufgeftellt, 
und ihre Obliegenheiten in einer eige- 
nen Inftruction zufammengeftellt, welche 
mit jener für die Polizei-Bezirks-Heb- 
ammen in Wien übereinftimmt, mit 
Ausnahme der in $. 8 vorkommenden 
Abänderung, daß die Bezirks » Heb- 
amme innere oder äußere Arzneien nie 
und unter feinem Borwande verfchrei- 
ben darf. (Obent. 3. Bd. ©. 479— 
482.) 

— — f. Hebammen. 

Polizei = Bezirks = Wundärzte. 
Inftruction für diefelben. Die 
Abfiht, in welcher bei jedem Bezirke 
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eigene Wundärzte unter der Benen- 
nung Polizei: Bezirks - Wundärzte ans 
geftellt find, ift: dem dürftigen Theile 
des Volkes in äußerlichen Krankheiten 
den Beiftand, welchen fie fih felbft 
zu verfchaffen nicht im Stande find, 
durch die öffentliche Fürforge zu verſi— 
ern, zugleih aud, wo bei einzelnen 
Borfällen, welche auf die allgemeine 
Sicherheit Einfluß haben, zur Erhe— 
bung und Berichtigung der Umftände 
die Kenntniß eines Wundarztes gefor- 
dert wird, diefelben zur Hand zu haben, 
Hiernach beziehen fih die Verrichtun— 
gen des Polizei-Wundarztes 

1. auf den Beiftand, zu welchem er 
bei einzelnen Kranken von Amtswegen 
verpflichtet ift. 

2. Auf die Unterfuchungen oder Auf: 
träge, welche ihm von der Polizei- Bes 
zirks-Direction als der ihm vorgefekten 
Behörde in Polizeifällen gemacht wer- 
den. 

8.1. Der Bezirks - Wundarzt hat 
fi, fo wie in Sicherheit: und Crimi— 
nalfällen eine Befihtigung votzuneh— 
men, und eine wundärztlihe Auskunft 
zu. geben ift, dann in Borfällen von 
Asphyxen, Ertrunfenen, Erhenkten und 
dergleichen nach den allgemeinen Bor: 
fohriften zu benehmen, und ſich bei fol- 
hen Borfällen, die fi in dem Bezirke 
ereignen, fogleih einzufinden, und 
Alles, was vielleicht zur Rettung ver— 
unglüdter Menfhen noch beitragen 
fann, von Amiswegen zu leiften. Ueber 
jedes ſolche Ereignig wie auch über 
jede bedenflihe Berwundung, melde 
ihm zum Berbande vorfommt, und 
welche einen Unglüdsfall einer erlitte- 
nen Gewalt oder Selbftverlegung ver: 
muthen läßt, alfogleich die Anzeige der 
Bezirk » Direction zu machen. Eben 
dasfelbe Hat auch der Wundarzt bei 
vortommenden bedenklihen Krankhei— 
ten, welche z. B. vom Genuffe unge: 
funder Fifhe, Shwänme und anderer 
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Nahrungsmittel, oder vom Genuffe 
ungefunder Getränke, oder gar abfolut 
{Hädlicher Artikel herrühren, zu thun, 
da der MWundarzt oft früher als die 
Aerzte in ſolchen Fällen zur Hilfe geru- 
fen wird. 

8. 2. Dem Bezirfd-Wundarzte liegt 
ob, in allen Gelegenheiten, wo die 
Bezirks - Direction ihm befonders in 
dad wundärztliche Fach einſchlagende 
Aufträge zu machen hat, dieſe Aufträge 
zu befolgen, und nach Umftänden eine 
Auskunft oder ein Gutachten zu er- 
ftatten. 

8. 3. Die wichtigen und fo oft an 
den Augenblid gebundenen Berrich- 
tungen machen es durhaus nothwen- 
dig, daß man den Bezirks: Wundarzt 
zu jeder Zeit zu treffen wiffe, daher 
derfelbe, wenn er ausgeht, die Aus— 
funft zurüc zu laffen hat, wo er am 
fiherften zu finden fein wird, damit 
die Bolizei-Bezirks-Direction erforder: 
lihenfalld deſſen perfönlihe Erfhei- 
nung da, wo e3 der Dienft und die 
Nothwendigkeit erheifcht, zu bewirken 
vermag. 

8. 4. Neben der ununterbrocdhenen 
Auffiht über den allgemeinen Gefund« 
heitsftand, und der pünktlichen Befol- 
gung der ihm von der Polizei-Behörde 
zufommenden Aufträge, gehört es zu 
den vorzüglihften Pflichten eines Be— 
zirks-Wundarztes, dürftigen Kranken in 
äußerlihen Krankheiten unentgeltlich 
Beiftand zu leiften. Nach der in dem 
Polizei-Patente bezeichneten Verſchie— 
denheit, je nachdem die unvermögende 
Claſſe mehr oder weniger Unterftüßung 
bedarf, muß er jedem Einzelnen ſolche 
von feiner Seite zu leiften bereit fein. 

8. 5. Für diejenigen mit äußerli- 
hen Reibesgebrechen Behafteten, welche 
fich bei ihm in feiner Wohnung Raths 
erholen wollen, hat er täglich eine Bor- 
und Nahmittagftunde zu beftimmen, 
und an der Thüre feiner Wohnung zu 
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Jedermanns Wiffenfchaft diefe Stunde 
aufzufhreiben, Jedermann ohne Aus- 
nahme liebevoll und freundlich anzu- 
nehmen und Rath oder wundärztliche 
Berfhreibungen zu ertheilen. 

8.6. Wird er zu Kranken gerufen, 
fo iſt es feine Pflicht, fih unverzüglich 
zu. denfelben zu verfügen, obne alle 
Unterfheidung, ob es vermögliche oder 
unvermögliche Berfonen find. 

$. 7. Da bei vermöglicheren Berfo- 
nen feiner Forderung nichts vorge- 
fohrieben ift, jo hat er die Armen ohne 
Unterſchied unentgeltlich zu beſorgen. 

8.8. Die armen Kranken erhal- 
ten die Arzneien unentgeltlih, wenn 
fie aus. irgend einem öffentlichen Ar— 
menfonde eine tägliche Betheilung ge- 
nießen, und fi darüber nach Vorfhrift 
ausweifen. Doch kommt der unentgelt- 
lihe. Medicamenten - Genuß auch den 
Gliedern der Familie eines Pfründ- 
lers zu, wenn die Familie in einer 
Haushaltung zufammenlebt, z. B. dem 
Weibe oder Kinde, wenn der Mann 
oder der Bater vom Armen =» Inftitute 
betheilt ift, und eben fo auch umge- 
fehri. Die Armen find zu Haufe zu 
behandeln, wenn es ihnen an hausli- 
her Pflege und Wartung nicht ge- 
bricht, umd wenn fie nicht mit veneri- 
[chen oder anſteckenden Krankheiten be- 
haftet jind, im Gegentheile find fie fo, 
wie aud die Wahnfinnigen von einem 
wüthigen oder der Wuth verdächtigen 
Hunde gebiffenen, mit Wafferfcheu be- 
hafteten, efelhaften und Abſcheu erre- 
genden Kranken in das allg. Kranfen- 
haus abzufhicen. 

$.9. Der für die Bezirfsanftalt ge- 
eignete Arme, welcher auf unentgelt- 
lihe Medicamenten « Erfolglaffung An- 
ſpruch macht, wendet fi mit feinem 
Pfründenbühel oder Täfelchen, oder 
auch mit der unmittelbaren ftadthaupt- 
mannfhaftlihen Anweiſung eines 
Pfründen » Genuffes zuerft an den Po— 
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ligeisBezirfs-Wundarzt, und wenn die 
Krankheit innerlid ift, an den Polizei: 
Bezirksarzt. Der Arzt oder Wundarzt 
unterfucht ihn genau, verfchreibt ihm die 
Arznei, merkt auf dem Recepte den Na- 
men des Kranken, feine Haud- und Ab- 
börungs-Nr., dann die Pfründe an. 
Mit diefem Recepte geht dann der 
arme Kranke oder deffen Angehöri- 
gen zu dem Pfarrer, um die gedruckte 
Anweifung zur unentgeltlihen Medi- 
camenten = Erfolglaffung zu erhalten. 
Diefe pfarrlihe Anweifung wird von 
dem Armen zur Bolizei-Bezirfd-Direc- 
tion gebracht, welche diefe Anweifung 
mit unterfchreibt, und von da bringt 
der Arme die Anweifung ſammt dem 
Necepte in die Apotheke. 

$. 10. Bei der Medicamenten - Ber- 
ſchreibung hat der Arzt oder Wundarzt 
aus mehreren Mitteln von gleicher Wir- 
fung immer die einfachften und wohl- 
feilften fürzumählen, und fih an die 
Arzneiformeln nad der ordnungsmäßi« 
gen Norma auf das Genauefte zu rich: 
ten, widrigenfalld er der Anftalt den 
Erſatz unnachſichtlich zu leiſten hat. 

8. 11. Beſteht die Arznei in Mir- 
turen und Decocten, fo darf feine grö- 
fere Quantität verfchrieben werden, 
ald auf 24 Stunden genügt, befteht 
fie aber in Pulvern, Pillen und auße- 
ren Heilmitteln, fo darf die Quantität 
nicht größer fein, als auf 3, höchſtens 
4 Tage erforderlich ift. 

8. 11. Die Quantitäten des Maßes 
uud des Gewichtes der Arzneien find 
mit vollkommen ausgefähriebenen Wor- 
ten in den Recepten auszudrüden. 

8. 13. Da die jedesmalige Anord» 
nung eined zweckmäßigen Heilmittels 
auch die jedesmalige genaue Kenntniß 
des veränderlihen Krankheits - Zuftan« 
des vorausfeßt, welche der Arzt oder 
Wundarzt ohne perfönlihe Unterfu- 
hung desfelben nicht erlangen kann, 
fo verfteht es fih von felbft, daß er 
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dem armen Kranken nie eine Arznei 
verfehreiben, auch nie eine Arznei wie- 
derholen laffen darf, ohne ihn vor: 
läufig von Fall zu Fall gefehen und 
unterfucht zu haben. 

$. 14. Bei jedesmaliger Wiederho— 
lung einer Medicin muß der Arzt oder 
Wundarzt ein neues Necept fchreiben, 
worauf der Name des armen Kranken 
von dem Arzt oder Wundarzt gefchrie- 
ben werden muß. Der Mißbrauch, Arz- 
neien gegen bloße Vorweiſung der 
Upotheker-Signatur erfolgen zu laffen, 
wird ftrenge verboten. 

8. 15. Did Berfihreibung der Arz- 
neien pro communitate, oder für die 
eigene Perfon des, Arztes oder Wunde 
arztes, auf Koften der Armen: Kranfenz 
anftalt, darf niemals Statt finden. 

8.167 Iſt der Arme innerlich und 
äußerlich zugleich frank, fo haben der 
Arzt und Wundarzt fih mit einander 
ins Einvernehmen zu feßen. Leßterer 
darf nie innere Arzneien für die Armen 
verfehreiben, eben fo wenig kann die- 
fes den Hebammen geftattet fein. 

$. 17. Der Bezirfsarzt und Wund- 
arzt hat nach dem vorgefchriebenen For— 
mulare ein Protocol über die behan- 
delten armen Kranfen zu führen, um 
hiernach den monatlichen Rapport nad 
dem gedruckten Formulare, jo wie es 
an die hohe Regierung überreicht wird, 
an die f, k. Krankenhaus-Direction zu 
erftatten, wo er fih auch, wenn es die 
Umftände durchaus nöthig machen, 
über vorläufige von der Krankenhaus: 
Direction an die Bezirks - Direction 
gemachtes Anſuchen perfönlih einzu: 
finden haben würde. 

$. 18. Die Necepte und pfarrlis 
hen Anmweifungen hat der Apotheker, 
wie bisher vorgefchrieben war, zu ſam— 
meln, und in das alphabetifche Recep— 
tenbuch einzutheilen, jedoch feinen 
Conto nicht mehr vierteljährig, fondern 
mit Ende eines jeden Monate zu ver 
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faffen, ihn fammt deffen Beilagen vor- 
läufig dem Pfarrer und Armenvater, 
nachdem der erftere über die Anwei— 
fungszettel ein Jurtabuh zu führen 
und mit dem leßteren für die Identität 
der Perfon, welche die unentgeltliche 
Arznei erhält, zu haften hat, zur Bes 
ftätigung vorzulegen, und ihn dann 
an den Polizei-Bezirkdarzt, und in fo 
ferne der Conto auch Recepte über 
äußerliche Heilung enthält, au dem 
Bezirks-Wundarzte, und zwar zu dem 
Ende zu übergeben, damit der Arzt 
oder Wundarzt alle Recepte genau 
unterfirhe, mit dem Conto vergleiche, 
und dann mit feiner Unterſchrift be- 
ftätige, wenn er fie durchaus echt und 
unverfälfcht gefunden bat. Die Beftä- 
tigungsformel würde dahin lauten: „daß 
id) die dem gegenwärtigen Conto bei« 
gelegten Recepte für die genannten 
Armen nad ihrer jedesmaligen vorläu— 
figen Unterfuhung geſchrieben, fie jebt 
durchgelefen, mit dem Conto verglichen, 
und dabei feine Unrichtigkeit gefunden 
habe, diefes beftätige ich, und hafte 
dafür.“ Entdedt der Arzt oder Wund— 
arzt dabei einen Unterſchleif, fo hat er 
ſolches pflihtmäßig auf dem Conto an: 
zumerfen. 

$. 19. Der Arzt oder MWundarzt 
hat ſich von Zeit zu Zeit die Heberzeu- 
gung zu verfchaffen, ob der Apotheker 
die Arznei auch in der vorgefchriebenen 
Quantität und Qualität erfolgen laf- 
fen; entdedt er hierin ein Gebrechen, 
fo hat er die Anzeige fogleih an die 
Polizei-Bezirks-Direction zu machen. 

8. 20. Jeder mit Ende des Monats 
nicht geheilte Kranfe muß bei Anfang 
des folgenden Monats zur Erlangung 
des umentgeltlihen Arzneimittels eine 
neue pfarrliche von der Polizei-Bezirke- 
Direction beftätigte Anweifung in der 
Apotheke beibringen. 

$. 21. Die Bezahlung für das Glas 
oder Gefäß zu jeder Arznei wird nur 


Polizei-Bezichs-Wundärzte. 


bei der erſten Verſchreibung und bei 
der erjten Repetition bewilligt, wenn 
bei der Repetition das Map nicht ges 
ändert wird ; bei ferneren Repetitionen 
aber werden nur für den jedesmaligen 
Berband und die Signatur 2 fr. in 
Rechnung zu bringen erlaubt. Die Apo— 
thefer-Signatur muß ſo beſchaffen fein, 
daß fie in Kürze die ganze Ordination 
des Arztes, nämlich den Namen und 
die Dofis, den enthaltenden Heilförper, 
und die Art, wie der Kranke dieſe 
Arznei zu gebrauchen hat, dann auch 
den Namen des Kranken, für den fie 
gehört, und das Datum enthält. 

$. 22. Kommen dem Bezirksarzte 
oder Wundarzte arme Kranke vor, 
welche fih die häusliche Pflege und 
Wartung zu verfhaffen nicht fähig, 
oder welche mit einer venerifchen oder 
anſteckenden Krankheit behaftet find, 
und wegen Enge des Raumes von den 
übrigen Hausgenoffen nicht abgefon- 
dert werden können, fo tritt der Fall 
ein, den armen Kranken in das allg. 
Krankenhaus anzumeifen. Der zur Auf- 
nahme in das allg. Krankenhaus be- 
flimmte Arme bat fi um einen pfarr- 
lihen Krantenhaug - Meldzettel zu be- 
werben, den der Bezirksarzt oder 
Wundarzt nad vorläufiger Unterfu- 
hung, ob der arme Kranke aud für 
das allg. Krankenhaus geeignet ift, mit 
feiner Unterfehrift zu beftätigen hat. 
Mit diefer Beftätigung, wofür der Arzt 
oder Wundarzt zu haften hat, und mit 
der k. k. Polizei= Bezirks: Directiond- 
Bidirung wird dann der Kranfe au 
in dem allg. Krankenhauſe ohnemweiters 
aufgenommen. 

$. 23. Nicht felten geſchieht es, daß 
arme Kranke, die unheilbar fcheinen, bei 
dem Polizei» Bezirksarzte oder Wund- 
arzte Zeugniffe zur Beförderung in ein 
Berforgungs: oder Siechenhaus ver- 
langen, wobei der Polizei-Bezirksarzt 
fih zur Richtſchnur zu nehmen hat, 


645 


Polizei-Gezirks-Wundärzte. 


dag im Falle die Unheilbarkeit nicht 
entſchieden ift, ſolche ftatt in das Sie— 
chen- oder Berforgungshaud in das 
allg. Krankenhaus angewiefen werden 
müffen. Dahin gehören and Tungen- 
füchtige, wafferfüchtige, abzehrende 
Kranke, eben fo auch diejenigen, welche 
mit Beinkrebs und anderen langwie— 
rigen Geſchwüren behaftet find, und 
endlih Kranke des hohen Alters, in 
fo fern fie zur Bezirfsanftalt nicht ge- 
eignet find. 

8. 24, Dft bedürfen die Armen, um 
entweder eine augenblidlihe Aushilfe, 
oder eine tägliche Betheilung aus ir- 
gend einem Armenfond zu erhalten, 
ein Zeugniß des Polizei-Bezirksarztes 
oder Wundarztes. Diefe Zeugniffe 
find nicht nur mit der größten Gewif- 
fenhaftigfeit, fondern auch mit der mög— 
lihft genauen Beftimmung des Grades 
der Erwerbsfähigfeit. mit Erwähnung 
des Pörperlihen oder geiftigen Gebre- 
hend, mit Rüdfiht auf die gewohnte 
Beihäftigung auszudrüden, damit die 
Armenbehörde bemeffen könne, in wel- 
chem Maße, und ob nur für den Augen» 
bli® oder auf längere Zeit, oder auf 
immer der Arme einer Unterftüßung 
wahrhaft bedürftig ift. 

8. 25. Der Polizeis-Bezirkd-Wund- 
arzt ift dem Polizeiarzte infomweit un- 
tergeordnet, als es nicht einen reinen . 
chirurgiſchen Krankheitsfall betrifft. 

$. 26. Endlih hat der Bezirks— 
wundarzt fich bei jeder in feinem Be- 
zirke entftehenden Feuersbrunft mit den 
Nothkaften einzufinden, (Inftruct. für 
Polizei = Bezirks - Wundärzte vom 9, 
Juli 1813. Rggs. 3. 19431.) 

Polizei = Bezirks - Wundärzte 
haben über die bei Unglücsfällen und 
andern polizeilihen Vorfällen verab— 
reichten Heilmittel, Berbandftüde und 
dergleihen eine ordentlihe Vormer— 
fung zu führen, in welcher die Veran- 
laffung, nebft Zeit und Ort, das Indi— 
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piduum, welchem die Hilfe geleiftet 
wurde, und die Heilmittel, deren ſich 
der Wundarzt bedienen mußte, mit ih- 
ven Preifen verzeichnet fein müſſen, 
welche Vormerkung fohin von den Be- 
zirf3-Directionen zu revidiren und ämt- 
lich zu beftätigen ift. (Polizhofft. Vdg. 
v. 8. März 1824.) 

Polizei = Bezirks = Wundärzte. 
Für die Hauptftadt Prag wurden die 
Dienftes » Obliegenheiten der Polizei— 
Bezirks - Wundärzte in der in Folge 
allerhöchſten Entfhl. vom 28. Mai 
1832, mit Hofkzl. D. vom 3. Juni 
1832 3. 12059 und Gub. Vdg. vom 
14. Juli 1832 3. 26433 erfloffenen 
Inftruction vorgezeichnet. (Obent. 3. 
Bd. ©. 483—503.) 

— — 6©e. f. k. Majeftät haben 
nad Inhalt des PolizeirHofftell-Decre- 
tes vom 26. v. M. 3. 1001 mittelft 
a. b. Entfhl. vom 22. Jan. d. 3. den 
Gehalt der 8 Borftadt-Polizei-Wund- 
ärzte in Wien, unter Belaffung ihres 
dermaligen Quartiergeldes jährlicher 
50 fl. von dem biöherigen Betrage von 
200 auf 300 und 400 fl. EM. jühr- 
lich zu erhöhen gerubt, und mit h. 
PolizeisHofftell-Decret vom 4. d. M. 
3. 1475 wurde die Einreihung diefer 
Wundärzte nad dem Dienftrange ae- 
nehmigt. (Decr. der kak. Bol. O. Dir. 
vom 10. Febr. 1848 3. 172/P.) 

— — Die k.k. n. ö. Landesregie- 
rung hat mit Decret vom 26. v. M. 
3.28182 Nachſtehendes anher bekannt 
gegeben: 

Das Minifterium des Innern bat 
mit Decret vom I. Juni d. 3. 3. 249 
der Regierung das Recht zur Befehung 
der erledigten Polizei-Bezirks-Wund— 
ärztenftellen in Wien eingeräumt, und 
bei diefer Gelegenheit zugleih ange 
ordnet, daß der jeweilige neu zu er: 
nennende Polizei-Bezirks-Wundarzt, 
wenn er nicht ſchon ohnedies eine fo- 
genannte DOfficin befißt, verpflichtet 
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werden follte, ein den Bezirfäbewoh- 
nern leicht zugängliches, ſtets offen zu 
haltendes, mit den nöthigen chirurgi— 
[hen Inftrumenten, Bandagen, Noth— 
kaſten u. ſ. w. verfehenes, auf der Stra- 
Benfeite des Haufes gehörig bezeichne- 
tes Drdinationd » Zimmer (Rettungs- 
Totale) zu halten. In folge deffen ver: 
leiht die Regierung nunmehr die durch 
den Tod des N. N. erledigte Bolizei- Be: 
zirts-Wumdarztensftelle in der Leopold: 
ftadt dem Doctor der Medicin und 
Chirurgie, Magifter der Geburtshilfe 
und derzeit Secundar » Wundarzte im 
k. k. Provinzial - Strafhaufe N. R., 
welcher hiervon unter Einem von bier: 
aus verftändigt und von den obigen 
Bedingungen in Betreff des zu halten- 
den Ordinations zimmers in die Kennt: 
niß gefeßt wird. (Deer. dert. k. Stdth. 
vom 5. Aug. 1848 3. 11054/2083 
2:0 
Polizei = Bezirks = Wundärzte. 
Erläuterung des $. 22 der Inftruction, 
f. Polizei-Bezirksärzte. 
— — f. Armen-Inftitut, Ban: 
dagen, Bruchbänder, Blutegel. 
Üolizei ⸗Civilwache, , Inftruction 
für diefelbe, f. Civil-Polizeiwache. 
— — ihre Beftimmung, f. Polizei: 
Behörden, Grundzüge der Organi- 
fation $. 30. 
Holizei-Gommiffariate, f. Po: 
lizei⸗Bezirks⸗Commiſſariate. 
Polizeidiener. Laut des mit den 
ſouverainen Fürſten und Städten 
Deutſchlands abgeſchloſſenen Vertrages 
können Polizeidiener und überhaupt 
alle obrigkeitlichen Perſonen und Die— 
ner für die Einbringung von Deſer— 
teurs oder deren mitgenommene Pfer—⸗ 
den keine Prämie anſprechen, ſ. Mi— 
litär⸗Deſerteurs-Cartelle. 
Polizeidiener, ſ. Civil-⸗Polizei⸗ 


wache. 
Polizei:Dienerfchaft. Mit Deeret 
der T f, oberften Polizei-Cenfur-Hofr 
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ftelle vom 17. Nov. 1838 wird vers 
ordnet, Daß wegen der Unzukömmlich— 
keit, welche aus der Verwendung ade 
liger Individuen bei der Bolizei » Die- 
nerſchaft oder bei der Eivil-Polizei- 
wache in mehrfachen Beziehungen ent- 
fpringen, in Zukunft Adelige zur Ber- 
wendung und Anftellung in diefen Ca- 
tegorien nicht mehr zuzulaffen find. 
(Eirc, der £, k. Pol. Ob. Dir. vom 
17. Dec. 1838 3. 17293/2437.) 

PolizeisDirectionen. Mit a. h 
Entſchl. vom 24. Juli 1852 gerubten 
Se. k. k. apoft. Majeftät die Modifi— 
cirung des $. 4 der allerh. genehmig- 
ten Grundzüge zur Organifirung der 
k. k. Polizei-Behörden in der Art aller- 
höchſt anzuordnen, daß die Benennung 
„Stadthauptmannfhaft“ für die lan— 
desfürftlihen Polizei » Behörden nicht 
ferner beizubehalten fei, fondern daß 
alle bereits organifirten Stadthaupt- 
mannfchaften fünftighin den Namen 
„Bolizei-Directionen“ zu führen haben, 
dergeftalt, daß die k. k. Polizei-Behör- 
den in den Kronländern nur in Polizei- 
Directionen und in Polizei » Gommif- 
fariate fich zu theilen haben. Im lomb. 
venet. Königreiche wird gelegentheitlich 
der Drganifirung der Polizei-Behörden 
dortlandes, für jene in Mailand und 
Benedig — vermöge obigen a. h. Be- 
fehles — die bereits in der kaiſ. Ver— 
ordnung vom 31. Dec. 1850 feftge- 
ftellte Benennung „Polizei = Bräfectu: 
ten“ (prefetture dell’ ordine publico) 
in Anwendung kommen. Die vorer- 
wähnten Polizei » Directionen unter: 
ſcheiden fi in zwei Gategorien, näm— 
lich Polizei - Direction I. Claffe, wenn 
ein Staatsbeamter der 6. oder 5. Diä- 
tenclaffe, dann Polizei - Direclionen 
U. Cloſſe, wenn ein Gtaatsbeamter 
der 7. Elaffe an der Spike fteht. (Vdg. 
der oberft. Pol. Beh. v. 3. Aug. 1852 
3. 303, wirffam für alle Kronländer. 
R. ©. 3. Nr. 166.) 
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Molizei = Dirertionen. Digcipli- 
—— fiehe ꝓolitiſche Obrig⸗ 


otreis bei Verlei— 
bung der Transport-Gewerbe, ſ. Lohn: 
fuhrwerk, Stellfuhr-Licen;. 

— — deren Wirkungskreis bei Po- 
lizei-Vergehen, f. Polizeisllebertre: 
tungen. ' 

— — Entfheidung binfihtli der 
Competenz bei Beftrafung des Polizei- 
Vergehens der Straßen-Berftellung und 
— — ſ. Straßenverſtel⸗ 

ng. 


8 

— — f. Polizei:Behörde, Po: 
lizei⸗Bezirks⸗Commiſſariate. 

— — ſ. Vergleiche. 

— — deſſen Stellung und Rang, 
Pflichten und Rechte, ſ. Polizei⸗Be⸗ 
hörde, Grundzüge für die Organifa- 
tion $$. 6—14. 

Polizeifond. Es ift im Jahre 1831 
einverftändlich mit der k. k. Polizpi u. 
Genfurs = Hofftelle befchloffen wotden, 
daß, wenn der Polizei - Fond irgend 
einer Provinz für einen aus dem Aus- 
lande zurücfehrenden, jedoch einer an- 
dern Provinz angehörigen öfterr. Ma- 
trofen oder fonftigen Unterthan die 
Zransportd- und Unterhaltskoften vor: 
ſchußweiſe beftritten hätte, diefe aber 
fih in der Folge als uneinbringlid 
darftellen, der gedachte Fond, welcher 
den Borfhuß leiftete, die Vergütung 
dafür von dem Polizei» FKonde jener 
Provinz, welcher das in Rede ftehende 
Individuum angehört, zu erhalten 
habe. In Folge deffen ergingen da- 
mals, gemäß dem von der k. £. Polizei: 
Hofftele ausgedrüdten Wunfche, die 
angemeffenen Weifungen von bier aus 
an die betreffenden Behörden in den 
f. f. Küftenländern und im lombard. 
venet. Königreiche. Nachdem ſich aber 
feitdem mehrere Fälle "ergeben haben, 
wo auch für Individuen aus anderen 
Provinzen der Monarchie die Herein- 


Polizeifond, 


fendungstoften auf die vorgedachte Art 
beftritten worden find, fo wird der 
Randesftelle der obige Beſchluß im Ein- 
flange mit dem gedachten Erfuchen der 
genannten Hofjtelle nachträglich mit 
dem Auftrage eröffnet, fi in vorkom— 
menden Fällen darnach zu richten. 
(Hfemr. D. v. 5. Jan. 1840 3.48100, 
an dieLänderft. in N. Defterr., Defterr. 
ob der Enns, Böhmen, Mähren und 
Schleſien, Galizien, Steiermarf, Illy— 
rien u. Zirol.) 

Polizeifond. Greirung desjelben 
in Prag, ſ. Polizeitaren. 

— — f. Polizeitaren. 

Polizei-Gewerbe, f. Gewerbe. 

— — f. Recurs. 

Polizeihaus, |. Arreftanten. 

Polizeiliche Geldftrafen, ſ. Geld: 
ftrafen. 

— — Borunterfuhungen, Vorgang 
bei denfelben, ſ. Polizei-Behörde. 

— — Borkehrungen, bei BVollzies 
bung derfelben, ift die Finanzwache 
mitzuwirken verpflichtet, f. Gefällen: 
wache, Grenzwache. 

Polizei-Organe. Ueber die von 
einer Gemeinde in Betreff der Adjuſti— 
rung und Bewaffnung der Gemeinde— 
Polizei-Organe geſtellte Anfrage hat 
das hohe Miniſterium des Innern mit 
Erlaſſe vom 17. d. M., 3. 25235, zu 
verfügen befunden, daß ed zwar dem 
Gemeinden überlaffen bleibe, die Be- 
ffimmungen über die Adjuftirung und 
Bewaffnung der Polizei » Organe zu 
treffen, daß fie jedoch hiebei die allge- 
meinen Verbotsgeſetze und die befon- 
deren, den Gebrauch militärifher Aus— 
zeichnungen oder das Tragen von 
Staatöbeamten-Uniformen unterfagen- 
den Vorfchriften genau im Auge zu 
bebalten umd feine Adjuftirung zu wäh- 
ten haben, die der f. k. Armee, der 
Gensd'armerie oder der F. f. Militär: 
VPolizeiwache eigen ift. Die Gemeinden 
baben die Zahl, die Adjuftirung und 
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Armirung der aufgeftellten Polizei— 
Drgane zur Kenntniß des Bezirkd- 
bauptmannes zu bringen, der dad Re- 
giments-GCommando der Gensd’armerie 
bievon zu verftändigen hat. Sollte eine 
Gemeinde ein förmlich organifirtes Po— 
lizeiwach⸗Corps errichten, fo fann dies 
nur mit Zuftimmung des Minifteriums 
des Innern gefchehen. (Rundm. dern. ö. 
Stth. vom 27. Dec. 1850. 8. 6.2. 
Nr. 114, ſ. auch Polizeiwache der 
n. ö. Statth. vom 11. Jän. 1851 3. 
25225. 8. ©. B. Nr. 45.) 

Polizeis:Drgane, Beförderung auf 
der Gifenbahn, f. Eiſenbahn-Be— 
triebs-Ordnung $. 13. 

Polizei-Ordnung für Brünn 
vom 12. Juni 1786. Krop. Gef. of. 
10. 8. ©. 272. Diefe Polizei-Drb- 
nung ift im Wefentlihen gleihlautend 
mit jener von Prag vom 30. April 
1787. 

— — für Prag, vom 30. April 
1787. Kundgemaht mit Bdg. vom 
25. Juni 1787 *). 

1. Täglid. 

I. Unzeigezettel. Sollen alle 
Hausinhaber, Haus » Adminiftratoren, 
Hausinfpectoren, Baftwirthe, und In— 
wohner oder Afterbeftandverlaffer, die 
Anzeigezettel faämmtliher Leute, denen 
der Unterftand auch nur über eine Nacht 


*) Da die Polizei-Ordnung für Prag 
abweichend von den andern derlei älteren 
efeglihen Vorfchriften eigentlih Feine 
torm über die Organifation und den Wir- 
kungskreis der Polizeis-Behörde (worüber 
gegenwärtig ohnehin der Minifterial-Erlaß 
v. 10. Dec. 1850 (f. Polizei:Behörde) 
maßgebend ift), fondern eine Zuſammen— 
ftellung von Polizei » Verordnungen mit 
der entfprechenden Straffanction enthält, 
von denen viele noch dermal in Wirkſam— 
feit ſtehen, fo glaubte man diefes Geſetz 
fammt den Andeutungen über die jpäter 
erfolgten Modificationen bdesfelben bier 
nicht übergehen zu jollen. 
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in ihrer Behaufung gegeben wird, ent- 
weder alfogleih oder den folgenden 
Tag darauf längftens bis 9 Uhr Früh 
in demdazu beftimmten Bolizeiamte ab- 
geben, widrigenfalls felbe bei erftmali- 
ger Betretung mit einem Berweife ernft- 
li ermahnet, zum zweiten Male mit 6 
Gulden , und das dritte Mal mit 12 
Gulden geftraft werden follen, ſ. Woh: 
nungs-Beränderungen. 

2. Baufennzeihen. Sollen bei 
Aufführungen der Gebäude die nöthi- 
gen Vorfihten unter Strafe von 4 
Gulden, mit Aushängung eines Zei- 
hend getroffen werden. Siehe $. 380 
des Strafgefeßbuches. 

3. Baufhuldigkeit. Wird unter 
Strafe von 10 Thalern verboten, Kel- 
ler oder andere Bauführungen unter 
die Gaffen, oder Pläße, ohne ausdrück— 
liche Erlaubniß der Landesftelle , zu 
graben, und zu bewerkftelligen. Die 
Kellerlöcher dürfen nicht mit einem 
Quereifen, fondern müffen mit eifernen 
Dedeln, die mit angemeffenen Luftlö— 
bern verfehen werden fönnen , unter 
Strafe von 4 Gulden gegen die Zu: 
widerhandelnden verwahrt werden, auch 
müffen die Kellerlöcher an Eingängen 
der. Hänfer, oder font gefährlichen Tie- 
fen verwahrt, und die Brüdel, dann 
Stege über Waffer und Gräben, wenn 
fie ſchadhaft oder verfault, oder aber 
die Geländer ausgebrochen find, unver: 
züglich hergeftellt; die Baffagean Ufern 
von Waffer oder tiefen Gräben mit 
einem Geländer gehörig verfehen, hin: 
gegen weiter gepflafterte Canäle und 
eingedeckte Gräben, welche fchadhaft 
find, nicht minder ſchlechte oder ausge- 
fahrene Fahr- und Gehwege fogleich 
ausgebeffert werden, als im mwidrigen 
Valle jede Uebertretung mit einer Strafe 
von 4 Gulden geahndet, nebft aber das 
Unterlaffene ohneweiters auf Koften 
des Schuldtragenden hergeftellt werden 
würde. 
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4. Bauzeug und Gtraßen- 
binderniffe. If unter Strafe von 
2 Gulden die Paffage befonderd an 
Hauptftraßen frei zu laffen. Es werden 
daher nicht gelitten Baumaterialien 
und Tiſchlerholz, Faffer, Obft und an: 
dere unfchiclic angebrachte Standeln, 
Bier-, Mehl-, Holz. und andere bela- 
dene, oder auch leere Wägen , Wein— 
böde inden Gäffen undin den Straßen 
fo auszuftellen, daß die freie Paffage 
dadurch verhindert werden könnte, eben 
daher können Pflöde, unſchicklich ein- 
gegrabene zu niedere Steine bei den 
Häufern, zu niedere Schranken , dann 
Schutt, Koth und Schutthaufen nicht 
geduldet. werden. Siehe $$.422— 426 
des Strafgefeßbudhes und Straßen: 
Berftellung. 

9. Fahren und Viehtrieb. 
Wird den Kutſchern das ſchnelle Fahren, 
Borfahren, Wegverfehränten, das Abs 
füttern der Pferde auf der Gaffe, und 
das übermäßige Schnalzen mit der 
Peitfche, dann das Fahren und das 
Führen der Pferde nahe an den Häu- 
fern, verboten und verordnet, daß den 
Kindern das Anhängen an die Wägen 
nicht geftattet werden ſolle. Siehe die 
88. 341, 342, 427 und 428 des St. 
G. und Fahren, Fahr-Drdnung. 

6. Saffenreinheit. Jft auch un- 
ter einer Strafe von 3 Reidhsthalern 
überhaupt alle Verunreinigung der 
Gaſſen und Auswerfen des Kehrichs, 
beſonders aber das Ausgießen des Pri— 
vets, oder Auslegung eines Aaſes auf 
die Gaſſe unter 5 Rthlr. Strafe ſchär— 
feſt unterſagt, wofür jederzeit dir Dienſt— 
herren für ihr Geſinde zu haften, und 
die Strafe zu erlegen haben. 

1) Zur Gaffenreinheit in den Städten 
wird der Befehl beigetragen, daß je 
der Hauseigenthümer wöchentlich, 
oder bei anhaltentem regnerifchen 
Wetter zweimal in der Woche die 
Gaſſe vor feinem Haufe reinigen und 
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den Kehrich in die Höfe tragen laſſe, 

auch ſoll den Hauseigenthümern und 

ihrem Geſinde die Ausſchuͤttung oder 

Ausgiefung gebrochener Gefäße oder 

Unreinigkeiten unter Arreſt oder 

Geldſtrafe ernftlih unterfagt wer: 

den. (Bdg. vom 16. März 1789.) 
2) Iener Inwohnrer der k. k. Haupt: 

ftadt Prag, der die Straße auf was 

immer für eine Art verunrcisiget, 
wird unnahfichtlih zur Berantwor- 
tung und Strafe gezogen werden 

(Bdg. vom 12. Mai 1796.) 

7. Saffenreinigung. Bei ein— 
fallenden Thaumwetter nach dem Winter 
haben die Hausinhaber ſich vermöge der 
Säuberung-Drdnung unter der Strafe 
von 1 fl. in Betreff der Aufeifung je 
nen Anordnungen willfährig zu unter 
ziehen, die ihnen nad Befund der Um- 
ftände vonSeiten des Magiftrates wer: 
den an die Hand gegeben werden. 

8. Schneewurfszeichen. Eben 
fo follen alle Hausinhaber unter Strafe 
von Afl. Sorge tragen, daß bei Abwer- 
fung des Schnees von den Dächern, 
zur Sicherheit der Borbeigehenden, ein 
Warnungszeichen ausgeſteckt werde, 

9. Marktſchreier und Bettler. 
Iſt das Beiteln überhaupt, das Sin» 
gen, das Harfenfpielen, Herumziehen 
der Mufifanten, dann find die Quad: 
falber , "der Marftfchreier oder fonft 
mitArznei herumziehende und haufirende 
Leute nicht zu geftatten, und die Betre- 
tenen ohneweiters anzuhalten und der 
Behörde zu übergeben. Siehe 8.517 — 
521 des St. ©: B., f. Bettler. 

10. Shmählarten und Sit— 
tenverderbniß. Iſt das Anheften 
und Ausftreuen der Basquille, fo wie 
alle unflätigen Bilder und Gefänge, 
deren Ausrufen,, dann ärgerlihe Ge— 
fprähe wider die Reiigion und gute 
Sitten unter den Umftänden angemefje- 
nen Strafen verboten. 


1) Das Abfingen allerhand Zoten in 
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ſich enthaltender Lieder, und alter 
Prophezeibungen auf öffentlichen 
Saffen wird wiederholt verboten. 
(Bdg. v. 26. Mai 1775.) 

2) Um den bisher wahrgenommenen 
Mißbrauch, den die Magiftrate von 
ihrer Amtögewalt zu machen pflegen, 
abzuftellen, mithin eine Borfehung 
zu treffen, damit auch nicht gerechte 
Klagen, und die etwa gegau ihre 
Vorfteher anzubringenden Beſchwer⸗ 
den der Bürger, welche doch eine ger 
meinſchaftliche Berathung erfordern, 
unter dem Borwande der Aufhegun- 
gen erftidet würden, haben Se. Ma- 
jeftät befohlen, daß in folden Fällen, 
wenn fi bürgerliche Mitglieder über 
gemeinfchaftlihe Befchwerden bera- 
then, und diefe Befchwerden nicht 
augenscheinlich ungegründet find, auch 
bei folden Berathungen, die öffent: 

liche Ruhe nicht geftört wird, der— 
gleichen Befchwerdeführer und De— 
putirte nicht ohne Erkenntniß des 
Kreisamtes von dem Magiftrate mit 
Arreft beftraft, und ihnen dadurch 
die Berathung ihrer Klageführung 
erfchwert, fondern diefelben nur ans 
gewiefen werden, ihre Befchwerden 
nad den beftehenden Borfchriften 
über das Verfahren in politifchen 
Angelegenheiten einzureichen und zu 
betreiben, indem fonft die Bürger in 
Städten übler daran fein würden, 
als die Bauern in Dörfern, wenn 
fie ih nicht über gemeinfchaftlide 
Befchwerden unter ſich berathen dürf- 
ten. (Hfd. von 20. März 1786.) 

3) Es foll neuerdings eingefchärfet 
werden: 

a) Keine heimlihen Zufammenkünfte, 
unter was immer für einem Vor— 
wande, zu geftatten und diedagegen 
Handelnden zu beftrafen. 

b) Rur jenen Fremden den Aufenthalt 
im Lande zu geftatten, welche wit vor= 
ſchriftmäßigen Päſſen verfehen find 
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e) Auf die Vertilgung der vorfindigen 
und bereid verbotenen Hausdrude- 
reien, wodurd die Verbreitung bös- 

. artiger Schriften, zur Vereitlung der 
beiten Vorſchriften, am leichteften be: 
wirft werden kann, alle Aufmerkfam- 
feit zu tragen, und der Polizei dar- 
über die Aufficht befonders einzu- 
prägen. (Hfd. v. 9. Febr. 1793, 
f. Preßorduung.) 
11. Berdädtige. Soll unter 

SHärfefter Strafe verdächtigen, mit fei- 

nem Paſſe oder Kundſchaft, oder aber 

andern Urkunden verfehenen Leuten 
fein Aufenthalt geftattet, oder fonft ein 

Unterfchleif, oder wohl gar Vorſchub 

gegeben; fondern felbe angehalten und 

der Behörde eingeliefert werden. 

12. Feuerhütung. Liegt jedem 
Hausinhaber vorzüglich ob, die Keuer- 
löſch-Ordnung unter den in derfelben 
feftgefeßten Strafen, in Allem und Je⸗ 
dem pünktlich zu beobachten, in feinem 
Haufe mit allen diesfalld vorgefchrie- 
benen Feuerlöfh-Geräthfchaften,, und 
außer den Wintermonaten auf dem Bo- 
den ftet3 mit Waffer verfehen zu fein, 
auch wegen guter Verwahrung brenn- 
barer Materialien die genauefte Ob- 
forge zu fragen, damit bei den vorzu- 
nehmenden Bifitationen Alles in gutem 
Stande angetroffen werde, weßwegen 
auch jeder Hausinhaber und Bürger 
fih die gedrudte Feuerlöſch-Ordnung 
wohl befannt machen foll, um fich bei 
einem entftehenden euer darnach rich 
ten zu wiffen. Siehe die $$.434—459 
des St. ©. B. Feuerlöſch⸗Ord⸗ 
nung. 

U. In der Naht. 

13. Bauzeihen. Müffen unter an- 
gemeffener Strafe von 4 fl. Gruben, 
Gebäude, aufgebrochene Canäle ſogleich 
verwahrt werden, bei Gerüften und 
Schutthaufen, die nicht fogleih wegge- 
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ſchafft werden, koͤnnen zur Nachtzeit 
Laternen zur Sicherheit der Wandeln- 
den aufgeftedt; auch nad Beſchaffen⸗ 
heit der Umftände Schranken gemacht 
werden, Siehe 8.380, 422— 426 des 
St. G. B. 

14. Straßenhinderniſſe durch 
Geräthe. Sind Fäſſer, Bauholz, auss 
gefpannte Wägen, Weinböde, an die 
Häufer gelehnte Leitern, vor der Nacht 
unter der ebenmäßigen Strafe aus dem 
Wege zu räumen. Siehe die 88. 422 — 
426 des St. G. 2. 

15. Feuerverhütung. Iſt mit 
Licht ohne Laternen in Stallungen und 
Schupfen, Böden, Holz- und andere 
Gewölbe zu gehen, fowie das Tabak— 
rauen auch an diefen Dertern unter 
der Strafe von 10 Athlın. und zwar 
bei den Wirths- und Einkehr-Häufern 
unter Haftung der Hauseigenthümer 
verboten. Siehe 8.449 des St. G. B. 

16. Fackeln und Kohlfeuer. 
So ift auch unter nämliher Strafe ver- 
boten, die brennenden Kadeln an Dä- 
chern und anderen hölzernen Behält- 
niffen anzuftoßen; wie nicht minder 
während des Jahrmarkts in den Markt: 
hütten Licht ohne Laterne, um fo weni- 
ger alfo Kohlenfeuer zu unterhalten. 
Siehe die 88. 454—457 des Gtraf- 
geſetzbuches. 

17. Tanz-Muſik. Muͤſſen Tanzſäle 
und Tanz-Hütten mitgehöriger Vorſicht 
beleuchtet werden , daher unter einer 
Strafe von 3 fl., wenn Muſik darin ge 
halten wird, ohne jederzeit der Polizei 
bievon anzuzeigen, ſ. Tanzmuſiken. 

18. Straßen - Hinderniffe 
durh Wägen. Dürfen weder bela- 
dene, noch leere Heu- und Strohmägen 
auf der freien Gaffe unter Strafe von 
1 Rthle. für jeden Wagen über Naht 
ftehen bleiben, fiehe Straßen = Ber: 
ftellung. 

19. Rachtlager in Stallun- 
gen. Soll in den Stallungen außer 
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den in wirklichen Dienften ftehenden 

Kutfhern und Knechten Niemand über 

Naht unter Strafe von 3 fl. aufgehals 

ten werden. 

20. Saft» und Kaffeehbäufer. 
Müffen die öffentlihen Gaftörter und 
Kaffeehäufer unter Strafe von 10 Rthlr. 
zu gefeßter und befanntgemadhter Zeit 
gefperrt fein, f. Offenhalten. 

1) Gaſt⸗, Kaffee und Wirthahäufer 
fönnen bis 10 oder 11 Uhr Abends 
offen bleiben. (Hfd. v. 3. Jän. 1772.) 

2) In Erwägung, daß auf dem Lande 
a) wegen geringen PBolizei-PBerjonales 
auf die Gafthäufer feine fo genaue 
Aufſicht, als in der Hauptftadt ge— 
pflogen werden fann, b) der Tanz 
gleich nach dem nahmittägigen Got: 
tesdienft anzufangen pflegt, und 
c) die übermäßigen Berlängerungen 
der Tanzmufil zu Raufhandeln und 
zur Unfittlicfeit Anlaß geben, kön— 
nen die Gaſt- und Tanzhäufer auf 
dem Lande auch ohne befondere Bes 
willigung bi8 um 11 Uhr Nachts 
offen gehalten werden, und ift für 
die Bewilligung der längeren Offen: 
haltung derfelben, welche jedoch nicht 
länger als bis 1 Uhr nad Mitter- 
nacht zu ertheilen, jedesmal der Be: 
trag eined zum Beften des Armen: 
Inftituted des Orts gemidmeten 
Grofhens zu entrihten. Die dawi— 
derhandelnden Wirthe jollen zur un— 
nachſichtlichen Strafe gezogen wer: 
den. (Bdg. v. 13. Febr. 1794.) 
21. Auf der GaſſeSchlafende. 

Sind Schlafende in offenen oder leeren 

Hütten, unter Thorwegen, oder auf 

freier Gaſſe, auf die Seite zu ſchaffen, 

wo aber bei felben zugleich Verdacht 
mit verbunden ift, derlei Leute der Be- 
hörde einzuliefern. 

22. Beleudtung. Iſt alle Be- 
fhädigung der Laternen unter Strafe 
von 5 Rthlrn. verboten, fiehe $. 317 
des St. ©. 2. 
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23. Nachtmuſik und Lärm. 
Bleibt die türkiſche und andere Muſik 
zur Nachtzeit ohne vorher erhaltener 
Etlaubniß, ſowie überhaupt aller Nacht— 
lärm unter den, den Umſtänden nach 
feſtgeſetzt werdenden Geld- oder Leibes— 
ſtrafen verboten. 

24. Hunde-Einſperren. Sind 
in Anſehung der Hunde die hierwegen 
bereits kundgemachten Verordnungen 
unter den in ſelben ausgemeſſenen Stra— 
fen aufs genaueſte zu beobachten. Nebſt— 
dem iſt kein Hund, ſobald es finſter 
wird, aus dem Haufe zu belaſſen, fon- 
dern, wenn er auch mit einem Hals— 
bande verfehen wäre, als herrenlos an- 
zufehen, damit das Publicum durd das 
Heulen der ausgefperrten Hunde nicht 
beunrubiget würde. Siehe $$. 391, 
392 St. ©. 2. 

I. Zu verfhiedenen Zeiten. 

25. Herabfallensverhütung. 
Sind Blumen und andere Gefdhirre 
vor den Fenftern unangebunden nicht 
zu dulden, f. $. 426 des St. ©. 

26. Ueberfhwemmung Muß 
das Steigen der Flüffe wohl beachtet, 
und in jedem nöthigen Kalle der Be- 
hörde angezeigt werden, Damit der 
Uebergang über Brüden zur rechten 
Zeit gefperrt, und in dennaheliegenden 
Häufern wegen Rettung der Keller und 
allenfalld anderer Geräthfchaften das 
Nöthige ſchleunigſt veranlaffet werden 
könne. 

27. Ertrinteng- Gefahr im 
Sommer. Jft im Sommer das Ba- 
den der Kinder und auch erwachjenen 
Leute in den Flüffen, Teihen, Bächen 
und Mühlgräben , fo wie das Spielen 
der Kinder nahe am Waffer und auf 
öffentlihen Straßen, befonders bei der 
Dämmerung und zur Nachtzeit verbo- 
ten, wie denn die betretenen erwachfe- 
nen Leute mit 1 Rthlr., die Kinder 
aber mit Schillingen, und deren Aeltern 
und Bormünder nah Umftänden ſcharf 
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Schießen und Peuerge 
wehre. Iſt unter Strafe von 4 fl. 
mit Feuergewehr ſowohl, als mit Wind: 
büchfen und Blasröhren in der Stadt, 
oder vor den Thoren, auf den Land: 
ftraßen zu fchießen, wie auch an ſolchen 
Dertern Feuerwerke, von was immer 
für Art, zu machen verboten. Das Auf- 
ziehen mit geladenen Gemwehren bei 
Proceffionen und Umgängen, wie aud 
alles Schießen bei Hochzeiten, Kindes- 
taufen oder andern Berfammlungen 
zwifchen den Häufern, desgleihen an 
dem Vorabende und Abende des Jo- 
hannistages, das fogenannte Spring- 
oder Zuftfeuer bei den Häufern , oder 
aud in einem entfernten Orte, foll bei 
Abnehmung der Gewehre oder fonftiger 
Strafe verboten fein. (Hfd. v. 6. Juli 
1752.) 

29. Andachten. Sind fpäte An- 
dachten auf der Straße und in Privat: 
häufern nicht erlaubt, die Abhaltenden 
aber fogleich der Behörde anzuzeigen. 

30. Staub - Verhütung. Es 
foll im Sommer, wenn e3 nothwendig 
ſcheint, vorden Häufern, befonders aber, 
wenn gekehrt wird, aufgefprißt werden. 

31. Kinder-Herumlaufen. Iſt 
das Proceffiongehen der Kinder, fowie 
auch das Herumgehen in den ſogenann— 
ten Dreikönigs- und Nicolai-Kleidern 
nicht zu geftatten. 

32. Eßwaaren. Gollen unge: 
nießbare und ſchädliche Marktfeilſchaf— 
ten , ungefunde und alle unbekannte 
Schwämme, unzeitiged Obft, faule 
Fifche, unreines und ungefundes Fleich 
u. dgl. nicht zu Markte gebracht und 
verkauft, das Betretene in Befchlag ge- 
nommen und vertilgt, die Verfäufer 
aber noch in&befondere nach Umftänden 
geftraft werden. 

33. Ertrinfens » Gefahr im 
Winter Bird das Schleifen auf dem 
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Eife, in Gaſſen und auf Plägen, fowie 
auch außerdem an gefährlihen Orten, 
dann das Wandeln über Eid, befonders 
bei auftbauendem Wetter, nicht geftat- 
tet. Siehe $. 338 St. ©. 

34. Schaufpiele, dann Tanz 
und Fehtfhulen. Sind gezahlte 
Hauskomödien, fowiedie abzuhaltenden 
Bälle an öffentlihen und Privatörtern 
ohne erhaltene Erlaubniß, dann aud 
die Zanze und Fechtlectionen von un« 
befugten Leuten unter Strafe von 10 
Rtblen. verboten, f. Hanstheater. 

Da nad den beftehenden Verordnun— 
gen die Poſſenſpiele und ertemporirten 
Stücke durchaus verboten find, und 
überhaupt ohne der Kreisämter befon- 
dere Erlaubniß feine öffentlihen Schau— 
fpiele auf dem Lande aufgeführt wer- 
den dürfen, fo wird auf ausdrüdlichen 
höchſten Befehl den Kreisämtern wies 
derholt eingefhärft, daß Leine andern, 
als die von ihnen gutgeheißenen Stüde 
und nirgends ohne ihre befondere Er: 
laubniß einige Schaufpiele aufgeführt 
und überhaupt der zu großen Verbrei— 
tung der Schaufpielfuht Schranken 
gefeßt werden follen. (Vog. v. 24. Febr. 
1786, f. Theater.) 

35. Spielverbot. Sind die in 
dem bereitd kundgemachten Spielpa- 
tente enthaltenen Hazardfpiele unter 
den in demfelben fetgefeßten Strafen 
ernftlih unierfagt, nämlih Pharao, 
Baffet, Würfel, Baffadicci, Landsknecht, 
Quindiei, Trenta, Quaranta, Raufchen, 
Färbeln, Straſchak, Sincere, Brenten, 
Molina, Walacho, Macao, Halbzwölf, 
(Mezzo duodeci), Vingt-un, u. dgl., 
unter was immer für einem Namen die 
Spielfucht zur Vereitlung des Geſetzes 
diefelben bereits erfunden habe, oder 
noch erfinden mag. Siehe $. 522 des 
St. G. B. und Spiele. 

36. Aberglaube. Müſſen aber— 
gläubiſche Mißbräuche, als, Sonne 
wendfeuer am Johanni- und Walbur⸗ 
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gis⸗Vorabende, und in Läffelnädhten 

allerlei Unfug auf Kirch⸗ und Kreuzwe⸗ 

gen, nicht minder dad Nicolai- und 

Dreilönigfpiel, und alle Schaßgräbe- 

reien und Befhwörungen nicht geftat- 

tet, und die Hebertreter zu der den Um⸗ 
ftänden nah anzumeffenden Beftrafung 
der Behörde angezeigt werden. 

37. Bäume ausftellen. Iſt das 
Segen der Bäume in dem Monate Mai, 
dann bei den Hütten, Kirchen, Procef- 
fionen und am Kirchweihtage, unter 
3 fl. Strafe nicht zu geftatten. 

38. Deffentlide Luſtbarkeit. 
Bleiben in verbotenen Zagen alle öf- 
fentlihe Luftbarkeiten, und zwar unter 
Strafe von 10 Rthlen. verboten, fiehe 
Luftbarkeiten, Tanzmuſtken. 

39. Wochenmarkt. Darf in den 
Wohen-Markttagen das Getreide nur 
auf dem beftimmten Marftplage ver- 
kauft und gekauft werden. 

40. Feuerverhütung. Iſt bei 
ftarfem Winde das Kaftanien- und Bra, 
telbraten oder Kochen, dann Erbfentö, 
ften auf der Gaffe verboten, das Holz 
in den Defen zu dörren, wird unter 
Strafe von 10 Rthlen. verboten, wo- 
duch ſchon manches Feuer entitanden 
ift, f. $. 448 des St. ©. 

IV. An Sonn: und Feiertagen. 
41. Spiel und Tanz. Darf die 

Muſik, fowie das Kegel: und Billard» 

fpiel vor 4 Uhr Nachmittags unter 

Strafe von 10 Rthlen. nicht angefan- 

gen werden. 

1) Schaufpiele follen an Sonn» und 
Feiertagen nicht eher ald Abends 
um 7 Uhr angefangen werden. Auch 
haben an gedachten Tagen alle Com— 
miffion-Abhaltungen in nicht drin- 
genden Gefhäften, oder Gaftmahle, 
öffentliche Spaziergänge bis 4 Uhr 
Nachmittags, Spazieren,, Reifen u. 
dgl.den meiften Theil des Tages hin- 
wegnehmende Ruftbarfeiten und De: 
fhäftigungen gänzlich zu unterblei- 
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ben. (Hofdecret vom 8. Jänner 

1772.) 

2) An Sonn- und Feiertagen foll die 
Dffenhaltung der Gaſt⸗, Schänt: 
und Kaffeehäufer immer geduldet, 
und lediglich darauf gefehen werden, 
daß feine Art von Spielen, mit In— 
begriff des Billards, vor4 Uhr Nach— 
mittags dafelbit angefangen werde. 
(Hd. v 3. Dct. 1785), f. Sonn- 
und Feiertagsheiligung. 

42. Wägen-Packen. Iſt das 
Auf und Abpaden der Fracht: und 
fhweren Wägen unter Strafe von 
1 Rthle. verboten. 

43. Braten auf der Gaffe. 
Das Kaſtanien- und Bratelbraten, dann 
Erbfenröften auf der Gaffe ift unter 
Strafe von 1 Rthlr. verboten. 

44. Kirhenhandel. Dürfen die 
Ständeln bei Kirhen mit Gebeteln und 
Bildern unter Strafe von 2Rthlr. nicht 
aufgemadht werden. 

45. Balmzweig. If am Palm— 
fonntage der Verfauf der Palmzweige 
unter Strafe von 1 fl. verboten. 

46. Arzneigewölbe und Pe 
rückenmacher. Können PBerüdenma- 
hergewölbe unter Strafevon 10 Rthlrn. 
nur bis 11 Uhr Bormittags offen fein, 
und nad 4 Uhr Nachmittags; Apothe— 
fen und Barbiergewölbe aber können 
auch in allen Sonn= und Feiertagen den 
ganzen Tag hindurch offen bleiben. 

47. Schnittwaaren-Berkauf. 
Müffen Handlungsgewölbe, in welchen 
Schnittwaaren verkauft werden, unter 
der gleihmäßigen Strafe zugemadht fein, 
jene ausgenommen, in denen die Par— 
teien zugleich wohnen, welche jedod 
ohne die mindefte Auslage einer Waare 
wenigſtens zur Hälfte, das ift mit einem 
Fenſterladen gefperrt fein follen. 

Das Geſetz, welches die Auslegung 
der Kauf: und Krämerdwaaren an Sonn⸗ 
und Feiertagen unterfagt , ifl genau 
zu befolgen. (Bdg.v. 16. Juni1l796.) 
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48. Gewürzgewölbe. Sind die 
Gewürzgewölbe blos während des 
Haupt » Gottesdienfted gefperrt zu 
laffen. 

49. Päcke⸗-Tragen. Iſt Wäſche, 
oder ſonſt andere große Päcke zu tra— 
gen unter Strafe von 1 Rthlr. verbo— 
ten. Die mit Boftwägen oder Ertrapoft 
Reifenden und die bei dem Boftwagen- 
amte angeftellten Leute follen vom Ge: 
feße wegen verbotener ſchwerer Tragung 
an Sonn» und Feiertagen befreit, und 
ihnen au an diefen Tagen die Auf- 
padung und Uebertragung der Bagage 
geftattet werden. (Hfd.v. 3.März 1775.) 

50. Eß wa aren. Dürfenan Sonn- 
und Feiertagen bis 9 Uhr nur folgende 
Feilfhaften unter anfonft erfolgender 
Eonfiscation verkauft werden, als: 
Brot, Kipfel (Hörnel), Brezeln, Sem- 
meln, Fifche, Eier, frifches u. geſelchtes 
Fleifh, Ingeweid, Brat⸗, Leber- und 
andere Würfte, grüne Waaren, Milch, 
faures Kraut, Rüben, Rettich, Köften, 
Nüffe u. dgl., jedoh ohne Ausftellung 
eines Zeichens, auch dürfen die Käs- 
und Butterhändler zu diefen Stunden 
offen halten. 

51. Tabak und Obſt. Kann der 
Tabak und das frifhe Obſt an Sonn 
und Feiertagen, und Nachmittags außer 
der Zeit des Gottesdienftes öffentlich, 
während des Gottesdienfted aber nur 
in den Einſätzen und unter den Haus» 
thüren, unter Confiscationsſtrafe, ver- 
kauft werden, ſ. Tabakverſchleiß. 

52. Lebzelter und Ausrufer. 
Können Lebzelteln und Wachs, dann 
Honig vor und nach dem Gottesdienſte, 
Kerzen aber im Sommer um 6 Uhr, 
im Winter um 4 Uhr des Nachmittags 
verkauft werden, das außer diefer Zeit 
Betretene unterliegt der Confiscation. 
Unter Strafe von 1 fl. wird an Sonn: 
und gebotenen Feiertagen den ganzen 
Tag hindurd all öffentliches Ausrufen 
verboten, |. Lebzelter, 
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53. Fleiſch und Obftverkauf. 
Sollen am neuen Jahres » Chrifttag, 
Dfter- und Pfingftfonntage, die Fleiſch⸗ 
bänke nicht offen fein, und die Debftler 
in den Einfäßen unter Strafe von 10 
Rthlrn. nichts verkaufen, 

54. Wahshändler. Können am 
Allerheiligen und Lichtmeßtage die 
Wachshändler und Wachskerzler offen 
halten, doch ohne Auslage umd mit 
geblendeten Läden, und diefes Letztere 
unter anfonft zu erfolgender obigen 
Strafe. Alle diefe Verordnungen grün- 
den ſich auf die in Sachen beftehenden 
Generalien, und find auf die diesfälli- 
gen Uebertretungen gegenwärtig die 
angemeffenen Geldſtrafen feftgefegt wor- 
den, mit welchen jeder diefen Berord- 
nungen zuwider Handelnde ohne Nady- 
fiht angefehen werden wird. Wie num 
öfter aber mehr beſchwerende Umftände 
bei den Zumiderhandlungen eintreten, 
fo werden auch nach Befund diefe Stra- 
fen vermehret , fo wie fle dagegen bei 
den die Uebertretung erleichternden Um— 
ftänden gemindert werden. Wobei 
fhlieglih noch bekannt gemacht wird, 
daß, wenn ein Uebertreter die Geldftra- 
fen zu erlegen nicht vermögend fein 
follte, fondern derfelbe fürjeden Gulden 
mit einem eintägigen Arreſt, oder den 
Umftänden nach mit andern körperlichen 
Strafen belegt werden würde. 

Borftehende, die Polizeianftalt in 
Prag betreffende Ordnung ift den Städ- 
tern mit dem Beifage zuguftellen, daß die 
Magiftrate auf deffen Befolgung die ge: 
naue Auffiht tragen, und zu Folge 
Hofdecretö vom 11. d. M. die einge 
henden Strafgelder nirgends anders 
wohin, als zum Polizei-Fond, und 
zwar auf beffere Pflafter- und Säube- 
rung der Gaſſen, allenfalld auch auf 
Bermehrung der Beleuchtung verwen: 
den follen. Dem Kreisamte wird aber 
auch obliegen, felbft auf die genaue Be: 
folgung diefer Verordnung eine ftete 
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Aufmerkfamkeit zu tragen, und die Bor- 
fehr zu treffen, damit beſagte Verord- 
nung durch die Magiftrate öfters res 
publicirt und die eingehenden Straf: 
gelder gehörig verrechnet würden. (Pol. 
Drd. für Prag vom 30. April 1787, 
kundgemacht mit Bdg. vom 25. April 
1787. Krop. Gef. Joſ. 13.8. ©. 346.) 

Polizei: Ordnung. Unterricht 
für Die Rihter und Gefhwor 
neninPolizei-undSicherheits— 
ſachen in Böhmen. 

I. Abtheilung. Den Richtern und 
Geſchwornen in den Dorffchaften wird 
unter perfönliher Verantwortung zur 
Pflicht gemacht, genau hierauf zu wa— 
den, daß 

1. fein Gebäude aufgeführt, 
oder größere Bau» Reparaturen 
vorgenommen werden, welche nicht vor- 
her von dem vorgefegten Amte bewil- 
ligt werden, umd wenn ohne diefe Be- 
willigung ein Bau oder größere Repa- 
ratur dennoch eigenmädhtig vorgenom- 
men werden follte, fogleih, und eben 
fo in dem Kalle, wenn von der vom 
Amte genehmigten Bauart abgemwichen 
wird, dem Amte die Anzeige hiervon 
zu maden; 

2. daß die Brunnen- und Kel- 
lertiefen und andere gefährliche Orte 
gehörig befchränkt oder bedeckt werden; 

3. daß die Fußſteige an gefähr: 
lihen Orten, Gräben oder Abgrün— 
den mit dem nöthigen Geländer ver- 
wahrt bleiben; 

4. daß alle Gegenftände, woran 
Jemand zur Nachtzeit verunglücen 
fönnte, mweggeräumt, dann nahe an 
den öffentlichen Straßen, befonders im 
Sommer, Aeſer oder anderer Unrath 
zur Vermeidung ſchädlicher Ausdün— 
ftungen nicht geduldet werden. 

5. Haben die Richter und Geſchwor— 
nen darauf zu fehen, daß Kranke bei 
Zeiten die Hilfe des Arztes fuchen, 
und fi nit von Quadfalbern oder 
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Pfufchern behandeln laſſen, daß anfte- 
ende Kranke möglichft abgefondert, 
dann daß die Betten und Kleidungs— 
ſtücke der an ſolchen Krankheiten ſter— 
benden PBerfonen fogleih gut gereinigt 
werden. Jeder Ausbruh von Men: 
fhenblatterniftungefäumt dem vor« 
gefeßten Amte anzuzeigen. Diefe Anzeige 
iſt au in dem Falle fogleich zu machen, 
wenn in einem Orte, nad der vers 
fhiedenen Größe des Ortes 4, 6—8 
PBerfonen mit der nämlihen Krankheit 
behaftet werden. Aud haben die Rich— 
ter zur Bewirkung der vor DBlattern 
ſchützenden Kuhpodenimpfung auf die 
Dorfinfaffen möglihft einzuwirken. 

6. Haben Richter oder Gefhworne 
hierauf zu wachen, daß die vorgeſchrie— 
bene Todtenbefhau bei jedem To— 
desfall vorgenommen, Zeichen nicht vor 
48 Stunden, und nur dann, wenn der 
Arzt bei epidemifchen oder einzelnen 
Krankheiten ed nothwendig findet, in 
24 Stunden begraben, die Leihen auch 
nicht länger in der Todtenfammer be- 
laffen, endlich ftet# in der gehörigen 
Ziefe von wenigftens 5 Schuhen ein- 
gegraben werden. 

7. Haben Richter und Gefhworne 
hierauf zu wachen, daß die Fleiſch— 
befhau in jenen Orten, wo Fleiſch— 
bauer beitehen, vorgenommen, daß das 
Bleifh vom kranken Biehe und andere 
der Gefundheit nachtheilige Eßwaaren 
nicht verfauft oder genoffen werden. 

8. Werden bei Jemandem Spuren 
einer Narrheit oder Sinnenver- 
wirrung bemerkt, fo haben die Rich— 
ter und Gefhwornen fogleich dem vor: 
gefegten Amte hiervon die Anzeige zu 
machen, zugleich aber die genaue Ver— 
wahrung desjelben einzuleiten, damit 
er nicht fich. felbft oder andere beſchä— 
digen könne. 

9. Haben die Richter und Geſchwor— 
nen dad Badenin Flüffen nuran 
beftimmt bezeichneten nicht tiefen Or— 
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ten, da8 Schleifen auf feichtem Eife, 
und bei aufthauendem Wetter aber gar 
nicht zu geftatten. 

10. Haben diefelben bei eintreten- 

den anſteckenden Viehkrankhei— 
ten darauf zu ſehen, daß das kranke 
Vieh von dem geſunden abgeſondert 
werde, und wenn in dem Orte, nach 
deſſen verſchiedener Größe, 4, 6 bis 8 
Thiere von der nämlichen Krankheit be— 
fallen werden, hiervon ſogleich die An— 
zeige an das vorgeſetzte Amt zu er— 
ſtatten. 
11. Auf die Ausrottung herrenlo— 
fer Hunde if befondersd zu wachen, 
weil folhe aus Abgang ordentlicher 
Nahrung der Wuth am erften ausge— 
ſetzt find. 

12. Hunde, welche der Wuth ver- 
dächtig find, und weder Menfhen noch: 
Thiere befchädigt haben, find fühlen-s 
nigft zu tödten, in dem Falle aber, 
wenn fie einen Menfchen oder ein Nußs- 
thier befhädigt haben, infofern man 
ihrer ohne Gefahr habhaft werden kann, 
wo möglidy einzufangen, an einem fiche- 
ven wohlverwahrten Orte forgfältig ein- 
zufperren, an eine Kette zu legen, und 
unter genauer Handhabung der nöthi— 
gen Vorſichtsmaßregeln zu beobachten. 
Iſt man von der Wuth überzeugt, fo 
müffen die wüthigen Hunde und die 
von ihnen gebiffenen Thiere ſchnell ver— 
tilgt, und die vom Geifer oder Blute 
diefer Thiere befleckten Stellen mit al- 
ler Vorſicht gefäubert werden. Für die 
hierbei gebiffenen Menfchen ift ſchleu— 
nige ärztliche Hilfe zu fuchen, bei Ent» 
deckung eined der Wuth verdächtigen 
oder wüthigen Hundes aber ftets hier: 
von und von allen hierbei fich ereignen- 
den Vorfällen fogleich dem vorgefeßten 
Amte die Anzeige zu machen, endlich 
hierbei fo wie bei allen allgemeinen 
Krankheiten der Menfchen und Thiere 
auf die geraue Befolgung jener Bor: 
fohriften zu wachen, welche die zur Un- 

Zaleiöfy, Handb, d. Polig. Gef. U. 


657 


Polizei-Ordnung. 


terfuchung der anſteckenden und epide- 
mifhen Menfhen- und Thierkrankhei— 
heiten, dann von Wuthvorfällen abges 
ordnneten Aerzte zur Vermeidung eines 
weiteren Unglüds für nothwendig er- 
achten. 

13. Zur Abwendung einer 
Feuersbrumft und der üblen Folgen 
derfelben haben die Richter und Ger 
fhwornen genau hierauf zu wachen, 
daß in Stallungen und Scheuern Fein 
Licht frei ohne Laterne, am wenigften 
aber brennende Holzfpäne gebraucht, 
darin Niemandem ein Nachtlager gege- 
ben, dag in felben kein Tabak geraucht, 
und an den Häufern oder der Straße 
feine Feuerhaltung geduldet, ebenfo das 
Schießen und Raketen: Abbrennen bei 
Zuftbarkeiten und bei der Feier des Jo— 
bannisfeftes in den Dörfern, und in der 
Rähe feuergefährlicher Gegenftände, fo 
wie das Schießen bei Hochzeiten nicht 
geftattet, alle leicht feuerfangenden Ma: 
terialien gehörig verwahrt, dann daß 
die Rauchfänge und Herdftätten öfters 
gereinigt umd gegen die Feuergefahr 
fiher geftellt, endlich die Feuerlöſch— 
Geräthichaften ſtets in gutem brauch— 
baren Stande erhalten werden. Auch 
ift das Verbot, am 1. Mai und bei ähn- 
lichen Volksfeſten Bäume zu beſchädi— 
gen, und foldhe, oder Aeſte in den Dör- 
fern aufzuftellen, genau handzuhaben. 
Bei Ausbruch der Feuersbrunſt ift fo- 
gleich Larm zu machen, unter ſtrengſter 
Strafe und Erfaß des Feuerſchadens 
nad Map des Vermögens aber nie der 
Brand zu verheimlichen, fondern hier» 
von fogleich mit gefliffenen Boten die 
Anzeige an das vorgefehte Amt zu ma— 
hen; unter Einem find Boten in die 
naͤchſten Ortſchaften mit der Aufforde— 
rung zur Hilfeleiſtung abzuſenden, die 
zur Loͤſchung beftimmten Dorfbewohner 
zum Löfchen aufzufordern, den Wei- 
bern und Mägden einzubinden, zu 
Haus zu bleiben, um, mern es nöthig 
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wird, das Vieh in den Stallungen ab— 
zulöſen, welches ſodann der Viehhirt 
mit Beihilfe einiger zum Löſchen un— 
brauchbaren Individuen baldmöglichft 
aus dem Drte auf das Feld zu treiben 
und in Sicherheit zu bringen hat. End- 
lich ift bei dem Löfchen die zweckmäßige 
Drdnung zu beobadhten, und wenn es 
nothwendig wird, die Abtragung einie 
ger Dächer oder Niederreißung eines 
Haufes ohne Berzug zu bewerkftelligen. 

14. Sind bei einer ausbredhenden 
Feuersbrunſt Spuren einer vorſätzli— 
hen Beueranlegung vorhanden, fo ha— 
ben die Richter und Gefhmwornen fo- 
gleich die Vermuthung und die Gründe 
des Verdachtes dem vorgefekten Amte 
anzuzeigen, den Berdächtigen, wenn er 
im Orte ift, genau beobachten zu laſ— 
fen, bei vorhandenen Bemweifen der 
Feueranlegung aber den befannten 
Thäter feftzuhalten und dem Amte zu 
überliefern, oder, wenn er nicht be— 
fannt ift, denfelben möglichft auszu— 
forfchen. 

II. Abtbheilung. Abwendung 
der Gefahren des Lebens und 
Eigenthumes, und Berleßung 
desfelben durch vorfäßlide 
Bosheit. Hieher gehören Diebftähle, 
Selbftmorde, Meuchelmorde, Schläge: 
reien, Zumulte und vorfäßlih ange: 
legte Feuersbrünfte. Zur Abwendung 
derfelben ift e8 unumgänglich nothwen- 
dig, daß die Richter und Gefhwornen 
auf die Befeitigung gefchäftslofer, her— 
umvagirender Menjchen, worunter vor« 
züglich unbefugte Haufirer, Liederfrä- 
mer, Bänkelfänger, Marionettenfpieler 
u. f. w. gehören, auf das genauefte 
wachen und vorzüglich darauf fehen, 
daß 

15. weder in den Wirthshäuſern 
noch bei den einzelnen Hausbeſitzern 
paßloſe oder ausweisloſe Menſchen 
aufgenommen oder geduldet werden; 
weshalb öftere Nachſicht in den Wirths⸗ 
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bäufern und in den einzelnen Häu— 
fern zu pflegen, bei Entdeckung ei— 
ned Dagabunden, paßloſen Menſchen 
oder fremden Bettlers folder fogleich 
in das vorgefeßte Amt einzuliefern, 
endlich auch jene Dorfsbewohner, welche 
fih dur ihr Benehmen verdächtig ma— 
hen, durch vertraute Dorfsinfaffen zu 
überwachen find; 

16. daß die Rachtwachen genau 
gehalten, und verdächtige Menfchen 
von denfelben angehalten, und zu die- 
fem Zwede die Nachtwächter öfters 
von den Richtern und Gefchwornen uns 
vermuibet überrafcht werden. 

17. Haben die Richter und Gefchwors 
nen darauf zu wadhen, daß an Sonn» 
und Keiertagen während des Got- 
tesdienftes nicht gefhänft, und wäh— 
rend des Hauptgottesdienftes Kramlä- 
den nicht offen gehalten, und nichts, 
was den Gottesdienft ftört, unternom- 
men werde. 

18. Daß die Spielverbote ge- 
nau beobachtet, und in den Schänfen 
echt zimentirte Gläfer gebraucht werden. 

19. Bei Vorfall eines Diebſtahls 
haben die Richter und Gefhmwornen 
hiervon fogleich dem vorgefeßten Amte 
die Anzeige zu machen, welches fie auch 
bei einem eintretenden Verkaufe der für 
entwendet vermutheten Gegenftände 
mit Anhaltung und Begleitung des 
Verkäufers an das Amt zu beobachten 
haben. 

Bei einem Selbftmorde ift, wenn 
noch Lebenszeichen vorhanden find, ſo— 
gleich der nächte Arzt zu holen und 
ungefäumt dem vorgefeßten Amte die 
Anzeige zu machen, welches auch bei 
einem verfuchten aber nicht vollbradh- 
ten Selbftmorde zu gefchehen hat; wo— 
bei zu bemerken ift, daß Gehängte fo- 
gleich abgefchnitten werden müffen. 

21. Bei Mordthaten müffen die 
Richter fogleich einen Arzt holen laſſen, 
und wenn der Thäter befannt ift, ſol— 
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chen an das Amt mit Anzeige der 
Mordthat einliefern, zugleich aber in 
jenem Falle, wenn der tödtlich Ver— 
wundete oder Ermordete noch durch 
Worte oder Zeichen ſich verſtändlich zu 
machen fähig iſt, mit Zuziehung der 
Geſchwornen und zweier Dorfsinſaſſen 
denſelben über die zur Entdeckung des 
Thäterd führenden Umftände und In— 
zichten fogleih einvernehmen, und def- 
fen Ausfage mit Angabe der beigezo- 
genen Zeugen dem Amte genau anzei— 
gen, um dem Geridhte die Unterfuchung 
und Entdeckung des Thäters, melde 
oft wegen nicht mehr möglicher Einver- 
nehmung des Grmordeten vereitelt 
wird, zu erleichtern. Das Nämliche ift 
auch bei einem mit einem Raube ver: 
bundenen Meuchelmorde zu beobachten. 

22. Schlägereien und Tu- 
multe, welche oft zu großen Unglücks— 
fällen Anlaß geben, müffen die Richter 
gleih anfänglich beizulegen trachten, 
daher die Haupturheber entfernen und 
die übrigen durch Zureden zur Ruhe 
bringen. Diesfalls haben auch die Rich— 
ter bei großem Zufammenfluffe des 
Volkes, ala: bei Kirchtägen, öffentli- 
hen Luftbarkeiten u. f. w. thätig zu 
wirken, damit Streitigkeiten gleich bei 
der Entftehung beigelegt werden, vor- 
zügli aber hierauf zu wachen, daß an 
folden Tagen, wo Tanzmufifen verbo⸗ 
ten find, ſolche nicht abgehalten und 
überhaupt ftet3 die Schänfen nicht über 
die vorgefchriebene Zeit offen gehalten 
werden. 

23. Hinfihtlic der vorfäglichen An— 
fegung der Feuersbrünſte haben die 
Richter fih nah der Vorſchrift des 
$. 14 der I. Abtheilung diefer Inftruce 
tion zu benehmen. 

II. Abtheilung. Abwendung 
der Gefahren und Berlegung 
des Lebens oder Eigenthumes 
durch Zufälle. 

24. Wenn Jemand ertrinkt, erfriert, 
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erftickt, oder fonft durch einen Ungluͤcks— 
fall mit dem Tode bedroht wird, ift 
Alles zu feiner Rettung anzuwenden, 
daher fogleich ärztliche Hilfe zu fuchen. 

25. Aus dem Waffer gezogene Ber: 
fonen dürfen nicht jähe auf den Kopf 
geftürzt werden; fondern fie müffer auf 
ein Brett gelegt, auf demfelben von 
einigen Menfchen feftgehalten und dann 
fammt dem Brette mit aller Vorficht 
langfam mit dem Kopfe abwärts ges 
neigt werden. 

26. Erfrorne dürfen nicht ſogleich 
in geheizte Stuben gebradht werden. 
Mohl aber ift es fehr nüglih, fie ſo— 
gleich mit Schnee oder Eid zu reiben. 

27. Um die üblen Folgen der Uber- 
fhwemmungen zu verhindern, müſ— 
fen, fobald Flüſſe und Bäche unge- 
wöhnlich anfchwellen, die Brücken und 
Wege gut verwahrt, das Fahren und 
Gehen durch den Strom mittelft Aus- 
ftedung einiger Zeichen, aud im er- 
forderlichen Falle durch Aufftellung eines 
Wächters an den gefährlichften Drten ein- 
geftellt, und die Inwohner ermahnt wer- 
den, in der Nacht wach zu bleiben. Bei 
zunehmender Gefahr der Ueberſchwem— 
mung find die derfelben am meiften 
ausgefesten Dorfbewohner, fowie die 
Knaben und Kinder, auch das Zug— 
und Melkvieh an fihheren Orten unter: 
zubringen. Wird das Dorf oder die 
Gegend wirflih unter Waſſer gefekt, 
fo muß für dieBerbindung mit den be- 
nachbarten Ortſchaften nad der Lage 
des Ortes und der Umgebungen gleich 
geforgt werden. Auch muß auf die Mül- 
ler: und Waſſerwerke gewacht werden, 
damit in folhen Fällen durch Aufzie- 
hung der Schleußen dem Waffer der 
nöthige Abfluß verfhafft, auch nie das 
Waſſer bei diefen Werken zu hoch ge- 
fhwellt, oder hierbei nachtheilige An- 
ordnungen vorgenommen werden. Im 
eintretenden Falle haben die Richter fo- 
gleih dem vorgefegten Amte zur Ab» 
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hilfe hiervon die Anzeige zu machen. 
Da nicht alle Fälle, welche die befon- 
dere Auffiht und Wirkſamkeit der Rich: 
ter und Gefhwornen fordern, aufge 
zählt werden können; fo wird den Rich: 
tern und Gefohwornen überhaupt noch 
zur Pflicht gemacht, ſich zu beftreben, 
Ruhe und Eintracht im Drte zu erhals 
ten, die Berforgung der Ortsarmen 
fih befonders angelegen fein zu laffen, 
vorzüglich aber hierauf genau zu wa- 
hen, daß nicht paßlofe Fremde und 
Bettler ſich einſchleichen, oder auch die 
Dorfsbewohner betteln, dag den Rich: 
tern bei jeder Aufnahme eines Fremden 
fogleih von den ihn aufnehmenden 
Dorfsinfaffen die Anzeige gemacht 
werde, damit die Richter foldhe dem 
Amte gehörig anzeigen und das Be- 
nehmen des Fremden beobachten kön— 
nen, jo wie auch den Richtern und 
Geſchwornen obliegt, auf das Beneh— 
men der Dorfbewohner überhaupt ge- 
nau aufmerkſam zu fein, und alle dies- 
fälligen Wahrnehmungen ihrem vorge— 
fegten Amte mitzutheilen. (Bdg. des 
böhm. Landesgub. vom 29. Apr. 1830 
3. 17495. Krop. ©. 56.2. Rr. 110. 
Diefe Inftruction wurde den Kreigam- 
tern zur Vertheilung und genauen 
Handhabung mitgetheilt. Vdng. des 
böhm. Gub. vom 17. Juni 1830 
3. 22951. Prov. ©. ©. für Böhmen. 
12. Bd. Nr. 150.) 

Polizei: Rayon, fiehe Polizei: 
Bezirk. 

— — Eintheilung desfelben, fiehe 
Polizei: Behörden, Grundzüge der 
Drganifation $. 17. 

Polizei-Reglement für die Elbe: 
und Moldau-Scifffahrt, fiehe Elbe: 
Schifffahrt. 

Polizeiwache. Unterricht für Rich— 
tet und Geſchworne, ſ. Polizei-Ord⸗ 


nung. 
Wujeiſtunde für die Sperrung 
der Gaſt- und Kaffeehäufer, Brannt- 
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weinſchänken, Kellerſchänken, Surrogat⸗ 
Kaffeeſchänken, ſ. Offenhalten. 

Polizei: Zaren. Die Tare für die 
Productionen der Künftler aller Art mit 
3 fl., 2 fl. und mit 1 fl.E. M. wurde 
dergeftalt beftimmt, daß die Einreihung 
in die eine oder in die andere diefer 
3 Glaffen der Beurtheilung der k. k. 
Polizei = Directionen mit Berüdfigti- 
gung der befonderen eintretenden Um— 
fände überlaffen bleibe. (Hfkzl. D. v. 
5. Apr. 1823, an die ob der ennf. Reg. 
Krop. ©. ©. 48. Bd. ©. 234.) 

— — in Prag. Für die Hauptftadt 
Prag wurde zur Beftreitung und Bede- 
ung der Polizei: Auslagen die Erei- 
rung eines eigenen Polizei » Fondes, 
und zu diefem Ende wurden Auflagen 
auch auf die Bier:, Wein-, Kaffeer und 
Einkehrhäufer, dann auf die Billards 
und Kegelbahnen bewilligt. (Hfkzl. D. 
v. 9. Nov. 1808 3. 19957 u. 21495: 
Dbent. 3. Bd. ©. 503. Die Einhe- 
bung diefer Polizei-Fondsbeträge wurde 
in Genv. Me. geftattet. Hfkzl. D. v. 
28. Febr. 1833 3. 2753. Bub. Bde. 
vom 28. März 1833 3. 12155.) 

— — Die . f. Polizei: Hofitelle 
hat mit Decret v. 29. Dechr. 1825 
zufolge a. h. Entfhl. vom 25. Dechr. 
1825 eröffnet, daß Se. k. k. Majeftät 
zur Vermehrung der Zuflüffe des Wie- 
ner Rocal-Polizei-Fonds von den died- 
falls in Antrag gebrachten neuen Ein- 
nahmsquellen folgende flüffig zu ma— 
hen geftattet haben: 

a) eine Tare für Ausfertigung der 
Aufenthalts =» Bewilligungen in Wien, 
jedoch nur für Fremde, wodurdh Ge. 
Majeftät nur Ausländer, und nicht al: 
lerhöhft ihre Unterthanen - verftanden 
haben wollen *), 


*) Rüdjichtlih der Abnahme dieſer 
Tremdentare gelten dermal die Beſtim— 
mungen der Bdg. v. 3. Mai 1853 über 
die paßpolizeilihe Behandlung der Aus: 
länder in Defterreich $$. 1I—13, |. Päſſe. 
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b) eine Tare für Vidirung der Päſſe 
in das Ausland für ſolche Individuen, 
die nicht wegen Gefchäften, fondern ih- 
res Bergnügens wegen reifen, 

c) die Abnahme eines Beitrages für 
die außer der Fafhingszeit ftattfin- 
denden Tanzmuſiken, 

d) die Abnahme eines Beitrages 
von den Kaffeefiedern in der Stadt und 
in den Borftädten Wiens, für die Er- 
laubniß, mährend des Faſchings an 
Balltagen die ganze Nacht offen halten 
zu dürfen, 

e) eine Gebühr für die Bewilligung 
der Serenaden, und 

f) eine Bewilligungstare für gumna= 
ftifhe Borftellungen aller Art, jedoch 
nur, wenn die Erlaubniß und Bewilli— 
gung für die leßteren Gegenftände an- 
gefuht und erhalten werden mußte, 
und ohne diefe Bewilligung die Vor— 
ftellungen nicht ftattfinden fonnten. 

Nachdem die Bewilligung zur Abhal- 
tung der Tanzmufiten, und zum länge: 
ren Dffenhalten der Kaffeehäufer ger 
wöhnlich von der Bezirfd-Direction er— 
theilt wird, fowie auch die Erlaubniß 
zu Serenaden oder Nachtmuſiken größ- 
tentheild von ihnen bisher gegeben 
wurde, fo kömmt ihnen aud zu, jene 
Gebühren und Beiträge einzuheben und 
ordnungsmäßig zu verrechnen, melde 
nunmehr zufolge a. h. Entſchließung 
für dieſe Objecte zu entrichten find. 
Was die sub’e angeführten Gebiüh- 
ren für Bälle und Tanzmufifen 
betrifft, fo wurde feftgefegt: 

1. Daß Ddiefer Beitrag für jede au— 
Ber der Faſchingszeit ftattfindende Tanz⸗ 
mufit, felbe mag wie gewöhnlich bis 
Mitternacht dauern, oder bei befonde: 
ren Anläffen, als bei Kirchweihfeften, 
Hochzeiten, Freifprehungen, Lichtbra- 
ten u. dgl. auch über diefe Zeit von der 
Bezirks-Direction geftattet werden, ein« 
gehoben, und deshalb zu jeder wie 
immer gearteten öffentlihen Tanzmuſik 
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die Erlaubnig insbefondere ange: 
fucht werden müffe, wobei, wie biöher, 
der Bezirks: Direction überlaſſen bleibt, 
dem Anfuchen zu willfahren, oder fel- 
bes, wenn gegründete Bedenken dage— 
gen obwalten, zurüczumeifen. 

2. Daß diefer Beitrag mit Hinblick 
auf den Gewinn, welchen ein Ballun- 
ternehmer aus der Zahl der Bäfte, die 
er in feinem Locale aufzunehmen im 
Stande ift, und aus dem Eintrittd- 
preife, den er fich bezahlen läßt, erwar- 
ten kann, nah 3 Claſſen einzuheben 
fei. In die erfte Claſſe gehören die 
Inhaber der eigentlihen Tanzfäle d. i. 
Jene, welche die Befugniß, das ganze 
Jahr hindurch an Sonn- und Feiertas 
gen, und bei anderen ſich ergebenden 
Gelegenheiten mit Ausnahme der ge 
fperrten Tage über die Mitter- 
nahteftunde Tanzmuſik zu halten, 
und ihre Bälle dur Anfchlagzettel öf- 
fentlih anzufündigen, dur langjäh— 
tige ungeftörte Ausübung gleichfam er— 
feffen haben, fo daß fie unter den Na— 
men der privilegirten Säle bekannt 
find, und auch in den älteren darauf 
Bezug habenden Berordnungen ſo ger 
nannt werden, obwohl fie fein ausdrück— 
liches Privilegium nachmweifen können. 
Ferner gehören in dieſe Claffe jene 
Säle, welche zwar in neuerer Zeit er—⸗ 
bauet; aber wegen ihrer Eleganz und 
Größe den obigen immer gleich zu hals 
ten find. In die zweite Claffe gehö— 
ren jene Wirthe, melde zwar feinen 
eigentlihen Saal, wohl aber ein grö- 
Bered zu Tanzunterhaltungen befon- 
ders hergerichtetes Locale befiken. Die 
dritte Glaffe umfaßt dann alle übris 
gen Wein- und Bierwirthe, welche au— 
Ber der Faſchingszeit in ihren Gaftftu- 
ben und Schenkzimmern Tanzmuſik zu 
halten pflegen, und nur zumeilen bei 
befonderen Anläffen Sie Mitternachts- 
ftunde überfchreiten dürfen *). 


*) Ueber die Dauer der öffentlichen 
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3. Für jede außer der Faſchings— 
zeit ftattfindende wie immer geartete 
Tanzmuſik hat die I. Elaffe 2fl. E.M., 
die II. Claſſe 1 fl. 15 fr. C. M., die 
II. Claſſe 45 fr. C. M. zu entrichten. 

4. Die Beurtheilung, nah welcher 
Claffe die Tanzmufit » Unternehmer die 
feftgefebten Beiträge zu leiften haben, 
bleibt der Bezirks» Direction mit gehö— 
tiger Anwendung des sub 2 aufgeftell- 
ten Mapftabes gegen dem überlaffen, 
daß fie hiebei mit genauer und unpar— 
teiifcher Würdigung zu Werke fchreite. 

5. Die Bezirke: Direction hat daher 
die ſämmtlichen Wirthe und Baftgeber 
einzeln vorzurufen, fie von der obigen 
Anordnung zu verftändigen, den Kund— 
madhungsact von felben unterfertigen 
zu laffen, und fie dafür verantwortlich 
zu machen, daß fie jedesmal, wenn fie 
außer der Faſchingszeit Tanzmuſik hal- 
ten wollen, die Anzeige bei der Be 
zirks-Direction zu machen, und gegen 
Erlag der ihnen bemeſſenen Gebühr den 
Erlaubnißſchein zu löſen haben, damit 
ſie ſich gegen den Patrouilleführer auf 
Verlangen gehörig ausweiſen können. 
Die richtige Befolgung dieſer Anord— 
nung iſt ſtrenge zu überwachen, und 
gegen Uebertretungsfälle eine angemeſ— 
ſene Ahndung zu verhängen. 

6. Für die Faſchingszeit bleibt es 
bei den bisherigen mit h. Rggs. Deer. 
v. 19. Septbr. und 31. Dechr. 1821 
rückſichtlich der öffentlihen und Gefell- 
fhafts - Bälle erfolgten Beftimmungen, 
fowie bei der diesfalld beftehenden Ma— 
nipulation bei Einhebung und Abfüh- 
rung der Mufitconfensgebühren **). 


Bälle und Tanzmufifen gelten die Beftim- 
mungen des Bit. Decr. vom 12. Mai 
1827 3. 13112, }. Zanzmufifen. 

**) Diefe Beftimmung wurde abgeän- 
dert, da in Folge Hfkzl. Decr. v. 22. Oct. 
1843 3. 25766 die außer der Faſchings— 
zeit bejtehende Abſtufung der Mufikfcon- 
jend-Gebühren audy auf Bälle und Tanz- 
mufifen während der Faſchingszeit ausge 
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add. Rüdfihtlih der Kaffeefie- 
der, welde zur Faſchingszeit die Er— 
laubniß anfuchen, die ganze Nadıt hin» 
durch offen zu halten, ift feftgefegt wor- 
den, daß die Kaffeefieder in der Stadt 
für die Dauer des Garnevald einen 
Beitrag von 10 fl. C. M., jene in den 
Borftädten aber 5 fl.E. M. zu entrich— 
ten haben. Auch diefe find mit einer 
gedrudten Erlaubniß zu verfehen, da— 
mit fie fi über die Entridtung des 
Betrages gehörig ausweifen Fönnen, 
und die Kundmachung hat auf diefelbe 
Art wie bei den Wirthen, jedoh nur 
6 Wochen vor Anfang des Faſchings 
zu geſchehen. 

ad c. Für die Bewilligung, eine 
Serenade oder Nachtmuſikhal— 
ten zu dürfen, iſt im jeden einzelnen 


Falle eine Gebühr von 30 fr. einzuhe⸗ 


ben, und es wird unter Einem die Ein- 
leitung getroffen, daß die Impetranten 
jederzeit an die betreffende Bezirks— 
Direction gewiefen werden, in deren 
Bereiche die Muſik abgehalten werden 
foll, weil diefe allein in der Lage ifl, 
die etwa obmwaltenden Localitätsrüd- 
fihten gehörig zu würdigen, fo wie es 
bei größeren Serenaden ohnehin ihre 
Pflicht ift, für befondere Bolizeiaufficht 
zu forgen. 

Die Berrehnung diefer Gebühren hat 
auf folgende Art zu gefchehen: 

a) Die Bezirfd-Direction erhält von 
der Polizei: Ober» Direction von Zeit 
zu Zeit, auf Berlangen, und gegen ge- 
hörige Vormerkung eine beftimmte Ans 
zahl der mit Jurten verfehenen Erlaub- 
nißfcheine. 

b) Die Jurten, auf welden die be- 
zahlte Gebühr vorzumerken kommt, 
dienen zum Ausweife des Ertrages und 
der Nechnungsrichtigkeit, und zur Ver— 
faffung der monatlihen Abfuhrsliften, 


dehnt wurde, f. Tanzmuſik-Licenz⸗Ge⸗ 
bühren, 
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fie bleiben daher bei der Bezirks⸗Direc— 
tion in Berwahrung, und find aber je 
desmal bei Behebung neuer Erlaubniß- 
feine vorzuzeigen. 

e) Die eingehenden Beträge find, 
zufolge ausdrüclicher Weifung der ho: 
ben Polizei - Hofftelle, unmittelbar an 
die Polizeir-Hauptcaffe abzuführen, und 
zwar mittelft in Triplo vorzulegender 
und zu unterfertigender tabellarifcher 
Ausweife, weldhe man der Bezirks: Di- 
rection gedruckt hinausgeben wird, und 
wovon der, von der Hauptcaffe rückſicht⸗ 
lich der richtig gefchehenen Abfuhr mit- 
gefertigte Abfuhrsfchein jedesmal an- 
her einzufenden kömmt, indem daraus 
die Total» Ausweife zu verfaffen find, 
welche der hohen Hofftelle monatlid 
vorgelegt werden müffen, der 2. Aus- 
weis aber der Polizei- Hauptcaffe als 
Gegenſchein zu dienen hat, und derfel« 
ben ſonach als Rechnungsbeleg zu be- 
laffen ift, und der 3. Ausweis ift bei 
der Bezirkd-Direction zu ihrer Regitima- 
tion zu verwahren. Da endlih die 
ad a bemerkten Zaren für Ausfertigung 
der Aufenthalts » Bewilligung für 
Fremde von der Fremden - Gommif- 
fion I. und II. Abtheilung eingehoben 
werden, jo hat die Bezirks - Direction 
zur nöthigen Handhabung der Con- 
trolle über die in Wien ſich aufhalten: 
den Fremden forgfältigft mitzuwirken, 
daher ihnen die über diefen Gegenftand 
ſchon beftehenden Vorſchriften in Erin« 
nerung gebracht werden. Die Bezirfd- 
Directionen haben nämlich die ihnen 
fowohl durch das Anzeigweien, als 
duch die Häufer- Revifion und fonfti- 
gen Amtshandlungen ac. befannt wer- 
denden Fremden einer befondern amt: 
lihen Aufmerkfamkeit dadurch zu unter- 
ziehen, daß fie fih die Ueberzeugung 
verfhaffen, ob die ſchon längere Zeit 
fi hier aufhaltenden Fremden mit den 
vorgefhriebenen Aufenthaltsfarten ver: 
jehen feien, oder ob der erhaltene Aufs 
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enthaltstermin nicht üderfhritten ſei, 
um in beiden Fällen fogleich der betref- 
fenden Fremden-Commiſſion hievon die 
Anzeige zu machen. Nebftbei ift wö- 
chentlich wenigſtens einmal die vorge: 
fohriebene Premdenlifte einzufenden, 
und hierin alle im Laufe der Woche der 
Bezirks - Direction befannt gewordenen 
Fremden, mit Ausnahme der Dienftbo- 
ten und Handwerksgeſellen, nah den 
polizeilichen Beziehungen aufzunehmen. 
(Deer. der Bol. Db. Dir. v. 7. Febr. 
1826 3. 9099.) 

Polizei-Taren, Für Prag und 
deffen Vorftädte ift die Einhebung 
der Mufil -Licenztaren, dann der Ge— 
bühren für das längere Dffenhalten 
der Schanf- und Kaffeehäufer über die 
Polizeiftunde zu Gunften des Armen- 
inftitutes nach folgendem Maßſtabe be- 
ſtimmt: 

1. find für die in Sälen abzuhal— 
tenden Bälle: jedesmal 6 fl. abzuneh- 
men, 

2. für Privat-Gefellfhaftsbälle, an 
welchen man nur für einen beftimmten 
Preis, oder gegen gemeinfchaftliche Be 
ftreitung der Koften Theil nehmen kann, 
ift die Gebühr von 2 fl. C. M. ber 
meſſen. 

3. Dieſe Gebühr iſt auch abzuneh— 
men bei Privat-Bällen, wozu die Gäſte 
ohne Entgeld geladen werden, im Falle 
dabei gedungene oder gezahlte Muſi— 
fanten mitwirken. 

Andere PBrivat-Unterhaltungen find 
von der Entrihtung einer ſolchen Ge— 
bübr befreit. 

4. Kür gewöhnliche Tanzmufiten in 
den Schank- und Gaſthäuſern ift die 
Gebühr von 2 fl. C. M., von welcher 
jedod dem Local-Polizeifonde der nad) 
dem Hofkanzleis Decrete vom 9. Nov. 
1808 zugewiefene, mit Gubernial« 
Beſchluſſe v. 5. Jan. 1821 3. 55419 
feftgefepte Betrag von 18 fr. EM. zu- 
zuwenden ift, und 
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5. für das Offenhalten der Schanf- 
und Kaffeehäufer über die Polizei— 
ſtunde die Gebühr non 30 kr. C. M. 
abzunehmen. Diefe Bewilligung zu 
Bällen und öffentlichen Luſtbarkeiten 
wird in der Hauptjtadt Prag von der 
k. k. Stadthauptmannfhaft, außerhalb 
der Hauptftadt aber von den betreffen 
den Drisbehörden ertheilt, die nad 
diefem Ausmaße und zwar außer 
dem gewöhnlihen Mufit- Jm- 
poftbetrage zu entrichtenden Zaren 
find bei der Erteilung der diesfälligen 
Bewilligungen abzufordern, und na— 
mentlich bei der Armeninftituts « Caffe 
abzuführen. Diefe Borfhriften wurden 
mit dem Bemerken kundgemacht, daß 
die Ddiesfälligen Webertretungen nad 
der Gub. Vdg. vom 27. Nov. 1817 
8. 52432 und vom 7. Juni 1827 
3. 27086 (f. Tanzmuſiken) zu be- 
ftrafen find. (Hflzl. D. vom 14. Jän. 
1830 3.27612. Vdg. des böhm. Gub. 
vom 9. Febr. 1830 3. 5608. Pr. ©. 
©. für Böhmen. 12. Bd. Nr. 29.) 

Polizei: Zaren in Prag. Nah 
forgfältiger Erwägung aller Umftände 
hat man die Polizeis-gondsbeiträge der 
verſchiedenen Gewerbsleute Prags für 
die Zukunft in nachftehenden Claſſen 
and jährlichen Beiträgen zu beftimmen 
beſchloſſen und zwar: 

I. Bei den Einkehrhäufern 

die erfte Glaffe mit . . 20 fl. EM. 

„seite u» ur Anm 

ul 2 m 

"IE Bei den Schank- und Bier— 
bäufern le ae 
die erfte Gaſſe mit . &fl. EM. 

„weile ne 2.7, 

di: 5 ud 

11. Bei den Weinhänfern 


die erfte Claſſe mit . . 12 fl. EM. 
WA. ee Be Si 
„Vie 4 u Anm 
IV. Bei den Kaffeefhank 


nahrungen 
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die erfte Claſſe mit .. Sf. EM 
„zweite u ou 4 bu m 
„dritte u oo" Ann 
„vierte u u re 2n m 
V. Bei Billard$ 

die erfte Claffe mit . . 12 fl. EM. 
„jweite un m + = 8. 
„dritte von er 


(von einem Billard.) 
VI. Bei Kegelbahnen 
die erfte Elaffe mit... 6 
„zweite — 
(von einer Bahn.) 
VII. Bei Branntwein- und 
Rofoglio-Schantnabrungen 


fl. EM. 


die erfte Claſſe mit... fl. EM. 
„zweite re buom 
IR Y.'\ Ge. Zr 
„vierte  - Zn 


VII, Bei Traiteurmahrungen 
die erfte Claffe mit. . 4fl. EM. 
„zweite Et 
Der Prager Magiftrat erhält daher 
den Auftrag, die Polizei⸗Fondsbeitrãge 
für das Jahr 1834 und zwar dom 
1. Rovbr. d. 3. an, in der bemilligten 
Art vorzuſchreiben, hiebei die Verhält⸗ 
niffe der einzelnen Gewerbsleute genau 
zu berücfihtigen und ihre Claſſifizirung 
gewiſſenhaft zu beſorgen, um jeder 
Klage wegen Ueberhaltung und jedem 
Geſuche um Herabſetzung der bemeſſe⸗ 
nen Beträge möglichſt zu begegnen und 
die Abfchreibungen derfelben thunlichft 
zu vermeiden. (Bdg. des böhm. Bub. 
v. 7. Novbr. 1833 3. 50475. Prov. 
G. ©. für Böhmen 3. 1833 Nr. 327.) 
Polizei-⸗Taxen. Die LicenzeTaren 
für gymnaſtiſche Uebungen, Tanzmuſi⸗ 
ken außer dem Faſching, Nachtmuſiken, 
und für das längere Offenhalten der 
Kaffeehäufer während der Faſchings⸗ 
zeit, ſowie die Kanzlei⸗Gebühren für 
die Ausfertigung der Fremden⸗Aufent⸗ 
haltskarten ſind nicht mehr, wie bis⸗ 
ber, für den Kärntnerthor-Theaterfond 
abzufühten, fondern dem öffentlichen 
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Sicherheitsfond als eigene Einnahme 
zuzuwenden. Diefe Taren find im Laufe 
der erften Woche des darauf folgenden 
Monates, aber nicht vor dem 3. abzu— 
führen. (Erl. der 06. Pel. Beh. v. 3. 
Dct. 1853 3. 13098/2815. Note der 
Pal. Hauptcaffe an die Bol. Dir, vom 
13. Oct. 1853 3. 1148.) 

Polizei: Zaren, Beſtimmung in 
Anfehung der Tanzmuſik-Licenzgebüh— 
ren fir Mähren, für Nied. Defterreich 
am Lande, für Böhmen, für Wien, f. 
Tanzmuſik-Licenzgebühren. 

Polizei-Uebertretungen. Se. 
Maj. haben in Erwägung des Mißver— 
hältniſſes zwiſchen den in dem Strafge— 
ſetze auf ſchwere Polizei-Uebertretungen 
verhängten gemäßigten Strafen, und 
denjenigen, welche nach den bisherigen 
Verordnungen auf Vergehen derſelben 
Gattung, z. B. Trunkenheit, Betteln, 
u. dgl., ob fie gleich noch durch Umſtände 
die Eigenſchaft von ſchweren Polizei- 
Uebertretungen nicht erhalten haben, 
ſtrenger beftimmt waren, den politifchen 
Behörden vorfehungsweife und bie über 
das Verhältniß der Strafen nach den 
Stufen der Uebertretungen etwas Nä- 
heres beftimmt würde, fogleich der- 
mal vorzufchreiben geruht: daß näm— 
fi bei Webertretungen dieſer Art 
diejenige Strafe für die größte anzu— 
nehmen fei, welche die geringite ift, 
wenn diefe Handlung in der Eigenfchaft 
einer fchweren Polizei» ebertretung zu 
betrafen wäre. (Hof-Deer. vom 30. 
Septbr. 1806 3. 17694, intim. durch 
das fteierm. Gub. am 2. Detbr. 1806, 
ſ. au politifche Obrigfeiten. Vdg. 
v. 14. Aug. 1853 $. 3.) 

— — Durd die beftehenden Bor: 
fhriften wird den Pol. Bez. Dir. zur 
Pfliht gemacht, bei Behandlung aller 
der polizeilichen Competenz zugewiefe- 
nen Vergeben, infofern dabei auf eine 
wirklihe Strafe abgegangen wird, wer 
nigfteng ein fummarifches, ſchriftliches 
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Verfahren durch Aufnahme eines kur— 
zen Strafprotocolls zu Grunde zu le— 
gen. Dieſe Beſtimmung gründet ſich 
auf die ſtrenge Analogie der geſetzlichen 
Strafvorſchriften und insbeſondere der 
mit Regierungs-Circulare v. 11. Juni 
1812 bei Behandlungen von förper- 
lihen Verletzungen, widerrechtlichen 
Kränkungen der Freiheit und Ehren: 
beleidigungen als Polizei » Vergehen 
ausdrüdlih vorgefchriebenen Verfah— 
rungsweiſe, und es fann demnach dies 
felbe, ohne fi einer Berantwortlichkeit 
auszufegen, keineswegs außer Acht ger 
laffen werden. (Bol. Ob. Dir. Eirc. v. 
16. Novbr. 1832 3. 3720.) 

Polizei = Webertretungen. — 
Sämmtlihen k. k. Polizei-Bezirks-Di— 
rectionen wird zur genauen Darnachach— 
tung in Erinnerung gebracht, daß keine 
wie immer geartete Strafe ohne vorläu— 
fige Aufnahme eines, wenn auch ſumma— 
riſchen Conſtituts, welches den Thatbe— 
ſtand des zu Grunde liegenden Verge— 
hens und den Beweis desſelben enthält, 
auch von dem Befchuldigten zu fertigen 
ift, verhängt, und auf eine folche immer 
nur von dem Bezirksleiter felbft erkannt 
werden darf. Es verfteht ſich übrigens, 
daß die Nothwendigkeit eines befondern 
Eonftituts dort entfällt, wo die polizei- 
lihe Ahndung nur die häusliche Zucht- 
gewalt fupplirt, oder, wo es fich nicht 
fowohl um eine Beftrafung, ald um 
eine augenblieliche disciplinariſche Vers 
fügung handelt, durch weldhe das Ans 
fehen und die Nuhe des Amtes gegen 
die Leidenfchaftlichkeit ercedirender Par— 
teien gefhüßt werden muß. Indeſſen 
find auch ſolche Acte und die Gründe 
ihrer Vornahme in den gewöhnlichen 
Geſchäfts = Protocollen ſtets gehörig 
vorzumerfen, und im Tagrapporte auf: 
zuführen. (Cire. der k. k. Pol. Ob. 
Dir: v. 9. Dechr. 1839 3. 12824/ 
1934.) 

— — In Hinfiht auf das in Ans 


Polizei-Kebertretungen. 


terfuchungen über Polizei-Vergehen zu 
beachtende Verfahren wird der k. k. 
Pol. Bez. Dir. zur Befeitigung des in 
dem diesfälligen Gefchäftsgange in 
neuefter Zeit wahrgenommenen uns 
gleihartigen, inconfequenten und unre— 
gelmäßigen Borganges die von der h. 
n. ö. Landesſtelle diesfalls erfloffene 
Infteuction vom 11. Juni 1812 3. 
16256 in Erinnerung gebracht, nad 
welcher bei derlei Unterfuhungen nicht 
das im II. Theile St. G. vorgefchrie- 
bene weitläufige Verfahren, fondern 
nur ein kurzer fummarifcher Vorgang 
wie bei den politifhen Erhebungen 
ter Kreisämter Statt zu finden hat. 
Diefe Kürze befteht übrigens nicht in 
der Auffchrift: „Commiſſions-Proto— 
coll,“ auch nicht allein in der Nichtver- 
wendung eines Actuars, fondern vor 
züglich und wefentlic in der Aufnahme 
eines, nur die Wefenheit der Uebertre- 
tung enthaltenden kurzen und bündigen 
Gonftitute® mit dem Webertreter und 
den allenfalls nothwendigen Zeugen, 
ferner in dem Umftande, daß diefe bei 
ein und derfelben Unterfuhung noth- 
wendigen mehreren Bernchmungen nicht 
auf abgefonderten Bogen, fondern fort: 
laufend nah einander aufgezeichnet 
werden, endlich in einer gedrängten, den 
Thatbeftand der Uebertretung bezeich- 
nenden, die Stelle eines ordentlichen 
Vortrages hinreichend erfeßenden Amts» 
bemerfung mit dem enthaltenden Straf— 
antrage. Ueberdies find derlei Unterfu- 
Hungen, die durch Verweis, Warnung, 
Abbitte oder Vergleich abgethan wer: 
den, wenn fie auch fhriftlich aufgenom- 
men fein follten, der k. k. Pol. Ob. 
Dir. nicht zur Beftätigung vorzulegen. 
Wird jedoch auf eine förmliche Strafe 
angetragen, fo find diefe Operate, wie 
bisher, und bis auf eine weitere fchrift- 
lihe Belehrung der Pol. Ob. Dir. zur 
Einfiht vorzulegen und man wird, um 
ber Kundmachung und dem Strafvolls 
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zuge, mithin der Wirkfamkeit der Ab» 
ftrafung nicht hemmend in den Weg zu 
treten, darauf bedacht fein, die einge» 
fendeten Unterfuhungen eheſtens wo 
möglich binnen 24 Stunden wieder zus 
rücdzumitteln *). (Eirc, der k. k. Bol. 
Ob. Dir. v. 28. Juni 1845 3. 2068.) 

Polizei-lebertretungen. In der 
Borausfeßung, daß in polizeilichen, 
dem Verfahren der Bezirks - Commilfa- 
tiate zugewiefenen Uebertretungsfällen, 
ruͤckſichtlich der Straferfenniniffe ftrenge 
nad den beftehenden Vorſchriften mit 
Berüdfihtigung der auf die Art und 
das Ausmaß der Strafe Einfluß neh— 
menden Umftände vorgegangen werde, 
findet man die Bezirks » Commiffariate 
von der regelmäßigen Vorlage der dies— 
fälligen fummarifhen Unterfuhungs- 
acte zur hierämtlichen Beftätigung vom 
1. d. M. an zu entheben. Dagegen 
ift jeder einzelne Uebertretungsfall im 
Geftions-Protocolle unter Anführung 
des Thatbeftandes des GStraferfennt- 
niffed und deffen Motivirung, ohne 
jedoh von der bisherigen Form des 
Unterfuhungs= und Gtrafverfahrene 
abzugeben, genau vorzumerfen, und 
am Ende jeden Monats ein tabellari= 
[her Ausweis der abgeführten Unter- 
ſuchungen (in derfelben Weife wie frü- 
ber in ſchweren Polizei-Uebertretungen) 
nebjt den eingehobenen Geldbußen an- 
her einzufenden. (Decr. der k. k. Stadt: 
hauptmannfchaft vom 29 März 1851 
3. 6411/376.) 

— — Wirkungskreis der Po— 
lizei = Behörden in einfachen 
Polizei» Mebertretungen. Es 
wurde die Wahrnehmung gemacht, da 
die Dezirfd- Commiffariate die Straf: 
amtshandlung in Dienftbotenfachen den 
Bezirkögerichten überlaffen, indem fie 


*) Bon biefer Borlegung J es abge— 
kommen, ſ. weiter unten die Vdg. v. 20. 
März 1851, 


Polizei-Uebertretungen. 


der Anfiht find, daß gegenwärtig nad 
Art. X, Nr. 3 der Strafproce-Drd- 
nung alle Strafacte in einfachen Boli- 
jeir Hebertretungen, mithin aud die, 
nad der Gefindeordnung abzuführen- 
den, den Gerichten zuftehen. 

Nah der erwähnten Gefepesitelle 
gehören aber nur jene einfachen Boli- 
jeisllebertretungen vor das Forum der 
Gerichte, welche nicht der Gemeinde: 
Polizei zugewiefen werden. Eben fo 
hebt der Art. II der Strafproceh - Ord- 
nung keineswegs die beftehenden Poli— 
zei-Borfchriften, am wenigften die darin 
ausgeſprochene Eompetenz, ſondern nur 
das Verfahren in Fällen einfacher Po— 
lizei- Uebertretungen infoferne auf, ala 
dafür die Vorſchriften der Strafproceß— 
Drdnung in Anwendung kommen, wäh. 
tend für die der Gemeinde- Poljzei zus 
gewiefenen Uebertretungsfälle die bis- 
her beftandenen Normen infolange gel 
ten, ald nicht die $. 454 zugefagten 
befonderen Anordnungen erfchienen fein 
werden. 

Die Gefindeordnung ift bereits ein 
Gegenftand der Gemeinde » Polizei 
($. 119 des prov. Gemeindegefeßes), 
insbefondere aber ift die Gefindeord- 
nung für Wien weder aufgehoben, noch 
aus dem MWirkungskreife der Stadt: 
hauptmannfhaft ausgefchieden, viel- 
mehr ift dieſes Statut auch rücfichtlich 
des Meldungswelend im Regierung: 
Circulare vom 18, Mai 1849, $. 8 
ausdrüdlih aufrecht erhalten und die 
Handhabung desfelben im $. 24 des 
Wirkungskreifes der k. k. Polizei» Be- 
börden vom 10. December 1850 der 
Stadthauptmannfchaft neuerlich über: 
tragen worden, auch ift die dort ange- 
ordnete Disciplin der fremden und va- 
zirenden Dienftboten, die Evidenthal- 
tung derfelben und ihrer Aufenthalts: 
orte ohne Strafrecht nicht wohl mög— 
li, und fih daher, bis die hierüber 
im $. 27 des Wirkungskreifes der k.k. 
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Polizei- Behörden zugefagte befondere 
Verordnung erfchienen fein wird, an 
die diesfalld bisher beftehenden Bor: 
fihriften zu halten. 

In Folge derfelben haben die Be— 
zirks-Commiſſariate bei unterlaffener 
Meldung der dienenden und vaziren- 
den Dienftboten, bei . Heberfchreitung 
des Aufenthalts » Termined, Entwei— 
hung aus dem Dienfte u. f. w. ebenfo 
Amt zu handeln, wie ed bei Uebertre- 
tungen der Fiaker-Ordnung, der Muſik— 
Licenzvorfähriften, Ueberſchreitungen 
der polizeilichen Sperrftunde, in Fäl- 
len der Sonntagsentheiligung, der uns 
terlaffenen Berwahrung der Hunde mit 
dem Maulkorbe u. f. w. mit Vorbe— 
halt des Recurfes an die h. Statthal- 
terei der Fall ift; und der entgegenge- 
feßte von einigen Commiffariaten ein« 
gehaltene Vorgang, wenn gleih die 
diesfälligen Anzeigen von den Bezirks— 
gerichten angenommen und die einſchlä— 
gigen Fälle felbft vom Appellhofe im 
Recuröwege verhandelt wurden, ftellt 
fi eben fo ungegründet dar, als die 
Anfiht irrig ift, daß alle Strafacte 
ohne Unterfhied von den Gerichten 
ausgehen müffen. Die Bezirks - Coms- 
miffariate haben fi daher nah den 
hier gegebenen Andeutungen zu beneh— 
men, bis man in die Lage fommen wird, 
ihnen eine umfaffende und detaillirte 
Amts» Inftruction zu ertheilen. (Deer. 
der Stadth. vom 22. April 1851 3. 
8223/557.) 

Polizeirllebertretungen. Dien.ö. 
Statthalterei hat mit Erlaß v. 6. d. M. 
3. 28531 über hierortige Anregung 
die Stadthauptmannfhaft ermächtiget, 
vorläufig bis zum Erfcheinen der im 
$. 27 des Wirkungskreifes der Polizei- 
Behörden in Ausficht geftellten Vor— 
Ihriften über das Ahndungsrecht diefer 
Behörden, in den der polizeilichen 
Straf» Amtshandlung vorbehaltenen 
Uebertretungsfällen, nad Analogie dig 


Polizei-Mebertretungen. 


Art. XT des kaiſerlichen Patentes vom 
17. Jänner 1850 bei rückſichtswürdi— 
gen Umftänden die Strafe auch unter 
dem gefeglihen Ausmaße zu beftim- 
men. Recurfe und Gnadengefuche hin- 
gegen bleiben nad der Negierungs- 
Verordnung vom 18. Mai 1825 3. 
24683”) der Entfcheidung der h. Statt- 
halterei vorbehalten. Hievon werden 
die Bezirfs-Commiffariate zur Darnady- 
achtung mit dem Bemerken in die Kennt- 
niß gefeßt, bei den denfelben nach dem 
hierortigen Eirculare vom 29. März 
d. J. 3. 6411/376 im eigenen ®ir- 
kungskreiſe überlaffenen Schöpfung der 
Straferkenntniffe in polizeilichen Ueber- 
tretungsfällen, die Verhältniſſe des 
Gontravenienten, welche hiebei in Er- 
wägung zu zichen find, genau zu er 
heben und indbefondere jene rückſichts— 
würdigen Umftände, mwodurd die Be— 
flimmung der Strafe unter dem gefeß- 
lihen Ausmaße motivirt wird, im Bor- 
trage genau erfichtlich zu machen. (Dec. 
der f. k. Stadth. v. 11. Sept. 1851 
3. 18946/1463.) 

Polizei: Mebertretung. Behand- 
lung der wegen einer fchweren Polizei- 
Uebertretung verurtheilten oder ab in- 
stantia lo&gefprochenen öffentlichen Be» 
amten, f. Beamte, Beamten:Entlaf: 
fung. 

— — ſ. Beamten: Entlaffung. 

— — Beftrafung der unterlaffenen 
Meldung von Dienftboten, ſ. Dienft: 
boten:Meldungen. 

— — Beftimmungen wegen Umfe: 


*) Diefe Verordnung (n. ö. Prov. ©. ©. 
7. Bd. Nr. 109) beftimmt, daß der Behörde, 
welche in erfter Inftanz die Strafe verhängt, 
das Begnadigungsrecht gegen die von ihr 
über mindere Polizei= Bergehen ausgefpror 
chenen Straferfenntniffe nicht zuftcht, ſon— 
dern daß jedes gegen ein foldhes Strafer: 
fenntniß im Wege der Gnade einlangende 
Milderungs- oder Nahfichtögefuch an die 
Zandeöftelle zur diesfälligen Entfcheidung 
zu leiten fei. 
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tzung der Geldſtrafen von W. W. in 
C. M., ſ. Geldſtrafe. 

Polizei-Uebertretungen. Die 
ausgeſprochenen Geldſtrafen ſind dem 
Armen⸗Inſtitute zuzuwenden, ſ. Geld⸗ 
ſtrafen. 

— — Beſtimmungen wegen Ge— 
werbsverluſtes aus Anlaß von Ueber— 
tretungen gewiſſer polizeilicher Anord— 
nungen, ſ. Gewerbsverluſt. 

— — Verluſt der Orden wegen 
Vergehungen, ſ. Orden. 

— — Behandlung der wegen einer 
ſolchen in Unterſuchung fallenden Pen— 
ſioniſten oder Proviſioniſten in Hinſicht 
ihrer Genüſſe, ſ. Penſioniſten. 

— — Amäisgewalt der Polizei-Be— 
hörde bei Beſtrafung ihrer Verbote, ſ. 
Politiſche Obrigkeiten. 

— — ſ. Recurſe, Recursfriſt. 

— — von Sträflingen begangen, 
ſ. Sträflinge. 

— — durd Aufſtellung der Wägen 
vor Wirthshäuſern auf der Straße, ſ. 
Straßen-Verſtellung. 

— — BZurehnungsfähigfeit der 
Taubſtummen, ſ. Taubſtummen. 
Polizei-Vergehen, ſ. Polizei: 
Uebertretungen. 

Polizeiwache. Nach dem von der 
k. k. vereinigten Hofkanzlei mit der k.k. 
Polizei-Hofſtelle gepflogenen Einver— 
nehmen iſt laut Hofkanzlei-Decrete vom 
15. Juli 1841 3. 18926 feſtgeſetzt 
worden, daß die Anwendung der von 
St. Majeftit mit a. h. Entſchließung 
vom 22, April 1837 allein für die 
Hauptftadt und Nefidenzftadt Wien, 
dann für die Provinzial » Hauptftädte 
erlaffenen Uniformirunge- und Armi— 
rungs-Borfchrift der Militär » Polizei- 
wache auf die Polizeimannfchaft des 
Landes nicht Statt finden, und daß 
insbefondere der lekteren das Tragen 


. der militärifchen Abzeichen des Namend- 


zuges Str, Majeftät, oder des kaiſerl. 
Adlers nicht bewilligt werden könne. 


Polizeiwade. 


(Deer. des böhm. Gub. vom 30. Juli 
1841 3. 39821. Prov. ©. ©. für 
Böhmen 3. 1841. Nr. 212. Deer. der 
o. d. Reg. vom 23. Sept. 1841 3. 
22206. Prov. ©. ©, für D. Defterr. 
3. 1841 Nr. 166.) 

Polizeiwache, die derfelben von 
Seite der Militärwache zu leiftende 
Affiftenz, ſ. Militär-Affiftenz. 

— — der Gemeinde, deren Adjus 
ftirung,, ſ. Polizei-Organe. 

— — fiehe Givil:Bolizeiwadhe, 
Militär = Polizeiwahe, Polizei: 
Dienerfchaft. 

Poller. Verfhiedene zura. h. Kennt: 
niß gelangte Unglücksfälle, die fich bei 
dem Abfeuern von Böllern bei feitlichen 
Gelegenbeiten ergaben, haben eine (mit 
b. Hoffanzlei =» Decrete vom 6. d. M. 
3. 678 der Regierung befannt ge— 
machte) a. h. Anordnung (Cabinetichreis 
ben v. 31. Dec. 1824) veranlaßt, zu 
Folge deren der k. k. Polizei-Dber-Di- 
rection zur Pflicht gemacht wird, gebö- 
rig darüber zu wachen und das Er: 
forderlihe zu verfügen, daß, infoferne 
das Abfeuern von Pöllern und Schieß— 
gewehren bei feftlihen Gelegenheiten 
Statt findet, nur ſolche Pöller und 
Sefhüße, von was immer für einer 
Gattung, oder Feuergewehre gebraucht 
werden, die man ohne Gefahr laden 
oder abfeuern könne, daß zur Ladung 
und Abfenerung aller Gattungen von 
Teuergewehren und Pöllern 2c., blos 
folde Individuen verwendet werden, 
welche der diesfälligen Manipulation 
ganz kundig find, und daß dabei alle 
nur mögliche Vorſicht beobachtet werde, 
um weder dad Eigenthum, noch das 
Leben eined Menfchen der Gefahr ir— 
gend einer Verlegung oder Beſchädi— 
digung auszuſetzen. (M. ö. Rggs. Dec. 
vom 18. Jän. 1825 3. 3245. Vdg. 
des böhm. Bub. vom 26. Zän. 1825 
3. 2766.) 

— — GSämmtlihe Polizei - Be: 
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zirks-Directionen werden angewieſen, 
in Zukunft das Abfeuern von Pöllern 
nicht zu geſtatten, bevor nicht die An— 
zeige hievon dem k. k. Militär-Platz— 
Commando gemacht und die Zuſtim— 
mung dieſer Behörde eingeholt worden 
iſt. (Cire. der ka k. Bol. Ob. Dir, vom 
28. April 1842 3. 6133/731.) 

Polnifche Bank, ein verbotenes 
Spiel, f. Bank. 

Portiere. Wie fih mit ihren Woh— 
nungsauffündigungen zu achten. Da 
ihr Berhältniß zum Hausherren, fowie 
jenes der Gärtner, Hausmeifter u. dgl. 
zu diefen anftatt des Lohnes die freie 
Wohnung geniegenden Leuten in dem 
Dienftcontracte beſteht; fo find diefel- 
ben bei vorfallender Dienftentlaffung 
auch in Abficht auf die Auffündigung 
der Wohnungen und Ausziehungen 
nach dem Dienftboten » Patente, wenn 
nicht befondere Contracte diesfalls ge- 
fhloffen wurden, zu behandeln. (Hofd. 
v, 14. Nov. 1784. Krop. Gef. Joſ. 
6. Bd. ©. 128.) 

Poſamentirern ift das Einfchmel- 
zen coursmäßiger Münzen verboten. 
(Miünz = Batent vom 26. Mai 1746. 
Barth. H. u. G. Gef. 6. Bd. ©. 361.) 

Portofreiheit der Eorrefpondenz 
der ifraelitifhen Matrifelführer, fiche 
Suden-Matrifeln. 

— — ſ. Poftportofreiheit. 

Dofen. PBapämtlihe Behandlung 
der Neifenden aus dem Herzogthume 
Bofen, f. Päſſe. 

Poſt, durch die fahrende, dürfen 
feine geladenen Feuergewehre verfen- 
det werden, f. Gewehre. 

— — Beförderung derfelben durch 
die Eifenbahn » Unternehmung, f. Ei: 
fenbahn. Hftzl. D. v. 30. Juni 1838 
$. 8 fu. Eifenbahn-Betriebs-Ord: 
nung $. 68. 

— — Wahrung der Rechte der Poſt— 
meifter gegenüber den nicht berechtig— 
ten Fuhrleuten, ſ. Poftitraßen. 


pol. 


Poſt, f. Poftanftalt, Poſtgeſetz. 

Boftanftalt. Die k. k. vereinte 
Hofkanzlei hat mit hohem Decrete vom 
4. Sept. d. 3. 3. 26271 im Einver- 
nehmen mit der k. k. allgemeinen Hof- 
fammer Nachftehendes erlaffen: 

Bon dem Erpedite jeder Behörde 
und jedes Amtes ift fünftighin und 
zwar vom 1. Nov. d. J. angefangen, 
über die zur Fahrpoſt aufgegebenen 
Amtspackete ein Vormerkbuch zu führen, 
in dem jedes zur Kahrpoft aufgegebene 
Packet mit einer durch das ganze Jahr 
arithmetifch fortlaufenden Nummer nebft 
dem Namen der Behörde oder des Am: 
tes einzutragen ift, an welches die 
Sendung gerichtet ift. Mit derfelben 
forilaufenden Nummer ift das Packet 
auf dem Couvert zu bezeichnen, und 
diefelbe von den Poftämtern fomwohl 
in den Aufgabs- ald auch in den Ab— 
gabs-Recepiffen anzufeßen, die aufge: 
benden Aemter haben aber eine Con— 
fignation der einzelnen in jedem Pa— 
dete enthaltenen Gefchäftsgegenftände 
für das empfangende Amt in das Pa- 
det felbft einzufchließen. Das Erpedit 
der aufgebenden Behörde oder des auf: 
gebenden Amtes hat die eigentlichen 
Geſchäftszahlen der in dem Padete ab- 
gefendeten Eorrefpondenz-Stüde nicht 
nur in einer befonderen Rubrik des ge- 
dachten Vormerkbuches anzufeßen, fon» 
dern auch auf der Rüdfeite des von 
dem Poftamte erhaltenen Aufgab3-Re- 
cepiffes anzumerken, gleichwie von dem 
Einreihungs = Protocolle der Behörde 
oder des Amtes, an melde das mit 
einer Nummer bezeichnete Padet ge: 
langt, in einer eigenen Vormerkung 
die einzelnen Nummern der in dem Pa- 
ckete empfangenen Gefhäftsftüde zu 
verzeichnen, und die beiliegenden Con— 
fignationen mit dem wirklichen Inhalte 
zu vergleihen, um etwa abgängige 
Stüde bei dem aufgebenden Amte re 
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flamiren zu können. (Deer. der k. f. 
n. d. Reg. vom 18. September 1847 
3. 50253.) 

Softanflalt, f. Poftgefep. 

Poftamt. Beftimmung hinfihtlich 
der Pränumeration auf periodifdhe 
Schriften, ſ. Zeitungen. 

Poſtgeſetz. Poſtgeſetz vom 5. Nov. 
1837 (im Auszuge). 

8. 1. Die dem Staate in Hinfiht 
auf Transporte von Sachen und Per: 
fonen vorbehaltenen ausfchließenden 
Rechte, und die den Anftalten zur 
Ausübung diefer Rechte zugeftandenen 
Vorzüge und Auszeichnungen begrün- 
den das Poft-Regale. 

8.2. Dem Poſtgeſetze ift Jedermann 
ohne Unterfchied des Standes in den 
Ländern, fir die dasfelbe Wirkfamkeit 
erhält, unterworfen. 

8.3. Nusnahmen von den Beftim- 
mungen diefes Gefeßes für Perfonen 
oder Sachen werden durch befondere 
Anordnungen feftgefeßt. 

8. 5. Den Obrigkeiten, Ge 
meindevorftehern und Militär » Com» 
mandanten liegt ob, fo oft fie von 
Poſtbeamten oder anderen, den Poft: 
dienft verfehenden Perfonen zum Be— 
hufe der Ausübung ihrer Dienftverrich- 
tungen oder Rechte vorſchriftsmäßig 
um Beiftand angegangen werden, 
denfelben unverzüglich und thätig zu 
leiften. 

$.7. Die Sachen, auf deren 
Transport fih die dem Staate 
vorbebaltenenausfhließenden 
Rechte beziehen, find: 

1. Briefe, zu denen überhaupt alle 
fhriftlihen an abmwefende Perfonen ge— 
richteten Mittheilungen oder Nachrich— 
ten gezählt werden, umd 

2. periodifhe Schriften, und 
zwar: Journale, Zeitungen, in Blät- 
tern und Heften, ohne Unterfhhied des 
Inhaltes; die Briefe und periodifchen 


Pofigefeb. 


Schriften mögen durch Handfchrift 
oder Abdruck dargeftellt oder verviel- 
fältigt worden fein. 

8. 8. Bei dem Transporte der in 
dem $. 7 genannten Gegenftände ift zu 
unterfoheiden: 

1. 0b fie von Ortſchaft zu Ortſchaft, 

2. ob fie in dem Umfange des Dr- 
tes felbft, aus einem Theile desfelben 
in den anderen (Roco-Transport) gejen- 
det werden. 

8.9. Bezüglich auf den Transport 
der erften Art ($. 8 unter 1) ift es 
außer den Boftanftalten Niemandem 
geftattet, die in dem 8. 7 bezeichneten 
Sahen aus einem Orte in einen ans 
deren zu befördern (transportiren), wenn 
beide Orte mit einander in einer ums» 
mittelbaren oder mittelbaren Poft-Ber- 
bindung ftehen. 

$. 10. In einer unmittelbaren Poſt⸗ 
Berbindung ftehen diejenigen Orte, in 
welchen für den gegenfeitigen Verkehr 
mit den im $. 7 bezeichneten Sachen 
Poftanftalten (Poftämter, Brieffamms 
lungen, Boftboten u. dgl.) beftehen. 

8. 11. Die einer Poftanftalt zur 
Abholung und Aufgabe der in dem 
$. 7 bezeichneten Sachen durch befon« 
dere Kundmachungen zugemwiefenen Drte 
bilden den Poſtbezirk diefer Anftalt 
oder ihres Standortes. Die zu dies 
fem Poſtbezirke einer Poſtanſtalt gehö- 
renden Drte ftehen mit allen denjeni- 
gen Orten in mittelbarer Poftverbin- 
dung: 

1. mit denen der Standort diefer 
PVoftanftalt in unmittelbarer Boftver- 
bindung fteht, oder 

2. die zu dem Poftbezirfe eines der 
unter 1) begriffenen Orte gehören. 

8. 12. Bon dem in dem $. 9 aus: 
gedrückten Verbote find ausgenommen: 

1. Frachtbriefe und Urkunden über: 
haupt, welche Waarenführern zur Aus— 
weifung der Gegenftände, deren Trand- 
port fie beforgen, offen, oder von Ge: 
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fallsämtern unter ämtlihem Siegel 
mitgegeben werden. 

2. Die in dem $. 7 unter 2) bes 
zeichneten Schriften, wenn feit ihrer 
Herausgabe mehr als ein halbes Jahr 
verfloffen ift. 

3. Briefe oder periodifhe Schriften, 
a) wenn diefelben weder verfiegelt, 
noch auf irgend eine andere Art ver: 
fhloffen find, oder b) wenn Jemand 
Briefe oder periodifhe Schriften durch 
einen Diener, einen eigenen Boten, 
oder überhaupt durch eine zu feinem 
oder des Adreffaten Hausftande gehö— 
rende, oder zu diefer Verfendung ges 
dungene Perfon verfendet, und wenn 
in allen diefen Fällen (a) (b) nebft den 
eben ausgedrückten Bedingungen, ders 
jenige, der den Transport veranlaßte 
oder vollzieht, ſich dabei nicht mit der 
Sammlung von Briefen oder Schriften 
für Rechnung zweier oder mehrerer Ber- 
fender oder Adreffaten befchäftiget. 

8. 13. Reifende, Fuhrleute, Schiffer 
oder Boten jeder Art, die an der 
Grenze des Staatögebietes, in welchem 
diefes Geſetz Wirkfamkeit hat, anlan- 
gen, find verpflichtet, die mitgebrach— 
ten Sachen, welde das in dem $. 9 
ausgedrücte Verbot trifft, wenn fie 
deren Weiterbeförderung innerhalb des 
oben bezeichneten Staatsgebietes wün- 
fhen, und nicht deren Rüdfendung in 
das Ausland oder eine andere erlaubte 
Berfügung vorziehen, den Grenz-Zoll: 
oder Gontumaz » Aemtern zur Berfen- 
dung dur das nächſte Boftamt gegen 
Bezahlung der vorfchriftsmäßigen Ger 
bühren zu übergeben. 

8. 14. Der Transport in dem Un: 
fange eines Ortes felbft (Roco-Trand- 
port) $. 8 unter 2) unterliegt nur bei 
Briefen der Beſchränkung, daß für den 
Drt, für welchen zu diefer Art des 
Transportes eine Staats - Boftanftalt 
befteht, Niemandem geftattet ift, eine 
Anftalt zu diefem Zwecke zu errichten. 
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$. 15. Die dem Staate im Perfo- 
nen⸗-Transporte vorbehaltenen Rechte 
beziehen fih auf den Transport 1. zu 
Waſſer und 2. zu Land. 

8. 16. Bezüglich auf den Berfonen- 
Transport zu Waſſer ($. 15 unter 1) 
iſt es Jedermann unterfagt, auf dem 
Meere, auf Seen, auf Flüffen oder 
Ganälen, Anftalten zu einer in be 
ſtimmten Zeiträumen ftattfindenden res 
gelmäßigen Beförderung von Reifen: 
den zwifchen zwei oder mehreren Orten 
zu errichten oder zu unterhalten, für 
deren gegenfeitige Verbindung in der- 
felben Richtung zur See oder auf der» 
felben Wafferftraße eine Staats-Poſt— 
anftalt zum Perfonen: Transporte bes 
fteht *). 

$. 19. Die Beftimmung der Ber: 
hältniffe der Eifenbahn - Unter: 
nehbmungen zum PBoft Regale ift be— 
fonderen -gefeglihen Anordnungen vor: 
behalten. 

8. 21. Es ift den das Poft : Regale 
verwaltenden Behörden vorbehalten, 
an allen Drten, an denen ſolches zweck— 
mäßig erfannt wird, Poltanftalten zu 
errichten, fo lange es angemefjen ge: 
funden wird, aufrecht. zu erhalten und 
für Rechnung des Staatsfhages ver: 
walten zu laffen, oder deren Betrieb 
und Berwaltung anderen Berfonen für 
ihre Rechnung zu geftatten. 

$. 23. Die Gebühren, welde 
für die Benützung der Staats-Poftan- 
ftalt zum Transporte von Sachen und 
Perfonen zu entrichten find, beftimmen 
die hierüber beftehenden Tarife. 

$. 24. Befondere Anordnungen (Reg: 
lements) feßen die Einrichtung der ver— 
ſchiedenen Poftanftalten und das Ber: 


*) Die Beftimmungen in den $$. LT, 18, 
20, 22, 26 u. 27 des Poftgefeped wurden 
durch a. b. Entſchl. v. 7. Dec. Erlaß des 
Handeld:Minifteriums vom 20. Dec. 1850 
aufgehoben. ©. Stellfuhren. 
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fahren feſt, das bei ihrer Benützung 
zu beobachten iſt, und beſtimmen die 
Rechte und Verbindlichkeiten derjeni— 
gen, welche die Poſtanſtalten benützen 
(Fahrpoſt-Ordnung, Brieſpoſt-Ord— 
nung u. dgl.). 

8. 25. Es iſt außer dem Falle einer 
ausnahmsweife geſetzlich zugeftande- 
nen Gebührenfreiheit Niemand geftat- 
iet, obne Bezahlung der tarifmäßigen 
Gebühren und überhaupt ohne Erfül- 
lung der für die Benügung der Poft: 
anftalten vorgezeichneten Bedingungen 
diefe Anftalten zu dem Transporte 
einer Sache oder einer Perſon zu vers 
wenden. 

$. 28. Welche Handlungen und Uns 
terlaffungen als Uebertretungen 
der Poſtgeſetze außer den in den 
88. 33, 34, 35 und 36 bezeichneten 
Fallen angefehen werden, und mit wel: 
hen Strafen fie belegt werden, dann 
das bei der Anwendung der Strafen 
zu beobachtende Berfahren beftimmt 
das Strafgefeb über Gefälld-Uebertres 
tungen. 

$. 30. Auf die den Poftanftalten 
übergebenen Sendungen kann vor der 
Abgabe an den Adreffaten weder ein 
Verbot gelegt, noch ein Pfandrecht er— 
worben werden. 

8. 33. Nur die Poftbedienfteten 
find berechtigt, fih des Poſthorns 
zu bedienen und das für diefen Dienft 
eingeführte Dienftkleid zu tragen, 

8. 34. Allen Wägen, welche durd 
die Boftanftalt gefahren werden, fol 
jedes andere Fuhrwerk auf den Stra- 
hen, wenn es ohne offenbare Gefahr 
gefhehen kann, auf ein mit dem Poſt— 
horne gegebened Zeichen ausweichen. 

$. 35. Jede Uebertretung der in 
dem 8.33 enthaltenen Anordnung wird 
mit 5 fl. C. M. beftraft. Der gegen 
die Beftimmung des $. 34 Handelude 
hat einen Strafbetrag von 2 fl. C. M. 
zu erlegen, welder an den Armenfond 
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des Dried, wo die Uebertretung Statt 
fand, abzuführen ift. 

$. 36. In den Fällen der 88. 33, 
34 und 35 ift dad Verfahren der 
politifhen Obrigkeit, welder 
obliegt, in dem Bezirke, wo die Leber: 
tretung verübt wurde, über Sich er⸗ 
heit, -Rube und Ordnung zu was 
chen, mit Freilaffung des Recurfes zu— 
gewiefen. (A. h. Entfchl. vom 5. Nov. 
1837. Hfkzl. D. v. 12, April 1838, 
an die Länderft. von Nied. Defterreich, 
Defterr. ob der Enns, Böhmen, Mäh- 
ren u, Schlefien, Galizien, Steiermarf, 
Illytien, Küftenland und Tirol. Bol. 
G. ©. 66. Bd. Nr. 47.) 

Poſthorn. Der Gebrauch desfelben 
ift blos allein den PBoftftationen mit 
Ausſchluß aller anderen Parteien vor: 
behalten. (Hfd. vom 29. Nov. 1788. 
Krop. Gef. Iof. 16. Bd. ©. 555.) 

— — f. Boftillone. 

— = Signale, ſiehe Po: 
ftilone. 

Poſtillone, denſelben ift nicht geftat- 
tet, auf einer rückgehenden Boftcalefche 
oder Drdinari-Wagen Jemand auffiken 
zu laffen. Im Uebertretungsfalle ift der 
damider handelnde Poſtknecht mit einer 
angemefjenen körperlihen Strafe un- 
nachſichtlich zu belegen. (Hfd. vom 23. 
Juni 1803. Krop. Gef. Franz. 17.82. 
©. 265.) 

— — In Folge Hoffammer = De: 
eret vom 15. Mai 1824 3. 17774 
wird die Vorſchrift, daß die Fuhrleute 
und Landfutfcher, wie au alle fonfti- 
gen Reifenden, auf das von den Po— 
ftilond mit dem Poſthorn gegebene 
Zeihen auf alle thunlihe Weife fo: 
gleich auszuweichen, die größeren 
Frachtwägen aber, wo das Ausweichen 
nicht fogleich möglich ift, fo lange an— 
zubalten haben, bis die mit Poftpfer- 
den beipannten Wägen vorübergefah: 
ten fein werden, zur allgemeinen Nach— 
achtung neuerlich mit dem Beifaße in 

Zaleidfyg, Handb. d. Poliz. Bei. u. 
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Erinnerung gebracht, daß die Fuhr— 
leute und Landkutſcher fih hiernach bei 
Bermeidung der Beftrafung nad dem 
a. b. Poftpatente*) genau zu achten 
haben. (D. 6. Rggs. D. vom 31. Mai 
1824 3. 11787. D. ö. Prov. ©. ©. 
Nr. 70. Wiederholt kundg. dur das 
böhm. Bub. am 27. Febr. 1830. Krp. 
G. ©. 56. Bd. Rr. 51.) 

Poſtillone. In Gemäßheit der mit 
a. h. Entfhl. vom 10. Auguft 1838 
fanctionirten Poftordnung für Reifende 
und der dafelbft m den $$. 22, 27, 
33, 34 u. 37 erlaffenen Beftimmungen, 
bat ſich die k. k. oberſte Hofpoftverwal:- 
tung veranlaßt gefunden, den Poſtillo— 
nen für die verſchiedenen Orte von 
Poſtbeförderungen und die dabei vor— 
kommenden Hauptmomente eigene, all— 
gemein giltige Poſthorn-Signale vor— 
zuſchreiben und hiedurch das bisher 
übliche Zeichengeben durch Schnalzen 
mit der Peitſche, zumal in Städten und 
andern volkreichen Ortſchaften wegen 
der Gefährlichkeit für die körperliche 
Sicherheit der Borübergehenden, gänz- 
lich abzuftellen. Bon diefen Bofthorn- 
Signalen wird mit Zuftimmung der 
h. k. k. PolizeisHofftelle nunmehr auch 
in dem Innern der Haupt: und Refi- 
denzſtadt Gebrauch gemacht werden, 
doch haben ſich die Poftillone in der 
Nähe und im Innern der k. k. Hof: 
burg von dem Gebrauche des Poſthorns 
zu enthalten, fich überhaupt nur auf 
die nöthigen, in einzelnen Tönen be: 
ftehenden Zeichen zu beſchränken, und 
jeden unnöthigen Lärm, befonders zur 
Nactzeit, jo wie das Blafen von 
Melodien durchaus zu unterlaffen. Die 
Bezirks » Directionen werden angemies 
fen, die Beobachtung diefer Befchrän- 
kungen ftrenge zu überwachen, und mit 
den Webertretern entfprehend Amt zu 





*) Gegenwärtig nad bem Poſtgeſetze v. 
5. Nov. 1837 88. 34 u. 35, ſ. Poſtgeſetz. 
43° 
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handeln. Aus dieſem Anlaſſe wird den 
Bezirks⸗Directionen die hierortige Ver— 
ordnung vom 15. Mai 1821 wegen 
Hintanhaltung des heftigen und unnö— 
thigen Schnalzens mit der Peitſche zur 
Darnachachtung in Erinnerung ge— 
bracht und erwartet, daß ſie die Ab— 
ſtellung dieſes gefährlichen Unfuges zu 
einem vorzüglichen Gegenſtande der 
täglichen Gaſſenaufſicht machen werden. 
(Circ. der f. k. Bol. Ob. Dir. vom 23. 
April 1839.) 

Poſtillone. Es ift durch die Ueber- 
wachungs » Organe des Poſtbetriebes 
und die Poft » Conducteure dargethan 
worden, daß die Privatfuhrwerke den 
begegnenden oder nachkommenden Poft- 
wägen auf das Zeichen des Poftillong 
nirgends ausweihen, was dem ra= 
fhen Poft - Beförderungsdienfte hem— 
mend entgegenwirtt. Am häufigften 
ift diefes in Wien und auf den Stra- 
ßenzuͤgen in der nädhften Umgebung 
von Wien, dann auf jenen Straßen 
der weiteren Rayons der all, auf wel— 
hen fich vieles Marktfuhrwerk bewegt. 
Es ift ſämmtlichen Poftillons ftreng: 
ſtens wiederholt aufgetragen worden, 
die Pofthorn- Signale jederzeit und 
rechtzeitig zu geben, und die Poſt— 
Eonducteure find zur genauen Ueber 
wachung ebenfalld neuerlih verhalten 
worden. Damit jedoch diefen Zeichen 
auch die gehörige Folge gegeben werde, 
fo werden fämmtlige Bezirtshaupt- 
mannfchaften und der Wiener Magi- 
ftrat im Grunde des Erſuchens der 
k. k. Poft-Directon für Niederöfterreich 
aufgefordert, die diesfälligen Straßen- 
Polizei = Vorfhriften, namentlid Die 
hierauf Bezug nehmenden Beſtimmun— 
gen der 88. 34, 35 und 36 des Poft- 
geſehes vom Jahre 1837, in dem un- 
tenftehenden Bereiche neuerdings allge: 
mein veröffentlichen zu laffen. (Decret 
der n. ö. Statth. vom 11. Mai 1851 


3. 580, f. Poſtgeſetz $. 33—35.) 
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oft = Livree zu tragen, ift ven 
Landkutſchern und Pferdeausleihern 
bei 50 fl. Strafe verboten. (Hofentfhl. 
v. 2. Dec. 1752. Krop. Gef. M. Ther. 
1.38. ©. 431.) 

Poftmeifter. Ueber jenen Schaden, 
der von dem Poftmeifter oder feinen 
Dienftleuten dem Reifenden, oder von 
diefem oder fener Dienerfhaft dem 
Poftmeifter aus Verſchulden, oder über- 
haupt auf eine Weife zugefügt wird, 
daß hieraus fürden einen oder für den 
andern Theil ein Recht auf Schadener- 
fab oder Genugthuung nad den Bes 
ftimmungen des allgemeinen bürgerl. 
Geſetzbuches erwächſt, ift in dem Falle, 
dag über die Entſchädigung fein frei- 
willige® Uebereinfommen zu Stande 
kömmt, die politifhe Obrigkeit 
um die Aufnahme des Thatbeftandes 
und Bornahme einer Schäßung des 
Schadens anzugehen, wornach es bei- 
den Theilen feigeftellt ift, ihr Necht im 
gefeglich vergefchriebenen Wege zu ver- 
folgen. Handelt es fih um eine gegen 
den Reifenden angefprodhene Entfhädi- 
gung, fo hat diefer den nad der vor- 
genommenen Schätzung entfallenden 
Entfhädigungsbetrag bei der politi- 
fhen Obrigkeit, bevor er feine Reife 
fortfeßt, zu depofitiren oder fiher zu 
ftellen. ($. 63 der mit Hof=-Deer. vom 
28. Aug. 1838 3. 34820/1585, 
fammtlihen Länderftellen mit Aus: 
nahme von Dalmatien bekannt gegebe- 
nen Poftordn. für Neifende.) 

— — Beobahtung der Paßvor— 
f&hriften bei Beförderung der Reifen- 
den, f. Eilmägen, Paffirfcheine. 

— — Bahrung ihrer Rechte gegen- 
über den nichtberedhtigten Fuhrleuten, 
f. Poftitraßen. 

— — deren Verhältnig zu den Un- 
ternehmern der periodifhen Perfonen— 
transporte, ſ. Stellfuhren. 

— — find von der Haltung der Stell- 
wägen nicht ausgejcht., f. Stellfuhren. 
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Poſt⸗Ordnung für Reifende wurde 
mit a. 5. Entſchl. v. 10. Aug. 1838 
genehmigt und fämmtliche Ränderftellen 
mit Ausnahme von Dalmatien intimirt 
mit Hfkzl. Decr. v. 28. Aug. 1838 
8. 34820/1435. 

Bo Saffı — „ſ. Poſtſcheine. 

ſtregal, Begriff desfelben, ſiehe 
ons eſetz. 

bdetofreiheit. In allen Kron⸗ 
ländern, in welchen das Gemeindege— 
ſetz v. 17. März 1849 Giltigkeit hat, 
wird den Gemeindevorftänden unter 
fih und im Berfehre mit den Staats- 
behörden in den ämtlichen Angelegen- 
heiten des den Gemeinden übertra- 
genen Wirfungskreifes die Porto— 
freiheit bei der Brief- und Fahrpoſt 
unter der Bedingung zugeftanden, daß 
die Sendungen mit dem Amtöfiegel ver- 
ſchloſſen, auf der Adreffe aber mit der 
Angabe der abfendenden Gemeindevor- 
ftehung oder Staatöbehörde und der 
Anmerkung ex offiecio im übertrage- 
nen Wirkungskreiſe oder aud 
ex offieio in Staatd-Angelegen- 
heiten bezeichnet fei. Ruͤckſichtlich des 
Mißbrauches diefer Portofreiheit haben 
die allgemeinen hiefür beftimmten Straf: 
vorfhriften zu gelten. Die Eorrefpon- 
denz der Behörden und der Gemeinde: 
vorftände mit einzelnen Gemein« 
degliedern, fowie die aus dem ua— 
türlihen Wirkungskreiſe der Gemein- 
den entfpringende Gorrefpondenz bleibt 
portopflidhtig. (Erl. des Hr. M. 
vom 16. Auguft 1850. R. ©. 2. 
Nr. 336.) 

— — Grundfäße fürdieall- 
gemeine Regulirung der Porto: 
freiheiten. 

1. Sr. k. k. Maj. und den Mitglies 
dern der a. h. Familie bleibt ausſchließ— 
lich die perfönlihe Portofreiheit bei der 
Briefpoft vorbehalten. 

2. Alle Amtscorrefpondenzen 
find portofrei, und zwar: 
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a) Zwifchen landesfürftlihen Be— 
börden und Amtern unter einander; 

b) zwiſchen den Borftehern Ddiefer 
Behörden oder ihren Stellvertretern 
unter einander, oder zwifchen diefen 
Borftehern und. andern landesfürftlichen 
Behörden; 

e) zwifhen einzelnen erponirten 
Beamten, welche ein Amt repräfentiren 
unter einander, oder zwifchen bderlei 
Beamten und landesfürftlihen Be- 
hörden. 

3. Die Hofftäbe St. Maj. mit ihren 
untergeordneten Aemtern, die verfchie- 
denen Armee » Abtheilungen und ihre 
Kommandos bis auf die Compagnie- 
(Escadrond«) und Zugs - Kommandos 
herab, einzelne felbftftändig fungirende 
Militärperfonen, endlich die geiftlichen 
Aemter aller vom Staate anerkannten 
Confeſſionen in allen ihren bierardi- 
fhen Abftufungen, werden bezüglich der 
Portofreiheit anderen landesfürftlichen 
Behörden und Aemtern gleich geachtet. 

4. Den landesfürftlihen Behörden 
und Aemtern werden in Abficht auf die 
Portofreiheit auch die Directionen aller 
jener Unterrichts- und Bildungs - Anz 
ftalten, welche als öffentliche anerkannt 
find, dann die Directionen der Huma- 
nitäts-Anftalten, welche ganz oder theil— 
weife aus dem Staatsſchatze dotirt wer- 
den, gleichgeſtellt. Klöftern und geift- 
lihen Gorporationen, welde ſich mit 
der Krankenpflege oder mit der Erzie— 
ziehung der Jugend befchäftigen, fommt 
die Bortofreiheit rückſichtlich jenes Thei- 
les ihrer Gorrefpondenz zu, welcher die 
Krankenpflege oder die Schule zum Ger 
genftande hat. 

5. Gefellfhaften und Vereine, welche 
ausfhließlich auf gemeinnüßige Zwecke 
und nicht auf Gewinn ihrer Theilneh- 
mer gerichtet find, und von dem Mint: 
fterium, in deffen Bereich fie gehören, 
als ſolche anerkannt werden, find in 
ihrer Eorrefpondenz mit landesfürſtli— 
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hen Behörden und Aemtern portofrei. 
Geiftlihen Orden, welde dur Almo— 
fen erhalten werden, kommt gleichfalle 
die Portofreiheit zu. 

6. Handeld- und Gewerbe, Nota- 
riatd» und Advocaten-Kammern find in 
ihrer Gorrefpondenz mit landesfürftli- 
hen Behörden von der Portozahlung 
frei zu laffen. 

7. Die Eorrefpondenz der Gemein: 
den mit landesfürftlihen Behörden und 
Aemtern ift, infomweit diefelbe aus dem 
der Gemeinde übertragenen Wirkungs— 
freife entfpringt, von der Porto - Ent- 
richtung befreit. 

8. Die Verfendung des Reichsgeſetz⸗ 
blattes , der Landesgefeßblätter, der 
Minifterial =» Verordnungsblätter und 
fonftiger ftatiftifher oder journalifti- 
ſcher Mittheilungen der Minifterien an 
Behörden erfolgt portofrei. 

9. Gefällspachtungen bat für ihre 
Eorrefpondenz die Portofreiheit nicht 
zuzukommen. 

10. Die Correſpondenzen der Ge— 
ſandtſchaften auswärtiger Staaten un— 
terliegen wie bisher der Porto-Entrich— 
tung. 

11. Jede Sendung, die nit nad 
den vorangehenden Beftimmungen die 
Portofreiheit genicht, ift bei der Auf: 
gabe zu franfiren. Eine derlei unfran— 
firte Sendung ift zwar ebenfalld an 
ihre Adreffe zu befördern, die dafür ent- 
fallende Portotare aber famnıt der Zu- 
tare von dem Aufgeber nachträglich 
hereinzubringen. 

12. Die Vortofreiheit hat ſich nicht 
auf die Stadtpoft in Orten, wo eine 
ſolche befteht, zu erſtrecken, und ift der 
Local» Correfpondenz- Verkehr zwifchen 
den Behörden unter einander durch die 
Amtsdienerfchaft zu beforgen. 

13. Die portofreien Sendungen find 
mit dem Amtsfiegel zu verfchließen, und 
auf der Adreffe mit der Angabe des 
Abfenderd und den Worten: „Amts— 
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fahe” oder „Ex officio“ zu bes 
zeichnen. 

14. Amts » Gorrefpondenzen find 
nicht zu recommandiren, ausgenommen 
die in den Gerichtsvorſchriften vorge: 
fehenen oder andere nach der Beurthei« 
lung der betreffenden Referenten und 
Borftände befonders wichtige Fälle, in 
welchen die den Correfpondenzen zus 
fommende Portofreiheit auch die Be— 
freiung von der Necommandationdge- 
bühr in ſich ſchließt. 

15. Die wegen Hintanhaltung, Ent— 
deckung und Beſtrafung des Mißbrau— 
ches der Portofreiheit beſtehenden Vor— 
ſchriften verbleiben in Kraft. (U. 5. . 
Entſchl. vom 3. Jan. 1851, Erl. des 
Hand. Minift. vom 3. Jän. 1851. R. 
G. B. Nr. 32.) 

Hoftportofreiheit der Gorrefpon- 
denz der ifraelitifhen Matrifelführer, 
ſ. Juden-Matrikeln. 

Poſtportotaxen. In Vollzug einer 
a. h. Entfhl. v. 25. Septbr. 1849 
wurden in Betreff der Briefportotaren 
und Nebengebübren, dann der Anwen- 
dung von Briefmarken neue Beſtimmnn— 
gen in Wirkfamkeit geſetzt. (Erl. des 
HM. v. 26. März 1850. R. G. B. 
Nr. 149.) 

Poſtſcheine. Diefelben find vom 
Landespräafidium in jeder Hauptjtadt 
zu ertheilen, und es follen ohne dieſe 
feine Boftpferde ausgefolgt werden. 
(A. 5. Refolution v. 20. März 1751. 
Krop. G. M. Ther. 1. Bd. ©. 285.) 

— — Das hiefige Hofpoftftallamt 
wurde ermächtigt, in Zukunft, obne 
mehr auf der Beibringung des bisher 
erforderlich gewefenen Poſtſcheines der 
k. k. geheimen Hof: und Staatskanzlei 
zu beftehen, allen jenen Berfonen Pferde 
zu Ertrapoft-Reifen beizuftellen, welche 
entweder 

a) über ihre Verwendung. ala f. k. 
Eivil- oder Militär-Couriere durch Vor— 
zeigung der vorgefchriebenen, von einer 
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f. k. Civil- oder Militär-Behörde oder 
von einem ?. f. Militärcommando auss 
geftellten offenen Drdre fi auszumei- 
fen, oder 

b) ihre Reife » Bewilligung über: 
haupt durch Vorweiſung eines Paffir- 
ſcheines, der für Eivilperfonen von der 
k. k. Polizei-Direction, fir Militärper- 
fonen aber von dem f. f. Militär-Plap- 
commando ausgeftellt fein muß, darzu— 
thun im Stande find. Bon diefer Ber: 
fügung wird die k. k. Polizei = Ober: 
Direction mit dem Bemerken verftän« 
digt, daß die Beflimmungen, welche in 
der obigen Beziehung das von der ehe: 
maligen Polizei - Hofftelle unterm 22. 
Detbr. 1841 an die hiefige Polizei- 
Dber » Direction erlaffene Decret ent- 
hält, außer Wirkfamkeit treten. (Erl. 
des Minift. des Inn, vom 21. April 
1848 3. 310/M. J IL.) 

Poſt⸗Stationen. Die Poſt⸗ Sta- 
tionen unterftehen zwar in admini— 
ftrativer Beziehung, d. i. in Hinficht 
des Voftdienftes, der Manipulation 
des Gaffen-Gefchäftes und der Poſtrech— 
nungen der k. E. oberften Hofpoftver- 
waltung; fie find jedoch verpflichtet, 
in allen polizeilichen und politifchen 
Angelegenheiten, dann insbefondere zu 
Folge ausdrüdlidher a. h. Beftimmun- 
gen in allen Ertrapoft-Angelegenheiten 
auch den FE. Ef. politifchen Behörden 
Rede und Antwort zu geben. (Vdg. der 
n. d. Reg. vom 26. Novbr. 1834 3. 
60697. Prov. &. ©. 16. Bd. Rr. 
270.) 

— — Zur Befeitigung von Gefah- 
ren und Anftänden, welche wegen un- 
terlaffener Beleuchtung der zur Beför- 
derung von Reifenden auf Boftrouten 
mit unbedingter PBaffagierd » Aufnahme 
beigegebenen Stationscalefchen entfte- 
hen können, findet man anzuordnen, 
daß alle Poſt-Stationen ihre Ealefchen 
mit Laternen verfehen laffen und die 
jelben in den Fällen, wo fie bei Aera— 
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rialfahrten zur Beförderung von Reis 
jenden beigeftellt werden , in finfteren 
Nähten zu beleuchten haben. (Erl. des 
Handelsminift. v. 5. Jan. 1849, an 
alle Oberpoft:Berwaltungen. R. ©. 2. 
Nr. 72.) 

Poſtſtraße. Folgende Boftvorfhrife 
ten, die in dem $. I des a. h. Paten- 
tes v. 8. Febr. 1772, und in dem a. h. 
Patente v. 24. Octbr. 1782 enthalten 
find, und in den neuern Zeiten häufig 
bintangefeßt wurden, werden wieder« 
holt zur allgemeinen Wiſſenſchaft ge« 
bracht: 

1. Nebft der Poſt dürfen nur die 
durch befondere Befugniffe und Erwerb: 
fteuer-Scheine dazu berechtigten Fuhr—⸗ 
leute, Reifende auf der Poſtſtraße 
in halb oder ganzgededten Wä— 
gen, oder in offenen Caleſchen 
um Geld führen. 

2. Allen Birthen, Bürgern und Un: 
terthanen, die nicht in diefe Elaffe von 
berehtigten Fuhrleuten gehören, 
find ſolche Fahrten nicht erlaubt, die 
Wägen mögen ihnen oder den Reifen: 
den gehören, ausgenommen von Orten 
weg, wo feine Boft und fein berechtig- 
ter Fuhrmann ift, bis zur nächftgelege: 
nen Boftftation; ebenfo ift ihnen auch 
die abfihtlihe Umfahrung der Poftör: 
ter, um die vorftehende Vorſchrift zu 
umgehen, nicht geftattet. 

3. Alle berechtigten Fuhrleute dür- 
fen auf der Boftftraße vor Zurüdlegung 
von 6 Poften, oder bevor der Reifende, 
den fie führen, nicht 3 Tage an einem 
Drte zugebracht hat, feine Pferdewechs⸗ 
lung vornehmen; fie dürfen auch inners 
halb 6 Poften keinem andern uhr: 
manne Neifende zur weitern Beförder 
rung überbringen, das ift förmlich zu» 
führen, und die ihnen fo Ueberbrachten 
nicht übernehmen. 

4. Bei Hintanfeßung diefer Vor— 
ſchriften ift jedem dadurch beeinträchtig- 
ten Boftmeifter im Betretungsfalle dad 
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Recht zur Anhaltung und Confiscation 
der Pferde eingeräumt, und find die 
Ortsobrigkeiten bei Strafe von 100 fl. 
nebſt Erfaß des Schadens verpflichtet, 
demfelben zur Ausübung feines Red: 
tes auf jedesmaliged Anfuchen den 
nothwendigen Beiftand auf das fchnellfte 
zu leiften. (Hffzl. Decr. vom 5. Jan, 
1820 3. 36689, Rage. Eirc. v. 24. 
Jan. 1820 3. 3365, n. d. Prov. ©. 
©. 2. Bd. Nr. 6 *). 

Poſtſtraße. Um die Poftmeifter in 
den ihnen zuftehenden Rechten zu 
ſchützen und fie in den Stand zu feßen, 
diefelben gegen die Mebertreter des Ge— 
ſetzes wirklich auszuüben, hat die f. f. 
allgemeine Hofkammer einverftändlich 
mit der f. k. vereinten Hoffanzlei zur 
genauen Handhabung der in der legten 
Circular:Berordnung v. 24. Jan. 1820 
erneuerten Beitimmungen, mit Deer. v. 
26. Febr. 1820 3. 5890 Folgendes 
anzuordnen befunden: Die Ortsobrig— 
feiten haben unter eigener Verantwor— 
tung nur denjenigen Fubrleuten , die 
fi mit ihren Befugniffen, und mit dem 
gelöften Erwerbfteuer-Scheine auswei⸗ 
fen, und die überhaupt nach den erlaf- 
fenen Vorſchriften zur Berfahrung der 
Reijenden auf der Poſtſtraße in geded- 
ten Wägen und Caleſchen berechtigt 
find, nad der Zahl ihres Fuhrwerkes 
Certificate auszufertigen, worin zur Le— 
gitimirung gegen die Poftmeifter ledig: 
lich die Beftätigung beizufegen ift, daß 
N. NR. ein befugter Fuhrmann , oder 
Landkutfcher fei. Jeder ſolche Fuhr— 
mann wird ſodann jedesmal ſeinen 
Knecht, ſobald er Reiſende auf der Poſt— 
ſtraße zu führen übernimmt, mit einem 
ſolchen Certificate zu verſehen und ihn 
anzuweiſen haben, in Fällen, wo er bei 
) Der 3. und 4. Punct dieſes n. ö. 
Girculares ift durch das —— v. 5. 
Novbr. 1837 und durch den Erlaß des 


H. M. v. 20. Decbr. 1850 (f. Stellfuh— 
ren) aufgehoben. 
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einer Boftftation angehalten wird, durch 
deffen Borzeigung das Befugniß feines 
Dienftgebers zu erweifen. Um übris 
gens jedem Mißbrauche vorzubeugen, 
darf die Biltigkeit eines ſolchen Certi— 
ficates niht über Ein Jahr audge- 
dehnt werden, und nach Berlauf diefes 
Termines ift der befugte Fuhrmann ver- 
pflichtet, die Ausfertigung neuer Certi⸗ 
ficate bei feiner Ortsobrigkeit anzuſu— 
hen. (Rags. Eirc. v. 25. März 1820 
3. 13114, n. ö. Prov. ©. ©. 2. Bd. 
Nr. 57.) 

Poſtſtraße. Da die Eirc. Vdg. v. 
24. Jan. 1820 weder in Anfehung der 
zur Berfahrung von Reifenden auf 
der Poftftrafe nicht Befugten, noch 
in Anfehung derjenigen, die fi von 
folden Unbefugten auf der Poſtſtraße 
führen laffen wollen, einen Unterfchied 
macht, fondern ganz ausdrüdlih ein 
ſolches Befahren der Poſtſtraße um 
Lohn nur den hierzu Berechtigten ge- 
ftattet,, fo ergibt fi von felbft, daß 
auch Bürger, wenn fie wirklich Pferde 
halten, mit jenen Befugniffen aber nicht 
verfehen find, von dem nur berechtigten 
Fuhrleuten zuftehenden Erwerbe aus— 
geihloffen feien. Uebrigens ift ed nicht 
richtig, daß das Hoffanmer =» Decret, 
welches die Boftmeifter allerdings, aber 
nur in Gemäßbeit der noch beftehenden 
Boftpatente pflichtmäßig in Schuß 
nimmt, mit der öfterreichifchen Gewerbs— 
verfaffung im Widerfpruche ftehe, da es 
in derfelben nicht das Geringfte ändert, 
vielmehr die Gewerbövorfhriften auf 
das genauefte beachtet, und die patent- 
mäßigen Poftprivilegien mit derjelben 
in Einklang bringt. Dagegen haben 
die Kreisämter forgfältig darüber zu 
wachen, damit die Drtsobrigkeiten, 
wenn fie ihnen das Recht, Lohnfuhrge— 
werbe zu verleihen, einräumen, dasfelbe 
nicht etwa zur Umgehung der Poftvor- 
ſchriften mißbrauchen, weil fonft der 
dem Deffentlichen fo wichtige, und ge: 
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rade deswegen durch landesherrliche 
Privilegien in Schuß genommene PBoft- 
dienst zu fehr gefährdet würde. (Hof 
fammer-Decr. v. 15. April 1820.) 

Poſtſtraße, ſ. Fuhrleute, Land: 
kutſcher, Lohnkutſcher, Reifende. 

5 ſ. Poſtſcheine. 

ottaſchenſiederei, auf ſolche ſoll 
weder ein neues Befugniß, noch die 
Uebertragung eines alten im Gewerbs⸗ 
bezitke Wiens bewilligt werden. (Rggs. 
Beſch. vom 31. Octbr. 1807. Barth. 
9. u. ©. Gef. 1. Bd. ©. 288 und 
389.) 

Prarticanten , die mit wirklichen 
Anftellungs = Decreten verfeben, und 
beeidet find, find ald Staatsbeamte zu 
erkennen, daher auf diefelben das Pa— 
tent v. 25. Dct. 1798 anzuwenden ift. 
(Hof-Decr. v. 19. Dechr. 1800. Krop. 
Gef. Franz. 14. Bd. ©. 563.) Siehe 
Beamte. 

— — find als angehende Beamte 
allen jenen Disciplinar-Borfohriften un- 
terworfen, welche für wirkliche Beamte 
beftehen. Sie find daher, fowie Tektere, 
verbunden, über ihre vorhabende Ber- 
ehelihung die Meldung zu machen, und 
ihre Gattinnen und Kinder bleiben, 
wenn fie fich nicht über einen, der für 
Beamte nach Verfchiedenheit ihrer An- 
ftelung in der Refidenz , einer Provin- 
zialftadt oder auf dem Rande, feftgeieh- 
ten drei Befoldungsclaffen von 400, 
300 und 200 fl., gleichkommenden 
Nebenzufluß ausmweifen können, von 
der Penſionsfähigkeit ausgefchloffen, 
(Hflzl. Deer. v. 13. Febr. 1821 an die 
n. ö. Reg. Krop. Gef. Franz. 45. Bd. 
©. 84.) 

— — Bei Aufnahme derfelben ift 
überhaupt auf die vorgefchriebene Nach⸗ 
weifung der Subfiftenz « Mittel ftrenge 
zu fehen, fo wie auch fein verheirathe- 
ter Practicant aufzunehmen, der fi 
mit feinem eigenen Bermögen oder Ein- 
fünften auszuweifen nicht vermag. 
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(Gofkamm. Decr. v. 25. Aug. 1824. 
Krop. Gef. Franz. 49. Bd. ©. 905.) 

Practicanten. Die mit Anftellungs- 
Deer. verfehenen beeideten Bracticanten 
find ohne Unterfchied des Gefchäftes, 
für welches fie verwendet werden , ald 
Beamte anzujehen, daher allediejenigen 
Beitimmungen, welche durch die a. h. 
Entfhliegung vom 24. März 1828 für 
die Beamten in Subſtilutionsfällen feft- 
gefegt wurden, auch auf diejelben ihre 
volle Anwendung finden. (Hffmr. Dec. 
vom 24. Nov. 1828 3. 42910. Eur- 
rende des k. f. illir. Gub. v. 18. Dec. 
1828. Wag. Zeitſch. I. 1829 N. 2. 
©. 34, 


— — haben in der Regel keinen 
Anfprud auf Geldbelohnungen, wenn 
nicht eine außerordentlihe zum Bor: 
theile des Dienftes gereichende Auszeich- 
nung eine Ausnahme begründet. (Hflmr. 
Dec. vom 30. Juni 1832 3. 24424. 
Rggs. 3. 37784. N.ö. Prov. Gef. ©. 
14. Th. Nr. 150. 

— — Die wegen Berleihung von 
Remunerationen an Beamte beftchen- 
den Beftimmungen finden auf Practi- 
canten feine Anwendung. (Hffz!. Dec. 
v. 21. Juli 1832 3. 16626. Rggs. 
3. 41591. Prov. Gef. S. 14. Th. 
Nr. 169, ſ. Remunerationen. 

— — Die wegen Verleihung von 
Remunerationen an Beamte beftehen- 
den Beftimmungen finden auf Practi- 
canten feine Anwendung. Wenn PBrac- 
ticanten fih befonders eifrig und aus⸗ 
gezeichnet verwenden, jo wird eine ſolche 
Berwendung zur befonderen Begrüns 
dung ihres Anfpruches auf Beförde- 
zung vor anderen nicht im gleichen Falle 
befindlichen Mitbewerbern zu dienen 
haben. (Hfkzl. Dec. v. 10. Jan. 1833 
3.260. Vdg. der n. d. Reg. vom 23. 
Yan. 1833 3. 4128. N. 6. Prov. 
Gef. ©. 15 Bd. Jahrg. 1833 Nr. 8.) 

— — In allen jenen Fallen, wo 
beeidete Concepts⸗ oder Manipulationde 
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Practicanten landesfürſtlicher Behörden 
wegen Bergehen zu entlaffen find, ift 
bei den diesfälligen Berhandlungen 
nah den für die wirklihen Staate: 
beamten beftehenden Normen vorzuge— 
ben, ſohin denfelben auch ſtets zwei Ju— 
flizräthe beizuziehen; dagegen find 
aber die Berhandlungen wegen Entlaf: 
fung beeideter Practicanten im Didci- 
plinar-Wege bei ſich zeigender Unfähig— 
keit und Unbrauchbarkeit wie bieher, 
nach den allgemeinen Vorſchriften zu 
pflegen. (Hfkzl. Dec. vom 7. April 
1833 3. 7553 an fämmtlihe Länder— 
ftellen. Bol. ©. ©. 61 Bd. Nr. 55.) 

Practicant. Gehalifperre bei Ur: 
laubsüberfhreitungen, f. Beamten: 
Urlaub. 

Prädicats:Anmaßung, ſ. Adel, 
Adels: Anmaßungen. 

Prag, Vorſchrift über die Zu- und 
Abfahrt der Wägen bei dem Beſuche 
des Theaters, f. Theater: Fahrord: 
nung. 

Prager Waſſerwehrdurchläſſe, de— 
ren Deffnung betreffend, ſiehe Schiff: 
fahrt. 

— — Krankenhaus, f. Kranken: 
haus, Krankenhaus: Berpflegsfo: 
ften. (Bdg. vom 22. Febr. 1850.) 

Prämien für die Erlegung fhädti- 
her Raubthiere, fiche Jagdweſen. 
8.7. 

Prämien: Ausmaß für die Gens— 
d’armerie, ſ. Gensd’armerie. 

Pränumerations: Einleitungen 
von Privat-Werken durch die Behörden 
find zurüctzuweifen, wenn anders feine 
fpecielle höhere Weifung eine Anem— 
pfehlung zur Pflicht macht. (Hfkzl. Präſ. 
Erl. vom 27. Sept. 1832 3. 1740. 
Rggs. Präf. Vdg. vom 1. Det. 1832 
3. 1732. NR. ö. Prov. Gef. S. 14. Th. 
Nr. 226.) 

Prater. In Folge a. h. Entfclies 
Hung ift zu allen Zeiten des Jahres 
und zu allen Stunden des Tages Je- 
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dermann in dem Prater fowohl als 
in das Stadigut frei fpazieren zu ge 
ben, zu veiten und zu fahren.erlaubt, 
und es foll auch Niemandem verwehrt 
fein, fi daſelbſt mit Ballonfchlagen, 
Kegelichieben und anderen erlaubten 
Unterhaltungen eigenen Gefallens zu 
divertiren. (Kundm. v. 7. April 1766.) 

Prater. Allen bürgerl. Gaftgebern 
und Kaffeefiedern, weldhe in dem Pra— 
ter traftiren, Kaffee, Wein oder Bier 
ausfchenfen, auch zu diefem Ende Zels. 
ter auffchlagen oder andere Bequem- 
lichkeiten verſchaffen wollen, ift die Er— 
laubnig dazu gratis zu ertheilen, und 
dies durch die Zeitungsblätter befannt 
zu machen. (U. h. Entſchl. v. 17. April 
1766.) 

— — Nachdem die Jagd im Prater 
ohnehin abgenommen und von der Zeit 
an, als derfelbe in einen öffentlihen 
Spaziergang verwandelt worden ift, 
den vornehmiten Gegenftand dafelbit 
nicht mehr ausmacht, hingegen aberaus 
folder Urfahe eineinnmerwährende Auf: 
fiht der politifhen Stelle und vieler- 
lei polizeiliche Beranftaltungen unum— 
ganglich erforderlich find , jo wird be— 
ihloffen , die ganze Jurisdiction und 
Auffiht über alles, was in die quite 
Drdnung und Polizei einjchlägt, folg- 
lih aud den Ein» und Auslaß und alle 
anderen zur allgemeinen Sicherheit, Be— 
quemlichkeit und Vergnügung nöthige 
und zuträgliche Vorkehrungen, lediglich 
gedachter politifcher Stelle zu überge- 
ben umd aufzutragen, auch zu ſolchem 
die erforderlihe Anweifung an den 
Statthalter ergehen zu laffen, wobei 
jedoch dasjenige, fo nur allein die Jagd 
und das Forftwefen anbetrifft, ferner: 
bin wie biäher unter der Obſicht des 
Dberftjägermeifteramtes verbleibt und 
daher über alles diefes der Forftmeifter 
im Prater feine Berichte forthin an 
dasfelbe zu erftatten, auch von demfel« 
ben die nöthigen Verordnungen zu em— 
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pfangen haben wird. (U. b. Cab. Schr. 
v. 7. Suni 1766.) 

Prater, -im. darf Niemand ohne 
Einvernehmen zwifchen der Regierung 
und dem Dberftjägermeifteramte eine 
Hütte errichten. Alle Hütteneigenthü- 
mer haben ohne alle&ntfhädigungsan- 
fprüdhe ihre Hütten zu räumen: daher 
darf Niemand ein Mauerwerk auffüh— 
ren, fondern feine Hütte nur aus Holz 
herftellen; endlih müffen alle Wirthe 
und Kaffeefieder den Prater mit Ende 
Detober räumen, und ihre Hütten fchlie- 
Ben. (M. 6. Rggs. Vdg. vom 28. Det. 
1793.) 

— — Bei Gelegenheit eines im 
Prater entftandenen Feuers, durch 
welches eine ganze Wirthéhaushütte 
eingeäfchert wurde, hat ſich gezeigt, daß 
es bei derlei Fällen im Prater vorzüg- 
lich an der gehörigen Schnelligkeit in 
Beifhaffung derXöfchrequifiten, an de— 
nen ed im und nächſt dem Prater feines. 
wegs fehlt, mangle, und fomitdie fonft 
fo gut regulirte Feuerlöfhordnung da— 
ſelbſt nicht genügend gehandhabt werde. 
Um nun für derlei Falle auch im Pra— 
ter die beftmöglichfte Fürſorge zu tref- 
fen, hat man das Oberft = Hof » Jäger: 
meifteramt angegangen, bei einem im 
Prater entftehenden Feuer nicht nur 
das dortige Fägerperfonale zur Hilfe 
eilen, fondern aud die große oberftjä- 
gerämtliche im Prater im großen Jagd» 
Gefhirrftadel befindliche Feuerfprige 
ungefäumt in Bewegung fegen zu laf- 
fen; man bat: dem Feuerwerker Stu— 
wer aufgetragen, bei entftehendem Feuer— 
lärm mit allen feinen Leuten und Spri— 
gen zum Brande zu eilen; eine gleiche 
Weifung hat man auch an das Grund» 
gericht Jagerzeil erlaffen,, und endlich 
hat man im Prater den de Bach und 
die Kaffer- und großen Wirthshäuſer 
verhalten, ſich mit den nöthigen Kleinen 
Feuerlöſch-Requiſiten zu verfehen. Der 
Polizei-Dber-Direction wurde demnach 
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aufgetragen: Erftens ihrerfeits die nö- 
thigen Verfügungen zu treffen, damit 
bei einem im Prater entftehenden Feuer 
von Geite des Polizeiwach-Piquets 
nächft dem Feuerwerke durch einen 
Mann die fchleunige Nachricht dem 
Nichter in der Fägerzeile, welcher nächſt 
dem Prater wohnt, aegeben werde, da= 
mit die dortige Feuerfprige eilends 
dem Fener zugeführt werden fünne, 
Zweitens. In fol einem Falle ihr 
genaues Augenmerk darauf zu richten, 
ob die vorangeführten Anordnumgen 
genau und zur gehörigen Zeit in Voll— 
zug gefeßt werden, im Widrigen aber 
hievon die unverzügliche Anzeige an- 
her zu machen. (R. ö. Rggs. Dec. v. 
1. Jan. 1809 3. 32754/4001.) 
Prater. Das Auffprißen da: 
felbft betreffend. Se. Majeftät ha: 
ben in Anfehung der Auffprikungsans 
ftalt im Prater zu befehlen geruht, daß 
der bisherige Cameral - Beitrag von 
1600 fl. eingeftellt werden foll, und 
das ftädtifche Unterfammeramt die gan— 
zen Koften des Auffprikens als cine 
LocalsBolizeisAnftalt zu tragen habe. 
MWeiterd ſoll auch mit dem Auffpriken 
im Frühjahre noh vor Oſtern ange: 
fangen. werden, fobald es die lebhaft 
werdende Spazierfahrt und ver über: 
hand nehmende Staub erfordeit. (Hfkzl. 
D. v. 20. Juni 1808. Rggs. Intim. 
v. 20. Juli 1808. Bol. Ob. Dions. 
3. 3634.) Ueber die dagegen gemachte 
Borftellung des Magiitrates wurde mit 
Hfkzl. Vdg. v. 21. Juni 1810 befoh— 
len, den Magiftrat auf die unterm 20. 
Juni 1808 erfloffene Verordnung zu 
verweifen,, demfelben wurde daher die 
genauefte Befolgung diefer wiederholt 
befohlenen Auffpriganftalt zur Pflicht 
gemacht, und der PolizeisDber-Direc- 
tion aufgetragen, dafür zu wachen, daß 
diefes Auffprigen gehörig beforgt werde 
und jede diesfällige Nacläffigkeit der 
Regierung angezeigt werde. (R. öfterr. 
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Rggs. D. v. 9. Juli 1810 8. 19855/ 
953. Pol. Ob. Dir. 3. 4685.) 

Prater. Mit n. d. Rggs. Dec. v. 
21. Sept. 1811 wurde der Polizei— 
Dber-Direction eröffnet, daß viele In- 
dividuen im Prater erkrankten, und, 
daß diefes von der Vernachläſſigung 
oder der gänzlichen Unterlaffung des 
Räumens und Säuberns der Brunnen 
im Prater herrühre, theild auch fi 
darauf gründe, daß die Brunnen da- 
felbft ſchlecht bedeckt ſind, fo daß In- 
fecten und Unrath leicht hineinfallen, 
die bei einer auch mindern Wärme leicht 
in Gährung übergehen können. Aus 
diefem Anlaß wurde der Bolizei-Öber- 
Direction aufgetragen , die Wirthe im 
Prater anzumweiien, künftig für die ge- 
hörige Bededung , für die Räumung 
und Säuberung ihrer Brunnen auf das 
pünftlihfte zu forgen. (Bol. Ob. Dir. 
Dec. an die Bez. Dir. in der Leopold- 
ftadt v. 7. Dct. 1811. 

— — Auf die dafelbft ih häufig 
einfindenden Hauftrweiber, derlei Mäd- 
hen und Buben, Gaufler, von denen 
das Publikum beläftiget wird, fowie 
auch auf die in Hütten fih aufhalten- 
den feilen Dirnen, bat die Polizei-Be- 
zirks « Direction in der Leopoldftadt 
firenge wachfam zu fein. (Bol. Hfft. 
Weiſ. v. 13. u. 28. Mai 1819.) 

— — Auf die fih daſelbſt einfin— 
denden Bettler, Gaufler und Liederliche 
Dirnen, fo mit Blumen handeln, mit 
Zahnſtochern hauſirende Mädchen ift 
die ftrengfte Aufmerkfamkeit zu richten, 
und mit den Betretenen das Amt zu 
handeln. (Bol. Hfft. Weif. an d. Bol, 
Db. Dir. vom 15. Mär; 1822 und 
31. Mai 1823.) 

— — Das Verbot, in denfelben 
Jagd: und andere Hunde größerer Gat⸗ 
tung mitzunehmen , ift mit aller 
Strenge aufrecht zu erhalten. (Pol. 
Hoff. Dec. vom 16. April 1823 Pol. 
Db. Dir. 3. 1943.) 
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Prater. ſ. Muſik. 

— — Oberbehördliche Com— 
petenzin Angelegenheiten, die 
durh den Prater veranlapt 
werden. In Bezug auf die oberbe- 
hördliche Competenz in Angelegenhei— 
ten, die durch den Prater veranlaßt 
werden, wird feſtgeſetzt, daß die Recurſe 
gegen polizeiliche Entſcheidungen dann 
in den Geſchaäftsbereich der k.k. Polizei— 
und Cenſur⸗Hofſtelle gehören, wenn fie 
die für den Prater nad feinen eigen- 
thümlichen Rocal-Berhältniffen erlaſſe⸗ 
nen ſpeciellen Vorſchriften und Verbote 
betreffen, daß dagegen die Regierung 
dann in zweiter Inſtanz einzuſchreiten 
berufen fei, wenn es ſich um Uebertre— 
tungen handelt, die, wenn auch im 
Prater, doch gegen allgemein geltende 
Geſetze und Anordnungen Statt fin- 
den. (Rage. Bdg. v. 24. Nov. 1841 
3. 62609. Prov. G. ©. 23. Band 
Nr. 212.) 

— — Aus Anlaß eines fpeciel- 
len Falles hat das k. k. Oberftjäger- 
meifteramt laut Zufchrift v. 24. Sept. 
1851 3. 1438 bezüglich der Produc- 
tionen im Prater, aud wenn diefe in 
ſchon beftehenden Etabliffements Statt 
finden follen, fih ausdrüdlich feine vor- 
läufige Zuftimmung aus dem Grunde 
vorbehalten, um in der Eigenfhaft als 
Grundeigenthümer und Adminiftration 
des Hofjagdwefens von allen Borgän- 
gen im Prater in Kenntniß und bei 
jenen Broductionen, welche ftörend auf 
das Wild einwirken könnten, in der 
Lage zu fein, das Recht der Zurückwei— 
fung geltend zu machen. Da ſonach 
über Anſuchen des erwähnten Hofam- 
tes die Parteien zu verhalten find, daß 
fie jederzeit noch vor Ausübung irgend 
einer Production die Bewilligung der- 
felben nachzuſuchen haben, fo wird das 
Bezirtd-Commiffariat hievon mit dem 
Auftrage verftändiget, hiernach die um 
Productions » Bewilligungen dafelbft 
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fih Bewerbenden anzumweifen und deren 
Geſuche nur gegen Beibringung der er- 
forderlihen Zuftimmung des k. k. 
DOberftjägermeifteramtes in Verhand— 
lung zunehmen, (Dec derk.k. Bol. Dir. 
an das Bol. Comm. Jägerzeil v. 10. 
Dct. 1851 3. 20285/1579”). 

Praterfahrt, Um die Ordnung 
derfelben zu erhalten, muß eine Boli- 
zei-Batrouille in der Hauptallee, ber 
fonders in den Nachmittagsſtunden un- 
terhalten, und an Sonn» und Feierta- 
gen auch befondere Infanterie und Ca— 
valleriepoften von der Jägerzeile bis in 
den Prater ausgeftellt werden, Der Be- 
zirfö-Direction in der Leopoldftadt 
wurde diesfalld indbefondere zur Pflicht 
gemadt, eine Infpection im Prater 
durh einen Beamten, beſonders an 
Sonn und Feiertagen zu veranftalten, 
damit dur felben die Wache gehörig 
geordnet, controllirt und in vorkom— 
menden Fällen das nöthige Amt ge: 
handelt werde. (Pol. Ob. Dir. Dec. an 
die Bez. Dir. in der Leopoldftadt vom 
3. Mai 1817 3. 3977.) 

— — In der Hauptallee dürfen 
Steirer:, fowie Zeifel- und Bauernwä- 
gen an dem Tage, wo diefelbe von 
Equipagen ftark befahren wird, nicht 
fahren, fondern diefelben find bei der 
Einfahrt im Prater in die Seitenwege 
zu weifen. (Bol. Hfft. Weif.v.20. Mai 
1822.) 


— — Bei der großen Anzahl von 
Equipagen und Miethwägen,, welde 
zufolge der in der legten Zeit gemachten 
Wahrnehmungen an Sonn: und Feier: 
tagen den Prater befahren, kann an 


*) Das f f. Oberfthofmeifteramt beab- 
fihtigt die Verhältniſſe der Praterwirthe 
und Hüttenbefiger zu regeln, und rüdficht- 
lih der Grenzen ihres ———— ge⸗ 
genüber dem Eigenthums- und Nutzungs— 
rechte des a. b. Hofes auf die Prater— 
gründe feflzuftellen, worüber noch gegen« 
wärtig (Sept. 1853) die Berhandlungen 
im Zuge find. 
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diefen Tagen in der Hauptallee des 
Praterd das willfürliche Umkehren und 
Einlenten der, in Folge der bereits be— 
ftebenden Fahrordnung auf der rechten 
Seite (nächſt der Reiterallee) gegen das 
fogenannte Rondeau am Waſſer hinab- 
fahrenden, und von da auf der entgegen- 
gefegten linken Seite (an den Kaffeehäu- 
fern) zurückkehrenden Wägen nicht ge- 
ftattet werden, weil dadurch die Prater: 
fahrt gehemmt, einem großen Theil des 
dahinfahrenden Publikums das Ver— 
gnügen, diefen öffentlichen Erluftigungs: 
ort zu befuchen, beinahe ganzentzogen, 
überdieß aber es unmöglich wird, hier 
bei die erforderlichen, die perfönliche 
Sicherheit und Ordnung bezielenden 
polizeilihen Maßregeln gehörig hand— 
zuhaben. (Siehe Fahr = Ordnung.) 
Aus diefen Gründen wird in Folge 
hoher Anordnung feftgefeßt, daß vom 
erften Sonntage im Monate April 
angefangen, bis zum legten Sonntage 
im Monat September, an jedem Sonn- 
und Feiertage, jene, die in der Prater- 
Hauptallee hinabfahren, nicht eher als 
bei dem Rondeau am Waſſer umkehren, 
und eben fo die Wägen derjenigen, 
welche vom Rondeau zurüdfahren und 
die Fahrt dahin wiederholen wollen, zu 
diefem Behufe nicht früher umkehren, 
und in die Reihe der ausder Stadtan- 
fommenden, nad der Brater-Hauptallee 
fahrenden Wägen einlenfen dürfen, ale 
bis fie am Ende der für die Fußgänger 
beftimmten Allee auf jenem Stand: 
puncte angetangt find, wo ein eigenes 
Piquet der Militaͤr⸗Polizeiwache aufge: 
ftellt ift, um den Dit des Umkehrens 
und Einlenkens anzudeuten. Die k.k. 
Militär-Polizeimahmannfhaft ift hier: 
nach beauftragt , die genaue Beobadj- 
tung diefer Anordnung, welche hiermit 
zur Kenntnig und Nachachtung des 
fahrenden Publitums gebradht wird, 
an Sonne und Feiertagen gehörig hand- 
zubaben. (8, k. Bol. Ob. Dir, Kundm. 
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v. 18. April 1823. Wr. Zeitung Amts- 
blatt Rr. 90.) 

Praterfahrt. Nachdem bei den leh- 
ten Praterfahrten wiederholt ftörende 
Unordnungen vorgekommen find, fieht 
fi die, f. Stadthauptmannfchaft ver- 
anlaßt, die für diefe Fahrten und na- 
mentlih rüffihtlih der Prater-Haupt: 
allee beftehenden Vorſchriften zur Dar: 
nachachtung in Erinnerung zu bringen: 

Durch die allgemeine Praterordnung 
ift verboten: 

1. das Reiten und Fahren in der 
Geh⸗Allee; 

2. das Fahren und Spazierengehen 
in der Reit-Allee; 

3. das Spazierenführen von Pfer— 
den und deren Abrichtung. 

Bei ftärker befuchten Praterfahrten 
ift überdies zu unterlaffen: 

4. das Reiten in der Fahr-Allee; 

5. das Vorfahren aus der geichloffe: 
nen Wagenreibe; 

6. das Ausbrechen der Wägen aus 
der einen, und das Einreihen derfelben 
in die entgegenfahrende Reihe, außer 
an den biezu beftimmten, durch aufge- 
ftellte Wachpoſten bezeichneten Punkten. 

Nebſtdem ift zu beobachten, daß alle 
Wägen, welde an der Geh-Allee an- 
halten wollen, fi an die vor jedem 
Kaffeehaufe ftehende Wagenreihe anzu— 
fliegen haben, ohne eine zweite Reihe 
zu bilden, weil hiedurdh der Raum für 
die weiter Fahrenden beengt und eine 
Störung unfehlbar verurſacht werden 
würde. 

Die bei der Praterfahrt aufgeftelten 
Wachen find angewiefen, die Befolgung 
der obigen Borfchriften, welche nicht 
minder im Intereſſe der Kahrenden 
felbft,, ala zur Vermeidung von Uns 
glücksfällen getroffen worden find, ge- 
nau und ohne Ausnahme zu hand- 
baben. (Kundm. der k. f, Stadth. in 
Wien vom 3. Mai 1850.) 

— — fiehe Praterordnung. 
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Praterhütten *). Ueber ein Ges 
fuch eines Praterhütteninhabers, eine 
neue Hütte auf einem Platze im Prater, 
wo noch nie eine Hütte ftand, errichten 
zu dürfen, haben Se. Majeftät zu ent- 
ſchließen gerubt, daß Bittfteller ledig— 
lih dahin angewiefen bleiben müffen, 
einen bereits bebauten, alten Platz auf- 
zufinden, fo wie das Nämlihe aud 
fünftig bei andern Gefuchen um Plätze 
im Prater zu beobachten fein werde. 
(Pol. Hofft. Deer. v. 24. Aug. 1830. 
Bol. Ob. Dir. 3. 3749.) 


*) Praterhütten find eigentlih nur zur 
Beluftigung des Publicums beftimmt. Die 
Bewilligung biezu und zu dem Ausſchanke, 
Ningelfpielen zc. x., wird nur für den 
Sommer ertbeilt; daher auch diefelbe je— 
den Sommer eingeholt werden muß. — 
Wird diefe Bewilligung einem Indivi— 
duum zum erften Male ertbeilt, fo wird 
das PBittgefuh mit dem Gutachten des 
Bezirks » Commiffariate® in der Jägerzeil 
der MWolizei » Direction zur Enticheidung 
vorgelegt. Sofern aber diefe Bewilligung 
zum zweiten Male angefuht wird, jo er 
tbeilt gedachtes BezirksCommiſſar. wenn 
gegen die Moralitär des Bittitellerd nichts 
Nahtheiliged vorkömmt, felbe mittelft ei⸗— 
nes gedrudten nachfolgenden Ratbichlages. 
Kommen aber polizeiliche Bedenken vor, 
fo ift das Gefuch der Polizei » Direc- 
tion zur Entfcheidung vorzulegen. Wenn 
num ein Gompetent zur Ausübung des 
Praterhüttenrechtes von der Polizei-Direc- 
tion für fähig erkannt wird, hat ſich der— 
felbe bei dem Bezirks » Gommiffariate in 
der Jägerzeil mit dem Kaufcontracte aus— 
zumeifen ; welcher fohin in das dafelbft 
befindliche —2 vorgemerkt wurde. 
In dieſes Beſißbuch werden ſämmtliche 

ütten mit ihren Schilden, Nummern, der 
Name der Eigenthümer, die Erwerbungs— 
titel, fammt allen darauf Bezug habenden 
Urkunden, und auch fonftige polizeiliche 
Bemerken vorgemerkt. Ehenſo kommen in 
dasselbe alle auf einer derlei Hütte haf- 
tende Raften, welche mit dem Eigentbume- 
rechte verbunden find, fo wie auch alle 
Schuldforderungen vorzumerken. Uebri— 
gend mird durch den Kauf einer derlei 
Hütte der Käufer feinedwegs Eigenthümer 
von Grund und Boden, fondern les 
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diglih von der Hütte und der darauf 
haftenden Gerechtigkeit. Die erwähnten 
Vormerkbücher über die Praterhütten wur: 
den im Jahre 1850 in Folge der neuen 
Gerichtsorganiſation vom Bezirfd-Gommif- 
fariate Leopoldftadt an das k. f. Bezirkö- 
geridht der innern Stadt 3. Section über: 
mittelt, wo fie feitdem geführt werden, 

Ratbihlag. „Dem PBittfteller wird 
die angefuchte Erlaubniß gegen dem er- 
theilt: daß er jich des Plapes wegen bei 
dem k. k. Herrn Forſtmeiſter melde, und 
ohne desſelben ausdrüdliche Erlaubniß 
weder etwas errichte, noch Pferde, Schweine, 
Geflügel, oder anderes Vieh halte; daß er 
den Betrieb in eigener Perfon ausübe, 
und folchen daber weder in Beftand, noch 
auf Rechnung überlaffe; daß er ſich mit 
feinen nöthigen Hausleuten ehrbar, ruhig, 
und ganz den beftehbenden Allerböchften 
Gefegen gemäß betrage; daß er Nieman— 
dem Unterfchleif, oder Aufenthalt über 
Nacht geitatte; daß er zur Bedienung ber 
Säfte Leine weiblichen Dienftboten vers 
wende; daß er die von Seite der Straf: 
und Arbeitshaus-Beamte für Kegelbahnen, 
Billard, oder andere erlaubten Unterbal: 
tungsfpiele einzubebenden Taren ohne Wei» 
gerung entrichte; daß er bei den euer: 
werfen die ibm von dem privilegirten 
Feuerwerker zu feinem Gebraude verab— 
folgten Paffirbillete an Berwandte und 
Bekannte nicht abtrete; daß er mit Ende 
des Monats October, ohne eine Erinne- 
rung abzuwarten, aus dem Prater weg— 
ziehe; dag er die Nummern der Hütten 
immer im vorgefchriebenen und fichtbaren 
Stande erhalte, und daß er endlich ohne 
vorläufige Anzeige bei dem unterfertigten 
k. k. Boltzei-Bezirfd:Gommiff., feine Hütte 
an Niemand fäuflich überlaffe, auch feine 
Baus, Schild» oder fonftige Veränderung 
unternehme; widrigenfalld ihm, bei Ueber— 
tretung eines oder anderen Punctes, die 
Erlaubniß ohneweiterd abgenommen wer» 
den würde. — Deifen auch der £. £. Herr 
Forſtmeiſtet unter Einem — wird.“ 
Bon der k. k. Pol. Bez. Comm. Jäger: 
zeil den 

Praterhütten. Ueber ein Gefud 
um Umfchreibung einer Prater » Aus- 
ſchankshütte an ein Ztes Individuum 
wurde der Bittfteller aus dem Grunde 
abgewiejen, weil der Gläubiger eines 
Praterwirthes wohl auf die Effecten 
und Eintichtungsftüde desfelben die 


Pfändung führen, nie aber die einem 
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ſolchen extheilte Ausſchanks-Befugniß 
aus irgend einem Rechtstitel anfpre- 
hen kann; weil es eine bloße Gnaden- 
Sache ift, die blos ad personam er» 
theilt, und nah Umftänden bewilliget, 
oder abgefchlagen werden kann; übri— 
gend auch das vorgefchlagene 3. Indi— 
viduum bereits eine Praterhütte befaß. 
(Erl. der Bol. Ob. Dir. vom 2, Juni 
1807.) 

Praterhütten. Die im Prater be- 
findlihen Schanfhütten find in Bezug 
auf Unfittlichkeit immer ftrenge von der 
Bez. Dir. in der Leopoldftadt im Auge 
zu behalten, und hat hiezu indbefondere 
auch die Pol. Ob. Dir. mitzuwirken. 
(Bol. Hofit. Weif. v. 26. April 1820.) 

— — dürfen nur von rechtlichen 
unbefholtenen Individuen bezogen wer- 
den (Pol. Hoff. Weif. v. 19. März 
1823) und find öfter zu vifitiren. 
(Bol. Hofft. Weif. v. 16. April 1823.) 

— — Die Regierung ift mit dem 
k. k. Oberft-Hof- und Landjägermeifter- 
Amte übereingefommen, daß in den Pra— 
terhütten künftig feine hölzernen 
Küchen u. Rauchfänge geflattet wer: 
den ſollen, ſondern daß jedem, welchem 
die Aufſtellung einer derlei Hütte be— 
williget wird, bei Ertheilung der Be— 
willigung zur Pflicht gemacht werde, 
die Küchen und Rauchfänge von Mauer: 
wer? aufzuführen, und die Küchen von 
den übrigen bewohnbaren Theilen der 
Hütten durch eine eigene Beuermauer 
abzufondern. Hiebei hat jedoch die all- 
gemeine Vorſchrift noch fortan aufrecht 
zu beftehen, wornach auch Hüttenbefiger 
ohne das mindefte Recht auf Entſchädi— 
gung ihre Hütten wegräumen müffen, 
fo wie e8 verlangt wird, welder Ver— 
pflichtung fie ih durch Einlegung eines 
Reverſes zu unterziehen hätten. Hier- 
nad bat fi alfo die Polizei - Ober- 
Direction bei Ertheilung von Begilli— 
gungen zur Errihtung von Hütten im 
Prater zu benehmen. Weil aber zu 
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wünſchen ift, daß auch die gegenwärtig 
beftehenden, von Holz errichteten Pra- 
terhütten nah und nad auf die obige 
Meife umgeflaltet würden, damit fie 
den Anforderungen der Feuer-Polizei— 
fiherheit mehr entfprechen, hat die k. k. 
Pol. Ob. Dir. im Einverftändniffe mit 
dem ftädtifchen Unterfammeramte und 
dem ?. k. Oberft » Hof- und Randjäger- 
meifter-Amte im commifjionellen Wege 
dort, wo es ohne Ausdehnung des den 
fhon beftehenden Hütten-Befigern zus 
gewiefenen Terraind zuläffig ift, die 
leßtern zur Ausführung diefer ihnen 
felbft zum Vortheil gereichenden Maß— 
regel zu flimmen, und ihnen hierzu ei— 
nen angemeffenen jedoch präclufiven 
Termin feftzufeßen. (Deer. der n. ö. 
Reg. v. 26. Juni 1832 3. 34515, an 
die ka k. Bol, Ob. Dir.) 

Prater » Ordnung. Die feltenen 
Annehmlichkeiten, weldhe der zum Spa- 
zier- und Ergößungsorte gewidmete 
Prater in fich vereiniget, und durch feine 
Nähe bei der Stadt für Jedermann mit 
fo vieler Bequemlichkeit darbietet, ge— 
ben demfelben einen, von allen Einwoh— 
nern diefer Nefidenzftadt, und eben fo 
fehr von allen Fremden anerkannten 
Borzug, deſſen fich nicht leicht eine an— 
dere Refidenz zu erfreuen hat. Um den 
Genuß diefes Ortes durch noch meh— 
rere Bequemlichkeit und Sicherheit zu 
erhöhen, haben Se. Maj. eine weſent⸗ 
liche Verbefferung der vorzüglich befuch- 
ten Geh, Fahr: und Reitalleen des 
Praters zu genehmigen gerubet, welche 
nunmehr ganzlih zu Stande gebradht 
worden ift. Damit die Wohlthat, welche 
hiedurch dem Publicum zugedacht wor: 
den, nicht vereitelt werde, ift die Ein- 
führung einer Ordnung, wodurd Alles 
entfernt wird, was das Vergnügen ftö- 
ren, Unordnungen, oder felbft Gefah— 
ven für die Anmefenden herbeiführen 
fönnte, unerläßlih nothwendig. Zu 
diefem Ende find Warnungstafeln auf- 
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geftellt worden, welche in dem dreifa- 
hen Hauptalleewege des Praters ver- 
bieten: 

1. Das Durchtreiben des Viehes je- 
der Art. 

2. Das Mitnehmen der Jagd» und 
großen Hunde. 

3. Das Durchfahren mit Laft- und 
Wirthſchaftswägen. 

4. Das Spazierenführen ungeſattel— 
ter Pferde, und deren Abrichtung. 

5. Das Reiten und Fahren in der 
Gehallee. 

6. Das Fahren und Spazierengehen 
in der Reitallee. 

7. Das Beſchädigen der Bäume und 
Wegbeſtandtheile. 

8. Das Tabakrauchen in den Haupt⸗ 
alleen und in der erſten Reihe der Tiſche 
bei den Kaffeehäuſern. Das k. k. Forſt⸗ 
perſonale und die Polizeiwachen, ſowie 
auch die k. k. Wegwärter, welche letz— 
tere eigends aufgeſtellt worden ſind, 
um die neu aufgeſtellten Wege fortwäh⸗ 
rend in dem guten Zuftande, in dem fie 
fi befinden, zu erhalten, find indge- 
fammt ftrenge angewiefen, darüber zu 
wachen, daß die zu Jedermannd Kennt» 
niß gebrachten Verbote nicht überfchrit- 
ten werden, und jo wie man hoffen 
darf, daß Jedermann ohne Ausnahme 
die ſchuldige Achtung, die er den huld— 
vollen Abfihten Sr. Majeftät und dem 
Publicum im Allgemeinen fhuldigit er- 
fennen, und diefelbe durch genaue Be: 
obachtung der aufgeftellten Ordnung 
und willige Kolgeleiftung der von dem 
Aufſichtsperſonale nöthigen Falls ge 
machten Ermahnungen an den Tag les 
gen werde; ebenfo wird von der Poli- 
zei-Behörde . gegen diejenigen, die ſich 
dennoch abfihtlich Uebertretungen oder 
Widerfeglichkeiten zu Schulden fommen 
laffen würden, mit unnachſichtlicher 
Strenge verfahren werden, welche ind- 
befondere gegen Yedermann ohne Aus: 
nahme eingehalten werden muß, der 
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durch willkürliches Vorfahren aus der 
Reihe der Wägen, befonders an jenen 
Tagen, an welchen das fahrende Publi— 
cum den Prater in größerer Menge be- 
fucht, zu den daraus folgenden unaus- 
weihlihen Unordnungen und Gefah— 
ren beiträgt (Kundm. vom 28. März 
1818. Wr. Zeitungs-Amtsbl. Nr. 22.) 

Prater : Ordnung. In feinem 
Falle darf das Fahren oder 
Neiten in der Gehallee, und 
eben ſo wenig das Fahren in der 
Neitallee geduldet werden. Die 
Uebertreter ſind von den Wegwärtern 
mit Höflichkeit zuerſt auf den Inhalt 
der Warnungstafeln zu verweiſen, im 
Weigerungsfalle aber iſt die Polizei— 
wache herbeizurufen, oder die Angabe 
des Namens, Standes und Wohnortes 
ded Webertreterd zu verlangen, und 
dann die Anzeige an die Bol. Bez. Dir. 
in der Reopoldftadt zu machen. 

MWenndie Praterkaffeefieder, 
Wirthe, oder was immer füran- 
dere Parteien quer über die 
Geh- oder Reitallee zwiſchen 
den Straßenpflöcken durchzu— 
fahren verſuchen ſollten, ſind 
dieſelben zurückzuweiſen, und, wenn ſie 
ſich weigern, ihr Namen, Stand und 
Wohnort aufzuſchreiben, und ſolche 
ſammt den etwa an den Straßenpflöcken 
verurſachten Schaden der Pol. Bez. 
Dir. anzuzeigen. 

Es darf nit geftattet wer- 
den, daß ein leerer, noch viel 
weniger ein beladener Fracht— 
oder Leiterwagen durch die Pra- 
terhauptallee fahre Im Wei— 
gerungsfalle find Führer und Fuhr— 
knechte mit Hilfe der Polizeiwache hin— 
wegzuſchaffen, oder zur Pol. Bez. Dir. 
in der Leopoldſtadt zu ſtellen. Ein 
Gleiches hat auch bei Militärfrachtwä— 
gen zu geſchehen, wenn ſich aber dieſe 
nicht fügen wollen, iſt zu erforſchen, 
welchen Transport ſie führen, und wo» 
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mir fie kommen, hievon ſodann die Ans» 
zeige an die Polizei-Bezirfs-Dirirection 
zu maden. 

Die Wägen, welche im Prater 
Heu, Laub, Kaftanien laden, 
follen allezeit nur durch eine 
ordentlihe Einfahrt auf die 
Straßen, nie aber in die Geh— 
oder Reitallee, wederderQuere 
nod der Länge nach fahren. Die 
Betretenen find im erften Falle zurück 
zuweifen, im Falle der Wiederholung 
oder Widerfeglichkeit aber ift der Ueber: 
treter, wenn ihn der Wegmwärter kennt, 
der Pol. Bez. Dir. anzuzeigen, wenn 
er aber fremd ift, und fich über feinen 
Namen und Wohnort nicht gehörig aus— 
weifen kann, jo ift er zur Bol. Bez. 
Dir. zu ftellen. 

Die Knechte der magiftratis 
fhen Auffprigwägen müffen 
verhalten werden, nad jedes— 
malvollendeter Befprigung der 
Bahrftraße die Schranken bei 
den Brunnen ordentlid zufper- 
ren. Die Unterlaffung diefer Sper- 
rung ift mit Benennung des Schuldtra- 
genden dem Stadtunterfammeramte an- 
zuzeigen ; eben fo ift darauf zu fehen, 
daß die Schranke bei dem erften Kaffee: 
haufe für gewöhnlich ſtets gefperrt 
bleibe, und daß die Einfahrt durch den— 
felben von dem Kaffeefieder allein be- 
nüßt werde. Wenn dieſes nach der er: 
ften Ermahnung nicht beobachtet wird, 
ift die Anzeige davon an die Bol. Bez. 
Dir. zur weitern Berfügung zu machen. 

Die Wegmärter haben aud 
darauf zu fehen, daß die Be 
fprigung der Straßen gleid: 
förmig gefdehe. 

Das Dreffiren der Pferdein 
den Alleen oderaufden Wiefen 
darfnicdhtgeftattet, und eben fo 
weniggeduldetwerden, daß die 
Reitknechte mit ungeſattelten 
Handpferden reiten, wogegen im 
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Notbfalle die Polizeiwache zu Hilfe zu 
rufen ift. 

Wenn Jemand das Sirafen- 
dematerialevonden Alleewe- 
gen, oderüberhbaupt jedes Ma- 
teriale von den aufgeftellten 
Vorrathshaufen, oderaufden 
Materialpläßen zu verfhlep- 
pen, oder zu entwenden ſich bei— 
kommen laſſen ſollte, ift derſelbe 
anzuhalten, und zur Pol. Bez. Dir. zu 
ſtellen, oder, wenn er ſich mit Namen, 
Stand und Wohnort gehörig auswei— 
ſen kann, der Bez. Dir. nur namhaft 
zu machen. 

Ein Gleihes hat zu geſche— 
ben, wenn Jemand fih einer 
Beſchädigung an den Alleewe 
gen, oderihren Beftandtheilen, 
oder an den Alleebäumen zu 
Schulden fommmen läßt. 

In den drei Hauptalleeftra- 
Ben und insbefondere in der 
Gehallee, fowie in der erften 
Reihe der Kaffeetifhe ift das 
Zabafrauden verboten, weswe- 
gen diejenigen, bei denen es wahrge- 
nommen wird, abzumahnen find. Bon 
den Strafgeldern, welche die Pol. Bez. 
Dir. über Anzeigen der Wegwärter ein- 
heben wird, erhalten diefe einen Dritt- 
theil zur Aneiferung in Beforgung ih— 
red Auffichtsdienftes. 

Die@rmahnungen, weldedie 
Megwärter zu machen haben, 
müffengemäßiget,fhonend und 
böflid fein. In Wiederholungs- oder 
MWiderfeblichkeitsfällen aber haben fie 
Ernft zu gebrauchen, und den Betrete— 
nen entweder zum Ausweis feines Na— 
mene, Standes und Wohnortes zu vers 
balten, oder wenn er diefes nicht fann, 
zur Bol. Bez. Dir. zu ftellen. 

Um die Anzeigen und Gtel- 
lungen, welde die Wegmwärter 
bei der Pol, Bez. Dir. maden, 
denjelben zu erleichtern, braus 
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hen fie felbenur beidem Unter 
offizier der Prater » Polizei«- 
Wache zu machen; fowie fie aud 
bei Arretirung, oder Stellung von 
Uebertretern an die Bezirkd-Directionen 
nur die Beihilfe der im Prater ohne— 
hin ſtets befindlichen Batrouillen ans 
fprechen. Uebrigens find die Wegwärter 
bei ftrenger Ahndung verbunden, Jeder: 
mann anftändig zu behandeln, alle auf 
die Praterhauptwege ſich beziehende 
Auskünfte zu ertheilen, jedoch von Nie— 
mandem, als von ihren in Dienſtſachen 
vorgefeßten Beamten Befehle über die 
Arbeiten an den Wegen anzunehmen. 
Endlich find fie bei Verluft ihres Dien- 
fteö verbunden, den Trunk zu meiden, 
und fo viel als die Straßenarbeiten 
zulaſſen, täglich vein in ihrem Dienft- 
fleide gekleidet, auf ihrem Dienjtpoften 
zu erfcheinen , und ſtets fo zu verblei- 
ben; im Krankheitsfalle eines Wegwär— 
ters hat es der Andere dem vorgejeß- 
ten Beamten fogleich anzuzeigen, da- 
mit Letzterer, befonders in dringenden 
Fällen, einen Subftituten beftimmen 
könne. (Inftr. für die Prater-Wegwär— 
ter, genehmigt mit Deer. der Bol. Hofft. 
vom 17. März 1818. Pol, Db. 3. 
1405.) 

Prater: Ordnung. Die unmittel- 
bare Auffiht und Handhabung der 
Prater » Drdnung liegt der Pol. Be;. 
Dir. in der Leopoldftadt ob. Da aber 
nicht gegen alle Uebertreter an der Stelle 
das Amt gehandelt, und die Beflrafung 
der Uebertretung und Unfolgfamfeit ge— 
gen die Alleewächter, umd die Polizei— 
Machen verfügt werden, fonderu fich 
mit der Namens» und Wohnorts - An: 
gabe begnügt werden muß, um nachher 
gegen die Uebertreter das Amt zu han— 
deln; da ferner oft felbe in entfernten 
Bezirken wohnen, und es mit zu be— 
ſchwerlichen Umtrieben für die Barteien 
verbunden, auch für die Bez. Dir. Leo— 
poldftadt ſelbſt zu befchwerlich wäre, 
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die Parteien von der ganzen Stabt 
Mien, die im Prater concurriren, und 
fih Bergehungen zu Schulden fommen 
laffen,, zu behandeln; fo wurden die 
fämmtlichen ?. k. Pol. Bez. Dir. ange 
wiefen, derlei Uebertretungsfälle gegen 
die gegenwärtige Prater-Drdnung von 
Parteien ihres Bezirkes über Anzeigen 
der Bezirks-Direction in der Leopold« 
ftadt zu behandeln, gegen foldhe Bar» 
teien das nämliche Verfahren, wie in 
ſchweren Polizei⸗Uebertretungen zu bes 
obachten, jedoch die Strafen, wie über 
fonftige PolizeisBergehungen zu bemef- 
fen, wornach ſolche in Geldftrafen von 
1 bis 25 fl. ; in Arreftitrafe von 6 bis 
24 Stunden, und bei Knechten und 
Kutſchern in 6 bis 10 Stodftreihen 
beſtehen können, wobei jedoch Geldftra- 
fen vorzuziehen find, weil das Drittel 
davon die Alleewächter zu ihrer Auf- 
munterung in diefem Dienfte erhalten. 
Beringere Strafen, wie z. B. wegen 
Tabakrauchen, fowie Beftrafungen ges 
gen Kutſcher und Knechte können von 
den Bezirks » Directionen nicht nur ers 
fannt, fondern auch gleich vollzogen 
werden. (Pol. Ob. Dir. Eirc, v. 24. 
April 1818, an ſämmtl. Bez. Dir. 
3. 178.) 

Prater-Drdnung. Gegen die die- 
felbe verleßenden und deshalb angehal- 
tenen Barteien fol in der Regel die Be- 
zirks-Direction in der Keopoldftadt das 
Amt handeln, und ſolche, wo möglichft 
ſchnell beendigen, und es bleibt nur in 
dem Falle, wo die Partei fattfam be- 
kannt, der Flucht nicht verdächtig if, 
die Amtshandlung der betreffenden Be- 
zirks-Direction wohin die Partei ges 
hört, oder nad Umſtänden aud der 
Pol. Ob. Dir. zugewiefen. (Pol. Hoff. 
Deer. v. 1. Mai 1818. Pol. Ob. Dir. 
3. 2316.) 

Praterſchank⸗Befugniſſe. Ueber 
die um Schanf » Befugniffe im Prater 
anfuchenden Parteien ift mit aller Ge- 

Baleiöty, Handb. d. Polis. @ef. U, 
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nauigkeit ihre Moralität zu erheben, 
und nur unbefcholtenen Parteien ift ein 
derlei Befugniß zu ertheilen. (Bol. 
Hofft. Weiſ. v. 11. Decht. 1820, v. 
26. Juni, 9. April u. 21. Aug. 1824.) 

Praterſperre bei Feuerwerken, f. 
Feuerwerk. 

Praterwirthe dürfen ſich nad ges 
endeter Sommerdzeit nicht mehr im 
Prater aufhalten, fondern müffen ihre 
Wohnungen in der Stadt oder den 
Borftädten beziehen. (N. 5. Rggs. Decr. 
v. 4. Dctbr. 1814 3. 28560.) 

— — Sollen von unbefcholtenem 
Rufe fein, widrigens ihnen das Befug— 
niß abzunehmen ift, auch foll in ihren 
Hütten nicht über die gefekliche Feier- 
abendftunde gefpielt und gezecht wer: 
den, auch follen fie in ihren Hütten 
feine Fremde beherbergen. (Bol. Hofft. 
Meif. an die Bol. Ob. Dir. v. 4. Juni 
1822.) 

— — dhinſichtlich der, ift ftrenge 
darauf zu fehen, daß über die Morali— 
tat und fonftigen Lebenswandel der an- 
gehenden Praterwirthe und ihrer Gat- 
tinnen genaue Erkundigungen eingezo— 
gen werden. (Pol. Hofft. Weif. an die 
Bol. Ob. Dir. v. 26. Sept. 1823.) 

Praxis, ärztliche. Alle Aerzte, die 
ihre Kunft in den f, k. Staaten aus» 
üben wollen, müffen den gradum doc- 
toratus auf einer inländifchen Univerfi- 
tät, bei welcher eine medicinifche Facul⸗ 
tät vorhanden ift, genommen haben. 
Ebenfo haben ſich Wundärzte bei der 
medicinifchen Facultät prüfen zu laffen. 
(Sanit. Gen. Norm. v. 2. Jän. 1770. 
Krop. Gef. M. Ther. 6. Bd. ©. 3.) 

— — ärztlihe. Nah dem Inhalte 
des unterm 10. April 1773 erſchiene— 
nen Nachtrages zu dem Hauptfanitäts- 
Normativ wurde in Bezug der Aerzte 
vorgefchrieben: Daß alle in den E. f. 
Staaten anzuftellenden, oder ihre Kunft 
ausüben wollenden Aerzte, Apotheker, 
Wundärzte und Hebammen auf einer 
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erbländifchen Univerfität geprüft umd 
approbirt, und mit einem gehörigen 
Diplome verfehen fein müffen. Dabei 
ift aber vorzüglich zu bemerken, daß 
jene, welche auf der Univerfität in Wien 
eraminirt und approbirt find, aus be— 
fonderen Gnaden, Prärogativen und 
Privilegien in gefammten f. k. Staaten 
ſich jeßhaft machen können, jene aber, 
fo von einer andern, obfhon inländi- 
fhen Univerfität ihr Diplom haben, 
nur in inländifhen Staaten, wo keine 
Univerfität beſteht, ſich diefer Privile— 
gien zu erfreuen haben. Ferner ſollen 
zu allen Zeiten Marktſchreier, Quack— 
falber, Afterärzte, herumziehende Ope— 
rateurs und Zahnbrecher, Theriaf- und 
Arzneifrämer u. ſ. w., in allen E. £. 
Staaten abgefhafft werden. (Bat. v. 
10. April 1773. Krop. Gef. M. Ther. 
6. Bd. ©. 581.) 

Praris. Zur Ausübung der Arznei 
kunde find nur diejenigen Aerzte befugt, 
welche an einer öfterreihifchen Univer— 
fität die medicinifhen Wiffenfhaften 
gehört, die vorgefchriebenen ftrengen 
Prüfungen mit gutem Erfolge über: 
ftanden, und dafelbft die Doctorswürde 
erlangt haben, f. Aerzte, Suftruction 
für jelbe. 

— — ärztlihe. Durch höchſte Ent: 
ſchließung v. 3. d. M. ift neuerdings 
verordnet worden, daß jeder Arzt, wel« 
her Fein ordentliches Mitglied der hie: 
figen medicinifchen Facultät ift, wenn 
er die innere Heilfunde hier in Wien 
ausüben will, vorher dem Decane der 
medicinifhen Facultät jein Diplom 
aufweifen, feinen Namen und Woh— 
nungsort angeben, und fi verbinden 
müffe, jedesmal zu erfcheinen, wenn er 
von dem Decame vorgeladen wird, und, 
daß künftig jeder, weldyer bei der medi- 
cinifchen Facultät, es fei als ordentli- 
bed oder außerordentlihes Mitglied, 
nicht eingetragen ift, als ein Pfufcher 
angefehen, und als ein ſolcher nach den 
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beftehenden Geſetzen behandelt werden 
folle. (U. h. Entfchl. v. 3. Dechr. 1796. 
Rggs. Intim. vom 17. Dechr. 1796. 
Ferros Sanit. Bdg. 1. Thl. ©. 228, 
erneuert mit n. 6. Rggs. Decr. v. 14, 
Nov. 1815 3. 36130. Guld. Sanit. 
Bda. 4. Bd. ©. 196.) 

Praris, ärztliche. Auf einer inländi- 
ſchen Univerfität promovirte Aerzte, 
Wundärzte und Apotheker dürfen in 
Wien ihre Rechte nicht ausüben, bevor 
fie von der hiefigen Facultät noch ein- 
mal geprüft worden find. (Rage. Decr. 
v. 19. Mai 1804. Ferros Sanit. Vdg. 
2. Thl. ©. 286.) 

— — Hinfihtlid der fremden Aerzte 
bat ed von dem durch den Studienplan 
vom Jahre 1804 eingeräumten Befug- 
niß, felbe nah einem zweijährigen 
Studium des vierten und fünften me— 
dicinifchen Jahrganges zu den ftrengen 
Doctorsprüfungen zuzulaffen, fein Ab— 
fommen,, und bat in Hinkunft jeder 
Fremde, welcher das Recht zur Aus: 
übung der medicinifchen Praris in den 
öfterreihifhen Staaten erlangen will, 
fih allen jenen Borfchriften zu unter: 
ziehen, welde für die kak. Unterthanen 
beftehen. (Hfkzl. Deer. v. 11. Novbr. 
1820. Krop. Gef. Franz. 44. Bd. 
©. 332.) 

— — wundärztliche. Allen denje- 
nigen ift die Praxis in Wien verboten, 
welche nicht beweifen können, daß fie 
das Studium der höheren Chirurgie 
ordentlich vollendet haben, und darüber 
entweder ald Magiftri oder ald Docto: 
res der Chirurgie auf der Wr. Univer- 
fität vorſchriftsmäßig geprüft find. Zur 
Ausübung der freien Praris in Wien 
find ferner alle diejenigen berechtigt, 
die eine hirurgifche Hofbedienftung be- 
fleiden, oder bei andern öffentlichen 
Anftalten als Dber - Wundärzte ange: 
ftellt find. Ein Wundarzt, der fein Ge- 
werbe verkauft, folglich feinen Gerecht— 
ſamen entjagt, verliert dadurch die Er— 
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laubniß, wenn er nicht nach dem Aus— 
tritte einen öffentlichen dirurgifchen 
Dienft erhält, und dadurd in die obige 
Eathegorie eintritt. (Drdn. für das 
chiturg. Grem. in Wien v. 10. Novbr. 
1821. Krop. Gef. Franz. 45. Bd. 
©. 796.) 

Praris, ärztliche, f. Aerzte, Eivil- 
praris, Militärärzte, Wundärzte. 

Prediger haben fih von erhobenen 
Streitfragen und den Befhimpfungen 
der Akatholiken zu enthalten. (Hof: 
Deer. v. 17. Nov. 1783. Krop. Gef. 
of. 2. Bd. ©. 53.) 

— — haben fih der Berdammung 
der Akatholiken auf den Kanzeln zu 
enthalten. (Bdg. v. 28. Nov. 1784. 
Krop. Gef. Iof. 6. Bd. ©. 592.) 

Predigt. In den Predigten ift fi 
an die Lehren des Evangeliums zu hal— 
ten, feiner doppelfinnigen Ausdrücke 
oder ungeziemender Anfpielungen zu 
bedienen, und nicht auf Nebendinge, 
welche zum Hanptftoffe nicht gehören, 
zu übergehen. Ebenfowenig find fi 
einige, obgleich verdeckte Anzüglichkei- 
ten auf die Gefeßgebung umd auf die 
Staatseinrihtungen unter fonft bevor- 
ftehenter ſchwerer Strafe zu erlauben, 
Die Wahrheiten des Evangeliums find 
im nöthigen Kalle zwar zu beweifen, 
dabei aber alle überflüffigen und oft 
ſchädlichen Einwürfe und Eontroverfen 
zu vermeiden. Alle Predigten find ih: 
rem Inhalte nad mit der Bemerkung 
des Tages, wann, und des Ortes, wo 
fie gehalten worden find, fchriftlich auf: 
zufegen. Iſt eine Predigt aus einem 
Buche entlehnt, fo ift diefes mıt Be- 
nennung des Buches aufzuzeichnen. 
Sowohl die aufgefehten abgehaltenen 
Predigten, als auch die Vormerkung 
über aus Büchern benützte Predigten, 
ſind zur jedesmal geforderten Vorzei— 
gung aufzubewahren. (Hof-Decr. v. 4. 
Febr. 1783. Krop. Gef. Joſ. 2. Bd. 
©. 51.) 
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* t, ſ. Klingenbentel. 
reisliſten der Victualien. 
deren Verfaſſung, ſ. Marktpolizei—⸗ 
Aufſichtsanſtalt der Stadt Wien. 
8. 9, 60. 

— — der Materialmaarenhändler, 
f. Moaterialwaarenhändler. (Bde. 
v. 19. Aug. 1836.) 

Preistarife in den Gafthäufern, 
f. Gafthänfer, Speifezettel. 

Preffe. Beihwerdeführungen eines 
Beamten im Wege der Preffe, fiehe 
Beamte. 

— — Wirkungskreis der Polizei: 
Behörde in Bezug auf die Preffe, fiehe 
Polizei: Behörden, Wirkungsfreis 
8. 10, 


— — Bedingungen zur Bewilli— 
gung lithographifcher Breffen für Baum: 
woll- und Seidendruder. Die Regie: 
rung bat mit Zuftimmung des Herem 
Präfidenten der k. k. oberften Polizei: 
und Cenfurd - Hofitelle im allgemeinen 
die Anwendung der lithographifchen 
Preſſen bei vollkommen verläßlichen 
und mit den dazu nöthigen Kenntnif- 
fen ausgerüfteten Baummoll» und Sei— 
dendrucdern, jedoch nur unter folgenden 
Bedingungen zur Hintanhaltung von 
Mißbräuchen zuläffig gefunden: 

1. Daß fie die lithographifchen 
Preffen blos zu ihrem Gefchäfte, das 
ift zum Bedruden gewebter Stoffe 
benügen. 

2. Daß die Anfchaffung eines jeden 
lithbographifhen Apparates und die 
Aufnahme des dazu beftimmten Arbeits- 
Perſonales der betreffenden k. k. Pol. 
Bez. Dir. angezeigt werde, umd 

3. daß jeder Drucker ſich den rüd- 
fihtlich der Lithographen und ihrer Ars 
beiter beftehenden Bolizeis und Cenſurs— 
Borfchriften unterziehe. (N. 5. Rggs. 
Bdg. v. 16. Dechr. 1829 3. 67746, 
n. d. Prov. Gef. S. XI. Thl. Nr. 308.) 

— — Inwiefern den Rupferftehern 
und Kupferſtichhändler das Halten eiges 
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ner Preſſen geftattet fei, ſ. Kupfer: 
ftecher. 

Preſſe, ſ. Buchdruder, 

— — ſ. Delpreſſen. 

— — fiehe Kupferdruckpreſſen, 
Kupferſtecher, Steindruckpreſſe. 

Preß-Ordnung. Bon den k.k. 
Miniſterien des Innern und der Juſtiz, 
und der k. k. oberſten Polizei-Behörde, 
wurde wegen Vollziehung der Preß— 
Ordnung vom 27. Mai 1852 die bei— 
liegende Inſtruction erlaſſen, welche 
den mit der Handhabung der Preß— 
Ordnung beauftragten Behörden und 
Organen zur Darnachachtung mitge— 
theilt wird. (Vdg. des Min. des Inn., 
der Zuft. und des Chefs der Ob. Pol, 
Beh. vom 18. Aug. 1852.) 

Anftruction zur Durchfüh— 
rung der Preß-Ordnung. Die 
Pflichten der mit der Durchführung der 
Preß⸗-⸗Ordnung beauftragten Behörden 
und Organe beziehen fih: auf die 
Handhabung der formellen Beftimmuns 
gen dieſes Geſetzes über das Erſchei— 
nen und die Verbreitung von Druck— 
fohriften im Snlande und deren Ein- 
führung aus dem Auslande; auf die 
Beauffihtigung des Inhaltes der im 
Inlande erfheinenden, oder aus dem 
Auslande eingebrachten Drudichriften; 
auf die Evidenzhaltung und den Boll- 
zug der erlaffenen Verbote oder fonftigen 
befchränfenden adminiftrat. Maßregeln, 
endlich auf die Einleitung der vorbereis 
tenden Schritte des gerichtlichen Verfah— 
rend und auf die Handhabung der in 
der Preß-Ordnung felbft enthaltenen 
Strafbeftimmungen nah Anordnung 
dieſes Geſetzes. Bei Bolljiehung die: 
fir Amtshandlungen haben ſich die ge 
nannten Behörden und Organe insbe: 
fondere nachfolgende Beftimmungen 
gegenwärtig zu halten: 

8.1. Die im $. 2 der Preß-Ord— 
nung vorgezeichneten äußeren Erfor: 
derniffe jedes Preß-Erzeugniffes bezie: 
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hen ſich ſelbſtverſtändlich nur auf die 
im Inlande erſchienenen Druckſchriften. 
Dei ausländiſchen Druckſchriften, für 
welche in andern Staaten theilweiſe 
abweichende Anordnungen beſtehen, iſt 
wegen der äußeren Bezeichnung kein 
Anſtand zu erheben, wenn dieſelbe den 
am Erzeugungsorte giltigen Geſetzen 
entſpricht, jedoch muß jedenfalls der 
Drucker oder Verleger und der Ort der 
Herausgabe auf der Druckſchrift erſicht⸗ 
lih gemacht fein. 

8. 2. Die im $. 3 der Preß-Ord— 
nung angeordnete Weberreihung der 
Probe-Eremplare hat zugleich als eine 
Controlle für die im $. 4 angeordnete 
Einfendung von Pfliht-Erempla- 
ren zu dienen. Es ift zu diefen Zwecke 
vonderim $.3 bezeichneten landesfürft: 
lihen Behörde ein genaues Verzeich— 
niß über alle daſelbſt überreichten 
Probe » Eremplare von Druckſchriften 
anzulegen, und zur fortwährenden 
Einfiht und Bergleihung der zum Bes 
zuge der Pflicht-Exemplare berechtig— 
ten Berfonen oder Bibliothefen offen 
zu halten. Periodifhe Druckſchriften 
find nicht mit jeder einzelnen Nummer, 
fondern nur Einmal viertljährig unter 
Angabe der Zeitfriften des Erſcheinens 
in das Verzeichniß einzuftellen. Eben» 
fo ift das Aufhören des Erfcheinend 
einer periodifhen Druckſchrift in diefen 
Berzeihniffen vorzumerfen. Bon die— 
fen Berzeichniffen find mit Ablauf je- 
des Monates Abfchriften an den Mini— 
fter des Innern und an den Chef der 
oberften Polizei-Behörde im Wege des 
Statthalters einzufenden. 

8. 3. Die bei den landesfürftlihen 
Sicherheits-Behörden und den Staats: 
anwälten erlegten Probe -« Eremplare 
find einftweilen ald Amtseigenthum in- 
ventarifch zu verwahren, und ed wird 
wegen deren weiterer Verwendung eine 
abgefonderte Anordnung erlaffen wer: 
den. 
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8. 4. Die nad) Anordnung des $. 4 
der Preß -» Ordnung einzufendenden 
Pfliht-Eremplare find zum Behufe des 
Genuſſes der Portofreiheit auf dem 
Umſchlage als ſolche zu bezeichnen. 


Die Portofreiheit bezieht ſich auch auf 


allfällige Zurücdfendung von Druck— 
fhriften, dann auf die Ueberfendung 
von Empfangfcheinen der Bibliotheken 
an den Einfender, und die auf die Ab- 
lieferung fih beziehenden Reclamationd» 
ſchreiben. 

8. 5. Zum Behufe der Handhabung 
des 8. 5 der Preß-Drdnung wird eine 
BZufammenftellung der auf die Erzeu« 
gung und den Verkehr mit Drudfchrif- 
ten bezüglichen Gewerbs-Vorſchriften 
im Anhange A beigefügt. Die dafelbft 
genannten Gemwerbetreibenden, dann 
die Leihbibliothefen und Kefecabinete 
find von den politifchen, und wo Po— 
lizei:Behörden aufgeftellt find, von die- 
fen in Bezug auf ihren Geſchäftsbe— 
trieb genau zu überwachen. Ihre Büs 
hervorräthe können zeitweife einer 
Durchſicht unterzogen werden. 

8.6. Die nad Anordnung des 8.8 
der Preß-Drdnung zu ertheilenden Ber- 
Faufds-Licenzen find nah dem im Ans 
hange B angefügten Formulare aus— 
äufertigen. Bei Ertheilung von Licen— 
zen zum Zeitungsverfaufe wer- 
den die Statthalter nicht blos den Local⸗ 
bedarf, die Zweckmäßigkeit des Aufſtel— 
lungsortes und die Vertrauungswürdig— 
feit des Bewerbers, fondern auch Die Ten— 
denz der Drucdfchriften, für die eine 
folde Erleichterung der Verbreitung 
in Anfprucd genommen wird, in Erwä- 
gung ziehen. Staatdmonopold- und 
Stempel-Berfhleißer, dann Poſtbrief— 
fammler find bei Ertheilung ſolcher Li— 
cenzen vorzugsweife zu berüdfichtigen. 
Die von den Kreid- und Polizei: Be- 
hörden auszufertigenden Licenzen zum 
Verſchleiße von Gebeten, Heiligenbil- 
dern 2c, dürfen in feinem Falle auf den 
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Verkauf periodiſcher und namentlich 
politiſcher Schriften ausgedehnt wer- 
den. Inländifche, zum Buchhandel be» 
fugte Gewerbsleute, wenn fie mit den 
ihnen zuftändigen Büchern Jahrmärkte 
befuchen, bedürfen hiezu feiner befon- 
deren Licenz. Jedenfalls wird erinnert, 
daß bei Bewilligung beider Arten von 
Licenzen mit Vorſicht und Sparfamkeit 
und nur bei erhobenem dringenden Ber 
darfe vorzugehen ift. 

$. 7. In den Eonceffionen zur Her: 
ausgabe periodifher Druckſchriften 
($. 10 der P. D.) find die Grenzen 
der ertheilten. Bewilligung ftetd genau 
auszudrücken, und es ift mit Strenge 
darüber zu wachen, daß diefe Grenzen 
in feiner Weife überfhritten werden. 
Die Rothwendigkeit der Erwirkung 
einer Conceſſion der oberften Polizei» 
Behörde tritt ein, fobald die Cautions— 
pflitigfeit einer periodifhen Drud- 
ſchrift erkannt wird, daber auch in dem 
Falle, wo die Cautionspflicht in Folge 
vorausgegangener Beftrafung erft nach— 
träglid eintritt. ($. 13 der P. D.) Es 
kann daher ohne eine ſolche Conceſſion 
eine als cautionspflichtig erkannte per 
riodiſche Druckſchrift nicht erſcheinen, 
oder inſoferne ſie bereits erſchienen iſt, 
ihre Herausgabe nicht fortgeſetzt wer— 
den. 

8. 8. In den durch den 8. 22 der 
Preß-Ordnung vorgeſehenen Fällen 
kann der Antrag auf Conceſſions⸗Ent— 
ziehung vom Statthalter an die oberfte 
Polizei= Behörde gerichtet werden, ſo— 
bald eine zweimalige fchriftlihe frucht- 
lofe Verwarnung vorhergegangen  ift, 
und die gefährlihe Richtung der pe- 
riodiſchen Drudfchrift eine ſolche Maß— 
regel hinlänglich begründet. Es iſt hie— 
bei nicht erforderlich, daß der gänzli— 
hen Conceſſions⸗Entziehung eine früs 
her erfannte zeitweife Suspenfion vors 
angehe. 

Der Statthalter, welder in drin 
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genden Fällen von der Befugniß des 
Berboted einer nicht periodiſchen Druck— 
ſchrift Gebrauch macht ($.22 der P. D.), 
bat hievon fogleid an die oberfte Po— 
lizei: Behörde die Anzeige zu erftatten 
und zugleich an die übrigen Statthal: 
ter die Mittheilung zu machen, damit 
einer weiteren Verbreitung der Druck— 
ſchrift bis zur Erlaffung eines allge 
meinen Verbotes entgegengewirkt wer- 
den könne. 

$. 9. Unter die befonderen Pflichten 
der Polizeis-Behörden gehört die genaue 
Durhfiht der aus dem Aus— 
lande einlangenden Büder- 
Sendungen Die Revifion der 
Druckſchriften vom polizeilihen Stand- 
puncte ift bei Gelegenheit der Zoll- 
Behandlung vorzunehmen, und kann 
daher für jegt nur bei Haupt- Zoll: 
ämtern I. Claſſe Statt finden, wo 
eine hiezu geeignete befondere Kocalität 
diefem Dienftjweige einzuräumen ift. 
Un diefe Haupt: Zollämter find deshalb 
die aus dem Auslande einlangenden 
Bücherballen, Kreuzbandfendungen 2c., 
fie mögen durch die Poft oder durch 
andere Gelegenheit befördert werden, 
von der Grenze zur Behandlung anzu« 
weifen, und es find von diefer Anwei— 
fung nur die periodifhen Drudfchrifs 
ten, denen der Poſtdebit bewilligt ift, 
ausgenommen. Auch inländifche Bücher: 
fendungen, welde feiner Zollbehand- 
lung unterliegen, fönnen im Falle 
eined begründeten Verdachtes eines 
Unterfchleifes über befondere Anord— 
nung des Borftehers der politifchen 
oder Polizei « Behörde eröffnet und 
durchſucht werden. 

$. 10. Für den Dienft der Bücher: 
Revifion ift bei jeder Polizei-Direction 
eine bejondere Commiffion zu bilten. 
Die hiezu geeigneten Beamten werden 
für dieſen Dienftzweig von der oberften 
Polizeis-Behörde befonders beftimmt. 

$. 11. Bei den vorzunehmenden 
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Reviſionen der Bücherballen ſind vor 
Allem und mit thunlichſter Beſchleuni— 
gung jene Sendungen abzufertigen, 
denen ordentliche Fatturen oder Ver— 
zeichniffe der darin enthaltenen Werke 
beiliegen. 

Für eine genauere und eindringlis 
here Unterfuhung find jene Sendun— 
gen zurüdzukalten: 

a) deren Berfender bereitd wieder: 
holt zu Anftänden Anlaß gegeben hat; 

b) denen keine Fattura oder Bücher: 
verzeichniß beiliegt, oder wo bei der 
Revifion wefentlihe Unterſchiede zwi- 
fhen dem Inhalte der Fattura oder 
des Verzeichniſſes und dem thatſäch— 
lihen Inhalte der Sendung erhoben 
werden. 

$. 12. Wird bei der Revifion wahr 
genommen, daß es bei der Verpa— 
ckungsart darauf abgefehen jei, Die 
Auffiht zu taufhen und ftrafbare Drud- 
fhriften der Wahrnehmung und Ans 
haltung zu entziehen, find insbeſon— 
dere folhen Werken falſche Tittelblät- 
ter oder Umfchläge beigelegt, oder er: 
deinen fie bogenweife in andere Werke 
eingelegt, fo ift die ganze auf ſolche 
MWeife vorgerichtete Sendung mit Be- 
ſchlag zu belegen und wegen der einge: 
ſchwärzten Drudfchriften und wegen 
des Berfuches der Täufchung der Ber 
hörden das Strafverfahren einzuleiten. 

8. 13. Bücherfendungen, bei wel: 
hen kein Anftand obwaltet, find mit 
Beſchleunigung zu behandeln, und ohne 
allen Auffhub auszufolgen. Die bei 
der Revifion vorgefundenen verbotenen 
Druckſchriften find auszufcheiden, mit 
Beſchlag zu belegen und es ift damit 
nad $. 32 der Preß-Drdnung vorzus 
gehen. Der Berfall hat unter allen 
Umftänden einzutreten, aud wenn eine 
zum Strafverfahren geeignete Perſon 
im Inlande nicht vorhanden ift. Die 
Rüdfendung von Werken, deren Ber: 
breitung aus dem Auslande vor Eis 
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fafjung des Verbotes Statt fand, ift 
duch das Haupt: Zollamt unter ftren« 
ger gefällsämtliher und polizeilicher 
Eontrolle zu bewirken, Die Polizei— 
Behörde hat ſich fowohl von der voll 
zogenen Abſendung die Ueberzeugung 
zu verfchaffen, als auch von der Ber 
ftätigung des Austrittsamtes Einficht 
zu nehmen. 

$. 14. Werden von der Revifions- 
Commiffion bei der Durchſicht von Bü- 
herjendungen Drudihriften wahrge- 
nommen, rüdfihtlid deren zwar ein 
Berbot noch nicht erlaffen wurde, die 
jedoh von der Reviſions-Commiſſion 
als bedenklich erkannt werden, fo find 
diefelben vorläufig in ämtlicher Ver— 
wahrung zurüdzubehalten, und es ift 
die Pfliht der Commiſſion, fo fchnell 
als möglich von dem näheren Inhalte 
folder Druckſchriften Kenntnig zu neh— 
men. Findet die Commiſſion, daß ein 
Verbot derfelben begründet fei, fo hat 
fie den motivirten Antrag unter Vidi- 
zung des Polizei» Directors an den 
Statthalter zu leiten, der ihn mit möge 
lihfter Beſchleunigung an die oberfte 
Polizei- Behörde vorlegt. Bon der er- 
folgten Beanftändigung eines auslän- 
diihen Druckwerkes ift ſtets aud den 
übrigen Statthaltern die Mittheilung 
zu machen, damit bis zur höheren Ent- 
ſcheidung die weitere Verbreitung des— 
jelben verhindert werde. 

$. 15. Wurde das Berbot einer 
Druckſchrift durch das Reichsgeſetzblatt 
oder auf fonftige gefeglich allgemein 
verbindliche Weife kundgemacht, fo find 
die Strafbeftimmungen der Prep-Drd- 
nung und des allgemeinen Strafgefeßes 
gegen Jedermann in Anwendung zu 
bringen, der ſich nach erfolgter Kund— 
machung rückfichtlich diefer Druckſchrif⸗ 
ten einer der, $. 24 der Preß-Ordnung 
bezeichneten Handlungen ſchuldig macht. 

8.16. In vielen Fällen wird jes 
doch von der oberften Polizei» Behörde 
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von einer ſolchen öffentlichen Kundma- 
Hung Umgang genommen und fi da- 
mit begnügt werden, den gewerbsmäßi- 
gen Vertrieb einer ausländifhen Drud- 
fchrift und deren Verfendung durch die 
Poſtanſtalt, fowie deren weiteren Be- 
zug aus dem Auslande zu verhindern. 
In folhen Fällen werden von dem er» 
laffenen Verbote die politifhen, dann 
die Zolle und Polizei » Behörden, die 
Staatsanwaltfchaften, und in folden 
Kronländern, wo noch feine Staats 
anwaltſchaft befteht, die mit der Strafr 
gerichtsbarkeit über Verbrechen und Ders 
gehen betrauten k. k. Strafgerichte ; end» 
lid die Poftämter und die Gensd’ar- 
merie verftändigt und zugleich das Ber- 
bot den Gremien der Buch- und Kunft- 
händler, Antiquare und Buchdruder in 
einer zur Betheilung der Gewerböge- 
noffen angemefjenen Zahl von Abdrü- 
fen, dann den Inhabern von Leib: 
bibliothefen und Lefecabineten zugeftellt 
werden. Zugleich wird das Verbot in 
dem Amts -Locale der Bücher-Revifion 
öffentlich angefchlagen. Bon dem Tage 
diefer Affigirung wird das Berbot in 
Bezug auf die polizeilichen Amtshand- 
lungen und in Bezug auf die von den 
Polizei » Behörden auszuſprechenden 
Rechtsfolgen und Strafen als verkün— 
digt anzufehen fein. Es ift zwar die 
Pflicht der Polizei-Behörden, dafür zu 
forgen, daß die Zuftellung an die Gre— 
mien und Gewerbögenoffen zeitgemäß 
erfolge. Auf den Beweis über die bes 
wirkte fpecielle Zuftellung ift fih jedoch 
den einzelnen Parteien gegenüber bei 
vorzunehmenden Amtshandlungen nicht 
einzulaffen. 

$. 17. Ausländifche Zeitungen, de: 
nen der Poftbedit entzogen wird, find 
gleich den im $. 16 diejer Inſtruction 
bezeichneten verbotenen Druckſchriften 
zu behandeln und es dürfen demnad) 
diefelben im Wege des Buchhandels 
ebenfalls nicht vertrieben werden. Dar 
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gegen hat die bisherige Gepflogenheit 
aufzuhören, daß ausländifhe Zeituns 
gen als ftillfehweigend verboten ange 
fehen wurden, wann fie in das Prä- 
numerationdsBerzeihniß der Poftämter 
nicht aufgenommen erſchienen, fiehe 
Zeitſchriften. 

$. 18. Bei ſämmtlichen Polizei-Be- 
hörden find die erlaffenen Verbote durch 
Anlegung genauer Verzeihniffe nad 
dem im Anhange C befindlichen For— 
mulare in gehöriger Evidenz zu halten. 
Die bisherigen durch das Reichsgefeß- 
blatt kundgemachten vom Minifterium 
des Innern erlaffenen Verbote bleiben 
aufrecht erhalten und find in das Ber: 
zeihnig aufzunehmen. Inwieferne an« 
dere in der Vorzeit erfloffene oder für 
einzelne Belagerungsgebiete erlaffene 
Verbote noh Anwendung zu finden 
haben, ift nach Maß des fich zeigenden 
Bedürfniffes von Fall zu Ball in Ueber- 
legung zu nehmen und der Antrag zu 
eritatten. 

$. 19. Wurde die Unterdrüdung 
einer Schrift ftrafbaren Inhalts vom 
Richter erkannt, fo darf der ausnahme- 
weife Bezug derfelben zum Privat- 
gebrauche Niemandem weiter geftattet 
werden. 

$. 20. Vertrauenswerthen Perfonen 
oder Anftalten kann ver ausnahms- 
weife Bezug verbotener Drudfchriften 
namentlich zu wiffenfchaftlihen Zwe— 
den bewilliget werden. Die Erlaubniß 
zum Bezuge, zum Privatgebraucdhe von 
Druckſchriften, deren Berbot allgemein 
verbindlich ($. 15) kundgemacht wurde, 
kann nur von der oberften Polizei-Be- 
hörde ertheilt werden, Für andere 
Drudfchriften, deren Verbot auf die 
in den $$. 16 und 17 bezeichnete 
Weife verlautbart wurde, find die 
Statthalter zur Ertheilung der aus— 
nahmsweiſen Bezugsbewilligung er— 
nächtiget. 

8. 21. Jede ſolche Bezugsbewilli— 
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gung ift nur für den eigenen Gebrauch 
derjenigen Perfon giltig, der fie er- 
theilt wurde. Jeder Mißbrauch mit 
einer ſolchen Druckſchrift durch weitere 
Berbreitung ift ald eine Webertretung 
des 8. 24 der Preß⸗Ordnung anzufer 
hen und zu beftrafen. Diefe Hinwei- 
fung ift in der Bewilligung jedesmal 
ausdrücdlich beizufügen. Wird der Bes 
zug eines verbotenen Werkes einer öf- 
fentlihen Bibliothek bewilligt, fo hat 
fie in Bezug auf die Ausgabe desiel- 
ben ſich nad ihrer befonderen Biblio- 
thef-Inftruction zu benehmen. 

$. 22. Befindet fih ein ausländis 
ſches verbotenes Werk, deffen Bezug 
ausnahmaweife einer Privatperfon oder 
Bibliothek bewilligt wird, bereits im 
Inlande und unter ämtliher Verwah— 
rung, fo ift es gegen Erlag des Prei« 
fes von der Bücher : Revifiond » Com» 
miffion dem ſich mit der Erlaubniß 
Zegitimirenden unter Einziehung der— 
felben ausjufolgen. Muß jedoch ein 
ſolches Werk aus dem Auslande befon« 
ders verfchrieben werden, fo müffen fie 
als eine abgefonderte Kreuzbandfen- 
dung und nicht in andere Bücerballen 
verpacdt an das betreffende Hauptzoll- 
Amt eingefhidt werden. Verbotene 
Druckſchriften, die fi in Bücherballen 
oder überhaupt unter anderen Bücher 
fendungen vermifcht vorfinden, können 
durch die Angabe, daß fih Jemand um 
den ausnahmsweiſen Bezug derfelben 
verwendet oder auch die Erlaubniß 
dazu bereitd erhalten habe, dem ver- 
wirkten Verfalle nicht entzogen werden. 
Die gegen befondere Bewilligung aus« 
zufolgenden verbotenen Drudfcriften 
find von der Bücher » Revifion durch 
Aufdrüdung eines Stempels in [wars 
zer Farbe oder fonft kennbar amtlich zu 
bezeichnen, 

$. 23. Ueber alle von den Statt« 
haltern ertheilten ausnahmaweifen Be- 
willigungen zum Bezuge verbotener 
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Werke, dann über alle zu dieſem Zwecke 
einlangenden, wenn auch abweislich 
erledigten Geſuche ift bei der Statt: 
halterei eine Vormerkung zu führen 
und halbjährig der oberſten Polizeis 
Behörde vorzulegen. 

$. 24. Die Anordnungen über die 
Behandlung ausländifcher Druckſchrif⸗ 
ten und namentlich über das Derfahren 
mit verbotenen Druckwerken beziehen 
fih nit auf jene periodifchen oder 
nicht periodifchen Drudfchriften, welche 
von Mitgliedern des a. h. Kaiſerhau— 
ſes, von den k. k. Minifterien oder 
oberften Berwaltungs « Behörden be- 
ftellt, oder am diefelben eingefendet 
werden. Solche Drudfchriften find 
ftets ohne Aufenthalt an diefelben zu 
befördern. 


Auhang A, zu 8.5 der Preß— 
Drdnung. 

Beftimmungen der Gewerb# 
geſetze. 

I. ErzeugungvonDruckſchrif— 
ten. Zur Erzeugung von Druckſchrif⸗ 
ten aller Art find nur Jene berechtiget, 
welde von der competenten Behörde 
ein Buchdrucker⸗, oder wenn die Litho— 
grapbie in Anwendung gebracht werden 
will, ein Steindruder-Befugniß erhal: 
ten haben. Patent v. 18. März; 1806 
$. 1. Commerz-Hofcommiſſions⸗Deecr. 
v. 12. Mai 1818, $. 1. 


U. Berlagvon Drudfhriften,. 


Der Verlag von Drudfcriften, d. i. 
die Veranftaltung der Drudlegung 
fremder Schriften Behufs ihres Ber- 


faufes auf eigene Rechnung ift ein $ 


ausſchließendes Gewerbsrecht der Bucdh- 
händler und der Buchdruder, jedoch 
it auch den Buchbindern geftattet, Ka— 
lender aufzulegen. Pat. vom 3. 1806, 
88. 4, 10, 13. Die Antiquar- Bud: 
händler find zum Berlage nicht berech— 
tiget. Eod. $. 5. 

Die Veranftaltung der Drudlegung 
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der felbftverfaßten Werke auf eigene 
Rechnung (Selbftverlag) ift Jedermann 
geftattet. Eod. $. 11. 

Rücdfihtlich des Verlages von Schul- 
büchern find die befonderen diesfalls 
beftebenden Geſetze maßgebend. 

II. Verkehr mit Drudfhrif- 
ten. Zum Handel mit Drudfchriften 
find nachſtehende Berfonen beredhtiget: 

1. Die Buchhändler, 2. die Anti- 
quar- Buchhändler, 3. die Kunfthänd- 
ler, 4. die Buchbinder, und zwar in« 
nerhalb der nadhftehenden Grenzen: 

ad 1. Die Buchhändler dürfen mit 
allen Gattungen von Druckſchriften, 
welche durch die Buchdrucker⸗ und durch 
die Steindruderfunft erzeugt werden, 
und welche nicht verboten find, Handel 
treiben. Sie find daher berechtigt, mit 
alten und neuen, gebundenen und uns 
gebundenen Büchern, auch mit Kupfer- 
ftihen, Lithographien und geographi- 
Then Karten (wobei fi ein gedruckter 
Text befindet) zu handeln, die von in« 
oder ausländifhen Berfaffern in Ver— 
lag übernommenen Werfe im In= und 
im Auslande zu verkaufen, zu vertaus 
fen, ausländifhe Bücher einzuführen 
und fie im Inlande fowohl, ala im 
Auslande wieder abzufeßen. Eod. 
$.4. 

ad 2. Den Antiquar- Buchhändlern 
ift nur mit alten oder doch ſchon ge- 
brauchten, gebundenen Büchern und 
Drudichriften Handel zu treiben er- 
laubt, der Handel mit neuen Büchern 
und Drudfchriften auch im Commiſ— 
ſionswege iſt ihnen nicht geſtattet. Eod. 
5 


ad 3. Den Kunſthändlern iſt der 
Handel mit folhen Drucdichriften ger 
ftattet, bei welchen Bilder, Kupfer 
ftiche, lithographifche Darftellungen oder 
geographifche Karten das Vorzüglichfte 
find und ejgentlih um Vieles den 
Werth des gedrucdten Tertes überfteis 
gen. Mit anderen Druckſchriften ift 
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ihnen zu handeln nicht erlaubt. Eod. 
8. 14. 


ad 4. Buchbinder ſind nur berech— 
tiget, mit Normal, Gymnaſial⸗Schul⸗ 
und Gebetbüchern, dann mit Kalendern 
zu handeln. Patent vom Johre 1806, 
$. 13. 
Außerdem ift den Bud» und Stein— 
druckern erlaubt, diejenigen Schriften, 
welche fie in Verlag nehmen, d. i. zur 
Beihäftigung ihrer Preſſen auf eigene 
Rechnung ſelbſt drucden, in öffentlichen 
Berfaufsläden zu verfchleißen (Eod. 
8. 10) und den Berfaffern von Drud- 
fhriften ift geftattet, die Ausgaben 
ihrer eigenen Werke, welche fie auf 
ihre Koften drucken laffen (in Selbft- 
verlag nehmen), in ihrer Wohnung auf 


Verkaufs- 
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— Rechnung zu verkaufen. Eod. 
11. 


Rücdfihtlic des Verſchleißes der 
Schulbücher find die diesfalls beftehen- 
den Vorſchriften zu beobachten. 

Allgemeiner Gewerbsgrund— 
faß. Die zum Handel mit Büchern be- 
rechtigten Gewerböleute dürfen hiezu 
nur Einen Berfaufsladen halten. Auf 
Jahrmärkten ift den zum Bücherhandel 
befugten inländifhen Gewerbsleuten 
mit den ihnen zuftändigen Büchern zu 
handeln erlaubt, ausländifhe Buch— 
händler dürfen die inländifhen Märkte 
mit Büchern nicht beziehen. Pat. vom 
3. 1806, $. 15. 

Bücherfammlungen in Licitationen 
zu verlaufen ift Jedermann erlaubt. 


Anhang B. 


Ficenz. 


Von Sr. kaiſerſich-königlichen Apoftofifchen Majeftät 
Statthalter (Tivil- und Militär- Gouverneur, Landes -Chef für 

. wird dem (Name und forftiger Gefchäftsbetrieb) 

bie Bewilligung ertheilt, in feinem Berfehleiß = Locale (Drt, 
Straße, Hausnummer) nachbenaunte periodifche Drudichrift (en) 


zu verkaufen: 


(Titel der Drudichrift, Drud-Drt, Herausgeber). 


Diefe ar it vom — Tage durch ſechs Monate, d. i. 
bis zum . . .. gültig. 


Auszug aus dem $. 8 der Preß: Ordnung. 

Diefe Verfaufs-Licenzen find immer nur für die Dauer von ſechs Monaten 
auszufertigen, find für keine andere Perſon, keinen anderen Berfchleigort und 
für feine andere Drudfchrift giltig, als ausdrüdlich in derfelben genannt find, 
und können bei einem Mißbrauche oder einer Meberfchreitung ſogleich wieder 


eingezogen werden. 
Mn: Unterſchrift 


Datum Ls 
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Anhang C. 
u > zn Art des Derbotes 
Datum 
und durch das ge 
= Titel des Werkes Sahl achung 
a de Reichsgeſetz⸗ die Behörden 
3 Erlaffes blatt und Gewerbör 
2 leute 


| 
| 
NB. Am Rande mit Bud) 
| 





ftaben verfehen u. al: 
phabetifh nah Bü- 
chertiteln und den Ber» 
faffern (wo ſolche ge» 
| nannt find) zu führen. 


Pref-Ördnung. 


Preß⸗Ordnung. Mit a. h. Ent: 
fhließung v. 11. Auguft 1852 wurde 
angeordnet, daß die Preß-Drdnung v. 
1. Sept. 1852 angefangen auch in je- 
nen Ländern und Gebietötheilen, welche 
fih dermal im Belagerungszuftande be- 
finden, in volle Geſetzeskraft zu treten 
und durch die in der Prefordnung be- 
zeichneten Behörden in Bollzug zu brin— 
gen fei. (Bdg. des Min. d. Inn. der 
Juſt. und des Chefs der Oberſt. P. B. 
vom 18. Auguft 1852 R. ©. 3. Rt. 
168.) 

— — In Folge a. h. Entſchl. vom 
20. Nov. 1852 wurde die Preßordnung 
v. 27. Mai 1852 auch für die. f. 
Armee, die Bewohner des Militärgrenz« 
gebieted und für alle anderen der Mi- 
Litärgerichtöbarkeit unterftehenden Per— 
fonen mit mehreren Abänderungen und 
Zufägen vorgefchrieben und in Wirk: 
famteit gefeßt. (Vdg. des K. M. vom 
22. Nov. 1852 R. G. B. Nr. 430.) 

— — Ausſchließung der nad der 
Preßordnung verbotenen Drudichriften 
von der Ausbietung bei öffentlichen 
Verfteigerungen, ſ. Licitationen. 

— — ſiehe Zeitſchriften, Zei— 
tungen. 

Preußen. Von königl. preußiſcher 
Seite wurde abgelehnt, ein dortlandes 
gebürtiges und aus Oeſterreich zu ent— 
fernendes Individuum als preußiſchen 
Unterthan zu übernehmen. Als Grund 
dieſer Weigerung wurde aufgeführt, 
daß nach den dortigen Geſetzen das 
Domicil und ſomit auch die Heimats— 
rechte ſchon durch eine dreijährige Ab— 
weſenheit verloren gehen, wobei ſich die 
preußiſche Regierung einer vollkomme— 
nen reciprofen Behandlung von Seite 
Deſterreichs in Boraus unterworfen hat. 
Hiernach ift fi in Fällen, wo es fid 
um die Domicil-Rechte fönigl. preußi- 
fer Unterthanen handelt, auf das ge- 
naueſte zu benehmen. (Hfkzl. Dec. vom 
22. Nov, 1828 3. 26607,, Vdg. der 
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n. ö. Rg. v. 30. Nov. 18283. 66328. 
Prov. ©. ©. Bd. X Nr. 273 *). 

Preußen. Aus den öfter. Staa- 
ten und indbefondere aus Mähren kom— 
men alljährlich verfhiedene Handels» 
leute und Gewerbtreibende nah Preu«- 
fen, um ihre Waaren und Producte 
umberziehend verkaufen, oder ihre Ge- 
werbe im preußifchen Staate ausüben 
zu wollen, ohne ihre Qualification da- 
zu gehörig nachweiſen oder ſich voll« 
ftändig legitimiren zu können. Durch 
diefen Mangel entfteht die unangenehme 
Nothwendigkeit , die betreffenden Ge— 
werbtreibenden mit ihren Gefuhen um 
Gewerbeſcheine ab⸗ und nad ihrer Hei- 
mat zurüdweifen und ihnen Reifelo- 
ften verurfahen zu müffen, welche bei 
Beobachtung der diesfeits geltenden ge- 
jeglichen Beftimmnngen vermieden wer— 
den können. Diefe fordern, daß fi je- 
der Gewerbtreibende durch ein in glaub» 
hafter Form ausgeftelltes Zeugniß der 
PolizeirBehörde feines Wohnortes aus- 
weife: 

1. daß er ein Menfh von gutem 
Rufe und unbefcholtenen Sitten fei, 
auch einen feften Wohnfik habe; 

2. daß, wenn der Gewerbtreibende 
in BrivatsDienften fteht, die Dienft- 
herrſchaft, und bei Ehefrauen die Eher 
männer in dem Betrieb des Handels 
oder Gewerbes willigen; 

3. daß derfelbe mit feiner auffallen- 
den oder efelhaften Krankheit oder 
einem dergleichen Gebrechen behaftet, u 

4. daß derfelbe bereits 30 Jahre alt 
fei, indem unter diefem Alter feinem 
Ausländer ein Hauſirſchein ertheilt were 
den kann. Endlid muß 

5. jenes Zeugniß zugleich das voll 
fländige Signalement des Gewerbtrei« 
benden enthalten, und darf nicht über 
Ein Jahr alt fein. Waarenträger oder 
Begleiter können nur in feltenen Fällen 


_) ©. weiter unten die Vdg. dom 19- 
Dit, 1849, 


Preufien. 


ausnahmsweiſe bewilligt werden und 
müffen fi dazu befondere Gründe in 
der Perſon oder dem Gefchäfte des Ge- 
werbtreibenden finden. 

Dergleichen find namentlich bei Topf: 
bindern und Keffelflidern nicht vorhan— 
den und diefen können in Zukunft nie 
mals Träger oder Begleiter geftattet 
werden , auch wenn ihnen früher der- 
gleihen in den hier ausgefertigten Ge- 
werbefcheinen bewilliget worden fein 
follten. Wo jedoch bei anderen Ge— 
werbtreibenden die Bewilligung eines 
Maarenträgerd oder Begleiterd zum 
Transporte der Waaren zuläffig er 
ſcheint, da muß auch diefer ſich, wieder 
Gewerbtreibende felbit, durch das vor- 
geſchriebene Atteſt der Bolizeir-Behörde 
ausmweifen und legitimiren. Nur ift bei 
ihnen der Nachweis des 30jährigen Al- 
ters nicht nothwendig. Dagegen dürfen 
fie, wie Handlungsreifende, um Waa— 
renbejtellungen aufzufuchen, nicht unter 
17 Sabre alt fein, und muß in diefem 
Falle in dem vorgenannten Atteſte be- 
fheinigt fein, daß die Eltern und Bor: 
münder zu der fraglihen Befchäftigung 
ihre Zuftimmung ertheilt haben. (Zu— 
fchrift der E. preuß. Reg. zu Oppeln an 
das mähr. Bub. vom Nov. 1836. Ins 
timirt mit Hffzl. D. v. 4. Febr. 1837 
3. 2529. Den Länderftellen in Böh— 
men, Galizien und Nieder = Defterreich 
Bdg. dern. d. Rg. v. 15. Febr. 1837 
3. 9082, n. 6. Prov. ©. ©. 19. Br. 
Nr. 24. 

Preußen. Zwiſchen der kaif. öſterr. 
und fönigl. preuß. Regierung ift, mit» 
telft zu Berlin ausgewechfelter Mini- 
fterial-Erflärungen vom 2. und refp. 
30. September d. J. das Uebereinkom—⸗ 
men getroffen worden, fünftighin im 
dem Berhältniffe zwifchen Oeſterreich 
und Preußen den Grundfab anwenden 
zu laffen, daß jeder der beiden Staaten 
feine urfprünglichen Angehörigen, auch 
wenn fie diefe Staatsangehörigkeit nad 
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der inländifhen Gefeßgebung verloren 
haben, auf Antrag des anderen Staar 
tes fo lange wieder zu übernehmen habe, 
als fie nicht diefem anderen Staate nad 
deffen eigenen innegen Geſetzen angehör 
tig geworden find. (Erl. des Min. der 
auswärt. Angel.v. 19. Dct. 1849, 
wirffam für den ganzen Umfang des 
Reiches. R. G. B. Nr. 3.) 

Preußen. Bom Minift. des Innern 
wurde mit Erlaß vom 24. d. M. Zahl 
5784 angeordnet, daß in Zukunft Ab» 
fhiebungen in oder durch die k. preuß. 
Staaten nur dann ftattfinden, wenn die 
Zuftändigkeitsverhältnifie der betreffen- 
den Individuen vorläufig conftatirt 
worden find, und dag dem Schubpaffe 
immer die Urkunde, welche den legalen 
Nachweis über die Zuftändigkeit des 
Schüblings enthält, entweder in origi- 
nali oder in beglaubigter Abfchrift bei— 
gefchloffen werde. (Erl. der fteiermärf. 
Stth. vom 29. März 1851 8. ©. 2. 
Nr. 107, dern. 9. Stih. v. 1. April 
1851 3 10703, der mähr. Stth. vom 
31. März. 1851 8.6.3. Nr. 65, 
der 0. ö. Stth. vom 5. April 1851 
3. 7137 8. ©. 3. Nr. 143.) 

— — Behandlung der preußifchen 
Untertdanen, die fich des Verbrechens 
des Hochverrathes fchuldig machen, f. 
Auslieferung. 

— — liebereinfommen-wegen Ber« 
bütung von Forft:, Jagd», Fiſch- und 
Feldfrevel, f. Forſtfrevel. 

— — dahin dürfen für Mufifanten 
feine Päſſe ausgefertigt werden, fiehe 
Mufifanten. 

— — Paßämiliche Behandlung der 
aus Preußen nad Defterreih Reifen- 
den, fiehe Päffe. (Bdg. vom 5. Juli 
1852. 

— — Paßpolizeiliche Behandlung 
der Reifenden, welche die öfterreihifch- 
preußifche Eifenbahn benügen, |. Päſſe. 
(Bdg. 0.15. Juli 1852.) 

— — Vorſchrift über die Giltigkeit 


Preußen. 


der preußifchen Paßkarten, f. Paß⸗ 
farten. 

Preußen. Borfhrift wegen Ein: 
fhaltung des Hauptinhaltes der Wan- 
derpäffe der aus Preußen einwanderns 
den Gefellen in die hierlandes einge: 
führten Wanderbücher, ſiehe Wander: 
bücher. 

Preußiſche Meberlänfer, melde 
wirkliche öfterreihifche Unterthanen find, 
und nicht dem Militär angehören, find 
der politifchen Behörde zu übergeben, 
welche fie ald Bagabunden nach den bes 
ftehenden Paßvorſchriften zu behandeln 
bat. Sind fie aber königl. preußische, 
cartelmäßig auszuliefernde Deferteure, 
fo find fie den preußifhen Grenzbehör- 
den zu übergeben. (Hftzl.D.v. 9. März 
1821. Krop. Gef. Kranz. 45. B. ©. 
161.) 

Preußiſche Unterthanen, melde 
zur Reife in die f. f. Staaten Päſſe 

1. von dem Fönigl. preuß. Staats» 
kanzler, 

2. vom Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten, 

3. von dem Departement der höhern 
Polizei, oder 

4. von der Regierungs-Polizei-De- 
putation ausgefertigt haben, können un— 
gehindert die ?. f. Staaten betreten. 
Preußiſche Unterthanen, weldhe die in- 
ländifhen Jahrmärkte beſuchen, bedür- 
fen Lediglich Päffe von ihrer Ortsobrig— 
keit, (Pol. Hof. Dec. vom 10. Mai 
1814.) 

— — Mit dem HoffanzleisDecrete 
vom 22. Zulil. 3. 3. 18405 wurde 
dem Gubernium bedeutet, daß die k. 
preuß. Verordnung, welche jenen Aus- 
ländern, in deren Reiſepaß ale Zwed, 
Arbeit zu fuchen, angeführt wird, den 
Eintritt in die preußifhen Staaten ver: 
weigert; zugleich den eigenen Behör- 
den die Ausftellung folder Päſſe in 
das Ausland verbietet (f. Gefellen). 
Es kenn hiernach fein preußifcher Un- 
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tertban mit einem foldhen Paffe an der 
Grenze der öfterreihifchen Staaten er: 
feinen, oder wenn diefed ans Verſe— 
ben der k. preußifhen Behörden den- 
noch ftattfinden follte, derfelbe als ein 
mit einem nad den preußifchen Gefegen 
ungiltigen Baffe verfehenes Individuum 
behandelt werden muß. Hievon werden 
die f. Kreisämter 2c. mit dem Auftrage 
in die Kenntniß gefeßt, die unterftehen- 
den Behörden anzumeifen: jene Indi— 
viduen, weldhe mit preußifhen Päſſen 
zu dem unbeftimmten Zwede, um Ar— 
beit zu fuchen, erſcheinen, als mit ilfe- 
galen Päffen verfehen, zurüdzumeifen. 
(Dec. des böhm. Bub. v. 22. Auguft 
1836 3. 38935. PBrov. ©. ©. für 
Böhmen 9. 1836 Nr. 231, ſiehe 
Gefellen. (Verordnung vom 9. März 
1838.) 

Preußiſche Unterthanen. Be- 
handlung ®. preuß. Untertba- 
nen undHandwerftsgefellen in 
Anfehung der Päſſe und Ban- 
derbücher. Auf die Verordnung der 
f. ?. geb. Hof- und Staatskanzlei hat 
die E. preuß. Regierung ihren Behörden 
zur Pflicht gemacht, in Zukunft 

a) faif. öfterr. Unterthanen nur dann 
Päſſe zu erteilen, wenn dringende 
Nothwendigkeit vorhanden und Gefahr 
im Berzuge ift; in allen übrigen Fällen 
aber felbe an die kak. Geſandtſchaft in 
Berlin zu verweifen; 

b) jeder k. k. Unterthan, welcher von 
dem in feinem heimatlihen Reifepaffe 
angedeuteten Ziele feine Reife oder von 
der in derfelben vorgezeihneten Reife 
Route abzuweichen wünſcht, fofern die 
leßtere außer dem preußifchen Gebiete 
liegt, anzuweifen, fih um die Bewilli— 
gung bei der k. k. Geſandtſchaft in 
Berlin zu bewerben. 

Mit Beziehung auf diefe Verfügung 
des königl. preuß. Minifteriumd hat 
nun die hiefige fönigl. preuß. Geſandt— 
haft im Auftrage ihrer Regierung das 


Preußische Unterthanen. 


Anfinnen geftellt, e8 möchten ſämmtliche 
bei dem Paßweſen betheiligte k. k. Be- 
hörden, fo wie auch die Magiftrate 
und Herrfhaftsämter angewiefen wer: 
den, f. preuß. Unterthanen, insbefon- 
dere wandernden Handwerksgeſellen, 
welhe zum Reifen und zum Aufent- 
halte im Auslande nicht von ihrer Res 
gierung legitimirt find, feine Wander: 
bücher oder Päffe zur Fortſetzung ihres 
Aufenthaltes im Auslande auszuferti— 
gen, fondern diefelben, mit Ausnahme 
dringender Fälle, in welchen ihnen bie 
zur Beibringung vorfchriftsmäßiger 
Neife-Documente Interimspäffe zu er 
theilen: wären, an ihre Heimatsbehörde 
zu verweifen, (Hflzl. Dec. v. 26. März 
1840 3. 8564 an fämmliche Länder: 
Präfidien. Vdg. der n. d. Rg. vom 
11. April 1840 3. 21124. Pol. ©. 
©. 68 Bd. Nr. 39.) 

Prenpifche Unterthanen. Die k.t. 
verein. Hffzl. findet fich beftimmt, es von 
der Anordnung v. 3. Febr. 1845 Zahl 
1903 , wodurh den Grenz-Behörden 
zur Pflicht gemacht wurde, Feinem f. 
preuß. Untertban den Eintritt über die 
Grenze in die öfterreihifchen Staaten 
zu geftatten, wenn er nicht auch mit 
einem Heimatsfcheine verfehen ift, vor 
der Hand ganz abfommen zu laffen. 
(Hfkzl. Dec. vom 6. Det. 1845 Zahl 
33524, n. ö.Rgs. Vdg. vom 13. Det. 
1845 3. 62168, n. d. Prov. ©. ©. 
27. Bd. Nr. 190.) 

— — Bedandlung folder, diemit 
Päffen mit dem unbeftimmten Reife: 
zwede, um Arbeit zu fuchen, verfehen 
find, f. Gefellen. | 

— — die iu Defterreih erkranken, 
f. Krankenhaus: Berpflegsgebüh: 
ren. (Bdg. vom 23. Sept. 1835 und 
29. Dct. 1840.) 

— — parın diefelben des Viſa der 
k. k. Gefandtfchaft zu Neifen nad 
Defterreich bedürfen, |. Päffe. (Bdg. 
v. 28. Mai 1831. $. 4.) 
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Preußiſche Unterthanen, die 
feine vorfchriftsmäßigen Reife = Docu- 
mente haben, dürfen mit feinen Wan— 
büchern zur Yortfeßung ihres Aufent: 
haltes außerhalb der preußifchen Staa: 
ten verfehen werden, fiehe Wander: 
bücher. 

— — ſ. Gefellen, Preußen. 

Priefter, ſ. Geiftliche. 

Primſen-Käſe, ſ. Käfe. 

Primarärzte, die Superarbitrirung 
der bezirfsärztlichen Gutachten fteht den- 
felben nicht zu, fiehe Armen : Be: 
theilung. 

Brivatbälle, ſ. Hausbälle. 

Privat-Convicte, die Erftattung 
der jährliche Zuftandsberichte betreffend, 
f. Brivatlehranftalten. 

rivat-Docenten. Bezüglich der 
Habilitirung der Privat-Docenten wur— 
den proviforifhe Anordnungen erlaf- 
fen mit Bdg.desH.M.v. 19. December 
1848 3. 8175 und v. 1. März; 1849 
R. ©. 8. Nr. 37 und 146. 

— — oder außerordentliche Profef- 
foren, welche über andere Gegenftände 
Borlefungen halten und giltige Zeug— 
niffe ausftellen wollen, als fir welche 
ihnen die veniadocendi ertheilt wurde, 
bedürfen hierzu der vom Lehrkörper 
ausgefprochenen und vom Unterrichte- 
minifterium beftätigten Zuläffigkeit. Bei 
wirklich angeftellten Brofefjoren genügt, 
wenn fie über ein verwandtes Fach le— 
fen wollen, die ordnungsmäßige An- 
zeige bei dem Lehrkörper. (Erl. des Un— 
terrichts-Minifteriums v. 1. April 1849 
an den Kehrförper der medic. chirurgi— 
fhen Studien in Prag. R. G. B. Nr. 
203.) 

— — Eine Enthebung des Lehr: 
förperd von der DBerantwortlichkeit in 
Betreff des Verhaltens der Privat-Do- 
centen wäre nur möglich, wenn der Lehr: 
körper zugleich der Leitung feiner Stu— 
dienabtheilung enthoben würde. Denn 
jene Berantwortlichkeit iſt weſentlich 


Privat-Mocenten. 


mit diefer Leitung verbunden, und be- 
fteht factifch an allen Univerfitäten, wo 
ed Privat:Docenten und eine Lehrfrei- 
heit gibt, und wo zugleich die unmit- 
telbare Leitung bei dem Lehrkörper fteht. 
Es verfteht fih übrigens von felbft, 
und hätte daher keiner ausdrüdlichen 
Erwähnung bedurft, daß mit diefer 
Berantwortlichkeit dem Lehrkörper wer 
der etwas Unmögliches, noch weniger 
etwas feiner Unmwürdiged zugemuthet 
wird. Bei der Deffentlichleit der Vor— 
lefungen werden wichtigere Vorgänge 
zu notorifhen Thatfachen, und ſolchen 
gegenüber die Würde und den Zweck der 
Univerfität mit Entfchiedenheit, und 
wenn es nöthig werden follte, mit 
Strenge zu wahren, ift die Ehrenpflicht 
eines jeden Staatsbürgers. (Erl. des 
Unter. Min. vom 7. Juni 1849 an 
den Lehrförper der rechts- und ftaate- 
wiffenfchaftlihen Studien » Abtheilung 
der Prager Univerfität. R. G. B. Nr. 
270.) 

Privat:Docenten. Jeder Privat: 
Docent, welcher von der ihm ertheilten 
Berechtigung, Vorlefungen zu halten, an 
der Lehranftalt uud in der Studienab- 
theilung, für welche er Habilitirt ift, durch 
4 aufeinander folgende Semefter feinen 
Gebrauch macht, wird feines Privat: 
Docentenbefugniffes verluftig, und muß 
fi, wenn er neuerdings wünſcht, als 
Privat-Docent aufzutreten, einem neuen 
Habilitationdacte unterziehen, von wel- 
hem zu dispenfiren nur dem Unter: 
richtsminifterium zufteht. (Erl. des U. 
M. v. 15. Dec. 1849, wirkfam für die 
Univerfitäten von Prag, Olmütz, Lem— 
berg, Krakau, Gra und Innsbruck. 
R. ©. 3. 3. 1850 Nr. 14.) 

— — Ein Bewerber um eine Pri— 
vat-Docentur kann, wenn aud feine 
Befähigung dazu von einem Profef- 
ſoren-Collegium, bei welchem er fidh 
dem diesfälligen Habilitirungsacte un— 
terzogen bat, anerkannt wurde, doc 
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dem anderen Profefforen - Collegium 
nicht als Privat-Docent aufgedrungen 
werden, da jedes Profefforen-Eollegium 
nah dem proviforifhen Geſetze über 
Privat-Docenten einen gewiffen Grad 
von Berantwortlichfeit für feine Pris 
vat-Docenten trägt, weshalb es auch 
nicht verpflichtet ift, einen an einer an» 
deren Univerfität habilitirten ohne Weis 
teres zuzulaſſen, fondern es muß dies 
fem legteren PBrofefforen-Eollegium frei 
geftellt werden, ob es den von dem er= 
fteren vorgenommenen Act wolle gelten 
laffen oder nicht. Jeder Privat-Docent 
hat zwar das Recht, gleich den ordent- 
lihen Profefforen, Frequentations— 
Zeugniffe auszuftellen, wenn aber ein 
Lehrfach befondere Lehrmittel voraus» 
fest, fo können die Zeugniffe des Pri— 
vat-Docenten nur dann jenen des or— 
dentlichen Profeſſors gleichgeftellt wer- 
den, wenn er den Befiß diefer Lehrmit- 
tel nachmweifet. (Erlaß des U. M. vom 
27. April 1850 an das Profefforen- 
Eollegium der philofophifhen Facultät 
in Bien. R. ©. 3. Nr. 208.) 

Drivat:Docenten. Rüdfichtlich der 
Privat:Docenten und vom Staate nicht 
beftellter, fondern nur zugelaffener Lehr 
rer antehnifhen Inftituten ent- 
hält die näheren Beftimmungen der 
Erl. des U. M. v. 13. Juli 1850. R. 
®. 2. Nr. 335.) 

Privat » Docenten der Theologie, 
f. Kirche. 

rivat-Erziehungsanftalten, f. 
Privat:Lehranftalten. 

Drivat-Geldanweifungen, fiehe 
Geldanweifungen. 

Privat:Geldmarfen, ſ. Gelb: 
anweifungen. 

Privat:Geldnoten, ſ. Geldan: 
weifungen. 

Privat = Gefchäftsführer. Laut 
Eröffnung der Hoflanzlei v. 14. Sept. 
1832 3. 18571 ift vor der Hand 
feine Etablirung der Privat:-Gefhäfts- 


Privat-Sefhäftsführer. 


führer zu geftatten*), die beftehenden 
genau zu überwachen, und auffallende 
Wahrnehmungen fogleich zur Kenntniß 
der vereinten Hoflanzlei zu bringen. 
Die f. k. Pol. Ober. Dir. hat ſich ſo— 
mit in vorfommenden Fällen darnadı 
auf das genauefte zu benehmen, und 
jede auffallende Wahrnehmung ſogleich 
zur Kenntniß der Landesftelle zu brin« 
gen. (Dec. dern. ö. Rg. v. 27. Sept. 
1832 3. 53775.) 
Privat⸗Geſchäftsführer. Denfel- 
ben fann zwar nicht verwehrt wer: 
den, einzelnen Parteien in Auswan« 
derungs = Angelegenheiten gewünfchte 
Auskünfte zu ertheilen, ihre con- 
ceffionirte Gefhäftsthätigkeit hat fi 
aber eben nur darauf zu beſchrän— 
ten, und fie haben ſich jeder Gefchäfte- 
verbindung mit Handlungshäufern oder 
Agenturen des Auslandes in Betreff 
einer Bermittlung der Auswanderung 
im Allgemeinen zu enthalten, indem die 
Aufftellung von Auswanderungs-Agen- 
turen nicht zu geftatten, falld Conceſ— 
fionen von einzelnen Behörden hiezu 
gegeben worden wären, diefelben einzu« 
ziehen, und ohne Conceſſionen beſte— 
bende derlei Agenturen umverzüglid 
aufzuheben feien. (Erl. des Min. des 


) Hievon ift ed in Folge Hfkzl. Dec. 
v. 5. Febr. 1847 3. 24671 wieder abge» 
fommen, f. Agenten. 


Zaleidfy, Handb. d. Polig. Gef. I, 
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Inn. v. 23. Det. 3. 25748/861, der 
n. d. Stth. vom 14. Nov. 1852 Zahl 
38970.) 

Privat: Gefhäftsführer, deren 
Zulaffung und Ueberwachung betreffend, 


f. Agenten. 

Privat-Gefhäftsfanzleien, fiehe 
Agenten, Privat = Gefchäfts: 
führer. 


Privat:Hufaren, f. Hufaren, 

Privat-Irrenanftalten, ſ. Ir 
renanftalten. 

Privat:Krankenanftalt, |. Kran: 
Tenanftalt. 

Privat-Lehranftalten. Weibliche 
Lehr: und Erziehungsanftalten dürfen 
nur Frauenzimmern anvertraut werden. 
(Studhfcom, Deer. v. 20. Jän. 1815 
8. 110.) 

— — lieber alle autorifirten Pris 
vaterziehungsanftalten find eigene de- 
taillirte Ueberfihtstabellen über deren 
Stand zugleich mit den vorgefchriebes 
nen Zuftaudsberichten der öffentlichen 
Convicte von den Kreisämtern nad 
dem angebögenen Formulare binnen 
4 Wohen nad Berlauf jedes Schul- 
jahres durch die Eonfiftorien einzubrin« 
gen. (Studhfcom. Dec. v. 15. Jänner 
1830 3. 6665 an fümmtl. Länderft. 
Vdg. d. böhm. Bub. v.20. Febr. 1830 
3. 4631. Vdg. dern. 6 Rg. vom 4. 
Mär; 1830 3. 5720, n. d. Prov. ©. 
©. 12. Bd. Rr. 27.) 
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Brivat-Lehranftalten, Mit a. h. 
Entſchl. v. 15. März 1834 wurden in 
Beziehung auf Privat⸗Lehr⸗ und Erzies 
bungsanftalten und insbefondere hin- 
fihtlid der Ertheilung des Gymnaſial⸗ 
Unterrichtes in denfelben nebft den be- 
reits beftehenden Vorſchriften noch fol- 
gende Directiven feſtgeſetzt: 

1. Die Bewilligung zur Errichtung 
von Erziehungsanftalten überhaupt zu 
ertheilen, bleibt zwar fortan den Län— 
derftellen überlaffen, allein Gefuhe um 
die Erlaubniß, in denfelben auch Gym: 
nafialsUinterricht zu ertbeilen, find der 
Entfcheidung der f. k. Studien » Hof: 
Gommiffion vorbehalten. Derlei Inſti— 
tute find übrigens nur in der Hauptitadt 
und nicht auf dem Lande zu geftatten. 

2. Die Unternehmer ſolcher Infti- 
tute haben ſich auszuweiſen, daß fie die 
philoſophiſchen Studien zurückgelegt, 
und mit den Gymnaftal-Studien, ihren 
Borfcriften und ihrer Behandlungs: 
art wohl befannt find. 

3. Jeder derlei Unternehmer hat den 
Plan feines Inftitutes mit der Tages: 
Drdnung vorzulegen, die Pfarre und 
die Kirche anzuzeigen, wo und zu wel- 
der Stunde feine Zöglinge dem Got- 
tesdienfte beimohnen,, und ſich darüber 
fowohl, als daß diefelben die heiligen 
Sacramente zu der beftimmten Zeit em- 
pfangen haben, bei jeder Semeflral: 
Prüfung bei dem Präfecten des Gym: 
nafiums auszuweiſen. 

4. Hat derfelbe zu den monatlichen 
und Semeftral =» Prüfungen die fchrift- 
lihen Auffäße mitzubringen, und dem 
Präfecten einzuhändigen,, welche feine 
Böglinge während des Monates verfer- 
tiget haben, um daraus zu erſehen, ob 
diefelben, wie oft und ob zweckmäßig 
mit fhriftlihen Aufſätzen beſchäftigt 
worden ſeien. 

5. Bei dem Wechfel eines Lehrers 
ift der neu aufzunehmende dem Präfec- 
ten vorläufig anzızeigen. 
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6. Die in einem Privat » Inftitute 
neu aufzunehmenden Lehrer find der 
Beftätigung des Conſiſtoriums oder 
Gymnafial » Directord zu unterziehen, 
welche diefe nur dann zu ertheilen ha- 
ben, wenn jene auch in Hinficht ihrer 
Religiofität und Moralität dazu geeig« 
net find. 

7. Die Zulaffung von Knaben zu 
dem lnterrichte in einem Privat-Infti- 
tute, in welchem fie nicht wohnen, ift 
allgemein und unbedingt zu verbieten. 
(Deecr. der Stud. Hofcomm. vom 26. 
April 1834 3. 1793, an fammtl. Laͤn— 
derft. Vdg. der n. ö. Reg. v. 17. Mai 
1834 3. 27159. Pol. ©. ©. 62. Bd. 
Nr. 53.) 

Privat:Lehranftalten. Um in den 
bisherigen jährlichen Nachwei— 
ſungen über die beſtehenden 
öffentlichen und Privat-Con— 
victe eine verläßliche Ueberſicht zu ger 
winnen, ift es nothwendig, die Grund» 
ſätze vorzuzeichnen, mad welchen diefe 
Nachweiſungen künftig geliefert werden 
müffen, und um diefes zu bewirken, ift 
es erforderlih: den Begriff von Con: 
victen überhaupt zu regeln und fodann 
die Merkmale genau zu bezeichnen, 
welche ein Convict zu einer öffentlichen 
und welche es zu einer bloßen Privat» 
anftalt qualificiren. Unter dem Begriffe 
von Convicten fönnen nad ihrer Bes 
flimmung nur folde Anftalten verftans 
den werden, wo die Zöglinge nebft dem 
Unterrihte in den vorgefchriebenen 
Lehrgegenſtänden, auch eine gemein- 
fhaftlihe Unterkunft, Berpflegung und 
Erziehung genießen; denn reine Unter» 
richtsanſtalten, die fih bloß mit dem 
Unterrichte befchäftigen, und die ſonach 
feine Zöglinge in Koft und Unterkunft 
haben, können nicht in die Categorie 
der Convicte eingereibt werden, wie 
z. B. die Muſik-, Orgel⸗, Gefang- 
Schulen ꝛc. Welche Convicte aber als 
öffentliche, und welche ald Pri- 

45 * 


Privat-Lechranflalten. 


vat-&onmvicte zu betrachten feien, 
hierüber werden folgende Beftimmungen 
feftgefebt: als öffentliche Gonvicte find 
jene Erziehungs » Inftitute anzufehen, 
welche 

a) entweder ganz, oder auch nur 
theilweiſe aus dem Staatsſchatze, 
oder aus einem öffentlichen Fonde un— 
terhalten, oder unterſtuͤtzt werden; 
ferner 

b) ſolche, welche zwar aus dem 
Staatsſchatze, oder einem öffentlichen 
Fonde keine Unterſtützung erhalten, 
deren Leitung und Unterricht aber ſol— 
hen geiſtlichen Corporationen anver: 
traut iſt, die aus dem Staatsſchatze, 
oder aus einem öffentlichen Fonde uns 
terftüßt werden; endlich 

ce) aud ſolche Erziehungs-Inftitute, 
wo dieſe beiden Fälle nicht eintreten, 
die Staatöverwaltung aber auf die Be— 
flimmung des Leitungs- umd Unter: 
richts-Perſonales, oder auf die Verlei- 
bung von GStiftspläßen einen entfchei- 
denden Einfluß nimmt. Alle übrigen 
Erziehungs = Inftitute, bei welchen die 
Staatsverwaltung feinen andern Ein- 
fluß, als bloß jenen der öffentlichen 
Ueberwahung ausübt, find Privat: 
Convicte. Bei ſolchen Erziehungs-In- 
ftituten, bei welchen e# fogenannte Er- 
terniften, d. i. ſolche gibt, welche bloß 
dem Unterrichte beimohnen, ohne Ber: 
pflegung und Wohnung zu genießen, 
was jedoch blos bei den Privat - Mäpd- 
hen» Inftituten der Fall fein fann, da 
nad der a. h. Entſchl. vom 15. März 
1834 die Zulaffung von Knaben zu 
dem Unterrichte in einem Privat-Infti- 
tute, in welchem fie nicht wohnen, uns 
bedingt verboten ift, fo find diefe Erter- 
niften in der jährlichen Ueberfichtsta- 
belle nicht unter die Zahl der Convicts— 
Zöglinge aufzunehmen, fondern befon- 
ders erfichtlich zu machen. Hiernach find 
die mit Rggs. Vdg. v. 4. März 1830 
angeordneten jährlichen Zuftandsbe- 
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richte über die autorifirten Privat⸗Con⸗ 
victe für die Zukunft einzurichten. 
(Stud. Hofeomm. Deer. v. 14. April 
1838 3. 2349: n. d. Rggs. Decr. v. 
3. Mai 1838 3. 23387; n. ö. PBrov. 
®. ©. 20. Bd. Nr. 93.) 

Privat - Lehranftalt. Provifo- 
rifhes Geſetz über den Privat- 
unterridt. 

$. 1. Der Unterricht in den Lehrge- 
genftänden der Gymnafien und Real» 
ſchulen kann künftig aud in Privat- 
Lehranftalten ertheilt werden. 

8.2. Jede ſolche Lehranftalt muß 
einen Borftand haben, welcher die un— 
mittelbare Leitung derfelben beforgt, 
und den Negierungsbehörden gegenüber 
die Berantwortlichkeit für den Zuftand 
der Anftalt trägt. 

$. 3. Der Borftand muß 

1. öfterreihifcher Staatsbürger; 

2. in moralifher und politifcher 
Beziehung unbefcholten jein; und 

3. in wiſſenſchaftlicher Beziehung 
diejenige Befähigung nachweiſen, welche 
von einem Lehrer an einer gleicharti- 
gen Staatsfchule gefordert wird. Die 
Lehrer müffen ebenfalls öfterreichifche 
Staatsbürger und in moralifcher und 
politifcher Beziehung unbefcholten fein. 
Bon der Bedingung der öfterreihifchen 
Staatöbürgerfhaft kann in befonders 
rückſichtswuͤrdigen Fällen die Landes» 
ſchulbehörde dispenfiren. 

8.4. Diefe Privatanftalten find von 
zweierlei Art: fie find entweder berech— 
tigt, den Namen eines Gymnaſiums 
oder einer Realfchule zu führen, oder 
fie find hiezu nicht berechtiget. 

$.5. Damit eine Privat-Lehranftalt 
den Namen eines Gymnaſiums oder 
einer Realfchule führen dürfe, muß: 

1. ihre Einrihtung der Einrihtung 
der gleichnamigen Staatsanftalten in 
Bezug auf Lehrplan und Lehrmittel in 
den wesentlichen -Puncten entfprechen; 

2. fänmtliche Lehrer müffen die für 
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Staatsanftalten diefer Art geforderte 
wiffenfchaftlihe Befähigung nachgewie⸗ 
fen haben. 

8. 6. Zur Eröffnung einer den Na- 
men Gymnafium oder Realfchule füh— 
renden Privatanftalt ift die Genehmi— 
gung des Minifteriums des Eultus und 
Unterrichts nothwendig. Diefe Geneh- 
migung ſetzt die Nachweifung voraus, 
daß die in den 88. 2, 3 und 5 geftell- 
ten Bedingungen erfüllt find, und daß 
die Subfiftengmittel der Anftalt für 
eine Reihe von Jahren wenigftens mit 
einem hohen Grade von Wahrfcheinlich- 
feit gedeckt find. 

$. 7. Beränderungen in der Einrich- 
tung und im Lehrperfonale einer fol- 
hen Anftalt find jedesmal der Landes— 
fhulbehörde anzuzeigen; das Minifte- 
rium fann der Anftalt wegen Mangel 
der gejeglihen Eigenfchaften den Na- 
men eines Gymnaſiums oder einer 
Realſchule zu jeder Zeit wieder entziehen. 

$. 8. Eine Privat » Lehranftalt, 
welche zwar in den Lehrgegenftänden 
ded Gymnafiumd oder in denen der 
Realfchule Unterricht ertheilt, ohne aber 
auf den Namen eines Gymnaſiums oder 
einer Realſchule Anfpruh zu machen, 
ift in ihrer Einrichtung an die Einrich- 
tung der gleichnamigen Staatsfhulen 
nicht gebunden. 

8. 9. Die Eröffnung einer foldhen 
Anftalt fegt voraus, daß: 

1. mindeftens 3-Monate zuvor die 
Anzeige davon an den Statthalter des 
Kronlandes (in Ungarn dermalen an 
den Minifterial-Commiffär des Militär: 
Diftrictes), in welchem die Anftalt bes 
ftehen fol, gemacht; 

2. der Dri der Anftalt bezeichnet; 

3, ein Programm, welches den Zwed 
und. die Einrihtung der Anftalt aus— 
fpricht, vorgelegt; und 

4. die Nachweiſung geliefert werde, 
daß die Beftimmungen der 88. 2 und 3 
erfüllt find. 
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8. 10. Die Regierung kann die Er— 
Öffnung wegen Mangel der $$. 2 und 
3 geftellten Bedingungen unterfagen, 
Iſt ein Grund zur Unterfagung nicht 
vorhanden, fo nimmt fie die Eröffnung 
einfach zur Kenntniß. 

$. 11. Die Regierung übernimmt 
daher auch Feinerlei Bürgſchaft für die 
wiffenfhaftlihen oder pädagogifchen 
Reiftungen folder Privatanftalten,, es 
bleibt vielmehr ganz denjenigen, welche 
ihre Kinder oder Pflegebefohlenen ih— 
nen anvertrauen, überlaffen, fi davon 
zu überzeugen, ob fie ihres Vertrauens 
werth find oder nicht. 

8. 12. Alle Privat-Lehranſtalten fte: 
hen unter der Oberaufficht der Regie- 
rung; fie find daher verpflichtet, die 
von diefer geforderten Auskünfte über 
ihren Zuftand zu geben, und die Regie: 
rung ift beredhtiget, im der ihr geeig⸗ 
net fcheinenden Weife fih von die— 
fem Zuftande genaue Kenntniß zu ver- 
ſchaffen. 

$. 13. Verweigert eine Anſtalt den 
Regierungsbehörden die in Anſpruch 
genommene Einfiht, fo kann fie ge- 
fhloffen werden; dasjelbe kann zu je- 
der Zeit geſchehen, wenn fie einen in 
moralifcher oder politifcher Beziehung 
ſchädlichen Character annimmt. 

$. 14. Keine Privat » Lehranftalt 
als folhe, mag fie den Namen eines 
Gymnaſiums oder einer Realſchule zu 
führen berechtigt worden fein oder nicht, 
kann ihren Schülern ftaatsgiltige, d. i. 
ſolche Zeugniffe ausftellen, denen der 
Staat Giltigkeit zuerfennt, wenn cd 
fih für die Schüler derfelben um den 
Eintritt in Staatsfhulen, in den 
Staatsdienft, oder um andere vom 
Staate zu madhende Zugeftändniffe 
handelt, deren Erlangung die Gymna— 
ftal- oder Realfchulbildung vorausfegt. 
Zur Erlangung ftaatögiltiger Zeugnifie 
haben die Schüler der Brivatanftalten 
fi der Prüfung an eimer öffentlichen 
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entfprechenden Lehranftalt zu unter: 
ziehen. 

8. 15. Es können jedoh Privat: 
Rehranftalten vom Minifterium in den 
Rang öffentliher Gymnaſien oder Re- 
alfhulen erhoben werden, wenn ihre 
Einrihtung die für den beabfichtigten 
Erfolg des Unterrichtes nöthigen Bürg- 
fhaften darbietet; in diefem Falle er 
halten fie das Recht, ftantsgiltige Zeug— 
niffe auszuſtellen. 

$. 16. Wer häuslichen Unterricht in 
den Lehrgegenftänden der Gymnaſien 
und Realfchulen zu ertheilen wünfcht, 
bedarf dazu feiner befonderen Bewilli- 
gung der Behörden. Es ift daher fünf: 
tig, wenn Schüler, welche häuslichen 
Unterricht genießen, an öffentlichen 
Lehranftalten ala Privatfchüler oder zu 
einer Prüfung an einem Gymnafium 
oder an einer Realfchule fich melden, 
die Vorweiſung eines Lehrfähigkeits— 
zeugniffe® ihrer Hauslehrer nicht mehr 
zu fordern. 

8. 17. Brivatanftalten, welche einen 
Unterricht beabfichtigen, der in dem Sy— 
fteme der Staatsfhulen feinem Wefen 
nach nur an Anftalten ertheilt wird, die 
den Unterricht der Gymnaſien oder Re— 
alfhulen ſchon vorausfegten,, fönnen 
nur mit befonderer Bewilligung der 
Regierung errichtet werden. Die Errich— 
tung und der Kortbeftand fegt voraus: 

1. daß fein Lehrer beftellt werde, 
welcher nicht mit Rüdfiht auf feine 
wiffenfhaftlihe Befähigung und auf 
fein moralifches und politifches Betra— 
gen von der Regierung als befähigt an— 
erfannt worden ift; 

2. daß die Subfiftenzmittel der An— 
ftalt für eine Reihe von Jahren wenig- 
ftend mit einem hohen Grade von 
Wahrfheinlichkeit gedeckt find. 

$. 18. Die Beftimmungen der $$. 
2,3, 12—16 gelten aud) von diefer 
Art von Privat - Lehranftalten,, doch 
kann eine Zulaffung der Schüler diefer 
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Anftalten zu Staatsprüfungen oder zu 
Prüfungen an öffentlihen Anftalten, 
um ftaatsgiltige Zeugniffe zu erwerben, 
nur infofern beanfprucht werden, als 
die Erwerbung folder Zeugniffe nicht 
gefeßlich von dem Befuche öffentlicher 
Kehranftalten abhängig gemacht ift. 

8. 19. Die Errichtung von Lehran— 
ftalten für Zeichnen, Muſik, Schön— 
ſchreiben und ähnliche Begenftände un— 
terliegt den in den 88. S—16 enthal« 
tenen Beftimmungen. Andere Lehran— 
ftalten, wie 3. B. Handelsſchulen, wer: 
den nah den für diejenigen Anftalten 
geltenden Beftimmungen behandelt, 
welchen fie ihrem Wefen nah am näch— 
ften verwandt find. 

8.20. Für den Privatunterricht, in 
fomweit er die Volksſchulen erfegen fol, 
bleiben die bisherigen VBorfchriften noch 
in Wirkſamkeit, nur ift auch bier zur 
Ertheilung des häuslichen Unterrichtes 
nicht mehr erforderlich, daß die Lehrer 
fid) mit einem Fähigkeitszeugniſſe aus— 
weifen. (Kaiferl. Bdg. vom 27 Sän, 
1850, wirkfam für alle Kronländer. R. 
G. B. Nr. 309.) 

Privat⸗-Lehranſtalten, ſ. Lehre: 
rinnen, Privatlehrer, Religions: 
unterricht, Schulen, Winkel-Lehr⸗ 
anftalten. 

Privatlehrer. Hofmeifter, Inftruc- 
toren und Bouvernantinnen von ſchlech— 
ter Aufführung find gar nicht zu dulden. 
(Bdg. v. 26. Mai 1770.) 

— — lieber das fittlihe Betragen 
der Privatlehrer ift forgfältig zu wa— 
hen, und denfelben den Privat » Unter: 
richt der Jugend nur in fo lange zu ge: 
ftatten, als fie die Pflichten eines Ju— 
gendlehrers erfüllen, und denfelben 
durch ein böfes Beifpiel nicht gefährlich 
und ſchädlich find. $. 130 der Schul» 
Verfaſſung. 

— — Grundſätze hinſichtlich des 
Unterrichtes von iſraelitiſchen Privat— 
Lehrern, ſ. Juden⸗-Lehrer. 
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Hrivatlehrer. Wegen Ertheilung 
des Religiond-Unterrichtes durch Privat: 
lehrer, f. ee 

— — f. Studirende, 

Privat⸗Theater, Verwendung der 
t. k. Hoffhaufpieler auf Privatbühnen, 
f. Hoffchanfpieler. 

— — ſ. Haustheater. 

Privat:Unterriht. Mit a. h. 
Entjhließung vom 16. Jänner 1841 
wurden die Seelforger auf dem Lande 
zur Ertheilung des Privat-Unterrichtes 
in den Örammatical-Glaffen an einzelne 
talentvolle und arme Knaben ihrer Ge« 
meinde in der Art ermächtiget, daß fie 
das Befugniß hierzu dur ihr Ordi— 
nariat bei der Landesftelle anzufuchen 
haben, welche ihmen dasſelbe zu ertheis 
len hat, wenn fi der Ordinarius für 
fie unter Bezeugung deren intellectuel» 
ler und moralifher Bildung verwen- 
det. Die auf diefe Art unterrichteten 
Knaben haben fih am Schluffe eines 
jeden Schuljahres am nächſten öffentli» 
hen Gymnaſium zur Prüfung über den 
Jahres⸗Curs zu ftellen, und find nur, 
wenn fie bei diefer Prüfung gut beftes 
ben, zur Auffteigung an einem höhe- 
ren Eurs zuzulaffen. Derlei arme Kna— 
ben find übrigens vom Erlage des 
Schulgeldes befreit. (Stud. Hfcom. 
Decr. vom 4. Februar 1841 3. 572 
an fämmtlihe LTänderftellen. Verordn. 
der n. öfterr, Regierung vom 2. März 
1841 3. 11109. Pr. ©. ©. 23. Br. 
Nr, 25.) 

— — Ausdehnung der Be 
willigung zur Ertheilung des 
Privat» Unterrihtd in den 
Grammatical-Elaffen auf dem 
Lande aub auf Eooperatoren 
und Eurat-Beneficiaten. Seine 
faif. fönigl. Majeftät haben aus An- 
laß der über die Anwendung der 
mit. Studien : Hof - Commiffions = De- 
cret vom 4. Februar 1841 befannt 
gemachten a. 5. Entſchließung vom 
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16. Jänner 1841 in Betreff der den 
GSeelforgern auf dem Lande ertheilten 
Bewilligung zum Privat-Unterrichte in 
den Grammatical-Claffen geftellten An- 
fragen unterm 1. Febr. 1842 zu be- 
ſchließen gerubt, daß die in der er« 
wähnten a. h. Entfhliegung vorkom— 
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dem Lande“ nicht auf Landdehanten und 
Pfarrer allein, fondern auch auf Coo— 
peratoren und Eurat:Beneficiaten, die 
nicht im Drte des Gymnaſiums ſich be— 
finden, zu beziehen fei, und daß ferner 
diefe Seelforger zwar an den verein« 
zelten Privat-Unterricht nicht gebunden 
find, wohl aber die a. h. Anordnung, 
daß diefer Unterriht nur an einzelne 
arme und talentvolle Knaben ihrer 
Gemeinden ertheilt werden dürfe, ftrenge 
anzuwenden fei, indem dann, wenn 
diefe Ermächtigung richtig aufgefaßt 
und angewendet wird, ſich ein förm- 
lihed und insbefondere Iucratives 
Schulehalten nicht ergeben fann. In 
allen übrigen Beziehungen find, bei den 
auf diefe Art unterrichteten Schülern, 
die fonft für Oymnafial-Privatiften ber 
ftehenden Borfchriften genau zu beob« 
achten, daher diefelben insbefondere 
aud der gefeglichen Vorprüfung zu uns 
terzieben und von der Prüfungs-Tare 
nicht frei zu halten find. In Gemäß- 
heit diefer a. h. Entſchließung hat die 
Zandesftelle das weiter Erforderliche 
zu verfügen und hievon aud die Pro- 
vinzial » Gymnafial » Directionen und 
Gymnaſiums-Vorſtände mit dem Ber 
deuten zu verftändigen, daß diefe Gat- 
tung Privat-Schüler bei der gefeglichen 
Anmeldung beim Beginne des Schuls 
jahres mit den fonft für Gymnafial- 
Privat- Schüler vorgefchriebenen Aus- 
weifen auch jederzeit ein giltiges Zeug- 
niß über ihre Dürftigkeit beizubringen 
haben. (Studien - Hof» Commiff.-Decr. 
vom 12. Februar 1842 3. 833, an 
fümmtl. Länderft. Vdg. der n. d. Reg, 
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vom 4, Mär; 1842 3.13195. Pol. 
®. ©. 70. Bd. Nr. 21.) 

Privat = Unterricht, ſ. Beam: 
ten=Nebenbefchäftigungen, Reli- 
gions = Unterricht, Winfel:Zehr: 
anftalten, 

— — proviforifhes Gefek über den 
Privat-Unterriht, f. Privat + Lehr: 
anftalten. 

Privat-Bereine, ſ. Vereine. 

Privilegien. Bei Verleihung der 
Privilegien im Fache der Typographie 
und Lithographie ift immer die aus— 
drückliche Clauſel beizufeßen, daß die 
Privilegien-Inhaber, fo lange ihnen 
nicht felbftftändige Befugniffe auf die 
fragliben Beichäftigungen verliehen 
feien, ihre Privilegien nur durch Ueber- 
laffung an einen befugten Drucker zu 
benüßen berecdhtiget feien. (Hfd. vom 
29. Juli 1826. Stub. ö. V. G. 1. B. 
S. 319.) 

— — Beſtimmungenrückſicht— 
lich des Verkaufes geiſtiger Ge— 
tränke von den Inhabern der 
auf die Erzeugung dieſer Ge— 
tränke berechtigenden Privi— 
legien. Der Inhaber eines ausſchlie— 
Benden Privilegiums zur Erzeugung 
geiftiger Getränke ift berechtiget, Ro— 
foglio, Liqueur, Branntwein nad der 
neu erfundenen neuen Methode, infos 
fern folde nah dem Sinne des a. h. 
Privilegien» Batentes auch das Fabri— 
fationsrecht begründet, zu erzeugen, 
und feine diesfälligen Erzeugniffe zu 
verfihleigen. Was den Berfchleiß je 
doc betrifft, fo fei der Privilegirte in 
der Ausübungsart auf die gefeglichen 
Normen, die in Beziehung auf das 
Verſchleißrecht der Rojoglio-Fabrifan- 
ten beſtehen, gebunden. Gleichwie da— 
her jeder Roſoglio- und Liqueur-Fabri— 
kant den Verkauf feiner Erzeugniffe im 
Großen, d. i. bi zu einem Viertel— 
eimer ausüben darf, beim Verſchleiße 
feiner Erzeugniffe im Kleinen aber auf 
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den Verkauf derfelben nur in verfiegel« 
ten Bouteillen beſchränkt ift, eben fo 
fönne auch den Inhabern eined auf 
die Erzeugung geiftiger Getränfe bes 
rechtigenden Privilegiums der Klein» 
verfauf der erzeugten Nofoglio, Liz 
queurdac. nur auf den Abfak in verfie- 
gelten Bouteillen, die nicht weniger ala 
ein Seit! enthalten, geftattet werden, 
ed wäre denn, daß einer oder der an« 
dere zugleich auch eine Schankbefugniß 
im ordentlihen Wege erlangt und dar 
durch das Recht erworben hätte, nad 
Beichaffenheit diefes Befugniſſes ent- 
weder den Ausfhant über die Gaffe 
oder jenen an fibende Gäfte in einem 
biezu eingerichteten Locale auszuüben. 
Was jedoch den Branntwein betrifft, 
fo wurde beftimmt, daß den zur Er- 
zeugung geiftiger Getränfe berechtigten 
Privilegien Inhabern, die nicht zugleid) 
ein befonderes Schanfbefugniß befigen, 
der Verkauf des Branntweing im Gro- 
gen unbefhränkt, dagegen aber beim 
Kleinverfhleige niht unter Einer 
Map geftattet fei. (Hffmr. Decr. vom 
1. Mai 1829 3. 17163; n. ö. Rggs. 
Vdg. vom 12. Mai 1829 3. 25788, 
n. ö. Prov. &. ©. 11. Thi. Nr. 111.) 

Privilegien. Pat vom 31. März 
1832. Bol. G. ©. 60. Bd. Nr. 31. 

— — Aus Anlaß des Abfterbens 
Sr. f. f. Majeftät Kaifer Franz I. 
wurde in Bezug auf die bisher bei jes 
der Regierungs« Beränderung üblichen 
Berhandlungen wegen Beftätigung der 
Privilegien und Gonceffionen 
mit a. h. Entſchließung vom 9. Jänner 
1836 beftimmt, daß dermal feine neue 
Beftätigung diefer Privilegien noth- 
wendig fei, und daß bis auf weitere 
Weifung alle jene Privilegien fortzus 
dauern haben, welde von Sr. k. k. 
Majeftät Franz I. verliehen oder befta- 
tiget worden find, infoferne fie nicht 
mit beftimmten Gefegen und Einrich— 
tungen im Widerfprude fliehen, mit 
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dem weiteren Vorbehalte, daß, wenn 
gegen ſolche Privilegien in der Beit- 
folge entweder von Privaten oder von 
Behörden Anftände erhoben werden, 
diefelben in jedem einzelnen falle der 
höchſten Behörde zur Entfcheidung vor— 
zulegen feien, ob das Privilegium 
fortdauern könne oder nicht. (Hfkzl. D. 
vom 16. Jänner 1836 3. 1254, an 
fämmtl. Länderft., n. ö. Rggs. Vdg. 
vom 7. Febr. 1836 3. 7363. Pol. ©. 
©. 64. Bd. Nr. 14.) 

Privilegien, bei Privilegien für Er- 
findüngen, die fih auf Gegenftände der 
Berzehrung beziehen, ift immer das Gut- 
achten der medic. Facultät einzuholen. 
Diefe Borfchrift it aber nicht auf jene 
Fälle auszudehnen, wo das Object der 
Privilegirung lediglich ein zur Berei- 
tung von Berzehrungs = Gegenftänden 
zu verwendendes Gefäß ift, und ſonach 
nit ein eigentliches Sanitäts » Object 
für die medic. Beurtheilung bildet, in 
welchen Fällen das polytechnifche In« 
ftitut ala competente Behörde, mehr 
als die medic. Facultät berufen und 
geeignet erfcheint, ein Gutachten zu er- 
ftatten, ob und inwiefern das Object 
der Privilegirung fowohl in Beziehung 
auf das verwendete Materiale, ale 
auch in Bezug auf die Art der Con— 
ftruirung in Sicherheits - Rücdfichten 
einem Bedenken unterliege. (Hffmr. D. 
vom 15. Juni 1840 3. 26270. Bdg. 
der n. ö. Reg. vom 13. Aug. 1840 
3. 44919. Sn. ©. V. 3. 1840. 
Nr. 43.) 

— — Bei Gefuhen um Privile— 
girung bloßer Apparate zum Behufe 
des Gebraucdhes von Dampf und an« 
dern Bädern ift keineswegs eine Sani— 
täts⸗Sache im engeren Sinne in der 
Trage, daher das Gutachten des poly- 
technifchen Inſtitutes in Sicherheits» 
Rüdfichten genügend, und es erfcheint 
die Einvernehmung der medic. Facultät 
weder nöthig noch zweckdienlich, un fo 
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weniger, als überdies gegen erwirfte 
Privilegien nachträgliche Anftände er- 
hoben, und diefelben aus öffentlichen 
Rückſichten aufgehoben werden können. 
(Hffne. Deer. vom 19. Det. 1840 
3. 40885. Bdg. der n. d. Reg. vom 
1. Nov. 1840 3. 62109. An. ©. 2. 
3. 1840. Rr. 62.) 

Privilegien. Nah dem Wortlaute 
des, der Regierung mit Hoffmr. Böng. 
vom 23. Mär; 1831 8. 10228 inti- 
mirten a. h. Gabinetd-Schreibeng vom 
8. Mai 1831 (f. Ausländer) ift eine 
Einvernehmung der betreffenden Poli— 
zei-Behörden allerdingd nicht nur bei 
Verleihung, fondern aud bei Verlän— 
gerung der an Ausländer fchon verlie- 
henen Privilegien vorgefchrieben, da- 
ber fih auch fünftighin genau nad die 
fer Vorfchrift zu benehmen ift. (Hffmr. 
D. vom 24. Dec. 1842 3. 52177. 
Rggs. Zahl 77,771, n. ö. Prov. ©. 
©. 24. Bd. Nr. 240.) 

— — Um bei vorkommenden Ge 
ſuchen auf Privilegirung von Erfins 
dungen in Gegenftänden der Verzeh— 
rung der a. h. Entſchließ. v. 23. Juli 
1822, Hoflammer- Zahl 2325— 1053, 
pflihtgemäß zu entfprechen,, und ande» 
rerſeits doch auch die Privilegiums- 
werber von der Auslage einer nicht 
unbeträchtlichen Targebühr dort, wo die 
öffentlihen Sicherheits - Rüdfichten 
ſolche nicht abfolut nothwendig machen, 
zu verwahren, wird die k. k. Regierung 
angewiefen, fünftighin bei einem jeden 
vorkommenden derlei Geſuche immer 
vorerft den Landes » Protomedicus im 
furzen Wege zu vernehmen, ob derfelbe 
eine Begutachtung des betreffenden 
Privilegiums-Objectes durch die medic. 
Facultät als nothwendig erkenne oder 
nicht? Im erjten Falle ift die Vergut— 
achtung der medic. Facultät unverzüg— 
li einzuleiten, im verneinenden Falle 
aber über das Privilegiums-Einſchrei— 
ten nad) Vorſchrift des $. 7 des a. br 
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Patentes vom 31. März 1832 vorzu- 
gehen. (Hffmr. D. v. 19. März 1845 
3. 9491. Rggs. 3. 18306. n. ö. Pr. 
G. ©. 27. Bd. Nr. 49.) 
Privilegien. Wiederholt vorgefom- 
mene Befhwerden und Recurfe haben zu 
der Wahrnehmung geführt, daß die Ins 
haber ausſchließ. Privilegien auf Er 
findungen und Berbefferungen im Ge— 
biete der Induftrie vielfahe Mißbräuche 
und ftörende Uebergriffe in die Arbeits— 
rechte der befugten Gewerbsunterneh— 
mer zu großem Nachtheile für dieſe 
Zepteren begeben, und daß überhaupt 
folhe Erfindungs-Patente nicht felten 
nur in der Abſicht gelöst werden, um 
auf diefem Wege unter dem Schuße 
eines Privilegiums auf irgend eine ger 
ringfügige Erfindung oder Verbeſſe— 
rung ſich den Betrieb einer gewerblichen 
Beihäftigung anzumaßen, für welche 
das Gefek die Erwirkung eines ämtli- 
hen Befugniffes unter Nachweiſung 
beitimmter Erforderniffe vorzeichnet, 
und welche Nachweiſung zu leiften fie 
außer Stande find. Ein folder Zu: 
fta.? der Dinge verträgt ſich nicht mit 
der durch die heftehende Gewerbsverfaf- 
fung feitgefegten Ordnung und der dem 
berechtigten Gewerbsftande gegen Eins 
griffe in feine Arbeitsrechte gefeglich 
zugefiherte Schuß verlangt dringend 
eine Abhilfe. Sämmtlihe Behörden 
werden daher angewiefen, auf ftrenge 
Handhabung der Beftimmung des Pri- 
vilegien-PBatentes vom 31. Marz 1832, 
$. 10, der gemäß die Rechte der Pri- 
vilegien-Befiger nur auf den eigentli- 
hen Gegeuftand der privilegirten Er- 
findung oder Berbefferung befchränft 
find, und daher weder auf verwandte 
Begenftände ausgedehnt, noch den ber 
ftehenden Gewerbögefegen oder ande: 
ren Gerechtfamen zumider ausgeübt 
werden dürfen, fefte Hand zu halten. 
(Erl. des E. k. Minift. des Aderbaues 
und des Handels vom 28. Zuli 1848, 
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an fanmtl. Länderſt. Pol. ©. ©. 76. 
Bd. Nr. 98.) 

——— Verleihung an Fremde, 
ſ. Ausländer. 

— — Beſtimmungen zur Führung 
des faif. Adlers von Privilegien Ber 
fißern, f. Adler, Schilde. 

— — auf die Ausübung der Dampf» 
ſchifffahrt, ſ. Dampfſchifffahrt. 

— — des Wechſelhauſes S. M. v. 
Rothſchild für den Bau einer Eifen- 
bahn, f. Eifenbahn. 

— — ſ. Branntwein. 

Proceffionen, bei, ift das Tragen 
von großen Bahnen verboten, und nur 
die kleinen Schwing- oder gewöhnli- 
hen Kirchenfahnen geftattet. (Hofent- 
fhließung vom 16. Mai 1781. Krop. 
Gef. Iof. 2. Bd. ©. 409.) 

— — bei, ift die Mittragung der 
Statuen allgemein verboten. (Hfd. 
v. 28. Aug. 1783. Krop. Gef. Iof. 
2. Bd. ©. 410.) 

— — Auf eine wegen Abhaltung 
der gewöhnlichen Proceffionen gemachte 
Anfrage haben Se. Majeftät bewilligt, 
befannt zu machen: 

„Es fei der Wille Sr. Majeftät, daß 
dem Volke jene alt hergebrachten An— 
dDahtsübungen, zu welchen dasfelbe, 
nad) jeiner angewöhnten Denkungsart, 
befonderes Zutrauen hege, und infos 
fern foldhe die Herren Drdinarien mit 
den reinen Begriffen der Fatholifchen 
Religion vereinbarlich finden, fortan 
geftattet werden follen. (Hfd-. vom 19. 
März 1790. Krop. Gef. Leop. 1. Bd. 
©. 59.) 

— — in nit zu großer Entfer- 
nung von den Pfarrkirchen fönnen Bi— 
ſchöfe nad vorläufiger Anfrage an die 
Zandesftelle, in allgemeinen Anliegen: 
heiten und auf Verlangen der Gemein» 
den geftatten. (Hofd. vom 19. März 
1791. Kp. Gef. Leop. 1. Bd. ©. 59.) 

— — f. Gewehre. 

— — ſ. Wallfahrer. 
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Productionen, öffentliche, Abgabe 
an den Armenfond, ſ. Armenfond. 

— — öffentliche, f. Polizei: Be: 
hörden, Wirkungsfreis $. 19. 

— — öffentlihe, Grundfäße hin- 
fibtlih der Bewilligungen hiezu, fiehe 
Schau:Productionen. 

— — deren Beendigung betreffend, 
f. Schau:Produrtionen. 

— — f. gymnaftifche Künfte. 

Profeffioniften, welche Mineralien 
auf Kohlenfeuer fchmelzen, follen in 
freie Orte gefhafft werden. (Rggs. 
Bdg. vom 17. Dec. 1734. Krop. Gef. 
%of. 7. Bd. ©. 434.) S. a, Gürtler. 

— — den, und Handwerfern ift das 
Arbeiten an Sonn- und Feiertagen un« 
terfagt, tritt ein Nothfall ein, fo haben 
felbe die Erlaubniß von dem betreffen« 
den Pfarrer anzufuchen. Einem Reifen- 
den jedoch fann der gebrochene Wagen 
auch ohne Erlaubniß zugerichtet wer— 
den, f. Sonn: u. Feiertagsheili- 


gung. 

Dromeflen : Gefhäft. Se. tk. t. 
Majeftät haben mit höchſter Entfchlie- 
Bung vom 14. Aug. 1833 zu entfchei- 
den gerubt, daß das fog. Promeſſen— 
Gefhäft mit den Looſen der Staats— 
Anleihen als ein auf die Ziehungen der 
Staats-Lotterien unternommenes Aus- 
fpielen von Geldgewinnften, im Sinne 
der 88. 27 u. 28 des Kotto-Patentes v. 
13. März 1813, verboten und darnach 
zu behandeln fei. (Hfkmr. Decr. vom 
19. Aug. 1833 3. 37025, an fämmtl. 
Länderft. und Cam. Gefäll. Berwalt., 
mit Ausnahme von Mailand, Benedig 
u. Dalmatien. Kundgem. in N. Deft. 
mit Girc. vom 31. Auguft 1833, 3. 
47232 in Steierm., am 1.; in Defterr. 
ob der Enns am 2.; in Illyrien und 
Galizien am 7.; in Böhmen am 11. 
Sept.; in Mähren am 27. Dct. 1833 
3. 33770. Pol. ©. ©. 61. Bd. 
Nr. 127.) 

— — Derbot des fog. Pro 
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meffen-Gefhäftesmitden Loo— 
fen des fürftlih Eſterhazyſſchen 
Anleihbens. Dur eine Anzeige der 
biefigen k. k. Kotto- Gefälls - Direction 
ift man zur Kenntniß gelangt, daß das 
fog. Bromeffen-Gefhäft, deffen Unter- 
nehmung mit den Xoofen der Staats- 
anleihen durch die der Gameral:Gefäl- 
lenverwaltung befannt gegebene a. b. 
Entfheidung vom 14. Aug. 1833 als 
eine Mebertretung der a. b. Lotto-Pa— 
tentsvorfähriften erklärt wurde, gegen- 
wärtig mit den Loofen des bei den 
Wechſelhäuſern Rothſchild und Sina 
gemachten fürftlih Eſterhazy'ſchen An- 
leihend von 7 Millionen und zwar in 
der Art unternommen werde, daß dem 
Theilnehmer gegen eine Darangabe ber 
nannte Einlage von einigen Gulden, 
und gegen die Verbindlichkeit zur nach— 
träglichen Bezahlung des Nominalwer- 
thes eines Looſes diefes Anleihen der 
in deffen nächfter Ziehung auf eine be— 
flimmte Nummer fallende Gewinn zu— 
gefichert, und für jeden Fall freigeftellt 
wird, bis zu einem beftimmten Termin 
nach der Ziehung gegen den Erlag des 
mehr als den damaligen Courswerth be= 
tragenden Rominalmwerthes eines Roo» 
ſes, jenes, welches mit der gleichen 
Rummer verfehen ift, zu erheben, oder 
durch die Unterlaffung diefer Erhebung 
die zuerft gemadte Einlage zu verlie- 
ren. Da nun die Unternehmung diefes 
Geſchäftes eine Uebertretung des a. h. 
Lotto Batentes ift, fo wird die Came— 
tal = Gefällenverwaltung auf Ddiefelbe 
aufmerkſam gemacht und angemwiefen, 
wegen Entdedung und Beftrafung ders 
felben nah ihrem Wirkungstreife das 
Amt zu handeln. (Hoffmr. Decr. vom 
7. Dec. 1836, an füämmtlihe Cameral« 
Gefällenverw. u. an die Cameral-Ma— 
giftrate in Mailand und Venedig. Kp. 
G. ©. 62. Bd. Nr. 196.) 
Promeſſen-Geſchäft. Es find 
Fälle vorgelommen, daß aus dem Aug: 
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lande Briefe an inländifhe Adreffaten 
einlangten, welche Einladungen zur 
Theilnahme an einem Promefien- Ge- 
fhäfte auf Looſe kaiſ. öfterr. Staats— 
anlehen enthielten. Da derlei Premef- 
fen-Gefhäfte im Inlande nad der, mit 
Gircular » Berordnung vom 31. Aug. 
1833 befannt gemadten a. h. Ent- 
ſchließung vom 24. desfelben Monats 
und Jahres verboten find, fo verfteht 
es ſich von felbft, dag auch die Theil- 
nahme an folden Promeſſen-Geſchäften 
im Auslande, gleich dem im $. 25 des 
a. b. Patentes vom 13. März; 1813 
verpönten Einfeßen in auslandifche 
öffentlihe oder Privat» Rotterien vers 
boten, und nah Maßgabe der erwähn- 
ten Eirc. Bdg. vom 31. Aug. 1833 zu 
behandeln fei. (N. ö. Rage. Eirc, vom 
14. Mai 1840 3. 25526. Pr. G. ©. 
22. 3. Nr. 86.) 
Promovirte Aerzte, ſ. Aerzte. 
Droteftanten, ſ. Afatholiken. 
Proteſtantiſche Filial » Bethäufer, 
f. Afatholifche Filial-Bethäufer. 
Protocolle. — Actenmittheilung. 
Wenn von Parteien Abfchriften von 
PBrotocollen über ämtlihe Commiſſions— 
Berhandlungen verlangt werden, fo 
tommt bei dergleihen Commiſſions— 
Protocollen überhaupt der wefentliche 
Unterfhied zu beobachten: ob fie blos 
ämtliche Erfahrungen, oder ob fie recht- 
lihe Erklärungen und eingegangene 
Berbindlikeiten von Parteien unter 
fih enthalten. Bon den erfteren, welche 
blos zum Amtsgebrauche dienen, ge: 
bühren zwar den Parteien feine Ab- 
fhriften; die Abfchriften won den leß- 
teren aber, welche zugleich als Privat— 
verträge anzufehen find, können den- 
jelben auf ihr Verlangen nicht wohl 
verfagt werden. (Hfkzl. D. v. 18. Apr. 
1807.) 


— — Ge. Majeftät haben jede Mit- 
theilung von Actenftüden an Parteien 
ſowohl in Abſchrift, ald mündlich, oder 
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durch Einfiht in diefelben, die Fälle 
ausgenommen, wo dieje durch Gefeße 
und Verordnungen vorgefhrieben ift, 
wiederholt, und unter Strafe der Dien- 
ftesentlaffung auf das Strengfte mit 
dem Beifage zu verbieten gerubt: daß 
die Parteien, welche ein oder dad an- 
dere Actenſtück in Abfchrift zu bekom— 
men oder einzufehen brauden, die 
Mittheilung oder Bewilligung zur Eins 
fiht bei der Behörde, die es betrifft, 
anzufuchen haben, welche fodann or» 
dentlich zu enticheiden hat, ob das Au- 
ſuchen zu geftatten fei oder nicht: wor- 
nad alle öffentlihen Aemter und jeder 
einzelne Beamte fih genau zu richten 
wiffen werden. (Hofkanzl. Decr. vom 
31. Dec. 1810 und Juſt. Hofd. vom 
19. Jän. 1811.) 

Protocolle. Es iſt ih rüdfihtlich 
der Berabfolgung von Abfchriften der 
amtlichen Protocolle an Parteien genau 
an die Weifung der Hoffanzl.v. 18. Apr. 
1807 zu halten, da im entgegengefeß- 
ten Falle jede entdeckte Abweichung als 
eine gefegwidrige Begünftigung der Bars 
teien geahndet werden müßte. (Ddg. d. 
böhm. Gub. v. 7. Zuni 1827 3.19743. 
Dbent. 3. Bd. ©. 10.) 

— — Alle Protocolle, welde die 
Stelle einer Eingabe vertreten, oder 
eine Rechtsurkunde enthalten, find ger 
bührenpflichtig. Sie unterliegen in 
Abſicht auf-die Stempelpfliht den für 
die Eingabe, die fie vertreten, oder 
die Urkunde, die fie enthalten, gelten» 
den Beftimmungen ; die Stempelgebühr 
ift jedoch, wenn nicht die ganzliche Bes 
freiung einzutreten bat, nicht unter 
15 fr. zu bemefjen. (U. h. Pat. vom 
9. Febr. 1850. T. P. 79 a. R. G. 2. 
©. 557, ſ. Vergleiche, Vergleichs: 
Protocolle.) 

Protomedicns hat in Wien die 
Apotheker » Bifitationen vorzunehmen, 
f. Apothefer-Bifitationen. | 

Provifionen, Vorſchrift über die 
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Beftätigungen der Quittungen, fiehe 
Pfarrer. 

Provifioniften, Behandlung der 
wegen eines Verbrechens oder einer 
ſchweren Polizei Uebertretung abgeur- 
theilten, in Hinfiht ihrer Genüffe, f. 
Penfioniften. 

Proviforen, ſ. Apotheker, Vo 
thefer:Inftruction, Wundärzte 

Prüfung, ſ. Stantsprä ng, 

Studirende. 
Prüfungszeugniſſe, f. Privat: 
Docenten, 

Pulver, deſſen Aufbewahrung be 
treffend, f. Feuerlöſchordnung. 

— — ſ. Schießpulver. 

Pulvermagazine, fiehe Schieß: 
pulver. 

Punzen. Ohne Gehaltspunze dür—⸗ 
fen von Gold und Silber gearbeitete 
Sachen nicht verkauft werden. (Patent 
vom 28. Sept. 1743, vom 23. Febr. 
1788. Barth. 9. u, G. Gef. 6. Bd. 
©. 370.) 

— — der in die kak. Schatzkammer 
gehörigen Juwelen, f. Schatzkammer. 

Punzirung. Um die von Sr. Ma- 
jeftät feftgefeßten Anordnungen über 
die Prüfung des Feingehaltes 
der Gold» und Silbergeräthe 
in Ausführung zu bringen, wird ver 
ordnet: 

8. 1. Die früheren Vorſchriften über 
die Nepunzirung und currente Punzi— 
rung der Gold: und GSilbergeräthe, 
dann über die Ablieferung und Kreis 
ftemplung der Silbergerätge werden 
aufgehoben. 

8.2.u.3. Die bereits durch das 
Patent vom 23. Febr. 1788 (f. Le: 
girung) eingeführte Feingehalts- oder 
Probe-Bunzirung für alle neuen ver— 
fertigten Gold» und Silbergeräthe hat 
auf eine den gegenwärtigen Verhältnif- 
fen angemeffene Art in fammtlichen 
Provinzen, mit Ausnahme Siebenbür: 
gend, des lombardifch = venetianifchen 
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Königreiches und einftweilen auch Dal- 
matiend einzig und allein zu beftehen. 

$. 4. Demfelben zu Folge dürfen 
alle Goldwaaren, fobald fie wenigſtens 
einen Ducaten im Gewichte haben, in 
Rücdfiht der Feine des Goldes nur 
na drei Abftufungen gearbeitet fein; 
fo zwar, daß das Gewicht eines Duca- 
tend entweder einen Werth von 1fl.30 Er. 
oder 2 fl. 30 fr., oder 3 fl. 30 fr. an 
feinem Golde oder was dasſelbe ift, 
daß die rohe Mark Wiener Gewichts 
bei der erften Gattung 7 Karat 10 
Gran, bei der zweiten 13 Karat 1 Gran 
und bei der dritten 18 Karat und 
5 Gran fein Gold in fih enthalten 
muß. Ale Stüde und Verzierungen 
von Goldwaaren müffen von gleichem 
eingehalte fein; die Legirung bleibt 
der Wahl des Arbeiters überlaffen. Bei 
Goldwaaren findet in Hinfiht des Fein- 
gehaltes feine Nachficht oder fein ſ. g. 
Remedium Statt. 

8.5. Das Silber darf nur nad 
zwei Abftufungen der Beine, nämlid 
die rohe Mark Wiener Gewichts drei— 
zehn» oder fünfzehnlöthig verarbeitet 
werden. Alle Stücde und Verzierungen 
einer Silberwaare müffen ebenfalls 
durhaus von dem nämlichen einge: 
halte fein ; zur Legirung des Silbers 
darf jedoch nur reined Kupfer genoms 
men werden. 

8.6. Der Feingehalts- oder 
Probe-Punzirung unterliegen alle 
neu verfertigten Goldgeräthe von vier 
Ducaten und darüber, fowie auch alle 
weißen oder vergoldeten Silberarbei: 
ten, welche ohne Berunftaltung mit der 
Punze bezeichnet werden können. 

8. 7. Ausgenommen von der Pun- 
zirung find: feine Piligranarbeiten 
und Shmudfaffungen, hirurgifche oder 
mathematifhe Inftrumente, Ordens— 
Decorationen und alle geprägten Me- 
daillen. 

$. 9. Jedes der Punzirung unters 


Punzirung. 


liegende Gold» oder Silbergeräthe muß 
mit folgenden Bunzen verfehen werden: 
Mit der Namenspunze des in 
Gold und Silber zu arbeiten befugten 
Gewerbömannes ; mit der ämtlihen 
Feingehalts- oder Probe-Be— 
ſtätigungs-Punze, dann bei 
Goldwaaren auch mit der Jahres 
zahl-Punze. 

8. 10. Die Namenspunze enthält 
die Anfangsbuchftaben des Tauf- und 
Zunanend des Gewerbömanned. Die 
Größe derfelben muß verhältnigmäßig, 
die Form aber bei allenfälliger Ueber: 
"einftimmung der Namensbuchſtaben 
zweier oder mehrerer Arbeiter verfchie- 
den fein, worüber die Punzirungsbe— 
hörde zu entfcheiden hat. 

$. 11. Die Goldgehalts- oder Pro- 
bepungen bezeichnen die gefeßmäßigen 
Abftufungen der Feine des Goldes, 
und zwar die mindefte mit der Zahl 1, 
die mittlere mit der Zahl2, die höchſte 
mit der Zahl 3; die Silberpunzen aber 
den 13= oder 15löthigen Silber: Kein- 
gehalt mit den Zahlen 13 und 15. 
Die Gold: und Silberpunzen enthalten 
einen lateinifhen Buchftaben , welcher 
das PBunzirungsamt, und eine arabifche 
Ziffer, weldhe die Punzirungsfubftitu- 
tion andeutet. Die laufende Jahreszahl 
ift in der GSilber-Probepunze felbft, 
für das Gold aber in einer befonderen 
Punze ausgedrüdt. Doch kann die Jah— 
reszahl-Punze bei kleinen oder ſolchen 
Goldwaaren, welche das Aufdrücken 
derſelben nicht vertragen, ganz unter 
bleiben. 

$. 12. Die der Punzirung unterlie— 
genden Gold» und Silbergeräthe müf- 
fennob vor ihrer Vollendung 
mit den Amtlihen Punzen verfehen 
werden. 

$. 13. Die Bunzirung mit den da- 
mit verbundenen Gefchäften wird von 
dem PBunzirungsamte und den unter: 
geordneten Subftitutionen verrichtet. 
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$. 14 und 15. Die Punzirungs» 
oder Probegebühr wird ohne Unter: 
fchied des Feingehaltes, nad dem ro- 
ben Gewichte von der Ducatenfchwere 


‚mit 10 fr. €. M. und von dem Loth 


Silber mit 6 fr. C. M. jedesmal glei 
bei der Bezeichnung mit der Feingehalts: 
Punze eingehoben. 

8. 16. Wenn ein zur Probepunzi- 
rung gebrachtes Gold» oder Silberge- 
räthe den gefeßmäßigen Beingehalt nicht 
bat, fo wird das Geräthe, infofern der 
Gewerbsmann einwilligt, zerfchlagen, 
von der Punzirungs-Behörde zurückbe- 
halten und die Vergütung des inneren 
Werthes geleiftet. Willigt der Gewerbe: 
mann nicht in die Zerfhlagung des Ge- 
räthes, fo kann er bei der höheren Be— 
hörde die Veranlaffung einer wieder: 
holten Prüfung des Feingehaltes an- 
fuchen. Der Bunzirungs=-Behörde liegt 
dann ob, die beanftandeten Gold» und 
Silbergeräthe dahin zu fenden, wo eine 
neuerlihe Prüfung des Feingehaltes 
eingeleitet wird. Zeigt fich hierbei, daß 
das vorgefchriebene Gold» oder Silber- 
geräthe von der vorgefchriebenen Feine 
ift, fo wird dasfelbe gegen Entrichtung 
der Gebühr mit der Probepunze verfe- 
ben. In diefem Falle beftreitet das Ge- 
fall die Einfendungstoften. Bewährt 
ſich jedoch bei diefer wiederholten Un» 
terfuhung, daß dem Geräthe die vor: 
gefchriebene Feine mangelt, fo wird 
dann die Waare zerfehlagen und die 
Vergütung des inneren Werthes nach 
vorläufigem Abzuge ſämmtlicher Koften 
geleiftet. Diefelben Beftimmungen find 
zu beobachten, wenn bei der Bunzirungs- 
Behörde der Verdacht entiteht, daß in 
einem zur Punzirung gebrachten Gold» 
oder GSilbergeräthe ein fremdartiger 
Körper eingefchloffen ift. 

8. 17. Der Gewerbsmann, welder 
unterläßt, ein der Bunzirung unterlie- 
gendes Gold» und Silbergeräthe der: 
felben noch vor dem Sieden und Boli- 


Ouarantainedienfl. 


ren zu unterziehen, werliert die foldher 
Geftalt betretene Maare. 

&. 18. Der Arbeiter, welcher ein 
nicht punzirte® Gold» oder Silberge- 
räthe veräußert oder verfendet, hat den 
Betrag desinneren Werthes der Waare, 
und die Punzirungsgebühr zu erlegen, 
fehlt aber einer ſolchen Waare überdies 
noch der gefeßmäßige Feingehalt, fo 
verfällt der Arbeiter in die doppelte 
Merthöftrafe. 

8.19. Ein Gold- oder Silberge- 
räthe, worin Eifen, Kupfer, Blei oder 
irgend ein anderer fremdartiger Körper 
eingeſchloſſen ift, unterliegt der Con— 
fiscation. Inwiefern hierbei der Ge: 
werböverluft und die weitere Beftra- 
fung des Gewerbsmannes einzutreten 
hat, ift nach den politiſchen Anordnun— 
gen und dem allgemeinen Strafgefeße 
zu beurtheilen. 

8.20. Wer immer in der Berfäls 
[hung oder Nahahmung einer vorge: 
ſchriebenen Bunze oder auch in der Ein« 
löthung einer echten Punze als Selbft- 
thäter oder Mitfchuldiger betreten oder 
deffen überwiefen wird, macht fich nad) 
dem Str. ©. B. eines Verbrechens 
fhuldig , verliert die Waare und muß 
das Werarium für den Entgang der 
Punzirungsgebühr entfhädigen, Dem 
Angeber ift mit Geheimhaltung des 
Namens eine Belohnung von 100 Stüd 
Ducaten zugefihert, zu deren Zahlung 
der Schuldige verhalten wird. 

8. 21. Jedem redlichen Befiker wird 
die zuvor erwähnte Gold- oder Silber- 
waare, wenn fie den gefeßmäßigen Fein⸗ 
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gehalt hat, gegen Vernichtung der nach— 
gemachten, verfälfchten oder eingelöthe- 
ten Punze mit der gehörigen amtlichen 
Punze unentgeltlich bezeichnet. Sollte 
aber einer ſolchen Gold- oder Silber— 
waare auch der gefeblihe Feingehalt 
fehlen , fo ift fie zurüdzubehalten und 
dem redlichen Befiger der innere Werth 
zu vergüten. Weber alle Uebertretungs- 
fälle der in Abficht auf den Feingehalt 
und die Bunzirung beftehenden Vor» 
fhriften hat die Bunzirungs-Behörde 
der Statthalterei die Anzeige zu erftat- 
ten, welche die Entfcheidung und das 
Straferfenntniß zuftellt. (Hftmr. Deer. 
v. 30. Jän. 1824 3. 15139 an die 
Ränderftellen in Ried. Deft., Ober-Deft., 
Steiermark, Kärnten, Böhmen, Mäh- 
ren umd Galizien; kundgemacht in 
Nied. Deft. am 6., in Dber-Deft. am 
7., in Steiermarf und Kärnten am 11., 
in Böhmen am 20. März ; in Galizien 
am 1. April 1824. Krop. ©. ©. 49. 
Band Nr. 37.) 

Purgirmittel, deren Verſchleiß 
durch Materialiften, fiehe Le Roy- 
Zinctur. 

— — fiche Materialwaaren: 


Händler. 


Putzarbeiten, weibliche, Freigebung 
derfelben auch mit Gehilfen und in Ber- 
ſchleißgewölben, f. freie Beſchäfti— 
gung. (Vdg. v. 28. Dec. 1836.) 

en. ſ. Frauen⸗-Putz⸗ 
waaren. 

Pyrotechniſche Gegenſtände, ſiehe 
Feuerwerkskörper, Knall⸗Präpa— 
rate, Kupferzündhütchen. 


O. 


Quarantainedienſt, ſ. See⸗ 
Sanitäts = Verwaltungs = Regle: 
ment. 

Quartier, |. Wohnung. 


Quartiergeld, fiche Beamten: 
Suspenfion. 
Quedfilber. Jene Profeffioniften, 


welche mit felbem arbeiten, find in freie 


Quechkſilber. 


Orte zu ſchaffen. (Bog. vom 17. Dec. 
1783. Barth. 9. u. ©. Gef. 6. Br. 
©. 585.) f. a. Gürtler. 


Duedfilber und alle daraus kom— 
mende Präparate find vom Hauſirhan— 
del ausgeſchloſſen, ſ. Hanfirpatent 
8.12 fg. 

Quedfilber = Bereitungen, — 
Dpiate, abtreibende Arzneien dürfen 
nur auf ärztlihe Verordnungen abge- 
reicht werden, |. Apothefer-Inftruc: 
tion, 

Quedfilber = Präcipitat ift als 
Biftwaare anzufehen. (Rggs. Decr. v. 
1. Febr. 1812 3. 424. Guld. ©. 7. 
3. Bd. ©. 243.) 
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Radſchuh. 
Quedfilber:Präcipitat. Praͤcipi⸗ 


tat, rother (mercurius ruber praeci- 
pitatus) eben fo der weiße Quedfilber- 
Präcipitat (mereurius praeecipitatus al- 
bus) gehört zu den eigentlihen Giften, 
f. Giftverfauf. 

uedfilber : Sublimat, äpendes, 
(mercurius sublimatus corrosivus) 
gehört zu den eigentlihen Giften, f. 
Giftverfauf. 

Duiescenten, Berbot der Ber- 
pfändung der Zahlungsbögen, f. Zah 
lungsbögen. 

uittungen über Benfionen, Pro- 
pifionen ꝛc., Vorſchrift hinfihtlid der 
Beftätigungen von Seite der Pfarrvor- 


fteher, f. Pfarrer. 


R. 


Rabbiner, ſiehe Juden⸗Rab⸗ 
biner. 

Radfelgen, ſchmale, ſ. Fuhrwerk. 

Radfelgenbreite des Fuhrwerkes 
im Grenzverkehre mit Baiern, ſ. Fuhr⸗ 
werk. 

Radſchuh, ein eiferner, iſt rück— 
wärts am Wagen mit einer Kette bei 
1 fl. Strafe zu befeſtigen, um das Hin— 
und Herfchlendern zu verhindern. (Vdg. 
vom 24. Juli 1784. Krop. Gef. Jof. 
7.3. ©. 87.) 

— — Ungeachtet ed allgemein be- 
fannt und durch die Erfahrung beftä- 
tiget ift, wie gefährlih es fei, befon- 
ders zur Winterszeit die Berge ohne 
Sperrung eines Rades abwärts zu fah— 
ren, fo bat man dennoch wahrgenom- 
men, daß die meiften Reifenden weder 
Sperr: noch Eisketten an ihren Wagen 
haben. Es wird daher die bereits be- 
ftehende Borfchrift dem Publicum neuer- 
dings in Erinnerung gebradt, daß 
jeder Reifende an feinem Wagen eine 


Sperrkette oder einen Riemen, und 
zur Winterzeit nebſt derjelben auch 
noch eine Eiskette mitzuführen babe. 
(Rggs. Eirc. vom 4. April 1811 3. 
12978. Ky. ©. ©. 29. Bd. ©. 181.) 

Radſchuh. Das Verbot, beim Berg- 
abfahren die Räder blos mit Hemmketten 
ohne Radſchuh zu fperren, wurde mit 
Hoffanzlei= Decret vom 1. Dec. 1825 
3. 35799 erneuert und mit folgenden 
Beftimmungen befannt gemadt: 

1. daß alle Fuhrleute und Kutfcher, 
und zwar ohne Rüdfiht des Gewichtes 
der Ladung, fo oft fie über einen Berg 
in ein Thal fahren, verbunden find, die 
zu fperrenden Wagenräder mit einem 
wenigftens 7 Zoll breiten hölzernen 
oder eifernen Radſchuh zu belegen. Auf 
die Uebertretung oder Verwendung ei- 
nes fchmäleren Hemmfchuhes wurde für 
den erften Uebertretungsfall eine Strafe 
von 4 fl., für den zweiten Fall von 
8 fl. und bei öfterer Betrelung die 
verdoppelte Strafe feſtgeſetzt. (S. a. 


Radſchuh. 


Fuhrwerk. Vdg. vom 30. Apr. 1840 
8.4 u.7.) 

2. daß e3 zwar die Pflicht des Stra- 
Ben: Berfonales fei, auf die damider 
handelnden Barteien aufmerkffam zu 
fein, daß es jedoch demfelben keines— 
wegs geftattet bleibe, die Uebertreter 
eigenmädhtig in die Strafe zu ziehen, 
fondern daß diefe Strafgelder bei dem 
nächſten Drtögerichte gegen Beſcheini— 
gung zu erlegen, von diefem an das 
Kreisamt abzuführen, und von legte 
rem mittelft der Kreiscaffe an das k. k. 
Sameralzahlamt zu Handen des Stra, 
Benfondes in Abfuhr zu bringen find, f. 
Straßen:Polizei:llebertretungen. 

Dem Apprehendenten ift das gebuͤh— 
rende Drittel bei dem GStraßenfonde 
dann anzumeifen, wenn derfelbe ſich 
mit einem von dem Kreisamte beftä- 
tigten Zeugniffe des Ortögerichtes über 
die dafelbft erlegten Strafgelder aus— 
weifet. Die Prov.-Baudirection ift ans 
gewiefen, an den zur Einhemmung der 
Räder mit Hemmfhuhen beftimmten 
Puncten der Straßen die nöthigen 
Darnungstafeln aufzuftellen. (Böhm. 
Bub. Bdg. vom 18. Jänner 1826 3. 
66604. Dbent. 3. Bd. ©. 3.) 

Radſchuh, f. Fuhrwerf, Stra: 


Ben. 

Rajas, ſ. Türkiſche Unterthanen. 

Ramſchen, verbotenes Spiel, ſ. 
Leveferlu. 

Rang. Erläuterung der Ber 
ordnung vom 2. Nov. 1821, we- 
gen des Ranges der Behörden 
bei firhliden Feierlichkeiten. 
Der Ausdrud in der Hoffanzlei- Ber: 
ordnung vom 2. Nov. 1821, daß die 
politifhen Behörden bei feierlichen 
Umgängen ganz allein den Pla nad 
dem heiligften Sacramente, und in der 
Kirche den zur NRepräfentation in 
Presbiterio beftimmten Platz einzuneh- 
men, und ausfhließlich die dem 
Landesfürften gebührenden 

Baleidfy, Handb. d. Poliz. Gef, IL 
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kirchlichen Ehrenbezeigungen 
zuempfangen haben, hatein Kreis» 
amt veranlaßt, bei dem Gottesdienfte 
am Krohnleichnamstage und am Ges 
burtötage Sr. Majeftät des Kaifers 
von dem Drtöfeelforger die nämlichen 
Ehrenbezeugungen, wie fiedera. h. 
Perfon Sr. Majeftät gebühren, 
zu fordern. 

Ueber den diesfalls erftatteten a. u. 
Vortrag erfolgte unterm 21. Febr. die 
a. 5. Entfhliefung dahin, daß die 
Verordnung vom 2. Nov. 1821 blos 
den Rang,-weldher unter den landes- 
fürftlihen Behörden zu beobachten ift, 
beftimmen, und auf das vom Clerus 
gegen diefe Behörden zu beobadhtende 
Geremoniel feinen Einfluß haben, in 
dem bis dahin üblichen feine Neuerung, 
feine Beränderung hervorbringen follte, 
und daß daher die Worte: daß die 
den höchſten Landesfürften re 
präfentirende Behörde aus 
ſchließlich die dem Landesfür— 
ſten gebührenden kirchlichen 
Ehrenbezeugungen zu empfangen 
habe, von keiner Wirkung ſein ſollen. 
(GGfkzl. D. v. 22. Apr. 1826, an ſämmtl. 
Länderſt. ohne Galizien, wohin eine 
gleiche Weiſung ſchon unter dem 25. 
Febr. 1826 ergangen iſt. Krop. G. S. 
52. Bd. Rr. 94.) 

Hang, Beftimmungen des Ranges 
und Titels der mediatifirten, vormals 
reiheftändifch- gräflihen Familien, f. 
Mebdiatifirte Familien. 

Raſela ift ein Hazardfpiel, ſiehe 
Spiele. 

Raſiren ift den Wundärzten ohne 
bürgl. Gewerbe verboten. (Bdg. vom 
10. Oct. 1793. Barth. H. u. ©. Gef. 
5. Bd. ©. 137.) Und es ift nit un- 
ter die freien Befhäftigungen zu zäh— 
len. (Hflzl. D. vom 31. Aug. Rggs. 
Snt. vom 15. Sept. 1817.) 

— — das, ift den Frifeuren als ein 
ihnen zu Folge ihres Innungs-Privi- 

46 


Kaſiren. 


legiums vom Jahre 1742 zuſtehendes 
Recht, durch ihre Gewerbsgeſellen ge— 
ſtattet. Es kann ihnen jedoch nicht er— 
laubt werden, eigene Barbiergeſellen und 
ſolche Geſellen zu halten, welche bei 
einem ordentlichen Barbier in Condition 
ſtanden, und als Geſellen freigeſpro— 
hen worden find. (Hfkzl. D. v. 5. Juli 
1822. Barth. Etgänz. Bd. ©. 288.) 

Rafiren, ift ald ein den Wundärzten 
insbefonders zuftehender Etwerbszweig 
erklärt, und hiedurch die abjolute Frei» 
heit des Nafirend ald Gewerbe be- 
ſchränkt worden. (Hfkzl. D. v. 17. Juli 
1823. Barth. Ergänz. Bd. ©. 257.) 

— — Individuen, die fein di. 
rurgifches Gewerbe befigen, fann nur in 
befonders rückſichtswuͤrdigen Fällen ein 
Befugniß zum Nafiren ertheilt werden. 
(Bdg. der n. 6. Reg. vom 12. Sept. 
1832 3. 49268, n. d. Prov. ©. ©. 
14. Th. Nr. 218.) 

— — Da die Betreibung des Bar- 
biergefchäftes nach den beftehenden Bor- 
ſchriften, eigentlich nur allein den Wunde 
ärzten zukommt, welche im Befiße eines 
hirurg. Gewerbes ftehen, ferner, da 
es diefen Wundärzten in Ortfchaften, 
wofelbft fih nur ein hirurg. Gewerbe 
befindet, nicht verwehrt werden darf, 
ihre Dfficin dort, wo fie es für ihren 
Gefchäftsbetrieb am vortheilhafteften 
finden, zu errichten, und es denfelben 
nad den Gremial-Statuten zur Pflicht 
gemacht ift, aus öffentlihen Rückſich— 
ten bei der Dfficin einen chirurgifchen 
Schild, der in einem Barbierbeden be— 
fteht, anzubeften, fo kann dem Wund— 
arzte N. RN. nicht verwehrt werden, 
außer feinem entlegenen Wohnhaufe 
in der Nähe des Hauptplaßes feine dhi- 
rurgifhe DOfficin zu halten und vor 
derfelben den gewöhnlichen Schild zu 
führen. Damit aber dur die gleiche 
Schildführung in dem entlegenen Haufe 
des Wundarztes es nicht den Anfchein 
erhalte, als jei er zu einer doppelten 
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Gewerbsbetreibung berechtigt, fo hat 
derfelbe den Schild vor feinem Haufe 
abzunehmen und dafür fein Wohnhaus 
dem Publicum durch eine Tafel bekannt 
zu machen, auf weläyer blos der Name 
des Wundarztes fammt Prädicat ent: 
halten fein ſoll. (Aggs. Bdg. vom 24. 
Mär; 1836 3. 15157. An. ©. 8.3. 
1836. Nr. 18.) 

Rafiren. In Folge vorgelegten Recur- 
ſes des hiefigen chirurg. Gremiums ger 
gen die den Perückenmachern zuftehende 
Berechtigung zum Rafiren wird dem 
Magiftrat hiermit bedeutet, daß durch 
die a. h. Entſchließung vom 3. Juli 
1817 (Hftzl. D. 3. 15080) das hohe 
Hofkanzlei-Decret vom 17. Det. 1822 
3. 28808, ferner dur das h. Hof- 
fanzlei » Decret vom 26. Juni 1822 
3. 21886, und wiederholt durch die 
a. h. Entſchließung v. 11. Juli 1824 
(Gfkzl. D. v. 24. Juli 1824. Rggsz. 
36856) den Perückenmachern das Recht 
zum Rafiren auch durch ihre Gewerbs— 
gefellen in und außer dem (Gewerfs-) 
Haufe, fo wie deshalb ein Schild aus— 
zubängen zufteht, wodurd obgenann- 
ter Recurs in allen Beziehungen zu- 
rückzuweiſen ift. (R. ö. Rggs. Vdg. v. 
28. Juni 1843 3. 35450. An. S. V. 
3. 1843. Nr. 76.) 

Raftelbinder, ſ. Drahtbinder. 

Ratten. Das in dem Sanitätd-Pa- 
tente vom 2. Jän. 1770 enthaltene 
Berbot wegen Zubereitung der giftie 
gen Mäufezettel von verfchiedenen Leu— 
ten, wird erneuert, und ihre Zuberei- 
tung, die darum nothwendig ift, weil 
fih die Leute auf dem Lande oft der 
Mäufe und Ratten in ihren Wohnun— 
gen, Scheuern und Schuttböden nicht 
erwehren können, den ſämmtlichen Apo-» 
thefern unter eigener Dafürbaftung 
aufgetragen. (Bdg. v. 31. Aug. 1781. 
Krop. Gef. Iof. 1. Bd. ©. 196.) 
Die Gefuhe aller jener 
Parteien find in Zukunft ohne weiters 


Ratten. 


zurückzuweiſen, welche um ein Befug- 
niß zur DBertreibung der Ratten und 
Mäufe einfchreiten, wenn fie fih er- 
flären, daß das von ihnen angemwen- 
dete Mittel eine giftartige Subftanz 
enthalte, und nur in dem Falle, daß 
von den Bittitellern das Gegentheil be- 
hauptet und die Wahrheit diefer An- 
gabe von der medic. Bacultät, nad 
vorläufiger Prüfung des Arcanums bes 
ftätiget werden follte, ift das ange 
ſuchte Befugniß zu verleihen. (Hfkzl. 
D. v. 22. Juni 1829 3. 25283; n. ö. 
Rggs. Vdg. v. 8. Febr. 1829 3. 7073; 
u. d. Prov. ©. ©. 11. Thl. Nr. 20.) 

Räuber, Wegen Berabfolgung einer 
Zaglia bei Einbringung eines Räubers, 
ſ. Taglia. 

Raubthiere. Um den ſo häufig 
vorkommenden Schäden vorzubeugen, 
welche durch Wölfe und Bären an 
Viehſtücken verurſacht werden, muß 
auf die Verminderung und Ausrottung 
dieſer Raubthiere nach Thunlichkeit hin— 
gearbeitet werden. Zur Förderung die— 
ſes Zweckes wird fo wie in andern Pro- 
vinzen der Monardie aud in Gieben- 
bürgen für jeden Wolf oder Bär, gleich— 
viel ob jung oder ausgewachſen, eine 
Pramie von 4 fl. 30 kr. aus dem 
Staatsſchatze beftinnmt. Derjenige, wel- 
her ein derlei Raubthier einbringt, 
und die befagte Prämie erhalten will, 
hat fi hierüber mit einem Zeugniffe 
der Drtsobrigkeit bei dem betreffenden 
kaiſerl. Unterbezirtd - Gommiffär oder 
im Hermannftädter Militär - Diftricte 
beim betreffenden Magiftrate auszu— 
weifen und die Haut oder wenigſtens 
die Schnauze des erlegten Raubthie— 
red mitzubringen, worauf die Bezah- 
lung der Prämie erfolgen wird. Die 
mitgebrahte Haut wird immer nad 
Abfchneidung der Schnauze zurückge— 
ftellt. (Rundm. des Civ. u. Mil. Gouv. 
von Sieben. 8. G. B. für Siebenb. 
Nr. 39.) 
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Ranbthiere. Wegen Verabfolgung 
der Prämien für die Erlegung ſchädlicher 
Raubthiere, f. Jagdweſen $. 7. 

Räucherungstonnen. Zur Ber- 
meidung der Anftefung durch Klei- 
dung, Wäfche, Bettgeräthe und andere 
Erforderniffe find die vom Polizei-Be- 
zirksarzte Doctor Dopfer vorgefchlage: 
nen Räucherungstonnen als vorzüglich 
zwedmäßig anerkannt, und zum Ge: 
brauche bei Infectionfällen und andern 
Krankheiten angefchafft worden. Der 
Gebrauch diefer Tonnen kann an dem 
Drte, wo die anftedende Krankheit 
herrfcht, oder, wenn es in diefem Drte 
aus erheblichen Gründen durchaus nicht 
fein könnte, an einem eigens hiezu be- 
flimmten Drte gehörig vorgenommen 
werden. Die ſämmtlichen hier befindli- 
hen ausübenden Aerzte wurden ange: 
wiefen, den Infectiondg-Commiffär von 
jeder anſteckenden Krankheit alfogleich 
zu unterrichten, der fohin die Reini« 
gung ungefäumt nad der erhaltenen 
Anleitung vorzunehmen bat. (M. ö. 
Reggs. Vdg. v. 19. Det, 1815. Krop. 
Gef. Franz. 35. Band ©. 495 und 
496.) 

— — Unleitung zum Ge 
brauche der Räucherungstonne. 

1. Die Reinigung durch Waſchen 
mit Waſſer, Seife und Lauge iſt ein ſo 
leichtes und ſicheres Mittel, die An— 
ſteckungsſtoffe zu zerſtören, daß Alles, 
was von Geräthen, Betten und Klei— 
dern gewaſchen werden kann, gewaſchen 
werden muß, und für ſolche Gegen— 
ſtände die Räucherung ganz entbehr— 
lich iſt. 

8. 2. Wenn aber unter den Bett— 
und Kleidungsſtücken Stoffe von Seide, 
Tuch, Pelzwerk und Federn find, welche 
nicht wohl gewaſchen werden können; 
wenn Perſonen, die von anſteckenden 
Krankheiten eben geneſen ſind, ihr Bett 
über Nacht nicht entbehren können; 
dann treten die Fälle ein, wo, um die 
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Berfhleppung und PBerbreitung der 
Anftekungsftoffe hintanzuhalten, der 
Gebraud der Tonne wohlthätig und 
nothwendig wird. 
$. 3. Bei dem Gebrauche felbft aber 
muß man wohl wiflen: 
1. daß das ſchwefelſaure Gas das nicht 
reiniget, was es nicht berührt; umd 
2. daß das gedachte Gas eine gewiffe 
Zähigkeit und nicht viel Eindriug- 
lichkeit hat, daß es nur fehr lang» 
fam zwifchen etwas dichte über einan- 
der liegende Körper dringe, feit an 
einander gedrüdte Flächen aber gar 
nicht berühre. 
$. 4. Daher vergleiche der die Reini- 
gung leitende Arzt die Menge der zu 
reinigenden Gegenftände mit dem Raume 
der Tonne, und überlege, ob wohl alle 
gleihfam frei und ohne Drud in der 
Tonne Raum haben. Wäre diefes nicht 
der Fall, fo theile er die Gegenitände 
lieber in mehrere Partien, und laffe 
eine nach der andern in die Tonne brin- 
gen. Obſchon eine ſolche Abtheilung 
der Arbeit mehr Zeit erfordert, fo ift 
fie doch oft von der Nothwendigfeit 
geboten. 
$. 5. Durch das Aufhängen der zu 
reinigenden Gegenftände kann beinahe 
aller Drucd vermieden werden. Daher 
find zu jeder Tonne ſechs Häfchen mit 
Holzſchrauben gegeben worden, welde 
nach Belieben fehr leicht in den Boden 
der Tonne ein- und ausgefchraubt wer: 
den können. Der leitende Arzt wird 
nah Maaßgabe der zu reinigenden 
Stüde die Punkte beftimmen, wo die 
Häkchen eingefchraubt werden follen. 
Hierbei wird er vorzüglich darauf Bes 
dadıt nehmen, daß gegen die Wände 
der Tonne hin Gegenftände, die mehr 
elaftifch find, 3. B. tuchene Kleidungs— 
ftüde, in der Mitte aber die weicheren 
Bett-Nequifiten zu hängen kommen. 
Die Häkchen an der Tonne correfpon- 
diren nicht nur mit den Drahtſchleifen 
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der Platte, ſondern ihre Ueberzahl mit 
den Löchern der Roftplatte, damit man 
die Zwifchenräume, wenn man fehr 
kleine Gegenftände, wie z. B. Bücher 
zu reinigen hätte, durch Einfhnürung 
eines Bindfadens kleiner machen fönne. 
Es ift fehr gut, wenn man bei Feder— 
beiten oder Matragen an den herab» 
hängenden Enden die Nähte etwas auf: 
trennt, um dem Gafe in das Innere 
der Bettfärge einen leichtern Eingang 
zu verfchaffen. Daher die Arbeiter mit 
einem Meffer, Nadel und Zwirn verfe- 
ben fein follen. 

$. 6. Wenn die Tonne ordentlich ges 
packt und Alles durch den eingehängten 
Noft für das Herabhängen und Herab- 
fallen verwahrt ift, fo wird in das Un— 
terfaßel, welches aber, wo nöthig, durch 
Unterlagen wagrecht geftellt werden 
muß, etwa auf 2 Zoll hoch Waffer ge- 
goffen. Dann wird die Pfanne mit 
ihrem Schirme mitten in das Unterfa- 
bel geftellt. Man legt dann etwa zwei 
Zäfelhen Einfhlag, im Gewichte von 
2 bis 3 Loth, auf den Draht, welder 
über der Pfanne befeftiget ift, und zün— 
det ihn an. Man thut gut, wenn man 
etwas altes Papier auf den Boden der 
Pfanne leget, weil fo der abträufende 
Schwefel, da er im Papier einen Docht 
findet, leichter ganz abbrennt. 

8. 7. Dann wird gleich die Tonne 
mit ihrer offenen Mündung ın das Un: 
terfaßel geftürgt. Hierfommt die Schwer 
felpfanne gerade indie Mitte der Tonne 
zu ftchen. 

$. 8. Nun ift der Luft aller Eingang 
benommen, durch das fih entwickelnde 
Schwefelgas wird die atmofphärifche 
Luft durch das Zapfenloch ausgetrieben, 
welches fih im Boden befindet, und ans 
fänglich durch einige Minuten offen ge: 
halten, dann aber verftopft werden 
muß. Die Zeit der Verſchließung des 
BZapfenloches ift angezeigt, wenn durch 
felbes nur Schwefelgas auffleiget. 
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8. 9. Die Beurtheilung, wie lange 
nun die Tanne gefhloffen und die zu 
reinigenden Begenftände dem Schwefel- 
gafe ausgefegt bleiben ſollen, richtet 
fi . 


ch: 
1. nach der Dichtigkeit der Gegen— 
ſtände, und 
2. nach dem Grade der Verunreinigung. 

Indeſſen dürften hiebei nie weniger 

als eine, und nie mehr als 6 Stuns 

den erfordert werden. Sollte man 
in außerordentlichen Fällen eine grö- 

Bere Wirkung nöthig erachten, fo 

würde man wohl thun, eine größere 

Dofis Einfchlag, 3.8. 4 bie 5 Loth, 

alle 2 bis 3 Stunden wiederholt zu 

verbrennen. 

$. 10. Der die Reinigung leitende 
Arzt hat wohl darauf zu fehen, daß bei 
dem Wegtragen oder Manipuliren der 
inficirten Begenftände weder er noch die 
Arbeiter, weder feine noch der Arbeiter 
Kleider, auch feine wie immer gearteten 
Umgebungen verunreiniget werden; auch) 
daß fi die Arbeiter, bevor fie die ges 
reinigten Stüde aus der Tonne neh: 
men, die Hände wohl waſchen, furz mit 
Argusaugen foll der Arzt auf Alles fe- 
ben, und Alles hintanzuhalten fuchen, 
was die Verfchleppung oder Berbrei- 
tung des Anſteckungsſtoffes befördern 
Tönnte. 

$. 11. Für delifatere Parteien müf- 
fen die gereinigten Stüde noch der 
freien Luft dur einige Stunden aus— 
gefegt werden, da fie fonft etwas ftark 
nah Schwefel riechen. 

$. 12. Die Ritze der etwa led? ge: 
wordenen Tonne werden durch Antreis 
ben der Reife, durch Einftreichen von 
Unſchlitt oder Glaferkitt Leicht wieder 
luftdicht gemacht. 

8. 13. Daß bei dem Einpacken in 
die Tonne und bei dem Einſchrauben 
der Haken die Tonne wagrecht liegen, 
und ein Arbeiter in ſie hineinſchliefen 
müffe, wird ſich wohl von ſelbſt finden, 
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fo wie die andern Handgriffe, bis end» 
lich der ganze Apparat, wo die Tonne 
mit ihrer offenen Mündung in das mit 
Maffer gefüllte Unterfagel geftürzt 
und das Zapfenloch ſchon verfchloffen 
ift, ruhig da ftehet. (HGfkzl. Dec. vom 
28. Febr. 1816 3. 2808, Vdg. des 
böhm. Gub. v. 20. April 1816 Zahl 
13042. Obent. 4. Bd. ©. 17— 20.) 

Rauchfänge find nur von Ziegeln 
oder Steinen zu bauen. (Ddg. vom 
4. Jän. 1781. Krop. Gef. Joſ. 1.2. 
©. 285.) 

— — In Rauchfänge Befen einzu— 
ſpreizen, ift den Rauchfangkehrern vers 
boten. (Vdg. v. 7. Febr. 1785. Krop. 
Gef. Iof. 8. B. ©. 354.) 

— — hölzerne , find abzufhaffen. 
(Hfd. v. 14. Febr. 1787, v. 14. Aug. 
1789. Krop. Gef. of. 17.8. ©. 519.) 

— — Ueber die vorgefommene Ans 
zeige, daß das Landvolf für das fo ge: 
fährlihe Ausbrennen der Schornfteine 
eingenommen fei, wird der Unfug ſchär— 
feft unterfagt, und der dawider Fehlende 
ift fogleih nach dem St G. zu befirafen. 
(N. ö. Reggs. Vdg. in Defterr. ob der 
Enns vom 4. Juni 1806. Krop. Gef. 
Franz. 21.3. ©. 387.) 

— — bei hemifhen Deftilliv-Appa= 
raten follen immer gereinigt werden, 
und die Deffnungen,, an welchen die 
Einheize angebracht ift, ift mit eifernen 
Thürchen zu verfehen. (Stadth. Vdg. 
v. 28. Jän. 1807. Barth. 9. u. ©. 
Gef. 6. B. ©. 635.) 

— — In Niederöfterreih müffen 
alle Rauchfänge durch gelernte Rauch: 
fangtehrer gereiniget werden. (N. ö. 
Reggs. Bdg. v. 3. Auguft 1813 Zahl 
22115.) 

— — Die für die Haupt- und 
Nefidenzftadt Wien beftehende Baus 
ordnung dv. 13. Dec, 1829 enthält in 
dem $. 16 lit. e die Beftimmung, daß 
bei neuen Bauten, fowie bei bedeuten- 
den Bauveränderungen, die zur Behei— 
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zung beſtimmten Theile eines Hauſes 
mit eigenen ſchliefbaren Rauchfängen 
verſehen werden ſollen, welche im in— 
wendigen Lichte wenigſtens 18 Zoll 
weit aus Mauerwerk von einem halben 
Schuh dick aufgeführt, und wenigſtens 
4' über dad Dach erhöht fein müſſen. 
Auf Verfuche gegründete Erfahrungen 
haben zu der Ueberzeugung geführt, daß 
der Vortheil der Feuerficherheit,, wel— 
hen jchliefbare Rauchfänge gewähren, 
dur engere gehörig conftruirte und 
rund geformte Rauhfchlünde eben fo 
erreichbar ift, während diefe lektere Gat— 
tung Rauchfänge fo viele Borzüge hat, 
daß fie den fchliefbaren, gegenwärtig 
in Ausübung ftehenden Rauchfängen 
den Rang abgewinnt. Es wird daher 
mit Genehmigung der k.ak. vereinigten 
Hofkanzlei die Anordnung und Herftel- 
lung enger Rauchfänge unter den wei- 
ter unten bezeichnet werdenden Moda- 
litäten geftattet, jedoch ausdrüdlich er— 
klärt, daß es nicht in der Abficht Liege, 
die Anwendung diefer neuen Gattung 
Rauchfänge ausfchliegend vorzuſchrei— 
ben; es bleibt daher den Bauführern 
noch immer freigeftellt, bei der Erbauung 
neuer Gebäude oder bei bedeutenden lim- 
ftaltungen neuer Gebäude entweder 18° 
im innernLicht haltende ſchliefbareRauch— 
fänge, wie ſie bis nun geſetzlich vorge— 
ſchrieben waren, herzuſtellen, oder aber 
enge Rauchröhren anzubringen. Für 
den Bau und die Benützung enger 
Rauchröhren werden zur Erhaltung der 
baulichen Feſtigkeit und Feuerſicherheit 
folgende Vorſchriften ertheilt: 

1. Der Bau enger Rauchfänge, oder 
die Umſtaltung ſchon beſtehender ſchlief— 
barer Rauchfänge in enge Rauchſchlünde 
darf bei ſolchen Bauten, zu deren Aus— 
führung der Conſens der politiſchen 
Landesſtelle nothwendig iſt, nur mit 
Bewilligung dieſer Letzteren; bei Bau— 
ten aber, die dem ortsobrigkeitli— 
chen Wirkungskreiſe zugewieſen ſind, 
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nur mit Genehmigung der Drtsobrig- 
feit Statt finden. 

2. Als Grundfaß für die Art der 
Ausführung von engen Rauhröhren 
wird feftgeftellt, daß fich diefelben für 
offene Herdfeuerungen nicht eignen, ſo— 
mit nur dort anwendbar find, wo eine 
geichloffene Feuerung angelegt werden 
fol; daß weiters in der Regel jede Be- 

heizungsſtelle der einzelnen Geſchoſſe 
oder Stodwerfe immer ihre eigene 
Raucröhren erhalten müffe, daher weder 
die Einmündung der Rauchröhren zu 
dem Rauchfange einer fremden Woh— 
nung noch aud die Berbindungen der 
Rauchfänge verfchiedener Geſchoſſe ge- 
ftattet ift. 

3. Enge Rauchfänge follen in der 
Regel, befonders bei ganz neuen Baus 
ten, felbft wenn fie die Beflimmung 
nur für ein oder dad andere der obern 
Geſchoſſe haben, jedes Mal vom Erd: 
geſchoſſe aus ausgeführt werden. 

4. Die Korm der Querdurchſchnitts— 
fläche diefer engen Nauchröhren muß 
freisrund umd zwar in der Art ausge— 
führt werden, daß die innere Fläche 
der engen Rauchröhren möglichft glatt 
hergeftellt werde, damit fih der 
Ruß fo wenig als möglih anfehen 
fönne. 

5. Enge Rauchſchlünde müffen gleich 
den fhliefbaren Rauchſchlünden aus 
feuerfiherem Materiale gebaut, und fo 
hoch über die Dachflächen aufgeführt 
werden, als dies die Feuerſicherheit er: 
fordert. Auch müſſen dieſe Rauch— 
ſchlünde möglich ſenkrecht ſein, und nur 
bei beſondern, im Bauriſſe erſichtlich zu 
machenden Umſtänden iſt eine Ziehung 
von höchſtens fechzig Graden (mit der 
Horizontal-Tinie) geitattet. Diefe Rauch» 
fange müffen unter den Dahböden von 
Außen verworfen werden, 

6. Der Durchmeffer enger runder 
Rauchröhren für eine Heizung wird auf 
ſechs Zoll im innern Lichte feftgeftellt, 
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welches Map nicht überfchriiten werden 
darf. Eine Ueberfchreitung diefes Maßes 
findet nur dort Statt, wo in einer 
Gruppe unter einem in dem nämlichen 
Heizungsverfhluß ftehende zwei. oder 
mehrere Heizungen in einen Rauch— 
ſchlot münden follen. In einem ſolchen 
Falle ift eine angemeffene Erweiterung 
der Durchſchnittsfläche geitattet, und es 
hat diefe dann 8 Zoll im Durchmeffer 
zu betragen. 

7. Dort, wo enge runde Rauchfänge 
dur den Dachraum oder dur hohe 
Stodwerfe außer Berbindung mit 
Mauern, alfo freiftehend aufgeführt 
werden, muß auf die gehörige Stabi- 
lität Bedaht genommen, fomit diefe 
mit Rückficht auf die örtlichen Berhält- 
niffe in jedem einzelnen Falle audge- 
mittelt werden. Ed muß daher auch für 
die angemeffene Feftftellung der engen, 
über die Dachfläche aufgeführten Rauch— 
röhren durch eiferne Schließen , falle 
diefe Art Berfiherung für nothwendig 
erkannt werden follte, Sorge getragen 
werden. 

8. Jede enge Rauhröhre muß unten, 
wo fie anfängt, und über den oberften 
Dahboden Behufs der Reinigung von 
faubartigem Rufe, der fih anfeken 
könnte, mit einer Seitenöffnung von 
der erforderlichen Größe verfehen wer: 
den. Diefe Deffnungen find mit eifernen 
in Falze jhlagenden doppelten, zum 
Sperren eingerichteten Thürchen genau 
zu verfchliegen. Diefe Thürchen dürfen 
nie an ſolchen Theilen angebracht wer: 
den, wo Dachgehölze anſtoßen. Diefe 
Lepteren müffen in einem ſolchen Falle 
ausgewechfelt werden. 

9. Unter den Reinigungsthürden 
ift auf dem Pflafter des Dachbodens 
eine Bleitafel von wenigftens 4 Schuh 
im Gevierte anzubringen. 

10. Die Reinigung diefer Nöhren 
geſchieht mittelft Bürften von der Form 
des Querjchnitied der Röhren, indem 


7127 


Kauchfänge. 


dieſe Buͤrſten an einem Seile auf und 
nieder gezogen werden, nachdem das 
Seil mit Hilfe eines Gewichtes vor- 
läufig heruntergelaffen worden. Bei je- 
der Reinigung ift die Röhre an den 
außerften Enden genau zu befichtigen, 
damit eine entflehende Schadhaftigkeit 
nicht lange unbemerkt bleibe. 

Die Fegung diefer Rauchfänge haben 
der vorwaltenden Feuer-Bol. -» Rüd- 
fihten wegen, die hierzu berufenen 
Rauchfangkehrermeiſter, fo wie dies die 
Feuerlöfh - Ordnung binfihtlih der 
ſchliefbaren Rauchfänge vorſchreibt, 


durch ihre Geſellen ausſchließend zu 


beſorgen, und es werden daher auch 
die in dieſer Vorſchrift vorgezeichneten 
Beſtimmungen in Bezug auf die Zeit 
der Fegung und die Perſon, durch welche 
ſie zu bewirken iſt, auch bei den engen 
runden Rauchfängen aufrecht erhalten. 
(GHfkzl. D. v. 5. März 1840 3. 6180, 
n. d. Prov. ©. ©. 22. Bd. Rr. 41. 
Diefe Bedingungen, unter welchen die 
Herftellung runder, enger Rauchſchlünde 
bei Neubauten oder bei Hauptrepara- 
turen an ſchon beftehenden Gebäuden 
geftattet wird, wurde aud in Dber- 
Defterreih mit Rggs. Circ. v. 31.Dct. 
1840 3. 32289. PBrov. ©. ©. für 
D. De. Nr. 129; und für Steiermarf 
mit Bub. Circ. v. 26. März 1841 3. 
4510, Prov. ©. ©. Nr. 61 befannt 
gemacht.) 

Rauchfänge. Die vom hohen Mi- 
nifterium des Innern in Webereinftim- 
mung mit dem k.k. Minifterium für 
Handel und Gewerbe gemäß Dec. v. 
15. Auguft 1849 3. 16715 genehmig- 
ten Beftimmungen, unter welchen die 
Herftellung runderRaudfänge 
in den Landftädten und Dör— 
fern Böhmens zuläffig ift, werden 
im Nahhange zu der a. h. fanctionirs 
ten Bauordnung vom 27. März; 1845 
(f. Bauordnung für Böhmen $. 25) 
zur Darnachachtung der Behörden, und 
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der Landesbewohner hiermit allgemein 
befannt gemacht und zwar: 

1. Nach den 88. 1,6 und 48 der 
neuen Bauordnung darf auf dem Lande 
fein Bau, feine weſentliche Umftaltung, 
fomit auch fein runder Rauchfang obne 
Bewilligung der politifhen Behörden 
unternommen werden, und diefe Ber 
börde ift laut 88. 4 und 49 verpflid- 
tet, vor Ertheilung des Bauconjenfed 
unter Beiziehung von erfahrenen und 
unbefangenen Bauverftändigen die ört— 
liche Befihtigung vorzunehmen, die al« 
lenfälligen Anftände zu erheben und zu 
beheben und nur dann, wenn nad den 
geprüften Plänen entfprehende Feſtig— 
keit und Feuerſicherheit erzielt wird, ift 
von der competenten Behörde die Bau— 
bewilligung zu ertheilen. 

2. Werden in den Märkten und Dör- 
fern oder auch felbft in Landftädten die 
Gebäude zu Deconomiezweden zugleich 
verwendet und die Dachböden mit 
Stroh oder andern brennbaren Stoffen 
gefüllt, fo ift e8 die Sade der Bau- 
commiffion, dieſe Umſtände zu erheben, 
und es ift in folden Fallen die Er- 
richtung der runden Kamine nicht zu 
geftatten. 

3. Eben fo find auch die runden 
Kamine bei großen Feuerungsanlagen 
und überhaupt in Fällen, wo mit Reifig, 
Kieferhol;, oder Stroh geheizt wird, 
nicht anzumenden, weil durch derlei 
Brennftoffe viel Ruß und ein Funken» 
fprühen möglicherweife erzeugt wird, 
welches durch den bei diefen runden 
Kaminen vorhandenen fehr ftarken Zug 
für die nächfte Umgebung leicht feuer: 
gefährlich werden fann. Nur bei feuer- 
feften mit feuerfiherem Materiale ein» 
gedeeten Gebäuden und unter der Ber 
dingung eines leichten und jederzeit 
möglichen Zutrittes zur Reinigung der— 
felben können die rumden Rauchfänge 
auf dem Lande geftattet werden, 

4. Jeder Bauwerber hat in feinem 
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Geſuche und Bauplane beſtimmt anzu— 
geben, ob er einen 18zoͤlligen oder 
einen runden Kamin herzuftellen beab- 
fihtiget , damit die Baucommiffton in 
die Detail-Erhebung über die Zuläffig- 
keit der leßteren eingehen kann. 

5. Werden die runden Kamine mit 
Rückſicht auf die Localverhältniſſe als 
zuläffig erfannt , fo müffen die fiir. die 
Errichtung derfelben beftehenden im 
$. 25 der neuen Bauordnung enthalte- 
nen Vorschriften genau beachtet werden. 

6. Die Anträge zur Herftellung der 
runden Kamine, ſowohl bei Neubauten 
als auch bei Hauptreparaturen, find mit 
den gründlichen Erhebungen verfehen je= 
desmal der Freisämtlihen Prüfung zu 
unterziehen. 

7. Die politifhen Behörden find 
verpflichtet, fih von Zeit zu Zeit wäh 
rend der Bauausführung und indbe- 
fondere nad Vollendung des Baues 
die Ueberzeugung zu verjihaffen, ob die 
runden Kamine und überhaupt der 
ganze Bau dem Plane, der Bewilligung 
und den gefeglihen Beltimmungen 
vollfommen entfprehend ausgeführt 
worden ift. Gegen die Uebertreter die— 
jer Vorfohriften find die im $. 67 ver: 
hängten Strafen anzuwenden. 

8. Wenn runde Kamine in folden 
Dertern ausgeführt werden, welche von 
dem Wohnorte der Rauchfangkehrer zu 
weit entlegen find, fo hat der Haus— 
eigenthümer die nöthigen Bukapparate 
feibft beizufchaffen und aufzubewahren, 
weil den Rauchfangkehrern nicht zuge— 
muthet werden kann, diefe Apparate 
auf weite Entfernung jedesmal mitzu— 
bringen. 

Werden die runden Kamine unter 
diefen Bedingungen, dann unter ges 
nauer Beobachtung der in dem bejoge- 
nen $. 25 der Bauordnung angeführ- 
ten Gonftruction und Borfiht ausge— 
führt, fo fann es feinem Zweifel unter- 
liegen, daß diefelben auch am Lande 
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die bereits .erprobten Bortheile ge= 
währen werden. (Kundm. des böhm. 
Bub. v. 29. Auguft 1849, 8.6.8. 
für Böhm. Nr. 151.) 

Rauchfänge follen in der Dide 

eined halben Ziegeld und nicht aus 
ftehenden Ziegeln gebaut werden, fiehe 
Benerlöfchordnung für das offene 
Land v. 7. Sept. 1782 $. 6. 
Ueber die Berpflichtung 
zur Fegung der Rauchfänge find 
die Borfohriften in den Feuerlöfhords 
nungen und zwar in jener für das 
flahe Land in 8. 24—26, für die 
Städte und Märkte in den 88. 32 —34 
und in jener für Wien in $. 7 enthals 
ten, |. Feuerlöſchordnung. 

— — deren Herftellung, f. Bau: 
ordnung für Böhmen $. 25. 
Bauordnung für Wien, 


8.16 ce. 
— — hölzerne, oder mit ftehenden 
Biegeln erbaute, f. Feuersbrünſte. 
— — ſ. Gnggenberg’fche Luft: 
ftrom: Kamine. 
— — f. Selchküchen. 
Rauchfaugfeuer. Bereits aus äl- 
teren Erfahrungen ift die Methode bes 
fannt, ein in einem Schornfiein audges 
brochenes Feuer dur die Anwendung 
des Schwefeldampfes zu löfchen. Seit 
Kurzem ift diefe Methode in verfchiede- 
nen Ländern einer erneuerten Aufmerks 
ſamkeit gewürdigt, und da jie ſich bei den 
angeftellten Verſuchen jehr erfolgreich 
und empfehlungsmwerthb erprobt hat, 
zum allgemeinen Gebrauch eingeführt 
worden. Nach diefer Methode reicht ein 
Pfund fogenannter Schwefelblüthe, 
auf brennendes Holz oder Kohlen ge 
worfen, hin, um das Feuer im Schorns> 
ftein zu löfhen. Man läßt das euer 
auf dem Herde fortbrennen und umgibt 
den Mantel des Herdes blos mit einem 
gut durchnäßten TZuche. Man wirft dann 
bandvollweife die Schwefelblüthe in 
das auf dem Herde brennende Fener, 
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wodurh das Feuer im Schornftein auf 
der Stelle gelöfcht wird. Die n. 6. Re— 
gierung findet hierin den Anlaß, diefer 
Löſchmethode, nachdem fie von hiefigen 
Sahfundigen gleihfam als bewährt 
empfohlen wird, aud in der Provinz 
Niederöfterreich dadurch, dag die mit 
der Orts-Polizei ſich befaffenden Auto— 
ritäten auf dieſelbe beſonders aufmerf- 
ſam gemacht, und zu deren Anwendung 
aufgefordert werden, den Eingang zu 
verſchaffen. Uebrigens leiſten nach dem 
Gutachten des k. k. politechniſchen In— 
ſtituts in Wien, der gepulverte gemeine 
Schwefel, oder auch Schwefelfäden die— 
ſelben Dienſte, als die oben gedachte 
Schwefelblüthe, ja verdienen fogar vor 
diefem in der Rückſicht den Vorzug, 
daß beide bedeutend wohlfeiler, mehr 
bei der Hand find, und fchneller wirken. 
Nebftdem ward als vortheilhaft er— 
fannt, wenn der Schwefel auf einer 
wohl durchlöcherten Kohlenpfanne, die 
unmittelbar unter die Schornftein- 
Mündung zu halten wäre, verbrannt 
würde, (Hffzl. Decr. v. 20. Febr. 1831 
3. 4145. N. 5. Rggs. Bdg. vom 14, 
März 1831 3. 11751. R. ö. Prov. 
®. ©. 13. Thl. Nr. 30.) 
Rauchfangkehrer. E3 wurde der 
Antrag gemacht, Daß zur ſtrengen Con— 
trolle über die richtig gejchehene Fe— 
gung der Raudfänge durch die Rauch— 
fangfehrers@efellen, denfelben Marſch— 
routen von ihren Meiftern mitgegeben 
werden follen, in welchen alle jene Orte, 
wo fie die Rauchfänge zu fegen haben, 
genau verzeichnet erfcheinen, und mit- 
telft welchen jeder Vorfteher des Dries, 
oder Hauſes den Rauchfangkehrer— 
Gefellen die richtig vorgenommene Fer 
gung zu beftätigen hat, damit der Mei— 
fter im Stande ift, fich zu überzeugen, 


daß der Befelle feine Pflicht erfüllet hat. 


Da mehrere hierüber vernommene Do- 
minien diefen Vorſchlag ſehr vortheils 
baft, nüßlih und leicht ausführbar ers 
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klärt haben, fo wurden die Kreisämter 
angewiefen, ihrerfeitd die zur allgemei- 
nen Realifirung diefes in Polizei-Rüd- 
fihten fehr empfehlungswerthen Bor: 
ſchlages führenden Verfügungen vorzu- 
kehren. (Rage. Decr. v. 9. Rov. 1820. 
Barth. Ergänz. Bd. ©. 183 u. 184.) 

Rauchfangkehrer. Bei den Raud- 
fangfehrern find beftimmte Diftricte für 
jeden derfelben in dem Sinne nicht ge= 
ftattet, daß es dem Publicum nicht 
erlaubt fein follte, auch von einem au— 
Berhalb des Jurisdictionsbezirtes ber 
findlihen Rauchfangfehrer die Säube- 
rung der Rauchfänge vornehmen zu lafs 
fen. Doc haben die Ortspolizei-Be— 
hörden bei diefer dem Publicum geftat- 
teten Breiheit in der Wahl der Rauch— 
fangfehrer darauf zu ſehen, daß die 
Fegung der Kamine nad der Feuerlöfch: 
Drdnung gehörig beforgt werde, (Hfkzl. 
Decr. v. 6. Septbr. 1827 3. 23261. 
Bdg. des böhm. Bub. v. 20. Septbr. 
1827 3. 46759.) | 

Dieſe Freiheit des Publicums in der 
Wahl der Rauchfangkehrer ift keines— 
wegs dahin auszudehnen, ald ob es je- 
dem einzelnen Hausbefiger in den Dorfs 
ſchaften frei ftünde, fich diefen oder je: 
nen Raminfegermeifter zu wählen, ſon— 
dern dieſes Recht ift zur Verhütung an— 
derer Unzufömmlichkeiten blos aufganze 
Gemeinden befchränft. (Bdg. des böhm. 
Sub. vom 14, Mai 1831 3. 135%. 
Obent. 4. Bd. ©. 29.) 

— — Die iR. nm. ö. Landes: 
Regierung hat bezüglid des Fe 
gensundReinigensdereifernen 
Röhren von Defen, Spar- und 
Nothherden, mit Deer, v. 9. April 
1845 3. 20779 Nachfolgendes zu ver- 
ordnen befunden: In Betreff der von 
dem Mittel der hiefigen bürgerl. Rauch— 
fangfehrer angeſuchten Erlaffung von 
Vorſchriften in Betreff der Reinigung 
der eijernen Röhren, der Noth- und 
Sparherde und der Defen in den hiefi- 
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gen Wohnhäufern, und fonftigen Ge- 
bäuden; ftellt fih der Grundfaß, daß 
was in Bezug auf die Rauchfänge be— 
fteht, auch auf die übrigen zu reinigen» 
den Gegenftände ausgedehnt werden 
foll, als die zweckmäßigſte Maßregel 
heraus, weil fie offenbar der Beftim- 
mung der Feuerlöfch » Ordnung $. 7 
entfpricht, weil ferner Dadurch die Beuer- 
fiherheit auf die verläßlichſte Weile be- 
fördert, und namentlich eine mehrere 
Garantie für die gehörige Beforgung 
diefes Gefchäftes gewährt wird, als 
durch die bisherige Uebung, nad) wel- 
her das Fegen der befagten Objecte 
der Willkür oder dem privativen Ueber- 
einfommen der Wohnparteien und der 
Rauchfangkehrer⸗Geſellen oder fonftiger 
Perfonen überlaffen war. Diefe Uebung 
ift ſonach allgemein abzuftellen, dafür 
wird aber nad dem oben angeführten 
Grundfage, lediglih den Haudeigen- 
thümern die Verpflichtung auferlegt, 
wegen dieſes Fegerlohnes einzig und 
allein mit den betreffenden Raudfang- 
fehrermeiftern zu unterhandeln und ab» 
zufchließen, und es bleibt den Haus— 
eigenthümern anheimgeſtellt, diefen 
Lohn, fowie andere Beträge für befon- 
dere Berrihtungen, wie z. B. für Ber 
leuchtung, Reinigung der Stiegen u. 
f. w. von den Parteien neben oder in 
dem Mietbhzinfe einzubeben, was um fo 
thunlicher erfcheint, als dergleichen 
Feuerungs-Objecte in jedem Haufe dem 
betreffenden Eigenthümer oder Admi— 
niftrator wegen der gehörigen Fürforge 
für die Feuerficherheit befannt fein ſol— 
len. Unter ſolchen Umftänden fann man 
den Rauchfangkehrermeiſter unnahfiht- 
lih für die entfprehende Reinigung 
der in der Frage ftehenden Objecte, fo 
wie es bei den Rauchfängen der Yall 
ift, verantwortlich erklären, und hier— 
nah auch im Falle einer Pflicht - Ber: 
fäumniß gegen ihn vorgehen, ohne in 
vielen Fällen der Billigkeit nahe zu 
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treten. Die Bez. Dir. haben die Be— 
obachtung dieſer Verordnung ſorgfältig 
zu überwachen, und im Nichtbeachtungs⸗ 
falle na Maßgabe derfelben gegen die 
Schuldtragenden das Amt zu handeln. 
(Eireular der k. k. Polizei - Ober- 
Direction vom 27. April 1845 3. 
6671/1317.) 

Rauchfangkehrer. Die Beftim- 
mung der Feuer⸗Ordnung für die Stadt 
Brünn v. 28. Septbr. 1833 3. 27368 
$. 4 sub b, daß die Errichtung von 
Contracten über die Reinigung der Ka- 
mine, Sparherde, Raudröhren und 
Schläuche nur zwifchen den Hauseigen« 
thümern und den Raudfangkehrer- 
Meiftern Statt finden darf, und nie 
dem Uebereinkommen der Wohnpartei 
mit dem Rauchfangkehrermeifter oder 
wohl gar mit deffen Gefellen zu über- 
laffen fei, wurde erneuert, und zugleich 
auf das flache Land, dann die Kreis- 
und Landftädte ausgedehnt, und es 
wurden zu deren Beobachtung insbe: 
fonders aud) alle Hauseigenthümer und 
Miethparteien bei fonftiger angemefle- 
ner arbiträrer Ahndung, welche nad 
Umftänden felbft nad dem Strafgefeße 
eintreten kann, ftrenge verpflichtet. Be 
züglih der Rauchfangkehrer » Meifter 
und Gefellen,, welchen diesfalls eine 
Berabfäumung zur Laſt fällt, und na— 
mentlich gegen Letztere, wenn fie dennoch 
Ablehnungen von den Miethparteien 
und Haudbefißern abfordern follten, 
hat die Strafamtshandlung mit Rück— 
fiht auf die Beftimmungen des Straf: 
gefeßes einzutreten. Wenn die diesfäl- 
ligen Anforderungen der Kaminfeger- 
Meifter überfpannt werden follten, fo 
hat die zur Handhabung der Feuer: 
Drdnung berufene Rocalbehörde deren 
Mäßigung mit Rückſicht auf die Local— 
und ſonſtigen Umſtände vorzunehmen. 
Dieſe Localbehörden haben übrigens 
darüber zu wachen, daß das angeord— 
nete Uebereinkommen zwiſchen den Haus⸗ 
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eigenthümern und Kaminfeger-Meiſtern 
wirklich getroffen werde. (Circ. des 
mähr. Gub. v. 24. Septbr. 1846 3. 
32056. Peov. ©. ©. für Mähren 
Nr. 90.) 

Rauchfangkehrer, fiche Ofen: 
röhren. 

Rauchmantel: Gewölbungen in 
den Küchen, deren Herftellung, ſiehe 
Küchen. 

Rauchpapier. Die Einfuhr des 
fogenannten Rauchpapiers zur Vertil— 
gung des Ungezieferd wird nicht mehr 
geftattet, weil diefes Papier mit einem 
Quedfilber » Präparate in bedeutender 
Menge überftrihen ift, und bei dem 
Gebrauche, befonders bei dem Verbren- 
nen durch die Entwidlung der Qued- 
filberdämpfe nachtheilig auf die Ge- 
fundheit wirkt. (Hfkzl. Deer. vom 24. 
Aug. 1822 3. 31715, an fammtl. 
Länderſt. Eire. der n. ö. Reg. vom 8. 
Septbr. 1822 3. 44278; Bdg. der 


ob der ennf. Reg. v. 10. 3. 18649; 


des fteierm. Gub. v. 10. 3. 20613; 
des tirol. Bub. v. 13. 3. 19282; des 
mähr. Gub. vom 13. 3. 24942; des 
färnt. Gub. v. 14. 3. 11205 ; des 
füftenl, Gub. v. 17. 3. 19535; des 
galiz. Gub. v. 17. 3. 50891 und des 
böhmfhen Gubern. vom 21. Septbr. 
1822 3. 46249. Pol. Gef. ©. 3. 
1822.) 

— — Nachträglich zu dem Hofkam. 
Deer. v. 24. Aug. 1822, womit die 
Einfuhr des fogenannten Rauchpapiers 
verboten wurde, wird nunmehr auch der 
Verkauf des bereits eingeführten oder 
im SInlande erzeugten Rauchpapiers 
allgemein verboten. (Hfkzl. Decr. vom 
12. Septbr. 1822 3. 25249, an 
ſämmtl. Länderft. Eirc. der n. ö. Reg. 
v. 2. Dctbr. 1822 3. 47517; Dog. 
der 0. ö. Reg. vom 28. Geptbr. 3. 
20024; des fteierm. Bub. v. 29. Sept. 
3. 22307; des kärnt. Gub. v. 4.3. 
12070; des galiz. Gub. vom 4. 9. 
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55223 und des böhm. Gub. vom 12. 
Dctbr. 1822 3. 49672. Pol. ©. ©. 
3. 1822.) 

Rauchröhren, deren Anlegung in 
neuen Gebäuden, fiehe Baupläne. 
(Rggs. Bdg. vom 27. Februar 1836 
$. 12.) 

Rauf- und Stofringe Den 
Kreisämtern wird aufgetragen, das be- 
reits beftehende Verbot der fogenann- 
ten Rauf⸗ oder Stoßringe zu republi- 
ciren und fortan mit aller Strenge in 
der Art zu handhaben, daß alle Inha— 
ber folder Ringe aufgefordert werden, 
felbe unverzüglich ihrer -politifchen Ob- 
rigfeit einzuliefern, und daß fodann 
alle derlei Ringe, welche demungeachtet 
fpäter noch vorgefunden werden jollten, 
fogleich confiscirt ; jene Individuen 
aber, welche diefelben verfertigen, vers 
faufen oder tragen, unnachſichtlich nad 
der Strenge der Gefeße beitraft werden. 
Auch werden die f. f. Kreisämter die 
gegen das Tragen und den Handel mit 
verbotenen und verborgenen Waffen 
überhaupt bejtehenden Berordnungen 
in ihrem vollen Umfange und bei jeder 
Gelegenheit auf das eifrigfte aufrecht 
zu erhalten haben. Giggs. Decr. v. 2. 
Mai 1833 3. 9528. Prov. ©. ©. für 
D. Defterr. 3. 1833. Nr. 66.) 

NRäumungszeit der Wohnungen, 
ſ. Wohnnngsveränderung. 

Raupen, ſ. Vögel. 

Rauſchen iſt ein Hazardſpiel, ſiehe 
Spiele. 

Rayon, fortificatoriſcher, ſ. Bau: 
führungen. 

— — pfortificatoriſcher, ſ. Fortifi— 
catoriſcher Rayon. 

Realitäten-Lotterien, ſ. Lot— 
terie⸗Looſe. 

Rebmeſſer, ſ. Meſſer. 

Recepte. Einverſtändniſſe der Doc« 
toren und Apotheker in Receptverſchrei⸗ 
bungen unter verdecktem Namen find 
verboten, und fol, wenn ein Apotheker 
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derlei Recepte verfertigt, die Apotheke 
gefperrt, dem Medicus aber die Freis 
beit der Praris benommen werden. 
(Bdg. v. 31. Det. 1772. Krop. Gef. 
Mar. Ther. 6. Bd. ©. 540.) 

Recepte auf, von unbefugten Aerzten, 
oder andern Berfonen, Arzneien hinaus 
zugeben, ift den Apothekern bei zwei 
Reihsthalern verboten. (Rggs. Vdg. 
v. 21. April 1798. Barth. H. u. ©. 
Bel. 5. Bd. ©. 41.) 

— — fein Recept foll künftig in 
eine Apotheke abgeſchickt werden, ohne 
daß der Augfteller, er fei num Arzt, 
oder Wundarzt, nebft Unterzeichnung 
feines Namens aub die Eigen 
haft, welde ihm zur biefigen 
Praris die Befugniß gibt, beftimmt 
und deutlich beirücke: nämlich N. N. 
medicinae Doctor, oder chirurgiae 
Doctor, Stabsarzt, Oberarzt, 
Negimentsarzt, chirurgiae Ma- 
gifter, bürger!. Wundarzt; und 
find die hiefigen Apotheker, fo wie die 
Bol. Db. Dir. und die Bol. Bez. Dir. 
angewiefen, jede ihnen vorkommende 
Uebertretung anzuzeigen. (N. ö. Rggs. 
Decr. v. 21. Mai 1803. Ferros Sanit. 
Vdg. 2. Thl. S. 230—232. Krop. 
Gef. Franz. 18. Bd. ©. 212.) 

— — follen in den Apotheken öf- 
terd vom Polizei: Bezirfs-Arzte unter- 
fucht werden. (N. ö. Rggs. Vdg. vom 
5. Zän. 1812. Barth. 9. u. G. Gef. 
5. Bd. ©. 42.) 

— — von Aerzten, die zu innern 
Euren nicht befugt find, follen den Bes 
zirfsärzten übergeben werden, welche 
fie dem Magiftrate zur Amtshandlung 
gegen den Eurpfufcher zu übergeben ha— 
ben. (R. 8. Rggs. Vdg. vom 5. Jän. 
1813. Barth. 9. u. ©. Gef. 5. Bd. 
©. 116.) 

— — Alle Wundärzte auf dem 
Lande find verpflichtet, bei jeder Ordi— 
nation, wo ein Arzneimittel aus der 
Apotheke nothwendig ift, gleichviel, 
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der Krankheitsfall mag ein chirurgiſcher 
oder mediciniſcher ſein, dem Kranken 
ein Recept nach den Regeln der Kunſt 
mit Vermeidung aller chemiſchen Zei— 
hen auszufertigen, und in jenen Fällen, 
wo wegen Entlegenbeit einer öffentlis» 
hen Apotheke die Arzneien aus ihrer 
Haudapothefe den Kranken gereicht 
werden, das Necept einer jeden Arznei 
beizulegen, welches deutlich und gemif- 
fenhaft nad der übergebenen Arznei 
verfaßt und worauf zugleich der Preis 
der Arznei angemerkt fein muß. Bes 
folgt ein Wundarzt diefen Befehl nicht, 
fo Tann er fir die abgegebene Arznei 
feine giltige Forderung machen, und er 
muß es fih fodann felbft beimeffen, 
wern feine Korderung als ungiltig 
anerfannt, und die Unterlaffung als 
eine vorſchriftswidrige Handlung ge— 
abndet wird. (N. ö. Rggs. Decr. vom 
21. Febr. 1832 3. 6185. An. ©. V. 
7. Bd. ©. 60.) 

Necepte, nur die von den dazu 
berechtigten Aerzten unterzeichneten, 
dürfen in den Apotheken angenommen 
werden, f. Apotheker - Inftruction 
8. 18. 

— — nad unleferlich gefchriebenen 
Necepten dürfen die Apotheker nicht 
eher Arzneien bereiten, bis fie vom 
Arzte hierüber Aufklärung erhalten ha— 
ben, fiehe Apotheker = Inftruction 
$. 22. 

— — ärztliche, ſ. Armenärztliche 
Drdination. 

— — f. Arzneien-Ördinations: 
norm, Sanitätsauslagen. 

— — Gopien derjelben, f. Armen: 
ärztliche Ordination, 

— — für geiftige Getränke, ſiehe 
Branntwein. 

— — in denfelben ift ftets der Arzt: 
liche Grad des Drdinirenden beizufeßen, 
ſ. Gurpfufcherei. 

— — für Findlinge, f. Findlinge. 

Recruten, Hintanhaltung von Er: 
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ceffen bei Abführung der Recruten auf 
den Affentplab, f. Militär-Recruten. 

Neerutenftellung, ſ. Militär: 
Affentirung. 

— — f. Militär = Reeruten: 
Stellung. 

Recrutirung, ſ. Militär-Recru- 
firung. 

— — f. Wiener Magiftrat. 

Recrutirung. Behandlung der 
Studirenden, ſ. Studirende. 

Recrutirungs-Flüchtling, fiehe 
on = Recrutirungs = Flüdht- 
ing. 

Reerutirungs =: Normale (das) 
vom Jahre 1827 hat nunmehr als des 
finitive Maßregel zu gelten. (Hfkzl. 
Präfidial » Note v. 15. Septbr. 1832 
3. 2069. Vdg. der n. ö. Reg. v. 11. 
Yan. 1833 3. 1880. An die kek. 
Kreisämter, den f. k. Stdthptm. u. den 
Wr. Magitr. Prov. Gef. S. 14. Thl. 
Nr. 222.) 

Recurs, zu fpät eingereicht, ift zu 
verwerfen. (Hof-Decr. v. 23. Detober 
1786. Krop. Gef. Iof. 11. Band 
©. 593.) 

— — Der Recurs im politifchen 
Wege fol nur dann eine einhaltende 
Wirkung (effectum suspensivum) ha— 
ben, wenn durch den Vollzug des zuerft 
gefhöpften Erkenntniffes der günftige 
Erfolg des Necurfes für den Recurren- 
ten ohne Frucht und Wirkung fein 
würde; hingegen fann die einhaltende 
Wirkung nicht Plag finden, wo durch 
den Verzug der Partei, gegen welche, 
oder der Sache, in Anfehung welcher 
der Recurs genommen wird, fein, einen 
Erfaß zugebender Nachteil erwachſen 
würde, oder wo ed um eine auf das 
Deffentliche fih beziehende Vorkehrung, 
befonderd um eine foldhe zu thun ift, 
bei welcher entweder ein Proviforium 
nothwendig wird, oder die Amtepflicht 
von felbft einzufchreiten hat. (Hof-Deer. 
v. 2. März 1799.) 
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Recurs in Gewerbſachen ift auf vier 
Wochen feſtgeſetzt. (Hof⸗Decr. v. 28. 
Dct. 1799. Krop. Gef. Franz. 13. Bd. 
©. 550.) 

— — mährend des offen ftehenden, 
ift die Bauführung verboten; ebenfo 
auch andere mit bedeutendem Koften- 
aufwande verbundene Unternehmungen, 
wodurd der vorige Stand der Sachen 
ganz verändert würde, (Hfkzl. Decr. v. 
15. Febr. 1803. Krop. Gef. Franz. 
17. Bd. ©. 82.) 

— — den Recurd gegen Berlei- 
bung einer Steindrudpreffe bat die 
Gommerz = Hofcommiffion im Einver- 
nehmen mit der Polizeihofftelle zu ent- 
fheiden. (Commerz:Hofcomm. Vdg. v. 
12. Mai 1818. Rggs. Eirc. vom 20. 
Mai 1818. Barth. H. u. G. Gef. 6. 
Bd. ©. 327.) 

— — Recufe gegen allge: 
meine Berfügungen haben kei— 
nen effectum suspensivum. (Aggs. 
Beſch. v. 20. Juni 1817.) 

— — Der Hofrecurd gegen zwei 
gleihlautende Straferfenntniffe ift nur 
in jenen Fällen, wo es ausdrüdlich an— 
geordnet ift, und namentlich in fchwe- 
ren Polizei = Hebertretungen zu verwer- 
fen, keineswegs aber bei arbiträren Be- 
firafungen , wo der Recurszug durd 
alle 3 Inftanzen offenbleibt. (Hfkzl. 
Decr. v. 15. Dechr. 1826. Vdg. des 
böhm. Gub. v. 13. Jän. 1827.) 

— — (fein weiterer) findet gegen 
die Entfcheidung der Ränderftellen in 
folgenden Fällen Statt: Bei Berlei- 
hung der Polizei-Gewerbe, wenn durch 
den Spruch der Zandesftelle die Ent- 
fheidung der erften Inſtanz beftätiget 
wird. Wird aber bei Abweifungen nad) 
einiger Zeit, und bei veränderten Um: 
ftänden die Gewerbsverleihung neuer: 
dings von demfelben oder andern Im— 
petranten angefucht, fo ift das Gefud 
ftet3 wieder bei der erften Inftanz an— 
zubringen, und wie ein ganz neues An— 


734 


KRecurs. 


ſuchen zu verhandeln. Auch gegen Er— 
fenntniffe der Randesftelle bei Uebertre- 
tung der Markt » Ordnung, der befte- 
henden Gewerbö- Polizei - Borfhriften, 
dann bei einfachen Polizei» Bergehen 
findet ein weiterer Recurs nicht Statt, 
wenn durch ein foldhes Erkenntniß die 
Entfheidung der Unterbehörde beftäti- 
get wird. Deshalb ift firenge darauf 
zu fehen, daß felbft in jenen Fällen, 
wo der Recurszug zuläffig ift, die ge— 
feglihen Friften genau gehalten wer— 
den. (A. h. Entſchl. v. 28. April 1832. 
Hfkzl. Deet. vom 11. Mai 1832 8. 
9558, an fämmtlihe Länderftellen. 
Eirc. der n. ö. Reg. vom 3. Sept. 
1832 3. 47788. Pol. ©. ©. 60. Bd. 
Nr. 49. Kundm. der ob der ennf. Reg. 
v. 15. Juni 1832 3. 16174.) 

Recurs. Zur Herftellung einer 
entfprechenden Gleichförmigkeit in der 
Behandlung der Polizeir und Com— 
mercial =» Gewerbe hat das Handels- 
minifterium anzuordnen befunden, daß 
die, zufolge Hoffanzlei » Decreted vom 
11. Mai 1832 3. 9558, in dem Wir— 
fungäfreife für politifhe Behörden 
aufgeführte, bisher aber nur bei den 
Polizeigewerben befolgte Beftimmung, 
welcher gemäß gegen zweigleichlautende 
Entfheidungen der erften und zweiten 
Snftanz in Gewerbsfachen kein weiterer 
Recurszug mehr Statt findet, Tünftig 
auch bei den Commercial-Gewerben in 
Anwendung gebracht werde, Es ver- 
ſteht ſich jedoch hiebei von felbft, daß 
diefe Verfügung blos proviſoriſch bis 
zur definitiven Einführung der in der 
Berhandlung begriffenen neuen Ge— 
werbs⸗- und Handeld-Drdnung Geltung 
haben könne. (Erl. des Handeldm. v. 
27. Decbr. 1848, an die Länderft. von 
Dber- und Nied. Defterr,, Böhmen, 
Mähren u. Schlefien, Galizien, Steier- 
mark, Stalien und Tirol. R. G. 2. 
Nr. 57.) 

— — Gegen Verfügungen und Er: 


Kecurſe. 


kenntniſſe, welche die politiſchen und 
Polizei-Behörden nach den 88. 2—12 
der kaiſerl. Vdg. v. 11. Mai 1851 in 
Bezug auf die Amtsgewalt der landes— 
fürftlihen politifchen und Polizei » Be- 
hörden in Bollftrekung von Berfügun- 
gen oder Erkenntniffen und in Wah— 
rung ded Amtsanſehens erlaffen, kann 
eine Befchwerde nur an die vorgefebte 
Berwaltungsbehörde gerichtet werden. 
Eine ſolche Berufung bat jedoch keine, 
die Vollſtreckung der Berfügung oder 
des Erkenntniſſes hemmende Kraft, und 
bildet für die hohen Behörden nur in— 
foweit einen Gegenftand der Verhand—⸗ 
lung, als jeder Beamte und Gemeinde- 
vorfteher für die Gefeßmäßigkeit feiner 
Umtshandlungen verantwortlich iſt. 
Gegen Straferkfenntniffe über Berlegun- 
gen des ämtlihen Anfehens im fchrift- 
lihen Eingaben, findet die Berufung 
an die höhere Stelle und zwar mit 
auffhiebender Wirkung Statt. $. 14 
der faiferl. Vdg. v. 11. Mai 1851, f. 
politiihe Obrigfeiten. 

Recurſe, ſ. ee FOREN 
Beamten-Entlafjung. 

Recursfrift. Diefelbe ift in allen 
politiihen Angelegenheiten auf ſechs 
Wochen feftgefegt, fo daß jede politifche 
Entſcheidung nah Berlauf diefer Frift 
in Rechtskraft erwächſt, wodurd alfo 
die Circ. Bdg. vom 2. Novbr. 1805, 
wodurd die in politifchen Verhandlun— 
gen gefebmäßig beftimmte Recursfrift 
von 6 Wochen auf 3 Monate verlän- 
gert wurde, aufgehoben ift. (Hof-Decr. 
v. 9. Mai 1807. Krop. Gef. Franz. 
21. Bd. ©. 229.) 

— — bei politifhen und polizeili« 
hen Vergehen. Die Behörden haben 
fih bei Straferfenntniffen gegen min- 
dere politifche und polizeiliche Verge— 
hen rücfichtlich der Necursfriften vor 
der Hand nah den in dem II. Theile 
des Strafgefeßes über die Recursfriften 
gegen Urtheile in ſchweren Polizei— 
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Webertretungen vorgezeichneten Beftim- 
mungen zu benehmen. (Hfkzl. Decr. v. 
22. Mär; 1827 3. 7304, an ſämmtl. 
Känderft. Kundgem. in Illirien am 14., 
in Böhmen am 19. April 1827. Bol. 
G. ©. Bd. 55. Nr. 39. N. 6. Rage. 
Vdg. v. 11. April 1827 3. 18773. 
NR. ö. Prov. ©. ©. 9. Bd. Rr. 103.) 

Recursfriſt. Die kek. vereinte Hfkzl. 
hat über die geſtellte Anfrage, welche 
Recursfriſt gegen Erkenntniſſe der poli— 
tiſchen Behörden wegen unbefugter Ab— 
weſenheit Statt zu finden habe, eröff- 
net, daß fih hinſichtlich derlei Recurs— 
friften lediglich an die diesfalls befte- 
henden allgemeinen Borfohriften, näm— 
li an die zur Recurd- Ergreifung ge- 
gen politifche Verfügungen feftgefeßten 
Friften überhaupt zu halten fei, wobei 
bemerkt wird, daß es fich bier nur um 
die Recurfe gegen politifche Strafer- 
fenntniffe wegen unbefugter Abwefen- 
heit handle, während Auswanderungs- 
Urtheile nur den Gerichtsbehörden zu— 
ftehen, die hierbei nach den allgemeinen 
Vorſchriften des Eivil-Proceffes zu ver- 
fahren haben. (Hfkzl. Decr. vom 18. 
Juli 1833 3. 16640. Rage. Vdg. v. 
30. Zuli 1833 3. 40819. Prov. ©, 
©. 15. Bd. 3. 1833. Nr. 159.) 

— — Beftimmung des Ter- 
mind zur Ueberreihung von 
Recurſen gegen politifde Er 
fenntniffe. Seine k.k. Majeftät ha: 
ben über die Frage, ob eine oder welche 
Frift, dann unter welden Modalitäten 
bei Recurfen gegen politifche Entſchei— 
dungen oder Verfügungen feftzufeßen 
wäre, mit a. 5. Entfchliegung v. 22. 
Juli 1843 zu beftimmen gerubt: In— 
fofern es fih um Recurfe über Gegen: 
ftände handelt, welche auf Rechte und 
Befugniffe eines Dritten Einfluß ha— 
ben, oder überhaupt, wo ein Streit 
zwifchen zwei oder mehreren Parteien 
eintritt, werden die Weifungen folgen. 
Für die Ueberreihung der Recurſe in 


Kedouten. 


Angelegenheiten, die nur das Intereſſe 
der Recurrenten berühren, hat eine 
eigene Vorjchrift zu unterbleiben. Da: 
gegen haben die Behörden Sorge zu 
tragen, daß in den Fällen, wo irgend 
Jemandem eine Handlung oder Unter: 
laffung aus öffentlihen Rüdfichten 
aufgetragen wird, diefem Auftrag aud 
die Beftimmung einer den Umftänden 
angemefjfenen Friſt beigefeßt werde, 
binnen welcher der Necurs eingebracht 
werden könne. Wo ein folcher Termin 
nicht ausdrüdlih ausgeſprochen wor- 
den wäre, hat eine Frift von 42 Tagen 
zu gelten, ohne daß fih jedoch deshalb 
der Betheiligte von der pünctlichen 
Befolgung des erhaltenen obrigfeitli- 
hen Auftrages losgezählt halten darf. 
(GHfkzl. Decr. vom 4. Aug. 1843 3. 
23752, an fämmtl. Ränderft. Pol. ©. 
©. 71. Bd. Nr. 90.) 

Redonten. Deffentlihe Bälle find 
in den Nedoutenfälen zum größern 
Vergnügen des Publicumd in Masken 
und Berfleidungen erlaubt, jedoch 
hat fich 

1. diefe Erlaubniß der abzuhalten- 
den maskirten Bälle nur allein auf die 
hiefigen Nedoutenfäle zu erſtrecken, und 
find außer diefen fonft nirgend, weder 
bei einem öffentlihen Balle, noch bei 
andern Privatbällen die Masten ge 
ftattet. (Im Bezug auf die masfirten 
Bälle in den Provinzen, f. Masken: 
bälle.) 

2. Wird zwar zu diefen Bällen in 
den Redoutenfälen jede Perfon ohne 
Unterfchied des Standes, mit Aus— 
nahme der Bedienten in Livree, gegen 
Erlag des beftimmten Eintrittspreifes 
zugelaffen, doch müffen alle Eintreten- 
den entweder in anftandigen Masken, 
oder in anftändiger eigener Kleidung 
erfcheinen, 

3. Das Tragen jeder Gattung von 
Maffen, von Stöden und von Sporen 
wird verboten; die Wachen find ange- 
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wiefen, allen damwider Handelnden den 
Eintritt zu verwehren, ebenfo ift es 

4. unterfagt, mit irgend einer Dr- 
densdecoration den Saal zu betreten. 

5. Alle Ballgäfte haben fih ruhig 
und beſcheiden zu betragen, die Tan- 
zenden nicht zu beirren, oder irgend 
einen Borrang im Sitzen oder Tanzen 
zu fordern. 

6. Jede Maske ift verbunden, beim 
Heraudgehen, wenn fie darum von dem 
betreffenden Auffichtsperfonale anger 
gangen wird, in dem legten Zimmer, 
wo fih die Eaffe befindet, die Larve 
abzunehmen. 

7. Alle Gommerzfpiele werden ge» 
ftattet, und find alle ohnehin ſchon 
durch die beftehenden Patente verbote- 
nen Sazardfpiele auch auf den Redou— 
ten zu fpielen ftreng unterfagt. 

8. Hinfihtli der Zu: und Abfahrt 
ift zu dem Abfteigort das Hauptreit- 
fhulthor unter dem Schwibbogen der- 
geftalt beftimmt, daß die Zufahrt blos 
allein von Seite des Michaelsplakes, 
keineswegs aber von der Bräumerftraße, 
von der Dorotheergaffe, oder von Seite 
der Auguftiner zu gefchehen hat; zur 
Abholung der Herrfhaften und zur 
Verfammlung der Wägen ift der Platz 
vor der k. k. Bibliothek eingeräumt, 
von wo fodann die Abfahrt gegen den 
Michaeler- und Stallburgplatz, nicht 
aber gegen die Nuguftiner geftattet ift, 
weil in der leßtern Richtung nur die 
leeren Wägen zurück fahren dürfen. 
Für Diejenigen, die fi tragen laſſen, 
und für die Fußgeher, fteht der Eintritt 
bei der Seitenthüre, auf den Biblio- 
thekplatz, der ebenfalls zur Haupttreppe 
führt, offen, und hat von dort auch das 
Wegtragen zu gefcheben. 

9. Die Bedienten haben fi allent» 
halben und befonderd gegen die aufge: 
ftellten Wachen ordnungsmäßig zu be» 
tragen, nicht auf der Treppe aufzuhal« 
ten, den Masten nicht im Wege zu 
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ftehen, fordern in dem für fie beftimmten 
Zimmer zu verweilen, und dafelbft ihre 
Herrfchaften zu erwarten, bis fie durch 
die hiezu eigens beftellten Leute abge- 
rufen werden. (Ballord. bekannt ge- 
macht durch n. ö. Rggs. Circ. vom 1. 
Jän. 1824.) 

Redouten, Vorſchrift wegen Ab: 
haltung derfelben, f. Zanzmufiten. 

Redontenfäle. Um in jedem der 
zwei Stadt: und drei Borftadt- Theater, 
fowie in den k. k. Redoutenfälen einen 
Nothkaſten aufzubewahren, ift ein eige- 
nes Zimmer zur Behandlung der jäh- 
lings Erkrankten in Bereitfhaft zu 
halten, und fi von den zum wechfel« 
weifen Beſuche gedachter Schaufpiel- 
bäufer gewählten. Aerzten und Wund- 
ärzten die bezielte Hilfe leiſten zu laf- 
fen. (Rggs. Decr. v. 10. März 1804. 
Ferros Sanit. Vdg. 2. Thl. S. 284.) 

SEAN bei Gewölben, ſiehe 
Plachen. 

Regierung, die, iſt angewieſen, 
wenn es ſich um die Beurtheilung han⸗ 
delt, ob ein wegen Verbrechen ab in- 
stantia losgefprochener Beamte im 
Dienfte zu belaffen fei, Bericht an die 
t. 2. vereinte Hoflanzlei zu erftatten. 
(Hikzl. Decr. vom 10. März 1827 3. 
6974 und v. 11. Mai 1832 3. 9558. 
Vdg. der n. ö. Reg. v. 20, Juni 1832 
3. 32249. $. 5 lit. d. Prov. Gef. ©. 
14. Thl. Nr. 102.) 

— — Beftimmung, in welden Fäl- 
len gegen deren Entfcheidung fein weir 
terer Recurs Statt findet, f. Recurs. 

— — f. Statthalterei. 

Regimenter. Der k. k. Hofkriegs⸗ 
rath hat in Folge a. h. Cabinetsſchrei⸗ 
bens vom 4. März 1839 mit Berord- 
nung vom 11. Mär; 1839 3. 1028 
beftimmt, daß in Hinkunft die Regis 
menter der k. k. Armee in allen Einga- 
ben uad Dienftes Piecen, nit allein 
mit ihren Nummern bezeichnet, fondern 
auch nad ihren Inhabern benannt wer: 

Zaleidty, Handb. d. Pol. Gef. IL 
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den. (Hflzl. Deer. v. 22. Mär; 1839 
3. 9121, an ſämmtl. Ränderft. Vdg. 
der n. ö. Reg. vom 2. April 1839 
3. 19127. Pol, G. ©. 67. Bd. 
Nr. 42.) 

Begiments-Ghirnrgen, ſ. Mili: 
tär:Aerzte. 
—— ſiehe Zünd⸗ 


ch 

Reichs-Geſetzblatt, Einrichtung 
desſelben, ſ. Kundmachung. 

Reichsſtraßen, Schneeſchauflung 
denfelben, fiehe Schneefchauf: 


i In der neuen Auf— 
lage des h. Reg. Circ. vom 16. Mai 
1804 (f. Spiele), womit das Berbot 
der zu hohen Spiele am öffentlichen 
Drte, und des Spielend um Geld für 
die Dienftleute, erneuert wurde, hat ſich 
die 5. Landesftelle in Folge Rage. 
Decr. vom 28. Aug. 1838 3. 48708 
veranlaßt gefunden, zu der in dem frag- 
lihen Circulare in Reihsthalern aus- 
gedrückten Geldftrafe, den entiprecdhen- 
den Betrag in C. M. einzufchalten. — 
Aus diefem Strafäquivalente ift zu 
entnehmen, daß die h. Landesftelle ei- 
nen Reichsthaler als eine Rechnungs: 
münze im Berthe von 1 fl. 30 fr. C. M. 
anfhlägt. Da rüdfichtlic der Umwand— 
lung der bei mehreren BolizeirBergehen 
in Reihsthalern ausgedrüdten Geld- 
ftrafen-in C. M. die Bez. Dir. nit 
von einem Grundfage ausgehen, und 
manche den Rthl. zul fl. 30 kt. W. W. 
berechnen, ſo werden ſämmtliche Bez. 
Dir. hievon mit Beziehung auf das 
hierortige Circ. v. 16. Juni v. J. 3. 
7784/1069 mit der Weiſung in Kennt- 
niß gefegt, künftighin bei Strafaus- 
meflungen den Reihöthaler mit einem 
Gulden 30 kr. C. M. zu berechnen. 
(Eirc. der 2. £. Pol. Ob. Dir. v. 24. 
Dctbr. 1838 3. 13488/1950.) 

Reifnitzer Untertanen, ſiehe Got- 
fheer Unterthanen. 

47 


Heindorf. 


Meindorf in, nächſt Wien, ift ein 
k. k. Armenarzt beftellt, f. Armenarzt. 

Reinigung der Wohnung, Wäſche 
u. f. w., fiehe Brechdurchfall-Epi⸗ 
demie. (Vdg. v. 6. Juli 1836 8.27.) 

— — der Herd» und Dfenröhren, 
ſ. Rauchfangkehrer. 
traßen⸗Reinigung. 

— — der Flüſſe in Galizien; Be— 
ſtimmungen hierüber, ſ. Strom: Po: 
lizei- Ordnung für Galizien $$. 15 
— 19. 


— 


Reinigung der Wäſche und Klei— 
dung der nad anſteckender Krankheit 
Berftorbenen, ſiehe Snfertionsfperre, 
Snfertionswäfche, Leichenbeſchau. 

NReinigungsbäder, |. Bäder. 

Reinigungsmühle des Goldes u. 
Silbers, f. Krägmühle. 

Reinftechen, verbotenes Spiel, f. 
Riemſtechen. 

Reiſe. Se. Majeſtät haben mit a.h. 
Entſchließung vom 18. Febr. 1826 zu 
befehlen geruht: daß ſich bei Reiſen 
des höchſten Hofes von jeder eigen— 
mächtigen Repartition der Koſten der 
dabei Statt gefundenen Feierlichkeiten 
auf die Eontribuenten des Landes bei 
fonft zu befahrender ftrengfter Ahndung 
zu enthalten fei. (Hffzl. D.v. 23. März 
1826, an fammtl. Länderft. Pol. ©. 
©. 8. 54. Nr. 20.) 

— — Vorſchrift bei Verlängerung 
der Reifebewilligung für auf der Wan- 
derung befindlihe Handwerkögefellen, 
f. Wanderbücher. 

Reifefoften, ſ. Beamten:Reife: 
particnlarien, 

Reiſende. Paßämtliche Be 
handlung der Reiſenden in 
Wien. Aus Anlaß der beſchloſſenen 
Wiedereinführung eines Central-Paß— 
und Fremdenamtes in Wien wird Nad- 
ftehendes hiermit zur öffentlichen Kennt: 
niß gebracht: 

1. Die an den Linien der k.k. Haupt- 
und Refidenzftadt Wien, an den Eifen- 
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bahn = Stationen zu Wiener Neuftadt, 
Gramet » Neufiedel, Gänferndorf und 
Stoderau, an den Landungspläßen in 
Nußdorf, bei den Kaifermühlen und 
am Donaufanal aufgeftellten Auffichts- 
organe find angewiefen, vom 20. Mai 
1. 3. angefangen, die Reife-Documente 
der Anfommenden gegen Berabfolgung 
eines gedrucdten Empfangfcheines (Li- 
nienzeitel®), auf. welchem zugleich die 
nöthige Belehrung für das weitere Ber- 
halten des Reifenden enthalten ift, zu 
übernehmen. Sollte die Reiſe-Legitima— 
tion bei der Ankunft an den vorer- 
wähnten Stationen aus was immer 
für einem Grunde nicht abgegeben wor- 
den fein, fo hat diefes nachträglich bin- 
nen 24 Stunden bei der k. k. Polizei- 
Direction in der Stadt, am Beter 
Nr. 564, zu gefihehen. 

2. Das Paßviſum zur Weiterreife 
wird im Eentral-PBaßamte der k. k. Po— 
lizei-Direction ertheilt. 

3. Reifende, welche ohne zu den 
sub 1 bezeichneten Stationen zu gelan— 
gen, in einer außerhalb der Linien von 
Wien befindlichen in den Bereich des 
Mr. Polizei » Bezirkes gehörigen Drt- 
[haft den Aufenthalt nehmen, können 
ihre Reiſeurkunde auch bei dem zuſtän— 
digen kak. Bezirks-Polizei-Commiſſa⸗ 
riate abgeben, und erhalten in dieſem 
Falle daſelbſt auch die Paß-Vidirung 
zur Abreiſe. 

4. Die paßpolizeiliche Behandlung 
der dem k. k. öſterr. Militärſtande an- 
gehörigen Perſonen ſteht dem k. k. Mi— 
litär⸗Platzeommando zu. 

5. Bei der Abreiſe iſt Jedermann 
gehalten, an den sub 1 bezeichneten 
Stationen die Reifeurfunde den Aufs 
fihtsorganen zur Einfiht vorzuzeigen, 
(Kundm. der ?. k. Bol. Dir. von Wien 
am 11. Mai 1853.) 

Reifende. Nachdem duch mehr: 
fällige Anfragen zur bierortigen Kennt: 
niß gefommen ift, daß bei den Bezirks: 
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Eommiffariaten, und den Linien- Wache: 
poften noch manche Zweifel hinfichtlich 
des bei der Abnahme der Reifepäffe zu 
beobachtenden Verfahrens obwalten; fo 
wird dem. k. Bezirks⸗Polizei-Commiſ⸗ 
fariate fowohl zur eigenen Darnachach⸗ 
tung als aud zur ungefäumten gehö— 
rigen Belehrung der unterftehenden 
Linien» Wachepoften Nachſtehendes ber 
kannt gegeben: 

1. Die von den Linien» Wachen ab» 
genommenen Meife » Documente find 
nicht, wie ehedem, zu verzeichnen, fon- 
dern lediglich abzuzählen, und täglid 
mal, nämlich Vormittags längftens bis 
/„12 Uhr und Nachmittags längftens 
bis 5 Uhr nebft einem von dem Poften- 
Eommandanten zu  unterfertigenden 
Blatt Papier, auf welchem die Zahl 
der eingegangenen Reifeurfunden an- 
zudeuten ift, in der verſchloſſenen 
Taſche dem Central: Bafamte zu über— 
fenden. 

2. Die Päffe jener Parteien, welche 
fogleich weiter zu reifen wünfchen, wer—⸗ 
den auch außer den obigen Zeitpunc- 
ten nebft den bis dahin eingelangten 
fonftigen Päſſen ohne Verzug dem 
Central⸗Paßamt überfendet. Für jeden 
folden befonderen Gang werden die 
betreffenden Drgane ermächtigt, bie 
auf weitere Beftimmung ein Honorar 
zu nehmen, welches jedoch den Betrag 
von 12 fr. für jeden ſolchen befonde- 
ven Gang nicht überfchreiten darf. Die 
Poſten an den Eifenbahnen, dann jene 
an den Randungspläßen find von der 
vorftehenden Beftimmung ausgenoms 
men, da diefelben die Reiſeurkunde 
nad der Ankunft jedes Trains und je- 
ded Dampfſchiffes fogleih hieher zu 
überfenden haben, und ſich zu diefem 
Behufe der Stellmägen zu bedienen er- 
mädhtigt find. 

3. Die an den Linien und an den 
Landungsplägen angehaltenen paßlo- 
fen und verdächtigen Individuen find 
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jedesmal dem zuftändigen Bezirks-Po—⸗ 
lizeisGommiffariate zur Amtshandlung 
zu überliefern, und ift jeder ſolche Fall 
von dem Poſten⸗Commandanten in den 
Rapporten erfihtlich zu machen. 

4. Da nunmehr alle Paß-Vidirun⸗ 
gen für die innerhalb der Linien wohn: 
haften Parteien von dem Central⸗Paß— 
amte beforgt werden, fo ift Jeder, der 
fi von diefem Zeitpuncte an noch bei 
dem Bezirkd-Polizei-Commiffariate um 
das Paßviſum meldet, an das Eentral« 
Paßamt zu weifen und demfelben auf 
der Abfchrift feines Wohnungsmeld- 
zetteld die Beftätigung mitzugeben, daß 
gegen feine Abreife kein Anftand ob- 
waltet. (Decr. der Bol. Dir. vom 14. 
Mai 1853 3. 10541.) 

Reiſende. Um die papamtliche Ab- 
fertigung der blos Durchreifenden zu 
befchleunigen, und das Gentral-Pap- 
amt in feinen Berrihtungen ohne Be- 
einträchtigung der dienftlichen Interef- 
fen zu erleichtern, find nachſtehende Be- 
flimmungen getroffen worden: 

a) den an der Linie anfommenden, 
blos durdhreifenden Zaglöhnern find 
die Reife-Documente nicht abzunehmen, 
fondern der Boften - Commandant hat 
felbe lediglih im alphabetifher Ord— 
nung in das Paß-Protocoll, wozu die 
Blanquetten zu beheben find, gehörig 
einzutragen, die Richtung der Weiter- 
reife in der betreffenden Rubrik erficht- 
li zu machen, auf der Reifeurkunde 
den Tag der Ankunft und den Namen 
der Linie, bei welcher der Reifende ans 
fam, zu bemerken, und fodann diefen 
Reife-Ausweis, wenn er fonft in Ord— 
nung ift, ohne Beifügung einer 
Vidirung dem betreffenden unbe: 
denklich erfcheinenden Individuum zu 
feiner Weiterreife einzuhändigen. 

6. Denjenigen Individuen, welde 
die Wochenmärkte auf dem biefigen 
Platze befuhen und nad Verrichtung 
ihrer Gefhäfte fogleich wieder zurück— 
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reifen, und welche daher dur ihr 
öfteres Erfcheinen den Linienpoften 
ohnehin befannt find, haben die Li— 
nieneCommanden die nach genommener 
Einfiht rihtig befundenen Reiſeurkun— 
den in Händen zu belafien, ohne felbe 
zu protocolliren. Die sub a enthaltene 
Berfügung gilt nur für die inneren Li- 
nienpoften und hat demnach auf die 
Eifenbahnftationen feine Anwentung. 

Die Anordnung sub b ift aud von 
den Gifenbahnwacepoften zu beobad- 
ten. (Dec. der Pol. Dir. v. 21. Mai 
1853 3. 10760.) 

Reiſende. Perſonen, weldhe, um 
einen der Erwerbfteuer unterliegenden 
Erwerb zu betreiben, im Lande herum: 
reifen, müffen nebft dem Reife: Docu- 
mente auch den Erwerbſteuerſchein mit 
fib führen, fiche Erwerb:&tener: 
fchein. 

— — arme erfranfte, deren Auf: 
nahme im Bezirfefpitale auf der Wie: 
den, fiche Krankenhaus. (Big. vom 
28. Dec. 1843.) 

— — mit Stellmägen, polizeiliche 
Vorſchriften, f. Paffirfcheine. 

— — wegen Berführung derfelben 
auf Poſtſtraßen, f. Poftftraßen. 

— — die auf dem Boftwagen, oder 
mit Ertrapoft reifen, ift an Sonn» und 
Feiertagen das Auf- und Abladen ges 
ftattet, f. Sonn u. Feiertagsheili- 
gung. 

— — . Bremde, Gefellen, Päſſe, 
Paffirfcheine, Poftmeifter. 

Reife = Partienlarien in Betreff 
der Epidemie, Beftimmung über deren 
Vorlage, f. Epidemien. 

— — ſ. Beamten:Reife-Parti- 
eularien, Beamten: Reiferehnun: 


en. 
Neifepäffe, deren Stempelbehand- 

lung, f. Reifeurfunden, Stempel. 
Reiſepäſſe, ſ. Päſſe. 
Reiſe-Pauſchalien, ſ. Beamten⸗ 

Reiſe⸗Pauſchalien. 
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Reiſeurkunden. Paß ⸗Certificate, 
d. i. Certificate, welche gegen Einles 
gung oder Zurückbehaltung des Paſſes 
oder der wie immer genannten Reiſe— 
urkunde erfolgt werden, find ftempel- 
frei. (9. 5. Bat. vom 9. Febr. 1850 
z.B. 74.R. ©. 2. ©. 549.) 

— — d. i. Urkunden, welde Rei» 
fenden zu ihrer perfönlichen Ausweifung 
oder Legitimation von den zur Hand» 
habung ter Polizei» Borfriften im 
Inlande aufgeftellten Behörden, Aem—⸗ 
tern oder Perfonen ausgeftellt werden, 
ohne Unterſchied der Reifedauer oder 
des Ortes, wohin die Reife gerichtet 
it, und des Namens, er mag Paß, 
Paffirfchein, Reife: Eertificat, Geleit- 
fein, Wanderbuch u. f. w. heißen, un- 
terliegen für Dienflboten, Gefellen, 
Lehrjungen, Zaglöhner, Arbeiter und 
überhaupt Perfonen, die von einem 
den gewöhnlichen Taglohn nicht über- 
fteigenden Erwerb leben, und überhaupt 
Wanderbücher dem Stempel von 6 kr., 
für andere Perfonen von 30 fr., von 
jeder Ausfertigung. (A. h. Pat. vom 
9. Febr. 1850 T. P. 85 a, b. R. ©. 
B. ©. 562.) 

— — Folgende Reifeurkunden find 
vom Stempel frei: 

a) die zu Reifen auf eine nicht län- 
gere Dauer ald 8 Tage ertheilten Paf- 
ſirſcheine; 

b) die Paſſirzettel, welche für den 
Austritt aus beftimmten Orten erforder: 
ih und beim Austritt abzugeben find; 

c) alle nicht von Behörden oder 
Aemtern im gebübrenpflitigen Ins 
lande ausgeftellten Reifeurkunden. 

Werden diefe unter a, b, c aufge 
führten Reifeurfunden zu andern Zwe- 
den ald zur Ausweifung auf der Reife 
oder bei dem Eintreffen im Drte der 
Beitimmung, als Beilagen ftempel- 
pflihtiger Eingaben, oder die Stelle 
folder Eingaben vertretender Proto- 
colle verwendet, fo unterliegen fie dem 


Reifeurkunden. 


Beilagenftempel. Jede Berlängerung 
der Dauer einer Reifeurtunde ift als 
eine neue Ausfertigung anzufehen, mit 
Ausfhluß der in den Wanderbücern 
eingetragenen. (U. h. Bat. v. 9. Febr. 
1850. T. P. 86. R. ©. B. ©. 563.) 

Reiſeurkunden, ſ. Stempel. 

Reisbau. Die Anlegung neuer 
Reisfelder darf nicht ohne höhere Be— 
willigung geſchehen, und dieſe nur für 
gewiſſe Entfernungen von den bewohn⸗ 
ten Ortfhaften (nad Berfhiedenheit 
der Fälle '/, bis 8 Miglien) ertheilt 
werden. (Decr. des lomb. Gub. vom 
19. Mai 1817 3. 12605. Stub. 2.2. 
©. 18.) 

— — Beftimmung des für 
den Reisbau in Sanitätd-Hin- 
fiht zu beobachtenden Verfah— 
rend. Das Gedeihen der Reiscultur 
auf den Sumpfgründen hat ſich bereits 
in einigen Gegenden des Görzer Kreis 
fed durch ‚den ergiebigen Neinertrag 
für die Unternehmer, und dur die 
Eröffnung eines neuen Erwerbjweiges 
mit der Handarbeit für dad Landvolk 
anempfehlend dargeftellt. Zur Reguli- 
rung und Ueberwachung diefes, jedoch 
aus Sanitäts-Rückſichten einer befon- 
deren Auffiht benöthigenden Eultur- 
zweiges, findet dieſe Landesſtelle zur 
genaueften Darnahahtung und Be— 
folgung Nachſtehendes anzuordnen: 

1. Jeder Grundbefißer oder Pächter, 
welcher eine Wiefe, einen Ader, oder 
einen andern Grund in ein Reisfeld 
abzuändern wünfht, muß feine Abficht 
dem beireffenden Bezirfd-Commiffariate 
anmelden, und um die Bewilligung zur 
Ausführung anfuchen, er hat 

a) im Gefuhe das Grundftüd an- 
zudeuten, nebftdem eine umftändliche 
technisch » geographifhe Beſchreibung 
deffen beizulegen, und die Zeichnung 
der nämlihen Grundftrede aus der 
Cataftral-Mappe beizubringen. 

b) Die Eigenfhaft des Grundes, 
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wie auch deffen bisheriges Erträgniß 
anzugeben; 

c) darzuftellen den hiezu verwend« 
baren Waffervorrath, mit Vorlage def- 
fen Nivellirung über den geringften 
mittleren und höchſten Wafferftand, und 
die Höhe der Stüßen und anderer 
Werke nachzuweiſen, welche vorgenom- 
men werden müffen, um das Waffer 
zur Berbreitung auf dem Reisfelde her- 
beizuführen; 

d) nachzuweiſen, welchen Antheil an 
jenem Waſſer bisher die höher und 
niederer gelegenen Ortfchaften hatten. 

2. Jene, welche die jebt angeord- 
nete Anmeldung in vorgefcdhriebener 
Art unterlaffen, werden als Webertre- 
ter diefer Verordnung mit einer Geld» 
ſtrafe bis 100 fl. belegt, welche, nad) 
dem Berhältniffe des Flächenraumes 
des zum Neisfelde verwendeten Grun— 
de, der größeren oder minderen an 
Tag gelegten böfen Abficht des Ueber: 
treters, durch das betreffende Bezirks- 
Commiffariat zu bemeffen ift; der 
Strafbetrag ift mit der politifchen Exe— 
eution, fobald das Erkenntniß zur 
Rechtskraft erwächſt, einzutreiben und, 
wie bei ſchweren Polizei = Uebertretun- 
gen, zu Gunjten der Armen der be— 
treffenden Gemeinde, in welder die 
gedachten Grundſtücke liegen, zu ver- 
wenden, 

3. Das Bezirks: Commiffariat hat 
längftens binnen 8 Tagen über das im 
Geiſte des 8. 1 belegte Anmeldungs- 
geſuch des Bittitellers die benachbarten 
Gemeinden und die betheitigten Anrais 
ner zu Protocol zu vernehmen. 

4. Die Nachbargemeinden, fowie 
jeder einzelne dabei betheiligte Private 
fönnen unverzüglich das Snterdift je- 
der Arbeit zum Behufe eines neuen 
Reisfeldes begehren, wovon fie vor- 
läufig nicht veritändigt waren, und fie 
können dieſe Arbeit auch nah dem 
8. 344 des a. b. Gefekb. hindern. 


Reisbau. 


5. Die Gemeinden oder einzelne 
Private haben, über die ihnen gemach— 
ten Mittheilungen, ihre Einwendung 
gegen die neuen Reisfelder, entweder 
gleih bei der erften Protocollsauf- 
nahme, oder binnen 4 Wochen, bei 
dem Bezirkd-Commiffariate, und dann 
fhriftlih oder mündlih zu Protocoll 
anzubringen. 

6. Die Bezirks⸗Commiſſariate haben 
diefe Einwendungen dem Bittiteller be= 
kannt zu. geben, und mad der von 
ihm mündlich zu Protocol, oder ſchrift— 
lih eingereichten Replik binnen des 
Termins von einem Monat, durch das 
Berweigern oder Ertheilen der Bewilli- 
gung, über den Gegenftand der Frage 
zu entfcheiden. 

T. Zur Richtſchnur bei folder Ent- 
fheidung haben die Bezirks - Commif: 
fariate zu berüdfichtigen: 

a) den Mangel an Zrinkwaffer, dem 
die tiefer gelegenen Gemeinden ausge 
febt werden könnten ; 

b) die Ueberſchwemmungen, welde 
die ober den Reisfeldern gelegenen 
Gründe bedrohen würden, die Durch— 
läffe jelbft, wie aud jeden andern im 
Geſetze nicht vorgefehenen Schaden, 
welcher für die Nahbaren entftehen 
fönnte; 

c) die Entfernung von den nächſten 
nicht als einzelne Häuſer, fondern als 
Weiler beifammen ftehenden Wohnge- 
bäuden, von welchen die Reisfelder 
2500, 1000 oder 250 Wr. Lincal- 
klafter entfernt fein nnüffen, je nachdem 
es ſich über die Anlegung von dem Haupt- 
orte des Kreiſes, auf einem großen 
Terrain, oder in einer Entfernung von 
einem mit 500 oder weniger Berfonen 
bewölkerten Dorfe handelt, diefe Di: 
ftanzen find aber in gerader Linie auf der 
Kataftralmappe von den Grenzen des 
neuen Reisfeldes, bis zum Beginnen 
der umliegenden bewohnten Dıtfchaf- 
ten zu bemeffen. 
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8. Nachdem das Bezirkd-Commiffa- 
riat, über Bernehmung des Gutachten 
der Repräfentanten nächſter Ortſchaften 
der Gemeinden an den Gründen, wo 
die Anlegung der Reipfelder beabſich— 
tigt wird, und nach vorläufiger Local— 
Commiſſion, welder im Balle eines 
Bedenkens zwei approbirte Aerzte bei- 
zuzieben find, fi überzeugt haben 
wird, daß durch die Abweihung von 
den Diftanzen in Sanitäts » Hinfiht 
durchaus nichts zu beforgen fei, fo ift 
er befugt, die gedachte Bewilligung zu 
ertheilen, ohne fih ſtreng an die im 
vorigen Artikel beflimmten Diftanzen 
zu halten. 

9. Wenn der Bittwerber bereitwillig 
ifl, eine fpecielle Unzuläffigkeit zu bes 
feitigen und einem fpeciellen Schaden 
vorzubeugen, oder angemefjen zu ver: 
güten, und die Einvernommenen unter 
diefer Bedingung beiftimmen, fo ift 
das Bezirks » Commiffariat au dann 
ermächtigt, nach Bewirtung der nöthi- 
gen Borfihtsmaßregeln, damit der 
Bittfteler die übernommenen Berbind- 
lichkeiten vollftändig und bona fide 
erfülle, die Bewilligung zu ertheilen. 

10. Das vom Bezirks - Commiffa- 
riate gefällte Erkenntniß ift duch das 
Bezirke-Commiffariat fowohl den Ger 
ſuchſtellern, als den fonft intereffirten 
Gegentheilen, ohne Berzug, ſchriftlich 
gegen Empfangsbeftätigung befannt zu 
madhen; vom Tage diefer ämtlichen 
Zuftellung ift jeder Partei freigelaffen, 
binnen der Frift von 14 Tagen, dage- 
gen den gehörig belegten Recurs an 
das Kreisamt bei dem Bezirks -» Come 
miffariate einzureihen, dem es oblier 
gen wird, ſolchen nebſt allen Verhand— 
lungsacten mit eigener Wohlmeinung 
binnen 8 Tagen dem vorgefegten Kreis— 
amte einzufenden, welches nad genauer 
Erhebung der Berhältniffe, in zweiter 
Inftanz, mit Freilaffung des Recurfes 
an die Landesftelle, zu deffen Einrei— 


Reifketten. 


Hung 4 Wochen vom Tage der Be- 
kanntmachung der freisämtlihen Ent- 
fheidung eingeräumt bleiben, zu fällen 
hat. 

11. Bas hierin hinfichtlich der Reis— 
felder angeordnet wurde, wird auch in 


Betreff der fogenannten Sumpfwiefen 


verftanden, 

12. Da es fih hier endlih nur von 
Commiſſtonen und politifhen Entſchei⸗ 
dungen aus dem Gefichtspuncte der 
Sanitäts-Polizei handelt, fo verfteht 
es fi von felbft, daß der Ausſpruch 
über alle aus Privatrechtstiteln hetrüh— 
renden Streitigkeiten dem competenten 
Eivilrichter anheimgeftellt bleibt. (Bdg. 
und Kundm. des ?. ?, küften!. Land. 
Bub. vom 10. Apr. 1836. Krop. ©. 
©. 62. Bd. Nr. 77.) 

Reißketten, Gebrauch derfelben 
bei Frachtwägen, ſ. Fuhrwerk. 

Reiten und Fahren auf den Glacis 
außer den Fahrſtraßen iſt verboten, ſ. 
Glacis. 

— — ſ. Fahren. 

Reitſteig. In Folge einer von 
Seite des k. k. Oberſt-Stallmeiſter⸗ 
Amtes a. h. Orts eingebrachten Bor- 
ſtellung, womit der bereits mit a. h. 
Entſchließung vom 5. März 1835 zu— 
rückgewieſene Antrag wegen Umftal- 
tung des äußeren Fußweges 
längs der hieſigen Esplanade— 
ſtraße in einen Reitſteig er— 
neuert wurde, haben Se. Majeſtät nach 
Inhalt des h. Hofkanzlei-Decretes vom 
14.8. M. 3. 692, mit a. h. Entſchl. 
v. 7. d. M. nachftehende a. h. Anord— 
nung zu erlaſſen geruht: 

Von Erweiterung des äußeren Geh— 
weges längs der Esplanadeſtraße Be— 
hufs ſeiner förmlichen Herſtellung als 
Reitbahn, hat es für immer ſein Ab— 
kommen zu erhalten, und es hat ſo— 
mit bei Meiner Entſchließung vom 4. 
März 1835 zu verbleiben, jedoch will 
ich geſtatten, daß das Publicum dieſen 
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Gehweg, infoweit er befteht, auch zum 
Reiten benüße. 

Zur mehreren Sicherheit find jedoch, 
da, wo Straßen den Fußweg durch— 
kreuzen, die Barriere-Pfähle derartig 
anfzuftellen, daß die Reitenden zwi« 
hen felben nur in einer gekrümmten 
Richtung paffiren können, und dadurd) 
jedenfalld bemüßigt werden, die Straße 
im Schritte zu überfchreiten. Die oben- 
erwähnte Herrichtung fommt von Seite 
des Fortificatoriums auf deffen Dota- 
tion auszuführen, dagegen dem Magi- 
ftrate. die angefuchte Erlaubniß zur 
Uebernahme der Erhaltungstoften zu 
ertheilen. Die . k. Polizei» Dber- Di- 
rection wird von diefer a. h. Entfchlie- 
fung mit dem Beifaße in die Kenntniß 
gefeßt, daß in Abficht auf die fünftige 
Erhaltung des Reitſteiges, das Ge- 
eignete an den Wr. Magiftrat erlaflen 
wird. (Decr. der n. ö. Reg. v. 24. Jän. 
1837 3. 4613.) 

Reitkünſte, fiche gymnaftifche 
Künfte. 

Reitpferde zu vermiethen, ift auf 
ven Poſtſtraßen, Wirthen, Bauern und 
Bürgern verboten. (Hfkmr. Bdg. vom 
5. Jan. 1820. Barth. H. u. ©. Gef. 
7. Bd. ©. 468) 

Reitſtöcke, das Einſchlagen der 
fogenannten Reitftöde in die Waffer- 
baumerfe ift verboten, ſiehe Donan: 
ftrom:Polizeivorfchrift 8. 22. 

Reisger, ſ. Hirſchling. 

Religion. Bei einem katholiſchen 
Bater werden alle Kinder in der katho— 
liſchen Religion erzogen, bei einem aka— 
tholiſchen Vater und einer katholiſchen 
Mutter hingegen ift dem Geſchlechte zu 
folgen. (Zoleranz= Patent v. 13. Det. 
1781.) 

— — von Religionsgeſprächen ha— 
ben ſich die Akatholiken in Wirthshäu— 
ſern und andern Zuſammenkünften zu 
enthalten. (Hofd. vom 2. Jan. 1782. 
Krop. G. Jof. 2. Bd. ©. 454.) 


Religion. 


Religion. Alle ärgerlihenGefpräde 
wider Religion und gute Sitten find 
unter (den Umftänden angemeffenen) 
Strafen verboten, f. Polizei -DOrd: 
nung für Prag. 

Religions = Uenderung, ſiehe 
Alatholifen. 

Neligionsbelenntniß. Die An- 
ordnung des Erlaffes des Minifteriums 
des Innern vom 31. Dec. 1848 (R. 
G. B. Nr. 60) wornad es bei Päſſen, 
fonftigen Reifeurfunden und Meldzet- 
teln von der Angabe des Religiond- 
befenntniffes abzufommen hatte, wurde 
aufgehoben und es ift von nun an die 
Rubrik: Religionsbefenntnig wieder in 
die Päſſe, Paffirfheine, Meldzettel, 
Heimatfcheine und fonftige derlei, zur 
Legitimation der Inhaber oder zur 
Durchführung der polizeilichen Evidenz- 
haltung dienende Urkunde aufzunehmen. 
(Allerhöchſte Entſchließung vom 10. 
Jänner 1853. Erlaß der oberfteu Po- 
lizei - Behörde vom 30. Jänner 1853 
Zahl 286. Decret der nieders-öfterr. 
Stth. vom 12. Februar 1853 Zahl 
4736.)' 

Religions:-Gefelfhaften, Shut 
der gefeglich anerkannten, |. Grund: 
rechte. 

Neligionslehrer , katholiſcher, 
fann ohne Ermädhtigung des betreffen- 
den Biſchofes an feiner Lehranftalt 
wirken, f. Kirche. 

— — der Jiraeliten, f. Juden—⸗ 
Lehrer, Juden-Rabbiner. 

Religionsfchule, ſ. Religions: 
Unterricht. 

Religions:Streitigkeiten, zwi» 
[hen den verfhiedenen Religionsge- 
noffen follen in der Regel von der po- 
litifhen Stelle unterfucht und mit Po— 
lizeiftrafe geahndet werden. (Hofentfähl. 
v. 11. März 1782. Krop. Gef. Joſ. 
10. Bd. ©. 888.) 

Religions-llebertritt, ſ. Aka— 
tholiken. 
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Religions: Unterricht, hinſichtlich 
defien haben die Seelforger zu forgen, 
daß die Kinder ihres Pfarrbezirkes vom 
angetretenen ſechsſten bis zum vollen- 
deten zwölften Jahre ihres Alters den 
Neligionsunterriht gehörig erhalten, 
und daß die der Schule entwachſenen 
jungen Leute bis zum adhtzehnten Jahre 
einen fortgefeßten Religions-Unterricht 
entweder zu Haufe, oder bei dem pfarr: 
lihen Kirhen-Kateheten empfangen. 
(Hflzl. Decr. v. 16. Mai 1807 Zahl 
9634. Krop. Gef. Franz. 23. B. ©. 
258.) 

— — Demfelben haben an Sonn- 
und Feiertagen die der Schule entwadh- 
fenen jungen Leute fleifig beizuwoh⸗ 
nen, worüber die Behörden zu wachen 
haben. (Hflzl. Deer. v. 9. Juli 1808. 
Krop. Gef. Franz. 25. Band, Seite 
31.) 

— — fein Privat - Studiremder 
darf zuder Brüfung aus dem Religions- 
Unterrihte zugelaffen werden, deſſen 
Privatlehrer im benannten Fade nicht 
von dem bifhöflihden Drdina- 
riate zur Ertheilung eines foldyen Un- 
terrichtes geeignet erklärt worden. ift. 
(Studien =» Hofcom. Deere. vom 27. 
Mai 1826 an das galizifhe Gu— 
bernium. Krop. G. ©. Bd. 52 Rt. 
118.) 

— — Da die ordentlichen Auffeher 
über den Religionsunterricht aller Claſ— 
fen die Seelforger find, fo wird Die 
Hofverordnung v. 16. Mai 1807 3. 
9634, kraft welcher den Seelforgern 
balbjährig die Ueberzeugung verfhafft 
werden fol, daß alle Kinder ihres 
Pfarrbezirkes vom angetretenen fehsten 
bis zum vollendeten zwölften Jahre 
ihres Alters den Religionsunterricht 
gebörig erhalten und daß die der Schule 
fhon entwachſenen jungen Leute bis 
zum 18. Jahre einen fortgefeßten, 
ihren ſich mehr entwicelnden Fähig— 
feiten und ihren Bedürfniffen entſpre— 
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chenden Religiond-Unterricht erhalten, 
neuerdings hiermit in Erinnerung ge- 
bradht, und deren Handhabung den 
GSeelforgern wiederholt zur Pflicht ge- 
macht, wie auch bei ihren diesfälligen 
Anzeigen von der Unterlaffung der Be- 
obachtung diefer Verordnung die ge: 
hörige Abhilfe verfchafft werden wird. 
Zum ferneren Bemweife, wie fehr der 
Staatsverwaltung an der religiöfen Bil⸗ 
dung der Jugend gelegen ift, wird ver- 
ordnet: 

a) Daß alle Heltern , die mit Pen- 
fionen oder Stiftungsgenüffen verfehen 
find, wenn fie Kinder zwifchen 6 und 
18 Jahren haben, alle halbe Jahre bei 
dem Seelforger, der ihnen ohnehin das 
Rebendzeugniß zur Erhebung ihrer Ben- 
fion auszuftellen hat, ſich mit den Zeug- 
niffen ihrer Kinder über den Religions» 
unterricht, den fie fortwährend genießen, 
ausweiten, oder ihre Kinder felbft dem 
Seelforger zur Prüfung vorftellen. 

b) Daß bei Geſuchen um einen Stif- 
tungägenuß jeder Art für Perfonen 
unter 18 Jahren jedesmal das Zeug. 
niß einer öffentlichen Lebranftalt, oder 
des Seeljorgerd, über den mit gutem 
Erfolge erlangten Religionsunterricht 
beigebracht werde. 

Allen Seelforgern ift dur die Dr- 
dinariate die ſtrengſte Genauigkeit bei 
Bornahme der ſchon angeordneten Res 
ligionsprüfungen der Landleute zur 
Pflicht gemacht, wobei noch insbefon- 
dere befohlen ift: 

a) Daß alle Brautleute bei diefem 
Religiongeramen fih auszuweifen ha- 
ben, von wem fie vorher, oder in ihrer 
Jugend den Religiondunterriht erhal 
ten haben. 

b) Daß die Seelforger bei Entde- 
dung der mangelhaften Religionskennt- 
niffe einer Brautperfon die Bornahme 
der Trauung bis zur Erlangung eines 
beffern ReligionssUnterrichtes zu. vers 
ſchieben berechtiget feien. (Stud. Hof- 


745 


Religions-Unterricht, 


Som. Decr. v. 18. Juni 1813 Zahl 
1312. Deer. d. böhm. Bub. vom 17. 
Juli 1813 3. 25690 Prov. ©. ©, 
3. 1835 ©. 103.) 

Diefe Beflimmungen wurden den 
politifchen Drtsobrigfeiten. welche hier- 
nach den Seelforgern die kräftigſte Un— 
terftüßung zu leiften haben, wenn diefe 


‚zur Beförderung des Religiondunter- 


tichtes und zur Hintanhaltung ärgerli« 
her Unſittlichkeit den obrigfeitlichen 
Beiftand anrufen, zur genaueften Dar: 
nachachtung in Erinnerung gebradt. 
(Stud. Hfcom. Dec. v. 19. Zuli 1815 
3. 1625. Bdg. d. böhm. Bub. vom 6. 
Sept. 1815 3. 36887 böhm. Prov. 
®. ©. 3. 1835 ©. 106,) 
Religionsunterricht. In Folge 
a. h. Entfhliegung vom 15. Dec. 
1834 wurden die Vorſchriften der 
Studienhofcom. Decr. vom 18. Juni 
1813 und 19, Zuli 1815 ſämmtlichen 
Dominien und Magiftraten zur genaue: 
ſten Darnahadhtung in Erinnerung ger 
bracht (Stud. Hfcom. Decr. vom 31. 
Yan. 1835 3. 8254. Vdg. des böhm. 
Bub. v. 23. Febr. 1835 3. 7816. Pr. 
®. ©. für Böhm. 17. Bd. Nr. 58.) 
— — der die Öffentliden 
Schulen niht beſuchenden Ju— 
gend insbefondere des weib— 
lihen Geſchlechtes. Mit a. 5. 
Entfhliegung vom 15. Dec. 1835 
wurde Folgendes angeordnet: Die un: 
term 8. Juni 1813 erlaffene Entſchlie— 
Bung über den Religionsunterricht der 
Kinder, welche öffentlihe Schulen nicht 
befuchen, ift genau zu handhaben. Da- 
mit ed aber nicht weibliden Perfonen, 
welche fi) dem Gefchäfte der Erziehung 
und des Unterrichtes in Familien wid- 
men wollen, an der Gelegenheit fehle, 
fih die erforderlihen pädagogifhen 
Kenntniffe zu fammeln, wird geftattet, 
daß für ſolche ein eigener Lehreurs über 
die Methodik im Allgemeinen und ins: 
befondere in Anfehung der Ertheilung 
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des Neligiondunterrichtes gegen eine 
mäßige Remuneration von Seite der 
zu Unterweifenden bei den hiefigen Ur« 
fulinerinnen eröffnet und abgehalten 
werde, Doc foll auch jedes andere von 
was immer für eimer hierzu befugten 
Schulbehörde der öfterreihifhen Staa- 
ten auögefertigte Befähigungszeugniß 
genügend erfannt werden. Der n. ö. 
Negierung ift aufzutragen, geeignete, 
von dem Drdinariate zum Religionds 
unterrichte approbirte Priefter, ſowohl 
Weltpriefter ald Ordensmänner aufzus 
fordern , daß fie fi herbeilaffen, an 
den Schulanftalten der Stadt und der 
Borftädte oder fonft aneinem und dem- 
felben Orte an beftinmten Tagen und 
Stunden folden Kindern, welche öffent- 
lihe Schulen nicht beſuchen, den nö— 
thigen Religionsunterricht zu ertheilen. 
Es unterliegt feinem Anftande, daß 
Kinder, welche in den andern Schul- 
gegenftänden von Brivatlehrern in Häus 
fern unterrichtet werden, zu dem Relis 
gionsunterrihte in den öffentlichen 
Schulen zugelaffen werden fönnen. Alle 
Kinder ohne Unterfhied des Geſchlech— 
tes, welche nicht von befugten Prieftern 
einen ordentlichen Privatunterricht in 
der Religion erhalten oder bei einer 
öffentlichen Lehranftalt fi der Prüfung 
aus derfelben unterziehen, follen ver- 
halten fein, fi jährlich einmal bei 
ihrem Pfarrer zur Prüfung aus der 
Religion zu ftellen. Diejenigen aber, 
welche von befugten Prieftern unter- 
richtet oder bei einer Lehranſtalt ge— 
prüft werden, haben fi mit einem 
Zeugniffe über den erhaltenen Reli 
gionsunterricht bei dem Pfarrer auszu— 
mweifen, der über alle in feinem Bezirke 
wohnenden und Brivat-Unterrihterhal« 
tenden Kinder ein Verzeichniß zu füh— 
ren und jährlih an das Eonfiftorium 
über das Refultat der Prüfung Bericht 
zu erftatten hat. Auch find in Hinkunft 
von den Brautperfonen eigene fchrift: 
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lihe Zeugniffe, daß fie entweder den 
Schulunterricht und mit dieſem zugleich 
die Unterweifung in der Religion, oder 
falls fie privat unterrichtet worden find, 
doch von einem geprüften geiftlichen 
Lehrer in der Religion Unterricht er- 
halten haben, zu verlangen, umd ift fidh 
nicht mehr mit der bloßen Verfiherung 
der Brautperfonen, daß fie in ihrer 
Kindheit Religionsunterricht genoffen 
haben , zu begnügen. Die Kinder 
der Honoratioren auf dem Lande haben, 
wenn fie die Schule nicht befuchen, ent- 
weder dem Religionsunterrichte in der 
Schule beizumohnen, oder eigene Un- 
terweifung von dem Ortsfeelforger zu 
erhalten. (Stud. Hfeom. Deer. v. 31. 
Yan. 1835 3. 8254, an ſämmtl. Län- 
derftellen. Vdg. der m. d. Reg. vom 
10. April 1835 3. 8758. Pol. ©. ©. 
63. Bd. Nr. 11.) 

Religionsunterricht, f. Privat: 
Ichranfnlten, tivatunterricht. 

Religionsweifer, ifraelitifhe, de— 
ren Betätigung betreffend, f. Iuden- 
Rabbiner. 

Neligiöfe Gegenftände, Aufftel- 
lung auf öffentlihen Pläßen, f. Hei: 
ligen-Bilder. 

— — Öegenftände, ſ. Kreuzpar⸗ 
tifeln. 

Religiöfe Melandpolie, ſiehe JIrr⸗ 
finnige. 

— — Standbilder, f. Heiligen: 
Bilder. 

Reliquien , deren Berkauf betref- 
fend, f. Kreuzpartikeln. 

Remunerationen können nur für 
außerordentlihe Dienfte, welche eine 
nicht gemeine Verwendung erheifchen 
und nicht ohnehin in den Pflichten des 
Dienftplages liegen, keineswegs aber 
für Geſchäfte, welche, wenngleich nicht 
gewöhnlich, doch mit der Amtspflicht 
und dem Wirkungstreife des Beamten 
in Berbindung ftehen, in Anſpruch ges 
nommen werden. (Hflzl. Decr. v. 1. 
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Mai 1800. Pol. &. ©. 15. Bd. ©. 
58, Hfkzl. Deer. vom 1. Dec. 1820. 
Pol. G. ©. 48 Bd. S. 450 Stub..1. 
Bd. ©. 196.) 

Remunerationen. Die Anträge 
auf Remunerationen find höheren 
Drted vorzutragen, wenn die Re— 
muneration für Beamte den Betrag 
von 100 fl. überfteigen foll oder 
wenn ein Beamter im Verlaufe eines 
Jahres ſchon eine Remuneration er 
halten hat, Die über höhere Bewilli- 
gung ertheilten Remunerationen müffen 
in genauer Evidenz gehalten und es 
muß ein Ausweis hierüber, unter An- 
führung der Umftände jährlich vorge 
legt werden. (Hfkzl. Decr. v. 1. Der. 
1820. Pol. ©. ©. 48. Bd. ©. 450. 
Hffme. Dect. v. 28. Mai1825. Stub. 
1. 3b. ©. 196.) | 

— — Aus Anlaß eines fpeciellen 
Falles , in weldem die Direction der 
öfterr. priv. Nationalbank den Antrag 
gemacht hatte, einem kak. Beamten we: 
gen feiner thätigen Berwendung bei 
Entdeckung mehrerer Berfälfher von 
öfter. Einlöfungs- und Anticipations- 
Scheinen, dann Banknoten, eine Belob- 
nung in®elde zuzumwenden, haben Se. 
k. k. Majeftät a. h. Ihre Willensmei- 
nung dahin zu erkennen zu geben ge— 
ruht, daß die Erfolgung einer Remune- 
ration an was immer für einen öffent- 
lihen Beamten von Seite eines Brivas 
ten oder eines Privat-Inftitutes unzu— 
läffig fei. (N. ö. Rggs. Präf. Bdg: v. 
21. Sept. 1829 3. 1564, n. ö. Prov. 
Gef. XI. Thl. Nr. 230.*) 


*) Raut a. h. Entfchliefung v. 7. März 
1846 wurbe jedoch gejtattet, daß ein Po— 
lizeibeamter, wenn jeine dem Inſtitute der 
djterr. Nationalbank geleiftete Unterftü- 
kat nah Erkenntniß des Hoflammer:- 

räfidiumd von ausgezeichneter Art ift, 
die ihm von der Bankdirection zugedachte 
Remuneration annehmen dürfe. 
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Remuneration. Grundfäße 
zur Berleihbung von Remune- 
rationen und Geldausbilfen. 
Mit a. h. Entfhliefung vom 23. April 
1836 wurde befohlen, daß die Behör- 
den bei der Berleihung von Remunera⸗ 
tionen und Geldausbilfen für I. f. 
Beamte und Diener nah folgenden 
Grundfägen innerhalb der Grenzen 
ihrer Amtswirkſamkeit vorgehen follen 
und zwar: 

a) In Betreffder Remunera- 
rationen: 

1. Eine felbft ausgezeichnete Berfe- 
hung der gewöhnlichen , in der Amts— 
pfliht gelegenen Dienfte gibt feinen 
Anfpruh auf eine, Belohnung im 
Gelde. 

2. Eine Leiftung ift nur dann beloh- 
nungswürdig,, wenn fie dem Staate 
einen außerordentlihen, von der Wirk: 
famkeit des Beamten abhängigen Nu— 
ben verfchafft hat, oder wenn fie durch 
längere Zeit fortgefeßt, mit außerors 
dentliher Anftrengung verbunden war. 

3. Der Betrag der Belohnung ift 
von der Größe des Nutzens oder der ber 
wirkten Erfparung für den Staat, von 
der Dauer der außerordentlichen Ver: 
wendung ſowie von den übrigen Ver— 
bältniffen des zu Belohnenden abhän- 
gig, wobei jedoch die dem Beamten ob» 
liegende Verpflichtung, alle feine Kräfte 
dem Staate, welcher ihm feinen Unter: 
halt gewährt, zu widmen, nicht außer 
Acht zu laffen, und bei Vertretungen 
die Erfparung der erledigten Befoldung 
für fih allein nicht ald Motiv einer 
Belohnung zu betrachten find. 

4. Praktifanten und andere unents 
geldlih dienende Individuen müſſen 
fi da, wo es der Dienft fordert, nad 
der Weifung ihres Borftehers unent- 
geldlih verwenden laffen,, oder den 
Dienft aufgeben, und nur in den Fäl— 
len, wo die ad 1 und 2 bezeichneten 
Bedingungen eintreten, darf für dies 
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felben um die Verleihung einer Geldbe⸗ 
lohnung eingefhritten werden. 

5. Die bereitd angeordneten Aus- 
weife über die angewiefenen Geldber 
lohnungen find fortan in den vorge 
[hriebenen Terminen mit Aufführung 
der Gründe und Beranlaffungen der 
Bewilligungen der allgemeinen Hof- 
kammer vorzulegen. 

b) In Betreff der Geldaus 
hilfen werden die bisher gehandhab- 
ten Grundfäße in Erinnerung gebracht, 
wornad bei Aushilfsgefuhen auf einen 
glaubwürdigen Beweis des Krankheits⸗ 
oder Unglüdsfalles und der Größe der 
dadurch verurfachten Auslagen zu drin« 
gen, die Aushilfe nur als eine Erleichte- 
rung, nicht als vollftändiger Erfag zu bes 
trachten, endlich auf Auslagen, welche 
fhonvorlängerer Zeit vor überreichtem 
Geſuche vorfielen,, fowie auf unbedeu- 
tende Krankheiten und geringe Ausla- 
gen keine Rückſicht zu nehmen ift. Mit 
Feſthaltung diefer Grundfäge haben 
die Behörden insbefondere zurmöglid- 
ken Schonung der Staats-Finanzen 
folgende Anhaltspunkte bei Verleihung 
von Geldauspilfen im Auge zu halten: 

1. Die Boranfhläge, welche nicht 
überfhritten werden dürfen. 

2. Die für einzelne Behörden zu 
Belohnungen und Aushilfen feſtgeſetz— 
ten Beträge. 

3. Die Inftructionen und Wirkungs⸗ 
freife, welche den Betrag feſtſetzen, bie 
zu welchem eine einzelne Bewilligung 
Statt finden darf. 

In den Referatsbögen find übrigens 
die Bewilligungen von Remunerationen 
und Geldaushilfen erfichtlich zu ma- 
hen, und dieleberfihten der Geſammt⸗ 
anmweifungen am Schluffe jeden Jahres 
der Hoffammer vorzulegen. (Hffmr. D. 
v. 6. 1836 3. 18849 an fämmtliche 
Länderftellen. Verordnung der nied. 
öfterr. Regierung vom 27. Juli 1836 
Zahl 34736. Bol. Gef. S. 64. Br. 
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Nr. 79. n. d. Prov. Gef. S.18. Band 
Nr. 140.) 

Nemuneration. In Erledigung 
des hierortigen Einfchreitend vom 3. 
Dct. 1. 3. 3. 18323 um eine tägliche 
Zulage für einen erponirten ftadthaupt- 
mannfchaftlihen Diener hat das hohe 
Minifterium des Innern mit Erlaß v. 
15. Dct. 1.3. 3. 21233/188 Folgen- 
des anzuordnen befunden: In allen 
jenen ftadthauptmannfchaftlihen Be— 
rihten, worin um Bewilligung von Re- 
munerationen, Zulagen und dgl. für 
Beamte oder Mannfhaft eingelhritten 
wird, find von Fall zu Fall, ſowohl 
die Dienftes: Kategorien, welcher das 
betreffende Individuum angehört, ge 
mau zu bezeichnen, als auch die im dier 
fer Eigenfhaft ihm zukommenden Be 
züge beftimmt anzugeben. (Dec. der 
et. f. Statth. vom 16. Nov. 1849 
3. 19510/736.) 

Remuneration, fiehe Prafti- 
Fanten, 

Reparaturen, zu jeder Art von 
Bauten ift fih nur allein befugter Baus 
und Werkmeifter zu bedienen, f. Feuer: 
löfhordnung für die Landftädte umd 
Märkte $. 12 u. Fenerlöfhordnung 
für Bien 8. 1. 

— — an Gebäuden, zu denfelben 
find feine unbefugten Arbeiter oder 
Gefellen zu verwenden , ſ. Maurer: 
gefellen. 

Refervations » Invaliden, fich: 
Militär-Invaliden. 

Reſerve, deren Aufhebung , fiehe 
Militär-Recrutirung. 

Reſtaurateurs, ſiehe Speis: 
zettel. 

Reſtaurationen, deren Errichtung 


in den Bahnhöfen der Eiſenbahn be— 


treffend, ſ. Gaſthänſer. 
Retiraden, ſ. Bauordnung für 
Böhmen. 8. 22 und 56. 
— — megen deren Herftellung in 
neuen Gebäuden f. Baupläne. (Rgss. 


Retiraden. 
Berordnung vom 27. Februar 1836. 


8. 13. 

Metiraden, fiche Rothdurftsca- 
binete. 

Nettig dürfen die Kellerſchenker 
an die fißenden Gäſte verabreichen. 
(Kellerfhant-Drdnung vom 29. Jän: 
ner 1814.) 

Nettung der Scheintodten, fiehe 
Scheintodte. 

Na a ſiehe Schein: 

te 


Rettungsapparate, deren Auf— 
ſtellung in den Gtationspläßen der 
Gifenbahn, ſ. Eifenbahn. (Bdg. vom 
8. Jän. 1850.) 

Nettungshaus. Die Direction des 
Miener Schußvereines für aus Straf: 
und Berwahrungsorten entlaffene Per: 
fonen hat mittelft Schreiben vom 5. 
d. M. anher mitgetheilt,, daß wieder: 
holt von den Bol. Bez. Dir. jugend- 
lihe Sndividuen in die Bereinskanzlei 
ohne vorläufige Mittheilung Behufs 
der fogleihen Aufnahme in das Ret- 
tungshaus geftellt werden, weldher Bor- 
gang einerfeits den Vereindftatuten ent- 
gegen ift, andererfeitö auch die Unzus 
kömmlichkeit mit fi bringt, daß für 
polizeilich überfendete Candidaten nicht 
immer der erforderlihe Pla im Ret— 
tungshaufe vorhanden ift. Deshalb 
werden die Bezirkö + Directionen über 
Anſuchen der genannten VereindsDirec- 
tion angewiefen, wo die Unterbringung 
eines jugendlihen in polizeiliche Be- 
handlung gekommenen Individuums 
im Rettungshaufe wünfhenswerth er 
fheint, fi vorläufig im Gorrefpon- 
denzwege unter Befanntgebung der die 
perſönlichen Verhältniffe und die Qua- 
lification des zur Aufuahme in das 
Rettungs » Haus beantragten Indivi— 
duums betreffenden Daten an die ges 
dachte Direction zu wenden, deren Ent- 
ſcheidung hierauf ungefäumt erfolgen 
wird. (Gircular der k. k. Polizei⸗Ober⸗ 
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Direction vom 10. Febr. 1847 Zahl 
2291.) 

Rettungshaus. Die Direction des 
Wiener Schußvereines zurftettung ver: 
wahrlofter Kinder hat das Erfuchen ge 
ftellt, den Bezirks - Gommiffariaten die 
Grundfäße mitzutheilen, nah welden 
der Verein bei Aufnahme von Knaben 
und Mädchen in feine Rettungdhäufer 
ftatutenmäßig vorzugehen hat: Es wer: 
den nämlich in diefe Anftalten bis zu 
der von den befchräntten Räumen und 
Mitteln auf höchſtens 36 Anaben und 
15 Mädchen bemeffenen Zahl nur Un« 
mündige unentgeldlih aufgenommen, 
weldhe aus Straf: und Berwahrungs- 
Anftalten entlaffen, arm und vermwaifel 
und hieher zuftändig find oder deren 
fonftige Verwahrlofung nachgewieſen 
wird. Sind ausnahmsmeife eltern 
oder zur Pflege verpflichtete Perfonen 
vorhanden, müflen auch diefe verarmt 
und durchaus nicht in der Rage fein, die 
elternlihe Aufſicht und Pflichten auszu- 
üben, und diefe für die Dauer der Er- 
ziehung im Haufe dem Bereine über: 
tragen, denn der Berein will nicht die 
Eltern etwa blos ihrer Bequemlichkeit 
wegen ihrer gefeßlichen Pflicht enthe- 
ben. Bon der Bedingung der Unmün— 
digkeit kann nur in befonders rückſichts— 
würdigen Fällen, von der Zuftändig- 
feit gegen Vergütung der Gefammtlo- 
ften von 100 fl. C. M. als minimalem 
Jahresbeitrag und ebenfo vonden übri- 
gen Bedingungen nur gegen gänzliche 
oder theilweife Vergütung der Koften 
Umgang genommen werden. Die Bes 
zirks⸗Commiſſariate haben fi demnad) 
in vorfommenden Fällen diefer Mit— 
theilung gemäß zu benehmen. (Decr. 
der ?. k. Stadth. v. 30. Jän. 1851 
8. 1229/250.) 

Rettungshans, ſ. Schugverein. 

Rettungskäften, deren Aufftellung 
an den Eifenbahnen, ſ. Eifenbahn. 
Gdg. v. 8. Jän. 1850.) 


Rettungskäften. 
Rettungskäften, fiche Schein- 
todte 


Rettungstaglia, ſ. Taglia. 

Rettungsverſuche, ſiehe Schein: 
todte. 

N am Wiener Donau⸗ 
canale, f. Donancanal, 

Reunionen, ſ. mufifalifche Un: 
terhaltungen. 

— — f. Mufilimpoft. 

Revaccination, Einführung der 
felben, f. Impfung. (Vdg. vom 30. 
Suli 1840.) 

Revers:Elanfel wegen der gehei- 
men Gefellfhaften ift aus den Dienft- 
eiden der Beamten wegzulaffen, f. Be: 
amten-Dienfteid. 

Reverfe, Formular bei Uebernahme 
von Irrfinnigen, f. Irrſinnige. (Vdg. 
v. 29. Dec. 1841.) 

— — wegen Erziehung der Kinder 
bei gemifchten Ehen, f. Ehen. 

Reverſion. Um dem Ueberband- 
nehmen von Reverfionen nah Möglich— 
keit Schranken zu feßen, wird den Do- 
minien und Gemeinden aufgetragen, 
die nöthigen Anftalten zu treffen, da- 
mit von ihnen umd ihren Gemeinden, 
an welche die von diefer Provinz Ab- 
geihobenen übergeben werden, auf 
folde eine thunlihe Obſicht getragen 
werde, damit fie nicht fo leicht Gelegen- 
beit finden mögen, manchmal felbft un- 
ter Borfpieglung verfchiedener Bor: 
wände die Grenzen diefer Provinz zu 
betreten. (N. 5. Rggs. Bdg. vom 10. 
Mai 1808. Krop. ©. ©. 24. Br. 
©. 470.) 

— — Bur wirkfamen Abhaltung 

der fo vielfältigen Reverfionen wurde 
angeordnet, daß bei dem Abfchieben die 
nöthige Borfehung zu treffen fei, damit 
den Abgefchobenen keine Gelegenheit 
zur Entweihung und Rückkehr gelaffen 
werde, gleichwie auch diejenigen Orts— 
obrigkeiten, an welde die Abfchiebung 
geſchieht, allemal davon zu unterrichten 
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und durch die Behörden dahin anzu⸗ 
weifen feien, daß fie auf derlei Abge- 
fhobene eine befondere Obſicht tragen, 
damit fie nicht Gelegenheit zur mehr— 
maligen Wiederkehr finden. (Hfkzl. 
Bdg. vom 9. Juni 1808, n. 6. Rogge. 
Dect. v. 23. Juni 1808.) 

Reverfion. Nach den bisher gemadh- 
ten, auch vonder Bol. Hofftelle beftätig- 
ten Erfahrung werden die zur Reinhal- 
tung der Hauptftadt von Beitlern und 
Müffiggängern eingeleiteten Verfügun- 
gen durch die häufige Rückkehr der von 
bier mit dem Hauptfchub weiter beför- 
derten Schüblinge und dur die ges 
linde Beftrafung der Reverfion in ihren 
wohlthätigen Wirkungen fehr gehemmt. 
Dem Magiftrate wird daher zur Pflicht 
gemacht, nit nur alle Schubrever- 
tenten überhaupt, und insbefondere die- 
jenigen, welde ſchon mehrmals in der 
Reverfion betreten wurden, ftrenger, 
ala bisher zu beftrafen, fondern auch 
darüber, ob fie vom Schubtrangsporte, 
in welder Station, auf welche Art, 
fohin ob erft aus ihrem Geburts» oder 
Beflimmungsorte, oder unterwegs ent- 
wichen find, umftändlich zu vernehmen, 
und fodann bei Abgang eines Schub- 
transportes mit einem abgefonderten 
Berichte eine Tabelle über ſämmtliche 
Darunter befindlihde Revertenten mit 
Anführung der nach der erwähnten Art 
erhobenen Umftände und Anzahl ihrer 
Beftrafung hieher vorzulegen, damit 
diejenigen, welden die vernachläffigte 
Auffiht über die Schüblinge, und die 
Nihtbefolgung der beftehenden Schub- 
vorfhriften zur Laſt fällt, zur ſtrengen 
Verantwortung gezogen werden kön— 
nen. (Decr. der n. ö. Reg. v. 21. Mai 
1818 3. 20461. DVdg. des böhm. Gub. 
v. 3. Aug. 1818 3. 35812.) 

— — Denn eine Berfon nit in 
Folge eines richterlihen Urtheild und 
nicht wegen eined Vergehens, auf wel⸗ 
ches gefeßmäßig die Strafe der Abfchaf- 
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fung verhängt ift, fondern nach ausge— 
ftandener Strafe in Polizeihinfiht von 
hier abgefchoben wird, fo kann ihr aus 
diefer Rüdfiht allein die Zurückkunft 
nad Wien in der Borausfeßung nicht 
verwehrt werden, wenn fie fi aus: 
weifen fann, daß fie durch irgend einen 
Dienft, oder andere ehrliche Befchäfti- 
gung ihren Unterhalt fich zu verfchaffen 
vermag, weil es eine in dem Gefeke 
nicht gegründete, äußerft harte Strafe 
wäre, wenn eine folde, bloß aus Po- 
lizeirücfihten abgefhobene Berfon 
durchaus und unter feinem Bedingniffe 
mehr hieher fommen fönnte. (Decr. der 
n. 5. Reg. vom 10. Novbr. 1818 3. 
44114, an den Wr. Mag.) 

Reverſion. Aus demAnlaffe, daß eine 
Bezirkö- Direction dem Wiener Magi- 
firat ein abgeſchobenes Individuum als 
Revertent anzeigte, weil dasfelbe ſich 
wieder hier und im Dienfte eines Wr. 
Bürgers befinde, ohne daß ihm die 
Abſchiebung nachgeſehen werde, hat ge- 
dachter Magiftrat mit Note v. 29. Mai 
1819 der ?. k. Pol, Ob. Dir. erinnert, 
daß diefes Individuum volllommen zur 
Abſchiebung geeignet gewefen wäre, 
wenn nicht deffen Dienftgeber gebeten 
hätte, dasfelbe auf freiem Fuße zu be 
laffen. Auch fei diefes Individuum 
blos wegen Mangel eines ordentlichen 
Erwerbed von hier in Polizeihinficht 
mit Schub wegbefördert worden, und, 
da es gegenwärtig mit einen obrigfeit« 
fihen Paſſe verfehen fei, und fi in 
einem ordentlichen Dienfte befindet, fo 
könne dasfelbe in Folge beftehender h. 
Rggs. Weif. v. 10. Novbr. 1818 3. 
44114, fo lange dasjelbe mit einem 
ordentlichen Erwerbe verfehen ift, nicht 
als Revertent behandelt werden. (Pol. 
Ob. Dir. Eirc. an fämmtl, Bez. Dir. 
v. 17. Juni 1819.) 

— — Infofern Jemand von Wien 
nicht abgefchafft, fondern nur aus po- 
lizeilichen Nüdfihten weggewiefen 
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wurde, fteht die Amtshandlung über 
Geſuche und Aufhebung der ausgefpros 
henen Hinwegmweifung den Unterbehör- 
den zu; die Bewilligung der Regierung 
um Nachſicht der Abſchaffung ift nur in 
jenen Fällen einzuholen, wenn diefe 
ala Strafe verhängt, fomit im Urtheile 
ausgedrüdt wurde. Hiebei wird erin- 
nert, daß eine Hinwegweifung vom hier 
figen Plage aus polizeilihen Rüdfich- 
ten feine Strafe fei, daß fie alfo aud 
nit die Wirkung derfelben haben 
fann. Werden alfo Individuen nad 
ausgeftandener Strafe aus polizeilichen 
Rücdfichten, entweder weil fie nicht hier 
feßhaft waren, oder weil fie nicht hier 
geboren find, und zur Zeit ihrer Abur- 
theilung feinen ordentlichen Erwerb 
ausweiſen fonnten, von hier weggewie- 
fen und kommen dann derlei Indivi- 
duen über kurz oder lang in rechtlichen 
Wegen und Gefhäften, um zeitlich oder 
auch auf immer zu bleiben, wieder hie- 
ber, fo können fie unter folden Um— 
ftänden blos wegen ihrer Anherfunft 
niemals zu was immer für einer Strafe 
gezogen werden umd diefes aus dem 
Grunde nit, weil unter folden Um- 
ftänden die Beeinträdhtigung der bür- 
gerlihen Freiheit und der bürgerlichen 
Rechte eines öſterreichiſchen Staatd- 
bürgers durch Fein Geſetz gerechtfertigt 
werden könnte. (Bdg. der n. d. Reg. 
v. 22. Mai 1834 3. 25612, an den 
Dr. Magiftrat.) 

Reverfion. Den Ortsobrigkeiten 
wurde zur Pflicht gemacht, jene Indivi« 
duen, welche bereits ein oder mehrere 
Male aus der Nefidenzftadt Wien oder 
deren unmittelbare Umgebungen in ihre 
Heimath abgefchafft worden find, genau 
zu überwachen und denfelben nur aus 
äußerft wichtigen und erwiefenen Urfa- 
hen Päſſe oder Reifebewilligungen da- 
bin zu ertheilen. (Bdg. des böhm. Gub. 
Präſ. v. 14. Aug. 1835 3. 5937.) 

— — 63 ereignet fih vielfältig 
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der Fall, daß Keute, die von hier in 
ihre Heimath abgefhafft und abgefcho- 
ben werden, zu oft wiederholten Malen 
in der Schubreverfion zu Lemberg be— 
treten werden. Bei diefen Umftänden 
erfcheint auch die angeftrengtefte Thä— 
tigkeit der hiefigen Local: Polizei- Be: 
börden gegen das Andrängen auswär- 
tiger Bettler und Bagabunden vom 
Lande durch die Nachläſſigkeit der Orts- 
obrigkeit in einer entfprechenden Ueber: 
wahung dieſer Individuen erfolglos. 
Denn man au nicht verfennt, daß 
eine ſolche Ueberwachung ſchwierig ift, 
ſo iſt es doch andrerſeits auch unbe— 
zweifelt, daß von Seite der Ortsobrig— 
feiten in diefer Beziehung bisher fehr 
wenig geleiftet wird, und vorzugsmeife 
durch eine entfprehende Anweifung und 
Anhaltung der betreffenden Dorf: und 
Gemeinde » Richter, ſowie auch Anhals 
tung der betreffenden Gemeinden, ihre 
arbeitsunfähigen Armen nad den be 
ftehenden Directivregeln zu verforgen, 
viel geihan werden könnte. Man findet 
es demnach für nothwendig, die k. f. 
Kreisämter zur weiteren Erinnerung an 
die unterftehenden Dominien auf den 
8. 38 des Schubpatentes vom 3. Ron. 
1786 aufmerffam zu machen, nad wel⸗ 
chem bei vorfommenden Schubreverfio> 
nen aus Nadläffigkeit der Grundherr- 
[haft die Koften der neuerlichen Verab⸗ 
fhiebung diefer oder der Zuftändig- 
feitögemeinde zur Laft fallen, und zus 
gleih den Lemberger Magiftrat anju« 
weifen, nit nur alle Schubrevertenten 
überhaupt nad dem $. 82 St. G. B. 
U. Thls., fondern in&befondere jene, 
welche fhon mehrmal in der Reverfion 
betreten wurden, ftrenger als bisher zu 
beftrafen, fondern diefelben auch dar» 
über, ob fie vom Schubtransporte, in 
weicher Station, auf welche Art, fohin 
ob erft aus ihrem Geburts⸗ oder Be- 
fimmungsorte oder unter Wegs ent: 
wichen find, näher zu vernehmen. Bei 
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der Rüdfchiebung von folden Schub» 
revertenten find die betreffenden Zu- 
ſtändigkeits-Obrigkeiten aufzufordern, 
diefe Individuen einer befonderen Ueber⸗ 
wahung zu unterziehen, als, wenn fie 
fih eine Nahläffigkeit in diefer Bezie- 
bung zu Schulden fommen laffen, nach⸗ 
dem fie auf einzelne Berfonen diefer 
Art befonders aufmerkfam gemacht wur- 
den, diefelben nicht nur zum Erſatz der 
Koften der Berpflegung und Abſchie⸗ 
bung diefer Individuen nad dem $.38 
des Schubpatentes v. J. 1786 verhal- 
ten werden würden, fondern bei wie: 
derholter Schubrüdkehr und Wiederbe- 
tretung das betreffende Individuum 
auh auf Koften der Zuſtändigkeits— 
Dbrigkeit in das hiefige Zwangsarbeits: 
haus gebracht, und dafelbft durd eine 
den Umftänden entfpredhende Zeit zur 
Angewöhnung zur Arbeit behalten, und 
fodann der Zuftändigkeits - Obrigkeit 
wieder rückgeſchoben werden würde. 
(Galiz. Gub. Bdg. v. 30. Juni 1840 
3. 29911. Prov. ©. ©. für Galizien _ 
v. 3. 1840.) 

Reverfion. Auch den mit gebunde- 
nen Marfchrouten audgewiefenen Per: 
fonen darf feine Reifeurfunde nad dem 
Drte der Ausweifung eriheilt werden. 
©. Answeifung. 

— — Maßregeln zur Hintanhal- 
tung von Reverfionen, ſ. Schub (Vdg. 
v. 13. April 1817, v. 19. Nov. 1817, 
v. 26. Kebr. 1823, v. 26. Rov. 1829, 
u. 9. Dec. 1831) u. Bwangsarbeits- 
haus. (Bdg. v. 12. Mai 1852.) 

— — KRotiontrung der Revertenten 
in das Zwangs » Arbeitähaus, ſiehe 
Zwangs⸗Arbeitshaus. (Bdg. v. 18. 
Suni 1852.) 

— — ſ. Abfchaffung, Rückkehr. 

Revertenten, Notionirung derſel⸗ 
ben in das Zwangs-Arbeitehaus, ſiehe 
Ztwangs:Arbeitshans. (Vdg. v. 18. 
Juni 1852.) 

— — ſ. Reverfion: 
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Reviſionen der Häufer, ſ. Haͤuſer⸗ 
Reviſionen. 

— — ſ. Polizei-Behörden. Wir- 
kungskreis 8. 15. 

Rezimentirung, ſ. Zimentirung. 

Richter. Unterricht für Rid- 
ter und Geſchworne in Dörfern, 
in Bolizei- und Sicherheitsſa— 
hen, f. Polizei-Ordnung. 

NRichteramts = Prüfungen, zu 
denfelben find Ifraeliten zuzulaſſen, f. 
Juden. 

Niemftehen oder Bandfpiel, 
ift als Hazardfpiel verboten. Nach dem 
a. b. Patente vom 1. Mai 1784 find 
alle Glüds- oder fogenannten Hazard» 
Spiele unter was immer für einem Na- 
men, den die Spielfucht zur Bereitlung 
der vielmal fhon gegen die Glücks— 
fpiele erlaffenen Gefege für diefelben 
erfunden hat oder noch erfinden mag, 
ausdrüdlih verboten. Das Eriterium 
eines Hazard » Spieles ift daher dabin 
feftgeftellt worden, daß jedes Spiel als 
ein Hazard- Spiel, fomit ald nicht er— 
laubt angefehen werden müffe, wo blos 
der Zufall den Gewinn und Berluft 
der Spielenden beſtimmt, und es dabei 
nicht auf die Geſchicklichkeit der Spie- 
ler ankömmt. In diefe Elaffe der Ha- 
zard: Spiele muß num das Riemftechen 
gereiht werden, weil es bei diefem 
Spiele von Seite des Stechenden vor- 
zugsweiſe nur vom Zufall abhängt, ob 
feine Stechnadel in den Falten des 
Riemen, oder außerhalb derfelben ftiht, 
und weil es überdies noch von der fer: 
tigkeit und dem Willen des Riemhalters 
abhängt, die Spielenden gewinnen zu 
laſſen, fomit dabei auch fehr leicht 
Webervortheilungen und Betrügereien 
Statt finden fönnen. In diefer Bezie- 
hung, und weil ferner das Niemftechen 
fhon in einem unterm 12. Decbr. 1752 
erlaffenen a. h. Patente unter jenen 
Spielen genannt erfcheint, welche auf 
dem Lande zu fpielen auf das fchärffte 
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verboten werden, findet die Regierung 
das Spiel Riemſtechen als ein Hazard» 
Spiel zu erklären, ala ſolches zu ver- 
bieten, daher auch mit der im $. 266 
des II. Thle. des St. ©. B. dafür 
ausgefprodhenen Strafe zu verpönen, 
(N. 5. Rggs. Vdg. v. 18. Nov. 1830 
3. 52732. R. d. Prov. ©. ©. 12, 
hl. Nr. 316.) 

Ninderpeft. Auszug aus der 
in Kolge Hfkzl. Decr.v. 13, Nov. 
1834 3. 27250 fundaemadten 
Belehrung über die Thierſeu— 
hen. Die Mafregeln fomohl zur Ber: 
bütung, ale auch zur Unterdrüdung 
der ſchon ausgebrochenen Rinderpeft 
befteben in ſolchen, welche der urfprüng- 
lihen Erzeugung der Kranfheit, vor— 
zügli aber der Verbreitung des An— 
ftefungdgiftes entgegen wirken; auf 
ärztlihe Behandlung und Vorbeugung 
dur Heilmittel darf dermalen nur we— 
nig gebaut werden. Die Rinderpeft ift 
eine fo bösartige Krankheit, Daß mei— 
ftend neun Zehntel der Erkrankten, oft 
aber alle daran zu Grunde gehen. Un: 
geachtet der vielen dagegen angerühm— 
ten Mittel ift doch bisher noch fein 
einziges darunter als verläßlich aner— 
fannt; die fünftigen Maßregeln beſte— 
ben theil® im der forgfältigen Beſeiti— 
gung und Fernhaltung alles deſſen, 
was auf das Hornvieh ſchädlich ein- 
wirft, in der Reinhaltung der Thiere 
und Ställe, in der zweckmäßigen Er— 
nährung mit gefundem Futter, in gehö— 
riger Lüftung der Ställe u. ſ. w., theils 
in der Vermeidung einer Anſteckung. 
Die Berwahrung gegen die Anftedung 
ald das fiherfte und verläßlichfte Mit: 
tel, das gefunde Hornvieh vor der ein« 
mal ausgebrochenen und Berbreitung 
drohenden Krankheit zu fhüßen, ge: 
fhieht durch gewiffe Sicherungsmaßre- 
geln, die entweder zu jeder Zeit beob— 
achtet werden müffen, um anftedende 
Krankheiten überhaupt — 
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dere die Rinderpeft von unferen Heer 
den abzubalten, oder es find foldhe, 
welche befonderd danı befolgt werden 
müjfen, wenn wirklich die Röferdürre in 
der Umgegend, in benachbarten Drten, 
oder gar in der Ortſchaft felbft ſchon 
zum Ausbruche gekommen fein follte. 
Die genaue Befolgung der Berhaltungs- 
regeln, welche hiermit zum Nußen der 
Landwirthe und Viehbefiger angerathen 
werden, ift von der allergrößten Wich— 
tigkeit, um ihren Viehftand gegen die 
Löferdürre fowohl ald gegen jede an— 
dere Anſteckungskrankheit möglichft zu 
verwahren. 

1. Wo es nur immer möglich ift, 
follte der Viehbeſitzer dafüt Sorge tra— 
gen, daß er zu jeder Jahreszeit einen 
hinlänglihen Vorrath von gutem ges 
nießbaren Futter habe, um feine Thiere 
für den Fall einer berrfchenden Vieh— 
feuche zu Haufe verpflegen zu können, 
und fie nicht mit allem übrigen Biehe 
auf die gemeinfchaftlihe Weide ſchicken 
zu müffen. 

2. Jedes aus einem fremden Orte 
angefaufte Stück Melk-, Zug: oder 
Schlachtvieh darf, zumal wenn im Drte, 
woher es fömmt. oder in der Umgebung 
irgend cine Viehkrankheit herifcht, 
von dem Eigenthümer nie fogleih zu 
dem fhon vorhandenen Vieh in den 
Stall geftellt, nod viel weniger aber 
auf die Gemeindeweide geſchickt werden, 
fondern es foll in irgend eine abgefon- 
derte Schupfe oder in den leeren Stand 
eines Pferdeftalles eingeftellt und durch 
10 Tage lang beobachtet werden, um 
fid) von der bleibenden Gefundheit und 
Unverdächtigkeit desfelben genau zu 
überzeugen. Die Gemeinde muß befon- 
ders auf den Fleifhhauer im Orte ein 
wachſames Auge haben und durchaus 
nicht zugeben, daß fein angefauftes 
fremdes Schladtvieh unter die Gemein 
heerde komme, vielmehr fol er für 
feine zum Schlachten angefauften Thiere 
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immer einen eigenen Stall haben, der 
von feinem Wirtbfchafts-Viehftalle ganz 
abgefondert fein muß. Wie in größeren 
Städten und Märkten überall ſchon die 
fo nüglihe Einrichtung der Fleiſchbe— 
fhau getroffen ift, fo follte ed auch in 
den kleinern Ortſchaften durchaus nicht 
vernachläſſigt werden, daß beim Schlach— 
ten ſelbſt jedesmal ein Sachverſtändi— 
ger z. B. der Wundarzt oder der Rich— 
ter zugegen ſei, um die innern Theile 
des geſchlachteten Thieres genau zu be— 
ſichtigen, damit wenn Spuren von Lö— 
ſerdürre oder einer andern anſteckenden 
Seuche ſich zeigen, ſogleich jene Maß— 
regeln ergriffen werden können, von 
welchen weiter unten die Rede fein 
wird. 

3. Dem Viehhirten oder Halter im 
Drte und dem Maier oder Oberknechte 
in Maierhöfen ift das Curiren des 
franfen Viehes in der Nahbarfchaft 
durchaus zu unterfagen, weil er auf 
diefe Weife leiht ein Anſteckungsgift 
unter die einheimifche Heerde bringen 
faun. Ohne Bewilligung des Ortsvor— 
ftehers foll er fein fremdes Stück Horn— 
vieh unmittelbar vom Eigenthümer in 
die Heerde aufnehmen. Bon jeder Er- 
franfung eines Stüdes foll er-fogleich 
dem Eigenthümer und Ortsvorſteher 
die gehörige Meldung machen, damit 
diefed dann abgefondert zu Haufe ge 
halten und beobachtet werde, 

4. In Drten, wo Vichmärfte abge- 
halten werden, oder wo folde Vich- 
märfte auch nur in der nächften Nach— 
barſchaft Statt finden, ift zur Dermeis 
dung der fo leicht möglichen Anſteckung 
darauf zu achten, daß man das Vieh 
nur auf foldhe Weiden treibe, die von 
den Marftpläßen entlegen find, und 
zwar fo, daß es auf dem Wege dahin 
auch gar nicht einmal vor diefen Plä— 
ken vorbei fomme. Wo diefes nicht 
thunlich ift, foll man das einbeimifche 
Vieh zur Marktzeit lieber ganz zu 
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Haufe halten, Das zu Markte gebrachte 
Vieh fol aber weder in die Ställe des 
Dries untergebracht, noch zur Hütung 
mit der Gemeindeheerde zugelaffen 
werden. Der Marftplak follte niemals 
im Drte felbft, fondern außerhalb des— 
felben auf einem abfeits gelegenen 
Plage fein, der vom einheimifchen Vieh 
weder ald Straße noch als Weide ber 
treten wird. 

5. In Ortſchaften, wo Schlachtvieh— 
triebe die Straße paffiren, befonders 
in Kriegszeiten, ift es am ficherften, 
den Treibern gar nicht den Weg durch 
die Drtfchaft zu geftatten, fondern dazu 
einen andern außerhalb um diefelbe zu 
beftimmen. Wo dieſes nicht angeht, 
müßten die Ortseinwohner ihr Vieh 
fo lange in Ställen eingefperrt halten, 
bis die ganze Treibheerde vorüber ge- 
gangen und die Straße von allem Un- 
rathe, den das fremde Vieh zurückge— 
lafen hat, gereiniget ift. Die Befeiti- 
gung Ddiefes Unrathes muß aber mit 
großer Borfiht Statt finden, er muß 
auf einen mit Pferden befpannten Wa- 
gen geladen und an einem abfeitigen, 
dem Vieh ganz unzugänglichen Orte 
an der Luft ausgebreitet oder tief ein- 
gegraben werden; felbft der Knecht, der 
zu diefer Arbeit gebraucht wurde, muß 
feine Kleider wechfeln und einige Tage 
lang von dem einheimifchen Vieh ſich 
entfernt halten. 

6. Wenn eine folde Verdacht erre: 
gende fremde Treibheerde in der Nähe 
einer Ortfchaft übernachten muß, fo find 
dazu ſolche Plätze zu beftimmen, die 
fpäter von einheimifchem Vieh nicht be- 
treten werden dürfen. Niemand foll 
zwifchen dem einheimifchen und fremden 
Bieh hin und her gehen; dem Treiber 
und Händler follen Lebensmittel und 
fonftige Bedürfniffe zum Platze hinaus: 
gebracht werden, die Gemeinde hat das 
Reht, das Uebernadhten derfelben in 
den Wirthshäuſern ganz zu vermehren. 
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Bon dem bei der Verpflegung der Treib- 
heerde übriggebliebenen Futter darf 
nicht das Mindefte für das einheimifche 
Vieh verwendet werden. So lange ein 
folder Trieb in der Nähe des Ortes 
verweilt, müffen verläßlihe Wächter 
aufgeftellt bleiben, um zu verhindern, 


daß fein Stüd von der Heerde wegge— 


[hwärzt oder Kränklichkeits halber 
heimlich verkauft werde. Wenn eines 
zurüdbleibt, welches für ermattet aus» 
gegeben wird, fo muß es wenigftend 
10 Tage ganz abgefondert von allem 
übrigen Vieh aufgeftellt, und derjenige, 
welcher es zur Wartung übernimmt, von 
allen Viehftällen und allem übrigen 
Hornvieh der Ortſchaft entfernt blei- 
ben. Zeigt fi nur die geringfte Spur 
oder ein Verdacht, daß das Stüd peft- 
frank fei, fo muß es der Sicherheit we- 
gen und um größeres Unglüd zu ver» 
hüten, fogleih ohne Schonung er: 
ſchlagen und tief vergraben werden. 

7. In den Einkehrhäufern auf der 
Straße fol von der Gemeinde zur Zeit 
einer Biehkrankheit darauf gefehen wer- 
den, daß die Wirthe fremde Zugochſen, 
die bei ihnen eingeftellt werden, von 
ihrem eigenen Viehe entfernt halten 
und alle Gemeinfchaft zwifchen denfel« 
ben durch Trinfgefchirre, hin und herge— 
fchlepptes Futter, Zu: und Abgehen 
der Knechte und Mägde forgfältig ver- 
meiden, und daß fie den Treibheerden 
auf ihren in der Ortſchaft ſelbſt befind- 
lihen Höfen durchaus feine Unterkunft 
geben. 

8. Jede Gemeinde follte endlich ih: 
red eigenen Wohled wegen darauf be= 
dacht fein, einen fahkundigen und be- 
glaubigten Mann, der felbft kein Rind» 
vieh befigt, aus ihrer Mitte aufzuftel- 
fen, der im Erfrantungsfalle irgend 
eines Stüdes aus der Heerde dasſelbe 
inBeobahtung nehme, um, wenn etwas 
Berdächtiges fih daran zeigt, oder 
wenn bald hernad noch ein zweites 
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und drittes neben dem erſten geſtande— 
nes Thier erfranft, der Vorſicht halber 
alfogleih am die vorgefeßte Behörde 
die geziemende Meldung zu maden, 
damit die gegen die wirklich ausgebto— 
chene Seuche erforderlihen Mapregeln 
eingeleitet werden können. Nur durch 
genaue Befolgung der hier angegebenen 
Regeln wird die Löferdürre am fiherften 
abgehalten. Der Beweis davon ift 
fhon häufig in jenen herrſchaftlichen 
Maiereien geliefert worden, wo man 
den Biehftand von der Köferdürre, die 
im ganzen Umfreife wüthete, völlig un— 
angetaftet erhielt, weil man beftändig 
die forgfältigite Abfonderung der darin 
aufgeftellten Thiere beobachtete, nicht 
nur feine fremden Thiere, fondern auch 
feinen fremden Menſchen in den Stall 
ließ, welcher feiner Befhäftigung nad 
mit anderm Hornvieh oder deffen Ab: 
fällen zu thun gehabt hatte. 

8. 34. Wenn die Rinderpeft 
in der Nähe einer Ortſchaft 
wirtlih zum Ausbruche gekom— 
menift, fo find folgende Sicherung®- 
anftalten mit der ftrengften Genauig— 
feit zu beobachten, welde bei diefer 
fürdterlihen Seuche um fo nothwen- 
diger find, weil ohne diefelben der Ver— 
luft des ganzen PViehftandes beinahe 
gewiß zu befürchten ift. 

1. In der ganzen Gegend und zwar 
im Umkreiſe von mehreren Stunden 
fol kein Rindviehmarkt gehalten wer: 
den, 

2. Es fol durchaus Feine fremde 
Triebherde, noch inländifh aufgefauf- 
tes Hornvieh auf jener Straße trand- 
portirt werden, die durch den ange— 
ſteckten Drt führt. 

3. Mit diefem Orte muß aller Ber- 
kehr aufgehoben oder doch möglichſt 
beſchränkt werden. Wechſelſeitige un— 
nöthige Beſuche und Zuſprüche daſelbſt 
und von dort her find durchaus zu un— 
terlaffen, und es ift gar nicht übertriebene 
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Aengftlihkeit, fondern nur nothwen- 
dige Borfiht, alle von dorther kom— 
mende Perfonen als verdächtig anzu: 
fehen, indem fie gar leicht in ihren 
Kieidungsſtücken das Anſteckungsgift 
mitbringen können. Bei durchaus un— 
vermeidlichem Verkehre mit dem Orte, 
wo die Seuche ausgebrochen iſt, iſt 
doch wenigſtens darauf zu ſehen, daß 
blos allein Pferde, niemals aber Horn» 
vieh zur Befpannung dahin gebracht 
werde, und daß die Hunde zu Haufe 
gehalten werden; bei der Zurückkunft 
müffen die Kleider gewechfelt und alle 
Annäherung zu den einheimifchen Thie— 
ren vermiedeu werden, 

4. Das Wichtigſte ift, daß von den 


‚verdächtigen Orten her weder Horn- 


vieh, es fei gefund oder franf, noch 
Fleiſch, Häute, Hörner, Unſchlitt, 
Milch und andere Abfälle eingebracht 
werden. Wenn zur Zeit einer herr— 
fhenden Seuche Biehhändler, Fleiſch— 
bauer, Gärber, Hirten und Abdeder 
fi nicht ausweifen können, daß fie 
aus ganz unverbädhtigen Gegenden 
kommen und nichts mit ſich führen, 
was Anſteckung veranlaffen kann; fo 
wäre ed am ficherften, fie gar nicht in 
den Drt einzulaffen. Auch Einheimifche, 
die, wied auf dem Lande nicht felten 
der Fall ift, als thierärztliche Pfuſcher 
ihren Nachbarn in den nächſten Dör— 
fern bei den peftfranfen XThieren zu 
Hilfe kommen wollen, dürfen für jet 
nicht in ihre Heimat eingelaffen wer: 
den, außer wenn man fich verfihern 
kann, daß fie vom einheimifchen Vieh 
fi gänzlich entfernt halten werden. 
5. Jedem Landwirthe ift zu feinem 
Vortheile zu rathen, das Vieh jetzt jo 
viel möglich in den Ställen zu halten, 
wo man ed am fidherften vor Anſte— 
ung zu hüten im Stande ift. Sollte 
diefes wegen zu geringen Yuttervorra- 
thes nicht angehen, fo vermeide man 
wenigftens folde Weiden, die an den 


Kinderpefl. 


Grund und Boden der benachbarten 
angeſteckten Ortſchaft grenzen, und 
gebe den Hirten noch mehrere Wächter 
bei, um jede Gelegenheit zur Anfte- 
ung um fo fiherer gleih entdecken 
und abwenden zu können. 

6. Jedes in diefer Zeit der Gefahr 
an was immer für einer Krankheit oder 
aus unbekannt gebliebener Urſache ges 
fallene Stück Hornvieh muß eröffnet 
und von Sachkundigen befihtigt wer: 
den. Zeigen fih an den Aafe Merk: 
male der Löferdürre, fo ift es gewiß, 
daß die Seuche im Drte eingedrungen 
fei; die Gefahr ift nun groß, und man 
muß folgende Regeln mit aller Genauig- 
keit in Vollzug feßen. 

$. 35. Hat fih im Orte au nur 
ein einziger Erkrankungs- oder Todes- 
fall an der Rinderpeft ergeben, fo find 
alle Anftalten fhon fo einzuleiten, ala 
wenn der ganze Ort verpeftet wäre, 
weil nur dadurch der Fortgang der 
Seuche mit Zuverläffigkeit aufgehoben 
werden kann. Deshalb muß 

1. Um weiteres Unglüd zu verhü- 
teu, die Gegenwart der Löferdürre fo: 
gleich der Ortsobrigkeit angezeigt wer- 
den, welde dann forgen wird, daß das 
diesfalls Nöthige geſchehe, vor Allem 
aber der Ausbruch der Seuche allen 
DOrtöbewohnern bekannt gemacht, fo 
wie auch den benahbarten Ortfchaften 
die drohende Gefahr angezeigt werde. 

2. Muß ſogleich der Viehſtand des 
ganzen Ortes von den beorderten Kunft- 
verftändigen unterfucht werden. Iſt 
ſchon ein oder das andere Viehſtück 
gefallen oder auch nur fehr frank, fo 
läßt man es im letzteren Falle auf einen 
ganz abfeitigen und entlegenen Ort 
bringen (wobei der Wagen mit Pferden 
befpannt fein muß) und daſelbſt erfchla- 
gen und eröffnen. Beftätiget ſich da— 
durch die Gegenwart der Rinderpeſt, 
ſo iſt der Hof, in welchem das Stück 
gefallen, als ganz verpeſtet anzuſehen, 
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weil man annehmen kann, daß die An— 
ſteckung ſchon weiter gegangen fei. 
Sind aber ſeit der Anſteckung noch 
nicht 6—8 Tage verfloſſen, fo iſt es 
wahrſcheinlich, daß dieſes erſt erktankte 
Stück die benachbarten noch nicht an— 
geſteckt habe. 

3. In dieſem Falle iſt die Unterdrü— 
ckung der Seuche am leichteſten, wenn 
das kranke Stück ſogleich ausgeführt, 
erſchlagen und verſcharrt wird. Es 
kann dann feine weitere Anſteckung ers 
folgen, weil fih fein Anſteckungsſtoff 
mehr erzeugen fan. Doch muß aud 
alles Uebrige fich gefund zeigende Vieh 
aus dem Stalle entfernt, dieſer aber 
wohl verfperrt oder auch vernagelt 
werden. Das Bieh ift dann an einem 
entlegenen Drte z. B. in einer entfern« 
ten Schupfe unterzubringen oder in 
den Pferdeftall des Hofes einzuftellen 
und 10 Tage lang unter genauefter 
Beobachtung zu halten; zeigt fih bin» 
nen 10 Tagen fein neuer Erkrankungs— 
fall, fo ift man fiher, daß von der 
Seuche nichts mehr zu befürdhten fei. 

4. Sobald aber fhon ein Stüd ge: 
fallen oder im höchſten Grade krank 
ift, fo hat diefes gewiß auch ſchon 
mehrere nahe ftehende angeftedt. In 
diefem Falle follen außer dem in der 
Krankheit ſchon weit vorgerücten audy 
die ihm zunächſt ftehenden erfchlagen 
und mit den übrigen auf oben ange— 
gebene Weife verfahren werden. Im 
der neuen Unterfunft, wo die verdäch- 
tigen Stüde hingebracht werden, ift 
es am beften, fie einzeln und abgefon- 
dert in Entfernungen von mehreren 
Schritten anzubinden, der nämliche 
Knecht, der fie hieher gebracht hat, 
fol fie auch verpflegen und vor Ablauf 
der 10 Beobachtungs- oder Contumaz— 
tage dem Viehe des Drtes fih nicht 
nähern, auch mit fonft Niemandem aus 
dem Drte in Berührung kommen. 

5. Iſt in einem fo angeftedten Hofe 
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ein zahlreicher Viehſtand, fo wird die- 
fer in Haufen von 5—10 Stüden ab- 
getheilt, und jeder von den andern 
durchaus abgefondert gehalten, fo daß 
jede Abtheilung ihren eigenen Wärter 
erhält, die nicht in Gemeinſchaft mit 
einander kommen dürfen. Wo feine 
Stallungen find, bringe man die Thiere 
in eine Au oder Waldung oder in einen 
ungezäunten Platz. Der Nutzen diefer 
Einrihtung befteht darin, daß, wenn 
in einem foldhen Viehſtande auch ein 
angeſtecktes Viehſtück fich befindet, die 
Anſteckung ſich dann doch nicht auf die 
ganze Heerde verbreiten, fondern nur 
auf einige wenige übergehen kann, die 
neben dem Kranken in der befonderen 
Abtheilung ſich befinden. 

6. Gibt dann eines diefer Stüde 
ein Zeichen der Krankheit, fo muß es 
von den übrigen gleich weggeftellt oder 
auf wenigftend 15 Schritte weiter ge- 
führt und dort angebunden werden, 
bemerkt man aber, daß die Krankheit 
wirklich ausgebrochen ift, fo muß es in 
den abgefperrten Stall gebracht wer: 
den, welder zum Spital beftimmt ift 
und wo ed von einem erfahrenen Thier« 
arzte behandelt werden fann. Die Vieh— 
abtheilung, in welcher fi früher das 
nun erfranfte Stüd befand, muß nun 
unter noch ftrengerer Abfonderung bleis 
ben, bis man fieht, ob nad Verlauf 
von 10 Tagen nicht meuerdings ein 
Stüd erfrantt ift. 

7. Bo immer in einem Orte die 
Löferdürre zum Ausbruhe gefommen 
ift, dort find die Viehmärkte durchaus 
einzuftellen, weil dadurch nur Gelegen- 
heit zur Weiterverbreitung des Giftes 
gegeben wird; auch alle Ueberfiedlun- 
gen der Einwohner mit ihrem Viehe 
find zu Diefer Zeit nicht zu geftatten, 
eben jo wenig das gemeinfchaftliche 
oder einzelne Austreiben des Viehes 
auf Gemeinweiden. 

8. Im Seuchenorte und deffen Ums 
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gebung ſoll nur mit Pferden gefahren 
werden; ſämmtliches Hornvieh aber 
muß ſo lange in den Ställen verſperrt 
bleiben, bis die Seuche ganz getilgt 
und die Erlaubniß des Austriebes 
durch die Obrigkeit bekannt gemacht 
wird. Die Thüren der Ställe ſind aber 
auch ſo genau zu verſchließen, daß we— 
der Hühner, Hunde, Katzen u. dgl. 
durchſchlüpfen können; auf der Straße 
herumlaufende Hunde find einzufan- 
gen, einzufperren, an die Kette zu le— 
gen oder zu erfragen, weil durch diefe 
Thiere das Ninderpeftgift leicht ver— 
ſchleppt werden kann. 

9. Beim Ausführen der gefallenen 
Stücke oder beim Ueberſtellen des kran— 
ken und verdächtigen Viehes an ein— 
ſame Orte ſoll ſo viel möglich ein we— 
nig betretener und abſeitiger Weg ge— 
wählt werden; aller Unrath, wovon 
er dabei verunreinigt wird, iſt ſogleich 
bei Seite zu ſchaffen und zu ver— 
ſcharren. 

8. 36. Bisher iſt noch kein einziges 
ſicheres Arzneimittel zur Heilung oder 
Verhütung der Löſerdürre bekannt. Das 
einzige und ſicherſte Vorbauungémittel 
iſt vollkommene Verwahrung der Thiere 
vor Anſteckung, was aber nur durch 
ſtrenge Stallſperre erreicht werden 
kann, wenn zugleich die Leute, die ſie 
warten und pflegen, von aller Gemein— 
ſchaft mit jenen ſich enthalten, welche 
mit verdächtigem und krankem Viehe 
oder mit den ſchon $. 30 genannten 
giftfangenden Gegenftänden zu thun 
haben. Solche Stüde alfo, von denen 
man ficher ift, daß fie auf feine Weife 
angeftecft worden, bedürfen gar feiner 
anderen Behandlung, als jener, welche 
überhaupt zur guten Pflege und Wars 
tung gehört. Die wirklich verdädhtigen 
oder erfrankten Stücke fönnen nur mit 
Genehmigung und unter der Oberlei— 
tung der hohen Behörde nad zweck— 
mäßig getroffenen Beranftaltungen von 
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einem dazu beftimmten Thierarjte ber 
handelt werden. Dagegen find alle un- 
berufenen Thierärzte und Pfufcher, die 
von Stall’ zu Stall gehen und gar oft 
die Seuche von einem Dorfe in das 
andere tragen, ohne Ausnahme abzu- 
weifen, umd ihnen weder in angeſteckte 
Ställe, oder zu kranken, noch zu den 
übrigen unter Sperre gehaltenen Thieren 
der Zutritt zugeftatten. Wenn aber auch 
verdächtige oder ſolche Stücke, bei denen 
die Krankheit ſchon wirklich zugegen 
ift, unter gehöriger Borfiht der Be- 
bandlımg eines erfahrenen Thierarztes 
übergeben werden, fo ift es doch räth- 
lih, jene die ſchon mit aashaften 
Durchfalle befallen und fo ſchwer frant 
find, daß zu ihrer Genefung feine Aus- 
fiht mehr vorhanden ift, lieber unter 
gehöriger Borfiht wegzufhaffen und 
auf dem zur Begrabung der Aefer ber 
flimmten Platze zu tödten und tief zu 
verfharren, weil ſolche Stüde den 
Stall nur nod mehr verpeften und das 
Auffommen der übrigen Thiere er- 
fhweren. 

8. 37. Die Aeſer der an der Rin- 
derpeft gefallenen Thiere jo wie auch 
jene ſchwer kranken Stüde, die nicht 
mehr zu gehen im Stande find, wer- 
den ohne Aufenthalt auf einen mit 
Pferden befpannten Wagen gelegt und 
auf einem abfeitigen, vom gefunden 
Vieh auf lange Zeit nicht zu betreten: 
den Wege an einen Plag ausgeführt, 
der weit genug von der Drtjchaft und 
allen Straßen entfernt, feiner Ueber: 
ſchwemmung ausgefeßt und gegen Zus 
tritt des Viehes dur Graben, Um: 
zäunungen oder Gebüfche Hinlänglich 
verfichert ift. Hier jind die Aeſer, bei 
denen die Behörde die Ablederung ers 
laubt, durch den Abdecker fogleich ab- 
zubäuten, bei welchen diefes aber nicht 
Statt findet, fammt der Haut, welde 
durch mehrere Einfchnitte ganz uns 
brauchbar gemacht wird, und ſammt 
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dem Blute und den fonftigen Abfällen 
in eine 6 Fuß tiefe Grube zu verſchar— 
ren, auf welche die Erde dann feſtge— 
ftampft, und mit Dornfträudern be- 
det werden muß. Man verfieht ſolche 
Drte überdies noch mit einem Wars 
nungszeihen, um fie für Jedermann 
kenntlich zu machen. Die Häute müffen 
nad dem Abledern ohne Verzug in die 
mit Kalt und Aſchenlauge gefüllten 
Bodungen gelegt werden. In Ddiefen 
werden fie mit Steinen befchwert, noch 
beffer aber mit einem Schloffe verfpertt, 
wenigftend 2 Tage gelaffen, dann an 
einem fihern Drte der freien Luft durch 
8 Tage audgefegt, öfter unter dieſel— 
ben ein Strobfeuer gemacht und hier- 
auf zum Beften der verunglüdten Ei- 
genthümer in Berwahrung gebradt. 
Früher ald 4 Wochen nah vollflommen 
beendigter Seuche dürfen fie nicht ver: 
fauft werden. Auf gleihe Weile wird 
auch mit anderen brauchbaren Abfällen 
z. B. Unſchlitt, Hörner 2c. verfahren; 
das erftere muß auf dem Verſcharrungs— 
plage noch ausgefchmolzen und in reis 
nen Gefäßen aufbewahrt, die Hörner 
einige Zage in Salzwaffer gelegt und 
dann getrocknet werden. 

$. 38. Selbſt nach wirklich beende- 
ter Seuche find die Anftalten zur Reis 
nigung der angeſteckten oder verdäch— 
tigen Ställe uud Höfe eben fo drin- 
gend nöthig, als zur Zeit der herr— 
fhenden Seuche, um vor aller weite: 
ven Anftefung fiber zu fein. Oft 
kommt nämlih noch nad Monaten und 
halben Jahren die Seuhe neuerdings 
zum Ausbruche, blos dadurch, daß 
noch wirkſames Anftekungegift in 
Ställen, am Dünger 2c. fi feitgehals 
ten hatte. Um diefe Gefahr ganz zu 
vermeiden, find folgende Mapregeln 
genau in Bollzug zu feßen. 

1. Nachdem der Stall, worin aud 
nur ein einziges krankes Stüd ſich bes 
fand, von allem Vieh geleert worden 
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ift, werden die Fenfter geöffnet, damit 
die Luft wenigſtens durch 10—14 Tage 
lang die Ställe nach allen Richtungen 
durchſtreife. Alte und ſchlechte hölzerne 
Jutterbarren und Raufen werden ver: 
brannt; die no brauchbaren überall 
abgehobelt, mit heißer Lauge gewafchen 
und 10 Tage lang zum Trodnen der 
Luft audgefegt. Steinerne Futterbarren 
werden blos mit heißer Lauge gut ab» 
gewafhen und dann mit Sand abge: 
ſcheuert. Bei hölzernen Fußböden wer: 
den die Dielen ausgehoben, die zer— 
brodhenen und morjchen zerhadt und 
verbrannt, die brauchbaren auf beiden 
Seiten abgehobelt und mit auge ger 
wajhen; die Erde unter diefen Fuß— 
böden, oder wenn lepterer blos aus 
Erde befteht, wird fo tief audgegra- 
ben, als die Miſtjauche fid) darin ver- 
fiegt hat. Nah volllommener Durch— 
lüftung des Stalles wird frifche Erde 
eingeführt, feſt geflampft und wieder 
mit den gereinigten oder neuen Dielen 
belegt. War der Fußboden von Stein- 
platten oder Ziegeln, jo werden dieſe 
ausgehoben, ebenfall& mit heißer und 
ftarfer Lauge gewaſchen und an der 
Luft getrocknet; die Erde unter denfel- 
ben gleich der vorigen behandelt. Die 
gemauerten Stallwände müſſen abge: 
kehrt, abgefragt und mit Kalk dicht 
übertündt, hölzerne Wände aber abge: 
hobelt, mit heiper Lauge abgewaſchen 
und nach dem Trocknen ebenfalls mit 
Kalk übertüncht werden. 

2. Alle bei dem kranken Vieh ge— 
brauchten Stallgeräthe ſind ſorgfältig 
zu reinigen, Ketten und anderes Eiſen— 
werk wird geglüht oder doch mit heißer 
Lauge gewaſchen; Stroh, Stricke, De— 
cken, leinene Lappen, ſo wie alle Klei— 
dungsſtücke, welche die Leute bei der 
Beſchäftigung mit dem Vieh an ſich 
gehabt haben, ſind zu verbrennen, oder 
wenn ſie noch brauchbar ſind, wenig— 
ſtens mehrmals in Lauge zu waſchen 
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und 14 Tage lang an einem warmen 
Orte zu durchlüften. 

3. Auch das Holzwerk der Heubö— 
den über den Stallungen iſt wohl zu 
reinigen. Das daſelbſt aufbewahrte 
Butler muß weggeführt, an einem ent— 
legenen Drte 14 Tage lang durdlüftet 
und dann nur zur Fütterung für Schafe 
und Pferde verwendet werden. Ju den 
entleerten Heuböden darf man erjt nad) 
14 Tagen wieder neues Futter unter- 
bringen. 

4. Der Dünger aus angejtedten 
Ställen, jo wie die ausgegrabene Erde 
wird mittelft eines mit Pferden be— 
fpannten und gut verwahrten Wagens 
an einem abgelegenen Drte ausgeführt, 
vergraben und mit Erde verftampft. 
Die zum Ausführen gebrauchten Wä- 
gen find auf diefelbe Weife, wie die 
Stallgeräthe, zu reinigen; die Pferde 
aber zu waſchen und einige Tage hin— 
durch fo viel möglich in freier Luft zu 
lajjen. Die beim Ausführen des Dün— 
gers verunreinigten Straßen find hin- 
ter dem Wagen her zu reinigen und 
einige Wochen lang von feinem Rin- 
dervieh zu betreten. 

5. Auch die Menjchen, die mit kran— 
fen Thieren und den Aefern beſchäſtigt 
waren, oder fih nur mit giftverdächti— 
gen Stoffen verunreinigt haben, müf- 
jen fih Gefiht und Hände mit Ejjig 
und Seifenwafler waſchen, die Kleider 
wechjeln und dürfen erſt Daun wieder 
anderen Menjchen und Thieren ſich 
nähern. 

6. Zur befferen Reinigung der 
Ställe, Gerätyfhaften u. ſ. w. find 
endlich auch die falzfauren Räucherun— 
gen zu empfehlen. Man vermiſche 
nämlich 2 Theile Kochjalz und 1 Theil 
gepulverten Braunftein in einem irdes 
nen Geſchirre, ſetze etwas Waſſer hin— 
zu, um eine breiartige Miſchung zu 
erhalten und gieße nah und nah 1 
Theil Vitriolöl (Schwefelfäure) dazu; 
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die aufſteigenden Dämpfe erfüllen, bald 
den ganzen Stall, deſſen Fenfter und 
Thüren man verſchließen und fih aus 
denjelben entfernen muß. Für einen 
gewöhnlien kleineren Biehftall find 
4 Roth Kochſalz, 2 Roth Braunftein 
und 2 Roth Bitriolöl hinxeichend. (Die 
Räucerungen mit Wachholderholz, 
Wahholderbeeren ꝛc., find nicht fo 
wirkſam und der Yeuersgefahr wegen 
mißlich.) 

7. Wenn binnen 20 Tagen nad dem 
Todesfalle oder der Genefung des lep- 
ten kranken Viehes fein neues Stüd 
mebr erkrankt, und ein völliger Still- 
ftand eingetreten ift, fo ift aud die 
Seuche als beendigt anzufehen und es 
können nun die verdächtigen, in der 
Sperre geftandenen Stüde in ihre 
Ställe zurüdgebracht werden, nachdem 
fie zuvor gewaschen oder geſchwemmt 
und dann abgetrodnet worden find. 
Die Tilgung der Rinderpeft gelingt 
aber zuverläßlih in kurzer Zeit und 
mit ſehr wenig Opfern, wenn alle 
Drtöbewohner aus eigenem guten Wil- 
len und in der jihern Hoffnung des 
guten Erfolges alles dasjenige genau 
beobachten, was zur Abfonderung und 
Sperre gehört, wenn fein Erfran- 
tungsfall verſchwiegen, ſondern zur 
Warnung für die übrigen Biehbefiger 
jogleih befannt gemacht wird, wenn 
man gleich im Anfange mit der größten 
Borfiht vorgeht, und das Eingeben 
von Arzneien, welches ohnehin nur 
zur Ausbreitung der Seuche beiträgt, 
übrigens gegen die Anſteckung frucht- 
[08 bleibt, ganz und gar unterläßt, in= 
dem das einzige Heil hier blos im der 
firengen Abjonderung der Kranken von 
den Geſunden geſucht werden darf. 
(Kıop. ©. ©. 60. Bd. ©. 377— 390.) 


Ninderpeft, Wenn die Rinderpeft- 


in einem Orte wirklih zum Ausbruche 
gekommen ıjt, fol auch alles mit-dem 
peftfranten Rinde in einem gemein: 
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fhaftlihen Stalle gejtandene Rind- 
vieb ebenfalld geſchlachtet und wie 
wirklich angeftedted behandelt 
werden. Es darf daher das Fleifh von 
den bei der NRinderpeft prophilactifch 
erjchlagenen und bei der Beſchau volls 
fommen gefund befundenen Rindern 
keineswegs zum Benuffe oder Verkaufe 
zugelaffen, jondern ed muß unter den 
bei der Rinderpefl geltenden Vorſichts⸗ 
maßıegeln verfcharrt werden. (Decret 
der k. k. n. 8. Reg. vom 21. Dec. 
1844 3. 75498.) 

Rinderpeft. — Nahftehender 
Borgang und Gefhäftszug bei 
vorfallenden Rindviehſeuchen 
innerhalb der Linien Wiens 
wurde zur Darnachachtung vorge 
zeichnet. 

1. Sobald ein ſtadthauptmannſchaft⸗ 
liches Bezirks-Commiſſatiat, die Markt⸗ 
Commiſſäre, oder der Wiener Wajen- 
meifter zur Kenntniß eines der Rinder 
peft verdächtigen oder Rinderpeftefrane 
ten Stüdes Rindvieh in Wien gelans 
gen, ift davon ungefäumt dem Wiener 
Magiftrate und dem ThierarzneisInftie 
tute zur Erhebung des Sadverhaltes 
und zur Feſtſtellung der zu treffenden 
Sanitäts-Polizei-Maßnahmen im com» 
miffionellen Wege die Anzeige zu er- 
fatten. 

2. Bei diefer commiffionellen Ver— 
handlung haben unter der Leitung 
eines vom Wiener Magijtate dazu des 
legirten politifhen Commiſſärs, der 
Abgeordnete des k. k. Thierarznei-In— 
ſtitutes, des betreffenden jtadthaupt- 
mannfchaftlihen Bezirks-Commiſſaria— 
tes, mit feinem Bezirksarzte oder 
Wundarzte, ein Markt-Commiſſär und 
zwei Bertrauensmänner der Gemeinde 
zu interveniren, welche unter Benen- 
nung des Ortes und Bezeichnung des 
Tages und der Stunde vom Wiener 
Magiftrate zur Commiſſion vorzuladen 
ſind. 
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3. Die Aufgabe der Commiffion be- 
fteht: 

a) in der Ausmittlung und Beftim- 
mung der. Natur des krankheitéver— 
dächtigen, erkrankten oder umgeſtande— 
nen Rindviehes; 

b) in der Erforfhung der Entſte— 
hungsanläffe der Krankheit; 

e) in der Feftftellung der zur Ber- 
binderung der Weiterverbreitung der 
Krankheit und Abwendung gejunds 
heitsfchädlicher Folgen für das Publi— 
cum für nothwendig befundenen Sa— 
nitäts- und Veterinär-PBolizei-Maßre- 
geln; 

d) in dem etwaigen fogleihen Voll 
zuge der durch die geſetzlichen Vorſchrif— 
ten dringend gebotenen Maßnahmen 
und in der Ueberwachung der für noth- 
wendig befundenen weiteren Vorkeh— 
rungen durch die hiezu berufenen Or— 
gane. 

4. Bei conftatirtem Borhandenfein 
der Löſerdürre (Rinderpeft) ift ji 
außer den allgemein zur Richtſchnur 
vorgefhriebenen Beterinär » Polizei« 
Vorſchriften, insbeſonders der in dem 
h. Minifterial» Erlaffe vom 11. Sept. 
1850 3. 18751 enthaltenen Weifun« 
gen über die Anwendung der Keule 
(f. Keule) auf das Genauefte gegen- 
wärtig zu halten. 

5. Da die commifjionellen Erhebuns 
gen nicht immer fogleih Statt finden 
fönnen, fo ift jedes ftadthauptmann- 
fhaftlihe Bezirks - Gommifjariat vers 
pflichtet, ſogleich beim Erſcheinen ver- 
dachtiger Krankheiten im Rindvieh— 
ftande des Bezirkes mit Beiziehung des 
Bezirkdarzted die. erfien Erhebungen 
zu pflegen, und die ohme allen Verzug 
für nothwendig befundenen veterinär- 
polizeilihen Maßregeln, welde nicht 
bis zum Eintreffen der Commiſſion 
verfchoben werden können, felbit in 
Ausführung zu bringen. 

6. Alle von der Commiffion erhobes 
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nen Daten find ſommt den getroffenen 
Beterinär-Polizei-Mafregeln in einem 
aufzunehmenden Protocolle mit thun— 
lichfter Kürze erfihtlich zu machen, und 
fodann ungefäumt vom Wiener Magi« 
ftrate allein mit einer kurzen Einbe- 
gleitung zur Kenntniß der h. Gtatt- 
balterei zu bringen. 

7. Ueber den Verlauf der Ninder- 
feuhen und den Erfolg der dagegen 
getroffenen Vorkehrungen ift von 8 zu 
8 Zagen jeden Samftag der Woche 
eine Hauptrapports » Tabelle vorzule- 
gen, zu welchem Ende über die biöhe- 
rigen Erkrankungen des Rindviehes in- 
nerhalb den Linien Wiens das k.k. 
Thierarznei = Inftitut einen Ausweis 
dem Wiener Magiftrate zu übergeben 
angewiefen wird. (Decret der n. öfterr. 
Statthalterei vom 4. Dectober 1850 
3. 3791.) 

Ninderpeft in Betreff der bei 
dem Ausbruche der Rinderpeft 
zu treffenden Borfehrungen. 
Um der gebieterifchen Nothwendigkeit, 
der Rinderpeft in der Art ein Ende zu 
maden, daß fie nicht wieder auftauche 
und fich weiter verbreite, Rechnung zu 
tragen, hat das H. k. k. Minifterium 
des Innern mit Erlaß vom 28. Dec. 
1850 3. 24826/2007, die beftehen- 
den Vorſchriften energifch und beharr— 
lih in Anwendung bringen zu lafjen, 
und zu diefem Behufe anzuordnen be= 
funden: 

Es müſſe alfogleich 

1. jedes Seuchengebiet in kleine 
leicht zu überſehende Seuchenbezirke 
abgetheilt; 

2. in jedem Seuchenbezirke ein Com— 
miſſär, ein mit der Rinderpeſt und ih— 
rer Bekämpfung vertrautes ärztliches 
oder thierärztliches Individuum und ein 
Unterofficier der Gendarmerie oder ein 
Militär Individuum aufgeftellt und jo 
eine Seuhen-Commiffion für den Ber 
zirk gebildet werden. 
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Dieſe Seuchen-Commiſſion iſt ver- 
pflichtet: 

a) ſich von dem Stande der Rinder- 
peſt in ihrem Bezirke die genauefte 
Kenntniß zu verfchaffen; 

b) die ihr erforderlich erfcheinenden 
veterinärspolizeilihen Maßregeln an- 
zuordnen; 

e) zur Durchführung derfelben je 
nad den Local-Berhältniffen in jedem 
einzelnen oder in mehreren nahe gele- 
genen Seuchen⸗Orten einen Curſchmid 
zu beflimmen und einen Wachmann, 
d. i. einen Gendarmen oder einen Be- 
bördediener u. ſ. w. zur Auffiht und 
Ueberwachung der Inftandhaltung der 
eingeleiteten polizeilihen Maßregeln 
in jedem einzelnen Seuchenorte zu be— 
ftellen;; 

d) diefen Beiden ihre Obliegenhei- 
ten genau auseinander zu feßen und 
einzufchärfen. 

Sie hat indbefondere bei der An- 
wendung der veterinär - polizeil. Maß 
regeln dahin zu wirken, daß: 

1. jowohl das franfe, als auch das 
noch gefund fcheinende, aber mit dem 
kranken in Berührung geftandene, mit» 
bin feucheverdächtige Vieh aus dem 
Drte in der Art entfernt werde, daß 

a) in dem Falle, ald nur einige 
kranke und verdächtige Stüde vorhan- 
den find, erftere getödtet und mit Aus: 
nahme der auszulaugenden Haut vor- 
ſchriftmäßig verſcharrt, letztere aber 
nach ſorgfältiger Beſchau bei der 
Schlachtung an Fleiſcher abgegeben, 
oder falls dieſes wegen Mangel an 
Coneurrenz nicht thunlich wäre, Deren 
Fleiſch geräuchert oder gepöcdelt und 
in diefem Zuftande verwerthet werde; 

b) in diefem Falle aber, ald mehrere 
franfe und viele verdäcdhtige Stüde 
vorhanden find, zwei Nothitälle außer: 
halb des Ortes an einem abfeitigen, 
wo möglich in der Nähe eines Fluſſes 
oder Teiches gelegenen Orte ſogleich 
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errichtet werden, wo in-dem einen die 
kranken, in dem andern die verdächti- 
gen Stüde untergebracht und jede Ab- 
theilung von befonderen Wärtern ges 
pflegt und von verläßlichen Wächtern 
auf Koften der Gemeinde bewacht wer- 
den; daß 

2. die von dem Vieh entleerten in« 
fieirten Ställe alfogleich und forgfältig 
nad der Vorfchrift gereiniget werden, 
und daß dies, nachdem von diefer Nei- 
nigung dad Schickſal des fünftig ein- 
zuftellenden Viehes und daher des 
Biehftandes der Gemeinde abhängt, 
nicht durch die Eigenthümer felbft, ſon⸗ 
dern durch bejondere. vertraute, fein 
Hornvieh befigende Leute, fomit durch 
eigene Reinigungsdiener unter Aufficht 
eines Gendarmen oder anderen Wadı- 
mannes und mittelft eines eigenen, 
biezu beflimmten Pferdegeſpanns ber 
werfftelliget werde. Wo die Ställe aus 
einem nicht zu reinigenden Materiale, 
3- B. aus Ruthengeflechten, beftehen, 
find fie unnachſichtlich miederzureigen, 
fammt dem darin befindlichen Dünger, 
den Futterüberreften und der ausgeho— 
benen Erde auszuführen, an einem abs 
feitigen Plage, am beten in der Nähe 
des Nothitalles, theils zu verbrennen, 
theild gehörig zu verfcharren, und an— 
ftatt der niedergeriffenen neue zu ers 
richten; daß 

3. jedes Haus, im welchem die Rins 
derpeft vorfommt, duch ein auffallens 
des Zeichen als Seuchenort kenntlich 
gemacht und der Berfehr feiner In— 
wohner mit denen aus gefunden Häus 
fern mittelft Militär- oder Gendarmerie- 
Wache fo lange gehindert werde, bie 
nicht die Reinigung der inficirten Ställe, 
Geräthſchaften und Kleidungsftüce der 
Snwohner ganz genau vorſchriftmäßig 
Statt gefunden hat; daß endlich 

4. der Ausbruch der Rinderpeft in 
einem Orte unverzüglich allen benach— 
barten Ortſchaften befannt gegeben und 
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der inficirte Ort von den gefunden 
firenge abgefperrt werde. Damit die 
Commiffion im Stande ift, ihren auf 
die Vertilgung der Rinderpeft gerichte- 
ten Anordnungen Gehorfam zu ver- 
ihaffen, fol fie nicht nur ermächtiget 
fein, jo oft es nothwendig ift, die Aſ— 
filtenz des Militärs zu beanfpruchen, 
fondern auch unter der Bedingung, 
daß fie darüber nahträglih ein Pro- 
tocoll an ihre vorgejegte politifche Be- 
börde vorlege, Arreft- und Geldftrafen, 
und zwar jene bis auf 3 Tage, diefe 
bis zum Betrage von 50 fl. gegen jene 
zu verhängen, welche entweder den 
Ausbruh der Seuche in ihrem Haufe 
verheimlicht oder den gegebenen Ans 
ordnungen nicht firenge Folge geleiftet 
haben. Dies wird den k. k. Bezirkd- 
hauptmannſchaften zur genaueften Dar⸗ 
nachachtung und Durchführung für den 
Tal eines Wiederausbruches der Rin- 
derpeſt mit der weiteren Eröffnung be— 
fannt gegeben, daß das hohe Mmi— 
fterium des Innern mit Beziehung auf 
defjen vorjtehende Derfügung mit einem 
weiteren Erlaffe vom 19. Jan. 1851 
3. 664—67, betreffend die Abthei— 
lung jeded Seuchengebietes in Seu— 
henbezirke, und die Einführung einer 
Seuchen-Commiſſion zu eröffnen bes 
funden habe, daß zufolge Zufchrift des 
t, f. Minifteriums des Kriegsweſens 
von demjelben die zeitliche Berwendung 
der Obercur- und Dberjchmiede zur 
Durchführung der veterinärz= polizeili« 
hen Diapregeln gegen die Rinderpeſt 
gejtattet und die entjpredhende Weis 
fung an.die betreffenden Zanded-Milis 
tär-Commanden, fowie die Generals 
Artillerie: Divection umd das Militär- 
Fuhrweſens-Corps⸗-Commando erlaffen 
wurde. Im Falle nun zur Durchfüh— 
zung der veterinär=polizeilihen Maß— 
regeln Thierärzte nicht in genügender 
Zahl vorhanden wären, haben die k.k. 
Bezitkshauptmannſchaften von all zu 
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Fall darüber die Anzeige an die kek. 
Statthalterei zu erftatten, um dies⸗ 
falls das bezügliche faif kön. Landes 
Militär-Commando wegen zeitweiliger 
Verwendung der Dbercur: und Ober⸗ 
fhmiede angehen zu können. (rl, der 
n. ö. Sth. v. 27. Apr. 1851 8. G. B. 
Nr. 112. Erl. der galiz. Statth. vom 
4. Jän. 1851. Gal. 2.6.2. J. 1851. 
Nr. 7.) 

Rinderpeft, Berbot des Ausſchrot⸗ 
tens des Fleifches des an der Rinder: 
peft erkrankten Viehes, f. Fleifch. 

— — Gebrauch des Fleiſches von 
dem blos ala ſeuchenverdächtig erſchla— 
genen Viehe, ſ. Fleiſch. 

— — Anwendung der Keule, fiehe 
Keule. 

— — f. Thierfeuchen. 

Rindfleifh, Einführung des Rind- 
fleifches nah Prag, f. Fleiſch. 

— — f. Fleifd. 

Ringe, f. Rauf- u. Stoßringe. 

Rinnen und offene Ausläufe aus 
den Häufern follen abgejtellt werden, 
wobei folgende Ordnung zu beobadten 
ift. Jene Hausinhaber, von welden 
die Mährungen duch Schläuche, Haupt- 
canäle bereit geführt worden. find, 
müffen innerhalb des Hauptthores an 
einem anftandigen Orte einen mit einem 
eifernen Gitter verfehenen Ablauf ver: 
fertigen laffen, und fomit den Unrath 
und das Negen- auch hintangeſchütte— 
te8 Brunnenwaffer unter der Erde, 
durch gemauerte oder allenfalls hölzerne 
Schläuche in den Hauptcanal leiten 
machen. (Bdg. v. 30. Aug. 1755. Rp. 
Gef. Mar. Ther. 3. Bd. ©.219); ſ. 
Straßenreinigung. 

Rinnfteine, ſ. Urinir-Anſtalten. 

Riſſe, ſ. Baupläne. 

Rohrdecken. Ueber die erſtatteten 
Amtsanzeigungen. wegen von ſämmtli—, 
hen bürgl. Greißlern in der Stadt ge 
machten Anſuchen, . womit den ungati« 
[hen Händlern der. Berkauf ihrer ander. 
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gebrachten Rohrdecken außer demrothen 
Thurme bei der Schlagbrücke verboten 
und dieſelben mit dieſem Verkauf auf 
den Heumarkt verwieſen werden möchten, 
iſt die Entſcheidung herabgelangt: da 
die ungariſchen Bauern, welche Rohr: 
deden zum Berkaufe auf hiefige Pläbe 
unmittelbar bringen, diesfalls als erfte 
Erzeuger anzufehen fommen, mithin 
von läftigen Befchräntungen in dem 
Abſatze ihrer Erzeugniffe fo viel mög: 
lich zu entheben find, die bürgl. Greiß— 
ler aber Ablöfer dieſer Waare feien, 
welche durch Ddiefe zweite Hand dem 
Publikum in höheren Preifen geliefert 
wird, fo könnten diefe Händler mit ihrem 
Berfihleige nicht wohl auf einen be— 
ftimmten Marftplag gebunden werden, 
fondern der Abſatz ihrer Erzeugniffe 
müſſe ihnen allenthalben, wo immer fie 
es ihnen auf Rechnung zu geben fins 
den, frei bleiben, und könne auch den» 
felben dad Haufiren mit diefer erblän- 
difhen Waare, auf den Fall, ale fie 
fih dazu mit dem vorgefchriebenen 
Paſſe verfehen, nicht verboten werden. 
(Road. Bdg. in Nied. Defterr. v. 12. 
Februar 1794. Krop. Gef. Franz 4. 
Bd. ©. 113 u. 114.) 

Rohrdecken, große und Kleine, dür— 
fen die Fragner, Fütterer, Käſeſtecher und 
Greißler, mit Ausschluß der Bictualiens 
händler, führen. (Hfkzl. Vdg. v. 23. 
Dct. 1817. Barth. H. und ©. Gef. 
4.2. ©. 217.) Siehe auch Victua- 
lienhändler. 

Möhren der Noth- und Sparherde 
und Defen, deren Reinigung, |. Rauch⸗ 
fangkehrer. 

— — eiſerne, ſ. Ofenröhren. 

Rohrhandel. Der Verkauf und 
Abſatz desſelben wird für frei erklärt. 
Uebrigens hat es bei der Beſtimmung 
des Platzes, auf welchem die Rohrbauer 
ihre Waaren inner den Linien Wiens 
abſetzen ſollen, zu verbleiben. (Reggs. 
Vdg. v. 5. Febr. 1807. Barth. H. u. 
G. Gef. 4. B, Seite 59.) 
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Rom, f. baierifche Unterthanen. 

Roſenkränze, mit geweihten, Ker—⸗ 
zen und Rauchwerken ift der Handel 
verboten. (Hfd. vom 28. April 1784. 
Krop. Geſ. Joſ. 6. B. ©. 585.) 

Rofoglio= und Branntwein-Erzeu- 
gern, befugten, ift eingeräumt, die von 
ihnen felbft erzeugten Rofoglio- und 
Liqueurgattungen im Großen und Klei« 
nen, jedoch auf legtere Art nur in ver: 
fiegelten Bouteillen, zu verſchleißen. 
(Sommerz:Hof-Eom. Detr. v.28. Dec. 
1822. Barth. Ergänzungb. ©. 366.) 

— — Diefe Beſchränkung des Der: 
fchleißes der Nofoglio: und Liqueurs 
Fabritanten im Kleinen auf verfie- 
gelte Bonteillen hat feinen anderen 
Grund, als zu vermeiden, daß der Ber: 
ſchleiß diefer Erzeuger im Kleinen nicht 
in Ausſchank übergehe, wozu, als zu 
einem Polizei-Gewerbe, eigene Beredh- 
tigungen ertheilt werden, bei deren Ber: 
leihung andere von den Grundfügen 
der Commerciale und Induſtrial⸗Lei—⸗ 
tung abweichende Grundfäße befolgt 
werden. Doc fand die f. k. Commerz⸗ 
Hofcommiffton die oberwähnte im All— 
gemeinen beftehende Beſchränkung im 
kleinen Berfchleige der Rofoglio- und 
Liqueur-Fabritanten dahin zu modifici— 
ren, daß den Wiener NRofoglio-Fabrir 
fanten, welche die Veräußerung ihrer 
Erzeugniffe in Bouteillen ſchon über die 
Gaſſe betreiben, und dafür fhon Ta 
und limgeld entrichtet haben, diefer 
Verſchleiß noch ferner geftattet werde, 
wogegen aber diejenigen, die fich im er- 
wähnten Kalle nicht befinden, fo wie 
die, welche erft in Zukunft Befugniffe 
zur Rofoglio-Erzeugung erhalten foll« 
ten, an die allgemein beftehende Be— 
fhräntung des Verfaufes im Kleinen 
in verfiegelten Bouteillen gebunden 
bleiben müffen. (Commerz:Hofcom. D. 
v. 4. Aug. 1823. Barth. Ergänzungsb, 
©. 366.) 

Rofoglio. Ueber Anfuchen des 
Mitteld der bürgerlichen Branntweiner, 
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daß den privilegirten und einfach be- 
fugten Branntweinern und Roſoglio— 
Fabrikanten, in Betreff ihrer Gefchäfte 
an MWochentagen nur in jenen Stun: 
den das Dffenhalten ihrer Gewölbe 
erlaubt werde, die den Spezerei- und 
vermifhten Waarenhandlungen geftat- 
tet find, hat man ſich an eine hohe Lan— 
desftelle mit Hinweiſung auf die bisher 
beobachtete Gewohnheit gewendet und 
um eine beſtimmte Vorſchrift nachgeſucht. 
Hierüber hat die Regierung mit Decret 
v. 5.0. M. Zahl 57800 anher Folgen- 
des zu erinnern befunden: In Anſe— 
bung der zur Sprache gekommenen 
Frage, zu welchen Stunden an Wocen- 
tagen den Fabrikanten überhaupt und 
fo auch jenen von Liqueur, NRofoglio 
und geiftigen Getränken die Offenbal- 
tung ihrer Berfchleißgewölbe geftattet 
werden folle, erfcheint es dem Intereſſe 
der Fabriken und Gewerbe angemeffen, 
daß diesfalld in der bisherigen Ge: 
wohnbeit feine Aenderung getroffen 
werde, da es immerhin die Sorge der 
Polizei ift, darauf zu fehen, daß in fols 
hen Berfchleißgewölben fein Unfug ge 
trieben werde, und da e8 zur Beförde- 
rung des Verſchleißes für den Fabri— 
fanten und Händler, fo wie auch zur 
Bequemlichkeit des Publikums äußerſt 
wichtig ift, in der Zeit nicht zu fehr be- 
ſchränkt zu fen. Was übrigens die 
Berfchleißgewölbe der auf Getränke 
ausichliegend Privilegirten anbelangt, 
fo find felbe hinfichtlih der Sperrung 
ihrer Gewölbe zur Nachtzeit ganz fo zu 
behandeln, wie alle andern Fabrikge— 
wölbe, da fie nur ein Verſchleißrecht 
als Fabrikanten befiken , keineswegs 
aber förmliche bürgerlihe Schankrechte 
errichten dürfen, Nach dem Sinne die- 
ſes hohen Regierungsdecreted haben 
fih demnach die Bezirks - Directionen 
genau zu benehmen, und von diefer 
Vorſchrift auch die betreffenden Fabri— 
fanten zu verftändigen. (Pol. Ob. Dir. 
Cire. v. 8. Jan: 1824.) 
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Rofoglio. Um den häufig vorfom« 
menden Beſchwerden wegen unbefugter 
Ausübung des Schankrechtes 
von Seite der Rofoglio- und 
Liqueur-Fabrikanten zu begeg- 
nen, und eine Gleichförmigfeit mit den 
in der Provinz Niederöfterreich dies- 
falls beftehenden gefeßlichen Anordnun« 
gen herzuftellen, wird beftimmt: Den 
Rofoglio- und Liquenr-Erzeugern fteht 
das Recht zu, die von ihnen felbft er- 
zeugten Rofoglio- und Liqueurgattun. 
gen im Großen und im Kleinen zu ver 
fchleißen, diefelben find jedoch bei dem 
Kleinverfchleige ihrer Erzeugniffe auf 
den Berkehr in verfiegelten Bouteillen 
dergeftalt beſchränkt, daß die verfiegel« 
ten Bouteillen, mittelft welchen der 
Kleinverfhleiß betrieben wird, nicht 
weniger als ein Seit! enthalten dürfen. 
(Hffmr. Deer. v. Dec. 1841 3.49070 
an fämmtliche Länderftellen der deut- 
{hen Provinzen mit Ausnahme Nied. 
Deft. Bol. &. ©. 69 Bd. Nr. 142.) 

— — ift vom Haufirbandel ausger 
fchloffen, f. Hanfirpatent. $. 12 b. 

— — Berehtigung der Wiener Bar- 
fumeurs zur@rzeugung desfelben, fiehe 
Parfumeurs. 

— — Vorſchrift wegen Sperrung 
der Verſchleißgewölbe der Roſoglio— 
und Liqueur-Erzeuger an Sonn- und 
Feiertagen, ſiehe Sonn und Feier: 
tagsheiligung. 

— — f. Branntwein. 

Rofoglioerzeugung, die, wird nur 
als Kabrifatur betrachtet, und in diefer 
Rüdfiht werden Befugniffe befonders 
dazu ertheilt. (Hffmr. Vdg.v. 17. Juni 
1796. Barth. 9. u. G. Gef. 4. Band 
©. 577.) 

— — Hiebei müffen die fupfernen 
Geräthſchaften mit dem reinften Zinn 
verzinnt fein. (N. ö. Reggs. Vdg. vom 
1. Jan. 1812. Barth. 9. u. ©, Gef. 
4.8. ©. 575.) 

— — f. Branntwein. 

Roſoglio-Fabrikanten. Beſtim—⸗ 


Rofoglio- Fabriken. 


mungen in Anfehung des Verfchleißes 
ihrer Erzeugniffe, 1. Privilegien. 
Rofoglio-Fabriken, genaue Ueber- 
wachung, f. Effigfieder. 
Roſoglio⸗Verſchleiß ift den Spe- 
cereihandlungen geftattet. (Hſodg. vom 
22. April 1780, Barth. H. u. ©. Gef. 
7. B. ©. 98.) 
Rothes Quedfilber-Präcipitat, 
f. Quedfilber:-Präripitat. 
Möthlinge, ſ. Obft. 
Rothſchild, deffen Privilegium zum 
Bau einer Eifenbahn, f. Eifenbahn. 
Rotz. Auszug aus der in Folge 
Hfkzl. Deer. v. 13. Novbr. 1834 3. 
27250 kundgemachten Belehrung über 
die Thierſeuchen. 
$.50. Bei der Nuglofigkeit aller 
Mittel, welche bisher gegen die ausge: 
bildete Rotzkrankheit angewendet wor- 
den find, und bei der Leichtigkeit, mit 
welcher die verderbliche und unheilbare 
Krankheit von einem Pferde auf das 
andere übergehen kann, wird eine forg- 
fältige Auffiht zur Verhütung der 
Meiteranftedung erfordert, welches 
auch wirflih durch befonders darüber 
beftehende Geſetze öffentlich angeordnet 
und ftrenge gehandhabt wird. Die An— 
ftefung eines gefunden Pferdes erfolgt, 
wenn die Noßmaterie, der Eiter oder 
Schleim des franfen mit der innern 
Nafenhaut des gefunden in unmittel— 
bare Berührung fommt, ferner, wenn 
das Gift in eine andere, aber wunde 
Stelle der Haut geräth. Am häufigiten 
gefchieht die Anſteckung der Pferde da- 
durch, daß fie mit einem roßigen aus 
einem Barren freſſen, aus demfelben 
Eimer getränft werden, und dabei ihre 
Nafe von dem Ausfluffe des kranken 
berührt wird. Aber nicht nur die Rotz— 
materie allein, fondern auch das Blut, 
der Harn, der Speichel und der Schweiß 
von roßigen Pferden find verdächtig. 
Wenn aber diefe Klüffigkeiten einige 
Zeit der Luft und Wärme ausgefekt 
find, fo verlieren fie ihre Anftedungs- 
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kraft ganzlih. Außer den Stallgeräth- 
{haften können Geſchirre, Deden, Tren- 
fen ꝛe. von robigen Pferden zur An— 
ſteckung gefunder Pferde Gelegenheit 
geben, bei welchen fie gebraucht werden, 
wenn fie mit frifchem Rotzeiter befudelt 
find. Um nun aller Entjtehung des 
Rotzes durch Anſteckung entgegen zu 
wirken, erfordert die Vorſicht, durchaus 
fein roßiges Pferd zu dulden. Rotzige 
oder des Rotzes verdächtige Pferde dür— 
fen weder mit anderen auf die Weide 
gelaffen noch in Ställen wo. gefunde 
Pferde ſtehen, aufgeftellt, noch mit fol: 
hen jemals zufammen gefpannt wer 
den; vielmehr ift jedes Pferd, an wel— 
chem die Rotzigkeit aus mehreren Kenn- 
zeichen erwiefen werden kann, ſogleich 
dem Wafenmeifter zur Vertilgung zu 
übergeben ; Pferde, bei denen die Rotz— 
krankheit noch nicht ganz ausgebildet 
ift, oder die bloß an verdächtigen Drü— 
fen leiden, follen der thierärztlichen 
Behandlung übergeben werden, und 
während derfelben fo lange von allen 
übrigen gefunden fireng abgefondert 
bleiben, bis fich der Ausgang in Beſſe— 
rung oder in Rotz entjchieden hat. Das 
ber miüffen ſolche verdächtige Pferde 
durchaus ihre eigenen Wärter, Deden, 
Striegel, Trinfgefchirre, Halfter u. dal. 
haben, die bei anderen Pferden nicht 
gebraucht werden können. In Einkehr: 
häuſern follen die Barren und Trink: 
eimer forgfältigft gereiniget werden, fo 
oft andere Pferde einzuftellen kommen. 
Der Stall, in welchem ein mit Roß oder 
verdächtigen Drüfen behaftetes Pferd 
geftanden, ift an den Mauerwänden 
frifh mit Kalk zu übertündhen, die 
Raufen, Barren, Streubäume, Tränf: 
gefhirre find mit heißer Lauge rein zu 
waſchen, Holzwände fo viel als mög— 
lich abzuhobeln, die Streu zu verbren- 
nen oder unter dem Dünger zu ſchar— 
ren, das Eiſenwerk auszuglühen und 
Alles durch längere Zeit wohl zu durch— 
lüften, wo nur immer ein Anſteckungs⸗ 


Hop, 


ftoff haften fönnte, bevor man es wa- 
gen kann, gefunde Pferde wieder darin 
unterzubringen. Die Zeit, binnen wel- 
cher nach dem Kaufe eines ſolchen Pfer- 
des die Wandlungs- oder Ruͤckklage vor 
Gericht geführt werden kann, ift geſetz— 
mäßig anf 15 Tage beftimmt. (Krop. 
®. ©. 60. Bd. S. 418—420.) 

Rotz, Borfihtsmaßregeln bei War- 
tung der damit behafteten Pferde, f. 
Pferde, 

— — f. Pferde, Pferdbehäute, 

Rotzkrankheit, ſ. Rob. 

Roy, ſ. Le Roy. 

Rüben, f. Birtualienhändler. 

Rückkehr, verbotene. Die Straf 
beftimmungen wegen verbotener Rück— 
kehr finden nicht nur auf ſolche Indi— 
piduen, melde von dem Richter nad 
dem Strafgeſetze abaefhafft wurden, 


fondern auf alle Berfonen Anwendung . 


deren Abihaffung von der competenten 
Polizei » Behörde aus was immer für 
einem Grunde verfügt wurde. Dem 
Abzufhaffenden ift übrigens das Ber: 
bot der Rückkehr und die darauf vers 
hängten Folgen in jedem Falle zu er- 
öffnen, und wann die Abfhaffung nad 
dem Strafaefeße erfolgt, im Urtheile 
felbft auszudrüden. Ueber die Eröff- 
nung der Folgen der Abfhaffung an 
den Betheiligten ift mit Letzterem ein 
ordentliches Protocol aufzunehmen. 
(Hfkal. Decr. v. 22. Octbr. 1846 3. 
31194, an fammtl. Länderft. Bdg. der 
n. 5. Reg. vom 4. Novbr. 1846 3. 
63205, der ob der ennf. Reg. v. 11. 
Novbr. 1846 3. 31829. Pol. G. ©. 
74. Bd. Nr. 115.) 

— — verbotene, ſ. Abfchaffung, 
Reverſion, Revertenten. 

Rügen und Strafen gegen evange- 
liſche Geiftlihe find nur im Einverneh— 
men mit der kirchlichen Dberbehörde 
zu verhängen, f. Geiftliche. (Bra. v. 
14. Febr. 1852.) 
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Ruheſtörungen. Grundſatze wegen 
Anwendung der Waffengewalt bei öf— 
fentlichen Auheftörungen, ſ. Militär: 
Aſſiſtenz. 

Rußland. In Folge eines Minis 
fterialbefehls ift den nad Rußland kom⸗ 
menden ungarifhen und andern frem- 
den Krämern der Haufirhandel und 
insbefondere der Verkauf von Arznei- 
mitteln, da bievon Mißbrauch gemacht 
worden ift, mit Berufung auf frübere 
Berordnungen ganz unterfagt worden. 
(Hfkr. D. v. 21. Nov. 1842 3.47835. 
Rggs. Vdg. v. 7. Dec. 1842 3. 70758. 
Kn. S. V. J. 1842. Nr. 93.) 

— — Mit Beziehung auf die Re- 
aierung® =» Erläffe v. 7. Dechr. 1842 
3. 70758 und v. 18. Juni 1845 98. 
34802, wird befannt gegeben, daß die 
ruffifhe Regierung fi zu einer Erftre- 
dung des Termins für den Verkauf der 
bereits in Rukland eingeführten Waa— 
ren der fremden Haufirer bis 1. Mai 
1846 berbeigelaffen hat, und daß nad 
den in Rußland geltenden Gefeken 
fünftig jeder Gehilfe eines folden 
Handeldmannes, um dafelbft wie früher 
den Kleinhandel betreiben zu können, 
eines eigenen, in der erften Gouverne- 
ments» Stadt nächſt der Grenze zu Tö- 
fenden Erlaubnißfcheines bedürfe. (Hof⸗ 
famm. Decr. v. 12. Septbr. 1845 3. 
5725. Rggs. Vdg. vom 18. Septbr. 
1845 8. 56484. Prov. G. ©. 27. 
Bd. Nr. 176.) 

— — Behandlung der ruffifhen 
Unterthanen, die fi des Verbrechens, 
des Hochverrathes fhuldig machen, f. 
Auslieferung. 

— — llebereinfommen mweaen Zur 
rüfendung der Ifraeliten, f. Juden. 

Rufticalgründe, Ankauf und Pach⸗ 
tung von Seite der Jfraeliten in Bali: 
zien, f. Sfraeliten. 

Ruthenftreiche, fiche Förperliche 
Züchtigung. 
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